Die Einftimmigkeit des Iurpverdiktes. 


Don Herrn Staatdanwalt, jegigem Profefjor Dr. Heinze zu Leipzig. 


Echluß.) 


VE nußanwendungen und vorſchläge. 


Dad Spftem der obligatoriſchen Stimmeneinheit bringt nur eine einzige Ge- 
fahr und ein Bedenken mit ficy, jene, daß die Einbelligkeit eine erheuchelte ſei, diefeg, 
daf die wahre Einftimmigfeit zu felten zu Stande komme, um zur conditio sine 
qua non für Aburtheilung von Rechtshändeln erhoben werden zu dürfen. 

Man könnte fi zu Widerlegung der an zweiter Stelle nambaft gemachten 
Befürchtung auf das Beifpiel Englands berufen. Es ift dort ein Fall von äußer- 
fter Seltenheit, daß die Geſchworenen der Eiviljurd oder der Urtheilsjury in Straf- 
ſachen nicht einig werden können“). Wllein die Schlußfolgerung daraus wäre für 
Deutſchland etwad voreilig. Die Aufgabe des Engliſchen Geſchworenen in vermidel- 
ten und in Srällen, welde überhaupt Stoff zu Zweifeln bieten, ift durchſchnittlich 
minder ſchwierig, ald die feined Deutfchen oder Franzöſiſchen Kollegen. Vereinzelung 
der mehreren, bei una vereinten Anklagen, fonfretere Abfaſſung der Normen des 
materiellen Rechts, Beſchränkungen in Beweisſatz, Beweismitteln, Beweislaſt, Art 
der Beweisführung und Beweißregeln, endlich die Autorität des Richters wirken zu— 
jammen, um eine ſolche Einigung leichter zu erzielen, als in unferer Mitte?), der 
äußeren Zwangsmittel noch gar nicht zu gedenken. Die Macht einer mebrhundert- 
jährigen Gewobnbeit ift gleihfalld ein wirffamed Mittel zu förderung der Einftim- 
migfeit. Wielleibt fann man ſelbſt jagen, dat in England nationale Eigenthämlid- 
feiten der Einbelligfeit günftiger find ald bei uns, 

Noch weniger darf man die in Nordamerika gefammelten Wahrnehmungen ’) 
ohne Weitered ald zutreffend für unfere Verbältnifje anerkennen. Durch dad Zu— 


1) In Eivilfahen follen die Geſchworenen nur etwa einmal unter 20 Fällen zur abgefonder- 
ten Berathung fi zurüdzieben und faum einmal unter 500 fällen wegen mangelnder Einigfeit entlaſſen 
werden müſſen; während fie ſogar blos etwa in 1 pEt. der Kriminalfälle ſich zurüdziehen und in ] p. m. 
feinen Wahrſpruch zu Stande bringen, vo. Buttel a. a. O. ©. 249. 

2) Ich babe den Gedanken des Näheren auszuführen geſucht in Are en ber Engli⸗ 
hen Jury und dem Franzdſiſch ⸗Deutſchen Geſchworenengericht.“ ©. 28 ff, 55 ff. 64 fi., 70 fi. 


3) Nach Mittermaier Erfahrungen Heft I. ©. 125 ff. baben fi in New Mork die Geihwore 
1 L} 


4 Die Einftimmigkeit ded Jurhverdiktes. 


fammenmwirken einer Mehrzahl von Umftänden find dort die Jurhs bäufig von einem 
Geift der Eigenmwilligkeit erfüllt, der da3 gerade Gegenteil bildet von Gefeglichkeit 
und Gewilfenhaftigkeit nah Deutſchen Begriffen. Ein großer Theil der Bevölkerung 
bat fi daran gewöhnt, dem Loos und dem Verdikt der Jurh, namentlich in Eivil« 
fachen, etwa den gleihen Anfpruc auf Unfehlbarkeit zugugeftehen. 

Eher fünnte man die in frankreich mit der Entimmigteit gemachten Erfah. 
rungen zu Nuganwendungen beranzieben'). Bei Weiten die meijten Verdikte find 
damals mit Einftimmigfeit erfolgt; im ganzen Lande famen alljährlih nur etwa 40 
Verdikte vor, über welche die Geſchworenen nicht fi batten einigen können; insbe 
fondere wurden in den ganzen 14% “Jahren, während welcher die Einftimmigfeit galt, 
bei 1800 vor dem tribunal criminel von Pariß gepflogenen Verhandlungen nur 21 
Majoritätd-Verdikte gegeben. Freilich wird behauptet, daß die Einjtimmigfeit oft nur 
Folge der Unluft der Geſchworenen geweſen fei, fi lange mit der Sade aufzubal- 
ten. Die wichtigſten Fälle allein bätten eine längere Diskuſſion veranlaft und feien 
in Folge deffen mit Majorität entjcbieden worden. Bourguignon?) erzählt, wenn die 
Gejhmworenen eine zeitlang verhandelt gehabt und fich überzeugt gehalten hätten, daß 
ragen Ich nicht zu erreichen ei, jo hätten fie die Berathung ganz aufgegeben 
und unthätig den Ablauf der 24 Stunden abgewartet, um die Unerreichbarfeit der 
Einigung auszuſprechen. 

Mit Recht ift, indbefondere von Mittermaier’), Gewicht gelegt worden auf 
die Bewährung der Einftimmigkeit in der Praxis der Braunfchweiger Geſchworenen ⸗ 
gerichte. Auf Grund der von fompetentefter Seite und in der dankenswertheſten 
Meife mir gegebenen Auskunft kann ic darüber Folgendes mitteilen. 

Seit der Einführung ber Strafprozeß - Ordnung — 1. Juli 1850 — bis 
Ende März 1865 ift e8 nur viermal vorgekommen, daß die Jury unverrichteter 
Sache außeinandergeben mußte. Zwei diefer Fälle gebören den erjten beiden Jahren 
an. Darunter lag einmal die Schuld mehr an der mangelhaften Faflung der An— 
klage und bed Anklage-Erkenntniffes; da3 anderemal lautete die Frage auf Meineid, 
event. leichtfinnigen Falſcheid, und während 11 Geſchworene den Meineid verneinen, 
die eventuelle frage bejaben wollten, beharrte der zmwölfte Geſchworene dabei, daß 
Meineid vorliege. Beide Saden mußten an eine andere Jury gelangen und es er- 
folgten dann Hehr raſch einftimmige Verdikte, hier auf leihtfinnigen Eid. Um bie 
Gewinnung eined prozentualen Maaßſtabes zu ermöglichen, fei bemerkt, daß die 
Braunfchweigifhen Geſchworenen im Jahre 1855 über 84, 1856 über 88, 1857 
über 108, 1858 über 53, 1859 über 27, 1860 über 21, 1861 über 19, 1862 über 
26, 1863 über 20, 1864 über 21 Angeklagte Wahrfprüche abzugeben gebabt 
haben, 

Die Berathung der Geſchworenen pflegt in Braunſchweig längere Zeit in 
Anspruch zu nehmen als anderwärtd; es ift daher durchaus nicht gebräuchlich, für 
einen Tag mehr ald eine Sache zur Verhandlung anzufegen; durchſchnittlich füllt 
jede einzelne Sache fo ziemlich einen Tag aus. Die Urfahe liegt aber nicht bloß 
an der Einftimmigtfeit, rien zugleich an der Einrichtung des Kriminal-Geſetzbuchs, 
welches in den meiften Fällen dazu nötbigt, den Geſchworenen eine ganze Reihe von 
Fragen vorzulegen. Dazu kommt häufig eine Mehrzahl von Angeklagten, fo ver- 


nen im Jahr 1856 in 38, im Jahr 1858 in 20 fällen nit einigen können, während in Maſſachuſets 
in 10 Jahren nur 10 dergleichen fälle vorfamen. m Jahre 1851 blieben in New-HYork unter 1098 
Fällen 24, 1852 unter 1184 29, 1853 unter 1536 27 ohne Einigung der Jury. Die Hauptfhuld an 
folden Zwiefpalten wird der Abneigung gegen die Todeditrafe beigemeffen. 

1) Biener Engl. Gefhworenengeriht II. ©. 177, Cottu de l’administration de la justice 
eriminelle en Angleterre ll, ed, &. 281 ff. 

2) Manuel du jury p. 128. 

3) Die ausführlichſten Mittheilungen hat Mittermaier im Gerichtsſaal Jahrg. V. Bd. 1, 
5. 14 ff. gegeben. 
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theilten ſich die 88 Abgeurtheilten des Jahres 1856 auf 62 Sachen, die 108 An- 
geklagten des Jahres 1867 auf 68 Sachen. 

Drei bis vier Stunden können für die Berathung der Geſchworenen bei— 
läufig als regelmäßige Zeitdauer gelten. Doc fommen in wichtigen Fällen febr 
bäufig Beratbungen bis zu fehäftündiger Dauer vor. Eine nod längere und ind- 
befondere eine Ausdehnung bis zu 24 Stunden ift, abgejeben von den Fällen der 
überhaupt nicht erfolgten Einigung, fo gut wie nie eingetreten. 

Die Braunſchweigiſchen Gerichtshöfe find noch nie in der Lage gewefen, von 
dem Recht zur Befeitigung des Verdiktes auf »Schuldige mittelft einftimmigen Be— 
ſchluſſes Gebraud zu mahen; auch eklatant irrige Freiſprechungen oder Verneinun— 
gen erfchwerender Qualifitationen find von den Gefhmworenen nicht ausgegangen. 

Die Rüdfendung der Gefhmworenen ind Berathungszimmer zu Verbeflerung 
formmidriger, dunkler oder widerfprechender Verdikte ift Fehr felten. 

Die Frage, ob leicht ungebörige Einflüffe: Haldftarrigkeit, Parteilichkeit, über- 
legene Körperrüftigfeit den — geben, wird für die ganze Geltungsdauer der 
neuen Geſetzgebung entſchieden verneint. 

Die Engliſchen Kompromiſſe auf not guilty find in Braunſchweig nicht be— 
kannt; der Charakter der Bevölkerung gilt für zu ernft, als daß den abweichenden 
Anfihten Anderer über Schuld oder Unfhuld im Ganzen mehr ald eine moraliſche 
Wirkſamkeit eingeräumt werden könnte"). Docd glaubt man bemerkt zu haben, daß, 
wenn einige der Geſchworenen mit FFeftigkeit auf »Nichtfchuldige befteben, diefe ge— 
wöhnlich das Uebergemicht erhalten oder wenigftend die Annahme einer minder ſchweren 
ſtrafrechtlichen Qualifikation durchſetzen. 

Daß man den geſetzlichen Thatbeſtand in feine einzelnen Beſtandtheile auf- 
gelöft hat, um auf diefe Weife die fonft nicht erreichbare Einftimmigkeit der Geihmo- 
renen berbeizuführen, ift nur einmal, im Jabr 1850 — bei Anklage auf Fälſchung 
einer öffentlichen Urkunde war die Eigenfhaft der Deffentlichkeit zweifelhaft — und 
feitdem nicht wieder geſchehen. 

Entſchieden ftellen diefe Erfahrungen dem äußeren Erfolg, den man bon der 
Einführung der obligatorifchen Einheit im übrigen Deutſchland zu erwarten haben 
würde, ein ſehr günſtiges Prognoſtikon. 

Wichtiger als das hier widerlegte Bedenken iſt die Gefahr, daß die äußerlich 
vorbandene Einhelligkeit in der That nur durch eine ſcheinbare, auf Zwang und un— 
gehörige Beweggründe zurückzuführende Einigung erreichbar ſei und erreicht werde. 
Man könnte zwar vielleicht ſagen wollen, eine ſolche Einheit ſei immerhin noch min- 
deſtens ebenſo viel werth mie die ſonſt verlangte Mehrheit, fie ſei aus einer über— 
wiegenden wahrhaften Majorität und aus einer Minorität zuſammengeſeßtt, die ſich 
ſelbſt überwunden bekenne. Allein abgeſehen von der Unwürdigkeit eines Aus— 
ſpruches, deſſen Urheber denn doch zum Theil einer abweichenden Anſicht huldigen, iſt 
die Vorausſetzung nicht ganz zutreffend, daß es der Mehrheit überall gelingen müſſe, 
ihren Willen der Minderheit als Geſetz aufzudringen. Liegen die Dinge überhaupt 
fo, daß ein wirklicher Zwang zur Einigung ſtattfindet, jo fommt es weniger auf die 
freieigene Gruppirung der Stimmen, ald auf die perfönlihe Ausdauer der Abftim- 
menden an. Die klarfte Ueberzeugung braudt darum noch nicht den ftandhafteften 
Mertreter zu baben. Leicht können die phyſiſchen Kräfte das Uebergewicht erlangen 
über Einfiht und Urtbeil. 

Dies ift der Fall und der Fehler in England. Wenn die Jury vor erlang- 
ter Einigung obne Erlaubnif des Richterd fehlechterdingd nicht außeinandergehen darf, 
in Kapitalfällen fogar no die Zuftimmung des Angeklagten binzutreten muß, und 


I) Ich hatte um Auskunft gebeten: ob in der Praxis das abweihende Votum anderer Ge 
ſchworener nicht blos einen formellen, fondern einen materiellen Zweifelägrund bilde und daher ohne Weis 
tereß zum einftimmigen not guilty führen dürfe. 
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wenn der Jury während ihrer, gleichviel wie lange fortgefepten Berathung Speife, 
Trank, Feuer, Licht verjagt wird, fo ift die rechtliche Verpflichtung der Einigung zum 
faktiſchen Zwang gefteigert. Wenn die Nechtdübung in England zu Erzielung der 
Einbelligkeit nicht blo8 an die Einfiht und dad Pflichtgefühl, fondern aub an die 
phyſiſche Schwäche und die menſchliche HSinfälligfeit der Gejchworenen ſich wendet, 
fo muß fie es über fidy ergeben laflen, daß fie Ergebnifje erzielt, melde in diefer 
Schwäche wurzeln. 

Das Gegengift, von weldem oben die Rede war, wird bier in fo ftarfen 
Gaben gereicht, daß es felbft zum Gift werden kann. Diefe Möglichkeit wird auch 
von Belt’) anerkannt, aber unterfbägt. Denn, meint er, damit ein eigenfinniger 
oder bejtochener Geſchworener im Stande fei, den Lauf der Gerechtigfeit eine zeit- 
lang zu hemmen, müſſe derjelbe erjtend mit auf die Bank berufen werden, zweitens 
nicht blos im gemöhnliden Sinn eigenfinnig und beſtochen, fondern alled Rechts— 
finnes und Schamgefühld fo ledig fein, daß er ftundenlang den Gegengründen feiner 
eilf Genoffen, demnächſt der nahdrüdlihen Werurtheilung feined Verhaltens durd 
Gerichtshof und öffentlihe Meinung Troß bieten möge. Dritten müffe dad argu- 
mentum ad ventrem bei ibm doch ebenfowohl fich bewähren, wie bei den Anderen, 
denn es wäre eine läcdherlihe Annahme, daß der ärgite Narr oder Schurke in der 
Jury notbwendig zugleich die ſtärkſte Leibesbeſchaffenheit beſitze. Allerichlimmiten- 
Fun fei nicht zu beforgen ald einige Unbequemlichteit für die anderen Geſchworenen 
und die unverrichteter Sache eintretende Entlaflung diefer Jury. — Dabei wird 
freilich jo manche gegentheilige Erfahrung ignorirt und überfehben, daß die charakte— 
riſtiſche Eigenthümlichkeit des Eigenfinnd eben darin beftehe, vernünftigen Gründen 
unzugänglich zu fein, daß die geiftige und körperlihe Ausdauer zum Theil bedingt 
ift durch die Stärke des treibenden nterefled, daß dem Böswilligen Vorbereitungen 
nabe liegen werden, und daf ein von bornberein gefaßter unabänderlich feſter Ent- 
Ihluß don vornherein ein gewiſſes Uebergewicht über unfichere und ſchwankende Neben- 
männer giebt. 

Es ift oben dargelegt worden, daß der obligatorifde Charakter einer beftimm- 
ten Gruppirung ſchon an und für ſich ein wirffames Mittel zu Herbeifübrung dieſes 
Stimmenverhältniffes ift. Dies gilt par excellence von der Stimmeneinheit. 

Sicher ſchießt die pſychologiſche Nöthigung, welche eine folhe Vorfchrift mit 
fi bringt, nicht hinaus über das erreichenämertbe Ziel. Soweit es fib um die 
Betonung der Objektivität und Einbeitlichkeit des einzig zutreffenden Ergebniſſes, alſo 
um jenen innerliben Sinweid auf eine dur das Streben nad Wahrheit jelbit ge 
botene Einigung bandelt, bedarf diefe Behauptung feines Nachweiſes. Das Gleiche 
gilt von dem Förderungsmittel der Einigung, meldes in der folgeweifen Vertiefung 
und Ausbreitung der Debatte liegt. An dritter Stelle übt allerdings auch die Vor- 
ftellung, daß man fich einigen müfle, um überhaupt zu einem formell gültigen Ab- 
ſchluß zu gelangen, daß man die gemeinfame Beltimmung verfehle, wenn man fich 
nicht zur Einigkeit durchkämpfe, obne Zweifel einen gewillen und zwar äußerlichen 
Drud au; allein wenn man denfelben nicht durch anderweite Zuthaten berftirkt, 
fo wird er nicht außer Verhältniß jteben zu dem Gegendruck, den auf der anderen 
Seite die natürliche Empfindlichkeit und Rechthaberei, die perfünliche Vorliebe für die 
felbftgebildete, einmal geäußerte Anficht entwideln wird, 

Freilich der Außerliche Zwang, den die Englifchen Einrichtungen mit fi brin- 
gen, iſt fchlechtbin verwerflich. ine erzwungene Einbeit bat, wenn nur cbenjoviel, 
jedenfalld nicht mehr Werth, ald die natürliche Mebrbeit; fie zeigt nur den wahren 
Kern, umgeben bon einer täufchenden Hülle. Die Einrichtung ift vollkommen mittel» 
alterli und zu erflären nur einestheils durch die einftige Zeugeneigenſchaft dev Jurd, 
andererfeitd dur die Beltimmung der Jurh, als Werkzeug in der Hand des Ge— 
vichtd zu fungiren. Im Prinzip ift die Unterfcheidung zmifchen jenem moralifchen 


1) Vergl. v. Bnttel a. a. D. ©. 1. 
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und dieſem phyſiſchen Zwang ſehr bequem zu vollziehen. Bei der praktiſchen Hand» 
habung wird die Sonderung leicht auf Schwierigkeiten ſtoßen. Es gilt den Zeit— 
punkt zu beſtimmen, in dem die Debatte den Gegenſtand ſächlich erſchöpft hat und 
deren Fortſetzung für die Diffentienten ein Nöthigungsmittel werden würde. Wann 
bören die Gründe auf Gründe zu fein, um zu äußerliben Angriffsmitteln auf die 
Bequemlichkeit, Abfpannung, Ungeduld der Gegner berabzufinten? Es ift wohl zu 
beachten, daß jeder der beiden Bruchtbeile der Debattanten Dartei in eigener Sache 
ift, und daß dad Urtbeil von Nichtjuriften über diefe Präjudizialfrage durchſchnittlich 
überhaupt minder einſichtig und zuverläſſig ausfallen wird als das der Juriſten. 

Steben wir bier vor der Aufgabe, dad Zuviel zu verbüten, jo kann an- 
dererfeit3 wobl aud ein Zuwenig eintreten. Das Obligo der Stimmeneinbeit wirkt 
ohne Widerrede mächtig ein auf die Belebung und Vertiefung des Austauſchs ver-, 
ſchiedener Meinungen und ihrer Gründe Allein, ob diefe Wirkfamfeit im einzelnen 
Fall bis zu dem Punkt reiht, wo der Kampf mit Gründen erſchöpft fein würde, 
bängt ſehr ab von der Individualität dev Streitenden. ndolenz, Bequemlichkeit, 
Ungeduld und Ungeſchick können troß jenem Impuls einen voreiligen Schluß der 
Beſprechung berbeifübren. 

Diefe Erwägung bedarf einer Erweiterung, wenn man fpeziell die Leiftungs- 
fähigkeit dev Gefhworenen ind Auge faßt. Troß dem beiten Willen der Betbeilig- 
ten läuft jede Debatte Gefahr, fruchtlod und unergiebig zu werden, deren Theilneh⸗ 
mer nicht die erforderliche Fähigkeit befigen, ihre Gedanken Har, einleuchtend und am 
vechten Ort vorzutragen, deren Leitung die gebörige Gliederung des Geſammtſtoffes 
und die fehrittweife Erledigung der Einzelpunfte zu verwirklichen nicht verftebt. And 
es ijt feinem Zweifel unterworfen, daß in allen diefen Stüden die Juriften durch— 
ſchnittlich ohne DVergleih mehr leiften als die Nichtjuriften. Die ganze praftijche 
Tätigkeit des Juriſten ift eine unausgefegte Einübung jener Fertigkeiten. Gelbit 
der gejhidtefte und geübtefte Nidtjurift bat die dem Fach eigenthümliche und unent- 
behrliche Technik und Methode nicht in gleihem Grad ſich aneignen fünnen. Zu dem 
Ktonzentriren der Debatte gehört namentlich das vorfichtige Ausſcheiden de3 Gleich, 
gültigen und Unweſentlichen. Auch bierin werden die Peiftungen der uriften ganz 
entjchieden überwiegen. — Es fann nicht beftritten werden, je ſachgemäßer eine De 
batte in allen diejen Richtungen aeführt wird, deito vollitändiger und wirkjamer 
wird jedes Für und Wider zur Geltung gelangen, deito ſchwächer werden die 
Schwankungen werden, welden dad SZünglein der Waage ausgelegt ift, deito 
böber wächſt die Wabricheinlichkeit, daß das Ziel einer wabrbaften Stimmeneinbeit 
erreicht werde, 

Ergebniß: Um gegen dad Zuviel und das Zuwenig, um der nötbigen 
Gründlichfeit und der fachgemäßen Beſchränkung ficher zu fein, bedarf man eines 
Regulators, der zu Löſung diefer Aufgabe geſchickter ift, als es die große Mehrzahl 
der Gejchworenen fein kann, und der eine Stellung zwiſchen den Barteien einnehmen 
muß, um feinem Urtheil die erforderlihe Unbefangenheit zu wahren. Welchem Kreis 
ein folder Gebülfe und Berather der Geihworenen zu entnehmen fei, ift von felbjt 
klar. Alle die Eigenichaften, die ibm nothwendig find, finden wir im eminenten Sinne 
vertreten unter den Mitgliedern des Gerichtähofes, 

Diefe Löfung dev Aufgabe trifft zufammen mit einem anderwärtd von mir 
gemachten Vorſchiag). Ich darf c8 wohl als ein dringendes Indizium für die 
‚solgerichtigfeit und innere Wahrbeit meiner Betrachtungen und der dabei gewonne- 
nen Nefultate anfeben, Daß, wie ich gegenwärtig zu zeigen verfucht, dad dem Verdikt 
der Geſchworenen eigentbümliche und unentbehrlihe Stimmenverbältnif, nämlich die 
Einftimmigfeit, praftiich zu denfelben Forderungen und Einrichtungen führt, welche 
fih beraugftellen, wenn man auf der Baſis der effektiven Leiftungsfäbigkeit der juri- 
ftiihen und der nichtjuriftiichen Bevölkerung eine Jurd vom Grund aus neu fon- 


1) Ein Deutfches Gefhmworenengeriht S. 159 ff., 166 ff. 
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firuirt, oder wenn man die Englifhe Jury mutatis mutandis, d. h. unter Berüd- 
fihtigung der auf beiden Seiten eigenthümlich und verfdieden geftalteten Verhält- 
niffe nad Deutſchland überträgt"). 

Was die Organifation diefer Unterftügung der Gefhmworenen dur den Ge- 
richtshof betrifft, fo babe ich in der erften der vorhin angeführten Arbeiten?) die 
allgemeinen Gründe entwidelt, welde die Zuziehung eines einzelnen Richters gebie- 
ten, die Betheiligung des ganzen Richterkollegiums oder auch nur einer Mehrzahl 
bon Richtern ausſchließen. Ich beihränfe mich bier darauf, die Gefichtäpunfte ber- 
borzubeben, welche fpeziell für unferen Gegenftand, nämlich für die Anbahnung der 
Einbelligteit den Ausſchlag geben. 

Es find, wenn man den Gefchworenen eine Mehrzahl von Richtern beigefellt, 
als Grundlagen für Austaufh und Ausgleihbung der Meinungen fünf vorläufige 
Gruppirungen der Stimmenverbältniffe möglich: Gefchworene einig, Richter einig, 
bei Uebereinftimmung zwiſchen diefen und jenen; diefe und jene unter fi einig, aber 
Zwieſpalt zwifchen Richtern und Gejhworenen; Richter einig, Gefchworene uneinig; 
Geſchworene einig, Richter uneinig; endlih Nichter uneinig, Geſchworene uneinig. 
Der erfte diefer Fälle ift fo geartet, daß die Lebereinftimmung der Gefchmorenen 
aller Wahrfcheinlichkeit nah aud ohne Richter oder menigftend unter Mitwirkung 
Eined Richterd zu Stande gelommen wäre. Die beiden Fälle, in denen Zwieſpalt 
inmitten de3 Richterkollegiums ftattfindet, find begreiflih nicht geeignet, den gegen- 
theiligen Zuſtand unter den Geichworenen herbeizuführen, oder aud, wenn bderjelbe 
[bon vorhanden wäre, zu befeftigen, vielmehr würde die Wirkfamfeit eined einzelnen 
Richters dem Einigwerden oder Einigbleiben der Geſchworenen unzweideutig fürder- 
licher fein. Findet beiderſeits Uebereinftimmung, aber in entgegengelegten Richtungen 
ftatt, jo ift natürlich die Fortdauer der Einhelligkeit unter den Gejchworenen gleich 
falls entſchieden in Frage geftellt, entfchiedener ald durch den Widerſpruch eines ver- 
einzelten Richterd. Bleibt alfo als günftigfter und zu Einwirkungen gelegenfter Fall 
übrig, daß die Richter einig, die Gelhorenen uneinig find. Hier wird aber, anftatt 
überzeugender Gründe, leicht die kompakte Autorität der juriftifhen Bank den Aus— 
hlag geben, wenn die Richter mit dev Mebrbeit der Geſchworenen übereinftimmen. 
Stehen dagegen die Richter auf Seiten der Jurpminorität, befonderd einer kleinen 
Minorität, jo liegt nicht? näher als die Eventualität und Gefahr, daß ein gemiffer 
Antagonidmus zwiſchen Jury und Richterkollegium ſich eindränge und wirkfam werde. 
Ueberhaupt ift e8 unaudbleiblich, daß das Gefühl der näheren Zufammengebörigkeit 
auf jeder der beiden Bänke einen gewiſſen esprit de corps im Innern, eine gemiffe 
Erklufivität nach Außen befördert. Die mebreren Richter inäbefondere werden ohne 
Sweifel dahin ftreben, zunächſt untereinander einig zu werden und dann fich verjucht füh— 
len als gefchloffene® Korps den Gefchworenen gegenüber zu treten. Die Debatte wird 
unausbleiblih Miene machen, jene fachgemäße Färbung anzunehmen, vermöge deren 
die Unterhaltungen der Juriſten über Gegenftände ihres Berufeß fo arg in Miß- 
fredit ftehen bei den Nichtjuriften. Und ift die Einigung unter den Richtern einmal 
erreicht, jo wird das Michterkollegium nur zu leicht Anſehen und Eigenſchaft einer 
Partei gegenüber dem Groß der Gefhworenen annehmen. Der einzelne Richter da- 
egen ift an die Gefchworenen gewiefen, er muß, will er wirken, fo fprechen, wie «8 
fi die Gefhmworenen paffend ift, er kann zwifchen der Mehrheit und Minderheit der 
Geſchworenen eine neutrale und unparteiiihe Stellung einnehmen. Das Nichter- 
follegium grabitirt nolens volens zu Bildung und Vertretung einer eigenen Partei, 
die mehreren Richter werden gewiſſermaßen einen felbftftändigen Organismus für fi 
bilden | der eine muß wohl oder übel der bloße Berather und Gehülfe der Gefchtvo- 
renen jein, i 


1) Vergl. Heinze Parallelen a. a. ©. 
2) ©. 166 ff., 173 ff. 
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Hiermit find die formellen Gründe angedeutet, welche indgemein der Verbin- 
dung einer Richterbank und einer Gefhmworenenbank entgegeniteben. Die Berhinde 
rung der Einſtimmigkeit ift nur eine einzelne der Wirkungen, mit welchen ſolche Ner- 
bindung der Gewinnung eine? braucdbaren Wahrſpruchs in den Weg tritt. Die 
allgemeine Signatur wurde entweder Zwieſpalt zwifchen beiden Körpern fein, oder 
Abhängigkeit der Gefchworenen von den Richtern. Die Debatte wird leicht einen 
perfönlicben Charakter annehmen, anftatt in die Sache ſich au vertiefen. Die ver- 
einten Richter werden ein Monopol des Beſſerwiſſens beanfprucden und einer Be- 
lehrung durch Geſchworene den zäbeften Widerftand entgegenfegen. Die Fülle der 
itio in partes müffen neue Schwierigkeiten verurfadhen, da man den Proteſt des 
Richterkollegiums, das man gemeinfam mit der Jurp beratben läßt, doc nicht wohl 
für völlig wirkungslos erklären kann. — Aber aud wenn die Richter das Unmög— 
liche vollbringen, nämlich des Bewußtſeins der unter ibnen ftattfindenden Gleihar- 
tigkeit und engeren Zufammengebörigteit gänzlich fich entäußern würden, ift die Vor 
ausſetzung irrig, daß ein Nichterkollegium erheblich mehr leiften würde, ald ein ein- 
zelmer Richter. Die Unterftügung der Gefchworenen dur die formellen Vorzüge 
der Richter, Technik, Metbodit, Uebung und Sicherheit in der Behandlung des 
Stoffed erfordern, um gehörig geltend gemacht zu werden, nothwendig Konzentra- 
tion in Einer Derfon, und die materiellen Hülfsmittel an Anſchauungen, Kenntniflen, 
Erfahrungen bieten bei einer Mehrzahl befäbigter Richter nicht entfernt die Spiel. 
weite und Verfchiedenbeit dar, mie zwifchen einer Mehrzahl paflend gewählter Ge 
ſchworener. 

Doch dies nur nebenbei. Die Frage nad. der Zabl des Richterperſonals, 
welches der Jurh zu Beförderung der Einjtimmigfeit beizugeben iſt, lient aber der 
Trage der Stimmenzabl fo nabe, daf fie nicht wohl völlig iqnorirt werden fonnte, 

In der beratbenden Stellung des beigegebenen Nichterd liegt der formelle 
Grund, weshalb demfelben ein Stimmrecht nicht einzuräumen if. Der Richter foll 
nicht ſelbſtſtändig, fondern ald Adjunkt der Geſchworenen auftreten. Vermag er ed nicht, 
einer vermeintlich richtigeren Auffaflung in der Mitte der Gejchworenen Eingang zu 
verſchaffen, jo ift feine Oppofition gegenüber der Uebereinftimmung der Gefchworenen 
überhaupt nicht weiter von Gewicht; dies erfcheint zugleich materiell völlig gerechtfer- 
tigt. Gelingt e8 nämlich dem mit allen Hülfsmitteln der Erfahrung und Technik 
außgerüfteten Richter nicht einen einzigen Gefchworenen zu fi berüber zu ziehen, 
fo darf man die Berechtigung dieſes Diffenfed mit Grund in Zweifel ziehen. 

Ein fpezieller Vortbeil, welden die Zuziehung eines Richters zu den Bera- 
tbungen der Geſchworenen für die FFeititellung der objektiven Wabrbeit und für die 
Erzielung der Einjtimmigkeit mit ſich bringen würde, verdient befonders erwähnt zu 
werden. Vergegenwärtigt man fib die Erfahrungen, welche man bei Richterkollegien 
macht, jo wird man es nicht für ein ſeltenes Vorkommniß ausgeben dürfen, daß die 
Geſchworenen verihiedener Meinung über da8 find, mas der oder jener Zeuge in 
Betreff eined einzelnen Punktes außgefagt, angedeutet, gemeint habe. Gewiß ftößt 
fi die Einigung oft an ſolchen Differenzen. Häufiger no, und zwar defto öfter, 
je zutveffender die Gefchworenenbant zufammengefegt ift, wird es fich ereignen, daß 
einzelne Geſchworene vermöge ihrer Detailtenntnif und Autopſie des Lebens und 
der Welt, einflußreiche Gefihtöpunfte, Fragen, Nuganwendungen zur Geltung brin- 
gen, die in der Verbandlung ſelbſt ganz unberüdiichtigt aeblieben find. In vielen 
Fällen würde die Ausfüllung ſolcher Yüden die getrennten Fraktionen der Jurh ber. 
einigen. In beiden Richtungen nun, ſowohl was die Konjtatirung des wirklich Ver— 
bandelten, ald was die Büßung der Lücken betrifft, wird der Nichter mehr leiften 
als ein Geſchworener. Insbeſondere die concinne Umgränzung der Mängel, die 
deutliche Bezeichnung des Verhältniſſes zwiſchen dem Gegebenen und dem Vermißten, 
die Beurtbeilung der Erbeblichkeit wird von dem Richter ficberer und feblerlofer ver- 
wirflit werden ald von den Geſchworenen. Und den techniſchen Schwierigkeiten, 
welche zu überwinden find, bis die theilweiſe MWiederaufnabme der Verbandlung den 
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erforderliben Erſah geleiftet hat, ift der Richter ohne Vergleich beſſer gemachien als 
im Durchſchnitt irgend ein Gefchworener. 

Aehnlich verhält ed fi mit dem in England wie in Braunſchweig zuläfligen 
Spezialberdikt, welches die Aufgabe der Jury auf die reine Thatfrage zurüdführt, 
und damit die Hinderniffe aus dem Wege räumt, weldye etwa ausdrüdliche oder im- 
plizirte Rechtsfragen der Einigung der Gefchworenen bereiten fünnen. 

Iſt die vorgelegte frage in der Debatte erichöpft, obne daß Einftimmigteit 
erzielt worden wäre, fo wird die Entlaffung der Jury, um nah 1—2 Tagen wie 
der zufammenzutreten und zur endgültigen Abitimmung zu ſchreiten, ein vortreffliches 
Mittel fein, die Einigung zu befürdern. jedermann hat an fich felbit die Erfahrung 
gemadt, daß man oft daſſelbe Ding beute mit ganz anderen Augen anſieht al& 
geitern, oft in der Verfaſſung fich befindet, morgen einen Widerjpru fallen zu laſſen, 
der heute mit aller Zäbigkeit aufrecht erhalten wurde, Es giebt eine Befangenbeit 
des Moments, eine Kinfeitigkeit, von der wir leicht, aber auch nur dann, frei wer- 
den, wenn mir Zeit gehabt haben und zu ſammeln. 

ch verzichte darauf, SZeugniffe aus dem Sprücdmörterfhaß beizubringen; 
aber jedes in continenti gebildete Urtheil über einen jo eben lan Gegen⸗ 
fand trägt zum Theil den Charakter der Zufälligkeit an ſich, gegenuͤber dem dauern- 
den und regelmäßigen Beitand von Urtbeilen, welchen die ganze Perfönlichkeit reprä— 
fentirt. Das Urtheil de8 Moment? liegt in der Deripherie, durch forgfältigere, vom 
Centrum audgebende Meflungen kann es oft reftifizirt werden. Die Gedantengänge, 
als deren Fortfegung das Urtheil des Augenblicks fi daritellt, machen häufig binnen 
furzer Zeit anderen Gedanfenreiben mit abweichenden End» und Sielpunften Platz. 
nsbefondere am Morgen des neuen Taged nimmt man oft eine ganz veränderte 
Stellung ein gegenüber den Meinungen de? alten. 

Die nächtliche Ruhe leitet leicht etwas, was feinem anderen Mittel gelingt, 
den ganzen Menſchen umzuſtimmen. Wenn zwei oder mehr Perſonen, wie es der 
Fall bei einer Jurh ift, auf Grund derſelben Beweisaufnabme zu verſchiedenen Auf- 
faflungen de3 unterliegenden Sachberhalts gelangen, fo iſt die Erklärung dieſes Phä— 
omens zum großen Theil in Stimmungen und Gewöhnungen zu ſuchen, melde ſich 
der Fixirung im Bewußtſein und noch mehr der Faſſung in Worte entziehen. Dieſer 
zartere, minder widerftandsfäbige Theil unſeres Seelenlebend ift es aber eben, der 
dur den Moment und die augenblidliche Lage vorzugsweiſe beeinflußt wird, der 
nach kurzem Zeitverlauf, insbefondere nad einer naturgemäßen Verjentung in das 
Mpiterium des Schlafes ſo leicht ganz andere Erfceinungen zeigt, ganz verſchiedene 
Richtungen einſchlägt. So ſcheint es ſaſt, daß mit dieſem Vorſchlag das Spezifi⸗ 
kum zu Einigung einer uneinigen Jury genannt ſei. Zumal eine ſolche Zwiſchenzeit 
zugleich trefflich rg ift, der perfönlichen Empfindlichfeit die Spike abzubreden, 
und das Gefühl, daß man ehren. und anftandshalber an die einmal verfochtene An- 
ficbt oder doch an die unterliegenden Gründe gebunden fei, abzuſchwächen, denn 
damit wird ficher ein zweites ſchwer wiegendes Hinderniß der Einigung aus dem Wege 
geräumt. 

Vielleicht wird eingehalten werden, dieſe Pauſe der Sammlung könne ebenſo 
gut dazu dienen, die Stimmen zu zerſplittern wie zu einen. Dabei überſieht man 
indeß, daß die ruhige Sammlung und Ueberlegung nirgends zu Erweiterung, ſondern 
überall zu Minderung des anfänglichen und momentanen Zwieſpalts zu dienen pflegt. 
Bildet die objektive Wirklichkeit den einheitlichen Mittelpunkt, um welche die urtbei- 
lenden Individuen, als ftändige Größen betrachtet, einen Kreis beſchreiben, fo ftellen 
die momentanen Stimmungen, Auffaffungen, Urtbeile bieler Individuen eine zwar 
fonzentrifche, aber viel weiter abliegende Kreißlinie dar. Die Richtung von diefem 
mebr zufälligen Standpunkt nad dem ftetigeren Beftand "ft zugleih die Richtung 
na dem einen und alleinigen Mittelpunkt. Mit demfelben Recht könnte ich auf 
die allmälige Beruhigung und Glättung einer wogenden Waſſerfläche Bezug 
nehmen. 
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Amar ftebt der Vorfchlag, die endlibe Berathung und Beihluffaffung zu 
vertagen, in diametralem Gegenfag zu der Enalifchen Ab- und Einfperrung der Jurb; 
er weicht auch weit ab von der Franzöſiſch-Deutſchen Einrihtung, wonach die Ge 
ſchworenen während ihrer Beratbung ifolirt werden und bis zu Fällung des Verdikts 
mit Niemandem als höchſtens mit dem Vräfidenten des Gerichtshofes in Verkehr 
treten dürfen. Allein die Grundjäge ded Engliſchen Rechts wurzeln theild in ben 
eigentbümlichen Verbältniffen der landesüblichen urn, theild kennzeichnen fie ſich als 
ein offenbar verwerfliches Mittel zur Herbeiführung der Cinftimmigfeit. Von der 
legterwähnten Eigenſchaft it oben ſchon des Weiteren die Rede gemefen. Die Stel. 
lung der Jury fehlägt ein, jofern die Giviljury und die kleine Jurp in England von 
Rechtswegen keineswegs jene dem Gerichtäbof foordinirte Rolle fpielen wie die Kri- 
minaljury auf dem Kontinent, bielmebr nad ihrem inneriten Weſen und ihrer ae- 
ſchichtlichen Entwidelung nicht? Anderes find, ale Werkzeuge in der Hand des 
Richter. Ich babe diefe Auffaflung bereit? an einem anderen Ort zu begründen 
geſucht und dort augleich auf den Zufammenbang diefes Unterordnungd-Berbältniffes 
mit dem Einftimmigfeitgzwang aufmerffam gemadt'). 

Die Franzoͤſiſch-Deutſche Konfinirung der Gefhmworenen beginnt erft mit oder 
nach dem Reſumé des Präfidenten”); fie it befanntlih nicht qualifigirt durch Bor- 
enthaltung von Speife, Trank, FFeuerung; fie verfolgt nicht die Einiqung der Ger 
fhworenen als Iwed, fondern nur deren Abiperrung nab Außen. Sie will die 
Berinfluffung der Gefchworenen dur Dritte, Beteiligte oder Unbetbeiligte, verbüten, 
und fie ftellt fib an, ald ob derartige Verſuche nicht früber vorkommen fünnten, als 
mit dem Seitpunfte, wo die Iſolirung ibren Anfang mimmt. Dabei wird ignorirt, 
daß der Bearbeitung der Geſchworenen durch Zeugen, Parteien und deren Angebö- 
tige oder Vertreter vor dem Beginn der Verhandlung fein Äußeres Hinderniß im 
Mege ftebt. Zwar beruhigt man fi über diefe Gefahr mit der Erwägung, daf ja 
bis zum Anfang der Verhandlung ungewiß bleibe, weldt unter den 30—36 Ge- 
fhworenen zur aktiven Mitwirkung berufen werden wirden. Allein wird dieſe 
größere Zahl Jemanden, der frumme Wege geben will oder binter die Heiliqung de8 


Mitteld durch den Zweck fi verſchanzt, abhalten, auf gut Glück diejenigen Geſchwo⸗ 


renen zu beeinfluffen, die ibm gerade zugänglich find? Und wer bürgt dafür, daß 
nicht gerade diefe beeinflußten Schwurmänner auf der Bank Dlag nebmen? Zumal 
die Partei in ihrem peremtorifhen Ablehnungsrecht ein trefflihes Mittel befigt, die 
Chancen dafür, daf die von ibr bearbeiteten Geſchworenen in Thätigkeit treten, um 
33% Prozent zu erböben. Beiläufig bemerkt, eine der Scattenfeiten def peremtori« 
ſchen Ablebnungsrechtes. 

Aber geſetzt den Fall, daß die Geſchworenen bis zu der üblichen Auslooſung 
völlig intakt bleiben, was hindert den, der intriguiren will, darın, in den kürzeren 
oder längeren Pauſen der Verhandlung fib mit den berufenen Giſchworenen in Ver- 
bindung zu ſetzen, um bdiejelben für feine Auffaflungen oder Würfche zu gewinnen? 
Es bandelt ſich nicht blos um Hauptverbandlungen, die mebrere Tage beanfprucen, 
auch folbe von nur eintägiger oder felbit balbtägiger Dauer bietn Gelegenheit zu 
Uebung von Berfübrungsfünften. 

Ich felbit babe öfter ald einmal mit angefeben, wie ein Vatbeidiger, deflen 
Element die Intrigue war, die kürzeften Zwiſchenräume der Verbmdlung benupte, 
um für fih und feine Sache dad Wohlwollen und Vorurtheil der Gefchworenen zu 
faptiren. 





1) Darallelen ©. 28 ff., 68 ff. 

2) Vergl. Mittermaier die Gefrhgebung und Rechtsuübung über Strafverfahren S. 552 ff. Der 
Paſſus im Eid der Jurp: „de ne communiquer avec personne jusqu’apres vtre declara- 
tion“ if zur Ausihliehung von fremden Einflüfterungen, welche die Gefhmorenen paſſiv entgegennebmen, 
micht ſehr geihidt gefaht. Die Beſtimmung des Aıt. 313, des Code: „L’entree n’en pourra ötre 
permise pendant leur deliberation, pour quelque cause que ce soit, que Jar le presi- 
dent et par &crit* drüdt aber vollends jene DVerfiherung zur hohlen Phraſe herab, 


.* 
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In Summa übertreibt man kaum, wenn man es ausſpricht, daß diefe mo- 
derne Bbfperrung ihren Zweck nur in den fällen erreicht, in denen fie überflüffig 
ift; fei cd, daß die Gefchmorenen der Verfubung pflibtmäßig widerftanden haben 
würden, fei e8, daß die Betbeiligten ſolch unlautere Mittel verichmäben ſei es, daß 
ſie den möglichen Erfolg der Mühe nicht werth achten. Daraus ergiebt ſich, wie 
unbedenklich es iſt, auf dieſe Sicherungsmagßregel zu verzichten, zumal wenn bie 
Zuziehung eine? Richters zu Beratbung der Jury eine viel ftärfere Bürgfchaft gegen 
die Beherrihung der Geſchworenen durch ungebörige Motive bietet. 

Eine Erwägung, ift es, die gleihwobl Zweifel anregt, ob mittelft der 
Einrichtungen, die bier ind Auge gefaht find, die Stimmeneinheit oft genug 
erreicht werden werde, um die Fälle der Nichteinigung als feltenfte, und vermöge 
diefer Seltenbeit unſchädliche Ausnahmen erſcheinen zu laffen. Offenbar be 
figen ungebörigen Einflüffen gegenüber die Geſchworenen weniger Widerftandsfäbig- 
feit als durchſchnittlich die Nichte. Darum liegt bei jenen die Gefahr einer der 
befjeren Leberzeugung entgegenlaufenden oder aucd einer unbewußten Darteinabme 
in gewillem Sinne näher als bei diefen. Zwar bildet die rechtlihe Nothwendigkeit 
der Einigung und die Mitwirkung des Richters ſchon ein ſtarkes Gegengewicht gegen 
ſolche Unredlichfeit oder Schwäche, allein die Behauptung, daß die befferen Impulſe 
fo qut wie immer die ſtärkeren fein würden, ift dennoch etwas gewagt. Ich bringe 
in Erinnerung, daß man in England, wenn die Geſchworenen fich nicht einigen können, 
in der Megel geneigt ift, ſolchen Menfclichkeiten die Schuld beizumeſſen. Ebenſo 
wenig darf außer Acht gelafen werden, daß man unter den Geſchworenen in länge- 
ren oder fürzeren Zwiſchenräumen immer auf einzelne Individuen ftöht, welde in 
ihrem Eigenfinn und mit ihren fonderbaren-Anfhauungen der Belehrung unzugänglich, 
der Belehrung oder Widerlegung unfübig find. Iſt diefe Geifteöverfaffung eine 
einigermaßen hochgradige, v wird auch die Zuziehung eined Michterd zur Beratbung 
der Geſchworenen obne Erfolg bleiben. Hält man an dem Erforderniffe der Ein- 
ftimmigfeit ſtarr feft, fo wird dur einen folhen Widerſpruch WVerbandlung und 
Verdift fruſtrirt. Man muß vielmehr, will man praktiſche und lebensfäbige Formen 
ind Peben rufen, ſolche Eventualitäten von bornberein mit in Rechnung bringen und 
unfbädlib machen. Ba einer rationellen Wahlweiſe werden parteüifhe oder unver- 
beſſerlich ſtarrköpfige Geſchworene ſo ſelten ſein, daß das gleichzeitige Vorkommen 
zweier ſolcher Abnormiſäten in Einer Jurh zu den größten Ausnahmen gehören würde. 
Man wird daber dem durchicnittliben Bedürfniß ausreichend begeqnen, wenn man 
in jeder Jury Einen an folben Mängeln des Willend oder der Einficht leidenden 
Geſchworenen in Anfchlag bringt. Auch die in England gefammelten Erfahrungen 
ftimmen darin überen, daß e8 in der Megel ein einziger Sefchworener ift, welder 
den Zwiefpalt perpetuirt. Es wird daber aelingen diefen Schwierigkeiten der Einftimmig- 
feit ausgumeichen, wenn man einen Wabrjprud mit Il gegen 1 Stimme wirf- 
fam erklärt, nad den obigen Ausführungen aber felbfiverftändlib in der Weile, daf 
diefe annäbernde Einjtimmigfeit gleihmäßig bei Verdiften auf nichtihuldig und auf 
ſchuldig erfordert wird’). 

Freilich rleidet die volle Bedeutung und Wirkſamkeit der Stimmeneinbeit 
durch diefe Ermißigung einen merfliben Abbrud. Insbeſondere ift die Möglichkeit 


1) Achnlih ift der Vorſchlag Gundermanns a. a. ©. ©. 4l: „der Wahrſpruch der Gefhwore- 
nen kann in allen Fällen ſowohl gegen ala für den Angeihuldigten nur einſtimmig oder auch mit allen 
Stimmen meniger einer gebildet werden.“ Die weiter vorgefchlagene Beſtimmung: „Im fehteren alle 
muß jedod die Veratbung fo lange fortgefeht werden, als nur Einer der 11 Geſchworenen es verlangt 
oder geftattet* wid dur die Zuziehung eines Richters verüberfläffigt. Der BVollftändigfeit meaen muß 
freilich binzunefünt werden, daß Gundermann ©. 208 am Ende feiner hiſtoriſchen Darftellung * 

derung der Einſimmigkeit plötzlich Preis giebt, vielmeht die Anſicht ausſpricht, daß nach dem Gei 
Geſchichte auch chon die einfache Mehrheit zur Entſcheidung genügen könne. Mur empfiehlt er bei geſetz 
licher Anerkenning des Spruches der Mehrheit nebſt freier Berathung und mündlicher Abſtimmung die 
zuſätzliche Vorkvrift: „die Berathung muß fo lange fortgeſetzt werden, als zwei widerſprechende Geſchwo⸗ 
rene jur Fortſetzung bereit find, * 
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nicht ausgefchloffen, daß die einzige Stimme, weldye von vornherein diffentirt, unge- 
bört, unbeachtet und ummwiderlegt bleibt. Dem borzubeugen wird eine bertagte Be— 
rathung und Beſchlußfaſſung febr dienlich fein, dafjelbe Mittel, defjen Wirkſamkeit im 
Intereſſe der Stimmeneinigung oben dargelegt wurde. Man beftimme, daß aus der 
eriten Berathung ein gültige Verdikt nicht anders als mit Stimmeneinheit hervor, 
gehen kann, daß in deren Mangel nah 24—48 Stunden die Jury wieder zufam- 
mentritt und nunmehr einen Wabrfprud mit 11 gegen 1 Stimme abgeben darf. So 
iſt die volle Einjtimmigkeit als das in erfter Linie gejtedte Ziel fehr deutlih marfirt; 
die erfte Beratbung wird auch aller Vortbeile theilhaftig werden, welde die obliga- 
torifche Einbelligfeit mit fi bringt, das Obligo wirkt ſtark genug, um einen beil- 
famen Drud, ſchwach genug, um nicht einen Zwang auszuüben. Die vor der zweiten 
Berathung ermöglichte nüchterne Ueberlegung erhöht die Wahrſcheinlichkeit der Eini- 
gung, während gleichzeitig die Anforderungen an diefe Einigkeit foweit berabgeftimmt 
werden, ald es die Unbollkommenheit allev menſchlichen Leiſtungsfähigkeit zu erfor 
dern ſcheint. | rn 

Indeß ift die Möglichkeit nicht zu leugnen, daß jene approgimative Einjtim+ 
migfeit auch bei der zweiten Berathung unerreicht bleibe. Das Obligo der Stim- 
meneinheit würde großentheils illuforifcy werden, wenn man alsdann ſchon bei diefem 
negativen Reſultat fi beruhigen und dad Nichtzuftandefommen eines Verdikts obne 
Meitered einem Ausſpruch zu Gunſten des Angeſchuldigten nleichitellen wollte. Viel: 
mehr wird nun eine zweite Verhandlung dor einer neuen Jury ’erforderlih. Die 
zweite Verhandlung iſt zwar immer eim Uebel, theils wegen des damit verknüpften 
weiteren Verzugs, der die Schärfe und Stlarheit der Erinnerung mindern muß, theils 
wegen der Eindrüde der erjten Verhandlung, melde leicht die Unmittelbarfeit und 
Unbefangenbeit der darin vorgeführten Beweiſe beeinträchtigen. In zweiter Reibe 
der Nachtbeile fteht die Vermehrung der Ktoften, die Verſchleppung der Entſcheidung, 
die Gefahr, daß inmittelft Zeugen fterben, die doppelte Dein für den Angeklagten - 
u. dergl. Nichtsdeſtoweniger ift eine zutreffende Entſcheidung bei Stimmeneinbeit 
der zweiten Jury beffer verbürgt, als durch die Mehrheit oder auch Minderheit 
— falld man nämlih wegen Nidtzuftandefommens einer gültigen Entſcheidung das 
non liquet proflamirt — der eriten Jury. Man wird auch bon diefer zweiten Jurh 
ein einjtimmiged Verdift zu fordern haben und erſt nad wiederholter Beratbung 
mit 11 gegen I Stimme fich zufrieden geben dürfen. Damit ijt die obligatorifche 
Bedeutfamkeit und Wirkſamkeit der Stimmeneinbeit auch bier ficher gejtellt, foweit 
eben thunlic. 

Auf der anderen Seite wird die erfolgreibe Thätigkeit, d. i. die Einftimmig- 
feit der zweiten Jury wefentlich gefördert durch die Anmelenbeit eines Michterd bei 
den Beratbungen der erjten Jury, denn diefer hat die Punkte, an denen die Ein- 
belligfeit der erſten Gefchmorenen ſcheiterte, aus eigener Anſchauung kennen gelernt 
und durch die darüber ertheilten Auffchlüffe Gelegenheit gegeben, jene Lüden und 
Zweideutigfeiten bei der zweiten Verhandlung nah Möglichkeit auszufüllen und nach— 
zubejlern. In fofern ift das Verbältniß der Berathungen der erſten Jurp gegen- 
über der zweiten Beweisaufnahme ähnlich dem einer interlocutoria, 

Uebrigend darf man die prinzipielle Zuläffigkeit der zweiten Verhandlung 
um fo weniger anzmweifeln, als im alten Engliiben Recht das Verhältniß zwiſchen 
Nüger und Urtbeilsjury zu aanz ähnlichen — führte, als auch jeht noch 
die Wirkſamkeit der Engliſchen Anklagejurp zuſammengehalten mit derjenigen der 
kleinen Jury, Analogieen darbietet, als die Kaſſation des FranzöſiſchDeutſchen Ver— 
fahrens gleichfalls oft genug wiederholte Verhandlungen im Gefolge hat und endlich 
der Engliſche Civilprozeß, ſowie das Engliſche Strafverfahren wegen misdemeanor dad 
new trial als regelmäßiges Rechtsmittel angenommen bat. 

Wird aber au bier und im zweiten Gang nicht einmal eine Mehrheit von 
11 gegen 1 Stimme für oder gegen erreicht, jo nehmen die oben angedeuteten 
Schattenfeiten der Wiederholung der Verbandlung eine ſolche Ausbreitung und Tiefe 
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an, daß fie über den möglihen Nutzen einer dritten Verbandlung die Oberhand ge- 
winnen müflen. Es bleibt daher nicht? übrig, als nunmehr im Mangel eined gülti- 
gen Verdikts eine Entſcheidung zu Gunften des Angeſchuldigten ergeben zu laſſen. 
Das Ausfunftömittel ift bier um fo eher zuläffig, weil die bei der erften Hauptber- 
handlung anerfannte Zweifelbaftigfeit der Sadylage durch da8 Ergebniß der zweiten 
Verhandlung und dieſes durch jene eine beachtenswerthe Beſtätigung empfängt. 

Mer Anftoß nehmen follte an dem formalen Charakter der in diefem Abjchnitt 
aufgeitellten Vorſchlägen zu Serbeiführung der Stimmeneinbeit, dem balte ich zwei 
Erwägungen entgegen: daß Einbelligkeit der Stimmen die äußere und ausſchließliche 
Erſcheinungsform ift für die böchftmöglichite Annäherung an die Unfehlbarkeit der 
Entiheidung, und daß bei Anwendung der bier vorgeſchlagenen Maafregeln jeder 
äußere Schritt zur Einigung innerlich gleichbedeutend ıft mit MWiderlegung eine? Be- 
denkens oder zen eines Zweifels. 

Gegenuber der Möglichkeit, daß es Rechtsfragen find, welche den Stoff zu 
unverſöhnlichem Zwieſpalt bieten, mag den Geſchworenen überall geftattet fein, etwaige 
Rechtspunkte auszufondern und ein auf die reinen Thatſachen beſchränktes Verditt 
zu ertbeilen. Eine Manipulation, deren korrefte Ausführung durch den richterlichen 
Beratber der Jury gemäbrleiftet erfcheint, und melde darum verſprechen würde 
praftifch viel bedeutfamer zu werden als das Engliſche Spezial-Berbift. 


Ueber das ftrafgerichtliche Dorverfahren und die 
richtige Begrenzung der Kompetenz der in 
demfelben thätigen Behörden. 


Bon Herrn Staatdanwalt Dalde in Deligic. 





Die Reformen, welche in den festen Dezennien auf dem Gebiete ded Strafrechts 
tbeild praftifh durchgeführt worden, theild Gegenjtand rein tbeoretifher Erörterung 
geblieben find, haben zu dem bei Weiten größten Theile das Verfahren vor den er- 
ennenden Gerichten betroffen. Dies gilt namentlih auch von Dreufen, wo die Ge- 
fepe vom 17, Juli 1846, vom 3. Januar 1849 und 3. Mai 1852 ſich im Wefent- 
en mit einer Regelung des Hauptverfabrens befaßt haben, und mo aud in der 
— das Vorverfahren im Ganzen nur eine ziemlich ſtiefmütterliche Behandlung 
erfahren hat. 

Es foll nun bier der Verſuch gemacht werden, nicht blos auf die große Be- 
deutung der Vorunterſuchung Kanıcelen und zu erörtern, wie dad Werfahren in 
derfelben am beiten zu ordnen ift, fondern auch insbeſondere die richtigen Grenzen 
für den Umfang der funktionen der einzelnen Behörden zu finden, weldye in derjel- 
ben tbätig find. 

Es leuchtet ein, daf von der Art und Weife, wie die Vorunterfuhung ge- 
führt wird und inäbefondere von dem Umſtande, daß der erfte Angriff der Sache 
ein richtiger ift, regelmäßig der ganze Erfolg des Verfahrens überhaupt abhängig ift. 
Deshalb bat der Staat das allergrößte Intereſſe, das DVorverfabren fo zu regeln, 
daß durch daffelbe möglichft fichere Nefultate erzielt, und daß unnüge Verhandlungen, 
welche ſehr viel Geld, Zeit und Arbeit often, nah Möglichkeit vermieden werden. 
Aber noch viel ſchwerer ald die ftaatlihen miegen die ntereffen des Angeklagten. 
Denn für diefen iſt es erft recht von der arößten Bedeutung, daß man ihn nicht 
auf eine gründlide Hauptverhandlung vertröftet, die ſchließlich feine Unfhuld ſchon 
an den Tag bringen merde, fondern daß das vorliegende Material von vornherein 
nad allen Ridytungen bin gründlich erörtert, und daß feine Erfenntnißauelle uner- 
jchöpft gelaffen wird, damit er der mündlichen Verhandlung womöglich ganz über- 
boben bleiben fann. In allen denjenigen Fällen, in denen es ſich um eine Bemeis- 
aufnabme durch Einnahme des Augenfcheins bezüglich ſolcher Objekte handelt, welche 
der Veränderung unterliegen, ift ja die volljtändige Erledigung im Vorverfahren 
ohnehin fhon abjolut nothwendig, und bier fommt e8 nun namentlich darauf an, daß 
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die Fixirung der Beweife mit der allergrößten Umfiht und Umnparteilichkeit vorge- 
nommen wird, da jedes Defenfiond-Moment, da8 bier keine Berüdfihtigung findet, 
für immer verloren gebt. 

Mirft man einen Blid auf die Art und Weife, in der gegenwärtig das Vor- 
verfabren in den meiften Deutihen Staaten gehandhabt wird, I fann man fich der 
Ueberzeugung, daß eine Reform defjelben zu den dringendften Bedürfniffen gehört, 
leider nicht verſchließen. 

. Der Regel nah find drei verfciedene Behörden thätig, die Dolizei, der 
Staatdanwalt und dad Gericht, aber von einer fahgemäßen Abgrenzung ber Kom- 
petenz derſelben ift faft nirgends die Rede. Im Gegentheil giebt e8 eine ganze Reihe 
der allerwichtigiten Unterfuhungsverhandlungen, zu deren Vornahme alle drei in 
gleichem Umfange berechtigt find, und es ift fogar der fall nicht felten, daß in einer 
und derfelben Unterfuchung alle drei fucceffive oder gar gleichzeitig thätig find. Ob 
aber diefe gemeinſchaftliche Operation ftet? zum Vortheil für die Unterfuhung aus— 
ſchlagen müſſe, it ein Umftand, der ſich wohl bezweifeln läßt. Bon einer Ausfüh— 
rung des wenigftend der Dreußifchen Gefegaebung zu Grunde liegenden Gedankens, 
daß der Dolizeibehörde nur die eigentlie Ermittelung der Verbrechen und die Vor- 
nahme unauficiebbarer Vorbereitungsbandlungen obliege, und daß fie in jedem Falle 
nur ein dienjtbare® Organ der Strafjuftiz fei, ift nur ſehr wenig wahrzunehmen, 
Dad Verhältniß bat fidh, wie ich bereit8 an einem anderen Orte gezeigt babe ') und 
wie aub von Schward’) und Hauſchteck“)) anerkannt ift, im Weſentlichen vielmehr 
umgetehrt, indem dad Verfahren jegt regelmäßig das ift, daß die Dolizeibehörde die 
Sade in die Hand nimmt und fo lange inquirivt, als fie für angemeſſen erachtet, 
und daf fie demnächft diefelbe entweder auf fich beruhen läßt, oder fie an den Staatd- 
anmwalt zur weiteren Verfolgung abgiebt. a, wie man einerfeitd die Poligeibehörde 
für berechtigt erachtet hat, über den Staatsanwalt Beſchwerde zu führen, wenn er 
feinerjeit3 eine weitere Verfolgung ablehnt, fo bat es amdererfeitd einer befonderen 
Anordnung ded Minifterd des Innern bedurft, daß die Polizeibehörden verpflichtet 
feien, alle Straffälle zur Stenntniß der Staatdanwaltihaft zu bringen, weil diefer 
Behörde allein die Entſchließung über die weitere Verfolgung zuftebe *). 

Dazu kommt nun ferner, daß diefe völlig felbititändige Aktion der Polizei 
noch zwei andere fehr erhebliche Nachtheile hat. Denn auf diefem Wege läuft die 
Dolizeibebörde leicht Gefahr, in jenes Gebiet hinüber zu greifen, auf dem bon Nedts. 
wegen nur die Juftizbebörden kompetent fein dürfen, und es entftchen dann jene be- 
Elagendwertben Konflikte, durch welche das Ueberwuchern polizeiliher Maafregeln in 
das eigentlihe Rechtsgebiet fonftatirt wird, durch welche dev Schug der perfünlichen 
freiheit gefährdet erſcheint, und die endlid, was dad Schlimmſte ih zu einem Miß— 
trauen gegen die Thätigkeit der Dolizei überhaupt führen. Dur diefes Miftrauen 
aber werden alle die Wohlthaten, weldye die Polizei dev bürgerlichen Geſellſchaft er- 
weifen foll und auch leicht erweifen fann, in frage geitellt. Der zweite Uebelftand 
aber ift der, daß, wie ich Dies gleichfalld fchon anderweit hervorgehoben habe’), die 
Dolizeibebörden, wenn fie der Leitung durch die Juſtiz entbehren, den erften Angriff 
oft fo ungwedmäßig maden, daß dadurd der ganze Erfolg der Unterfuhung ver 
eitelt wird. Diefer Nachtheil fällt zwar, wie ic wohl kaum noch bemerken darf, 
überall da weg, wo, wie in den größeren Städten, die Polizeigewalt von erfahrenen 
Beamten geleitet wird, denen aud Rechtäfenntniffe im weiteſten Umfange zu Gebote 
ftehen, ja ich erkenne gern an, daß diefe Beamten den erften Angriff oft viel beſſer 
leiten werden, als ein unerfahrener Staatdanwalt oder Unterfuhungstichter ; allein 


1) In Goltd, Ardiv Bd. VII. ©. 737 ff. 

2) In Goltd. Arhiv Bd. I. ©. 670, 

3) In feiner Schrift: Die Organe für die Rechtspflege ©. 47. 

4) Vergl. Reſkript ded Minifters des Innern vom 10. juli 1859, 
5) Golid. Archiv Bd. VII. ©. 739, 
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jene Beamten bilden die Ausnahme. In den Eleinen Städten und auf dem Lande 
liegt die Polizeigewalt meiftentheild in den Händen bon Leuten, denen eine’ ganz 
felbftftändige Operation ohne die Möglichkeit der Gefährdung des Erfolgeß der Regel 
nad nicht überlaflen werden darf’). Über au abgefeben von diefem Geſichtspuntte 
leidet da8 Vorverfahren an anderen nicht unerbeblihen Mängeln. Denn ebenfo 
wenig mie die Thätigkeit der Polizei den Strafjuftigbebörden gegenüber beftimmt 
abgegrenzt ift, fo iſt auch zwifchen ben legteren felbft das Gebiet ihrer funktionen 
nicht ſcharf genug gefondert und pofitive und negative Kompetenz-Konflikte, wenn fie 
auch, da nun ſchon eine mehr ald fünfzehnjäbrige Erfahrung gewiſſe Grundfäge feit- 
geftellt bat, immer jeltener werden, bilden doch auch heute nody oft genug unerfreu- 
lihe Vorkommniſſe. 

Endlih aber ift dad Vorverfahren ald ſolches im hoben Grade reform- 
bedürftig. Ich will im diefer Beziehung bier nur auf zwei Umftände aufmerkfam 
machen. Je wichtiger nämlich, wie ich oben hervorgehoben babe, es ift, daß in der 
Vorunterfuhung der Belaftungd- wie der Entlaſtungsbeweis eine gleich forgfältige 
Berüdfihtigung finden, um fo größere Bedenken muß es erregen, daß die Intereffen 
ded Angefhuldigten in der Vorunterfuhung gar feine Vertretung gefunden haben, 
und daß alſo dad Scidjal ded Angefhuldigten lediglih von der Umſicht des Unter- 
ſuchungsrichters abhängt, der do, wie dies ja jo natürlidy ift, vor allen Dingen 
danach fireben wird, »Etwas heraus zu befommen.«e Der neue Entwurf einer Straf 
prozeß-Ordnung für Preußen ſucht diefem Uebelitande auch abzubelfen, ob aber in 
vollem Umfange, wird unten näher erörtert werden ’). 

Der zweite Umftand ift der, daß dad ganze Vorverfahren hinter verfchloffe- 
nen Thüren Haktfindet Man nehme > den Fall, daß in einer familie ein plöß- 
liher Todesfall eintritt, und daß ein Ungehöriger, vielleiht ein in meiteren Streifen 
betannter Menſch gefänglic eingezogen wird. Sofort bemädtigen ſich das Tages- 
geſpräch und die Preſſe diefed alles. Je tiefer fi) die Juſtiz in ein undurchdring- 
lied Geheimniß hüllt, defto abenteuerliher werden bie Enthüllungen, mit denen müßige 
Schmäger fi breit maden; ja diefe Gerüchte können nicht einmal widerlegt wer- 
den?) und fo wachſen fie lawinenartig fort, bis vielleicht plötzlich das Verfahren 
wieder eingejtellt wird, was indeß fo Tormiog gefhieht, daß durch diefen Alt weder 
der Ungeihuldigte zu feinem vollen Rechte, noch aud bie öffentliche Meinung zu 
einer Aufklärung gelangt. 

Alle diefe Schattenfeiten unfered Verfahrens find auch nicht bloß in der 
Theorie anerkannt (ic vermweile in dieſer Beziebung nur auf die ausführlichen Er- 
örterungen von Schward, Sundelin, Haufhted, Schwarze und Mittermaier), fondern 
in Preußen ift auch die Regierung, wie der von ihr vorgelegte Entwurf einer Straf. 
prozeß ⸗Ordnung zeigt, ernftlih bemübt, eine Abhülfe zu gewähren. 

Als ein Hauptbeilmittel für die gegenwärtigen Erankhaften Zuſtände ift zu— 
nächſt faft allfeitig, in&befondere aud von dem Deutſchen Juriftentage die Ereirung 
einer befonderen Gerichtöpoligei vorgeſchlagen und auch der Preußiſche Entwurf bat 
diefen Vorſchlag adoptirt. Es ift unverkennbar, daß bierin ein großer Schritt zum 
Befleren liegt, weil, wenn in die polizeiliche Thätigfeit die einheitliche Leitung durd 
einen Juſtizbeamten bineingetragen wird und diefer legtere alſo die Polizei birigirt 
und vor Uebergriffen warnt, damit ſchon viele Uebelftände befeitigt nd. Man 
würde fi aber durchaus einer bloßen llufion bingeben, wenn man annehmen wollte, 
daß mit der Ereirung der Gerichtäpolizei auf dem Papiere genug gethan fei, nament- 


1) Bergl. auch Sundelins Bemerkungen in der Deufd. St. R. Zeitung von 1861 ©. 683, 
derſelbe — * Eigenſchaft als Staatsanwalt dieſelben Erfahrungen gemacht. Dazu Mittermaier 
G. S. 1862 ©. 8. 


2) Vergl. m. Aufſah im Ger. Saal 1865 ©. 215. 
3) Man erinnere 8 nur ded befannten Glogauer Falles. Dazu vergl. man m. Abhandl. in 
Goltd. Ardiv Bd. X, ©. 453. 


Urchid. 1866, Januar, 2 
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li wenn, wie in den meiften Deutihen Strafprogeß-Ordnungen, die von ciner Ge- 
richtöpolizei Sprechen, nur einzelne allgemeine Beftimmungen getroffen werden. Tiefe 
bloße Erkbaffang ber Gerichtöpoligei hilft nichtd, wenn nicht aleichzeitig ihre Thätig- 
feit durch bejondere Geſetze und Inſtruktionen genau geregelt und beftimmt wird‘), 

Bevor id num dazu übergebe, die Grenzen für die Kompetenz der einzelnen 
Behörden zu finden, feien noch einzelne allgemeine Bemerkungen geftattet. 

In dem firafgerihtlihen Vorverfahren laffen fi in der Hauptſache drei ver- 
ſchiedene Stadien unterfcheiden, nämlich: 

1) die Ermittelung, ob überhaupt ein Verbrechen verübt ift und die Er- 
forihung der Verdachtsgründe gegen den Thäter, die Theilnehmer u, f 'w. 
(information prealable); 

2) die Sammlung des Beweije für die Schuld und Nichtfchuld (information 
pr&paratoire) und 

3) die information definitive, durch welche der Richter in den Stand gefept 
lan joll, fi) dad Material anfhaulid zu machen und ein Urtheil zu 

ällen ?). 

Es entſteht nun die Frage, ob man diefe an ſich fon leicht erkennbaren 
‚ Stadien trennen und fie verjchiedenen Behörden übermweifen fol, und melde 
Stadien dann den einzelnen Behörden ſachgemäß zufallen müflen, oder ob dad ganze 
Vorverfabren in der. Hand einer Behörde konzentrirt werden ſoll. Eine treffliche 
und umfaffende Erörterung diefer frage bat Rüttimann in feinem Neferate auf dem 
Bafeler Juriftentage gegeben. Er geht davon aus, daß prinzipaliter die Adoption 
ded Englischen Spitemd?) zu verlangen fei, event. aber Konzentration des Berfab- 
rend in einer Behörde. Diefed lehtere Verlangen wird buch den Hinweis auf die 
verſchiedenen Uebelltände gerechtfertigt, die auß der Thätigfeit zweier oder noch mehr 
verſchiedener Behörden entipringen müßten‘). 

Allein gegen die Ausführung diefed Vorſchlages fprechen die erheblichiten Be- 
denken. Denn fo wenig man etwa der Dolizeibebörde oder dem Staatdanwalt in 
allen Sachen allein die ganze Vorunterfuhung übertragen fann und zwar aus 
Gründen, die theild auf der Hand liegen, theild unten werden näher erörtert werden, 
ebenfo wenig ift das Gericht geeignet, alle oben aufgeführten Funktionen in ſich zu 
vereinen. Vielmehr mird bei der Ermittelung und GErforfhung der Verbrechen die 
Hülfe der Polizei nicht entbehrt werden können, ja e3 ift fogar zu bebaupten, daß 
fie dur ihre Stellung und Organifation hierzu allein. berufen if. Denn daß das 
Ergebniß der Vorunterſuchung mwejentlid bon der Energie, von der NRafchheit und 
zum Theil allerdingd auch von einer gemwiffen Rüdfichtslofigkeit der erjien Schritte 
abhängt’), ift gewiß nicht im Abrede zu ftellen, und Rüttimann muß auch felbit an- 
erkennen, daß eine gut eingerichtete, intelligente Dolizei, die an jedem Punkte des 
Landes ihre fortwährend miteinander in Verbindung ftehenden Organe bat, beiler 
dazu geeignet fei, die Spuren ded Verbrechens rn und zu verfolgen, als der 
Unterjuchungdrichter, und daß bei einer Sonderung der bier in Rede ſtehenden 
Ssunftionen jedenfalls mehr Kraft entwidelt werde, als bei der Vermiſchung der- 
felben °). 


1) Gut iſt im diefee Beziehung dad Braunſchweig. Geſetz vom 19. März 1850 (in Eunbeline 
Summit. S. 299). j 

2) So Cherbulitz auf dem Turiftentage zu Bafel. Die betreffenden höchſt intereffanten Ber 
bandlungen find mir dur die große Güte des Herrn Geheim. Rath Mittermaier zugänglih geworben, 

3) Ueber bdaffelbe vergl. bef. Mittermaier im Ger. Soal 1862 ©. 36 und 81. 

4) Siche Verh. ©. 30. Es find dies faft genau diefelben Uebelftände, welde ih in Goltd. 
Archiv Bd. VII. ©. 738 ff. hervorgehoben habe. 

5) Vergl. das Referat des Staatäanwaltd Baldinaer a. a. O. ©. 81 ff. 

6) Rüttimann a. a, ©. ©. 22, Vergl. befonderd die treffenden Bemerkungen über bie Thätig- 
feit deö Unterſuchungstichters ©. 23 ff. 
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Es wird hiernach, zumal wohl feine Reform deb Strafverfahrens in Deutſch 
land fobald auf eine Mitwirkung der Polizeibehörden verzichten wird, einer weiteren 
Begründung des Fortbeſtehens der gefonderten Thätigkeit der legteren nicht weiter 
bedürfen, fondern e8 wird nun vielmehr dazu —— fein, die beſonderen poli- 
zeilihen Funktionen näber zu beftimmen und demnächſt zu unterfucden, welche Stel. 
ee — und weldye dem Unterſuchungsrichter im Vorverfahren an- 
zuweiſen ift. 


A. Daß Gebiet ber Polizei. 


Bei einer Regelung der Kompetenz ber Dolizeibehörden im ftrafgerichtlichen 
Vorverfahren fommen zunächft einige allgemeine Gefihtöpunfte in Betradt. 

1. If davon auszugehen, daß die Machtbefugniſſe ber Polizei im Intereſſe 
ber öffentlihen Sicherheit foweit außzudehnen find, ald ed mit dem Schuge der perfün- 
lichen freiheit de3 Einzelnen nur irgend verträglich iſt. Nichts erſcheint underftän- 
biger, ald ſich bier lediglich don einer unberechtigten Humanität und einer falſchen 
Sentimentalität leiten zu laffen. Wer allerding8 bei Regelung der Kompetenz der 
Molizeibehörden ftetd nur den Fall im Auge bat, daf die lepteren gegen unſchuldige 
Opfer politiſcher Verfolgungen operirt, der et ih. meine? Eradtend bon vornherein 
auf einen Standpunkt, von dem aus er das weite Gebiet, um defien Begrenzung «8 
fi handelt, gar nicht überfehen fann. Denn die Fälle, in melden Unfchuldige ver. 
folgt werden, bilden doch nur eine geringfügige Minderzahl und man follte nie ver- 
* „daß die Polizei im Intereſſe der öffentlichen Ordnung und Sicherheit, und 
zum Schuge der Perfonen wie ded Eigentbumd in einem unausgefeßten und erbit- 
terten Kampfe mit Derbrechern begriffen ift, die, wie Sundelin fehr treffend be- 
merft'), dad, mad fie an Romantik eingebüßt haben, an Intelligenz, an äußeren 
Mitteln ihrer Thätigkeit und an Waffen gegen die Geſellſchaſt, mie gegen die Straf. 
verfolgung zebnfad gewonnen eier In diefem Kampfe die Wolizeibehörden laͤhmen 
und ſie durch Geſetze und Reglements in Feſſeln ſchlagen wollen, welche eine freie 
Entfaltung polizeilicher Thätigkeit behindern und allerdings jeden a bon born- 
berein zu einer Unmöglichkeit maden, das beißt dad Kind mit dem Bade ausfhüt- 
ten. Dur folde Sinus würde man die Gefellfhaft den kühnen Verbrechern 
gegenüber fhugloß, wenn nicht rechtlos machen. Much die fittlihe Entrüftung, die 
man bier und da über einzelne Maaknabmen der Polizei, z. B. über die Benugung 
von Vigilanten, geäußert bat, läßt fi, fo gut fie auch gemeint ift, doch nicht Ar 
auf eine nicht gerechtiertigte Schwärmerei zurüdführen. Die Waffen, die man in 
einem Kampfe anwenden mill, müſſen, wenn man nicht unbedingt den Kürzeren 
ziehen und von vornherein auf jede Hoffnung, zu fiegen, Verzicht leijten will, denen 
ded Gegners angepaßt fein. Nichtsdeſtoweniger iſt nicht zu leugnen, daß ven einer ab- 
foluten Gleichbeit diefer Waffen nicht die Mede fein kann, daß alfo ein gemiffer 
fittliher Standpunkt unter allen Umftänden feſtzuhalten ift, und ed kann auch zuge 

eben werden, daß dieſer Standpunkt vielleiht nicht immer hinreichend feftgehalten 
it; allein durch Reglement und Verordnungen erreiht man in diefer Beziehung 
nichtd, fondern man muß im Mefentlihen auf den Takt und Rechtsſinn der Beam- 
ten vertrauen. Viel wird bier erreiht werden, wenn die felbfiftändige Aktion der 
Polizei ratione materiae möglichft enge begrenzt und wenn fie im Uebrigen unter 
die Leitung des Staatdanwaltd geftellt wird, der ja als Jurift an die ſtrikte Hand- 
habung des Geſetzes gewöhnt, Uebergriffen leiht vorbeugen fann. Und dies führt 
nun auf einen ferneren allgemeinen Gefichtäpunft. 

. Muh nämlih aud die Polizei innerhalb des ihr zugemwiefenen Wirkungs— 
kreiſes ihre Thätigkeit möglichjt frei und unbebindert entfalten konnen, und darf man 
in diefer Beziehung nicht zu Ängftlih nah Garantieen gegen mögliche Gefährdungen 


1) In ber Deutfh. St. R. Zeitung 1861 ©. 681. 
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fuchen, fo ift do dor allen Dingen in? Auge zu fallen, daß die polizeiliche Thätig- 
keit, wenigſtens was dad Strafverfahren betrifft (und von diefem lepteren ift ja bier 
überhaupt nur die Rede), jedenfalld nur eine präparatorifhe fein darf. Die Dolizei 
darf alfo ihre felbftftändige Thätigkeit niemals weiter ausdebnen, ald nothwendig ift, 
um den Strafjuftiz-Bebörden die Möglichkeit der meiteren Unterſuchung zu fichern. 

Hält man an bdiefer Forderung feit, fo erledigen fi viele Zweifel und Be- 
denken ganz von felbft. In denjenigen Fallen nämlich, in denen nicht Gefahr im 
Verzuge liegt, ift ein Einfchreiten der Molizeibehörden überhaupt nicht nöthig, und 
deshalb gänzlich zu unterfagen. Hier haben ſich diefelben vielmehr lediglich darauf 
zu befchränfen, die Fälle, die zu ihrer Kenntniß gelangen, den Juftizbebörden mit- 
zutbeilen und von Biefen die weitere Anweifung zu erwarten. in ſelbſtſtändiges 
Vernehmen don Angeſchuldigten und Zeugen, die Vornahme von Beſchlagnahmen 
und Hausfuhungen und dergleihen muß bier aljo unter allen Umſtänden audge- 
fchloffen bleiben. 

Under liegt die Sache dagegen da, wo periculum in mora vorliegt. In 
diefen Fällen ift das felbftjtändige Einfchreiten der Polizei nicht blo8 gerechfertigt, 
fondern fogar geboten. In diefer Beziehung aber werden nur folgende Momente in 
Betracht fommen: 

a) die erfte Pflicht der Polizei muß auch bier wieder fein, der Juftizbehörde 
fofort Kenntniß zu geben, damit diefe fobald als möglih in die Lage 
fommt, ihre zu ergreifen umd reſp. die Sache in ihre Sand 
zu nehmen. Aber hier darf die Polizei nit unthätig abwarten bis die 
Juſtiz kommt, fondern fie muß 

b) gleichzeitig darauf fehen, baf die Spuren des Verbrechend nicht vermifcht 
werden, und daß der status quo erhalten wird. Aber diefe Thätigkeit 
ber 7 ta | ift noch nicht außreihend; die Aufgabe, dafür zu for- 
gen, daß die Möglichkeit der Fortführung der Unterfuhung gemährt 
wird, berechtigt die Polizei vielmehr unzweifelhaft auch zu einem meite- 
ten aggreffiven Vorgehen. Denn 

c) wenn der Thäter der Flucht verdächtig ift, muß die Polizei berechtigt 
fein, ihn zu verbaften, und 

d) mo bie Gefahr vorliegt, daß corpora delicti befeitigt werben, oder daß 
überhaupt Beweißftüde verloren geben, muß fie für befugt erachtet wer- 
Fa dur vorläufige Beſchlagnahmen Sicherheit? + Maafregeln zu 

effen. 

Auch bier fann der Thäter, wenn er auch der Flucht nicht verdächtig ift, 
doch dann verhaftet werden, wenn er die Spuren ded Verbrechen? zu vertilgen und 
überhaupt ein Refultat der Unterfuhung zu vereiteln fucht. 

Hausfuhungen aber werden nur im ben feltenften Fällen zu rechtfertigen 
fein, weil e8 meiftentheil® genügen wird, die Thätigkeit auf eine Sicherung des mög- 
lihen Refultateß einer Hausſuchung, * B. durch Bewachung und Beobadhtung des 
betreffenden Hauſes oder der he en Perſonen, zu befhränten. In jedem Falle 
ift e8 nothwendig, durch Gefege oder Inftruftionen nicht bloß diejenigen Kategorieen 
von Molizeibeamten zu bezeichnen, melde zu einer felbftftändigen Vornahme bon 
Hauffuhungen berechtigt fein follen, fondern auch die fälle, in denen dies gefchehen 
fann, genauer zu beftimmen, als die z. B. gegenwärtig in Preußen der Fall ift. 

Auch in diefer Beziehung bat es erft befonderer Anordnungen des Minifterd 
de8 Innern bedurft, daß Hausfuhungen, abgefehen von ganz auffhiebbaren Fällen, 
nur mit Genehmigung des Staatdanwaltd vorgenommen werden follen, aber gleidh- 
wohl fehlt e8 an feften Regeln und die Auslegung der betreffenden Geſetze ift felb 
in den Gerichtshöfen fehr betritten’). Die Beftimmungen de8 Entwurfs der Straf 


I) Vergl. Oppenhoff Strafverfahren zu $. 4. der Verordnung vom 3, Januar 1849 Note 8, 
und 9. und Mittermaier im Ger. Saal 1862 ©. 47, 99 und 116, 
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prozeß · Ordnung für Preußen in ben $$. 103. ff. erfcheinen ebenfalls nicht aus- 
reihend, wennſchon fich nicht verfennen läßt, daß fie immerhin einen anerfennens- 
werthen erh darftellen. 

eitere detaillirte Vorfchläge zu maden, halte ich bier, abgejehen davon, 
daß e8 an Raum fehlen möchte, nicht für meine Aufgabe'). 


B. Daß Gebiet bed Staatdanmaltd, 


Es könnte zunächſt die Frage aufgeworfen werden, ob «8 überhaupt noth. 
wendig fei, dem Stuatdanwalt im Vorverfahren andere und weitergebende Befugniffe 
einzuräumen, als die, die eigentliche gerichtliche Vorunterfuhung in Antrag zu brin- 
gen, oder die weitere Verfolgung der Sache für unftatthaft zu erklären. 

In der That find die Funktionen ded Staatdanwaltd in einzelnen Deutichen 
Strafprogef-Ordnungen auch auf dieſe Antragftellung beſchränkt, jo } B. in Baden, 
Bayern, Naffau und im Weſentlichen auch in Sachſen, mo überall die eigentliche 
Thätigkeit ded Staatdanwaltd erſt mit der Erhebung der Anklage beginnt. Man 
bat dadurdh, daß man die Borunterfuhung überall einem unparteiijhen Richter 
übertragen bat, die Intereſſen ded Angeklagten beſonders zu fügen und zu fichern 
geglaubt und man hält dieſe legteren aljo da für gefübrdet, wo der Staatdanwalt 
in der Hauptſache das Vorverfahren leitet. Hätte dieſes legtere allerdingd den Zwed, 
mit Sicherheit feRzufteflen, ob der Angeklagte fchuldig oder nicht fhuldig fei, fo ließe 
ſich gegen die Forderung, daß ſtets eine gerichtliche Vorunterfuhung geführt werden 
müfle, wenig einwenden, indeß liegt die Sache doch wejentlid anders, Bei aller 
Bedeutung, melde dem Vorverfahren zuzufprechen ift, fann und darf daffelbe in der 
Hauptfahe doch immer nur einen rein präparatorifhen Charakter haben. Denn je 
gründlicher die Vorunterfuhung geführt wird, je allfeitiger und umfaffender fie das 
vorhandene Bemweißmaterial erfböpft, defto weiter wird die mündlihe Hauptverband» 
lung aus der ihr gebührenden Stellung verdrängt. Dad ganze Hauptverfahren be 
fteht dann namentlih vor den aus rechtsgelehrten Richtern beſtehenden Gerichtshöfen, 
in einer matten und nicht felten ziemlich oberflächlichen Wiederholung der früheren 
Bemeidaufnabme, denn der Richter fennt bereit den ganzen Alteninhalt, er weiß, 
daß die Verhandlung ihm nichts Neues bieten kann und er befhränft fi im Weſent— 
lihen darauf, Act zu geben, ob nicht etwa MWiderfprühe und Abweichungen von 
den früher gewonnenen Beweiörefultaten borfommen. Zeigt fib ein Zeuge unſicher 
und giebt er, mie dies täglich vorkommt, die Erklärung ab, daß er im Vorberfahren 
jedentall3 die Wahrheit gefagt babe, fo pflegt man ſich mit einem folden ſchwachen 
Gedächtniſſe nicht weiter zu quälen, fondern man lieft dem Zeugen die frübere Aus. 
fage vor, er genehmigt diefe und die Vernehmung it beendet °). Daß ein folches 
Verfahren den Schwerpunft der Unterſuchung völlig verſchiebt, und daß bei demifel- 
ben einer der wefentlichiten Vortheile des neueren Strafprozefled, nämlich die Münd- 
lichkeit, fait ganz verloren gebt, bedarf feines weiteren Beweijed. 

Aber eine gerichtlide Borunterfuhung bat auch noch anderweite Uebelitände 
im Gefolge. Denn fie bürdet dur die wiederholten Vernehmungen dem Staate 
nicht bloß erbeblihe Koften, fondern aud den Privaten beträchtliche Laſten auf; es 
liegt ferner auf der Hand, daß, follte auc in den leichteren Straffällen überall ein 
gerichtliched Vorverfahren ftatthaben, damit ein fehr bedeutende? Maaß von richter- 
lien Kräften in Unfprud genommen werden würde, und endlich ift ganz befonderd 
darauf binzumeifen, daß die fomplizirte Organifation des gerichtlihen Apparats eine 
Schwerfälligkeit und — des Handelns bedingt, durch welche die Unterfuchun- 
gen ungebührlich in die Länge gezogen werden’). 


1) Vergl. über die Thätigkeit der Polizei insbefondere mod die guten Bemerkungen von Bal- 
dinger, Bafeler Verh. S. 84 — 86, 

2) Vergl. Sımbelind Bemerkungen in der St. R. Zeitung 1861 ©. 65. 

3) Siehe m, Aufſaß in Goltd, Archiv Bd. VII. ©. 150. 
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Aus allen diefen Gründen empfiehlt ſich ein einfachere®, fchnellered und billi- 
gered NVorverfabren, das fib in der Hauptſache darauf beſchränkt, die mündliche Ber» 
handlung vorzubereiten und das der Leitung des Staatdanwaltd anzuvertrauen ift. 

Die Vortheile, welde aus einem foldhen Verfahren entipringen, find indeß 
bereit3 fo oft und namentlihd von Sundelin in einer fo überzeugenden Weiſe darge» 
* er daß bier nur auf die früheren Ausführungen vermiefen zu werden 

raucht '). 

Nichtsdeftomeniger werden einzelne Bemerkungen über die nähere Begrenzung 

de8 dem Etaatdanmwalt hiermit überwiefenen Gebieteß erforderlich fein. Denn wenn 
man aud mit der Forderung, daß der Staatdanwalt dad ganze Norverfabren biß 
ur Erhebung der Anklage und vefp. mündlichen Berbandlung leiten foll, eigentlich 
Ihon anertennt, daß berielbe menigftend der Regel nad au allen Unterſuchungshand⸗ 
(ungen für kompetent erachtet werden muß, fo erleidet diefe Regel doch nicht uner- 
beblihe Ausnahmen. 

Zunächſt ift in Betracht zu ziehen, daß der Staatbanwalt fein vichterlicher 
Beamter ift und mit Rüdfiht auf feine Stellung im Strafverfahren ein folder auch 
nicht fein darf; daß er vielmehr nur dad Saupt der gerichtlichen Polizei ift, und 
daß deshalb Die, fei ed nun bon ibm felbit oder durdy feine Organe (die Gerichtd- 
polizeibehörden) vorgenommenen Unterfuhungshandlungen feinen (öffentlihen Glauben 
baben. Daf man aud in Bezug auf das nichtgerichtliche Vorverfabren ben Staats— 
anmwalt und die Polizei ald zwei gefonderte Bebörden binftellt, die ſich gegenfeitig 
um Vornahme von Amtdbandlungen requiriren müffen, und daß man fogar Die 
Möglichkeit kollidirender Intereſſen zwiſchen beiden fkatuirt, das ift ein Grundirrthum, 
auf dem viele der Deutfhen Strafprozeß - Ordnungen ruben, und der au in der 
Theorie die Aufftellung feiter Grundfüße über die Kompetenz unmöglich macht. 

Bon einer konfequenten Durchführung ded dem Inſtitute der Gerichtäpolizei 
zu Grunde — Gedankens kann nur dann die Rede fein, wenn Staatdanmalt- 
Ihaft und Polizei wenigftend bid zu einem beftimmten Grade aufhören, verſchiedene 
Behörden zu fein. Denn durch die Ausſonderung beftimmter Funktionen aus dem 
Kreife der Machtbefugniffe beider Behörden und durch die Verſchmelzung dieſer Funk⸗ 
tionen entftebt ja eben erft dab eigentbümliche Gebiet der | g. Juftizpolizei. Wo 
ed alfo mit der leteren wirklich ernftlich gemeint ift, da ift eine neue Behörde ge- 
ſchaffen, die theils gerichtliche, theils polizeiliche Attribute in fich bereinigt, die zwar 
auf denfelben Grundlagen rubt, wie die Polizeibehörden überhaupt, die fich aber erft 
zufpigt in der Juſtiz und innerhalb der alfo von einer Unterſcheidung zwifcben ftaat®- 
anwaltſchaftlicher und polizeiliher Thätigkeit abfolut Feine Rebe mehr fein kann. 
Sämmtlihe Unterfuhungshandlungen, die der Staatdanmwalt im Vorverfahren vor- 
nimmt, find demnach gerichtäpolizeiliche, oder wie man fie auch im Gegenfage zu den 
gerichtlichen einfad nennen kann, polizeiliche. 

Aus diefer Betrachtung nun, dak die Amtstbätigkeit des Staatdanmaltd im 
Vorverfabren feine richterliche, fondern eine überwiegend polizeiliche ift, ergeben fich 
leicht die richtigen Gefichtöpunfte für die Abgrenzung feined, d. h. des gerichtäpolis 
zeilihen Gebiets. Weil nämlich bier die Polizei nicht wie bei dem erften Angriffe 
in fchleunigen Sachen aus eigener Mactvofltommenbeit und auf eigene Verantwor- 
tung bin handelt, fondern weil fie bier unter der Peitung und Verantmortlichkeit 
eined Juſtizbeamten tbätig ift, darum kann das Feld der Thätigkeit für den Staat. 
anmalt oder die Gerichtäpoligei unzweifelhaft ein viel meitere® fein, als dadjenige, 
welches oben unter A. ber oliger im eigentliben Sinne zugewieſen worden ift. 
Meil aber ferner bie eigentlibe Polizei nur die Möglichkeit einer weiteren Unter- 
ſuchung vorbereiten, die Staatdanmwaltihaft oder Bericht3polizei dagegen daB ge- 


1) Sunbelin: „die Staatdanmaltfhaft in Deutfhland*, und in der Deutſch. St, R. Zeitung 
1861 ©. 49 ff. und 680 ff. Dazu m. Abd. in Goltd. fiber die Reform der Staatsauwaltſchaft Bd. VI. 
©. 734 und Bd. VII. ©, 145. Hauſchteck a. a. D. ©. 38 ff. 
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fammte Vorverfahren bis ei gerichrlichen Hauptverhandlung erledigen fol, darum 
m uB auch der Kreiß der gerichtäpoligeilihen Funktionen viel weiter gezogen 
werden. 

Scheint biernad die Forderung gerechtfertigt, daß der Stantdanwalt zu allen 
Unterfuhungshandlungen für befugt zu erachten, welche die Vorbereitung der Haupt- 
verhandlung erforderlih macht, daß er alfo Zeugen und Sadverftändige abhören, 
den Yugenfibein einnehmen, Sandfuhungen abhalten und Beſchlagnahmen und Ver- 
baftungen vornehmen darf, fo liegt doc gegen die Möglichkeit, daß man in dieſer 
Beziehung etwa zu weit gebt, eim qeeignete® Korrektid in der Erwägung, daß einzelne 
Unterfuhungshandlungen mit Rüdficht auf ihre eigentbümlihe Natur dem Richter 
ganz vorbehalten bleiben, oder wenigſtens durch den legteren behufs ihrer Gültigkeit 
betätigt werden müffen. 

In legterer Beziedung find folgende Grundfäge aufzuftellen: 

J. Der Echuß der perfönlichen SFreeiheit und Sicherheit macht es unbedingt 
notbmendig, daß Verhaftungen und Beſchlagnahmen von Vermögensobjekten, zu 
welchen letzteren namentlich auch Dreferzeu nife und Briefe gehören, zu ihrer Gül- 
tigfeit der richterlihen Konfirmation bedürfen, und daß biefe legtere innerhalb einer 
gefeglich beitimmten Friſt eimgehott werden muß. Die Abmeſſung diefer Friſt bat 
allerdings ihre großen Schwierigleiten. Bei der z.B. in Preußen für den Fall der 
Verbaftung vorgefhriebenen Frilt von 24 Stunden ftößt man nicht felten auf yanz 
unüberwindlihe Schwierigkeiten, meil ſich in einer jo furzen Zeit die Beweiſe ſehr 
bäufig nicht jo weit eruiren laſſen, um ald Unterlage für einen richterlichen Beſchluß 
dienen zu fünnen, gleichwohl aber wine Aufhebung der Haft vorausſichtlich das ganze 
Refultat der Unterfubung vereitein würde, nichtädeftoweniger ift bier nicht 
ber Ort, in dieſer Beziehung detaillivte Vorfcläge zu maden, und um jo 
weniger, als die Beftimmung einer ſolchen Friſt weientlih von lofalen Berbält- 
nijfen, von der Organifation der Behörden und anderen befonderen Umftänden be- 
dingt wird'). 

2. AR über eimen Ungefchulbigten die Unterfuhungshaft verhängt worden, 
e mnf von diefem Angenblide ab überhaupt dad ganze Vorverfahren in die Hand 
es Richterß gelegt werden. Denn da dem Richter allein felbftredend die Diöpofition 
über die Fortdauer der Haft zuftehen kann, fo muß er doch auch in ber Lage fein, 
ben Fortgang der Unterfuhung zu kennen, damit er in jedem Auwgenblide die Haft 
wieder aufheben kann. Führte dagegen der Staatdanwalt ur der Verhaftung des 
Angefhuldigten die Unterfubung weiter, fo würde e3 ja im feiner Macht liegen, die 
Haft ganz nad Belieben außzubehnen. Ucberdied aber fordert auch die Rüdficht 
auf den Defenfionspunft eine richterlihe Unterfuhung. Denn wenn man den An- 
geſchuldigten der Freiheit und damit der Möglichkeit beraubt, felbft für die Samm- 
lung ded Vertheidigungäberseifeß thätig zu fein, fo fordert e8 die Gerechtigkeit, daß 
einem unparteiifhen Richter die gleihmäßige Erhebung des Ent- wie des Belaftungs- 
beweifed übertragen wird, und daß man bier nicht blos davon ausgeht, Material 
für die mündliche Verhandlung zu ſammeln. Es müffen bier audy die Zeugen fofort 
eidlich vernommen werden, damit defto eber eine beftimmte Entſcheidung über Schuld 
oder Nihtihuld und damit über die Aufhebung der Haft getroffen werden fann. 


1) Vergl. Sundelin in der Deutfb. Et. R. Zeitung S. 696. Wenn Sundelin indeh gar 
feine Friſt feſt beitimmen will, fondern verlangt, daß die richterlihe Betätigung „fo ſchleunig, ald nad 
den Unptänden tbunlih“ bewirkt werben müfe, fo reicht eine ſolche Anortnung m. €. zum Schuge der 
perfönlichen freiheit im Reiner Weiſe aut, Dem mie foll, wenn e# am jeder feften Grenze feblt, bier 
wohl der Punkt gefunden merben, auf welchem Die ſtrafrechtliche Werantmortlichkeit der Polizei und refp. 
des Staatsanwalt ihren Anfang nimmt? Soll etwa lediglich da® Ermeffen des Gerichtö enticeiden, ob 
die Abgabe an daffelbe ſchon nad den Umftänden thunlich gemefen wäre? Dad ginge benn doch wieder 
nad ber anderen Seite zu weit. 
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3. In denjenigen Fällen, in denen e8 auf die fofortige Fixirung einzelner 
Bemweife ankommt, in denen es fi) alfo um Feſtſtellung eines der Veränderung unter- 
liegenden Thatbeſtandes handelt, wie 3.8. bei Tödtungen, Brandftiftungen u. |. w./ 
fowie ferner in denjenigen Fällen, in melden der Berluft beftimmter Beweismittel 
zu befürchten ift, 3. B. wenn der Tod oder die Auswanderung bon Seugen zu er- 
warten ift, muß gleichfalld diefe Beweiserhebung durch den Richter bewirkt werden, 
weil nur durd eine folhe die Erhaltung diefer Beweisftüde in beweifender form 
möglich ift. 

4. Der Richter muß ferner überall da angezogen werden, wo die Ausſage 
eined Zeugen oder Sachverſtändigen fhon im Vorverfahren abjolut nothwendig iſt, 
eine folche aber verweigert wird. Denn abgefehen davon, daß die oft fehr ſchwer 
zu entſcheidende Frage, ob ein gefegliher Grund zur Zeugnißvermweigerung vorliegt, 
felbitredend nur durch den Richter entfchieden werden fann, fo muß doch bier die 
Entiheidung und refp. Verhängung weiterer Maafregeln dem Richter fhon um deö- 
willen zufallen, weil eine Zeugnißverweigerung eigentlich ftet3 nur in fofern von Be- 
deutung wird, als fie zugleich eine Verweigerung der Ableiſtung des Zeugeneides 
enthält, die Abnahme des legteren ja aber ohnehin nur dem Richter zufteht. 


5. Endlid muß eine er Vorunterfuhung in allen denjenigen Fällen 
geführt werden, in melden dies theild mit Rüdficht auf die Schwere der Anſchuldi- 
gung, theild mit Rückſicht auf die Eigenthümlichkeit des fpäter ftattfindenden Haupt- 
verfabrend geboten erfheint. Die oben aufgeftellte Regel, daß man fi im VBorver- 
fahren im Wefentlihen damit begnügen müfje, fo viel Beweißmaterial zu fammeln, 
um zur Hauptverhandlung fchreiten zu fönnen und diefer lepteren die ganze Ent- 
‚ [beidung vorzubehalten fei, fann als ſolche nämlich nur für die leichteren Straffälle 
gelten. Wo dagegen ein ſchweres PVerbrehen den Gegenftand der Anſchuldigung 
bildet, da bedarf fhon dad Vorverfahren einer gründlicyeren, erfchöpfenderen und 
eine größere Garantie für die Sicherheit der gewonnenen Refultate gebenden Be- 
bandlung, damit bier, wenn irgend möglid, die Hauptverhandlung ganz vermieden 
wird. In denjenigen ändern, in melden die ſchwereren Straffälle von Geihwore- 
nen abgeurtheilt werden, ift für die Notbwendigkeit einer umfaflenden gerichtlichen 
Unterfubung außerdem noch in Betracht zu ziehen, daß einerfeit3 die Vorbereitung 
des Falles für die Verhandlung vor den Gefhworenen eine genaue Vorprüfung durch 
den Richter bedingt, und daß andererfeitö bier namentlib der Umftand in dad Ge- 
wicht fällt, daß mit Rückſicht auf die rechtliche Natur des Währſpruches der Ge- 
ſchworenen dem Angefchuldigten jeded ordentliche Mechtömittel entzogen ift. 

Wird hiernach das Gebiet der ftant3anwaltlihen Vorunterfuhung auf die 
leichteren Straffälle befhränkt und treten au auf diefem no die oben sub 1—4 
erörterten Ausnahmen zu Gunften ded Angeſchuldigten ein, fo wird ſich die Behaup- 
tung, daß die Kompetenz des Staatdanwaltd zu weit ausgedehnt fei, gewiß nicht 
mit Grund aufftellen laffen'). 


C. Daß Gebiet des Gerichts. 


Im ftrafgerichtlihen Vorverfahren find zwei verſchiedene richterlihe Behör- 
den thätig, nämlid: 
1) der Unterfuhungsrichter, und 


1) Mittermaier nennt die Gerichtäpoligei (Ger. Saal 1860 S. 418) eine bedenflihe neue Er- 
findung und meint, daß die gemachten Vorfchläne fein Vertrauen erweden können; allein feine Einmwen- 
dungen richten ſich im Mefentlichen gegen die Thätigfeit einer der Leitung durch den Staatsanwalt ent- 
bebrenden Polizei, I biefer Ceitung aber liegt gerade ber Stern der Sage. Uebrigens find Mitter- 
maierd und Underer Bedenken gegen das ſtaatsanwaltſchaftliche Vorderfahren vortrefflih widerlegt von 
Sunbdelin in der Deutfd. St. RR Seitung 1861 ©. 67. 
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2) bie Gericht3abtheilung, 
welche über die Verfegung in den ern Beſchluß faßt. 

Das Feld für die Thätigkeit des Unterſuchungsrichters iſt ſchon durch bie 
Erörterungen zu A. und B. genuͤgend beſtimmt worden und würde hier nur noch 
hervorzuheben ſein, daß das Einſchreiten des Unterſuchungsrichters ſtets durch den 
Antrag des Staatsanwalts bedingt wird. 

Die —— liegt überall in der Hand des Staatsanwalts und fobald ein 
Straffall zu feiner Kenntniß gekommen, erörtert er denfelben alfo entweder felbft 
oder durch feine Organe, oder er wendet fi (in den vorhin bezeichneten Fällen) an 
den Unterfuhungdrichter und beantragt bei diefem je nad den Umftänden bie Vor- 
me einzelner gerichtlicher Akte, oder die Führung einer vollftändigen Borunter- 
uchung. 

Außer dieſen Fällen aber muß der Richter überall da ſich der Bewirkung 
bon Unterſuchungsverhandlungen unterziehen, wo der Staatsanwalt dies für erfor⸗ 
berli erachtet. Eine ſolche Beltimmung fann um fo weniger einem Bedenken unter- 
liegen, al8 ja die gerichtliche Unterfuhung für den Angefhuldigten regelmäßig größere 
Garantieen gewährt, ald die gerichtäpolizeilihe, mithin, wenn der Staatsanwalt e8 
vorzieht, auf die eigene Vornahme einzelner Akte zu Gunjten des Richters au ver 
zihten, der Angefchuldigte dadurch unzweifelhaft beſſer geftellt wird. Die Praxis 
bietet aber ſehr häufig in denen gerichtäpolizeiliche eh a nit aus⸗ 
reichend erfceinen, 3. B. wenn es fib um Vernehmungen bandelt, bei denen ber 
—— mit Ruͤckſicht auf die rechtliche Komplizirtheit des Falles nothwendig ein 

echtöverftändiger fein muß, oder wenn ſich der Verdacht herausſtellt, daß die * 
en mit der Wahrheit zurückhalten, ſo daß man nur durch eidliche Vernehmung der⸗ 
Fiben zu einem fiheren Refultate gelangen fann u. f. w. Zu beftimmen, ob ein 
bierher geböriger Fall vorliegt, muß felbftrebend dem Ermefien des Staatsanwalts 
vorbehalten bleiben; glaubt man aber, daß dem legteren hiermit, dem Lnterfuhung®- 
richter gegenüber, eine zu weit greifende Befugniß eingeräumt wird, fo läßt fih ein 
Schugmittel fehr leicht dadurd gewinnen, daß man für den Fall, daß Staatsawalt 
und Unterfuhungsrichter über Die Nothwendigkeit der gerichtlihen Beweiserhebung 
verſchiedener Meinung find, die Entſcheidung der Rathskammer überträgt. 

Ma8 indbefondere die Kompetenz diefer lekteren Behörde anlangt, fo ift ihre 
Entſcheidung, aufer in dem fo eben erwähnten Falle, indbefondere überall da anzu« 
rufen, wo es fib um bie richterliche Beftätigung der von dem Staatdanmalt an- 
geordneten vorläufigen Verbaftungen, Beſchlagnahmen u. ſ. w. handelt, mo die Ent- 
laffung eine Berbafteten gegen Kaution in frage fommt, mo e& fi um Anwen- 
dung don Smangdmaafregeln gegen einen Zeugnifvermeigerer bandelt, und endlich, 
” jr ‚prüfen it, ob genügended Material für die Hauptverbandlung gefam- 
melt ift ). 

ad zum Scluffe die Art und Weife betrifft, in welcher das Vorverfahren 
gegenmärtig in den meiften Deutfhen Staaten geregelt ift, fo find es, mie ich ſchon 
oben in Kürze angedeutet babe, indbefondere zwei Gebredyen, an denen daflelbe leidet, 
und die eine Abbülfe im höchſten Grade wünſchenswerth machen, nämlich die unge 
Vertretung des Angefchuldigten und der gänzlibe Mangel an Deffent- 
ichkeit. 

Unfere alten Praktiker, melde (sit venia verbo) gewiffermaßen immer nod) 
mit einem Beine tief in dem alten Inquiſitionsprozeſſe fteden, pflegt eine Art Ent. 
fegen zu ergreifen, wenn man das Verlangen ausfpricht, daf fi der Angeſchuldigte 
aud ſchon in der Vorunterfuhung des Beiratb3 eined Vertheidigers müfle bedienen 


1) Ob der Rathälammer nicht auch nod in anderen fällen die Entideidung vorzubebalten, in 
welcher jept der Unterfuhungsrichter regelmäßig allein enticpeidet, ift bier, wo es fi nur um Wufitellung 
allgemeiner Grundfäpe handelt, nicht weiter zu unterfuchen, 
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können und namentlich erſcheint ihnen nicht? unbegreiflicher, als eine Öffentlihe Vor- 
unterfuhung. Aber au unter der jüngeren Juriftengeneration bört man über bie 
Schädlichkeit der Deffentlichfeit im Vorverfahren oft ſehr apodiktiſch abfpreden und 
jedenfall wird der Werth menigftend einer bedingten Deffentlichkeit noch keineswegs 
genügend gemürdigt. 

1. Wa3 zunächft den Mangel einer genügenden BVertheidigung betrifft, fo 
bin ich weit davon entfernt, die bis zur Ueberfättigung erörterte Forderung nad) 
ber unbedingten Waffengleihheit zwiſchen Staatdanwalt und Vertheidiger hier noch- 
mald einer Kritik zu unterwerfen. ch halte diefelbe für durchaus unbegründet '), 
aber nichtsdeſtoweniger gebe ich gern zu, dab im heutigen Verfahren für den Ber, 
theidigungspunkt durchaus ungenügend geſorgt ift. Es iſt doch entichieden eine Härte, 
einen Menſchen einzufperren, gegen ihm eine oft recht lange dauernde Unterfuhung zu 
führen und ihm nun während dieſer ganzen Seit einen Nechtöbeiltand zu verfagen, 
gleichwohl fließen die meilten Strafprozeß-Drdnungen für die Vorunterfuhung den 
Beiltand des Vertheidigerd ausdrüdliib aud. So aufer Preußen, aud Rn 
nover $.80., Thüringen $. 39., Anhalt 8. 57,, Altenburg Art. 180,, 
Dldenburg Urt. 173. und Andere)). Nachdem indeß in neueſter Seit der 
Deutihe Juriftentag ſich der Rechte des Angefchuldigten angenommen und in 
diefer Richtung fehr umfangreihe, meined Erachtens allerdingd viel zu weit 
en Forderungen aufgeftellt batte, haben auch die Gefepgebungen begonnen, 
en biöherigen Standpunkt zu verlaffen. Der neue Preuß. — geſtattet die 
Zuziehung des Vertheidigers im Vorverfahren wenigſtens bei der Einnahme des 
Augenſcheins 219.) und die Strafprozeß - Ordnung für Baden $; 197, gewährt 
dem Ungefchuldigten den Beiltand eined Vertheidigerd auch für die Borunterfubung 
ganz allgemein, ja fie geftattet dem letzteren fogar die Akteneinfiht und die Beimoh- 
nung F gerichtlichen Verhandlungen, bei denen der Staatsanwalt aber gegen- 
wärtig ift. 
Meined Erachtens gebt der Preuß. Entwurf nicht weit genug, während bie 
Badenfhe Strafprozeß » Drdnung mwicderum unzweifelhaft zu weit gebt, Denn die 
Zuziebung ded DVertheidigerd zu gerichtlichen Berbandlungen fcheint nur da erforder 
lich, wo die legteren gewiffermaßen einen antizipirten. Ait des Hauptverfahrens dar- 
ftellen, weil bier eben, da diefe Akte fpäter ja nicht wiederholt werden können, fofort 
eine umfaffende Geltendmahung der Rechte des Angefchuldigten erforderlich ift. Dies 
ift nun aber nicht blo8 der Fall bei der Einnahme des a ger fondern überall 
da, wo der Beweis ſchon im Vorverfahren endgültig erhoben wird, z. B. wenn ein 
Zeuge vernommen wird, ber zur Hauptverhandlung nicht geladen werden fann 
u. f. m.’). Es ſcheint dagegen nicht erforderlich und dürfte —* das Reſultat der 
Unterſuchung jedenfalls nicht immer erſprießlich ſein, wenn man dem Vertheidiger 
geſtatten wollte, allen gerichtlichen Verhandlungen beizuwohnen und in jedem Augen⸗ 
blide von dem Inhalte der Alten Kenntniß zu nehmen. = in dieſer Begichung 
mit dem Staaidanwalt ganz gleich ftellen zu wollen, heißt eben die grun ſätzlich 
verſchiedene Stellung beider verkennen. 

Daß man dagegen dem Angeſchuldigten geſtattet, ſich auch ſchon während 
der Vorunterſuchung mit feinem Vertheidiger zu unterreden, und daß der leztere 
berechtigt wird, für feinen Klienten Beſchwerden zu führen und Anträge zu ftellen, 
ſcheint gleichfalls nur in der Billigkeit zu liegen und dürfte um fo weniger zu Be 
denten Veranlaffung geben, ald ja hierdurd eine jhädliche Einwirkung auf den Gang 


1) Vergl. m, Auffah im Ger. Saal 1865 ©. 214 ff. 

2) In Sachſen (Art. 42.) ift dem verbafteten Angeklagten om ſchon während der Vorunter: 
fuhung meiftend in Gegenwart ded Richter eine Unterrebung mit dem Vertheidiger geftättet. 

3) Meine Bemerfung im Ger. Saal 1865 ©. 216 bedarf hiernach alſo einer Ergänzung. 
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ber Unterfuchung faum ermöglicht wird, während doc umgelehrt die Zulaſſung de® 

Defenſors ſelbſt im diefem befchränkteren Umfange das Vertrauen bed Angeſchuldig 

> u die Gerechtigkeit der über ihn verhängten Prozedur jedenfall erhö— 
n wird. 

2. Auf noch viel größeren Widerſpruch aber ftößt man, mie ſchon ange- 
deutet, wenn man von einer Deffentlichkeit der Vorunterfuhung ſpricht. »Bei und, 
fagt Rüttimann, lächelt man mitleidig über den Anglomanen, der die Oeffentlichkeit 
ded BVorverfahrend mit der Rechtäficherheit für vereinbar hält')«, während »ein Eng- 
länder, dem man unfere Urt, eine Borunterfubung durchzuführen, anſchaulich machen 
wollte, ganz beftimmt glauben würde, daß man ibn zum Beften halte, indem «3 ja 
ganz und gar unmöglich fei, Zeugen binter dem Rüden der Parteien zu verhören 
und dem Angefhuldigten das Recht zu entziehen, für feine Vertbeidigung zu forgen.« 
In der That kann ich die Deffentlichteit deB Vorperfahrend für fo aefährlib, als 
man fie gewöhnlich ſchildert, nicht halten, denn mad auf der einen Seite verloren 
gebt, wird auf der anderen durch die Auffchlüffe und Mitteilungen, melde eine 
öffentliche Diskuſſion des Falles mit ſich bringt, gewiß vollitändig wieder gewonnen ?). 
Nichtädeftoweniger will ic mich für eine vollftändige Deffentlichleit deö gefammten 
Vorverfahrens durchaus nicht außfprecben, indem ed mir doch faft feinen will, als 
babe man e3 auch bier wieder mit einem nftitute zu thun, deſſen Verpflanzung bon 
dem Engliſchen Boden auf den Deutſchen kaum ratbfam erſcheint. Es ift mir 
fraglih, ob man fi, wenn man einer folben Berpflanguna unbedingt dad Wort 
redet, dabei wohl bewußt ift, wie bimmelmeit die Englifchen Zuftände von den unfe- 
ten verſchieden find, und daß der Volkscharakter, dad gefammte Öffentliche Leben, bie 
Haltung der Dreffe u. ſ. w, ſich in England doch fo ſehr anders geftaltet haben, 
als bei und, daß eine Einrichtung, ‚die fi dort nach jeder Richtung bin al eine 
Wohlthat erweift, bei einer Uebertragung nach Deutſchland ſehr leiht in da® Gegen» 
theil umſchlagen kann. 

Aber wenn man ſich aus dieſen Gründen auch nicht für die unbedingte 
Oeffentlichleit der ganzen Vorunterſuchung entſcheiden will, ſo iſt doch mindeſtens ein 
öffentlicher Abdiuß derſelben zu fordern. Denn gleichviel, ob das Vorverfahren 
mit der Verſetzung in den Anklageſtand und alſo mit einem Verweiſungsbeſchluſſe, 
oder ob es mit einer Einſtellung der weiteren Unterſuchung endet, in jedem Falle 
wird fi die Deffentlichkeit des Abfchluffes von großem Nupen erweiſen. 

ch babe fhon oben angedeutet, mie nachtbeilig c® wirken muf, menn eine 
Unterſuchung, die vielleicht in einem fehr weiten Umfange das öffentliche Intereſſe 
in Anſpruch genommen hat, durch einen einfachen richterlichen Beſchluß eingeſtellt 
wird, deſſen Gründe weder ber Angeſchuldigte, noch daß Publikum erfährt. Denn 
auf diefe Meife wird e8 nicht blos dem Angefchuldigten unmöglich gemacht, fib von 
dem auf ibm laftenden Verdachte fomeit zu reinigen, daß er auc in der Öffentlichen 
Meinung wieder als völlig rebabilitirt ailt, fondern, maß noch viel ſchwerer in das 
Gewicht fällt, daB heutige Verfahren erfcheint auch geeignet, dem allgemeinen Ber- 
trauen auf die Gerechtigkeit der Strafjuftiz einen Stoß zu verfegen. Wenn Se 
mand viele Monate lang in jtrenger Haft gehalten und dann plöglid wieder auf 
freien Fuß geftellt wird, fo ift e8 ganz umbermeidlich, daß Zweifel und Bedenken 
außgefproden merden, ob denn eine fo lange Haft auch wohl gerechtfertigt gemefen, 
und daß fogar dad Miftrauen entfteben kann, ob überhaupt ein genügender Grund 
zur Verbaftung vorgelegen babe. Solde Aeußerungen der öffentliben Meinung aber 
darf man durdaud nicht mit fouderainer Verachtung behandeln, denn die Straf. 
techtöpflege fann unter allen Umftänden ihre fchwierige Aufgabe nur dann in vollem 


1) Verb. des Bafeler Jur. T. ©. 42, 
Vergl. Rüttimann a. a. O. und Bemerkungen be8 Staatdanwaltd Dr. Honegger ebenda. 
ſelbſt ©. 65. 
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Umfange erfüllen, wenn fie von dem allgemeinen Vertrauen getragen wird. Un— 
zweifelhaft aber giebt e8 fein wirkſameres Mittel, diefed Vertrauen zu beben und zu 
ftärten, als die Deffentlichkeit. Nur da, wo die Strafjuftiz fo gehandhabt wird, daß 

einem Jeden geftattet ift, fich über die Gerechtigkeit und Unparteilichkeit ihrer ‘Pro- 
zeduren ein Urtheil zu bilden, und wo alfo zugleib auch die Möglichkeit vorliegt, | 
daß ſchiefe Urtheile Einzelner durd daS allgemeine Urtheil felbft korrigiert werden, 
wird man ein unbedingted Vertrauen beanfpruchen und erwarten dürfen. Mo fi 

aber die Juftiz hinter verfchloffene Thüren flüchtet, wo man daß öffentliche Urtheil 

heut, da pflanzt und naͤhrt man dad Mißtrauen, da probozirt man falfche Urtbeile, 

für deren Berichtigung jede Möglichkeit fehlt und da darf man fi nit wundern, 

wien e8 an der hauptfächlichften Lebendbedingung, einer guten Strafjuftiz, ge- 

richt. 

Doc heute noch der Deffentlichkeit de8 Strafverfahrens das Wort reden zu 
mollen, ſcheint ein 7* operatum, und es ſollte auch hier nur auf die Bedeutung 
bingewiefen werden, die dem Schlußakte des Vorverfahrens zuzuſprechen iſt und ge- 
zeigt werden, daß diefe Bedeutung eine fo große ift, daß fie die Ausdehnung der an 
fi laͤngſt als nothwendig anerkannten Deffentlichkeit auf jenen Akt unbedingt erfor- 
derlich macht). 

Aber nicht blos für den Fall, daß das Vorverfahren eingeſtellt wird, ſondern 
auch für den anderen Fall, daß die Verſetzung in den Anklageſtand beſchloſſen, und 
daß alfo eine öffentlihe Schlufverhandlung jedenfalld noch ftattfindet, iſt der öffent 
liche Abſchluß des Worverfahrend von der größten Bedeutung. In dieſer legteren 
Richtung ift e8 indeß weniger die Kontrolle der Strafjuftiz, als die Vertretung der 
Intereſſen des Angeſchuldigten, welche in frage ſteht, und melde mindeftend Die 
DarteirDeffentlichkeit zu einem unabweißbaren Gebote der Gerechtigkeit macht. Es 
ift für den Angefhuldigten durchaus nicht gleichgültig, ob das Verfahren für ihm 
mit der Dorunterfuhung abfchließt, oder ob er noch dem immerhin empfindlichen 
Uebel, auf der Anklagebank zu figen, unterworfen werben fol. Denn wenn er aud 
freigefprodhen wird, fo bat er immer ein Leiden zu erdulden gehabt, das ihm er- 
fpart werden konnte, und es erfcheint nichts billiger, ala daß bei der Entiheidung 
der oft ſehr fchmierigen Frage, ob die Verſetzung in den Anklageſtand ausgeſprochen 
werben foll, der Angeklagte und refp. fein Vertheidiger gebört werden. 

Dazu kommt ferner, daß namentlih im fhmurgerichtlihen Verfahren ber 
Anklagebefhluß in fofern von der weitgreifendften Bedeutung ift, als er nicht blos 
im Wefentliben die Grenzen der Unterſuchung beftimmt, fondern ald er in&bejondere 
auch die Unterlage für den mefentlichften Akt des Verfahrens, nämlih für die 
Frageftellung, bildet. a, in denjenigen Fällen, in denen die Thatſachen unzweifel- 
baft feftftehen, und in denen e8 fih nur um pr handelt, die der Kognition 
der Gefhmorenen regelmäßig entzogen find, ift der Anklagebefhluß ſehr bäufig in 
dem Grade präjudizirlih, daß durch denfelben eigentlich fhon die ganze Sade ent- 
ſchieden wird “). Ich begreife deöhalb nicht, wie man es rechtfertigen fann, daß 
man den Hngeiculbigten bei fo michtigen Akten des — — gar 
nicht hört“)), denn in&befondere in den Fällen der letzteren Art iſt die Vertheidigung 
im Vorverfahren doc unzweifelhaft unendlich viel nothwendiger, als in der Haupt» 
verhandlung. 


1) Vergl. auch m. Abh. in Goltd. Urhiv Bd. X. S. 454. 


2) Z. B. wenn es ſich lediglich um die Frage handelt, ob ein Schrtiftſtück eine Urkunde iſt. 

Wird dieſe Frage etwa ſchon im Vorderfahren durch den höchſten Gerichtshof zum Nachtheile des Ange- 

m. eutfchieden, fo ift damit Die gange Sache erledigt und ed handelt fi nur noch um das 
trafmaaf, 


3) Vergl. m. Abh. über die Unklagebefhlüffe in Goltd. Archid Bd. X, ©, 451, 


— Mn sn — 
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Mollte man an meine Forderung, dem ftrafgerichtlihen Vorverfahren 
burch eine öffentliche Verhandlung, bei welcher der Angeſchuldigte zu bören, einen 
formellen Abſchluß zu geben, den Einwand erheben, daß ein ſolches Verfahren fo 
viel Zeit und Arbeit erfordern werde, daß es fi in der Praxis kaum werde durch 
führen laffen, und daß es in geringfügigen Straffahen auch jedenfalld überflüffig 
erfcheine, fo erkenne ich die Berechtigung diefed Einwurfes vollflommen an. Ich 
bin auch keinesweges der Meinung, daß died Verfahren in jedem einzelnen falle 
ftattfinden foll, fondern es ſcheint völlig genügend, wenn daffelbe nur überall da 
Dlap greift, wo eine gerichtlihe Worunterfubung ftattgefunden bat, d. b. alfo, wie 
oben näher erörtert morden, in denjenigen fällen, in denen der Angeſchuldigte ber» 
baftet ift, oder die der Stompetenz der Geſchworenengerichte — Fuͤr dieſe 
* aber glaube ich die Nothwendigkeit eines öffentlichen Abſchluſſes des Vorver ⸗ 
ahrens hinreichend dargethan zu haben. 


Der Begriff der unrichtigen Werkzeuge zum 
Neffen oder Wiegen. 


Der Käufer verlangte auf dem Markte von dem Angeklagten, einem Fleiſcher, 
2 Dfund Fleiſch zu dem verabredeten Dreife, welchen er auch bezahlte, nachdem An- 
geklagter ibm angeblich je 1 Pfund mit zwei Gewichtſtücken, deren jede alfo  Dfund 
wiegen follte, zugewogen batte. In der That mar eined jener Stüde ein richtiges 
+ Dfund, da8 andere aber nur ein — und geaichtes Gewicht von 4 Pfund, 
fo daß der Käufer ſtatt je eines Pfundes nur je % Dfund erhalten hatte. Das 
Kreißgeriht bat deshalb den Angeklagten aus 6. 243. Nr. 1. des Strafgeſetzbuchs 
beitraft, das Appellationdgericht aber diefen Paragraphen für unanwendbar gehalten 
und wegen einfachen Betruges — 68. 241. 242, — geftraft. 

Die Unanwendbarkeit des $. 243. Nr. 1. ift mit der Erwägung begründet, 
daf die Nr. 2. 3. 4. 5. 6. 243. deutlich zeigten, wie der Gefehgeber bier eine folche 
Unrichtigkeit voraußfege, welche in der Beſchaffenheit des Taͤuſchungsmittels felbft 
berube, auch unverkennbar in diefem Falle wegen der größeren Wahrfceinlichkeit des 
Gelingend einer Zaerhen den Rehtsihup gegen Beeinträchtigungen ein ftärkerer, 
ald in einem falle, wie der vorliegende fein müfle, wenn dad Maaf oder Gewicht 
nominell und feinem inneren Gehalte nad ein richtiged und nur die auf den Gehalt 
ſich beziebende Angabe des Täufchenden eine unrichtige ift, da folhe Ungabe von 
dem aufmerkſam Drüfenden fofort durch den Unblid des Maafed oder Gewichtes 
ald eine unrichtige ermittelt werden könne. 

Der Ober · Staatdanwalt bat gegen dieſes Erfenntniß die Nichtigkeitd- 
befchwerde megen Verletzung de 6. 243. Nr. 1. des —— durch Nicht. 
anwendung unter bloßer Bezugnahme auf einige Vorerkenntniſſe des Ober⸗Tribunals 

eingelegt. 

Von dieſen betrifft insbeſondere dasjenige wider Begrich vom 5. Juni 1858 
(Archiv VI. 711) nahezu denſelben Fall. 

Der damalige Ungellagte hatte ſich nämlid zum Photogen» Verkaufe eines 
geaichten % Duartgemäßed nidyt nur dann, wenn er dem Käufer diefed Quantum, 
jondern aud dann, wenn von demfelben 4 Quart verlangt und bezahlt worden, 
wiſſentlich bedient, das Appellationdgericht jedoch bierin ein Vergeben gegen 6. 243. 
ded Strafgeſetbuchs nicht erfannt. Auf die Nichtigkeitsbeſchwerde des Ober-Staatd- 
anwalts ift diefed Erkenntniß vernichtet worden, weil felbftverftändlid und nad rich- 
tiger Auslegung ded |. 243. Nr. 1. derfelbe zu feiner Anwendung keinesweges die 
abfolute, fondern nur die relative Unrichtigkeit ded gebrauchten Maafed zum 
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Nachtheil eined Anderen era mithin auch die Anwendung eine? an fi rich⸗ 
tigen Heineren Maaßes mit Strafe bedrohe, wenn diefed zum Nachtheil eined Ande- 
ren zur ſcheinbaren Zumefjung einer größeren, als ber durd dad Maaß normirten 
Quantität gebraudt wird. 


Diefe Auffaffung ift nunmehr bedenklih geworden und deshalb die Entſchei⸗ 
dung ber vorliegenden Sache an das Plenum des Straffenatd zur Entſcheidung der 
Frage gewiefen: 
ob in $. 243. Mr. 1. en eg unter einem » unrichtigen 
MWertzeuge« nur ein ſolches zu verfteben, durch deffen Gebrauch zum 
Meflen oder Wiegen ein geringered wahres Maaß oder Gewicht erlangt 
er ald dad Werkzeug feinen Kennzeichen nach meljen oder wiegen 
ol? 


n jener früheren Entſcheidung war alfo davon ausgegangen, baf unter ber 
im $. 243. Nr. 1. voraußgefegten Unrichtigfeit des zum Meſſen oder Wiegen 
beftimmten, beim Meffen reip. Wiegen miffentlih zum Nachtbeil eined Anderen ge 
brauchten Werkzeuges, 


Maafed (Längen, Hohl- oder Raum-Maafed), Gewicht, Waage oder 
Biiegeboreicung (vergl. $. 348. Nr. 2. des Strafgeſetzbuchs, Geleh vom 
24. Mai 1853, $. 7. Gef.-Samml. S. 590), Altoholometer (Gefeg vom 
24. April 1860, 8$. 3. und 1. Gel.-Gamml, ©. 381), 


nicht; wenigftend nicht ausſchließlich, eine Balichbeit im engeren Sinne, L.. 23 D. ad 
leg. Corn. de falsis (48, 10.) Quid sit falsum quaeritur etc, , jondern fchon eine 
Kifhung der Wahrheit überbaupt bezüglih auf das gebrauchte Werkzeug zu ber- 
eben fei, eine Falſchheit, falsum im weiteren Sinne"), wie diefe für den Betrug 
überhaupt in den Gefepgebungen da fupponirt wird; wo zu dem Betruge (ald dem 
genus) m Falſchung ım engeren Sinne, mit Einfluß der Verfälſchung, gerech ⸗ 
net wird, 

Diefe Auffaſſung des Begriffed der ⸗»Richtigkeit« refp. der ⸗»Unrichtig— 
feite ded zum Meilen zc. beitimmten Werkzeuged?), nach welcher alfo eine Unric- 
tigkeit ded Werkzeuges beim Gebraude au da vorhanden fein foll, wo ein ric- 
tiges Werkzeug unridtig gebandhabt (angewendet), — mit einem richtigen Maaße 
unrichtig nemeflen — wird, iſt ſchon nad dem Wortlaute des Gejepes ($. 243. 
Nr. 1. vergl. $. 348. Nr, 2, und jept Geſetz vom 24. Mai 1853, Geſ.Samml. 
©. 589 89. 7. 10. Al. 2.) nicht zuläflig, und gewiß ift fie e8 nicht nach dem Zu- 
— * deſſelben mit der übrigen Geſetzgebung und nicht nach der Entſtehungs 
geſchichte. 

Um richtig zu fein, muß ein Maaß und reſp. Gewicht mit dem geſetzlich be- 
fimmten Urmaafie?) refp. mit dem aefeplich beftimmten Normal-Gemwihte*), 
dem Urgemwidte’), übereinftimmen. Es iſt unrichtig, wenn es davon ab- 
weicht, und zwar allerdings auch dann, wenn dieje Nichtübereinftimmung auch nur 
durch den Gebrauch oder buch Zufall herbeigeführt ift*). 





1) Nov. 73. pr. Heffter Lehebuch F. 381.1, Tiftiann Handbuch 1. Ausgabe 65. 514, 520, 
521. 522, Günther im Weiskes Redtäleriton 2 ©. 89. 

2) Vergl. Maafe und Gewigt-Orbnung vom 16. Mai 1816 (Bef.-Sammi. ©. 142) $$. 2, 
litt. b. 4. 8. 9. 17. 18. 

3) Geſeh vom 10. Mär, 1839, Gel.-Samml. ©. 94 65, 1.2.3. 4. 

4) Maaf- ıc. Ordnung vom 16, Mai 1816 $5. 1, 2. litt, b, d. 

5) Geſeh vom 17, Mai 1856 (Gef. - Samml. ©. 545) 1. — * Brüdenwaagen ber 
treffend, Gele vom 24. Mai 18563 5 5. ——— ©. 590), und Hohenzollern betreffend, Geſth 
vom 26. Mär, 1860 $. 6. (Befr-Samml. ©. 114). 

6) Maaf- ıc. Ordnung vom 16. Mai 1816 $. 17., Geſetz vom 24. Mai 1853 $. 7. 
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Der $. 243, Nr. 1. des Strafgeſetzbuchs lautet nicht: 


»Wer fi zum Meflen oder Wiegen beftimmter Werkzeuge wifjentlich 
unrichtig zum Nachtheil eined Andern bediente, 


fondern dahin: 


»Wer fi mifjentlih unrichtiger zum hie oder Wiegen beftimmter 
Merkjeuge zum Nachtheil eined Anderen bedient.« 


Er jtellt den zum Nachtheil eined Anderen wiflentlic gefchehenen Gebrauch 
eined unrihtigen zum Meffen ꝛc. beftimmten Merkzeuged ald Betrug und zwar qua- 
lifizirten oder auögezeichneten Betrug unter Strafe’). 


Daß diefe Art des Betruged audzeichnende Merkmal, und der legislatoriſche 
Grund, aus welchem dieſe Art des Betruged ald qualifizirte Urt des Betruges be- 
fonder8 unter Strafe geftellt worden ift, iſt alfo in der objektiven Beſchaffenheit des 
zur Täufhung angewandten Mitteld, nämli darin zu finden, daß ald Mittel der 
Täuſchung ein unter der Kontrolle des Staated ftehended, jedoch unrichtiged Werk. 
zeug wiffentlih, alfo mit dem Bemußtfein der Unrichtigkeit, zum Nachtheil eines 
Underen — zur Uebervortbeilung ($. 12. der Maaf- ıc. Ordnung vom 16. Mai, 
1816) in betrüglicher Abfiht ($. 19. daf.), — gebraudt wird, daß der Betrogene 
gerade durch die fchwerer ald andere Irrthümer zu entdedende und (weil daß an- 
gewandte Mittel, das — mie dad Allg. Landrecht 11. 20. 8. 1444, fagte — üb 
ren falſchen Maaßes oder Gewichts, gewöhnlich auf eine fortgefegte Bevortheilung 
Anderer, ded Publikums, —— gemeingefährlichere Unrichtigkeit des Wert- 
zeuges bei dem Meſſen oder Wiegen getäuſcht und benachtheiligt wird. 

Die objektive Beſchaffenheit des ald Mittel der Täufhung gebrauchten, ges 
fälfchten oder verfälfchten oder doch (mit dem Bemußtfein der Unrichtigkeit, ge 
braudten) unrichtigen Werkzeuges, welche bei dem Meſſen oder Wiegen ein un« 
richtiges Refultat gewährt, nicht aber auch fhon die unrichtige Handhabung eines 
richtigen Werkzeuge, durch melde, ohne daß mit ihm eine Veränderung borgenom« 
men wird, die es ald ein anderes erjcheinen läßt, ein ſolches unrichtiged Nefultat 
herbeigeführt wird, ift von jeher als daß die Erſchwerung diefer Art des Betruges 
audmadende Moment betrachtet worden). 

Dad Allg. Landrecht II. 20, welches in feinen »Beihädigungen des Ber- 
mögend duch ..... Betrug« betreffenden Strafbeftimmungen von einander unter- 
chied: a) den gemeinen Betrug bei Kontraften, oder im Handel und Wandel 
($. 1325.) ; 1 Sr groben Betrug bei dergl. Gefhäften N 1326, vergl. d. 1399.), e) den 
qualifizierten Betrug (GG. 1328. ff.), bedrohte im $. 1444. (verbunden mit 1442.) 
unter dem Marginale »Betrug des Bublitumd«, mit der um die Hälfte gefchärften 
Strafe des qualifizgirten Betruges ($. 1328,, vergl. FS. 1380. 1384. 1396. 1429, 
1441.), »diejenigen, welche falſches Maaf oder Gewicht führen.« 

Der Code penal (unter der Rubrik $. 5. Verlegung der Verordnungen in 
Unfehung der Manufakturen des Handeld und der Künſte Art. 423, und Art. 479. 
Nr. 5. im Schlußſatze) beftiimmte die Strafe desjenigen Verkäufers, der mittelft Ge— 


1) Th. II. Tit. 21. in rubro und $. 245. — vergl, Erkenntniß vom 7. Februar 1856 wider 
Broiher Juſt.Min.Bl. S. 75 — Erf. vom 4. Juli 1856 wider Collier Archiv 4, ©. 702 — Erf, 
v. 8, DOftober 1856 wider Blüthau Ardiv 5. ©. 104, 105. 


2) Vergl. L. 32. $. 1. D. ad leg. Cornel de falsis (48. 10.) „qui mensuras publice 
probatas corruperit, ..... qui pondera aut mensuras falsassent.“ L.6. 6. 1. ibid. D, de 
extraord, crim, (47. 11.) „staterae adulterinae,* L.6. $. 2, ibid. „qui falsas mensuras 
babuit.* L. 52. $. 22. D. de furtis (47, 2,) „majora pondera.“ $. 4. J. de publ. jud, 
(4. 17.) „signum adulterinum®, und andererfeitä: L. 3. 66.3.4. D. si mensor falsum modum 
dixerit (11. 6.) „si mensor fraudaverit,* L. 5. $$. 2. 2. 6. 7. ibid. „si fefellit.* Sodann 


* 


CCC. Urt. 113, ..... Maaß, Waag, Gewicht .P.... faͤlſcht. 
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brauch falfhen Gewichts oder falfhen Maafed in Anfehung der Quantität der 
verkauften Sachen bintergebt. 

Died waren die Geſetze, auf melden der $. 19. a. E. der Maaf- und Ge 
wichts « Ordnung vom 16. Mai 1816 für den Fall hinwies, daß bezüglich auf von 
ber Dolizei ungeitempelt oder mit ihren Probe -Maaßen und Gewichten nicht über. 
einjtimmend —— Maaße und Gewichte’) gegen den gewerbtreibenden — vergl. 
Verordn. vom 13. Mai 1840 Geſ.Samml. ©. 128 8. 31., Archib VI. 557, VII. 
376 — Inhaber die Vermuthung einer betrüglichen Abſicht entſteht. 

Schon der Entwurf von 1843 $. 450. Nr. 10. (Entw. von 1847 $. 295. 
Nr. 2.) ſprach nun allerdingd nur von dem Betruge, welder von Gemwerbtreibenden 
duch Anwendung unrihtiger zum Meilen oder Wiegen beftimmter Werkzeuge 
verübt wird. Allein daß durch den Ausdrud »unrichtige Werkzeuge« bezüglich auf 
die objektive Befchaffenheit von Maafen und Gewichten nicht etwas anderes hat be- 
zeichnet werden follen, al3 im Allg. Yandreht und im Code penal durch »falſches 
Maaf oder Gewichte, ergiebt die Bemerkung in den Motiven zu $. 295. ded Ent- 
wurfs von 1847. 


Das Bedenken, welches die Dreußifhen Stände in Bezug auf den Ge 
brauch falfher Maaße und Gewichte erhoben haben, nämlich, daß diefer 
oft nur duch den Mangel eined richtigen Werkzeuges werde veran- 
laßt werden, ıft nicht begründet, denn ed handelt fidy hier nicht von dem 
Gebraude unrihtiger Werkzeuge überhaupt, fondern von dem in ber 
trügerifher Abficht geſchehenen Gebraude. 


Ob dad, was bei der Handhabung eines zum Meflen oder Wiegen beftimm- 
ten Werkzeuges mit diefem zur Hervorbringung eined unrichtigen Reſultates vorge 
nommen ift, nur zu den betrügerifhen Kunftgriffen gehört habe, vermöge deren mit 
an fi richtigen Werkzeugen doch unrichtig gemefjen oder gewogen wird, — mie in 
bem Falle des Erkenntnijle® vom 4. Mai 1855 wider König, Ardiv 3, ©. 720, 
wo auf der einen Waageſchaale ein Blatt Dapier und unter diefem ein Lothgewicht 
gefunden war, jedod nur bezüglich auf $. 348. Nr. 2. des Strafgeſetzbuchs ange- 
nommen wurde, — oder aber dad Werkzeug felbjt au einem unrichtigen gemadıt, 
daffelbe gefälfcht ift, — wie in den fällen der Erfenntnifle vom 26. Januar 1853 
wider Kood (Arhid 1. ©. 580), wo an die zur Aufnahme der Waare beftimmte 
Schaale ein Ring angehängt war; vom 18. November 1853 wider Romm (Entfdei- 
dung 28. ©. 176), wo in die zur Aufnabme der Waare beftimmte Scaale eine 
2 Loth ſchwere Dapier-Unterlage gelegt war; vom 24. Februar 1858 wider Stöbs 
und vom 26. Oktober 1859 wider Gohke (Arhiv 7. ©. 842, 843), mo ber eine 
Arm ded Waagebaltend, durch Auflegung des lofen Hakens, in weldem die zur 
Aufnahme der Waare beftimmte Schaale hing, nah außen bin verlängert war, an- 
genommen wurde, — wird mehr Gegenftand der thatjächlihen Beurtheilung und 
Feſtſtellung fein. Allein wo wirklich ein richtiged Werkzeug zum Meffen oder Wie- 
gen nur unrichtig zur Bevortbeilung eined Anderen gebraudt wird, um ſcheinbar 
beim Verkaufe ein größeres, beim Einfaufe ein kleineres Maaf reip. Gewicht darzu- 
ftellen und zu gewähren refp. zu erlangen, als in Wahrheit gewährt, reſp. erlangt 
wird, erjcheint der $. 243. Nr. 1. ded Strafgeſetzbuchs nicht anwendbar. 

Mit diefer Anſicht über Richtigkeit reſp. Unrichtigkeit eine zum Meſſen oder 
Miegen beftimmten Werkzeuge ift aud dad Erfenntniß vom 16. September 1859 
wider Oppenheim Er. I. 775 im Einklange. In dieſem Falle hatte die Ungeklagte 
bei dem Einkaufe von Knoden ein Gewidtöftüd von 22 Pfund alten Gewichts 


1) Waagen, Wiegevorrihtungen ftanden damals nod nit unter Staat8 Kontrolle, ſ. Motive 
des Gef. vom 24. Mai 1853 Ardiv 6. ©. 559. 


Uchiv, 1806. Januar, 3 
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— 20 Dfund 15% Loth neues Gewicht (Gefeh vom 17. Mai 1856 Gef. - Sammıl. 
©. 545), — unter dem (fülfhliden) Vorgeben gebraucht, daf es 18 Pfund (neuen) 
Gewichts ſchwer ſeij fie war mit Anwendung des $. 243.1 des Strafgeſetzbuchs zu 
Strafe verurtheilt und ihre Nichtigkeitsbefhwerde ward zurückgewieſen und zwar: 

in Erwägung, daß die Anſicht der Nichtigkeitsbeſchwerde, es fei das ge- 
braucte Gewichtsſtück, da es darauf angegebene (alte) Gewicht von 22 Pfund, 
— welche par ee nad 8. 15. der Rank x. Ordnung vom 16. Mai 1816 
und $. 7. des Gefeges vom 17. Mai 1856 nicht mehr Beachtung finden durfte und 
nicht dad Gewichtsſtück zu einem richtigen machen fonnte — wirklich gehabt habe, 
kein unrichtiges geweſen, irrthümlich iſt, da im F. 7. des Geſetzes vom 7. Mai 1856 
dem unter dem gegenwärtigen Gewichtsſyſtem gebrauchten ſelbſt richtigen Gewichte 
die Eigenſchaft des unrichtigen beigelegt iſt, und bei dem Verwiegen der Knochen das 
reale Gewichtsſtück Seiten? der mplorantin unridtig ais ein Gewiht von 
15 Pfund (neuen Gewichts), aljo dem wahren Gewichte nad um 2 Diund 154 Lot 
zu gering angegeben wurde, biernad aber der Gebraud eined unrichtigen Gewicht 
unzweifelhaft vorhanden ift. 


Das Plenum des Straffenat3 bat nunmehr auc in Uebereinftimmung mit 
diefen Grundfägen am 13. November 1865 wider Häſe in dem im Eingange berich- 
teten Falle die Nichtigkeitsbeſchwerde des Ober-Staatdanwaltö zurüdgewiefen. 


Gründe. 


Schon nad der grammatijhen Auslegung und dem gemeinen Sprachge- 
braudye ift unter einem »unrichtigen Werkzeuge« in $. 243, Nr. J. des Strafgeſetz- 
buchs, gleichwie unter einer »unrichtigen Waage« in $. 348. Nr. 2. daſelbſt, welche 
bier als Korrelat eine »unrihtigen Maaßes oder Gewichtes« ericheint (vergl. Gefe 
vom 24. Mai 1853 $. 10. und Erfenntnig wider Heinemann vom 30. März 186 
Gr. 11. 104 in Oppenboffd Rechtsſpr. Bd. VI. ©. 33) und unter einem »falfchen 
Maafe oder Gewichte« in $. 1444. 11. 20. des Allg. Landrechts, der geſchichtlichen 
Quelle des $. 243. Nr. 1., ein Werkzeug zu verftehen, welches die Unrichtigteit als 
eine objektive Eigenſchaft an fic) trägt, jo daß immer und unter allen Umftänden die 
damit gemeffene oder gemogene Waare ein andere® Quantum bat, ald ihr durch daß 
Maaf, Gewicht oder die Waage beigelegt wird, und diefe Werfürzung des Käufers 
gerade dadurch gejchiebt, daf dem Meß oder Mäge + Werkzeuge ———— eineb 
hoͤheren Maaßes oder Gewichtes gegeben waren, als fein Gehalt betrug, daß es, mit 
einem Worte, gefälfht war, fei e8 von dem Meffenden oder MWägenden ſelbſt oder 
nad deſſen Wifenfchaft darum, Nur fo erbält au der Ausdruck » wiflentlih« im 
$. 243. Nr. 1. den rechten Sinn für »millend, daß dad Werfzeng unrichtig (falſch 
oder verfälfcht) ift, und das darin vorgeſehene Vergeben erſcheint als ein Betrug mittelft 
borbergegangener Fälſchung, wie der Gebraud einer faljchen Urkunde ein Betrug 
mittelſt Urkundenfälſchung im engeren Sinne ($. 249. des Strafgeſetzbuchs). 
Nach der Anficht des Imploranten müßte die Nr. 1. nicht lauten: »wer fi wifjfent- 
lich unrichtiger — Werkzeuge — bediente, fondern: »wer fi zum Meſſen xX. be 
ftimmter — wiſſentlich unrichtig —***— 

Daß die Geſetzgebung in ER mit der Doktrin des DEREN 
und Preußiſchen Strafrechts (L. . 1. D. de lege Corn. 48. 10. L. 6. $. 1. 
D. de extr, erim. 47, 11. CCC. 2 113, Tittmann Handbuch der Strafrechts⸗ 
wiſſenſchaft Th. II. $. 524., Berner Lehrbuch d. 157., Abegg 8. 197.) den Betrug 
im 8. 243. Nr. 1. als durd die Unrichtigkeit oder Falſchheit des Werkzeuges quali. 
fizirt betrachtet, ergiebt ſich auc nicht allein aus dem Zufammenhange diefer Be— 
ftimmung mit dem citirten 8. 1444, Bd. Il. ©. 20. des Allg. Landrechts und 
$. 348. Nr. 2. des Strafgefehbuchd, fondern aus ihrer ganzen Entſtehungsgeſchichte 
in fofern, als alle früheren Entwürfe des Strafgefepbuhs bis zum neueften aus. 
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fchlieglib (vergl. Entwurf von 1847 8. 295. Nr. 2.) die Anwendung unrichtiger 
zum Mefien oder Wiegen beftimmter Werkzeuge mit gleiher Zuchthausſtrafe wie 
die Urkundenfälfhung im engeren Sinne bedroht hatten ($$. 311, und 312, 
daſelbſt). 

Die Motive deb neueſten Entwurfs ($. 221.) haben zwar die Zuchthaus. 

firafe wegen des eriteren Vergehens für zu hart erklärt, dem objektiven Thatbeſtand 
defjelben aber unverändert gelaffen. Der dabei, wie in den Motiven zu den frübe- 
ren Entwürfen des Strafgeſetzbuchs hervorgehobene innere Grund für die Auszeich- 
nung bdefielben und ähnlicher Betrügereien vom gemeinen Betruge, die »Gefährdung 
einer größeren Anzahl von Perſonen oder überhaupt des Publitumd« durd den 
Gebrauch unrichtiger Werkzeuge zum Mefien und Wiegen, ſpricht nad wie bor 
leichfalld dafür, daß in $. 243. nit die bloße mündliche oder thatfächliche Vor⸗ 
Mbiegelung des Wägenden oder Mefienden an den Käufer refp. Verkäufer einer 
MWaare oder mehreren nad einander, ald wäge oder meſſe dad gebrauchte under. 
fälfchte, d. h. nach feinem wahren mit dem gejeglihen Urmaaße oder Gewichte über- 
einjtimmenden Gehalte bezeichnete oder erkennbare Werkzeug. dem Empfünger der 
Waare mehr reip. weniger zu, wie damit nach der Beſchaffenheit deffelben gewogen 
oder gemefjen werden fann, vor den ganz gleihartigen gemeinen Betrugsfällen aus- 
gezeichnet werden follte, fondern nur der mifjentlihe Gebrauch eined von vornherein 
ur Täufhung Vieler angefertigten und geeigneten Werkzeuges. Der Irrthum ded 
Befchäbigten wird dann nicht durch das jedesmal notbwendige Vorbringen der fal- 
ſchen Thatſache, daS angewendete Gewicht enthalte dad Geforderte, rejp. die jeded- 
malige Unterdrüdung der wahren Thatfache, daß es ein anderes ift, bon Seiten bed 
Betrügerd hervorgebracht, fondern durch dad Werkzeug an und für fid. 

Mer fi jener Vorfpiegelungen bei der Anwendung eine an fi richtigen 
Gewichtes ſchuldig madt, ift nah $. 241. des Strafgeſetzbuchs in feinem höheren 
Grade ein Betrüger, ald wer bei einem Anclphabeten unter Vorhaltung einer echten 
—* einen Irrthum über ihren Inhalt erregt und dadurch deſſen Vermögen 
beſchädigt. 

uf Grund dieſer Entiheidung ift folgende Dräjudiz eingetragen: 

ber Fall ded 8. 243. Nr. 1. des Strafgeſetzbuchs ift nicht vorhanden, 
wenn mit einem an fich richtigen Werkzeuge gemeffen oder gewogen, dabei 
jedoch der Irrthum erregt wird, daß das Werkzeug ein andered Maaf 
oder Gewicht ergebe. 


In gleihem Sinne, wie vorftehend, ift demnächſt von der erſten Abtheilung 
des Strafſenats am 17. November 1865 wider Dowowski (Nr. 918. 1.) erkannt, 
indem die Inftanzrichter den $. 243. Nr. 1. angewendet hatten, das Appellations- 
Urtel deshalb aber vernichtet ift. 


Gründe 


Die Beihwerde des Angeklagten über die unrichtige Anwendung des $. 243. 
Nr. 1. ded Strafgeſetzbuchs ift begründet. 

Nach der Feſtſtellung des erſten Richterd, welche von dem Mppellationsrichter 
nicht geändert ift, bat der Angeklagte dad zu wiegende Objekt des Kaufed, nämlich 
den Mumpf eines Schaafed, durch Hineinſtecken eined Gewichtes in diefen Rumpf 
ſchwerer wiegend gemacht und fi das dadurch erhöhte Mehrgewicht bezahlen laſſen. 
Davon, daß der Angeklagte dad zum Wiegen beftimmte und gebrauchte Werkzeug 
felbft, alfo die Waage verändert, oder font fälſchlich gebraucht hat, ift alfo * 
Rede geweſen, und die Anſicht der Inſtanzrichter, daß es hierauf überall nit an— 
komme, daß vielmehr die Waage zu einem unrichtigen zum Meſſen beſtimmten Werk⸗ 
— auch dann werde, wenn ſie in Folge einer Operation, wie die vorliegende, 

emjenigen Gewichte nicht entſpreche, welches durch ihre Benutzung ermittelt und 


3*® 


36 Der Begriff der unrichtigen Werkzeuge zum Meffen ober Wiegen. 


feftgeftellt werden foll, ift in ihrer Anwendung auf den vorliegenden Fall eine irr- 
thümliche. Der $. 243, Nr. 1. feßt vielmehr, wie defien Wortlaut und feine Ent» 
ſtehungsgeſchichte ergiebt, die Fälſchung des Werkzeuges felbft, alfo feine mechaniſche 
Veränderung zum Nactbeil des Dublitumd voraus. Der blo8 unrichtige Gebrauch) 
eined im Uebrigen richtigen, aljo mechaniſch nicht veränderten Werkzeuges enthält daher 
nur den Thatbeftand ded gemeinen Betruged, vorausgeſetzt, daß außerdem feine be- 
fonderen Erforderniffe nah $. 241. des Strafgeſetzbuchs vorhanden find. Wenn 
alfo, wie hier, nur da8 Objekt des Wiegens erfchwert, alfo auf die Waage ein Ge- 
genftand gebracht wird, welcher durch fünftlihe Mittel an ihm felbft ein höheres 
Gewicht erhält, als welches ohne foldes Mittel durch die Waage angezeigt werden 
würde, fo ift die mechanische Beſchaffenheit der Waage jelbft, fei e8 dauernd, oder 
nur für den vorliegenden fall, nicht verändert, alfo nicht gefäliht. — Es bat 
daber, wie geſchehen, erfannt, und die Sache zur Erörterung und Feftitellung des 
Thatbeftandes des $. 241., an welchem e3 in den Inſtanz-Urteln fehlt, zurüdgemie- 
fen werden müſſen. 


Mitthbeilungen 


aus den 


Schwurgeridts - Derhandlungen. 


Urt. 18. 19. des Gefeped dom 3. Mai 1852. Mangel der Förm— 
lichkeiten über die Ausſchließung der Deffentlidleit, wenn 
diefe Ausſchließung gefeglih geboten ift. Vermerk bei fort. 
geſetzten Sigungen. Verzicht. 


Das Protokoll der Schwurgerichtsſitzung, in welcher über ein Müngverbreden ver- 
handelt ift, enthält nur den Vermerk: 


daß auf Grund der betreffenden gefeglihen Beftimmung die Deffentlidy- 
keit vom Beginn der Verhandlung an auögefchloffen worden ift; daß, 
nachdem der Gerichtähof diefen Beſchluß aefaßt, derjelbe vom Vorfigen- 
den publigirt worden fei. 


Die Verhandlung ift fodann mehrere Tage hindurch fortgefegt, aber bie 
Protokolle der folgenden Tage enthalten keinen Vermerk, daß aud bier mit Aud- 
ſchliehung der Deffentlichfeit verbandelt fei. 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde rügt, daß in Gemäßbeit des Art. 19. des Geſetzes 
vom 3. Mai 1852 nicht regiftrirt fei, daß der Beſchluß über die Ausſchließung er- 
laffen worden, natdem der Angeklagte und der Staatsanwalt in nicht öffent- 
liher Sitzung gebört, und daß der Beſchluß fodann in öffentliher Sigung ver- 
fündet worden fei. Die Vorſchrift de8 Urt. 19. fei juris publici und fei in allen 
Fällen, au in den im Art. 18. fpeziell genannten, als eine eg ge zu befol- 
gen, Die Brotofolle der folgenden Situngen enthielten fodann den oben angege- 
benen Mangel. 

Die Befchwerde ift dur Urtel vom 29. November 1865 mider Jänicke 
(Nr. 1218. 1.) zurüdgewiefen. Denn die Deffentlichteit der Verhandlungen ift bei 
Müngverbrehen und Müngvergeben durch Art. 18, ded Gefeped vom 3. Mai 1852 
ausgeſchloſſen. Daß ein ſolches Verbrechen den Gegenftand der Unterfuchung bildete, ift 
von feiner Seite in Zweifel gezogen, und e3 kann daber eine Verlegung der allegir- 
ten Vorfchriften über die Dcffentlichkeit ded Verfahrens nicht darin gefunden werden, 
daß der Beichluß über die Ausſchließung der Deffentlichkeit gefaßt und verkündet ift, 
ohne vorher den Staatdanwalt und die Angeklagten gemäß Art. 19. darüber zu 
hören. Es ift übrigend auc bei der Verhandlung Seitend der Angeklagten feine 
Erinnerung gegen diefen Beſchluß erhoben worden, und es muß felbftredend die Wir- 
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fung deffelben ſich bis zum Schluß der Verhandlung auch dann erftreden, wenn bie- 
felbe mehrere Tage gedauert hat, ohne daß died an den folgenden Tagen noch be- 
ſonders ausgeſprochen, refp. im Eitungd-Protofolle vermerkt wird. 


Art. 25. des Gefehed dom 3. Mai 1852, Verlefung der Gutad- 
ten von Behörden innerhalb ihres Reſſorts. 


Urtel des Ober - Tribunal® vom 29. November 1865 wider Lomba 
(Mr. 1218. 1), dur welches die Nichtigkeitsbeſchwerde des Angellagten über Die 
Verlegung ded Art. 25. des Gefeged vom 3. Mai 1852, zurüdgemwiefen if. Denn 
nah Inhalt de8 Sitzungs-Protokolles ift ein Gutachten der Staatödruderei zu 
Berlin über die Echtheit der Banknoten und ein Gutachten der Rentenbank über 
die Umechtheit der Koupond verlefen, ohne diefen Beſchluß zu motiviven; eines ſolchen 
Beſchluſſes bedürfte e8 aber nicht, da, abgefehen davon, daß der Direktor der Staat3- 
druderei demnächft bei der mündlichen Verhandlung vernommen, nicht erfichtlich ift, 
daß es fih um die Erhebung der Wiffenfchaft einzelner Zeugen oder Sadver- 
ftändigen gehandelt hat, dergleihen Gutachten jener Behörden alfo ihrer Natur nach 
nur duch PVerlefung zur Kenntniß der Gejchworenen gebraht werden fünnen, alfo 
der Vorſchrift des Art. 25. nicht unterliegen. 


$. 82. der Verordnung vom 3. Januar 1849. Zu frühe Mitthei- 
lung der Lifte der Gefhworenen. 


Die Lifte der Gefhmworenen ift dem Angeklagten 2 Tage vor der Hauptver- 
handlung mitgetheilt. Die hierauf wegen Verlegung des $. 82. der Verordnung, 
welcher den ir vor der Verhandlung nenne, gegründete Beſchwerde iſt durch 
Urtel vom 29. November 1865 wider Jänide (Mr. 1218. 1.) zurüdgewielen, weil 
nicht erfichtlich fei, welches Intereſſe der Angeklagte zu einer folhen Rüge babe, 
jedenfalld aber im vorliegenden Falle, wo die Verhandlung am Montag begann, 
die ordnungdmäßige Ausführung ded im $. 82, angeordneten Verfahrens in der Art 
erfolgen durfte, daß die Mittheilung der Liſte der Geſchworenen niht an dem vor» 
bergehenden Sonntage, fondern am Sonnabend vor demfelben erfolgte. 


$. 92. der Verordnung vom 3. Januar 1849. Art. 70. de8 Geſetzes 
vom 3. Mai 1852. Mängel des Protofoll8 über die Bildung 
des Schwurgerichts in Betreff des Moduß der Ablebnun- 
gen beimebreren Angeflagten. Vermuthung auß der unter» 
laffenen Rüge. 


Die Nichtigkeitsbeſchwerde rügt die Bildung des Schwurgerihtd. Der Vor- 
figende habe weder die Angeklagten belehrt, daß fie fi über die Ablehnung zu einir 
gen hätten; er babe das feinige Niemandem, auch nicht dem Vertheidiger feined Mit- 
angeklagten, welder daſſelbe ausgeübt, übertragen. 

Das Protokoll über die Bildung des Schwurgeriht3 enthält nur Folgendes: 
als erjchienen find 5 Angeklagte in dertelben Sade und 3 Vertheidiger aufgeführt. 
Die Namen der 26 Geſchworenen wurden in Die Arne gelegt und der Morfißende 
eröffnete den Angeklagten das Verfahren über die Bildung des Schwurgerichts 
u. |. w. (nad) dem Sjormular), daß bier dem Staatdanwalt 7 und den Angeklagten 
7 Ablehnungen zuftänden, darauf wurde zur Bildung ded Schwurgericht? gefchritten. 
Die Tabelle ergiebt die fpezielen Annahmen und Ablehnung des Stantdanwaltd und 
»der Angeklagten.« 

Meder diejed Protokoll noch aud dasjenige der Hauptverhandlung ergiebt 
einen Widerfprud gegen bie Bildung von irgend einer Seite. Es kommt indek 
Folgendes in Frage. Nah Art. 70. ded Gefched vom 3. Mai 1852 ift eine Aus. 
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übung des Mblehnungsrechted durch‘ die mehreren Angeklagten (bier alfo dur Die 
⸗2 Angeklagten«, wie ed im Protokoll heißt) unzuläffig und undenkbar. Sie müffen 
fib nab Art. 70. und nad $. 92. der Verordnung über eine Art der gemeinfcaft- 
lichen Ausübung dur Einen von ihnen oder durdy einen der Vertheidiger einigen, 
oder in Ermangelung einer folden Einigung muß eine gleiche Bertheilung der Ab- 
lehnungen nach den näber angegebenen Modalitäten erfolgen. 

Ueber diefe notbwendigen Formen entbielt nun alfo dag Protokoll gar nichts. 
Der Ausdruck »die Angeklagten« enthält feine Pöfung de3 Zweifels. Denn damit 
fann und darf eben nicht gemeint fein, Daß Alle zufammen die Ablehnung ausgeübt 
haben, und die Lebertragung auf einen unter ihnen, oder auf einen der Vertheidiger 
muß, wie jede Bevollmädtigung im Prozeſſe, urkundlich. au dem Protokoll erhelten. 
Die Bildung des Schwurgerichts ift endlich, wie vielfach anerfannt worden, publici 
juris; feine Mängel können daher nicht fiillihweigend durch einen Verzicht aebeilt 
werden. 

Oppenboff Strafverfahren zu $. 92. Note 3, citirt ein Urtel vom 1. Sep 
tember 1854 wider Löwenſtein (Nr. 934.), nah welchem Nichtigkeit nicht eintreten 
foll, wenn einer der Angeklagten oder deſſen Bertheidiger allein alle Ablehnungen 
ohne Widerſpruch ausgeübt hat, indem alddann eine ftattgebabte Einigung zu ver« 
mutben fei. Allein dann muß doch wenigſtens aus dem Protokolle erbellen, daß 
und wer die Ablebnungen unter den mebreren Angeklagten allein ausgeübt bat. 
Dppenboff nimmt aber ferner an, daß daffelbe der Fall fein müffe, wenn das Pro— 
tofoll, wie bier, nur im Allgemeinen der »durch die Angeklagten erfolgten Ableh— 
nungen« Erwähnung thue, ohne fi auszufprechen, von wem fie vorgenommen wor- 
den jeien. 
Das Ober- Tribunal bat durch Urtel vom 10. November 1865 wider Rom- 
bab und Adam (Nr. 1070, 1.) die Befchwerde zurüdgemwiefen. 


Gründe 


Nah $. 92. der Verordnung vom 3. Januar 1849 haben mehrere Auge- 
klagte, welde bei einer Sache betbeiligt find, fie über die Ausübung ded Ableh- 
nungsrechtes zu einigen; in Ermangelung einer Einigung foll aber nah Maafgabe 
der Beftimmungen des Art. 70. des Gefeged dom 3. Mai 1852 da8 Loos entichei- 
den. Wenn nun dad Protokoll über die Bildung des Schwurgerichts befagt, daß 
der Vorfigende die Angeklagten mit dem Verfahren der Bildung des Schwurgerichts 
befannt gemacht, und jie namentlih über das Ablehnungsrecht belehrt habe, daß 
demnächſt bei Ziehung der Namen der Gefchworenen das Ablehnungsrecht bon dem 
Staatdanwalt und den Angeklagten außgeübt, und nad der Bildung de3 Schwur- 
gerichtS die Vereidung der Gefhmworenen in Gegenwart der Angeklagten erfolgt fei, 
übriaend weder diefed noch das über die Hauptverhandlung aufgenommene Protofoll 
ergiebt, daß der Jmplorant eine Erinnerung gegen die Bildung des Schwurgerichts 
gemacht babe, jo fann nur —— werden, daß * der Angeklagten, die ihm 
nach dem Geſetze zuſtehende Einwirkung auf die Ausübung des Ablehnungsrechtes 
geſtattet worden ſei, und der Implorant, vorausgeſetzt, daß der Vertheidiger des Mit- 
angeklagten R. die Erklärung über die Annahme oder Ablehnung der Geſchworenen 
Namens der Angeklagten abgegeben bat, thatſächlich damit, daß dies auch in feinem 
Namen gefcheben, einverftanden geweſen ift, und jomit Die vom Gefeh erforderte Eini« 
gung auch feinerjeitd zu Stande gefommen ift. 


Art. 269. 317. der Rheiniſchen Strafprozeß Ordnung. Erfordernif 
ausdrüdliher Regiftrirung, daß die uneidlihe Vernebmung 
von Zeugen auf Grund der didfretionairen Gewalt des 
Dräfidenten erfolge. 


Auf den Kafjariond-Rekurd ded Angeklagten, daß der Zeuge Ih. unvereidet 
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vernommen ſei, obwohl er nicht zu den im Art. 322. der Strafprozeß ⸗Ordnung be— 
zeichneten Perſonen aehöre, bat da8 Ober + Tribunal am 30. November 1865 wider 
Jendges (Nr. 419. 11.) das Urtel und dad ſchwurgerichtliche Verfahren vernichtet, 

in Erwägung: daß nad Art. 322, der Strafprozeß-Ordnung die Geſchwiſter 
des Ungellagten und die in gleihem Grade verfhmägerten Perfonen ald Zeugen 
nicht vernommen werden dürfen, der Zeuge Ib. aber erklärt bat, daß der Mitange- 
Hagte K. der Bruder feiner erjten verftorbenen Frau fei; 

daß, wenn hiernach die eidliche Vernehmung des Th. nicht ftattgefunden bat, 
hierdurch eine Verlegung ded Art. 322. nicht bewirkt worden ift, gleichviel, ob ein 
Widerſpruch gegen die eibliche Vernehmung Seitens de Angeklagten oder des öffent- 
lihen Minifteriumd erhoben worden ift oder nidt; 

daß dagegen der Beſchluß, die eidliche —— nicht ſtattfinden zu laſſen, 
nach Art. 317, die —F haben mußte, daß der betreffende Zeuge überhaupt nicht 
vernommen wurde, da deſſen uneidliche Vernehmung nur nach Art. 269. kraft der 
diöfretionairen Gewalt des Präſidenten verordnet werden konnte; 

daß von diefer der Ehre und dem Gemilfen des Präfidenten anbeimgegebenen 
Ausnabmd » Maafregel aber nad Ausweis des Audienz + Protofolld nicht Gebrauch 
gemacht, mithin der Urt. 317. verlegt ift. 


Art. 396. der Rheiniſchen Strafprozeß - Ordnung. Anwendung der 
Strafe ded Nichterfheinend auf den erfhienenen, aber bei 
der Berathung die Abftimmung vermweigernden Gefhwore- 
nen. Einſpruch gegen daß diedfällige Straferfenntniß des 
Aſſiſenhofes. 


Der Geſchworene D. bat auf feine Einberufung um einjährige Dispenſation 
vom Geſchworenendienſt, auf Grund nachgemwiefener Krankheit des Gehör. Bei Er- 
Öffnung der Seffion wurde dieſes Geſuch durch den Affifenhof abgelehnt, fowie das 
neue darauf — ründete Geſuch, daß der Geſchworene auch der Deutſchen Sprache 
mangelhaft m —— ſei. 

In einer darauf unter Zuziehung des D. als Geſchworenen verhandelten 
Sache erklärte der Vorſteher der Geſchworenen bei er ded Refultat8 der Be- 
tathung, bei mwelder der 2: mit einfacher Majoritit fehuldig erklärt war, 
daß der gedachte Gefhmorene D. ſich gemeigert habe, abzuftimmen, weil er der Sprache 
nicht mächtig fei. Der Antwort der Gefhmworenen wurde demnab auf Verlangen 
des Aſſiſenhofes der Zufa beigefügt, daß die obige einfache Majorität aus 7 gegen 

Stimmen beftebe. 

Der Aſſiſenhof verwied nun die Sade zur nächſten Wififenfigung und ver» 
urtbeilte den Gefchworenen D. zu einer Geldbuße von 500 Franks, fowie in die 
Koiten der fruftrirten Verhandlung, indem bei dem Ausſpruche der Gefhworenen 
nicht die gefeglihe Zahl derfelben mitgewirkt habe, der Geſchworene D. aber durch 
die Weigerung der Erfüllung feiner Pflichten einem ſolchen gleichzuachten fei, welcher 
der an ihn ergangenen Ladung, als Geſchworener zu fungiren, nicht Folge leiſte, 
mithin der Art. 396. der Strafprozef-Ordnung auf ihn Anwendung finde. 

Den gegen feine Verurtheilung von dem — Geſchworenen eingelegten 
Kaffationd-Rekurd bat das Ober + Tribunal am 30. November 1865 wider Hilgers 
(Nr. 408. 11.) verworfen und zwar: 

in ea. daß wenn der Affifenbof den Kaffationskläger in folge feiner 
Weigerung, fih an der Abftimmung der Geſchworenen zu beteiligen, als in gleichem 
Falle mit demjenigen Geſchworenen, der fi auf die an ihn ergangene Vorladung 
nicht eingefunden bat, befindlich erachtet und ihn demzufolge auch wie einen Nichter« 
fhienenen in Anwendung des Art. 396. ohne Weitere und obne ihn über die Gründe 
feined Verhaltens zu bören, zur Strafe verurtheilt bat, demfelben die für den Fall 
de8 Art. 396. ſowohl, wie ded Art. 398, der Strafprozeß-Ordnung anerkannte Be- 
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fugniß zufteht, im Wege des Einſpruchs wider das verurtbeilende Erfenntniß feine 
behaupteten Entihuldigungsgründe der Prüfung des Aſſiſenhofes zu unterbreiten 
und geftügt auf diefelben die MWiederaufhebung der erfolgten Beftrafung zu bean- 


tragen; 

daß der Anſpruch bierauf dadurch nicht befeitigt ift, daß der Aſſiſenhof 
das Geſuch des Kaflationdklägerd, von dem Amte eined Gefhmworenen auf die Dauer 
eined Jahres dispenſirt zu werden, vorher ſchon abgelehnt hatte, da durch diefe Ab- 
lehnung die frage, in miefern er durch feine Weigerung an der Abſtimmung theil- 
zunehmen, ſich einer Strafbarfeit audgefegt babe, nicht erichöpft ift; 

daß fo lange aber dem Kaffationskläger der Weg offen fteht, vermöge 
eined Einfpruched wider das berurtbeilende Erfenntnif dasjenige Gebör, über deflen 
Nichtgemährung er Beſchwerde führt, zu erlangen, jenes Erfenntniß als in legter 
Inſtanz ergangen nit betrachtet und daher mitteljt des Kaffationd-Rekurfes nicht 
angegriffen werden fann, 


Srageftellungen. 


I. Der Herrmann Malcuß ift aus $. 249. des Strafgeſetzbuchs des wiffent- 
lihen Gebrauch mehrerer falfcher Wechfel, der Ludwig Malcus der Theilnahme an 
diefem Verbrechen durch Verſchaffung der Mittel und dur vorbereitende und er 
leihternde Handlungen angellagt. 

Auf die den Herrmann Malcus betreffende Frage jener Thäterſchaft haben 
die Gefhworenen dad Nichtſchuldig, dagegen auf die den Ludwig Malcus betreffende 
Frage der Theilnahme daran dad Schuldig ausgefprohen. Der Schwurgerichtähof 
bat den erſteren freigefprochen, den legteren aber wegen Theilnahme verurteilt. 

Auf die Beichwerde des Staatdanwalt3 bat dad Ober-Tribunal am 16. No- 
vember 1865 wider Malcu8 (Mr. 379. 11.) vernichtet und auch den Ludwig Malcus 
freigefprohen: denn durch den Ausſpruch des Nichtſchuldig gegen den Herrmann 
Malcus war bie weitere frage in Betreff der Theilnahme ded Ludwig Malcus er- 
ledigt, da, wenn die konkrete That, an welcher der letztere tbeilgenommen haben 
follte, nicht egiftirte, konnte von der Theilnahme daran feine Rede fein. E3 mußte 
deshalb die Freiſprechung beider Angeklagten erfolgen. Die aud dem erften, die 
Exiſtenz der Hauptthat befeitigenden Ausſpruch auch für die Theilnahme an diefer 
That ſich ergebende Konfequenz konnte durch den zweiten, den Ludwig Malcus, den. 
noch der Theilnabme für ſchuldig erflärenden Ausſpruch nicht wieder in Frage geftellt 
werden. E3 war daher aucd nicht notbwendig, eine Löſung des zwifchen beiden Aus- 
ſprüchen obmwaltenden Widerſpruches auf dem durch den Art. 97. des Geſetzes vom 
3. Mai 1852 vorgezeichneten Wege herbeizuführen. 


I. In dem fo eben Gedahten, eine große Zahl von MWechfelfälihungen be- 
treffend, handelte e8 fih aud um die Wechſel Nr. 104. 120. 121. 130. 

Der Ludwig Malcu8 war der Anfertigung und des wiſſentlichen Gebrauchs, 
der Herrmann Malcuß aber des mifjentlihen Gebrauchs diefer Wechſel angeklagt. 
Die Geſchworenen haben zur frage 9 den erfteren (Ludmig) jhuldig, den legteren 
(Herrmann) dagegen zur Frage 1 nicht ſchuldig erklärt. 
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Hiermit war alſo die auf dieſe Wechſel bezügliche Anklage erſchöpft. Nun 
finden ſich aber jene 4 Wechſel in der Antwort der Geſchworenen zu einer ganz 
anderen, die Theilnahme des Ludwig Maleus an dem Verbrechen ded Herrmann 
Malcus betreffenden Frage Nr. 7. wieder erwähnt, und indem bier von den Ge- 
ſchworenen das Schuldig ausgeſprochen iſt, haben ſie ihn der Theilnahme an einem 
Verbrechen ſchuldig erklärt, deren er gar nicht angeklagt war. 

Das Ober » Tribunal bat das Urtel des Schwurgerichtähofe® auch inſoweit 
bernichtet: denn die frage 7 babe eine Theilnahme ded Ludwig Malcus an der 
Fälſchung jener 4 Wechſel gar nicht enthalten, vielmehr fei er der Anfertigung diefer 

Wechſel ſelbſt ſchuldig erklärt (Hrage 9). Daf bier nicht eine bloße Undeutlichkeit 
oder ein Mangel, denen dur eine nochmalige Befragung der Gefhmorenen nad) 
Art. 97. hätte abgebolfen werden follen, vorläne, fei erfichtlih; die Geſchworenen 
bätten etwas feftgeitellt, zu deffen syeftftellung fie gar nicht berufen waren. Diefe 
Feftftellung babe daher nicht Gegenftand der Verurtheilung fein dürfen. 


IM. Die aus 66. 234. 236. des Strafgeſetbuchs geftellte Frage: 
ob der Angeklagte fhuldig, die N., um fich einen rechtswidrigen Vortbeil 
zu verſchaffen, dadurch zu zwingen verfucht hat, daß er diefelbe münd- 
lich und thatſächlich mit der Verübung ded Vergehend der vorfüh- 
lichen und rechtäwidrigen Freiheitsberaubung bedrohte? 
ift von den Gefchworenen bejaht, dagegen ift die frage von ihnen berneint: 

ob der Verſuch ded Zwanges auch duch Gewalt an der Perjon 
der N. verübt fei? 

Es ift darauf die Verurtheilung wegen einfacher Erpreffung aus $. 234. 
des Strafgeſetzbuchs erfolgt. 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde rügt, daß der Begriff der widerrechtlichen 
Freiheitsberaubung, ald ein Rechtsbegriff, nicht aufgelöft fei. zrerner fei der »Aus- 
drude thatſächlich nicht ald Merkmal in dem $. 234. de Strafgeſetzbuchs enthal- 
ten, und auferdem jtebe feine Bejahung durch die Geſchworenen im offenbaren 
Widerſpruch mit deren Verneinung, daß die Erpreffung .»mit Gewalt an der Perfon« 
($. 236.) erfolgt ei. Wer thatſaͤchlich mit deu Freiheitsberaubung bedrobe, verübe 
dies letztere Vergeben felbit, oder beginne es wenigſtens mit diefer Verübung ; diefer 
Beginn fei aber dann ſchon nothiwendig eine Gewalt an der Perſon, die bon den 
Geſchworenen eben verneint fei. Endlich bätten die Merkmale »mündlih und that- 
ſächlich«, jedenfalls das lehtere nad Urt. 91. befonders von den Gejhmworenen beant- 
wortet werden follen, während bier nur ein einfache »ja« derjelben vorliege. 

‘ Die Befchwerde ift dur Urtel vom 17. November 1865 wider Sternberg 
(Nr. 952. 1.) zurüdgewiefen. 


Gründe. 


Der Audbrud »widerrechtlich« im $. 210. des Strafgeſetzbuchs foll, wie bie 
Entftebungdgefbichte der Vorfchrift darthut (Archiv Bd. IX. ©. 752 ff.) andeuten, 
daf entweder feiner der im 6. 211. daf. erwähnten Fülle einer geſetzlich zuläffigen 
Srreiheitäberaubung, noch aud, daß eine durch das Recht der elterlichen oder fonfti- 
gen Erziehungdgewalt geitattete Beſchränkung der perfönlichen Freiheit vorliege. Nur 
in diefem Sinne iſt in dem Ausdruck ein Rechtsbegriff entbalten, aber offenbar nicht 
in dem Manfe, daß deffen Auflöfung nah Art. 82, des Geſetzes vom 3. Mai 1852 
in allen Fällen geboten wäre. Ohnedies muß bereit3 die Anklage und die Verband» 
lung zur Genüge ergeben baben, ob einer jener Auönabmefälle, deren Abwefenbeit 
der Ausdruck eben andeuten foll, vorliege, und nur, wenn dies ph und aljo 
ein Streit darüber geweſen ift — worüber bier dad Protokoll nicht? enthält — 
würde die Auflöſung geboten fein. 
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Es iſt richtig, daß die Geſchworenen zwar den Angeklagten der mündlichen 
und thatſächlichen Bebrobung mit dem Vergeben der widerrechtliden Freiheits- 
beraubung fhuldig, dagegen nihtfhuldig erklärt haben, da die auch mit Gewalt 
gegen die Derfon gefcheben fei. Hierauf gründet fib die Werurtheilung des Unge- 
klagten wegen einfaher Erpreffung aus 8. 234., dagegen feine Freiſprechung von der 
—— Erpreſſung aus F. 236. des Strafgeſetzbuchs. Wäre nun der Ausdruck 
»thatſaͤchlich⸗ unter allen Umftänden als gleichbedeutend mit »Gewalt an der Perſon⸗ 
zu betrachten, fo würde allerding8 in foweit ein Widerfprub in dem Verdikte liegen, 
der indeh im Refultate dedhalb auf die Sache felbft ohne Einfluß fein würde, meil ja 
der Angeklagte außerdem auch der »münblichen« Bedrohung jhuldig erklärt ijt, deb⸗ 
halb aljo allein jedenfalld die Anwendung des $. 234, erfolgen mußte. Allein der Aus- 
drud »thatfächlihe findet feine Erklärung in dem Gegenfaß gegen »mündlich oder 
Ihriftlid.e Dad Ober- Tribunal bat nämlich bereits durch die Entfheidung vom 
20. Dftober 1858 (Arhiv Bd. VI. ©. 845) ausgeſprochen, daß das Gefeh durd 
diefe legteren beiden Ausdrücke offenbar den TIhatbeftand nicht dabin habe beichrän- 
fen wollen, daß dadurch die »fpmbolifhen Drohungene, alfo die durch Handlungen 
ausgedrüdten hätten ausgeſchloſſen werden follen, indem diefe gerade die unzweideu- 
tigfte und unmittelbarfte Form der Bedrobung enthielten. Died alfo, nämlid die 
Vornahme von Drohungen aub durch Handlungen, foll der Ausdrud »thatſächlich« 
in der vorliegenden frage bedeuten. Die Anklage ergiebt dies deutlich, indem der 
Angeklagte au Handlungen verübt haben fol, welche — mie dad mehrmalige Ber- 
treten ded Weges zur Thür — obne in eine Gewalt gegen die Perfon auszuarten, 
doch geeignet geweſen fein follen, die bereits mündlich angedrohte Freiheitsberaubung 
auch ald unmittelbar bevorftehend thatſächlich anzudeuten. 

Von einer befonderen Beantwortung der Gefhiworenen in Beziehung auf die 
beiden Umftände »mündlih« und »thatfächlibe fann im Sinne ded Art. 91. des 
Geſetzes von 1852 keine Mede fein. Beide Umſtände find Kriterien ded einfachen 
Thatbeftanded und fie find von den Gefhworenen beide bejaht. 


IV. Der Hauptangeflagte ift des Meineided ſchuldig erflärt. Gegen den 
der Unftiftung zum Meineide, alfo der Theilnahme daran, Beſchuldigten ift die 
Frage geitellt: 

ob derſelbe jhuldig, den Mitangeklagten 8. durch Aufforderung und 
Anleitung zur Begehung der Handlung in der frage 1. beftimmt 
zu baben? 

Auf das bejabende Verdikt ift die DVerurtheilung wegen Verleitung zum 
wiffentlihen Meineide aus $. 34. Nr. 1. und 2, des Strafgeſetzbuchs erkannt. 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde führt aud: Die Aufforderung und die Anleitung 
feien im $. 34. Mr. 1. nicht fpeziell ald Mittel der Anftiftung angeführt. Insbe— 
fondere könne die Anleitung als ein ſolches Mittel nicht gelten. Wer zur Begebung 
des Verbrechens Anleitung gebe, könne nicht intelleftueller Urheber fein, fondern mache 
fi der Hülfsleiſtung (d. b. der Theilnahme im Sinne bed $. 34. Nr. 2.) ſchuldig. 
Das Verdikt halte aber diefe beiden Reate der Anftiftung und der Hülfsleiftung 
nicht auseinander, ‚ 

Die Beſchwerde ift dur Urtel vom 24. November 1865 wider Schwiberfa 
a 1228. 1.) aurüdgewiefen. Denn nad der Faſſung der frage unterliegt es nicht 
em mindeiten Qmeifel, daß die Gejchworenen bejaht baben, daß der mplorant den 
Mitangellagten K. zur Begebung des miffentlihen Meineided ſowohl durch Auffor- 
derung ald auch durch Anleitung beitimmt hat. Ob aber die Anleitung zur Bege- 
bung eined Verbrechen? unter Umftänden au als Mittel der Anftiftung im Sinne 
des 6. 34. Nr. 1. oder nur ald Tbeilnabme im Sinne de $. 34. Nr. 2, anzufeben 
fei, kann für den vorliegenden Fall dahingeftellt bleiben, weil durch das Verdikt 
jedenfalls feftftebt: 
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daß Implorant den Mitangellagten 8. durh Aufforderung zur Be- 
gehung ded Verbrechens beitimmt bat. 

Died genügt fhon allein zur Unmwendung des $. 34. Nr. 1. und es fommt 
daher nicht weiter darauf an, ob fi der Jmplorant auch einer Theilnahme im Sinne 
ded 6. 34. Nr. 2. fhuldig gemacht hat, wie der vorige Richter anzunehmen fcheint, 
da er bei Unmwendung ded Gefeged nicht blos de $. 34. Nr. 1., fondern aud des 
$. 34. Nr. 2. allegirt hat. 

Uns fcheint in jedem Falle die Frage inkorreft gefaßt. Dad Geſetz charaf- 
terifirt die »Anleitunge nur als Beihülfe, nämlich als fogenannte »intellektuelle« 
Beihülfe. Es fest alſo einen bereitd Entfchloffenen voraus, welhem nur zur Auß- 
führung des Verbrechens Unleitung gegeben wird. Freilich figirt der F. 34. Nr. 1. 
die Mittel der Anftiftung nicht, fondern läßt durch den Zufag »oder durch andere 
Mittele dem Ihatrichter die Beurtheilung, welches Mittel in dem gegebenen Falle 
zur Unftiftung wirkſam geweſen fei. Allein es ift immer nicht paflend, die Geſchwo—⸗ 
renen in die Qage zu bringen, über ein Anftiftungsmittel zu befinden, welchem in 
diefem Falle durch feine ausdrückliche Bezeihnung ald Mittel der Beihülfe vom Ge- 
ſetze ſelbſt ſtillſchweigend der Charakter als Anſtiftungsmittel verneint ift. 





Mittbeilungen 
aus ber 


Praris der Gerichtshöfe und der Staats- 
Anwaltfchaften. 


F. 14. der Verordnung vom 3. Januar 1849. Art. 25. des Gefehed 
vom 3. Mai 1852, Verlefung von Gutadhten der Mebizinal- 
Kollegien allein als unmittelbarer Beweis. 


Ettenntniß des Königl. Ober-Tribunald vom 17. November 1865 wider Roepell 
Ser 4 1.), durch welches die Nichtigkeitäbefhwerde des Angeklagten zurüdge- 
wieſen iſt. 


Gründe. 


Mit Recht bemerkt der Appellationsrichter, da das Gutachten ded Medizinal- 
Kollegiumd als Bemweidmittel habe benugt und verlefen werden dürfen. Denn daj- 
felbe ıft dad Produkt der Berathung eined technifhen Kollegiumd, dad als ſolches 
durch die vom Kollegium darüber — Urkunde, nicht durch mündliche Ver— 
nehmung der Mitglieder, bewieſen wird, welche letztere auch von dem Angeklagten 
ſelbſt in den Inſtanzen nicht beantragt worden iſt. Der als verlegt bezeichnete 
Art. 25. des Geſetzes von 1852 enthält im feinem erſten =. da8 aus dem 
Grundfage der Unmittelbarkeit der Beweisaufnahme vor dem erfennenden Richter 
ober der Mündlichkeit ($. 14. der citirten Verordnung) fließende Gebot, die Willen- 
haft von Verfonen, welche über Thatfahen Auskunft geben fünnen, aus ihrem 
eigenen Munde zu hören, und im zweiten Satze eine Beſchränkung diefer Regel, 
mwonad dad Gericht eine gewife Kenntniß foldyer Thatſachen, nämlich »zur Auftlü- 
rung der Sache«, auch durch Verlefung von Scriftftüden ſich verfhaffen darf. 
Meder diefe Beſchränkung noch jene Regel bezieht ſich auf kollegialiſche Gutachten 
oder Ergebniffe ollegialifher Berathung und Beſchlußfaſſung über ra en der Wiflen- 
[haft und Kunft. Vielmehr ift e8 dem erfennenden Richter nit allein unbenom- 
men, dergleihen Gutachten als Meuferungen des techniſchen Urtheild einer mora- 
lifhen Perſon, welches aud dem Wechſelverkehr mehrerer phyſiſchen Perſonen durch 
eine DVereinigung der Mehrheit der Stimmen hervorgegangen ift, vor ſich verleſen 
zu laffen, fondern er kann durch diefe Derlefung eine unmittelbare Anſchauung 


46 Aus der Praxis. F. 14. der Verordnung vom 3, Januar 1849, 


ihres Reſultates gewinnen, während er durch Vernehmung der Mitglieder des 
betreffenden Kollegiumd zur Kenntniß ded Kollegial-Urtbeild mittelbar ge- 
langen würde. indem daher das Gericht erfter Inſtanz dad Gutachten ded Medi- 
zinal ⸗Kollegiums verlefen ließ, hat es weder ‚gegen den Grundjag der Mündlichkeit, 
nody gegen Art. 25. des Geſetzes vom 3. Mai 1852, oder eine andere Vorſchrift 
verſtoßen. Von feinem thatſächlichen Ermeffen hing e8 nah $. 22. der citirten Ver— 
ordnung ab, wie weit ed die Rüdfibt auf daffelbe ausdehnen, ob es namentlich 
ſolches als Beweißmittel anfeben wollte, wozu ed nad Art. 29. des angegebenen Ge- 
fegeß befugt war, obgleih von feiner Seite darauf provozirt und daffelbe dem An- 
geklagten früher unbekannt war, oder ob e8 ihm nur eine aufflärende Wirkjamfeit 
beifegte. Die Unbefanntfhaft des Angeklagten damit und fein Proteſt gegen die 
Verleſung fcheint die legtere Auffaſſung veranlaßt zu haben, welche den Angeklagten 
am wenigiten bejchweren fonnte, wobei es übrigens nah dem Gefagten auf eine 
nähere Motivirung des Beſchluſſes der Verkefung aus Art. 25. gar nit anlam, 
weil die Bezugnahme darauf, infofern fie in dem Beſchluſſe liegt, überflüffig war. 


$. 14. der Verordnung vom 3. Januar 1849, Art. 18. des Geſetzes 
vom 3. Mai 1852, effentlichfeit der VBerbandlung. Scdlie- 
fung der Thüren wegen Ueberfüllung ded Raumes. 


Erkenntnif des Ober-Tribunal® vom 3. November 1865 wider Lachmeier 
(Nr. * J.), durch welches die Nichtigkeitsbeſchwerde des Angeklagten zurüd« 
gewieſen iſt. 


Gründe. 


Abgeſehen davon, daß die Oeffentlichkeit der Verhandlung durch das Sitzungs- 
protofoll erwieſen iſt, beſchränkt ſich die in der Beſchwerde über die Verletzung des 
Grundſatzes der Oeffentlichkeit unter Beweis geſtellte Behauptung darauf, daß die 
Thür des Audienzſaales während der Verhandlung 5 en worden ſei. Ueber 
die Veranlaſſung dieſes Abſchließens hat ſich der Angeklagte nicht erklärt, der zweite 
Richter aber mit Recht ausgeführt, daß daſſelbe an und für ſich allein den Begriff 
der Oeffentlichkeit der Verhandlung nicht ausſchließe, ſondern dieſelbe im Sinne des 
G. 14. der Verordnung vom 3. Januar 1849 gewahrt fei, wenn fie ſoweit beſtehe, 

ald fie nach den an NRaumverhältniffen faktiſch ausführbar 2 Die Ridtig- 

feit dieſes Grundes ergiebt ſich ſowohl aus den legislatoriichen Vorverhandlungen 
zu $. 14. der Verordnung ald aus der Natur der Sache und. wiederholten Drä+ 
judizien (vergl. Oppenhoff Strafverfahren ©. 92 Anmerkung 3. ff.); daß die Ver- 
ſchließung der Thür des Sipungsfaaled mehr Zuhörer, als die Ueberzahl der Per- 
fonen, welche derfelbe faſſen konnte, ohne die Verhandlungen zu ftören, davon aus 
geichloffen habe, behauptet mplorant auch jegt noch nicht, mährend die Gtaatd- 
anwaltibaft ausdrüdlicd die Ueberfüllung des Audienzfaales ald alleinigen Grund des 
dann ext erfolgten Thürverfchluffes angiebt, womit dad Audienz- Protokoll, indem e8 
die Deffentlichfeit beurfundet hat, und dad auch vom Angeklagten zweiter Inſtanz 
gemachte Geftändnif, daß Zuhörer anweſend waren, ſich im Einklang befindet. 


Art. 15. des Gefehed vom 3. Mai 1852, Unzuläffigkeit der Be- 
ſchwerde gegen den Eröffnungsbefhluß aud in Beziehung 
auf die Form feiner Erlafjung. 

Es ift eine Anklage wegen Verleumdung dur eine Franzöſiſche Drudicrift 
erhoben. Die Anklage bezeichnet und enthält in Franzöſiſcher Sprache die infrimi- 
nirten Stellen. Auf Grund diefer Anklage ijt der Eröffnungsbeſchluß der Raths— 
fammer »dem Untrage gemäß« eingeleitet. 
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Die Beihwerde rügt die Form der Anklage und demgemäß des darauf be 
rubenden Beſchluſſes. Sie ift durch Beſchluß des Dber-Tribunald vom 17. Novem- 
ber 1865 wider Abelsdorf (Nr. 277. B. 1.) zurüdgewiefen, weil der Art. 15. des 
Geſetzes vom 3. Mai 1852, welder dem Ungellagten die Beſchwerde gegen den Er- 
öffnungdbefchluß verfage, nicht unterfcheide, ob dieſelbe aus formellen oder aus mate 
riellen Gründen erboben werde; denn dad Motiv der Vorfchrift, daf dem Ange 
gefhuldigten in der eröffneten Unterfuhung felbft alle gegen das Verfahren zuläffi- 
gen Einwendungen zufteben, diejelben alfo bier geltend gemadt werden fünnen, fei in 
den beiden angegebenen Beziehungen wirkjam. 


58. 126. ff. der Verordnung vom 3. Januar 1849, Kontumazial- 
erfabren in zweiter Inſtanz und Verzicht gegen einen 
Verbafteten. 


Urtel de8 Ober + Tribunal® vom 22. November 1865 wider Nowack 
(Nr. 1231. 1): Es ift nicht zu billigen, daß der Appellationsrichter nach feinem 
Beichluffe in der Audienz und nad Inhalt der Entfheidungdgründe gegen den An- 
geklagten in contumaciam erkannt hat. Denn der Ungellagte war in Haft, dies 
auch dem jAppellationdrichter, welcher jihm die Worladung im Gefängniffe bat in- 
finuiren laſſen, bekannt. Ein Sontumazialverfabren gegen einen Verhafteten ift 
aber unftatthaft. Handelte ed ſich alfo um Verhandlungen, welche in anderen Fällen 
wegen Nichterjcheinend des gehörig vorgeladenen Angefhuldigten erfolgen dürfen, fo 
bat der Appellationgrichter nach $. 135. der Verordnung vom 3. Januar 1849 zu 
erwägen, ob er den Angeflagten perfönlich geftellen laffen will. Er kann alfo auch 
nicht, wie bier gefcheben it, annehmen, dab der Angeklagte wegen feines Nichterſchei⸗ 
nen® auf die neu. angebrachten Thatfachen oder Beweiſe verzichte. 


Art. 101. 103. des Gefeged vom 3. Mai 1852, 9.5. Nr. 10.a, der 
Verordnung vom 14. Dezember 1833. Urt. 3. Nr. 4. der Deklaration 
bom 6. April 1839, edung bon Dmiffionen durd ftill» 
Ihmweigenden Verzicht im Jnjurienprozef. 


Der Verklagte führt eine mit Beweis unterjtägte neue Behauptung in der 
Appellationzfchrift an, und greift das Appellationsurtel deshalb -an, meil darin der 
Behauptung, die wenigftens in Bezug auf mildernde Umſtände erheblich gemwefen fein 
würde, aar nicht gedacht fei. 

Die Beihwerde ift dur Urtel vom 20. Oktober 1865 in Saden Arlitt 
wider Fiſcher (Nr. 453. 1) zurüdgewiefen, indem aus der gerügten Omifjion des Ap- 
pellationdrichterd ſchon deshalb eine Nichtigkeit nicht hergeleitet werden fünne, weil 
der Verklagte, nahdem der Appellationdrichter eine umfaſſende Beweisaufnahme ver- 
anlaft, im Schlußtermin zweiter Inftanz, in welchem Berflagter dur feinen Man- 
datar vertreten gewefen, auf den in Rede ftebenden Beweisantrag nicht weiter zurüd- 
gefommen fei, und dadurch an den Tag gelegt habe, daß er felbft darauf feinen 
Werth mehr gelegt habe. 


Art. 108. Nr. 3. des Gefeped vom 3. Mai 1852, Ungenügende 
Belegung des Gerichts wegen Taubbeit eines der Ridter. 


Die Nichtigkeitsbeſchwerde de8 Angeklagten, melde eine Nichtigkeit des Ber- 
fahrens im Sinne des Art. 108. Nr. 3. des Geſehzes behauptet, weil einer der bei. 
fipenden Richter am Tage der Audienz jo ſchwerhörig geweſen fei, daß er die Der 
bandlung der Sache nicht babe hören können, ift durch Urtel vom 15. November 
1865 wider Maldftein (Mr. 1103. 1.) zurüdgewiefen. Denn abgefeben davon, daß 
dad Audienz-Brotofoll nicht ergiebt, daß der Angeklagte den jegt gerügten Umftand 


48 Aus der Pragid. 65. 330. 341. der Kriminal» Ordnung. 


zur Sprache gebracht bat, fo erledigt fi der Angriff gegen das angefochtene Er- 

fenntniß dadurch, daß angenommen merden muß, daß der Appellationsgerichtbrath N., 

fo lange er unter Genehmigung feiner Vorgefegten amtlich fungirt, feine diedfälligen 

Pflichten nicht wifjentlic derartig verlegen und an einer Verhandlung und Entjchei- 

Fa: a Sache theilnehmen wird, —* ihm das dazu erforderliche Organ des 
ehörs fehlt. 


5. 330. 341. der Kriminal-Drdnung. $$. 205. 209. Tit. 10. Th. 1. 
er Allg. Geriht3-Ordnung. Vollziehung des Vereidungsver— 
merks durd den Zeugen. 


Urtel des DOber-Tribunal® vom 17. November 1865 mider Sternberg 
* 9 J.) durch welches die Nichtigkeitsbeſchwerde des Angeklagten zurüdge- 
wieſen iſt. 


Gründe 


Es ift zwar richtig, daß in der vor dem Schwurgericht verlefenen, die 
Zeugenvernebmung der N. N. enthaltenden kommiſſariſchen Verhandlung die Unter- 
ſchrift dieſer Zeuginnen fi nur unter den ihnen vorgelefenen Zeugenausfagen felbft, 
nicht aber auch unter dem von den Gerichtäperfonen allein volljogenen Vermerk über 
die Vereidung der Zeuginnen befindet. Allein die als verlegt bezeichneten $$. 330. ff. 
der Kriminal-Drdnung ſchreiben die Vollziehung dieſes Vermerk? durch die Zeugen 
keineswegs vor; der $. 341. in Verbindung mit $. 330. bezieht fich offenbar nur 
auf den dem Zeugen borgelefenen und von ihm zu genehmigenden Theil des Pro- 
tofoll3 überhaupt, und diefer ift nah $. 330. cit., noch deutlicher aber nad $. 205. 
Tit. 10. Th. 1. der Allg. Gerihtd-Drdnung derjenige, in welchem die Ausſage felbft 
niedergefchrieben ift, weshalb denn aud nad $. 209. daf. der Zeuge vor der Unter- 
ihrift an den nunmehr abzuleiftenden Eid erinnert werden foll. Eine befondere Vor- 
Ichrift, daß auch der Zeuge den richterlihen Vermerk über die erfolgte Vereidung 
unterfchreiben foll, bejteht alfo nit. In jedem falle aber, auch wenn über die obige 
Auslegung der bezeichneten Vorſchriften ein Zweifel obmwalten follte, ift e8 immer 
entſcheidend, daß die Vereidung ein dem Richter obliegender Aft ift, deſſen Voll. 
giebung er fomit auch nur allein durch feine Regiftratur zum Protokolle zu befun- 

en bat. 


. 356. Nr. 3. der Striminal-Ordnung. Urt. 25, des Gefehed vom 3. 

tai 1852, MWerlefung der früheren Ausſage des Zeugen au 
der Borunterfuhung, wenn jetzt wegen Taubheit eine 
mündliche oder [chriftlihe Verftändigung mit demfelben un- 
möglid ift. 


Nah dem Audienz- Protokoll find alle Verſuche einer mündlichen oder fogar 
ſchriftlichen Verftändigung mit dem ſchwerhörigen Zeugen feblgefhlagen und der Ge- 
tichtöbof hat daher beſchloſſen, denfelben nah $. 356. Nr. 3, der eig Ferien 
zur Ablegung eined Zeugniffed für unfäbig zu erklären, dagegen feine profofollarifche 
Ausfage in der Vorunterfuhung zur Aufllärung der Sache zu bverlefen, da der« 
felbe nah der Ausſage mehrerer Zeugen an manden Tagen beffer böre und 
verſtehe. 

er Die Nichtigkeitsbeſchwerde des Angellagten wegen Verlegung der Grundfäße 
de8 mündlihen Verfahrens ift durch Urtel vom 2, November 1865 wider Stod 
(Nr. 396. 11.) zurüdgewiefen, weil fonady aus den angeführten Gründen da8 Ber- 
fahren durch Art. 25. des Gefeged vom 3. Mai 1852 gerechtfertigt und dad Prinzip 
der Mündlichkeit nicht verlegt fei. 


Aus der Pragie. $. 42, Nr. 2, $. 45. der Feldpoligei-Orbnung v. 1. November 1847, 49 


$. 42. Nr. 2. $. 45. der feldpolizei- Ordnung vom 1. November 1847 
(13, April 1856). $. 215. des Strafgefegbuhd. Anwendung der 
Feldpolizei Ordnung auch dann, wenn nur entweder ge- 
ringe Quantität, oder nur geringer Werth ded Objekts der 
Entwendung borliegt. 


Auf die Anklage wegen Diebſtahls iſt der Angeklagte von diefer Beichuldi- 
gung freigelprochen, dagegen wegen Uebertretung der Feldpolizei Ordnung von 1847 
F. 42. Nr. 2. und $. 45. nah Faſſung des Gejeged vom 13. April 1856 mit Geld- 
buße beftraft worden, indem feftgeitellt wird: 

daß derjelbe am ..... auf Wiejen in Gemeinihaft mit einer zweiten 
Derfon eine Quantität Rohr (44 Bunde) von unbedeutendem Werth 
(15 Sar.), welche ihm nicht gehörte, entwendet hat, aber nicht für er- 
wiefen erachtet ift, daß der Angeklagte das Rohr in gewinnfüchtiger Ab- 
fibt weggenommen bat. 

Die Nichtigkeitöbefchwerde ded Ober-Staatdanwalt3 rügt die unrichtige An- 
wendung der Feldpolizei-Ordnung und ded Geſetzes vom 13. April 1856. Denn bie 
Feſtſtellung beider Richter fei unvollftändig, weil fie fi nicht über alle Requifite der 
Strafthat verbreite. Die Entwendung von Feldfrüchten von Feldern, Wiefen u. ſ. w. 
werde ald Diebftahl beftvaft, wenn die Wegnahme in der Abficht rechtöwidriger 
Zueignung erfolge und die Abficht, durch diefe Aneignung einen Gewinn zu machen, 
werde, mie bei jedem Diebftabl präſumirt. Wenn nun ald Ausnahme von diefer 
Regel jene Handlung mit der Strafe der jreldpoligei-Drdnung belegt werden folle, fo 
müßte nad) der Faflung ded Geſetzes feftgeftellt werden: 

1) daß die weggenommene Quantität eine geringe, 

2) daß der Werth derjelben ein unbedbeutender, 

3) u fx rechtswidrige Uneignung nit in gewinnfüchtiger Mbficht er- 

olgt jei. 

Ohne diefe drei Momente zufammen fei die Abweihung von der Regel und 
die Anwendung des Ausnahmegeſehes nicht gerechtfertigt (Urtel des Ober-Tribunals 
vom 27. März 1860 gegen Betting, Arbiv Bd. VII. ©. 549), Es fei hier nicht 
fejtgeftellt, ob die entwendete Quantität al3 eine geringe ARE. 

N dem erwähnten Erfenntniß gegen Betting vom 27. März 1860 ift nun 
ee der von der Beſchwerde behauptete Grundfag ausgeſprochen, indem «8 

ier beißt: 

»Die Vermuthung, daß die Abfiht der rechtswidrigen Zueignung zugleich 
auf rechtswidrigen Gewinn gerichtet gewefen, erjcheine auch alddann fon begründet, 
wenn eine auh nur quantitativ oder nur dem MWertbe nad nicht unbedeutende 
Entwendung vorliege; die bezügliche Vorſchrift der Feldpolizei-Ordnung, in Ueberein- 
fimmung mit der ihr zum Grunde liegenden Abficht des Oefepeß, lafje nur gerade 
umgekehrt die Auslegung zu, daß die Anwendung berjelben nicht blo8 alödann, wenn 
der Wertb und die —8R der entwendeten Früchte nicht unbedeutend ſeien, 
ſondern auch in dem Falle, wenn nur die Quantität oder nur der Werth nicht 
unbeträchtlic feien, ausgeſchloſſen bleibe, jo daß «8 alädann hierin feine Menderung 
made, wenn aud in dem betreffenden Falle dev Werth refp. die Menge der ent- 
wendeten Früchte nur geringfügig wäre.« 

In dem gegenwärtigen Falle ift die Sache zur Entſcheidung der frage: 
Erfordert die Anwendung ded $. 42, Nr. 2, der Feldpolizei - Ordnung 
nach der Faſſung ded Geſetzes vom 13. April 1856, daß die entwende- 
ten Gartenfrüchte, Feldfrüchte oder andere Bodenerzeugniffe von unbe- 
deutendem Werth und in geringer Quantität gemefen oder genügt einer 
diefer Umftände zur Anwendung des betreffenden $. 42. Nr. 2,? 

an da8 Plenum des Strafjenat3 beim Ober-Tribunal gemiefen. 


Arcchi. 1866. Januar, 4 


50 Mus der Praxis. $. 42, Mr. 2. $. 45. der Felbpoligei-Orbnung d. 1. Movember 1847, 


Diefed hat unter Bejabung der legteren Alternative am 13, November 1865 
wider Schröder die Nichtigfeitäbefchwerde zurüdgemiefen. 


Gründe. 


Dem Angriff der Nichtigkeitöbefchwerde fteht zunähft die Wortfaffung 
des — entgegen, welche bei deſſen Interpretation einen weſentlichen Geſichts- 
punft bildet. ’ 

Die freldpolizei » Ordnung beftimmt nämlich im $. 42. nad der durd daß 
Geſetz vom 13, April 1856 gegebenen Faſſung, daß mit Geldbuße von 10 Sgr. bis 
20 Rthlrn. derjenige beftraft werde, welder unbefugterweife 

2) »aus Gärten, Wiefen xc. Gartenfrüchte, FFeldfrüchte oder andere Boden- 

erzeugniffe von unbebeutendem Werth oder in geringer Quantität ent- 
wendet.« 

und im $. 45.: 
»Wenn in den Fällen der $$. 41 — 43. eine Wegnahme in gewinn- 
fühtiger Abſicht ftattgefunden bat, fo kommen bie Strafen des Dieb- 
ſtahls zur Unwendung.« 

Die beiden Umftände, melde nah $. 42. die Anwendung ber Feldpolizei— 
Ordnung bedingen, find durch das Wort »oder« disjunktiv zufammengeftellt, er- 
fheinen daher als Alternative und führen zu der Schlußfolge, daß die Feldpolizei- 
Ordnung nur dann audgefchloffen ift, wenn beide Umftände nicht vorhanden find, 
Der $. 349. Nr. 3. des ag a defien neue Faſſung in die nämliche Zeit 
* die der Feldpolizei-Ordnung fällt, enthält im dieſer Beziehung die nämliche Be— 

immung. 

Mit dem Wortlaut ded $. 42, Nr. 2. ftimmt aud die Abficht deb Geſetzes 
überein. Im Strafrechte ift e8 Grundfag, bei der unbefugten Entwendung gering» 
fügiger Gegenftände unter Umftänden die gewinnfüchtige (diebifche) Abſicht nicht zu 
bermutben und daher die Strafe des Diebftabld nicht anzumenden ($$. 1122. ff. 
Th. H. Tit. 20. des Allg. Landrechtd, Kabinetd-Ordre dom 20. April 1835). Die 
Feldpolizei Ordnung von 1847 und der $. 349. Nr. 3. des Strafgeſetzbuchs von 
1851 geben von dielem Geſichtspunkte aus und beide follten durch die Gefege dom 
13. und 14, April 1856 eine weitere Ausdehnung erhalten. Während die Feld— 
polizei » Ordnung dom Sabre 1847 in dem 8. 42, Nr. 6. nur in der geringen 
Quantität der Garten oder Feldfrüchte das Merkmal der Geringfügigleit des Ob» 
jeft8 fand, dehnte dad Gefeg vom 13, April 1856 diefen Charakter aud auf den 
unbedeutenden Werth aus und ftellte diefen Umftand voran. Durch diefen alas 
giebt das Geſetz feine Abficht, die Qualifitation der Feldfrevel im Gegenfag der Dieb» 
jtähle zu erweitern, unzweideutig zu erfennen und es entfpricht demnach demfelben, 
wenn der Mppellationdrichter wegen des feftgeftellten unbedeutenden Wertbed des ent- 
wendeten Rohrs die Beftimmung der Feldpolizei Ordnung zur Anwendung bracte. 
Mifftände können auß einer ſolchen Auslegung ſich nicht ergeben, da, wenn gewinn-« 
ſüchtige Abfiht oder eine dolofe Beſchädigung vorliegt, nad F. 45. die firengeren 
Strafen eintreten. 

Abgeſehen von diefer Ausführung würde eine Anwendung der F8. 215. und 
216. des Strafgeſetzbuchs ſchon deshalb nicht ftattbaft fein, weil der Mangel der ge- 
winnfüchtigen Abſicht ausdrüdlich feitgeftellt worden ift. 

Auf Grund diefer Entiheidung ift folgende Yräjudiz eingetragen: 

Zur Anwendung ded $. 43. Nr. 2. der FFeldpolizei- Ordnung nad der 
Faſſung des Geſttzes dom 13. April 1856 genügt es, daß die entwende—⸗ 
ten Gartenfrüchte, Feldfrüchte oder Bodenerzeugniſſe von unbedeutendem 
Werth oder in geringer Quantität — Das Zuſammentreffen 
beider Umſtände iſt nicht erforderlich. 


Aus der Praxis. 88. 63. 94. 89, der Steuer-Orbnung vom 8, Februar 1819, - 1 


68. 63. 94. der Eteuer - Ordnung vom 8. Februar 1819, Verwar- 
nung bor dem Rüdfall der Steuerdefraude und Wirkung 
der Unterlaffung. 


Gegen den wegen Mablfteuer - Defraudation im wiederholten Rüdfalle ver- 
urtbeilten Angeklagten —— Müller) iſt die Unterſagung des Gewerbes nach F. 63. 
der Steuer-Ordnung dom 8. Februar 1819 deshalb nicht erkannt, weil es hier an 
der im $. 94. vorgejchriebenen Warnung vor dem Rüdfall fehle, 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde der Steuerbehörde, welche auszuführen fucht, daß 
biervon die Rüdfalläftrafe niht abbängig zu maden hei, ift durch Urtel vom 22, No- 
bember 1865 wider Hehde (Nr. 1094, 1.) zurüdgemiefen, weil die Entfcheidung der 
Inſtanzrichter im Einklang ftehe mit mehrfachen Vorentſcheidungen des Ober-Tribu- 
nald, namentlid vom 22, Oktober 1854. Ardiv Bd. II. ©. 125. 


. 89, der Steuer + Ordnung vom 8. Februar 1819. Widerfeplid- 
eit gegen Steuerbeamte, 


Urtel des Ober-Tribunald vom 8. November 1865 wider Kude (Mr, 781. I), 
durch welches das freifprechende Uppellationsurtel vernichtet und die Sache in die 
zweite Inſtanz zurüdgemwiefen ift. 


Gründe. 


Der Uppellationsrichter erkennt an, daß $. 89, der Steuer-Ordnung einen 
weiteren Begriff der Widerfeglichkeit aufitelle, al8 der $. 89. des Strafgeſeßbuchs, 
da der erjtere jede Widerfeplicheit mit Strafe bedrohe. Es ift dem MWppellations. 
richter auch zuzugeben, daß der $. 89. der Steuer-Drdnung zu feiner Anwendung, 
abgefehen von der bier nicht in Frage ftehenden verfagten Hülfsleiftung, nicht ein 
bloßes Nichtbefolgen einer amtliben Aufforderung, fondern eine wirkliche Widerjep- 
lichfeit erfordert. Eine folhe kann aber in jeder Thätigkeit liegen, wodurch der 
beabjichtigten Amtshandlung entgegengetreten, fie zu verhindern verfucht wird. 

Im vorliegenden Falle hat nun die Anklage behauptet, daß der Angeklagte 
(ein Fleiſchermeiſter),, welcher im ſtarken Trabe fuhr, auf den Anruf der Steuer 
beamten, obwohl er ihn gebört, nicht nur nicht angehalten, fondern in einem nod) 
ſtärkeren Tempo weiter gefabren ift, fo daß feine Verfolgung unverfucht bleiben 
mußte. In einem folhen erhalten des Ungellagten würde aber allerdingd eine 
Widerfeplichkeit im Sinne deö $. 89. der Steuer-Ördnung gefunden werden fünnen, 
und da der Appellationdrichter nur feftjtellt, daß der Angeklagte fein Fuhrwerk, auf 
welchem er im inneren Stadtbezirk fuhr, auf den Yncur der Steuerbeamten nicht 
angehalten bat, fo ift die auf $. 89, gegründete Anklage nicht erfchöpft. 


9 13. 15. litt, a. d. des Schlaht- und Mahlſteuer - Geſetzes vom 30. 
Mai 1820. Steuer-Defraudation durch Einbringung mabl- 
oder ſchlacht ſteuerpflichtiger Gegenftände zur Zeit des Ab- 
laufö der Abfertigungäftunden des Steueramtd, Verhält— 
niß der Ortsregulative zu dem Steuergefepe. 


Der Angefhuldigte fuhr am 2. September 1864 Nachmittags 7% Ubr mit 
einer Karre, worauf fih eine unverfteuerte Quantität Weizenmehl in Säden ver- 
padt befunden bat, auf der Chauffee und Steuerftrafe nah der Stadt Aachen hin, 
und zwar dem Sandfauer Thore zu, an welchem fi das Steueramt befindet. Im 
inneren Steuerbezirke hielt er mit feiner Karre bei einem an der Strafe liegenden 
Wirthshauſe an, und hier wurde er von den ihm nachfolgenden Steuerbeamten ber 
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troffen. Die Karre ftand vor dem Wirthshauſe, während Beichuldigter fi) in dem- 


felben befand, j 
Das Schladt- und Mahlfteuer-Requlativ für die Städte Nahen und Burt- 


ſcheid vom 29. März 1836 bejtimmt, 


im 6. 5.: 
daß don den Eingangäpunften in den Steuerbezirt (den inneren) bis 
zu den Abfertigungsitellen jedesmal die vorgefhriebene und unmittel- 
bar zur VBefteuerung führende Steuerjtraße ohne Veränderung und 
Aufenthalt der Ladung von dem Führer der fteuerpflichtigen Gegen- 
ftünde eingehalten werden müfle; 

im $. 6.: 


weldyer die Zeit feftfeßt, innerhalb welcher die Abfertigung der fteuer- 
pflichtigen Gegenftände bei dem GSteueramte erfolgt, daß im Monat 
September diefe Zeit mit 7 Uhr Abends abſchließe. 

Der Angefhuldigte ift deshalb, weil er zu einer Zeit, wo das Steueramt 
gefchloffen war, auf der Steuerftraße mit den in die Stadt einzuführenden fteuer- 
pflichtigen Gegenftänden betroffen worden, wegen Mablfteuer-Defraudation vom erjten 
Nichter verurtbeilt, indem derfelbe die näheren Umſtände hervorhebt, woraus die Ab- 
ſicht des Angefhuldigten, da8 Mehl einzufhwärzen, bervorgeben folle. Dabei ift 
namentlib auch erwogen, daß dem Beſchuldigten befannt gemwefen, daß er dad Mebl 
zur fraglichen Zeit nicht mehr in den engeren Stadtbezirk habe bringen dürfen, da 
eine Verjteuerung nad 7 Uhr nicht mehr babe ftattfinden fünnen, und daß der Be- 
ſchuldigte auh nad $. 5. des Ortsregulativs innerhalb de8 engeren Stadtbezirks 
auf dem Wege zur Stadt nicht mehr habe anhalten dürfen, 

In — Inſtanz iſt dagegen der Angeklagte nur zu einer Ordnungsſtrafe 
wegen Zuwiderhandlung gegen die 59. 5. und 6. des Regulativs verurtheilt. Die 
Gründe des zweiten Nichterd gehen dahin, daß der Angeklagte zwar dadurch, daf er 
an dem fraglihen Tage nad 7 Uhr Abend mit der mit Weizenmehl beladenen 
Karre nah Wachen fahrend an dem im inneren Steuerbezirke gelegenen Wirthshauſe 
angehalten, auf zweifadhe Weiſe gegen die 68. 5. und 6. des Regulativs verftoßen 
babe, daß aber nicht jede Kontradention gegen die darin enthaltenen Vorſchriften und 
Verbote eine Mahlfteuer-Defraude bilde, als eine foldhe vielmehr nur dann qualifizirt 
werden fünne, menn entweder die Handlung ibrer Natur nad eine wirklide Lmge- 
bung der Steuergefälle enthalte, oder aber vom Geſetz ausdrüdlih als juriftifche 
Dräjumtion der vollbrachten Defraude aufgeftellt werde; daß nun aber dad Regu— 
lativ dem Verbote: innerhalb ded inneren Bezirt3 anzubalten, oder nad der im 
F. 6. beftimmten Tageszeit fteuerpflichtige Gegenftinde dev Stadt zuzuführen, eine 
Qualifitation der bezeichneten Art nirgendwo beigelegt babe; daß andererfeitd aber 
die den Verhandlungen zufolge unzmeifelhafte Abſicht des Beſchuldigten, das frag- 
liche Mehl einzuſchwärzen, für ſich allein nicht ftrafbar fei. 

Gegen dies Erfenntniß bat der Königliche Ober-Profurator den Kaſſa- 
tionsrekurs eingelegt. Er führt aus: der $. 5. des Regulativs fchließe ſich unmittel- 
bar an den $. 15. litt. a. des Schlacht. und Mahliteuer-Gefeped vom 30. Mai 1820 
an, wonach mabl- und feblachtjteuerpflichtige Gegenftinde glei bei der Ankunft in 
der Stadt (und bierunter fei nah $. 13... des Gefeges der fteuerpflihtige Stadt- 
bezirt zu verftehen) dem Steueramte angemeldet werden müßten. Die Vorſchrift 
des Regulatibs enthalte fomit nicht etwa eine bloße Verwaltungsvorichrift, fondern 
nur eine genaue Anordnung deffen, was durch das Geſetz vorgefeben ſei, und es 
babe ſonach der Angefchuldigte, wenn er, wie Died dev zweite Richter annehme, 
gegen die vorgedachte Vorſchrift des Regulativs verftoßen, biermit zugleih dem 
F. 15.2. ded Mahl. und Schladhtjteuer-Regulativs zuwider gehandelt, eben weil Be- 
\huldigter, ohne der ihm hierdurch auferlegten Pflicht, da8 Mebl gleich bei der An- 
funft in der Stadt (dem Stadtbezirke) anzumelden, und zu verfteuern, zu genügen, 
fi) mit der Ladung nicht willtürlih babe aufhalten dürfen. Obnebin gebe aber der 
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Umftand, daß der Beihuldigte dad Mebl an dem qu. Abend nicht mebr babe an- 
melden fünnen, einen weiteren gefeglihen Grund ab, ihn der Defraude für überführt 
u erachten. 
In einem dem vorliegenden ganz gleichen Falle it am 6. Mai 1864 wider 
Rahn von dem Ober, Tribunal auf die Strafe der Steuer + Defraudation erkannt 
morden. Das Orts + Regqulativ enthielt in diefem Falle eine gleihe Worfchrift über 
die Dienftftunde des Steueramted und die Schliefung deflelben nah Ablauf der 
Dienftftunde, und ed heißt im Bezug bierauf in der Entjcheidung: Wer nun Diele 
Vorfchrift nicht befolge, fondern fteuerpflictige Gegenftände in den inneren Stadt- 
bezirk einführe, zu einer Zeit, wo er ganz außer Stande fei und fi in der von 
ihm felbft berbeigeführten Ummöglichkeit befinde, die fteuerpflictigen Gegenftände gleich 
bei der Ankunft in der Stadt, der Vorfchrift des F. 13. des Mabl- und Sclact- 
fteuer-Gefeped dom 30. Mai 1820 gemäß, dem Steueramte anzumelden und zu ver- 
feuern, der ftebe der Steuerbebörde gegenüber demjenigen ganz gleich, welcher dies, 
obwohl er dazu im Stande geweſen, unterlaffe. Die Angeklagten bätten alfo, da 
fie e8 unterlafien, die eingeführten jteuerpflicytigen Gegenftände aleih bei der An- 
funft in der Stadt dem Steueramte anzumelden und zu verfteuern, die Defrauda- 
tionöftrafe nad $. 13. a. a. O. verübt, obne daß es bieran irgend etwas ändere, 
daf fie auch im inneren Steuerbezirk die Steueritraße innegebalten bätten. 
Die vorliegende Frage ift nunmehr zur Entiheidung an das Dlenum des 
Senats für Straffahen beim Ober + Tribunal gemwiefen, und diefed bat unter An— 
nahme des folgenden Präjudizes: 
Derjenige, welcher auf der Steuerftraße zur Sebeftelle in den engeren 
Stadtbezirk einer mahl- und jchladhtfteuerpflibtigen Stadt einen der 
Mabliteuer unterworfenen Gegenftand unverjteuert einbringt, unterlieat 
der Steuer-Defraudationgftrafe nicht ſchon um deswillen, meil die Ein— 
bringung zu einer Seit ftattgefunden bat, wo nad dem Ortd-Requlativ 
der betreffenden Stadt die Abfertigungsftunden für die Erledigung der 
fteuerpflihtigen Gegenftände bereitd abgelaufen waren. 

dur Urtel vom 25. September 1865 wider Schiffeldhen den Kaflationd-Rekurs zu- 

rüdgemwiefen: 

in Erwägung, daß nad der tbatfächlichen Freftitellung des angegriffenen Ur- 
tbeild der Beſchuldigte am 2. September 1864 mit einem mit 4 Etr. Weizenmebl 
beladenen Karren von der Holzbrüder Müble, und zwar mit Innebaltung der vor- 
geichriebenen Steuerftrafe nad Aachen zu fahrend, vor dem inneren Stadtbezirke 
gelegenen Wirthshauſe angebalten bat, und zwar Abends nad 7 Uhr; daf der Be— 
ſchuldigte dabei au, wie der zweite Richter mit dem erjten angenommen, die Ab— 
fiht gehabt bat, das Mehl einzufhmungeln; 

in Erwägung, daß es fi bei dem Vergeben der Mabljteuer »- Defraudation 
in den meijten Füllen um ein rein formaled Delitt handelt, deifen Thatbeſtand nur 
aus dem Gefep, alfo namentlich dem Gefep über die Schlacht und Mablfteuer vom 
30. Mai 1820, entnommen werden fann; 

daß inäbefondere diefer Tbatbeitand durd die zur Ausführung des Geſetzes 
gegebenen Ortsregulative nicht verändert, durd eine einfache Qumwiderbandlung gegen 
diefelben vielmehr nur eine Ordnungsſtrafe begründet werden kann (Kabinet3-Ordre 
vom 22. Dezember 1843); 

in Ermägung, daß nun, fo viel die Morfchriften des Mablfteuer-Gefepes be— 
trifft, naddem im $. 13.a. bejtimmt ift, daß der Schlacht - und Mabliteuer jeder, 
der innerbalb ded Bezirks der fteuerpflibtigen Stadtgemeinde, oder überhaupt im 
Umfange der Stadt fi aufhält, die Steuer zu tragen verpflichtet fei, der 8. 15. 
sub litt, a. daf. verordnet, daß Gegenftände, melde der Steuer unterliegen, und in 
eine fteuerpflichtige Stadt eingebracht werden, gleich bei der Ankunft dem Steueramte 
angemeldet und verfteuert werden müſſen; 

daß fodann ber $. 15. sub litt. d. die Beſtimmung enthält, daf eine Unter- 
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laffung der Anzeige bei der Ankunft der Waaren in der Stadt, oder eine Ab- 
weihung bon dem borgefchriebenen Wege, welchem der Steuerpflichtige bid zum 
— folgen muß, als eine Defraudation angeſehen und geahndet wer— 
en foll; 
daß alfo dad Steuervergeben erft durch die Unterlaffung der gebotenen An- 
zeige der Waare, oder durch eine Abweichung von dem vorgeichriebenen Wege zum 
Steueramte fonfumirt wird, fo zwar, daß an diefe Kommiffiv- oder Omiffiv.Hand- 
lungen und ohne Rüdfiht auf dolus und culpa des Angeklagten das Dafein der 
Defraudation geknüpft; daß in dem $. 15. a. d. zwar dem GSteuerpflichtigen die 
Unzeige und Anmeldung gleich bei der Ankunft an ber Stadt, aber doch auch 
erft bier, und bei dem Steueramte zur Pflicht gemacht ift; 
daß mithin der Beichuldigte dem Mablfteuer-Gefege vom 30. Mai 1820 bei 
feiner Betretung im fleuerpflichtigen Stadtbezirt noch nicht zumider gehandelt hatte, 
da er fi mit der Waare auf der borgefchriebenen Steuerftraße in der Richtung 
nad der Stadt und dem Unmelde-Amte am Eingang derfelben befunden bat, und 
bon der Straße nicht abgewichen war; 
in Erwägung, daß zwar zur Stütze des Kaflationd-Rekurjed zubörderft die 
Beitimmung des 8. 5. des Ortöregulativg für die Städte Aachen und Burtſcheid 
bom 29. März 1836, melde vorjchreibt: 
daß bor den Eingangspunkten des Stadtbezirf3 biß zu den Abfertigungs- 
ftellen jedesmal die vorgefchriebene und unmittelbar zur Beftimmung füh- 
rende Steuerftraße obne Veränderung und Aufenthalt der Ladung 
eingebalten werden müßte, 
mit der ar Beonne wird, daß fich diefe Beftimmung des $. 15. a. d, 
und $. 13, a. de& abliteuer-Gefege8 in dem Sinne unmittelbar anfchließe, daß fie 
nur eine genaue Anordnung defien enthalte, waß ſchon im $. 15. mit den Worten 
»gleich bei Ankunft angemeldet 2. vorgefehen. fei, eine Zumiderhandlung gegen das 
Regulativ alfo zugleid eine Zumiderbandlung gegen den $. 15. des Steuergeſetzes 
begründe, und mithin derjenige, welcher der Vorſchrift des Regulativs zumider im 
inneren Steuerbezirke auf dem Wege zur Abfertigungsftelle anbalte, einem folden 
gleich zu achten fei, der es unterlaffen habe, fofort bei Ankunft in der fteuerpflich- 
tigen Stadt Auzeige zu machen; 
daß jedoch das Steuergefeh nicht ein bloßes Unbalten mit der Waare im 
Steuerbezirk, fondern nur die unterlaffene fofortige Anzeige derfelben bei der An- 
funft in der Stadt mit der Defraudationgftrafe bedrobt, ein ſolches Anbalten im 
Gefeg mit der unterlaffenen fofortigen Unzeige nirgends gleichgeftellt ift, und durch 
die Beitimmung des Orts-Regulativs der gefeglihe Thatbeſtand der Defraudation 
jedenfall3 nicht erweitert werden fünnte; 
7 ſonach die aufgeftellte Behauptung zur Begründung des Rekurſes nicht 
eeignet it; 
lt daß ein Gleiches auch rüdfichtlich der ferneren Auffaffung der Redtfertigung®» 
fhrift der Königl. Provinzialfteuer-Direktion der Fall ift, mwonad bier eine fonfu- 
mirte Mahlfteuer- Defraudation um deöwillen vorliegen fol, weil nad der thatjädy- 
lichen FFeftftellung des angegriffenen Urtbeild der Beihuldigte im Monat September 
Abends nah 7 Uhr die fteuerpflichtige Waare in den inneren Steuerbezirk der Stadt 
Aachen eingebracht habe, nah $. 6. litt. b. des citirten Orts + Regulativs für die 
Städte Aachen und Burticeidt aber die Abfertigungsſtunde für die Erledigung der 
fteuerpflichtigen Gegenftände damald um 7 Uhr bereit? abgelaufen gewefen fei; 
daß nämlich mit Grund fi nicht behaupten läßt, daß derjenige, welcher 
fteuerpflihtige Gegenftände, mie bier in den inneren Steuerbezirt einer Stadt ein» 
führe, zu einer Seit, wo er fi in der von ihm felbit berbeigeführten Unmöglichkeit 
befinde, die fteuerpflichtigen Gegenftände gleich bei der Ankunft in der Stadt, der 
Vorſchrift des } 15. des Mabliteuer-Gefeged gemäß, anzumelden und zu verfteuern, bier- 
duch eben diefem Paragraphen zumibergebandelt habe, und namentlih dem Steuer- 
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amte gegenüber bemjenigen ganz gleich ftehe, welcher die Anmeldung und Berfteuerung, 
obwohl er dazu im Stande gewefen, unterlaffen babe; 

daß dad Steuergefeb inäbefondere jenen Fall nicht vorgeſehen bat, und mit- 
bin die formale Natur der Mahlfteuer » Defraudation ſchon eine Gleichjtellung mit 
dem der unterlaffenen fofortigen Anmeldung um fo mehr entgegenftcht, ald damit an 
find auch eine Umgehung der Steuergefälle nicht ſchon verbunden ift; 

daß überdied aber auch eine ſolche Gleichjtellung zurüdgemiefen werben muf, 
weil fonft fonfequent da8 in guter Abſicht erfolgte, aber verfrübte Einbringen der 
fteuerpflichtigen Waare in den inneren Stadtbezirk, ober das verfpätete Einbringen 
aus einem bloßen Irrthum in ber Zeit, alfo fälle mit der Defraudationsitrafe be- 
belegt werden müßten, welche ihrer Natur nah nur eine Ordnungsſtrafe begründen 
fönnten, und bei welden die Rüdfiht auf den formalen Charakter ded Delikts, der 
gute Glaube, vergeblid angerufen werden würde; 

in Erwägung, daß biernadb die vom zweiten Richter gegen den Beſchuldigten 
feftgeftellte Handlung bie — des F. 15. litt. d. des Schlacht und Mahl⸗ 
fteuer-Gefeged vom 30. Mai 1820 nicht enthält, und daher das angegriffene Urtheil, 
indem e8 den Beichuldigten von der ihm zur Laft gelegten Mahliteuer-Defraudation 
freifprad, und denjelben nur wegen nie gr gegen bie $$. 5. und 6. des 
Regulatibs für Machen und Burtſcheid vom 29. März 1836 zu einer Geldbuße von 
10 Rthlen. event. 5 Tagen Gefängniß verurtbeilte, die ihm zum Vorwurf gemachte 
Gefegeöverlegung nicht begangen hat. 


68. 8. 41. des Preßgeſetzes vom 12. Mai 1851. Begriff des Ver. 
breitend von Drudfcriften. Außftellen als ſolches. 


Bei dem Angeklagten, eınem Kaufmann, find den Formularen amtliher Daf- 
farten ähnliche fogenannte Spaßfarten und ein Bild mit einer Unterſchrift vorgefun- 
den, die erfteren im Schaufenfter, dad Bild in einem Karton auf dem Ladentifc. 
Es befand ſich auf beiden der Name ded Druderd nicht. 

Der Appellationdrichter fpridt ihn von der Anklage auß F. 41. ded Dreh. 
geſetzes frei, weil ein Verbreiten diefer Drudjaden im Sinne der $$. 8. und 41. 
nicht vorliege. Darunter laffe fih nur die Thätigkeit verjtehen, um die Drudicrift 
Mebreren oder nad allen Richtungen bin mitzutbeilen, mie namentlich aus ©. 43, 
bervorgehe, mo das Verbreiten dem Verkaufen gleichgeftellt fe. Die Zugänglic- 
mahung für dad Publitum, melde der erfte Richter aus $. 33. berleite, paſſe bier 
nicht, weil fie von der Strafbarkeit eined dur die Preſſe begangenen Vergehens 
oder Verbrechens handle, und der $. 33. nur in Bezug — anordne, daß die 
Strafbarkeit mit der Veröffentlichung des Preßerzeugniſſes beginne, und dieſe als 
erfolgt anſehe, ſobald die Drudicrift verkauft, verſendet, verbreitet, oder an Orten, 
welche dem Dublitum zugänglich find, außgeftellt oder angefhlagen morden. Im 
vorliegenden Falle fei aber die Strafe nit durch die Veröffentlibung, fondern erft 
durch die Verbreitung bedingt; eine ausdehnende Erklärung fei um fo weniger ftatt- 
baft, ald es in der Abſicht des Geſetzgebers gelegen babe, in jenem Falle die Etraf- 
barteit ſchon früher eintreten zu laffen (68. 9. 10, 33.). Das bloße Auöftellen von 
Drudichriften, melde nur genen $. 7. verftoßen, könne daher unter allen Umftän- 
den der Verbreitung nicht gleichgeftellt werden. 

Auf die mit Genehmigung des Juftiz + Minifterd eingelegte Nichtigfeitd. 
beihwerde ded Ober-Staatdanwaltd ift am 18. Oktober 1865 mider frigmann 
(Nr. 877. 1.) vernichtet und in die Inſtanz zurüdgemiefen. 


Gründe 


Nah $.7. bed Preßgefeped foll auf jeder Drudfcrift ber Name und Wohn- 
ort des Druderd genannt fein, und der $. 8. verordnet: 
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Drudichriften, melde den vorftehenden Morfchriften nicht entfprechen, 
dürfen von Niemand verbreitet werden. 

Meder im 8. 8. no fonft im Preßgeſetz ift definivt, was der Gefeßgeber 
unter Verbreiten verſteht. Auch dad Strafgeſetzbuch enthält Feine folhe Definition. 
Es muß alfo in den verfhiedenen Stellen, wo ſich dad Preßgeſetz des Ausdrucks 
»Merbreiten« bedient ($$. 8. 33. 43. 53.), der jedeömalige Sinn deffelben au8 dem 
Zufammenhange und aus dem Zwecke des betreffenden Daragraphen des Gag ya 
entnommen werden. Es berubt aber auf einem NRectdirrtbum, wenn der Appella- 
tiondrichter darunter eine Thätigkeit verfteht, die dabin gebt, die Drudicrift Mebre- 
ven oder nad allen Richtungen bin mitzutheilen. Cine ſolche Beſchränkung jpridyt 
da8 Geſetz im $. 8. nicht aud, deſſen Zwed dabin gebt, ganz allgemein zu bverbin- 
dern, daß Drudicriften verbreitet, d. b. Anderen, namentlib dem Dublitum zu- 
aänglich —— werden, bei welchen nicht durch Angabe des Druckers und ſeines 
Wohnorts auf der Drudichrift ſelbſt den Behörden die Möglichkeit gewährt iſt, 
fofort die verantwortliche Derfon zu erkennen, an welde fie fich bei etwa ftrafbarem 
Inhalt der Drudichrift halten fünnen. Dad »WVerbreiten« ift ein weiterer Begriff 
ald dad »Meröffentlihen, Verkaufen, Verfenden, Vertbeilen, Ausftellen und Anſchla- 
gen.e Es berubt daher auf einem ferneren Rechtsirrthum des zweiten Richters, daß 
er das Verbreiten im Sinne des $.8. nur wie im $. 43. dem Verkaufen gleichitellt 
und erklärt, daß in einem bloßen Ausſtellen von Drudichriften, melde gegen $. 7. 
verftoßen, unter allen Umftänden feine Verbreitung gefunden werden fünne. 


68. 15. 18. der Verordnung vom 17, März; 1839, über den Verkehr 
auf Kunftftraßen. Solidarifhe Haftung des Führers und des 
Eigenthümers ded Fuhrwerks bei Uebertretung der Vor— 
fhriften. Dolus und Kulpa bei Polizei-Uebertretungen. 


Die Verordnung vom 17. März 1839 8. 1. und die Kabinet?. Ordre vom 
12, April 1840 fchreiben eine beftimmte Breite des Befchlaged der Madfelgen für 
die Fuhrwerke auf Ehauffeen vor. Der $. 15. in Verbindung mit $. 18. jener Ber- 
ordnung droht die Strafe der Uebertretung ſowohl gegen den führer des Fuhrwerks 
als auch gegen den Eigenthümer defjelben an. 

m vorliegenden Falle ift demgemäß die Anklage gegen die Eigentbüme- 
rin ded Fuhrwerks gerichtet, von den nftangrichtern aber die Angeklagte freige- 
fprochen, weil diefelbe nah dem Sinne des Gefeged nur fubfidiariih nad dem 
führer des Fuhrwerks zu baften babe. | 

Auf die Nichtigkeitöbefchwerde des Ober-Staatöanmwaltd, melde zugleich rügt, 
daß der Enticheidung nicht eine form gegeben fei, nach welcher bei der anerkannten 
fubfidiären Haftung die Anklage nur zur Zeit für unftattbaft erklärt fei, bat das 
Ober » Tribunal am 15. November 1865 mider Schwäger (Mr. 971. 1.) vernichtet 
und in die Inſtanz zurüdgemiefen. 


Gründe 


Beide vorige Richter verfennen zunächſt die Natur einer Polizei» Uebertre- 
tung, um welche e8 ſich bier nur handelt, infofern als fie einen dolus oder doc) 
eine culpa, eine nacgemwiefene Schuld der Angeklagten zu ibret Beltrafung für 
erforderlich halten, während die Strafe des $. 15. a. a. DO. ſchon dann verwirkt ift, 
wenn die Handlung objektiv eine Uebertretung der im $. 15. allegirten 88. 1., 
2., 3.+ 6, 7. 9; 10., 11. dev Verordnung bildet. 

Sodann berubt e8 aber auch auf einem Rechtsirrthum, wenn der Rekurs— 
rihter annimmt, daß der $. 18. der Verordnung vom 17. März 1839 nur eine 
fubfidiäre Verhaftung des Eigenthümerd des Fuhrwerks für den Führer defelben 
anordne. 
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Eine ſolche Beftimmung enthält dev F. 18. a. a. DO. nicht, und es ift dies 
aud aus den übrigen Vorfchriften der Verordnung in feiner Weiſe zu entnehmen. 
Nah $. 15 foll jede Uebertretung der Vorſchriften mit einer Strafe von 
10 Thalern polizeilich geahndet werden, ohne daf gejagt ift, ob diefe Strafe den 
Führer oder den Eigenthuͤmer des Fuhrwerks treffen foll; und wenn dann $. 18. 
ganz allgemein ausfpricht: 
» Die in den 8. 15 — 17. beftimmten Strafen fünnen ſowohl gegen 
den Führer des Fuhrwerks, ald gegen den Eigentbümer deflelben 
und indbefondere in das Fuhrwerk felbit fofort vollftredt werden. « 
fo fann dies nur dabin verftanden werden, daß ed von der Wahl der Wolizei- 
bebörde abhängt, ob fie die Strafe gegen den Führer oder gegen den Eigenthümer 
des Fuhrwerks feftfegen will, wobei fie natürlih ihr Ermeſſen in jedem einzelnen 
Falle von den obmwaltenden bejonderen Umftänden leiten laffen wird. 
Der Führer und Eigenthümer baften daber nad $. 18. a. a. O. jeder felbjt- 
fländig, obwohl die Geldbuße von 10 Thalern nur einmal beigetrieben werden fann. 
Daf der Eigenthümer des Fuhrwerks nicht blos fubfidiarifh für den Füh— 
rer deflelben baftet, ergiebt fich auch befonderd deutlih aus der Vorſchrift im $. 18., 
daf die Strafe fogar in das Fuhrwerk felbft fofort vollitredt werden fann, fowie 
daraud, daß dad Gefeh in den Fällen, in welchen es ſich ausſchließlich an den 
führer des Fuhrwerks halten will, mämlich wenn es fib um Ermittelung der 
Größe der Ladung, oder um Vorzeigung der darüber fprechenden Dapiere bandelt, 
in den 68. 4. 5. 8. nur de Führers allein erwähnt, alfo zwiſchen dem Führer 
und Eigenthümer des Fuhrwerks nach ihrem verfchiedenen Verhältniß zu demfelben 
wohl unterfchieden bat. 


Art 9. Tit. I. Sekt. IV. des Ruralgefeped vom 28. September zum 
6. Oftober 1791. $. 1 des Gefehes vom 31. Januar 1845. Begriff 
der fünftliben Miefen. Ciblleinrede in diefer Hinfict. 


Erfenntniß des Ober + Tribunald vom 26. Oftober 1865 wider Heher 
8 J 11.), durch welches der Kaſſations-Rekurs des Polizei ⸗Anwalts zurückge— 
wieſen ift; 

in Erwägung, daß nach der Annahme des Polizeirichters unbeſtritten iſt, 
daß auf den Ländereien des Bauern Z. die Stoppelweide hergebracht und der Be- 
Ihuldigte zur Ausübung derfelben mitberechtigt fei, die Streitfrage ſich vielmehr nur 
darum drebt, ob die MWiefe, auf welcher das Vieh ded Beſchuldigten geweidet bat, 
ald eine ⸗künſtliche Wiefe« im Sinne des Art. 9. Tit. 1. Sekt. IV. des Rural. 
geſetzes zu betrachten geweſen und als folche mithin der Stoppelweide entzogen ge 
weſen fei; daß mithin eine präjudizielle Givileinrede im Sinne des Geſetzes vom 31. 
Januar 1845 nicht vorlag, wie denn auch das in der Kaflationsjchrift bezogene 
Urtbeil des Ober-Tribunald vom 18. Oftober 1860 mider Weingarg auch einen an- 
deren Fall zur Grundlage bat; daß dagegen das Dolizeigericht ald Richter über die 
erhobene Beihuldigung wohl befugt war, über die einzig jtreitige Frage, ob die frag- 
lihe Wiefe nah den Beltimmungen des Ruralgefeßes der Stoppelmeide unterworfen 
ſei oder nicht, zu entfcheiden, und daß es dieſe frage auch in einem richtigen Sinne 
entſchieden bat, da unter fünftliben Wiefen (prairies artiheielles) im Sinne des 
Spradgebraudes, im Gegenfag zu den natürlichen Wiefen, Felder verftanden wer— 
den, auf melden im gemöhnlihen Wege der Beaderung und Befaamung Futter- 
fräuter, wie Klee u. |. w. gezogen werden, während der Boden der natürlichen 
Wieſen das Viehfutter von ſelbſt erzeugt, und der Umftand, daß folhe natürliche 
Wiefen durch entiprehende Anlagen produktionsfähiger gemacht werden, ihnen den 
Charakter der künſtlichen Wiefen nicht entzieht (vergl. Dietionnaire de l’Academie 
verbo »prairies«).f 


98 Auß der Praxis. 6. 14. 19, 277. des Strafgeſehbuchs. 


F. 14. des Strafgeſetzbuchs. $. 159. ber Verordnung vom 3. Januar 
1849. Berechnung ded Antritt der Gefängnißftrafe, wenn 
der Angeklagte appellirt, biernähft aber die Appellation 
zurücknimmt. 


Der verhaftete Angeklagte hat gegen das ihm am 21. November eröffnete 
ihn zur Gefängnißjtrafe verurtheilende Erfenntnig am 30, November die Appellation 
angemeldet, diejelbe aber fodann am 24. Januar zurüdgenommen, Dad Geridt be» 
rechnet nun den Antritt jener Strafe erft von diefem legteren Tage, während der 
Angeklagte den Antritt vom 21. November ab, dem Tage bed durd feine Entfagung 
in die AR des rechtöfräftig gewordenen erjten Erfenntnifjed berechnet 
wiffen will. 

Die dedhalb eingelegte Beichwerde des Angeklagten ift durch Beſchluß des 
Dber-Tribunal® vom 15. November 1865 mider Schirod (Nr. 270. B. 1.) zurüd- 
gewwiefen , indem nad 68. 158. 159, der Verordnung vom 3. Januar 1849 zwar 
dad Rechtsmittel der Staatsanwaltſchaft den Antritt der Freiheitsſtrafe nicht aufbalte, 
died aber durch Einlegung ded Rechtsmittels Seitens des Angeklagten gefchehe. Der 
Antritt der Strafe könne daber bier nur vom Tage ber erklärten Zurüdnahme des 
Rechtömitteld ded Angeklagten (24. Januar) berechnet werden '). 


SS. 19. 277. des Strafgeſetzbuchs. 68. 28. 29. Nr. 5. Th. I. Tit. 22. 
er Allg. Gericht8-Ordnung. Manifeftationdeid über den Ber- 
bleib und die Herausgabe des Konfißfatd in Folge der er- 
fannten VBerurtbeilung und KKonfidfation. Norm ded Eides 
in Bezug auf die Jdentität der Sade. 


Der Ungellagte wurde des Jagdbergehens beſchuldigt, leugnete die That, 
wurde aber wegen dieſes am 22, Oktober 1863 verübten Vergehens rechtskräftig zur 
— und zur Konfiskation der bei der That mit ſich geführten zwei Gewehre 
berurtbeilt. 

Zur Ausführung diefer Konfiskation wurden zwei Gewehre bei ihm mit Ber 
fhlag belegt und ihm abgenommen. Die Forſtbehörde erklärte aber nad den von 
ihr angeführten Umftänden, daß diefe Gewehre in einem Zujtande feien, welcher es 
unwahrſcheinlich made, daß fie die bei der That mitgeführten geweien. Auch nad 
der genauen Beſchreibung der Zeugen der That feien died andere geweſen. 

Es ergab ſich nun eine Differenz über den zu leiftenden Manifeftationseid, 
in foweit dadurch die Identität der Gewehre feitgeftellt werden follte. 

Der Angeklagte geftand zu, daß er die Gewehre, melde er am 22, Oftober 
(dem Tage der That) bejeffen, vor feiner Verurtheilung verkauft babe, die Namen 
der Käufer wolle er nicht anzeigen. 

Der Eid wurde dahin normirt: 

Ich ſchwöre, daß ich die Gewehre, melde ih bei ber Ausübung 
der Jagd in dem Forftrevier R. am 22. Oftober 1863 ge- 
führt haben foll, nicht befige, auch nicht weiß, mo diefelben fi be- 
finden, und daß ich fie auch nicht, um diefen Eid leiften zu fünnen, 
„ Seite gebracht babe, oder durch Andere babe bei Seite bringen 
laffen. 

Der Angeklagte weigerte ſich, diefen Eid zu leiften, weil in feiner Norm daß 
Zugeftändnif einer That liege, deren Berübung er fortmäbrend beftritten babe, und 
aud) jegt noch, troß der Verurtheilung beftreite. Er miffe darum auch nicht, welche 
Gewehre die in der Eidednorm gemeinten feien. 





1) Bergl. Bd. 1. ©. 820, IV. ©. 816, VII 499 fi. 
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Das Kreidgeriht erachtete diefen Grund ber Weigerung nah $. 285. der 
Kriminal - Ordnung für begründet, weil jeder förperlihe Zwang zur Yeiltung des 
Eides zugleich ein unzuläffiger Zwang zum Geftändniffe der That fein würde. Die 
erfolgte Verurtbeilung ändere hierin nicht3, weil für den Fall, daß der Angellagte 
dennoch die That nicht begangen baben follte, eine Gewilfendverlegung von ihm durch 
einen falfhen Eid gefordert werden würde, der dann nur den Sinn haben würde, 
daß der Angeklagte die Richtigkeit der thatſächlichen Feſtſtellung beeiden ſolle. Bei 
der Eigenthümlichkeit des Falles laffe ſich alfo die Konfiskation mittelft des Manis 
feitationdeided nicht vollftreden. Die Norm des Eides fünne aber eine andere indi— 
piduelle Bezeichnung der Gewehre nicht enthalten, als eben jene in dem Tenor des 
Urtel3 enthaltene, nämlih die bei dem unberecdtigten Tagen an dem bezeichneten 
Tage mit fi geführten, zumal es überhaupt unmöglich fei, eine andere fie individuell 
bezeichnende und unterfheidende Bezeichnung der Gewehre zu finden. Somit fei da8 
Erfenntniß felbit nicht vollftredbar und eine Ergänzung oder Erläuterung defjelben 
unftatthaft. Es bleibe alfo nur die Civilklage gegen den Befiger derjenigen Gewehre 
übrig, melde der Fiskus als die identiichen bezeichnen werde. 

Dad Appellationdgeriht wies die hiergegen erbobene Beſchwerde zurüd, in 
dem e8 der Ausführung des Kreißgericht8 beitrat. Es fügte hinzu, daß, wenn bon 
Seiten der Forſtbehörde behauptet werde, daß die in Beſchlag genommenen Gewehre 
nicht diejenigen feien, melde der Angeklagte bei der That geführt babe, fo müſſe ihm 
gegenüber der Beweid geführt werden. Hierzu erfcheine aber der Manifeftationseid 
in der vorliegenden Norm um fo weniger geeignet, als e8 nah F8F. 28. 23. Th. 1. 
Tit. 22, der Allg. Gericht? + Ordnung nicht zweifelbaft fein könne, daß der Mani. 
feftationdeid eine ganz individuell bezeichnete Sache voraußfege. Diefem ftebe auch 
dad Minifterial » Reftript vom 28. November 1860 nicht entgegen, indem bier nur 
geſagt fei, daß auf Grund ded Straferkenntniffed von dem Verurtbeilten der Mani« 
feftationdeid über den Verbleib des Konfiskats, db. h. der fpeziellen Sade, über 
deren Identität fein Zweifel obwalte, obne weitered Verfahren verlangt werden fünne. 
Hier fehle e8 an der individuellen Bezeichnung in dem Urtel aufer der allgemeinen 
ded Gebrauch bei der That, und diefe werde fortdauernd beftritten. 

Auf die Beihwerde des Ober- Staatdanmwaltd bat dad Ober- Tribunal am 
6. Dezember 1865 wider Zahl (Mr. 295. B. 1.) den Beſchluß des Wppellationd- 
gerichts aus folgenden Gründen aufgehoben. 

Menn zuvörderſt bervorgeboben werde, daß dem Angeklagten der Beweis zu 
führen fei, daß die von ibm eingelieferten Gewehre nicht biefelben feien, melde er am 
22. Oftober 1863 bei Verübung der That bei fi geführt hat, fo iſt dabei über- 
feben, daß der Angeklagte zum gerichtlichen Protokoll felbft erklärt bat, daß er nicht 
angeben wolle, wobin die Gewebre gekommen find, und dann iſt außer Acht gelaſſen, 
daß der vom Angeklagten au leiftende Manifeftationseid ja eben das Mittel fein foll, 
um den Beweis über die dentität refp. den Verbleib der Gewehre, der Weigerung 
ded Angeklagten gegenüber, zu führen. 

Wenn demnächft geltend gemacht wird, daß nad den 66. 28,29. 1. 22. der 
Allg. Geribtd-Ordnung der Manifeftationdeid nur gefordert werden dürfe, wenn rine 
ganz individuell beftimmte Sache, wie bier nicht der Fall, in Rede ftebe, fo ift dies 
ebenfalld nicht richtig. Gerade die allegirten Gefegesitellen laffen die Abnahme des 
Manifeftationdeides felbit dann zu, wenn ein ganzer Inbegriff von Sachen angezeigt 
oder beraudgegeben werden fol, wie 3. B. ein Nadlaf, ein Handlungdvermögen 
u. f. w. Dazu fommt in dem vorliegenden Falle noch, daf die bier von dem An— 
geklagten verlanaten Gewehre theils in dem ergangenen Erfenntniffe durch Bezug- 
nabme auf die Seit und den Ort der That, tbeild durch die Eingabe des Ober 
förfterd N. (oben die Bezeihnung nad den Zeugenaußfagen) noch näber bezeichnet 
morden find. 

Endlih ift aud der von dem Kreißgericht aufgeftellte fernere Grund um- 
zutreffend: 
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daß der Angeklagte, wenn er den ihm zugemutbeten Manifeftationseid 
leiften follte, zu einem Geftändniffe gezwungen werden würde. 

Denn es handelt fi bier nicht um ein Unterfuhungsverfabren, rejp. um ein 
in demfelben zu erlangende3 Geftindnik ded Angeklagten, fondern um die Vollftref- 
fung eines rechtäfräftig gewordenen Erkenntniſſes gegen den verurtbeilten Angeklag- 
ten. Demzufolge ift es auch nicht richtig, daß daß ergangene Urtheil binfictli der 
audgefprocenen Konfiskation der Gewehre fo unbeftimmt fei, daß eine Vollſtreckung 
defjelben in diefer Beziehung unmöglich erſcheine. Denn daß in Fällen der vorlie- 
aenden Art an und für ſich der Manifeftationdeid zur Ermittelung refp. Herbei— 
ſchaffung des Konfiskats ohne beſonderes prozeſſualiſches Verfahren zuläſſig iſt, folgt 
aus dem F. 29. Nr. 5. und $. 31. 1. 22. der Allg. Gerichts ⸗Ordnung, wie das 
Königl. Ober-Tribunal öfter und namentlich in den Befdlüffen vom 13. Mai 1861 
wider Koftborit (Oppenboff Redtfpr. I. 403) und vom 22. Dftober 1862 wider 
Dölle (Goltd. Archiv Xl. 48) ausgeſprochen hat. Die Norm dieſes Eided aber wird 
ftetö objektiv dahin zu faffen fein: 

daß der Verurtheilte fchwöre, diejenigen Gemehre, deren Konfiskation 
dad rechtöfräftig gewordene Erkenntniß ausgefproden bat, nicht hinter 
fih zu baben u. f. mw. 

Das ıc. wird angewielen, dem Angeklagten den Manifeftationdeid u. ſ. m. 
abzunehmen event. denſelben durch Zwangsmaaßregeln in Gemäßheit des $. 34. 1. 
22. der Allg. Gerihtd-Ordnung zur Ableiftung defielben anzubalten. 

Someit der Beihluß. Wir bemerken, daß der Ober-Staatdanwalt in feiner 
Beſchwerde unter anderen folgende Norm des Eided vorgefchlagen hatte: 

Ich ſchwöre, daß ich diejenigen beiden Gewehre, melde der Waldwärter 
M. und der DOberjäger N. am 22. Oktober 1863 in dem Forſtrevier R. 
und von dem N. in meinem Befige gefeben fein follen u. f. w. 

Es waren dies die, fopiel erhellt, in der Unterfuhung vernommenen Zeugen, 

welche die Gewehre befchrieben hatten. 


88. 34. ff. des Strafgeſetzbuchs. Mittbäterfhaft. Socien einer 
Handeldfirma als individuelle Thäter einer in Bezug auf 
das Gefhäft verübten Volizei-Uebertretung. 


Die beiden Beichuldigten find ald Fabrikbeſitzer Kompagnond ded Geſchäfts. 
Sie find als ſolche megen eine? Verjtoßed gegen die Vorſchriften über die Fabrik— 
beſchäftigung jugendlicher Arbeiter angeklagt und deshalb beide zufammen und folida- 
isch zu 1 Rthlr. Geldbuße, event. 1 Tag Gefängniß verurtbeilt. 

Auf den Kaſſationsrekurs des öffentlihen Minifteriumd bat da8 Ober- Tri- 
bunal am 26. Oktober 1865 wider Schein und Reiß (Nr. 353. 11.) kaffirt, und 
jeden der beiden Angeklagten zu 1 Rthlr. Geldbuße x. verurtheilt; 

in Erwägung, daß ein Vergeben feinem Wefen nad die vechtöverleßende 
Handlung eined Menfchen ift, die ftrafrechtlihe Verfolgung mithin gegen die bei der 
Thathandlung betbeiligten Individuen als ſolche gerichtet und die desfalls verwirkte 
Strafe gegen jeded Individuum, welches fid) derfelben allein oder in Gemeinfcaft 
mit Anderen ſchuldig gemacht bat, zu verbängen ift; Daß borliegend die beiden Be— 
fhuldigten die ihnen zur Laſt gelegte Handlung eingeftanden haben, die bieran fich 
anfchliegende Erwägung des Urtheild aber, daß diefelben, weil fie unter einer firma 
bandeln, nicht einzeln, fondern zuſammen jene Kontravention begangen, und demnach 
die verwirkte Geldftrafe folidariih zu zablen baben, auf einer unrichtigen Hereinzie- 
bung des civilvechtliben Charakter einer Handelsfirma und einer Verkennung des 
Grundprinzipd der ftrafrechtliden Verantmwortlichfeit der Individuen um fo gemiller 
berubt, ald Seitens der Beſchuldigten nicht behauptet worden ift, daß einer derfelben 
ald Vertreter des Fabrikbetriebes beitellt worden fei. 
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F. 154. des Strafgeſetzbuchs. Bertraulide Gefpräde unter 
Verwandten von unberufenen Derfonen belaufhbt unter 
$. 154. fallend. 


Dad Geſpräch zwiſchen Mutter und Tochter, in welchem die letztere der er- 
fteren räth, die Magd wegen Verdacht des Diebjtahld zu entlaffen, iſt vom einer 
dritten Perſon belaufcht, und der Magd mitgetheilt. Die Klage der legteren wegen 
Verleumdung ift vom Appellationsrichter zurüdgemiefen, weil jene Aeußerung weder 
für die Klägerin noch für die Zeugin beſtimmt geweſen, der legteren auch nur durch 
unberufened Belauſchen des Geſprächs zugänglih geworden fei, folde vertrauliche 
Geſpräche zwifhen fo nahen Verwandten aber cbenfo, wie die im $. 154. des Straf- 
geſetzbuchs aufgezählten Falle, nur bei vorhandener Abſicht der Beleidigung, melde 
bier nicht zu entnehmen fei, ftrafbar fein fünnten. 


Die Nichtigkeitsbeſchwerde ift dur Urtel vom 20. Dftober 1865 (Lehwald 
wider d. Olſchewski Nr. 631.1.) zurüdgemiefen, weil ein Rechtsirrthum in der Auf 
faffung des Appellationsrichterd nicht zu erkennen fei. 


$. 156. des Strafgeſetzbuchs. Verbreiten der Behauptung oder 
- Gerüchts, wenn die Thatjahe den Anderen jhon bes 
annt war. 


Urtel des Ober-Tribunald vom 20. Oktober 1865 in Sachen Schwarzbauer 
wider Hoffmann (Nr. 582, 1.), durch welches das Appellationdurtel vernichtet ift. 
war ift — fo beißt e8 — dem vorigen Richter darin beizutreten, daß auch das 
ittbeilen eined fourfirenden Gerüchts ein Verbreiten defjelben bılden fann. Es be 
ruht jedoch auf einer rechtöirrthümlichen Auslegung des F. 156., wenn der Richter 
ganz allgemein ausfpridt, daß ed die Annahme des Verbreitend nicht ausſchließe, 
follte auch da8 erzählte Gerücht den Zubörern bereitd anderweitig befannt gewelen 
fein, was der Berklagte hier behauptet hat. Denn, wenn dad Gerücht wirklich be- 
reits ſämmtlichen Derfonen, denen es mitgetheilt wurde, befannt war, wird bierin 
allein, wenn nicht noch andere Momente binzutreten, feine weitere Verbreitung dej- 
felben gefunden werden fünnen, und ed wird in folhem Falle auch die Gefahr für 
den Ruf dedjenigen, auf welchen fih dad Gerücht bezieht, nicht vorliegen, welche der 
N 156. des Strafgeſetzbuchs abwenden will (Erfenntnif vom 13. Januar 1865, 
rchib XIII. ©. 296). Das frühere Erfenntnif vom 29, Oftober 1857 (Archiv V. 
©. 854) ftebt hiermit nicht im Widerſpruch, da ed auf einem ganz anderen Sad 
verhältniffe berubt. 


$. 186. Abſ. 2. des Strafgeſetzbuchs. Anwendung auf verbei- 
ratbete frauen. 


Urtel de3 Ober-Tribunald vom 3. November 1865 wider Körth (Nr. 1041. 1.). 
Der Ehemann der Angeklagten iſt feit 4 Jahren verfchollen; fie hat ein Kind gebo- 
ven, und nach der Feſtſtellung des Richters deflen Leichnam bei Seite geibafft, und 
ed ift daber der $. 186. Abſ. 2. auf fie angewendet, indem nach dem Zugeſtändniſſe 
der Angeklagten, daß fie feit jener Zeit nicht mehr ehelich zugebalten babe, für er- 
wieſen erachtet ift, daß das Kind ein uneheliches geweſen fei. Unter diefen Umſtänden 
erklärt jenes Urtel des Ober» Tribunald den $. 186. Abſ. 2. allerdinad auch auf 
Ehefrauen anwendbar, ſobald, wie bier fejtgeftellt fei, daß diefelben in Folge unebe- 
liher Zubaltung geboren haben. 
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* 187. des Strafgeſetzbuchs. Begriff der Mifbandlung; Vor— 
ab; mittelbare folge einer anderen nicht gegen den Ver— 
legten felbjt gerichteten Handlung. 


Der Ungellagte bat durch daB SFenfter eined Anderen in deſſen Zimmer ge» 
hoffen. Außer der Sahbefhädigung ift er auch der vorfäglichen körperlichen des— 
balb angeklagt und deöhalb verurtbeilt, weil die in dem — befindliche A. durch 
den Schuß ſo erſchreckt worden, daß ſie zu Boden gefallen iſt. Denn unter einer 
Mißhandlung ſei jede Handlung zu verſtehen, welche im Stande ſei, einen nachthei— 
ligen Einfluß auf das Wohlbefinden eines Anderen auszuüben. 

Auf die Nichtigkeitsbeſchwerde des Angeklagten bat das Ober-Tribunal am 
9. November 1865 (Nr. 322, II. wider SHippert) vernichtet und in die Inftanz zu— 
rückgewieſen. 

Wenn auch — fo heißt es — unter Mißhandlung im Sinne des $. 187. 
die vorſätliche Zufügung eines körperlichen Uebelbefindens irgend einer Art zu ver- 
fteben ift, fo wird dod dadurch nicht jede vorfäglihe Handlung, melde ein ſolches 
Uebelbefinden verurfacht, zu einer borfäglihen Mißhandlung. Die Faſſung der 
Gründe de? Appellationsrichter8 läßt aber nicht erkennen, ob ex dad vorſätzliche der 
Mißhandlung in der Vorfäglichkeit de8 Schuffes gefunden habe, welches einen Rechts- 
irrthum im fich ſchließen würde, oder in dem Vorfage, der U. ein fürperlicheß Unbe- 
bagen zugufügen. Der $. 187. ift daher auf einen nicht genügend feftgeftellten That 
beftand angewendet. 


6. 193. des Strafgeſetzbuchs. Steifheit eines Fingergliedes als 
Veritümmelung. 


Beſchluß des Ober-Tribunal® vom 20. Oktober 1865 (Mr. 259. B, I.) zur 
Entiheidung des negativen Kompetenz-Konflitt3; in Erwägung, daß der Angeklagte 
belaftet it, dem N. vorfäglic in den kleinen Finger der rechten Hand gebilfen zu 
baben, in Folge dieſes Biſſes aber dad zweite Glied dieſes Fingers fteif geworden ift, 
fo daß der Finger nicht blos gänzlich unbrauchbar, fondern fogar binderlih für den 
Gebrauch der rechten Hand ded Verlegten geworden ift; daß hiernach aber gemäß 
der in dem Dlenar-Erfenntniffe vom 26. September 1860 wider Hollenhorft (Archib 
VIII. ©. 673) audgefprochenen und auf den y einer gleichen Verlegung mit der 
Folge der Steifheit der Hand in dem Beſchluſſe vom 1. Februar 1865 wider Mablfe 
(Archiv XIII. ©. 297) zur Anwendung gebraten Grundfäge der Thatbeftand der 
Verftümmelung ($. 193. des Strafgefegbuhs) anzunehmen ift. 


68. 215. 217. Nr. 4. des Strafgeſetzbuchs. Diebftabl, nidt Un— 
terfhlagung, der Sunktmncbochkifen an dem für den Waa— 

renverkauf im Yaden empfangenen Gelde durd deffen An- 
Frl auch obne ed zuvor zur Ladenkaſſe gebradt zu 
aben. 


Die Angeklagte bat, al8 fie im Dienft eine® Kaufmanns und in deſſen Pa- 
den mit dem Verlauf beauftragt war, Geld veruntreut, welches fie für verkaufte 
Maaren von dem Käufer empfangen batte. Sie ift wegen Diebftabl8 aus $. 217. 
Nr. 4. verurtbeilt. Zwar ift feitgeftellt, dafj fie das Geld nicht aus der Radentaffe 
genommen, fondern fofort, al der Käufer e8 ihr eingehändigt, mit der Abſicht, es 
fih anzueignen, behalten bat. Allein der hieraus entnommene Einwand, daß nicht 
Diebjtahl, fondern nur Unterfchlagung vorliege, ift mit der Erwägung .befeitigt, daß 
in einem Kaufladen der Empfang der geforderten Waaren und die Hergabe bed 
dafür zu erlegenden Kaufpreijed Zug um Zug geſchehe, dad Geld aljo fofort an die 


Aus der Praxis. 65. 215. 217. Mr. 4. des Strafgeſehbuchs. 63 


Stelle der Waare trete und damit in den Bejig und in dad Eigentum ded Kauf- 
—— übergehe, ohne daß es hierzu noch erſt des Hineinlegens in die Ladenkaſſe 
bedürfe. 


Die auf denſelben Einwand gegründete Nichtigkeitsbeſchwerde der Ungellag- 
ten ift durch Urtel vom 28. September 1865 wider Kindler (Mr. 236. Il.) zu- 
rüdgemwiefen, 


Gründe 


Der Appellationsrichter hat nicht, wie die Beſchwerdeſchrift unterftellt, und 

al8 eine Fiktion bezeichnet, einen Rechtsſatz allgemein dahin ausgeſprochen: 
»der Kaufprei3 für Waaren gebe Pnfort an Stelle der Waaren in den 
Befig und das Eigenthum des Kaufmanns über«, 
fondern er bat nur in Bezug auf die in einem Kaufladen erfauften und dort jofort 
bezahtten Waaren angegeben, »daß das gegen —— der Waare hingegebene Geld 
fofort an Stelle der Waare in den Beſitz und das Eigenthum des Kaufmanns 
übergegangen fei, ohne daß es hierzu erjt noch eined Hineinthuns in die Ladenkaſſe 
bedurft bätte.« 

Diefe Annahme ift nicht rechtsirrthümlich, und überhaupt enthalten die Arr 
gumentationen des Appellationdrichters nicht eine Verlegung des Gefepes. 

Nach Art. 50. und 58. ded Handelögefepbuchs (vergl. Allg. Landrecht Th. 1. 
Tit. 8. $. 547.) gilt derjenige, der in einem Laden ....- angeſtellt ijt, für ermäch- 
tigt, dafelbjt Verkäufe und Empfangnabmen vorzunehmen, welche in einem derartigen 
Laden ..... gewöhnlich geſchehen. Er ift daber bezüglih auf Traditionen und ind- 
befondere Geldzahlungen, die in dem Laden für dort gekaufte Waaren erfolgen, 
Stellvertreter ded Ladeninhabers (ded Prinzipals). Nach den über den Erwerb ded 
Befiped dur Stellvertreter geltenden, und zwar ſowohl nah dem Römischen Rechte, 
ald nad) dem Allg. Landrecht (vergl. I. 7. 8. 3. (verb. »durh Anderer) 21. 33. 
24. 45. (verb. »durch die Handlungen eined Underen«) 5l. (verb. durch Andere«) 
111.) geltenden Grundfügen wird aber bei einer Tradition dem Repräfentirten durd 
einen Stellvertreter, welcher dabei die Apprebenfion vornimmt, Belig und Eigentbum 
auch dann erworben, wenn zwar dabei der Stellvertreter die Abficht batte, für ſich 
zu apprebendiren und zu erwerben, der mit dem Stellvertretungd - Verhältniſſe be 
fannte Tradent aber die Abficht hatte, dem Repräſentirten den Befig und das Eigen- 
thum zu übertragen. 

v. Savigny Beſitz $. 26. (2. Aufl. S. 291, 292, 6. Aufl. $. 353); 
Koh Beſiß S. 176, 177; Puchta im Rectälegiton Bd. 2. ©. 60,69; 
Geßler in Goltdammer Ardiv 10. ©. 598, 599; Plenar » Erkenntniß 
vom 2. Dftober 1848, Entſch. 17. S. 21—23. 

Dies legtere tritt bei Zahlungen ein, melde für die in einem Kaufmannd- 
Inden erfauften Waaren fofort an den diefelben verabfolgenden Ladendiener geleijtet 
werden. Diefer, der felbft bei augenblidlicher Abmwefenbeit des Prinzipals noch nicht 
die Gewahrjam der in dem Yaden befindlichen Waaren bat, nimmt die im Yaden 
gezabiten Geldftüde, nad dem Willen des Zahlenden, der, wenn er aud zunächſt 
jenen zum Inhaber der Gelditüde machen, ihm die Gewahrfam derfelben einräumen 
follte, doch Beſiß und Eigentbum dem Brinzipale zu übertragen beabfichtigt, nur ala 
Stellvertreter feines Prinzipald in Empfang. Dadurch erlangt der Letztere Beſitz 
und Eigenthum derjelben, und ibm werden fie auch dann meggenommen, menn der 
Ladendiener ſchon bei der Empfangnahme felbige für fih und an fih zu behalten 
beabfichtigt und dieſe Abſicht aufführt. 

Deshalb konnte der Uppellationsrichter, ungeachtet feiner thatjählihen An- 
nabme, daß die Angeklagte dad mebrerwäbnte, beionderd gezeichnete Geldftüd fofort 
beim Empfange für fih und an fich behalten babe, ohne Rechtsirrthum befinden, daß 
die Ungellagte jelbiged ihrem Prinzipale weggenommen habe. 
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$. 217. Nr. 3. des Strafgefegbuhd. Anwendbarkeit auch auf 
dasjenige Holz, weldes in einem anderen Walde, als in 
weldhem ed gejhlagen worden, liegt. 


Im Auslande gekauftes geſchlagenes Holz ift bier mit Genehmigung der 
Forſtbeamten in einem Walde in Preußen einftweilen niedergelegt. Der Angeklagte 
ift wegen Diebftald an diefem Holze aus $. 217. Nr. 3. des Strafgefegbuhß ver- 
urtbeilt, und rügt die Unmendung dieſes Geſetzes, weil fich daffelbe nur auf denfelben Wald 
beziehe, in weldem das Holz geſchlagen worden, 

In dem zurüdweifenden Urtel vom 25. Oktober 1865 wider Fallenski 
(Nr. 1008, 1.) heißt es jedoch: daß, wie bereit8 früher erfannt, der $. 217. Nr. 3. 
auch dann anwendbar fei, wenn der Wald, in welchem fich das gefchlagene Holz befunden, 
nicht derjenige fei, in welchem es urfprünglic geihlagen wurde, -weil der $. 217. 
Nr 3., gleih dem $. 1144. II, 20. des Allg. Landrechts, lediglich den bejonderen 
Schug von Saden, die nicht unter genauer Aufficht gehalten werden fünnen, im 
Auge babe. Hiernach fomme es auch nicht darauf an, ob das Holz; noch dem ur- 
ſprünglichen Waldeigenthümer oder einem Dritten gehöre, und ob diefer Letztere es 
in einen fremden Wald gebracht habe. 


68. 216. 218. des Strafgeſetzbuchs. Polizei-Aufſicht als notb- 
wendige Strafe bei ſchwerem Diebftab! unter mildern- 
den Umftänden. 


Urtel des Ober-Tribunald vom 9. November 1865 wider Tebbe (Nr. 341. II.), 
durch welches dad Erkenntniß des Appellationsgerichts vernichtet und zu der erfann- 
ten Strafe auch Dolizei-Aufficht verhängt ift. 


Gründe 


Die Anſicht des Appellationdrichterd, daß wegen ſchweren Diebftabl8 dann, 
wenn mildernde Umſtände feſtgeſtellt ſind, nicht nothwendig auf Polizei-Aufſicht zu 
erkennen, dieſe Nebenſtrafe vielmehr nach $. 216. nur fakultativ ſei, iſt nicht 


richtig. 

Der Appellationsrichter ſieht den Schlußſatz des 8. 218. ſelbſt nicht für dieſe 
Frage als entſcheidend an. Er ergänzt denſelben vielmehr durch die Vorſchrift des 
. 216., wonach im Falle des Daſeins mildernder Umſtände beim einfachen Diebſtahl 
blos fakultativ auf Polizei-Aufſicht erkannt werden kann. Allein auf den $. 216. 
könnte nur zurückgegangen werden, wenn die Beſtimmung des 6. 218. einer Ergän- 
zung bedürfte. Dies iſt aber nicht der Fall, denn mit dem ſchweren Diebftabl iſt im 
Eingang des $. 218. die Poligei-Aufficht ald nothiwendige Nebenjtrafe verfnüpft, Der 
Schlußſatz de3 Paragraphen 9 an die Stelle der Hauptſtrafe, der Zuchthausſtrafe 
nämlich, welche regelmäßig den ſchweren Diebitabl treffen foll, beim Dafein mildern» 
der Umftände eine Gefängnißitrafe, und führt die Nebenftrafe der Lnterfagung der 
Ausübung der bürgerlichen Ehrenrechte bier nur beſonders auf, weil der Berluft der 
Ehrenrecbte ſchon nothwendige Folge der ordentlichen Zuchthausſtrafe bildete, wogegen 
die Mebenftrafe der zeitigen Unterjagung der Ehrenrechte mit der Gefängnißitrafe 
felbft wicht eintritt, und daber bejonders erwähnt werden mußte Der Schlußſatz 
de $. 218. läßt biernad die im Eingang ded Paragraphen allgemein angedrobte 
MolizeirAufficht beiteben, und muß daher auch beim fehweren Diebftahl jedeömal auf 
diefelbe erfannt werden, 

Died ift denn auch durch die Dlenar-Entfcheidung des Ober-Tribunald dom 
11. April 1853 und fpäter wiederholt angenommen worden. 

Der Umjtand, daß im $. 219. nad der Faſſung des Geſetzes vom 9. März 
1853 bei den unter mildernden Umjtinden begangenen rüdfälligen Diebftählen die 
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Volizei-Auffiht ausdrüdlih und imperativ vorgefchrieben ift, weiſt gerade darauf bin, 
daf man durch diefe Vorfchrift Zweifeln, wie fie bei der Auslegung ded Schluß. 
fage8 der 65. 218. und 216. in der Rechtſprechung bereit3 bervorgetreten waren, 
vorzubeugen beabfichtigte. Hierzu fommt, dab das Gefeß vom 14. April 1856, 
indem es den Schlußfag des $. 218. nur in Bezug auf das frühere Minimum der 
Gefängnißftrafe mildernd abänderte, den übrigen Inhalt deffelben aber unverändert 
wiedergab, wiederum einen fFingerzeig dafür gegeben bat, daß es bei der feiten und 
unzweifelhaft befannten Praxis des Königl. Ober-Tribunald wegen der zu erfennen- 
den Volizei + Auffiht eine diesfallfige befondere Beftimmung nicht einmal für erfor- 
derlich gehalten bat. 


$$. 234. 236. des Strafgeſebuchs. 


Ueber den Thatbeitand der Erpreflung (ſymboliſche zuon? vergleiche die 
Entjdeidung vom 17. November 1865 wider Steinberg (Mr. 952. 1.) oben unter 
den Frageſtellungen. 


$. 237. des Strafgeſezbuchs. Heblerei durch wiſſentliche An- 
nahme des geftoblenen u. f. w. Geldes als Kaufgeld. 


Ein Dienftburfhe bat einen Gelddiebftabl genen feinen Dienftheren verübt, 
und bei dem Gaftwirth des Dorfes einen größeren Theil für Eßwaaren und Ge 
tränfe, bei deren Verzehrung der Gaſtwirth und feine familie, auf die Aufforderung 
jene Burfchen, tbeilgenommen haben, ſowie durd Ankauf verfciedener Gegenjtände 
von dem Gaftwirtb verzehrt. 

Der Burſche it wegen Diebftabld, der Gaftwirtb aber wegen SHeblerei aus 
demfelben verurtbeilt, indem feftgeftellt ift, daß er die Erlangung des Geldes durch 
ein Vergeben von Seiten des Erjteren gewußt babe. | 

Die Nichtigkeitäbefhmerde des Gaſtwirths rügt die Verleung des $. 237. 
des Strafgefegbubs. Diefer fee voraus, dat Sachen verheimlicht, angefauft oder 
zum Dfande genommen, reſp. an ſich gebracht feien u. f. w. Hier aber fei von 
Gelde die Rede, welches dem Jmploranten als Kaufgeld für MWaaren, aljo als 
Uequivalent deffen, was er jelbft dafür bingegeben babe, und zwar dem wahren 
Werthe des Hingegebenen entiprechend, gezahlt Hei 


Die Beſchwerde ift dur Urtel vom 24. November 1865 wider Hirſch 
(Nr. 1044, 1) zurückgewieſen. 


Gründe. 


Nah der urjprünglihen Faſſung ded 6. 237. des Strafgefepbuchs, welche 
nur. die Erwerb3arten ded Ankaufs oder der Inpfandnabme der Sachen, außer 
dem Verheimlichen, als Heblerei ftrafte, konnte es allerdings zweifelhaft fein, aud 
den Verkauf eigener Sachen des Hehlers gegen Empfangnabme des in gejtohlenem 
u. f. w. Gelde beftehenden Kaufpreiſes als Heblerei zu qualifijiren. Man bat nun 
aber durch die neue Faſſung des 8. 237. nad dem Gefege dom 14. April 1856 
eine Erweiterung des Thatbeftanded durch Hereinziehung auch anderer Erwerbsarten 
bezwedt. In diefer Hinficht ift indbejondere dad gegen den Angeklagten feitgeftellte 
»Anfihbringen« entfcheidend, indem daffelbe ohne Zwang auch jenen Fall, alfo 
die Annahme eined Staufpreife® ın geitoblenem Gelde, mit der Kenntniß feines 
verbrecheriſchen Erwerbes Seitend des Käufers, in fi begreift. Der Umjtand, daf 
der Berkäufer in ſolchem Falle ein wirkliches Aequivalent giebt, it nicht entjcheidend, 
weil daffelbe auch in anderen vom Geſetze genannten fällen jtattfindet. Der Aus- 
en ift ein allgemeiner, aud die fungiblen, alfo aud das Geld um- 
faffender. 


Urchiv. 1866, Tanuar, 5 
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65. 247. 251. Nr. 2. des Strafgeſetzbuchs. Steuerzettel als 
öffentlihe Urkunden. Gedrudte Unterfhrift. Abgefürzte 
Namendzüge als Unterfhrift. Ergänzung durh daß Be- 
fenntniß des Angeklagten. 


Urtel des Ober-Tribunald vom 2, November 1865 wider Laub (Nr. 326, II.), 
durd) welches die Nichtigkeitsbefhmerde gegen die Verurtheilung wegen Fälſchung einer 
von einem öffentlichen Beamten audgeftellten Urkunde zurüdgewiefen iſt. 


Gründe. 


Zunächſt wird in der Nichtigkeitöbefchwerde angezweifelt, ob die Steuerzettel 
Bl. 7. der Alten, vefp. die darauf befindlihen Quittungen, mit Bezug auf welche 
die Imploranten der Fälſchung, reſp. des wiſſentlichen Gebrauchs einer gefälihten 
Schrift auf Grund ihres Bekenntniſſes für ſchuldig erachtet ſind, überhaupt als eine 
beweisfähige Urkunde anzuſehen ſeien, da auf dem Zettel keine Unterſchrift ſtehe, 
ſondern nur Anfangsbuchſtaben ſtänden, welche anſcheinend die Stelle einer Unter» 
ſchrift vertreten follten. 

Allein zuvörderſt trägt der Zettel, der fi nah Form und Inhalt ald ein 
Steuerzettel darftellt, die gedrudte Unterfchrift: »der Kommunalempfänger dv. Gol«- 
denberge, und da aud eine gedrudte Unterſchrift im Sinne ded Geſetzes ald eine 
Unterſchrift angefehen werden kann, jo würde, wenn etwas auf den Zettel felbft an- 
käme, dad Mequifit der Unterfchrift bier gewahrt fein. 

Sodann aber fteht in dev mit »Betrag der bezahlten Sculdpoften nebft 
Quittung des la überfchriebenen Kolonne unter der urfprünglichen Quit- 
tung: »Zwei Thaler 22 Sgr.«, der Namendzug: »v. Gberge, und neben der Quit- 
tung über 8 Sgr., der Namendzug »Gg.« Objektiv betrachtet, kann «8 nun ſchon 
feinem Zweifel unterliegen, daß Ddiefe Schriftzüge die abgekürzte Unterfchrift des 
Empfängers v. Goldenberg darzuftellen beftimmt find, und es ftebt auch an fich recht» 
lich nichts entgegen, eine ſolche Abgekürzte Unterfchrift der vollftändigen Unter. 
ſchrift gleichzuftellen. Ueberdies fteht aber auch durch dad eigene Schuldbefenntniß 
der Ungeflagten nicht nur feſt, daß der fraglihe Steuerzettel die gedrudte Unter- 
fchrift de8 Kommunal-Empfängerd v. Goldenberg trage, fondern auch, daß die beiden 
darauf befindlichen, in ihrer Echtheit auf Steuerzahlungen von 2 Rthlr. 22 Gar. 
und 8 Sgr. lautenden Quittungen von dem vd. Goldenberg unter jenen Namens- 
zügen ausgeftellt feien, und es ift biernach zugleich feitgeftellt, daß dieſe Namenszüge 
in —— die abgekürzte Unterſchrift des Quittungs -Ausſtellers v. Golden- 
berg ſeien. 

Ebenſo hinfällig iſt auch der weitere Angriff, daß der fragliche Zettel jedes 
Zeichens einer öffentlichen Urkunde entbehre, für die Echtheit auch gar kein Nachweis 
geliefert und der objektive Thatbeſtand in der Beziehung nicht erbracht ſei. Allein 
der $. 251. des Strafgeſetzbuchs verlangt zu feiner Anwendung unter Nr. 2. nur, 
daß eine Schrift vorliege, welche von einem Beamten, felbftverftändlic zur Aufnahme 
derfelben aualifizirten Beamten, audgeftellt fei. Daß dies aber bei einem inländi- 
ſchen Eteuerempfänger zutrifft, welcher auf den von ihm außgeftellten Kommunal- 
fteuerzetteln über den Empfang von Steuern Seitens der Steuerpfliytigen die Quit- 
tung ertbeilt, bedarf feiner Ausführung. 


$. 251. Nr. 2. des Strafgeſetzbuchs. Boftanweifungen als öffent- 
lihde Urkunden. 


Die Ungeklagte ift wegen Fälſchung einer — in der neueren form audge- 
ftellten — Poſtanweiſung durch Wenderung der darin angegebenen Summe aus 
8. 251. Nr. 2. de Strafgeſetzbuchs verurtbeilt. 
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Ihre Beſchwerde führt aus, daß der gefälfchte Theil, meil er lediglich einen 
Mermerk ded Abſenders über den Betrag der angewiefenen Summe enthalte, nicht 
als öffentliche, fondern nur als Privat-Urkunde betrachtet werden könne. 


Die Beſchwerde ift durch Urtel vom 8. November 1865 mider Mogt 
(Nr. 991. 1.) zurüdgewiefen. 


Gründe 


Der $. 251. Nr. 2. ded Strafgefegbuch® beftimmt, daß mit der dort vor- 
— härteren Strafe der Fälſchung ſolcher Urkunden beahndet werden ſollen, 
we 

von Staatsbehörden — — Beamten, oder Perſonen, die öffentlichen 
Glauben haben, aufgenommen, ausgefertigt oder beglaubigt 
worden ſind. 
Daß die Poſt in die Kategorie dieſer Behörden gehöre, iſt nicht zweifelhaft. 
Es wird nur behauptet, daß wenn gleich der auf der Vorderſeite der Doftanwei- 
fungd-Formulare unter dem dritten Stricye befindliche Vermerk ded abjendenden Poft- 
amte8 über die Eintragung der angewiejenen Summe in das poftamtlide Kontroll 
buch von einer öffentlihen Behörde audgegangen fei, und diefer Vermerk deshalb 
nah $. 10. Th. I. Tit. 13. der Alla. Gerichts » Ordnung den Beweid liefere, daß 
die Pe Summe an die Poſtkaſſe eingezablt fei, die Anweiſung felbit ala 
lediglih von der abfendenden PDrivatperfon ausgegangen und von der Poſt weder 
aufgenommen noch — oder beglaubigt, dem Charakter einer öffentlichen Ur— 
kunde nicht entfprecben könne 

Diefe Ausführung erfcheint jedoch verfehlt, weil, wenn der unter dem dritten 
Striche befindlihe Vermerk ded abfendenden Poſtamts über die erfolgte Einzahlung 
de8 oben vermerkten Betrages die Einzahlung eben diefeß Betrages beweilt und für 
fit allein als öffentlihe Urkunde anzuſehen ift, damit zugleich die Richtigkeit des von 
dem Abfender eingefchriebenen Betrages beurkundet, diefer Betrag felbit mithin ala 
von dem abfendenden Doftamte beglaubigt und demnach um jo mehr al® eine 
öffentlibe Urkunde im Sinne des 8. 251. Nr. 2. anzuſehen ift, als die Verpflichtung 
ded Poſtamtes am Orte ded Adreflaten diefem die angewiefene Summe zu zablen, 
lediglih auß der vom abjendenden Poſtamte ertbeilten Beſcheinigung erwächſt, daß 
die angewiefene Summe bei ihm wirklich eingezablt worden fei, foldhergeftalt aber der 
Vermerk des Abfenderd don der Beglaubigung des Poſtamtes nicht dergeftalt ge- 
trennt werden kann, daß jeded ald eine befondere Urkunde in Betracht kommen 
fönnte. 


$. 272. des Strafgeſetzbuchs. Entzichung aus der Pfändung. 
. Megnabme aus der Hand des Dfündenden obne Gemalt. 


Der Erefutor vollftrekt die Exefution, indem er eine Ubr und ein Wiftol 
— Die beiden Angeklagten traten herzu, und die Ehefrau nahm ihm die 
Uhr aus der Hand, und das Piſtol unter dem Arm wieder ab. 

Es iſt feſtgeſtellt, daß dies ohne alle Gewalt geſchehen, ja daß der Exekutor 
auch nicht einmal bemüht geweſen ſei, die Gegenſtände feſtzuhalten. Die Anklage 
ſieht daher auch nicht den Thaibeſtand des 6. 89., wohl aber den des 6. 272. des 
Strafgefezbuchs, alfo der Entziehung aus der Pfändung, und die Angeklagten find 
desbalb auch verurtbeilt. 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde der Angeklagten führt aus: Der $. 272. jepe 
voraus, daß der Pfändungsakt oder die Befchlagnabme (in fotern fie dur Beamte 
an Ort und Stelle realifirt wurde) an Ort und Stelle beendigt, die Beamten den 
Drt verlaffen haben und nunmehr die Würde des Gefehes durch Refpektirung des 
in das Leben getretenen, für fi) wirkenden Aktes dev Pfändung oder Beihlagnahme 
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fortwirke. Diefe Vorausfegungen lägen bier nit vor. Außerdem erfordere das 
Geſetz ein vorfägliches Baifsitelbaffen oder ein dem gleichftebende8 aänzliched 
oder theilweiſes Entziehen der Pfändung, das nicht vorliege, wenn ein Exequendus 
dem anmefenden Exekutor eine von leiterem zum Zwecke der Pfändung unter 
den Arm oder in die Hand genommene Sache nur (ohne Gewalt -oder Drobung) 
aus der Hand nehme und nicht weitere Handlungen realifirt werden, mwodurd der 
Beamte an der Durdfegung der Pfändung verhindert wird. 

Die Beſchwerde ijt durch Urtel vom 8. Dezember 1865 wider Sieg (Nr. 967.1.) 
zurückgewieſen. 

Gründe. 


In dem Vorgange haben die Vorderrichter mit Recht den Thatbeitand des 
G. 272. gefunden, wozu weder Gewalt nody Drohungen gegen den pfändenden Beam- 
ten oder andere Derjonen gehören. indem die Morderrichter thatſächlich ausführen, 
daß der den Befehl des Schulzen in deffen Gegenwart vollftredende Dorfgeſchworene 
die Ubr und das Piſtol der Angeklagten als Prandobjekte in feinen Befig genommen 
gebabt und legtere fie darauf wieder aus feinem Befig weggenommen baben, um fie 
der Pfändung zu entzieben, ftellen fie den Thatbeitand des im $. 272, vorgefehenen 
Vergebend vollftändig feſt. Denn in Ddiefem Akte der MWegnabme der Sachen aus 
dem Pfandbefige der Beamten konnte rechtlich eine Entziebung der Pfändung ebenfo 
qut gefunden werden, wenn die Beamten fi noch in der Wohnung der Angeflag- 
ten befanden, als wenn fie diefelbe bereit? verlaffen hatten — vergl. Oppenboff zu 
$. 272. Nr. 14. 31. — 


$. 274. des Strafgeſetzbuchs. N 30. Tb. I, Tit. 16. des Alla. Land» 
rechts. Begriff des Jagen®. 
Die gegen die Verurtbeilung aus $. 274, erhobene Beſchwerde verneint bier 
den Begriff des Jagens, weil nur Wild aufgefucht und danach gezielt, nicht aber 
wirklich darauf geichoffen fei. 


Die Beſchwerde ift durch Urtel vom 6. Dftober 1865 mider Friedel 
(Nr. 745. 1.) zurüdgewiefen. 


Gründe 


Unter dem Ausdrud »Jagen« verfteht der $. 30. Il. 16, des Allg. Cand- 
recht? dad Aufſuchen und fih Zueignen jagdbarer wilder Thiere. Etwas Anderes 
bat der $. 274. des Strafgeſetzbuchs mit dem Begriffe der Jagd ebenfalks nicht 
verbunden, und es folgt daraus, daß zum Thatbeitande des ftrafbaren Jagens be- 
reitd das Verfolgen oder dad Aufſuchen jagdbarer Thiere auf einem fremden 
Jagdrevier, ohne eine Berechtigung dazu zu baben, genügt, daß alfo eine wirkliche 
Offupation oder auch nur dad Abfeuern eined Schuſſes nicht erforderlih if. In 
gleicher Weife hat das Ober-Tribunal öfter, und namentlich in dem Erkenntniſſe vom 
17, Oftober 1860 wider Meinbard (Archib VII. 820) und in dem wider Dreuß 
vom 10. Februar 1864 (Oppenhoff IV. 361) entihieden. Die Anſicht ded Implo— 
ranten ift daber eine unrichtige, und wenn der erſte Nichter unter den fpeziell ber- 
vorgebobenen Umſtänden für erwiejen erachtet bat, daß der Angeklagte unberechtigt 
auf fremdem Jagdrevier jagdbared Wild aufgeſucht bat und zu erlegen bemübt ge- 
weſen it, fo fällt ihm eine unrichtige Anwendung des $. 274. nicht zur Laſt. 


$. 309. des Strafgefegbuhd. WVerurtbeilung zur Heraudgabe 
an den Fiskus, auch des bereits an den Geber zurüdgege- 
benen Geſchenks. 


Die Beihwerde des Angeklagten, daß er auch zur Heraußgabe ded ibm als 
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Beamten gegebenen Geſchenkes an den Fiskus verurtheilt worden fei, obwohl er baf- 
felbe nicht behalten, fondern den Geſchenkgebern zurüdgegeben babe, ift durch Urtel 
vom 13. Oktober 1865 wider Fiſcher (Mr. 871. 1.) zurüdgemwiefen, weil ſich dieſe 
Verurtheilung aus $. 309. des Strafgeſetzbuchs rechtfertige, und darin durch die 
angeblib fpätere Rüderftattung der angenommenen Geſchenke rechtlich nicht? geän- 
dert werde. — 

Sofern man, wie ed richtig zu fein fcheint, die verordnete Herausgabe ald 
Konfiskation anfieht, ift der ausgefprodene Grundfag unzweifelhaft richtig. 


6. 322. des Strafgeſetzbuchs. Begriff ded »Anpertrauend« des 
Gefangenen; Erfordernif der perfönlihen Uebernahme. 


Der Amtödiener bat einen Menſchen verbaftet, und dabei die Hülfe, ſowie 
die Uebernahme ded von ihm Ergriffenen zur Aufbewahrung don dem Ortsſchulzen 
verlangt. Diejer hat died abgelebnt, der Amtödiener bat den Ergriffenen deshalb 
nad dem Kruge gebract, und derfelbe ift dort entiprungen. 

Der Schulze it aus $. 322., alfo wegen bewirfter oder beförderter Ent- 
NG eines ihm als Beamten anpertrauten Gefangenen angeflagt, die Anklage 
aber deshalh zurückgewieſen, indem der $. 322. voraußjege, daß der entkommene Ge- 
fangene der dafür verantwortlichen Derfon »andertraut« gemejen fei, died aber von 
Derfon zu Perſon erfolgt fein müffe, die geiegliche Verpflichtung zur Mebernabme 
allein aber dem Anvertrauen nicht gleichgeftellt werden fünne, vielmehr event. einer 
Beurtheilung aus anderen Strafbeftimmungen unterliege. 

Die Beſchwerde des Ober-Stantdanmwalt? bezieht fich auf die Bd. IX. ©. 789 
mitgetheilte Entſcheidung vom 27, September 1861, nad welcder unter dem Unver- 
trauen nicht eine fpezielle Ueberwachung zu verjteben fei, der F. 322. vielmehr auch 
auf denjenigen Beamten Anwendung finde, welcher felbft kraft jeined Amted Jemand 
verhaftet, dann aber denjelben vorfäglid oder fabrläffig entweichen laffe. Aus dem- 
felben Grunde müſſe auch die allgemeine amtliche Dicht zur Aufbewahrung u. ſ. m. 
eined bejtimmten Gefangenen genügen. 

Die Beſchwerde ift duch Beſchluß vom 3. November 1865 wider Kerſten 
(Nr. 263. B, 1.) zurüdgewiefen. Wenn aud dem Appellationdrichter darin nicht bei. 
zupflicten fei, daß das Unvertrauen nab $. 322. eine Uebergabe von Derfon zu 
Perſon vorausfege, fo ſei doch unter allen Umftänden erforderlich, daß der Gefangene 
ald folder von dem Beamten zur Aufbewabrung, Begleitung oder Bewachung, fei 
ed vermöge befonderen Auftraged oder auß allgemeiner gefeplicher Pflicht über- 
nommen jei, weil obne dies von einem Anvertrauen nicht die Rede fein fünne. 


$. 347. Nr. 10. 8. 281. des Strafgeſetzbuchs. Publikandum für die 
Provinz Pofen vom 1. März 1794 8. 10. Kabinets -Ordre vom 30. 
Mai 1841. 8. 186, Th. I. Tit. 22, des Allg. Landrechts. Beftra- 
fung der Weide- und Sütungäfrevel in der Provinz Dofen. 
Haftung des Eigenthbümerd der Heerde aufer dem Hirten. 


Gegen den Angellagten ift feftgeitellt, daß fein Schäfer in der Schonung der 
näber bezeichneten Königl. Forſt im Großberzogthum Poſen feine Schafbeerde gebütet 
bat, und er ijt deshalb zu der boben Geldjtrafe von 10 Sur. für jedes Stud der 
Heerde auf Grund des F. 10. des Dublitandumd der Kriead- und Domainentammer 
au Poſen vom 1. März 1794 verurtbeilt, deffen fortdauernde Gültigkeit deshalb an- 
zunehmen fei, meil der Schluß des Holzdiebſtabls Geſetzes vom 2, Juni 1852 bie 
befonderen Forft-Ordnungen nur in Bezug auf die Holzdiebftäble aufbebe, der $. 347. 
Nr. 10. des Strafgeſetzbuchs nur vom Viehtreiben in den Schonungen, die mit Ein» 
friedigungen u. f. w. ſpreche, mithin das Durchtreiben, nicht das Hüten im Auge 
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babe; endlich aber die Feldpolizei-Ordnung von 1847 nur allgemeine, nicht die fpeziel- 
len Verhältniſſe jened © 10. des Dublitandumß berübre. 


Auf die Nichtigkeitsbeſchwerde des Ober - Staatdanwaltd hat dad Ober-Tri- 
bunal am 22, November 1865 wider Krüger (Nr. 1092, 1.) vernichtet, und Die 
Sache in die Inſtanz zurüdgewiefen. 


Gründe. 


Der Wortlaut des 8.347. Nr. 10. des Strafgefegbuchd giebt deutlich zu er- 
fennen, daß die Außlegung, melde der Rekurdrichter diefer Beftimmung gegeben bat, 
an fih richtig if. Denn fhon aus dem Scluffage folgt, daß Uebertretungen, 
melde die Ausübung einer Weide, einer Hütung zum Gegenftande ded Viehtrei- 
bens über fremde Grundftüde haben, den etwa beitehenden ara befonderen 
Beitimmungen unterworfen fein follen; und die in dem $. 347. Nr. 10. des Straf- 
geſetzbuchs enthaltene Zufammenftellung des WViebtreibend mit anderen Fällen, die 
mit der Ausübung einer Weide in gar feiner Verbindung fteben, beftätigt jene An- 
nahme unbedenklih. Damit ftimmt auch die Entfehungsgeiichte des 8. 347. Nr. 10. 
a. a. DO. nach der Faſſung des Gefehed vom 14. April 1856 überein, indem beab- 
jihtigt wurde, die dem entiprechende Beſtimmung des $. 41. der Feldpolizei Ordnung 
vom 1. November 1847 gänzlib in Wegfall zu bringen, was denn auch geſchehen ift 
— cfr. Goltdammer, Archiv III. ©. 860, IV. ©. 134, 141 fi. — 

* Der $. 41. Nr. 1. der Feldpolizei Ordnung vom 1. November 1847 aber 

efagte: 
»Mer unbefugter Weife über Gärten, Weinberge, oder bor völlig been» 
deter Ernte über beftellte Aeder oder Miefen, oder über ſolche Weder, 
Wieſen oder Weiden, welche eingefriedigt find, oder deren Betreten 
durch Warnungszeichen (Tafeln, Strohmwilche, Gräben u. f. m.) unterjagt ift, 
oder auf einem durch Warnungszeichen geichloffenen Privatwege gebt, 
reitet, fährt oder Vieh treibt,« 

und daß biermit lediglih da8 Betreten fremder Grundftüde, ohne dazu berechtigt 

zu fein, betroffen worden ift, gebt namentlich au8 den $8. 2. ff. daf. hervor, welche 

über das unbefugte Weiden und Hüten von Vieh auf fremden Grundftüden be- 

fondere Beftimmungen enthält. 

Diefer Auslegung des $. 347. Nr. 10. des Strafgeſetzbuchs fteht au nicht 
der von der Nichtigkeitöbefchwerde bervorgebobene Umftand entgegen, daß es ſich 
gar nicht, oder doch nur ſchwer feftitellen laflen werde, ob dad Vieh in ber 
Abfiht, daffelbe weiden zu laffen, oder nur zu dem Zwecke des Hinübertreibend 
auf das fremde Grundftüd gebracht worden fei. Denn jeder von diefen beiden 
Fällen wird fich, je nachdem der eine oder der andere vorliegt, in der Negel wenig« 
ftend, durch hervorgetretene tbatfüchlihe Momente kennzeichnen, aus denen dann 
die entjprechende Feſtſtellung, mie jede andere, gewonnen werden fann und muß. 

In gleicher Weife bat auch bereitd das Königliche Ober + Tribunal in dem 
Erfenntniffe vom 10, Oktober 1861 wider Schaber (Oppenhoff, Redtipr. II. ©. 1) 
den $. 347. Nr. 10. des Strafgeſetzbuchs audgelegt, und infomweit fällt daher dem 
Rekurdrichter kein Rechtbirrthum zur Laft. 

Weil nun die erwähnte geſetzliche Beftimmung in ihrem Schlußſatze bezüglich 
der Weidefrevel außdrüdlich auf die beftehenden Feldpolizei Ordnungen verweif't, fo 
fragt es fi) weiter, ob, wie die Vorderrichter gethan, für die Provinz Poſen das 
Dublifandum der Kriegs und Domainen- Kammer vom 1. März 1794 in Anwen- 
dung gebracht werden fann, wobei e8 nicht ind” Gewicht fällt, daß dallelbe die Be- 
ſtrafung von Forſt- und Jagdvergeben zum Gegenftande bat, der $. 347, Nr. 10. des 
Strafgeſetzbuchs aber nur auf Feldpolizei Ordnungen Bezug nimmt. Denn ber 
Schlußſatz im $. 347. Nr. 10. a. a. DO. ſpricht offenbar ein allgemeined Prinzip 
über die Beitrafung der Weidefrevel, diejenigen, welche in Schonungen begangen 
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werden, mit inbegriffen, aus, und es kann deöhalb nicht von Einfluß fein, ob 
die dabin einjchlagenden Beſtimmungen der fpeziellen Geſetze in einer Feldpolizei-Ord- 
nung, oder in einer Forſt - Orduung, oder in einer fonftigen Verordnung zu fin- 
den jind. . 

' Daf nun das erwähnte Dublitandum an fi für die Provinz Poſen gefep- 
lihe Gültigkeit hat, ift umbedentlih. Denn die Allerböhfte Kabinetd » Ordre vom 
30. Mai 1841 bejtimmt dies ausdrüdiih, und da diefelbe in dem WUmtöblatt der 
Dofener Regierung don 1842 befannt gemacht worden ift, fo bat fie nach den 
Gefegen vom 27. DOftober 1810 (Gef.-Samml. ©. 1), vom 28. März 1811 (Gef.- 
Samml. ©. 165); vom 14. Januar 1813 (Gej.-Samml. ©. 2) und der Allerhöchſten 
Kabinet3-Ordre vom 24. Julı 1826 (Geſ.Samml. ©. 73) geſetzliche Verbindlichkeit. 
Sie beftimmt aber zu gleiher Seit fpeziel: 

daß das Publitandum infomweit zur Anwendung gebradt werden foll, 
ald nicht dad Allgemeine Landrecht oder jpätere allgemeine Gefege für 
die hier in Rede ftehenden Verbrechen abweidhende Strafbeftimmungen 
enthalten, oder einzelne Strafarten ganz abgeſchafft worden. 

Es muß daher, wie aud in dem Erfenntniffe des Königlichen Ober - Tri- 
bunald vom 26. April 1865 wider Zehl (Archiv All. ©. 513. Oppenhoff, Rect- 
ſprechung VI. ©. 77) ausgeſprochen worden, in jedem ——— geprüft werden, ob 
etwa dad Allgemeine Landrecht oder ſonſtige allgemeine eſetze Strafbeſtimmungen 
enthalten, welche von denen des Publikandi vom 1. März 1794 abweichen. 

Das letztere verordnet im $. 10.: 

Diejenigen, deren Hirten und Schäfer, der Warnungstafeln ohngeachtet, 
in die Schonungen der $. 9. benannten Forſten (darunter find König- 
lihe namentlich bezeichnet) treiben, oder das Vieh dahin übertreten 
laffen, follen gepfändet und das erftemal für das Pferd ıc. zu erlegen 
angehalten werden. 

Daß biermit zugleich MWeidefrevel betroffen worden find, fann der ganzen 
Faſſung des $. 10. a.a. DO. nach nicht bezweifelt werden, allein die gedachte Beftim- 
mung ift durch die Allerhöchſte Kabinet3-Ordre vom 30. Mai 1841 als ein gültiges 
Gefep für die Provinz Dofen niemald wieder eingeführt worden. Denn das Allge- 
meine Landrecht enthält über Fälle der gedachten Art im $. 186. Tit. 22, Th. I. 
eine befondere Vorſchrift, wenn es dort beißt: 

»Hirten, Schäfer und andered Gefinde, melde Schonungen bebüten, 
oder das übertretende Vieh nicht fofort abfehren, follen, außer dem 
Schadenderfage, mit nachdrüdlicher Leibed- oder allenfalls Feſtungsſtrafe, 
nad näherer Beftimmung des Kriminalrechts belegt werden.« (Th. IL. 
Tit. 20. Abſchn. 16.) 

Der angezogene 16. Abfchnitt des 20. Titeld II. Theils ded Allg. Landrechts 
handelte aber von den Strafen wegen Beihädigungen des Vermögend aus Radıe, 
Bodheit und Mutbwillen, und diefe kamen fonad in Folge der Beftimmung der 
Allerhöchſten Kabinets Order vom 30. Mai 1841 zur Anwendung. An deren Stelle 
find der $. 281 resp. $. 347. Nr. 10. des Strafgeſetzbuchs getreten, und iſt demzu- 
folge der $. 10. des Dublifandumd vom 1. März 1794 nad wie vor ausgeſchloſſen. 

Wenn ihn dennoch der Rekursrichter angewendet hat, fo it dies rechtäirr- 
thümlich gejcheben, und feine Entſcheidung unterliegt deshalb nad Art. 107, des Ge- 
jeßed vom 3. Mai 1852 der Vernihtung. Hiermit ftimmt im Allgemeinen dad Re- 
ſtript des Juftiz- Minifterd vom 16. Januar 1858 überein, welches die Staats. 
anwaltihaft angewieſen bat, Fälle der vorliegenden Urt nicht nad dem gedachten 
Dublitandum, fondern nad Nr. 10. des $. 347. des Strafgeſetzbuchs zu verfolgen. 

In der Sache felbft mußte die Surüdweifung in die erfte Inſtanz erfolgen, 
weil der veränderte rechtlihe Gefichtäpunft aud eine anderweitige thatjächliche 
Feſtſtellung bedingt. Es ift nämlich feftgeftellt: 
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daß von der Schafbeerde deB Angeklagten durch deſſen Schäfer 160 Stüd 
geweidet worden. 
inwieweit dadurch der Angeklagte nach G. 281. oder 8.347. Nr. 10. des 
Strafgefegbuchd eaffälig geworden, muß erörtert und geprüft werden. Nah $. 10. 
des Publitandumd vom 1. März 1794 war eine derartige Feſtſtellung nicht geboten, 
weil nach diefem diejenigen, deren Hirten und Scäfer fontravenirten, beftraft 
wurden, ein Grundfag, den der $. 186. Tit. 22. Tb. I. des Alla. Landrechts 
resp. dad Strafgeſetzbuch nicht adoptirt haben. Daraus folgt aber nicht, daß der 
F. 10. des Dublitandumd neben den anderweitigen Beltimmungen fteben geblieben 
it, weil alle augenfceinlich daſſelbe Ziel verfolgen, nämlich Hütungd- und Weide- 
frevel zu beabnden, und nur in der Art und Weiſe, wie und gegen wen Died ge- 
ſchehen foll, variiren. Endlich liegt in der für zuläfiig erachteten Anwendung des 
F. 347. Nr. 10. ded Strafgeſetzbuchs fein Widerſpruch mit der im Eingange befind- 
lichen Auslegung des Sinneß deffelben. Denn wenn er gleib nur dad Betreten 
fremder Grundjtüde verbietet, fo liegt dody eben in dem Treiben des Wiehed auf ein 
Grunditüd, zum Zwecke der Hütung, zugleid ein Betreten defjelben, und dieſe ge- 
ringere Beitrafung muß eintreten, fobald die höhere entweder nicht verhängt werden 
fann, oder wenn ed an einer folden überhaupt mangelt. 
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Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober -Hofbuchdruckerei 
(R. v. Deder). 


Die Lage der Gefebgebung über Kindesmord und 
fahrläffige Kindestödtung im Hinblick auf die Un- 
gewißheit des objcktiven Thatbeftandes. 


Bei ber Redaktion unſeres Strafgeſetzbuchs hat man verſchiedene Verſuche gemacht, 
die früheren Vorſchriften des t8 in unferem Allg. Landrecht über die Ver— 
beimlihung der Schwangerfhaft und der Niederkunft umzugeftalten, fie in einer halt 
bareren mobdifizirten Gejtalt wieder aufzunehmen. Es handelte ſich alfo um die Fra— 
gen, in wieweit jene Handlungen ald elbftändige ftrafbar, oder nur ald Indicien 
des Kindesmordes zu behandeln, ob die Verheimlihung als Erfordernig des Ihat- 
beftanded des Kindesmordes aufzuftellen u. f. w. Die Gründe, aud denen man bon 
allen hierauf bezüglihen Vorfchriften Abftand nahm, und ſchließlich die anfangs ala 
befondered Verbrechen aufgejtellte abolitio partus nur in daS polizeilich zu abndende 
Vergeben der heimlichen Are alfo ın das der Beifeitefhaffung des Leichnams 
ded unehelichen Kindes verwandelte, find in ben Mater. Bd. 1. S.384 ad 7. ausführ- 
lic) angegeben. Unſer Strafgefegbuh bat daher zuerft von den übrigen Deutſchen 
Strafgefepgebungen verfucht, den Kindeömord, reip. die fahrläffige Tödtung unehe⸗ 
licher Kinder lediglidd nad den gewöhnlichen Grundjägen, alſo mit Aufgebung aller 
diefe Verbrechen 34 begleitenden egceptionellen Momente zu behandeln, ſoweit nicht 
der Kindedmord an fi allein im Hinblid auf den pſychiſchen und fomatifhen Zu- 
fand der unehelich Gebährenden im Augenblid der Geburt eine der Vorfchrift des 
$. 180. zum Grunde liegende Ausnahme forderte. Die unferem Strafgeſetzbuche 
nachgebildeten Geſetzbücher von Oldenburg und Bayern find ihm auch hierin gefolgt, 
während in den älteren Strafgejegbücern, foviel und befannt, noch die oben ange- 
deuteten bejonderen Borfchriften fortbeftchen (Altenburg 130. Württemberg 232. 
Braunſchweig 157. Hannover 238. Heffen 261. Baden 218. Naffau 250. Thürin- 
gen 129. Oeſterreich 340. Sachſen 162.). 

Es ift die Frage, ob diefer Verſuch ſich praftifh bewährt hat. Eine Probe 
dafür mögen die nachfolgend mitgetheilten Verhandlungen darbieten. 

Aus der Provinz Preußen gebt und von kundiger Seite die Klage zu, daf 
fi in erſchreckender Weiſe die Fälle mehren, in denen ber Verdacht des Finded- 
mordes vorliegt, in denen aber, da fie jedesmal mit verheimlichter Geburt verbunden 
find, die Dunkelheit des objektiven Thatbeitandes ein Hinderniß der Anklage wegen 
Kindedmorded bildet, daher höchſtens die Unklage wegen fabrläffiger Tödtung, oder 
fogar nur wegen Beifeitefhaffung des Leichnams in wird, und bier der Gericht3- 
bof allein durch eine oft das höchſte Maaß des $. 184. oder des $. 186. des Straf. 

urdid. 1866, Febtuat. 6 
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geſetzbuchs erreihende Strafe feinem dringenden Verdacht des ſchwereren Verbrechens 
Ausdrud giebt. Es werden Fälle angeführt, in denen Frauensperſonen mit Raffi- 
nirtbeit, gleihfam wie befonderd geſchult, fich mit ihren Geburten fo einzurichten 
wiffen, dab das Auge ded Gerichtsarztes ihre That nicht zu erkennen vermag. 

ALS ein Beifpiel fol der nachfolgende Fall dienen. Wir glauben aus den 
oben angeführten Gründen ibn vollitändig mittheilen zu müffen, 

Die 30jährige E. Uszal, Dienftmagd, unverheirathet, vor 6 “Jahren mit 
ihrem erjten Kinde niedergefommen, wurde wieder ſchwanger und gebar in der Nacht 
zum 19. Oftober 1864. In der Geburtsnacht hatte fie, wie ſchon fonft mit einer 
anderen Magd in einem Bette gefchlafen, war nach ihrer Angabe von Leibſchmerzen 
und Drang zum Stublgange befallen, batte fi mebhrmald auf einen Eimer in der 
Küche gejegt, war ſchließlich dort »befchwiemt«, d. b. bewußtlos geworden, hatte nad) 
wiedererlangtem Bemwußtfein ihr Bett wieder aufgefuht, und war bon ihrer Mit. 
magd am Morgen mit der Entdedung überrafht, daß in dem Eimer ein todtes 
Kind liege. Darauf follte die Nachgeburt abgegangen und der U. die Ueberzeugung 
gefommen fein, daß fie in bewußtlofem Zuftande ein todtes Kind geboren haben 
müffe, defien Nabelfchnur auf eine ihr unerklärlihe Weife entzwei gegangen. 

Daß das Kind ein neugeborened, lebensfähiges, ausgetragened und reifed ge- 
wefen, wurde bei der Sektion von den Gerichtöärzten ermittelt, ebenfo aber audy, 
er — der Geburt nicht geathmet, im Sinne des Geſetzes alſo auch nicht ger 
lebt habe. 

Die Umſtände der Geburt waren zu eigenthümlich, als daß nicht hätte eine 
eingehende Erörterung des Zeitpunktes und der Urſache des eingetretenen Todes er- 
wünſcht erſcheinen muͤſſen. Die U., eine Zweitgebärende, batte ſich über die Natur 
der Leibſchmerzen als Wehen wohl faum täufhen können, fie hatte troß der naben- 
den Geburt ihre Mitmagd ruhig fchlafen laflen, hatte fie felbjt während des Ge- 
burt3aftes nicht geweckt, der in bemußtlofem Zuſtande wohl unmöglid auf einem fo 
unfiheren Sig, mie ein Eimer ihn bietet, batte vor ſich gehen künnen, ber auch 
faum übermäßig fchnell erfolgt fein konnte, da fonft das Kind dom Stürzen in den 
Eimer wohl irgendwie verlegt worden wäre; der endlich in feiner ——— eine 
Bewußtloſigkeit ſchwerlich hervorgerufen haben konnte, da das rn der Nabel» 
ſchnur beim figenden Gebären aus einem rein natürlihen Vorgange feine Erklärung 
nicht zu finden vermochte, 

Die Nebenumftände des Gebäraftes drängten im Gegentheil zu der Der 
mutbung, daß vorfäglid ein folder Sig zum Gebäüren gewählt worden, welcher dem 
fommenden Kinde von vornherein jeden Zutritt belebender Luft abſchneiden möchte. 
Don der Mitmagd war die Leiche mit dem Kopf bis an die Schultern im Wafler 
liegend gefunden, mit welchem der 15 Soll bobe Eimer zu % gefüllt war. 

Die Staatdanwaltihaft begehrte hierüber näheren Auffchluß, um zu dem 
Beweife zu gelangen, daß das Kind im Augenblid der Geburt durch Hinderung am 
Einathmen frifcher Luft getödtet worden fei. Sie würde dann auf Grund des 
$. 180. oder 184. des Strafgeſetzbuchs, alfo wegen Kindesmordes, event. fahrläffi- 
ger Tödtung, vorgegangen fein, während 6. 186. (Beifeitefchaffen der Leiche) feine 
Anwendung finden konnte, meil ein einftweiliges Liegenlaffen kein Beifeitefbaffen in 
ſich ſchließt, mag e8 auch auf moraliſch vielleicht viel verwerfliheren Motiven, auf 
abfoluter Lieblofigkeit, auf dev Hoffnung fiheren Verderbens des kleinen — ſchein- 
todten — Weſens beruben. 

Die Begründung einer Anklage ift indeh an der medizinischen Unmöglichkeit 
gefeitert, den Zeitpunkt des Todes des Kindes zu beftimmen. Während das Kö— 
niglihe Medizinal-Kollegium die Wahrſcheinlichkeit hingeftellt hat, daß dafjelbe ſchon 
todt zur Welt gefommen, hatten die Gerichtöärzte geglaubt, fo weit nicht gehen, eine 
fihere Beftimmung nicht treffen zu können. 

Die Obduktion der Kindedleihe ergab ein Gewicht derfelben von 6 Pfund, 
eine Länge von 18 Soll, der Reife entiprechende Maafe der Durchmeſſer des 
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Rumpfed und des Kopfed, Mangel ber Woll- und gehörige Entwidelung der Ropf- 
baare, der Nägel, der Ohr- und Nafenknorpel, einen Knochenkern von 3 Linien 
Durchmeſſer in der er einig hi Die Nabelſchnur, welche fo feit war, daß fie 
einem Verfuche des Zerreißens mit der Hand widerftand, bing in einer Länge von 
18 Zoll an der Leiche, und hatte an der Trennungsftelle einen rauben Rand, an 
welchem fi lange Fäden und Fetzen befanden, die ald muthmaßlich von Leberreften 
der Eihäute herrührend bezeichnet werden. Auf dem binteren oberen Theile des 
Kopfes ſaß eine, aus einer —— Infiltration der Kopfhaut beſtehende Geſchwulſt. 
Das Zwerchfell reichte bis zum 4. Intercoſtalraume; die Lungen füllten die Bruft- 
höhlen nicht aus, nur die rechte erreichte den hinteren Rand bed Herzbeutels; fie 
ſchwammen weder in toto, noc in einzelne Stüde zerfchnitten, waren bon gleich 
mäßiger blaugrauer Farbe, fühlten ſich leberartig an und ergaben auf Drud weder 
blutigen Schaum noch Luftblafen. Die Cungengefüße, bie Kranzgefäße de8 Herzens, die 
Bentrifal- und Vorhöfe de Iehteren enthielten wenig Blut; weder am Herzen, noch auf den 
Fungen, noch an den großen Gefäßen zeigten fib Ekchymoſen (f. Detechialfugillatio- 
nen); die Puftröhre war leer, ihre Schleimhaut blaf. Der Magen und der Zwölf 
fingerdarm enthielten etwas Schleim, der unterfte Theil ded Darmd war mit Kindes- 
pech gefüllt, die Blaſe war voll; Die Leber erichien fehr biutreich, weniger die Milz 
und die Nieren, dagegen waren die Hoblvene und die Gefäße des Netzes und Ge 
fröfes fehr gefüllt. Ebenfo waren die Hirnhäute, die Sinus und Blutleiter der 
Schädelhöhle ftark injieirt, letztere mit kirſchſaftähnlichem Blute. 
Hiernach erklärten die Obduzenten, daß 

1) das Kind ein neugeborened, lebensfähiged, audgetragened und reife ger 

wefen, und daß «8 

2) par * san nicht geathmet, im Sinne des Geſetzes alfo auch nicht 

gelebt babe. 

Die Staatdanmwaltfhaft wied mit Nüdfiht auf die Lage der Sache darauf 
bin, wie unwabrfcheinlich e8 fei, daß die An — bei der Geburt bewußtlos ge- 
worden, wie auch das Kind nicht übermäßig Fer au8 den Geburtätheilen berbor- 
geſchoſſen fein könne, weil fonft irgend eine Verlegung an den Eimerwänbden wohl 
unausbleiblich hätte erfolgen müſſen; fie bob ferner hervor, daß die Angeklagte als 
Zmeitgebärende die Wehenſchmerzen als folde offenbar ſchon erfannt baben müſſe, 
ehe fie fid) auf den Eimer begab; daß die Nabelfhnur von ihr abgeriffen oder ab- 
a fein müffe, und fie glaubte auf Grund diefer Gefihtöpunfte annehmen zu 
müffen: 

dag die Schuld daran, daß dad lebensfähige Kind im Augenblide der 
Geburt durch Hinderung von Einatbmen fester Luft habe umtommen 
müffen, immer auf die Uszat zurüdfalle, und daf ihr daher mindeftend 
* fabrläffige, wenn nicht vorſätzliche Tödtung ihres Kindes zur Laſt 


falle. 

Der an den Kreisphyhſikus Dr. Pincus zu Inſterburg, welcher die Obduk⸗ 
tion vollzogen hatte, von der Staatdanmaltichaft gerichteten Aufforderung, »ſich dar- 
über auszulaſſen, ob jene Auffaffung der Sachlage wirklich entipreche, oder in wieweit 
nad der Natur des Falles, oder nad wiſſenſchaftlicher Erfahrung der Sachverhalt 
anders aufzufaflen«, kam derfelbe in dem nadyfolgenden ſehr intereffanten Berichte nach, 
in welchem er fich, tie er ſelbſt bemerkt, nicht an die Form eines legalen Obduf- 
tionsberichtes ftrifte band, fondern zugleich die Gefammtlage der Gefeggebung in Be- 
zug auf Kindestödtung, Verheimlichung der Niederfunft u. f. w., einer eingehenden 
Erörterung unterzog. 

Der Bericht ded Dr. Pincus lautet nad Erwähnung der obigen Nefultate 
ber Obduktion: 

Dad Kind hatte nah allen für die Athemprobe charakteriftiihen Zeichen 
nicht geathmet (die Lungen waren gleihmäßig braunroth, leberartig, blut- und 
Inftleer, nicht Enifternd, durchweg nicht oimmfähig; die rechte Herzfammer und bie 
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Lungenarterien blutleer, in der linken Kammer wenig nicht geronnene? Blut). Auch die 
Zeichen inftinftiver Athembewegungen ohne Kuftzutritt in die Lungen (Petechialfugil- 
lationen an der Qungenpleure am Herzen und deflen Gefäßen, Waffer in der Quft- 
röhre oder im Magen) und fomit die einer Exftidung felbjt im rein phpfiologifchen 
Sinne fehlten gänzlich. Hingegen fanden fih Kongeſtionserſcheinungen in dem Kopfe 
und Unterleibböhle (die Gefäße der barten und weichen Hirnhaut, die Sinus und 
Blutleiter des Gebirned waren bluterfüllt, die Leber war blutreich, weniger die Milz, 
die Gefäße ded Gekröſes und die abfteigende Hohlvene enthielten viel Blut), Ver— 
legungen waren nirgend an der Leiche zu erkennen. 

Nach dem bisher Ungeführten iſt ed, vom rein juriftiichen Standpunkte aus, 
ſehr natürlich, dad Nichtzuftandegefommenfein des Athmungd-Prozeffed und fomit der 
Tod ded Kindes ald eine Folge ded Merhaltend der Uszat während ded Geburts» 
aktes, d. b. des Hineinfallenlaſſens des Kindes mit dem Kopfe voran ind Waſſer, 
us ehe es mit der Luft in Berührung geweſen, als Todedurfache des lebendfähigen 

inded anzunehmen und felbjt jede verbrecherifche Abſicht weggedacht und felbjt die 
Richtigkeit aller a. der Udzat, »das Beichwiemen« u. ? w. vorausgeſetzt, den 
Tod des Kindes als durch Fahrläſſigkeit der Mutter herbeigeführt zu betrachten. 

Es ift nämlich, mie die Königlihe Staatsanwaltſchaft hervorhebt, faft mit 
Gemwißheit anzunehmen, daß eine 30 Jahr alte mebrgebärende, fi ſchwanger wiffende 
Frauensperſon Wehen, die ftundenlang dauerten, von gewöhnlichen Reibfhmerzen zu 
unterfcheiden mußte; es ftebt ferner durch die eigenen Angaben der Uszat und mehr 
noch durch die an der Kindesleiche bemerkte Kopfgefhwulft feit, daß der Geburtsakt 
fein übereilter und leichter, fondern ein wegen der Dimenfionsverhältniffe zwiſchen 
Kindestopf und Beden, vielleibt auch wegen nicht kräftig genug entwidelter Kon- 
traftion des Uterus ſich verzögernder und hier zu nennender geweſen ift, fo daß 
ihr binlänglih Zeit und Gelegenheit geboten war, die nöthige Hülfe und Unter» 
ftügung zu fuchen und zu finden. 

Es ift ferner, wie gleihfalld don der Staatdanwaltihaft ſachgemäß bemerkt 
worden ift, ſehr mwahrjdeinlih, daß das ſ. g. »VBefchwiemen«, wenn es überhaupt 
ftattgefunden, erſt nad Ausſchließung de3 Kindes aus den Geſchlechtstheilen, alfo zu 
einer Zeit eingetreten, wo die Gebärende über den Vorgang, ber ſich bei ihr ent- 
widelt und vollendet hatte, nicht mehr in Zweifel hätte fein dürfen. Denn gerade 
der ſtürmiſche, mit den beftigiten Schmerzen verknüpfte, zu bewußten und initinkti- 
ven Hülfsbewegungen inzitivende legte Moment des Gebäraftes fließt in den mei- 
ften Fällen ein Obnmächtigwerden naturgemäß aus, dad überhaupt mehr als ein 
Droduft der Erfhöpfung als der Aufregung aufzufaffen und deöhalb nad) vollende- 
tem Geburtdafte, wenn überhaupt ————— doch noch immer eher zu erklären 
ift, als während defjelben. 

E3 bedurfte deöhalb zum Beweiſe dafür, daß die Uszat wußte, daß fie im 
Gebärakte begriffen fei, und daß fie geboren habe, aud nicht der übrigend nicht ein- 
mal feftitehenden Thatfache, daß fie jelbft die Nabelfhnur getrennt, zerrifen, oder 
wie die Staatdanwaltfchaft bemerkt, zerfchnitten habe. Ich nenne ed unerwiefen, 
weil die rauhen mit Fäden und bäutigen Fetzen verfehenen Ränder der Nabeljhnur 
den, eine größere Ueberlegung boraußjegenden Alt des Zerſchneidens ohnedies fchon 
negiren, weil aber aud; aus dem Umftande, daß eine Nabelfchnur überhaupt ſchwer 
zu zerreißen ift und im vorliegenden Falle der während der Sektion vorgenommene Ver- 
ſuch des Zerreißens mißglüdte, noch nicht? gegen die Möglichkeit beweift, daß beim 
Vorfhiehen und Herabfallen der Frucht in den Eimer, oder bei der plöpliden Er- 
bebung der Mutter von demfelben, während der Mutterkuchen noch feit ſaß, eine 
freiwillige Serreifung dennoch ftattgefunden haben fünne. Denn es ijt befannt, daß 
die Cobäfiondverbältniffe organischer Gebilde beim Leben, oder furz nad dem Ab» 
fterben ganz andere find, ald längere Zeit nah dem Tode (Caspers zahlreihe Ver— 
ſuche). Die Länge der Nabelfhnur und die Beichaffenheit dev Ränder machte über- 
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dies eine Podtrennung dicht an der nfertiondftelle der Nabelihnur an den Mutter- 
kuchen wahrſcheinlich, und ein freiwilliged, durch Fall oder plöglihen Ruck bedingtes 
Abreißen derjelben noch leichter erflärlih. Der Mutterkuchen war bei der Sektion 
nicht mehr aufzufinden. Fällt demnad der aus den Nabelfchnurverhältniffen refulti- 
rende Beweis dafür, daß die Udzat von der Geburt und dem Tode ihre Kindes 
hätte Kenntniß haben müffen auch hinweg, fo bleiben dod nod, wenn man das 
ganze Gebären derjelben von Anfang bis zu Ende betrachtet, immer noch gravirende 
Momente genug übrig, die nicht bloß die Annahme einer groben Fahrläſſigkeit mit 
tödtlihem Erfolg rechtfertigen, fondern die auch den Verdacht erregen, daß die Uszat 
abfichtlich Alles fo in Scene gefeht habe, um den intendirten Kindesmord im fhlimm- 
ften Falle als eine fahrläffige Todtung erfcheinen zu laffen. ch würde diefe, wie 
ich wohl weiß, mehr zur Kompetenz des Staatdanmwaltd, wie zu den eine Gerichts- 
arzte8 gebörenden gravirenden Bemerkungen, zu welchen ib übrigens aud 
durch die an mid geitellten Fragen induzirt worden, nicht gemacht haben, 
wenn ich nicht aus Gründen, die zu enttwideln ich mich beebren werde, die Ueber 
jeugung gewonnen hätte, daß felbft, wenn die Abfiht zu einem Verbrechen unzweifel- 
baft erwieſen wäre, doch feine Anklage erhoben werden fünnte, weil dad Haupt- 
moment zu einer ftrafbaren Handlung oder Unterlaffung fehlt — das Objekt. Es 
läßt fih nämlich dur nichtd bemeifen, dak in dem Momente, in welchem etwa eine 
fabrläffige oder verbreceriihe Handlung gegen das Leben ded Kindes ihren Anfang 
genommen, dad Kind wirklich noch gelebt babe, und zwar weder im phyſiologiſchen, 
noch im gerichtli-medizinifhen Sinne Smwar ftebt ungweifelbaft, mit Nüdfiht auf 
das Fruchtalter, die Lebensfähigkeit, ja die Neife des Kindes feft; wir können fogar 
das phyſiologiſche Leben dei Kinded mit Sicherheit bi8 zum Cintritte deö Geburts. 
aftes und noch während deflelben verfolgen. Dafür fpricht unzweifelhaft die eine vitale 
Reaktion gegen einen erlittenen enormen Drud anzeigende Kopfgeſchwulſt. Allein 
diefe Kopfgeſchwulſt, eine febr häufige Erfcbeinung bei verzögerten Geburten, wie fie 
auch für dad Leben der Frucht beim Beginne des Geburtdaktes fpricht, giebt der 
Möglichkeit, daß diefelbe noch vor dem Auätritte aud den Geſchlechtstheilen bereits 
abgeftorben war, in folchen Fällen wenigſtens eine Art von ſchwacher Wahrſcheinlich- 
feit, wo wie im borliegenden Falle keinerlei Qebensäußerungen nad der Geburt zu 
fonitatiren find. Nicht die Geſchwulſt tödtet, aber diefelben Urſachen, die die Ge- 
ſchwulſt bedingen, können auch zur Verlöfhung des Lebens im Mutterleibe beigetra- 
gen haben. Aber jelbft angenommen, die Frücht babe noch nach der Geburt jened 
für und rätbfelbafte Leben gebabt, das in einer bloßen Reizempfänglichfeit, in einer 
zur mögliden Entwidelung vitaler Funktionen dißponirenden Fähigkeit des Organis- 
mus beftebt, fo ift der Beweiß, daß «8 wirflich zum @eben ermacht fein würde, ebenfo 
wenig zu fübren, als der, daß das beainnende Leben nicht fogleih wieder erloſchen 
wäre, auch wenn das Kind nicht fogleih ind Waſſer gefallen wäre. Fälle der Art, 
daß Kinder obne erkennbaren Grund todt zur Welt fommen, daß anfängliche Lebens» 
Außerungen febr bald wieder und noch ehe ein Athmen ftattgefunden, wieder auf 
bören , find nicht felten. Es ergiebt ſich hieraus, daß im gerichtäärztlihen Sinne 
unter Peben nur ein Leben mit Atbmen verſtanden werden fann, denn nur ein 
ſolches Gelebtbaben läßt ſich objektiv Eonftatiren. Mag immerbin die Reife, die 
Lebensfähigkeit, die normale Bildung der Frucht feftiteben, mag immerhin jede Mo- 
ment feblen, aus welchem ein Nichtzuſtandekommen des Athmens unter fonft günfti- 
gen Verbältniffen berzuleiten wäre, fo ift doch durch nicht? zu bemeifen, dab das 
Uszatſche Kind in dem Augenblide wirklich noch gelebt babe (im phyſiologiſchen 
Sinne), in welchem e8 mit dem Kopfe voran in den Waſſereimer ſtürzte. 

Selbft wenn fib an der Kindedleihe dad Borhandengewefenfein inftinktiver 
Atbembewegungen innerhalb eined irrefpirablen Mediums hätten nachweiſen laffen, 
was bier nicht der Fall war, fo bätte von einer Erftidung im forenfiihen Sinne 
doch nicht die Mede fein können, weil zum Erftiden vorangegangened Luftathmen ge- 
bört und da bier unzweifelhaft gefehlt hatte. 
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Die größere oder geringere MWahrfcheinlichkeit, daß das lebensfähige kräftige, 
durch einen nicht allzulangen Geburtsakt ausgeſchloſſene Kind, wie bunderttaufend 
andere, auch geathmet hätte, wenn ihm die Möglichkeit dazu nicht benommen wor- 
den wäre; die Wahrjcheinlichfeit, dat das Anfchlagen des Kindeskopfes an die Wände 
oder an den Boden des Eimerd eine Gebirnerjhutterung, daß der plößlihe Eindrud 
de3 falten Waflerd auf dad an hohe Temperatur gewöhnte Hautfyftem einen Nerven» 
ſchlag verurfacht haben könne, muß immer bedeutungdlos bleiben, fobald daß Leben 
im Augenblid der Geburt in Betradht, oder vielmehr in Frage kommt. Und fo ift 
dies einer der Fälle, wo der Behauptung der Uszat felbft gegenüber, daß das Kind 
gelebt, d. b. fi im Waller bewegt babe, der Gerichtdarzt den objektiven Thatbeftand 
für umermwiefen, wo felbit dem Geſtändniſſe einer verbrecherifhen Abſicht gegenüber 
fih das Gefeg für infompetent erklären müßte. 

Für Fälle dev Art, die fi übrigens mit der Zeit häufiger wiederholen dürf— 
ten, liegt unzweifelhaft eine Yüde im —— vor; denn weder auf Grund 
de3 8. 180. oder 184., noch des $. 181. oder 186. de3 Strafgeſetzbuchs kann felbft 
einer erwiefenen Intention zum Kindesmorde gegenüber eine Anklage gegen die 
Uszat erhoben werden, fo dat alfo jedes Frauenzimmer, dad den Geburtdaft fo vor- 
bereitet, daß die Frucht unmittelbar aus ihren Gefchlechtötheilen ind Waſſer fällt, 
wegen mangelnden objektiven Thatbeftandes ſtraflos ausgehen muß. Der Gerichtsarzt 
hat die etwaigen legislatoriſchen Mißgriffe in diefem Zweige der Kriminaljuftiz zwar 
nicht zu vertreten, aber der Gegenitand muß ihn intereffiren, weil er den Vorwurf 
nicht ganz zurüdweifen kann, daß durch feine wiffenfchaftlihe Inkompetenz-Erklärung, 
zu welcher er fich gerade bei Unterfuhungen über Kindesmord nicht felten gezwun⸗ 
gen ſieht, der Weg irdifcher Justiz abgeichnitten wird, und zwar nicht bloß in fo 
frafien Fällen wie in dem vorliegenden, fondern aud bei vielen anderen, wo eine 
Lüde in unferer Gefeggebung ſcheinbar nicht vorbanden iſt. Denn der objektive 
Thatbeſtand, d. h. der Nachweis deö Gelebthabens der Frucht im aefeßlihen Sinne 
oder der Art der Tödtung, läßt fi dur Zeit und Art der Ausführung ded Ver- 
brechens fo leicht verdunfeln, daß eine Beitrafung bäufig aud da unmöglid wird, 
wo beftimmte Paragraphen genau paffen würden. Ja die Leichtigkeit, mit welcher 
ein fo zartes und hulflofed Weſen auf die mannigfachſte Weife, obne an der Leiche 
forenſiſch erkennbare Schuld eined Dritten getödtet werden fann, läßt den paradox 
Elingenden Ausfpruc eine? erfahrenen gerichtsärztlihen Schriftjtellerd (Caspers, wenn 
ich nicht irre) fait wahr erfcheinen, »daf in den verbältnigmäßig feltenen Fällen, in 
welchen eine Kindesmörderin bejtraft wird, nicht das Verbrechen, fondern die Plump- 
beit der Ausführung geabndet wird.« 

Mir und wahrſcheinlich vielen anderen Gerichtsärzten müflen die in letzter 
Seit immer bäufiger werdenden Qodedermittelungsfahen neugeborener unebelicher 
Kinder auffallen; mir wie jedem anderen Gerichtsarzte muß fib das Bedauern auf- 
drängen, daß die medizinifch-forenfiihe Willenfchaft zur Zeit nicht im Stande ift, 
überall ein vollwichtiged jede Skepſis über die Todesart befeitigende® Urtbeil dem 
Richter an die Hand zu geben. Und fo werden hunderte von Kindern mahrfcein- 
lich getödtet, ohne daß das Verbrechen geahndet werden kann; denn häufig wird feft- 
geftellt, daß ein Frauenzimmer geboren, aber es feblt dad Kind, und mit ibm jede 
Bafid zu weiteren Ermittelungen; bier läßt fih das Leben des aufgefundenen Kindes, 
oder der Moment des Todes im phyſiologiſchen Sinne felbit nit mebr feftitellen; 
dort ift durch Fänge der Zeit und Fäulniß verwiſcht die Todesurfahe nicht mehr 
fiber zu ermitteln, oder wenn dieſe jelbit, ald durch äußere in Wirkſamkeit gefegte 
fbädliche Einflüffe bedingt, allgemein erfannt werden, doch nicht fo fpeziell aufklären, 
daß eine ſubjeltive Schuldfrage dadurd außer Zweifel geſetzt wird. Ich erinnere 
an den kürzlich zur Verhandlung gefommenen Bernerſchen Fall, in weldem der Er- 
ftidungdtod des gelebthabenden Kindes, ald durch Äußere in Wirkſamkeit gefegte Ein- 
flüffe mit Gewißheit anzunehmen, aber nicht einmal mit Wahrjceinlichkeit anzugeben 
war, auf welche Weiſe der Luftzutritt zu den Athmungsorganen des Kinded gehin— 
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dert wurde, fo baf einzig mit Rüdficht auf entfernt liegende Möglichkeit innerhalb 
des objektiven Thatbeſtandes die Anklage wegen Kindesmordes nicht einmal erhoben 
merben konnte. Aehnliche Fälle mweifen die Akten des biefigen Kreisgerichts 
mehrere nad). 
Es kann nicht fehlen, daß dad Belanntwerden vieler ſtraflos gebliebener 
— Unglüddfälle, wie wir fie eupbemiftifh nennen wollen, mit der Zeit den Impuls 
zu Verbrechen geben fünnen, und wenn die Symptome eined ſolchen Zuftandes, wie 
e3 leider ſcheint, ſich aud in unferem Gerichtöbezirfe zu zeigen beginnen, fo ift dies 
nicht allein die Folge einer für Ermittelung des objektiven Thatbeftandes nit immer 
ausreichenden Wiſſenſchaft, fondern, wie ich auszufprehen wage, mit Schuld der — 
Gefeggebung. Ich meine damit nicht da geringe Strafmaaf für Kindesmord; denn 
wenn die Gefeggebung in Berüdfihtigung der fozialen Stellung des Weibes und 
der damit im Zufammenbang ftebenden Affekte der Scham, der Sorge um bie fünf- 
tige Exiſtenz, der Furcht, der Verzweiflung über die verlorene Ehre, welche auf ein 
unehelich gebärendes Frauenzimmer in und gleih nad der Geburt möglichermeije 
einftürmen, fie der Ueberlegung berauben und zum Verbrechen treiben, die Tödtung 
des eigenen Kindes in beifpiellod milder Weife beftraft, fo thut fie e8 in der huma— 
nen Abſicht, lieber viele Schuldige zu gelinde, ald einige weniger Sculdige zu bart 
u beitrafen. Aber diefelben Momente, melde den Schuldigen ald mildernde Um— 
ände zu Gute fommen, follten eben, weil fie in vielen, ja den meiften Fällen als 
vorhanden angenommen werden, der Gefeßgebung al3 eben jo viele Gefahren gelten, 
bor melden unfchuldige und hülflsloſe Weſen im Voraus zu ſchützen fie die Pflicht 
hätte. Die Verheimlihung der Schwangerfhaft, mehr noch dad heimliche 
Gebären, und damit das Unterlaflen, fi und dem neugeborenen Kinde ſchon im 
Voraus mit den nothwendigen Hülfdmitteln der Erhaltung zu verfeben, fi und das 
Kind gegen den Einfluß verjweifelnder Gemüthsaffekte zu fchüsen, find im mildeften 
Sinne wenigſtens eben folde FFahrläffigkeiten, mie dad Nichtbewahren eine? Bruns 
nend, eined Abhanges u. f. w., melde das Geſetz auch dann ſchon Feftraft, wenn 
nod fein Unglüd dadurch geſchehen. Und was ift ein phufifcher Abgrund gegen jene 
grauenerregenden Untiefen der menſchlichen Seele, die eine Mutter, Hand an ihr 
eigened Kind zu legen, veranlaflen! Mag daB Frauenzimmor durch die fozialen Ver- 
bältnifje, mag fie durch den phyſiſchen Einfluß ded Gebärend felbit in einen foldyen 
beklagenswerthen Zuftand theilweifer Unzurehnungsfähigkeit verfegt werden fünnen, 
je mehr das Gefeg die Möglichkeit und Häufigkeit folder Zuſtände anerfannte und 
ih dadurd) zu bumanerer Beurtbeilung nad einer Richtung bin drängen ließ, defto 
greller tritt die Schuglofigkeit der unebelihen Neugeborenen bei dev jetzigen Lage der 
Gefeggebung hervor, und es dürfte mit Recht die Sumanität ald eine fehr einfeitige 
bezeichnet werden, fo lange dad Sichfelbftverjeßen in Lagen, die ihrer Gefährlichkeit 
wegen eine mildere Beurtheilung bei verübten Verbrechen bedingen, nicht felbft al8 
ftrafbare Fahrläſſigkeit betrachtet wird. 
Wir begreifen zwar die Motive, melde für die mildere Beurtbeilung des 
Kindesmordes ſprechen, wenn wir fie auch nur in feltenen fällen als zutreffend an- 
ertennen. Denn die Scham über die verlorene meibliche Ehre fpielte in all den zabl- 
reichen Fällen, die bier (meift ohne Erfolg) zur Verhandlung kamen, ebenfo wenig 
eine Rolle, als fonfant jene an Unzurechnungsfähigkeit grenzende pſychiſche und 
pbpfiiche Aufregung oder Abfpannung geltend gemacht wurde, welche bei ehelich, 
Gebärenden felten oder nie beobachtet wird, und in melchem doch regelmäßig jedes 
Frauenzimmer fi befunden haben wollte, das nad) einer unehelichen Entbindung mit 
dem Gejeg in Konflikt kam. Aber wir vermögen die Gründe nicht genügend zu 
würdigen, warum der früheren Beſtimmung unferes eigenen Geſetzbuches, und den be, 
ſtehenden Gejegen anderer Staaten, Defterreih, Bayern, Luzern, Sachſen, Württem- 
berg, Baden entgegen, die heimliche Niederkunft ftraflo erklärt ift. Welches moralifch 
und gefeglich zu rechtfertigende, ja meld ein ihr felbft Nutzen berſprechendes Motiv 
kann ein Frauenzimmer beftimmen, heimlich zu gebären oder ihre Niederkunft vor 
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aller Welt zu verbergen? Sollte man in der gefaßten Abſicht der Verheimlichung 
nicht vielmehr fhon den erften, vielleiht nur halbbewußten Schritt zu einem -Ver- 
brechen oder wenigſtens zu einem ftrafbaren Vergeben erbliden? Ein lebend zur 
Melt gefommened Kind kann für die Dauer der Welt nicht verborgen bleiben, ein 
todtgeborened darf nicht beimlih bei Seite gefchafft werden ($. 186. des Straf. 
gelepbuchs). it demnach diefem unvermeidliben Bekanntwerden des Geſchehenen 
gegenüber im günftigften alle einer Schwäche nicht zu viel Rechnung getragen, die 
in dem Aufibub weniger Stunden einen Gewinn fieht, einer Schwäche, die Mutter 
und Kind Gefahren ausſetzt, welche Zufall, Entbehrung notbwendiger Hülfe, welche 
Eiche rate unter dem Einfluſſe der Einfamfeit, der Nacht herbeizuführen im 
tande ift? 

Mir glauben deshalb die lt der Strafbeftimmungen über die Ver— 
beimlihung der Niederkunft, wie fie im Allg. Candredt neben und troß drafoni- 
ſcher Strafen für Kindesmord vorhanden waren, weder für moralifh ganz gerecht- 
fertigt, noch den beftehenden Verhältniſſen und Zuſtänden gegenüber für exfprießlich 
“ balten zu können, und müſſen deshalb die Wiederaufnahme derfelben, wenn aud 
modifizirt, im Intereſſe jener Unglüdlicyen felbit berbeimünfden, die nad einem Fehl- 
tritt fo leicht dev Verfuhung zu einem Verbreben anheimfallen fünnen. Ich glaube 
nicht zu irren, wenn ich bei vielen in der SKriminaljuftiz befchäftigten Beamten, 
Staatdanwalten, Unterfuhungd- und Spruchrichtern ähnliche, auf Grund mehrjäh— 
tiger Erfahrungen erlangte Anſichten über diefen Punkt voraugfege, und ic werde 
darin dur den Umſtand beftärkt, daß fi bei Beltrafung der Beifeitefhaffung der 
Leichen unehelicher Neugeborener bei und wenigſtens eine Art Pragid gebildet bat, 
die nur dur die fühlbar gewordenen Mängel präventiver Schugmittel für das 
Leben neugeborener unehelier Kinder eine Erklärung findet. Es find nämlid in 
Ichter Seit ſolche Mütter, melde ihre angeblich todtgeborenen Kinder heimlich bei 
Seite Ichafften, wenn ihnen aus Mangel an Aufklärung des fubjektiven oder objef- 
tiven Thatbeftanded fein andered Vergeben oder Verbrechen nachgewieſen werden 
fonnte, oft mit dem höchſten zuläffigen Strafmaoße, zwei Jabren Gefängniß belegt 
worden. Menn man dad an und für ficy leichte, bei einer unehelih Gebärenden, 
die mit ibrem heimlich und todt zur Welt gebrachten Kinde ihre Schande zugleich 
mit befeitigen will, um fo mehr zu entjchuldigende8 Vergeben mit jo barten Strafen 
bedroht und auch wirklich belegt fieht, fo kann dem Gefeggeber wie dem Richter nur 
die Abficht untergefhoben werden, nicht das Vergeben an und für fich, fondern unter 
Umftänden ein wahrſcheinliches, aber nicht zu bemeifende3 Verbrechen mit einer Art 
außferordentlider Strafe, wie dad Landredt fie kannte, zu abnden. 

Es ift nicht meines Berufs, auf die ratio legis, auf die Zuläffigfeit folder 
außerordentliber Strafen für an und für fi leichte Vergeben näber einzugeben, 
gerechtfertigter erſcheint es mir aber jedenfalld, eine Handlung oder Unterlaffung, 
wenn auch außerordentlih zu beftrafen, durch melde ein Unglüd oder ein Ber. 
brechen herbeigeführt werden kann, als eine ſolche Handlung, welche ein fchon gejche- 
henes Verbrechen zu verbergen geeignet if. In einem ſolchen Verhältniß zu einan- 
der ſteht aber die Beftrafung der verheimlichten Niederkunft zu dev Beltrafung der 
Beifeitefhaffung eined Kindesleihnamd. Wie weit jener auf einem Nüplichfeite. 
Prinzip beruhenden Beftrafung der verheimlichten Niederkunft bei der Gefeggebung 
friminalrechtliche, ich meine das abfolute Recht berührende, Prinzipien entgegenfteben, 
vermag ich ald Nichtjurift nicht zu beurtheilen ; vom rein fozialen Standpunfte aber, 
d. h. mit Rüdficht auf den Kompleg von Pflichten und Rechten, melde der Staat 
als ſolcher für feine Angehörigen und an denfelben bat, ſcheint mir die Sache nicht 
weifelbaft. 

Ob durch die Beltrafung der heimlichen Niederkunft wirkliche Verbrechen oder 
Unglüdfille verhütet worden find, vefp. verhütet werden würden, ijt allerdings Sache 
der Statiftit und vielleicht troß einfacher Zahlenverhältniffe ſchwer zu entfcheiden; ich 
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meinerfeit3 glaube an die Nüplichfeit und Nothwendigkeit einedtbeil® der früheren 
Strafbeftimmungen auf Grund allgemeiner phyſiologiſcher und pſhchologiſcher Gefehe, 
an die moralifhe Zuläffigkeit gerade auf Grund humaniſtiſcher Nüdfihten, mag man 
dabei dad Leben eined unfchuldigen Kinded oder das ganze zukünftige Wohl und 
Wehe eines zwar verirrten, aber noch nicht dem Verbrechen anbeimgefallenen mweib- 
lihen Weſens ind Auge faflen. 

Wenn ib mir erlaubt babe, anfnüpfend an den vorliegenden grellen, eine 
Lüde in der Gefehgebung dokumentirenden Fall die vorftehenden lange genährten 
Betrachtungen über die Notbwendigkeit der tbeilmeifen Wiedereinführung alter Straf. 
beftimmungen darzulegen, jo gebe ich mich der Hoffnung bin, daf die gute Abficht 
nicht verfannt werden dürfte, aud wenn ich mid in legißlatorifcher Beziehung im 
Irrthum befinden follte. 

Nicht in der Abſicht, ein Geſetz zu formuliren, wozu ich mich nicht befähigt 
halte, fondern um den Einn und Umfang deflen, was mir —* vorſchwebte, zu prä- 
zifiren, erlaube ib mir noch den Entwurf der von mir für nothwendig und nüglich 
gehaltenen neuen Daragraphen des Strafgeſetzbuchs in folgenden Sägen zu geben. 

r Eine Frauensperſon, welche während des Gebärend ſich felbft, oder gleich 
nad demjelben ihr neugeborenes Kind vorſätzlich in eine Page brachte, welche geeignet 
ift, Daflelbe an der Entwidelung vitaler funktionen zu bindern (die erften Lebend- 
äuferungen deffelben zu bindern) wird mit — — beftraft. 

) ft died aus Fahrläſſigkeit geſchehen, jo tritt u. f. w. Strafe ein. 

3) Die abfichtlihe wie die fahrläffige Handlung bleibt ftraflog, wenn nad- 
—— werden kann, daß die Frucht ſchon vor Beginn der Handlung abgeftor- 
en war. 

4) Eine unchelib Geſchwängerte, melde es unterläßt, von ihrer abſichtlich 
berbeigeführten oder zufälligen, beimlihen Niederkunft einer glaubwürdigen Perfon, 
fobald fie die Gelegenheit dazu bat, Anzeige zu machen, wird mit u. f. mw. beftraft, 
wenn die Frucht dabei todt oder nicht zu finden ift. 

5) Iſt dad Kind am Leben geblieben, oder kann feftgeftellt werden, daß bie 
Frucht ſchon vor der Geburt abgeftorben war, fo tritt u. ſ. w. Strafe ein. 

6) Durch diefe Paragraphen bleiben die Strafbeftimmungen unberührt, in 
melden fahrläffige Tödtung oder Kindesmord vorliegt. Der Abfag ded $. 186. 
(Beifeiteibaffung eines umebelihen neugeborenen Kindes) ift aufgehoben. 

Soweit der Bericht des Kreisphyſikus Dr. Pincus. 

Bei der fo gefhilderten Lage der Sache glaubte die Staatdanwaltihaft, ein 
legted, wenn auch voraußfichtlib ein anderes Nefultat nicht berbeiführended Mittel 
nicht verabfäumen zu dürfen. Sie legte daber dem Medizinal- Kollegium der Dro- 
vinz, zu Königdberg i. Dr., ald Superarbitrium die Begutadhtung der Frage vor: 

ob der Tod des Kindes der Uszat nicht auf grobe Frabrläffigfeiten der 
Mutter fi zurüdführen laſſe, in fofern jie einmal die Geburt über 
den Eimer babe vor ſich geben laflen, aber aud dad Kind nit under. 
ng — dem Eimer mit Waſſer hervorgezogen und in Pflege genom» 
men babe? 


Dad Medizinal-Kollegium erftattete folgendeb 


Gutadten. 


1. Daß eine verbrecherifche gegen ihr Kind gerichtete Abſicht bei der Uszat 
borbanden geweſen, für diefe Annabme liefert der in den Akten niedergelegte That- 
beftand , der ganze Geburtäverlauf Anbaltäpuntte genug. Cine zum zweiten Male 
ſchwangere Berfon kann unmöglich die Weben als foldye verfennen, zumal wenn fie 
einmal fo ftarf find, daß fie einerſeits zur Bildung einer Geburtsgeſchwulſt beim 
Kinde führen, amdererfeitd dad Bewußtfein der Kreifenden felbft angeblih zu über- 
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mannen im Stande find, und wenn fie, wie es bei der Uszat der Fall gemefen, von 
9 Uhr Abend bis gegen 3 Uhr Morgen? anhalten. Zeit genug, um die nöthige 
Vorforge für dad Kind zu treffen, hatte alfo die Angeklagte; daß fie troß deſſen 
hülflos auf dem Eimer ſich ihrer Frucht entledigt, darin liegt Schon ein fie fehr gra- 
virendes Moment. Auf der anderen Seite fünnen wir die Möglichkeit, daß fie auf 
dem Eimer, wenn aud nur für ein paar Augenblide, obnmächtig getworden, nicht 
abweifen. Daß diefed »Beſchwiemen« nicht in den legten Momenten des Gebärattes 
erfolgt ift, ſondern fogleih nach Ausftoßung der Frucht, darin ſtimmen wir der 
Königl. Staatdanwaltibaft und den Herren Sachverſtändigen bei; gerade die plöß- 
liche, die rafche Entleerung der Gebärmutter, der fchnelle Verlauf der Austreibungs- 
periode, wie fie nach längerer Dauer der eriten Geburtäftadien (und eine ſolche gebt 
aus den Audfagen hervor) bei Mebragebärenden, alfo bei Derfonen mit weiten und 
lagen äußeren Genitalien häufig eintritt, kann durch den hervorgerufenen Choc eine 
nıomente Trübung des — eine kurz dauernde Ohnmacht hervorrufen; 
wenn ſolches in Gebäranſtalten vorkommt, um wieviel leichter dann bei einer heimlich 
Gebärenden. Iſt das »Beſchwiemen« aber erſt nach geſchehener Geburt eingetreten, 
jo läge darin nur eine Entſchuldigung für die Angeklagte; denn wenn ed auch, wie 
ber Dr. Pincus ſich ausdrüdt: »ſomit zu einer Beil eintrat, wo die Gebärende über 
den Vorgang, der fid bei ihr entwidelt und vollendet hatte, nicht mehr in Zweifel 
bätte fein können«, fo fehlte ihr doch, trat eine Ohnmacht ein, die Möglichkeit, die 
gerade in diefem Momente dem Kinde am dringendften nöthige Hülfe ihm angebei- 
ben zu laſſen. 

Der Befund an der Nabelſchnur fpricht aber beftimmt dagegen, daß die 
Uszat nad Ausſchließung des Kindes ohnmächtig geworden. Die Nabelſchnur ift 
abgeriffen, wie die Beichaffenheit der Trennungsfläche entfchieden beweilt. Dad Ub- 
reißen fann fpontan, durch den Fall des hervorſchießenden Kindes, oder durch die Ge- 
bärende jelbft bewirkt fein. Aus den an der Rififtelle vorhandenen Eihautreften gebt 
faft mit Gewißheit hervor, daß die Schnur fich mittelft der Eihäute in den Mutter- 
fuchen inferirte, d. h. auf den Eibäuten —— Amnion) eine kurze Strecke verlief und 
mittelſt dieſes zu dem Kuchen gelangte (Insertio velamentosa). Bei folder Inſer⸗ 
tiondmeife reißt die Schnur an den Eihäuten gar leicht ab, und wird durch diefen 
Befund der aus der großen Konfiftenz der Schnur gegen ein leicht erfolgendes Ser- 
reifen erbobene Einwand widerlegt. Ein fpontaner Rif duch da8 Hervorjchieken des 
Kindes kann aber nur dann erfolgen, wenn dabei eine Zerrung auf die Schnur 
geübt wird. Bedenkt man nun, daß legtere wenigftend 18 Zoll lang war, aljo län- 
ger als die Höbe ded Eimers (15 gel! demnach auch länger als die Entfernung 
ded Boden? ded Eimerd von den auf feinem Rande befindlichen Geſchlechtstheilen der 
Mutter; bedenkt man weiter, daß der Nabel des Kinded (ed wurde wit dem Kopfe 
nah unten und dem unteren Rumpfende nad oben gefunden) den mütterlichen Ge- 
ſchlechtstheilen noch um wenigftend 6 Zoll näher gelegen war, fo muß man mit Be 
ftimmtheit annehmen, daß ein irgend bedeutender Zug auf die Schnur refp. ihre 
Einpflanzungßitelle in den Mutterkuchen beim Herbortreten der Frucht aus den Ge 
burtöwegen nicht ftattgefunden bat. r 

Nun ift es freilich nicht unmöglih, daß die Schnur durch Umfclingung 
relativ zu kürz geworden, alfo troß der abfoluten Länge do einer Spannung bei 
der Geburt hätte auögefeht fein fünnen, obaleih au dann, bei der geringen Ent- 
fernung des Nabel des Kindes von den Gefchlechtätheilen im Augenblide der Ge- 
burt, die Spannung eine bedeutende nicht hätte jein können. Eine folde Annahme 
aber wird durch nichts geitüßt, und fie wird um fo unwahrſcheinlicher, als von einer 
am Halſe des Kindes dur Umfhlingung etwa bervorgebradhten Druditelle durchaus 
nicht die Rede if. Wir müllen demnach annehmen, daß die Schnur von der An- 
geflagten felbit abaeriffen ift, wozu, wie wir fchon öfter bemerkt, bei der Art ihrer 
Mutterfuchen- Infertion nur geringe Gewalt gehörte. Somit wird aud die Bebaup- 
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—* —* einem ⸗Beſchwiemen⸗ in oder nach ber Geburt eine höchſt unmwahr- 
nliche. 

2. Troß aller diefer die Ungellagte fehr gradirenden Momente künnen wir 
aber durchaus nicht behaupten, daß durch deren Handlungsweiſe dad Kind zu Grunde 
gegangen ; wir müſſen vielmehr annehmen, daß daffelbe im Augenbide der Geburt 
ihon todt war. Der Kreisphyſikus Dr. Din-ad bat in feinem Gutachten alle die 
in Bezug auf diefe Frage in Betracht kommenden Gefichtöpuntte fo klar berborge- 
boben, daß wir und kurz faſſen fünmen.: Lebte dad Kind bid zur erfolgten Aus. 
ſchließung aus den mütterlichen Wegen, fo hätte der Tod im Eimer dur Ertrinfen 
reſp. Erjtidung im Wafler oder durch Schlagfluß erfolgen müſſen. Von der eriteren 
Todesart fand fi nicht bios fein Zeichen, fondern fie wird durch den Leichenbefund 
geradezu beftimmt negirt; für den Tod durch Schlagfluß fpricht der Befund einer 
Blutfülle der Hirnbäute und der Schäbelblutleiter. Wäre derfelbe aber auch gleich 
nah der Geburt erfolgt, fo würde die vitale Reaktion, welche ſich fogleich nach dem 
Hervortreten ded Kindes aud dem Mutterleibe immer zuerft durch Athembewegungen 
fund giebt, doch nicht in demfelben Augenblide erlofchen fein, im welchem das Kind 
in den Eimer gelangte, um fo weniger ald das Centrum der Athembewegungen nicht 
im Gehirn jelbit, jondern im verlängerten Marke liegt; lebenskräftige Früchte machen 
biöweilen felbft dann noch einige Athembewegungen, wenn ihnen lege artis in der 
Geburt die Schädelhöhle eröffnet und der größte Theil des Großbirnd entfernt iſt; 
Neugeborene, welche durch einen Sturz bei der Geburt Schädelbrühe und SHirn- 
biutungen erlitten, athmen ebenfalld noch oft einige Momente. Wäre dad Kind der 
Uszat mit der Fähigkeit zum Leben geboren, und fogleih nad der Geburt apoplef- 
tiſch geitorben, jo würden alfo doch wohl noch einige Spuren von Atbembemegungen, 
die in dem kurzen Seitraume zwifchen feinem Austritte auß den Geſchlechtstheilen 
und dem erfolgten Tode eingetreten, aufgefunden fein — was ja durchaus nicht der 
fall war. — Dafür, daß das Kind fhon todt in den Eimer getrieben wurde, fpricht 
aud die Haltung, in welcher ed in diefem gefunden wurde: mit dem Kopfe auf 
befien Boden, die Beine am Rumpfe nach unten berabhängend ; in diefer Stellung 
ift e8 angenjdeinlich in den Eimer gekommen und verblieben, ohne aub nur eine 
refleftoriihe Bewegung auf die auf daffelbe einwirkenden kräftigen Reize der Außen- 
welt zu machen. | 

Wir geftehen gern, daß die ganze Schwierigkeit im vorliegenden alle darin 
liegt, daß wir die Behauptung, dad Kind fei ſchon todt in den Eimer geboren, nicht. 
durch den direkten Nachweid der Todedart in der Geburt ftügen können. Daß die 
* im Anfange der Geburt und auch dann noch, als der Druck der Wehen 
—— auf dieſelbe wirkte, gelebt, geht aus dem Vorhandenſein einer Kopfgeſchwulſt 

erbor. 

Wir bedauern es, daß über Konfiftenz, etwaige Verſchiebbarkeit diefer Ge- 
ſchwulſt nichts Näbered angegeben ift, vielleicht bätten wir darin beftimmte Zeichen 
für den in der Geburt erfolgten Tod finden fünnen; denn, wenn auch eine wirkliche 
Kopfgeſchwulſt nur im Leben entfteht, fo wird ihre Konfiftenz doc fehr häufig na 
dem während der Geburt erfolgten Tode noch verändert. 

Sterben Früchte während der Geburt ab, fo tritt der Tod faft immer durch 
Störung der Gasaustauſchung zwifhen Mutter und Frucht, durch abphyktiſche n- 
togifation ein; in Folge davon macht die Frucht vorzeitig Uthembewegungen, deren 
Zeihen dann immer im der Leiche zu finden. Freilich aebören zu diefen Seichen 
nicht nothwendig in die Luftwege afpirirte Maflen und fogenannte Petechialſugilla- 
tionen, welche auch im vorliegenden Falle fehlten; legtere fehlen bei den allerverſchie— 
denften Urfachen der Unterbrechung des Blacentarkreiölaufes, ſowohl beim foetalen 
Ertrintungd- wie Erftitungdtode (in ca. 24 pEt. der fzälle; ef. Böhr in der Monatd- 
ſchrift für Geburtätunde Bd. 22. ©. 415), und afpirirte Maflen können noch bäufi- 
ger vermißt werden; weil häufig die lofalen Bedingungen zur Aufnahme folder nicht 
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borhanden find. Nie aber fehlt die Blutfülle der Bruftorgane und fie war im bor- 
liegenden falle nicht vorhanden. Wir fünnen alfo den Tod des Kinded aus Stö- 
rung des Gasaustauſches zwiſchen Mutter und Frucht nicht herleiten. Diefe Toded- 
art in der Geburt ift indeß nicht die einzige, obgleich man fie dazu hat machen wol⸗ 
len; iſt fie auch die allerhäufigfte, jo fommt der Tod durch Hirndrud und Schäbel- 
blutfülle, durch Schlagfluß allein dod no vor, und von diefem fanden fi ja bei 
der Obduktion ded Kindes der Uszat die Zeihen. Ob diefelben durch den in den 
Geburtöwegen erlittenen Drud allein erzeugt find, ob vielleicht die nfertion der 
Nabelfhnur mittelft der Eihäute (mobei deren Gefäße in der zweiten Geburtöperiode 
leicht tödtlid fomprimirt werden fünnen) mit dem Zuſtandekommen des Sirnfchlag- 
fluffed im Kauſalnexus ſteht, ift nicht zu enticheiden; die erftere Annahme ift die 
wabrfceinlichere, weil beim Drud auf die Nabelfhnurgefüße wohl immer der foetale 
Erftidungdtod eintritt. 

Mir beantworten hiernach die und von der Königlihen Staatdanwaltfchaft 
borgelegte frage dahin: 

»daß der erhobene Thatbeftand berechtigt, eine grobe Fahrläſſigkeit der 
Kath. Uszat bei der Geburt ihreß Kinded anzunehmen, daß aber der 
Tod des legteren dadurch nicht bewirkt ift, daffelbe vielmehr ſchon todt 
zur Welt gefommen ift.« 

Der Kreiöphpfitu Dr. Pincus bat fi veranlaßt gefeben, diefem Gutachten 
folgende Bemerkungen binzuzufügen: 

Daß dad Kind der Uszat ſchon todt zur Welt gekommen, balte ih dem 
Gutachten des Königlihen Medizinal-Kollegiumd gegenüber weder für ermwiefen noch 
erweißbar. Der ganze Beweis ftügt fib auf die Blutfülle ded Gehirns und darauf, 
daß nicht todt zur Welt gekommene Kinder injtinktive Athembewegungen machen, aud) 
wenn fie in nicht refpirable Medien gelangen. Nun findet man aber in Folge 
fchwerer und langdauernder Entbindungen aud bei lebend zur Welt gefommenen, 
oder bei nur ſcheintodten Kindern fehr bäufig die unzmweideutiaften Zeichen der Blut- 
fülle im Kopfe, ſchon durch äußere Zeichen fenntlih und ſichtbar. (Blaufärbung 
ded Gefihtd, Angeſchwollenſein der Jugularvenen, Wrominiren der Augäpfel, n- 
jeftion der Augenbindebaut u. f. w.) 

In fotern feine Ruptur mit Bluterguß im Gehirn ftattfindet, bleibt der 
Tod durch einfache Kongeftion nur dann wahrfcheinlid, wenn eine andere Urfache 
ſich nicht ermitteln läßt; denn es giebt fein anatomiſches oder phyſiologiſches Maaf 
dafür, mie lange ein Hirndrud dauern, und mie ftark er fein muß, um den Tod 
zu bewirken. Die meiften der fcheintodt zur Welt fommenden Kinder geben eines 
folhen vorübergehenden und beilbaren, durch Blutfülle bedingten Gebirn- 
drudes wegen fein Lebendzeihen von fib, und doch gelingt es mitunter erft nad) 
langer Seit und nad mannigfaben Manipulationen, fie zum reſpiratoriſchen Leben 
zu erweden. Sid felbft überlaffen, oder in ein irreſpirables Medium gebracht, 
würden folde Kinder aus dem Sceintodt in den wirkliben Tod übergeben und 
man fände dann — SKongeftion im Gehirn, gang wie bei dem Kinde der Uäzat. 

Dad Gutachten des Medizinal-Kollegiumd bebt felbft hervor, daß ein ſolches 
Abfterben eined Kindes durch Hirnblutſchlag in utero, ohne aleichzeitige Hinderung 
des dad Athmen erjegenden Placenterkreislaufes fo felten vortommt, daß man bie 
aſphyktiſche Todedart für die alleinige halten wollte; um fo weniger ift der Schluß 
ertlärlic, daß deöhalb der Tod des Kindes in utero anzunehmen, weil fi bei diefem 
Kinde eine fo häufig vorfommende und fo felten tödtende Blutfongeftion im Gehirn 
gefunden bat, bei Ubmefenbeit aller anderen Zeichen, die für einen Tod im Mutter- 
leibe fpreben. Handelte e8 fi blo8 um das phyſiologiſche Leben, fo würde eher 
mit Wabrfceinlichfeit anzunehmen fein, daß dad Kind im Augenblide, ald ed in den 
Eimer ftürzte, »jene für und unerflärliche Reizempfänglichkeit, die wir Leben nennen«, 
befeffen baben, al® daß es todt gemwefen, denn eine foldhe Annahme würde fi inner 
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— der Grenzen der Regel, die bed Gegentheils in den Grenzen der Ausnahmen 
ewegen. 

Ich glaube daher, daß das Weiteſte, wohin man nach der negativen Rich · 
tung in Bezug auf das Leben des Kindes gelangen kann, in der von mir gewählten 
SFaflung liegt: 

»daß ſich durch nichts bemeifen läßt, daf in dem Augenblid, in welchem 
eine verbrecherifche oder fahrläffige Handlung gegen das Leben des Uäzat- 
fen Kindes ihren Anfang genommen; daftelbe noch wirklich gelebt babe 
(im phyſiologiſchen Sinne').« 


1) Bergleihe über die hier angeregten ragen die newefte Erörterung in ber Fr für ge 
richtliche und öffentliche Medizin (Eadper-Horn) Neue Folge Bb. IV. €. 89 ff., auch ©. 145 ff. 


ur fchre von der Srageftellung. Zwei Fälle 
der Urkundenfälfchung,. 


[2 


1. Da Gefhworenen find zwei fragen wegen fälfchliher Ausſtellung von 
en auf Waaren und Gebrauch derfelben, alfo wegen Urkundenfälſchung, 
geitellt. 
Sie haben in beiden Fällen dad Schuldig ausgefprochen, jedoch hinzugefügt, 
in dem erften alle: 
»aber es iſt nicht erwiefen, daß die Angeklagte den bei den Akten befind- 
lichen Zettel felbft gefälfcht hat«, 

und in dem zweiten Falle: 
— iſt nicht erwieſen, daß ſie den u. ſ. w. Zettel ſelbſt geſchrie— 
ben bat.« 

Der Staatdanmwalt beantragte die Zurüdjendung der Gefchworenen, meil 
die Verdikte in ficy widerjprechend feien. Der Gerichtshof lehnte dies ab, ba die 
Verdikte deutlich und volljtändig fein, indem erfichtlich fei, welche Umftände erwiefen, 
und melche nicht für erwiefen zu erachten. Er ſprach bierauf die Angeklagte frei, 
weil da8 wefentlihe Merkmal des 6. 247. des Strafgeſetzbuchs, daß die Angeklagte 
die Verfälfhung oder fälfchliche Anfertigung der Urkunden bewirkt babe, fehle, der 
Thatbeftand des $. 249. aber nicht feftgeftellt fei. 


Auf die Nichtigkeitöbefchwerde de8 Staatdanwalts hat dad Ober. Tribunal 
am 6. November 1865 wider Sernahle (Mr. 1001. 1.) vernichtet, und an daß 
Schwurgericht zurüdgemiefen. 


Gründe 


Der Ausfpruch der Gefhmworenen muß bei beiden fragen als unvollftändig 
betrachtet werden. 

Die fragen waren nad) * 247. des Strafgeſetzbuchs in Bezug auf daß 
Verbrechen der Fälfhung reſp. Verfälſchung einer Urkunde geſtellt. Die Geſchwore— 
nen haben die Schuld bejaht, jedoch mit dem Zuſatz ıc. 

Diefer re ift aber einer verichiedenen Deutung fähig. Derfelbe fann in 
der Weife aufgefaßt werden, daß die Angeklagte bei Anfertigung oder Verfälſchung 
des Schhriftftüdd gar nicht thätig gemefen fei. In diefem Falle hätte dad Nicht. 
fhuldig außgefprochen werden müflen, weil die auf Fälſchung gerichtete Anklage ganz 
weggefallen wäre. jener Zufap läßt aber auch die Deutung zu, daß die Ange» 
klagte zwar ihre phyſiſche Thätigkeit bei Anfertigung des Schriftftüded nit ange- 
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wendet, daß fie jeboch eine andere Perſon gu Faͤlſchung verleitet (Theilnahme nad 
$. 34. Nr. 1. des Strafgeſetzbuchs), oder daß fie einen Anderen als bloße Wert. 
eug zur WUnfertigung benußt habe und felbft als die eigentlihe Thäterin erjcheine. 
En diefer Unterſtellung — für melde der Ausſpruch: »Ja, die Angeklagte ift 
fhuldige, angeführt werden kann — mußte daß Verdikt gleihfalld eine andere Faſ—⸗ 
fung erhalten. Der Antrag ded Staatdanwaltd auf Vervollftändigung ded Aus. 
fpruh8 war daher nad Art. 97. des Gefeged vom 3. Mai 1852 — 
vergl. die früheren Entſcheidungen des Ober-Tribunald im Archiv Bd. VIII. ©. 95, 
50, Bb. XII. ©. 628). 

Someit die Entfheidung. Wir haben Bedenken dagegen. Es fragt fid, 
welche andere Faſſung das Verdikt der Geſchworenen hätte erhalten können, wenn e8 
ſich forreft innerhalb der Vorſchrift des Art. 80. des Gefeged vom 3. Mai 1852: 

die Gefhworenen find befugt, eine jede frage theilmeife zu bejaben und 

theilmeife zu verneinen, 
hätte halten wollen. Sobald nämlidy die frage verfchiedene wefentlihe Umftände 
oder Theile des Thatbeftandes enthält, fo müflen die Gefchworenen nad diefer Bor- 
fchrift nothwendig das Schuldig ausſprechen, wenn fie einzelne Theile für erwieſen, 
andere aber für nicht erwiefen eradhten. Die VBorihrift will nämlid gerade ver- 
meiden, — ſie nicht das Nichtſchuldig ausſprechen, weil ſie nur einen Umſtand für 
nicht erwieſen erachten, und dadurch rechtlich den Erfolg der völligen Nichtſchuld für 
eingetreten erachten. Dieſe Beurtheilung ſoll ihnen eben bei dem einmal beſtehenden 
Prinzip der Sonderung von That- und Rechtsfrage nicht zufteben; fie dürfen alſo 
dad Nihtihuldig nur mit Verneinung aller mejentliben Theile der frage aus— 
fprehen. Dad Gegentbeil, alfo der Ausfprud des Nichtſchuldig in dem vorliegenden 
Falle und unter jenem Prinzip der Sonderung von That» und Rechtsfrage würde 
die Nothwendigkeit einer Motivirung des Verdikts und damit auf einem anderen 
Wege daflelbe Refultat, wie es jept vorliegt, zur Folge haben. Die Geſchworenen 
würden aljo etwa antiworten: 

Nein, die Angeklagte ift nicht ſchuldig, weil zwar die Urkunde falfch war, 

die Angeklagte auch in gewinnfüchtiger Abficht davon Gebraud gemacht, 

die Ungellagte felbft aber diefelbe nicht gefälicht (gefehrieben) bat. 

Will man alfo den vorliegenden Ausſpruch in der That für inkorrekt und 
der nothwendigen Erläuterung nad Art. 97. unterworfen erachten, fo würde man 
wiederum zu demfelben Refultat einer Motivirung ded Verdift3 gelangen. Entweder 
alfo mußten die Gefhworenen eine der beiden Eventualitäten, welche in der, Enticei- 
er des Ober + Tribunald außgedrüdt find, mit in ihrer Antwort ausſprechen, 
alfo jagen: 

»aber es ift nicht erwiefen, daß fie den Se ſelbſt gefälfcht hat, weil 

died bon einem Anderen, wenn aud auf Anftiftung der Angeklagten 

(tejp. als willenloſes Werkzeug derfelben) geſchehen ift, 
oder aber fie wurden nad Art. 97. zurüdgejendet, und erkäuterten nun in einem 
Zuſatz ihr Verdikt in diefer Weife. Der — a ln war aber dann in feiner 
anderen Lage, als in welcher er fich, gegenüber dem jeht vorliegenden Verdikte, be 
findet. Denn die Anklage, welche ausdrüdlich behauptet hatte, daß die Angeklagte 
die Zettel ſelbſt gefälfcht oder verfälfht babe, und welche feinerlei Andeutung dar- 
über enthielt, daß eime jener Eventualitäten der Theilnahme ober der mittelbaren 
Thäterſchaft dur ein willenloſes Werkzeug vorliege, war fonad durch das vorlie- 
gende Verdikt erſchöpft. Es trat nun der von und oft bereitß herborgebobene Mangel 
wieder re Tage, daß e3 fi im Grunde genommen bier um eine weitere und zwar 
eventuelle Frageftellung in dem Falle handelt, wenn fi die Veranlaffung oder fogar 
die Nothwendigkeit dazu erfi aus dem Verdikte der Gefhmworenen ergiebt, 
indem ſich weder in der Anklage noch aud in ber ſchwurgerichtlichen Verhandlung 
eine Andeutung dafür findet, aljo weder der Staatdanwalt zu einem rechtzeitigen 
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Antrage dazu, noch aud der Gerichtähof von Amtswegen fih zu einer foldyen fo- 
fortigen eventuellen Frageſtellung fogleih mit der Hauptfrage veranlaßt fieht. 

Es ift nämlid, wie in der Abhandlung Bd. X. ©. 233 F. nachgewieſen 
ift, durdy die bißherigen Entiheidungen der Grundſatz ausgeſprochen worden, daß die 
Stellung nadträglider, auch blo8 eventueller fragen nad Berlefung des Verdikts 
durch den Vorfteher der Geſchworenen, ſoweit diefed Verdikt nicht einer Bemänge- 
lung im Sinne ded Art, 97. des Se vom 3. Mai 1852 unterliegt, unzuläffe 
ift, daß aud aus demjelben Grunde 
weil er lediglih an die Stelle folder eventueller Fragen tritt, nad jenem Zeitpunft 
unzuläffig if, derjelbe möge nun von dem Staatdanwalt ‚beantragt oder vom Ge- 
tichtöhofe von Amtswegen beſchloſſen fein. Der Antrag auf eventuelle Fragen refp. 
ftatt deren auf den Vorbehalt weiterer Verfolgung oder der Beſchluß ded Gerichts. 
bofe8 in Drau auf beide muß alfo vor jeder Uebergabe der Fragen an die Gefchmo- 
tenen, jedenfalld aber vor der Verlefung des Verdikts durch den Vorfteher erfolgen 
(vergl. auch Bd. VIII. ©, 250). Diefer Grundjag ift aber mit einem Falle, wie 
der vorliegende, wo erjt dad Verdikt unerwarteter Weile die Veranlaſſung zu even- 
tuellen en tefp. zu dem Vorbehalt weiterer Verfolgung ergiebt, unvereinbar, 
und er führt, um den Sonflift zu vermeiden, zu der faft unausführbaren Maafregel, 
daß in allen fällen, in denen die Unklage und die demgemäß geftellte Frage nad 
irgend einer denkbaren Richtung bin zugleid einen anderen darin enthaltenen jtraf- 
baren Thatbeftand, und zwar für den Kal theilweifer Verneinung andeuten, fofort 
eventuelle fragen oder Vorbehalte nach allen diefen Richtungen bin geftellt werden 
müßten. Zu welder Verwirrung ein ſolches Spitem, namentlih für die Geſchwo— 
renen führen müßte, liegt auf der Hand. 

Hierin liegt alſo lediglih aud die Löſung des vorliegenden Falles. Dad 
Verdift war nad ynferer Auffaffung forreit, bedurfte alſo nicht der Erläuterung 
oder Verbeſſerung im Sinne des Art. 97., und gab alfo auch nicht erſt auf diefem 
Wege die Befugniß zu neuen eventuellen fragen, abgefehen davon, daß das Bedenk⸗ 
liche derfelben immer aud darin beftand, daß ein anderer Thäter indicirt, aber nicht 
mit angeklagt war, fofern man von dem Thatbeftande des $. 249. des Strafgefeg- 
buch8 abfiebt. Trotz des unzweifelhaften Willens der Gefhmorenen, daß die Ange— 
klagte ded angeklagten Verbrechens nicht ſchuldig fei, ift fomit diefelbe nach unferer 
Auffaffung allein duch den Formalismus des Verfahrens ihre Rechtes auf defini« 
tive Freiſprechung von diejer Anklage verluftig geworden. 


1. Die Unklage behauptet die Fälſchung von 25 Wechfeln durch die An- 
geklagte, Ehefrau Klapczynska, auf den Namen ihres Ehemanned. Diefelben find alle 
auf J Ordre des Mitangeklagten Götz ausgeſtellt, und mit deſſen Giro in Um— 
lauf geſehzt. 

14 Ka der Anklage wendete fi die Klapczynska an den Göß mit dem Ber- 
langen, ihr Geld zu verichaffen; derſelbe foll ihr zu diefem Behuf Wechfelformulare, 
welche von ihm bereitd außgefüllt waren, gebracht, und fie aufgefordert haben, den 
Namen ihre Ehemanned darunter zu fegen. Nachdem fie died gethan, übergab fie 
die MWechfel dem Götz, welcher ihr demnächit die gelöfte Daluta bradte. So wurde 
der Verkehr fortgejegt ; die fällig werdenden Wechfel wurden durch neue, in gleicher 
Weiſe gefertigte und in Umlauf gefegte eingelöſt. Gög brachte jedeömal eine min- 
dere Valuta, ald auf welde der Werhfel lautete, und es ift anzunehmen, daf er bei 
dem Verkauf einen Vortheil für fi gehabt hat; außerdem erhielt er von der Klap- 
czhnska eine Belohnung für den 8* 

In dieſem Sachverhältniſſe ſteht nun die Anklage: 

D 25 vberſchiedene Wechſelfälſchungen Seitens der Klapczhnska; 

2) Theilnahme daran Seitens des Götz dadurch, daß er derſelben Anleitung 
gegeben, und ihr — durch Darreichung der ausgefüllten Formulare — Hülfe dabei 
geleiſtet, außerdem 


er bloße Vorbehalt anderweiter Verfolgung, 
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3) Das felbfiftändige Verbrechen des $. 249. Seitens Götz durd den Um- 
fag der Wechſel. Be 

R dieſer Urt iſt die Anklage gegen Beide von dem Anklageſenat erkannt. 

emgemäß wurden den Geſchworenen folgende Fragen vorgelegt: 

1) ob die Klapcezynska ſchuldig, die näher bezeichneten 25 mit dem Namen 
ihres Ehemanned unterzeichneten Wechſel in der Abficht, fih Gewinn 
ji verſchaffen, fälfhlih angefertigt und von diefen Wechfeln zum Imede 

er Täujhung Gebrauch gemacht zu haben? 

2) ob der u 3 huldig, der Thäterin der zu 1. gedachten That zu deren 
Begehung Anleitung gegeben, ihr auch in den Handlungen, welche die 
—* erbereitet und erleichtert haben, wiſſentlich Hülfe geleiſtet zu 
aben? 

3) ob der Götz ſchuldig, von den in der Frage zu 1. erwähnten fälſchlich 
angefertigten Wechſeln, wiſſend, daß ſie falſch waren, in der Abſicht 
any gemacht zu haben, fib und Anderen Gewinn zu ber- 
haften? 

Die Gefhworenen haben diefe fragen bejaht, und die Klapczhnska ift darauf 
wegen wiederholter Urkundenfälſchung aus SS. 247. 251. Nr. 5., der Götz aber 
a) dedgleihen wegen wiederholter Urfundenfälihung aus 68. 249. und 251. Nr. 5. 
und b) wegen Theilnahme an folden aus $. 34. Nr. 2. verurtheilt. 

Die Klapczynska hat ſich bei dem Erfenntniffe beruhigt. Der Götz dagegen 
behauptet in feiner Nichtigkeitäbefchwerde Gefepeßverlegung, meil er unzuläffigerweife 
wegen derfelben Handlungen ſowohl als Thäter, wie auch ald Theilnehmer verur- 
theilt worden fei, obwohl beide Begriffe ſich rechtlich ausſchließen. Die beiden Fra— 
gen 2. und 3, hätten daber nicht fumulativ, vielmehr hätte zuerft die frage 2, wegen 
“ — und erſt für den Fall der Verneinung die frage 3. geſtellt mwer- 

en follen. 

Folgt man nun, was diefe Beſchwerde betrifft, dem in der Anklage angege- 
benen obigen Sadhverhältniffe, welches durch die fhmurgerichtlihe Verhandlung eine 
mwefentlihe Menderung nicht erfahren hat — indem e3 fid in biefer Verhandlung 
bauptfählihd nur darum handelte, ob die MWechfel ohne die ausdrückliche oder aud) 
nur vermutbete Genehmigung des Ehemannes Klapczhnski audgeftellt feien, und ob 
aud dem Göß die mangelnde Genehmigung bekannt geweſen ſei, — fo konnte «8 
ſich rechtlih nur fragen, ob Götz Mittbäter, oder ob er nur Theilnehmer an dem 
Verbrechen ber Wechſelfälſchung gemwefen fei? 

Kür die Mittbäterihart läßt fib anführen, daß allerdingd die fälfchliche 
Unterfhrift unter einer auf den Namen eined Dritten audgeftellten Urkunde das 
Haupterforderniß einer Urkundenfälfhung ift, da die Urkunde erft dadurch die äußer- 
lich civilrechtlich verpflichtende Kraft, melde bie Bälfaung bezwedt, erhält. Jene 
Unterſchrift ift aber bei allen Wechſeln nit von dem Götz, fondern bon der Ktlap- 
czundfa gefertigt. Andererſeits ift dagegen die Unterfärift für fih allein völlig be- 
deutungsloß, wenn fie fi nicht auf irgend eine fchriftlihe Erklärung, alfo auf den 
eigentlihen Inhalt der Urkunde bezieht, und diefer war bier von dem Götz durch 
Ausfüllung der en gefertigt"). Götz bat alfo dadurd, ſowie durch 
den Umfag der Wechſel, wie wir meiter unten nachweifen werden, an den Haupt- 
bandlungen ded Verbrechens theilgenommen, ja die legte — den Umſatz — allein 
borgenommen, und er würde alfo als Mitthäter zu erachten fein, menn ander? feine 
Abfiht niht nur dahin gegangen wäre, allein das Verbrechen ber ro ring zu 
unterftügen. Dem widerſpricht aber fein fonftige8 Verhalten ; er bat die Wechjel auf 
feine eigene Ordre geichrieben, er bat offenbar au für ſich felbft Vortheile aus dem 
Verbrechen gefucht und erhalten. Faßt man alfo die Handlungen Beider ald eine 
im Komplott verübte Fälſchung auf, fo würde diefe erft durch den Umſaz vollendet, 


I) Bergl. dagegen Bb, I. ©. 264 ad IL und X. ©, 4l. 
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und von einer Spaltung der Gefammthandlungen in eine Theilmahme des Götz an 
der Fälſchung der Klapczhnska und in ein felbitftändiges Verbrechen des F. 249. 
durd den Umſaß der von der legteren gefälſchten Wechſel fonnte feine Rede fein. 

Verneint man dagegen die Mitthäterfchaft des Götz, weil man troß des Be- 
weifed feiner oben gedachten Handlungen doch nur den Dolus des bloßen Tbeil- 
nehmerd für erwieſen uud die erlangten Vortheile mur ald zufällige, bei Gelegenheit 
feiner Theilmahmebandlungen erlangte betrachtet, jo würde allerdingd der Umftand, 
daß er Hauptbandlungen felbft verubte, vejp. mitverübte, dem Begriff der Theilnahme 
nicht entgegenfteben, meil da& Ober. Tribunal in Bezug auf die bekannte diesfällige 
Streitfrage angenommen bat, daß der Theilnehmer duch die Berübung der Haupt- 
handlung allein nicht aufhört, Theilnehmer zu fein, wenn dennoch feine Abſicht nur 
auf Unterftügung eined fremden Verbrechens gerichtet war (Archiv VIII, 129, 131, 
xl. 379, XIL 507). Allein eben darum konnte auch bier von jener Spaltung feiner 
—** in eine Theilnahme und eine individuelle Thäterſchaft ebenſo wenig die 

ede fein. 

Das Verbrechen der Urkundenfälihung fordert nad & 247. de8 Strafgefeh- 
buch8 zwei Haupthandlungen: a) die Fälſchung oder Berfälihung der Urkunde, b) den 
Gebrauch der —— Urkunde zum Zwecke der Täuſchung. 

Das Verbredyen des $, 249. fordert allein den Gebraud einer, don einem 
Anderen gefälichten Urkunde mit der Kenntniß diefer Fälſchung. 

Hat aljo der diefes lepteren Verbrechens befchuldigte Thäter felbit in irgend 
einer Weife an der im $. 247. gedachten Fälſchung theilgenommen — fei es al 
Mitthäter oder ald Theilnehmer — ſo geht fein Reat allein in denjenigen des $. 247, 
auf, und von dem Verbrechen des $. 249, kann daneben feine Rede fein. 

Das bier vorliegende Verbreihen wurde alfo nah $. 247, erit durch den Ge- 
brauch der falfhen Wechfel zum Zwecke der Täufhung vollendet. 

Die Anklage ging nun aber — fo läßt fih dad Sachverhältniß nad) ihrem 
Inhalt und nad dem durch die Verdikte gewonnenen Refultat nur auffallen — da- 
von aus, daß dad Verbrechen der Klapczynska durd die Fertigung der Wechſel und 
durch deren Uebergabe an Götz ald Memittenten vollendet worden fei. Dies ift aber 
ein Rechtbirrthum. Die Uebergabe der falfhen Urkunde an den Mitthäter oder 
Theilnehmer an der Fälſchung kann felbftverftändlich miemald der im $. 247. gefor- 
derte »Gebraucd der Urkunde zum Zwecke der Täufhung« fein; jener fann nicht 
getäufcht werden und follte nicht getäufcht werben (vergl. den Rechtsfall Bd. VII. 
©. 75), und zum Ueberfluffe bat da8 Ober» Tribunal das Unbeftimmte ded Aus. 
druded »Gebrauch«, der zu manden irrthümlichen Auslegungen Beranlaflung gege- 
ben bat, in der Entfheidung vom 12, Dezember 1855 (Bd. IV. ©. 213) dabin 
figirt, daß darunter nur ein unmittelbarer Gebraud) demjenigen gegemüber, welcher 
getäufcht werden follte, zu verſtehen fei. 

Alfo erft der von dem Götz bewirkte Umfag der Wechſel an Dritte vollen- 
dete daß Verbrechen beider. Wäre diefer Umfag aber, wie irrthümlid angenommen 
ift, ein felbjtftändiged Verbrechen des Göp, jo war damit zugleid ausgeſprochen, daß 
dad Verbrechen der Klapezpndfa bis zu diefem Umfag nur eine verjuchte Urkunden. 
fälfhung geblieben fei, und daf dann der Empfang der Valuta Seitens der Klap- 
czynska aus diefem. Umſatz etwa eine Hehlerei in Bezug auf jene angeblich felbit- 
ftändige Verbrechen des Götz aus $. 249. des Strafgeſetzbuchs geweſen fein würbe. 
Sie iſt aber dennod gen wegen vollendeter Urkundenfälihung geftraft. 

Hält man dies Alles set, Io ift es far, daß bier wiederum einer jener zahl 
reichen Falle er mo durch die formen des Verfahrend rechtsirrthümliche Auffaf- 
fungen des Gerichtshofes und ihre oft fo verhängnißpollen Folgen für die Ungeking- 
ten gedeckt, alſo der Abhülfe durch die gemöhnlichen Inſtanzen entzagen werden. Der 
Rechtsirrthum des Anklageſenats ift an fi der Anfechtung nicht unterworfen; denn 
gegen den Beſchluß des Anklageftandes iſt kein Rechtsmittel geftattet. Die Anklage 
muß ſich aber innerhalb der Grenzen jenes Beſchluſſes halten, und der Schwur- 
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gerichtshof endlich bat die Anklage zu erledigen. Erkennt er den Rechtsirrthum, fo 
bat er allerdings die Mittel in der Hand, theild durch Spezialifirung der fragen, 
theil3 dur Zufag- oder durch eventuelle Fragen die Sade in ihrer wahren Ge- 
ftaltung für feine Entſcheidung vorzubereiten. Erkennt er aber den Rectsirrtbum 
nicht, ergreift er deshalb diefe Mittel nicht, fo wird die Sache für die höhere Inſtanz 
unangreitfbar, und der allfeitige Irrthum wird damit rechtskräftig. Dies ift bier der 
Fall. Die Frageftellung hätte, — wenn anders unfere Ausführung eine richtige ift —- 
eine ganz andere fein müflen, wenn fie dem wirklichen Rechtsberhältniß hätte entfprechen 
und daflelbe fo zur Feſtſtellung durch die Geſchworenen bringen wollen. Jedenfalls 
lag bier recht eigentlih der Fall vor, wo die Spezialifitung am Orte, ja, wo fie 
unumgänglid nothwendig war. In dieſer Beziehung bätte alfo mindeften®: 

in der frage 1. gefaat werden müflen, worin der »Gebrauch der Wechſel 
zum Smed der Täufhunge Seitens der Klapczpndta beftanden habe; 

2) in der frage 2, hätten die Handlungen der Theilnahme des Göß genannt 
werden müfjen; endlich 

3) hätte in der frage 3. dad Sachverhältniß näher bezeichnet werden müſſen, 
um den Zufammenbang der Handlung mit dem Thatbeftande der fragen 1. und 2, 
erfennbarer 'r machen. 

Died war die mindefte Forderung. Ihre Erfüllung würde in der Nichtig- 
feitdinftanz dad Mittel. gegeben haben, der wahren Sadjlage gemäß menigftend dem 
Götz gegenüber, welcher allein diefe Inſtanz betreten hatte, zu erkennen. 

Glücklicherweiſe ift gegen beide Angeklagte nur auf den niedrigften Grad einer 
Wechſelfälſchung aus $. 251. des Strafgefegbuhß erkannt ($. 56. Abſ. 2.), obwohl 
deren 25 vorgelegen haben, und gegen Göß fogar da8 doppelte Verbrechen der Theil 
nahme und der ibfftändigen Faͤlſchung aus $. 249, erkannt ift. 

Aus diefem Grunde hat dad Ober - Tribunal die Beſchwerde des Götz al8 
ſachlich ohne Einfluß durd Urtel vom 5. Januar 1866 (Nr. 43. 1.) zurüdgemiefen. 


7° 


Die unrichtige Führung oder Fälſchung der eige- 
nen Handlungsbüder, außer dem Salle des 
Bankerutts, als Urkundenfälfchung. 


Nach der Feſtſtellung des erſten Richters hat der Angeklagte, ein Kaufmann, eine 
Zahlung von 1255 Rthlrn., die er als Kaufpreis für angekaufte Hölzer zu entrich- 
ten batte, dem Verkäufer nicht geleiftet, diefe Zahlung aber gleichwohl als geſchehen 
in feine Handlungbücher eingetragen, in diefelben daber willentlich einen falfhen VBer- 
merk gemacht; er bat fodann in dem Prozefje des Verkäuferd gegen ihn diefen Ver— 
merk in feinen Handlungsbühern als ein nad dem Handelögefegbub wirkſames 
Bemweidmittel produzirt, alfo den erfennenden Richter dadurh in Irrthum zu ver- 
ſetzen geſucht. 

Auf Grund dieſer — iſt der Angeklagte vom erſten Richter wegen 
verſuchten Betruges aus $. 241. des Strafgeſetzbuchs verurtheilt. 

Auf die Appellation des Angeklagten hat der Appellationsrichter das erſte 
Erkenntniß vernichtet, und zwar wegen Inkompetenz des erkennenden Kreisgerichts, 
indem er ausführt, daß die Handlungsbücher nach Art. 34. ff. des Handelsgeſetz- 
buchs Urkunden ſeien, die Handlung des Angeklagten alſo alle Merkmale einer zur 
Kompetenz des Schwurgerichts gehörigen Urkundenfälſchung nad $. 247. des Straf- 
geſetzbuchs an ſich trage. 

Auf die Nichtigkeitsbeſchwerde des Ober-Staatdanwaltd hat das Ober⸗-Tri— 
bunal am 8. Dezember 1865 wider Priewe (Mr. 1122, 1.) vernichtet, und die 
Sache in die zweite Inſtanz zurückgewieſen. 

Die Gründe diefer Entfcheidung beſchränken ſich ausfcließlih auf die Form- 
frage, und zwar auf die Wiederholung des oftmald von dem Ober-Tribunal außge- 
fprochenen Grundſatzes über die reformatio in palus in Bezug auf die Kompetenz, 
indem es unzuläffig fei, auf die alleinige Appellation des Angeklagten denfelben vor 
ein Strafgeriht höherer Gattung mit der Befugniß,- denfelben wegen eined Ver— 
brechend zu ftrafen, zu verweilen (vergl. Bd. VII. ©. 689, Bd. VII. ©. 314. 810, 
Bd. XIII. ©. 205). 

Hiernach ift die Rechtsfrage über die Urkundenfälfhung durch unrichtige 
Führung. der eigenen Handelsbücher nicht zur Entſcheidung de3 Ober-Tribunald ge- 
langt. Da fie indeß zum erjtenmal in unferer Rectfprehung überhaupt angeregt 
ift, der Ober Staatdanwalt diefelbe auch einer ausführlichen Erörterung in * 
Nichtigkeitsbeſchwerde unterzogen hat, ſo wird es am Orte ſein, ſie mit wenigen 
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Worten ind Auge zu faffen, zumal feit der Emanation unſeres Strafgefeßbudß ein 
neued Handelsrecht in Kraft getreten ift. 

Der erfte Entwurf des Strafgeſetzbuchs hatte da8 Verbrechen des » Betru- 
ged.« nad verfchiedenen Richtungen, unter anderen durch »Fälſchunga, unter dieſer 
aud die Fälſchung von Privaturkunden. Nur die Fälfhung Öffentlicher Urkun— 
den bildete das beſonders qualifizirte Verbrechen der Urkundenfälſchung, getrennt vom 
Betruge. Unter jenem Betruge durh Fälſchung ftand dann zuerit auch die Fäl— 
{hung von Handlungdbücern, und zwar deähalb, weil fie in der Handelswelt öffent- 
u haben (Entwurf von 1829 Abſchnitt XI. $. 94. Motive IV. 


Die Entwürfe von 1830, 1833, 1836 trennten die Fälſchung ganz vom Be- 
truge; während aber derjenige von 1830 die Fälfhung der Handlungsbücher ledig- 
lich ald Form des betrüglihen Bankerutts abndete ($. 434. Nr. 3.), erklärten bie 
Entwürfe von 1833 und 1836 diefelbe wiederum ald Urkundenfälfbung, und zwar 
ausdrücklich als qualifizirte neben derjenigen der Säufhung öffentlicher Urkunden 
(1833 $. 494. 1836 $. 618.), außerdem aber aud, mie in dem Entwurf von 1830, 
ald form des betrüglihen Banterutt3 (tefp. $S. 526. und 650.). 

Ueberall war auch bier die Rüdfiht auf den öffentlihen Glauben dad Motiv 
der Strafbarfeit und zwar ber qualifizirten (Motive von 1833 ©. 332, 345). 

Daß nun jene doppelte Erwähnung der Fälſchung der Handlungsbücer 
außerhalb des Bankerutts und in demfelben nicht etwa dort nur bie Fälſchung durch 
Dritte und bier erft durch dem Eigner felbft betreffen follte, ergeben die Verhandlun⸗ 

en der Immediat⸗Kommiſſion von 1843, deren Entwurf leichfalls beide Fälle hatte. 

er Staatdrath monirte biergegen, daß die Fälſchung der eigenen Handelsbücher 
nicht als Fälſchung, alfo auch nicht ala Fälſchung öffentliher Urkunden, jondern 
nur ald Betrug angefehen werden fünne. Die Jmmediat-Kommiffion beſchloß darauf, 
da nun auch die Fälſchung durch Dritte nicht als öffentliche, fondern nur als Fäi— 
fhung von Privat + Urkunden zu behandeln fei (Werhandlungen der mmediat-Kom- 
miffion von 1843 11. ©. 402. 522). 

Demgemäß enthielt der Entwurf von 1843 im $. 450. sub Wr. 13. ald 
qualifizirten Betrug »die umrichtige Führung der eigenen Handelöbücer« ; und der 
oben ausgeſprochenen Intention gemäß follte fodann der $. 462. dieſes Entwurfs 
über bie Fälfhung von Privat - Urkunden auch diejenige der Fälſchung der Hand- 
lungsbücher durch Dritte mitenthalten. Außerdem enthielt der Entwurf im $. 481. 
beim betrüglihen Bankerutt die »SFälfhung der eigenen Handlungsbücher« als be- 
fondere form. 

So lauteten auch die Entwürfe von 1845 ($. 282. Nr. 3. und $. 308, 
Mr. 4.) und von 1847 ($. 295. Nr. 1. und 3 324. Nr. 4). Der ftändifhe Aus. 
ſchuß genehmigte died. Der Entwurf von 1850 hat aber jene Beftimmung über die 
unrichtige Führung der eigenen Handelsbücher in der Vorfchrift über den qualifizir- 
ten Betrug geftriben, indem — wie e3 in den Motiven beißt — der Tall haupt. 
fählid für den Banferutt von Intereſſe fei, bier aber feine Berüdfihtigung finde, 
wie denn died auch im $. 259. Nr. 4. ded Strafgeſetzbuchs gefchehen ift. 

Man bat fonad übereinftimmend feit dem Entwurf von 1843, alfo auf 
Grund der Erinnerung des Staatdrathd, die unrichtige — u. ſ. w. der eige⸗ 
nen Handelsbücher nur als Betrug und nicht als Urkundenfälſchung angeſehen. 

Nach der Lage unſerer Geſetzgebung iſt dermalen eine andere Auffaſſung auch 
unſtatthaft. 

Es handelt ſich nämlich hier um die ſogenannte intellektuelle Fälſchung, deren 
Charakter wir nun einmal feſthalten müſſen, weil er in unſerem Strafgeſetzbuche auf 
dad Beſtimmteſte außgedrüdt ift, und deren Name eine volltommen richtige Bezeich- 
nung der Sache enthält, fo ſehr wir auch in beiderlei Beziehung getabelt worden find‘), 


1) Vergl. Abegg Bo. VI. ©. 38 ff. Orxtloff Bd. XII. ©. 792 ff. 
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Sie bezieht fi alfo, im Gegenfah zu der materiellen Fälſchung, auf den Inhalt der 
Urkunde, dad Zeugniß über die Thatfache, welches diefelbe enthalten foll, von Seiten 
de3 wahren Ausſtellers der Urkunde felbit, indem er den inhalt fälfchlidh darin aus- 
drüdt. Es ift aber nachgewiefen, daß man diefe intelleftuelle Urfundenfälfbung als 
folbe nur in Beziehung auf öffentlihe Urkunden hat anerkennen wollen, indem nur 
die 68. 323. 325. die Austellung folder öffentlihen Urkunden mit unrichtigem In- 
balt gegen die Beamten, und der $. 252. nur die durb Täufhung de8 Beamten 
durd eine Privatperfon bewirkte Außftellung folder öffentlihen Urkunden ftrafen. 
Obwohl daher die Franzöſiſche Jurisprudenz, aus welcher diefe Unterfcheidung zwi- 
ſchen materieller und intelleftueller Fälſchung bei und entlehnt ift, die legtere auch 
bei Privar-Urkunden annimmt, und namentlich dabin aud den Fall der unridhtigen 
Führung der Handeläbücher zählt"), fo ift doch darüber fein Zweifel mehr und auch 
ausdrüdlih dom Ober-Tribunal erfannt worden, daß unjer Strafgeſetzbuch jene in- 
telleftuelle Fälſchung von Drivat-Urkunden als Urkundenfälfbung nicht anerkennt’). 
Es findet ſich jedoch eine Ausnahme in diefer Hinficht, welche anſcheinend 
mweifel erregen fünnte. Der $. 257, ftraft nämlidy unter dem Titel der Urkunden- 
faͤlſchung die erg eined wahrheitswidrigen Zeugnifles von Seiten einer Me- 
dizinalperfon über den Gefundbeitäzuftand eine Menihen zum Gebraub von Be- 
börden u. f. w., nacgebildet dem Art. 160. des Code penal, Diefe Vorſchrift 
gründet fi darauf, daß folden Atteften der Medizinalperfonen in der Regel bedingt 
ein öffentlicher Glaube beizumohnen pflegt, daß fie jedenfalld als ein Befcheinigungs- 
mittel zu dienen pflegen. 
In noch höherem Grabe findet daffelbe aber bei den Handlungsbüchern ftatt. 
AL Ausnahme der für Privatſchriften geltenden Regel, daß dieſelben zu Gunften 
des Außitellerd felbft feinen Beweis liefern, bat man gemeinrechtlid den Sanbdel8.- 
büchern eine Swifcenftellung zwiſchen den öffentlichen und den Brivat- Urkunden in 
fofern angemiejen, als fie pro scribente und unter Umftänden fogar inter tertios 
einen Beweis liefern, über deſſen volle refp. nur theilweife Kraft indef Streit ift. 
Nach unferem Eivilreht ($$. 163. 165. 168. Tit, 10. Th. I. der Allg. Gerichts. 
Ordnung $$. 569. 575. Tb. I. Tit. 8. des Allg. Landrechts) hatten fie unter 
Kaufleuten vollen, gegen Nichtkaufleute halben Beweis, nad dem Handeldgefegbuch 
nunmebr unter —— einen unvollſtändigen, indeß durch den Eid erfüllbaren 
Beweis (Art. 34.), unter Nichtkaufleuten eine, andere Beweismittel unterftügende 
Bemweiskraft (Art. 8. des Einführungdgefeßed zum Handelsgeſetzbuch). Zur Siche- 
rung dieſer Beweiskraft follen die Vorichriften über die Buchführung dienen, deren 
Befolgung zwar allerdings einer öffentlihen Ueberwahung nicht unterliegt, deren 
a une dagegen für ben Fall des Konkurſes ftrafrechtlihe Folgen nach 
ch ziebt. 

Man würde aljo einen Anhalt dafür haben, in gleicher MWeife, wie in Betreff 
jener im $. 257. gedachten Attefte der Medizinalperfonen, aud außerhalb des Ban- 
ferutt3 die, wenn aud nur unvolltommene Beweidtraft der Handelsbücher durd eine 
ähnliche Strafvorfhrift gegen deren fogenannte intelleltuelle Fälſchung, alfo durch 
den Eigner felbft zu ſichern. An einer folden Vorſchrift fehlt e8 aber, und die 
Lücke fann aus den oben angeführten Gründen durd die Rechtſprechung nicht er- 
gänzt werden, weil eben die ganze Theorie jener intellektuellen Fälſchung nur in 

ezug auf öffentliche Urkunden, Bücher, Regifter u. |. m. beftebt, in diefem Sinne 
aber jene Beweiskraft — felbft wenn fie, wie der Urt. 37. ded Handelsgeſetzbuchs 
andeutet, eine gewiſſe Gemeinfhaft mit Underen zur Folge bat — nicht ausreicht, 
um den Handelsbüchern den in beftimmtefter Weife bei und bezeichneten Charakter 
Öffentlicher oder denjelben in Bezug auf dad Strafrecht gleichgeitellter Urkunden 
(Wechſel und Verfügungen von Todeöwegen, $. 251. des Strafgeſetzbuchs) beizulegen. 


1) Chauveau-Heölie II. p. 122. 123. Dalloz de faux p. 384. 
2) Bd. III. ©, 784, 787, ®b. V. ©. 273. 
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Hiernach ift die Lage der Sache bei und die, daß die unrichtige Führung 
oder die Verfälihung der eigenen Handelsbücher des folventen Kaufmannd und die 
Produktion derfelben zum Zwecke des fälihlihen Beweiſes nur ald Betrug geahndet 
werden fann, daß dagegen der Gejammtheit der Gläubiger des infolventen Kauf. 
manns gegenüber die gedachte Fälſchung den Thatbeftand des betrüglichen Bankerutts 
bildet. Die Fälſchung durd Dritte unterliegt. den gewöhnlichen Vorſchriften der 
Fälſchung von Privat-Urkunden. 

Von den Deutfhen Strafgefegbüchern ftrafen die fälſchlichen Eintragungen 
in die eigenen Sandelöbücher oder die Verfälſchung derfelben durch den Eigner felbft 
da3 Badiſche $. 433. und dad Sächſiſche Urt. 311. ald Urkundenfälfhung, das 
Heſſiſche Urt. 397. Nr. 3., dad Naſſauiſche Art. 391. Nr. 3. und dad Baheriſche 
Art. 316. Nr. 3. als qualifizirten Betrug, alſo auch auferbalb des Bankerutts, 
überall en des Mißbrauchs der öffentlichen Beweiskraft (vergl. hierüber die Mo- 
tive zum Bremifhen Entwurf II. ©. 305). 


Meber die Berechtigung refp. Verpflichtung des 
Strafridters, auf Erlegung des Werthes des 
Ronfiskats zu erkennen. 


In den Abhandlungen Bd. V. ©. 166 ff. und Bd. IX. ©. 730 ff. iſt eine auß- 
führliche Darftellung der Lehre der Konfiötation überhaupt, fowie nad den neueren 
Strafgefegbüdhern, indbefondere aud nad dem Preußiſchen Strafgeſetzbuch gegeben. 

Es ift darin nachgewiefen, wie ſich diefe Lehre aus den verfchiedenen Funda⸗ 
menten, welche dieſes Strafübel im Römiſchen Rechte hatten entftehen laffen, berauß- 
gebildet und zu einer befonderen einheitlichen, als ſolche ausſchließlich dem Strafurtheil 
anbeimfallenden Strafandrohung, und zwar ald Nebenftrafe neben der Hauptitrafe 
beftimmter Delikte umgeitaltet bat. 

Mir glauben, für den vorliegenden Zweck darauf, insbefondere in Bezug auf 
die Lage ei Etrafgefepgebung neben unferem Civilrecht, bermeifen zu dürfen, um 
daran bier die — anzufnüpfen: 

ob der Strafrichter, welcher über die zugleih mit Konfiäfation bedrohte 
ftrafbare Handlung ertennt, neben der Konfikation auch von vornherein 
oder doch eventuell auf Erlegung des Werthes des Konfiskats zu erfen- 
nen berechtigt reſp. verpflichtet fei? 

Wir glauben diefe Frage als allgemeinen Grundfaß verneinen zu müffen. 

Die allgemeine Vorſchrift des F. 19. des Strafgeſetzbuchs ($. 333. Nr. 3.) 
droht die Konfiskation einzelner »Gegenftände« an, und zwar: 

a) der scelere quaesita, der durch das Verbrechen berborgebradhten Gegen⸗ 

ftände, 

b) der Mittel und Werkzeuge zur Begehung der That. 

Alfo im Allgemeinen bezieht fich die Konfiäfation nur auf eine Spezies be- 
fonderer relativ bezeichneter Sachen, wie died aud die Anwendung des Grundfages 
in — im Geſetzbuche ausdrücklich genannten Fällen ergiebt ($$. 151. 277. 340, 
345. 348.). Eine Ausnahme in diefer Hinfiht enthalten nur die 99. 309— 313, 
bei der Beſtechung. Sie nennen nämlich zwar die bier angeordnete Nebenftrafe nicht 
Konfidfation, fondern »Herausgabe an den Fiskus« oder »Zuſprechen an den Fiskus«, 
und das offizielle Regifter hat daher diefe Fälle auch nicht unter die »Rubrif« von 
der Konfitation aufgenommen; es fann indeß einem Bedenken nicht unterliegen, daß 
der. Strafgrund nur diefe Konfißfation fein kann. Das Objekt ift bier der zum 
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weck der Beftehung gegebene Lohn, die Geſchenke oder andere Vortheile, mie jene 
x 309 — 313. fagen. Hier aber verftebt es fih von felbft, daß dabei nicht immer 
an eine Spezied individueller Sachen, fondern aud und wohl vorzugsweiſe an Geld 
und andere Zumendungen oder Begünftigungen gedacht werden kann. 

Alfo mit Ausnahme diefer Fälle handelt es fih um Saden, die als ſolche 
in einer unmittelbaren Verbindung mit dem Verbrechen felbft fteben, die corpora 
delieti oder die Erzeugniffe der verbrecerifhen Thätigkeit find, oder an denen der 
Makel der Hülfe, die fie dem Verbrecher geleiftet baben, unmittelbar baftet, endlich 
foldye, bei denen auch nur die Gefahr des Mißbrauchs im öffentlichen Intereſſe, alfo 
aus polizeilihen Gründen, die Unterdrüdung gebietet. 

Man kann alfo die Vorfchrift, daß der Richter auf dieſe Konfidfation zu 
erfennen babe, nur ausſchließlich auf diefe Gegenftände bezichen. Daß ihr Werth 
von vornherein Gegenftand ſeines Konfiskations-Urtels fein könne, ift nicht wohl 
a Streitiger würde freilid die Frage wegen des eventuell feftzufegenden Wer⸗ 
thes jein. 

Es handelt fih um die rechtliche Auffaffung dieſes Werthes ald Aequivalent 
der nicht vorhandenen zu fonfißzirenden oder fonfigzirten Sache. Bor dem Straf. 
richter läßt er fi nur aus dem Gefichtäpunfte einer Geldftrafe betrachten, und nur 
in dem civilrechtlichen Verhältniß des Forderungdrechted des Fiskus zu dem Berur- 
theilten ift er da3 Mequivalent der zuerfannten Sade. 

Nah den beftimmten Vorfchriften des Römifhen Rechte ging das Eigen» 
thum bed Konfiskats, fomweit died in einer Spezied von Sachen beftand, F jure 
mit dem Augenblick des verübten Verbrechens auf den Fiskus über. Beſonders war 
dies bei den commissis (den Waaren bei der Zolldefraude) der Fall. Die Geltend- 
macung erfolgte daber lediglih auf Grund dieſes im Gefeße ausgeſprochenen Eigen- 
thums · Titel3 vor dem Cibilrichter. Möchte alfo auch die Wirkung diefed Rechts— 
grundfages für den Eigentbümer der Sache, alfo für den Thäter der mit folder 

olge verknüpften Handlung den Charakter eined Strafübeld baben, fo war doch 
iefer Charakter jedenfall® formell nicht vorhanden , weil der Strafrichter ihn nicht 
durch fein Strafurtheil anerkannt, alfo die Strafe nicht aufgefprocden hatte. 

Nah gemeinem Recht, insbefondere nad der Auslegung, welche die Karolina 
in diefer Sinficht gefunden bat, ift jene Selbftfolge des Verbrechens, alfo jener Ueber- 
gang ded Konfiskats ipso jure in Deutfchland nicht anerfannt, in fofern nicht die 
Reichsgeſetze in einzelnen Fällen, inäbefondere in Betreff der commissa, eine folche 
ausdrüdlihe Anerkennung enthalten. Nur in Betreff der scelere quaesita, Deren 
Verfallen im Römifchen Rechte gleihfalld auf einem befonderen Eiviltitel beruht, ift 
die frage ftreitig geblieben. 

Immer aber fcheint fich die Cage der Sache dur die neueren Strafgefeh- 
bücher in fofern geändert zu baben, als fie die Konfiskation durchweg, wie oben er- 
wähnt, ausdrüdlid als eine Kriminalftrafe qualifizirt haben, alfo als ein Uebel, 
welches ausdrücklich nur dur den Strafrichter audgefprohen werden fann, deſſen 
Geltendmachung alfo ohne fein Strafurtel unzuläffig ift. Iſt aber ein ſolches Straf. 
urtel vorhanden, fo hing die Frage, ob dad Forderungsrecht des Fiskus auf das 
Konfiskat erft im Augenblid der Nechtäfraft dieſes Urtels entfteht, oder ob in diefem 
Urtel nur feine formelle Betätigung, in diefem Falle alfo mit zurüderftredender 
Kraft bis zum Augenblid dei verübten Verbrechens, liegt, davon ab, ob daneben das 
Civilrecht des Landes jenen Grundſatz de3 Verfalls ipso jure enthält? 

In diefer Beziehung baben wir in der citirten er Bd. IX, 
©. 736 ff. die eigentbümlihe Cage unferer Gefepgebung im Hinblick auf den $. 364. 
Tit. 9. Th. L, die $$. 285. 297. Tit. 20. Tb. 1. des Allg. Landrechts, auf die 
neben dem Strafgeſeßbuch fortbeftehenden Steueraefeße in Betreff ber commissa, 
und endlih auf den $. 20. Abfas 2. des Strafgeſetzbuchs aefchildert, und auszu— 
führen geſucht, daß man durch diefen $. 20. m. den Grundſatz jened Verfalls ipso 
jure vermöge der Verübung des Verbrechend bat anerkennen wollen, ihn jedoch nicht 
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ausgeſprochen bat, daß eim folder Ausſpruch fih nur in den Steuergefegen — aber 
nur mit der Beſchränkung des Eigenthumsrechts vom Augenblid der erfolgten Be- 
Ihlagnabme an ($. 22. des Zollitrafgefeßed vom 23. Januar 1838), alfo auch nur, 
wenn diefe erfolgt war, — im Uebrigen aber nirgends in unferen Eivilgefegen auß- 
geſprochen findet. 

Gebt man num auc bei und davon aus, daß in ber That der — 20. des 
Strafgeſetzbuchs nur die Folgerung aus einem, alfo in feiner Exiſtenz ſomit that- 
ſächlich anerkannten Rechtsgründſahe ſei, mie dies auch in dem Urtel vom 5. Juli 
1861 wider Reimer (Archib IX. ©. 743) geſchehen iſt, fo fragt es ſich doch immer, 
welchen Einfluß dies auf den Umfang der Entſcheidung des Strafrichters für den 
Fall hat, daß die zu konfiszirende Sache nicht mehr egifirt, oder doch nicht mehr in 
der Hand des Angeklagten ſich befindet. 

Erhellt dies bereits im Laufe der Unterfuhung, alfo etwa bei der berfuchten 
Beſchlagnahme dur den Richter, fo hat er dennoch in feinem Urtel aus den oben 
angeführten Gründen die Konfisfation auszufprehen, weil, wie erwähnt, nur darin 
die Anerkennung und Beltätigung des Eigenthumdtiteld des Fiskus zur Vindikation 
aus der Hand Dritter oder zur Entfhädigung gegen den Veräußerer liegt. Weiter 
aber als diefe formelle Anerkennung eine ſolchen Titels reicht Die Befugniß des 
Strafrichters nicht. —* Entſchädigung nämlich in der Form der Feſtſezung des 
Werthes entziebt ſich durchweg feiner Kompetenz. 

Die Vorſchrift des $. 6. der Kriminal-Ordnung , daß der Strafrichter bei 
feiner Unterfuhung auch den Zwed nicht außer Acht laflen folle, daß dem Berlegten 
zum Erſatz ſeines Schadens verholfen werde, und die darauf gegründeten 8 68. 
133. Nr. 1. 2. 282. 416. und andere ähnliche Vorſchriften der Kriminal- Ordnun 
beziehen fih nur auf die fonfurrirende Pflicht ded Unterfuhungs-, nicht aber d 
ertennenden Richters, abgefeben davon, daß diefem nad unferen Kompetenzvorſchrif- 
ten und in Ermangelung einer Adbäfion für den Cibilpunkt, in der That die Kom- 
petenz zur Entſcheidung fehlt. Dies ift außführlider Bd. Vll. ©. 347 ff. darge- 
than, und das dort mitgetheilte Urtel vom 4, Februar 1859 wider Lokowandt fpricht 
in dem damaligen falle, wo dad Erfenntnif aufer der Strafe auch über die Er- 
ftattung des Werthes einer geftoblenen Sache gefordert worden war, ausdrüdlid aus, 
daß es bei und an den Voraußfegungen für ein Erfenntniß des Strafrichters auf 
den Mertb- reſp. — — Ganz allgemein aber iſt dieſer Grundſaß in 
dem Urtel vom 24. Oktober 1864 wider Baͤnſch (Ardiv XIII. S. 30) ausgeſprochen. 
Aber felbft wenn Vorausfepungen für ein folched Erfenntnif vorhanden wären, fo 
könnten fie ſich doc felbftverftändlih immer nur auf einen Werth- oder Schaden- 
erfag aus der ftrafbaren Handlung felbit beziehen, alfo auf Vergütigung des Wer- 
thes der geftoblenen Sache, wie in jenem falle, oder auf die Entichädigung auß der 
Körperverlegung, oder wegen Nachdruds (vergl. das Urtel vom 24. Oftober 1864 
Bb. XI. S. 30) u. f.w. Dad Konfiskat repräfentirt aber an fi ſolchen Schaden» 
erfag nicht, fein ftrafrechtliher Titel ift der oben angegebene, im $. 19. des Straf. 
geſezbuchs deutlich audgedrüdte, auf dem öffentlichen ntereffe beruhende. Eben 
darum ift die Konfiskation felbft eine Strafe, und ihr Surrogat, alfo der Werth 
ded Konfiskats, würde folgerichtig denfelben Charakter, damit aljo den einer Geld» 
ftrafe annehmen, für melde wiederum für den Fall ded Unvermögens eine Gefängniß- 
firafe fubftituirt werden müßte. Diefen Sinn drüdt denn aud) der $. 21. ded Boll. 
ftrafgefeges aus, indem er den Richter ermächtigt und verpflichtet, in allen fällen, 
in denen die Konfisfation nicht vollzogen werden kann, ftatt derfelben auf Merth- 
erfag, und wenn diefer nicht zu ermitteln ift, auf Zahlung einer Geldfumme von 
25 bi8 1000 Rthlr. zu erkennen. Died ift aber, mie died bad Dlenarurtel dom 
13, März 1865 wider Boquard (Bd. Xlll. ©. 211) und dad Urtel vom 18. Juni 
1858 (Bd. VII, ©. 550) ausſprechen, eine wirkliche Geldſtrafe. 

Es verfteht fich, daß der Gefichtäpunft derfelbe ift, wenn das Konfiskat erft 
nad dem ergangenen Strafurtel verloren gebt, die Konfiskation alfo thatſächlich nicht 
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vollſtreckt werden kann. Auch für diefen Fall kann aus denfelben Gründen im Vor- 
aus, oder fogar nachträglich nach fruchtlofer Exekution, nicht auf den Wertherſatz 
erfannt werden. . 

Died Alled und der —— daß das durch das Strafurtel begründete 
Forderungsrecht des Fiskus, ſoweit es ſich nicht um die exekutiviſche Wegnahme der 
Sade aus der Hand des Angeklagten durch den Strafrichter, und um ihre Ueber 
lieferung an den Fiskus handelt, gegen Dritte, und ſoweit es den Wertherjag be- 
teifft, gegen den Angeklagten felbft nur im Eivilmege verfolgt werden fann, ergiebt 
fi deutlich aus den civilrechtlichen fragen, welche dabei fonkurriren, und melde dem 
Streit in diefen Fällen recht eigentlih den rein civilrechtlihen Charakter verleiben. 
Dem dritten Erwerber vorerfannter Konfiskation muß nachgewiefen werden, daß 
unfer Eivilveht in der That den Titel des Erwerbs für den Fiskus bis zum Augen- 
blif der verübten That zurüderftrede, wobei nad unferer Jurisprudenz die Ent« 
ſcheidungen des Strafrichterd, foweit fie Died anerkennen, nicht präjudiziren. Außer 
dem handelt «8 fih in allen fällen gegen ben Dritten um feine bona oder mala 
fides im Augenblid de8 Erwerbes. Der Angeklagte felbft aber ift wiederum, die 
Nichtegifteng der Sache möge vor oder nah dem Strafurtheil eingetreten fein, nur 
vermöge des Nachweiſes einer Verfhuldung dabei zum Wertherſaßz verpflichtet; ber 
rein zufällige Untergang in feiner Hand trifft den Fiskus ald Eigentbümer. 

Wir würden daber felbit in dem eigentbümlichen Falle, wenn der Angeklagte 
nur Miteigenthbümer der zu konfißzirenden Sache ift, bei der bisher ausgeführten 
Meinung verbleiben. Der $. 19. führt in dem Sage: »fofern fie dem Thäter oder 
einem Theilnehmer der That gebören«, zu der Konfequenz, daß, wenn der Thäter 
nur Miteigenthümer ift, die Konfistation felbftverftändlic nicht auf die ganze Sache, 
fondern nur auf die dem Thäter daran zuitchenden Rechte erftredt werden fann, und 
daß daber die Nealifirung nicht durch den Strafrichter mittelft FFeftfegung des Wer- 
thes diefer Anrechte erfolgen, fondern dem Fiskus durch Auseinanderfegung mit dem 
Miteigenthümer überlaffen werden fann. 

Wir verweilen in Betreff diefer Erörterungen auf die trefflihe Abhandlung 
bon Heinze Bd. V. ©. 178 ad IV. Auch anderweit ift, bei dem Mangel pofitiver 
Vorſchriften in den Deutſchen Strafgefepbüchern über ein Erfenntnif auf Werth. 
erſatz, daſſelbe auögeführt'). 

Die Frage iſt nun endlich auch in der Redaktion unſeres Strafgeſetzbuchs 
ausdrücklich zur Entſcheidung gebracht. Sie war ſchon vor der Emanation des 
Strafgeſetzbuchs ſtreitig, und eine Kabinet3-Ordre vom 18. April 1846 befahl daher 
die Erörterung bei der damald noch ſchwebenden Redaktion des Strafgeſetzbuchs, der 
frage nämlich: 

ob, wenn die Konfistation einer Sache nicht vollzogen werden kann, ald- 
unter allen Umftänden auf die Erlegung ihres Werthes zu erfen- 
nen fei? 

Diefe Frage wurde verneint, weil zu einer Verfhärfung der vorhandenen 
Strafbeftimmungen in diefer Art feine Weranlafung vorliege. Die Verpflichtung der 
Beamten bringe es mit fib , die Eonfiözirenden Gegenftände fofort in Beſchlag zu 
nehmen. Daß die Beſchlagnahme dennoch unterbleiben werde, fei nicht zu befürdy- 
ten, fo wenig wie die Entziebung durch den Kontravenienten nad erfolgter Befclag- 
nahme. Sei dies lehtere dennoch der all, fo ftehe dem Fiskus ohnedied die Ent- 
ange 20er zu”). 

baefeben von den bereits erwähnten Vorfchriften der Steuergefeße entbält 
daher unfer Strafrecht keine Beſtimmung über ein Erfenntnig auf Wertherfag ded 





1) Motive zum Bremifhen Entwurf I, ©. 248, Dallmann, Kommentar zum Baheriſchen 
Strafgefehbud in „die Gefepgebung des Königreihd Bayern“ Th. IN, Bd. IV. S. 190 ff. Stenglein 
Kommentar deBal. I. ©. 459, 


2) Verhandlungen der Immediat ⸗Kommiſſion 1843 I. S. 232, 233. 
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Konfiskats in den $S- 19. 151. 277. 340. 345. 348. des Strafgeſetzbuchs. Nur 
in den 58. 309— 313. ift jedesmal gefagt, es folle bei der Beftehung »auf Scrauß- 
gabe (oder Zuſprechen) ded Empfangenen , oder des Werthes defielben« 
oder »der Gefhenke, oder des Werthes derfelben« an den Fibkus erkannt 
werden. Dieje Ausnahme bat einen leicht erflärlihen Grund. Bei der Beftehung 
bandelt es fich nämlidy in der überwiegenden Mehrzahl der Fälle um Geld oder fon- 
flige Zuwendungen oder Bortheile, die, weil fie eben nicht individuelle, als ſolche zu 
fonfißzirende Sachen find, wie fie der $. 19. nach unferer obigen Bemerkung augen 
ſcheinlich vorausſetzt, auch nicht mit dem Urtel oder gar ſchon vor demfelben auf den 
Fiskus übergehen können. Das Strafurtel fann daher in foweit dem Fiskus nur ein 
Forderungsrecht auf Leiftung in Gelbe geben, und fein Betrag muß deshalb im Urtel 
feftgeftellt werden, zumal die »Mortbeile« in der Regel einer Schägung bedürfen, 
welche deshalb dur den Strafrichter feftgefegt werden muß, meil ſonſt leiht ein 
faßbares Objekt gar nicht vorhanden fein würde, auf welches die Vollftredung ge- 
richtet werden könnte. Gerade diefe Ausnahme der außdrüdlichen Beftimmung in den 
6%. 309— 313. beftärkt die von und behauptete Regel in den übrigen fällen '). 

Dad Ober-Tribunal hat jedod in dem weiter unten zu $. 19. des Straf. 
geſetzbuchs von und mitgetbeilten Urtel vom 13. Dezember 1865 wider Schmidt den 
entgegengefegten Grundfag ausgeſprochen, obwohl der Fall kein Steuergefeg, fondern 
eine rein polizeiliche Konfidfation betrifft. 


1) Temme Gloſſen S. 83 und Lehrbuch S. 453 verneint gleichfalls daß Erkenntni auf 
Wertherſah. 


Beſchlußfaſſungen der Gefhworenen im 
Geridtsfaal. 


Nach der in den Urt. 89. 90. und 97. des Gefeped vom 3. Mai 1852 gegebenen 
Vorſchriften follen die Gefhmworenen ihre Befchlüffe über die Verdikte, fowie in den 
Fällen, wo diefelben von dem Schwurgerichtähofe »nicht regelmäßig in der form, 
oder in der Sache undeutlih, unvollftändig ober fich widerfprechend« befunden 
worden find, in ihrem Berathungszimmer und zwar in ftrengem Verſchluß und unter 
Bewahung gegen jeden Zutritt dritter Perfonen faflen. 

Bekanntlich weicht diefed in Syranfreih und Deutſchland mehrentheild vorge 
ſchriebene Syſtem von der Engliſchen Praxis ab, weiche ben Geſchworenen geftattet, 
fih fofort nad der Charge ded vorfigenden Nichterd mit gebämpfter Stimme im 
Gerichtsſaal zu berathen, ſich damit über ihren Wahrfpruc zu einigen und fofort 
ihr Verdikt zu verfündigen, ohne ſich alfo in dad Berathungszimmer zurüdgezogen 
zu haben, wenn fie died nicht für nöthig hielten. Nur wenn fie ſich nicht in Diefer 
Meife einigen können, ziehen fie fi zurüd. 

Es fcheint, ald ob unfere Praxis jene firengeren Vorſchriften dur die Er- 
fahrung ald zu mweit gehend und als unnöthige Erfchwerungen ded Verfahrend bes 
trachte, denn ed liegen zahlreiche Fälle vor, in denen unmefentlihe Aenderungen der 
Verdikte oder Zufäge zu denjelben, die der Regel ded oben gedachten Art. 97. gemäß 
gleihfalld nach erfolgter Zurüdziehfung von den Geſchworenen in ihrem Berathungd- 
zimmer hätten bewirkt werden müffen, von ihnen auf die Erinnerung des Vorfigen- 
den über den Mangel fofort im Gerichtöfaal getroffen worden find. Dad Verfahren 
ift vom Ober-Tribunal in feinen Entiheidungen meiſtens gebilligt worden, in mehre- 
ren jedoch nicht. Wir ftellen diefe Fälle aufammen. 

2 In dem Falle ded Urtels vom 1. Auguft 1855, Ardiv Bd. 3. S. 664 
ftand in dem Verdikt ftatt des Saped: „mit allen in der Frage enthaltenen Um— 
ſtänden⸗ der davon verjdiedene Sag: »mit allen in der Anklage enthaltenen Um- 
ftänden.e Auf die Erinnerung des Vorfigenden hierüber änderte der Morfteher ber 
Gefchworenen, ohne deren Widerfprud, da8 Wort »UAnklage« in »Frage.« 

2) an den en der Urtel vom 13. Februar 1857 (Bd. V. ©. 245), vom 
18. September 1857 (Bd. V. ©. 831) und vom 10. Juni 1 (Bb. All. ©. 531) 
fehlte der Satz »mit allen in der frage enthaltenen Umftänden« ganz, oder e8 war 
wenigſtens die Stimmenzahl dabei nicht angegeben. Der Mangel wurde von dem 
Vorſteher fofort ergänzt, und zwar entweder »unter Zuftimmung« ber Geſchworenen 
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mit der Erklärung, daß die Berathung und Beichlußfaffung der Geſchworenen fich 
auch hierauf bezogen habe, oder fogar mit der ausdrüdlihen Erklärung ſämmtlicher 
Geſchworenen felbft, daß dem fo fei. 

3) g" den Fällen der Urtel vom 4. September 1857 (Archiv V. ©. 832) 
und dom 10, März 1859 wider Kraufe und Günther (Nr. 104. II.) feblte bei der 
Verneinung der mildernden Umftände die Angabe der Stimmenzahl, und diefe wurde 
bon dem Vorſteher jofort auf die diesfällige Frage des Vorfigenden, in Gegenwart 
der übrigen Gefchworenen, ergänzt. 

In allen diefen Fällen hat da8 Ober-Tribunal die behauptete Verlegung der 
im Eingange bezeichneten Vorfchriften verneint, weil e8 einer neuen Beratbung der 
Geſchworenen nicht bedutft habe, deren Zujtimmung oder ihre ausdrüdliche Erklä- 
rung über die ftattgefundene Beſchlußfaſſung (in den Fällen zu 2.), oder die, Erflä- 
rung ded BVorftehers darüber in Gegenwart und ohne Widerfpruc der übrigen Ge— 
ſchworenen (in den Fällen zu 1. und 3.) auch eine genügende Sicherheit für Die 
Annahme der bereit3 ftattgefundenen Beſchlußfaſſung — 

Den bisherigen Entſcheidungen ſtehen aber die nachfolgenden beiden ent- 


egen. 

* 1) In dem falle des Urtels vom 25. Februar 1857 (Ardiv V. ©. 245) 
wurde vernichtet, obwohl aud hier der Vorfteber unter ftillfhweigendem Einver- 
ſtändniß der übrigen Geſchworenen verfichert batte, daß der fehlende, von ibm er- 
gänzte Zufag »mit allen in der frage enthaltenen Umftäinden« von den Gefhmwore- 
nen beratben und bejaht worden fe. Denn einmal babe dies ganze Verfahren in 
Abweſenheit des Angeklagten und wie erbelle, feined Vertheidigers ftattgefunden, und 
Zufäge zu fchriftlichen Verdikten ſeien nur unter ausdrüdlider und durh das 
Protokoll fonftatirter Zuftimmung der Gefhworenen zuläffig, fofern es fih nicht 
offenbar um unmefentlihe Schreibfehler handle, 

2) In dem falle des Urtels vom 19. Mai 1864 (Archiv XIL ©. 531) war 
nun diefe ausdrüdlihe und zu Protokoll regiftrirte Erklärung der Geſchworenen über 
die erfolgte Berathung und Bejahung aud der erfchwerenden Umſtände zwar bor« 
handen, dennoch wurde die Ergänzung des Verdikts hiernach durch den Vorfteher 
für unjtatthaft erklärt und dad Verfahren vernichtet. Denn die Ergänzung fei unter 
Verlegung der wejentlihen Vorſchrift des Art. 97. in fofern zu Stande gefommen, 
als die Geſchworenen nicht veranlaft worden find, fih zum Smwede der erforderten 
Vervollftändigung in ihr Berathungszimmer engen und dort dem gerügten 
Mangel abzubelfen, inden nad) dieler Gefegesftelle, fowie nad Art. 90. 93. und 96. 
a. a. D. die ganze Thätigfeit der Geſchworenen bei Findung und Aufzeihnung ihres 
Wahrſpruchs im Geheimen ftattfinden folle, um jede äußere Einwirkung fern zu bal« 
ten, jo daf es nicht zuläffig war, wie gefcheben, die einzelnen Geſchworenen in öffent- 
licher Sipung über den Umfang und die Bedeutung der bon ihnen beſchloſſenen Er- 
Härung zu befragen und die Einftimmigfeit der legteren durch das Protokoll zu fon- 
ſtatiren. Der Vorfteher der Geſchworenen felber, welcher allein berufen fei, deren 
Abſtimmung zu leiten und feftzuftellen, fei nad Art. 96. verbunden, nur innerhalb 
des Berathungszimmerd etwaige Zuſätze und Berichtigungen des Wahrfpruches durch 
feine Unterfchrift zu bewirken und zu konſtatiren. Vorliegend fehle es aber gänzlich 
an der dur die Unterjchrift des Vorſtehers nothwendig zu beglaubigenden Ergän- 
zung des urfprüngliden Wahrfpruches, dieſe legtere müſſe daher aus mehrfachen 
Gründen für nichtig erachtet werden; auch könnte diefe formelle Nichtigkeit durch das 
im Audienz + Drotofoll konftatirte Einverftindnif des Staatdanwalt3 und des Ber- 
theidigerd mit dem eingeſchlagenen Verfahren nicht gededt werden, da «8 ſich bier um 
eine wefentlihe Vorfchrift ded Verfahrens handele, welche im Intereſſe der öffent» 
lihen Ordnung beachtet werden müßte. 

in einem neueften Falle nun, in welchem wiederum auf Beftagen des Vor- 
figenden bie Heſchworenen erklärt hatten, daß ihre Berathung ſich auch auf die 
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erſchwerenden Umſtände bezogen und ſie die Schuld des Angeklagten mit allen dieſen 

Umſtänden einſtimmig angenommen hätten, iſt die Frage über die Zuläffigleit der 

Ergänzung des Spruches in folder Art im dem Berathungszimmer auf die Nichtig- 

feitöbejhwerde ded Angeklagten zur Löſung des Konflittd in den Entſcheidungen beir 

der Übtheilungen des Strafienatd an dad Plenum defjelben gewieſen. 

ausfüh Wir fiellen die Gründe zufammen, welde die Verneinung diefer Frage 
übren. 

Die Beftimmung des Art. 97., daß die Verbefferung eined Spruches, welcher 
nicht regelmäßig in der form, oder in der Sache undeutlih, unvolljtändig oder 
widerſprechend ift, in dem Berathungszimmer der Gefchworenen dur deren Zurüds 
fendung dahin erfolgen folle, ijt ein Ausflug und eine notbiwendige Konſequenz ber 
in den Art. 89. und W. daf. enthaltenen Vorſchriften, welde darauf berechnet find, 
bie volljtändigjte Gewähr für die Ungejtörtbeit und Unbefangenbeit der Berathungen 
der an zu leiften, von diejen Berathungen jede nachtheilige Einwirkung 
fern zu halten und felbjt auch durch das Saframentelle der formen, nad dem Bei- 
fpiele anderer Gefeggebungen, denen unfer gerichtliches Verfahren hierin nachgebildet 
it, in ben Gefchworenen das Bemußtfein der Bedeutjamfeit und Heiligkeit des ihnen 
auferlegten Amtes zu weden und rege zu erhalten. 

Die Geihworenen müffen ſich, um ihren MWahrfprud zu finden, in dad für 
fie beftimmre Berathungszimmer begeben. Hier muß ibre Berathung und Abjtim« 
mung, fowie die Niederihreibung und Unterzeichnung ihred Ausſpruches jtattfinden. 
Sie dürfen dad Berathungszimmer nicht verlaffen, bevor fie ihren Ausſpruch be- 
fhhloffen haben; kein Dritter darf es betreten; die Eingänge deſſelben müſſen auf 
Anordnung des Vorfigenden bewacht werden. Diefe Vorſchriften find für mwefent- 
liche zu erachten. 

Zwar beftimmt der $. 122, der Verordnung vom 3. Januar 1849, daß 
aud die Richter, um dad Urtheil zu füllen, fich in das Berathungszimmer zurüd- 
ziehen follen, während Theorie und Praxis bierin eine weſentliche Vorſchrift nicht 
erkennen, und die Bedeutung derielben einfach darin ſetzen, daß die Berathungen der 
Richter der fonftigen Deffentlichkeit ded Verfahrens fich entziehen follen, fo daß $. 122, 
nicht3 Andered belagty ald was die entiprehende Beftimmung der Franzöſiſchen Strafe 
progeß- Ordnung (Art. 369. Code d’instr. crim.) mit den orten: 


Les juges delibereront et opineront a voix basse, ils pourront, ä 
cet eflet, se retirer dans la chambre du conseil. 


Es bedarf jedoch Feiner weiteren Ausführung, welde ganz andere und be 
deutungsbollere Nüdfichten denjenigen Vorſchriften zu Grunde liegen, deren Beftim- 
mung ift, die Ausübung des den Gefchmorenen vorübergehend anvertrauten Richter 
amtes vor den gefährdenden Einflüffen zu wahren, denen diefelben nad der Eigen- 
thümlichkeit ihrer Lebensſtellung ausgeſeht fein können. 

Sind aber jene Vorſchriften der ihnen innewohnenden Bedeutung nah für 
wejentlihe zu halten, jo muß diefer Charakter fih auch der nicht bloß auf denjelben 
Gründen beruhenden, fondern mit jenen identiſchen Vorſchrift des Art. 97. mit- 
theilen, daß die Gefhmworenen aud dann, wenn über den Sinn ihre Ausfpruced 
Zweifel entſtehen, deren Löſung felbftredend ihnen obliegt, zu letzterem Zwecke fich 
ebenfalld in ihr Berathungszimmer begeben follen, 

Daß die Geſchworenen aud in diefem Falle einen wefentlichen Akt ihrer 
Berufsthätigkeit ausüben, fann einem Zweifel nicht unterliegen. 

Es wird vorausgeſetzt, daß der von ihnen abgegebene Außfpruc dunkel, un- 
bollftändig, oder in ſich mwiderfprechend if. Um dem abzubelfen, follen fie darüber 
berathen, bejchließen und fi ausſprechen, welches der wahre Sinn ihred Spruches 
ift, wie weit derſelbe ſich erſtreckt, welche von zwei fich widerſprechenden MWillens- 
Außerungen die von ihnen gemeinte ift. Auch für diefe Berathung und auch für die 
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Konftatirung ihre Reſultates müffen die von Art. 89. an gegebenen Vorfchriften 
in ihrem ganzen Umfange gelten. 

Mir fehr nun aud anzuerkennen ift, daß den den Mangel verneinenden Ent- 
fheidungen durchweg daß durch die individuellen Umftände der einzelnen Fälle moti- 
virte Beftreben zu Örunde liegt, Die Intereſſen der NRechtöpflege nicht unnöthiger 
Meife einem leeren Formalismus zum Opfer zu bringen, jo möchte doch eine nähere 
Erwägung ergeben, daß in dieſem Beftreben zu meit gegangen und der gefeßliche 
Grundjag in nicht zuläffiger Art befhränft und abgeſchwächt worden ift. 

Zunächſt berührt es die eigentlihe Streitfrage nicht, wenn fortwährend auf 
da8 ftärkite die erfolgte ausdrüdlide oder unzmeifelhafte Zuſtimmung der übrigen 
Geſchworenen zu der durch den Vorfteher in der Sitzung vorgenommenen Ergänzung 
des Wahrſpruches betont wird, ba es fich von felbit veritebt, daß von einer einfeitig 
und ohne Zuftimmung der Geſchworenen durch den Vorfteher bewirkten Veränderung 
nicht die Rede fein fann. 

Menn gelagt wird, daß der Art. 97, da feine Anwendung finde, wo zu 
einer nochmaligen Berathung der Gefhmorenen überhaupt fein Gegenitand vorhan— 
den fei, jo kann zugegeben werden, daß dies vielleicht gilt, wo e8 fih nur um Die 
Verbeilerung eined dem Vorſteher beim Niederfchreiben mwiderfahrenen, die Antwort 
ihrem weſentlichen Inhalte nad nicht verdunfelnden oder verftümmelnden Screib- 
feblerd handelt, wie in dem Falle des Erkenntniſſes vom 10. Juli 1855, wo dem 
Morte »Anklage« daB Mort »Frage« fubjtituirt wurde, obwohl aud bier der 
Rath, ed mit ſolchen Schreibfehlern nicht zu leicht zu nehmen, nicht zu verſchmähen 
fein dürfte. 

Dagegen darf man nicht meiter geben und eine Beratbung und Beihluß- 
faflung der Gefchworenen in der gefeglih vorgefchriebenen Form um deömwillen für 
zwedlod und ohne Gegenftand erklären, weil der Gegenftand, worüber fich diefelbe 
erftreden fol, bereit3 vorher in einer anderen form erledigt if. Daß ift gerade die 
Frage, ob es zuläfjig fei, die im Geſetze vorgefchriebene Form, in der die Berathung 
vor ſich geben foll, durdy eine andere, dem sa unbekannte, zu erfegen, und es 
ift eine petitio prineipii, wenn in den Gründen des Erfenntniffed vom 13. Februar 
1857 gejagt wird, daß dad Verfahren, den Sinn eined Wahrſpruches durch eine 
unter Zuſtimmung der übrigen Gefchworenen von dem Vorfteher in dem Audienz - 
faale abgegebene Erklärung zu erläutern, in den Gefegen nicht mit der Nichtigkeit 
bedroht ke Wenn dad —*— für ſolche Erläuterung den im Art. 97. angezeigten 
Weg vorſchreibt, und wenn dieſe Vorſchrift für eine weſentliche zu halten, — 
alſo bei Strafe der Nichtigkeit zu beobachten iſt, fo folgt daraus, daß jeder andere 
Weg bei Strafe der Nichtigkeit unterfagt ift. 

Es erweift ſich alfo als nicht ftihhaltig, wenn in Fällen, wie die hier be» 
ſprochenen, der Gegenftand für eine nochmalige Berathung und Beſchlußfaſſung ber 
Geſchworenen vermißt wird. Der Gegenftand ift vorhanden; er wird nur dur ein 
formlofed Verfahren vorweg befeitigt. 

Sodann ift in Betracht zu ziehen, daß dad Gefeß ebenſo ausdrücklich mie 
die Berathung und Beihlußfaffung der Geſchworenen auch die Niederfhreibung und 
Unterzeichnung ihres Ausſpruches in dad Berathungszimmer vermweift, und daß daher 
dad Argument, es bedürfe bei hinzutretender Zuftimmung der übrigen Gefhworenen 
zu der bon dem Vorſteher abgegebenen Erklärung feiner Berathung mehr, fondern 
nur noch einer Aufzeihbnung, die Sade nicht erfhöpft, da ja auch diefe Aufzeich- 
nung nicht in der Sitzung, fondeın im Berathungdzimmer vorgenommen mer- 


den foll. 

Endlich darf nicht unberüdfichtigt bleiben, daß man ſich felbft in Bezug auf 
die form der durch die Gefhmorenen der in ihrem Namen von dem Vorfteher ab» 
gegebenen Erklärung zu ertheilenden Zuſtimmung (fie pflegt in einer Art von Alkla- 
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mation oder in fillihmeigendem Verhalten zu dem, mas ber Vorfteher fagt, zu be- 
ftehen) auf da8 Gebiet der Willfür verliert. 

Es fcheint hiernach, daß fi in dem bier erörterten Verfahren vorzugsweiſe 
der Gedanke verwirklicht, dak man es in Fällen, die tbatfächlih zu keinem Bedenken 
Anlaß geben, und wo der Mangel, dem abgebolfen werden foll, fo geringfügig er- 
eig „daß man ibn fo zu fagen ftehenden Fußes befeitigen zu fünnen glaubt, mit 

er Beobachtung einer oft jchleppenden und anjdeinend (aber auch nur anfdeinend) 
überflüffigen Form nicht fo genau zu nehmen babe. 

Mie leicht übrigend das einmalige Verlaſſen des richtigen Weged auf weitere 
Abmwege führt, davon liefert der vorliegende Fall in fofern ein Beifpiel, als die Ge- 
ſchworenen neben der Angabe, daß ihre Berathung fi aud über die in der Frage 
enthaltenen Mebenumftände erjtredt babe, in der Formloſigkeit des Verfahrens ſich 
zu der Erflärung haben verleiten laffen: 

daß die Schuld ded Angeklagten mit allen jenen Umftänden einftimmig 
bon den Geichworenen angenommen mworben fei, 
während nad Art. 93. des a vom 3. Mai 1852 außer der Angabe, ob ber 
dem Angeklagten nachtheilige Ausiprud mit mehr als 7 Stimmen, oder nur mit 7 
— gegen 5 beſchloſſen ſei, die Zahl der Stimmen niemald ausgedrückt wer⸗ 
den darf. 

Bei der Verhandlung der Sache äußerte fi der General-Staatdanwalt im 
Weſentlichen in gleihem Sinne und machte zugleich darauf aufmerkjam, daß die für 
die Rheinprobinz ergangene Verordnung vom 31. Dezember 1833 (Gef. - Samml. 
1834 ©. 1 borjchreibe, daß, wenn in der Antwort der Gefhmworenen nit aus- 
drüdlid dad Stimmenverhältniß über die erfchwerenden Umftände angezeigt fei, der 
Präſident ded Aſſiſenhofes fie hierüber zu befragen babe, und daf dies im Protokoll 
zu regiftriren fei. Hier geftatte alfo das Geſetz ausdrüdlih ein ergänzended Verfah⸗ 
ten im Gerichtäfaal und es fei gewiß nicht ohne Bedeutung, daß beim Erlaß ber 
Novellen für die älteren Provinzen, bei denen doch vielfach das Rheiniſche Verfab- 
ren zum Anhalt gedient babe, diefe Vorſchrift nicht wiederholt, vielmehr die allgemein 
ihr widerfprechende Vorſchrift des Art. 97. gegeben fei. 

Dad Plenum de Straffenatd hat indef durch das Erfenntnif vom 22. Ja- 
nuar 1866 wider Lehmann (Nr. 1203. 1.) die Nichtigkeitsbeſchwerde zurückgewieſen, 
und folgended, allerdings fpeziel nur den vorliegenden Fall betreffended Dräjudiz 
eingetragen: ® 

Es begründet feine Nichtigkeit ded Verfahrens nad Art. 97. des Gefeged 
vom 3. Mai 1852, wenn nad Vorlefung des Verdikts durch den Vor— 
ar die Geſchworenen auf Befragen des Gerichtsvorſitzenden einftimmig 
ertlären: 
daß ihre Beratbung fib auch auf die in ber gr e enthaltenen er- 
ſchwerenden Umftände erftredt babe, daß aber die Schuld ded Ange- 
klagten mit diefen erjchwerenden Umjtänden mit mehr ald 7 Stim- 
men angenommen fei, 
und demgemäß die Vervollitändigung des Verdikts durch den Vorſteher 
im GSigungszimmer felbjt, obne dab fih die Gefchworenen in ihr Be- 
rathungdzimmer zurüdgezogen baben, erfolgt ift. 


Gründe 
Allerdings ordnet der Art. 97. ded Geſetzes vom 3. Mai 1852 an: 


daß bebufd der Verbeſſerung eines Ausſpruches, welcher nicht regelmäßig 
in der en oder in der Sache undeutlich, undollftändig oder ſich wider- 
ſprechend ift, die Geſchworenen in ihr Berathungszimmer zurüdgefendet 
werden follen, 


Archive, 1866. fFehruar, 8 
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und ferner verordnet der Art. 91. daſ.: 
daß dad Ergebnif der Abjtimmung über die begleitenden Umstände der 
=. in dem Ausſpruche der Gefhworenen befonderd erwähnt mer- 
en muß. 

Demgemäß ift denn au in der Entſcheidung der zweiten Abtheilung des 
Kriminalſenats des Ober - Tribunal® vom 19. Mai 1864 wider Rehbein außge- 
ſprochen, daß es eine Verlegung der Vorfchrift jenes Art. 97. enthalte, wenn eime 
zufägliche Erklärung zu dem Ausjpruche, wie fie dev Art. 91. fordert, von den Ge» 
Ichmorenen, ohne deren Zurückſendung in dad Beratbungszimmer, im öffentlichen 
Sigungszimmer jelbit abgegeben ift, während andere Entideidungen der eriten Mb- 
theilung darin unter wejentlih gleichen Umſtänden eine folche Verlegung ber- 
neint haben. 

Zur Löfung des demnach vorliegenden Konflikts ift daher die Entſcheidung 
des vorliegenden Falles an die vereinigten Abtbeilungen gewiefen. Diefe baben Die 
Qurüdiweifung der Beſchwerde bejchloffen. 
Zu vertennen ijt es hierbei allerdings nicht, daf ein Ausſpruch der Gefhwo«- 
renen, welcher dem Urt. BI. gemäß dad Refultat der Abjtimmung über die bealei- 
tenden Umſtände nicht entbält, unregelmäßig in der Form ift, daß daber die Befei- 
tigung auc eines folben Mangeld nab Art. 97. in dem Beratbungszimmer durch 
die Geſchworenen erfolgen müßte. Da indeh der Art. 97. nicht in allen Fällen die 
Nichtigkeit de Verfahren androbt, wenn die Verbefjerung des Ausſpruches zwar 
erfolgt, aber nicht in dem Berathungszimmer bewirkt it, jo muß gemäß des Scluf- 
fageö des Art. 108. des Gefeped vom 3. Mai 1852 in jedem einzelnen Falle unter» 
fucht werden, ob die Berabfüumung der vorgeichriebenen Form unter den obwalten- 
den Umſtänden für ein weientliber Mangel zu erachten ſei. Ein folder liegt aber 
in dem bier vorliegenden falle nicht vor. 

Der Zwed der Abſchließung der Gejchworenen zur Berathung ihres Ver- 
difte und demgemäß auch zur Verbeflerung ihres mangelbaft befundenen Verdiktes 
ift, ihre Sicherung vor jedem ftörenden, ibre freie und unbefangene Beſchließung 
bindernden äußeren Einfluffe. Diefe Unbefangenbeit kann auch ſchon durd die bloße 
Anmefenheit dritter Perfonen gefährdet werden, alſo bei der Faſſung eines Beicluf- 
ſes außerhalb ded Berathungdzimmerd im Mudienzfaal und zwar im Yaufe der Ver— 
handlung. Um einen folchen Fall handelt es fi bier aber nit. Die Gefhwore- 
nen baben nicht etwa nach ibrem vorangegangenen Beſchluſſe über die Haupttbat 
nunmehr auch im Audienzſaal ſich über die begleitenden Umſtände geeinigt, und fo- 
dann Diefe ihre Einigung fund gegeben, fie haben vielmehr, und zwar nad dem 
Sinne der Kegijtratur im Drotofolle einftimmig erflärt, daß ihre Beratbung in 
dem Berathungdzimmer ſich auch auf die begleitenden Umftände bezogen babe, und 
daß die Schuld de Angeklagten mit allen diefen Umständen einftimmig von ibnen 
angenommen worden fei. Die Gefhworenen haben demnach nur die Thatſache ver- 
fihert, daß fie diefen Beſchluß wirklich gefaßt bätten, und daß nur feine Reaiftri- 
rung nad Art. 91. auf dem Fragebogen verabjäumt geweſen fei. Der Unterſchied 
zwijchen beiden Fällen liegt auf der Hand. Hier handelte es fi nicht darum, die 
freie Abſtimmung jedes Einzelnen zu fchügen; denn die Abjtimmung batte bereit& 
ftattgefunden, und fie wurde nunmehr nur noch bekundet und dur den NVermerf 
auf dem Fragebogen beglaubigte. Diefe Benlaubigung war ſonach lediglich cine 
äußere Form, deren Erfüllung, eben weil fie ſich auf eine regelrecht zu Stande ge» 
fommene Thatſache — die erfolgte Abftimmung — bezog, für die Gefhworenen 
felbft keinerlei materielle Bedeutung batte; aljo im Sinne des Schlußfaged des 
Art. 108, keine wefentliche Verlegung ded Art. 97. entbielt. 

Mas fodann die Verkündigung durch den Worfteber der Geſchworenen bes 
trifft, fo hatte diefer bei der eriten Verkündigung des Verdikts die im Art, 96. vor- 
gefchriebene Formel: 

»Muf meine Ebre und mein Gewiſſen u. |. w.« 
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nah Inhalt des Audienz-Protofolled ausdrücklich vorangeſchickt. Es ift daher fein 
Mangel, wenn er died nicht auch bei der demnächſtigen nochmaligen Verkündigung 
de3 in der obigen Meije ergänzten Verdiktes gethan bat. Die feierlibe Verſicherung 
in jener formel fol die Gewißheit berftellen, daß der von dem Vorfteher allein ge- 
ſchriebene und unterfchriebene Ausfprub dem Willen und dem Beſchluſſe der Ge- 
ſchworenen gemäß niedergefchrieben und verkündet fei. Hierüber kann aber bei dem 
ergänzten Ausſpruche nad der auddrüdlichen Erklärung ſämmtlicher Geſchworenen 
gar fein Zweifel obwalten. 

Endlich ijt ed zwar richtig, daß fi in dbem auf dem Fragebogen niederge- 
ſchriebenen Ausſpruche eine — findet. Allein fie betrifft den Sah: »mit 
allen in der Frage enthaltenen Umſtänden«; diefer ift dort zweimal gejchrieben, alſo 
demnäcft einmal durchſtrichen. Das Durchſtrichene ift volllommen lesbar; eine Un- 
gewißheit waltet daher nicht ob. 


8* 


Mittbeilungen 


aus ben 


Schwurgerigts - Derhandlungen. 


6. 86. der Verordnung vom 3. Januar 1849, Mängel des Pro— 
tofoll8 über die Bildung des Schmwurgeridhtß bei der Re- 
giftratur über die fpeziellen Ablehnungen. Ausdrücklicher 
Vermerk über dad Schweigen bei der Ziehung. 


&; waren 26 Geſchworene anweſend. Dem Angeklagten ftanden alfo 7 Ablehbnun- 
gen zu. Die Lifte im Protofoll über die Bildung ded Schwurgerichts ergiebt 
nun bei 23 Geſchworenen die beiderfeitigen Erklärungen über die Annahme oder Ab- 
lehnung; es waren alfo noch bei 3 Namen Ablehnungen zuläffig.” Der Angeklagte 
batte bis dahin 6 Ablehnungen erklärt. Angenommen bis infl. Nr. 22, waren von bei- 
den Theilen 11 Gefchworene, fo daß ſich alfo bei Nr. 23. enticheiden mußte, ob 
dieſer Gefhmworene von beiden Theilen angenommen würde; geſchah dies nicht, fo 
mußte alfo mit der ol fortgefabren werden, Nun ftcht bei Nr. 23. unter 
der Rubrik des Staatdanwaltd? »angenommen«, unter der Rubrik des Angeklagten 
aber nicht8, vielmehr befindet fi dabei nur ein Zeichen — (alfo ein Strih),. Der 
bier genannte Geſchworene ift als angenommen betrachtet, bat fungirt, und der auf 
die Kal folgende gedrudte Vermerk des Protofolld enthält die gewöhnliche Be— 
merfung: 
- RER ift mithin durch folgende 12 Geſchworene u. f. m. 
ebildet.« 

Der” Angeflagte behauptet in feiner Beſchwerde, er bätte bei Nr. 23. au8- 
drücklich Ablehnung erklärt. Der unter feiner Rubrik ftehende Strich beziehe fich 
auf die gleihe unmittelbar zuvor von ihm erklärte Ablehnung bei Nr. 22,, foll alfo 
ebendaffelbe wie diefe bedeuten. 

Hiernach fcheint allerdings da8 Protokoll mangelhaft geführt. Die Annahme 
in dem nachfolgenden Urtel, daß jener Strid ein Schweigen des Angeklagten bei 
diefer Ausloofung Nr. 23. bedeuten könne, fheint bedenklich, da ein ſolches Schwei- 
gen pofitiv regiftrirt werden muß, indem es die ftillihweigende Annahme bedeutet. 

Die Beſchwerde ift durch Urtel vom 13. Dezember 1865 wider Sticke 


(Nr. 1. 1.) zurüdgewiefen. 
Gründe. 


Allerdings ift zwar dad Protokoll über die Bildung des Schwurgerichts in 
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demjenigen Theile, welder die Operation der Annahme oder Ablehnung ber Ge- 
ſchworenen fpeziell regiftrirt, und die Refultate derfelben durch die diesfälligen Er- 
flärungen der Parteien erkennbar maden foll, in fofern undeutlich, als in der Rubrik 
»Erilärung ded Angellagten« zu Nr. 23. bei dem Namen ded ausgelooften Geſchwo— 
renen U. fib nur ein Strip befindet. Mllein diefe Undeutlichkeit, melde auch die 
Auslegung zuläßt, daß der Angeklagte bei der Ziehung de Namens dieſes Geſchwo—⸗ 
renen geſchwiegen babe * 3. des F. 86. der Verordnung vom 3. Januar 1849), 
wird dur die fodann folgende Regiltratur des Protokolles, daf nad der vorange- 
gangenen Annahme refp. Ablehnung dad Schwurgeriht durch die nachfolgend genann- 
ten, nicht abaelehnten 12 Gefhmworenen, unter denen fih auch der Name U. befindet, 
gebildet fei, fowie dur den Umftand, daß der Angeklagte darauf weder in der Ver— 
bandlung über die Bildung des Schwurgerihtd, noch auch bei der Hauptverband» 
—X irgend eine Erinnerung hiergegen erhoben bat, mit hinreichender Sicher—⸗ 
eit befeitigt. 


Art. 75. des Gefehed vom 3. Mai 1852. Befinden des Gerichts— 
bofe8 über den Umfang der Beweisaufnahme bei vorhan— 
denem Geftändnif, aber Beftreitung mildernder Umftände. 


Der Angeklagte befennt ſich der 4 zur Anklage geftellten Verbrechen ſchuldig, 
beantragt aber die Annahme mildernder Umftände. Der Staatdanwalt widerſprach, 
und der Gerichtähof befchloß deshalb, mit den Gefchworenen zu verhandeln. Zu 
diefem Behuf ließ er von den vorgefchlagenen Beweifen der Anklage 3 kommiſſariſche 
Zeugenverböre verlefen, und veranlaßte darauf den Spruch der Geſchworenen, welcher 
überall zugleih die mildernden Umſtände verneinte. 

Die Beſchwerde des Angeklagten rügt die —— der Beweisaufnahme 

in der obigen Art, fordert vielmehr die vollſtändige Beweiſsaufnahme, weil nur 
—5 die Beurtheilung der Geſchworenen über die mildernden Umſtände 
möglich ſei. 
Die Beſchwerde ift durch Urtel vom 22. Dezember 1865 wider Dähne 
(Nr. 1268. 1.) zurüdgemwiefen. Denn wenn auch die Ausführung, daß bei dem Be- 
ftreiten der mildernden Umftände eine vollftändige Verhandlung der Sade ftattfinden 
müffe, in dem Urt. 75. Abfak 4. des Geſetzes vom 3. Mai 1852 begründet fei, fo 
fei doch nah Verleſung der kommiſſariſchen Vernehmung der 3 Zeugen regiftrirt, 
daß meitere Anträge auf Bemweißaufnabme nicht mehr geitellt worden; und ed babe 
daher dem Ermeſſen des Gerichtöhofes anbeimgeftellt bleiben müflen, wann die n- 
ftruftion der Sade ald beendigt anzufehen fei. Eine pofitive Grenze fei dafür nicht 
vorgeſchrieben. 


Art. 29. 32. des Gefeped vom 3. Mai 1852. Vertagung nad 
berfündetem Verdikt der Gefhworenen wegen Bemeiß- 
anträge über Thatfahen, melde durch dad Urtel de 
Schwurgerichtshofes allein zu entjheiden find. Epgiftenz 
eines audländifhen Geſetzes als ſolche Thatfrage. 


, Die Ungellagte ift von den Geſchworenen ſchuldig erklärt, in Hamburg al8 

eugin in einer Unterfuchungsfache etwa? Unwahres aus FFabrläffigkeit eidlich ver- 

ichert zu haben. Sie ilt aber von dem Schwurgerichtshof freigeſprochen, weil weder 

befannt noch erwieſen ſei, daß der fahrläffige Meineid nad den in Hamburg gelten- 
den Geſetzen ftrafbar fei. 

Auf die Nichtigkeitöbefhmwerde des Staatsanwalts bat dad Ober - Tribu- 

nal am 14. Dezember 1865 wider Peine (Mr. 356. 11.) vernichtet, und in die In- 

ſtanz zurüdgemwiefen. 
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Gründe 


Der Vorwurf der Verlegung des $. 4. Nr. 3. des Strafgeſetzbuchs, ſowie 
de8 in Hamburg geltenden Strafgefeged würde zwar nicht begründet Kin, denn für 
den Dreußifchen Richter, welcher nur die einheimiſchen Gefege zu kennen brauct, ift 
die Frage. nad dem Dafein und Inhalt des ausländiſchen Strafgefeged eine That- 
frage, und e8 unterliegt daber auch die materielle Löſung diefer frage an fih einem 
Angriffe im Wege der Nichtigkeitäbefjhwerde nicht. 

Dagegen muß der formelle Angriff für begründet erachtet werden, melcher 
daraus entnommen ift, daß der Schwurgerichtähof einem erheblichen Beweismittel 
über dad in Frage kommende audländiihe Recht die Verüdfihtigung verfagt babe. 

Nachdem die Geihmworenen ihr Verdikt abgegeben hatten, war nämlich von 
der Staatsanwaltſchaft der Antrag geftellt, die Sache auf 8 Tage zu vertagen und 
bon dem Obergericht in Hamburg amtliche Auskunft darüber zu erfordern: ob nach 
dortigen Gefegen der fabrläffige Meineid ftrafbar fei? Der Gerichtshof bat diefen 
Antrag abgelehnt, weil der im Art. 32. des Geſetzes vom 3. Mai 1852 vorgefebene 
Fall einer Vertagung nicht vorliege. 

Richtig ift ed nun zwar, daß der in diefer Art gedachte Fall, welcher nur 
die Vertagung zum Zwed der Urtbeildverkündigung vor Augen bat, mörtlid nicht 
vorlag. Allein unverkennbar war die Frage, ob der fabrläffige Meineid nad den 
Hamburgiſchen Strafgefepen jtrafbar fei, für die Anwendung des dieffeitigen Straf- 
geſetzes präjudiziell, alſo nach der diesfälligen Feſtſtellung von rechtlicher Erbeblichfeit. 
Fine gefeglihe Beltimmung, mwonab in Schwurgerichtsſachen nab dem Wabrfpruch 
der Gejchworenen eine Beweißaufnahme über Thatſachen, welche die Gefeganwen- 
dung betreffen, und in foweit lediglich der Beurtheilung des Schwurgerictäbofes 
unterliegen, bejteht nicht, und insbefondere bedingen die Voricriften der 68. 59. und 
122. der Verordnung vom 3. “Januar 1849 eine folde Ausſchließung nicht, auch die 
Natur der Sache fpridt nicht Dafür. Der von dem Staatdanwalt geftellte Ver— 
tagungdantrag fiel daher unter den im -Mrt. 29. des Gefeged vom 3. Mai 1852 
enthaltenen Grundfag, wonad erhebliche Umftände und Beweismittel nicht unberück— 
fihtigt bleiben dürfen. 


Frageftellungen. 


I, Die Nichtigkeitsbeſchwerde behauptet, daß die von den Gefchworenen be- 
jabte frage: 
ob Angeklagter ſchuldig, am — — vor dem Kreißgericht zu O. in der 
rogehlache u. ſ. w, aus Fahrläfſigkeit etwa Unwahres eidlich ver- 
ſichert zu haben, 
der Vorſchrift des Art. 81. des Geſetzes von 1852 nicht entſpreche, indem fie die 
Thatfachen nicht enthalte, welche der Ungeklagten zur Laſt gelegt werden. Auch fei 
die Fahrläſſigkeit zugleich ein Rechtsbegriff, welcher aufgelöft werden müfle. 
Die Beſchwerde ift dur Urtel vom 6. Dezember 1865 wider Buſſelt 
(Nr. 996. 1.) zurüdgemiefen. 
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Gründe 


Die vorliegende Frageſtellung ift vollftändig, entbält alle Vorausfegungen des 
J. 132. des Strafgeſetzbuchs, und erfüllt demnach die Vorſchrift des Art. SI. des 
Gefepes vom 3. Mai 1852, welcher nicht die generiſche Bezeihnung der Straf- 
that, 4. B. Unterſchlagung, Meineid, Faͤlſchung, für genügend betrachtet, ſondern alle 
Thatjachen in die Frage aufgenommen baben will; welche die mejentlichen Merkmale 
der dem Aırgeflagten zur Laſt aelegten ftrafbaren Handlung bilden. Stermit find die- 
jenigen thatſächlichen Beariffsbeftimmungen gemeint, welche daß Strafgefeg auf. 
ftellt, um dieſe oder jene Straftbat ald vorhanden anzunebmen, nit aber wird es 
als notbwendig bezeichnet, Die einzelnen Handlungen im Eonfreten Falle zu fpeziali- 
firen, welche die geſetzlichen Vorausſetzungen einer Straftbat daritellen. In diefem 
Sinne ift der Art. SI. oftmals und namentlich bei den Anklagen wegen Meineides 
in der Rechtſprechung des Ober - Tribunals zur Anwendung gefommen und es ift 
dem richterlihen Ermeſſen überlaffen worden, ob Veranlaflung vorgelegen, die That- 
umftinde de3 einzelnen alles fpeziell im die frage aufzunehmen. Wenn daber der 
ganze Inhalt de8 von der Angeklagten abgeleifteten Eides nicht in die Frage über- 
gegangen iſt, jo liegt bierin fein Verftoß gegen den Art. 81. 

Die allgemeine Faſſung des 6. 132, des Strafgeſetzbuchs: 

Mer aus Fabrläffigkeit in eigenen oder fremden Angelegenbeiten etwas 

Unwahres eidlich erhärtet, 
bezieht ſich zwar auf alle Arten des Meineides, wie fie in den 88. 125. bis 129. 
benannt find, und es könnte ſich fragen, ob nicht der vorliegende Fall eines abge 
teifteten Entfbeidungseides in der jrrageftellung zu erwähnen geweſen wäre. 
Diefes Bedenken erledigt fib aber dadurd, daß nad dem Inhalt der frage und 
mac ihrer Verbindung mit der erjten (von ben Gefchworenen berneinten und einen 
wilfentliben Meineid betreffenden) Frage ein Zweifel darüber nicht entjtehen fonnte, 
daß es fih vom Ausfchwören eines Entſcheidungseides handelte, 

Menn endlich die Beſchwerde behauptet, daf der Umftand der Fahrläſſigkeit 
ein rechtlicher Begriff ſei, und deshalb die Thatfachen, auf welche ſich biejelbe gründe, 
it der Frage hätten bezeichnet werden follen, fo ift diefe Aufitellung nidt eine rich 
tige. Die Frage der Fahrläſſigkeit ift vorwiegend eine thatfüchliche, deren Eitfchei- 
dung den Gefchworenen zuſteht. Diefelbe bat zwar auch eine rechtliche Ceite; ob 
aber eine Auflöfung des Begrifff nab dem vorliegenden Sachverhalt zufolge 
Art. 82. erforderlich ſei, ift dem richterlichen Ermeſſen anbeimgeftellt (Archiv v1. 
©. 235, VM. ©. 593). 


1. Nach der Anklageformel lautet die Beſchuldigung: 


daß der Angeklagte u. f. w., die Arbeiter N. N. wiſſentlich zur eidlichen 
Bekräftigung einer Unwabrbeit zu verleiten verfucht babe. 


Bei der Frageſtellung erinnerte der Staatdanwalt, daß nad diefer Formel 
der Angeklagte nicht zur wiſſentlichen eidlichen Bekräftigung der Unwaährheit zu ver- 
leiten verjucht baben würde. Nach diefer Erinnerung wurde alfo die Frage aus 
$. 130. des Strafgeſetzbuchs dabin neftellt: 

ob Angeklagter jchuldig u. ſ. w. die Arbeiter N. N. zur wiffentlichen 
eidlicben Belräftigung einer Unwabrbeit zu verleiten derlucht babe. 

Auf das bejabende Verditt der Geſchworenen ift der Angeklagte aus $. 130. 
verurtbeilt. 

Auf feine Nichtigkeitäbeihmwerde bat das Ober- Tribunal am 8. Dezember 
an. Hartwig (Nr. 1222, 1.) vernichtet, und an das Schwurgericht zurüd- 
gewieſen. 
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Gründe 


Wenn e8 aud einer Feſtſtellung der ——— der Strafbarkeit des 
Verſuches nach $. 31. des Strafgeſetzbuchs — mie die Beſchwerde behauptet — 
nicht bedurfte, da der Verſuch der Verleitung zum Meineid nach $. 130. ein felbft- 
ftändiges Verbrechen in der Vollendung darftellt, und nicht eine Stufe oder ein Ab- 
Ichnitt der vorbereitenden Handlungen zu einem unbollendeten verbrecherifhen That- 
beftande, fo gehört doc zum Thatbejtande eben jened Verbrechens nah dem Wort- 
laut de8 $. 130. unbedingt, daß der Angeklagte feinerfeits wiffentlich ‚den Ver— 
leitungsberſuch zur Ableitung eines Meineided bei Anderen gemacht habe, wie auch 
die Unklage behauptet bat. Der Antrag ded Staatdanwalt3 zur FFrageftellung ver- 
langte außerdem, daß das Bemußtfein der Arbeiter N. N., welche der Angeklagte zu 
verleiten verfucht hatte, um die Falſchheit ded ihnen zugemutheten Eides konſtatirt 
werde, Die Weglaffung des »wiſſentlich«, welded der $. 130. in der Perſon des 
Angeklagten verlangt, auß der frage und folgeweife aus der pe, der Geſchwo⸗ 
renen entziebt indefien an und für fih der legteren ein fo weſentliches Merkmal 


des en Thatbeftanded, daß dadurch allein die Vernichtung u. ſ. w. erfol- 
gen muß. 


II. Dem Anklagebefhluffe entſprechend ift folgende Frage geftellt: 

Ob Angeklagter fhuldia, am — — im Gemeindewalde gegen den in 
Ausübung feined Amtes begriffenen Gemeinde-forftauffeher G. fi thät- 
lich — und dabei dem G. vorſätzlich eine Körperverletzung zuge» 
fügt zu haben, und zwar eine ſolche, weldhe den Tod des ©. zur Folge 
gehabt hat? 

Die Gefhworenen haben diefe Frage mit 7 gegen 5 Stimmen bejaht, und 
mildernde Umftände angenommen. 

Der Gerihtähof hat hierauf gemäß Art. 98. befchloffen; er bat die Schuld» 
frage verneint und den Angeklagten freigefprocen. 

Die Beſchwerde ded Staatdanwalt3 führt auß: die Frage laffe ih im Falle 
einer nur theilweiſen Bejahung oder Verneinung nit mit a oder Nein beant- 
worten. Wenn die Gefhmworenen audfprechen wollten, es fei nicht erwielen, daß 
fi der Angeklagte thätlich miderfegt babe, fo würde ibnen dad Wort »dabei« 
weiterhin entgegenftehen und fie wahrſcheinlich nöthigen, auch den die Körperverlegung 
betreffenden Theil der frage zu verneinen. Die Frage verjtoße daber gegen Art. 80,, 
indem fie in 2 fragen bätte zerlegt werden müflen, die eine wegen MWiderjeglichkeit 
gegen den in Ausubung feines Berufs begriffenen Beamten mit Körperverletzung 
deilelben; die andere wegen vorfägliher Körperverlegung mit tödtlichem Grlae 
Died fei um fo nothwendiger geweſen, weil nur bei der zweiten, nicht aber bei der 
erften Frage mildernde Umjtände zuläffig waren. 


Die Beſchwerde ift dur Urtel vom 14. Dezember 1865 wider König 
(Nr. 429. 11.) zurüdgemiefen. 


Gründe. 


Die in der Nichtigkeitsbeſchwerde allein angegriffene Frageſtellung ift nach 
Maakgabe ded Anklagebefhluffes unter Zuflimmung des Staatdanwalt3 und der 
Vertheidigung formufrt, und fann in diefer Formulirung ſchlechthin mit Ja oder 
Nein erledigt werden, womit der formellen Boricrift des Art. 80. Abf. 1. des Ge- 
- feged vom 3. Mai 1852 genügt ift. Dies fchließt felbftredend nicht die eventuelle 
Mothmendigkeit aus, einzelne in der frage enthaltene Momente je nah dem Reful- 
tate der Abitimmung zu verneinen und demzufolge einzelne Worte der frage zu 
modifiziren oder zu befeitigen. Die eventuelle Nothwendigkeit kann aber in feiner 
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Frageſtellung vermieden werden, meil eben nah Abſatz 3. ded Art. 80. die Haupt- 
frage nicht in mehrere Fragen getbeilt werden foll. Vorliegend handelte es ſich aber 
auch um eine einzige Hauptthat, nämlib um das Verbrechen der Körperberlegung 
mit tödtlihem Erfolge bei Widerfeglichkeit gegen einen Forſtbeamten; durch Nichtauf- 
löfung der dieöfälligen Frage ift mithin der Art. 80. in feiner Weiſe verlegt. 


IV. Auf die frage aus 68. 324, 325. des Strafgeſetzbuchs: 


ob Angellagter jhuldig u. f. w., Gelder, deren Gewahrfam er in amt- 
liher Eigenſchaft mit der Verpflichtung, fie zu verwalten und abzuliefern, 
‚empfangen batte, zum Nachtheil des Eigentbümerd bei Seite gefhafft 
zu haben, und zwar unter umrichtiger führung der zur Eintragung der 
Einnahmen beftimmten Bücher und Regifter? 
baben die Geſchworenen geantwortet: 
Ja, ſchuldig, mit mebr ald 7 Stimmen, und find die übrigen in der 
Frage geftellten Nebenumftände bejabend beantwortet, nur ift nicht er- 
wiefen, die dem Angeklagten übergebenen Gelder zum Nachtheil des 
Eigenthümerd verwendet zu haben. 
Der Gerichtöhof fand diefen Sprud unklar, fendete die Geſchworenen zurüd, 
und diefe antworteten nun: 
Ta, der Angeklagte ift fchuldig, mit mehr als 7 Stimmen. 
Hierauf gründet fih die Verurtheilung aus $$. 324. und 325. 


Die Beſchwerde def Angeklagten rügt, daß nicht auf dad erite Verdikt ſofort 
freifprechend entſchieden fei, da daſſelbe offenbar deutlih und erſchöpfend geweſen fei. 
Sodann fei durch das zweite Verdikt der Art. 91. verlegt, weil hier die erſchweren⸗ 
den Umftände nicht befonderd beantwortet feien. 


Das Ober - Tribunal hat durch Urtel vom 22. Dezember 1865 miber 
Rudolph (Nr. 1303. 1.) die erfte Beſchwerde zurüdgemwiefen, dagegen auf die zweite 
Beſchwerde vernichtet. 


Gründe 


Die Beſchwerde ift, fomweit fie die Nichtberüdiichtigung des erften Verdiktes 
und die unterbliebene Freiſprechung auf Grund deffelben betrifft, unbegründet. Denn 
mit Recht hat der Gerichtäbof dad Merdift für unklar erachtet. In diefer Hinficht 
fommt es allerdings nur auf den verneinenden Schlußſatz des Verdiktes an, denn 
feine Verneinung würde, da fie einen wefentliben Tbeil des Thatbeſtandes betrifft, 
für ji allein die Freiſprecung des Angeklagten nah $. 324. des Strafgeſetzbuchs 
und damit aub nad $. 325. begründen. Allein der Ausdrud der Gefchworenen 
»zum Nachtbeil des Eigentbümerd niht verwendet« macht den Sinn ded Aus. 
ſpruches unklar, weil dad »Verwenden« nicht dem in der Anklage enthaltenen »Bei« 
feitefhaffen« entfpriht. Dagegen ift der aus Art. 91. des Gefeged vom 3. Mai 1852 
erhobene Angriff begründet. Denn die frage umfaßt den Thatbeftand der 65. 324. 
325. des Strafgeſetzbuchs, und der dem legteren entfprechende Sak »unter unricti- 
ger Führung der zur Eintragung der Einnabme beftimmten Bücher« nimmt fonad 
in Beziehung auf den ganzen in der frage entbaltenen Thatbeitand die Natur eined 
erſchwerenden Umſtandes an, welder nad Art. 91. von den Gefhmorenen befonderd 
beantwortet werden mußte, was bier nicht geſchehen ift. 


. V. Der Hufaren-Unteroffizier Sommede, melden ber Gaftwirth zur Hülfs⸗ 
leiftung bei der Rubeftiftung unter feinen Gäften aufgefordert hatte, ift bei diefer 
Gelegenheit von ihnen getödtet worden. 
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Die Rathskammer hatte gegen die 4 Angeklagten wegen gemeinſchaftlich mit- 
einander berübter vorfägliher Mißbandlungen, melde den Tod u. f. w. zur Folge 
gehabt hatten, die Anklage erkannt. 

“ Der Untlagefenat bat jedob aus $. 194. die Anklage dabin erkannt: 
daß jeder der 4 Angeklagten ſolche vorfäglihe Mißhandlungen zugefügt, 
welche den Tod u. ſ. w. zur folge gebabt. 

Der Schwurgerichtäbof bat indek gegen jeden der Angeklagten die weiter 
unten folgende frage nach der formel der Rathskammer geftellt, und in folge Der 
bejabenden Verdikte die Angeklagten aus $. 194. des Strafgefegbuchsd verurtbeilt. 
Er erwägt, daß durch den Ausfpruh der Gefhmworenen (»gemeinfhaftlib mit 
einem oder mehreren Anderen«) die Angeklagten als Miturheber oder Mit- 
vollführer deffelben Verbrechens gekennzeichnet feien. 


Auf die Nichtigkeitöbefchwerde der Angeklagten ift dad Schmwurgerichtöurtel 
und das Merfabren am 21. Dezember 1865 wider Höttchen und Genofien 
(Nr. 445. 11.) vernichtet. 


Gründe 


In den Nichtigkeitöbefchwerden der 4 Angeklagten wird dem Schwurgerichts- 
bofe ſtattgehabte Gefegesverlegung durch unrichtige Anwendung de F. 194. und 
Nichtanwendung des $. 195. des Strafgeſetzbuchs Abf. 1. (und 2.), fowie die Ver: 
letzung weſentlicher Vorfchriften des Verfahrens in Bqzug auf die Frageſtellung, ins- 
befondere der im Schluffage ded Art. 91. des Gefeged dom 3. Mai 1852 gegebenen 
vorgeworfen. 

Diefer legtere Vorwurf erfcbeint begründet, und da ſchon deshalb daß er- 
gangene Erkenntniß und das ftattaebabte Verfahren vernichtet werden und ander» 
weite Verbandlung eintreten muß, jo kann es auf die font aufgeltellten Beſchwerden 
zur Zeit nur in fofern anfommen, ald fie oder die eine oder andere derjelben event. 
bei der anderweiten Verhandlung zu berüdfichtigen fein würde. 

Sie find jedoch nicht begründet, 

Der Thatbeftand des 8. 194. des Strafgeſetzbuchs ift (abaejeben von der 
erwäbnten, den Art. 91. des, Geſetzes vom 3. Mai 1852 betreffenden Rüge) durch 
den Ausfpruch der Gefchworenen gegen jeden der 4 Angeklagten bergeftellt, diefer 

$. 194. und ebenfo $. 195. daber nicht verlegt. 
Durch jenen Ausiprud, nah welchem die Geſchworenen auf die fragen 1. 4. 
7. 10., welche dabin gejtellt worden find: 
» ft der Angeklagte 
(zu 8 Fabrikarbeiter Wilhelm Höttgen, 
(zu 4.) Puddler Ludwig Höttgen, 
(zu 7.) Theodor Höttgen, 
(zu 10.) Zinkſchmelzer Heinrich Riſſe, 
ſchuldig, am 18. Juni 1865 zu v. dem Sergeanten Hommecke, gemeinichaft- 
lich mit einem oder mehreren Andern, vorjäglibe Mikbandlungen, die 
den Tod ded Verlepten zur folge gebabt, beigebracht zu haben«, 
geantwortet baben: 

»\a, mit mehr ald 7 Stimmene, 
iſt (abaefeben von dem Schlußſatze des erwähnten Art. 91.) jeder der Angeklagten 
ſchuldig erklärt, gemeinfchaftlich mit einem oder mebreren Anderen dem ıc. Hommecke 
Mikbandlungen beigebracht zu baben, welche den Tod des lepteren zur folge gehabt 
baben. Gegen jeden derfelben ift dadurch Mittbäterfchaft in Bezug auf Mikband- 
lungen, welche den Tod des Verlegten zur Folge hatten, feſtgeſtellt. 

Nur wenn in der Nichtigkeits-Inſtanz faktiſche Erörterungen darüber zu— 
läſſig wären, ob der in den Verhandlungen ermittelte Sachverhalt eine Frageſtellung, 
wie fie ftattgefunden hat, und in Folge derjelben eine derartige Feſtſtellung zugrlafien 
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babe, würde darauf eingegangen werben dürfen, daß die Sachberſtändigen von den 
an dem Kopfe des Hommede vorgefundenen überhaupt ſechs Verlegungen nur zmei 
fhon an und für fich tödtlich erachtet hatten, bei der ſchwurgerichtlichen Verbandlung 
jedoch der eine diefer Sachverftändigen, der Kreisphyſikus Dr. Schütte, aub angab, 
e3 jei ebenfo gut möglich, daß jede der beiden Sauptverlegungen das Produkt meb- 
rerer Schläge fein fünne , als daß die auf dem Scheitel von mur zwei und die an 
dem SHinterfopfe von 4 Hieben berrübrten. 

Allein, wie tbatjächliche, die Schuldfrage betreffende Erörterungen überbaupt, 
können auch folche faktiſche Erörterungen in der Nichtigfeit8 » nftanz feinen Raum 
finden. 

Der &. 195. des Strafgeſetzbuchs bat (unter Erweiterung des Ihatbeitan- 
des auf erbeblihe und ſchwere Körperverlegungen) dad homieidium in wurba und 
das homicidium a pluribus commissum zum Gegenftande — Goltd. Ardiv 9. 
©. 283, Bd. 10. ©. 620, Oppenhoff Rechtſpr. 1. ©. 253. — Es foll nad) den 
eriten Abſatze deſſelben jeder, der fib an der Schlägerei oder an dem von Mebreren 
verübten Angriffe betbeiligt bat, ſchon wegen diefer Betbeiligung einer bärteren als 
der im $. 187. Abi. 1. beitimmten Strafe verfallen. E3 beitimmt der zweite Abjak 
des 8. 195. die Strafe derjenigen diefer Betheiligten, von denen feftgeftellt wird, daß 
ihre Handlung zwar nicht für fi, aber doch mit der Handlung anderer Betbeilig- 
ten zufammenwirtend den tödtlichen, ſchweren oder erbeblihen Erfolg gebabt bat. 
Die Anwendung diefed zweiten Abſatzes erfordert daber, daß die Perſon derjenigen, 
welche Verlegungen zugefügt baben und meiter feftgeitellt wird; daß dieſe Verletzun— 
gen nicht einzeln für fich, fondern nur im ibrer Zuſammenwirkung den fchweren Er- 
folg gehabt baben. Ausdrüdlib bat dann aber der dritte Abſatz beitimmt, daf (auch 
bei einer Schlägerei oder einem von mehreren Perſonen verübten Angriffe, wobei 
ſolch ſchwerer Erfolg eingetreten ift) die Anwendung der Geſetze gegen diejenigen, 
welche ald Urheber eined Mordes oder Todtſchlags, oder einer ſchweren oder erbeb- 
lihen Körperverletzung, oder als Tbeilnebmer an diefen ftrafbaren Handlungen 
ſchuldig find, nicht ausgeſchloſſen ſei. Die bier gedachten Urbeber fünnen nun aber 
auch Miturbeber fein. Auch gegen die etiwaigen mehreren phyſiſchen Urbeber (Mit- 
urbeber oder Mitthäter) der Tödtung, — dB. b. der dergeftalt erfolgten Verlegung, 
daß der Verlegte an den Folgen der Verlegung ſtirbt — follen die den Todtſchlag 
— 8. 176. — event. den Mord — $. 175. refp. — mo ber Vorfag nicht auf 
Tödtung ging — die erhebliche oder ſchwere Körperverlegung (S$. 192.a 193. 194.) 
betreffenden Gefege, ungeachtet der Beftimmungen im eriten und zweiten Abjate des 
$. 195., zur Anwendung fommen, wenn fie ermittelt find. 

Den Begriff des Urbeberd (Thäterd) bat das Strafgeſetzbuch ald bekannt 
borausgefegt. Es hat nur nöthig gefunden, dem Beariffe des Thäters (oder der 
Thäter) gegenüber, dad Weſen der Theilnabme zu bejtimmen. Ebenſo aber bat es 
die Miturbeberfhaft (Mittbäterichaft) nicht definirt. Es erfennt an, daß aufer der 
Theilmahme im engeren Sinne des $. 34. die Mitwirkung mebrerer Perſonen zur 
Verübung eines Verbrecend oder Vergehens ald Miturbeber oder Mitthäter bor- 
ee (Einführ.Geſ. Art. xx Nr. 2, G. 218. Nr. 7, $. 232, Nr. 2, 

. 275.). 

Solche Miturbeberfhaft liegt nun allerdingd da nicht vor, wo — mie oft 
bei dem Naufbandel nur der Fall iſt — mehrere Derfonen, ohne Gemeinjamteit der 
Abfiht, nur bei ihrer Thätigkeit in dem Objekte de8 Verbrechens oder Vergehens 
zufammentreffen. Wohl aber it fie fomobl da vorhanden, wo mehrere Derfonen in 
ausdrüdlich getroffener Uebereinkunft, nach vorgängiger Verabredung, im Komplott, 
gemeinfchaftlich bandeln, als auch da, wo fie, obne ſolche Verabredung, im ſtillſchwei— 
genden Einverftändniffe, gemeinſchaftlich handeln, nämlich die als fogenannte zufällige 
Miturheber Eonkurrirenden Mitjchuldigen nicht blos in aleiher Abſicht, fondern auch 
in ihrer gemeinfamen Abfiht zur Ausführung eines Verbrechens oder Vergehens 
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bandeln (Goltd. Ardiv VIII. ©. 692, 738, 752, XI. ©. 182, 184, 369, 375. Oppen- 
boff Rechtſp. II. ©. 256, IV, ©. 548, 549, VI. ©. 141). 

Daß der Anklagebeſchluß, in diefer Beziehung von dem Rathöfammerbeihluffe 
abweichend, dad Moment der Gemeinfhaftlichfeit niht aufgenommen hatte, konnte, 
wenn es ſich dabei auch niht um Thatumftände, welche Gegenftand zuſätzlicher Fra—- 
gen werden können (Urt. 84. 85. ded Gefeged vom 3. Mai 1852), handelte und 
deshalb nicht fchon der Art. 85. a. a. O. ſolches zuläffig machte, nit bindern, 
dieſes Moment, welched übrigend auch fein die That bealeitender erichwerender Lm- 
ftand war (Oppenboff Str. Verf. Art. 91.,14,21, 81,24; Oppenhoff Strafgefeg- 
buch 1. 3,10; Goltd. Archib IV. ©. 96, X. ©. 247, All. ©. 768; Oppenboff 
Rechtſpr. V. ©. 129, II. ©. 261), bei der Frageſtellung wieder aufzunehmen. , Ob 
dazu die Sachlage Veranlaffung geben konnte, it in der Nichtigleitd-nftanz nicht zu 
erörtern. 

Durd die FFrageftellung, auch wie fie erfolgt ift, wurde die Anklage erledigt. 
Auch bei ihr war den Gefchworenen unbenommen, die binficht8 eined jeden der bier 
Angeklagten" geftellte Haupt-Schuldfrage theilweife zu bejaben, theilweife zu berneinen ; 
wie denn auch, felbft bei einer in der Verhandlung bervortretenden Mobdififation de 
Thatbeftanded (Art. 86. a. a. D.), die Reibefolge der zu ftellenden Fragen und ihr 
Verhältnig au einander als Haupt- und refp. Subfidiar-ragen zu beftimmen, dem 
Ermeſſen des Gerichtshofes überlaffen ift. (Oppenhoff Str. Verf. Art. 86,31; Op- 
penhoff Redtipr. 2. ©. 483 — 485. ; vergl. Goltd. Ardid 9. ©. 685. 

Eine Verlegung ded Art. 8l. a. a. O. liegt daher nicht vor. Ebenfo wenig 
eine Verlegung ded Art. 82. a. a. D., da gemeinfchaftliched Handeln nit ein, ohne 
darauf gerichteten Antrag der Auflöfung bedürfender Rechtsbegriff iſt. 

Dagegen ift allerdings die weſentliche (Oppenboff Str. Verf. Urt. 91,23; 
Goltd. Archiv VII. S. 74) Vorſchrift des Urt. 91. ded Gefeped vom 3. Mai 1852 
im 4. Abfage, wenn aud nicht rückſichts ded, wie bemerkt, nicht einen begleitenden, 
erfchwerenden Umftand bildenden Momentd der Gemeinfchaftlichkeit, doch rückſichts 
des erihwerenden Umſtandes des mit ihrer Handlung im Kaufalzufammenbange fteben- 
den tödtlichen Erfolged dadurd verlegt, daß nicht bezüglich * dieſen Umſtand ftatt- 
gehabte beſondere Abſtimmung der Geſchworenen fonftatirt worden iſt und nicht be» 
ſondere Angabe des Stimmenverhältniſſes ſtattgefunden bat, in welcher Beziehung 
auf die nähere Ausführung der dieſerhalb mehrfach ergangenen, veröffentlichten Er- 
fenntniffe (vergl. Erf. vom 12. Juni 1857, Goltd. Archiv V. ©. 664. — Erf. vom 
2. juli 1862, Goltd. Archiv X. ©. 627, 628. — Oppenboff Str. Verf. Art. 91., 
17, 18, 23) au vermeifen ift. 

Deshalb war das angefochtene Erkenntniß mit dem ftattgehaben Verfahren 
zu bernichten. 


Mittbeilungen 


aus ber 


Praris der Gerichtshöfe und der Staats- 
Anwaltfcaften. 


Er der Verordnung vom 3. Januar 1849. Art. 30. 86. 101. des 
eſetzes dom 3. Mai 1852. tellung des Richters in dem 
gegenwärtigen Anflageprozef gegenüber ben Anträgen auf 
eine Unterfubung in einer veränderten Ridtung, befon- 
derd wenn nicht beftimmte thatſächliche Behauptungen in 
diefer Rihtung von der Staatsanwaltſchaft aufgeftellt find. 


Der in erfter Inftanz megen fabrläfiger Brandftiftung aus $$. 286. 288. des 
Strafgeſehbuchs berurtheilte Angeklagte ift don dem WUppellationsrichter von dieſer 
Anfhuldigung freigefproden , weil er die Eigenihaft des Objekte im Sinne des 
$. 286. verneint. Zwar babe — fo beißt ed weiter in dem Uppellationd-Urtel — 
der Dber-Staatdanwalt die Requifite ded F. 288. dadurd zu erbringen gefucht, daf 
er in der mündlichen Verhandlung die Vernehmung des Zeugen N. darüber bean- 
tragt habe, ob der in Brand gerathene Flachs — feiner Lage und Belichaffen- 
beit geeignet geweſen fei, den in den 8$. 285. 286. genannten Gegenjtänden dad 
Feuer mitzutbeilen ($. 287.). Auf diefe Frage habe indeß nit eingegangen wer- 
den können, weil der Ober-Staatdanwalt eine Behauptung betreffd ded Sadyverhält- 
niſſes nicht aufgeftellt, fondern nur auf nachträgliche Unterfubung angetragen habe, 
ein ſolches Verfahren aber mit dem Geifte des Anklageprozeffed unvereinbar fei. 

Auf die Befchwerde über diefe Ablehnung ift am 30. November 1865 wider 
Varenholdt (Nr. 375. 11.) vernichtet. 


Gründe. 


Dem gegenwärtigen auf der Verordnung vom 3. Januar 1849 und auf 
der Novelle vom 3. Mai 1852 gegründeten Strafverfahren liegt der Anklageprozeß 
nur in modifizirter Weife zu Grunde, Die — der Anklage beruht zwar in 
den Händen der Staatsanwaltſchaft, aber fowie der Richter einmal mit der Anklage 
befaßt ift, ftebt ihm nicht nur die formelle Prozeßleitung u fondern er bat aud 
unabhängig von den Anträgen der Staatdanwaltihaft das Recht und die Pflicht, 
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die zur Aburtheilung liegende That unter allen rechtlichen Geſichtspunkten zu prüfen, 
um mit einem Male die Sade zum Austrag zu bringen. Ihm jtebt felbit ein ma- 
terielles Aufklärungsrecht, und zwar bon Amtswegen zu, jo daß von Prozeßmaximen, 
wie fie der reine Anklageprozeh oder die fogenannte Verhandlungsmagime mit fich 
bringt, unter der einheimischen Strafprozeß-Gefeggebung nicht die Mede fein kann. 

Alles dies folgt fon einfah aus den Worfchriften Art. 30. 86. und 101. 
des Geſetzes vom 3. Mai 1552 und aus dem $. 1. der Verordnung vom 3. Ta- 
nuar 18549, obne daß es eines näheren gejeglichen Nachweiſes bedarf. 
" Der Appellationsrihter kann daber auch recbtsgrundfäglid einen von der 
Stantdanwaltichaft in erfter oder in zweiter Inſtanz geftellten Bemweisantrag, welcher 
den Zwed bat, die Steafbarkeit der dem Angeklagten zur Laſt gelegten That unter 
einem anderen Gefichtspunft als demjenigen, unter welchen fie von der Anklage refp. 
dem erjten Richter gejtellt war, darzulegen, deshalb nicht ablehnen, weil der Stantb- 
anmwalt in der Richtung ded neuen Gejihtöpunites feine Behauptung über da8 Sady- 
verhältniß aufgejtellt, vielmehr nur eine Unterfuhung beantragt babe, ein ſolches 
Verfahren aber mit dem Geiſte des Anklageprojeſſes nicht vereinbar fe. Es ftebt 
dem Richter allerdings zu, einen folben Antrag ebenſo mit Rückſicht auf die that- 
ſächliche Lage der Sade, wie aud mit Nüdfiht auf dad materielle Strafgefeg zu 
prüfen, und je nach diefer Prüfung zu entjcheiden. Allein der Geijt, der unfer ein- 
beimifches Verfahren beherrſcht und feine Beftimmungen ftehen einer grundfäg- 
lien Ablehnung eines ſolchen Antrages überall nicht zur Seite. 

Der Ablehnungsgrund des Appellationsrichterd verlegt daher den Rechts— 
grundjag des Art. 30. cit. 


SS. 2. 10. der Verordnung vom 3. Januar 1849. Regulativ des Juftiz- 
Miniſters vom 10, Dezember 1849 und Allgemeine Verfügung vom 13 
November 1849. Subftitution des Staatdanwaltd im befon- 
deren Fall der Bebinderung durch einen Referendar Sei- 
tens des Dber-Staatdanmwalta. 


Der Angeklagte greift das Urtel erfter Inſtanz deshalb an, mweil der ordent- 
liche Staatdanwalt des Kreisgerichts im Audienztermin erfter Inſtanz durch einen 
jenem Staatdanwalt aus Veranlaffung einer Reife vom Ober- Staatdanwalt fubfti- 
tuirten Referendar vertreten geweſen fei. 

Das Appellationdgeriht bob aus diefem Grunde das erfte Urtel auf, und 
wies die Sache in die Inftanz zurüd. Denn der Ober-Staatdanwalt fei nach dem 
Negulativ vom 10. Dezember 1949 (Minift.-Bl. S. 491) nicht befugt, die zur Aus. 
bildung der Staatdanwaltibaft überwiefenen Referendarien einem Staatbanwalt be- 
hufs felbjtftändigen Auftretens vor Gericht zu fubjtituiren. 

Auf die Nichtigkeitsbefhwerde des Ober-Staatdanmwaltd bat dad Ober-Tri- 
bunal am 22. Dezember 1865 wider Schmidt (Mr. 15. 1.) vernichtet. 


Gründe, 


Bei der mündlichen Verhandlung ift die Staatsanwaltidaft dur einen Refe— 
rendar, alfo durch einen Juftizbeamten vertreten, der nach Art. XV. des Gef. v. 26. April 
1851 an ſich qualifizirt ift, als Gebülfe des Staatdanwalts du fungiren, und der 
DOber-Staatdanwalt bat erklärt, daf ex dieſen Referendar für die Verhandlung erfter 
Inſtanz dem bebinderten Staatsanwalt fubftituirt habe. Unter diefen Umftänden 
muf die Staatdanmwaltichaft ald gebörig vertreten erſcheinen. 

In diefem Sinne ift bereit dom Ober-Tribunal unterm 14. November 1849 
(Minijt.-Bl. ©. 503, Entſch. Bd. 15. ©. 498) und unterm 8. Februar 1855 
(Bräjudiz Nr. 135., Entſcheid. Bd. 29. ©. 451) erfannt worden und nachgewieſen, 
daß das jtattgchabte Verfahren auch nicht mit der allgemeinen Verfügung vom 13, 
November 1849 (Miniſt.Bl. ©. 460) im Widerfprudy ſteht. 


Aus der Prarie, 68. 11.39. 78, der Verordmung vom 9, Januar 1849, 119 


Das von dem Appellationsrichter in Bezug genommene Requlativ über die 
Vrüfung und Morbereitung der Meferendarien vom 10. Dezember 1849, welches 
verordnet, daß und in welcher Weiſe Referendarien behufs ihrer Audbildung drei 
Monate bindurc bei einem Staatdanmwalt beicbäftigt werden follen, ift aber für den 
vorliegenden Fall, wo es fi nur um einen befonders ertheilten amtlichen Auftrag 
bandelt, nicht maaßgebend. 


gg. 11. 39. 78. der Verordnung vom 3. Januar 1849. Urt. 63. des 
Gefeged vom 3. Mai 1852. Rechtskraft ded Verweiſungsbe— 
ſchlüſſes. 


Der Angeklagte, ein Königlicher Förſter, wurde der Beſtechung aus 8. 310. 
des Strafgeſetzbuchs beſchuldigt. Die Rathskammer lehnte dieſe Anklage ab und 
beſchloß die Anklage nur wegen Betruges aus F. 241. Dieſer Beſchluß wurde durch 
den Anklageſenat am 26. November 1863 aufgeboben und der Angeklagte nur wegen 
Uebertretung, nämlich Diebſtahls an nicht eingeerndtetem Graſe nach 88. 2. 3. des 
Holzdiebftabls -Geſetzes vom 2. Juni 1852 vor den Einzelrichter verwieſen. Der 
Einzelrichter fpracd ihn von diefer Beibuldigung frei. Der Rekursrichter bob aber 
deflen Erkenntniß auf, und wies die Sache an den Einzelrichter zurück, weil ſich 
diefer nicht darüber audgefprochen babe, ob der vom Volizei-Anwalt behauptete That- 
bejtand des Betrugd vorliege. Der Einzelvichter ſprach wiederum frei, indem er den 
Betrug derneinte. Der Rekursrichter bob hierauf auch dieſes Urtel am 14. Oktober 
1564 auf, indem ev auf Grund neu erhobenen Beweiſes die Inkompetenz des Forſt- 
richters ausſprach. Auf die nunmehr wegen Betruges erhobene Anklage ift der An- 
geklagte in beiden Inſtanzen wegen dieſes Vergehens verurtbeilt, 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde ded Angeklagten führt aus: Die von dem Rekurs— 
richter in feinem früheren Erkenntniſſe ausgeſprochene nkompetenz « Erklärung des 
Einzelrichters ftebe ihm nicht entgegen, und mit Unrecht fei der Beihluß des An- 
flagelenates vom 26. November 1563, welcher die Anklage nur wegen Uebertretung 
erfannt babe, für befeitigt erachtet. 


Die Beichwerde ift dur Urtel vom 30, November 1865 wider Node 
(Nr. 305. I.) zurückgewieſen. 


Gründe. 


In dem Appellations + Erfenntniffe it auf Grund der Art. 7. und 30. des 
Gefeged dom 3. Mai 1852 mit Recht ausgeführt, daß der Beſchluß des Anklage 
fenat3 vom 26. November 1563, welder die Unterfubung wegen einfacher Ueber- 
tretung ausſpricht, durch das nad ſtattgehabter Verhandlung der Sache erfolate 
nkompetenz-Urtbeil de8 Rekursrichters vom 14. Oftober 1864 befeitigt und erledigt 
worden ſei. Dbiger Verweiſungsbeſchluß dom 26. November 1863 batte nur die 
Wirkung, den erfennenden Richter mit der Sache zu befaflen; fand bderfelbe aber, 
daß die That nicht etwa eine Gefegesübertretung geringerer (Art. 6. daf.), fondern 
ſchwererer, feine Kompetenz überjteinender Art darftelle, fo mußte ex feine Inton- 
petenz auöfprechen und das diefällige Urtbeil hatte die Wirkung einer Verweiſung 
vor das betreffende Gericht. In der Nichtigkeitsbeſchwerde wird mit Anrecht be 
bauptet, daß diefed Rechtsverhältniß nur in dem Falle eintrete, wenn derjenige Rich 
ter, an welchen die Sache vermiefen war, nicht auch, wenn, wie vorliegend, der Re— 
Fursrichter die Inkompetenz ausfprehe. Denn dem Mekurdrichter ift es nad $. 166. 
der Verordnung vom 3. Januar 1849 unbenommen, die erjteichterliche FFeftitellung 
zu prüfen und falls er dabei Bedenken findet, zu einer MWiederbolung der Beweis— 
aufnahme überzuaeben, tolgeweife aud diejenige Entſcheidung eintreten zu laffen, zu 
welcher der erjte Richter berechtigt und verpflichtet war. 
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Art. 18. 19. des Gefeped vom 3. Mai 1852, Unzuläffigfeit der 
Rüge ded Angeklagten über die Nihtbeobadhtung der For- 
men bei Ausſchließung der Deffentlidfeit. 


Die Verhandlung betraf da8 Vergeben der Verlegung ber Schambaftigkfeit 
mit öffentlichem —— 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde rügt, daß bei Ausſchließung der Oeffentlichkeit 
vor dem Appellationsgericht nicht die geſetzlichen Förmlichkeiten beobachtet ſeien. 

Die Beſchwerde ift dur Urtel vom 14. Dezember 1865 wider Schulze 
(Nr. 421.11.) ——— Denn, wenn auch, worauf ſich die Rüge beziehe, über 
den Ausſchluß der Oeffentlichkeit nicht, wie der Art. 19. des Geſetzes vom 3. Mai 1852 
fordere, in nicht öffentliher Sikung verhandelt worden, fo fünne von dem Ange— 
klagten hieraus ein Nichtigkeitsgrund nicht hergeleitet werden, da die Oeffentlichkeit 
an ſich die Regel bilde, und wo fie auszufchließen fei, dies nicht im Intereſſe des 
Ungeklagten, — im Intereſſe der öffentlichen Ordnung und der guten Sitten, 
um Aergerniß zu vermeiden, gejchebe. 


Art. 20. ff. dei Gejeged vom 3. Mai 1852. Vorladung des er- 
wählten Vertbeidigerd in erfter Inſtanz. 


Der erwäblte. Vertheidiger iſt zur Audienz erfter Inſtanz nicht vorgeladen, 
und ed ift aud die aus dieſem Grunde beantragte Ausſetzung der Verhandlung ver- 
meigert. 
— Die deshalb erhobene Beſchwerde iſt vom Appellationsrichter und demnächſt 
auch durch Urtel des Ober-Tribunald vom 6. Dezember 1865 wider Iſaacſohn 
(Nr. 974, 1.) zurüdgewiefen. Denn die Vorladung des ermwählten oder beitellten 
Vertheidigerd zur mündlichen Verhandlung ift nur in Schwurgerihtsfachen unbedingt 
und in der Appellationdinftanz, wenn der Angeklagte fi in Haft befindet, vorge- 
fchrieben (Art. 21. des Gefeges dom 3. Mai 1852. $. 134. Abſ. 2, der Verordnung 
vom 3. Januar 1849); für die übrigen fälle beſteht eine ſolche Beſtimmung nicht 
($$. 49. 50. 51. 134. Abſ. 1.), und folgt die Nothwendigkeit der Vorladung auch 
nicht aus dem Weſen der Vertbeidigung, da der Angeklagte felbft die Benadridti- 
gung feined Vertheidigerd von dem Termin zu veranlaſſen im Stande ift. 


Art. 30. des Gefeped vom 3. Mai 1852. Non bis in idem in Be- 
zug auf neu hberborgetretene erſchwerende Umftände SHolz- 
diebftabl und gemeiner Diebftabl an gefhlagenem Holz. 
Kompetenz des Richters. 


Der Angeklagte iſt früber im Wege des Holzdiebftahld-Verfahrend durch den 
Einzelrichter wegen einfachen Holzdiebſtahls verurtheilt. 

Nunmehr wird er — des qualifizirten gemeinen Diebſtahls an geſchlage- 
nem Holz aus $. 217. Nr. 3. des Sirafgeſetzbuchs angeklagt. Er iſt jedoch von 
beiden Richtern wegen des non bis in idem von dieſer Anklage freigeſprochen. Sie 
ftellen nämlich ſachlich die Identität beider Faälle feit, nur mit dem Unterfhiede, daß 
in dem früheren falle angenommen geweſen fei, daß das Holz ſtehendes gewefen, 
während es ſich inzwifchen ergeben babe, daß dafjelbe bereit8 gerodet gewefen fei, als 
der Angeklagte e8 entwendet. Es liege alſo nur eine Qualifitation derfelben That 
vor. Der Eingelrichter habe ſich in dem früberen falle gemäß Art. 7. des Gefehes 
vom 3. Mai 1852 nit für infompetent erklärt; fein Urtel fei daher mit voller Wir- 
fung rechtskräftig geworden. 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde des Ober-Staatsanwalts behauptet, daß allerdings 
eine wejentlih neue That vorliege, nämlich Diebftahl an gejhlagenem (gerodetem) 


Aus der Praxis. $. 21. der Verordnung vom 3. Januar 1849, 121 


Holz gegen einfachen Holzdiebftahl. Die Rechtskraft werde nur wirkſam fein, wenn 
in dem früheren Falle bereitd der neue Umjtand zur Sprade gefommen, wie ber 
Art. 30. des Gefeged von 1852 fage: »bervorgetreten fei.« 


Die Beſchwerde ift durch Urtel vom 6. Dezember 1865 wider Hintz 
(Nr. 1139. 1,) zurückgewieſen. 


Gründe, 


Die Inſtanzrichter ftellen die Identität de jetzt zur Anklage geftellten, und 
des am — bon dem FForftrichter entjchiedenen Falles feſt. Es unterliegt daher feinem 
Zweifel, daß die Behauptung, die entwendeten Pflänzlinge feien bereits außgerodet 
geweſen, es liege aljo ein gemeiner Diebftahl mit dem erjchwerenden Umſtande des 
$. 217. Nr. 3. deö Strafgefegbudß vor, während in dem früheren falle nur bie 
Entwendung ftebenden Holzes nad dem Holzdiebſtahls » Gefege in Rede gewefen ift, 
nicht die Hauptthat felbit, fondern nur ihre Qualifitation berührt. Die Hauptthat 
ift immer die Entwendung derjelben Hölzer, von demfelben Orte und zu derfelben 

eit geblieben. Dad Ober - Tribunal hat aber in zahlreihen Entſcheidungen audge- 
prochen, daß die neue härtere Dualififation derfelben Hauptthat durch eine wieder- 
bolte Verfolgung nad rechtskräftiger Vorentſcheidung durch den Grundfaß des non 

bis in idem ausgeſchloſſen fei. 
Daß bierbei die frage über die Kompetenz des Richters einen Unterfchied 
nicht machen fünne, liegt auf der Hand. Der zur Aburtelung des behaupteten qua- 
lifizirten Falles infompetente Richter bat feine Inkompetenz auszufprehen. Hat er 
diejelbe nicht ausgeſprochen, ſo Fann dies ſowohl darauf beruhen, daß ihm die Quali- 
fitation unbekannt geblieben, oder daß ihm die Umftinde zwar indizirt gewefen find, 
er diefelben aber nicht genugjam für erwiefen erachtet hat. 


F. 21. der Verordnung vom 3. Januar 1849. Benadhridtigung 
de8 Angeklagten don der fommiffarifhen VBernebmung; 
Dedung ded Mangel für alle folgenden Inftanzen durd 
Verzicht. 


Der erfennende Richter erfter Inftanz bat eine fommiffarifhe Seugenver- 
nebmung angeordnet, ohne die Angeklagte von derfelben zu benachrichtigen. Sie ift 
daher ohne ihre Zuziehung erfolgt. Bei der Verlefung der diesfälligen Verhandlung in 
der Audienz bat die Angeklagte den Mangel ibrer Benadrichtigung nicht gerügt, 
wohl aber in der AUppellationsinftanz. Der Appellationsrichter hat jedoch die Rüge 
nun nicht mehr berüdfichtigt, und die deshalb eingelegte Nichtigkeitsbeſchwerde ift 
durch Urtel vom 14, Dezember 1865 mider Bbilippin (Mr. 350.11.) zurüdgemwiefen, 
weil der Mangel durd jenen ftillfhweigenden Verzicht in erfter Inſtanz bereit3 ge- 
— * Rüge alſo in zweiter Inſtanz * nicht mehr ſtatthaft ge 
weſen ſei. 


* 


F. 55. der Verordnung vom 3. Januar 1849. 


Urtel des Ober-Tribunald vom 13. Dezember 1865 wider Stilde (Nr. 1. 1): 
08 ift nicht vorgefchrieben, daß diejenigen Perfonen, welche die des ihrer Aus 
fagen in der Audienz auf den von ihnen in der Sache bereitö geleiteten Eid ver— 
fihyern ($. 55. ber Verordnung), ausdrüdlid über die Bedeutung diefer Verficherung 
belehrt werden. Dieje Belehrung fällt mit der bier erfolgten allgemeinen Verwar- 
nung der Zeugen vor dem Meineid zufammen, 
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Art. 78. ded Gefeged vom 3. Mai 1852. Abfolute Beweidtraft 
ded Protokolld in Bezug auf die’ materiellen Erklärungen 
in demfelben. 


Der erjte Richter gründet feine Entjcheidung auf ein von dem Angeklagten 
in der Audienz abgelegted im Protofoll regiftrirtes Geſtändniß. 

Der Angeklagte tritt in zweiter Inſtanz Beweis an, daß diefe Erflärung 
unrichtig niedergejchrieben jei, vielmehr anderd gelautet habe, 

Der Uppellationdrichter lehnt diefen Beweis ab, weil da® regelrecht Fire 
Audienzprotofoll vollen Beweis liefere, im Uebrigen auch der Gegenbeweis unter 
den vorliegenden Umftänden nicht ausreiche. 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde des Angeklagten, welche bie abfolute Beweiskraft 
des Audienz-Protokolled nad Art. 78. des Gefeged vom 3. Mai 1852 nur auf die 
Förmlichkeiten des Verfahrens bezieht, bat das Ober-Tribunal jwar am 6. Dezem- 
ber 1865 wider Drosdatius (Nr. 827. 1.) zurüdgemiefen, weil der Appellations- 
richter feine Entfheidung auch außerdem auf außerhalb des Protokolles liegende 
Umftände aründe. In Bezug auf jene abfolute Beweiskraft deffelben heißt es jedoch: 
Der Art. 78. enthält die Beftimmung, welche aud für dad Verfahren vor den Ge— 
richtdabtheilungen anwendbar ift, daß don den Erklärungen des Angeklagten und der 
Zeugen dad Wefentliche in dad Protokoll aufgenommen werden fol, und es rolgt 
bieraug, daß diefe Regiftrirung vollen gerichtlichen Glauben verdient. Die Beweiß- 
kraft diefer von dem Morfipenden und dem Gerichtäfchreiber vullzogenen Urkunde 
ſchließt jedoch die Zuläſſigkeit des Gegenbeweife® darüber, daß die Erklärung des 
Angeklagten oder des Zeugen in anderer Weiſe, al8 fie abgegeben, niedergeſchrieben 
worden, allerdings nicht fehlechtbin and, vielmehr hat der Richter zu prüfen, ob der 
erbotene Gegenbeweiß in erhebliher Weife angetreten fei. 


$, 21. der Verordnung vom 21. Juli 1846, Art. 110. des Geſetzes 
bom 3. Mai 1852, Legalifation eigener Schriften dur 
Richter außer Dienften. 


Beſchluß des Ober » Tribunal® vom 8. Dezember 1865 in Saden Meber 
wider Grunenberg (Nr. 293. B. L), daß aud in den im Cibilprozeß verhandelten 
— alſo auf F. 21. der Verordnung vom 21. Juli 1846, der Grund» 
aß in dem Plenarbeſchluß des Straffenatd vom 16. Juni 1862 wider Haberecht 
(Arhiv X. S. 565), nad welchem Beamte, welde nicht mehr im Dienfte be» 
findlich, jut Pegalifation von Scriftftüden nicht befähigt find, Anwendung finde, 
(8 handelte fih bier um die Appellationzfchrift eines mit Penfion aus dem Dienft 
geſchiedenen Kreißrichterd in feinem njurienprozeffe, 


88. 16. 24. 37, des Holzdiebftabld-Gefeged dom 2. Juni 1852. Publi— 
kätion des Kontumazial-Urteld wegen vierten Holzdieb. 
ſtahls. 

Nah $. 37. des Holzbdiebſtahls-Geſetzes dom 2. Juni 1852 erfolgt die 
Publikation des Kontumazial- Urteld in den —— wegen Holzdiebſtahls 
lediglich durch Zufertigung des Tenors der ergangenen Entſcheidung. Das BVerfah- 
ven ift bier im Allgemeinen dasſenige wegen Uebertretungen. 

Der $. 24. des Geſetzes beitimmt Dagegen, daf in Betreff des vierten Holz» 
diebſtahls ($. 16.) die Zuftändigfeit und da8 Verfahren fich nach den für Vergeben befte- 
benden Vorſchriften richten. In Betreff ded Kontumazialderfahrens it aber gleich 


Aus der Praxis. $$. 16. 24. 37. des Holgbiebftahld-Gefeged vom 2. Juni 1852, 123 


falls hier die obige Vorfchrift des F. 37. wiederholt, fo daß auch bier die Publika- 
tion nur dur gutellung ded Urtelötenord erfolgt. Dies widerfpriht den Vor— 
fhriften über dad Verfahren wegen gemeiner Vergeben, nad denen, wenn der An- 
eflagte bei der mündlichen Verhandlung refp. bei der Verkündigung des Urtels in 
der Audienz nicht anweſend war, demfelben eine Ausfertigung de ganzen 
Urtels zugeftellt werden muß, und die Appellationsfrift erſt von diefer Zuſtellung 
an zu laufen beginnt ($G. 35, 127, der Verordnung vom 3. Januar 1849), Da 
nun aber dad Holzdiebitahld-Gefeg das neuere ijt, jo muß allerdingd jene Vorſchrift 
des 8. 24. ald eine befondere Ausnahme von dem gewöhnlichen Verfahren betrachtet 
werden, und man muß daher auch annehmen, daß Hr den Fall der Anmeldung ber 
Appellation in Unterfuhungen wegen vierten SHolzdiebjtahld eine Werpflihtung der 
Gerichte nicht befteht, dem Wppellanten von Amtswegen eine Audfertigung zu er 
theilen. Im diefer Art ift die Sache au, wie mehrere vorliegende Fülle ergeben, 
bißher aufgefaßt morden. 

Die Motive des Gefeped geben feinen Auffhluß darüber, weldhe Grünbe 
diefe Ausnahme veranlaßt haben. a 5 37. ift in den Motiven ledigli auf den 
F. 17. de älteren Holzdiebjtahld-Geteges vom 7. Juni 1822 verwieſen, welcher bei 
Rontumazial-Entfheidungen nur die — des Urtels ⸗Extrakts, alſo des Te, 
nors, vorſchrieb. Es iſt indeß nicht berückſichtigt, daß dieſe Bezugnahme zwar für 
den einfachen Diebſtahl, nicht aber für den vierten paßte. Nur jener wurde, wie 
jetzt, mit der Kommination der affirmativen Litiskonteſtation (Zugeſtändniß) behan- 
elt, bei dem vierten dagegen fand ſchon damals ker die gewöhnliche Unter⸗ 
ſuchung nad der Kriminal» Ordnung ftatt (SS. 30. 33. des Gefepea bom 7. Juni 
1822); in diefer war eine Kontumazial + Entjheidung gegen einen Anmejenden und 
nur dor dem Richter nicht erſchienenen Angeklagten an und für fi undenkbar, wäh- 
rend — jetzt allerdings ſtattfindet. Der $. 17. jenes älteren Holzdiebſtahls ⸗Geſetzes 
paßt daher auf den Fall des $. 24, des ſetzigen Holzdiebftahld-Gefeged nicht. Dieſes 
ſchreibt im $. 29. die ftommination der Annahme ded Zugeftändniffes für die Fälle 
des einfachen Holzdiebſtahls vor, und es erfolgt demnad die Entjcheidung, deren In— 
halt lediglich in dem Tenor felbjt beſteht, während in den Fällen des vierten Holz- 
diebftahld bei dem Nichterfcheinen des Ungeflagten nah $$. 32. und 35. der Ver- 
ordnung bom 3. Januar 1849 kontradiktoriſch mit Erhebung des Beweiſeb wie in 
allen übrigen Fällen — und die Entſcheidung nur auf Grund dieſes Beweiſes 
erlaſſen wird. Daß aber der $. 24. mit den Worten: 


»Bei Kontumazial-Urtheilen ift jedod nur der Tenor derfelben dem Ver— 

urtbeilten zuzuſtellen«, 
nicht nur das in den Art. 46. ff. des Geſetzes vom 3, Mai 1852 vorgefchriebene 
Kontumazialverfahren gegen abmwefende oder flüchtige Angeklagte im Auge ge 
babt habe, in welchem allerdings die Publikation ‚nur durd Affixion des Urteld. 
Tenord ohne Gründe erfolgt (Art. 49.), ergiebt fih daraus, dab bier eben diefe 
Affigion in ———— der Möglichkeit einer perſönlichen Inſinuation vorgeichrie- 
ben ift, während jener Satz des $. 24. durch die angeordnete perfünlice Infinuation 
eben nur auf den anmefenden, aber nicht erjhienenen Angeklagten paßt. 

In einem bei dem Kammergericht verhandelten Fall der Appellation in einer 
Unterfuhung wegen vierten Holzdiebſtahls bat ſich das Mißverhältniß, welches aus 
der Zuftellung de3 bloßen Urteld-Tenors für den Ungellagten ergiebt, deutlich ber- 
außgeftellt. . Daß Stammergericht ift dadurch veranlaßt worden, dem betreffenden 
Kreisgericht zu eröffnen, daß ed die Anwendung des $. 24. des Holzdiebftahls. Ge- 
feges auf die fontradiftoriih verhandelten Unterfuhungen wegen vierten Holzdieb- 
ftabl3 nicht für anwendbar erachte, in jedem falle aber dann, wenn die Appellation 
angemeldet werde, die Ertheilung der Ausfertigung ded ganzen Urtheild von Amts. 
wegen für geboten erachte, um dadurch den Angeklagten zur Rechtfertigung feiner 
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124 Aus der Praris. $. 33. des Preßgeſches vom 12. Mai 1852. 


Appellation in den Stand zu fehen. Diefe leptere Anordnung ift gewiß nur zu 
billigen; jener Anſicht über die prinzipielle Nichtanmwendbarfeit de $. 24. dagegen 
rn wir nicht beitreten. 


F. 33. des Preßgefeged vom 12. Mai 1852. $. 152. des Gtrafgefeh- 
bub8. Vertheilen und damit Veröffentlihbung der Drud- 
fhrift durh Mittheilung an die Mitglieder des Abgeord- 
netenhauſes. 


Der Angeklagte hat eine Petition, in Form einer Druckſchrift, an das Haus 
der Abgeordneten gerichtet, und zwar in 350 Exemplaren, welche unter die Mitglie- 
der des Hauſes vertheilt worden find. Er ift wegen der darin enthaltenen fchrift- 
lichen Beleidigung ded Staat? - Minifterumd aus $. 102, ded Strafgeſetzbuchs ver- 
urteilt, jedoch ift die Verdffentlihung refp. die Vertbeilung der Schrift dur beide 
Richter verneint. Denn die Vertheilung fei innerhalb der Grenzen der Körperſchaft 
(des Abgeordnetenhaufes) verblieben und die Schrift dadurch nicht an die Oeffent- 
lichkeit getreten, wenigiten® fei eine Verbreitung über den Kreis der Abgeordneten 
binaus nicht ermittelt, und die beantragte Aufnahme in den ftenographifchen Bericht 
des Haufes fei nicht erfolgt. 

Auf die Beſchwerde des Ober-Staatdanwalt? hat dad DOber- Tribunal am 
6. Dezember 1865 wider Grävel (Mr. 705. 1.) vernichtet und wegen öffentliher 
Beleidigung verurtheilt. 


Gründe, 


Für ein Verbreiten im Sinne des 6. 33. des Preßgeſetzes vom 12, Mai 
1851 muß e8 erachtet werden, wenn der Angeklagte 350 Exemplare der Drudihrift 
an das Abgeordnetenhaus eingefendet und dort unter die Mitglieder bat vertbeilen 
laffen. Insbeſondere ſteht dem nicht entgegen, daß die Perfonen, unter welche die 
Vertheilung erfolgt ift, fümmtlic Mitglieder einer Korporation find. Allerdings bat 
da8 Dber » Tribunal in dem Erfenntniffe vom 17. Dezember 1856 wider Kamerau 
(Arhiv 1. ©. 52) audgeführt, daß die Vertbeilung einer von dem PVorfteher der 
Nelteften dev Kaufmannſchaft auögegangenen Drudicrift unter die Mitglieder diefer 
Ktorporation für ein Verbreiten im’ Sinne des Prefgefepes nicht zu erachten fei. 
Diefer Fall unterfcheidet fi aber von dem vorliegenden weſentlich dadurch, daß dort 
die Vertbeilung von dem Vorftande der Korporation felbit unter die Mitglieder der- 
felben, die auf die betreffenden Schriften ein Recht batten, ausgegangen, mithin 
lediglich ein Akt der inneren Verwaltung gewefen war, wäbrend fie hier von einem 
nicht dazu berufenen Dritten erfolgt if. Es findet auf den vorliegenden Fall mithin 
daßjenige Anwendung, was in dem Präjudiz des Ober-Tribunald vom 28. Januar 
1852 (Entſcheid. Bd. 22, ©. 85) ausgeſprochen ift? 

»Bei Anwendung der Vorfchriften der 68. 11. 14. 29. 32. 33. des 
ti A vom 12, Mai 1852 kann nicht zwilden dem Publikum, diefes 
al® Bewohner eined beftimmten Erdtbeild oder fonft räumlich begrenzten 
Bezirks aufgefaßt, und einem anderweit etwa nad dem Beruf der Theil» 
nehmer innerhalb gewiſſer Grenzen ficb baltenden Leferkreife unterfchieden, 
und es fann daher nicht ald Regel bingeftellt werden, daß die Mitthei- 
lung einer Drudichrift an einen beftimmten Leferkreiß feine Verbrei— 
tung und Veröffentlichung im Sinne des $. 33, fei. 

Dazu fommt, daß der $. 152. des Strafgeſetzbuchs die Oeffentlichfeit einer 
in einer Schrift ausgeſprochenen Beleidigung auch ſchon dann für vorhanden er- 
klärt, wenn diefe Schrift vertheilt, ein Vertbeilen aber vom zweiten Richter wört— 
lich feftgeftellt ift. 


Aus der Praxis. $$. 50. 52. 53. des Geſehes über die Preffe vom 12, Mai 1852. 125 


5; 50. 52. 53. des Geſetzes über die Dreffe vom 12, Mai 1852, Art. 4. 
es Gefeged vom 3. Mai 1852. Verbreitung einer audländi- 
ben, auf Grund des $. 52. durch Minifterialbefhluß 
verbotenen Zeitſchrift. Vernichtung für den Fall der Frei— 
fprebung des Merbreiterd. Prävention durch Anbängig- 
keit deffelben Verfahrens in Betreff derfelben Zeitſchrift 
bei anderen Gerichten. 


Der Angeklagte ift nad $. 53. des Preßgeſetzes beſchuldigt, verſchiedene Hefte 
einer Zeitſchrift unter verfchiedenen Namen gewerbmäßig verbreitet zu haben, welche alle 
mit der auf Grund des Art. 52, des Preßgeſetzes durch Minifterialerlaß verbotenen 
ausländiichen aka »die Gartenlaubes identifch feien. 

Der erſte Richter bat diefe dentität und die gewerbmäßige Verbreitung feft- 
geitellt, den Ungellagten jedoch freigefprochen, weil demfelben die Identität unbekannt 
geweſen fei. Er bat ferner den auf Grund des $. 50. des Preßgeſetzes geitellten 
Antrag auf Vernichtung der vorfindlihen Exemplare, fowie der dazu . beitimmten 
Platten und formen abgelebnt, weil der $. 50. auf ſolche Fälle, wo nicht der n« 
balt der Drudicrift an und für fi ftrafbar fei, fondern, wie im vorliegenden 
Falle, mur die ug Verbreitung der Drudihrift ohne Rückſicht 5 ihren 
Inhalt nah 8. 53. ſtraffällig erſcheine, nicht Anwendung finde. 

Nur gegen dieſen die er betreffenden Theil des Urteld bat der 
Staatdanwalt appellirt, indem er zugleich die Brävention behauptete, da bei anderen 
näher bezeichneten Gerichten bereits ein WBernichtungsverfabren wegen der bier in 
Mede ftebenden Zeitjchriften auf Grund des 8. 50. ſchwebe, zum Theil auch bereits 
vechtöfräftig auf Vernichtung erkannt fei, in —* alſo der Grundſatz des non bis 
in idem Anwendung finde. 


Das Mppellationdgeribt bat jedoch beftätigend erfannt und die biergegen 
eingelegte Nichtigkeitöbefchwerde ift durch Urtel ded Ober. Tribunald vom 23. No- 
vember 1865 wider Loos (Nr. 282. 11.) zurüdgemiefen. 


Gründe 


Der Gerihtäftand der Prävention, welcher im Urt. 4. des Gefehed vom 
3. Mai 1852 vorgefeben ift, ſetzt Einheit der That voraus. Won einer ſolchen Ein- 
beit der That kann allerdings bei einem Vernichtungsverfahren gegen eine Schrift 
die Rede fein, welches auf Grund des Alinea 3. des $. 50., Seen über die Preſſe 
vom 12, Mai 1852 bei einer in verichiedenen Gerichtäfprengeln erfolgten Beichhlag- 
nabme derfelben eingeleitet ift, da die Schrift felbft, nicht die einzelnen Eremplare, 
den Gegenitand des Verfahrens bildet. 

Anders liegt aber die Sache in dem Falle, wo mit Rüdfiht auf den an- 
gebli ftrafbaren Inhalt einer Drudichrift verfchiedene Perfonen bei verſchiedenen 
Gerichten verfolgt werden. Alddann liegen verfhiedene ftrafbare Handlungen vor, 
bezüglich deren jedes Gericht vermöge feiner eigenen Kompetenz, wie über die Schuld» 
frage, fo auch über die frage na der Vernichtung der Schrift felbititändig ent- 
ſcheidet. Die Kompetenz über die Vernichtung zu erfennen, wird durch die Kom- 
petenz rüdfichtli der Straftbat des Angefbuldigten begründet. Hier bleibt alfo 
jede Prävention in Betreff der Vernichtungsfrage ausgeſchloſſen, und daß wider 
ſprechende Erfenntniffe vorfommen fünnen, vermag an den Grundfägen über bie 
Kompetenz nichtö zu ändern. — — — 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde behauptet zwar, daf die Beftimmung des Alinea 1. 
de? 6. 50., wonach die Vernichtung auch dann in dem Urtel audzufprechen fei, wenn 
iwar der Angeklagte freigefproden, in der Schrift jedoch der Thatbeftand einer 
ftrafbaren Handlung vom Richter erfannt werde, nur einen ſolchen Angeklagten vor 


126 Aus der Pratis. SS. 10, ff. des Geſehes dom 11. Juni 1837. 


Augen habe, der nad $. 34. ded Preßgeſetzes materiell, oder nah 99. 35— 37. 
formell eine Verantwortlichkeit für den Inhalt der Drudicrift habe, nit aber die 
Fälle der 99. 43. und 53. Alinea 1. des Preßgeſetzes, in denen der Verbreiter der 
betreffenden Drudihrift eine VBerantwortlichteit für den Inhalt überhaupt nicht babe. 
Allein beim $. 43. fommt die Vernihtungdfrage beim Fortdauern der Befhlagnahme 
gar nicht zur Erörterung und der $. 53. in feinem erjten Alinea fegt voraus, daß 
die ausländiſche Zeitfchrift für fih ihrem Inhalte nah nicht ftrafbar fei. 
Iſt die aber der Fall, fo fällt auch die Vorausſetzung fort, unter welcher nach 

aufgabe des Alinea 3. de8 $. 50. ein Vernichtungsberfahren gegen die Schrift 
jelbjt eingeleitet werden könnte. Bebhauptet die Anklage die Strafbarkeit de8 Inhalts 
der Schrift unter irgend einem Geſichtspunkt, fo hat auch der Angellagte das Recht, 
diefe Strafbarkeit zu beftreiten, und fomit das befaßte Geriht auch die Kompetenz 
über die nothwendige Voraußfegung der Vernichtung und mithin über diefe ſelbſt zu 
erkennen. Es iſt daher auch nicht abzufehen, wie in dem Falle des Alinea 1. des 
$. 53. von der mwirffamen Prävention eine® anderen Gericht? in Bezug auf die 
Frage der Vernichtung der nämlihen Schrift die Rede fein künne. 

Es fann endlich einem begründeten Zweifel nicht unterliegen, daf der $. 50. 
zu feiner Anwendbarkeit überall die Woraußfegung hat, daf der Inhalt der Schrift, 
ihre Veröffentlihung vorausgeſetzt, materiell den Thatbeftand einer ftrafbaren Sand- 
lung darftelle. Soll die Handlung in diefem Sinne ftrafbar fein, fo müffen die Merf- 
male vorliegen, unter denen das Gefeh dieſelbe al3 firafbar vorgefehen hat. In dem 
Falle einer lediglich auf dad Mlinea 1. des $. 53. geftügten Anklage fehlt es aber 
jelbfiverftändlih an jedem Gefege, unter welches die ringe, an fih als ſtrafbar 
fubfumirt werden könnte. Es iſt vielmehr einzig und allein die getverbmäfige Ver- 
breitung der darin vorgefebenen Druchkſchriften, welche den Thatbeftand des Ver- 
gehens darftellt, und zwar in der Voraudfegung ihre ftraflofen Inhalte. Dem ftebt 
da8 Präjudikat in dem Beſchluſſe ded Ober-Tribunald vom 14. “Januar 1863 wider 
Ahrends (Archiv Xl. ©. 197) nicht entgegen, da es fib dort um eine Belannt- 
machung bandelte, welche an ſich die Uebertretung einer Polizeivorſchrift entbielt. 
Das im $. 53. des Preßgeſetzes vorgefebene Vergeben ift vom Gefeggeber milder 
behandelt, ald da8 Vergeben des 8.43. Nur die gewerbmäßige Verbreitung der 
verbotenen Drudihrift bildet den Thatbeitand des Vergehens, und die Verbreitung 
folher Schriften, fofern fie nicht gewerbmäßig erfolgt, ift ſtraflos. Hieraus ergiebt 
fih alfo, daß wenn auf die aus $. 53. erhobene Anklage freigefprodben wird, weil 
eine gewerbmäßige Verbreitung nit ftattgefunden babe, auch nicht einmal die Kon- 
fiöfation der vorfindlihen Exemplare im Urtel ausgefprodyen werden kann, im falle 
der Verurtbeilung dagegen nur auf Konfisfation der Drudicriften zu erfennen ift, 
welche fid) im Sinne deö Nlinea 1. des Strafgeſetzbuchs ala Mittel zur Verübung 
des Verbrechens barftellen. 


68. 10. ff. des or. vom 11, Juni 1837. 8. 20, Abſ. 2. ded Straf. 

N are Geltendmahung der Entſchädigung und der Kon» 
Mi ation wegen Nachdrucks gegen den Nadlaf des Thä— 
ters im Strafverfahren und nad den in demjelben gelten- 
den Beweisvorſchriften. 


In dem Bd. XII. ©. 30 ff. mitgetheilten Plenar-Urtel des Ober-Tribunat® 
vom 24, Dftober 1864 wider Bänſch ift der Grundfag audgefproden, daß in Nach- 
drudd-Unterfuhungen der Strafrichter allein für den Anfprud auf Entihädigung 
fompetent fei, und auch nach dem Tode ded Befchuldigten die Entfheidung über 
die Konfiskation zu treffen babe. MR 

In der dort entfchiedenen Sache hatte der Appellationrichter nach dem Tode 
des Beichuldigten die Enticheidung abgelehnt, und e8 mar daher fein Urtel ver» 
nichtet und die Sache in die ziweite Inſtanz zurüdgewiefen. 


Aus der Progis. 6. 26. des Gtempelgefehed vom 7. März 1822, 127 


Bei der neuen Verhandlung in zweiter Inftanz über die Entihädigung und 
die Konfiätation gegen die Erben bat der Appellationsrichter ohne neuen oder repro- 
duzirten Beweiß eine neue thatſächliche FFeftftellung über da8 Fundament des An— 
ſpruches, nämlich über die Exiſtenz eined Nachdrucks Seitend des Erblafferd getroffen, 
und den Nachdruck verneint. 

Auf die Nichtigkeitsbeſchwerde des Ober, Staatdanwaltß bat das Ober-Tri- 
bunal am 7. Dezember 1865 wider Binfb (Nr. 244. 11.) wiederum, inöbefondere 
wegen Verlegung ded Art. 101. ded Geſetzes vom 3. Mai 1852 durch jene Feſtſtel⸗ 
lung obne neuen Beweis vernichtet. In diefer Beziehung beißt ed in dem Uxtel: 

Hat fih aud dad Erkenntniß der vereinigten Abtheilungen des Strafſenats 
vom 24. Oktober 1864 nicht außdrüdlih darüber audgefprocen, welche Beweistheorie 
in Bezug auf den Beweis der Thatſachen, welde den Beweis ded Vergebend des 
ftrafbaren Nachdrucks bilden, in Bezug auf die Legitimation zur Stellung de Be- 
ftrafungdantraged ($. 15. des Gefeged vom 11. Juni 1837) und überhaupt in Be- 
treff der Thatfrage da zu befolgen find, wo ed nah dem Tode des Beſchul— 
digten nicht mehr daranf ankommt, gegen dieſen auszuſprechen, ob der Angeklagte 
fhuldig oder nicht ſchuldig und zu beftrafen fei ($. 22, der Verordnung bom 3. “Ja« 
nuar 1849), fondern nur noch auf Entfhädigung und Geltendmahung der Konfid- 
fation in den Nachlaß, jo find doc in Konfequenz der in dem gedachten Erfenntniffe 
angenommenen und für die vorliegende Sache feftzubaltenden Grundſähe, da nad) 
denfeloen hierüber noch im Strafverfahren zu progediren ift; auch in den gedachten 
Beziehungen die Grundfäpe ded Strafverfahren? zu befolgen. 


x 26. des Stempelgefepe® vom 7. März 1822. Urt. 81. der Wechſel— 
rdnung bom 6. Aanuar 1549. * 14. des Geſetzes vom 24. Mai 
1861. Stempelſtrafe egen die Wechſelbürgen. Anwen— 
dung des Geſetzes vom 24. Mai 1861, nur wenn die Stempel. 
ſteuer-Pflichtigkeit ſelbſt beftritten ift. 


Unter dem ungeftempelten trodenen Wechſel befindet ſich ein Bürgicafts- 
vermerk des U. und M. 

Der Außfteller ift zur Stempelftrafe verurtbeilt, die beiden mitangeklagten 
Bürgen aber find freigefprodhen, weil der $. 26. des Stempelgefeped der Bürgen 
nicht gedente, auf fie alfo feine Anwendung finde. Nah Art. 81. der Wechſel- 
Ordnung fönne es zwar feinem Bedenken unterliegen, daß auch fie die. wechjelmäßige 
Verpflitung treffe, daraus folge aber nicht, daß fie auch für den unterlaffenen Ge- 
braub des Stempelö verantwortlid fein. Daß fie an dem Umlauf des Wechſels 
tbeilgenommen hätten, genüge nicht, weil ed an einer Gtrafbeftimmung in Betreff der 
Bürgen fehle. 

Auf die Nichtigkeitbbeſchwerde des Ober-Staatdanwalt8 hat dad Ober- Tri 
bunal am 1. Dezember 1865 wider Meinbarbdt F 1151. 1.) vernichtet, und auf 
die Stempelitrafe be8 25fachen Betraged aus $. 26. des Stempelgefeheß aud gegen 
die Bürgen erkannt. 


Gründe 


Allerdings erwähnt der $. 26. ded Stempelgeſetzes vom 7. März 1822 bed 
Bürgen micht ; dieß erklärt ſich jedoch einfad daraus, daß nac dem zur Zeit ber 
Emanation ded — gültigen Vorſchriften im F. 296. Tit. 14. Tb. 1. 
und Ye 801. Tit. 8. Tb. U. des Allg. Landrechts derjenige, welcher aus einem 
Wechſel ald Bürge verhaftet iſt, erſt dann wechſelmähig belangt werden fonnte, wenn 
die Mechjelegekution gegen den Hauptſchuldner vergeblich vollitredft war, oder wegen 
feiner Entfernung nicht volliredt werden konnte. 


128 Aus ber Praxis. Kabinetd-Ordre vom 7. Februar 1835. Nr. 1, 


Der gegenwärtig geltende Art. 81. der Deutfhen Wechfel- Ordnung lautet 
dagegen: 

‚Die wechfelmäßige Verpflichtung trifft den Außfteller, Weceptanten und 
Indoffanten des Mechfeld, jowie Jeden, welcher die Wechſelkopie, das 
Mecept oder dad Indoſſament mitunterzeichnet bat, felbft dann, 
wenn er fi) dabei nur ald Bürge (per aval) benannt bat; die Ver— 
pflihtung diefer Perſonen erjtredt fich auf Alles, was der Wechſelinhaber 
wegen Nichterfüllung der Wefelverbindlichkeit zu fordern bat. Der 
Wechſelinhaber kann ſich wegen feiner ganzen Forderung an den Einzel- 
nen balten. Es ftebt in feiner Wahl, welchen Mechielverpflichteten er 
zunächſt in Anſpruch nehmen will. 

Es ergiebt ſich hieraus, daß fomohl der Wechfel ald auch dad Accept und 
dad ndoffament nod von anderen Perſonen — außer dem eigentlihen Ausſteller, 
Acceptanten und Indoſſanten — mitunterzeichnet fein fünnen, und daß foldye 
Mitunterzeichner — wechſelmaͤßig verpflichtet ſind, ſelbſt wenn fie ſich dabei 
nur als Bürgen benannt haben; daß alſo der Ausdruck »als Bürge« rechtlich dem 
Wechſelinhaber gegenüber ganz bedeutungslos iſt. Die Mitunterzeichner des Wech— 
ſels, des Accepts und Indoſſaments treten daher unbedingt, und ſelbſt dann, wenn 
fie ſich ausdrücklich nur als Bürgen genannt haben, in die Kategorie als Mitaus- 
ſteller reſp. Mitacceptanten und Mitindoſſanten, welche als ſolche an dem Umlauf des 
Wechſels theilnehmen, und auf welche deshalb auch $. 26. des Stempelgeſetzes An- 
wendung findet. Die gilt daher im vorliegenden Fall in Betreff der Angeklagten 
A. und M. als Mitauöfteller des Wechſels. 

Der $.14. des Gefeged vom 24. Mai 1861 greift übrigens bier nicht Plaß, 
weil im vorliegenden Fall die Stempeljteuer unbeftritten ift, und es fih nur um 
die Stempelftrafe handelt. 


Kabinet? » Ordre vom 7. Februar 1835 Mr. 1. Begriff des Ge- 
tränkes beim Kleinbandel,. Spiritud als ſolches. 


Urtel de8 Ober-Tribunald vom 1. Dezember 1865 wider Frömming (Nr. 766. 1.) 
dur welches dad Erkenntniß des Appellationsgerichts vernichtet und der Rekurs 
de3 Angeklagten gegen da8 Erkenntniß des Polizeirichters zurückgewieſen it. 


Gründe 


Der erſte Richter bat feftgeftellt, daß der Angeklagte obne Konzeſſion zum 
Kleinhandel mit Getränfen wiederholt Heine Duantitäten Spiritus, mwiffend, daß foldye 
ald Getränk benußt werden follten, verkauft hat und deshalb den Angeklagten wegen 
Gewerbe» Polizeitontravention auf Grund der 68. 55. 177. der Gemerbe » Ordnung 
und der Kabinetd-Ordre vom 7. Februar 1835 Nr. 1. verurtbeilt. 

Auf den Rekurs ded Angeklagten bat 79 dad Appellationdgeriht den An- 
geflagten u. f. w. freigefprocdhen, da Spiritus im Sinne der angeführten Geſetze 
weder überhaupt, noch im vorliegenden * als ein Getränk anzuſehen ſei, da der 
Spiritus, welchen der Angeklagte verkauft, erſt durch einen Zufag von Waſſer babe 
trintbar gemacht werden müffen. 

Die biergegen eingelegte Nichtigkeitsbeſchwerde des Ober -Staatsanwalts iſt 
begründet. Denn daß Ober - Tribunal bat bereitd in dem Ertenntniffe vom 4. Ja» 
nuar 1860 wider Lebram (Ardiv VII. ©. 262) audgefprocen und ausgeführt, daß 
nab der Kabinet? »- Ordre vom 7. Februar 1835 Nr. 1. bei dem Stleinbandel eine 
‚prüffigeit dann ald Getränk anzufeben fei, wenn fie entweder bei dem Verkauf fich 
bereit8 in einem ſolchen — befindet, oder doch in einen ſolchen Zuſtand ver— 
ſetzt werden ſoll, welcher deren Genuß auf der Stelle, d. h. ſofort geſtattet, und daß 


Aus der Praxis. ©. 45. der GewerboOrdnung vom 17. Januar 1845. 129 


e3 nach den jededmaligen Umftänden beurtheilt werben muß, ob die in Rede ftehende 
Flüſſigkeit eine derartige ift. Im vorliegenden Falle ift aber feftgeftellt, daß dem 
Angeklagten beim Verkauf des Spiritus befannt war, daß er nah QJugießen von 
— als Getränk benugt werden ſollte. Die Kabinets-Ordre findet daher An- 
wendung. 


F. 26. des Regulativs vom 28, April 1824. $. 126. der Verordnung 
bon 3. Januar 1849, Neu angeführte Fälle des Gewerbe— 
betriebes im Umberzichben in Appellatorio nur ald Beweis, 
niht ald Erweiterung der Anklage. 


Der Angeklagte iſt befehuldigt, dad. Gewerbe ald Agent einer Verſicherungs 
Geſellſchaft im Umberziehen betrieben zu baben, ‚von dem Mppellationsrichter aber 
freigeſprochen, weil der in der Anklage zum Grunde liegende Fall den Thatbeſtand 
eines foldden Gewerbebetriebes nicht darſtelle. Die von dem Staatdanwalt in der 
Audienz zweiter Inftanz neu angeführten Fälle aus derfelben in der Anklage be— 
baupteten Zeit könnten nicht berüdfichtigt werden, weil nur der zuerſt gedachte Fall 
Gegenftand des Refolut3 der Negierung und demnächſt der Entſcheidung des erften 
Richters gewefen, die Regierung auc die neu angeführten Fälle ausdrüdlidh von dem 
Strafverfahren ausgeſchloſſen habe. 

Mit Bezug bierauf beift e8 im dem vernichtenden Urtel des Ober-Tribunalg 
vom 7. Dezember 1865 wider Hunke (Nr. 394. 11): wenn dem Angeklagten Ge- 
werbebetrieb nach 8. 26. des Regulatibs vom 28, April 1524 zur Laſt gelegt murde, 
jo bildeten nicht die einzelnen: Stontraventionsbandlungen den Gegenftand der Be- 
ſchuldigung, diefe ftellten nicht ebenfo viele Straffülle dar, ſondern fie kamen nur als 
die einzelnen thatſächlichen Momente in Betracht, auß denen fib der Thatbeftand 
des Vergehens zufammenfegte. Handelte es ſich alfo darum, die Beweisaufnahme 
auf andere, als die bis dahin zur Sprache gefommenen Alte der gewerbmäßigen 
Thätigkeit außzudehnen, jo wurde damit nicht das Objekt der Anklage geändert oder 
erweitert, fondern nur der Thatbeftand des den urfprünglicen Gegenftand der An- 
age bildenden Vergebens feinem ganzen Umfange nad Eonftatirt. 


F. 45. der Gewerbe » Ordnung vom 17. Januar 1845. $. 1. des Ge- 
ſetzes vom 1. Juli 1861, megen gewerblicher Anlagen. Betrieb der 
Abdederei ohne Konzeffion ledigalib zur Nubung bei dem 
Betriebe eined anderen Gewerbes. 


Urtel des Ober» Tribunal® vom 24. ‚November 1865 wider Ziegenhirt 
(Nr. 1089, 1.), durch welches das Appellationsurtel vernichtet und die Sache in die 
Inftanz zurüdgewiefen ift. 


Gründe 


Der zweite Richter ift von der Freitftellung des erften Richters: 
daß der Angeklagte feit mehreren Jahren dad Abdederei-Gewerbe betreibt, 
obne ein Befäbigungszeugnif der Regierung zu baben, 
abgewichen; er bat aber feine andermweite Feſtſtellung: 
daß der Angeklagte nur fein Gewerbe als Weißgerber und Yeimfieder 
ee? feinedmegd aber aud das Gewerbe eines Abdeckers betrie- 
en bat, 
nicht darauf gegründet, daß er die vom erften Richter ald erwieſen zum Grunde ge— 
legten Thatſachen, namentlich die, dab der Angeklagte eine große Anzahl todter und 
lebender Pferde gekauft, diefe habe ſchlachten, ſämmtliche Pferde babe abledern Laffen, 


130 Ans der Prazis. $$. 5. 7. des Poftgefeed vom 5. Juni 1852. 


fondern nur dedbalb, weil er als nachgewieſen annimmt, daß der Angeklagte Die 
Pferde ·Kadaber nur für fein Gewerbe als Leimſieder ausgenußzt babe. 

Sieraus ergieit fi, daß die Feſtſtellung des zweiten Nichterd auf rechtsirr - 
thümlicher Auffaffung berubt, da es bei der Anwendung der 668. 45. und 177. der 
Gemwerbe-Ordnung vom 17. Januar 1845 nicht darauf antommen kann, ob die in- 
friminirte Handlungsweife zu dem Zwecke vorgenommen wird, um die erzielten Stoffe 
noch für ein anderes Gewerbe, welches der Angeklagte betreibt, zu benugen, fondern 
nur darauf, ob diefe Handlungsweiſe an und für ſich den Beariff eine der im 
$ 45. aufgeführten Gewerbe darftellt. Die Vorſchrift des $. 45. ift im polizeilichen 
Intereſſe erlaffen, indem fie, foweit es Abdecker betrifft, bezmedt, daß nicht unfundiae 
Derfonen fih mit dem Betriebe eined Gewerbes befaffen, deffen regelwidrige Hand- 
babung — namentlib in Beziehung auf die Verbreitung anftedender Krankheiten 
allgemeinshädlibe Wirkungen haben kann. 

Daß nur die, und nicht etwa — mie ber zweite Richter annimmt — die 
Abfiht, ein Monopol des Abdeckers zu begründen, die Abſicht des Gefeggebers ift, 
ergiebt fi nit nur auß der Natur der übrigen im 6. 45. erwähnten Beichäfti- 
gungen, jondern aud daraus, daß die fpätere Gefepgebung, der Aufbebung der 

wangd- und Bannrechte ungeachtet, dieſe Vorfchrift beibehalten bat. Dies ift im 

. 27, des Gefeged über die Regulirung de AUbdedereimefend vom 31. Mai 1858 
Geſ.Samml. ©. 333) ausdrüdlih ausgeſprochen und durd die Gefege vom 22. 

uni 1561, betreffend die Abänderung einiger Beitimmungen der allgemeinen Ge— 
werbe-Ordnung (Gef.-Samml. ©. 441), und vom 1. Juli 1861, betreffend die Er- 
richtung gewerblicher Anlagen (Gef.-Samml. ©. 749), nidit abgeändert worden. E83 
findet ſich auch im $. 1. des zulegt genannten Gefeged die Beftimmung, daß bei 
allen gewerbliben Anlagen, welche dort ald einer bejonderen polizeilichen Genehmi- 
gung bedürfend, aufgeführt find, — und unter ihnen find auch Übdedereien ge- 
nannt — es feinen Unterfchied mache, ob fie nur auf den eigenen Bedarf des Unter- 
nchmerd oder auch auf den Abſatz an Andere berechnet find. 

Deshalb ift eb auch nicht zutreffend, wenn der zweite Richter darauf Ge- 
wicht legt, dat der Angeklagte zum Betriebe ded Handwerk? als Weihgerber und 
de8 Gewerbes ald Leimfieder befugt fei, denn weder die Drüfung, welche er als 
Meißgerber, wenn er nicht etwa der Innung angebörte, nah $. 23. der Verord- 
nung; betreffend die Errichtung von Gemerberätben, vom 9. Februar 1849 (Gef.- 
Samml. S. 93) vor der Drüfungstommiffion feined Handwerks abzulegen hatte, 
noch die polizeilibe Genebmigung, deren er nad $. 27. der Gemwerbe- Ordnung zur 
Anlegung feiner Gerberei und Leimfiederei bedurfte, können das im $. 45. vorge- 
fchriebene Zeugniß der Megierung über die Befähigung zum Abdedereibetriche er- 
jegen. Auch die vom zweiten Nichter angeführte Verordnung der Regierung zu 
Potsdam vom 7. September 1855 (Mmtöblatt S. 343) berührt, — abgefehen da- 
von, daß durch diefelbe der F. 45. der Gewerbe.» Ordnung. nicht aufgeboben werben 
fonnte — den vorliegenden Fall nicht, da fie nur den Zwed bat, von dem im $. 5. 
ded Dublifandumd vom 29. April 1772 (N. €. €. von 1772 p. 149) angeordneten 
Vergraben der Kadaver im Allgemeinen Abftand zu nehmen, und demgemiß den 
Abdedern und anderen Gewerbtreibenden und PViehbefigern die Audnugung der Ka— 
daver folder Thiere, melde nicht an gefährlichen Auantleiten gelitten haben — felbft- 
redend aber unter Beobahtung der fonftigen polizeiliden Vorſchriften — geftattet. 





9 5. 7. des Poſtgeſetzes vom 5. Juni 1852. $. 3. Geſetz vom 21. 

dai 1860. Begriff des »expreſſen Boten- im $. 7. Aus. 
dehnung des Poſtzwanges. 

Der Angeklagte, ein Buchhändler, ift Eigenthümer und Verleger eineß täglich 


erſcheinenden, der Stempelfteuer unterworfenen und deshalb nah $. 5. Mr. 2. des 
Gefeged vom 5. Juni 1852 reſp. des $. 3. des Gefeged vom 21. Mai 1860 dem 
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Poſtzwange unterworfenen Blatted politifhen Inhalt, Er bat baffelbe regelmäßi 
dur den Mitangellagten, einen Tagelöhner, am die in zwei Orten der Umgegen 
wohnenden Abonnenten verfendet. Diefer Bote ftebt in feinen Dienften und nimmt 
weder Gegenftände für Andere mit, noch bringt er folhe für Andere zurüd. 

Beide find durch Reſolut der Poſtbehörde nach den $$. 1. 5. 7.32. Nr. 3. 
35. Nr. 1. des Gefeped vom 5. Juni 1852 und 8. 3. des Gefeged vom 21. Mai 
1860 zur Strafe verurtbeilt, indem der für jene Verfendung ein- für allemal ange 
nommene und bezahlte Bote für einen »egpreffen Boten«, durd welchen ſolche Ver- 
fendung auläffig fein würde, nicht zu erachten fei. 

Die Angeklagten haben auf gerichtliche Gehör provozirt und find darauf in 
beiden nftanzen freigefprocen. 


Die Nichtigkeitsbeſchwerde des Ober-Staatdanwaltd biergegen ift durch Urtel 
vom 30. November 1865 wider Krüger (Nr. 380, II.) zurückgewieſen. 


Gründe 


Zur Unterftügung der der Nichtigkeitsbeſchwerde aum Grunde liegenden, bie 
im $. 7, des Gefeged vom 5. Juni 1852 flatuirte Ausnahme von dem Poſtzwange 
einfhräntenden Anficht wird vor Allem der Auddrud: »egpreffer Bote« und bie 
demmfelben in dem Sprachgebrauche des gemöhnlichen Leben? beivohnende Neben- 
— von etwas Außergewöhnlichem und beſonderer Beſchleunigung Bebürfen- 
em urgi 

Allein es erſcheint bedenklich, dieſem Wortlaute ein zu großes Gewicht bei» 
zulegen, vielmehr nothwendig, die Deutung der betreffenden Vorſchrift in dem Zu- 
jammenbange der gefehlihen Beſtimmungen und der daraus erkennbaren Abficht dag 
Gefeggeberd zu fuchen. 

Und da kommt denn in Betracht, daß die im $. 7. eit. gemäbrte Freiheit von 
dem Poſtzwange alle nah $. 5. sub Nr. 1—4. demfelben unterworfenen Gegen- 
Hände umfaßt, alfo nicht blos Briefe, für welche die Borausfegung, daf die gemährte 
Freiheit nur für die Fälle einer außergemöhnlichen und nicht zu bericicbenden Be- 
forgung beſtimmt fei, eher gelten kann, fondern audy andere Gegenjtände, auf melde 
diefe Vorausfegung nicht paht, indbefondere Zeitungen und Anzeigeblätter, melde 
periodiih und regelmäßig erjcheinen, und melde daher eine gleiche periodiihe und 
regelmäßige Beförderung nad) ihrem Erfheinen erbeifhen. Diefe Beförderung ift 
ed, wofür im $. 5. Nr. 2. des — — der Poſtzwang im Allgemeinen und 
wofür im $. 7. daf. die Freiheit der Beförderung durch eigene Mittel ſtatuirt wird. 
Daß diefe Freiheit auf den Fall, wo ausnahmsweiſe eine Verfendung von Zeitungen 
in größerer Quantität, oder eincd einzelnen Zeitungsblattes für fi erfolgt, babe 
beſchtänkt werden wollen, widerfpricht der Natur der Sache und kann unmöglid an- 
genommen werden. 

Es leuchtet alfo ein, daf der Ausdruck -expreſſer Bote« nicht in dem engeren 
Sinne eines für eine einmalige ungewöhnliche Verrichtung angenommenen Boten ver 
ftanden werden fann, vielmehr damit nur der Gegenfaß gegen den Poſtzwang aus. 
— derſelbe alſo als gleichbedeutend mit »Privat- oder eigener Bote« ge— 
raucht wird. 

Nah biefer Auffaſſung ſchließt ſich der Sinn des F. 7. eit. an das frühere 
Recht (Allg. Landrecht II. 15., 88. 141. 142. 147.) an, Dieſes ſpricht ($. 147. daf.) 
einfah und ohne Einſchränkung aus, daß Jedem freiftehe, feine Briefe oder poit- 
mäßigen Dadete durch eigene Boten oder geh abzuſchicken. 

8 ift ein Argument, deſſen Stärke nicht verfannt werden kann, und das 
die aus der bloßen Wortfaſſung des $. 7. hergeleiteten Zweifelsgründe widerlegt, 
wenn gefagt wird, daß eine Abſicht, dad Poftregal auszudehnen und zum Vortheil 
deffelbin den freien Verkehr zu befchränten, bei dem Geſetze vom 5. Juni 1852 nicht 
unterftellt werden könne. 
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Der Verfuh, den Sinn des $. 7. cit. auß der angegebenen Beltimmung 
der Voftordnung vom 26, November 1782 erläutern zu wollen, fheitert daran, daß 
letztere Beftimmung eben nur von der Zuläffigkeit der Beförderung von Briefen 
außerhalb des Poſtzwanges redet und dieſe allerdingd auf aufergewühnlihe Fälle 
befhränft, darum aber au für die Beurtbeilung der erweiterten und auf andere 
Beförderungdobjekte ausgedehnten Befugniß nicht maafgebend fein kann, 

Menn in den Ausführungen der Doftverwaltung wiederholt die Negelmäßig- 
keit der Beförderung mit angeblich feftftebender Abgangszeit betont und aus der 
Faffung des $. 32, Nr. 1. des Poſtgeſetzes argumentirt, namentlih darauf Gewicht 
gelegt wird, daß bier auch bätte auf 6. 7. verwiefen und der Fall einer regelmäßigen 
Beförderung einzelner poſtzwangspflichtiger a. durch expreſſe Boten ald ein 
Ausnahmefall von der Strafbarkeit des $. 32, bezeichnet werden müllen, fo ver- 
wechſelt diefe ganze Mraumentation zwei verſchiedene Verbältniffe, die einfache Ver— 
leßzung der Poſtzwangspflicht und die Ufurpation ded eigentlichen landesherrlichen 
Poftregald durch Begründung einer regelmäfigen, der Benugung des Dublitums 
dargebotenen und durch feititebende Abaangd- und Ankunftszeit derfelben zugänglich 
gemachten Beförderungsgelegenbeit oder Anftalt. Bei diefem Werbältniffe, wovon 
der F. 32. Nr. 1. handelt, find allerdingd die NRegelmäßigfeit der Beförderung und 
die Beſtimmtheit der Abgangszeit die mwefentlihen Momente, da dadurh die Mög- 
lichfeit für da8 Publikum, fi der Beförderungsgelegenbeit zu bedienen, bedingt ift. 
Dagegen fommt die Regelmäßigkeit oder das etwaige Feſtſtehen der Zeit, zu der der 
betreffende Bote feinen Meg antritt, ganz oder gar nit in Betracht, wo es fich 
nur um die Beförderung einer Sachen handelt, an der das Publitum fein Intereffe 
bat und wo, wie ed im vorliegenden Falle feftgeitelltermaßen fi verhält, der die Be— 
förderung beforgende Bote obne alle Nebenzwede, dem Publikum gegenüber, lediglich 
den ibm ertbeilten fpeziellen Auftrag ausführt. 

Hier ift von feinem Eingriffe in das F. 1. des Poſtgeſetzes bezeichnete Regal 
die Nede. Es war daher auch keinesweges nothwendig, in die den Schup dieſes 
Regals bezwedende Strafbeftimmung des $. 32, Nr. 1. den Fall des 8. 7. daſ. 
aufzunehmen, Es ift vielmehr. begriffäwidrig, den legteren mit jener Beltimmung in 
eine Verbindung bringen zu mollen. 

Aus dieſen Gründen bat der Anficht der vorigen Richter beigepflichtet und 
die Nichtigkeitsbeſchwerde zurückgewieſen werden müſſen. 


F. 19. des Strafgeſetzbuchs. $. 24. Tit. 14. der Pommerſchen Forft- 
—— vom 24. Dezember 1777. Richterliches Straferfennt- 
niß auf Konfiskation der im $. 24. genannten Gegenſtände. 
Verpflidtuna ded Richters, auf eventuelle Erlegung des 
feftgefepten Wertbes des Konfiskats zu erkennen. 


Der 8. 24. Tit. 14. der Pommerfhen Forftordnung dom 24. Dezember 
1777 beftimmt unter Anderem: 
daß Baur, Nup- und Brennbolz, welches obne da8 vorgeſchriebene Atteft 
in die Städte eingebracht wird, von den Thorbedienten fonfiszirt, daß 
die Unterlaffung diefer Konfiskation gegen die Thorbedienten mit der 
vorgefchriebenen Strafe geahndet, daß endlich dies Alled auch in Betreff 
des ohne Atteſt der Forſtbedienten eingebrachten Wildprets gelten foll. 
Der Angeklagte bat ein Reh ohne ſolches Atteſt in die Stadt eingebracht, 
und deshalb ift nad jener Vorſchrift gegen ibn auf Konfisfation des Mebs, event. 
auf Erlegung des Werthes von 4 Rthlrn. des (nicht mehr vorhandenen) Rehes 
erfannt. 
Der Appellationdrichter bat den Angeklagten freigefprochen. 
Auf die Nichtigkeitsbeſchwerde des Ober-Staatdanwalt8 hat da3 Ober-Tribu- 
nal am 13. Dezember 1865 wider Schmidt (Nr. 993. 1.) das Appellationdurtel 
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vernichtet, und den Rekurs des Angeklagten gegen das erſte verurtbeilende Er— 
fenntniß zurüdgewiefen. 


Gründe 


Der vorige Richter erkennt zwar die fortwährende Gültigkeit de8 6. 24. 
it. 14. der Pommerſchen Forſtordnung vom 24. Dezember 1777 im Gintlange 
mit dem Erfenntniffe des Ober-Tribunald vom 5. November 1862 wider Sengjtod 
— Dppenboff Redtipr. Bd. 3. S. 103 — an, fpricht aber den Angeklagten deshalb 
frei, weil nad der Faſſung ded G. 24. fi ergebe, daß der Gejeggeber dabei weit 
mehr an eine Anweifung für die Thorbeamten, welche auf das vorgefchriebene Atteft 
ihr Augenmerk richten, und beim Mangel eines ſolchen fonfisziren follen, als an Feſt⸗ 
fegung einer Strafe für den durch ein ſolches Aiteft nicht legitimirten Einbringer 
gedacht habe. In der Vorſchrift, daß dad ohne Atteſt eingebrachte Holz refp. Wild 
angehalten und konfiszirt werden foll, liege daher zunädft nur eine Anweiſung für 
die Thorbedienten, und wenn darin zugleich allerding® aud die Strafe der Konfid- 
fation für den nicht legitimirten Einbringer angedroht ift, jo fünne doch, da Straf. 
gefege jtrifte zu interpretiren feien, jene Vorſchrift nit anders gedeutet werden, als 
dahin, daß die Konfidfation des Wildes nur in dem Fall eintreten foll, wenn «8 
von den Thorbedienten beim Einbringen angehalten wird. Im vorliegenden falle 
babe der Angeklagte zwar ein Reh ohne Atteft in die Stadt ©. eingeführt, derfelbe 
fei damit aber nicht am Thor oder fonjt angehalten worden, er babe vielmehr das 
Reh bereit verkauft gehabt, ald gegen ibn auf Grund des 6. 24. eingefchritten 
wurde, deffen Anwendung daher im vorliegenden Fall unftatthaft fei. 

Diefer Ausführung kann indeh nicht beigetreten merden. Nach derfelben 
wird der ea blo8 deöbalb der ihm zur Laft gelegten Zumiderbandlung gegen 
$. 24. Tit. 14. der Pommerſchen Forſtordnung nicht ſchuldig erachtet, weil es ibm 
gelungen ift, das Reh ohne das vorgefchriebene Legitimationd-Atteft unbemerkt in die 
Stadt einzubringen. Ein ſolches Nefultat bei Anwendung deö 6. 24. kann vom 
Gefehgeber nicht beabfichtigt fein. 

Aber au der Wortlaut des $. 24. fteht der Unficht des vorigen Richters 
nicht zur Seite. Derfelbe enthält allerdings eine Anweifung an die Thorbedienten, 
welche fie bei Strafe befolgen follen, ‚aber zugleich aucd die Androhung der Strafe 
der Konfiskation gegen den unlegitimirten Einbringer. Beides find ganz felbitftän- 
dige Vorſchriften, und die den Thorbedienten und dem Einbringer angedrobten Stra- 
fen ganz verſchiedene. Das Gefeg fagt auch nicht, daß dad Holz refp. Wild von 
den Thorbedienten angehalten und von ihnen fonfiszivt werden foll, fondern 

daß es von den Thorbedienten angehalten und fonfißzirt fein foll. 

Alfo der unlegitimirte Einbringer hat jedenfalld als Strafe dik Konfisfation 
berwirft, mag er von den Thorbedienten mit dem Holz oder Wild angehalten fein 
oder nit. Denn dad Gefeß hat das Anbalten und die Konfiskation ſchon feinem 
Wortlaut nad in feine nothwendige Verbindung gebracht, wie vom vorigen Richter 
irrthümlich angenommen iſt. 

Uebrigens iſt die Befolgung des $. 24. auch noch durch verſchiedene neuere 
Verordnungen der Königlichen Regierung zu Cöslin, namentlich vom 22. Auguſt 
1824 — Amtsblatt S. 308 — und vom 24. April 1838 — Amtöblatt S. 111 — 
in Erwägung gebrabt, und die Kontrolle in Betreff ded in Rede ftebenden Thor- 
attefted iept ausdrücklich ſämmtlichen Steuer- und MPolizeibeamten, namentlid den 
Polizei » Sergeanten und Genddarmen, fowie den Königlichen Forſtbedienten über- 
tragen. 

Zwar hat der Angeklagte auch noch behauptet, daß wenigſtens, wenn, mie 
im vorliegenden Fall, die Konfisfation des ohne Atteft in eine Stadt gebraten 
Milded nicht mehr ausführbar fei, auf Erftattung des Werthes nicht erfannt werden 
fünne, meil da8 Geſetz nicht von Erftattung de8 Wertbed, fondern nur von der Kon- 


134 Ans der Praxis. $. 20. des Strafgeſehbuchs. 


fißfation fpreche. Es verfteht fi jedoch von ſelbſt, daß auch ohne eine deöfallfige 
ausdrückliche Beſtimmung im Gefege, jobald die Konfiskation felbft nicht mehr jlatt- 
finden fann, an deren Stelle die Entrihtung des Werthes des Konfiskats treten 
muß, meil der zufällige Umjtand, daß die SKtonfisfation felbft nicht mehr zu realifiren 
ift, den Angeklagten von der verwirkten Konfiskationsſtrafe nicht befreien kann. Der 
vom erften Richter auf 4 Rthlr. feſtgeſetzte Werth des Rehes iſt aber vom Ange» 
flagten nicht bejtritten. 


$ 29. bed Strafgeſetzbuchs. Unzutläffigfeit der Verhängung der 
andeöbermweijung nur auf beffimmte Zeit. 


Der erite Richter erkennt gegen den Ungellagten, einen Ausländer, neben 
der Strafe des Diebſtahls auf Interdiktion und Landeöverweifung auf 1 Jahr. Der 
Appellationsricbter erkennt auf Landeöverweifung ohne Zeitbeichränkung. 

Die Nichtigkeitöbefchwerde des Angeklagten, welche behauptet, daß Die Yandes- 
verweifung nach $. 29. des Strafgeſezbuchs ebenſo wie die Polizei-Aufſicht, an derem 
Stelle fie treten, nit auf längere Zeit ald die legtere erkannt werden dürfe, iſt durch 
Urtel vom 14. Dezember 1865 wider Debrle (Nr. 383. 11.) zurüdgewiefen. Denn 
da8 Strafgefepbuch habe nur für die Stellung unter Polizei-Auffiht im $. 26. eine 
Zeitdauer vorgeſchrieben, dagegen folle nach d. 29. gegen Audlinder, gegen welche 
auf Stellung unter Polizei-Auffiht zu erkennen fein würde, auf Landeösverweifung 
erfannt werden, ohne daß bierbei diefer Strafe irgend eine gefeplihe Seitbeihrän- 
fung beigefügt fei. Es finde alfo die Stellung unter Polizei » Auffiht gegen Aus- 
länder feine Anwendung, und daber fielen binfichtlich ihrer alle nur die Polizei-Auf- 
fiht betreffenden geſezlichen Beſtimmungen hinweg, und es fei fein Gefeg vorhanden, 
welches den Richter ermädtige, oder verpflichte, die Landesberweiſung auf beftimmte 
Zeit zu beſchränken. 


F. 58. des Strafgeſehbbuchs. Nüdfall. Keftftellung der Jden- 
tität der Perfonen durch den erfennenden Richter. Rechts— 
Eraft in Bezug auf die Nichtidentität. 


Der Angeklagte, wegen vierten Holzdiebſtahls angeklagt, beift Gottlieb 
Hippert und ift Holzbändler. Die legte Vorbeitrafung ift gegen einen Häusler 
Gottlob Hippert ergangen. 

Der erſte Richter fpricht deshalb wegen mangelnder dentität der Perſon 
frei; der Appellationsrichter verurteilt dagegen nach Feſtſtellung der Identität. 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde rügt die Verlegung de8 Grundſatzes der res ju- 
dieata, nach welder die Verurtheilung einer dem Namen und Gewerbe nah ganz 
verſchiedenen Perfon in Beziehung auf die Wirkungen des Rückfalls unabänderlich 
feſtſtehen müfle. 

Die Beſchwerde it durch Urtel vom 15. Dezember 1865 (Nr. 1193. 1.) 
zurüdgemiefen. 


Gründe. 


Zuvörderſt ift e8 in Beziehung auf die behauptete Nechtäfraft unbedenklich, 
daß die materielle Wirkung des Strafurtel® nicht dadurch alterirt werden fann, daß 
der Name — bier der Vorname — des Angeklagten unrichtig angegeben ift, dabei 
alfo ein Irrthum de8 erkennenden Richterd obgemwaltet bat. or irkung ift viel- 
mehr lediglich dadurch bedingt, daß in Wirklichkeit gegen den der That beſchuldigten 
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zur Unterfuhung gezogenen Angeklagten erfannt worden if. Es bandelt ſich ſonach 
nur um die Identitaͤt diefer Perfon. In der Entfheidung vom 1. Februar 1964 
wider Voß (Archiv IX. S. 187) ift in einem falle, im welchem ın erſter Inſtanz 
gegen eimen unrichtigen Ungellagten — durch Namenperwechjelung — erfannt war, 
und diefe Perſon dagegen appelliert hatte, allerdingd der Grundfap ausgeſprochen, 
daß die Erledigung ſolchen Irrthums dur die annoch Bffen ftebenden Inſtanzen 
zu erfolgen babe, daraus folgt aber nicht, daß, wenn es fi um eine rechtskräftige 
Entſcheidung handelt, der Irrthum gleichfalld ein rechtöfräftig gewordener Mangel 
fei, zumal wenn nicht phyſiſche Derjonen, jondern — wie fi hier aus den borlie- 
genden Entſcheidungen ergiebt — nur die Namen einer und derfelben Perſon ver- 
wechjelt find, und nur aus diefem Grunde eine Ungewißheit über die Identität bor- 
banden ijt. In einem folden Falle, wo nicht der dißpofitive Theil des Tenors der 
ergangenen Entſcheidung in frage ſteht'), würde eine Deklaration durd den erfen- 
nenden Richter zuläffig fein (Belhluß vom 19. Mai 1854. Archiv VI. ©. 540), 
und dad Wefen einer ſolchen liegt bier darin, daß berjelbe frühere erfennende Richter 
und demnädjt der Appellationsrichter über die Frage entichieden haben, ob das frü- 
bere Urtel vom — in Wirklichkeit gegen einen Gottlob SHippert oder gegen den 
jegigen Imploranten Gottlieb Hippert ergangen fei. 


En des Strafgefeßbuhe. Anpreifung im Außlande verübter 
erbreden. 


Thatfählich ift gegen den Ungellagten, einen. Geiftlichen, feftgeftellt, daß er 
die Polniſche nfurreftion gegen Rußland dur öffentlihe Rechtfertigung gepriefen 
bat. Er ijt aber don beiden Richtern von der Anklage aus $. 87. des Strafgefep- 
buchs freigefproden. 

Der Appellationsrichter jagt: 


Die vom Angeklagten verherrlihte That würde allerdings nah Preußiſchen 
Gefegen ftrafbar feitt, wenn man aus feiner Rede entnehmen könnte, daß darin, im 
Anjbluffe an die Erwähnung der Polniſchen Infurrektion, die Handlung des Auf- 
ruhrs oder ded Hochverraths im Allgemeinen offen oder verſteckt angepriefen wäre. 
So liege aber die Sache bier feinedweged. Was der Augeklagte an dem 9. preiß- 
würdig finde, fei feine glühende Vaterlandsliebe und es werde feine Tbeilnabme an 
dem Kampfe in Polen thatfählid nur als ein Beweis diefer Hingebung an die 
Sache des Vaterlanded angeführt. Auf den $. 4. Nr. 3. des Strafgeſetzbuchs fei 
im vorliegenden Falle nicht zurüdzugeben, da die dahin führen würde, daß auch 

emeine Verbrechen, wie Mordthaten, von Ausländern im Audlande begangen, ftraf- 
—* angeprieſen werden könnten. Dagegen ſei es unbedingt erforderlich, daß eine 
objektiv ſtrafbare Handlung angeprieſen worden, und daran fehle es bier in fofern, 
als die Inſurrektion in Polen am fi unter feinen ſtrafrechtlichen Geſichtspunkt de& 
Preußiſchen Rechtd zu bringen ſei. Die Erhebung der Nordameritaniihen Sübd- 
ftaaten gegen die rechtmäßige Regierung der vereinigten Staaten, der Kampf ber 
Griechen gegen die Herrſchaft des Osmanischen Reichs ꝛc. fein Handlungen, melde 
nad den beimifhen Geſehen unzweifelhaft ald Hochverrath bezeihnet werden müßten; 
das Preußiſche Strafrecht intereffirten fie nicht im mindeften und e8 werde zu allen 
Zeiten erlaubt fein, die Helden des Griechiſchen Befreiungskampfes al8 nahahmungs- 
würdige Beifpiele der Vaterlandsliebe au bezeichnen. Dan könne bierauf nicht er- 
widern, daß es fich im dieſen und äbnlihen Faͤllen um Thatſachen handle, die der 
Gefchichte ambeimgefallen feien. Dafjelbe Tiefe fih von dem Aufftande in Polen 





I) ®ergl. Bd. I, ©. 559; 


136 Aus der Pratis. $. 87. des Straſgeſehbuchs. 


fagen, indem fid der Punkt niemald beftimmen laſſe, wo dad Bereich der Gefchichte 
aufhöre und das der Gegenwart beginne. Auch gebe es gemeine Verbrechen, die in 
gleiber Weife der Geſchichte angehören, 4. B. die Mordtbhaten der Franzöſiſchen Re— 
volution oder die von den fogenannten Hängegenddarmen während des legten Dol- 
nifchen Aufftande3 verübten Morde, deren Erwähnung in Form öffentliber Necht- 
fertigung und Anpreiſung dann aud der Vorſchrift des $. 87. des Strafgeſetzbuchs 
unzweifelhaft unterliegen müſſe. 


Auf die Nichtigkeitöbefhwerde de8 Ober-Staatdanwalt? bat dad Ober-Tri- 
bunal am 15. Dezember 1865 wider Pipindfi (Nr. 1154, 1.) vernichtet, und in Die 
nftanz zurüdgemwiefen. | 


Gründe 


Dem zweiten Ertenntniffe liegt eine unrichtige Auffaffung ‚materieller Geſetze 
zu Grunde, indem es an den beredtigten Saß: es jei nad $. 87. des Strafgefep- 
buch8 erforderlib, daß eine objektiv jtrafbare Handlung angepriefen worden, den 
Ausiprud Enüpft: daran fehle e8 bier in fofern, als die Inſurrektion in Polen an 
fidy unter keinen ftrafrechtlichen Gefichtspunft des Preußifhen Rechts zu bringen fei, 
der fodann zwar mebr durch Beifpiele erlaubter und unerlaubter Verherrlichung po- 
litifcher Aufftände, refp. damit zufammenbängender biftorifcher Ereigniffe, ald aus der 
Gefeggebung erläutert wird, aber augenfceinlid auf der Auslegung beruht, wonach 
diefe Paragraphen blos Handlungen gegen die Preußiſche Staatögewalt betreffen 
follen. Diefe Anſicht it indeflen bereitS in verfchiedenen Ddiefleitigen vernichtenden 
Urtheilen geprüft und für ungerechtfertigt erfannt worden. 

Die Entwidelung der Anſicht des Vorderrichters aus dem theoretiihen Be— 
griffe »politifchere und insbefondere innerer politiicher Werbreen« ift namentlich 
als unbaltbar bezeichnet worden, weil unfere pofitive Gefepgebung denfelben nidyt in 
fi aufgenommen und die Theorie felbjt defien Grenzen allzu ſchwankend beftimmt 
bat, um einer Sanftion diefed Begriffes dad Wort zu reden. 

(Vergl. auch Berners Lehrbuch des Deutfhen Strafreht3 2. Auflage 
§. 206. und B. $$. 210— 212.) 

Demnad verfällt derjenige, welder die in den 99. 89. und 91. de8 Straf. 
geſetzbuchs vorgefehenen Handlungen durd üffentlide Rechtfertigung anpreift, der 
Strafe des $. 87. ohne Unterfhied, wo und von wem dieſe Handlungen begangen 
find. Soll der von dem vorigen Nichter felbjt anerkannte präventive Zweck des 
$. 87. erreicht werden, fo kann es darauf nicht anfommen, wer das angepriefene 
Nerbrechen oder Vergehen verübt habe, ja — wie der Uppellationsrichter einräumt — 
auch nicht darauf, ob der Thäter in Preußen beftraft werden könne; die Derfon 
des letzteren ift dabei überhaupt rechtlich gleichgültig: die ftrafbare That, ganz 
objeftiv betrachtet, darf nad $. 87. nicht preijend gerechtfertigt werden, und es ijt 
für deffen Anwendbarkeit fogar umerbeblid, ob der Preifende den Thäter genannt 
babe oder nicht, ob diefer bekannt fei oder nit. Die Verberrlibung des Aufruhrs 
als foldyen, d. b. der in den 88. 89. und 91. des Strafgeſetzbuchs vorgefehenen 
Thathandlung am Orte ibrer Verübung ſteht dem $. 87. gegenüber auf gleicher 
Pinie mit der Verberrlihung eined Mordes oder Diebftabld, möge der Mörder oder 
Dieb in Preußen gar nicht gemäß $. 3. oder nad dem Ermefjen der Staatsan- 
waltfhaft gemäß N 4. Nr. 3, verfolgt werden können oder nicht zu ermit- 
teln fein. 

Die angeführten Beifpiele von Aufitänden in fremden Staaten, deren Ber- 
herrlichung als eine erlaubte bezeichnet wird, beweifen in ihrer Allgemeinheit nichts; 
in gegebenen Fällen würde fich immer unterfuchen laffen, ob gerade jene den pofiti- 
ven Thatbeitand eined Verbrechens oder Vergebend techtfertigende Anpreifung bvor- 
liege, weldye da8 weſentliche Merkmal ded $. 57. bildet. 


Aus der Prarid, $. 132, dee Strafgefehbuds. 137 


Die Anpreifung bochverrätberifher Handlungen würde übrigens — wie auch 
in dieffeitigen bezügliden Bräjudifaten erwähnt ift — nad den dafür beftebenden 
befonderen Bellimmungen in $. 4. Nr. 1. 2, und 68. 61. und 78. des Strafgefeh- 
buchs einer anderen Beurtbeilung, mie die Anpreifung des Aufruhrs, anbeim- 
fallen. 


$. 132, des Strafgeſetzbuchs. §8. 934. 981. Tit. 11. Th. J. des Allg. 
Landrechts. Urt. 279. 338. des Handelsgeſetzbuchs vom 24, Juni 1861. 
Fabrläffiger Meineid. Auslegung des Verſprechens fofor- 
tiger Pieferung nah den Handelögebräuden, als nidt 
gleihbedeutend mit fofortiger Abfendung. 


Der Angeklagte, ein Handlungsreifender, fchrieb in das Beftellbucd eine? 

auswärtigen Kunden feined Brinzipals: 
ich verfaufe an Herm N. zu ©. nachjtebend verzeichnete Waaren zur 
Lieferung per Bahn fofort auf 3 Monat Siel u. f. w. 

Die Waaren wurden erft nah etwa 14 Tagen abgefendet, der Empfänger 
verweigerte wegen der Verjpätung die Annahme, weil die jofortige Abfendung 
babe erfolgen follen, und in dem deshalb angeftrengten Prozeſſe befundete jodann 
jener Handlungsreifender eidlih als Zeuge: 


e3 fei nicht verabredet, daf die Waare dem Verklagten fotort per Bahn 
zugefendet werden folle, vielmehr fei eine Abjendungsfrift unter 
ihnen gar nicht verabredet. 


Er ift wegen fabrläffig falſchen Eides angeklagt. Der erfte Richter bat ihn 
freigefprochen, der Appellationsrichter aber unter Verwerfung feines Einwandes, daß 
ed fib um Waaren gehandelt (Bonbons), welche erſt hätten Men werden müſſen, 
aus 6. 132. des Strafgeſetzbuchs verurtbeilt. Denn nad $. 981. Th. I, Tit. 11, 
des Allg. Yandrecht3 fei derjenige Lieferant, welcher fih zur Verſchaffung einer be 
ſtimmten Sade für einen beitimmten Preis verpflihte. Der Angeklagte babe ſich 
daher mit der Verpflichtung zur Lieferung zur jofortigen Verſchaffung und damit 
auch zur fofortigen Abfendung verpflichtet. Sein Zeugniß ftehe daher mit der 
ſchriftlichen Beitellung im Widerſpruch. 


Auf die Nichtigkeitöbefhwerde des Angeklagten bat das Ober + Tribunal am 
20. Dezember 1865 wider Schwarzer (Nr. 802, 1.) vernichtet. 


Gründe. 


Der Art. 338. des Handelsgefeßbuhs vom 24. Juni 1861 verotdnet: 

dag nad den Beltimmungen über den Kauf auch ein Handelsgeſchäft 

zu beurtbeilen ift, deſſen Gegenftand in der Lieferung eine Quantität 

bertretbarer Sachen gegen einen beftimmten Preis beitebt, 
und in dem 8. 981. Th. I. Tit. 11. des Allg. Landrechts findet ſich die ähnliche 
Vorſchrift: 
wer ſich verpflichtet, einem Anderen eine beſtimmte Sache für einen ge— 
wiſſen Preis zu verſchaffen, wird ein Lieferant genannt. 

Die Zeit der Lieferung, auf welche es bier ankommt, iſt zunächſt der Ver— 
abredung unter den Warteien überlaffen. Art. 326. de8 Handelsgeſetzbuchs. 

Mon dem Angeklagten wird nun geltend gemacht, daß die Angabe in dem 
Beſtellbuch »zur Lieferung per Bahn jofort« nad dem kaufmänniſchen Verkehr 
nicht aleichbedeutend fei mit fofortiger Abjendung, und im vorliegenden Falle fünne 
dies um fo weniger angenommen werden, als die beftellte Waare nicht borräthig 
gehalten, fondern erſt nach der Beftellung angefertigt werde. Seine abgegebene Aus- 
fage werde daber durch das Beftellbuch nicht widerlegt. 


Archiv, 1866, Februar, 10 


138 " Aus der Ptaxis. 6. 144, Nr. 3. 6. 31. des Strafgeſehbuchs. 


Der Verabredung unter den Partelen ift zwar zunächft ein entſcheidendes 
Gewicht beizulegen, aber bei der Frage, in welchem Sinne fie audzulegen, ift nach 
Art. 279. des Handelsgeſetzbuchs auch auf die im Handelsverkehr geltenden Gewohn- 
beiten Rüdjicht zu nehmen, und diefed kommt bier um fo mehr in Betracht, als es 
fi von einem fabrläffigen Meineide bandelt, bei welchem die Anſichten des Shwö- 
renden bon mefentlihem Einfluß find. Wenn alfo der Appellationdrichter davon 
ausgeht, daß, eh 0 de Lieferung verſprochen, aub auf fofortige Ab» 
fend en zu Schließen fei, und es auf Handelsgewohnheiten bei dergleihen VBerab- 
redung nicht ankommen könne, fo giebt er dem $. 981. eine Audlegung, weldye 
dad Gefeg nicht rechtfertigt. Die Vorſchrift des $. 981., verglihen mit $. 934., 
deutet nicht darauf bin, daß, wenn eine fofortige Lieferung verabredet worden, unter 
allen Umſtänden fofortige en verftanden werden müffe, und daß auf Handels» 
gebräuche und auf die Natur der Lieferung Feine Rüdfiht genommen merden dürfe. 
Vielmehr hätte im Intereſſe der Vertheidigung eine nähere Prüfung diefe® Einwan- 
des eintreten müflen, wie denn auch der erfte Richter auß der Eigentbümlichkeit der 
— Waare Gründe entnimmt, daß ſofortige Lieferung nicht gleichbedeutend mit 
ſofortiger Abſendung ſei. 


144. Nr. 3. $. 31. des Strafgeſetzbuchs. Verſuch unzüchtiger 
Handlungen oder der Verleitung dazu. 


Die Anklage behauptet die Vornahme ungüchtiger Handlungen mit einer 
Derfon unter 14 Jahren, alfo da8 Verbrechen des $. 144. Nr. 3. 

Demgemäß wurde die frage an die Geſchworenen geſtellt, alfo die frage 
wegen des vollendeten Verbrechens, 

Der Staatdanwalt beantragte die eventuelle Frage wegen bed Verſuchs 
diefed Verbrechens, fie wurde aber don dem Gerichtähofe abgelehnt, weil die behaup- 
teten Thatfachen bereit3 den Thatbeftand der Vollendung darjtellen würden, ein Ber- 
ſuch der im $. 144, Nr. 3. vorgefehenen unzüchtigen Handlungen aber in fofern 
überhaupt undenkbar fei, als die zum Thatdeftande des Verſuchs voraußgefegte, 
Handlung eine unzlichtige geweſen fein el woraus denn folge, daß der Verſüch 
mit dem vollendeten Verbrechen zufammenfalle. 

Nachdem nun die Gejchworenen die fomit allein geftellte obige frage ver— 
neint hatten, ift der Angeklagte freigefprodhen worden. 

Auf die Beſchwerde ded Staatdanmwalt3 bat dad Ober-Tribunal am 14, De- 
zember 1865 wider Eyert (Mr. 446, II.) vernichtet. 


Gründe 


Da ber $. 144, Nr. 3, des Strafgeſetzbuchs den Begriff »unzüchtiger Sanbd- 
lungen« nicht definict, und beftimmte Merfmale der Vollendung derfelben nicht auf- 
ftellt, fo kann zugegeben werden, daß die Grenzlinie zwifhen Vollendung und Ver— 
ſuch bier ſchwankender wie in anderen Fällen ericheint, und ihre Auffindung im 
einzelnen Falle Schwierigkeiten bieten kann, die Ktonfequenz, daf darum von einem 
Verfuche begrifflih nicht die Nede fein könne, läßt ſich hieraus aber nicht ziehen. 
Es iſt auch Mangeld einer in den Paragraphen aufgenommenen erihöpfenden Defi- 
nition immerbin unzweifelhaft, daß das Gefeg unter dem Ausdrucke »unzüchtige 
Handlungene nicht jeded auf das Gebiet geſchlechtlich unfittliber Handlungen binein- 
fpielended Thun, fondern Exzeſſe von einer prägnanten objektiven Bedeutung bat 
borjeben wollen. Daß eine ſolche Unterfheidung in der Anſchauung des Geſetzgebers 
vorhanden ift, gebt [bon aus dem Genenfage zwiſchen dem im $. 150. vorgefebenen 
Vergeben der Verlegung der Schambaftigkeit und den eigentlichen Unzuchtsverbrechen 
($$. 141 — 143.) hervor. 

Died vorausgefegt, ift nicht abzufehen, warum bei den den Thatbeſtand des 
im $. 144, Nr. 3. bezeichneten Verbrechens bildenden unzüchtigen Handlungen nicht, 


Aus ber Praxis. ©. 156. bed Strofgefekbuds. 139 


wie bei jeder anderen verbrecheriſchen That zwifchen Anfang und Vollendung fol unter 
fhieden werden, warum eine Handlung nicht fo foll beſchaffen fein können, daß in 
ihr die Abſicht, an oder mit der anderen Perſon einen At der Unzucht vornehmen 
zu wollen, klar wird, und fie aud ſchon einen Anfang der Ausführung diefer Ab- 
fit enthält, ohne daß gleihmwohl die Abfiht damit erreiht und die Handlung zu 
einem vollendeten Unzuchtsakte im vollen Sinne des $. 144. geworden ift. 

Noch klarer wie im Wege der theoretifhen Erörterung zeigt ſich died an der 
Betrachtung des konkreten Falles. Wenn dev Thäter die Abficht, eine unzüchtige 
Handlung vornehmen zu wollen, ausſpricht, zum Zwecke derfelben ſich entblößt, die 
der Ausführung ſeines Vorhabens entgegenftehenden Hinderniffe bejeitigt (Aufheben 
der Kleider u. |. mw.), fo kann die Annahme berechtigt fein, daß in diefen Momenten 
die Konfumtion einer unzüctigen Handlung an oder mit einer anderen Perſon nicht 
enthalten fei; es ift jedoch nicht erfindlich, wie durch diefelbe Annahme der Frage 
präjudizirt fein folle, ob nicht die Vereinigung jener Momente die Abfiht und den 
Anfang ber Ausführung einer Handlung erfennen läßt, die, wenn fie fonfumirt wor« 
den wäre, den Charakter einer objektiv unzüchtigen an fid — haben würde. 

Ganz unbedenklich aber geſtaltet ſich die Frage bei dem zweiten Falle des 
$. 144. Nr. 3., der Verleitung zur Vornahme oder Duldung unzuͤchtiger Handlun- 
E Derfelbe bietet fi bier in der einfachen form und ohne die oben erörterten 

hmwierigfeiten dar. Es ift der Anfang der Ausführung des Verbrechen vorhan- 
den, fobald nur ein Akt des Verleitend ftattgefunden bat; es ift bier alfo das Zu— 
fammenfallen der den Verſuch Eonftituirenden Handlungen mit der vollendeten That 
ausgefchloffen. 

Endlich ift auch der in der Beantwortung der Beſchwerde durch den Ange 
Hagten geltend gemachte Zweifelsgrund nicht durchgreifend, daß wenn Handlungen, 
die den Gegenftand der Anklage bilden, nicht felbit unzüchtige Sandlungen, fondern 
nur Verſuche zu ſolchen feien, alsdann nicht feftjtehe, melde Handlungen Imed des 
Verſuchs — ſeien und, zur Ausführung gebracht, das Verbrechen ftrafbarer Un- 
zucht felbit enthalten haben würden. Es liegt in der Natur der Sache und fann 
in höherem oder geringerem Grade bei jedem ftrafbaren Berfuhe vorfommen, daß, 
während in den vorliegenden thatſächlichen Momenten bie Anfänge einer verbrece- 
riſchen That erkannt werden, doc über die konkrete Geftalt, welche das Verbrechen 
in der Ausführung angenommen baben würde, Ungemwißheit herrſcht. Es ift genug, 
wenn ſoviel feſtſteht, daß die verfuchte Handlung, wenn fie dem Verſuche entiprechend 
zu Stande gelommen wäre, die Merkmale eined Verbrechend an fidy getragen haben 
würde. Ob died den Umftänden nad anzunehmen ift, unterliegt der Beurtheilung 
des Richterd der That. 


$. 156. des Strafgefehbuhd. Berleumdung. Begründeted Be- 
wußtfein der Wahrheit der behaupteten Thatface. 


Urtel de3 Ober-Tribunald vom 8. Dezember 1865 in Saden Krüger wider 
Dumfe (Nr. 980. 1.), durd welches dad Appellationdurtel vernichtet ift. 


Gründe 


Der Appellationdrichter ftellt feit, dab Verklagter in feinen Weußerungen den 
Kläger wiederholt als einen Holzdieb, der ihm in der Racıt Holz geitoblen, bezeichnet 
babe, daß aber der Beweis der Wahrheit diefed Vorwurf nicht erbracht ſei. Es 
liege indeh deshalb feine Verleumdung vor, weil bei dem Berklagten fi da8 be- 
gründete Bemußtjein gebildet habe, «3 fei im der erwähnten Nacht von dem Kläger 
menigftend ber Verfuch der Entwendung von Holz gemacht worden, und daf Ver— 
Hagter.deöhalb in dem Bewußtſein von der Wahrheit feined Vorwurfs der inkrimi- 
nirten Yeußerungen zu dem Stläger und in Beziehung auf den Kläger gemacht habe. 
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Allein darauf, ob der Verklagte den Vorwurf, melden er dem Kläger machte, für 
wahr hielt, fommt «3 für den Thatbeſtand der Verleumdung nad $. 156. nidt an, 
und ebenjo wenig, ob er die behauptete Thatſache nach den obwaltenden Umjtänden 
für wabr balten fonnte. Nur der Beweis der objektiven Mabrbeit der in 
Beziehung auf einen Anderen behaupteten oder verbreiteten Thatſachen ſchließt, ab- 
gefeben von dem bier nicht fejtgeitellten Falle des 8. 154. des Strafgelegbudbs, den 
Thatbeſtand einer Verleumdung aus, deren Vorausfegungen ſchon dann nad $. 156. 
vorliegen, wenn in Beziehung auf einen Anderen unbewiejene Thatfahen bebauptet 
oder verbreitet find, welche denfelben in der öffentlichen Meinung dem Haffe und der 
Verachtung außjepen. 


$. 157. des Strafgeſetzbuchs. Drüfung der Unmwahrbeit der be- 
baupteten jirafbaren Handlung nad rechtskräftiger Frei- 
ſprechung des Klägers in der Unterſuchung. 


Die Verklagte ift wegen Verleumdung verurtheilt, weil fie dem Kläger einen 
Diebftabl vorgeworfen bat. Der Kläger ift in der wegen diefes Diebftabls eingelei» 
teten Unterfuchbung rechtskräftig freigelproden. Gleichwohl erkennt der Appellations- 
richter reformatorie auf Abweifung des Klägers, weil Umjtände vorbanden feien, 
welche dafür ſprächen, daß die Bebauptung der Verklagten feine unwabre geme- 
fen fei, indem zum Thatbefinde der Verleumdung diefes Erſorderniß notbwendig fei, 
der Appellationsrichter bierfue aber eine Ueberzeugung nicht babe gewinnen können. 

Auf die Beſchwerde des Klägers it am 1. Dezember 1865 in Saden Schild 
wider Großfreug (Nr. 828. 1.) vernichtet: Wegen der rechtäfräftigen Freiſprechung 
des Klägerd von derfelben Beſchuldigung, welche die Verklagte verbreitet bat, ift mach 
‚dem Ichten Abſatz des &. 157. des Strafgefegbuchd ein jeder Bewei der Wabrbeit 
ausgeſchloſſen, und daraus folgt, daß auc der Mppellationsrichter, gleichviel aus 
welchem Grunde, nicht mehr erklären durfte, er könne die Ueberzeugung bon der 
Unwabrbeit der Behauptung nicht gewinnen. Bei dem Beſtehen der rechtskräftigen 
Freiſprechung bleibt die Ueberzeugung des Appellationsrichterö in der Injurienſache 
in diefer Beziebung gleichgültig. 


§8. 194. 195. de3 Strafgeſeßbuchs. 


Vergleiche über den Thatbeftand der 88. 194. 195. und über das Mer- 
hältniß beider Vorfchriften zu einander, fowie endlich über die Mittbäterfbaft m der 
Schlägerei und außerhalb derfelben die Entjcheidung vom 21. Dezember 1865 wider 
Höttgen und Genoffen oben unter den Frageſtellungen. 


Sg. 195. 196. des Strafgeſetzbuchs. Wirkung mildernder Um- 
tände bei der Schlägerei. 


Der Appellationsrichter wendet zu Gunften der aus 68. 195. und 192, a, 
(augenſcheinlich ift Abſatz 2. des $. 195. angewendet) verurtbeilten Angeklagten mil- 
dernde Umſtände an, und erkennt desbalb auf 2 reſp. 1 Monat Gefänanifftrafe. 
Gegen die diesfülligen Entſcheidungen des Ober-Tribunalg, die auch in ſolchem Falle 
jtets eine Strafe von mindejtend 3 Monaten für geboten erachten, wird ausgeführt, 
dab nad $. 196. dem ermittelten Thäter jelbft mildernde Umjtände zu Gute fümen, 
diejenigen alfo nicht davon auszuſchließen feien, gegen welche nicht individuelle Thater- 
haft, jondern nur Betbeiligung an der Schlägerei feftgejtellt fei. Jenen würde bei 
mildernden Umſtänden nad $$. 192.a. und 196. Gefängniß von 4 Wochen, diefe 
dagegen von 3 Monaten treffen. 


Aus der Prarid, $. 217. Nr. 1. dei Strafgeſehbuchs. 141 


Das Appellationd » Urtel ift auf die Beſchwerde ded Ober - Staatdanmwalts 
am 22, Deyntet 1865 wider Scildberg (Nr. 1100. 1.) vernichtet, und es ijt auf 
4 reſp. 3 Monate Gefängniß erkannt. 


Gründe. 


Das Ober-Tribunal hat die Frage über die Anwendung mildernder Umftände 
auf den $. 195. des Strafgefepbubs in mehrfachen Entfcheidungen erörtert (Archiv 
VI. 280, IX. 282, X. 848, XII. 784). Bei den in diefen Entſcheidungen ausge 
Iprochenen Grundſätzen muß gegen Die Ausführungen des Appellationsgeriht3 aud 
im vorliegenden Falle ſtehen geblieben werden. 

Der F. 195. Abi. 1. droht fhon um der Betbeiligung willen an einer 
Schlägerei eine Gefängnißſtrafe von mindeftend 3 Monaten an. Der Grund bier- 
von liegt in der Gemeingefäbrlichkeit ſolchen Nergebend, und es find deöhalb weder 
im $. 195. noch aud im $. 196. mildernde Umjtände für diejenigen, melde fich 
überhaupt nur an einer Schlägerei oder an einem Anariff Mebrerer betbeiligt haben, 
zugelaffen. Dagegen iſt es allerdings richtig, daß der $. 196. die Zulaſſung mil. 
dernder Umftände gegen die ermittelten Thäter der Körperverletzung u. ſ. w. zur 
Folge hat, es möge nun diefe Ermittelung die Mebreren, deren Handlungen in ihrer 
Sefammtwirfung nur den fchwereren Erfolg gebabt ie ($. 195. Abf. 2.) oder den 
Einen Thäter der fchweren u. f. w. Verlegung ($. 195. Abf. 3.) betreffen. Diefe 
Zulafjung mildernder Umſtände bat aber, was die Höhe der zu erfennenden Strafe 
betrifft, ihre Grenze in jenem Abjag 1. des $. 195., alio darin, daß dieſe Thäter 
der Verlegung fich ſelbſt an der Schlägerei betheiligt, deshalb alfo mindeftend 3 Mo- 
nate Gefängniß verwirkt haben. Die Julaffung einer minderen Strafe, wie fie unter 
Umftänden der $. 196. gejtattet, findet daher nicht ſtatt. 


$. 217. Nr. 1. 898 Strafgeſetzbuchs. Theile des Fiſchteichs, 
welche an und für ſich nicht ‚die Beftimmung der Aufbewab- 
rung u. f. w. don Fiſchen haben. 


Urtel de8 Ober + Tribunald vom 6. Dezember 1865 wider Mübmel 
(Nr. 903. 1.),; durch welches die NichtigkeitSbefchwerde zurüdgemwiefen it. Die Vor— 
ausjegung des im $. 217, Ne. 1. des Strafgeſetzbuchs bezeichneten Diebſtahls: 
»wenn Fiſche ans Teichen oder Bebältern geſtohlen werden«, iſt für nachgewieſen 
erachtet, indem die weggenommenen Karpfen ſich in dem ſogenannten großen Stän— 
der befunden haben, und dieſer Ständer einen Theil des zur Aufbewahrung von 
Fiſchen beſtimmten Wirbigteiched bilde, Rechtlich bat es feinen Einfluß, daß die 
eigentliche Beſtimmung jenes Ständer nit die der Aufbewahrung von Fiſchen ift, 
da er als Theil zum Wirbitzteich gebört, und dieſer zu jenem Zweck beftimmt it. 
Die Fiſche, welche fib zufällig in dem Ständer befinden, find ebenjo wie die Fiſche 
im Teiche, in der Gewahrſam des Inhabers des lehteren, und diefer are ift 
entjcbeidend für die Anwendung des %. 217. Nr. 1. Nach $. 138. I. 7, des Allg. 
Landrechts it die Gewahrſam nicht durch Wiſſenſchaft de8 Inhabers Bedingt; es 
kommt daher auch nicht darauf an, durch welche Veranlaſſung die Karpfen in den 
Ständer gefommen find. 


$. 217. Nr. 1. des Strafgefegbubs. Begriff des umzäunten Ge 
deges; Unterfhbied mit dem »umfchloffenen Raum« im 
8. 221; Cüden und einzelne eingeftürzte Stellen, fowie 
offene Thüren ald unwejentlid. Beſitz und Gewahrſam im 
Sinne de a A nibt allein der civilrechtliche 
Begriff des Allg. Landrechts. 


Die Angeklagten find aus $. 217. Nr. 1. de8 Strafgeſetzbuchs wegen Dieb- 
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ftabl8 unter erfchwerenden Umftänden, nämlid an Wild aus einem umzäunten Wild- 
gebege verurtbeilt. Sie befhweren fi darüber, daß der von ihnen angetretene Be- 
weis: durch dad Wildgehege gebe eine Landftraße, deren Verfchlag von den Daflan- 
ten nicht immer wieder verfchloffen worden, der Wildzaun fei aub an vielen Orten 
fo ſchadhaft und umgeftürzt, daß dad MWild beliebig aud dem Gehege geben fünne, 
nicht erhoben fei. Durch diefen Beweis würde die Anwendung des $. 217. Nr. 1. 
ausgeſchloſſen gemefen fein. 

Die Beſchwerde ift dur Urtel vom 18. Januar 1866 wider Lauenroth 
(Nr. 36.11.) zurüdgemiefen. 


Gründe 


Das Strafgefepbuh bat unter den Diebftählen, welche es im $. 217. aus- 
gezeichnet hat, weil fie unter erfhwerenden Umftänden und inöbefondere an Sachen, 
die nicht unter genauer Verwahrung und Aufliht gebalten werden können, verübt 
werden, auch unter Nr. 1. den Diebftahl an Wild aus einem umzäunten Gebege 
aufgeführt. Es ift dem Morte »Gebegee, welches allein der Regierung? - Entwurf 
vom Jahre 1850 $. 200. enthielt, da8 Wort »umzäunte erft auf den Antrag der 
Kommiffion der zweiten Kammer beigefügt worden, meil, wie in dem Berichte dieſer 
Kommiffion zu $. 200. ©. 118 arfagt wurde, der Ausdrud »Wild aus Gebegen« 
zu unbeftimmt fei, indem darunter auch gebegte® Wild verftanden werden könne, 
ohne daß dad Revier umzäunt zu fein brauce, und wie der Kommiffiondbericht der 
eriten Kammer zu $. 217. ©. 32 angab, nah dem Spradgebraud in vielen Landes. 
tbeilen die Gehege nur ald befonders begrenzte, aber nicht immer auch ald umzäunte 

edacht würden, jeßt aber, nah Aufnabme ter in den 86. 273 — 277, enthaltenen 
sc eine Qualifitation diefer Art um fo nothwendiger erfcheine. 

Nach der Entftehungdaefhichte ded Gefeged, bei deflen Sanktion die Beftim- 
mungen des Rheiniſchen Strafgeſetzbuchs Berüdfihtigung fanden, wie auch nach der 
Abftammung ded Worte »Gehege«, und nad dem Grunde des Geſetzes ift nun 
unter » umzäuntem a und namentlich » Wildgebege« nicht etwa daffelbe zu 
verftehen, was der $. 221. unter umfhloffenem Raum definirt. Es braudt 
ein umzäuntes Gehege nicht den Bedingungen zu entſprechen, welche diefe Definition 
für den umfchloffenen Raum aufftellt; daſſelbe unterſcheidet fib von dem legteren 
mefentlich dadurd, daß in daffelbe in der Regel Thüren führen, durch welche Men— 
fhen aud ohne den Gebraub von Sclüffeln, Erbrechen oder Einfteigen in daffelbe 
gelangen können, und dieſes gleichwohl feinen Zweck erfüllt (vergl. Erf. vom 17. De- 
zember 1857 und 10. Oftober 1861. Archiv VI. ©. 117, 118, X. ©. 58, 59), 
Diefer Zweck iſt, namentlich bei re rer größeren Umfanged, zunächſt nur Wild 
in einem beftimmtem Raum nicht bios zu fchonen — zu begen und zu pflegen — 
fondern auch behufd Ausübung des dem Grundeigenthümer zuftebenden außjchließ- 
lihen Ofkupationsrechte® zur Jagd zufammen und bereit zu balten. Dem darin 
eingefchloffenen Wilde wird durch die Einfihliefung ſchon die unbefchräntte Freiheit 
genommen. Es fommt in foweit in des “jagdberechtigten, der ed, in foweit al3 es 
zur fünftigen Jagd zufammen und bereit gehalten werden fol, ſchon offupirt bat, 
Gewahrfam, von welcher legteren, wie auch vom »Beſitze«, übrigens daß für bie 
ganze Monarchie ergangene Strafgefegbud nicht etwa blos den Begriff ded Allg. 
Landrechts zu Grunde gelegt hat (Erkennt. vom 28. Oktober 1858. Archiv Bd. VII. 
S. 110). 

Er Grund, aus mwelhem an dem Wild aus umzäunten Gebegen überhaupt 
ein Diebftabl im Gegenfag ded bloßen unbefugten Jagens im offenen Revier 
Sg. 274— 277. des Strafgefegbuchd) begangen mwerden kann, und weshalb ein 
er Diebftahl im $. 217. Nr. 1. als ein unter erfehwerenden Umſtänden verübter 
ausaezeichnet morden ift, iſt der. *-@ " 
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baltung für die künftige Erlegung, angeeignet bat, e8 aber gleihwohl unter genauer 
Auffibt nicht gehalten werben kann. 

Ob die Einzäunung eine folben Gebeged dem Zwecke des letzteren nad, 
oder etwa in Frolge eingetretener Schadhaftigkeit nicht mebr vollftändig, oder gar 
nicht mebr erfülle, fällt zunächſt der thatſächlichen Beurtheilung anbeim. Es bürt 
aber ein ſolches Gehege dadurch noch nit auf, umzäunt zu fein, daß eine in daf- 
jelbe führende Thür vorfhriftäwidrig offen gelaffen wird, oder daß in der Einzäu- 
nung einzelne ſchadhafte Stellen entitanden und nicht fofort auögebeflert find, wie 
denn der Art. 391. des früheren Rbeinifhen Strafgeſetzbuchs ſolches bezüglih auf 
einen Darf oder ein Gebege — ausdrücklich in den Worten »ohne Rückſicht 
— dad Alter oder den Verfall dieſer verſchiedenen Einſchließungen (elötures)« 
ausſprach. 
Einen Rechtsirrthum enthält daher die Anſicht nicht, welche von dem Appel⸗ 
lationsrihter dabin ausgeſprochen iſt, daß der Begriff des umzäunten Gebeges da— 
durch noch nicht aufgehoben werde, daß, wie behauptet, daſſelbe an vielen Stellen 
ſchadhaft und der Zaun an einigen Stellen eingeſtürzt fein möge; ſelbſtverſtändlich 
müßten bei einem fo aroßen Umfange de3 9000 Morgen umfaflenden Gebeged ein- 
zeine ſchadhafte Stellen in der Umzäunung entitehen, welche das Auätreten des Wil 
des in das freie ermöglichten, und von denen bie Forſtverwaltung nicht fofort 
Kenntniß erlange; dennoch febe jeder Dritte, wo dad umzäunte Gebege beginne, 
und der, welber Wild daraus entwenbe, fei fi, wenn auc einzelne ſchadhafte Stel- 
len in der Umzäunung vorhanden feien, deöhalb doch klar bewußt, daß dad in dem 
umzäunten Gehege befindliche Wild in den Belig des Eigenthümerd übergegangen 
fei ig die Wegnabme in Abſicht rechtswidriger Zueignung ald Diebftahl gejtraft 
werde, 


$ 217, Nr. 3, des Strafgeſetzbuchs. Diebftahl an gefhlagenem 
olz im Walde. Vollendung erji mit der Fortſchaffung aus 
dem Walde. 


Der Hauptangeflagte bat in der Abfiht der Entwendung zwei Fichtenftämme 
von der Ablage im Forſtbezirk Nr. 79. fortgeſchafft und nad einem in derfelben 
Forſt befindlihen Hohlwege (Forſtbezirk Nr. 75.) geichafft, und fie fodann von dort 
in der nächſten Nacht unter Beibülfe des Bög aus der Forſt nab Haufe gebrakt. 
Der Hauptangeflagte ift deshalb aus $. 217. Nr. 3. des Strafgeſetzbuchs, der Bög 
aber wegen Theilnahme an diefem Diebftahl verurtbeilt. 

Der Bög rügt in feiner Beſchwerde die Annahme der ftrafbaren Theil. 
nahme durd ihn. Der Diebftabl fei durch die FFortnahme der Stämme von der 
Ablage ohne ihn vollendet geweſen, die Beihülfe alſo erſt nad der Vollendung 


geleiftet. 

Die Beihwerde ift durch Urtel vom 4. Januar 1866 wider Bötz 
(Nr. 444. 11.) zurüdgemiefen, indem die Stämme fi in dem Hohlwege im Forſt- 
bezivt Ne. 75. noch im Walde befunden bätten, und die demnächſt dort erfolgte 
Wegnahme fei mit Recht ald ein Diebftahl an geſchlagenem Holze nah $. 217. 
Nr. 3. angefehen worden. 


$. 226. des Strafgeſetzbuchs. Unterfhlagung einer auß Irr— 
tbum des Zablenden zu bob empfangenen Zablung. It. 
thum im Bemweggrunde der Leiftung und Jrrtbum in cor- 
pore. Geldwedfeln. Begriff des Zufalld. 


Der Hauptmann v. B. hatte an den Angeklagten eine Schuld zurüdiujah- 
len und bat bierbei, mie feftgeftellt ift, bei der Zahlungsleiſtung aus einem Packet 
Geldfcheine aus Irrthum, ftatt einer Kaffenanmeifung über 100 Rthlr., eine ſolche 
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über 500 Rthlr. berausgezogen, und dem Angeklagten übergeben. Diefer bat daber 
400 Rtihlr. zuviel empfangen. Der Irrthum it fpäter entdedt und der Angefllagte 
bat gegen die Obrigkeit den Empfang des Scheine über 500 Rthlr. in fofern ab- 
geleugnet, als er behauptet hat, nur einen Schein von 100 Rthlen. — foviel als 
ihm gebührte — empfangen zu baben. 

Der erſte Richter fpricht ihn von der Anklage dev Unterſchlagung aus $. 226. 
des Strafgeſetzbuchs frei, indem er die durh Zufall erlangte Gewahrfam verneint, 
indem der Schein dem Angeklagten ald Zahlung übergeben, mithin deifen Eigentbum 
geworden fei, gleichviel, ob derjelbe gewußt, daß er nicht foviel zu empfangen babe. 
Died und die bloße Erftattungspflicht gehe aus den $$. 178. 193. 194. I. 11. des 
Allg. Landrechts hervor. 

Der Appellationsrichter hat dagegen aus $. 226. des Strafgeſetzbuchs ver- 
urteilt, indem er feftitellt: daß der Angeklagte die Kaflenanweilung über 500 Rtbir., 
deren Gewahrfam er durch Zufall erlangt, zum Nachtbeil des Eigenthümerd au f 
Höhe von 400 Rtbirn. der Obrigkeit wider befjeres Willen abgeleugnet babe. 

Die Nichtigkeitsbefchwerde ded Angeklagten rügt die Annahme der Tbeilbar- 
feit einer Kaflenanweifung (rauf Höhe von 400 Nthlrn. abgeleugnet«) und die An- 
nabme, daß die aus Irrthum geleitete Zablung nit Eigentbum des Empfängers 
werde. Der Zufall jege ein Ereigniß ohne menſchliches Zuthun voraus. 

Mir bemerken in Bezug auf die Rechtsfragen, welde fib an Fälle der vor— 
liegenden Art Enüpfen, daß in den zablreidhen Entjcheidungen, welde das Ober-Tri- 
bunal über ſolche Fälle erlaffen bat, ein zweifacher Geſichtspunkt zu unterfcheiden 
it, nämlich: | 

1) Zahlungen aus einem Irrthum über die Höhe der Verpflichtung, alfo 
aus einem Irrthum im Beweggrunde der YLeiltung; 


2) Zahlungen aus einem Irrthum über das Objekt der Leiſtung, alfo aus 
einem Irrthum in corpore. 


In beiden Fällen treten civilvechtlich verfchiedene Wirkungen ein, und darauf 
gründet ſich auch ein verſchiedener ftrafrechtliher Geſichtspunkt. 

In den Fällen zu 1. bat der Zahlende die Zahlung in der Höhe, in welcher 
er fie geleiftet bat, in der That und in foweit aljo ohne Irrthum leiften wollen, ex 
bat aber über die Exiſtenz feiner Verpflibtung, oder do über dad Maaß derfelben 
geirrt. Hier ift nad Römiſchem Recht und nad unferem Allg. Yandredt die con- 
dietio indebiti da3 Fundament der NRüdforderung des Qupielgeleifteten, und daf bier 
das Objekt der Leitung Eigentum des Empfängers wird, iſt feinem Zweifel unter- 
— Damit fehlt alfo die Vorausſetzung für den Thatbeſtand der LUnter- 
chlagung. 

Anders dagegen in den Fällen zu 2. Hier liegt der Irrthum nicht in dem 
dem Akte der Zahlung zum Grunde liegenden Geſchäfte, ſondern in dieſem Akte 
ſelbſt, in dem Gegenſtande der Leiſtung; es iſt, jo zu ſagen, aus einem bloßen kör— 
perlichen Mißgriff zu viel gegeben. Das Römiſche Recht giebt bier die condictio 
sine causa, Unſer Landrecht hat keine ausdrüdliden Vorjchriften über dieſelbe. Indeß 
ift in den 88. 193. ff. Th. I. Tit. 16. wenigſtens das Nechtöverbältniß des Empfän- 
gers beftimmt, und wenn dort gefagt ift, der Empfänger: dev Nichtichuld hafte ala 
für ein Darlebn, fo ift damit nicht aefagt, daß die Summe in feiner Hand wirklich 
ein Darlehn werde, vielmehr bat nur feine Zinsverpflibtung beftimmt werden follen, 
nie Died die 88. 194, 195. deutlich ergeben. In dem Falle des 8. 194. gab das 
Römifhe Recht fogar die condictio furtiva (f. 18. de cond. furtiva. D, 13, 1. 
Savignp Spitem II. ©. 419). Die Frage dagegen, ob die gezahlte Summe in 
feiner Hand Eigentbum werde — von der Natur des Geldes als fungibler Sache 
abgefehen — entſcheidet fich lediglich durch die Wirkungen des error in corpore bei 
der Tradition. 
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Fälle der erjteren Art (oben unter 1.) find nun die in den Urteln vom 
5. Februar 1859 (Ardiv Bd. VII. 379), vom 30. März 1859 (Bd. VII. 399), 
vom 7. März 1862 (Bd. X. 371). Hier ift Unterfchlagung verneint. 

Fälle der anderen Art (oben unter 2.) find die in den Urteln vom 25. Mai 
1853 (Nr. 358. 1), vom 14, Juli 1858 me 722. 1.), vom 17, Juli 1862 (Bd. X. 
S. 782), vom 23. Juni 1864 (Bd. All. 642) und der ohne Datum angegebene 
Bd. I. ©. 556. Sie betrafen, wie der vorliegende, eine aus einem Mißgriff zu 
viel geleiftete Zahlung, zur Erfüllung einer wirklichen Verpflichtung, oder fie betrafen 
einen eben ſolchen Mifgriff beim Geldwechfeln, und in Betreff dieſes Geldwechfelnd 
ift im 8: 373. Tb. 1. Tit. Il. ded Allg. Landrechts vorgefhrieben, daß dabei die 
Gefege über Zablungen eintreten follen. 


Den biöherigen Grundfügen gemäß bat da8 Ober-Tribunal am 15. Dezem- 
ber 1865 wider Schulge (Nr. 1164. 1.) die Nichtigkeitsbeſchwerde ded Angeklagten 
zurückgewieſen. 


Gründe. 


Der Appellationsrichter ſtellt gegen den Angeklagten den Empfang einer 
Kaſſenanweiſung von 500 Thalern, welche der Hauptmann von B. aus Irrthum ſtatt 
einer Kaſſenanweiſung über 100 Thaler demſelben übergeben, und die Ableugnung 
gegen die Obrigkeit, gegen den Angeklagten feſt. 

Allerdings ift eine Kaffenanmweifung eine untbeilbare Sade. Nach dem feft- 
geftellten Sadverbältniffe bat der Angeklagte bei der polizeiliben Hausſuchung be» 
bauptet, nur eine Staflenanmweifung von 100 Thalern erhalten zu baben; er bat 
daber, wovon aud die nftanzrichter auögeben, den Empfang. einer folden über 
500 Thaler abaeleugnet. Mit Recht jagt daber der Appellationsrichter in der 
rechtlichen Beurtheilung des Sacverbältniffes, der Angeklagte babe diefe Note über 
500 Thaler der Obrigkeit wider beſſeres Wiſſen abgeleugnet. 


Menn derfelbe demnächſt ſchließlich feſtſtellt: 


daß der Angeklagte die Gewahrſam einer fremden Kaſſenanweiſung, die 
er durch Zufall in feine Gewahrſam bekommen, zum Nachtheil des 
Eigenthümers derſelben in Höhe von 400 Thalern der Obrigkeit wider 
beſſeres Wiſſen abgeleugnet bat, 


ſo iſt der aus der Natur der Kaſſenanweiſung als einer untheilbaren Sache gerügte 
Widerſpruch in dieſer Feſtſtellung nur ein ſcheinbarer. Denn offenbar will der Ap- 
pellationsrichter im Hinblick auf dad Sachverhältniß nur fagen: der Angeklagte babe 
rechtmäßig 100 Thaler zu empfangen gehabt, mithin feien in der ibm übergebenen 
Summe diefe 100 Thaler fein Eigentbum geworden, in Bezug auf welches eine ftraf- 
bare Ableugnung nicht vorliege; der Angeklagte habe daber 100 Thaler zurüdbebal- 
ten dürfen, und fei nur verpflichtet gewefen, der Obrigkeit den Mebrempfang von 
400 Thalern anzuzeigen. Bon einer Verlegung des $. 41. Tit. 2, Th. I. des All. 
gemeinen Landrechts kann daber fo wenig die Mede fein, ald unter den vorliegen- 
den Umitänden von dem Rechte ded Angeklagten, den Empfang der Note deöbalb 
ganz abauleugnen, weil fie eben eine untbeilbare Sache war und ibm in ihrem 
Mertbe die Summe von 100 Tbalern in der That rechtlih zufam. 

Daß nun aber in der irrthümlichen Uebergabe eined Geldfcheind von böbe- 
rem Betrage in der Abficht und in der Meinung, dadurb eine Schuld von ge— 
ringerem Betrage zu tilgen, ein Zufall im Sinne des $. 226. des Strafgeſetz- 
buchs liege, daß alfo der Empfänger des Geldſcheins fih durch die Ableugnung oder 
den Verbrauc eines folchen Geldicheind der Unterfhlagung im Sinne dieled $. 226. 
ſchuldig made, kann rechtlich einem Bedenken nicht unterworfen fein, wie dies auch 
in mehrfachen Entiheidungen von dem Ober - Tribunal bereitd anerkannt ift. 


146 And der Praxis. $. 234. des Strafgeſehbuchs. 


Allerdings ift nad civilrechtlichen Grundfägen der Begriff de Zufalld nur 
in Ereigniſſen zu finden, welche durch unabwendbare Naturgewalt, ober doch 
durh außerhalb der menſchlichen Willkür liegende Urſachen berbeigefübrt werden. 
— Bornemann, Shſtem Bd. II. ©. 304. — Allein ftrafrechtlid im Sinne ber 
88§. 225., 226. des Strafgeſetzbuchs ift der Zufall überall da vorhanden, wo bie 
Erlangung der Gewahrfam außerhalb der Willensfreiheit des Tradenten der Sache 
liegt. 

Daß died bier der Fall geweſen, daf alfo, wie erwähnt, ber von B. den 
Geldihein von 500 Thalern nur aus Irrthum ftatt eined Geldiheind über 100 
Thaler dem Ungellagten übergeben bat, ftebt feſt. Es liegt alfo nicht ein Irrthum 
im Bemweggrunde der Zablung, folgli fein Irrthum des von B. dahin vor, Daß 
derfelbe geglaubt, er babe dem Angeklagten annod 500 Thaler zu zablen, fondern 
ein Irrthum in corpore bei jener Zahlung. Wenn alſo au, wie dad Ober-Tri- 
bunal in mehreren Entfheidungen ausgeſprochen bat, der Empfänger in dem erfteren 
Falle Eigenthümer der übergebenen Summe wird, und nur mittelft der condictio 
indebiti zur SHeraußzablung des irrthümlich zuviel Gezabiten anzubalten ift, fo ift 
doc in dem zweiten bier vorliegenden Falle von folhem Uebergange ded Eigenthums 
auf den Empfänger keine Rede. Denn mährend durd einen Irrthum im Beweg- 
grunde das Dafein einer freien Willenserklärung mittelft der en oder Zablun 
nicht ausgeſchloſſen wird, ift Dieß bei dem error in corpore über den Gegenftand 
ber Leiftung oder Zahlung allerding3 ber Fall. Denn aud auf die Tradition finden 
die Grundfäge von Verträgen infofern Anwendung, als dabei der übereinftimmende 
Wille, Eigentbum zu übertragen und zu erwerben, erforderlih ift; wo ed an dieſem 
fehlt, da geht dad Eigenthum der tradirten Sache nit über, 

— bon Savigny, Spfiem Bb. III. ©. 113, 273, 312, 468, — 


$. 234. des Strafgeſetzbuchs. Rechtswidriger Vortheil bei der 
Erpreffung. Verhältniß zur gewinnfühtigen Abſicht. 


Die Angeklagte hat die ihr gepfändete Kub der Pfändenden unter geführ- 
licher Drohung des Todtftehens mit dem blanken Mefler fortgenommen. Der Ap- 
pellationdrichter fpriht don der Anſchuldigung der Erpreſſung frei und verurtbeilt 
nur wegen Nöthigung aus $. 212. des Strafgefegbubd. Er verneint nämlich die 
Abficht, ſich mittelft der Drohung einen rechtswidrigen Vortheil zu verſchaffen. Diefe 
Abſicht fei gleichbedeutend mit gewinnfüchtiger Abfibt. Dabin fei die erzwungene 
Geftattung der Wegnabme der Kuh nicht zu rechnen. Die Pfändung fei das Mittel, 
den Beweis der Befigitörung, fowie dad Pfandgeld und den Schadenerjag zu fihern. 
Die Abſicht, fi der Zahlung ded Dfandgelded zu entziehen, fei aber nur auf Ber- 
meidung eine® Schadens, nidyt aber auf Erzielung eines Gewinnes gerichtet, 


Auf die Beihmwerde des Ober-Staatdanmwaltd ift am 6. Dezember 1865 
wider Schröder (Nr. 1136. 1.) vernichtet. 


Gründe. 


Die Beſchwerde des Ober - Staatdanwalt3 ift begründet, weil ſich die Auf- 
faffung des Appellationsrichterd über den Begriff ded »rechtöwidrigen Vortheils«, 
welchen der $. 234. des Strafgefegbuds zum Thatbeitande der Erpreflung fordert, 
nicht rechtfertigen läßt. Es mag dabingeftellt bleiben, ob jener Begriff mit demjeni- 
en der »gewinnfüchtigen Abſicht«- identiſch ſei, da diefer in den verfciedenen Vor— 
hriften des Strafgefepbub3 ein verjchiedener und dur die Natur des fpeziellen 
Merbrehend oder Vergebend, bei welchem er aufgeftellt wird, bedingt iſt, es fich alſo 
immer darum handeln würde, in welchem Sinne er im $. 234. aufzufaflen wäre. 
Nun fann e3 aber einem Zweifel nit wohl unterliegen, daß einmal die Abwen- 
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dung eined pofitiv bereit3 vorhandenen Vermögensnachtheils, einen Gewinn, alfo 
einen Vortheil involwirt. Der Dfändende ift dur den Befig der gepfändeten Sache 
in der Lage, fi, wie der Anpellationsrichter anerkennt, den Beweis der ihm mibder- 
fahrenen Befipftörung und des Schadenserſatzes, fowie den Anfprud auf das Pfand» 
geld zu fihern. Durch den Verluſt des Pfandes wird ihm dieſer Beweis und die 
Sicherung dieſes Anfpruched entzogen. Der Vortheil ded Anderen beiteht alſo darin, 
daß er die Führung des Beweiſes gegen fid erwarten darf, und daß er ohne Ent. 
rihtung des Pfandgelded wieder in den Befig der ihm abgepfändeten Saden 
gelangt. 


$. 241. des Strafgefegbuhd. Betrug durch gleichzeitige ver- 
tragswidrige Verſicherung und Schabdendliquidirung bei 
—— Verſicherungs-Geſellſchaften. Begriff des Ge— 
winnes. 


Urtel des Ober-Tribunals vom 23. November 1865 wider Gißinger 
(Nr. 391. U.), durch welches das freiſprechende Erkenntniß der Appellationskammer 
des Landgerichts vernichtet iſt: 

in Erwägung, daß die gegen den Kaſſations-Verklagten erhobene Beihuldi- 
gung auf der thatfählihen Grundlage beruht, daß derfelbe, nachdem er zuerft bei 
der Feuerberfiherungd-Banf zu Gotha die der familie gehörenden aemeinfchaftlichen 
Gebäulichkeiten, fowie Mobiliar und Früchte verfihert, in der Folge diefelben Objekte 
nebft den in den Gebäulichkeiten befindlihen und derſelben Feuersgefahr audgefegten 
Brenn» und Baubölzer bei der Gefellfhaft Aigle in Verficherung gegeben, und nad) 
eingetretenem Brandſchaden dieferhalb von der Gothaer Geſellſchaft eine Entihiädi- 
rw: in UAnfprud genommen und demnächſt unter Verſchweigung der früheren Ber- 
icherung auc die Geſellſchaft Aigle zur Gewährung einer Entſchädigung, zu welder 
diefelbe mit Rüdfiht auf die ihr verſchwiegene frühere Verfiherung vertragsmäßig 
nicht verpflichtet war, zu beflimmen verfucht bat; 

daß der Richter erjter Inſtanz den Sachverhalt au in diefer Weife feitge- 
ftelt und in demfelben die Merkmale einer von dem Beſchuldigten der Geſellſchäft 
(Aigle gegenüber verfuchten Betruged gefunden bat; 

daß dagegen der zmeite Richter, obne ſich auf eine weitere Prüfung de3 
Sachverhältniſſes einzulaffen, die zum Thatbeftande des Betruges erforderliche gewinn- 
füchtige Abfiht einfah um deswillen für außgefchloffen erachtet, weil er für ermiefen 
annimmt, daß die Gegenjtände, für welche der Beſchuldigte Erfag bei der Geſellſchaft 
(Aigle beanfprucdt, vorbanden geweſen und verbrannt feien, er alfo den bei den Ver- 
ſicherungsgeſellſchaften liquidirten Schaden wirklich erlitten babe; 

daß die dieſer Entjcheidung zum Grunde liegende Beſchränkung des Begriffes 
der gewinnſüchtigen Abſicht, wie foldye der $. 241. des Strafgeſetzbuchs vorausjept, 
ſich geſetzlich nicht rechtfertigt; 

daß nicht bloß der Erwerb eined früher nicht befeffenen, fondern auch die 
Wiedererlangung eines verlorenen Vermögensobjektes, wenn zu folber Wiedererlan- 
gung überhaupt oder unter gegebenen Umftinden ein Anſpruch nicht vorhanden ift, 
einen Gewinn darjtellt, und daher eine gewinnſüchtige Abſicht nicht blos da anzu- 
nehmen ift, wo Jemand einen Vortbeil, den er nie befeflen, fondern aud da, wo er 
nur den Erfag eines erlittenen Schadens zu erlangen ftrebt, weldyen er entweder 
felbft tragen mußte, oder welchen doch derjenige, von welchem er ibn in Anſpruch 
nimmt, nicht zu deiften hatte; 

daß daber im vorliegenden Falle die frage, ob der Handlungsweiſe des An- 
efhuldigten eine gewinnfüchtige Abficht zu Grunde lag, nicht davon, ob die Gegen- 
ände, um deren Erfah ed fidh handelte, vorhanden aewefen und verbrannt And, 
fondbern vielmehr davon abhängig war, ob Umftände. vorlagen, vermöge deren der 
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Angeſchuldigte den Erfag für den behaupteten Schaden von der Gefellihaft Aigle 
zu fordern nicht berechtigt war und er dennoch unter Unterdrüdung diefer Umſtände 
diefelbe zu einem ſolchen Erfage zu beftimmen verjucht bat. 


SS. 247. 323. 324. 325. 327. des Strafgeſetzbuchs. Avisbriefe im 
Frachtgeſchäft, deögleihen FFrahtbriefe in Beziebung auf 
den Frachtbetrag ald Urkunden. PVerbältnif der Staatd- 
Eiſenbahnen. Frachtgelder derjelben al3 Gebübren im 
Sinne des $. 327. 


Der Angeklagte war Stationd-Affiitent auf einer Eifenbabnftation der König- 
lichen Oftbahn. Ihm lag in diefer Eigenfchaft, als bei der Gütererpedition fungiren- 
der Beamter unter Anderem ob, die Adrejlaten folder auf der Eifenbabn dort an— 
fommenden Güter, welde von denfelben von der Station abgebolt wurden, durch 
fogenannte Avisbriefe, die nach einem bejtimmten Formular audgefertigt wurden, 
von der Ankunft der für fie beftimmten Guter zu benachrichtigen und fie zur Ab— 
bolung gegen Erlegung der tarifmäßigen in dem Avisbriefe der Höhe nah angege— 
benen Fracht au benachrichtigen. 

Der Angeklagte bat nun in einer Reibe von Fällen bei Ausfertigung ſolcher 
Anisbriefe den Betrag der zu erlegenden Fracht jedesmal böber angegeben, als der- 
felbe in Wirklichkeit nur zu erlegen war, und bei erfolgender Zahlung den Mebr- 
betrag für ſich behalten, den tarifmäßigen Betrag dagegen richtig gebucht und zur 
Kaffe abaefübrt. 

Die gedachten Mvisbriefe batten nicht eigentlich die Beftimmung ald Kaſſen— 
belüge zu dienen, wurden aber doch gelegentlich dazu gebraucht. 


Die Anklage war erhoben: 


wegen Unterſchlagung in amtlicher Eigenschaft empfangener Gelder, und 
Führung unrichtiger Beläge in VBeziebung auf diefe Unterihlagung 
($$. 324. 325. des Strafgeſetzbuchs). 

Bei der Verhandlung vor dem Schwurgericht Eamen indek noch folgende 
jtrafrechtlihe Gefihtspunfte zur Geltung, nämlich außer dem obigen aud) 

2) Augftellung falfcher amtlicher Urkunden (nämlich jener Avisbriefe) $. 323. ; 

3) rechtswidrige Erhebung öffentlicher Gefälle, $. 327. ; 

4) Betrug, 8. 241. 

Es wurden daber bei jedem der einzelnen Fälle vier verfchiedene refp. event. 
ragen nad jenen 4 Gefichtäpunften geſtellt. J 

Die Geſchworenen verneinten die der Anklage gemäß geſtellte Frage aus 
88. 324. 325. wegen Unterſchlagung in amtlicher Eigenſchaft empfangener Gelder 
u. ſ. w. 

Sie bejahten ſodann die frage zu 2. wegen Ausſtellung der amtlichen Ur— 
kunden; ebenjo zu 3. die rechtswidrige Erhebung öffentlicher Gefälle, und endlich 
zu 4. den Betrug gegen die Empfänger der Avisbriefe und der Waaren. 

Außerdem war dem Angeklagten die Fälſchung auch eines zu einem der Avis. 
briefe gehörigen jFrachtbriefe® über Waaren, und zwar durch Erböhung des auf der 
Rüdjeite verzeichneten Betrages der Fracht zur Laſt gelegt. Die bievauf bezügliche 
Frage ift don den Gefchworenen gleichfalls bejabt. 

Der Gerichtshof derurtbeilte bierauf den Angeklagten megen einer Urkunden - 
fälfhung (den fo cben gedachten Frachtbrief betreffend) und wegen Betruges (oben 
zu 4.), fprac ihn jedoch im Uebrigen frei, indem er zu 2. da8 Verbrechen des 
$. 323, verneinte, weil die Avisbriefe nur Benachrichtigungen an die Empfänger, 
und foweit fie den zu erlegenden tarifmäßigen Betrag der Fracht entbielten, nur 
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Rechnungen und daber feine Urkunden feien, indem er ferner au (zu 3.) dad Ver— 
breden des $. 327. verneinte, weil diefe Vorfchrift, foweit es fib um Abgaben oder 
Steuern bandle, nur ſolche im Auge babe, welde entweder periodifdy oder in einzel- 
nen beftinmten, geſetzlich vorgejebenen Fällen zu leilten feien, foweit es ſich aber um 
Gebühren bandle, nur auf die Kaflen folcher öffentlichen Vebörden zu beziehen fei, 
die einen integrivenden Theil der Stantsverwaltung ausmachten, nicht aber auf Ge- 
bübren, welche vom Staate ald Eigenthümer oder Leiter eined indujtriellen Unterneh— 
mens erhoben würden, 

Der Staatsanwalt legte gegen das Erkenntniß und zu Gunften des Ange— 
flagten die Nichtigfeitäbefchwerde ein. 

1) Die Freiſprechung von dem Verbrechen des $. 323. fei ungerechtfertigt, 
weil die Avisbriefe wirklih Urkunden feien, in fofern die Nichtzablung des darin 
ausgejchricbenen Frachtbetrages die Nichtauslieferung des Frachtgutes zur Folge habe. 

2) Auch der 8. 327. ſei anzuwenden, weil die Unterſcheidung zwiſchen allge— 
meinen Steuern und Gebühren des Staated aus induſtriellen Unternebmungen weder 
in den Worten noch in der Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes begründet fei. 

3) Dagegen fei die Verurtbeilung aus 8. 247, zu Unrecht erfolgt. Wenn 
auc die Arfundenqualitit eines Frachtbriefes als eines Beweisſtückes über den zwi 
ſchen dem Frachtführer und dem Abſender geſchloſſenen Vertrag nach Art. 391. des 
Handelsgefegbubs an und für ſich nicht zu bezweifeln fei, fo ſei doch die Fälſchung 
nicht in dem Texte des Frachtbriefes, fondern in dem außerhalb deffelben (nämlich 
auf der Müdfeite) befindlichen, ohne jede Beglaubigung iolirt geſchriebenen Vermerk 
über den Betrag des Frrachtgeldes erfolgt, und diefer Vermerk fei für fich feine Ur- 
ag ftelle fi vielmehr — mie die Moisbriefe — lediglich als eine Red. 
nung dar. 


Die Nichtigkeitsbeſchwerde ift dur Urtel vom 12, Januar 1866 wider 
Kowalski (Nr. 117. 1.) zurüdgemwiefen. 


Gründe. 


I. Mögen aud die Apisbriefe unter Umſtänden als Beweismittel für Rechts— 
verhültniffe dienen fonnen, fo beſteht die Unrichtigkeit derfelben, um welche es fich 
bier handelt, doc mur in der böberen Angabe des jhuldigen Frachtbetrages. Für 
die Höhe diefed Betrages Fönnen fie aber augenfceinlich keinerlei Art von Beweis— 
mittel abgeben, weil diefer Betrag lediglich aus dem Tarif unter Vergleihung mit 
der in dem Frachtbriefe aufgefübrten Quantität und Qualität der verfendeten Güter 
zu berechnen iſt, fo daß im dieſer Beziehung allerdings der Apisbrief nur als eine 
einfeitig ausgeſtellte Rechnung angefeben, mithin, wie vom Ober-Tribunal fon mebr- 
fach ausgeführt worden iſt, den Charakter ald Urkunde nicht anfprehen kann. 

1. Die bezüglich der Fälſchung de8 Frachtbriefed von den Geſchworenen be 
jabte Frage lautet: 

ob der Angeklagte fhuldig, im April 1856 zu H. einen Frachtbrief, 
d. d. Danzig, den — — — über 4 Sad rotben Klee, unterfchrieben 
3. Schönemann, melder ibm vermöge feined Amtes als Eijenbabn- 
fations-Affiftent zu 9. zugänglich war, um fi Gewinn zu verfchaffen, 
durch AUmänderung der Frachtſumme von Il Sur. in 14 Sgr., ber 
fälſcht zu baben? 

In dieſem Spruche war der Thatbeſtand des im $. 323. des Strafgefeh- 
buchs dvorgefebenen Verbrechens foweit enthalten, daß e8 nur nod auf den rechtlichen 
Ausſpruch des Gerichtshofes darüber anfam, ob das demnach gefälfchte Schriftftüc 
für eine Urkunde im Sinne des $. 247, zu erachten fei oder nicht. Wenn ſich dann 
aber der Gerichtshof für die Bejabung entſchieden bat, fo bat derfelbe rechtlich nicht 
geirrt, Denn nad Art. 391. des Deutſchen Handelsgeſetzbuchs dient der Fracht⸗ 
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brief als Beweis über den Vertrag zwiſchen dem Frachtführer und dem Wbfender, 
in deifen Stelle nad Art. 405. der Empfänger zu treten berechtigt it. Nach $. 392. 
Nr. 6. gebört ferner zum Weſen des Frachtvertrages eine Beltimmung über die 
Höhe der Fracht, fo daß hierüber der Frachtbrief gleichfalld als Urkunde anzuſehen 
if. Hierin wird auch dadurd nicht? geändert, dag im Eifenbahnvertehr der Betrag 
der Fracht nicht jedesmal befonderd ftipulirt zu werden braudt, weil er dur& den 
Tarif ein» für allemal feftitebt, da der Vermerk über die tarifmäßige Fracht, wenn- 
gleidy er, wie der vorliegende Frachtbrief zeigt, nicht im Text defjelben, fondern auf 
der Rückſeite fteht, und auch nicht von dem Abfender, fondern von einem Beamten 
der Eijenbahn gemacht ift, Bob nur zur Ergänzung des Frachtbriefes dient, und in 
fofern als ein integrirender Theil defielben anzufeben ift. 

Der Theil des Angriffs endlich, welder ſich auf die freifprehung von dem 
Vergeben des 8. 327, bezieht, ift durch dad vorjtehende Erkenntniß nicht entfchieden, 
weil das gedachte Vergeben nur ideell mit dem Vergeben des Betruged aus $. 241. 
fonkurrire, der Angeklagte aber zu einer erheblichen Strafe wegen des lehteren ver— 
urtbeilt fei, und eine etwanige, Verurtbeilung wegen jene Vergebend aus $. 327. 
nach $.55. des Strafgeſetzbuchs zu einer Erhöhung des erkannten Strafmaafeß feine 
Veranlaffung geben würde. 

Mir bemerken aber in Bezug auf die Streitfrage, welche fi) bier über bie 
Anwendung des $. 327. auf die Uebererbebung von Frachtgeldern auf Staatöbahnen 
bezieht Folgendes. Die Vorſchrift ftraft den Beamten, welder Steuern, Gebüb- 
ten oder andere Abgaben für eine öffentlie Kaffe zu erheben hat, wenn er 
Abgaben, von denen er weiß, daß der Zablende fie gar nicht, oder nur in geringe» 
rem Betrage verfhuldet, erhebt und dag rechtswidrig Erhobene ganz oder zum Theil 
nicht zur Kaffe bringt. 

Allerdingd kann bier, mie der Schwurgerichtähof une ausführt, von Ab- 
gaben oder Steuern feine Rede fein, mohl aber von Gebühren. Die Anficht 
nämlih, daß darunter ſolche nicht zu verfteben feien, melde vom Staate nur als 
Leiter oder Eigenthümer eine induftriellen Unternehmens erboben werden, erſcheint 
nicht richtig. Der $. 327. ijt nämlid in feinem oben angegebenen Gabe in die 
Stelle der $$. 413. 414. Tb. U, Tit. 20. des Allg. Landrechts getreten (Material. 
Br. II. ©. 698). Er bat diefelben aber weſentlich modifizirt. Denn während jene 
nur bon einer Bedrüdung ded Publikums durch unberechtigte Einziehung bon 
Abgaben bandelten, bat der $. 327. den Thatbeftand viel weiter außgedehnt, indem 
er jede Uebervortbeilung (nicht blos Bedrückung) des Publikums durch Ueber- 
hebung auch der zu öffentlichen Kaffen fließenden Gebübren flraft. Dabin dürften 
aber auch die bier in Rede ftehenden Frachtgelder gehören. Zum Wefen der Ge- 
bühren gehört, daf fie ein dur Geſez, Verordnung, Reglement oder anerfanntes 
Hertommen auf rechtöverbindlihe Weife feftgeftellte8 Wequivalent für eine fpezielle, 
dem af rei gewährte Leiftung find und fie fünnen daber je nah Verſchieden— 
beit der Perſon deöjenigen, dem dieſe Leiftung obliegt, dem Staate, der Gemeinde, 
der Kirche, gewiffen öffentlichen Anſtalten, einzelnen Staatd., Kirchen» oder Kom- 
munalbeamten, felbft einzelnen öffentlich fonzeffionirten Sachverſtändigen oder Ge- 
werbtreibenden (Advolaten, Notarien, Pbpfifern, Mäklern u. f. mw.) zuſtehen (Rotteck 
und Welker Staatälegifon sub »Abgaben« Bb. I. ©, 96, Eberhardt Synonhmik 
sub »Gebübren«). 

Schon die Mannigfaltigfeit der Gebübren und der denfelben entfprechenden 
Gegenleiftungen, ſowie die daraus hervorgehende weite Ausdehnung ded Worted »Ge- 
bühren« zeigt, daß, foweit der Staat darauf Anſpruch bat, nicht unterfchieden werden 
kann, in welcher Eigenſchaft die Gegenleiftung von ibm gewährt wird. Auch ift es 
unrichtig, wenn der Schwurgerichtähof angenommen bat, daß die bier in Rede fte- 
benden Frachtgebühren nicht zu einer Kaffe fließen, die einen integrivenden Theil der 
Staatöverwaltung ausmachten. Das Geaentheil erachen die verſchiedenen Staata. 
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baushalts-Etatd, in melden die Brutto »- Einnahmen von den Staats + Eifenbabnen, 
damit alfo aud die Frachtgelder von denfelben, unter den allgemeinen Staatäein« 
nabmen mit aufgeführt find, zu denen fie denn auch unbedenklid gehören (v. Rönne 
Staatöreht der Preußiſchen Monardie $. 478. Nr. 6. Bd. I. ©. 815). 

Sollte man etwa nur an die aus den eigentlichen Hobeitärechten ded Staa- 

te8 fließenden Gebühren defjelben, wie Gerichts oder Doligeigebübren, als unter den 
. 327, des Strafgeſetzbuchs fallend denken wollen (vd. Rönne a. a. O- und Bb.L 

. 140), fo würde hier Beſchränkung fhon deshalb unberedtigt fein, weil vom fis- 
falifhen Geſichtspunkt aus dergleihen Gebühren nit mehr und nicht weniger als 
andere Einnahmen ded Staated den Zwecken deffelben dienen und die Verwaltung 
des Staatsbermögens, zu welden unbedenklih auch die Staat3-Eifenbahnen gehören, 
mit unter die Finanzhoheit des Staates begriffen ift (Rotteck und Welker Staats, 
legifon sub »Finanzen« Bd. 4. ©. 699) 

Aud die Poſt, deren Betrieb und Einnahmen, beruhen auf einem Hobeitd- 
rechte des Staated * Landrecht Th. 1. Tit. 15. Abſchn. IV.) Das Fragt. 
geſchäft derfelben, ſowie die Eifenbahnen, und damit auch der Staat? - Eijenbah- 
nen, unterwirft aber der Art. 421. den privatrechtlihen Beitimmungen des Handeld- 
eſetzbuches und erkennt damit an, daß die Natur des induftriellen Geſchäftes, welche 
a Schwurgericht&bof hervorbebt, fomwie die daraus folgenden, zum Theil privatrecht- 
— Jupen, an ſich über die Natur der Erträgniſſe aus ſolchen Geſchäften nichts 
entſcheidet. 

Dazu tritt endlich, daß der $. 327., wie ſich aus $. 331. des Strafgeſetz 
buchs ergiebt, nicht nur auf unmittelbare, ſondern auch auf mittelbare Staatöbeamte, 
wenn man nämlih die Eifenbahnbenmten des Staated nur ald folde betrachten 
wollte, Anwendung findet. 


$. 263. des Strafgeſetzbuchs. $. 296. Th. I. Tit. 11. de8 Allg. Land. 
rechts. Begriff der Verkleidung; durh einen Kaufs- und 
Miederkfaufd-VBertrag, wenn aud über diefelbe Höhe des 
en aber mit Verſchweigung des ungefeglidhen Zins— 
etrages. 


Der Angeklagte bat ſich für ein Darlehn von 13 Rthlrn. höbere als die 
gefeglihen Zinfen vorbedungen und erhalten, und ſich dabei von der Schuldnerin 
Pfandſcheine unter Vorbehalt einer vierwöchentlichen Rückkaufsfriſt verkaufen laſſen. 
Der gedahte Kaufs- reſp. Verkaufsſchein lautet dabin, daß der Angeklagte die näher 
bezeihneten Pfandſcheine für 13 Rthlr. von der Schuldnerin unter Morbebalt eines 
vierwöchentlichen Wiederfaufsrechtd gekauft babe. Es hat eine dreimalige Pro- 
longation ftattgefunden. 

Der Angeklagte ift wegen verkleideten Wuchers verurtbeilt, indem in diefem 
Nerfaufsgefhäft eine Verkleidung des mucherlihen Darlehnsgeſchäftes gefunden 
worden ült. 

Die Nihtigkeitäbefhmwerde führt aud, daß von einer Verkleidung der wuce- 
rifhen Zinfen durch den Verkaufsſchein feine Rede fei, während doch der $. 263. 
gerade diefe Verkleidung der »Gefegwidrigfeite fordere. Der Berkauföfchein laute 
auf eben diefelbe Höhe des Kaufgelded, ald dad Darlehn betrage, nämlich auf 
13 Rthlr. und da ein befonderer Rückkaufspreis nicht ftipulirt worden, fo gelte nach 
F. 296. Th. I. Tit. 11. des Allg. Landrechts derfelbe Ruͤckkaufspreis, wie der Kauf- 
preid. Es liege alfo der Fall vor, daf die Zinsitipulation neben dem Kaufgefchäft 
ftipulict und in deſſen etwa erhöhtem Rückkaufspreiſe nicht verftedt fei. 


Die Beſchwerde it jedod dur Urtel vom 20. Dezember 1865 (Nr. 922. 1.) 
zurüdgewiefen. r 
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Gründe 


Allerdings liegt, gegen die Behauptung der Beihmwerde, in dem bon dem 
Angeklagten mit der Schuldnerin M. mündlid und fodann dur die Schrift vom — 
auch im fchriftliher Form abgeſchloſſenen Geſchäfte eine Verkleidung deffelben im 
Einne des $. 263. des Strafgeſetzbuchs, weil durch dieſes Geſchäft die höhere als 
geichlich zulaffige Stipulation der Zinfen und die erfolgte Zahlung diefer ungejeß- 
lihen Zinſen vor dem Richter verjtedt wurde. Der gedachte Schein würde zwar 
die Schuldnerin berecbtigt baben, die wiederfäuflih an den Angellagten verkauften 
Dfandfcheine nur durch Erlegung der als Kaufgeld darin bezeichneten 13 Rthlr., alfo 
in Höhe de3 wirklich erhaltenen Darlehns, zurüd zu kaufen ($. 296. Th. J. Tit. 11. 
des Allg. Landrechts); die Verkleidung beftand alfo nidt darin, daß fi der Ange» 
klagte eine böbere Rückkaufsſumme jtipuliren ließ, als er in Wirklichleit al Darlehn 
gegeben hatte. Allein die fchriftlihe Form eines Kaufs reſp. Wiederfaufs ſtatt 
des in Mirflichkeit vorhandenen Darlehnsgeſchäftes und dabei die Uebergebung jener 
ungefeglihen Zinzftipulation aus diefem Darlehnsgeſchäfte verftedte vor dem Nichter 
die wahre Natur ded don beiden SKtontrabenten aewollten Geſchäfts, und macte es 
für die Schulderin unmöglid, im Rechtswege den wahren Betrag ihrer Peiltungen, 
alfo den der Zurüdforderung unterliegenden Betrag der ungefeglichen Zinfen, geltend 
zu maden, wenn fie nicht dafür einen befonderen Beweis außer dem fchriftlichen 
Mertrage beibringen konnte (vergl. die Entideidung vom 16, Dezember 1564 wider 
Dopp. Ardiv XIII. ©. 132). 





Berlin, gedrudt in der Königlichen Geheimen Ober» Hofbuchtruderei 
a (R. dv. Deder). 


Zur Lehre von der Srageftellung, 


| insbefondere über 
die Mothwendigkeit und das Maaß der Spezia- 
lifirung des konkreten Thatbeflandes. 


Bon Herren Staatdanwalt Dalde in Delißzſch. 


Ynter ben Problemen, an deren Löſung die Wiſſenſchaft arbeitet, ift eines ber 
fchwierigften die Aufftellung eines rationellen Syſtems der Frageſtellung. Je mehr 
man erkannt bat, daß der Modus ber frageftellung den ganzen Erfolg der fhmwur- 
erg rad Prozedur zu bedingen geeignet erfcheint, defto mannigfaltiger find auch 
ie Berfuche gemwefen, bier den richtigen Weg zu finden und indbefondere in der 
neueften Seit haben mehrere hervorragende Vertreter der Wiflenfchaft gerade diefem 
Gebiete ihre Thätigkeit zugewandt. Nichtöbeftoweniger ift man bon dem eigentlichen 
iele anfcheinend noch fehr meit entfernt; feiner der biöher gemachten Vorfchläge bat 
& einer allgemeinen Zuftimmung erfreuen können, ja es baben fogar Autoritäten 
ie Behauptung aufgeftellt, daß die Frageſtellung überhaupt ein unlösbares Problem 
fei, und daß nicht Anderes übrig bleibe, als dem Schwurgericht eine Geftalt zu 
geben, bei welcher diefelbe ganz vermieden werde. 

So hat inäbefondere Schwarze in feinem neueften Werke: »Das Deutſche 
Schmwurgeriht und defien Neforme«, mit großer Gründlichkeit und Ausführlichkeit bie 
Nachtheile de heutigen Syſtems gefchildert und mit vielem Scharffinn die Schwierig. 
keiten bervorgeboben, melde der Frageſtellung entgegenftehen und er ift fodann zu 
bem Scluffe gelangt, daß nur in der Tin Meet des Schwurgerichts in das 
Schöffengeriht das Heil zu finden fei. 

So verzweifelt aber liegt die Sade doch wohl noch nicht, daß man jetzt 
ſchon die Hoffnung auf eine glüdlihe Löfung diefer Frage aufgeben und auf da 
Schwurgericht ganz verzichten mußte. 

Die unendlihe Schwierigkeit der Löfung hat Schwarze gewiß vollkommen be- 
mwiefen, die Unmöglichkeit dagegen durchaus nicht; fo lange aber bie legtere nicht feft- 
fteht, dürfen die Verfuche, ein zweckentſprechendes Spftem der frageltellung zu fin- 
ben, nicht aufgegeben werden. Denn ohne über den Werth der Schöffengerichte hier 
ein abſprechendes Urtheil fällen zu wollen, fo wird doch die Bemerkung geftattet fein, 
daß in den lehteren der Gedanke der Theilnahme ded Volkes an der Mechtäpflege, 
auf welchem die Jury bafirt, jebenfall® nur in einem fehr geringem Grabe verwirt- 
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licht werden wird. Wenn in einem aus drei Juriften und ſechs Laien beftehenden 
Kollegium bei Meinungdverihiedenbeiten die Stimme der Juriſten nicht ftet3 den 
Ausſchlag geben follte, fo müßten die legteren ihre Anficht wahrlich nur fehr fchlecht 
vertreten fünnen. Dabei will ich auf den noch viel bedenklicheren Fall, daß die Tu- 
riſten felbft verfchiedener Anficht find, und daß alſo die Schöffen gezwungen werden, 
vielleicht zwilhen drei verſchiedenen Necdtsanfichten die Wahl zu treffen, daß aber 
für diefe Auswahl regelmäßig viel mehr die Art der Geltendmadhung, ald der innere 
Werth der vorgebradhten Rechtsgründe beftimmend fein wird, nur kurz binweifen. In 
jedem falle bin ich der Anſicht, dab dad Scöffengericht, wenn daffelbe aud die ge- 
fäbrlihe Klippe der —* glücklich vermeidet, dafür doch auch der laienhaften 
Auffaſſung des Strafgeſetzes, die ſa gerade durch das Schwurgericht zur Geltung 
gebracht werden ſoll, nur einen ungenuͤgenden Raum — 

Ueberdies aber berechtigt auch der Umſtand, daß durch die neueſten wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Leiſtungen auf dem Gebiete der Frageſtellung ſchon ein großes Stück des 
von Vielen für gänzlich ſteril gehallenen Bodens fruchtbar gemacht worden iſt, im- 
merhin zu der Hoffnung, daß das angeſtrebte Ziel ſich endlich doch noch werde er- 
reichen laſſen und wenn unſere heutige Praxiß gleichwohl noch immer Enſcheidungen 
aufweiſt, welche allerdings zu ſehr ernſten Bedenken Veranlaſſung geben, ſo hat dies 
im Weſentlichen darin feinen Grund, daß die Reſultate der wiſſenſchaftlichen For— 
ſchungen nod durchaus nicht die ihnen gebübrende praktiſche Verwerthung gefunden 

aben. 
' Ein Blid auf die biöherige Entwidelung unferer Lehre beftätigt die. 

Die erfte Aufgabe, mit deren Löfung man fi nad) der Einführung der 
Schwurgerichte befchäftigte, war die fonfequente Durchführung der Trennung bon 
That- und Rechtsfragen. Die Wiſſenſchaft hat die Widerfinnigkeit diefer Aufgabe 
längft nachgemiefen. 

Seit Meper in feinem klaſſiſchen Werke; »Thnt- und Rechtsfrage im Ge- 
fhworenengericht«, den unumftößlichen Beweis geführt, daß den Geſchwörenen die 
Entſcheidung über die Schuldfrage nit blos vom Standpunfte der Theorie aus 
zuzufprechen fei, fonbern daß der Gedanke, daß die Gefhworenen Richter über die 
Schuidfrage feien, aud fait allen Deutſchen Gefepgebungen zu Grunde liege, ift jene 
Forderung nad einer abfoluten m. des That» und Rechtsgebietes hoffentlich 
auf immer zum Schweigen gebracht und die wiſſenſchaftliche Forſchung damit in eine 
neue Phaſe gerüdt. 

Mer ſich heute mit der Frageſtellung beſchäftigt, ber darf fi, wie dies 
neuerlich auch bereit3 dv. Bar gethan'), von bornberein auf den bon Meyer erfämpf- 
ten Boden ftellen und ſich des Nachweiſes, daß die Gefhmworenen nit blos über 
Thatfragen zu entfheiden haben, für bollfommen überhoben erachten. 

In der Praxis dagegen liegt die Sade ganz anders. Hier ſpult der Ge- 
danke jener Trennung nod immer fort, hier it das Bewußtſein von ber Unzuläffig- 
keit und Unmöglichkeit der legteren noch keinesweges volljtändig ducchgedrungen, bier 
gewahrt man im Gegentheil noch recht häufig das unfruchtbare Ringen und das 
vergeblihe Bemühen, das Unmöglihe möglich zu machen. 

Aber nicht blos in fofeun bat die Wiſſenſchaft ein nun nicht mehr beftritte- 
ned Feld erobert, ald den Geſchworenen jegt allgemein die Entiheidung über die 
Schuldfrage vindizirt und ihnen aljo die Subſumtion der thatſächlichen unter Die 
gefeglihen Merkmale zugeftanden wird, fondern aud die große Streitfrage, ob in 
die den Gefchworenen vorzulegenden fragen nur der gefeglihe, oder neben dieſem 
auch der konkrete Thatbeitand aufzunehmen fei, dürfte in der Willenfhaft im Wefent- 
lichen ſchon ihren Abſchluß gefunden haben. Zwar ift die legtere immer noch Gegen- 
ftand der Erörterung und im&befondere haben fih vd. Krämel und Gunbelin fehr 
lebhaft gegen eine Aufnahme des Eonfreten Materiald in die frage ausgeſprochen, 





1) In feinem Werke: Recht und Beweis im Geſchworenengericht. 
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bie Ba Mehrzahl der Rechtslehrer iſt dagegen ganz entſchieden für 
eine ſolche. 

Uebrigens ift hierbei darauf hinzuweiſen, daß wenn die Nothmendigfeit ber 
Spezialifirung noch immer angefochten wird, died hauptfächlic daher kommt, daß die 
———— derſelben noch keinesweges en begründet it. Man bat für die 

pezialifirung bisher faft immer nur Gründe der Zweckmäßigkeit geltend gemacht. 
Dland') 3. B. verlangt die Aufnahme konkreter Thatmomente nur, um den Ge- 
fhworenen einen Wegweifer für die Subjumtion zu geben und gejtattet den Ge- 
ſchworenen, die gefeglihen Begriffämertmale au in anderen ald den zur frage ge 
ftellten Thatmomenten zu finden. 

Andere geben zwar weiter und wollen die Geſchworenen an die vom Richter 
bervorgehobenen Subfumtiond-Objefte gebunden wiſſen, allein auch fie motiviren die 
Spezialifirung nur dadurch, daß fie behaupten, ohne eine foldye fei der Grundfag 
der Rechtöfraft gefährdet, oder dur Rechtsirrthum bervorgerufene Rechtöverlegun. 
gen würden unanfehtbar gemadt. Die Einen ftellen deöhalb ald Prinzip auf, daf 
eine Spezialifirung nur —— erforderlich ſei, als dadurch die Identitaͤt der That 
feſtgeſtellt werde, während die Anderen immer noch in dem Aufſuchen eines beſtimm⸗ 
ten Prinzips begriffen ſind. 

lange man indeß die Nothwendigkeit der Spezialiſirung nur durch Gründe 
der oben erwähnten Art darthun will, wird dieſer Beweis ſchwerlich gelingen. Denn 
fol die Spezialifirung nur dazu dienen, um der Rechtsunſicherheit vorzubeugen, fo 
läßt fi) entgegnen, daß man diefen Zweck aud durch eine Erweiterung ber Befug- 
nilfe des Kaflationdrichterd erreihen fünne Man darf ja dem lepteren nur ge 
—— für den Fall, daß er findet, daß eine unrichtige Subſumtion ſtattgefunden, 
aß Erkenntniß zu vernichten. Die Unrichtigkeit der Subſumtion aber erhellt nicht 
immer bloß dann, wenn eine Aufnahme der konkreten Merkmale in die frage ftatt- 
efunden bat, ſondern fie liegt aud ohne die leptere ſehr häufig fo klar zu Tage, 
dab nicht der geringfte Zweifel darüber obwalten kann. Einen ſchlagenden Beweis 
für diefe Behauptung bietet der in Goltd. Archiv Bb. XL ©. 96 ff. mitgetheilte 
Fall, in welchem der Irrthum zwar volllommen erfannt wurde, aber wegen ber 
unzureichenden Befugniſſe des Kaſſationsrichters dennod unanfechtbar bleiben mußte. 
Hätte in diefem Falle dad Ober-Tribunal auf dad Sachverhältniß zurüdgreifen dür- 
fen, fo hätte die nothwendige Remedur auch ohne eine flattgehabte Spezialifirung 
eintreten künnen. Daß aber die Aufnahme konkreter Momente conditio sine qua 
non bed Zurüdgebend des Nichtigkeitrichterd auf dad Sachverhältniß fein müſſe, 
wird man mit Grund nicht behaupten fünnen. Denn dad Ober- Tribunal ift felbft 
bei der heutigen Lage der Gefepgebung in einzelnen Fällen auf die Thatfragen zu- 
rüdgegangen und hat auch bei einer nur die ee Merkmale enthaltenden Frage⸗ 
ftellung eine Prüfung ded ganzen Sachverhältniſſes eintreten laſſen“), was mürbe 
alfo im Wege ftehen, einer Erweiterung der Machtbefugniſſe des Kaſſationsrichters 
in diefem Sinne die gefeglihe Sanktion zu geben? 

Läßt fih aber behaupten, daß ganz diefelben NRefultate, melde durch bie 
Spezialifirung erzielt werden, aud auf andere Weile gewonnen werden fünnen, fo 
ift die Nothwendigkeit der lepteren natürlich nicht bewiefen und der Einwand ber 
Gegner, daß durch diefelbe die Gejchworenen unzuläffig bejhräntt würden, durchaus 
nicht widerlegt worden. 

Aber die Spezialifirung ift keineswegs ein bloßer äußerer Nothbebelf oder 


1) Spftematifhe Darftellung des Strafperfahrens S. 398 ff. Vergl. Kritik der Auffaſſun 
PlandE bei Meyer Ihat- und Nechtäfrage ©. 173 ff. Dazu Schwarze a. a. O. ©. 47, ber bie Auf 
faſſung Plancks zu billigen ſcheint. 

2) ©o z. B. in dem Goltd. Archiv Bd. VII ©. 367 mitgetheilten Falle. Vergl. hierzu den 
intereffanten Abſchnitt in dem Schwarzeſchen Werke über die tacite judicata ©. 50 ff. 
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gar ein f. g. nothwendiges Uebel, ſondern in derſelben ftellt fi vielmehr der notb- 
wendige Antheil des Richters an der Entiheidung der Rechtsfrage bar. 

Den Beweid für diefe Behauptung, daß nämlich die Aufnahme des fonfre- 
ten Thatbeftande in die Frage fit) mit Nothwendigkeit aud dem ganzen Wefen des 
Schmwurgericht? überhaupt ergebe, und daß eine zwedentiprechende Arbeitötheilung 
zwifchen den Richtern und Geſchworenen nur unter der Voraußfegung der Speziali- 
firung bdenfbar fei, habe id an einem anderen Orte zu führen verfuht'), und wird 
es geftattet fein, bier im MWefentlihen auf jene Ausführung Bezug zu nehmen. Zum 
befferen Verftändniffe aber mögen folgende kurze Bemerkungen Plag greifen. 

Dad Schwurgericht beruht auf dem Gedanken der Theilung der Arbeit. Huch 

wenn die Gefchworenen nicht bloße Thatfragen, fondern wenn fie die gefammte 
Schuldfrage entfcheiden, wird nur die Grenzlinie für die Theilung der Arbeit eine 
andere, dad Prinzip der Arbeitötheilung felbjt bleibt unberübrt und fol unberührt 
bleiben, denn in ihm berubt gerade einer der mefentlichften Vortheile des Schmwur- 
— 2). Schwarze, der überhaupt die ganze Idee der Arbeitstheilung verwirft, 
ehauptet zwar, mit der Beſeitigung der — von That» und Rechtsfragen, 
und mit der Ueberweifung der Schuldfrage an die Gefchworenen, fei auch die legte 
noch einigermaßen erfennbare Grenze für die Aufgabe der Jury verwiſcht worden, 
denn jetzt könne man nur fagen, daß den Richtern der Theil der Entſcheidung ver- 
bleibe, der den Geſchworenen nicht zugemielen fei, mit einer ſolchen Negation aber 
fei nihtd gewonnen’); allein dieſer aufaffung fann man nicht unbedingt beipflidten. 
Es ift richtig, daß, feit die Gejchworenen die Strafbarfeit vor dem sr feftftellen 
— ». im Wefentlihen auch die Entſcheidung der Rechtsfrage obliegt. Aber 
ie8 wird ja aud gerade beabfichtigt, denn faft allfeitig ift man jegt darüber 
einverftanden, daß eben in der Entſcheidung ber Rechtsfrage durch die Ge- 
ſchworenen, mithin in derjenigen Thätigfeit, die man ihnen früher gefliffentlich zu 
entziehen juchte, der wahre Werth der Jurh zu finden ift. Alle wahren freunde 
und Anhänger der Jury find aber nicht minder darin einig, daß den Geihworenen 
nicht die unbedingte Herrſchaft über bie DE zuftehen kann, fondern daß dem 
Richter ein gewiffet Antheil an der Findung des Rechts gewahrt bleiben muß. Für 
die Abmeffung diefed Antheils wird nun allerdingd der Grundfag maßgebend fein, 
daß nur ſoweit, als Nechtd- und Gefeped-Kenntniffe unumgänglich nothwendige Vor» 
bedingung für die Ausübung einer —— Thätigkeit find, dieſe dem Richter ge- 
bührt, daß dagegen alle Uebrige in da8 Gebiet der Geſchworenen fällt. Mit der 
— und. Anerkennung dieſes Grundſatzes aber dürfte ſchon fehr viel gewon- 
nen fein. 

Denn wenn die Prüfung, ob beſtimmte Thatſachen für erwiefen zu erachten 
und die Subjumtion der leßteren unter dad Gefeg beute wohl einftimmig den Ge- 
—— zugewieſen wird, und wenn ebenſo auch fein Streit darüber herrſcht, daß 

ie Auswahl des Geſetzes, dad in Frage ſteht, ſowie die Abmeſſung der zu verbän- 
genden Strafe, Sadye des Richter ijt, fo bleibt nur noch zu beftimmen übrig, wem 
die Auswahl der an fid zur Subfumtion geeigneten Momente obliegen foll. _ 

Ir meiner oben erwähnten Schrift *) babe ich behauptet und zu beweifen 

efucht, daß die Auswahl der tauglihen Subjumtiond-Objekte eine fo fpezififh juri- 
Hilhe Thätigkeit feir daß diefe unbedingt nur dem Richter anvertraut werden kann. 
Denn die Brüfung, ob ein konkreter Straffall aus folhen einzelnen Thatmomenten 


1) In meiner Schrift: Der Entwurf einer Strafprogefi - Ordnung für Preußen, unter Wer. 
gleihung mit den neueren Deutſchen Strafprogef-Ordnungen und mit befonderer Berüdfihtigung der Lehre 
von der Frageſtellung im fhwurgerichtlihen DVerfabren bequtachtet. Leipzig Gr. Fleiſcher 1 &.39 ff. 
ch citire diefelbe hier kurz mit der Bezeihnung: Gutachten. 

2) Vergl. Glafer, Zur Jurpfrage ©. 63 und bie ragenftellung im Schwurgerichtäverfahren 
©. 24 ff. und ©. 50 ff. Dagegen Schwarze a. a. D. ©. 98 i 

3) a. a. O. ©. 63. 

4) ©. Gutachten ©. 42 ff. 
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ufammengefeßt ift, melde den einzelnen Merkmalen eined gefehlihen VBerbrechend- 
Begriffen entiprechen, fept doch unzweifelhaft voraus, daß man weiß, welche einzelnen 
Requifite zur Konfumation des gefeglihen Thatbeſtandes erforderlih find. Dieſes 
Wiffen wohnt aber nur dem “uriften bei, denn in demfelben befteht ein ſehr weſent⸗ 
licher Theil der Strafrechtswiſſenſchaft. 

Mie fehr man fih auch bemühen mag, populäre Gefegbüdher zu konſtruiren, 
die auch dem Laien fofort verftändli find, immer wird deren Ergänzung durch die 
Wiffenihaft nothwendig bleiben. 

Für dad Preußifhe Strafgefegbud inäbefondere ift ſchon bei feiner Emana- 
tion mehrfach ausdrüdli auf die Ergänzung dur die Wiſſenſchaft hingewieſen wor- 
den und nicht minder bat ber aweifelbaft befundene gefeglihe Thatbeitand einzelner 
Verbrechen erſt im Laufe der Zeit dur die Rechtdanwendung und Rechtswiſſenſchaft 
feine definitive Feſtſtellung gefunden’). 

Wenn aljo der bloße Mortlaut des Geſetzes die mefentlihen Merkmale des 
gefeglihen Thatbeftanded durchaus nicht unbedingt erkennen läßt, wenn diefe legteren 
vielmehr nur der Jurift kennt, oder mit Hülfe der Rechtswiſſenſchaft zu finden weiß, 
dann liegt doch wohl auf der Hand, daß die Prüfung, ob im konkreten Falle die 
That alle jene einzelnen Momente umfaßt, melde zur Ausfüllung der geſetzlichen 
Merkmale dienen können, lediglih von dem Richter vorgenommen werden Fann. 

Muß aber die Außmahl der Subfumtiond- Momente den Gefhmworenen ent- 
gogen und auf den Richter übertragen werden, fo ift died nur dadurch möglid, daß 
er Richter in der den Gefhmworenen borzulegenden frage neben ben gefeßlichen 
Merkmalen zugleich diejenigen Thatmomente bezeichnet, die nad feiner Auffaſſung 
zur Subfumtion tauglich erfcheinen, oder deren Subfumtion mit anderen Worten 
rechtlich möglid ift. 

Die Spezialifirung des Thatbeftandes ift alſo keineßsweges eine bloße Zwed- 
mäßigteitömaaßregel, fondern durch diefelbe übt der Richter den ihm von Rechtöwegen 
uftehenden Antheil an der Entſcheidung der Rechtsfrage aud. Durch die Speiali- 
rung geſchedt nicht mehr und nicht weniger als durch die Charge des Engliſchen 
Richters; hier wie dort ſoll nur das ſubſektibe Belieben der Geſchworenen an der 
rechtlichen Möglichkeit des Verdiktes feine Grenze finden. Wenn es noch Niemandem 
eingefallen iſt, zu behaupten, daß der Engliſche Geſchworene zu ſehr eingeengt ſei, 
obſchon in England die Geſchworenen ſich ganz unbedingt an die large deb 
Richters für gebunden erachten“), warum fol denn eine unzuläſſige Beſchränkung 
der Deutſchen Geſchworenen darin liegen, daß man ſie zwingt, mit ihren Verdikten 
auf dem Gebiete ded Rechts zu bleiben? 

Sundelin?) behauptet zwar, es fei geradezu miderfinnig, in die Frage an die 
Gefhmworenen irgend etwas Anderes aufzunehmen, ald die Momente des geſetzlichen 
Verbrechendbegriffed und zwar in der Faſſung des Geſetzbuchs, fo daß die Bejahung 
der frage ſchlechthin und unzweifelhaft den Ausfpruc enthalte: 

wir finden in der That, welche ermielen iſt, den geſetzlichen Verbrechens. 

Begriff erfüllt, wir verſtehen dad — ſo, daß es dieſe That meint, 
und gerade dies werde nicht konſtatirt, wenn unweſentliche thatſächliche Umſtände in 
die frage aufgenommen würden, oder wenn dad Gefeß umſchrieben würde u. f. w. 
Allein, wer verlangt denn, daß unmefentlihe Momente in die frage aufgenommen 
werden follen? Trop aller Verfchiedenbeit der Anfichten über dad Maaf der Spe- 
zialifirung ift dod eine folde Forderung meines Wiſſens bisher nirgends erhoben 
worden, man bat vielmehr überall immer nur von ſolchen Thatſachen geiprocen, 
welche den mefentlichen geſetzlichen Merkmalen entfprechen. Die Aufnahme diefer Ich. 
teren aber erfcheint mir um fo weniger widerfinnig, ald trog derſelben der Ausſpruch 


1) Bergl. mein Gutadten ©. 43, 
2) Glafer, bie Frageſtellung S. 11 und Schwarge a. a. O. ©. 72 ff. 
3) In der Deutfden St. R. Ztg. 1864 ©. 504. 
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ber Gefhmworenen denfelben Inhalt und diefelbe Bedeutung behält, die Sundelin von 
ibm fordert. Uebrigend ift au, wie Schwarze der Anfiht Sunbelind gegenüber 
mit Recht hervorgehoben ei gar nicht abzufehen, warum der letztere nicht konfe- 
quent einen Schritt weiter geht und bie Fragen einfach dahin geftellt wiffen will: 
Ah A. ſchuldig, den B. ermordet zu haben, oder ift E. fhuldig, eine Urkunde ge- 
fälfeht zu haben? 

Denn biefe Fragen erfchöpfen dem gefeglihen Thatbeftand aud und käme «8 
überhaupt darauf an, die Geſchworenen omnipotent zu maden, fo wäre diefe legtere 
Art der FFrageftellung unbedingt vorzuziehen. Aber die Gefhmworenen follen eben 
nicht omnipotent fein, fie follen zwar ermächtigt werden, bie laienhafte Auffaffung 
des Strafgefeßed zur Geltung zu bringen, indeß muß died doch eine beftimmte Grenze 
baben. ie einft dad prätorifehe Edikt das ftrikte Eivilreht nur fruchtbar und bieg- 
fam zu machen fuchte, ohne daflelbe zu befeitigen, fo fol in der Gegenwart die Theil» 
nahme der Laien an der Rechtdanwendung nur eine Erftarrung und Verknöcherung 
des Rechts verhüten, indem fie allein eine Bürgfhaft dafür gewährt, daß die Redhtd- 
anwendung eine dem Volke verftändliche bleibt. Die wiſſenſchaftliche Auffaffung und 
———— des Rechts aber, die allein durch die Theilnahme der Juriſten an der 

REN ermöglicht wird, foll damit aber keinesweges vollitändig befeitigt 
werden. 

Der Nachweis, daß bie Beichränfung ber Geſchworenen auf die vom Richter 
an fi für tauglid eradhteten Subjumtiond-Objekte die Geſchworenen nit nur nicht 
bindert, ihre wahre Bi) zu erfüllen, fondern, daß fie die legteren vielmehr ganz 
befonder8 dazu in ben Stand fegen mwird, ift an einem anderen Orte verſucht wor- 
ben?) und es kann bier um fo mehr unterbleiben, auf jenen Beweis zurüdzufommen, 
als e8 mir bier indbefondere darauf anfommt, die in meinem Gutachten nur ober- 
flächlidy behandelte Frage, nad melden Grundfägen bei der Spezialifitung zu ver- 
fahren fei, noch näher zu erörtern. 

Wenn ſich nämlih aud, mie ſchon oben angedeutet, in Betreff der Noth- 
wendigkeit der Spezialifirung überhaupt ſchon eine gewiſſe Uebereinftimmung der An« 
fihten fonftatiren läßt, fo berrfcht doch bezüglich ded Umfanges derfelben noch eine 
fehr bedeutende Meinungdverfchiedenbeit. 

Ich übergehe die verſchiedenen Verfuche, die man gemacht hat, um bie leiten. 
ben Grundfäge für die Abmefjung der Spezialifirung zu Anden, zumal diefelben be» 
reits don Meyer’) außführlich erörtert find und will nur kurz erwähnen, daß unter 
den Anfichten, die eine befondere Beachtung verdienen, die von Meher und von 
vd. Tippelskirch aufgeftellten in fofern nad beiden Seiten bin die Grenzpunkte be- 
zeichnen dürften, ald Meder in dem geringften, v. Tippelskirch dagegen im weiteiten 
Umfange fpezinlifiren will. Während nämlich von dem Gefihtöpunfte des 
richterlihen Endurtheild aus dasjenige Maaf der Spezialifirung für genügend er- 
achtet, welches die Jdentität der That außer Zmeifel ftellt *), hat v. Tippelskirch ge- 
fordert, daß alle diejenigen Thatfahen in die Frage aufzunehmen feien, melde Ge- 
genftand ded zu führenden Beweiſes fein. Der richtige Standpunft dürfte zwifchen 


diefen beiden Anfichten, indeß der v. Tippelskirchſchen doch bei Weitem näher liegen, 
als der von Meher aufgeftellten. 


Iſt es nämlich richtig, was ich oben behauptet habe, daf die Auflöfung des 
konkreten Thatbeftanded ald eine eminent juriftifche Thätigfeit nur dur den Richter 


h) a. a. O. S. 66. 
2) In meinem Gutachten S. 45 und 46, 
3) In Goltd. Archiv Bb. X, ©. 337 ff. 


4) Aus dem Munde bed Herrn Verfaſſers weiß ich übrigend, daß er ſich neuerdings in einem 
gemwiffen Umfange der v. Barfchen Anſicht en[alih. Derfelbe würde der Wiſſenſchaft gewiß einen großen 
Dienft leiften, wenn er feine bisherigen von der Kritik fo einftimmig gerühmten Arbeiten durch die Mit- 
teilung feiner neuerlich gewonnenen Unfiht ergänzte, 
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ſachgemäß bewirkt werden kann, und daß in dieſer Thätigkeit gerade der nothwendige 
Antheil des Richters an der Rechtbanwendung zu finden iſt, fo liegt auf der Hand, 
daß der von Meyer geforderte re ber Spezialifirung nicht genügend erfceint. 
Denn zur Feſtſtellung der Identität der That genügt ſehr bäufig ſchon die bloße 
Beifügung bon Ort und Zeit der Berübung derfelben, in diefen Fällen aber wird 
dann die dem Richter zuftehende Auswahl der Subfumtiond » Objelte ganz den Ge- 
ſchworenen überlaffen und da8 Gebiet der lehteren unzuläffig ausgedehnt, indem man 
damit die Möglichkeit jener Verdikte ftatwirt, die fi weder vor dem Recht und 
dem Geſetz, noch auch fehr häufig vor dem bloßen gefunden Menfchenverftande recht: 
fertigen laffen ’). 

Die Spezialifirung in dem Umfange, wie d. Tippelskirch es verlangt, ver- 
meidet allerding8 diefe Machtbeile, allein abgeſehen davon, daß ich die Anſicht, daß 
die Geſchworenen rüdfichtlih der Feſtſtellung des Objekt de Verbrechens ohne Sin- 
zufügung der eieplicen Merkmale lediglich auf die Konftatirung des konkreten Sad- 
verhalts zu belhr nfen feien, durchaus nicht für richtig halten kann”), weil ja bier- 
durch den Gefchworenen gerade ein fehr erbebliher Theil der Subfumtion entzogen 
werden würde, fo dürfte die Forderung von v. Tippelöfich in mander Richtung 
doch auch wohl wieder zu meit gehen. J letzterer Beziehung hat ſchon Meher, mit 
deſſen Kritik der v. Tippelskirchſchen Anſicht ich fonft aber durchaus nicht einverſtan⸗ 
den bin, ſehr richtig hervorgehoben fl daß fehr oft Nebenumftände in bie Brage müß⸗ 
ten aufgenommen werden, die für die Herſtellung des geſetzlichen Thatbeſtandes nur 
fehr mittelbar in Betracht kämen; ich glaube aber, man kann nod einen Schritt 
weiter geben, und behaupten, daß v. T. felbft die Aufnahme folder Umftände fordert, 
die, wie dies z. B. bezüglid der Mittel, mit denen die That verübt worden, der 
Hall ift, regelmäßig gar nicht in Betracht kommen. 

Der richtige Gefihtäpunft läßt fih für die üjragefellung nur dadurch ge 
winnen, daß man die Ger in Beziehung zu der Anklage bringt. Die Grundlage 
für die FFrageftellung bildet die in der Anklage bezeichnete konkrete That und darum 
läßt fih dad Maaß der Spezialifirung in der an die Gefchworenen zu ridhtenden 
Frage nur dadurd mit Sicherheit beftimmen, daß man zuvor feftftellt, in welchem 
Umfange eine richtige Anklage zu fpezialifiven bat, oder beſſer gefagt, in welchem 
— die Anklageformel und reſp. der Verweiſungs- Beihluß zu ſpezialiſiren 
haben. 

Durch die Anklage foll dem Angefhuldigten eine gang beftimmte, duch ein 
Strafgefeh vorgefebene konkrete That zur Laft gelegt werben. 

Denn da die Anklage die Grundlage für die fernere Verhandlung bildet, 
und in&befondere alfo die Grenzen bezeichnet, innerhalb deren fih die mündliche DVer- 
handlung bewegen darf, jo ift vor allen Dingen nothwendig, daß über die Identität 
der That in der Anklage fein Zweifel gelaflen wird, 

Selbft in unferem noch ftark dem nauifitiond- Prinzipe huldigenden neueren 
Strafverfahren wird doch dem Unklage - Drinzip unbedingt wenigftend ſoweit Rech— 
hung getragen, daß der in der Anklage bezeichneten That nicht beliebig eine andere 
fubftitairt werden darf. Die Anklage muß alfo zunäcit die That individualifiren. 
In vielen Fällen wird bierfür die Beifügung von Ort und Seit der Verübung aus. 
teihend fein, in ſehr vielen anderen und zwar namentlid dann, wenn ſich über Ort 
und Zeit gar keine beſtimmten Angaben maden laflen, mird biefer Zweck dagegen 
auf andere Weife erreicht werden müflen. In dieſen legteren wird nämlich der 
räumlichen und zeitlihen Beziehung der That nur foweit zu gedenken fein, als er- 
forderlich ift, um die Örtliche und zeitliche Herrſchaft des Strafgefeged zu fonftatiren, 


1) Dergl. mein Gutachten S. 37 ff. und ©. 47, wo ich mich über die Unfiht Mehers näher 
audgelaffen babe. 

2) ©. gegen dieſelbe and Meter in Geltd Archiv Bi: X, ©. 281 und 340, 

3) a. a, D. ©, 342, 
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im Uebrigen aber wird die Individualifirung durch die fpezielle Bezeichnung be 
N gr Beſchädigten, oder beftimmter einzelner Handlungen des A häters u. ſ. w. 
zu erzielen ſein. 

Neben der Feſtſtellung der Identität der That aber hat die Anklage noch 
einen anderen, und zwar nicht minder wichtigen Geſichtspunkt in das Auge gu faffen. 
Meil fie nämlih, wie erwähnt, den Kreiß beftimmt, innerhalb deflen das fernere 
Verfahren fi bewegt, und über den hinaus der Angeklagte einen Angriff nicht zu 
erwarten bat, fo hat der letztere ein unbezweifelted Mecht, auch feine Vertheidigung 
auf diefen Kreiß zu beſchränken. Aber felbit innerhalb dieſes Kreiſes ift eine wirk- 
fame Vertheidigung nur dann denkbar, wenn die Anklage angiebt, durch melde ein- 
Bade Handlungen des Angeklagten die einzelnen Merkmale ded von ihr als verlegt 

ezeichneten Geſetzes erfüllt ſein ſollen. Man nehme z. B. den Fall der Theilnahme, 

in welchem Meyer rg, durh Beziehung auf die Hauptthat für 
genügend eradhtet'). ie fol der Ungellagte wohl feine Vertheidigung genügend 
vorbereiten fünnen, wenn die Anklage blos behauptet, daß er am 10, Juli 1860 
dem X. zur Ermordung des Z. Mittel, welche zu der That gedient haben, verfchafft, 
oder daß er dem X. in Handlungen, welde die That vorbereiten, erleichtern oder 
vollenden, wiſſentlich Hülfe geleiftet babe? Denn während es ihm vielleicht fehr leicht 
fein würde, die fpezielle Behauptung der Anklage, daß er bei Verübung der That 
Made gehalten babe, dadurd zu miderlegen, daß er fein Alibi beweift, ift er bei 
einer allgemeinen Faſſung der Anklage nothwendig der Gefahr ausgeſetzt, daß man 
feine Theilnahme durch ae Aa verwirklicht fehen will, an die er felbft vorher 
gar nicht hat denken können. 

Eine Anklage ift deshalb nur dann forreft gefaßt und kann nur unter ber 
Vorausſetzung ald eine zweckentſprechende Grundlage für die Hauptverhandlung an- 

eſehen werden, daß fie nicht blo8 die That hinreichend individualifirt, fondern daf 
ie auch zugleich diejenigen einzelnen Eonfreten Thatmomente bezeichnet, in welchen 
fie die gefeglihen Merkmale des von ihr behaupteten Verbrechen® wiederfinden will. 

Diefer Sag aber ift beftritten. 

Es behauptet nämlih Meyer, es fei nicht blos das fpezififche Intereſſe der 
Anklage, möglichft allgemein fein zu dürfen, fondern e8 fei fogar in mandyen fällen 
unmöglich, fpeziell zu fein. Wäre diefe Anſicht richtig, fo würde damit allerdings 
dad ganze bier vorgefchlagene Spftem der Frageſtellung über den Haufen geworfen, 
aber fie fcheint eben nicht richtig. Mehers Anſicht —— in einer viel zu ſtrikten 
Durchführung des Anklage-Prinzips. Der reine Anklageprozeß aber bat bisher 
weder in die Deutſchen Geſetzgebungen Eingang gefunden, noch läßt ſich auch be- 
baupten, daß bie fonfequente Durchführung defjelben überhaupt ein wünſchenswerthes 

iel fei. Ein Strafverfahren, welches e8 von vornherein ablehnt, nad der mate- 
riellen Wahrheit zu forfhen und ſich mit der f. g. formellen Wahrheit begnügt, bat 
in meinen Augen nur einen böchft problematifhen Werth. Gerade darin, daß der 
neuere Deutfhe Strafprozeß dad Drinzip der Wahrbheitdermittelung feitgebalten hat, 
daß er aber die ſchrankenloſe Willtür ded nquifitiond+- Prozeffed abgeftreift und der 
legteren dur ſchützende Formen beftimmte Grenzen gefegt bat, finde ich den Haupt. 
werth des legteren. Nun foll zwar nicht verfannt werden, daß die einzelnen Gefep- 
gebungen bei der Vermittelung diefer beiden Prinzipe vielleiht nah der einen oder 
nad der anderen Seite zu weit gegangen find, aber der Grundfag der Bermittelung 
felbft ift ganz gewiß ein richtiger und e8 wird eben nur darauf ankommen, daß ber 
Geſetzgeber zwiſchen beiden Extremen glüdlih die Mitte hält, 

Muß man aber dem Inquifitiond » Prinzipe einen gewiſſen Spielraum, und 
damit, wie ja Meper dies auch felbft anerkennt, eine Erweiterung und Ergänzung 
der Anklage geftatten”), fo folgt hieraus aud, daß eine allgemeine Faſſung der An- 


1) In Goltd. Archiv Bd. X. ©. 379, dazu vergl. mein Gutachten ©. 49. 
2) Bergl. That und Rechtsfrage ©. 188 ff. 
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Hage im Intereſſe des Anklägers nicht unbedingt nothwendig if, indem ihm ja frei- 
fteht, die herborgehobenen Eonfreten Merkmale fpäter zu ergänzen, oder durch andere 
zu erfegen'). Uebrigens aber kann fi die Anklage damit beifen, daß, wenn fie 
annimmt, ein gejehliched Merkmal könne auf mehrfache Weife konkret gemorden fein, 
die ſämmtlichen konkreten Thatfahen aufgenommen werden. Diefe beitimmte SHer- 
borhebung der konkreten Thatfachen aber muß gefordert werden mit Rüdfiht auf 
die Verbeidigung, und wenn Meper felbft zugiebt, daß die That fo fpeziell bezeichnet 
fein müffe, daß eine Vertheidigung dagegen möglich fei”), fo glaube ich eben nachge⸗ 
mwiefen zu haben, daß die Anklage zu diefem Zweck nur dann fpeziell genug ift, wenn 
fie dem Angeklagten alle diejenigen Handlungen und reſp. Thatfahen bezeichnet, 
welde nad ihrer Auffaffung die weſentlichen Merkmale ded Verbrechens barzuftellen 
geeignet find. 

Es wird aber, wie ſchon erwähnt, meiter behauptet, daß eine fo fpezielle 
Faffung der Anklage, wie fie hier gefordert wird, mitunter gar nicht möglid) Kia), 
indem es unzählige Male vorfommen werde, daß man mit großer Beftimmtheit den 
Verdacht audfprechen könne, daß dieſes oder jene? gefeglihe Merkmal eined Verbrechens 
borliege, ohne daß man eine konkrete Erſcheinungéform deffelben anzugeben vermöchte. 
Bon der Richtigkeit diefer Behauptung kann id mic jedoch gleihfalld nicht über- 
zeugen. Wenn 3. B. behauptet wird, es fünne der gewichtigfte Grund zu der Ber- 
muthung vorhanden fein, daß der Angeflagte in gewinnſüchtiger Abfiht gehandelt 
babe, ohne daß man mit Gewißheit behaupten fünne, welchen Gewinn er ſich babe 
verſchaffen wollen, fo beißt dies doch offenbar nicht? Anderes, als: die Anklage fann 
die gewinnfüchtige Abficht nicht beweifen. Eine ſolche Anklage aber ift nicht blos mit 
Rüdfiht auf den Vertheidigungdpunft, fondern überhaupt unvolljtändig. Ich möchte 
wohl mwiflen, mie man den Geſchworenen dad Vorhandenſein einer gewinnfüchtigen 
Abfiht klar machen foll, wenn man ihnen nicht —* bezeichnen fann, daß der 
Angeklagte diefen oder jenen Gewinn im Auge 2 t babe? Ueberhaupt vermag id 
nicht recht einzufehen, wie man megen eined Verbrechens, zu deſſen Merkmalen eine 
gewinnſüchtige Abſicht gehört, foll eine Anklage erheben können, ohne daß man fi 
vorher darüber ind Klare gefeßt bat, durch melde einzelnen konkreten Thatmomente 
bie gewinnfüchtige Abſicht dargeftellt wird. Denn die Behauptung und noch mehr 
der Beweis, daß eine Gerinnfühtige Abfiht vorhanden fei, kann ſich ja doch nur 
auf konkrete Thatfahen fügen und der Ankläger, der die legteren nicht bezeichnen 
fann, kann alfo auch feine Behauptung nicht begründen. Die Sache wird noch viel 
ſchwieriger, wenn es ſich um die geſetzlichen Merkmale ded allgemeinen Thatbeitandes, 
wie rechtswidrige Abficht, Worfag, Ueberlegung und bergleihen handelt, aber aud) 
bier ift die Spezialifirung ſehr wohl on Denn wenn es fih 3. B. um ben 
Fall der Tödtung handelt, fo hat doc die Anklage vor allen Dingen zu prüfen, ob 
Fahrlaͤſſigkeit, Vorſatz, Ueberlegung ıc. vorliegen. Die Erhebung der Anklage ift un- 
möglich, bevor dieſe fubjektiven Momente nicht feitgeftellt find. Woraus entnimmt 
nun der Ankläger dad Vorhandenſein derfelben? Er fchließt r aus einer Reihe von 
einzelnen konkreten Handlungen oder Thatfahen und aus eben diefen foll fie aud) 
der Gefchworene entnehmen. 

Es kann nun zugegeben werben, daß namentlih da, wo es fih um die Zu- 
fammenfafjung einer Reibe von vielleicht weit auseinander liegenden konkreten Tbat- 
momenten bandelt, die Faſſung der Anklageformel und demgemäß aud der den Ge- 
ſchworenen vorzulegenden Frage eine höchſt ſchwierige, ſchwülſtige und komplizirte 
werden kann, aber dieſe Schwierigkeiten und reſp. ſprachlichen Unſchönheiten können 
doch nicht den Ausſchlag geben, wenn das Shſtem an ſich richtig iſt. 





1) Die nähere bezügliche Ausführung fiche weiter unten. 
2) In Goltd. Archiv X. ©. 381, 
3) That» und Rechtsftage S. 15 ff. in Boltd. Archid X. ©. 342, 
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Ueberdies aber bat v. Bar höchſt praktifche Vorſchläge gemacht, um auch 
dieſen Schwierigkeiten zu entgehen J Denn bringt man die geſetzlichen Merkmale in 
eine Hauptfrage und die konkreten Thatmomente, welche zur Ausfüllung der erſteren 
dienen ſollen, in einzelne Nebenfragen, ſo wird die Saffung ber fragen weſentlich 
erleichtert und bie lepteren felbit werden vollkommen überfichtlich. 

Hiernach wird alfo unbedingt an der Forderung feftgebalten, daß die Anklage 
in dem Grade fbeziell fein muß, daß fie für jedes der gefeglihen Merkmale des von 
ihr bezeichneten Verbrechens auch ein oder mehrere Thatmomente bervorbebt, die als 
die konkrete Erfcheinungdform der erfteren gelten künnen. 

für den reinen Antlageprojeß würde, mie ſchon bemerkt worden, eine ſolcht 
Forderung allerding® fehr gefährlich fein, indem, wenn eined oder mehrere diefer fon- 
freten Thatmomente unermwiefen blieben, oder gar widerlegt würden, es der Anklage 
nicht geftattet fein würde, an, Stelle der legteren andere zu bezeichnen, fondern 
meiftentheild eine Freiſprechung die Folge fein würde, allein in diefer Strenge hat 
feine der Deutfhen Prozeß »- Ordnungen das Anklageprinzip aboptirt. Im Gegen- 
teil ift überall, wenn aud bald mehr bald weniger dad Streben erkennbar, der 
er nicht nutzlob einen Theil der wahren Gerechtigkeit zum Opfer zu bringen. Ein 
olches Opfer aber wird gebracht, wenn fi 3. B. in der mündlichen Verhandlung 
berauäftellt, daß der ded Todtſchlags Angeklagte in Wirklichkeit einen Mord verübt 
bat, eine Ausdehnung der Anklage auf Mord aber nicht mehr ftatthaft ift; oder 
wenn im Verweiſungsurtheil, vielleicht nur aus einem Verſehen, ein weſentliches 
Merkmal audgelaffen wird und dem Schwurgerichtshofe unterfagt wird, dies Ver— 
fehen durch die Vorlegung einer bolftändigen Frage wider gut zu machen”). 

Das Anklageprinzip dürfte vielmehr, wie fhon angedeutet, nur in fofern eine 
unbedingte Berechtigung * als die von der Anklage bezeichnete That als ſolche 
Grundlage ber Verbandlung bleiben muß. Wo dagegen nur eine andermeite vecht- 
lihe Qualifitation eben diefer beftimmten That in frage kommt, fei e8 dadurd, daf 
einzelne konkrete Merkmale weafallen, oder dadurd, daß andere hinzutreten, da mirb 
man eine WUenderung oder Ausdehnung der Anklage nicht verfagen dürfen. 

Ob die Deutſchen Gefehgebungen in diefer Beziehung liberal daB Richtige 
getroffen haben, kann bier unerörtert bleiben, da der fo eben aufgeftellte Grundfaß 
in feiner Allgemeinheit wenigftend überall zur Geltung gekommen ift und e8 fich hier 
jedenfalld nur um da8 Prinzip banbelt. 

Für die Frageſtellung ergiebt ſich aus dem bisher Geſagten nun zunächſt, 
daß die erſte oder Hauptfrage jedenfalls den geſetzlichen Thatbeſtand bed bon der 
Anklage bezeichneten Verbrechen? und ihm gegenüber diejenigen konkreten That- 
momente zu bringen hat, welche bie Anklageformel oder det Verweiſungsbeſchluß als 
zur Ausfülung der gefeplihen Merkmale tauglich hervorgehoben haben. 

Bietet die mündliche Verhandlung keine neuen Gefihtäpunfte, fo bat e8 bei 
biefer SFrageftellung fein Bewenden, fallen dagegen im Laufe des Verfahrens einzelne 
den weſentlichen gefehlihen Merkmalen entſprechende Thatmomente fort, oder treten 
umgefebrt neue weſentliche Thatmomente binzu, fo find vier Fälle denkbar. 

. Es kann fi beraußftellen, daß dem Angeklagten eine ganz andere That 
zur Caft fällt, als die bon der Anklage bezeichnete. In dieſem * e fordert dad 
Anklageprinzip, daß der Angeklagte für nichtfhuldig erklärt, und daß event. eine meue 
Anklage gen ihn erhoben wird. 

. €8 fallen einzelne konkrete Erſcheinungsformen der weſentlichen gefeglichen 
Merkmale weg, oder e8 treten neue hinzu, ohne daß der rechtliche Charakter der an- 


1) v. Bar a. a. O. ©. 9. 

2) Mit der von Meyer That und Redtäftage S. 185 mitgetheilten Entſcheidung des Ober- 
Appellationdgerichts in Eelle wird man ſich deöhalb auch ſchwerlich einverftanden erklären können, zumal 
$. 194. der Strafprogef,Orbnung für Hannover eine ſolche Auffoffung auch gar nicht zu fordern ſcheint. 
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geichuldigten That ſich im —— verändert. 3: B. die Anklage behauptet Dieb- 
ftahl mittelft Einbruch8, welcher leptere im mehrfacher Weife verübt worden, nämlich 
zuerft durch Erbrechung der Hausthür und fodann durch Erbredung eined Kaftend 
im Innern ded Gebäudes; oder die Unflage bat ein Eindringen in das Gebäude 
mittelit Einbruchs en aber als die mögliche Art der Verübung dad Erbrechen 
der Hausthür, oder das Zertrümmern eine? Fenſters bezeichnet, fo wird, menn auch 
im erfteren Falle das Erbreden der Haustbür, oder im zweiten da8 Zerſchlagen des 
—— wegfaͤllt, doch immer ein Diebſtahl mittelſt Einbruchs beſtehen bleiben. Ganz 
aſſelbe kann geſchehen, wenn neue konkrete Thatmomente hervortreten, die entweder 
ſofort an die Stelle gleicher, aber weggefallener treten können, oder die doch immer 
nur einem bereits von der Anklage herdorgehobenen geſetzlichen Merkmale entſprechen. 
Dies würde z. B. der Fall ſein, wenn bei einer Anklage —* Meineids, welche 
in einer Zeugenausſage eine beftimmte, von. dem Zeugen bekundete Thatſache als 
falfch bezeichnet bat, ſich beraußftellen würde, daß nicht diefe, fondern eine andere in 
demfelben Beugnife befundete Thatſache falſch fei, oder au, daß nicht bloß diefe, 
fondern neben derfelben noch andere Thatfachen falſch feien. 

gr allen diefen Fällen bleibt der rechtliche Charakter der That ganz unver 
änbert, der pefepliche Thatbeſtand bleibt völlig derfelbe und nur die fonfrete Erfcei- 
nungsform einzelner Momente des letzteren wird eine andere. 

" * die Frageſtellung iſt bier nichts Anderes erforderlich, als die etwaigen 
neuen erheblichen Thatmomente neben den von der Anklage bezeichneten im die Frage 
aufzunehmen. Denn die Diäpofition darüber, ob die urfprünglihen Thatmomente 
weggefallen, und ob die neuen an die Stelle der früheren treten, oder neben den 
legteren zur Geltung fommen müffen, ift Sade ber Gefchmorenen, und ebenfo ift, 
da der rechtliche Geichtäpunft fi in feiner Weiſe verändert bat, die Stellung einer 
neuen f. g. ebent. Frage auch durch nicht8 geboten. 

3. €8 fallen einzelne den mefentliben gefeglihen Merkmalen entfprechende 
Thatmomente fort, ohne daß gleichbedeutende ermittelt werden, bie an ihre Stelle 
treten könnten, oder es treten neue Thatmomente hervor, melde nicht den in der 
Anklage bezeichneten, mohl aber anderen geſeßlichen Verbrechensmerkmalen entfprechen, 
und welche die That ald ein anderes, fei ed auch ſchwereres oder geringere Ver— 
brechen erfcheinen laffen. 

In allen diefen Fällen alfo wird der rechtliche Charakter der That ein an- 
berer, weil der gefehliche Thatbeftandb modifizirt wird. Hierher gehören auch unbe- 
dingt die Fälle ded Verſuchs und der Theilmahme, weil auch fie, wenn die Anklage 
Vollendung des Verbrechens behauptete, eine weſentliche Veränderung des gefeplichen 
Thatbeſtandes involviren. 

Hier wird nun überall eine Ergänztng der Hauptfrage nicht audreichen, 
vielmehr wird man fich, eben weil e8 fih um Thatmomente handelt, die ganz anbde- 
ren, als den von der Anklage bezeichneten geſetzlichen Merkmalen entiprecen, zur 
Stellung befonderer neuer Fragen entichließen müflen. Denn ganz abgefehen davon, 
daß es faſt unmöglich fein möchte, 3. B. in dem jFalle, daß die Anklage die That 
des Angefchuldigten als Unterſchlagung qualifizirt, während ſich fpäter ein Betrug 
berauäftellt, eine einzige frage zu fomponiren, melde den gefeglihen und konkreten 
Thatbeitand beider Vergeben in einer Haren und Mißverftändniffen vorbeugenden 
Weiſe nebeneinander ftellte, fo möchte ich doch auch, trotz Mehers abweichender An- 
fit, behaupten, daß zwiſchen den bier sub 2. und 3. einander gegenüber geitell- 
ten Fällen ein fo erheblicher innerer Unterfchied obmwaltet, daß bdemfelben ſchon 
durch eine verſchiedene Frageſtellung Rechnung getragen werden muß’), und baf 


1) Vergl. Meyer That- und Rehtäfrage S. 188. In der Preuß. Praxis herrſcht über die 
Grageftellung in Diefer Beziehung eine große Meinungäverfhiedenheit. Vergl. Oppenhoff Strafverfahren 
zu Art. 86. Note 15. 
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ein - in den fällen sub 3. die Stellung der f. g. Eventualfragen nothwendig 
ericheint. 

4. Endli kann der Fall eintreten, daß die Veränderungen, welde bie 
Hauptverhandlung bringt, fi nicht auf die wefentlihen Merkmale ded Thatbeftan- 
des, fondern auf diejenigen Momente beziehen, melche die Anklage behufs der ndi- 
bidualifirung der That angeführt hat. Während z. B. die Anklage behauptet, daß 
die That am 24. Juni verübt fei, kann ermittelt werden, daß fie bereit3 am 23. 
Juni verübt worden, oder während die Anklage den A. ald den Beftoblenen bezeich« 
net, kann ſich ergeben, daß Died der B. ift. In allen diefen Fällen erſcheint e8 ohne 
Weiteres zuläffig, die irrthümlichen Angaben der Anklage durd die richtigen zu erfegen 
und die Brage alfo fogleih auf die legteren zu richten. 

ie dem Unterfuchungsprinzipe bier gegebene Ausdehnung fann indeh unter 
Umftänden eine zu große fein. Denn nicht blo8 dann, wenn die von der Anklage 
bezeichnete Hauptthat eine ganz andere wird, fondern auch ſchon dann, wenn ſich 
nur der rechtlibe Charakter der leteren dur dad Sinzutreten neuer Thatmomente 
ändert, ja fogar in dem falle, daß ſich nur einzelne der zur bloßen Individualifirun 
der That beigefügten Momente ändern, kann eine Ungerechtigkeit darin liegen, da 
man die veränderte Anklage fofort zum Gegenftande der Verhandlung macht. Wenn 
1. B. in der Anklage behauptet wird, daß die That am 24. Juni verübt worden 
fei und fich demnädhft in der mündlichen Verhandlung herausſtellt, daß diefelbe- an 
einem anderen Tage verübt worden, fo kann der Angeklagte vielleicht gerade für die- 
fen legteren Tag Fein Alibi nachweiſen, während ihm died bezüglih ded 24. Juni 
nicht möglich geweien wäre, Deshalb findet fih aud indbefondere in der Preufi- 
ſchen Be ald ein Korrektiv gegen die zu große Ausdehnung des Inquiſi- 
tiond » Drinzipd die Beftimmung, daß der Gerichtähof mit Rüdfibt auf die beffere 
Vorbereitung der Unklage oder der Vertheidigung auch in diefen Fällen, falld eine 
Vertagung nit außreichend erfcheint, die Sache durch die bloße Stellung der Haupt- 
frage zur Erledigung bringen und für den veränderten Sachverhalt ein neued Ber- 
fahren vorbehalten kann. Nichtödeftomeniger ift nicht zu verfennen, daß dieſes Schutz 
mittel für den Angeklagten nur ein ziemlich geringe? ift, zumal die Anfechtung bed 
rihterlihen Beſchluſſes, welcher vielleicht gegen den Antrag des Ungeklagten neue 
Thatmomente fofort zum Gegenftande der meiteren Unterfuhung macht, nur in einem 
ſehr beſchränkten — ſtatthaft iſt. 

Aber ſelbſt in dem Falle, daß der veränderte Sachverhalt unter Zuſtimmung 
des Staatdanwaltd und Vertheidigerd fofort zur Bafid ded weiteren Verfahrens ge- 
macht, und daß demgemäß die Hauptfrage verändert wird, und refp. noch eventuelle 
Fragen geftellt werden, ift die Enticheidung darüber, welde neuen Thatmomente zum 
Gegenftande der weiteren Unterfuhung und refp. der Frageftellung gemacht werden 
follen, von der größten Bedeutung. Bei der in der heutigen Praxis üblichen frage: 
ftellung fällt diefe ganze Entfcheidung in der Hauptſache fort, meil die fragen ja 
nur die gefeplihen Merkmale enthalten und es den Gefchworenen überlaffen wird, 
diejenigen Thatmomente, mit denen fie die gefeglihen Merkmale ausfüllen wollen, 
nach ihrem Ermeflen auszuwählen. Der Richter hat alfo nur für den fall, daß neue 
Thatmomente die rechtliche Dualifitation ändern, den eventuellen gefelihen Xbat- 
beftand zu bezeichnen. Bei der bier vorgefchlagenen FFrageitellung aber, bei welcher 
der Richter den Geſchworenen gleichzeitig die Subfumtions » Objekte bezeichnen fol, 
wird feine Entſcheidung natürlich eine viel umfaffendere und richtigere. Für diefelbe 
find zwei Geſichtspunkte maafgebend, nämlid der vechtlihe Werth oder die Subfum- 
tiondtauglicheit der in Rede ſtehenden Thatſache und die faktiſche Wahrfcheinlichkeit 
derfelben'). Der erfte kann keinerlei Bedenken verurfahen. Denn wenn oben nad). 


1) Vergl. v. Bar a, a. D. ©. 95 unb mein Gutachten S. 78. 
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gemwiefen ift, daß gerade in der Auswahl derjenigen konkreten Thatmomente, deren 
Subfumtion unter die gefeglihen Begriffsmerkmale an ſich rechtlich möglich erfcheint, 
der begriffämäßige Antheil des juriſtiſchen Elemented an der Rechtſprechung befteht, 
fo verikeht fi) ganz von felbft, daß, wenn unter den in der Verhandlung berbortre- 
tenden neuen Thatmomenten diejenigen herausgeſucht werden follen, die tauglich zur 
Subfumtion erſcheinen, dies nicht? Anderes heißt, ald daß die rechtliche Erheblichkeit 
diefer Thatfachen zu prüfen ift, und daf diefe Prüfung und refp. Entiheidung nur 
dem Richter obliegen fann. 

Sweifelhafter erfcheint dagegen, ob dem Richter auch unbeſchränkt die Ent- 
ſcheidung über die faktiſche Wahrſcheinlichkeit einer Thatfadye übertragen werden darf, 
weil bierin allerdings ein Eingriff in das Gebiet der Gefhmworenen gefunden werden 
könnte. Indeß ift diefer Eingriff do nur ein fehr geringfügiger und überdies ift er 
abfolut notbwendig. Denn durd bie ——————— Richters wird ja dem Urtheil 
der Geſchworenen darüber, ob die Thatſache für bewieſen zu erachten oder nicht, in 
feiner Weiſe vorgegriffen, ed wird durch dieſelbe vielmehr nur konſtatirt, daß eine 
Thatfache entweder foweit wahrfcheinlid gemacht fei, um überhaupt zum Gegenftande 
bed Beweiſes gemacht zu werden, oder daß dieſelbe fo wenig mahriceinlih gemacht 
morben, daß gar kein Grund für die Annahme vorliege, daß fih jemand mit der 
rg ob diefelbe ald erwiefen angefehen werden könne, befchäftigen wolle. Eine 
olche Vorprüfung der Beweidfragen nimmt ja aber der Richter auch heute ſchon in 
jeder einzelnen Sache indbefondere bei der Abfaffung des Verweiſungsurtheils vor 
und diefelbe ift auch unzweifelhaft nothwendig, um einer chikanöſen er 
mit Erfolg entgegentreten zu fünnen. 


Fraglich erfcheint nur, ob und in wieweit der richterlihe Beſchluß über die 
Aufnahme der neuen Thatmomente in die frage einer Anfechtung im Wege ber 
Nichtigkeitäbefhwerde zu unterwerfen if. So fehr id in der —— der Nichtig- 
teitäbelchwerbe bezüglich bdesjenigen Theild der richterlihen Entſcheidung, welcher fich 
mit der Prüfung ded rechtlihen Werthes einer beftimmten Thatſache befchäftigt und 
ihre Subfumtiondfähigkeit an ſich feftftellt, den Schlußftein in dem Bau der frage 
ftellung fehe, beflen Aufführung bier verſucht worden, fo entſchieden muß ich mid) 
doch aud gegen eine Anfechtung desjenigen Theile der Entſcheidung erflären, welcher 
nur eine vorläufige Prüfung der Beweidfrage enthält. Denn je größer der Antbeil 
ift, welcher dem Richter bier an dem Endurtheil vindizirt wird, um fo größer muß 
auch die Garantie dafür fein, daß der Richter feinerfeit3 nicht felbft rechtlich geirrt 
bat und eine folhe Garantie ift nur durch die Gewährung des Rechtsmittels ber 
Kaffation in einem meiteren Umfange, als er biöher geftattet worden, zu ſchaffen. In 
jedem Falle alfo, ob nämlich eine Thatfache den Anträgen ded Staatsanwalts und 
bed Vertheidigers zumider für rechtlich erheblich oder für rechtlich unerheblich erachtet 
und demgemäß die Aufnahme derfelben in die Frage befchloffen oder abgelehnt wird, 
muß eine Prüfung dur den Kaffationdrichter eintreten fünnen, weil ja der Wahr- 
ſpruch der Gefhworenen weſentlich durch die Aufnahme oder Nichtaufnahme der be- 
treffenden Thatſache bedingt wird, und weil in diefer Richtung auch eine Prüfung 
Seiten? des Kaffationdrichterd überhaupt möglid) if. 


Ganz anders liegt die Sache dagegen da, mo bie richterlihe Entfheidung 
nur die Frage betrifft, ob eine beſtimmte Thatſache foweit wahrfheinlid gemadıt 
worden, um zum Gegenjtande des Beweifed gemacht zu werden. Denn biefe Droge 
wird nit nad beftimmten Nedtögrundfägen, fondern nad der aus dem Inbegriff 
der Verhandlungen gewonnenen Leberzeugung entfhieden und wollte man bier dem 
Kaffationdrichter die Befugniß einräumen, auf Grund einer von ihm auß dem bloßen 
Alteninhalte gewonnenen anderen Ueberzeugung das erftrichterlihe Urtheil umzu- 
er fo wäre ein ſolches Verfahren ja offenbar noch viel gefährlicher, ald da8 
eutige Appellationdverfahren, in welchem eine andere Ueberzeugung doch menigftend 
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nur auf Grund neuer Beweife gewonnen werden kann, da8 man aber trogdem faft 
einftimmig, ald mit dem Grundfage der Mündlichkeit unvereinbar bezeichnet hat’), 

Ich faſſe meine Anſicht über die Frageſtellung hiernach dahin zufammen: 

Die Geſchworenen follen die Schuldfrage enticheiden und dedhalb müffen in 
die Frage die wefentlihen Merkmale des gefeplihen Thatbeſtandes aufgenommen wer- 
den, weil nur auf diefe Weife den Geſchworenen die Subfumtion gefichert wird. 
Aber weil das Urtheil im Schwurgeriht auß dem Zuſammenwirken von Laien und 
Juriften berborgeben fol, fo muß den legteren auch ein weſentlicher Untheil an der 
Entſcheidung dev Rechtsfrage gefichert werden und died gefchieht dadurch, daß in die 
Frage neben den geſetzlichen Diejenigen konkreten Merfmale des Thatbeitandes auf- 
genommen Werden, deren Subfumtion an ſich vehtlih möglich ift. Diefe zur 
Subfumtion an fi taugliden Merkmale bezeichnet theils die fpezialifirte Anklage 
und refp. der Vermweifungsbeihluß*), theild daS der Anfechtung vor dem un . 
heie unterworfene Ermeſſen de3 in dem Schwurgerichte mitwirtenden Richterd. Für 
ie Anklage und dad Verweiſungsurtheil, gleihwie für den Richter ift aber der 
Grundfap maapgebend, daß jedem weſentlichen Merkmale des gefeplichen Ihatbeftan- 
bed, d. h. einem ſolchen, ohne deſſen Zutreffen diefer beitimmte Thatbeftand nicht 
edacht werden fann, mindeſtens eine konkrete Thatjache ald die mögliche Erjheinungs- 
* deſſelben gegenübergeſtellt wird. 

Daß dies Letztere nicht unmöglich iſt, glaube ih, Mehers abweichender An- 
ſicht gegenüber, oben nachgewieſen zu haben. Daß die Form der bier vorgejchlage- 
nen rageelumg dagegen unter Umftänden enorme Schwierigkeiten bieten, und ein 
Englijched indietment an Schwerfälligkeit noch leicht übertreffen kann, fol nidt in 
Abrede geftellt werden ; allein ed fragt fi nur, was vorzuziehen iſt, die heutige ein» 
fache Frageftellung und mit derfelben die Gefahr jener ſchweren Nectöverlegungen, 
die Goltdammer an einer großen Anzahl von Beilpielen nachgewieſen hat, oder eine 
ſchwerfällige Frageftellung, die aber die Garantie gewährt, daß, ſoweit menſchliche 
Gerechtigkeit überhaupt reicht, folhe auch gewährt wird? 

Man fucht der Echwierigfeit diefer fFrageftelung in einem gemwiffen Umfange 
nun zwar noch dadurd auszuweichen, daß man vorjdlägt, don einer Gegenüber- 
ftellung der gejeplihen und konkreten Merkmale wenigftend dann zu abftrabiren, 
wenn erftere ganz klar und unbeftritten feien und der Fall gar feine Veranlaffung 
zu der Annahme biete, daß eine irrthümlihe Subfumtion vorfommen fünne, wäh- 
rend die Hervorhebung der konkreten Erſcheinungsform diefed gefeglihen Merkmales 
vielleicht gerade ganz befondere Schwierigkeiten verurfahen würde, allein auch diefen 
Mittelweg kann id nicht billigen. 

Daf man bei Einſchlagung de gr mance ſchwierige und oft gan 
überflüffige Arbeit erſparen fann, ift gewiß nicht in Abrede zu jtellen, aber da 
Prinzip ift damit wieder befeitigt und jedes Maaß für die Gegenüberftellung gefep- 
licher und konkreter Merkmale lediglich wieder in dad Belieben de8 Richters geftellt, 
fo daß wir nur auf einem Ummege eben dahin fommen würden, wo wir und jept 
leider ſchon befinden. Ä 

Ueberdied aber läßt fi auch nie von vornberein beftimmen, ob ein gewiſſes 
geſetzliches Merkmal fo ar und unbeftritten ift, daß die Möglichkeit einer irrthüm- 
lihen Subfumtion außgefchloffen erfceint, denn felbft, wenn Richter, Staatdanmwalt 
und Angellagter vielleicht ganz einverftanden mit einander find, fo ift doc nicht im 
Entfernteften abzufehen, ob die Geſchworenen nicht doch nod Bedenken haben fünnen. 
Diefen lepteren würde man nur dadurch mit einigem Erfolge begegnen künnen, daß 


1) Vergl. mein Gutadten ©. 50. 
2) Daß die auf Grund de Berweifungdurtheild bewirlte Frageſtellung gleichfalls mittelft der 
Nich tigleits beſchwerde anfechtbar fein muß, darf wohl kaum bejonderd hervorgehoben werben. 


Zur Lehre von ber Frageſtellung. 167 


man die — auch an der Berathung und Feſtſtellung der Fragen Theil 
nehmen ließe. 

Eine ſolche Forderung aber iſt trotz jener zahlreichen Reformvorſchläge, welche 
ſich im Ganzen mehr durch ihren Reichthum an Phantaſie, als durch praktiſche 
Brauchbarkeit a rag pflegen, meined Wiſſens biöher noch nicht erhoben wor- 
den und erfcheint deshalb auch jede weitere Erörterung derſelben überflüflig. 

Daß dies Spftem der fjrageftellung, mie ich ed zunächſt in meinem Gut- 
achten aufzuftellen und ſodann bier zu ergänzen und weiter auszuführen verſucht 
babe, nod an vielfachen Gebrechen leidet, melde Mancem die Möglichkeit einer 
praftiichen Verwerthung defjelben, vielleicht fogar zmeifelhaft erfcheinen laffen, fühle 
ich felbft fehr wohl beraud. Ich bin aber aud von der Anmaßung, durch meine 
Arbeit die hier erörterte hochwichtige Frage zum Abſchluſſe bringen zu wollen, ſehr 
weit entfernt und begnüge y\ fehr gern damit, daß ich vielleicht jept nur im All- 
gemeinen die Richtung eines Weges angedeutet habe, auf dem erft fpäter Kundigere 
zum Ziele gelangen werden. 


Zur Lehre von der flrafrechtlichen Derantwort- 
lichkeit der Gefchworenen. 


Bom Herrn Geheimrath und Profeffor Dr. Abegg in Bredlau. 


J. 


Von ben ftrafbaren Pflichtverletzungen der Geſchworenen iſt nur wenig in unfe- 
ten Gefeßgebungen die Rede. Auch die in der Anwendung vorkommenden Fälle find 
nicht zahlreich. Man kann ſich darüber freuen und einen günftigen Schluß machen 
auf die fittlihen Zuftände, auf die Einrihtung und auf da8 Dafein der bei berjel- 
ben voraußgefegten Erforderniffe in Unfehung der Perfonen. Nur darf man dabei 
allerding® nicht überfehen, daß ed in der Natur jener Einrichtung liegt, bei der 
wefentlihen Wirkfamfeit der. berufenen Mitglieder jede einer fremden Prüfung und 
Beurtheilung zu Grunde zu legende — aubzuſchließen, und gerade in dem, 
mad dad Weſentliche der Thätigkeit if, — da es lediglid in das Gewiſſen und die 
eigene freie Ueberzeugung verlegt ift (mie es ja micht anders fein kann) — einer 
Kontrole und Ahndung, ſelbſt im Fall einer — deren das Individuum 


ſich bewußt iſt, unerreichbar zu ſein. Nur nach gewiſſen Seiten hin, die ſich auf 


das Aeußerliche und Wahrnehmbare, ſomit Erweisliche beziehen, bietet ſich jene ſonſt 
fehlende Möglichkeit dar, Pflichtverlezungen des Geſchworenen zu rügen. Der Ein- 
wand, es fei diefed nicht eine Eigenthümlichkeit bei dem Verhältniſſe der Geſchwore— 
nen, es trete mehr oder minder bei allen dem rechtlichen Urtheil zu unterwerfenden 
Handlungen, und jedenfall® bei den für firafbar erklärten Verlegungen von Seiten 
ber richterlihen Beamten ein — ift nur zum Theil zutreffend. Man wird, obn- 
erachtet des Yugeftändniffed einer Analogie in dem Verhältniſſe und in den Funktio— 
nen des erfennenden Richters und der Geſchworenen, die bei den lepteren durch bie 
Natur und Aufgabe der Einrichtung (ded Inſtituts) bedingte Eigenthümlichfeit nicht 
in Abrede ftellen dürfen. 

Allerdings ift auch der (Staatd-) Richter bei feinem Urtheil oder Votum, 
möge died, — wo beffen Grundlage durch einen Wahrſpruch der Geſchworenen feit- 
eitellt ift, fi auf die rechtlichen Folgen beſchränken, oder, in Fällen, die nicht vor 
das Schmurgerict gehören, auch diefe Grundlagen — die frage über daB Dafein 
einer verbrecherifchen Handlung, Thäterfhaft, Schuld ꝛc. mit umfaflen, lediglih an 
fein Gemiffen, feine Pflichttreue gewiefen. Hier ift ein Gebiet, wo er, nicht minder 
wie der Gefhworene, unantaftbar bleibt. Man wird den oder die Richter, melde 
bei der Füllung eined Civil- oder Kriminal-Erkenntniffed, in dem angegebenen enge 
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ten oder weiteren Umfange, überftimmt werden, fo wenig deshalb eined Unrecht, 
einer Dflihtverlegung bezuchtigen Dürfen, weil die den ihrigen entgegengefehten Mei- 
nungen, aus welden fih die Majorität bildet, dasjenige begründen, was nun in 
diefer Sache als Recht anerfannt wird und gelten foll, als man bei überſtimmten Ge- 
ſchworenen diefed thun dürfte. Ebenfo wenig vermag die Thatſache, daß in Solge 
einer Berufung die höhere Inſtanz da8 frühere Erfenntniß ganz oder theilmeife ab- 
ändert und etwas andered — nad ihrer Meinung — für Redt erklärt, nun der- 
artige Vorwürfe gegen die Unterrichter zu rechtfertigen, — nicht zu gedenken, daß ſich 
diefelbe Erfahrung in einer höheren Inſtanz wiederholen kann, und daß innerhalb 
einer jeden, bei der kollegiaten Verhandlung verſchiedene Meinungen berbortreten 
fünnen und meift (da die ———— doch nicht die Regel iſt), hervortreten mwer- 
den, ohne daß überall ein in der Minorität Bleibender es für nöthig erachtet, ein 
motivirtes Separat - Votum zu den Akten zu geben, um ſein Gemifen zu wabren. 
Neben der fubjektiven Befriedigung, der rechtlichen — (mo dieſe vorhan⸗ 
den iſt — und deren etwaiger Mangel iſt einem fremden Urtheil nicht erkennbar und 
nicht unterworfen), find bier die Debatten, welche der amtlichen Schöpfung des 
Rechtsſpruches ded Kollegiumd vorausgehen, eine für binreihene zu erachtende Ge- 
währ. Anders ift e8 auch nicht bei den Gefchworenen »- Ausjprühen. Zwar maltet 
bier der Unterſchied ob, daf leptere, wie fie eindellig, oder durch die nach der Landes⸗ 
gefeßgebung für erforderlid erklärte Majorität zu Stande gefommen — nicht mit 
Gründen unterftügt und verfündet worden, während bie richterlihen Erfenntniffe 
nad ihrem Gefammtinbalt, alſo in den fällen, wo Geſchworene nicht zugezogen wer- 
ben, auch binfichtlih der That- und Schuldfrage durch Entfheidungsgründe gerecht⸗ 
fertigt werden müſſen. Allein dies ift für jene Erwägung ohne Einfluß. Denn 
diefe, das geihöpfte und fo auf dem Wege der Stimmzählung, bez. Kombinirung 
erlangte Gefammt- (oder Majoritätd-) Urtheil betreffenden Entſcheidungsgründe laffen 
nothwendig unberührt, was den Einzelnen, al ſolchen, für fein abweichendes oder 
zuftimmende? Votum geleitet hat, follte auch, was dann ſich als äußerlich erkennbar 
eigt, etwa in der Form von ſ. g. Zweifels Gründen ‚(rationes dubitandi), die dann 
— jene (rationes decidendi) widerlegt werden, eine Stelle in der motivirten Aus» 
führung erhalten. 


Daß Verdikt der Geſchworenen alfo, die weder Gründe, noch (von einer in 
manden Gefepgebungen angeordneten Ausnahme abgefehen) dad Verhältniß der 
Stimmen angeben — ift als ſolches unanfechtbar, wo nicht eine Nichtigkeit obwaltet. 
Wenn ed dennoch, und zwar (außer der jept nur erſt anzudeutenden Ausnahme) in 
einem falle, nad allen neueren Gefeßgebungen einer richterlihen Prüfung unter 
liegt, in fofern nämlid »der Gerichtshof einftimmig der Anſicht ift, daß die Ge- 
ſchworenen, obaleih ihr Ausſpruch in der Form — iſt, ſich in der Sache 
zum Nachtheil des Angeklagten geirrt haben« — die Sache zur nächſten Sitzungb⸗ 
periode des Schwurgerichts verwieſen werden ſoll, damit fie vor einem neuen Schwur- 
erichte verhandelt werde, an weldem alädann feiner der früberen Gefhworenen 
beil nehmen darf '), fo betrifft dies felbftverftändlih den Wahrſpruch ald folden, 
und nicht die Einzelnen, durd deren Abftimmung da8 für irrig erachtete Ergebnif 
fi) beraußftellt. Daß diefe ein »Schuldige erklärten, kommt nicht für fi in Betracht. 
Es kann der Natur der Sade und dem gefeglihen Verfahren nad) nicht in Betracht 
fommen und würde felbit dann nicht den Grund eine? Vorwurfs, vollends einer 
ftrafrechtlichen Verantwortlichkeit abgeben, wenn da8 neue Schwurgericht ein entgegen- 
eſetztes Verdikt ausſpräche — während es aud) ald möglid anerfannt werden muß, 
Bas died mit dem früheren Ausſpruche übereinftimme, wo dann deffen nicht weiter 


1) So beftimmt das Preuß. Gefch vom 2. Mai 1852 Urt. 99. vergl. mit Verordnung vom 
3. Januar 1849 $. 116, Bergl. €. Brauer die Deutfhen Schmurgerihte ꝛc. Erlangen 1856 
©. 207 fi. 
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in Zweifel zu ziehende bindende Kraft für dad Gericht ausgeſprochen ift, welches auf 
diefer Grundlage erfennen muß'). 

ch komme Hin auf die angebeutete, nur einigen ** nach dem 
Vorgange der Franzöſiſchen (bez. Rheiniſchen) Strafprozeß ·Ordnung eigenthümliche 
Ausnahme, bei welcher die Prüfung des Merdiftd? nad ſeinem Inhalte noch be— 
ſtimmter hervortritt, indem fie ſich nicht, wie in dem fo eben angegebenen Falle, 
darauf beihräntt, den Zweifel an der Nichtigkeit dev Schuldig + Erklärung auszu- 
fprehen, damit diefer durch den Spruc anderer Geichworener gehoben werde, fondern 
dem Gericht das Recht eines eigenen und zwar entſcheidenden Urtheils beigelegt ift. 
Nämlich — wenn »das Schuldig rürfichtlid der That, oder der die That begleiten- 
den erjchwerenden Umftände ’)« überhaupt, »wenn die dem Angeklagten nachtheilige 
Beantwortung einer Frage ’)e — »nur mit einer Mehrheit von jieben Stimmen 
gegen fünf befchloffen iſt).« Auch bier wird Niemand die fchon zurüdgewiefene 
Sclußfolgerung ziehen dürfen, zum Nachtheil derjenigen, deren Urtheil als unrichtig 
und fomit wenigftend objektiv und in ber Sache felbit ald ungerecht aufgehoben wird. 
Zur Sprache in Betreff bed Einzelnen faun es obnebin nicht, fo wenig wie in an 
deren Fällen follegialer Berhandlung fommen, — ſelbſt dann nit, wenn außer- 
amtlich berlautete, wie Einzelne geitimmt hätten. m praktiſchen Ergebuiffe ift ber 
Fall nicht verſchieden vom dem, wo in folge einer Berufung ober einer Nichtigfeitd- 
beihwerde auf Grund der Verlegung eines Gejeped oder MRechtögrundfaged — im 
Grgenfag zu der Verlegung der Förmlichkeiten des Verfahrens — ein abänderndes, 
bez. aufhebended Erkenntniß ergeben follte. 


1. 


Das was in allen diefen Fälen über dad Dafein einer Nectöverlegung ıc. 
entfcheidet, ift hier in die Subjektivität de8 Handelnden verlegt, feine Ueherzeugung 
und Treue, der er mit Bewußtſein miderfpricht, während er fonft, bei redlichem 
Willen und Wiffen, indem er fi in der inneren Uebereinftimmung findet, felbit dann 
nicht einer Verantwortung unterliegen kann, wenn der Ausſpruch, das Urtheil in der 
Sade (objektiv), als Unrecht befunden würde. Es muß aljo ein äußerlich ertenn- 
barer, gleihfam faßbarer Punkt fein, in weldem da Unrecht, als ftrafbared in 
einer Weife bervortritt, die der Handlung bie ds einer verbrecheriſchen giebt. 
Died erfordert nicht ftet3 die Herbeiführung einer beftimmten nachtheiligen folge 
ober Wirkung, eined Schaden? für den, melder Recht fuchte, oder fi dem 


I) ©. bie in der vorhergehenden Mote angeführten Befehe a. €. 
2) Die angef. Verordn. $. 111. Abſ. 2. 
3) ©. in dem Gefch vom 2, Mai 1852 den Urt. 98. 


4) ©. die beiden vorhergehenden Noten. „Das Gericht tritt felbft in Beratbung und entfcheibet 
nah Mehrheit der Stimmen über den von den Geſchworenen nur mit einfacher Mehrheit feitgeftellten 
Dunft“, $. Ill. a. a. ©., oder, wie Art, 98, fagt: „enticeidet ohne Angabe von Gründen über den von 
den Geſchworenen nur mit fieben Stimmen gegen fünf feftgeftellten Punkt.“ Der Urt. 351. des Code 
d’instruction criminelle, womit aber zu verbinden find: Geſetz v. 24. Mai 1821, v. 28. April 1832, 
v. 6. März 1848, ftellt, übrigens mit gleichem Ergebnif, eine andere Auffaflung auf, indem die mit der 
Majorität der Stimmen der Richter zu verbindende Minorität derjenigen ber Gefchmorenen als über- 
wiegenb erklärt wird, eimerfeitd gegen die Majorität ber Gefhworemen, andererfeitö gegen die Minerität 
der Richter, Bei und genügt ce, daß dad Gericht dur Mehrheit entfcheidet. Immer überwiegen die 
3 Richter unter den 5 gegen die 2, mögen erftere mit den 7 Geſchworenen ſchuldig fpreden und alfo im 
Ganzen no eine Majorität, nämlich 10 gegen 7 gewonnen fein, oder mit ben 5 Geſchworenen freiſprechen, 
wo alfo in farorem defensionis 8 Stimmen gegen 9 das Uebergewicht erbalten (l’avis favorable 
ä l’accuse prevaudra) — was man, wenn einmal diefe ganze Verfahrungdweife angenommen wird, obn- 
erachtet der fonftigen Inkonſequenz und aud in der Form, wie e& bei uns beftimmt if elten laſſen fann, 
vergl. „meine Betrachtungen über die Verordn. v. 3. Januar 18494, Beilageheft zum Urdiv des Krim, 
Rechts J. 1849 S.66 ff, und meine kritiſche Betrachtung des Preuß. Entwurfs einer Strafproz. Orbn, 
7 1851 ©. 165 ff. und de8 Entwurfs v. J. 1865 ©. 70 ff., 78 fi. 


Zur Lehre von der firafrechtlichen Verantwortlichkeit der Geſchworenen. 171 


Rechtsſpruche unterwerfen muß, oder für Andere. Selbſtverſtändlich ift dies nicht 
ausgeſchloſſen und wird bei der Würdigung der Handlung des umngerechten Richters 
u. w. bei der Bemellung der Strafe mit berüdfihtigt werden müflen. Uber ed 
ift hierauf der Thatbeſtand nicht beſchränkt. Die Verlegung der Pflichten des Richter. 
amtes ift nicht minder vorhanden, wenn die Beugung ded Rechts aus Darteilichkeit, 
Eigennuß oder fonftigen Motiven, fei es unter dem Einfluß einer Beftehung oder 
irgend welcher unftatthaften Einwirkung, oder ohne ſolche zu Gunften eined Ange- 
Hagten, einer Paxtei ftattfand, Noch mehr, es kommt auf jene Folge überhaupt 
weientlich gar nicht an. Der Thatbeftand ber Beftehung 3. B. ift ſchon mit der 
Annahme de8 dargebotenen oder zugeſicherten Vortheild, mit Rückſicht auf die Amts- 
pfliht vorhanden, auch wenn das pflihtwidrige Handeln oder Unterlaffen in der 
Sache felbft noch nicht ftattgefunden hatte. — Der Thatbeftand ded Verbrechens der 
Beftehung (hier im |. 9. paffiven Sinne, des fi Beſtechenlaſſens, gegenüber der 
f. g. aktiven, ber Handlung des Beltechenden) fällt nicht zufammen mit derjenigen 
der beitimmten ftrafbaren Handlung, bez. der folge, welche durch jened pflichtwidrige 
Gebahren ——— werden ſollte'). Bei dem erſteren iſt die Grenze des Ver— 
ſuchs im Gegenſatz zu der Vollendung, nicht von dem Standpunkt der weiteren Kon» 
fequenzen zu bejtimmen, melde die unerlaubte Einwirkung auf die Dflihterfüllung 
im Amte haben konnte und möglicherweife gehabt hat — obwohl died bei der Ge- 
——— ung mit in Betracht geroaen werden muß — es fommt bier nur auf 
ie, unter allen Umftänden in ihrer Reinheit und Integrität zu erbaltende amtliche 
Stellung an. Dieſe und die aus ihr ſich ergebenden fittlihen und rechtlichen Pflicy- 
ten find allem der Außgangdpunft für die Beurteilung. Ja auch für die Erfül- 
tung der Pflicht foll dev Beamte nicht erft durch einen derartigen Vortheil be- 
mmt werden, und der Vorwurf einer Beftehung, menn diefe thatſächlich ftattge- 
unden batte und zugelaflen worden war, vermag nicht dadurch entkräftet zu werden, 
daß der Beamte in der Sache — aud wenn er im Interefje des anderen Theils 
Any er ee nicht gegen das Mecht, nicht gegen feine beffere Ueberzeugung 
ebanbelt hatte). 
" ihren nun ſchon jene Unwürdigkeit des Verhaltens eined Beamten, bie 
nicht minder vorhanden ift, auch wo fie binfichtlih an ſich nicht pflichtwidriger Sand» 
lungen oder Unterlaffungen ftattfindet, mit angemeffener nicht emtehrender Strafe be- 
droht wird?), umd ferner bei der näcften Stufe, mo eine Handlung ober —— 
ſung in Betracht kommt, die eine he einer amtlihen Dfliht enthält, die 
firengere Strafe des Zuchtbaufes bid zu fünf Jahren (neben anderen nothwendigen 
Folgen) beftimmt ift *), handelt noch eine befondere Beftimmung von »dem Richter, * 
in einem Strafverfahren, welches ein Verbrechen oder —— betrifft, ſich zu Gun⸗ 
ſten oder zum Nachtheil ded Angeſchuldigten hat beſtechen laſſen.« Hierauf iſt Zucht- 
haus (überhaupt, ohne andere Grenze, als welche für dieſe Strafart beſteht) an- 
eordnet ’), wo dann, je nach den Erfolgen und der in Gemäßheit der Beſtechung 
egangenen Pflihtwidrigkeit, bez. des darin enthaltenen befonderen Verbrechens, die 
Sumefung der Strafe erfolgt, momit ſich die bei einer anderen Gelegenheit zur 
prache gebradhte Frage Über die Behandlung eined etwaigen Ronkurrenzfalles 
erledigt. 





1) Ueber die Frage, ob mit Ruͤcficht auf das Verbrechen, meldes durch die Beſtechung berbei- 
eführt worden, reale oder ideale Konkurrenz; anzunehmen ſei, vergl. Boltdammer Materialien Th. II. 
€ 613 Nr. 9. zum Strafgefehbud $. 310, u. Oppenhoff zu $. 310. 


2) Preuß. Strafgeſehbuch $. 309. 
3) Strafgeſehbuch $. 309. 

4) a. a. ©. $. 310. 

5) a. a. O. |. 312. 
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In Betreff ded Geſchworenen ift die Parallele nur theilweife durchzuführen 
und in der Anwendung ‚wird fih manche Schwierigkeit ergeben, obihon im Fall er- 
wiefener Annahme eined Geſchenkes, unter den angegebenen Borausfepungen, die 
Strafbarfeit außer Zweifel ift. 

»Ein Geſchworener, welcher in einer Sace, in welcher (in ber) 
er Verrichtungen ald Gefhmworener auszuüben bat, Geſchenke annimmt, 
wird mit Zuchthaus beitraft. Gleiche Strafe trifft den, welcher den Ge- 
fhworenen zu diefem Berbrechen verleitet, oder zu berleiten berfucht. 

Die gegebenen Geſchenke oder der Werth derfelben find dem 
Fiskus im Urtheile zuzufprechen ').« | 

Mehr noch ald bei anderen Beamten wird gerade bier daß, was dad Mefent- 
lie der Pflihterfüllung ift, fi einer äußeren Kontrolle entziehen, und man wird 
vergebens durch Strafgeiehe dad erreichen, was von der Gemillenhaftigkeit und reis 
beit erwartet wird. Die Natur ded Schwurgerichtd, die ganze Weiſe der Thätigfeit 
defielben und der dabei in Betracht kommenden Boraudfegungen und Bedingungen 
fchließt ein gerichtliched Einfchreiten, eine Strafverfolgung wegen folder  Pflicht- 
midrigfeiten aus, welche allenfalld bei einem gerichtlichen Erfenntniffe und defien Be- 
handlung zu Tage fommen, erwiefen und geahndet werden fünnen, Laſſen wir die 
in ibrer Unrichtigkeit jegt erkannten Auffaflungen oder Behauptungen einer aus an« 
geblicher Volksſouverainetät abgeleiteten f. g. Omnipotenz der Jury bei Seite, und 
nehmen wir an, daß dem — * oder ſelbſt nur dem umſichtigen Geſchwo—⸗ 
renen, der Umfang und die Grenzen feiner Befugniſſe und Pflichten ebenſo zum 
Bewußtſein gefommen feien, ald died der Fall ift bei feinem Verbältniffe zu den vor- 
gebrachten Beweifen in der Hauptverhandlung wonach — ohnerachtet der Befreiung 
von irgend welchen bindenden Vorfchriften über dad Gewicht und die Wirkungen ber 
Beweile — doch nicht die bloße Willkür entſcheiden foll, und objektive Gründe fich 
mit Notbwendigkeit geltend machen müflen?). Uber daß dies im bejonderen Falle 
der Ausübung des Gefchworenenberufes fich bethätige, died kann nur durch die Pflicht. 
treue und re pi gefihert, ed fann und muß durch die Leiftung des 
Eides verbürgt, — aber es kann feine äußere Drüfung der inneren Vorgänge behufs einer 
Verantwortlibmahung veranftaltet werden’), Sie ift unmöglid. Ein Gefeß ſolchen 
Inhalt? wäre unausführbar, wenn man auc deilen ZJuläfjigkeit und Ungemefjenbeit 
annehmen dürfte, was gewiß nicht der * iſt. 

Belehrend iſt hier der Gang unſerer Geſetzgebung. In dem Entwurfe von 
1850 war der jetzige 8. 313. als — 287. unter den Beſtimmungen über die Beu— 
gung des Rechts geſtellt und lautete: 

»Ein Geſchworener, welcher feiner Ueberzeugung entgegen, einen Ange 
klagten für ſchuldig oder für nicht ſchuldig erklärt, oder welcher in einer 


1) a. a. O. $. 313. Die zuletzt erwaͤhnte Beſtimmung greift auch in den anderen Fällen 
($$. 309, 310. 312.) Platz, doch ſcheint es mir nicht nöthig, fie dort überall mit aufzunehmen. 

2) Meine angeführte Kritit dei Entwurfs vom J. 1851 ©, 148 und bafelbit weiter Nad- 
weifungen. Beiträge zur Strafprogeß-Gefepgebung ©. 129 ff. 

3) Urfprünglic, wie die Jury ſich in England gebildet, war dieß ander. Vor den Gefhwo- 
renen fand nicht, wie fpäter und wie jeßt überall ein Bemweidverfahren ftatt, um fie in den Stand 
zu feßen, fi ein Urtheil zu bilden, fondern fie fpradhen ihr eigenes Wiffen von ber Sache und ber 
Schuld aus (dicere veritatem), Sonah war aud Beftrafung bes falſch audfagenden Gefhworenen 
möglih und fand wirklich ftatt. In Verbindung damit fteht die Ausſchliczung der Berufung auf den 
Ausſpruch der jurata bei heimſicher Miſſethat (Giftmord) „quia patria nihil scire poterit de 
facto.“ Bracton de leg. et consuet. Angliae lib. III. Cap. 18. i.f. Biener dad Engl, 
Gefhworenengeriht Bd. 1. ©. 116 ff, 192 ff., 217 fi. Zachariä Handbud Bd. I. ©, 181 Note 33, 
— Was aber die Ein» oder Gleihftimmigfeit in England betrifft, jo hat fie ihren geſchichtlichen Grund 
und es liegt im Wefen der Jury, daf nicht die Qurüdhaltung auch nur einer Stimme geftattet if. ©. 
befonder8 Bundermann über die Einftimmigfeit der Geſchworenen. Münden 1849, 
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—— in welcher er Berrichtungen !ald Geſchworener auszuüben 
Nach dem Beichluffe der Kommiffion der zweiten Kammer wurde der erfte 
Satz, ald mit dem Weſen ded Schwurgerihtd unvereinbar und gehäffige nquifitio 
nen beranlaffend — geftrihen '). 

Es bleibt alfo nichts übrig ald der Grundfag, daß Alled in das Gewiſſen 
des Geihworenen verlegt werde, wobei fo wenig fi Regeln über die Ausübung an- 

eben?), al nachtraägliche Prüfungen des Ergebniſſes im Vergleich mit ſolchen an« 
—* laffen ’), vollſtändig durchzuführen. Läßt ſich nicht ein Formfehler, eine Nic 
tigteit behaupten, wonach das Verdikt — welches auch fein Inhalt fein mag — 
ala nicht zu Recht beftehend, erklärt werden fann, jo muß es bei bemfelben 
fein Bewenden haben. Wohl aber fann und muß im Wege der Gejeggebung und 
einer gediegenen Praxis Sorge getragen werden, die ganze Einrichtung mit Ioicyen 
fihernden Grundlagen und Umgebungen auszufiatten, daß fie möglichſt der Gerech⸗ 
tigkeit diene. Die Ausführung alles deflen, was in diefer Hinſicht erforderlich ift, 
liegt auferbalb des Planes der gegenwärtigen Abhandlung, die fih auf die ftraf- 
rechtliche Werantwortlichkeit beſchränkt. Läßt fib für leptere in Beziehung auf Beu⸗ 
ung ded Rechts, aus Parteilicheit, Leidenihaft, Vorurtheil ıc., eine gelepliche Be- 
che (wie fie wenigftend theilmeife bei den eigentliben Richtern möglid und 
ausführbar ift *) — nicht aufftellen, fo ift es dagegen wohl gerechtfertigt, die Schänd- 
lichkeit der Annahme. eined Vortheils — die Beftebung im paffiven und aftiven 
Sinne, ſchon ald foldye, und ohne daß weiter deren faum zu ermittelnder Erfolg in 
Betracht fommt, mit einer angemeſſenen Strafe zu belegen. 

In der Anwendung werden folde fälle höchſt felten vorfommen. Zunächſt 
wollen wir gern da8 Vertrauen auf die Rechtlichfeit der zum Geichworenendienft 
Berufenen, auf die Würdigung der Ehre ded Berufes, dad Bemußtfein der ſchweren 
Verantwortlichkeit und der Heiligkeit ded Eides ald dad wichtigſte Schußmittel gegen 
Gefährde anerkennen. Aber man darf aud einen mehr äußeren Grund nicht unter- 
ſchätzen, der ſolchem ftrafbaren Gebahren entgegentritt. Wen foll der, welder ein 

nterefje bat, auf die Gefhmworenen einzumirfen, beftehen? Einen oder einige be— 
Sraule Derfonen? Wllerdingd ift bei dem Zuſammenzählen der Stimmen bie 
jedes Einzelnen von Wichtigkeit und kann den Ausſchlag dir die Majorität geben, 
oder für die Serbeiführung der Nothwendigkeit des Hinzutrittes ber Richter, womit 
jedoch nicht überall eine Ausfiht im Sinne des Beſtechenden eröffnet wird. Und 
vor Allem dad Schwurgericht wird für den befonderen Fall erft in der vorgefchrie- 
benen Weife gebildet, wobei eine Einwirkung anf die audgelooften und nicht abgelehn- 
ten Gefchworenen unmöglib if. Der Verfuh müßte an den überhaupt für dieſe 
Schmurgerichtöperiode * Dienſt einberufenen Geſchworenen gemacht werden, auf die 
Möglichkeit hin, daß durch das Loos der Eine oder Andere gezogen und nicht von 
der Gegenpartei abgelehnt würde. Es müßte ſich viel vereinigen, um einen Be- 
ſtechungsberſuch auch mit nur einiger Ausſicht auf Erfolg zu bewirken, wenn ich 
auch die Möglichkeit nicht geradezu beſtreiten und ſelbſt zugeben will, daß die Ger 
winnung felbjt eined Einzelnen nicht überall. vergebend fein dürfte, und für den fall, 
daß er zur Mitwirfung berufen würde, etwa auf den Einfluß, den er durd) feine 
geiftige Ueberlegenheit oder ſonſtwie außüben könnte, gerechnet werden möchte. Aber 


1) Kommiſſionkbericht ıc. 3 285 —287. Befeler Kommentar ©. 553. Vergl. Golt- 

dammer Materialien a. a. DO. ©. 677 und Code penal Art. 181. 

as a” Die den Gefhworenen durch daB Gefep ertheilte Inſtruktion fält unter einen anderen Ge 
punft. 

3) Der oben erwähnte * mo bie einſtimmige Erklärung der Richter, die Geſchworenen hätten 
bei einem Wahrſpruch auf „Schuldig“ fi geirrt, verſchiedene Seiten der Betrahtung darbietet, kann nicht 
ald — > gemacht werben. 

) 8. B. Strafgefepbug $. 314. ıc. 


174 Zur Lehte vom ber ſtraftechtlichen Verantwortlichkeit ber Geſchwodrenen. 


dann darf man doch erwarten, daß ein folder am menigften der Beftechung zugäng- 
li fein werde, 

Eine entgegengefehte Eintoirfung durch Drohung, Einfhüdhterung erwähnen 
unfere Gefege nur mittelbar") und allerdings ift die Stelle dafür nicht bei den 
brechen und »Vergehen im Amte.e Und doch ift hier unter Umftänden die Gefaht näber 
liegend, weil Drohungen gegen Geſchworene, melde in einem bevorftehenden Prozeſſe 
einen Schuldigaußfprud wider eine oder mehrere beftimmte Perfonen thun würden, 
auf wirkſame Weife ftattfinden können, ohne daß man zubor Kenntniß bat, welche Per ⸗ 
fonen aus der Gefammtlifte des Bezirk! diesmal zum Dienft einberufen, bez. aus ber 
Dienftlifte geloofet werden würden. Es kann died in einer Allgemeinheit geichehen, 
welche jeden, der möglicherweife berufen wird, in Gefahr feht, und eine Mare 
außzuüben vermag. Ich verfenne nicht, was fih gegen diefe bloße Möglichkei 
erinnern läßt, vom Standpunfte der Gemiffendpflicht ber Geſchworenen, fomie nach 
den Beitimmungen, melde überhaupt dba angewendet werben, wo die Rede ift von 
der Bedeutung ded Zwanges, ber Drohung, der durch diefe erregte Furcht und die 
Forderung eine moralifhen Widerftandes?). Aber die Thatſache ift zu oft vorgekom · 
men, als daß fie beftritten werden könnte. Es ift bekannt, daß vor einigen “Jahr- 
zehnten e8 bei den bi8 zum Mord und anderen fchweren Verbrechen ausgenrteten 
Kämpfen der Parteien in Irland oft unmöglich war, ein Schwurgericht gegen die 
Angeklagten zu bilden, und mehrere Gefehgebungen, welde geftatten, daß megen zu 
beforgender —— einer unparteiiſchen Handhabung des Rechts an dem Orte, wo 
dad zuftändige Gericht feine Sipungen hält, eine Verweifung ber Sache an ein an- 
deres Gericht erfolgen dürfe, haben unter anderen auch jenen Fall mit berüdfichtigt. 


Man mag auch fonft möglider Einwirkung in der einen oder anderen Weife 
begegnen, wie dur das Verbot einer der Verhandlung voraudgebenden Belannt- 
machung |der einzuberufenden Gefchworenen dur die Preſſe. Aber weitere Siche⸗ 
rungsmaafßregeln giebt e8 nicht, und im befonderen Falle würde der Nachweis einer 
durch die erwähnten Einflüffe herbeigeführten Pflichtwidrigkeit eined Geſchworenen 
oder mehrerer und der — nur in fehr engen Grenzen — von dem Geridt zu prü- 
fenden Richtigkeit (hier bed ee) bed Verdiktes kaum ftattfinden fönnen, wenn 
überhaupt von einer Unterfuhung diefer Art jept die Rede fein dürfte. 

Jedoch wird man hieraus nicht ohne Weitered die Folgerung ziehen, es fei 
died und manches andere nun einmal ein Uebelftand, dem mir nicht entgeben fünnen 
und mit der Gefhmworenen-Einrichtung hinnehmen müffen, oder daraus einen Grund 

egen das Inſtitut überhaupt entlehnen. Denn im Ganzen ift aud bei rechtöver. 
Mändigen Richtern die Sade nit anderd, wenngleich im einzelnen Falle, nad Vor- 
audfegungen, deren Ausführung bier nicht erforderlich ift, eine Eger er eber 
wahrgenommen, feitgeftellt und geahndet werden fann. Wo nicht äußere Anhalts- 
punfte, in beftimmten nachweisbaren Thatſachen, z. B. bei der Beſtechung oder fon- 


1) Der $. 70. ber Verordnung räumt dem Appellationdgeriht die Befuguiß ein, auf Antrag 
des Staatsanwalt? die Abhaltung des Schwurgerichts einem anderen Gericht aufzutragen, menn von ber 
Verhandlung der Sache vor bem yuftändigen Gerichte eine Störung der öffentlichen — zu befürch⸗ 
ten ſteht. Der Art. 59. des Geſetzes vom 3, Mai 1852 wiederholt bieß, — mit der Beſchraͤnkung, 
daß nicht der Staatäanmwalt, fondern die Staatsanwaltſchaft (d. h. alſo der Ober» Staatdanmalt) 
den Antrag zu ftellen habe (Oppenhoff zu Urt, 59. Nr. 3.) und mit der Ausdehnung „auf alle Fälle, 
wo erhebliche Gründe dazu vorkiegen.“ Man darf an nemerlih im Frankteich vorgekommene Fälle erin- 
nern, mo eine folde Aufregung und DVoreingenommenbeit in dem größeren Theil der Bevölkerung des 
Gerichtsbezirks herrſchte, dah man nicht erwarten durfte, bier eine freie und unabhängige Jury zu Stande 
zu bringen. 

2) Inder Eibeöformel ber Berordn. & 97. beißt ed: „Bewiffenhaftigkeit, Feſtigkeit und Treue?, 
im Art. 73.: „wie es einem freien und rechtſchaffenen Manne geziemt." Da bie bervorgehobenen Er- 
forderniffe fhon in dem der Gewiffenhaftigkeit und Rechtſchaffenheit enthalten find, fo barf man mohl bei 
deren befonderer Betonung an die Mahnung denken, fi durch die Beſorgniß, einer Gefahr ausgeſeht gu 
fein, von der Pflihterfüllung nicht abhalten laſſen. Vergl. L. 6. D. quod metus causa, 
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ſtigen Yulaffung unftatthafter Einmwirfung gegeben find — ober ein Formfehler — 
da wird aud für die Staatörichter geltend gemacht werden müflen, daß ihre und 
jeded Einzelnen eigene gewiſſenhafte Ueberzeugung ein unantaftbared Gebiet fei, auf 
dem fie ihren Beruf erfüllen. Daß aber der Votirende oder Urtheilende, der ohne⸗ 
bin fein Urtheil zu begründen bat, nur dieſer feiner Ueberzeugung gefolgt fei, muß 
durchauß angenommen und fönnte nur durch einen genügenden Beweis des Gegen- 
theild und der Pflichtverlegung entktäftet werden. Außerdem witd die nothwendige 
Selbitftändigkeit bed Richteramted und bie Autorität der Rechtspflege geführdet. 
Und daf die von anderen Abftimmenden oder von einem Kollegium höherer Inſtanz 
auögefprochenen abweichenden Anfichten für fi weder einen Beweis der Unrichtigfeit 
des entgegengefeßten, durch Stimmenmehrheit befeitigten, oder im Wege der Berufung 
abgeänderten Urtheils enthalte, noch vollends den Vorwurf einer Verlegung ber 
Richterpflicht zu vechtfertigen vermöge, ift bereitd erwähnt worden. 
IL s 

Dagegen bietet die Stellung des zum Dienfte ald Geſchworener Berufenen 
allerdings eine Seite dar, wo man ber Verweigerung der Pflichterfüllung mittelbar 
dur Rechtszwang begegnen, oder biefelbe ahnden kann. Died hat fie nit nur mit 
der Stellung anderer, auch zum ftändigen Dienfte berufener Beamten gemein — twie 
verſchieden au übrigend nad den befonderd hierbei zu berüdjichtigenden Voraus— 
fegungen die dißziplinarifhen und ſtrafrechtlichen Mittel fein mögen — fondern aud 
mit dem Berhältniffe anderer Derlonen, deren im beftimmten Falle nothwendige Mit- 
wirkung für die Zwecke der Rechtöpflege nicht in ihre Willkür geftellt werden darf. 
Sp rechtfertigt ſich ein gemwiffer Zwang gegen die, welche als Zeugen, Sadhverflän- 
dige ıc. vorgeladen, entweber fhon das Erſcheinen vor Gericht verweigern, oder bei 
ihrer bevorftehenden Vernehmung ihre Erklärungen und Angaben unter Umftänden 
urüdhalten, wo ihnen keiner der gefeplihen Gründe zur Seite ſteht, weldhe von der 

fit, ald Zeuge audzufagen, befreien. Auf den Streit, ber in der neueften Zeit 

in der Theorie geführt, in der Anwendung nicht überall auf gleiche Weiſe entſchie⸗ 
den worden ift, melde fälle der Weigerung anzuerkennen oder ftrafbar feien, wo 
die Grenze bed rechtlihen SImwanged, und ob diefer im en Einne Zwang, 
Nöthiqung zur Unterwerfung de8 Miderftrebenden unter da8 Gebot des Gerichts, 
oder Strate bed Ungeborfamß fei, und ob im lehteren Falle die Strafe mit 
Rückſicht auf die individuelle Schuld, oder auf das öffentliche Interefie an der Auß- 
fage des ſich Weigernden, auf die größere oder geringere Bedeutung der Sache felbft, 
in welcher dad Zeugniß gefordert wird, oder die Verbindung diefer Rückſichten, die 
allerding® mehr oder minder ſtets vorhanden fein wird, zu bemefjen fei, ift hier nicht 
weiter einzugeben. Ih bemerfe nur, daß dad Gemeinfame aller der Fälle, wo ber 
Meigerung einer Pflichterfüllung rechtlicher a —— darin beſteht, nur 
eben das Aeußerliche der Entziehung der Pflicht, nicht die auf geradem Wege un— 
angreifbare Weiſe der Erfüllung derſelben zum u zu baben. 

Laffen wir die anderen fälle bei Seite und betrachten lediglich die allgemein 
f. a. Gefhworenen, d. h. aud die, melde nur erft zum Dienkte ald möglide 
Geſchworene berufen find; bon den eigentliden Geſchworenen muß nod be- 
fonder8 gehandelt werden. 

ende wird ſchon denen eine Buße gedroht und nad borgängiger redt- 
licher Feſtſtellung des Mangeld einer genügenden Entfchuldigung auferlegt, weldye 
auf ergangene Vorladung nicht erfhienen find, oder fich wieder entfernt haben. Sier 
ift noch nicht die Rede von der Pflihtwidrigteit im Amt, felbft wenn man unter 
der zmeiten Kategorie, der ih Entjernenden, im Öegenfap zu ber eriten, der 
Nihterfhienenen, ſolche Derfonen verftehen will, die bereitö eigentliche Geſchwo⸗ 
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rene, d. b. als folche berufen find. Es ift nur die Rede von der mwiderrechtlichen 
Entziebung der (möglichermweife) u übernehmenden Dflibt. Dad Geſetz nennt »Ge- 
fhworene« in jener weiteren Bedeutung, und führt fo zu Mißveritändniffen oder 
Zweifeln, deren Befeitigung durch eine beffere Faſſung zu wünſchen ift’). Ich ber- 
fenne dabei’ nicht, daß es micht leicht fei, ohne eine Umſchreibung überall eine fcharfe 
Trennung der beiden Kategorien durchzuführen, und daß manche der gefeßlichen Beftim- 
mungen fi auf beide beziehen. Aber es ift doch unerläßlich, den Unterſchied zwi- 
fchen beiden feitzubalten. Die Sade ift nicht ohne praktiſche Folgen und ich werde 
Gelegenheit haben, dies nachzuweiſen. 

Wenn $. 71. der Verordnung vom 3. Januar 1849 fagt: 

»Die außgemwählten 36 Gefhmworenen werden vun dem betreffenden Ge- 
richt auf * zur Eröffnung der Sitzung feſtgeſetzten Tag geladen«, 

und wenn ferner in $. 72, und ebenfo in den Zufag-Artifeln Art. 60. Abſ. 2. und 
Art. 61. Abf. 4. von Gefhmworenen gefproden wird, welche »vor Eröffnung der 
Sitzungsperiode entlaffen werden, melde auf der Dienftlifte befindlich find«, jo er- 
giebt ſich ungmeifelhaft, daß bier der Ausbrud »Geſchworener« auf Perfonen bezo- 
en wird, die eben niht Gefhmworene find und die ed auch nicht werden wollen, 
Ri e8, daß fie ihre Entlaffung beantragen, oder mit oder ohne genügende Entfchul- 
digung außbleiben. Diefer fachlihe und fpradlihe Widerfprud mit dem Begriff, 
wo der ganze Nahdrud auf dem »Geſchworenen« und dem geleifteten Eide 
liegt, follte um fo mehr vermieden werden, als fonft leider zum großen Theil, wenn 
nicht überhaupt das Gewicht verloren geht, welches a. auf den Eid zu legen 
it. Und das Ueberfeben diefed für die ganze Bedeutung de8 Schwurgerichts fo 
wichtigen Moments balte id für einen befonderen und leider nicht ohne nachtheilige 
Folgen fid äußernden Uebelftand. 

Genug; der mwiderrechtlihen Weigerung, die Bürgerpflicht bei der Berufung 
u erfüllen, kann durch eine angemeflene Ordnungsftrafe begegnet werden, wobei 
ann zweierlei zu bemerken ift, was diefe fälle anders, als die der fi weigernden 
Zeugen oder fonft in Anſpruch genommener Derfonen, erfheinen läßt. Einmal, 
für den fi Weigernden, für den, welcher zum Dienft berufen, nicht erſcheint, oder 
fih vor der Auslooſung entfernt, ift ein Erſatz möglich, und es wird, ohne Nachtheil 
für die Sache, das Erforderlibe durch Berufung der auf der Ergänzungßlifte ftchen- 
den in geeigneter Weife veranftaltet’), Das kommt ja oft genug, und aud obne 
die Voraußfegung ftrafbarer Weigerung vor. Obnebin ift es ja ri. daf ein 
Ungeneigter, der aber an den ferneren Tagen der Affifenperioden, aus Furt vor 
Strafe oder aus befferen Gründen erſchienen ift, dennoch nicht audgeloofet, oder, 
wenn dies der Fall war, daß er abgelehnt wird. Es liegt fhon in der ganzen Ein- 
rihtung, wonach aus einer größern Anzabl erft die zmölf Gefchmorenen ermittelt 
werden, daf ed nicht gerade auf diefe oder jene beftimmte Perfon antommen fünne, 
daß vielmehr jeder überhaupt Berufene aud für geeignet erachtet werde. Wie anders 
ift Died 3. B. bei Zeugen! Zum Anderen, die Beforgniß, ein erft duch Swan 
(Geldbuße oder deren Androhung) zum Dienft genötbigter werde feine Bürgſcha 
treuer Pflichterfüllung bieten, darf wohl nicht gebegt werden. Man wird dem al8- 
dann geleifteten Eid vertrauen dürfen — und am menigften wäre wohl eine Beein- 


1) Freilich ift in allen anderen Defehgebungen der Sprachgebrauch der nämliche. Auch der Code 
d’instruction eriminelle Art. 381. f., 39. ff. bezeichnet mit jure ſowohl den auf die verfhiche- 
nen Liſten Gefehten, der eigentlicher Gefhmorener werden kann und möglicherweiſe wird, ald den, der wirk— 
li geloofet und nach erfolgter Vereidigung nunmehr in biefer Sade Geihworener (jure) if. Ich er- 
fenne an, daf eine Umfchreibung, um die erfte Kategorie von der zweiten zu unterfcheiben, nicht überall 
mit der gebotenen Kürze der Gefeheöfprache zu vereinigen fei, doc barf beöhalb der Unterſchied nicht 
bei Seite gie werden, wo fi an denfelben rechtliche Bis fnüpfen. 
2) Verordn. 6. 73. Yufag-Ürtitel 61, 


Zur Lehre don der ſtraftechtlichen Verantwortlichkeit der Geſchworenen. 177 


trächtigung des Angeklagten zu fürchten, da — menn eine beitimmte Gefinnung in 
Beziehung auf den Gegenftand der Verhandlung der Grund der Wbneigung und 
urfprünglichen Weigerung fein follte (was allerding® nicht zur Sprache kommt), dann 
wohl eher zu erwarten ftebt, daß ein folder Gefhmworener, aud wenn er ſich durch 
andere Rüdfichten ald den Eid beftimmen ließe, eber alle fragen, die Jenem nad) 
theilig fein könnten, verneinend beantworten werde. Ich fomme bierauf bei der 
weiteren. Erörterung zurüd, 

Soweit erfheint e8 auch gerechtfertigt, wenn man fernere Pflihtentziehun 
eined wirklichen Gefhmorenen ebenfo behandelt, wie die biäher betrachtete. Es ih 
dad Mindefte, bier eine Gleicitellung mit der Entfernung anzunehmen. Aber bei ge- 
fliffentlicher Enthaltung von der Abftimmung ift die Schuld ded wirklichen Ge- 
Ihmorenen eine größere und muß auch nad anderen Rüchſichten beurtheilt wer- 
den. Ich glaube nicht, daß diefed durch die Erklärung, auf welche man fih zu be- 
rufen pflegt"), bat geleugnet werden follen. In dem Falle, welcher zur Entſcheidung 
vorlag, handelte es fih. um die frage von ber Nichtigkeit eined Erkenntniſſes auf 
Grund eined Verdiktes, an welchem nur elf Gefhtworene durd Abftimmung fi be- 
tbeiligt hatten, wogegen einer der zwölf fih unter Berufung auf feine (bog dem 
Gerihtähofe ald Entlaffungdgrund nicht anerfannte) Schwerbörigfeit der Abſtimmung 
enthalten hatte. Mit Recht ift dies Verdikt, und damit das ganze Verfahren für 
nichtig erklärt, und da bier ein unverfennbarer formeller Mangel:in der Zufammen- 
ſetzung ber Dan vorlag, die Befugniß zur Anfechtung, ohnerachtet Dad Verdikt und 
Urtbeil ein freifprehended war, anerkannt worden’). Nur im Vorübergehen wird 
ber Strafe des ſich weigernden Gefhworenen gedacht — diefe mar nicht Gegenftand 
der Erörterung. 

In den Enticeidungsgründen wird zur Begründung der Nichtigkeit ange- 
führt: »Daß die Nichtlonfurrenz eined Geſchworenen bei der Abftimmung feiner 
phnfifchen Abweſenheit in diefem Augenblide aleichgeftellt werden muß, und ‚man es 
‚alfo bier im entfcheidenden Moment des Verfahren? mit einem nicht vollftändig be- 
ſetzten Schwurgeridt zu thun bat.« 

Wenn ih nun in Betreff der Nichtigkeit und mie daß dieſe außfprechende 
Erkenntniß ded Ober-Tribunald begründet wird, volllommen übereinftimme, fo muß 
ich dagegen erinnern, daß man an eine gelegentliche Bemerkung , die ſich auf etwas 
Anderes beziebt, eine keinesweges richtige Folgerung knüpft. Die Mittbeilung der 
dort in einer Note befindlichen Aeuferung, welche einen befonderen Fall betrifft, wird 
ai fo mehr rechtfertigen, ald fie die Grundlage für die fernere Ausführung 

tbietet. 

Es heißt nämlid: 

»Der Gefhworene, welcher der Abftimmung fid enthielt, hatte wegen be- 
faupteter Schwerbörigfeit feine Entlafung nabgefuht. Dad Geſuch mar dur Be- 
ſhluß ded Schwurgerichtähofeß zurüdgemiejen worden. Diefem Beſchluſſe bätte bier- 
rächſt der Schmwurgerichtöbof gegen den Gefhmworenen auch Geltung vericaffen 
filen. Dad aefeglihe Mittel hierzu gewährte der $. 72. der Verordnung vom 
& Januar 1849, nad weldem ame, welche ohne genügend befundene Ent- 
khuldigung nicht erfcheinen oder ſich entfernen, in eine Geldftrafe bis zu 100 Rthlrn. 
zenommen werden follen. Denn ein Gefchworener, welcher, nachdem fein Entlafjungs- 
jefuch verworfen worden, der Abftimmung ſich enthält, und auf diefe Weife der Er- 
üllung feiner Pflichten fich entzieht, fteht einem Gefhworenen völlig glei, der ohne 
jenügend befundene Entihuldigung ſich entfernt.« | 

Diefe über ihre rechtliche Bedeutung audgedehnte (beziehungsweiſe befhrän- 


I) Jaf.-Min-BL. J. 1858 ©. 170 Anmerkung. Oppenhoff, die Preußiſchen Gefehe über bas 
Berfahren 2 - zu F. 72. der Verordn. Rr. 11, 
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fende) Bemerkung bat nicht in obiger Faſſung, fondern nur andeutungsweife eine 
Stelle in den Enticheibungdgrinden, melde fagen: »daß im borliegenden Falle ein 
auf legale Weife zu Stande gekommenes Verdikt der Geſchworenen nicht vorlag, 
und der Gerichtöhof, welcher von ber Mangelhaftigkeit deſſelben vor deflen Verkündi⸗ 
gung in Kenntniß gefest war, folhe8 zur Grundlage der Entfheidung nicht machen 
urfte, vielmehr nach Art. 97. des citirten Gefeged dom 3. Mat 1852 auf eine 
Befeitigung des Mangeld binwirken, event. und unter Umſtänden fogar zur Bil- 
u. * neuen Schwurgerichts und zu einer neuen Verhandlung ſchreiten 
mußte!).« 

Darüber iſt kein Zweifel — ein Verdikt, an deſſen Zuſtandekommen nicht 
ſämmtliche zwölf Geſchworene mitgewirkt haben, entſpricht nicht ben geſetzlichen Vor- 
ſchriften, ſollte auch der Umſtand, daß Einer derſelben ſich ber Abſtimmung enthal⸗ 
ten, nachweislich ohne Einfluß auf den Ausſpruch geweſen fein”). Die in der erho- 
benen Nichtigkeitsbeſchwerde des Staatsanwalts abgegebenen Entfheidungdgründe 
rügen mit Recht ben Fehler, der dem Gericht zur Laft fällt, — ein Urtbeil in ber 
Sade felbft gefällt zu haben, ohnerachtet ihm durch die Verkündigung dei Ob- 
manns ber Geſchworenen der mefentlihe Mangel bekannt geworden war. Bei diefer 
a wird audgeführt, mad daB Gericht hätte thun können und follen. 

mlich: 

entweder: bie Geſchworenen mußten in ihr Berathungbzimmer zutüdgefendt 
erden mit dem Muftrage, durch pflichtmäßige® Zufammenmirfen aller einen formell gülti- 
gem Ausſpruch zu gewinnen, wobei zut Ueberwindung bed Widerſtandes deſſen, der fich 

er Abflimmung enthalten batte (der als folcher dem Gerichte in diefem Falle bekannt 
mar, was aber keineswegs überhaupt erforderlihd war), von der Strafdrobung beB 
Art. 97. (analoge) Anwendung gemacht werden konnte. Dann war es möglih, an die 
unmittelbar vorhergegangene, allen Gefhmorenen noch im Gedächtniß gegenwärtige Ver- 
handlung dad Verdift zu ſchließen und fo die Sache in ben regelmäßigen Gang zurüd-. 


1) Ueber ben fall felbft vergl. Goltbammer Uchiv VL ©. 237 fi. 


2) Der Fall einer Enthaltung kommt vielleicht häufiger vor, als er zur Sprache gebracht wird. 
Es mag wohl fein, daf, wo die Bermeigerung der Stimme ohne Einfluß auf dad Ergebniß iſt, d. b. we 
aud, wenn biefe Stimme abgegeben fein mürde, fie entweder nur jenes beftätigte, oder, wo fie abwicht 
fie allein oder mit den wenigen anderen abweichenden, daſſelbe nicht änderte (4. B. 8, 9 Stimmen für 
Schuldig, 3 oder 2 für — während ein Votum zurüdgehalten wurde — oder umaelehrt, ein 
BVorfteher der Gefihmorenen feinen Anftand nimmt, den Wahrſpruch als einen richtigen zu verkünden, ber 
mit einer genügenden Stimmenzahl arfaßt worden war. Der Art. 92, fordert für den Angeklagten nad. 
tbeilige Beantwortung einer frage Stimmenmehrheit. Der Art. 93, gebietet hierbei die außbrif- 
lihe Ungabe, ob der Ausſpruch mit einer Mehrheit von mehr als fieben Stimmen, oder nur mit fieben 
beſchloſſen fei, bei Strafe der Nichtigkeit. „Im Uebrigen darf die Zahl der Stimmen niemal® angegeben 
werden.* mar ſollte vor foldem Irrthum, aud ohne eime etwaige Belehrung, ſchon die einfache Ber 
teachtung bewahren, daf eben zwölf Geſchworene außgeloofet werden, und daß ein Jeder den Eib auf 
gewiſſenhafte Pflichterfüllung zu leiften hat, Indeſſen, — wenn nun einmal unter den erwähnten Bhr- 
ausfefungen der Vorftcher ded, mie er glaubt, einflußlofen Umſtandes, bei der Berfündung nicht ze 
benft, fo kommt die Sade — möglicherweife gar micht, ober doc nicht amtlich zur Kenntnif. Wo Yie 
Einſtimmigkeit gefordert wird, fällt die ganze ne bintoeg, denn da fehlt ed, bei dem Qurid- 
holten au nur einer Stimme am jertem Erforberniß und formt fein Wahrſptuch zu Stande. — &o 
erklärt fi aud, wie nur ausnahmsweiſe dergleichen Fälle Gegenſtand der richterlichen Kognition werden. 
Ih habe in der reichen Literatur der Schwurgerichte nichts Erhebliches gefunden. Mittermaier, n 
dem außführlicen Werke: „Erfahrungen über die Wirkfamfeit der Schwurgerichte in Europa und Amerife« 
Erlangen 1865 (786 ©. ar. 8.) Togt nur einmal S. 604, mo don dem Kirchenſtaate bie Hebe if: 
„Gerügt mirb mit Recht, daß zumeilen weiße Stimmzettel it die Urne gemorfen würden, wat ein Tb. 
meiß der Mutblofigfeit mancher Geſchworenen iſt.“ Diet kann alfo mur innerhalb des Raumes geſchehen 
und beobachtet werden, wo die Geſchworenen allein ihr Amt ausüben. Wie der all behandelt worden 
— wenn folded zur Kenntniß des Gerichtöhofes fommt — wird von bem Berfafler nit angegeben. Die 
Nichtigkeit ift zwar nach allgemeinen Gründen aufer Zweifel. Über ob dies dem „mutblofen Geſchwor- 
nen“ nachgefehen werde, oder miht — das iſt ebem bie frage. Fireilih, mo Gtimmgettel eingeworfm 
werden, erfährt man nicht, von mem fie herrübren, und e8 joll and geheim bleiben. 
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zuleiten, fofern dadurd wirklich die Weigerung entkräftet, und der in Rebe ftehende 
Geihmworene zur Mitwirkung beitimmt wurde; 

oder: menn died nicht gelang, wenn Jener fortwährend auf feiner Wei- 
gerungy welche durch die angeblibe Schwerbörigfeit gerechtfertigt werben follte, dem 

eriht gegenüber verharrte, — fo mußte die Sade vor ein neues Schmwurgericht 

und damit nothwendig aud zu einer neuen Verhandlung vermiefen werden, wobei 
ganz außer Betracht bleibt, was wider den, mwelder fib der Mitwirkung zu entzie- 
ben fuchte, beziehungsweiſe wirklich entzogen hatte, rechtlich zu verhängen fei. 

Diefe legte Frage ift felbftftändig bier gar nicht entfchieden, und wo fie in 
ber erſten Alternative berübrt wird, iſt nur von einer zuläffigen Swangdmanf- 
regel die Rede, welche möglicherweife zum Ziele führen konnte. 


(Schluß folgt.) 


Grundzüge der gegenwärtig herrfchenden Beweis- 
theorie in Straffaden. 


Bon Herrn Staatdanwalt Schaper zu nfterburg. 


1. Die Grundregeln. 


Die Quellen des gemeinen Deutſchen Rechts, die Karolina, wie das Römifche und 
Kanonifhe Recht enthalten nur wenige Beftimmungen über die Kraft der Beweiſe; 
allein e8 haben jene Beſtimmungen zu einer weiteren Entwidelung in Wiſſenſchaft 
und Praxis Anlaß gegeben ').e Die Ergebniffe wurden von der Gefeßaebung meh- 
rerer Deutſcher Staaten bauptfählih zu dem Smede verwerthet, den Schöpfungen 
der auferordentlihen Strafe und der vorläufigen reifprehung zur Stüge zu dienen. 
Mit diefen find jene großentheild wieder auögefchieden. Damit freilich ift zugleich 
die an ihrer Hand aha gepflegte Methodik”) der Bemweißprüfung in die Gefahr 
des MVerfalld und der Vergefienheit gerathen. »Das einzige Mittel, um die Deutſche 
Dragid dor Verflabung in der Beurtbeilung der Thatfrage zu bewahren, ſcheint 
eine zeitgemäße Regeneration der dur die Doktrin fortgepflangten Deutihen Be- 
weistheorie zu ſein ).« 

Von der Beobachtung der Wirklichkeit wird die Wiederbelebung ausgehen 
müſſen. Sonſt möchte der Verdacht theoretiſirender Willkür nicht fern bleiben. Als 
der wichtigſte Gegenſtand dieſer Beſprechung bieten ſich dieſenigen Geſtaltungen des 
Beweiſes dar, welche erfahrungsmäßig am häufigſten vorgefommen find, gegenwärtig 
ebenfo wie in vergangener Zeit. In der Einbeit ded Stoffe find die Anhaltpunkte 
gewährt, um Angeſichts der, in den Formen eingetretenen Veränderungen die Ber- 
fchiedenheit der Wirkungen durdzuprüfen. 

Ein eingehender Verfuch der Art foll für den Geltungdbereib der Preußi- 
hen Kriminal-Drdnung von 1805 gemacht werden. Den Regeln des Gefehed wer- 
den Regeln der Erfahrung gegenüberzuftellen fein. Mander Sag wird dabei zur 
Zeit nur im Gewande der Verfiherung auftreten können, gleichſam als Zeugniß, in 








1) v. Sapigny in Goltd. Archiv Bd. 6. ©. 481. 

2) Hierauf möchte ein größere® Gewicht ruhen, als auf dem beftrittenen Umfange und dem 
Werth der im Laufe der Jahrhunderte gefammelten Erfahrungen, melde den älteren Regeln zum Grunbe 
liegen. Pland, foftem. Darftellung des Deutſchen Strafverf. ©. 197, 383.. Dagegen Shmarze in 
G. 4. Bb. 6. ©. 726 ff., und „dad Deutihe Schmwurgeriht und defien Reform“ ©. 121 fi. 

3) DOrtloff ©. U. Bb. 8. ©. 5%, f. auch ©. 183 ff. 
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der Erwartung, ob nicht gleiche Zeugniffe Sadfundiger') ihm begegnen werden. 
Für andere bietet fib ein Schatz von Belägen in den Schilderungen von Ber- 
brechendfällen, melde in diefem Archiv nad den Bd. 4. ©. 618 u. Bb. 7. S. 594 ent- 
widelten Gefihtäpunften a nd. WUnregende Vergleihungspunfte liefert das 
Engliſche Recht, für welches im Anſchluß an dies Archiv Bd. 1. ©. 170 und 
Bb. 5. ©. 304 ff. dad Werk von Beft zum Grunde gelegt ift: Grundzüge des 
Englifhen Beweisrechts, herausgegeben von Marquardfen. 

Die wichtigften Regeln freilihd werden durch das Gefeg felbft an die Hand 
egeben, fobald neben der Beobachtung feiner Einwirkung auf die Praxis aud der 
‚de der geſchichtlichen Entwidelung als Auslegungsmittel benugt wird. Dies tritt 
ofort hervor, wenn in Erinnerung an die Aufgabe alles Beweiſens: von Belann- 
tem aus auf Unbekanntes zu führen, die Borfrage in Erörterung gezogen wird, 
was wohl in Strafſachen beim Thatrichter ald befannt voraudgefegt werde. 

Die Kriminal-DOrdnung forderte nicht blo8 Kenntniß »des gewöhnlichen Lau⸗ 
fed der Dinge ’)« und der »Bedeutung« etwaiger Ausnahmen, —— auch die 
Kenntniß und die erprobte Uebung in der Handhabung aller derjenigen beſonderen 
gefeglihen Regeln, melde auf die »MWirkungen der Bemweife und Bermuthungen in 
peinlihen Sachen⸗ ſich bezogen. Die neuere Geſetzgebung ift biervon abgegangen. 
Sie fordert nicht mehr juriftifche, fondern nur allgemeine Bildung. Darunter wird 
nicht blos geübte Logik und eine gemifle, mit den Jahren gewonnene Erfahrung ber- 
ftanden; denn bieran ift auch der Ungebildete im Umfange feiner Beruföthätigkeit 
reih. Gemeint ift vielmehr diejenige Bildung, melche bei einer einigermaßen unab- 
bängigen Lebenzjtellung aus einem fteten und täglichen Verkehr unter den verfcie- 
denften Ständen einen reichhaltigen Einblid in fremde Lebendverhältniffe gewährt, 
und zugleich neben diefer Verallgemeimerung ber Erfahrung und vermöge derfelben 
eine wiederholt erprobte Einfiht zu haften pflegt in die Grenzen der eigenen 
Kenntniß, in die Moblthat der Behredung mit anderen verftändigen Männern, in 
die Nothivendigfeit der Ergänzung bed eigenen Wiflend aus fremdem Miffen. Un 
diefen Erforderniffen läßt das Gejeg fi aber aucd genügen. Aus der Kenntniß bed 
»Lebens ald der allgemeinen Mutter ded Seins, des Willend und des Thund der 
Menfhen’)e, rechnet ed auf eine er Würdigung der im Strafgebiet ber- 
bortretenden, vom Gemöhnlichen abweichenden Erſcheinungen. Als Schupmittel gegen 
Irrthum dient einerfeitd dad unmittelbare Verhandeln mit und bor dem Angeklagten, 
andererfeitd die Beratbung: nämlich einmal die öffentlihe, in fofern der Staats. 
anwalt Angeſichts ded Angeklagten über die thatfächlihen Grundlagen jeded zu fäl- 
enden Spruches fih zu äußern bat, fodann die geheime, in fofern Kollegien von 
Thatrichtern fi über ihren Wahrfpruc zu verftindigen haben. Jene datt nie feh⸗ 
len, dieſe nur bei den Einzelrihterfahen. So ift geforgt, daß die Gründe jedes 
einzelnen, zur Mitwirfung bei der Uburtheilung Berufenen, entweder eine ausdrüd- 
tihe Bewährung ihrer Allgemeingültigkeit oder ihre Ausſcheidung wegen Mangeld 
an einer, auch Anbere überzeugenden Sicherheit erhalten können. 


1) Sammelt doch folde, freilih nur von Uutoritäten auch das Parlament in England, wenn 
ed fih um den Zuftand der Friminalrehtöpflege und feine Verbefierung handelt. So 1848 vor ber 
Einführung ded court of appeal. Biener, das Englifhe Gejhmoremengeriht Bd. 2. S. 34. 
Mittermaier, das Englifhe, Schottifhe und Nordamerifanifhe Strafverfahren ©. 14, 


2) Krim. ©. 99. 393. 399. v. Stemann, Darftellung des Preuß. Strafverſahrens ©. 185. 
Köftlin, der Wendepunkt des Deutſchen Strafverf. ©. 110 f, 


3) Mende nad Friedreich Syſtem ber gerichtlichen Pſychologie ©. 1. So lange Ange 
fißt8 neuer Staatsformen ein allgemeinere® Verftändniß für das innere Weſen und die eigentlichen Trag- 
kräfte des Staatslebens noh im Aufkeimen begriffen bleibt, beruht die abweichende Behandlung ber 
Staatöverbrehen — Gefeh vom 25, April 1854 — auf einer, auß den oben entwidelten Grundgedanten 
fi) ergebenden inneren Nothwendigkeit. G. U, Bd. 1. ©. 105. 
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Daraus ergiebt fidy die erſte Grundregel der Beweidlehre: 


Alled, waß dem erfennenden Richter ald allgemein 
befannt gilt, bedarf keines Bemweifes; 


e8 bedarf aber der Prüfung, ob der Zupverläffigteit 
Bedenken entgegentreten. 


Thatfahen') und Regeln find es, auf Grund deren fid jeder Wahrſpruch 
ufammenfegt; Thatfahen und Regeln, welche der Unterfcheidung in allgemein be- 
ar und in befondere unterliegen. 


Die wichtigſten Thatſachen der erften Art fallen in dad Gebiet bed Sprad- 
gebrauch, der Zeitbeftimmungen und folder Ereignifje, die nicht nur für Einzelne, 
jondern für Viele Bedeutung baben. 

Der Sprachgebrauch ift der Vermittler jeder Verftändigung; Angeklagte, 
Zeugen, Sacverftändige, ihnen gegenüber der Richter, der Gejhmorene, der Anwalt 
— alle fnüpfen fie ihre Aeußerungen: Fragen wie Antworten an die Redeweiſe des 
täglichen Lehens. jeder Stand, jebed Gemerbe bat daneben feine technifchen Aus⸗ 
drüde; jede Gegend ihre ſprachlichen Eigenheiten. Hier beginnt fi) das Belondere 
u trennen bom allgemein Bekannten. Eine gänzlide Trennung kann in der Ber- 
Ühiebenbeit der Sprachen liegen. Da tritt der Dolmetſcher ein. Er ift in ber 
Regel kein Sachverſtändiger“) im engeren Sinne; denn nicht Regeln find ed von 
etpmplogijcher oder funtaktiiher Bedeutung, die er kennen foll, ſondern dad SHer« 
fümmliche, die Ausdrucksweiſe ded gewöhnlichen Lebens. Wenn Schwankungen ein» 
treten, indbefondere bei der Konkurrenz Mebrerer, jo pflegt die Entſcheidung nicht im 
Gutachten gefuht zu werden, fondern in dem Text irgend eined verbreiteten, -ge- 
richtlich aber nicht im Entfernteften beglaubigten Lexilons. Bon entſcheidendem Ein- 
fluß wird der Spradgebraud oft da, wo die Äußere Handlung des Thäter8 im 
Sprechen, Schreiben oder Beröffentlichen gewiſſer Worte liegt: alfo in Unterfuchun- 

en wegen Beleidigung, Drohung, Religiondvergeben, falfche Anſchuldigung, Meineid, 
Pie in Preßſachen. 


Die Zeitbeftimmungen greifen oft auf kirchliche Feſtzeiten, mie Oftern, 





1) Nicht „Umftände*; denn died Wort umfaßt bie Thatſachen nebft dem, was „um fie ficht“ 
d. b. den Regeln, welche den Schluß auf noch andere Thatfahen begründen. Bergl. Straſgeſehbuch 
$. 44, 154. 158. 185. Dem Syſtem ber MPräfumtion getreu ſpricht Die Keim, DO. vorwiegend von 
Umftänden“ F 5. 108. 155. 202. 203. 210. 274. 276. 284. 304, 320. 325, 328. 345. 367. 370, 
375. 378. 38] 389 fi. 411. 415, 423 — 425. 430. 474, 497. 520, 526. Sie unterjheibet davon 
„eigentliche Thatſachen $. 324., ferner 65. 178, 277. 278. 320. 327. 363. 386. 399. 401. 404. 423. 
Bergl, zur Terminologie Tittmann, Handbud der Straftechtswiſſenſchaft F. 341. Feuerbach Lehr- 
buch des peinlichen Rechts SS. 943. ff. 555. (Thatſachen, pipchologifhe umb andere Geſehze). Mitter« 
maier Deutſches Strafverfahren Sf. 80, 171. (Thatſochen und Erfahrungsfäge), Heffter, Lehrbuch 
bed Krim. R. 65. 594. 619, 639. 641. (Thatſachen, Nebenumjtäude, Vernunft, Dent- und Erfohrungs- 
fäge). Die neuere Geſehgebung bezeichnet felten Umftände ($$. 31.52. der Verordn. v. 3. Januar 1849, 
Art. 29. 31. ded Gef. v. 3. Mai 1852), vorwiegend Thatjahen ald Gegenftand deö Beweiſes: 66, 31. 
32. 52. 126. 129. 130. — rt. 25. 101. a. a. O. Darunter find aud Regeln enthalten, überhaupt 
alles, waß — ——— = = daſſelbe —— —* rg ie an denfelben Ausdruck 
im Strafgeſthbuch geknüpften Bedenken haben feine eutung für bloße Beweisfragen. l. Oppem 
boff Strafgeſehbuch zu $$. 101. 156. I 252., aud G. di. Br. 13, ©. 225. — 


2) Daher auch der Eid abweichend, promiſſoriſch Ktim. O. $. 63. Bei Mord, Deutung eines 
Polniſchen Ausdruds ©. U. Bd. 6. &. 356. Die überall gleihartige Gebehrdenſprache der Taubftum- 
men findet in Taubftummenlehrern ihren Dolmetjher G. A. Bd. 10, S 408 ff., Fälle verfuchter Töbtung 

egen verfolgende Förfter G. U. Bd, 1. ©. 614. Diebſtahl G. U. Bd. 3. S,524 ff. Meuterei G. U. 
8. 12. ©. 801 fi. — Daf rein Brei Ausdrudsweiſen von Bedeutung werben können, ergiebt der 
Hall in G. A. Bd. 7. ©. 653,: „Pelzfled“ ſtatt Papiergeld vom Mörder der Ermordeten nachgeſprochen. 
— Abweichende Anſchauungen über bie ee Dolmetjher ausführlih erörtert ©. A. Bd. 12, 
©. 291 ff. Erf. des Ob. Trib. vd. 3, Februar 1864, 
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Dfingften, Weihnachten, auf Stichtage des Verkehrslebens mie (dies) Martini’), 
Bartholomäi, Johannis, Jatobi, oder aud auf wechſelnde Feſttage, wie Königs Ger 
burtötog zurüd. Kommt ed aber auf einen beflimmten Tag an, auf feine. Benen- 
nung ald Wochentag, auf die Zeit ded Sonnenauf- oder Unterganges an demfelben, 
oder auf Mondſchein, jo wird ohne jedes Bedenken zum nächiten gedrudten Kalender 
gegriffen, mag ibm auch jeder Schein vom gerichtliher Bewährung fehlen. Nicht nur 
die Zuperläffigkeit ber Kalender gilt als allgemein bekannt, fondern auch die Art 
ihred Zuitandefommend. Sollte daher die Stunde des Sonnenauf angd nad Ber- 
liner Zeit berechnet fein, fo getraut ſich jeder Gebildete die Rektifikation im äufer- 
ften Often mit Sicherheit bewirken zu können, aud wenn die für den Erfolg eined 
Alibibeweifed von bejonderer Erheblichkeit erſcheint. 

Schmwanfender werden die Grenzen des allgemein Bekannten bei Ortöbe- 
kimmungen, wo Kreislarten auszubelfen pflegen, ſowie bei ſolchen Ereigniffen, 
welde das wechſelnde Intereſſe einer Mebrheit von Perſonen erregt haben. Doc 
giebt e8 auch bier viele, bei denen Zweifel für Gebildete nur aus eigenthümlichen 
Umftänden entipringen fünnen. Krönungsfeſte, Siegeöfefte, bedeutfane Akte der Re- 
gierung, wichtige Beſchlüſſe der gefeßgebenden —— — werden in der Regel 
zu den allgemein bekannten Thatſachen?) hr zählen fein. Der Kreis mwird enger, 
je nad) örtlihen und natürlichen Verhältniſſen, fo herab bon den Erlaffen einzelner 
Regierungen bis zu rein flädtifhen Ungelegenpeiten, zu ländlichen Hochzeiten und 
Kindtaufen, von weitgreifenden Ueberſchwemmungen bis zu 5* Bränden, zu 
bloßem Suhauf und Strafenlärm; vom Beginn der Ernte des Heued, des Roggens, 
der Kartoffeln, bis zum Ziehen der Vögel, dem erften Froſt und Schne. Durch 
Gerücht und Erzählung hauptſächlich für Ungebildetere, duch das Lefen öffentlicher 
Blätter für Gebildete erweitert ſich der Kreiß des ſcheinbar allgemein Bekannten 
außerordentlid. Doc ift bier Vorſicht nöthig. Bei Weitem nicht Alles, aber doc 
immerhin ziemlich Bieled Tann wegen der Erfennbarkeit der Zuverläffigfeit als allge- 
mein befannt und der Zeitgefhichte wirklich angebörig betrachtet werden. So wird 
an ben vielen Deutſchen jeitvereindtagen und ihrem weſentlichen Verlauf nicht leicht 
van verein mag er feine Zeitung auch ſchon auf manderlei Unrichtigkeiten er- 
tappt haben. 

er Der thatſächlichen Feſtſtellung im engeren Sinne dienen ftet? einige allge- 
mein befannte Thatfahen zur Grundlage, Von weit größerem Gewicht für den 
Schluß auf die Schuld aber find allgemein befannte Regeln’); denn jene fol 
eben jedem Berftändigen begreiflich fein, ebe auf Strafe erfannt wird. Die Regeln 
find Bart Naturgefege oder pſhchologiſche Säge oder Erfahrungen aus Verkehr 
und Sitte, 

Die hieher gebörigen Naturgefege find überauß zahlreich. Am grelliten 
pflegt ihre Wichtigkeit bei der geſchickten Untretung eines Alibiheweiſes“) herborzu- 





1) Rüdfihtlih einer Chaufergeld-Stoutzavention beftimmten mehrere ländliche Zeugen den Tag 
einer Fahrt nach feiner Entfernung von Martini, Merkwürdiger Weife mußten fie zwar ziemlich ficher 
den Monat, nicht aber dad Datum anzugeben, auf welches diefer Tag fällt. 

2) Hiervon, fowie vom — — bon Kalendern, Siegeln u. f. w. handelt Beſt unter 
dem Titel: „Anerkennung ex ofcio“; „Thatfahen, melde die Gerichtähöfe von Amtswegen willen 
und wiſſen folen.“ |. 225. Dort wird vertraur, daß die Geſchworenen ber Belehrung deö Kid. 
terd folgen. 

ur) Bert befpricht fie tbeilmeife unter den in Note 10. ermähnten Thatſachen. „Es iſt un- 
ubthig, Thatſachen zu beweifen, melde nach dem Laufe der Matur ald gewiß erfcheinen, daß J. B. ein 
Mann der Bater eined Kindes nicht fein kann, welcher der Mutter zum erften Mal 14 Tage vor ber 
Geburt deffelben beimohnte* n. f. w. $. 230, „Pſychologiſche Faktas 88. 6. 85. 236. 

4) Bälle in G. U. Bb. 7. ©. 692, Mb. 6. ©, 509. — Beſt verweift mit Recht auf den 
„relativen Standpunkt der Naturwiffenfhaft“ 66. 18. ff. 

Die Wirfungen der Dampfkraft lagen noch vor 50 Jahren im Meiche der Wunber. Die Al- 
gewalt allgemeingültiger Anfhauungen iſt in allen Ländern ehedem an ben’ Hexenprozeſſen zu Tage getre- 
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treten. Die Gejhwindigfeit, mit welcher fi ein Menfh zu Fuß, zu Wagen, zu 
Pferde oder zur Eifenbahn bewegen kann, ift nad den Umftänden ‚äußerft verfcie- 
den. Bei der Beurtbeilung des einzelnen Falles geht Jedermann — Angetklagte, 
Zeugen, Geſchworene, Richter — von dem Maaßſtabe aus, den die Natur ihm felbft 
in feinem Körper und das Verkehrsleben in den ihm zunächſt liegenden Erfahrungen 
dargeboten. Ebenſo bei der Frage, in welcher Entfernung Menſchen erkennbar, 
Stimmen hörbar: bleiben. 

Das Bedürfnif, Sachverſtändige zu vernehmen, meil die Grenze') der Ein- 
fit zu ſchwanken beginnt, wird dort feltener berbortreten, als bei pſhchologi— 
ſchen —— Sie können ſich an die Kraft der Ueberlegung und des Gedächtniſſes 
anſchließen, wenn beim Meineide entſchuldbare Vergeßlichkeit fir verſchwiegene Stra- 
fen, wenn bei fabrläffiger Brandftiftung behauptet wird, daß unter gleihen Verhält- 
niffen eine Gefahr niemals erſichtlich geweſen fei. Die wichtigften Regeln indeß find 
— Natur und ed möchten namentlich 3 derſelben beſonders heraudzu- 
heben ſein. 


1. Der Wille iſt die Triebfeder alles bewußten Handelns. In anderer 

* nämlich als Auslegungsregel“), erſcheint der Satz vielfach in Erkenntniſſen. 
andeln mit Bewußtſein wird dem im Gefeg vorausgeſetzten Handeln mit Vorſatz 
gleichgeftellt. In der That ift damit zugleich eine wichtige Beweisregel anerkannt. 
Sehen, wahrnehmen, ertennen läßt fih nur einerfeit? da8 Aeußere der verlegenden 
Handlung, andererfeitd der allgemeine Zuftand des Bewußtſeins oder der Bemuft- 
Iofigfeit beim Thäter, des erjteren in mandherlei Abſtufungen“). Die Verbindung 
er Fa beiden Beweisgruppen ftellt fih auf Grund pſyhchologiſcher Anfhauungen 
ber, welche da8 Weſen des Denkens und Wollens zum Gegenftande haben. Borlap 
fann zwar eingeftanden, nicht aber im eigentlihen Sinne bewiefen, e8 kann auf ihn 
nur geſchloſſen werden. Dies kann aber ein nah dem Wegfall der prae- 
sumtio doli*), nidyt mehr lediglih ex re (Kriminal-Ordnung $. 369.), noch aud 
vorwiegend ex lege, durch Gefegedauslegung gefchehen, vielmehr gehört dazu immer 
eine eingehende Ermittelung und Prüfung der Einzelheiten des Vorganged, fei es in 
der Handlung, fei e8 im Zuſtande des Handelnden. Nichts ift hierfür wirkſamer 


ten. Bet $. 358. Biener, das Englifhe Geſchw. G. Bd. 1. ©. 297 ff. Friedreich gerichtliche 
Pſychol. ©. 3. Wahrfagerei und Tifhrüden nah Diebftählen ift noch nicht ausgeftörben, wenn auch ein« 
flußlo® für gerichtliche Verhandlungen. Un der amentia occulta — vergl. Ideler in G. A. Bb. 4. 
©. 304 ff. — und dem Brandftiftungätriebe läßt ſich theilweife no heute der Kampf verfolgen zwiſchen 
gewiffen, von Gelehrten au& einzelnen Beobahtungen gefhöpften Regeln und entgegenftebenden, im ge 
meinen (eben ald umantaftbar feftgehaltenen Anfhauungen. Vergl. Friedreich daſ. S. 360, 491 ff., 511 ff, 
über Aberglauben S. 370. 


I) Diefe Grenzbeftimmung für ben Unfang des fahverftändigen Beweiſens ift ftetö relativ, ſtets 
konkret, ftet& abhängig, h vom Fall, 2) vom WUngeflagten, 3) von dem richtenden Perfonen. im. D. 
G. 280. Kant vindicirte pfpchologifche gragen den Pbilofopben. Friedreih a. a. DO. ©. 20. Vergl. 
die Abhandl. in G. A. Br. 10. ©, 749 ff. Fälle: Stumpfheit oder Unzurechnungsfähigkeit bei einem 
Mörder ©, A. Bd. 12. ©. 760. Verftändnif Taubftummer für Jagdredte G. U. Bb. 1. ©. 616. 
Verſchmiht oder geifteäfranf ein Muttermörder G. U, Bd. 13. ©. 497, 

2) Die Entiheidungen knüpfen fi theild am bie verſchiedenen Borfchriften über Ebrverlefung, 
tbeild an andere fälle, in denen ſichtbare Veränderungen nicht zum fonfreten Thatbeſtande Au 
pflegen. Vergl. Oppenboff Strafgefepbuh zu 66. 71. 75. 89. 97. 102— 105. 136. 139. 150. 
Tit. 13. $6. 210. 263. 272, aud Köſthin Softem des Deutſchen Strafrechts $$. 77. 58. 71, 

3) Neben dem Bemußtiein für dad Nächftliegende, alfo die That in ihrer einfachen, augenblid- 
lihen Erfdeinung — worauf allein es für die Strafbarkeit anzulommen pflegt, — fehlt häufig jede Eiu- 
fit in die Gefahr der Entdedung oder bie Tragweite der folgen; fo bei Affeft und Trunfenheit. Das 
Strafgefegbuh berüdfichtigt died am eingehendften in den Titeln 15. und 16., wohl nidt genug in ein , 
zelnen anderen Titeln, mie 8. 12, 65. 287. 325. 

4) Abweichend Küftner G. U. Bd. 3. ©. 460. Ausführung zum Plen. Beſchl. v. 12, Juni 
1854 in G. U. Bd. 3. ©. 56 ff. Krim. O. $. 276, 
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als das perfünliche fragen und Hören’) des Angeklagten, Angeſichts der Be- 


weile. 

2. Die Iwedeindeit bed bewußten Handelns beherrſcht alle Theile deffelben. 
Der Sag ift von der größten Bedeutung gegenüber faſt allen denjenigen Angeflag- 
ten, welche Einzelheiten zugeben, das WMefentlichite aber in Abrede jtellen, namentlich 
das Obmwalten —*8* Abſichten. Der Einwand des Scherzes bei der Wegnahme 
fremder Sachen faͤllt, ſobald der Thäter vor dem ihn ergreifenden Polizeibeamten 
den Beſitz geleugnet, und erſt bei der Durchſuchung dem herbeigeeilten Eigenthümer 
die Sache zurüdgegeben bat. Der Einwand ber beabſichtigten ſchadenfreien Rück⸗ 
gewähr gefundener fremder Sachen ift widerlegt, fobald diefe einem Unbekannten, 
ob aud mit Vorbehalt, verkauft find’). 


3. Krankhafte Befhaffenheiten des Seelenlebend prägen fich felten in einer 
vereinzelten?) Handlung, regelmäßig in der Geſammtheit der Pebenderfheinungen aus, 
Diefer Sag führt ummittelbar an die Grenziceide der Pſychologie ala bejonderer 
Wiſſenſchaft. Auffäliges Benehmen in einer Unterfuhung, oder Unklarheit über die 
Motive einer That Führt noch nicht zu dem Schluffe auf Geifteöjtörung. Ein 
Gleiches gilt bei einem ſchreienden Mißverhältniß zwifhen Motiv und folgen. 
Meiftentheild werden nicht fie, jondern Motiv und Mittel, — die Leichtigkeit der 
Ausführung in —— geftellt *). Sätze ähnlicher Art finden ſich — in 
die wiſſenſchaftlichen Werke über Pſhchologie, theilweiſe als Ausgangspunkte der Dar- 
ſtellung. Sie beruhen in ihrem legten Grunde auf einem »Voftulate, einer »Hypo⸗ 
thefe Je, an deren Zuverläffigkeit im gewöhnlichen Leben nicht gezweifelt wird: auf 
dem Glauben an die Einheit der menſchlichen Seele. 

Mad endlih die Erfahrungdregeln aus dem Volksleben, den Sitten und 
Gebräuchen, den Gewohnheiten des amtlichen, des gejelligen, des gefchäftlichen, des 
freundſchaftlichen Verkehrs, die Beſchäftigungen der einzelnen Stände, Gewerbe und 
Altersklaſſen anbelangt, auch wohl deren Verflechtung mit mancherlei geſetzlichen oder 
reglementariſchen“) Anordnungen, ſo kann in eine Schilderung im Einzelnen nicht 
eingetreten werben. Das Gebiet ift zu reichhaltig. Hervorzuheben wäre wohl nur, 


1) Daran fehlte e8 dem erfennenden Richter zur Zeit der Krim. D., daran an einem einge 
benden Fragerecht Ku ass dem Ungellagten fehlt es noch heut in England. Hier wie dort ift daher 
die praesumtio doli unentbehrlib. Für England wird das leicht überfehen. „Die Sicherheit der 
menſchlichen Geſellſchaft, verbunden mit der Schwierigkeit pſhchologiſche Thatſachen zu beweiſen, machen 
eine Präſumtion nothwendig, welche hart ſcheinen mag: dieſenige nämlich, welche es dem Unger 
ſchuldigten auflegt, Handlungen zu erflären und zu entſchuldigen, ſoweit fie prima facie unge⸗ 


feplih find * 

Ber F. 298. auch 69. 279. ff. Zu den „ſchlüſſigen und abfoluten* Präfumtionen gehört: 
„die Mbficht zu tödten ober ſchwer zu verliehen“, beim Gebrauh von Gift oder lebendgefährlihen Waffen 
. 37., ehedem dad Geftändnig und die Flucht. $. 40. Bei Verbrechen zieht Flucht noch jet völligen 
ermögen&verluft mach fich, felbft bei nachfolgender Freiſprechung. Biener die Englifhen Geſchworenen ⸗ 
gerichte Bd. 2. ©. 183. 

2) Zwech eined Pebenäverfiherungd-Vertraged: Mord ©. U. Bd. 12. ©. 622, Zweck eines 
plöglichen näheren Verkehrs vor gedungenem Morde G. U. Bd. 6, ©. 177 fi., Br. 7. ©. 608. 

3) Zweckwidrigkeit einmaligen Handelns als Anzeichen für DVerrüdtheit Friedreich gerichtl. 
Dinhel. S. 125. Verwirrung S. 39. Irrwahn ©. 475, 488. Wichtigkeit der Erforſchung des aefamm- 
— — ©. 519. Bockers gerichtliche Medizin F. 22. Mittermaier in G.A. Bp. 11. 


Friedreich zum Giftmorde a. a. O. ©. 4%, 212 ff. Die Brandſtiftungen des Maſch 
in G. A. Bd. 11. ©. 160; andere Fälle G. U. Bd. 8. ©. 185. Mord des Vaters an vier eignen 
Kindern aus Aerger über feine Eltern G. U. Bd. 4. ©. 631. Mord an einem Nichter wegen Berhafr 
tung nad 16 Jahren G. U. Bd. 4. ©. 786 ff. In vielen anderen im Archiv mitgetheilten Verbrechens. 
fällen beſteht eine haarfträubende Geringfügigkeit der Motive. Aehnliche Beläge im neuen Pitaval und 
in Feuerbachs aftenmäfiger, Darftellung von Verbrechen. ©. daf. ©. 39 ff. über die mit der Ber- 
übung ſchwerer Verbrechen verbundene —— 

5) Waig Lehrbuch der Pſhchologie als Naturwiſſenſchaft $. 7. 

u 9 A „hergebrachte Urt* von Progeffionen. Ext, de Ob, Trib. d. 19, Juni 1863, ©. 4. 
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daß als allgemein befannt, und bei Benrtheilungen, namentlih auch für Gefhworene 
ald maaßgebend ') diejenigen Regeln ſich ermeifen, melde auf die Form und Weiſe 
fidy beziehen, in welcher von den Behörden — polizeilich, wie gerichtlich — Berneb- 
mungen; ig ungen und anderweitige Exmittelungen vorzunehmen —* Beweis⸗ 
aufnahmen ſind —* nöthig, da die Angriffe der Angeklagten ſich meiſtens in ihren 
eigenen Widerſprüchen fangen. 

Um einen Ueberblick über die Bedeutung des allgemein Bekannten in That- 
fahen und Regeln nebit feiner Prüfung zu gewähren, möchte dad Angeführte ge- 
nügen. Diefe Grundlage iſt eine gemeinfame für Richter und für Gefchworene. 
urn haben feinen Anfprud mehr auf Bengrzugung. Daraus folgt, daß es feine 
- g. notorifhen?) Thatſachen mehr giebt. Sie find im jenen aufgegangen. So 
weit fie ed im einzelnen Falle etwa nicht fein follten, unterliegen fie der Forderung 
nit nur einer näheren Drüfung, fondern aud) der Grhebun ‚bon Bemeiß ’). 

Befondere Thatfahen, befondere Regeln treten bei der Erörterung der zur 
Anklage gebrachten Vorgänge in den Vordergrund; nicht aber mehr mit der Auf 
gabe, nachzuforſchen, ob und von wem ein Verbrechen begangen. Beltimmt auge 
Hagte Perſonen erfheinen. Um ihre Schuld handelt es Ri Sie können fie einge- 
fteben, fie fünnen die Handlung oder aud nur einzelne Thatſachen, oder endlich gar 
nichts einräumen. 

Es fließt fih daran die zweite Grundregel der Bemeidlehre: | 

Alles mad vom Angeklagten dor dem erfennenden 
Richter zugeftanden wird, bedarf keine? Bemweifeß; 

es bedarf aber der Prüfung, ob der Zuperläffigkeit 
Bedenken entgegentreten. 

Das * ſelbſt giebt dieſe Regel für Schwurgerichtsſachen“). Sie gilt, 
— nach der Auslegung — für das Schüldbekenntniß nebſt feinen Einzelheiten ſelbſt 
dann, wenn zum Thatbeſtande ſolche Folgen gehören, melde ohne beſondere Sad 
fenntniß nicht beurtheilt werben können‘), Die Pragid wendet die Vorfchrift ihrem 
Grunde gemäß aud auf die Sahen an, weldye vor der Gerichtdabtheilung, und dem 


1) Darum bewähren fih Borhaltungen aus den Unterfuhuugsaften ſtets als ein wirkfames 
Mittel zur Prüfung des auten Willens, der Wahrbeitälicbe und Gedächtnißtreue bei Ungellagten und bei 
Zeugen. — Leumundäattefte haben in der Regel das Auſehen, als befceinigten fie etmas — Be · 
fannted: einen Erfahrungsſah aus dem geſammten Leben des dariu Geſchilderten. Ju jeder Form, auch 
ber rein. amtlichen, der ollegialifhen — Oppenhoff Strafperfahren. |, 22, N. 13., — bedürfen fie einer 
ſehr — Prüfung. 

) Aud in England weiß man nicht viel mit ihnen zu machen, oder aud nur, fie zu definixen. 
Beft 8. 235. Dort folen zwar Richter und Gefhmarene nicht nad perſönlichem, zur Evidenz nit er 
bobenem Wiffen urtheilen, Ss 32. 77., allein fie fönnen ihren Plotz verlaffen, formell Zeugniß ablegen 
und danı wieder ihre Funktion übernehmen 98. 164. ff. 

3) Wie verlautete, folgte der Staatsgerichtshof einer ähnlichen Anficht im legten Polenprozeſſe. 
Der Aufftond fonnte als allgemein befannt gelten, jeine Richtung aud gegen Preußen konnte — ber» 
möge ber gefhichtlihen Vorkenntniffe der Richter und ihrer aufmerkfamen Verfolgung ber Zeitereignifie, 
geprüft an den vorgelegten Dofumenten — wohl ald notorifd, gelten; ob als allgemein befaunt, mochte 
zweifelhaft erſcheinen. „Weite Entfernung“ von Babdedrtern, uon Städten — ©. 21. der Berorbn. vom 
3. Januar 1849 — wird zumeilen als notoriſch bezeichnet; fie iſt allgemein bekannt. Daffelbe gilt für 
den bekannt gemachten Beginn und Schluß der Tagd und Aehnliches. Berg Mittermaien Deutig, 
Strafv. $. 107. Heffter rim. R. $. 615. Oppenboff Strafv. S. 130 N. 4, ©. 472 M. 30, 
Koch Preuß. Eivilprogef $. 210. 

4) Pland führt die bezügliche Gefepeäbeftimmung zurüd auf einen „Berzgicht des Ungeflagten 
auf die Beweisaufnahme nah den Grundfäßen des Uuflageprozefied — abweichend von dem, übrigen 
Spftem des ganzen Verfahrens.“ Deutſch. Strafd. S. 359, Der bervorgehobene Widerſhruch liegt weder 
im Gefeh, noch bat er ſich irgenbivie in der ig fühlbar gemacht. In der Berüdfihtigung von Be 
denken Seitens des Gerichts ift micht die „Iehte Spur des Unterſuchungsprinzips“ zu finden — daſelbſt 
Note 7. — vielmehr beffen volle und konfequente Anwendung, 

5) früher anderd nah. Tittmann Haudbuch F. 833. Feuerbach Lehrbuch |. 585. Mit- 
— —— 6, 157, Krim. O. $. 136. Jeht Oppenhoff Strfe. G 2 N. 5. 63, 
Art. 75. R. 27, 
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Einzelrichter verhandelt werden. Sie bat fernerweit unter Billigung des böchften 
Gerichtshofes!) fein Bedenten getragen, im Falle der Nichtanerfennung eine® Schuld. 
bekenntniſſes oder abweichender Anfichten über das Vorhandenſein mildernder Um— 
fände die Beweißaufnahme auf ſolche Dunfte zu beſchränken, welche Zweifel erreg- 
ten. Für jede Beweisfrage an fi aber iſt e8 gleichgültig, weldyer Quelle fie ent- 
iefen möge, ob den Erflärungen bed Ungellagten, oder nur den Anfhauungen 
es Richterd?). Mithin fteht niemald etwas entgegen, jene zu theilen, Zugeſtandenes 
von Nichtzugeftandenem zu trennen”); auf jenes nah Prüfung fih zu berlaffen, 
über diefed je nad den Umftänden Bemweid zu erbeben. 

Der biermit aufgeftellte Grundjag ‚der Theilbarfeit des Geftändniffed, ſowie 
ambererfeitd der Audlaffungen des Nichtgeftändigen ift nit new, Er findet fi in 
der Kriminal-Ordnung‘), doch unter anderen formen, weil der Angeklagte dem er- 
fennenden Richter perjönlich nicht gegenüber trat, Das Geftändnif mußte als ſolches 
aftenmäßig belegt werben. Obne Beweisform war es nicht denkbar. Ungeachtet 
der Gefepeöfaflung in $$. 300. 394. konnte es daber ald Beweisart, ald die regina 
probationum betrachtet’) werben. Died ift jegt nicht mehr der Fall. Gegenwärtig 
bat es feine eigenthümliche Stellung für ſich. Es gebört zu den Grundlagen, auf 
denen dad Bedürfniß des Beweiſes und jomit diefer felbjt erſt fi auferbaut. 

Als Gegenjtand bdeffelben bleiben eben nur ſolche Thatſachen und Regeln 
übrig, welche weder ald allgemein befannt, noch auch als zugeftanden gelten können. 
Alled wahre Beweifen auf diefem Gebiete befteht im Ueberführen fremden Wiſſens 
in das eigene Willen. Wie died am Zuperläffigften berauftellen, mar allezeit eine 
Hauptfrage für die Bemweistheorien. Die Kriminal- Ordnung 6%. 386. ff. forderte 
den Eid der Austunftäperjonen und zum vollen Beweiſe die Lebereinftimmung min- 
deftend zweier glaubwürdiger Ausſagen. Die neuere Geſetzgebung ift von dem lep- 
ten diefer beiden Erforderniffe abgegangen. 





1) Oppenboff a. a. ©. Urt, 75. N. 38, 

2) Mit Unrecht hält Tittmann Handbuch $. 833. falſche — ſtets für leicht 
entdedbar. fälle in G. U, Be. 5. S. 512 f, We. 2. ©. 738 ff, Bd. 11.6, 134 Feuerbach 
aftenmäßige ang ° N. 11. 29. Die Englifde Dofteim verfolgt 3 Quellen: Rechtsirrthum, ſaktiſchen 
Irrthum und andere Motive, Bet Ss. 351. ft 

Die in der Krim. O. $f. 263. ff. 272. 282. 424, dem Verdächtigen auferlegte Pfliht zur 
Wahtheit ift jeht befeitigt. Micht mehr, wie nod in Frankreich — Mittermaier das Engl. Strafv. 
S. 310 ff. — die Ermahnnng zur Wahrheit, fondern Die Warnung vor Unmahrbeit und Lüge möchte in 
. —— ber neueren Geſehgebung liegen. Vergleiche indeß v. Tippelſskitch G. U. Bd. 2. 


8) Dieſe Trennung wird in der — unbedenklich bei allen Atten von unmittelbaren oder 
auch nur berichteten Geftändniffen vollzogen. ©. fhon Feuerbach aftenmäßige Darftellung, die Maren 
und wahren Geftändniffe eines Wahnfinnigen, Fall 12, 

Todtſchlag am eigenen Rinde, Geftändniß mit zweifelbafter Zurechnungsfähigkeit G. U. Bd. 3, 
©. 220. Ebenfo bei Tödung auf Verlangen des Getödteten G. U. Bb. 5. ©. 326 ff. Geftändniffe von 
Vatermord mit Bedenken wegen der Ueberlegung G. U, Bd. 10, S. 669 ff. Geftändnig tödtliber Miß— 
bandlung weben tem Beweiſe de3 Tebendigbegrabend G. U. Bd. 6. ©. 368 ff. Geftändnif der Tpeil- 
nahme an Selbitmord, danach der Tödtung in Zornwuth ©. U. Bd. 12. ©. 635. Widerrufenes Ger 
ſtändniß des Wachehaltend bei Naubmord G. A. Bd. 12. ©. 465. Theilweiſe glaubhaftes Geftändniß 
nah der DVerurtheilung bei Giftmord G. U. Bd. 7. ©. 777. Geftändnig nebft unzwreihenden Bezücti- 
gungen, trotz objektiv erwiefener Betbeiligung Mehrerer G. U, Bd. 10. ©, 28 fi: Raubmord im Kom+ 
plott unter Abweichungen in den Geftändniflen ©. U. B. 8. ©. 656 ff., Bd. 9. ©. 600 ff., bei. 606. 
Bezüdtigung mißlungener Anftiftung zum Morde neben dem aufergerichtlihen Geftändnig des Gelingen® 
und der Ausführung Bd. 7. ©. 607. 

4) Krim. O. $ 300. 370, Tittmann Handbud $. 833. Mittermaier Gtrafverfahren 
Gg. 158. ff. Beſt S. 340, 

5) Das Geftändnig wurde früher meiltend zum Beweiſe gezäblt: Mittermaier Gtrafverf. 
G. 82. 151. a. €. Feuer bach Lehrb. $. 586. Heffter Eehrb. 68. 621 fi. Dem folgen nah Pland 
Strafverf, 99. 127. ff. v. Tippeläfird, ©. U. Bb. 6. ©. 610. Das Engliſche Recht fondert. Es 
ift ungenau im Ausdrud, wenn wie von Feuerbach $. 584. fo auch bort gefagt ift: daß „Niemand für 
ſich felbft Zeugniß ablegen könne, Jeder aber der befte Zeuge gegen ſich?* fei. Ben $. 338. „ungünftige 
Selbftausfagen® $. 348. 
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Als dritte Grundregel der Beweislehre iſt gegenwärtig der Sag an— 
zuſehen: 
Alles was von Einem Zeugen an wahrgenommenen 
Tatſachen, von Einem Sachverſtändigen an erprobten Re— 
geln vor dem erkennenden Richter eidlich bekundet wird, 
bedarf keines weiteren Bemweijeß; 


e8 bedarf aber der Prüfung, ob der Zuperläffigkeit 
Bedenken entgegentreten. 


Diefer Sap enthält recht eigentlih den Kern') der herrſchenden Bemeid- 
theorie. Es kann fehlen am Erfcheinen der Auskunftsperſonen, an der Eidedfähigfeit, 
wohl vorweg ſchon an der Möglichkeit, ohne vorbereitete Beobachtungen zuverläffige 
Kunde zu erhalten. Widerfprühe können bervortreten, Gegenüberftellungen, Ber- 
lefungen, fonftige Prüfungen in Anregung fommen. Immer wird die aufgeftellte 
Negel den eigentliben Ausgangspunft der Ueberlegungen bieten. 

Mit ihren beiden Vorläufern liefert fie in jeder Sache die feften Angelpunfte, 
um melde fib die thatfächlihen Erörterungen drehen. Das gilt auch Ängeſichts 
folder Beweisarten, melde ehedem in einer Linie mit dem Zeugenbeweis genannt 
zu werden pflegten. 

Der Augenfcdein des Unterfuhungsrichterd tritt jegt ald Aushülfe da ein, 
wo die Beihreibung von Gegenftänden, einſchließlich menſchlicher Körper, wünfcen?- 
werth wird, die der Veränderung ausgelegt find, oder zur Gerichtäjtätte entweder 
gar nicht, oder nur mit unverhältnigmäßiger Mübe gebracht werden fünnen. 

Urkunden?) enthalten entweder ältere Auslaflungen von Auskunftsperſonen 
und vertreten dann das perjünlide Verhör, oder ergänzen daffelbe; — oder aber 
fommen fie ald Gegenftand der Handlung, wie bei Faͤlſchungen, oder ald Ausfüh- 
rungsmittel in Betracht, wie bei fchriftlichen er ri und Prefvergeben. In 
diefem Falle bilden fie Gegenjtände des Augenſcheins für den erfennenden Richter‘). 
Dann fommt e8 auf zweierlei an: auf die Verbindung mit der Anklagethat und 
dem Thäter, fowie auf die richtige Deutung. jene fann nur durch Zugeſtändniß, 
Zeuanib ; oder Begutachtung mit Hülfe Sacverftändiger bergeftellt werden. Die 

eutung aber ift weſentlich Sade des richterlihen Urtheils“). Sie beruht auf der 
MWürdigung allgemein bekannter TIhatfahen, wie des Spradgebraudes, oder eben 
folder Regeln, wie des Sthles unter Gefcäftdleuten, erforderlichen Falles wiederum 
unter Zuziehung Sacverftändiger. 

Al felbftiftändige Beweismittel fiehen hiernach die Urkunden auf gleicher 
Stufe mit anderen vorlegbaren Ueberführungdftüden’), ald Münzen, 


1) Des wichtigen Zuſahes wegen der Prüfung von Bedenken können fih aud diejenigen Vor. 
ſchriften nicht entichlagen, in denen formelle Beweisregeln fi erhalten haben. Holzdiebſtahlsgeſeh F. 31. 
Maffengebraud der Fotſtbeamten 6. 10. . Wibderftand gegen Forſtbeamte $. 7.; dazu bei. Erf, des Ob. 
Trib. v. 24. Juni 1858, ©, U. Bb. 7. ©. 9. Dppenhoff Strafverfahren $. 22, N. 67. 70, und 
andere mehr. 

2) Abhandlung über Urkundenbeweis G. A. Bd. 13. ©. 681 ff. 

3) Die VBorlegung fann daher genügen; die DVerlefung ift feine wefentlihe Vorausfegung 
der Benupung ald Beweismittel (Brauereibetriebtplan). Erf, det Ob. Trib. v. 18. November 1863, 
G. A. Bd. 12. S. 2%. (Unterfuhungsatten) Erf, det Ob. Trib. v. 8. Oftober 1862 ©. U. Bd. 12, 


©. 827, 

4) Darum ift die Mitnahme in daß Berathungdzimmer geftattet, aber eben nur für Urkunden 
als felbftitändige Ueberfübrungsftüde: Eideäprotofolle, Eidesüberſehungen bei Meineid. Erf. des Ob. Trib,, 
©. a. Br. 9. ©. 627, Bd. 12. ©. 123. Oppenboff Rebtfpredung des Ob. Trib, Bd. 1. ©. 451, 
Br. 4. ©. 201, Bd. 6. S. 142, Strafv. Urt. 88. N. 6. 

5) Erinnernd an bie „leiblihe Beweifung* des altdeutfhen Rechts, Hälſchner Geſchichte des 
Brandenb. Preuß. Strafrehts ©. 61. In England wird auch das Auftreten des Angeklagten und ber 
Zeugen, ibre ganze äufere Erfheinung zur „Realevideny* gezählt. Diefe zerfällt im Uebrigen in 
unmittelbare. wohin aud der Fall der Beleidigung des Gerichtshofes aerehnet wird, und berichtete, fo 
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Meffern, blutigen Kleidern, unten, geitoblenen Sachen. Wie diefe einerfeit3 ohne 
Verbindung zwilchen ihnen und dem Angeklagten werthlos bleiben, fo künnen fie, an- 
dererſeits mit dem beften Erfolge benugt werden, um den Sinn und Werth von An- 
gaben deffelben ’), um die Zuverläffigkeit von Zeugenausfagen über Erfennungszeichen, 
Alter, Beſchaffenheit; um die Begründung der Schlüffe von Sadverjtändiaen, mie 
über die Hebbarkeit einer Axt durch Frauenhand, um endlich auch folde Anjhauun- 
gen zu prüfen, melde von der Anmwaltjchaft, den Gefhworenen, den Richtern in An- 
regung gebracht werden. 

Die drei Grundregeln erſcheinen hiernach ald erſchöpfend. Bei allen dreien 
febrt die Auffaffung mwieder, daß die Quellen der thatſächlichen Freftitellungen niemals 
abfolute Beſtimmtheit befigen, daß fie tet? der Prüfung bedürftig fein, daß dieſe 
alfo zu den erniteiten Amtäpflichten ded Thatrichterd gehöre. Das Geſez fordert fie 
ausdrüdlid nur beim Sculdbefenntnig vor dem Schwurgeridt. Allein fie ift die 
vollwichtige und überall unabweisliche Folge der dem erfennenden Richter zur Wabh- 
rung feine Gewiſſens auferlegten, mit den entiprechenden Rechten audgeftatteten 
Pflicht zur ungebrochenen Erforſchung der vollen Wahrheit in Strafiaden. 

Das Gefeg giebt keine Aufzählung von Drüfungsmitteln. Die Praxis?) 
zählt dabin alle Beweismittel, ſowie alled, was zur Aufklärung, zur Beglaubigung, 
jur Beſcheinigung dienlid erjheint. Eigenthümlich hevorgehoben aber beim ſchwur— 
gerichtlichen Bekenntniß iit vom Gefege dad näbere Befragen. Auch dies bat eine 
weitere Bedeutung; nicht etwa nur zur näheren Berftändigung unter den Richtern 
und Gejchworenen oder mit der Staatdanwaltihaft über Auffaffungsbedenten, nicht 
blos zur Vergewillerung über die Anfichten Sadverjtändiger, fondern vorzugsweiſe 
zur Prüfung von Zeugenangaben. 

Die Einbildungstraft wird durch geſchicktes Fragen in Verwirrung gebracht, 
leichter jedenfall ald dad Gedächtniß“). Wer gut fragt, wird daher meiftend bald 
zu ermitteln vermögen, ob ein Geftändiger, ob ein Zeuge auf dem Wege fei, Un- 
wahrheiten vorzubringen oder nicht. Was wirklich geſchieht, kann nit in Wider— 
ſprüchen verlaufen; darum kann auch die echte Erinnerung daran nicht voller Wider- 
ſpruches fein. Schwierig aber ift e8, Einzelbeiten in Menge fo zu erfinden, daß bei 
den näberen Erfundigungen Lücken, Untlarheit oder Widerfinnigkeit nirgendwo jollten 
zu Tage fommen. 

Dad hervorgebobene, äußerſt wirffame und meitgreifende Drüfungsmittel bat 
feinen geführlicheren Feind als den Ablauf einer Ta gie Zeit. Einen zweiten würde 
es durch die definitive —— des Kreuzverhörs erhalten, wenn dieſe erfolgen 
ſollte ohne die Aufſtellung detaillirter, klar abgrenzender Regeln über Fragerecht 
und Bemweidlaft, die freilich mit den jetzigen vielfeitigen Aufgaben der Staatdanwalt- 
[haft unvereinbar wären. 

Die Pragid hat Angeſichts ded Urt. 77. des Gefeped vom 3. Mai 1852 
überall der regelmäßigen VBerbandlungdform den Vorzug gegeben. In der That be— 
figt fie darin ein in hohem Grade fhäsbared Mittel, auf gradeftem Wege überall zu 
den weſentlichſten Grundlagen der thatfächlichen FFeitftellungen zu gelangen, zur Klar- 
ftellung des augenblidliben wirfliden Gedädtnifbeftandes*) beim Angeklag— 
ten ebenfo wie bei den Ausfunftäperfonen. 


1) Quläffigkeit ber Abſchneidung von Sachverſtändigenbeweis auf Grund von unmittelbarem 
Augenſchein beyüglih der Zufammengehörigfeit eines Bleitnopfes mit einem Stod. Erf. des Ob. Trib,, 
G. A. Bd. 6. ©. 351. 

2) ©. 4. Bb. 2. ©. 230. Oppenhoff Strafverfahren zu Urt. 25. 75. 76. 101. des Gef. 
dv. 3. Mai 1852, Bergl. Erf. des Ob. Trib,, &. U. Bd. 10. ©. 69. 

3) Als Wahrheitägarantieen führt Beſt für das Engliſche Recht drei Arten an: natürliche 
Kraft des Gedächtniſſes, Kreugverbör), moraliſche (Furcht vor Brandmarkung ald Lügner, Deffentlickeit) 
und religidfe. (Eid) GE. 10— 14. 88, 

4) In ihrem unmittelbaren, in der Verhandlung gegenwärtigen Inhalt kommen die Be— 
weißquellen gegenwärtig grunbfäglid zur Geltung. Darin liegt jetzt eine ſchatfe Unterſcheidung zwiſchen 
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Ein Aufgeben diefed regelmäßigen näheren Befragens durch den Vorſitzen ⸗ 
den.') nebft einem begleitenden Fragerecht der Anwaltſchaft, der Beifiger, der Ge 
fhworenen würde um fo weniger mit den Grundgedanten des berrichenden Berfab- 
rend ſich in Einklang bringen lafjen, ald eben darin, in dem ungehemmten, unmittel- 
baren Forſchen und Prüfen recht eigentlich die Vorbedingung und Seele der Bil- 
dung aller wahrhaften Ueberzeugung gefunden werden muß, und wohl erfabrungd- 
mäßig aucd gefunden wird. Es ift diefe Anſchauung an einem anderen Orxte?) ein 
gebenden Erörterungen unterzogen. Der Beweis ift zu führen gefucht, daß es nicht 
Eindrüde find, noch fein dürfen, auf denen Ueberzeugungen fich auferbauen, fondern 
erprobte Reiben klar durchdachter Schlüfle. Als befondere Aufgabe der Juriſten iſt 
ed angefeben, in forgfältiger Uebung des Erkennens, Zergliedernd und Sujammen- 
fügend aller Elemente des Schuldſpruchs ſich zu erhalten. Won feiner anderen Auf- 
faffung wohl geht das Geſetz felbft aus, wenn es fib nur da mit einem biofen 
Wahrſpruch des Gericht? begnügt, wo derjelbe einem Gefchworenenfpruc von 7 gegen 
5 Stimmen binzuzutreten bat. Vom Richter wird dad Vermögen gefordert, in allen 
Einzelheiten die Bildung feiner Ueberzeugung und ihre Bewährung in der Berathung 
fo?) zu veranfhaulicen, daß andere Richter von reihhaltiger Erfahrung und lang- 
jähriger Uebung im Rechtſprechen, bekannt mit jeglicher Eigenthümlichkeit des Ber- 
bandelnd in Straffahen, ein klares Bild von der in allen Theilen woblerwogenen 
Begründung ded Spruches zu gewinnen im Stande find. Darauf beruht die Ge 
währung der zweiten Inſtanz für die Thatfrage in Sachen, welche bon der Ge 
richtsabtheilung oder dem Cinzelrichter entjchieden find. Für diefe Inſtanz, da ſchon 
ein Urtbeil vorliegt, bedarf es einer anderweitigen Grundregel. Als folhe fann fon- 
fequenter Weife nur der folgende Sa anerkannt werden: 


Alles, was der erfennende Richter erfter Inſtanz als 
thbatfächlichifeftfiebend angenommen bat, bedarf feines wei— 


teren Bemweifes; 


e8 bedarf aber ber Prüfung, ob der Zuverläſſigkeit 
Bedenken entgegentreten. 


dem jwriftifchen und dem biftorifchen Beweife, welcher ſich Zeit laffen, Urkunden auf Urkunden fammeln 
und die Prüfung ſtets von Neuem wieder beginnen kann. Diefen Charakter hatte das Verfahren ber 
Krim. D. Vergl. Heffter Lehtb. G. 616. Ben 88. 43. ff. 

1) Die von Mittermaier — daB Englifhe Strafverfahren S. 309 ff. — gefhilderten Gr 
fahren des Verhörs treffen nur wine verwerfliche Art der Handhabung. Dad im .außgeprägter Dartei- 
tichtung fortgefehte zweiſeitige Fragen beim Kreuzverhöt bietet nicht minder fchmere Gefahren für die Trü⸗ 
bung der Erinnerung der Zeugen gerade für die wenigen entfheidenden en der Verhandlungen, 
Mittermaier.a. a. ©. ©. 416 ff. Schwarze ©. U. Bd. 6. ©. 722, Weit 6. 88. ©. 416. 

2) Zur Pfochologie des Verdachtd und der —— G. A. Bb. 12. ©. 441 ff. 

3) Die dagegen bon Voitus ©. A. Bb. 2, ©. 624 ff. erhobenen Bedenken greifen ver 
roflungemäßig zu weit, Getbeilt werden kann auch wicht die Auffaſſung der Entſcheidungsgründe alß 
eined Nachweiſes nur dafür, daß dad Endergebniß „mit gehöriger Vorfiht und unter Berüdfihtigung der 
erheblichſten Momente beſchloſſen worden.“ dv. Bar, Recht und Beweis im Gefhmorenengeriht ©. 316, 
In der Faſſung ber Gründe läßt fi die form blofer Verfiherung bezüglich der Zuderläſſigkeit von Ein- 
zelheiten zuweilen fhwer umgeben. Jede wahre Sicherheit des Urtheils — bei Richtern, wie bei ®e- 
ſchworenen — gebt aber verloren, wenn nicht die Berathung, und, fobald Meinungdverfdiedenheiten geäu 
fert werden, ob aud) feine formelle Abftimmung fo doch — eine ihr gleihfommende Umfrage bei jedem Ein- 
zelnen ſchrittweiſe nach dem Gründen erfolgt. Darin allein liegt die Gewähr für die Allgemeingültigkeit, 
für die nach dem beitchenden Recht Adern Wahrheit des Endergebnified, Bergl. Oppenboff Straf 
verfahren $. 26. Nr. 35, 

Den Gefhworenen wird durch Ausfonderung derjenigen Punfte in ben vorzulegenden fragen, 
die nah Maaßgabe der Erklärungen des Angeklagten ald Streitpunkte übrig bleiben, die befte Vorberei⸗ 
tung ibrer Berathung gewährt, hr Verbikt fommt alsdann xegelmäßig auf eine forgfältige Verftändi- 
gung nad Gründen zurüd, aus denen fie demnächſt fein Hehl zu machen pflegen. Bei einem guten Er» 
mittelungsverfabren unter reger Betheiligung der Beifiger und der Geſchworenen bieten fi in der Pragis 
durcand nicht fo viele Schmierinfeiten. ala die Thenrie meuerdbinnd “13 -iun un — ee En 
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Im Nachſaß ruht der Schwerpunkt. Tr ift in Anlehnung an das ſchwur⸗ 
gerichtlibe Schuldbelenntniß — Art: 75. — im britten Abfag des Art. 101. des 
Geſehes vom 3. Mai 1852 ausgeſprochen. Unfcheinend mehr in nebenfächlicher Form, 
da der leitende Gedanke im F. 126. der Verordnung vom 8, Januar 1849 zu liegen 
ſcheint. WUllein auf dem Wege der Drüfung der Erheblichkeit des Neuch wird 
der Richter immer unwillfürlih auf den Grundfag zurüdgedrängt, bem bie Leitung 
gebührt. In der That entipricht die zweite Inſtanz nur in ber form der Re 
vifion') der Gefammtheit ded Syſtems, wicht aber als beneficium novorum, Died 
berdirbt beide Inftanzen. Die erjte dadurch, daß fie dem Angeklagten erlaubt, auf 

Gläd mit Behauptungen und Beweifen jurüdzupaltern, daß bei ber angeftrengte- 
m Mühe der erfte Richter nie ganz ficher fein Tann, alle vorhandenen weientlichen 
Elemente des Urtheils beifammen zu baden, Die zweite dadurch, daß ber verlang- 
ten Bildung wahrer Ueberzeugung eine zwiefache, in fich widerſpruchsvolle Grund» 
lage gegeben wird. Die Uppellanten und die mit ber Beſcheinigungspflicht beſchwer⸗ 
ten Rekurrenten mäflen häufig, trotz der formellſten Erfüllung aller Aufgaben, melde 
ihnen die, einem reinen Anklageberfahren entlehnte ftrenge Beweislaft’) auferlegt; 
bie Erfahrung mahen, daß wegen mangelnder Erbeblihkeit die gewünfchte Beweis» 
aufnahme nar nicht oder doch nur zum kleinſten Theil erfolgt. 

Daß in fi brüdige Verfahren, mie e8 jetzt befteht, beftiebigt Niemanden. 
Anders wohl, wenn das, in Seitfriften und Zufälligkeiten eingegrenzte beneficium 
novorum gan ea würde, wenn dem Appellationstichter lediglich ſein freies 
Drüfungsreht verbliebe, und er die Verpflichtung überkäme, da wo ihm an fid, oder 
nad einer, nur zur Aufbellung einzelner Unklarheiten”) unternommenen Ermittelung 
erhebliche thatfächlicye Bedenken über den Spruch‘) verbleiben follten, die Sache ent- 
weder dollftändig vor ſich zu verhandeln, ober fie unter Aufhebung dr8 ergangenen 
Urtheil® an dad erfte Gericht zurüdzumeifen ’). 


1} zu Grfihtöpunft heben die Motive bed Entwurfs einer Preuß. Strafbtozeß » Ordnung 
©. 176 hervor, doch ohne dad beneficium novorum ju Befeitigen. 66. 386. 388. — Em eigenthüm 
liches Selbftrevifisnänerfahren des erſten Richters auf Nova nad Anmeifung bed höheren Richters ent 
halten bie Vorfhläge von Odebredt, © U. Br. 13, ©. 155 ff. 

2) Daher das Bebenfen, ob das blofie Verhöt des Angeflägten eine Abänderung begründen 
könne. Erk. bed Ob. Trib. v. WO. November 1861, G. A. Bb. 10. ©. 124. Dppenboft Strafetf. 
Art. 101. N. 40 ff. Und ©. u. Br. 9. ©, 633. 

3) Widerfprüce finden oft Aufklärung in der mündlichen Verhandlung, ohne in den Erfenninif. 
grünben beſonders berüdfihtigt zu werden. 

4) Der Sprud über die Schuld müßte ftatt der „thatfächlichen Feſtſtellung“*“ als Angriffsobjekt 
bingeftelit werden. Der zu rt. 101. — Oppenboff NR. 13. — entwickelte Wegriff diefed Ausdrucks 
iſt eim künſtlich geichaffener, der matichen wirklichen Fehler zu decen vermag. Thatfächlich feftgeftellt wer ⸗ 
ben können im Grunde mar Einzelheiten und zwar 1) aus dem Geſtändniß, 2) aus Beweiſen, 3) aus 
alledem, was als allgemein bekannt gilt. 

5) Die Abſchaffung der zweiten za * Die Thatfrage würde viel Bedenklicher fein, als 
ihre ri. in ber jehigen etalt, A. 8b. 10, ©. 315 f., Bd. 11. S. 315 ff. Mitter- 
maier G. U Bb. 11. ©. 297 f., 505 ff, 585 ff. Gleichwohl ift bie Nothwendigkeit einer Verbeife 
rung der erſten Inſtanz prinzipiell gleihfalld zugugeben. Schwarze in ©. A. as. 11. ©. 11 
73. ff. Shletterd Jahrbüchetr Bd. 8. S 152 I; Eine umſichtige —E ber Anklage durch die 
mit der Leitung der Thätigkeit der gerichtlichen Polizei ihtes Bezirks betraute Staotdanwaltihaft, und 
eine Ermeiterung det Rechte der Vertheidigung über 8. 436, der Mrim. D. und F. 219. des neuen Ent- 
wutfs binams Fünnte ebenfo erfptiehlihe Dienfte beriptehen, als eine Erweiterung det Befugniffe und 
Pflichten der Unklagelommer — $. 41. der Vetorda. 8. 8. Januar 1849 €: 98. des Entwurfd, Motive 
©. 53 — dahin, daß derſelben zuftände, aus den mit Ber Unflage gu überreichenden Vorverhandlungen, 
oder auch aus anderen zufälligen Kenntnißquellen Berarilaffung zu vorläufigen Ermittlungen, zum Ber 
bör des WUngeflagten oder zur Ladung nicht dorgeſchlagener Anskunft@perfonen zur Mudieng zu nehmen. 
Auf diefen Wegen möchte jeder Uebrreilung des Wingeflagten vorgebeugt und der herbe Vorwurf abge 
er a — dem Ausſpruch liegt, daß gegenwärtig für — Ders 

nbn ade reiten dee weiten ng beginne. ©. M. Bd. 4. ©. Ode 
bredt ©. ML. ©. 1% ©. 189. u ie Fun em 


ftändigfeit des Verfahrens, fondern lediglich die Art der Urtbeildbegründung den An- 
balt zu Angriffen zu bieten vermöchte. Eben died müßte vorweg den -Staatdanwalt, 
fodann den Richter zu einer nod erhöhten Mufmerkjamteit, Uebung und Bergemwille- 
rung bei der Prüfung und Beranfhaulihung aller erheblichen Einzelheiten ber that- 
ſächlichen Feſtſtellung veranlaffen. 

Auf dieſer Grundlage würde ſich eine neue Schule und Methodik der Ber 
weißprüfung bilden und entwideln künnen. Aus Gründen der Nechtäpolitit möchte 
pn darauf ein ſehr bedeutended Gewicht zu legen fein. Gegenwärtig feblt eb 
urchaus an einem binreihend fihern Boden. 

Als vorzugdweife wichtiges Prüfungdmittel würden der zweiten Inſtanz ald- 
dann, wie ſchon jeht die eingefendeten Akten von Bedeutung bleiben. Dem erfabre- 
nen Richter geben fie meiften® einen genügenden Ueberblid und Einblid zur Erörte- 
rung der frage, ob dem Gange ded gefammten Wabrbeitd-Erforfbungsverfahrend es 
an einer Mar erfictlien, inneren Verbindung rückſichtlich der erheblichen Einzelheiten 
fehle, oder ob folde in allem Wefentlien vorhanden fei. 

Ob etwa weiter auf diefen Grundlagen es möglich erfheinen könnte, felbit 
für Geihmworenenfprüde dem Königlihen Ober » Tribunal in befonderen Ausnahme- 
füllen ein Recht auf Verweiſung zur nochmaligen Verhandlung zur verleihen, mag 
ra bleiben. Für ſolche Fälle, wie fie in diefem Ardiv Bb. 4. ©. 485 ff., 
Bd, 5. ©. 458 fi, Bd. 7. ©. 667 ff, Bb. 8. ©. 333, Bd. 11. ©. 472 ff. und 
anderweitig erörtert find, inäbefondere da, wo verhüllte Rechtſirrthümer in den all- 
gemein gehaltenen fragen fi verbergen, würde allerdingd nicht nur das ntereffe 
an ber Einheit der Rechtspflege, jondern au das Interefle der Angeklagten dafür gel- 
tend gemacht werden fünnen. 

Sollte die zweite Inftanz von den wibderftrebenden Elementen gereinigt wer- 
den, fo würde einer entfchiedenen Aenderung bebürftig werden: dad Reftitutiondver- 
fahren. Auch dies müßte aus dem jegigen zu engen Feſſeln der Beweislaſt fich 
löfen. Bei einem umfichtigen, nahdrudsvollen und befonnenen Verfahren der erften 
Inſtanz aber würden es in der Praxis immer nur vereinzelte Ausnahmefälle fein, 
in denen fih dad Gefuh um Wiederaufnahme als wohlbegründet erwiefe'). 


1) Der in den Motiven des neuen Entmufd S. 213 gerügten unfrudtbaren Mebrarbeit der 
Gerichte möchte der Wegfall der gleichfalls oft unfruchtbaren, zeitraubenden Bemeißaufnahmen gegenüber 
treten, denen nad einer wehlflifieten Wortfaffung der Rechtfertigungsſchriften der Appellarionärichter 
nicht außmweiden fann, und die in Gemaͤßheit des &. 21. ber Verordn. d. 3. Januar 1849 gegenwärtig 
überwiegend den Gerichten erfter Inftanz zur Caft fallen. 

Die Hauptthätigkeit würde der Staatsanwaltſchaft verbleiben. Würde dem $. 431. bes neuen 
Entwurſs ein Yufap etwa dahin gegeben, daß die Wiederaufnahme zu Bunften eined Berurtbeilten auch 
dann flattfinden ſolle: 

>35) wenn neue, zur Zeit der Verurtheilung dem Verurtbeilten noch unbefannte Thatfachen 
oder Beweismittel erbracht werden, welche am fib oder in Verbindung mit den, dem er 
fennenden Richter bertits vorgeführten Thatfahen und Beweiſen bimreihend erheblich er- 
fbeinen, um die Derneinung der Schuldfrage oder die Unmendung einer milderen Bor- 

ſchrift des Strafgefehes berberführen zu fünnen“, 
fo würde «8 zumächft Aufgabe der Staatsanwaltihaft fein, vorläufige Ermittelungen zu veranlaffen, dann 
fie mit Anträgen dem Gericht zu überreichen. Died würde, wie bei der Prüfung von Unflagen — vor 
— er Note — zu verfahren haben, Es würde entweder fofort die Wiederaufnahme beſchließen, oder 
uoch Ermittelangen anftellen, und danad oder auch fen fofort wegen früherer Zurüdbaltung der, dann 
wohl meiftend nadmweisbar verbäctigen Wemeife, oder megen Lmerbeblickeit die Zurüdweifung dei Ge 
fuches beſchließen, und dies mit Gründen eröffnen. Der Beſchwerdeweg würde nad den Grundjägen des 
$. 12. ber Verorbn. d. 3. Januar 1849 und Art. 13. des Gef. d. 3. Mai 1852 ſich regeln. Im I 
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Die in folhen Ausnahmefällen gelegentli bervortretende Endlichkeit ſelbſt 
des befonnenften menschlichen Forſchens und Erwägens iſt ed, melde am ebeiten auf 
den Gedanken führen fünute, ob ed nicht am gerathenſten wäre, den Parteien allen 
Beweid zu überlaffen. Dann wüßte der Richter, und würde in jedem einzelnen 
Falle aufs Stärkfte daran erinnert, daf fein Wiffen Stüdwerf, und der Verlaß auf 
die Volljtändigfeit der Ermittelungen trügeriih. In England ift diefer Weg einge- 
halten. Allein er bat dahin geführt, nicht der Anklage allein, fondern ebenſo ſehr 
dem Angeklagten eine fehr umfangreiche Pflicht de8 Beweiſens aufzuerlegen. Es bat 
fi ein ſehr vermwidelted, nicht von Menfcenalter zu Menfcenalter, von Geſetz zu 
Gefeg, von Lehrbuch zu Lehrbuch, fondern von Sache zu Sade in unzäblbaren 
Fällen) hin und ber erwogened Spitem der Beweidlaft, der Dräfumtionen, und der 
Frageweiſen“) beraudgebildet, das erft in Folge eined langen gelehrten Studiums 
völlig überſehen werden kann, und im einzelnen fall durch bie faft allmädtige Hand 
eined Londoner Oberrichterd in Wirkſamkeit erhalten wird. Diefer giebt dad Recht 
de3 Anfangs, ordnet das Kreuzverhör, »entfcbeidet alle fi auf dad Recht und den 
Gerichtögebraudy beziehenden fragen, urtbeilt über die Zulaffung oder Abweifung 
bon Evidenz und refumirt die ganze Sache, wenn fie zum Endurtheil reif ift, der 
Jurh. Er ſetzt ihr die eigentliben Streitfragen auseinander, belehrt fie über Die 
damit zufammenbängenden Rechtsnormen, zeigt ibr, auf welcher Seite die Beweidlaft 
rubt, und wiederholt ihr die Evidenz mit allen ibm dabei nötbig fcheinenden Bemer- 
fungen und Erläuterungen.e Wegen Rechtsirrthums de Richters kann die höhere 
nftanz angegangen werden. Die Gemäbrung einer neuen Drozedur findet aber 
aud dann ftatt, wenn die Jurh ein Verdift findet, welches nicht blos nad der Mei- 
nung de3 Richter? verkehrt war, fondern ganz offenbar gegen da3 Gewicht und den 
Inhalt der vorgebradten Beweiſe“) ging.« 


Aus diefen Sätzen erhellt die große Verfchiedenheit der dortigen von ben bie- 
figen leitenden Grundregeln. Gegenitand der Verhandlung ift nicht der zur Ermit- 
telung geitellte Vorgang an fib, fondern derjelbe lediglih in den Grenzen, welche 
die Anklage ibm ſteckt'). Beweiämittel, die nahe liegen und ſehr erwünſcht fein 
mögen, gelten ald nicht vorhanden, wenn die Anklage oder der Angeklagte fie nicht 
vorbringt). Doc wird der Angeklagte darum nicht gefragt. Er erhält nur eine 


tereffe der Rechtäpflege bliebe ein Fall außgefhloffen: das mit Erfolg zur Täufhung des Richters benupte 
Schuldbekeuntniß. Ju der That würde daffelbe wohl mie biäher geeigneter dem Gnadenwege belaffen. 
Hall G. A, Bo. 2. ©. 746, vergl. G. U. Bd. 6. ©. 515 ff, 643 fi., Bd. 10. ©. 699 fi. 

1) Rectöfäle in Weitminiter und auf den Rumbdreifen der Oberrichter in den Yearbooks des 
Mittelalters, den Reports der fpäteren Zeit, Biener das Engl. Geſchw. G. Bb. 2. ©. 267 jeht aud 
in ſtenogt. Berichten Mittermaier, dad Engl. Strafverf. ©. 13, 

2) Beifpiel zur Frageweiſe: Ein Zeuge erzählte als Aeußerung des Bellagten mit Bezug auf 
einen Wechſel jened auf dad Haus des Klägers: ihr müßt zufehen, daß ihr ihm eingelöft erhaltet. „Der 
Anwalt des Klägers fragte den Zeugen: wie verftanden Sie diefe Aeuferung? Der Anwalt des Beklag- 
ten widerſetzte ſich Diefer ‚frage und der Nichter bielt fie für unzuläſſig“ — als fjrage nad einem 
Urtheil. Der Uppellationäbof beftätigte auf Beſchwerde die Entiheidung; „ed hätte zunächſt gefragt wer 
den müffen: „lag etwaß (Thatiächliched) vor, die Worte nicht im ihrem gewöhnlichen Sinne aufiufaffen?* 
— Das Beifpiel gehört dem Eivilrebt an; allein in Enaland find „die Beweisregeln im Allgemeinen 
diefelben im Eivil- mie im Kriminalbrozeß“, Beft 65. 83. ff. u. ©. 334. — ©. noh Note 81, 

3) Ber 6. 71. Mittermaier dad Engl. Strafverf. S. 308 ff., 432 ff, 490 ff. Biener 
iebt der Enalifhen Jury mweientlih nur eine „prozeifualiihe* Bedeutung. Nach ihm — dad Engl. 
eihw. G. ©. 292 — gab ein E. Cordfanzler in neuerer Zeit ihr Weſen dahin an: „ich beharre bei ber 

Meinung, melde ih won jeher mit meinen Amtäbrüdern getheilt habe, daß da® befte Tribunal, um ftrei- 
tige Thatfaden feftzuftellen, eine Jury von 12 Männern iſt.“ 

4) Bezeichnet die Anklage ein geitoblene® ſchwarzes Pferd ald weiß, fo wird freigefbrocen. 
Nur bei AUbiheiften von Dofumenten fönnen Irrthümer nahtrualich berichtigt werden, Beſt 66. 260 
265. Neue ftrafrehrlibe Gefihtäpunfte können nicht berüdfichtigt werden. Ueber deren primzipielle Ber 
deutung im Preuß. Recht, Oppenhoff Strafverf. 6. 1. R. 16. 

5) Alſo wenn ein Zeuge, der die That durch ein Feruroht gefehen, verhört wird, während ber 
bei dem Mordverfuh Ungegriffene im Zubörerraum fi aufhält. Beft 76, 
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Frage: die Dorfrage, ob er »fchuldige fage. Diefe wird unter Warnungen vorge 
legt. Sie find fehr nöthig, denn fobald er fagt »fchuldige, ober »ich erſchlug den 
Berftorbenen«, fo ift ift alles Erörterungdverfahren zu Ende‘), er müßte denn vor 
der Urtheilsverkündung noch widerrufen. Sagt er „mihtihuldige, To ift es feine 
Sade, Einwendungen und Gegenbeweife aufzuftellen, fobald irgend ein Umſtand 
vorgebvadyt wird, der zu feinem Nachtbeil gedeutet werden fann. Der Richter bilft 
ihm, wenn er feinen Bertheidiger bat’). Wohl nur ein ſchwacher Erſatz für die dem 
Gericht fehlende FFreiheit der Ermittelung liegt in dem Fragerecht an Zeugen, bad 
neben dem Borjigenden die Geſchworenen baben. 


Was endlich bezüglich diefer da8 gefammte Verfahren abweichend don bem 
einheimifhen geftaltet, ift Die berufdmäßige Sonderung vom Richter. Dieſer ift nicht 
as inter pares. Er ift Herrſcher und Lehrer zugleih. Die Wirkung und Be— 

eutung zeigt fich in der Behandlung ded allgemein Bekannten, weniger no für 
Thatfaben als für Regeln. Nicht die Beratdung, fondern die Belehrung?) über- 
wiegt; die Entwidelung der geſetzlich, gerichtlich, herkömmlich oder wiſſenſchaftlich in 
Geltung getretenen Beweißprüfungd-Grundfäge nach denjenigen Anfbauungen, welche 
ber eben Borfigende für die richtigen hält, und nach denen er bereit8 die ganze Der- 
handlung geleitet hat. hm folgen die Geſchworenen gern und einftimmig*), nicht 


1) Beft * 340. 348. Mittermaier daß Engl. Strafvetf. S. 336, 352 ff. 

2) Bet S. 339. Dazu bezüglich vermögendlofer Angeklagter Schwarze ©. U. Bb. 6. 
©. 722. Mittermaier das Engl. Strafverf. S. 300 fi., 421 ff. Ueber die erhebliche Zahl verur- 
De Unſchuldiger in den legten Jahren nach Engliſchen Quellen, Biener das Engl. Geſchw. ©. 


„Man erfährt aus den Ausſagen vernommener Zeugen, daß nicht felten nur durch die an. 
geitrengten Bemühungen des Richter#, Sheriffs und der Gefängnifbeamten ed möglich wird, bie Be- 
weife der Unfhuld eines Derurtbeilten zu fammeln, und daß mehrere Fälle vorfommen, in melden 
ohne jene Anſtrengungen Unfchuldige auf den Grumd ungerechter Wahrſprüche hingerichtet worben wären.* 
Mittermaier a. a. D. ©. 525. 

‚3) Dahin graditiren aud die Anſchauungen, melde durch v. Bar — Recht und Beweis im 
Befhworenengeriht ©. 327 ff. entwidelt find. So umfichtig die in $. 70, entwidelten Regeln auch ent 
worfen worden, fo kann doch wohl nicht dringend genug betont werben, daf vor allem Dingen ber ganze 
Kreiß von Erfabrungsfägen, die etwa zur EntfCeidung möchten angerufen werben, Im Ermittelungsder ⸗ 
fahren felbft durchgeprüft werden muß. Der Schlufvortrag ded Vorfigenden giebt nad Abſchluß der Un- 
waltöreden 1) eine Entwidelung des Sinnes der — vorweg — Entw. ©. 145. ff. — binzuftellenden 
Fragen, 2) eine Ueberfiht der Sachlage nad dem von ibm geleiteten Ermittelungd+ und Prüfungäver» 
fahren. Weitergebende Meinungsänferungen, ob au möglichft objektiv gehalten, meden leicht den Vers 
dadıt eined vom Vorurtheilen micht frei gebliebenen Unterfuhungdverfahrens, wenn fie nicht gar biefenigen 
Geſchworenen verlegen, welche der forgfamften eigenen Aufmerkſamkeit und Ueberlegung ſich bewußt find, 

4) Es kann nit anerkannt werden, daß die Stimmenmehrheit bei Geſchworenen prinziplos fei. 
G. U. Br. 12. ©. 252 ff. Die dafür bervorgehobenen Gründe treffen auch Richterkollegien. Die Kon- 
fequenz würde, mie in England, zum Eingelrihter-Gpftem treiben. Der Sah wäre anzuerkennen, wenn, 
wie bort — d. Tippeldfich ©. U. Bd. 3. ©. 359, Bb. 6. ©. 610 — fo in Preußen der Ge 
fworenenfprud ein Beweismittel, ein Gemeindegeugniß, ein das Geftändnig dertretendes Gemwiffendzeugnif 
wäre, Dann aber müfte der Richter au das Recht haben, ihn, wir dad Bekenntniß, weiteren Prifun- 
gen zw unterziehen. Wenn died, fo wäre #3 zur möglichſten Vermeidung bebenkliher folgen geratben, 
durch eine Weifung und Belehrung einem übeln Spruche vorzubeugen. Und fo könnte ed dann fommen, 
wie im Prozeß gegen Lady Lisle, wo der Oberrichter — allerdings Jefſeries — nah Kolbs Staats- 
progefien Bd. 2, S. 68 — feinen Befugniffen ganz entſprechend äußerte: „es ift auffallend, daß die 
Geihworenen im einer fo Maren Sache noch ind Beratbungäzimmer gingen“ ; ferner ald die Gefhmorenen 
zurüdfehrten umd über den Beweis des thatſächlich wichtigſten Punftes fragten: „eö it vollftändiget Be- 
weis; ihr ſeid Michter über den Beweis; denn was mich betrifft, fo meine ich, es fei gar fein Bedenfen, 
Sie ſprachen fhuldig. — Die Einftimmigkrit erdrüdt die Gründlichfeit der Berathung. In einer Sache 
— 1850 — ftanden die Stimmen 6 gegen 6, welde letzte — auf rihterlihe Müdfrage — für ein 
Zeugniß noch beitärfenden Beweiß verlangten. „Der Richter bemerkte, daß es bier bei dem Diebftahl 
(einer Uhr) unmöglich wäre, einen folden Beweis zu liefern und fragte, ob die Geſchworenen glaubten, 
daß die Angeklagte unſchuldig fer? — Untwort: nein, — dann: ob fie glanbten, daß der Anfläger falfch 
gefhmworen? Die Jury entfernte fih und kam nun ſchnell mit dem Wahrſpruch der Schuld zuräd, * 
Mittermaier dad Engl. Strafverf. ©, 473. Ausbülfen bei manaelnder Stimmeneinbeit, NRiener 
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blo8 wegen feined Anſehens und feiner überlegenen Tüchtigkeit, fondern ohne Zweifel 
auch deöhalb, weil fie wiflen, daß die Beweiserhebung fi nicht mit derjenigen Frei⸗ 
beit bat bewegen fünnen, welche über die berechnende Varteithätigfeit hinaus der 
Bildung verläßlicher Ueberzeugung und deren Vergewifferung durch follegialiihe Ber: 
ftändigung ihre legte und ſicherſte Gewähr verleiht. 

Nur für Deutſchland, nit fo für England gilt ed, wenn, als eine allge 
meine, die Annahme bingeftellt wird: »daß eine Gemwährleiftung für vermebrte un- 
parteiifhe Prüfung in den follegialen Einrihtungen, der Berathung und Beurtbeis 
lung der Sade von einer Mehrheit von Perſonen geboten werde.e Daß mit der 
fteigenden Wichtigkeit und Bedenklihfeit der Sachen aud die Zahl 
der Beratbenden fteigen müffe, fowie andererfeitd, daß prinzipielle Unter- 
fhiede tür Beweidfragen zwiſchen Richtern und Gefhmworenen vom 
Preußiſchen Gejege niht anerfannt werden, tritt in feiner Vorſchrift fo klar 
zu Tage, wie in der vielbefämpften über den Wabriprud von 7 gegen 5 Stimmen'). 
Die Grundfäge würden in ihrer vollen Breite fit) darlegen, wenn es als zweckmäßig 
erfcheinen fünnte, in diefem Falle die Richter mit den Gefhmworenen ald Ein Kol- 
legium zu £onjtituiren. 


1) In ihr gerade möchte aud ber Gedanke fi ausprägen, baf ber Gejhmorenenfprud Fein 
Beweißmittel, fondern ein Urtheil enthalte. Oppenhoff Strafverf. . 122. N. 8,, freilich ein Urtheil, 
das unter Umftänden auch die Bedenken der Urtbeiläfinder anzeigen und dann noch zu einem Wahrſpruch 
der Richter Unlaf geben fol. “immer iſt eh die vermehrte Berathung, in der der Kern der Sache 
liegt, — „Mehr ald Verdacht könnt ihr uns nit beibringen“ — nichtſchuldig; „eure Gründe 
reichen micht bin, um unſere Ueberjeugung zu erihüttern“ — jhuldig; dad pflegt der Sinn ber gut durch⸗ 
berathenen Sprüde zu fein. Darum pflegt die Minderheit auch jeden Spruch ber Mehrheit mit flarem 
Rechtsſinn fofort ald gültig anzuerkennen, nicht aber aus einem mifverftändlihen Souverainetätägefühl 
der freien Ueberzeugung der etmaigen ferneren Berathung und Abftimmung ſich zw entziehen. Gol der 
Oeſchworenenſpruch den Charakter eined wohlerwogenen Urtheild behalten, fo muß ihm die Stimmenmehr 
beit verbleiben. Are und zum Tezt: Abegg G. A. Bd. 7. ©. 6, 145 ff.; andererfeitd Heinze 

ff. 


G. A. Bd. 13, ©. 
Schluß folgt.) 
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Mr wollen auf die vielfach erörterte Streitfrage über dad Spitem der Ausſchlie- 
fung der Gejchworenen bei dem Schuldbelenntniß des Angeklagten, und ferner über 
die Beweiskraft dieſes Bekenntniſſes in Bezug auf folde Umftände, von melden der 
Angeflagte entweder ihrer Natur nad, wie in vielen fällen des objektiven That. 
beitanbed, oder doch mad dem vorliegenden Verhältniſſen aus eigener Wiſſenſchaft 
feine Ueberzeugung erlangt haben kann, bier nicht zurüdfommen. Dad Spitem be- 
fteht einmal bei und und auch der neue Entwurf der Strafprozeß - Ordnung bat ed 
wieder aufgenommen. 

Dagegen wollen wir in Veranlaffung eined neueren Falles wiederholt auf 
dad bedenkliche Verbältnif aufmerffam machen, melde durd dad Zufammentreffen 
der Entſcheidung des Gerichtöbofed auf Grund des Schuldbefenntnilfes des Ange ⸗ 
— mit dem Verdikt der Geſchworenen über dieſelben Thatſachen, aber in Bezug 
auf Mitangeklagte, oder in Bezug auf denſelben Angeklagten, aber bei einem mit 
dem Bekenntniß in naber Beziehung ſtehenden Sachverdältniſſe entſteht. 

Zuvörderſt läßt ſich der Einfluß nicht verfennen, welchen die Prüfung ber 
Richtigkeit des Bekenntniſſes auf den Gang und auf dad Reſultat ber darauf 
folgenden Verbandlung mit den Geſchworenen bat. 

Nah der Fafſung der Art. 75. und 76, des Gefeged vom 3. Mai 1852 
muß fofort beim Beginn der Verhandlung, fobald der Angeklagte auf die frage: ob 
er ſich jhuldig befenne oder nicht? ein Sculdbefenntniß ablegt, und auf näberes 
Befragen die betreffenden Thatſachen einräumt, die Erörterung erfolgen, ob und in 
wieweit von dem Staatsanwalt; dem Vertbeidiger und fchlieflih von dem Gerichtd- 
bofe felbft die Richtigkeit des Bekenntniſſes anerfannt werde. Diefe Erörterung muß 
ſich felbftveritändlih auf die Uebereinftimmung de Schuldbefenntniffed mit dem nad 
Cage der Akten ermittelten fubjrktiven und objektiven Thatbeitande erftreden. Im 
Allgemeinen müfen alfo hierfür die noch geltenden Vorſchriften der Kriminal +» Ord- 
nung 68. 300. ff. leitend fein; denn fie follen eine falſche Selbitanflage verhüten, 
und es fol die Richtigkeit des Geftändnifled geprüft werden. Zu diefem Behufe 
it es auch geftattet, daß der Gerichtshof ſich felbit und jenen mitwirfenden Perfonen 
durch Einfiht von den Beweisſtücken aus den Akten, alſo in foweit durch eine Art 
Beweiaufnahme, bie Ueberzeugung verſchaffe, ob das Bekenntniß mit den vorläufi- 
gen Ermittelungen in der Vorunterfuhung, z. B. mit den Gutachten der Sadıver- 
Bo 3, den objektiven Thatbeftand u. f. w., übereinftimme (Archib I. 

. ' u 
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Es ift nun in frage gelommen, ob dieſes Verfahren nicht einen beftimmen- 
den oder doch mitbeftimmenden Einfluß auf dad Urtheil der Geſchworenen bei der 
nun erft beginnenden Verhandlung mit ihnen über denfelben Angeklagten bei einem 
anderen Anklagepunfte oder über die leugnenden Mitangellagten haben müſſe? Die 
Entiheidung vom 25. Juni 1863 (Ardiv X. ©. 626) verneint dies. Sie gebt da- 
bon aus, daß dad Geftändniß des einen Angeklagten den Geſchworenen ald ein Be- 
weismittel gegen die Underen dienen und ihnen daber vorab nicht vorentbalten wer- 
den dürfe. Died ift allerdingd richtig, aber es folgt daraus nicht nothwendig, daß 
ihnen damit auch fofort dad Urtbheil, welches durch die Erörterung über dad Ge- 
ſtändniß oft tief eingreifend auf dad ganze Sachverhältniß durd dem Gerichtähof 
u. f. w. auögefproden wird, und welches mehr oder minder eine Art Feitjtellung 
von Thatſachen enthält, die gleihwohl noch der weiteren Feſtſtellung durdy die Ge- 
fhworenen für ihr Verdift gegen die Mitangellagten u. ſ. w. bebürten; fundgegeben 
werde. Die gedadhte Entſcheidung erkennt die als richtig an, hält den Einfluß aber 
für einen unvermeidlichen, weil geſetzlich zuläffigen, da eben dad Geſetz jene Crörte- 
tung vorſchreibe. Allerdings läßt, wie bemerkt, die Faſſung der Art. 75. 76, die 
Annahme zu, daß erſt nad der Erörterung über das Geftändnif das weitere Ver- 
fahren mit den Geſchworenen zu beginnen babe. Es it Bd. U. ©. 661 ber Rer- 
ſuch einer anderen Auslegung gemacht worden. Denn der Urt. 75. wolle den Fall 
bejtimmen, wenn die Zuziehung der Gejchworenen überhaupt bei der vorliegenden 
Sache unterbleiben könne. Wenn dort der Singular »der Angeklagte, nicht aber 
ein Angeklagter und der beftimmte Artikel gebraucht werde, jo Bi bei mehreren 
eined gemeinihaftliben Verbrechens Angeklagten zu verftehen: die Angeklagten, alfo 
eine Erledigung der ganzen Thatfrage durh ein umfajlended Geftändnig Aller. 
Sobald aljo bei der vorläufigen Befragung Aller einige ein Geftindniß ablegen, in 
welchem eine Bezüchtigung der leugnenden Anderen enthalten fei, jo müfle die Zu- 
ziebung der Geſchworenen bei Allen erfolgen. 

Dieſe Audlegung bat indeh jedenfalls die biöherige übereinftimmende Praxis 
gegen fib. Sie fuht außer jener doch immer zweifelhaften Wortfaffung, hauptjächlich 
auf den Sap, daß in jenem falle des Miderfprucdes der Angeklagten untereinander 
die Entfcheidung über die Schuld Aller nur durd dafjelbe Organ, aljo durch bie 
Geſchworenen erfolgen müſſe. Nur fo könne der immer dentbare Widerſpruch zwi⸗ 
ſchen den verjchiedenen Organen, dem Gerihtähof in Bezug auf das Geſtändniß, 
und den Geſchworenen in ihrem Verdift vermieden werden. Indeß bat dad Ober. 
Tribunal in den verfchiedenen Fällen folder Widerfprüce bereits entſchieden, daß es 
gefeglih nur unftattbaft fei, bei einem und demjelben Verbrechen (defielben 
Angeklagten) die Thatfrage theild durch Geſtändniß, theild dur dad Verdikt der 
Geihmorenen feftzuftellen; daß dagegen eine gleiche Regel in Bezug auf verfchiedene 
Verbrechen deffelben Angeklagten oder auf verſchiedene Mitangeklagte bei demfelben 
Merbrechen nicht beftehbe, und in diefen Fällen der etwanige Widerfpruch der beiden 
Organe untereinander auf anderem Wege gelöft werden müſſe. Diefer Weg fei 
freilich nicht der im Art. 97. des Geſetzes von 1852 bezeichnete, weil er —*8* 
daß das Verdikt in ſich ſelbſt einen Widerſpruch enthalte (Bd. XI. ©. 335). 

Darüber nun, ob und wie die Widerſprüche zwiſchen dem Verdikt der Ge— 
ſchworenen und dem Geſtändniß des einen Angeklagten reſp. der Entſcheidung des 
Gerichtshofes über die Richtigkeit deſſelben zu löſen ſeien, liegen zwei intereſſante 
Entſcheidungen vor. 

In dem Falle einer gemeinſchaftlich verübten Urkundenfälſchung bekannte ſich 
der eine der beiden Angeklagten ſchuldig, das Verbrechen auf Verabredung und in 
Gemeinſchaft mit dem Anderen verübt zu haben, und dieſes Geſtändniß wurde von 
dem Gerichtshofe u. f. w., als ausreichend erklärt. In Bezug auf den anderen 
leugnenden Angeklagten erklärten die Geſchworenen dad Nihtihuldig. Der Schwur- 
gerichtshof ſprach hierauf Beide frei; denn der Widerſpruch dieſes Verdikteß mit dem 
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Geftändniffe müfle auch dem Geftebenden zu Gute fommen. Sein Geftändnif gebe 
nämlid dahin, daß er mit dem Anderen verabredet habe, dieſer folle die Fälſchung 
der Schrift verüben und beide wollten diefe Schrift gemeinfcbaftlih zum Imede der 
Täufhung gebrauden. So fei ed geſchehen. Dur dad Nihtihuldig de Anderen 
fehle ed aber nun am dem Thäter der enticheidenden That (der Fertigung der falr 
hen Schrift) und dad was in Beziehung auf den Geftehenden übrig bleibe, reiche 
zu feiner Veruribeilung nicht aus. 

Das Ober » Tribunal vernichtete dad allein in Bezug auf den Geftehenden 
vom Staatdanwalt angegriffene Erkenntniß, indem dev Schwurgerichtähof in feinem 
Ertenntniffe das Schuldbefenntnig nicht mehr für außreichend im Sinne ded Urt. 75. 
erachtet habe, derfelbe alfo nun zur Erledigung der Anklage verpflichtet geweſen fei, 
die der Anklage zum. Grunde liegenden Thatſachen von den Geſchworenen entcheir 
den zu laffen, da der Thatbeftand meder durch eim für bollftändig angenommene 
Geftändniß des Angellagten, noch durch den Ausſpruch der Geſchworenen feitgeftelkt 
worden fei (Erf, vom 13. Januar 1858 Bd. VI. ©. 237). 

Hier iſt alfo eim Fall, in welchem die Nothwendigkeit anerfannt ift, bad ur- 
fprüngfiche beim Beginn der Verhandlung ftattgefundene Befinden der oben genann- 
ten Faktoren über die Richtigkeit des Seränmiee nad ftattgefundener Verhandlung 
mit den Gefchtworenen und mad dem Ergebniſſe derfelben nochmals eintreten zu laffen. 
Da nun aber ein folder fall ded Konflikts, wie der obige, niemald zuüvor mit 
Sicherheit verneint werden kann, fo ift ed mindeften® rathſam, jene Befinden und 
die doch immer für die Geſchworenen bedenklihe Erörterung darüber bis nad der 
Abgabe ihre Verdikts — ihnen allein alſo die Prüfung jener in der Ent- 
ſcheidung vom 25. Januar 1862 bervorgebobenen Beweiskraft des Geftändniffes für 
den med ihred Verdikts gegen die anderen Angeklagten zu überlaffen, ohne fie zu- 
vor durch folhe Erörterung dabei zu präoffupiren. Was aber jene Erbebungen des 
Gerichtshofes behufs der Prüfung der Richtigkeit des Geſtändniſſes betrifft; fo halten 
wir es für richtiger, daß, ſobald fie für nothwendig erachtet worden find, der Fall 
der Zuziehung der Geſchworenen troß des Geftändniffed borliege. In dem Falle 
Bd. 1. ©. 686 bat daher wohl mit Recht der Schwurgerichtshof, welcher zur Drü- 
fung des Unterſcheidungsvermögens des fi fehuldig befennenden Ungellagten da8 
Gutachten der Aerzte erfordert hatte, nunmehr die Suziedung der Gefchmorenen für 
nothwendig erachtet, obmohl die Aerzte das volle Unterfcheidungsvermögen anerkannt 
batten, und der Gerichtshof felbft nunmehr darüber fein Bedenken mehr gehabt zu 
haben fcheint. 

Der jmeite von und ind Auge gefaßte Fall war der der Entfcheidung dom 
20. März 1863 (Bd. XI. S. 333 m) 

Der Angeklagte war zweier Verbrechen angeflagt: a) eined Betruges, b) einer 
Urkundenfälfhung zur Verdeckung dieſes Betruges. Beide ftanden alfo in engfter 
Verbindung miteinander. Der Angeflagte erflärte fi) beider für fhuldig, beantragte 
aber die Annahme mildernder Umftände, und da diefe nur in Betreff der Urkunden- 
fälſchung allfeitig anerfannt, in Betreff ded Betruged aber vom Staatdanwalt ver- 
neint wurden, jo mußten bei diefem Vergeben die Geſchworenen zugezogen werden, 
und diefe vermeinten die ihnen wegen des Betruges vorgelegte Frage. 

Der Gerihtöhof ſprach nun den Angeklagten in beiden Fällen frei, denn die 
Berneinung des Betruged duch die Geſchworenen entziehe dem zur Verdeckung 
eig — berübten, wenn auch zugeſtandenen Verbrechen der Urkundenfälſchung 

n Boden. 

Obwohl aljo dieſer Fall im Allgemeinen dem oben berichteten des Erlennt- 
niffe8 vom 13. Januar 1853 gleich lag, alfo auch bier angenommen wurde, daß der 
Gerihtähof nun noch die Frage wegen der zugeltandenen Fälſchung den Gefchwore- 
nen hätte unterbreiten müſſen, weil er dad Gejtändniß jept im gleicher Weiſe wie 
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dort, nachträglich für bebenflich geworden erachtet hatte, fo bat doch das Ober-Tri- 
bunal die deöhalb eingelegte Nichtigkeitäbefhwerde des Staatsauwalts zurückgewieſen. 
Denn «8 banble fih um die firage, ob daß Erkenntniß in Bezug auf beide Ber 
brechen, wegen ihres inneren Zuſammenhanges, oder ob es nur in Betrefi der Ur. 
tundeufälfpung, da nur bei diefem ber progefjualiihe Mangel vorliege, zu bernichten 
fit Dad BVerdikt für ſich fei aber auf dem allein gegebenen Wege ded Art. 97. 
nit anfehtbar, und über Widerſprüche zwiſchen einem Berdilt und dem Geftänd- 
niffe eined Angeklagten, zumal bei. verjchiedenen Verbrechen, gebe e8: keine gefeßlichen 
Vorſchriften. Es bleibe alfo etwa nur der Weg: der Vernihtung in Betreff der 
Urkundenfälfhung und der Verweiſung —* Verbrechens an ein anderes Schwur- 
eriht und zwar zur Entfcheidung durb die Gejchworenen. Würde alddann aber 
* ein den Angeklagten ſchuldig erflärended Verdikt wegen dieſes Vebrechens erge⸗ 
ben, fo würde ed ſich nicht um einen Widerſpruch zwiſchen zwei Verdikten derſelben 
Geſchworenen, fondern zwiſchen Verdikten verfchiedener Geſchworenen in aufeinander 
folgenden Schwurgerichten handeln, weldyer dur den Weg ded Art. 97. nicht zu 
löfen fei, da er jedenfalls das unanfechtbare, ſonach ftehende, bleibende Verdikt der 
früheren Geſchwotenen unberührt laſſe. 

Mir meinen, daß aud in dem Falle des zuerft gedachten Erfenntniffed vom 
13, Januar 1858 aus bdenfelben Gründen ebenfo hätte entſchieden werden müſſen. 
Immer aber ift es hiernach Mar, daß ber Widerſpruch zwiſchen Geitändnif und Ber- 
dift in derſelben Sache zu umlößbaren Kollifionen führen muß, welche bei der über- 
mwiegenden Kraft des Verdiktes trog der vollen formellen Selbfiftändigfeit der Ent- 
iheidung ded Gerichtöhofed auf Grund des Geftändniffed ein Zurückweichen, gleich 
fam ein Unterliegen diefer Entſcheidung zur Folge bat. Denn es ift in der That 
nicht völlig richtig, wenn man, wie in jenen Entſcheidungen geichiebt, jagen will, dem 
Gerichtshofe fei das anfänglich von ihm ald richtig befundene Gejtändnig nachträglich, 
nachdem das widerjprechende Verdikt exgangen, bedenklich geworden, und er babe des⸗ 
halb den Angeklagten trog feined Geftändniffes freigefprohen. Der Gerichtähof kann 
vielmehr dad Geſtändniß nad wie vor für das richkigere und dagegen das Verdikt 
für ierthümli halten. Er kann dieſer feiner Anficht aber keine Wirkung geben, 
weil dad nicht ſchuldig lautende Verdikt der Gefchworenen von ihm weder nad 
Art. 97. noch auch megen angeblich ſachlichen Itrthums nad Art. 99. aufgehoben 
werben kann. Das Verbitt ri aljo, weil unabanderlich, Härter ald dus Geftändniß, 
indem ber Gerichtähof bis zu feinem Erkenntniß nod die Sache in der Hand behält. 
m bleibt dann aber nur die Alternative, troß feiner feftgehaltenen Ueberzeugung 
von der Richtigkeit ded Geftändniffes dennoch auch die That des geftehenden Ange 
Hagten dem Verdikte der Geihworenen zu unterbreiten, oder aber feiner Meberzen- 

ung durch die Berurtheilung bdiefed Angeklagten neben ber Freiſprechung deffelben 

eflagten wegen ded anderen Berbvechend; oder des Mitangellagten, und zwar in 
beiden Fällen auf Grund bed nichtſchuldig erflärenden Verdiktes, Ausdruck zu geben. 
In diefem Falle würde dann der Richtigkeitsrichter nicht annehmen künnen, wie in 
dew obigen en, daß dem Gerichtäbof die Nichtigkeit des Geſtändniſſes hinterher 
tbatfächlich wieder zweifelhaft geworden fei; er würde vielmehr feinerfeitd: nur bie 
Vernihtung des verurtbeilenden Erkenntniſſes, und die Freiſprechung aud des geite- 
benden Angeklagten ausfpredden müflen, um dadurch den Wideripruch zu befeitigen, 
alfo aud feinerteitö — mie in dem Erfenntniffe vom 20. März 1863 — bie über- 
wiegende Kraft: des Verbilted, damit alfo auc die Unrichtigkeit des im der Theorie 
und der Praxis oft ausgeſprochenen Satzes über die Gleichſtellung von Verdikt und 
Geſtaͤndniß thatſächlich anzueriennen, 

Ein neuerer Fall giebt hierzu einen weiteren Belag. Drei Perſonen waren 
des Meineides, und der Haͤgert der Anſtiftung derſelben zu dieſem Meineid angeklagt. 
Von jenen: drei Hauptangellagten legte der eine, der Priwer, ein Geſtändniß des 
bon ihm abgelegten Meineides ab, während die. anderen Angeklagten und auch der 
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Anftifter Hägert leugneten. Gegen die anderen beiden Hauptangeklagten wurden 
aljo den Geſchworenen die fragen über ihren Meineid vorgelegt, und von ihnen be- 
jabt; ferner bejabten fie auch die frage, ob der Hägert jene beiden Angeklagten zu 
dem Verbrechen angeftiftet habe. Es blieb alfo nur der geitändige Driwer und auch 
befien Anftiftung dur den Hägert. Der Gerichtähof, der Staatdanmwalt und der 
Vertheidiger. erachteten das Geſtändniß des erfteren für richtig, und es wurde in 
Betreff der Anftiftung auch diefed Angeklagten durd den Hägert den Geſchworenen 
eine Frage vorgelegt, welche im Wefentlihen nur fo lautet: 

ob der Hägert fehuldig fei, den Primer durch Ueberredung zur wiffent- 

lihen Ableitung eines Meineided beftimmt zu haben? 

Den Geſchworenen gegenüber lay alfo, eine Feſtſtellung der Hauptthat deB 
Primer, alfo diefed Meineides, nur in dem von dem Gerichtäbofe für richtig erflär- 
ten Geftändniffe ded Priwer vor, während fie in Betreff der anderen beiden Haupt- 
angellagten diefe Feſtſtellung felbft durch Verdikt getroffen hatten, und in der Frage 
wegen der Anftiftung diefer Meineide durch den Hägert mit dem Gap: 

»zu der in der frage 1. (refp. 2.) gedachten That u. f. w. beftimmt. zu 
baben, 
auf dieſe ihre eigene Feititellung verwiefen worden waren. In dem Erfenntniffe de8 
Schwurgerichtshofes ift denn der Primer auf Grund feined Geftändniffed wegen 
Meineided und der Hägert auf die gegen ihn von den Geſchworenen bejahte obige 
Frage wegen Anftiftung auch diefed Angeklagten verurtheilt. 


Auf die Nichtigkeitsbeſchwerde des Hägert wegen diejer feiner Verurtheilung 
bat das Ober-Tribunal am 24. Januar 1866 (Mr. 159. 1.) vernichtet und die Sadye 
an da8 Schwurgeriht zurückgewieſen. 


Gründe. 


Der Angeklagte Priwer batte ein Geftänduiß ded ihm zur Laft gelegten 
Meineided abgelegt, welches allerfeit3 für ausreichend erachtet war, und deöhalb zur 
Ausſchließung der Geſchworenen in Bezug auf ihn führte, auch fodann in dem Er. 
kenntniffe des Schwurgerichtähofes feiner Verurtbeilung wegen Meineided zum Grunde 
elegt ilt. Den Gejhworenen gegenüber, welche felbftftändig über die Schuld des 
T heilnehmerd Hägert — bier des Anftifter® — an diefem Meineide ded Priwer zu 
urtbeilen batten, konnte aber jenes Gejtändnig des Haupttbäterd allein in dem 
Sinne feine verbindliche Kraft haben, daß fie nit auch noch behufs der Feftftellung 
jener Schuld des Theilnebmerd berufen geweſen wären, über die Exiſtenz der Haupt- 
that felbft zu urteilen. Stand ibnen alfo, wie in allen anderen Fällen, in denen 
ein folched Geftändnig des Hauptthäters nicht vorliegt, dieſes Urtheil unbedenklich 
zu, fo mußte die frage wegen der Theilnahme deö Hägert an dem Meineide bed 
Driwer eine Form erhalten, welche die Gefhworenen zu einem folden Urtheil be- 
fähigte und demfelben Ausdrud zu geben vermöchte. Diefem Erforderniß entfpricht 
aber die frage 4. nicht. 

hr Sinn ift zwar ber: | 

ob der Angeklagte auch den Priwer durch Ueberredung zur wiſſentlichen 
Ableiſtung eined Meineided u. ſ. w. beitimmt babe? 
allein darin liegt nur die VBorausfeßung einer bereit erwielenen Thatſache, nicht aber 
ſelbſt als eine gleichzeitig feftzuitellende. 

In diefer Entfheidung ift alfo unummunden auägefproden, daß in dem 
Falle, wo eine innere Verbindung der That zweier Angeklagten — bier Hauptthat 
und Theilnabme daran --- ftattfindet, wo die Geſchworenen alfo direkt oder indirekt 
über die That zu entſcheiden haben, das Geftändnig des einen Angeklagten und die 
Seftftellung der That durd den Gerihtähof auf Grund dieſes Geſtändniſſes für die 
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Geſchworenen feine verpflihtende Kraft hat, fie felbft alfo in Bezug auf den ande- 
ren Angellagten zu einer felbftftindigen SFeftitellung der That dur ihr Verdikt be- 
rufen find. Eine andere Löſung des Konflikts zwiſchen den beiden rechtfprechenden 
Organen in derfelben Sache ift aud nicht wohl denkbar. Es ift daher vorzuzieben, 
in allen Fällen, wo mebrere Angeklagte als Thäter oder Theilnehmer bei der Ver— 
bandlung der Sache fonfurriren, von denen nur einige geftändig find, andere aber 
nicht, die Entfheidung immer den Geſchworenen zu unterbreiten, wie das im Bre- 
mifhen Entwurf beftimmt ift. 

Ob nicht aber eine ſolche Konſequenz, indbefondere der Grund felbft, welcher 
dazu führt, ald ein erhebliche Argument gegen die Ausſchließung der Gejhworenen 
beim Geftändnif überhaupt gelten muß, Hellen wir anbeim. Je mehr man ſich - 
daran gewöhnen wird, dad Verdikt der Gefchmworenen in einem höheren Sinne auf- 
zufafien, um fo näher tritt man der Entfcheidung diefer Frage. 


Archiv. 1866. Mär 14 


Mittbeilungen 


aus den 


Schwurgeridts - Verhandlungen. 


Art. 90. des Gefehed vom 3. Mai 1852. Subftanzirung ded An- 
griff? wegen unbefugter Unwefenbeit Dritter im Bera- 
thungszimmer der Gejhmworenen. 


Die rg He behauptet die Verlefung ded Art. 90., meil während der 
Berathung der Geſchworenen eine in diefer Sade, nicht ald Geſchworener fungi- 
rende Perſon, wiewohl im Uebrigen ein Geſchworener, in dem Beratbungszimmer 
anmefend geweien ſei. Diefelbe habe fi mit den 12 Geſchworenen dorthin begeben, 
und erjt mit diefen dad Zimmer verlaffen, als diefelben fi in den Sitßzungsſaal zu- 
rüdbegaben. Es wird auf das Zeugniß benannter Gefhmworenen Fr ai 

Die Beſchwerde ift jebod dur Urtel vom 17. Januar 1866 wider Falliner 
(Nr, 115. 1.) zurückgewieſen, weil diefelbe nicht genügend fubftanzirt und nicht ein- 
mal der Name des unbefugt Anmefenden angegeben fei, dad Sigungsprotofoll aber 
fonftatire, daß der Zugang zu dem Berathungszimmer der Geſchworenen gehörig 
bewacht worden fei. 


Frageftellungen. 


I. Auf Grund der Verdikte der Gefhmorenen find der Belede und Schrewe 
wegen qualifizirten Raubed aus $. 232. des Strafgeſetzbuchs verurtbeilt. 
Die gegen den mploranten Schrewe geftellte Frage lautet: 
ob derfelbe jhuldig, zu S. am — der N. Wertbpapiere u. f. w. in der 
Abfiht rehtöwidriger Zueignung weggenommen zu haben, und zwar: 
a) in Gemeinſchaft mit einer anderen Verfon, mit weldyer er ſich 
zur fortgefegten Verübung von Diebftäblen verbunden hatte; 
b) unter Anwendung von Drohungen Seiten der mit ihm in Ge— 
meinfhaft handelnden Perſon mit gegenwärtiger Gefahr für Leib 
und Veben; 


— 
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e) indem einer der Theilnehmer eine Waffe bei fich führte; 
d) e) folgt der Thatbeftand des Erbrechens und Einſteigens in das 
Gebäube. 

Die Geihworenen haben geantwortet: 

Ta, der Angeklagte ijt fchuldig, mit mehr als 7 Stimmen, und zwar mit 
den sub a, bis e. angeführten erſchwerenden Umftänden , jedoch ift nicht 
erwiejen, daß er fid zur fortgefepten Verübung von Diebftählen mit einer 
anderen Perſon verbunden babe. 

Die Nichtigteitäbefchwerde des Schrewe rügt: durd daß Verdikt fei nicht 
feitgejtellt, daß er i berhaupt in Gemeinfhaft mit einer anderen Perſon gehandelt 
babe. Durh Bejahung der litt. b. könne daher der den Raub bezeichnende Um— 
ftand, daß auch er in Gemeinfcaft mit dem Underen die gefährlihen Drohungen 
angewendet habe, wicht für feftgeftellt erachtet werden. Keinenfalld fei dadurch feft- 
geitellt, daß er felbft Gewalt oder Drohungen angewendet, oder daf fein Geführte 
diefelben fie mit feinem Wiffen und Willen angewendet habe. Die Anklage 
hätte daber ben Beweis führen müſſen, daf er entweder in Folge vorgängiger Der 
abredung oder buch unmittelbare Theilnahme für jenen erſchwerenden Umjtand 
ad b. verantwortlich zu machen fei, oder e8 hätte die durch daB Verdikt feitgejtellt 
werden müſſen. 

if Die Beſchwerde ift dur Urtel vom 18. Januar 1866 (Nr. 32. IL) zurüd- 
gewicjen, 

in Erwägung, daß die Gefhworenen dem Urt. 80. und 91. des Geſetzeb 
vom 3. Mai 1852 entſprechend die frage mit allen sub a. bi e. derfelben ange- 
gebenen Umftänden, daher auch mit dem AUmftande, daß der WUngellagte die That 
in Gemeinjhaft mit einer anderen Derfon verübt habe, bejabend beantwortet und 
ihrem bejabenden Ausſpruche nur die Beichränfung beigefügt baben, es fei nicht er- 
wiefen, daß ſich der Angeklagte mit einer anderen Perſon, namentlih alfo auch mit 
der nad dem weiteren Ausſpruche mit ihm in Gemeinfhaft handelnden Perſon zur 
fortgefegten Verübung von Diebftäblen verbunden babe j 

daß duch diefe Befchränfung nur der im $. 232. Nr. 2. des Gtrafgefeg- 
buch8 bezeichnete erſchwerende (den Raub als Banden-Raub qualifizivende) Umſtand 
a duch die ‚übrige bejabende Antwort aber der $. 230, und 232, Nr. 1. 
borausgefegte Thatbeftand, namentlih au dad Moment der Anwendung von Dro- 
bungen mit gegenwärtiger Gefahr für Leib und Beben Seiten® der mit dem Ange, 
flagten in Gemeinſchaft handelnden Perſon (zu litt b. der frage), und dad Mo- 
ment, daß einer der Theilnehmer am Raube eine Waffe bei fi geführt hatte (zu 
litt. e. der Frage) bergeftellt wurde; 

dafı, wenn hierauf beztiglic; die Nichtigkeit8befchwerde weiter außfühet u. f. w. 
wie oben — ein von mehreren Berfonen gemeinfchaftlich verübter Dicbftahl den 
Charakter ded Raubes annimmt, wenn auch nur einer von ihnen — felbit ohne vor- 
gängige bierauf gerichtete Verabredung — Gewalt oder Drohungen anwendet, und 
es der bejonderen Freftitellung der dem Angeklagten beimohnenden Wiſſenſchaft von 
diefem Umftande und von dem Umftande, daß die gemeinfchaftlich mit ihm bandelnde 
Derfon eine Waffe bei fich führte, durch darauf zu richtende Frageitellung mit Nüd- 
fiht auf F. 44. des Strafgeſetzbuchs nur dann bedurft haben würde, wenn — was 
nicht geſchehen ift — eine ſolche Arageftellung beantragt worden wäre. 


1. Der Fuhrmann Stumpf war wegen Entſchädigung verklagt, weil er mit 
feinem Fuhrwerk den Kläger Übergefahren und dadurd befhädigt haben follte. In 
dem Termin zur Klagebeantwortung erſchien der jegige Angeklagte unter dem Namen 
des Stumpf und verneinte die Klage, ebenfo erſchien er als folder, in dem Termin 
der Zeugenvernehmung, in welchem es fi alſo aucd darum handelte, ob der Stumpf 
diejemige Perſon fei, welche duch ihr Fuhrwerk die Beſchädigung verurfacht habe. 
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Die Zeugen verneinten died natürlich beim Anblick des Angeklagten. Diefer bat 
aud die Protokolle unter dem Namen »Stumpf« vollzogen. 

Die Anklage ift daher aus $. 252. des Strafgeſetzbuchs erhoben. Den Ge- 
ſchworenen ift folgende frage geftellt, und von ihnen bejaht: 

it der Angeklagte fhuldig, zu B. im Jahre 1865 in der Abficht, dem 
Fuhrherrn Stumpf Gewinn zu verfhaffen und dem Kläger Tifchlermeiiter 
Ehrlid Schaden zuzufügen, bewirkt zu haben, daß Erklärungen, welche 
für Rechte von Erheblichkeit waren, in den Bagatellprozeß » Alten des 
Stadtgerichts zu B. Ehrlich) gran Stumpf und zwar in den Verband- 
lungen vom 3. Januar und 9. Februar 1865 ald von dem Fuhrherrn 
Stumpf abgegeben beurfundet wurden, während fie von der Perſon des 
Angellagten Weber abgegeben waren ? 

Der Gerichtshof verurtheilte hiernadh unter Anwendung ded $. 252. des 
Strafgefegbuchd den Angeklagten wegen Urkundenfälſchung. 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde des Angeklagten rügt, daß die Frageſtellung nicht 
der Sachlage entſpreche. Denn zunächſt fei der Umftand, ob die betreffenden Er- 
Elärungen für Rechte von Erbeblichkeit gewefen, rein rechtlicher Natur und die hierauf 
ſich beziehende frage nicht von den en zu beantworten. Sodann hätten 
die regiftrirten Erklärungen, al® von dem Ungeklagten abgegeben, nämlich, daß die 
Parteien reſp. der Verklagte erfshienen, rechtlich feinen Einfluß gehabt. Vielmehr 
hätte, da er für feine Perſon feinen Gewinn beabfichtigt, die frage nur auß $. 255. 
des Strafgeſetzbuchs geftellt werden künnen. 

Die Beſchwerde ift durh Urtel vom 17. Januar 1866 wider Weber 
(Nr. 104. 1.) zurüdgewiefen. 


Gründe 


Der Bertheidiger hatte eine eventuelle frage auf Grund des $. 255. bes 
Strafgeſetzbuchs beantragt, gegen melde der Staatsanwalt Widerſpruch erhob, jedoch 
feinerjeitö beantragte, die frage nicht dem Anklagebeſchluß gemäß, fondern der von 
ibm überreichten Formel gemäß zu faflen, — nämlid unter Weglaffung der Worte: 

»Erklärungen, melde für Rechte von Erheblichkeit waren«, 
und den thatſächlichen Inhalt der Protokolle vom 3. Januar und 9. Februar v. J. 
einzufchalten. 

Der Vertheidiger widerſprach und der Gerichtöbof eradhtete e8 für notb- 
wendig, es bei der Faſſung der frage dem Anklagebefchluß gemäß zu belafjen, und 
beſchloß, die beantragte eventuelle Frage nicht zu ftellen. 

In dem angegriffenen Ertenntnif fommt. der Gerihtöhof auf diefen Punkt 
zurüd und erwägt: »Im Lauf ded mündlichen Verfahrens ijt zur Erörterung gefom- 
men, ob bie Erbeblichkeit der Erklärungen bed Angeklagten in den Verhandlungen 
vom 3. Januar und 9. Februar 1865 zum Gegenftande ded Verdikts der Geſchwo— 
tenen zu maden I oder ber richterlihen Beurtheilung anheimfalle? und der Ge- 
richtshof hat fi für den eriten Sag diefer Alternative auögefproden. Bei der Ur- 
theildberathung aber ift zugleich ermogen, ob die beregten Erklärungen des — — 
ten für Rechte von Erheblichkeit ſeien? und der Gerichtähof bat ſich für die Beja- 
bung der frage entjchieden. 

Es bedarf nun zwar feiner Ausführung und ſteht dur die Rechtsſprache 
feit, daß die frage, ob eine Schrift ald eine Urkunde anzufehen, d. h. ob fie um 
Beweife von Rechten und Rectöverhältniffen von Erheblichkeit ift, im Sinne des 
6. 247. und des hiermit übereinftimmenden $. 252, des Strafgeſetbuchs lediglich eine 
rechtliche Natur hat, folglich von der richterlihen Entſcheidung und nicht von dem 
Ausspruch der Geſchworenen abhängt. 

Diefer Grundfag ift aber hier nicht verlegt. Die Frageftellung wurde aus. 
drüdlic darauf gerichtet: * 
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bom 3. Januar und 9. Februar 1865 als von dem Fuhrherrn Stumpf 
abgegeben beurfundet wurden, während fie von der Derfon ded Ange- 
klagten abgegeben waren. 

Dur die Bejahung diefer Frage ift der Thatbeftand des G. 252, des Straf- 
geſezbuchs, ſoweit er dem Ausſpruch der Gefhmworenen anheimfällt, feftgeitellt, näm- 
lich, daß die auf den Namen des Stumpf in jenen Terminen beurfundeten Erklärun- 
gen bon dem Angeklagten abgegeben worden find. Der Gerichtöhof hat nun in dem 
angegriffenen Urtbeil geprüft: 

ob diefe Erklärungen für Rechte von Erheblichkeit waren, 

und bat diefe frage bejaht. Ob die Gefchworenen ſolches ebenfalld auf die ibnen 
geftellte Frage bejaht haben, ift ohne Einfluß, da es in diefer Beziehung nur auf die 
richterlihe Entfheidung anfommt und diefe erfolgt if. Was die Gefhmworenen zu 
entjcheiden hatten, ob nämlich die in den Terminen abgegebenen Erklärungen von 
dem Angeklagten berrübrten (welches die Grundlage für die richterlihe Beurtheilung 
bildete), ıft dom ihnen in gültiger Weife gefhehen, der Thatbeftand daher dem gefep- 
lichen Borfchriften gemäß feftgeftellt. 

Der Gerichtéhof hat ferner angenommen , daf die fraglihen Protokolle im 
Einne ded $. 252. ded Strafgeſetzbuchs für öffentliche Urkunden zu erachten feien 
und bierin jowohl, mie in der Annahme der rechtlichen Erbeblichkeit jener Erflärun- 

en, ift ein Rechtsirrthum nicht erfichtlih, der $. 252., deflen ſämmtliche Voraus. 
Kaunsn vorhanden find, daber richtig angewendet. 

Mit der Bejabung der aus dem $. 252, geftellten Frage erledigte fih von 
felbft eine eventuelle frage aus F. 255., auf deren Stellung übrigens der Angeklagte 
feinen Anfprud bat, folde vielmehr von dem Ermeſſen ded Gerichtshofes abhängt. 


Mittbeilungen 


aus der 


Praxis der Geridtshöfe und der Staats- 
Anwaltfchaften. 


.$. 22, der Verordnung dom 3. Januar 1849. $. 333. der Kriminal- 

rdonung. Gründung der Entfhbeidung auf Theile der Aus. 
fagen von Zeugen, die wegen Widerfprudß in ihren Aus— 
jagen unvereidet geblieben find. 


Der Appellationsrichter gründet mit dem erften Nichter feine Entjceidung zum 
Theil mit auf die Ausfage der Zeugen B. und K., welche Ddiefelben vor der Po— 
lizei abgegeben haben. Sie find in der Lnterfubung fodann zwar vernommen, 
baben jene polizeiliche Ausfage bier widerrufen, find aber wegen ihrer Widerfprüche 
in ihren Ausſagen undereidet geblieben. 

In dem die hierauf gegründete Nichtigkeitsbefchwerde zurüdweifenden Urtel 
des Ober + Tribunald vom 10. Januar 1866 wider Vogt (Nr. 1214. 1.) beißt «8: 
die Vereidung der gedachten Zeugen zu unterlaflen, waren die Inftanzrichter im 
Hinblid auf ihre verfchiedenen Ausfagen nah $. 333. der Kriminal- Ordnung wohl 
befugt, fowie unter ihren verfchiedenen Angaben auf diejenige (d. b. die polizeiliche) 
zu fußen, die durch andere Umſtände am meiften unterftügt erfchien, der unterblie- 
benen Vereidung ungeadhtet nad $. 22. der Verordnung vom 3. Januar 1849 
berechtigt. 


$. 52. der Verordnung vom 3. Januar 1849. Verzicht des Ver- 
theidigerd in Gegenwart des Angeklagten auf die Verneh— 
mung erfhienener Entlaftungszeugen. 


Urtel de8 Ober-Tribunald vom 22, Januar 1866 wider Lehmann (Nr. 1203.1.), 
durch welches die Nichtigkeitäbefehwerde des Angeklagten zurüdgemiefen ift. 


Gründe. 


Menn der Wertbeidiger ded Angeklaaten in deffen Geaenwart, mie bier ae- 
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Entlaftungsbeweid in der Audienz vor dem Schwurgericht ausdrüdlid verzichtet, fo 
ift der Gerichtöbof ſehr wohl befugt, die Zuftimmung ded Angeklagten zu diefer Ber 
zichtleiftung anzunehmen. Es liegt diefed in der Natur der Stellung des Verthei-⸗ 
digerd zu dem Angeklagten, der Bertheidiger möge von dem Ungeklagten ſelbſt er- 
wählt, oder demfelben in Ermangelung einer folhen Wahl von Amtswegen zu« 
geordnet fein. 

Aus dem angeführten Grunde ift es daher auc fein Mangel ded Verfahrens, 
daß im vorliegenden Falle der Angeklagte nicht ausdrüdlih über feine — 
zu jener Verzichtleiſtung befragt worden iſt, weil dieſelbe eben als vorhanden au 
den Umſtänden gefolgert werden durfte, und ed vielmehr Sache des Angeklagten war, 
der in feinem Namen und in feiner Vertretung vom dem Vertheidiger ausgeſproche⸗ 
nen Erklärung auddrüdlic zu widerſprechen. Es bedurfte unter diefen Umftänden 
auch eined zu Protokoll regiftrirten Beſchluſſes des Gerichtäbofed über die Nicht- 
erhebung des in Rede ftehenden Entlaſtungsbeweiſes in Folge des Verzichtes nicht. 


$. 55. der Verordnung vom 3. Januar 1849. Wiederholung der 
Verfiherung auf den geleifteten Eid fo oft eine neue Aus— 
fage in dberfelben Verhandlung erfolgt. 


Der Zeuge 8. ift im der Audienz vernommen und hat feine Ausſage in der 
Borunterfuhung, wie regiftrirt ift, auf den dort geleiteten Eid verfihert. Später 
in derſelben Audienz ift er nod einmal vernommen und bat über eine Thatfache 
audgefagt, ohne auch bier jene Verfiherung zu wiederbolen. 

Daß Ober - Tribunal hat Am 24. Januar 1866 wider Hägert (Nr. 159. 1.) 
vernichtet. Es beißt bier: 

Ließe fi nun annehmen, daf, wie der Staatdanwalt behauptet, der Zeuge 
L. auch bier, bei diefer zweiten Vernehmung, nur ebenfo feine frühere Ausfage ın 
der Vorunterfuhung wiederholt habe, fo würde fi allerdings dieſe feine zweite Er- 
klärung unter jene borangegangene Eidesverfiherung bringen laffen, weil diefelbe eben 
feine ganze Ausfage in der Vorunterfuhung betroffen baben fol. Allein eine Ber- 
gleihung mit diefer lepteren Ausjage in den mehreren Berbandlungen der Borunter- 
ſuchung läht diefe Annahme ſehr bedenklich erfcheinen; eine völlige Identität deffen, was 
der Zeuge damals und was er jet bei feiner zweiten Vernehmung gefagt bat, ift nicht 
vorhanden, wäre fie vorhanden/fo wäre nicht abzuſehen gewefen, weshalb ber Zeuge über- 
baupt noch zum zweitenmal befragt worden, wenn eben feine erfte Ausſage in der Audienz 
bereitd? daB ganze Zeugniß der Borunterfuhung wiederholt haben jollte. jeder 
Zweifel in diefer Hinficht führt aber zur Anerkennung des behaupteten Mangels, da 
nicht zu ermeſſen ift, welchen Einfluß die Geſchworenen auf die nicht wiederbolt auf 
den Zengeneid verficherte Ausfage gelegt haben. Nach der Natur des aflertorifchen 
Eides füllt nur dasjenige unter die eidliche Bekräftigung, was vor derſelben auöge- 
jagt ift; jeder fpätere neue thatfächliche Zuſaß zu dieſer Ausſage, oder jede ſpätere 
Aenderung deß zuvor Ausgeſagten fordert eine gleiche eidliche Bekräftigung durch 
wiederholte Verſicherung der Richtigkeit auf den geleiſteten Eid. 


Art. 78. 107. des Geſetzes vom 3. Mai 1852, Irrthümliche 
Niederfhreibung materieller Erklärungen im Protokoll, 
Nichtigkeitbbeſchwerde ald unzureihended Rechtsmittel zur 
Befeitigung ded Mangelß. 


In dem Audienz + Drotofoll erſter Inſtanz ift die beftimmte Ausſage eines 
Zeugen regijteirt. Der Appellationdrichter gründet auf den Wortlaut diefer Ausſage 
feine bejtitigende Entſcheidung. 

Der Ungellagte greift dad Appellations » Urtel in der Nichtigkeitöbefchmerde 
dadurch an, indem er eine fchriftlihe Erklärung jenes Zeugen — eined öffentlichen 
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Beamten — beibringt, nad) welcher jene Regiftratur feiner Ausſage in dem Audienz- 
Protokoll auf einem völligen Mißverftändniffe beruhe, die Audinge vielmehr ganz 
anders gelautet babe. Er beantragt die FFeftftellung dur nocdmalige Vernehmung. 

Die Beſchwerde ift durch Urtel vom 31. Januar 1866 wider Auerbach 
(Nr. 1256. 1.) zurüdgemiefen. Denn dur die gedachte Behauptung einer irrthüm- 
lien Regiftrirung der SZeugenausfage fünne dad Rechtsmittel der Nichtigkeitäbe- 
ſchwerde nah Art. 107. und 111. ded Gefeped vom 3. Mai 1852 nicht begründet 
werden, weil fie eine unftatthafte ſachliche Ermittelung (in der Nidtigfeitd-nftanz) 
boraußfepe, den Uppellationdrichter aber kein Vorwurf treffe, indem er dem (inhalt 
des Mudienz-Protofolled gefolgt fei, abaefehen davon, daf nad den — des 
mündlichen Strafverfahrens ſelbſt der Votwurf einer Aktenwidrigkeit in der Nichtig- 
keits⸗Inſtanz ge en ibn nicht erhoben werden könne. Es fei daher auch der Umftand 
feihgültig 05 der Angeklagte nach der Faſſung der Urteldgründe erfter Inſtanz 
einen Anlaß gehabt haben wolle, die jegt erhobene Rüge fhon in der zweiten n- 
ſtanz zu erheben. 

Der vorliegende Fall zeigt wieder da8 Bedenklihe der Konftruftion des 
Audienz- Protofolles ohne alfo Betheiligung der ntereffenten, foweit es fih um ma⸗ 
terielle Erklärungen handelt. Der Mangel wird dann evident, wenn der inhalt 
nidt von dem erften Richter, welder verhandelt, alfo etwa dur die Aufnahme der 
Erklärung in feine Urtelögründe die Richtigkeit der Regiftrirung beftätigt, fondern 
bon dem höheren Richter benupt wird, welchem ſonach lediglih der Wortlaut des 
Protofolled vorliegt. 


Art. 101. des Gefeged vom 3. Mai 1852. $. 34. Nr. 2. 8. 266. des 
Strafgeſezbuchs. Underweite QDualifizirung der Hülfßlei- 
ftung innerbalb des $. 34. Nr. 2. als feine neue tbatfädhlide 
Feftitellung des Appellationdridhterd. Zuführen von Mit- 
fpielern u. f. w. als Hülfßleiftung beim Hazarbfpiel. 


Erkenntniß des Ober + Tribunal® vom 26. Januar 1866 wider Niffel 
(Nr. 1327, 1.), durch welche die wegen unzuläffiger Abweihung von der eritrihter- 
lichen FFeftftellung ohne neuen Bemweiß eingelegte Nichtigkeitäbefhwerde zurüdgemiefen 
ift. Denn, fo Heißt e8, der erfte Richter hat die Hülfsleiftung des Angeklagten (zum 
Hazardfpiel der Hauptangellagten) in der Verfhaffung von Mitteln zur That, ber 
Appellationdrichter aber in vorbereitenden und erleichternden Sandlungen gefunden. 
Beide gründen diefe Annahme auf diefelbe Thatſache, nämlich die Hergabe des Gel. 
ded zum Meiterfpielen, der Appellationdrichter aber zugleih auf die gleihfalld vom 
erften Richter feftgeftellte Thatjache, daß nämlich der Ungeklagte den gedachten Mit- 
angeklagten —* (zum Spielen) zugeführt bat. Die Differenz beftebt alfo nur 
in der Qualifizirung > Handlungen nah ben einzelnen im $. 34. Nr. 2. de 
Strafgeſetzbuchs berborgebobenen, aber überall einander aleichgeftellten Fällen. Nun ift 
es aber klar, daß das Gefes in der Berfhaffung von Mitteln zur That fi nicht 
etwas fpezifiich Anderes gedacht haben kann, als in der vorbereitenden oder erleich- 
ternden Hülfsleiftung im Allgemeinen, daß vielmehr da8 Gefeh mit dem erfteren nur 
eine folher Handlungen fpeziell genannt bat, daß der Appellationsrichter aljo zu 
folder Aenderung der Bezeichnung auch ohne neuen Beweis fehr wobl befugt war. 
Meiter aber unterliegt es rechtlich feinem Bedenken, daß unter den vorliegenden Um⸗ 
ftänden, wo es ſich alfo nach ber Deitftellhng des erften Richter? um eine regelmäßi 
fi verfammelnde Spielergefellfhart, und um eine Gemeinſchaftlichkeit des Wirken 
für diefelbe handelte, in dem Zuführen von Mitfpielern und in der Darleihung. von 
Geld an diefelben zum Weiterjpielen allerdingd eine Hülfsleiſtung der bezeichneten 
Art für die gewerbmäßigen Bankhalter und Spieler, alfo für die Thäter der ftraf- 
baren Handlung de8 $. 266. ded Strafgeſetzbuchs gefunden werden fonnte. Ob da 
Miriam ber auaeführten Perſonen eine freie felbittändiae Handluna derfelhen mar. 
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würde nur dann entfcheidend fein, menn diefelben troß diefer Zuführung nicht mit- 
gefpielt hätten; fie haben died aber in der That gethan. 


Art. 102. des Gefeged vom 3. Mai 1852. Aufhebung aber obne 
Zurüdmweifung in die erſte Inſtanz bei gänzlider Anfompe- 
tenz de3 Richters. Unftattbaftigfeit des richterlihen Ver— 
fabrend in den Fällen, in denen dad Gefeg ein adminiftra- 
tived Vorverfaren zuläßt und ohne ein foldes die Anklage 
erhoben ift. 


Erfenntniß ded Ober. Tribunald vom 24. Januar 1866 wider Reinfe 
(Nr. 1124, 1.), durch welches das Appellationd » Erfenntniß vernichtet, und die ge- 
ribtlihe Verhandlung und Entſcheidung zur Zeit für unftatthaft erklärt ift. 


Gründe 


Die Angeklagten find wegen unbefugten Betriebes des Muſikgewerbes im 
Umberziehen jeder zu einer Geldbuße von 64 Thalern, im Unvermögensfalle zu 12 
Wochen Gefängniß verurtheilt. 

Auf ihre AUppellation bat aber das Appellationdgericht daß erfte Erfenntnif aufge 
boben und die Sache zur anderweitigen Verhandlung und Entſcheidung in die erite 
Inftanz zurüdgewiefen, in Erwägung, daß die Verbandlung und Entſcheidung über 
das vorliegende Vergeben nach MWrtitel XIII. des Einführungsgefeged und $. 38. 
der Verordnung dom 3. Januar 1849 in erfter Inſtanz dor Gerichtdabtheilungen 
von drei Richtern gewiefen fei, im vorliegenden Falle aber nur durch Einen Richter 
erfolgt fei, mithin wegen Inkompetenz de fungirenden Richters nad Artitel 108. 
des Gefeped vom 3. Mai 1852 eine Nichtigkeit vorhanden fei, auch dad Mppella- 
tiondgericht in einem folhen Falle nad Artikel 102, nicht felbit erfennen könne, daß 
aber nah $. 478. der Kriminal- Ordnung und $. 48. der Verordnung vom 3. Ja— 
nuar 1849 eine einmal eingeleitete Unterfuhung nur durch ein förmliches Erfenntnif 
des befaften Richters beendigt werden fünne. 

Die vom Ober-Staatdanwalt gegen diefe Entſcheidung wegen unrichtiger 
— — des Geſetzes eingelegte Nichtigkeitsbeſchwerde muß für begründet erachtet 
werden. 

Es iſt zumächft richtig, daß der zweite Richter fih hätte darauf befchränfen 
müffen, das erſte Erfenntnif wegen Inkompetenz des Einzelrichterd aufzuheben, indem 
er dad Weitere den etwanigen ferneren Anträgen der Staatdanmwaltihaft überließ. 
Denn wenn der Appellationdrichter zugleich in feinem Erfenntniffe anordnete, daß die 
Sache anderweit in erſter Jnkanz (durch die Gerichtdabtheilung) zu derbandeln und 
zu enticheiden fei, fo enthielt died immerhin eine, wenn aud nur formelle Entjcei- - 
* in der Sache ſelbſt, zu welcher er nach Artikel 102. des Geſetzes vom 3. Mai 
1852 nicht befugt war. 

Allerdings kann eine einmal eingeleitete Unterſuchung nur durch ein rechts⸗ 
fräftiged Erfenntniß beendigt werden. Dies iſt aber auch der Fall, fobald die Ent- 
fheidung des erften Richterd megen feiner Inkompetenz vechtäträftig aufgehoben, 
dadurch das ganze bisherige Verfahren befeitigt und die Sache in die Lage gekommen 
ift, ald wenn gar feine Anklage erhoben und eine Unterfuhung überhaupt nicht ein- 
geleitet wäre. 

m vorliegenden falle ift jedoch eine fernere gerichtlibe Verbandlang und 
Entiheidung zur Zeit deshalb unftattbaft, wie die Nichtigkeitsbeſchwerde mit Recht 
ausführt, weil der Polizei- Anwalt auf eine bei ihm eingegangene Denunziation un- 
mittelbar die Anklage erboben und der erfte Richter auch die Unterfubung ohne 
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Weiteres, ohne daß die Steuer-Behörde oder die Angeklagten auf rechtliche Entjcei- 
dung angetragen batten, eingeleitet bat. 

Aus dem Recht der Adminiftrativ- Behörden, Strafen durch Refolute feitzu- 
jeßen, und der damit verbundenen Befugnif, nah ihrem Ermeffen die Sade 
zum gerichtlichen Verfahren abzugeben, folgt, daf die Staatsanwaltſchaften und die 
Gerichte ſich micht eher mit folben Sachen befaffen dürfen, bi das adminiftrative 
Strafverfahren, fei ed durd Provokation der Steuer- Behörde oder des Angeklag- 
ten auf richterlihe Entiheidung, feine Erledigung gefunden bat, weil fonft den Ad- 
miniftratid-Bebörden das Recht, Strafbeiceide zu erlaffen, von der Staatdanmwalt- 
haft durd unmittelbare Erhebung der Anklage bei den Gerichten willkürlich würde 
entzogen werden können. 

Daß die Beftrafung wegen Steuervergeben ein vorgängige® adminiftratived 
Strafverfahren vorausſetzt, intel nicht die Sache dur den Antrag der Steuer- 
Behörde oder des Angeklagten zur gerichtlichen Entfcheidung gelangt ift, bat auch das 
Ober+ Tribunal bereit3 in dem Erfenntniffe vom 24. September 1862 — Ardiv 
Band X. ©. 837 — audgefprochen. . 


Art. 84. der Berfaffungs - Urkunde vom 31. Januar 1850. Verfolg— 
barkeit der Landtagd-Abgeordneten wegen Verleumdungen 
oder verleumderifher Beleidigungen, nit aber wegen Be— 
leidigungen obne diejen Charakter. 


Unter Annahme ded nachfolgenden Bräjudizes: 
Der Art. 84. der Verfaffungd- Urkunde vom 31. Januar 1850 ſchließt 
nicht aus, daß Mitglieder eines der beiden Häufer ded Landtags wegen 
der in diefer Eigenſchaft bei Ausübung ihrer Funktionen in der Kam- 
mer ausgejprochenen Verleumdungen ftrafrechtlic verfolgt werden, wo— 
—* er bei bloßen Beleidigungen ohne verleumderiſchen Charakter nicht 
jtattfindet, 
bat das Plenum ded Senats für Straffahen des Ober-Tribunal® am 29, Januar 
1866 in der Unterfubung wider frengel die die Anklage zurüdweifenden Beſchlüſſe 
aufgehoben, und die Sache zur anderweiten Prüfung in die Inſtanz zurüdgemiefen. 


Gründe. 


Der Bartitulier 5. wurde durh die Königlihe Staatsanwaltſchaft an- 
geklagt: 

am 2. Juni 1865 zu Berlin dur die von ihm ald Abgeordneter in 
der Sikung des Abgeordnetenhaufes gehaltene Rede, und zwar in den 
diesfällig mäber bervorgebobenen Stellen, einen öffentliben Beamten, den 
Königlichen NRegierungs- Dräfidenten M. zu G., öffentlich, dabei aud) 
in Beziehung auf feinen amtlichen Beruf beleidigt, auch vermittelft Be- 
bauptung unmwabrer, denfelben in der öffentlihen Meinung dem Haffe 
oder der Merachtung ausfegender Thatſachen verleumdet zu haben. 

Dad Königliche Kreidgeribt zu G. wied indeß durch Beſchluß dom 14. Sep 
tember 1865 diefe Untlage aurüd, indem es zwar anerfannte, daß die infriminirte 
Rede Beleidigungen resp. Verleumdungen ded Regierungd- Bräfidenten M. enthalte, 
indeß annahm, daß dem Angeklagten der Schuß der Verfaffungd-Urkunde, namentlich 
ded Artikels 84. derfelben, zur Seite ftebe, weil er jene Rede in dem Abgeordneten. 
baufe in feiner Funktion ald Abgeordneter aehalten babe. 

Hiergegen wurde von Seiten der Königlichen Staatsanwaltſchaft Beſchwerde 
erhoben, das Königliche Appellationdgericht zu Infterburg wies jedoch dieſelbe eben- 
falls auf Krund des Art. 84. der Verfaſſunas- Urfunde am 3 Dftober 1865 ar 


Aus der Praxis. Art. 84. der Verfaffangs-Urkunde vom 31. Januar 1850, 211 


12. Dezember 1853, resp. den Beichluß der erjten Abtheilung des Kriminal ⸗Senats 
vom 11. Januar 1865. 

Nunmehr bat der Königlibe Ober-Staatdanwalt zu nfterburg gegen die- 
fen Beſchluß des gedachten Appellationdgericht3 Beichwerde eingelegt, und diefelbe 
mußte auch für begründet erachtet werden. 

Schon der Dlenarbefhluß des Königlichen Ober-Tribunal® vom 12. Dezem- 
ber 1853 wider Aldenhoven (Entſcheid. Bd. 26. ©. 458) befagt in feinen Motiven: 

daß nicht alle Aeußerungen eined Abgeordneten in der Sammer der 
firafgerichtliben Verfolgung durch Art. 84. der Berfallungd -Lrkunde 
entzogen worden find, 
und einer diejer ;yülle muß auch dann ald vorliegend erachtet werden, wenn es fich 
um folhe Behauptungen resp. Verbreitung don Thatſachen bandelt, die nach den 
Vorſchriften des F. 156. und des Abſatzes 2, ded $. 102. ded Strafgefegbuds als 
* Verleumdung resp, eine Beleidigung mit dem Karakter einer Verleumdung er— 
einen. 

Der Art. 84, der Verfaffungd-Urfunde vom 31. Januar 1850 ift eine Aus- 
nabme von der allgemeinen Regel, nad melder alle Angehörigen des Staats den 
bejtebenden Strafgefegen unterworfen find. Der Grund hierzu liegt in det Stel. 
lung, mweldye die Mitglieder der Kammern nad den Beftimmungen der Verfaffungd- 
Urkunde einnehmen. Diefe ihnen zugebilligte Ausnahme aber muß im entitehenden 
Zweifel nad) den Interpretations Regeln der 88. 46., 54. bis 57. der Einleitung 
zum Allg. Landrecht fo audgelegt werden, wie fie am wenigſten zum Nachtheil 
Dritter gereicht, »am nächſten mit den Vorſchriften des gemeinen Rechts und dem 
Hauptendzwed des Staats übereinftimmt«, und wie ihr Wortlaut nach dem einfachen 
und gewöhnlihen Sprachgebrauch aufzufaffen it. In letzterer Beziehung iſt Folgen- 
des in Betracht zu zieben. 

Der erſte Abſatz ded Art. 34. a. a. O. ſchreibt wörtlich vor: 

Sie (nämlich die Mitglieder beider Kammern) fünnen für ihre AUbftim- 
mungen in der Kammer niemals, für ihre darin audgefprochenen Meier 
nungen nur innerhalb der Kammer, auf Grund der Geſchäfts-Ord⸗ 
nung, zur Rechenſchaft gezogen werden. 

Es fragt ſich daher, in welcher Weiſe der Ausdrud »Meinungen« aufzufallen 
ift? Nach dem gewöhnlichen Sprachgebrauch verjtebt man bierunter lediglich die Ne 
fultate de8 Denkvermögend, im Gegenfate zur Behauptung und Verbreitung von 
Thatſachen. Selbftredend künnen Meinungen aud auf thatjäclichen Vorausfepun- 
gen beruhen, fowie fie in der Regel zugleich eine näbere Begründung des diedfällia 
gewonnenen Endergebniſſes umfaflen werden; allein felbit dann tragen fie ihrem in— 
neren Wefen nah die Eigenſchaft von Thatſachen nicht an ſich. Daf nun der 
Art. 84. a. a. D. unter Meinung nur den fo eben bervorgebobenen Beariff und 
nicht auch die Bebauptung oder Verbreitung von eigentlihen Thatſachen veritanden 
bat, ergiebt feine Entftebungdgefchichte. 

Die Regierungd-VBorlage vom 20, Mai 1848 an die damalige Nationalver- 
arg lautete im $. 57. (Merhandlungen der Nationalverfammlung Bd. LU. 


Die Mitglieder der Kammern fünnen weder für ihre Abflimmung in der 
Kammer, noch für ihre darin ausgeſprochenen Meinungen zur. Nechen- 
ſchaft gezogen werden. 
— — Geſeß vom 23. Juni 1848 (Gef. + Samml. S. 159) dagegen beſagte 
m $ 1.: 
Kein Mitglied der Verfammlung kann für feine Abflimmungen oder für 
die von ibm in feiner Eigenfbaft ald Abgeordneter ausgeſprochenen Worte 
und Meinungen in irgend einer Meile zur Rechenſchaft gezogen werden. 
Die Beftimmung diefed Geſehzes hatte fomit einen aröferen Umfang, als 
die erwähnte Negierungs-Vorlage und der Art. 84. der Berfaffungs +» Urfunde vom 
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31. Januar 1850. Der $. 79. de8 Kommiffiond-Entwurfd einer Berfaffungs- Ur- 
kunde der damaligen Nationalverfammlung (Remer, Drotokolle der Berfaffungd-Kom- 
miffion ꝛc. ©. 116) ging noch meiter, indem es dort heißt: 
Sie können für ihre Abftimmungen oder für die in ihrer Eigenſchaſt als 
Abgeordnete abgegebenen fchriftlihen oder mündlichen Aeußerungen nicht 
‚ jur Rechenſchaft gezogen werden. 

Die oftropirte Verfaſſungs - Urkunde vom 5. Dezember 1848 (Gef.- Sammi. 
©. 375) adoptirte dieſe Faſſung in ihrem Art. 83, nicht, fondern beftimmte, 
gleihwie die frübere Regierungs Vorlage vom 20. Mai 1848: 

Sie künnen weder Hr ihre Abftimmungen’ in der Kammer, noch für 
ihre darin ausgeſprochenen Meinungen zur Rechenſchaft gezogen werden. 
Bei der Revifion diefer Verfaffungd-Urkunde empfabl nun die Kommiffion 
* zweiten Kammer (Verhandlungen der zweiten Kammer S. 800) folgende Be— 
immung: 
Sie können für ihre Abſtimmungen in den Kammern niemals, für 
ihre darin ausgeſprochenen Meinungen nur innerhalb der Kammer, auf 
Grund der Geihäftd-Ordnung, zur Rechenſchaft gezogen werden; 

indem hervorgehoben wurde: 
daß nit angenommen werden künne, als fei jede Dißziplin in der Kam⸗ 
mer unftattbaft. 

Meitergehende Anträge: dem Außdrud ee den der »Aeußerungen« 
zu fubftituiren, wurden abgelehnt, und fo hat der Urt. 84. der Verfaſſungs⸗Urkunde 
vom 31. Januar 1850 feine jegige Geftalt erbalten. 

Nach diefen Vorgängen ift nicht in Zweifel zu ziehen, daß unter »Meinun- 
gen« nicht überall dasjenige zu verfteben, was der allgemeinere Ausdrud »Aeußerun- 
gene im fich fchlieft, indem man abſichtlich dieſe Faſſung ded Art. 84. a. a. D. ver 
mieden bat. Dem ftebt auch der innere Grund, den die Gefeßgebung hierbei vor 
Augen gehabt, zur Seite, indem ed zum Schuße der den Abgeordneten zugubilli- 
genden Redefreiheit nicht ald nothwendig erſchien, bdenfelben auf mögliche Ausfchrei- 
tungen in unbeftimmter und ſchrankenloſer Weife audzudehnen. 

Für die gegenwärtige Auslegung kann dabei niht auf den $. 38. des Pref- 
gefeed dom 12. Mai 1851 Bezug genommen werden, weil diefer, welcher Berichte 
bon den öffentlihen Situngen beider Kammern, in foweit fie wahrheitsgetreu find, 
von jeder Verantwortlichkeit befreit, nicht mit dem Art. 84. der Verfaffungs-Urkunde, 
fondern mit dem Art. 79; derfelben, welcher die Deffentlichkeit der Sitzungen beider 
Kammern anordnet, in Verbindung ftebt. Zuzugeben ift hierbei nur, daß bei der 
Beratbung des Preßgeſetzes von der Kommiffion der zweiten Kammer (Stenogra- 
phiſche Berichte Anl. S. 1150) darauf Gewicht gelegt worden ift, daß nach Art. 84. 
der Berfaffungsd » Urkunde der Abgeordnete perfönlich für feine Reden, wenn er bei. 
fpielöweife gegen eine Privatperſon eine Beleidigung außfpredhe, nicht verantwortlid) 
fei. Allein darauf ift fein Gewicht zu legen, weil vereinzelte MNeußerungen von Mit- 
liedern der Kammern oder deren Kommilfionen, wenn fie nicht fpäter von allen 
Faktoren der Gefeggebung adoptirt werden, oder fonjtwie ihren gefeglihen Ausdruck 
finden, nicht entfcheidend fein können. In dem vorliegenden Falle ift died um fo 
weniger angänglich, als da8 vorübergehend heran gezogene Beifpiel nicht bei Bera- 
thung y Verfaffungsd-Urkunde, fondern bei der des fpäteren Preßgeſetzes gebraucht 
worden ift. 

Nach der vorftehenden Ausführung bat es aber, fomweit es fih um Ber- 
leumdungen im Sinne des $. 156. ded Strafgeſetzbuchs, oder um Beleidigungen mit 
dem Karakter der Verleumdung handelt, wie fie der Abf. 2. des $. 102. des Straf. 
geſetzbuchs voraußfieht, nit angenommen merden fünnen, daß fie durch den Art. 84. 
der Berfaffungd » Urkunde gefhügt find. Denn dad Weſen diefer Vergehen berubt 
gerade in der Behauptung oder Verbreitung unmahrer, dem Kaffe oder der Verad- 
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tung ausſetzender Thatſachen, auf die fi, wie gezeigt, der Art. 84. a. a. O. nicht 
bezieht und deren Vorbandenfein die Anklage behauptet. 

Bei bloßen Beleidigungen oder in den Fällen des $. 158. des Strafgefep- 
buch8 dagegen, in denen bei dem erbrachten Beweiſe der Wahrheit der behaupteten 
oder verbreiteten Thatjachen doch noch das Vorhandenſein einer bloßen Beleidigung 
übrig bleiben fann, muß der Art. 84. a. a. O. mit voller Wirkung ald eintretend 
erachtet und die gerichtliche Verfolgung ald unzuläffig angefehen werden, meil eine 
bloße Beleidigung ohne verleumderischen Karakter ihrem Thatbeftande nach allerdings 
in die Kategorie von Meinungen füllt. 

Solhergeftalt hat von dem früheren Plenarbefhluffe des Königlichen Ober- 
Tribunald® vom 12. Dezember 1853 wider Aldenhoven und dem, fich lediglich auf 
diefen ftügenden Beſchluß der erften Abtheilung des Kriminal-Senatd des Königlichen 
Ober- Tribunal vom 11. Januar 1865 wider Lyskowski (Oppenhoff, Rechtſpr. V. 
©. 405) abgegangen werden müffen, und bierauß folgt die Aufhebung des durch die 

egen.närtige Beſchwerde angegriffenen, auf jene Vorentfheidung fib gründenden Be- 
Fhluffes des Kriminal-Senats ded Königlihen Appellationsgeriht3 zu nfterburg 
vom 3, Dftober 1865. 

In der Sache felbft konnte aber noch nicht fofort befunden werden, meil 
das gedachte Appellationdgericht in feinem diesfälligen Beſchluſſe ausdrücklich erklärt 
bat, von einer thatfählihen Prüfung der Anklage gänzlich abfeben zu müffen, indem 
ed dazu nad Art. 84. a. a, D. nicht berechtigt fei. a num diefer Grund rechtlich 
nicht zutrifft, mußte die Sade zur anderweiten Erwägung und Beſchlußfaſſung an 
das erwähnte Appellationdgericht zurüdgemwiefen werden. — 

Ein gleihlautender Beſchluß ift am demfelben Tage in einer zweiten Unter⸗ 
ſuchung gefaßt. 


$. 12, de8 emp ige bom 7. März 1822, Uebergabe der un- 
geftempelten Schuldurfunde an den Gläubiger und Bemir- 
fung der Stempelung durch diefen innerhalb der 14tägigen 
Friſt als genügend. 


Der Schuldſchein über 100 Rthlr. iſt am 22. Oktober ausgeſtellt und von 
dem Schuldner ungeſtempelt dem Gläubiger übergeben. Dieſer hat ihn am 24. Ok—⸗ 
tober ftempeln laflen. 

Die Anklage wegen Stempel» Kontradention gegen den Schuldner dedhalb, 
* er den Schuldſchein ungeſtempelt aus der Hand gegeben bat, iſt zurüdge- 
wieſen. 

Auch die Beſchwerde des Ober⸗Staatsanwalts hierüber, welcher unter Be- 
rufung auf ein Reſkript des Finanz-Miniſters vom 30. April 1846 (Schmidt Kom- 
mentar I. ©. 304) ausführt, daß es dem Ausſteller nicht zum Vortheil gereichen 
fünne, wenn ein Anderer innerhalb der 14tägigen Friſt für die Stempelung Sorge 
trage, da er ſich dur die Weggabe der Urkunde außer Stand gefept babe, dem 
Geſetze Folge zu leiſten, durch Beſchluß ded Ober-Tribunald vom 18. Januar 1866 
wider Malkemuß (Mr. 16.1.) zurüdgewiefen. Denn nad $. 21. des Stempelgeſetzes 
trete die Strafe nur dann ein, wenn der Stempel nicht vorſchriftsmäßig gebraucht 
oder beigebracht fei. Nach $. 12. fünne bie — innerhalb 14 Tagen er⸗ 
folgen. Durch wen dieſe Nachbringung veranlaßt werde, ſei gleichgültig, wenn ſie 
nur rechtzeitig erfolge und es könne daher auch der in dem allegirten Reſkript aud- 
geiprochenen Anficht, daß der Außfteller ſchon dadurch firaffällig werde, weil er die- 
elbe aus den Händen gegeben babe, ohne daf ihm dann die Beflimmung des $. 12. 
wegen Nadhbringung ded Stempel® zu Statten kommen folle, nicht beigetreten wer- 
den. Nur bei Mechfeln und Anweiſungen greife die 14tägige Nachkaffirungsfrift 
nit Platz. Die für diefe in Bezug ur die Beibringung des Stempeld geltenden 
Grundfäge feien aber auf andere Urkunden nicht zu übertragen. 
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> 4. ded Geſetzes dom 51. März 1837. Erforderniß des Vor— 
atzes bei der Körperbeſchädigung bed Forſtbeamten. 


Die Anklage ift aus 68. 1. und 4. des Gefehed vom 31. März 1837 
erhoben. 

Die Geſchworenen bejabten, daß der Angellagte fih in dem Walde dem 
Forſtbeamten bei Ausübung feines: Amted (einer Pfändung) mit Gewalt an der 
Perſon deffelben thätlich widerfegt babe, fie verneinten aber den Umftand: 

daß er dem Forſtbeamten dabei vorfäglich eine körperlihe Verlegung 
zugefügt babe. 

Der Angeklagte ift daher nur aus > l. 3. jened Geſetzes verurtheilt, nicht 
aber aus $. 4, welder die jchwerere Strafe eintreten läßt, wenn »eine körperliche 
Beſchädigung erfolgt ift.« 

Die Nihtigkeitsbefhwerde de? Staatdanwaltd führt aus: Der $. 4. folle 
aljo einfach ſchon dann eintreten, wenn eine Körperbefhädigung nur die folge der 
Handlung gemwefen ſei. E3 ſolle alfo, analog den $$. 192, 193. 194. des Straf. 
—— ein faktiſcher Umſtand, ein eingetretener Erfolg allein, ganz abgeſehen da- 
bon, ob derfelbe beabjichtigt worden, die jchwere Strafe bedingen. Es hätte da- 
ber nicht gefragt werden dürfen, ob der Angeklagte vorſätzlich gehandelt habe, als 
er die Verlegung dem Förſter bei dem Widerftande zugefügt. 

Die Beihwerde ift duch Urtel vom 5. Januar 1866 wider Gaf 
(Nr. 120. 1.) zurüdgemiefen. 


Gründe, 


Die Anfiht der Staatsanwaltſchaft fann ald eine richtige nicht anerkannt 
werden. Die Bezugnahme der Beſchwerde auf die 99. 192— 194. des Strafgefeh- 
buchs fällt nicht ins Gewicht. Abgeſehen davon, daß aus ihnen eine Interpretation 
des beträchtlich Älteren Gefeged vom 31. März 1837 nicht hergeleitet werden fann, 
fegen fie auch jedenfall den im $. 187. des Strafgeſetzbuchs ausdrücklich enthaltenen 
Dolus, nämlib den Vorſatz, einen Anderen mißbandeln refp. körperlich verlegen zu 
wollen, voraus. it diefer Vorſatz erwiefen, dann kommt es allerdings bei der 
Anwendung ber 858. 192 — 194. uur noch darauf an, ob der dort erwähnte Erfolg 
eingetreten ift. Ein befonderer hierauf gerichtet gewefener weiterer Vorſatz iſt nicht 
erforderlich. 

Aehnlich verhält ed ſich mit dem $. 4. des Geſetzes vom 31. März 1837. 
Der vorhergehende $. 3. lautet: 

ft die Wibderfeglichfeit mit Gewalt an der Perſon verbunden gewefen, 
p wird u. f. mw. geitraft. 

Es ift demgemäß bier nur von derjenigen Widerfeglichfeit die Nede, die auf 
Gewalt an der Perſon des Forſtbeamten gerichtet ift. Der hierzu erforderlihe Doluß 
beſchränkt ſich daher lediglich auf einen hierauf zielenden Vorſatz und ſchließt noch 
feineömweged einen ſolchen ein, der eine fürperlihe Beihädigung bezwedt. Wenn nun 
ferner in ganz gleicher Wortitellung, wie im $. 3. der $. 4. beitimmt: »Iſt eine 
förperlihe Beſchädigung erfolgt, fo hat u. f. w. vermwirkt«, jo fann es nicht bedenklich 
fein, daß dad Geſeß zu feiner Anwendung eine gefteigerte verbrecheriſche Abſicht des 
Thäterd im Auge gebabt hat, nämlich den Vorſatz, eine fürperlihe Beſchädigung zu- 
zufügen. Die jedeömalige Schwere derjelben, aljo der Erfolg der beabfichtigten That, 
ift nach den ausdrüdlichen Worten des $. 4. ein Strafzumeſſungsgrund, erübrigt 
aber nicht den bon vornherein nothmwendigen allgemeinen Vorſatz, zu befhädigen. 
Aus diefem Grunde erklärt fih dann aud dad angedrobte hohe Strafmaaf, was 
nicht bios der Fall fein würde, wenn man annehmen wollte, daß auf Körperver— 
letzung gerichtete Abficht überhaupt nicht geboten wäre. Hierzu kommt, daß nad 
den kei Emanation des Gefehed vom 31. Mära 1537 aeltend aeweſenen Vorichriften 
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des Tit. 20. Tb. U. ded Allg. Landrechts, und zwar nad den $$. 796—805. zur 
ftrafbaren Beſchädigung eines Menſchen, die nicht aus Fahrläſſigkeit erfolgt war, 
allemal der entiprechende Vorſatz gehörte, indem dieſes Moment jedesmal ausdrücklich 
hervorgehoben iſt. Dabei wird ſodann ebenfalld und namentlich in dem 6. 798, 
fpeziell vorgejchrieben, daß nad) Beſchaffeuheit der Verlegung felbft, der Erheblichkeit 
be zugefügten Schadens und der MWiederherftellung des Beihädigten die Höhe der 
Strafe arbitrirt werden ſolle. Solcergeftalt harmonirt mit diefen damals geltenden 
Beitimmungen der $. 4. deö Gejeged vom 31. März 1837 und zwar um jr mebr, 
als nad dem 8. 799. des Allg. Yandrechtd, wenn eine noch weiter gebende, auf 
eine beſonders ſchwere Beihädigung gerichtete und mit Erfolg berbeigeführte BVer- 
legung erweißlich ift, noch härtere Strafen angedrobt find. 

Unter diefen Umjtänden recytfertigt fih Die vorftehende Außlegung des er- 
wähnten $. 4. und in gleicher Weiſe hat dad Ober-Tribunal bereits in den Erfennt- 
nifjen vom 21. Januar 1852 (Minift. Bl. S. 166) und vom 8. Juni 1853 (Arch. 1, 
&. 543) enticieden. Namentlih it in dem erfteren Urtel nachgewiefen, dak der 
Wortlaut ded $. 4. dafür ſpricht und nah allgemeinen Grundfügen jede ftrafbare 
Handlung ald weſentliches Erfordernif die Vornahme derjelben mit Abfiht, Vorſatz 
oder. mindeitend Bewußtfein vorausfept, wenn aud die eingetretene Wirkung nicht 
gerade beftimmt und zwar zunächſt beabfichtigt zu fein braucht. 


$$. 1. 54. des Pireßgefeped vom 12, Mai 1851. Unterjagung der 
im $. 1. bezeihneten Gewerbe, aub wenn die Verurtbei- 
lung bor erlangter Konzeſſion und nicht in allen Fällen 
in der gleiben Eigenſchaft erfolgt war. Unzuläffigfeit der 
Unterfagung des Gewerbe als Redakteur. 


Der gie it Druder, Verleger und Redakteur einer Zeituna. Er 
it 1863, 1864 und 1865 dreimal wegen Preßvergehend verurtbeilt, und durch die 
zulegt ergangene Entſcheidung it er auf Grund des $. 54. des Preßgeſetzes zugleich 
der Befugniß zum Betriebe Teinee Gewerbes als Druder und Redakteur der gedad)- 
ten Zeitung verluſtig erflärt. " 
Seine Nichtigkeitsbeſchwerde rügt diefe Verluftigkeitd-Erklärung, weil die bei- 
den reine gegen ihn nur ald Redakteur, nicht aber als Druder ergan- 
en feien. 
i Die bekannte Streitfrage über da8 Erforderniß der Identität der Eigenfchaft 
des Gewerbes bei den verſchiedenen Berurtheilungen ift wegen erhobener Zweifel an 
dag Plenum des —— des Ober-Tribunald gewieſen, und daſſelbe bat unter 
Fheftftellung des Praͤjudizes 
Unter den tm $. 54. des Preßgeſetzes vom 12, Mai 1851 gedachten 
früberen Berurtbeilungen eined der im 8. 1. diefed Geſetzes erwähnten 
Gemerbtreibenden find alle diejenigen zu verfteben, melche — unter den 
fonftigen Voraußfegungen ded $. 54. — gegen feine Perſon, aleichviel 
ob vor oder nad erlangter Gewerbekonzeſſion erfolgt find, 
tonferm den biöherigen Entjcheidungen am 18. Dezember 1865 wider Zillekens zwar 
die Verurtbeilung zum Verluſt des Gewerbes ald Redakteur aufgehoben, im 
Mebrigen «aber die Nichtigbeitöbefchwerde zurückgewieſen. 


Gründe. 


Zu den im $. 1. des Preßgeſttzes vom 12. Mai 1851 (Gefeb « Sammlung 
©. 273) bezeichneten Gewerbetreibenden, welchen nach $. 54. cbend. die Befugniß 
zum Gewerbebetrieb aberfanmt werden kann, beziehungsweife foll, gehören die ver- 
antwortlihen Redaktenre nicht; dad angegriffene Erkenntniß unterliegt mithin in 
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foweit, als es gegen den Angeklagten aud in dieſer Eigenfhaft den betreffenden 
Verluſt ausgeſprochen hat, der Vernichtung. 

m Uebrigen mußte die Nichtigkeitsbeſchwerde nad dem Wortlaute und ber 
Entſtehungsgeſchichte des 8.54. a.a. DO. als unbegründet zurüdgewiefen werden; denn 
die Vorſchrift defjelben, daß gegen die im $. 1. genannten Gewerbetreibenden auf den 
Verluft der Befugniß zum Gewerbebetriebe erfannt werden kann beziehungsweife foll, 
»wenn wegen eines mitteljt der Preſſe verübten Vergehens innerhalb eine Zeitraums 
von 5 Jahren zum zweiten refp. zum dritten Male eine Verurtheilung erfolgte, ftellt 
fi al8 eine ganz allgemeine, von den Vorausſetzungen der gewöhnlihen Rüdfalld- 
ftrafen abweichende dar, die eine frühere Verurtheilung des Gemwerbetreiben- 
den als folden oder zu einer Zeit, wo er fi bereitd im Befige ber 
Gemwerbö-Konzejjion befunden hat, nicht erfordert. Wenn das Gefep beab- 
fihtigt hätte, die höhere Strafbarkeit derjenigen Preßvergehen, welche von den in 
J. 1. a. a. O. bezeichneten Gewerbetreibenden begangen worden find, in ähnlicher 
Meife, wie durch 8: 172. und 173. der Gemwerbe-Ordnung vom 17. Januar 1845 
(Gef.-Samml. ©. 74), oder Art. XVI. Nr. 1. der Verordnung vom 18. Oktober 
1819 (Gef.- Samml. S. 231) auf den Rüdfall im engeren Sinne des Worted zu 
befhränten, fo hätte es nahe gelegen, die Faſſung des $. 54.a.a. D. an die der be 
zeichneten Geſetze anzuſchließen und nicht in ——— Weiſe einen weiter⸗ 
gehenden allgemeineren Ausdruck zu wählen. Im anderen Fällen (vergl. SS. 40., 
42., 43. und 45.) bat das Preßgejep ſelbſt eigentliche Ruͤckfallsſtrafen angeordnet, 
alsdann aber auch die entſprechende, von der des F. 54. weſentlich abweichende 
Faſſung gewählt, hierdurch aber die Schlußfolgerung gerechtfertigt, daß bei $. 54. 
andere, als die hinſichtlich des Rüdfalld geltenden Grundfäge anzuwenden feien, 
und daß indbefondere das entideidende Gewicht auf die Verlegung der mit dem 
Gewerbebetrieb verbundenen befonderen Pflichten zu legen fei. 

Bei der Vorberathung des Preßgefeges find auch feine Momente herborgetre- 
ten, melde auf eine andere Abficht ſchließen ließen; es ift vielmehr für die Beibehal- 
tung der im Gefegentwurf den Berwaltungsbehörden beigelegten Befugniß je 
Entziehung der Konzeffion fpeziell darauf hingewieſen worden, dab diefelben bei Er- 
theilung der Konzeffion die ftattgehabten Vorbeftrafungen überjeben haben könnten; 
wenn nun nictödejtoweniger den Gerichten allein die Befugniß zur Aberkennung 
der Konzeffion übertragen worden ift, fo liegt die Annahme nahe, daß Diefelben 
auch zur Berüdfihtigung diefer, der Konzeffion vorhergegangenen Berurtheilungen 
wegen Preßvergeben Kir berufen erachtet wurden. 

Hiernady find unter den im $. 54. a. a. DO. gedachten früheren Verurthei— 
lungen eines der im $. 1. ebend. genannten Gewerbetreibenden, zu denen die Druder 
gebören, alle diejenigen zu verjtehen, welche unter den fonjtigen Vorausſetzungen 
diefed Paragraphen gegen feine Derjon, gleichbiel ob bor oder nad) erlangter Kon- 
zeflion, erfolgt find; das Vorhandenfein von zwei derartigen Verurtheilungen wegen 
Drefvergehen aber ift gegen den Angeklagten feitgeftellt, die beöfalld eingelegte 
Nichtigkeitäbefhwerde mithin als unbegründet zu erachten. 


8 6. 18. des Hauſir -Reglements vom 28. April 1824. Kabinets- 
rdre vom 14. Dftober 1853. Thatbeftand ded Haufirgemwer-, 
bed bei doppeltem Wobhnfip; Betreibung des ſtehenden Ge, 
werbe8 an beiden Orten. Anwendung auf Mufitgefell 


ſchaften. 


Der Angeklagte Erdmann wohnt in Belgard und unterhält dort eine Muſik- 
gefellichaft. Er hat aber auch in der meiter ald 2 Meilen entfernten Stadt Schievel. 
bein Mufifaufführungen mit feiner Gefelliyaft veranftaltet, und er, fowie die Mit« 
glieder feiner Gefellfhaft find daher wegen Ausübung ded Muſikgewerbes außerhalb 
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ihres MWohnortes im Umberziehen, ohne Löſung de erforderlihen Gewerbeſcheins, zur 
Strafe verurtheilt. 

Der Appellationsrichter hat fie indeß freigefprocden, indem er, was ber erfte 
Richter verneint hatte, annimmt, daß der Erdmann aud einen ordentlihen Wohnſitz 
in der Stadt Scievelbein erworben, alfo einen doppelten Wohnfig babe. Denn er 
babe dort da8 Bürgerrecht erworben, zahle dort Kommunalfteuern, babe dort auch 
den Gewerbebetrieb ald Muſikus angemeldet, eine Wohnung gemiethet, fich zeitweife 
in der Abficht längeren Verweilens aufgebalten u. ſ. w. Die Gehülfen und Lehrlinge 
in feinem Dienft ftänden aber in einem dem Geſindedienſt ähnlichen Verbältniffe zu 
ihm, folgten alfo in der bier in Mede ftehenden Beziehung feinem Wohnfige. 


Die pi ————— des Ober ⸗Staatsanwalts biergegen ift durch Urtel 
vom 12. Januar 1866 wider Erdmann und Genoſſen (Nr. 1157. 1.) zurückgewieſen. 


Gründe 


Dad Uppellationsgeriht nimmt an, daß der Angeklagte, ald er im Novem- 
ber 1863 an feinem damaligen zweiten Wohnorte Scievelbein für Geld Muſik 
machte, 16 nur in der Ausübung feines | in feinem zweiten Wohnorte 
Scyievelbein gleihfall8 angemeldeten Gewerbes als Muſikus befand, fo daß von einem 
Mufitmachen im Umberziehen oder doch in einer — Entfernung als 2 Meilen 
von feinem Wohnorte (Belgard) keine Rede fein fünne. 

Hierin ift dem Appellationdrichter beizutreten. Denn da der Angeklagte nad) 
der thatfächlichen FFeftftellung damald, d. h. im November 1863 nicht bloß in Bel- 
gard, ſondern auch in Scievelbein wohnte, fo bedurfte er nad der Kabinetd-Ordre 
vom 14. Dftober 1833 auch keines Haufirgewerbeſcheins zur Betreibung feines Ge- 
werbes als Mufitus in feinem gedachten zweiten Wohnort. 

Wenn nun die Nidhtigkeitäbefchwerde qmahf thatfählih auszuführen fucht, 
daß nad dem Refultat der Bemweißaufnahme der Angeklagte Erdmann im November 
1863 nur allein in Belgard und nicht auch gleichzeitig in Schievelbein feinen Wohn- 
ort gehabt, und daß alle Handlungen des Ungeklagten, aus denen der Appellationd- 
rihter das Gegentheil gefolgert, nur zum Schein geſchehen feien, um fi der Haufir- 
Gewerbefteuer zu entziehen, fo liegt dierin ein nad Art. 107, des * vom 3. 
Mai 1852 unzuläffiger Angriff gegen den vom —— Richter feſtgeſtellten That⸗ 
beſtand, welcher in der gegenwärtigen Inſtanz nicht berückſichtigt werden kann. 

Die Nichtigkeitöbejhmerde behauptet aber auch ferner, daß im Sinne ber 
Steuergefeßgebung von einem doppelten Wohnfige überhaupt nicht die Rede fein 
könne, daß bier vielmehr der MWohnfip mit dem Aufentbalt3orte zufammenfalle, 
und daß in Steuerfahen nur ein Ort ald Wohnort gelten künne. Dies ift jedoch) 
unrichtig. Namentlich fehreiben die —— nirgends vor, daß ein ſtehendes 
Gewerbe und ſpeziell das ſtehende Gewerbe des Mufitus nur an einem Orte und‘ 
nicht an mehreren Orten von bderfelben Perfon betrieben merden dürfe. Die Nich- 
tigkeitsbeſchwerde beruft fi in diefer Beziehung auch nur darauf, daß die Kabinet3- 
Ordre vom 14. Oftober 1833 nit vom Wo nfißr fondern nur vom Wohnort 
ſpreche. Beide Ausdrücke find jedod gleichbedeutend, und werden in ben Bergen 
ebenfalld promiscue gebraucht, wie fi dies z.B. auß $.16, Tit. U. der Allg. Ge- 
richts ⸗Ordnung ergiebt, welcher lautet: 

der durch den Wohnort begründete perfünliche Gerichtäftand verändert 
fi, wenn Jemand diefen Ort gänzlid verläßt, und auf die im $. 10, 
bejchriebene Weife feinen Wohnfis anderswo auffchlägt. 

Es ift auch bereitö in den beiden mider den Mufiluß Krauſe ergangenen 
Erfenntniffen be8 Ober - Tribunald vom 18. November 1859 und 2, Mai 1862 an- 
erkannt, daß aud bei Anwendung der Kabinet? » Ordre vom 14. Oftober 1833 ein 
boppelte® Domizil Berüdfichtigung finden müfle. Desgleichen ift in dem gedachten 
Erfenntniffe vom 2. Mai 1862 ſchon ausgeſprochen, daß die Vorſchriften in 88.9. ff. 
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Tit. U. der Allg. Gerichtd « Ordnung nicht blod, wenn e& ſich nur um den perfön- 
lihen Gerichtäftand handelt, fondern in Ermangelung anderer diesfälliger gefeplicher 
Vorſchriften ganz allgemein in Beziehung auf die Frage, ob Jemand an einem Orte 
feinen Wohnfig genommen hat, maaßgebend fein können. 


$. 71. des Deichreglementd für die Altmark vom 1. September 1776, 
Urt. II. des Einführungdgefeped vom 14. April 1851. Verordnung vom 
1. Juli 1859, fjortdauernde Gültigkeit des $. 71. des Deid- 
reglements. 


Der Angeklagte iſt beſchuldigt, einen zu dem größeren Deichfpftem gehörigen, 
auf Unordnung der Deihverwaltung angelegten und unter der Königlihen Deich 
ſchau ftehenden, mit feinen beiben Endpunften an ben Haupt-Eibdeich ſich anfhließen- 
den (Hinter) Deich, welcher ein größeres zu feinem Rittergut gehöriged Brad um- 
fließt, ohne Genehmigung der Deichbehörde durchſtochen zu haben. Er ift ferner 
befhuldigt, an einer anderen Stelle feiner Feldmark ein. Sieh (Schleuſe) gewaltfam 
ebenſo J Gene migung geöffnet zu are Ä 

Die aus |. 292. des Strafgefebbuhs erhobene Anklage ift indeß zurückge⸗ 
wiejen, weil unter den obwaltenden Umjtänden nicht anzunehmen ſei, daß durch Die 
Handlungen des Ungeflagten überhaupt eine Ueberſchwmemmung berurfacht worden 
fei; daffelbe gelte von dem eventuell auß $. 293. des Strafgeſetzbuchs erhobenen 
Strafantrage (fahrläffig verurfachte Ueberſchwemmung). 

Endlid hatte der Staatsanwalt auch eventuell die Anwendung deB $, 71, 
des Deichreglementd vom 1. September 1776 (Rabe Sammlung Bd, . ©. 191 
beantragt. Uber auch fie ift abgelehnt, weil der gedachte $. 71. nach Art. U. 
Einführungsgefeged durch das Strafgeſetzbuch aa par ſei. 

Ueber dieſe letztere Ablehnung, alſo den gedachten $. 71. betreffend, führt 
der Ober -Stantdanwalt Beihwerde, und dad Dber- Tribunal hat durch Beſchluß 
bom 4. Januar 1866 wider Böttcher (Nr. 2, B. U) in foweit. den Beſchluß deB 
Uppellationdgeriht3 aufgehoben, und zwar 

in Erwägung, da die bezüglid auf die Annahme der erfolgten Aufbehung 
des $. 71. durch den Urt. IL des Einführumgsgefeged und auf die daraus gefolgerte 
Zurüdmweifung des Strafantraged angebrachte Befchmerde begründet erſcheint / 

daß nämlich, wenn der Art, I. des Einführungégeſeßes bom 14. April 1851 
alle Strafbeſtimmungen, die Materien betreffen, auf welche ſich dad Strafgeſetzbuch 
bezieht, außer Wirkſamkeit geſetzt, * en die beſondere Strafgeſetze / in ſoſern fie 
Materien betreffen, in Hinſicht deren Strafgeſetzbuch nichts beſtimmt, in Kraft 
belaſſen bat, zu dieſen letztgedachten beſonderen Sträfgeſetzen insbeſondere auch poli- 
Ihe Strafpvorſchriſten en welche in den dad Deichweſen betreffenden parti- 
ularen und Spezialgejegen gegeben find, da die Materie (vergl. Goltdammer Archiv 
Bb. 9. S. 318, 320 bie 3 ) dad Deichweſen überhaupt betreffende allgemeine 
Strafvorfhriften in dem Stra —X* nicht gegeben find und nicht haben gege 
ben, vielmehr die diefe Materie betreffenden bejonderen Gefege auch hinſichts ihrer 
Strafvorfhriften — foweit nit an, Stelle der legteren, für firafbare Handlungen, 
denen in demfelben vorgefeben iſt, Beſtimmungen des Strafgefepbucs treten — haben 
in Kraft bleiben follen, wie denn in dem, das Einführungsgejep vom 14. Mpril 1851 
Urt. II, betreffenden Kommilfiondberiht der zweiten Kammer (©, 4, 6) in Verfolg 
der Meußerungen bderfelben in dem, den Entwurf des Greafgeiehbud betreffenden 
Kommiffiongberihte (S. 6 und 168 zu $. 304, def Entwurfs) ald in Kraft blei- 
bende befondere Strafgefege über Materien und einzelne befonder? qualifizirte ftraf- 
bare Handlungen, melde in dem Strafgeſetzbuch nicht berührt find, unter Anderen 
auch die einzelnen Deihordnungen, in ſofern die Beſtimmung ded 6. 273, des Ent. 
wurfs, $. 301. des Strafgeſetzbuchs, nicht zutreffe, aufgeführt wurden; 
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in Erwägung , daß daß ana me ferner zwar in den 66. 283. und 
301. der Dämme, Deiche und Schleufen Erwähnung gethan hat und auf diefe Ob- 
jefte ſich auch der $. 71. des Meglement3 vom 1. September 1776 bezieht, die letz— 
tere Strafvorfhrift aber in foweit, als in ihr mit — wie in den SS 283. 291. 
bis 293. und 301. bed Strafgeſezbuchs — ber Zwed, zu welchem, und der Erfolg, 
mit welchem gehandelt worden, in Betracht gezogen find, als partifulare Dolizei- 
TE ericheint, welche auch neben den Vorſchriften de . Landrechts 
Th. I. Ait. 20. $$. 1571. bis 1577. im Kraft geblieben war und deren fernere, 
mit Berüdfichtigung der Urt. VIIL und IX, ded Einführungdgefeged vom 14. April 
1851 neben dem Gtrafgefegbuche fortdauernde Geltung aub die Verordnung vom 
1. Juli 1859 (Gei.-Samml. S. 367) dadurd anerkannt bat, daß fie im $. 1. auß- 
brüdlich ausgeſprochen bat: 
ie ..... Deiderbnung in ber Altmark vom 20. Dezember 1695 und 
dad Reglement dazu vom 1. September 1776 bleiben in Kraft, fomeit 
fie er duch gegenwärtige Verordnung deklarirt und abgeändert 
werden; 
eine jenen $. 71. de8 Reglement? vom 1. September 1776 deklarirende oder abän- 
bernde Beftimmung aber nicht aufgenommen bat; 
daß biernad die Annahme der Derfügung, vom 16, November 1865, es fei 
ber $. 71. bed Meglementd vom 1. September 1776, welder dahin lautet: 
Wer eine Schleufe zur unrechten Zeit öffnet oder zumacht, oder fonf 
derfelben Schaden zufüget, ingleihen wer einen Deich durchſticht, der fo 
nit allein den verurſachten Schaden erjegen, foweit fein Vermögen 
eng —— noch überdem dem Befinden nad mit Feſtungsarbeit be- 
eget werden. 
durch Urt. 11. de8 Elnführungsgeſetzes zum Strafgeſeßbuch für aufgehöben zu erad- 
ten, unrichtig if. 


Nr. 7. a, b. des Ehauffeegeldtarifd vom 29. Februar 1840, Be- 
freiung der Dünger⸗Führen vom Ehauffeegelb. 


Erkenntniß bed Ober + Tribunal® dom 26. “Januar 1866 wiber Chrijtoph 
(Nr. 11,1), durch welches das freifprechende Appellationd-Erkenntnig vernichtet, und 
das erſte verwrtheilende Erkenntniß beftätigt if, 


Gründe. 


Nach dem Tarif zur Erhebung des Chauſſeegeldes vom 29. Februar 1840 
— Geſ.-Samml. p. 94 — sub voce »Befreiungen«e wird Chauſſeegeld nicht er- 


hoben: 
| »7. a. bei allen Sebeftellen von Fuhren mit thierifchem Dünger (Stall- 
a. Mift); 
b. bei den Hebeitellen in der Gemeinde- oder Gutsfeldmark und bei den 
Hebeftellen in der Feldmark, wo bie bewirtbfchafteten Grundftüde oder 
Weiden liegen, von eg und von Beftellungd- und 
Erntefuhren, einfhließlid der Fuhren mit Aſche, Gyps, 
Kalt u. f. w. zur Düngung. « 

Der Angeklagte ift nun am 27. und 29. Mai 1865 mit einer zweifpänni- 
gen Fuhre mit Sägeſpähnen bon Pepe: nad Kamig bei ber Chaufeehebe elle 
zu Kamig vorüber auf fein Gehöft ge abren, ohne dad tarifmäßige Chauffeegeld zu 
entrichten, und ber erjte Richter hat ihn daher wegen zweier Chauffeegeld - Kontra- 

bentionen beruribeilt. | 
‘ Auf die Appellation des Ungellagten bat jedoch das Königliche Appellations- 
gericht den Angeklagten freigeſprochen. 


15* 


x 


220 Aus der Pragid. Urt. XVIII. des Einführungsgefehe® vom 14. April 1851. 


Die gegen diefe Entſcheidung vom Ober-Staatdanwalt eingelegte Nichtigkeitd- 
befhwerde muß für begründet erachtet werden. 

Der Appellationsrichter fpricht den Angeklagten nur deshalb frei, weil die 
beiden uhren mit Sägefpähnen, Fuhren mit Material zur Düngung gewefen, 
alfo nah Nr. 7.b. der Kabinetd - Orbre vom 29. Februar 1840, da die Hebeftelle 
zu Kamitz in eben bderfelben Feldmark gelegen fei, in welcher die Grunditüde ded 
Angeklagten liegen, fein Chauffeegeld zu entrichten gehabt hätten, Aber nah Nr. 7. b. 
a. a. DO. ift keinesweges jede Fuhre mit Material zur Düngung von der Abgabe 
befreit, fondern nur Fuhren mit Aſche, va u.f. w. zur Düngung, d. b. Fuh— 
ten, womit Aſche, Gyps u. |. wm. auf das Feld, um daffelbe damit zu dün- 

en, gefahren wird, alſo Beftellungöfubren zur Düngung. Denn da8 Geſetz 
richt in Nr. 7, b. nur von Beftellungd- und Erntefuhren inthlieflie der Fuh⸗ 
ten mit Aſche, Gpp8 u. f. w. zur Düngung. Aus dem Worte einfchließlich ergiebt 
* aber unzweifelhaft, daß aud die * edachten Fuhren zur Düngung Beſtellungs⸗ 

hren fein müſſen. Das Geſeß bat Diele Art von. Beftellungsfuhren nur noch zur 
Befeitigung jeden Zweifeld fpeziell hervorgehoben. 

Die bier in Rede ftehenden beiden fuhren von Weißwaſſer nah Kamik mit 
Sägefpähnen, welche, wie der Appellationdrichter felbft feftitellt, zuvörderſt 2; dem 
Gutshofe zu Kamig durch Begießen mit Miftjauhe und Ueberfhütten von Dünger 
präparirt, und fodann erft fpäter auf das Feld des Angeklagten gebracht, und 
unter die Runfelrüben gefhüttet wurden, find weder Beftellungsfuhren, nod 
uhren zur Düngung im Sinne der Nr. 7.b. a. a. D. geweſen. 


Art. XVII. des ag ng bom 14. April 1851. Wohnfip 
zur Zeit der Anftellung der Klage ald entſcheidend für die 
Nothwendigkeit der Sühne. 


Der Kläger bat im Laufe der erften Jnftang einen verſchiedenen Mohnfik 
gehabt, ſowohl zur & der ihm widerfabrenen Beleidigung, zur Zeit der Klage- 
nftellung und zur Zeit der Klagebeantwortung. Der Verklagte hat den Wohnfig 
nicht verändert. Es iſt nun ftreitig gemwefen, welcher Wohnfig über die Notwendig. 
—* ſchiedsmänniſchen Sühne mit Rückſicht auf die dentität des Gerichtsbezirk 
entſcheide. 

In dem Urtel des Ober⸗Tribunals vom 12. Januar 1866 in Sachen Ort. 
mann wider —* (Nr. 927.1.) iſt ausgeſprochen, daß es für die Frage der Noth- 
wendigfeit der Sühne darauf anfomme, ob zur Zeit der Unftellung der Klage beide 
Parteien in demfelben Gerichtäbezirt wohnten. | 


$. 14. des Strafgefegbudd. Anrehnung der Unterfuhungshaft 
auf die Gefängnißftrafe bei verfhiedener Behandlung der 
Gefangenen. Anrechnung der in einer anderen Unter- 
ſuchung erlittenen Haft. 


Der Ungellagte ift zu 2 Jahren Gefängniß verurtheilt, und verbüßte diefe 
Strafe vom 2, April 1863 ab in der Strafanftalt zu Antonienhütte. Er entfprang 
am 23. Juli 1863, und wurde zu Frankfurt wegen neuen Diebftahl8 zur Haft ge 
bracht und verurtheilt. Hier war er 95 Tage in Unterfuhungd- und 23 Tage in 
Strafbaft, bis er nad jener Strafanftalt zu Antonienhütte zurüdgeliefert wurde. 
Hier hat er beantragt, ibm jene in Frankfurt exrlittene Unterfuhungshaft nad ben 
biöherigen Grundfägen des Dber-Tribunald auf feine Gefängnißftrafe von 2 Jahren 
einzurechnen. 
er Beſchwerde über die Verneinung diefed — ji durch Beſchluß 
de8 Ober⸗Tribunalß vom 23. Dezember 1865 (Streit Nr. 301. 1.) aurüdaemwiefen, 
meil feine VBebandluna ald Unterfuchungsgefanaener in dom = 7 
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u frankfurt eine weſentlich andere geweſen fei, ald diejenige in der Strafanftalt zu 
ntonienbütte, der Zwed der Strafe mithin durch jene Haft nicht in gleicher Weife 
babe erreicht werden fünnen. 

Mir bemerken, daß zu biefem nad den bisherigen Grundſätzen des Ober- 
Tribunald, daß nämlich die Unrehnung der Unterfuhungsbaft nur bei einer Gleicy- 
beit de8 Strafübeld Anwendung finde, allerdings durchgreifenden Grunde aud der 
jenige binzutritt, daß die ee | der ganzen Unterſuchungshaft niemals, fondern 
nur diejenige der feit der Rechtskraft der Verurtheilung bis zur Abführung zur Ge 
fangenen-Anflalt erlittenen Haft ausgeſprochen ift, und daß babei augenſcheinlich auch 
die Identität der Sache voraudgefegt iſt, daß daher zwar von einer Anrechnung 
jener Haft in frankfurt auf die dort erfannte Strafe, niemald aber auf die zu 
Antonienhütte auß einer ganz anderen früheren rechtöfräftigen Verurtheilung ber- 
rührende Strafhaft die Rede fein könnte (vergl. Bd. Il. ©. 820, IV. 816, VI. 
©. 499, VIII. 827, IX. 9, X. 640.). 


9 de8 Strafgeſetzbuchs. Verſäumniß der Rügefrift durch 
ntrag auf disziplinariſche Rüge bei der Dienſtbehörde, 
wenn diefe nur daß Recht, aber nicht die Pflicht einer fol- 
hen Rüge bat. 


Der Verklagte ift wegen Verleumdung verurtbeilt, weil er vor mehreren 
Jahren von dem Kläger behauptet hat, verfelbe habe aus der öffentlihen Kaffe Geld 
gejtoblen. Beide find Kaffenbeamte. 

Auf den Einwand ded Ablauf? der Rügefrift erwägt der Appellationdrichter, 
baß der Kläger einige Tage vor dem 10. November 1863 die in Rede fichende 
Aeußerung erfahren, am 9. November 1863 bei feiner Dienſtbehörde die Beftrafung 
bed Verkiagten beantragt; daß die Dienftbehörde die erforderlihen Ermittelungen an- 
geftellt, fodann Kläger erft am 15. März 1864 von ber Dienftbehörde benachrichtigt 
worden, die Verfolgung des Verklagten felbit zu übernehmen; daß fi Kläger am 
7. April mit einer Denunziation an die Staatdanwaltichaft gewendet, diefe am 14. 
Mai die Verfolgung abgelehnt, und Kläger fodann am 8. April 1864 die ſchieds⸗ 
männifhe Sühne fruchtlo8 veranlaft, und am 7. Juni 1864 die Klage angeftellt 
babe. Hiernach babe fhon der Antrag bei der Dienftbehörde die Rügefrift unter- 
brocen, weil e8 fih um ein Vergeben gehandelt, welches der Kläger im Dienft be- 

angen baben folle, andererfeitd der Verklagte derfelben Dienſtbehörde unterworfen 

Bi, und es dem Kläger nicht zum Machtheil gereichen könne, daß die Dienftbehörde 
zuvor Nahforfhungen gehalten babe; endlich fei auch der beim Staatdanwalt ge- 
ftellte Antrag zur Wahrung der Rügefrift geeignet geweſen, meil es fi fogar um 
eine Amtöverleumdung gehandelt habe, welche die Staatsanwaltſchaft auch ſchon ohne 
Antrag ded Klägerd von Amtöwegen babe verfolgen dürfen. 


Auf die Beſchwerde ded Verklagten bat das Ober-Tribunal am 22, Dezem- 
ber 1865 in Sachen Reimer wider Wahrendorf (Nr. 10%. 1.) vernichtet, und den 
Kläger mit feiner Klage abgemwiefen. 


Gründe. 


Der Appellationdrichter ftellt feft, daß der Kläger einige Tage vor dem 10. 
November 1863 von der in Rede ftebenden Aeußerung des Verklagten Kenntnif er- 
halten bat. Hiernach war die im $. 50. des Strafgeſezbuchs vorgeſchriebene drei. 
monatlihe Rügefriſt verftrihen, ald der Kläger am 7. April 1864 fih an die 
Staatdanwaltihaft, am 8. April 1864 an den Schiedmann wandte und am 7. Juni 
1864 die Klage einreichte. Es bleibt daher nur nody der am 9. November 1863 
—* der gemeinſchaftlichen Dienſtbehörde der Parteien eingegangene Strafantrag 
übrig. 
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Die Rechtſprechung bed Ober » Tribunald dat nun mehrfach den — 
zur Geltung gebracht, daß der $. 50. des Strafgeſetzbuchs nur dann gewahrt fe 
wenn der eatiprechenbe Antrag bei einer Behörde angebradt worden, welche dad 
Recht und die Pflicht hat, die erforderliche Beltrafung zu veranlaflen. Dedhalb 
ift eine bei der vorgefegten Dienftbehörde zum Zwed der Herbeiführung der biäzi- 
plinarifhen Beftrafung gemachte Unzeige nah dem Erkenntnifie vom 24. Sep 
tember 1863 wider Heinrich (Oppenhoff Rechtſpr. Bb. IV. ©. 76) nicht für aus⸗ 
reihenb erachtet worden. 

Ganz fo liegt der vorliegende Fall zwar nicht. Die Denunziation bed Rlä- 
gerb dom 9. November 1863 beantragte: 

Diefe Ungelegendeit auf das Strengſte zu unterſuchen und den Ber 
leumder in rechtlicher form ded Geſehes beftrafen zu laſſen. 

Eine blos disziplinariſche Ahndung war daher nicht —— und die Dienſt⸗ 
behörde der Parteien koönnte, wenn fie es für angethan fand, die Sache an bie 
Staatsanwalſchaft oder an das Gericht gelangen laſſen, in welchem Falle, wenn es 
rechtzeitig geſchah, dem Kläger die Rügefriſt gewahrt blieb. Allein eine Pflicht 
zur Ergreifung diefer Maafregel lag unter allen Umſtänden niht ver, wie denn 
* die are Dienftbehörden fhlieglih dem Kläger es überlaffen haben, fein Recht 
elbſt zu verfolgen. 

Bei diefer Sachlage hat demnach der Kläger durch fein Angeben der Dienft- 
behörde den Erforderniffen det F. 50. nicht Genüge getban; er mußte ed nicht 
darauf ankommen laflen, ob fein Antrag von feiner vorgejepten Behörde rechtzeitig 
an die fompetente Unterfuchungsbehörde abgegeben werben würde, oder nicht; er 
mußte felbft dafür forgen, daß die gefeglich vorgeichriebene Friſt nicht verſtrich. 

Damit ſteht au nicht das Erkenntniß de8 Ober. Tribunald vom 23. Mai 
1856 wider Mint im Miderfprude. Dort hatte ein beleibigter Polizeiverwalter 
ben Borfall innerhalb der Rügefrift dem Landrath ange eig und die Beftrafung bed 
Beleidigerd beantragt. Darauf hatte der Landrath —** innerbalb der Rüge 
feift die Unterfuchung bei dem kompetenten Gericht verlangt, die auch eingeleitet wurde, 
und in Folge deffen nahm das Ober + Tribunal die Rügefrit ald gewahrt an, was 
auch nicht zu bezweifeln war. Der jegige Fall unterſcheidet ſich daher von dem ba- 
maligen wefentiich 


88. 89. 102. des — Einfluß des Verſehens bei 
der Amtsausübung auf den Thatbeſtand des Widerſtandes 
oder der Amtsbeleidigung. 


Der Forſtaufſeher G. und der von ihm zugezogene Ortsrichter WW. haben bei 
dem Angeklagten eine Hausfuchung nach geſtohlenem Holze vorgenommen, und der ˖ 
ſelbe iſt wegen Widerſtandes durch Drohung gegen dieſe Amtshaudlung aus $. 89, 
verurtheilt, vom Appellationsrichter aber freigeſprochen, weil derſelbe eine Amtshand- 
lung jener Beamten in dieſem Falle verneint, Denn die Wohnung des Angeklagten 
gehöre nicht zu dem Amtsbezirk des Ortörichterd W., fondern zu einem benachbazs 
ten, und der Sorftauffeher fei nad $. 11. des Gefegeß vom 12. Februar 1850 nicht 
felbftftändig zur Hausfuhung berechtigt gewefen, zumal er ſich auch nicht auf un- 
mittelbarer Sen auf friiher That befunden babe. Die in der Drohung zu- 
gleich — Beleidigung ſei auß denſelben Gründen bier feine Amtsbeleidigung 
nach $. 102. des Strafge re 

Auf die Nichtigkeitöbefchmerbe des Ober-Staatdanwaltd bat dad Dber- Tris 
bunal am 31. Januar 1866 wider Ried (Nr. 1317, 1) vernichtet, und in die In— 
ftanz zurüdgemieien. Denn ber Forſtaufſeher ©. fei an und für fih zur Haus. 
fuchung wohl befugt, und daher die Unmendbarkeit ber ss 89. und 102, bios dei. 
halb nicht ausgefchloffen; weil ev aus einem Verſehen anſtatt des eigentlidy fompeten« 
ten Dorfrichterd de8 Dorfed F., mohin dad Etabliffement des Ungeklagten gehört, 
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ben näberen Dorfrichter ded Dorfed R. zugezogen habe. Denn nicht jeded Wer- 
ſehen eine® Beamten bei Vornahme einer Amtshandlung entziebe der legteren ohne 
Weitered ihre amtlide Omalität (Mräjubiz des Plenums des Senatd für Straf. 
fadhen vom 12. Januar 1857. ———— Bd. 35. p. 240. Archid Bd. V. 
©. 46. Erfenntnif vom 20. November 1862. Ardiv Bd. XI. ©. 125. Oppenhoff 
u. 89. Note 21.). Außerdem fei der $. 102, des Strafgefehbuhß dadurch ver⸗ 
et, weil, wenn auch feine Beleidigung in Ausübung bed Berufed flattgefunden 
babe, dennoch eine foldye in Beziehung auf den Beruf bed Forſtaufſehers G. ftatt- 
gefunden haben könne. 


$. 89. des Strafgeſezbuchs. Widerftand genen Amtöhbandlungen. 
Begriff ber Beamten, melde zur Bollfiredung ber Urtheile 
oder Berordnungen ber Berichte berufen find. Beweisreſo— 
lute im Eivilprozef- 

Die Angeklagten find and $. 89. bed Strafgeſetzbuchs verurtheilt, unter der 
Feſtſtellung: 

1) dab daß Kreibgericht zu D. in einen Prozeßſache duch Beſchluß vom 
11. fpebruar 1864 angeordnet babe, baf über den ftreitigen früheren Wafferftand 
eined Sees der Bemweiß an Ort und Stelle unter Zuziehung des Sadperftändigen, 
Geometerd H., aufzunehmen; 

2) daf der Deputirte bed Gerichtd im Folge beffen zur Ausführung vorfte- 
hender Anordnung fi mit dem Feldmeſſer H. am Streitorte eingefunden, die er- 
forderlichen Ermittefungen und Feſtſtellungen vorgenommen und fodann ben zugezo- 
genen Sacdverftändigen angewieſen habe, die augzuführenden Rivellitungen und Ber- 
meflungen, und demnächſtigen ie von Markirpfählen zu bewirken; 

3) daß beide genannte Perjonen fi zur fraglihen Zeit in der Vornahme 
einer Amtöhandlung befunden haben, die Angeklagten aber den Vermeſſungs -Hand⸗ 
lungen de3 gedachten Geometerd H, thätlihen Widerftand entgegengefeßt haben. 

Die Nichtigkeitdbefchmerde des Ungellagten führt aus: 

Es babe ſich — um eine vom Prozeßrichter beſchloſſene Bemweißauf- 
nahme gehandelt, zu melcher ein Richter deputirt und ein Sachverſtändiger vorge- 
laden gemefen. Der Richter fei nicht al8 ein Beamter zu betradten, ber ** 
ſei zut Vollſtreckung ber Geſetze oder ber Urtheile und Verordnungen ber Ge— 
richte, ebenſo ſei der Feldmeſſer nicht zur Beihülfe eines ſolchen Beamten zugezogen 
worden. Der 8. 89. ſpreche nicht ganz allgemein von Ausführung und Vollziehung 
bon Anorbnungen der Obrigfeit, Gndirn von Vollftredung der Befehle und Ber- 
ordnungen ber Berwaltungsbehörden oder ber Urtheile und Werordnungen ber 
Gerichte. Eine Anordnun erfügung) fei feine Verordnung ee Archiv 
V. 8b. ©. 263), — e, wie ein Erkenntniß, exekutidiſche Vollſtreckbarkeit 
voraus, wie ſowohl die Safung deB hy 89. als auch deffen Quelle, der Art. 209. 
des Code penal andeute. Bei dem Verfahren eined Richters, welcher eine Grenz 
regulivung im Wege der Epgekution leite, fei mohl ein Wiberftand im Sinne deB 
$. 89. denkbar, wicht aber bei einem Richter, welcher eine Grenzlinie in einem Be- 
mweißverfahren Feftfteilen tolle. 

Die Beſchwerde ift durch Urtel vom 20. Dezember 1865 wider Weib 
(Mr. 1034. 1.) zurüdgemiefen. 


Gründe 


Die Anwendung ded $. 89. des Strafgeſetzbuchs auf den oben angeführten 
Thatbeftand beruht nicht auf einem Rechtsitrthum, vielmehr find alle Voraugfegun- 
gen deß bezeichneten Vergehens in ber thatfächlichen Feſtſtellung enthalten. Zunächſt 
beſchränkt fi) die Vorſchrift dieſes Paragraphen nicht prinzipiell auf die Klaſſe der 
f. 9 Exekutivbtamten; weder die Faſſung ded Geſthzes, noch deſſen Entſtehungs⸗ 


224 Aus der Pragis. $. 119. Nr. 2. des Strafgeſehbuchs. 


efhichte, noch deffen Zweck deuten darauf bin, daß alle übrigen Beamten vom dem 
F gewährten Schutze ausgeſchloſſen werden ſollen. Es fragt ſich nur, ob der be 
treffende Beamte zur Vollſtreckung der Gefege, oder der Befehle und Verordnungen 
der Verwaltungsbehörden, oder der Urtbeile und Verordnungen ber Gerichte berufen 
war. Der legte Fall liegt vor, daß Mefolut ded Kreidgerichtd in der rubrizirten 
Prozeßſache ift als eine folhe Verordnung ded Gericht? zu betradhten, deren Voll. 
firedung unter die Beftimmung ded $. 89. fällt, — und die Anficht der Imploran⸗ 
ten, daß eine gerichtlihe Verordnung in diefem Sinne die egetutivifhe Vollftred- 
barkeit, wie ein Erfenntniß vorausfege, ift nicht gerechtfertigt. Die gerichtlichen Ver⸗ 
ordnungen find bier den Urtheilen ar na und unterliegen andern Vorfchriften 
als die Exekution der Erfenntniffe. Die Bemweidaufnabme mit der Nivellirung der 
fireitigen Lokalität konnte in jener Prozeflahe nur durh den Deputirten ded Ge- 
richts mit Zuziehung eined Geometerd vollzogen werden umd ber feftgeftellte thätliche 
Miderftand von Seiten der An a trat daher der Vollfiredung einer gericht. 
lihen Verordnung entgegen, fo daß daß fpezielle Vergehen des $. 89. ‚vorliegt. 


F. 119, Nr. 2. des Strafgeſetzbuchs. Arbeitsfheu ald Grund der 
Arbeitdverweigerung. Verrichtung andermweiter Arbeiten 
ftatt der angewiefenen. 


Der Angellagte war im Wege der AUrmenpflege in dem ftädtifchen Haufe für 
Obdachloſe untergebracht, erhielt daher — wie der erfte Richter fagt — Unterftügung 
aud Öffentlichen Armenfonde. Er wurde zu einer Arbeit von dem Bürgermeifter be+ 
ftellt, ift aber dazu nicht erſchienen, mithin als ein fih Weigernder aus $. 119, 
Nr. 2. des Strafgeſetzbuchs verurtbeilt. 

Der Appellationsrichter fpricht ihn frei, indem er feftitellt, daß der Ange- 
klagte, noch bevor er zu jener öffentlichen Arbeit bejtellt worden, bereit für Diefelbe 
Zeit anderweite Arbeit bei einer Brivatperfon — und dieſe auch verrichtet 
babe. Hierdurch ſei die Vorausſetzung des $. 119. Nr. 2., daß der Ortsarme wegen 
Arbeit3fheu bie ihm angewiefene Arbeit vermeigere, mibderlegt. 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde des Staatdanwaltd verneint das Erforderniß ber 
Arbeitsſcheu; der $. 119. Nr. 2. habe lediglich einen Verftoß gegen die im ntereffe 
der allgemeinen Armenpflege gegebene Anordnung im Auge und laſſe lediglih den 
Einwand zu, daß die Arbeit den Kräften nicht angemeſſen fei. 

Die Befchwerde ift durd Urtel vom 10. Januar 1866 wider Calliebe 
(Nr. 981. 1.) zurüdgewiefen. Nach den Motiven der Staatöregierung, ©. 35 des 
Kommiffionsbericht® der zweiten Kammer, gebe der $. 119. des Sreafgelegbu daß 
beftehende Mecht wieder, und es fei dabei auf die Vorfchriften des Geſetzes vom 
6. Januar 1843 verwiefen worden. Wie in dem Erfenntniffe des Ober-Tribunals 
vom 24. April 1862 (Archiv X. ©. 493) ausgeführt, fei deshalb bei Interpretation 
de $. 119. Nr. 2. auf jenes Gefeg Rüdfiht zu nehmen, und hieraus folge, daß 
diefe Nr. 2., welche nad ibrem Wortlaut dem $. 6. des Geſetzes vom 6. Januar 
1843 mit dem Marginal ⸗III. Arbeitöfheu« wörtlidy entnommen fei, den Sinn babe, 
daß nur die aus Arbeitöfcheu berborgegangene Weigerung der Verrihtung einer 
von der Behörde zugemwiefenen Arbeit bejtraft werden ſolle. Bon diefem Gefichts- 
punkt gebe der Appellationsrichter auß und konftatire u. f. w. Ob die andermeite 
Beſchäftigung nad Zeit und Befchaffenbeit genüge, den Vorwurf der Arbeitsſcheu 
zu befeitigen, gehöre zur thatfächlihen Beurtheilung. 


$$. 156. 50. des Strafgeſetzbuchs. Friftenlauf für die Rüge in 
Bezug auf die Verbreiter und den Erfinder der falſchen 
Behauptung. 


TON, Hak Merklaater geäukert, die Hehamme 6, 
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babe ihm, dem BVerklagten, erzählt; daß der Kläger feinem Brotherrn Speicherbor- 
räthe veruntreut babe. 

Der Kläger klagte daher rechtzeitig gegen die Hebamme C. ald Verbreiterin 
einer berleumderiihen Behauptung über ibn, und zwar will er diefe Klage auf Bu 
reden des Verklagten ſelbſt angeftellt baben. Als nun aber am 7. September 1863 
der Verklagte.ald Zeuge in diefem Prozeſſe vernommen wurde, bermochte er jene 
angeblihen Aeußerungen der Hebamme E. nicht zu befunden, und der Kläger war 
genötbigt, deshalb die Klage zurüdzunehmen. 

Nunmehr erſchien alfo der Verklagte felbft ald Urbeber oder Erfinder ber 
berleumderifhen Behauptung, weil jene Quelle, aus welcher feine Kenntniß des Ge 
rüchts berrübren follte, die Hebamme E., nach feinem eigenen verneinenden Zeugniſſe 
fortgefallen war. Der Kläger ſchritt alfo nun zur Klage gegen ibn vor, ift aber in 
beiden Inſtanzen abgewiefen, weil inzwifchen gegen den jesigen Verklagten die drei. 
monatliche NRügefrift verlaufen war. 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde des Klägerd rügt die, Denn erſt am 7. Sep 
tember — dem Tage des derneinenden Zeugniſſes des jepigen Verklagten in jenem 
Vorprozeſſe — babe er eben durch dieſes Zeugniß erſt erfahren Fünnen, daß der 
Verflagte nicht blos der Werbreiter, fondern felbft der eigentliche Arheber der Nad- 
rede je. Alſo erft vom 7. September fei die dreimonatlide Nügefrift zu vechnen 
und bon ihm innegebalten, Der $. 156. bezeichne ald Verleumdung ſowohl das 
Verbreiten ald dad Behaupten der falfhen Thatfahe. Der Verleumdete fei beredy- 
tigt, Jeden, der dad Gerüht verbreitet habe, in Anfprud zu nehmen. Entſchließe 
er ih, den Erfinder felbit in Anfpruc zu nehmen, fo könne gegen diefen die 
Nügefrift erft von der Kenntnik ab, daß derfelbe die Thatfache behauptet refp. er- 
funden und nicht blos nacherzählt habe, beginnen. 


Die Beſchwerde ift durch Urtel vom 12. Januar 1866 in Sachen Katuznh 
wider Szyhmanski (Nr. 1125. 1.) zurüdgewicfen. 


Gründe. 


Das Weſen der Verleumdung befteht darin, daß falſche Gerüchte des im 
$. 156. des Strafgeſetzbuchs bezeichneten Inhalts ind Publitum gebracht werden und 
wenn daß Gefeg ſowohl das Verbreiten ald auch das Behaupten folder Aeußerun⸗ 

en ald PVerleumdung mit Strafe bedroht, fo ift e8 doc immer nur eine und die- 

hibe Verleumdung, wenn eine beftimmte thatfächlihe Unterftellung — mie im vor- 
liegenden falle die, daß der Kläger feinem Brotherrn Speicherborräthe veruntreut 
babe — ind Publikum gebracht wird, mag nun derjenige, welcher dieſes unternimmt, 
da8 Gerücht bloß verbreitet, oder ed auch zugleih erfunden haben. Es liegt daber 
auch nur ein Klagegrund vor, und diefer war bereit? vorhanden, als der Kläger 
im April 1863 in Erfahrung brachte, der Berklagte habe jene® Gerücht verbreitet; 
es begann alfo von diefem Zeitpunkt ab die im $. 50. des Strafgeſetbuchs gedachte 
dreimonatliche Frift, und da der Kläger innerhalb derfelben die Verleumdung gegen 
den Verklagten nicht gerügt bat, fo kann für ihn ein neuer Friſtenlauf nicht de&halb 
beginnen, weil er im September erft nachträglich Thatumſtände in Erfahrung ge 
bradt bat, aus denen er folgern kann, daß der Verklagte nicht bloß der Verbreiter, 
fondern auch der Erfinder des erwähnten Gerüchte? fei. 


65. 213. 289, des Strafgefegbuhd. Bebrobung mit Brandfif- 
ung durch Bedrohung mit einer Zerftörung des Gebäudes 
durch Pulver. 


Beſchluß des Ober-Tribunal® vom 12. Januar 1866 wider Wendt (Nr. 5. 
B. L), durch welchen die die Anklage zurückweiſenden Beſchlüſſe der Inftanggerichte 
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en find, und die Unterfuhung aus $. 213. des Gtrafgefehbudhß er- 
öffnet ift. | 


Gründe 


Die Anklage befhuldigt den Wendt, am — den Befiber E,, bei welchem er 

zur Miethe wohnt, durch die Worte: 
»es foftet mir ein Pfund Pulver und nächſtens fol Ihre Bude in bie 
Luft geſetzt werden.« 
mit Brand bedroht zu haben. Das Kreisgericht fand in dieſer Aeußerung keine 
Branddrohung im Sinne des F. 213. des Strafgeſetzbuchs und lehnte deshalb die 
Eröffnung der Unterſuchung ab. 

Die hierüber von der. Staatdanwaltibaft geführte Befchwerde ift yon dem 
Uppellationdgericht zurüdgemwiefen. Diefer Beſchluß beruht auf der Erwägung, daß 
die inkriminirte Meußerung eine Bedrohung mit Brand nicht enthalte, eine ſolche auch 
deshalb in derfelben nicht gefunden werden fünne, weil in der Megel dad entzünbete 
Dulver dem, dur die Exploſion zerftörten Gebäude das Feuer mittheilen werde, die 
Anwendung bon Pulver vielmehr nur ald Mittel zu betrachten fei, um durch € 
plofion dad Gebäude zu zeritören, eine derartige Bedrohung aber: weder im F. 213. 
noch in anderen ——— vorgefeben ſei. 

Dad Uppellationdgerict findet alfg, wie aus dieſer Erwägung hervorgeht, 
in der dem Angeſchuldigten zur Laſt gelegten Meußerung eine Drohung, dad Ge 
bäude des C. mittelft Anwendung don Pulver durch Epgplofion zerftören zu wollen, 
* Tag enthält die verfagte Eröffnung der Unterfuhung eime Verlegung 

es $. ; 

Denn ber $. 289. des Steafpefepbuns beftimmt: 

Die in den 66. 285. bis 288. beftimmten Strafen kommen nad ben 
dort aufgeftellten Unterſcheidungen audy gegen denjenigen zur Anwen— 
dung, welcher durch Gebrauch von Dulver oder anderen explodirenden 
Stoffen Gebäude, Hütten, Schiffe, Magazine oder andere Räumlichkei- 
ten zerftört. 

Es wird alfo, wie bie Bezugnahme bed $. 289. des Strafgefehbuhß auf 
die ausschließlich vom der Brandftiftung bandeinden GG. 285— 288. deutlich ergiebt, 
dad Zerftören bon Gebäuden u. |. m. durch Gebrauch von Pulver oder anderen 
egplodirenden Stoffen vom Gefeh ald Brandfiftung angefeben und derſelben gleich- 
geitellt. Wenn aber dad Gefep ein derartiges Serftören der —— — gleich⸗ 
ſtellt, ſo muß es auch als eine Bedrohung mit Brand im Sinne dei F. 213. ange- 
feben werden, wenn der Angeklagte den E. mit der Zerftörung feined Gebäudes durch 
Unwendung von Pulver bedrobt hat, 


N 217. Nr. 3, des Strafgeſetzbuchs. Begriff des Waldes bei er- 
olgtem Nieberfhlag des Holzeß, aber nad beftehenber forft- 
licher Bewirtbfhaftung. 


Der Angeflagte ift megen Diebftabld an geihlagenem Holz aus dem Walde 
aus 6. 217. Nr. 3. verurtbeilt. Der Appellationdrichter ftraft jeboh nur wegen. 
einfachen Diebftahld aus $. 216. des Strafgeſetzbuchs, weil der Damnifitat felbft 
angegeben, daß er da8 Holz auf jenem Forftgrundftük habe niederfhlagen laffen, und 
ftebended Holz dort nicht mehr vorhanden geweſen fei. Hiernach habe alfo ein Forſt 
nicht mebr exiſtirt. 

Auf die Befchwerde des DOber- Staatdanwaltd ift am 24. Januar 1866 
wider Schlender (Nr. 1298. 1) vernichtet, und in die Jaſtanz zurüdgewieſen. Denn 
die Auffalung des Appellationerichters, daß der Begriff eines Waldes im Sinne dei 
$. 217. Nr. 3. dadurd ausgeſchloſſen werde, daß Zeit der Entwendung alle auf 
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ber betreffenden Waldfläche geftamdenen Bäume niedergeſchlagen geweſen, ſei eine 
rechtbirrthümliche. Der Begriff des Walded werde dadurch nicht bedingt, daß auf 
dem betreffenden Grundftüde zur Er ber Entwendung vegetirende Bäume ftehen, 
fondern dadurch, daß «3 der foritlihen Bewirthſchaftung unterliege. Daß leptere 
fei aber unzweifelhaft der Fall, wenn, wie aus ber Feſtſtellung des erften Richters 
— welche der Appellationsrichter nicht in Zweifel gezogen — erfichtlid fei, dag Holz 
im Holzichlage lag und noch zu Faſchinen zufammengebunden werden follte. “Jeden- 
fall3 hätte der Appellationdrichter noch erwägen müſſen, ob nicht die ofalität, auf 
welcher ſich das J befand, unter den Begriff einer Ablage zu ſubſumiren, alſo 
aus dieſem Grunde ber 6. 247. Mr. 3. anzuwenden ſei. 


SS. 241. 345. Nr. 5. des Strafgefegbuchd. Anwendung be $. 241., 
wenn das Berbalten des Berkäufers verfälfdter Eßwaa— 
ren oder Getränke über das bloße Feilhalten hinausgeht. 


‚Die Juſtanzrichter ge die Angeklagte aus |. 241. bed Strafgeſetz ⸗ 
buchs, indem fie den Thatheſtand des verfuchten Betruged durch Unterbrüden wahrer 
Thatfahen darin finden, daf die Angeklagte im Laden de Kaufmann M. ein Stüd 
Bulle zum Gewicht von 5% Pfund zum Verkauf angeboten hat, welches im Innern 
aus gebrühter, alſo ſchlechter Butter beftund, außerhalb aber einen Ueberzug bon 
untadelbafter Butter hatte, daf fie dabei die innere Beſchaffenheit des Stüde ber 
ſchwieg, und für daffelbe einen ſolchen Preis zu erlangen fuchte, ald wenn es durch⸗ 
gängig aus guter Butter beftanden hätte, daß ed übrigens dem M. gelang die in- 
nere Beichn enheit ded Stüdeß zu entdeden, bevor dad Geſchäft zu Stande Fam. 

Der Ober -Staatdanwalt legt zu Gunften der Angeklagten die Nichtigkeitd- 
beihiwerde ein, indem zwar die Möglichkeit einer Konkurrenz der GG. 241. und 345. 
Nr. 5. bei demfelben Thatbeftaude zuzugeben % indeß die Anwendung der legteren 
Vorſchrift auf einen Fall im gewöhnliden Handel und Wandel die Regel bilden 
näfe u der F. 241, nur bei befonderd argliftiger Verübung angewendet wer- 
en dürfe. 

Diefe frage ift bereit? in der Entfcheidung vom 1. Juli 1863 (Bd. XI. 
©. 725, 726) zur Sprade gekommen und dahin entfhieden, daß da, mo fein bloßes 
— — der Verkauf unter den Merkmalen des Betruges aller- 
ings nach 6, 241. zu ſtrafen fei. 

Demgemäß ift audy bier die Beſchwerde dur dad Urtel vom 17. Januar 
1866 mider Wachholz (Nr. 1213. 1.) zurüdgewiefen. Denn es könne feinem Be- 
denken unterliegen, daß, abgefeben von einer etwaigen ideellen Konkurrenz, eine nad 

. 345. Rr. 5. zu abndende Uebertretung alädann nicht vorliege, wenn, wie im vor · 
iegenden Falle, obne Rechtsirrthum ——— iſt, der Thatbeſtand eines Betruges, 
X 3 Verſuchs eines Betruges gemäß $. 241. und g. 31. a. a. O. feſtge— 
ellt iſt. 


. 243, Nr. 2. des Strafgeſetzbuchs. Anwendung nur in dem 
alle, wenn ber Gehalt des Goldes oder Silberd verfälſcht, 
nicht aber, wenn in dem Innern der ehten Waare felbit ge- 
ringbaltigered Metall verborgen if. 


Die Angeklagte bat einen Ring unter der Verſicherung, daß ex echt von 
Golde fei, verkauft. Derfelbe ift jedoch im Innern mit Blei gefüllt und nur halb 
fo viel werth geweſen, ald gezahlt worden. 

Der erfte Richter firaft aus $. 243. Nr. 2., der Uppellationdrichter dagegen 
nur auß $. 241. wegen eimfahen Betruged, indem er, abweichend vom erſten Richter, 
annimmt, daß der %. 243, Nr. 2, die völlige Unechtbeit der Waare in allen ihren 
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Theilen fordere, und daß fi) die “erthumderregung nur auf den größeren oder ge» 
ringeren Gebalt beziehe. : Hier liege die Täufhung in dem Umftande, daß der 
Ring nit durchweg von Gold, fondern inwendig mit Blei gefüllt gewefen fei. 


Die Nichtigkeitbbeſchwerde des Ober-Staatdanwaltd, welche die Anwendbar» 
keit de8 SG. 243. Nr. 2. ausführt, ift am 20. Dezember 1865 wider Neumann 
(Nr. 1057. 1.) zurüdgetwiefen. 


Gründe 


Bei dem Handel mit Gold- oder Silberwaaren fommen häufig Täufhungen 
der Käufer in einer zwiefachen zn vor, entweder daß unechtes ſchlechteres 
Metall für echtes Gold oder Silber verkauft wird, oder daß die Waare einen ge- 
tingeren Gehalt an Gold oder Silber hat, als ausdrücklich oder ſtillſchweigend bver- 
fprochen if. Un fi find beide Arten der Täufhung völlig getrennt; im erften 
alle erhält der Käufer ein Gold oder Silber, fondern ein anderes Metall, im 
weiten Falle ift der Gold» oder Silbergehalt durch Zuſatz verringert. Der $. 243, 

r. 2. ſpricht nur von dem lepteren Falle; er ftellt nur das geringhaltigere Gold 
oder Silber dem vollhaltigen gegenüber, und geht bei der ftrengeren a rue 
nicht im Allgemeinen davon aus, daß dad Metall einen geringeren Werth babe, al 
unter den Parteien verabredet worden, fondern er prägifirt den At der Täuſchung 
— * in dem Metall nicht der verſprochene Gold- oder Silbergehalt ſich 
vorfindet. 

Die Strafgeſetze dürfen aber nicht über ihre pofitine Grenze angewendet 
werden; eine analoge Anwendung auf ähnliche, nicht durch das Geleh bezeichnete 
Fälle ift unzuläſſig. Es kommt daber für den Richter nicht darauf an, ob eine 
mechaniſche, dem Auge verborgene Verbindung eined unedlen Metalls mit dem Gold 
oder Silber die Täufhung des Käufer noch leichter herbeiführt, als die Beimifhung 
von unedlen Metallen durch Verfchmelzung oder auf anderem Wege. Es genügt, 
daß dad Strafgefeg jenen Hall nicht einbegriffen hat, welcher bier vorliegt, nämlic) 
daß der verkaufte Ring nicht von geringbaltigerem Gold angefertigt war, als der 
Käufer unterftellt hat, fondern daß er im Innern mit Blei audgegoffen war. 


6. 243. Nr. 8. des Strafgeſetzbuchs. Zeitweiſes Entzieben der 
Urkunde bis zu deren Ueberlieferung an den Richter als 
Unterdrüdung derfelben. 


Der Angeklagte hat dem Agenten U. einen Schuldreverd über anzumendende 
Bemühungen beim Verkauf feines Grundftüd® außgeftellt, hiernächſt aber bei ent- 
ftandenem Streit über feine Verpflichtung denfelben ohne Bewilligung des U. eigen» 
mächtig in Gegenwart deffelben an ſich genommen, fortgetragen und trog geſchehener 
Aufforderung nicht zurüdgebradt. 

Auf die Denunziation beim Strafrichter bat der Angeklagte den Never? zu 
den Unterfuhungdatten eingereiht. Er ift gleihmwohl auß F. 243. Nr. 8. wegen 
Unterdrüdung der Urkunde verurtheilt. Denn — fo fagt der Appellationsrichter — 
dem Berechtigten fei durch jene Wegnahme da8 Beweismittel für den Anſpruch ent- 
zogen, und es ſei gleichgültig, da der Reverd nicht vernichtet, fondern zu den Akten 
eingereicht fei. Es ändere in dem Thatbeftande nicht?, wenn aud die dem Berech- 
tigten eigenmächtig entzogene Urkunde im Beſitze ded Angeklagten verblieben, alfo die 
Heraußgabe faktiſch erzwingbar ſei; denn fchon die bloß zeitweie Vorenthaltung des 
Beweißmitteld, melde den Berechtigten an der Verfügung bindere, fei eine Unter- 
drüdung und als Nachtheil für jenen zu eradhten, weil fie zu Maafregeln nöthige, 
die bei ungeftörtem Befige der Urkunde nicht erforderlicy gewefen fein würden: Die 
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ewinnſüchtige Mbficht liege fchon in der Entziehung des Beweidmitteld gegen. den 
gner, um diefem die Geltendmachung des Anſpruchs zu entziehen oder zu er» 
chweren. 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde, welche den Thatbeſtand der Unterdrückung in 
dieſer Ausdehnung beſtreitet, und anführt, daß aus dem Reverſe inzwiſchen auch 

egen ihn im Civilprozeſſe geklagt ſei, iſt durch Urtel des Ober-Tribunald vom 10, 
— 1866 wider Cziſchke (Nr. 1248. 1.) zurückgewieſen, denn ob in der Fort. 
nahme der Urkunde und in dem AUnfichbehalten derjelben biß zur Mblieferung an den 
Richter eine Unterdrüdung zum Nactheil Anderer in gewinnſüchtiger Abficht gelegen 
babe, fei vorberrihend eine Thatfrage, deren Bejahung im vorliegenden falle durch 
fein vechtliched Moment audgefchloffen geweſen fei. 

Mir beziehen und auf unfere mehrmalß geäußerten Bedenken über diefe Auß- 
behnung des Thatbeftandes, durch welche der blogen Ebditiondklage oder dem Editions⸗ 
geluche im Prozeſſe die ftrafrechtliche Verfolgung fubftituirt wird. Die Unterdrüdung 

ürfte denfelben engeren Sinn haben, al8 die beiden anderen Audbrüde im $. 243. 
Nr. 8., nämlich »Vernichten oder Belchädigen.« 


d; 247. be8 — Urkunden / welche ein Schuldver— 


ältniß einer Ehefrau in ſtehender Ehe begründen. 


Erkenntniß de8 Ober - Tribunal® vom 31. Januar 1866 wider Krüger 
(Nr. 1182, m) durch welches das freifprechende Erkenntniß bed Schwourgerichtähores 
dernichtet, und der Angeklagte wegen Urkundenfälfhung verurtheilt ift. 


Gründe 


Der Schwurgerihtöhof hat auf Grund des Geftändniffed des Angeklagten 
thatſächlich feftgeftellt erachtet: daß der Angeklagte im Sommer 1864 zu U. in der 
Abfiht, wi durch Entnahme eined Sommerrod3 und einer Weite Gewinn zu ber- 
Ihaffen, folgendes Schriftftüd: 

ch erſuche Heren Sänger, für meinen Knecht einen Sommerrod nebft 
eſte verabfolgen 'zu laflen, wofür Sie das Gelb binnen 3 Wochen 


erhalten. 
(Ort, Datum und Unterfhrift). 
fälfhlih angefertigt, durch Uebergabe dieſes Schriftftüdd an den Kaufmann Sänger 
denfelben in gleicher Abficht in den Irrthum verfegt hat, daß die Zahlung des Kauf 
preifed Seitend der Dienftherrichaft des Angellagten erfolgen würde, dadurch den 
x. Sänger zur Verabfolgung eined Rode und einer. Weite veranlaßt, und daß Ber- 
mögen deffelben um dieſe Gegenſtände beſchädigt bat. 

In diefem Thatbeftande bat der Schwurgerichtshof die meientlihen Mert- 
male einer. Urkundenfälſchung deöhalb nicht gefunden, weil er daß fälſchlich angefer- 
tigte Schriftſtück aus dem Grunde nit für eine Urkunde im ‚Sinne des F. 247. 
des Strafgeſetbuchs erachtet, weil es der Eertioration der Außftellerin, Ehefrau 
Krüger, oder doc) jedenfalls der Einwilligung ihres Ehemannes entbehrt, es auch, 
da fe die darauf entnommenen Saden nicht erhalten bat, einen Unfprud auf Zah⸗ 
lung des Kaufpreifed oder Rüdgabe der Sachen nicht würde unterftügen fünnen. 

Diefe Ausführung beruht auf rechtöirrthümlichen Anfchauungen, Der $. 247. 
a. a. D. fegt nicht voraus, daß daß gefälfchte Schriftftüd, wenn e8 echt wäre, ein 
Rectöverhältniß begründen oder baffelbe erweifen würde, fondern nur, daß das 
Schriftftüd zum Beweife von Verträgen, Verfügungen, Verpflihtungen, Befreiungen 
oder überhaupt von Rechten oder Rechtöverhältnifien vom Erheblichkeit ift, e8 ift da- 
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ber auch nicht erforderlich, daf dad Scriftftüd für fi allein den vollftändigen Be- 
weiß eine® Rechtögejchäftes liefert — Erkenntniß des Dber-Tribunald vom 29. a 
nuar 1855. Präjudiz Nr. 136. Enticeidungen Bd. 30. ©. 308. — Eine Er- 
beblichkeit zum — don Mechtöverhältniflen kann aber dem erwähnten. Schrift- 
ſtücke nicht abgefprochen werden. Daſſelbe ftellt ſich nicht al® eine Erklärung dar; 
durch welche die Auöftellerin für ben Fall, daß ein Anderer feine Verbindlichkeit 
nicht erfüllen follte, zu Gunften ded Berechtigten Nachtheile übernimmt, — 65. 221. 
und 229. Tit. 14. Th, 1, $. 341. Tit. 1. Th. U. des Allg. Landrechtb, auch nicht 
al eim Auftrag, für Rechnung der Ausſtellerin einem Dritten Kredit zu geben, 
$ 215, Tit. 14, Th. 1. des Allg. Landrechts — fondern als ein Beftellzettel, durch 
welchen die Ausftellerin in eigenem Namen von dem Staufmann Eänger Waaren 
auf Kredit exbittet, und verliert dieſe Eigenſchaft dadurch nicht, daß die MWaaren 
durch ihre Beſtimmung — Bekleidung eined Knechtes — näher bezeichnet find, Ein 
folder Beſtellzettel ift aber auch dann, wenn er bon einer Ehefrau ‚ohne Bewilligung 
ihres Ehemannes erlaſſen iſt zum Beweiſe von — erheblich, da ab⸗ 
geſehen von dem vorbehaltenen Vermögen der Ehefrau, * 18, Tit. 1. Th. U, 
und dem falle, daß fie ein eigeneß Gewerbe treibt, $. 335. a. a. D., das Gefeß 
$. 321. bis 327. a. a. D. eine Reihe von Fällen aufzählt, in denen eine Ehefrau 
ür ihren Ehemann obne ee Einwilligung Schulden fontrahiren fann; jedenfalls 
aber würde das gebachte Weimar auch dann bon. Erheblichkeit fein, menn der 
x. Sänger eventuell die datauf hingegebenen Sachen zurückfordern oder wegen nüß- 
licher Verwendung Klage, erheben. wollte. Bei Prüfung dieſer Erbeblichteit muß 
übrigens felbfiredend davon außgegangen werden , welche Wirkung daB Schriftftüd 
haben würde, wenn ed echt wäre, der Schwurgerichtähof hat daher mit: Unrecht 
darauf Gewicht gelegt, daß in Folge der betrügliden Handlungéweiſe de Ange 
tlagten die Bedingungen einer Verwendung in den Nutzen der Auäftellerin nicht 
vorliegen. 


68. 247. 252. 323. de8 Strafgeſetzbuchßs. Urkunden im inneren 
amtlihen Verkehr zur Beſcheinigung eigener Amtshand— 
lungen bed Außfteller®. 


Die Ungeklagte ift Diftritt®-Kommiffariud und dat als folder nah $. 122. 
der Verordnung vom 6. Juni 1853 ald Beamter der Direktion der Propdinzials 
Feuerſozietät von Poſen tefp. der Kreisdireltion Reifen zur Befihtigung und Auf- 
nahme von Berficherungen zu machen, wofür ihm eine beftimmte Peife-Entfchäbigung 
von der Sozietät gebührt. 

Er bat nun im einem Falle ein Mtteft ausgeſtellt, in welchem er beſcheinigt, 
daß er beftimmte Reifen der gedachten Urt gemacht "hat, und biefe Mttefte vom Land⸗ 
raih in Bezug auf die wirkiiche Ausführung der Gefhäfte und die angegebenen 
Entfernungen beſcheinigen laſſen. 

Durch die Verdikte der Geſchworenen iſt die Falſchheit jener Atteſte des An- 

lagten, indem die Reiſen in Wirklichkeit nicht gemacht worden, und die gewinn⸗ 
ige Abſicht feſtgeſtellt. 

Der Schwurgerichtshof hat den —— freigeſprochen und die dagegen ein- 
elegte Nichtigkeitbeichwerde des Staatdanmalt® ift durch Urtel vom 8. Dezember 
1866 miber ». Girmig (Mr. 1242, 1) zurädgetviefen. 


Es beißt in den 
— | Gründen. | 
iabedentlich ht ‚der Anneklante eine wabrbeitäwidtiae Beſcheiniaung aemäf 
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dem Berbitte aus Gewinnſucht audgeftellt, diefelbe war aber ‚für Niemanden anders 
beftimmt, als für die genannten ihm nad dem —5 zu 6. 122. des Reglements 
vom 5. Januar 1836 a. a, D. vorgeſetzten Behörden, fie erfüllte eine in feinem 
amtlihen Verkehre mit denfelben vorgefchriebene Form zur großeren Gewähr det 
Richtigkeit der liquidirten Reifen, allein fie war außerhalb dieſes Verkehrs der Be- 
börden untereinander für Rechte und Rechtöverbindlichkeiten ganz unerheblich und 
konnte jogar innerhalb defjelben einen Beweis zu Gunften de3 Ungellagten oder zum 
Nachtheile der Soyietät in feiner Weiſe liefern oder befräftigen, da er die Befcheini- 

ng fich nicht felbft ald Bemeis-Urkunde über die fragliben Reiſen für feinen Ent 
hädigungd-Anfpruc ausſtellen konnte, vielmehr die Beitreitung der Wahrheit ſeines 
Atteſtes ihn, um einen Rechtdanfpruch zu begründen, ſofort im die erregen 
verfeßte, dem Richter ohne alle Rückſicht auf ſein eigenes Attejt die angeblichen Rei- 
fen durch andere Beweiämittel darzutbun. Das Utteft ift alfo feine Urfunde im 
Sinne des $. 247, ded Strafgeſezbuchs, und daf mit dem Ausdrude »Urkunden« 
in 6. 323. dafelbft der nämlihe Beariff, wie in_$. 247. refp. $. 254. verbunden 
fei, gleich der Unanmwendbarkeit dieies Begriffs auf Schriftitüde der vorliegenden Art, 
die nur für dem inneren Verkehr der Behörden betimmt find, bereits fo oft audge- 
führt, daß das don der örtliben Staatsanwaltidhaft dagegen geäußerte Bedenken 
feiner weiteren Widerlegung bedarf. Der für die Bedenken angegebene Grund, daf 
$. 323. anwendbar fei, wenn ein Beamter bie in d. 254. bes Strafgeſetzbuchs be 
zeichneten Schriftftüde für andere Derfonen fälihlih ausſtelle, kann daffelbe 
augenfceinlid nicht motiviren, da dergleihen Schriftſtücke ihre Wirkſamkeit für die 
Beliper ja auch außerhalb des amtlihen Verkehrs äußern. Ebenfo Por Bedeu- 
tung haben die Bemerkungen des Staatdanwaltd, daß durd das fraglide Atteft das 
pntereffe der Berfihernden näher berührt werde und es ſich dabei um dad n- 
terefie eined nur unter ftaatliher Aufficht ftehenden Inſtituts, der Prodinzial-FFeuer- 
verfiherungsd + Sozietät handle; denn jene angebliche nähere Berührung ift nirgend® 
erfichtlich, namentlich geben die erwähnten Reglements und die Eirkular-Berfügungen 
dom 11. April 1859 und 17. Juli 1862 lediglich die Beftimmung der Reifetoften- 
Piquidationen und dazu gehörigen Attefte für Die Direktion der genannten Sozietät 
zu erfennen, welde legtere in den Allerhöchſt fanktionirten Reglement zugleich ald 
eine Korporation erfcheint, deren Beamte — abgefeben von der gleichzeitigen Eigen- 
fchaft vieler derfelben ald unmittelbarer Staatdbeamten — in dem Verhältniſſe mittel- 
barer Staatödiener audbrüdlih anerkannt find. 


Pr Verordnung vom 6. Juni 1853 zu $. 69. und $. 122. a.a. O. 
. 69, Th. I. Tit. 10, des Allg. Landrechts und $. 331. des Straf. 
eſetzbuchs. — Vergl. Reglement vom 9. September 1863, $. 70. Gef.- 
En ©. 599.) 


Wie ſchwer daher die wahrheitöwidrige Auäftellung des fraglihen Attefted ald 
Dienfivergehen im Disziplinarverfahren immer zu beftrafen fein möge: bier £onnte 
nur, wie gefchehen, erfannt werden '). 


$$. 263. 55. 56, des ern Gemwohnbeitämäßiger und 
verfiedter Wucder in verſchiedenen Fällen zufammen in 
idealer und realer Konkurrenz. 


Der Angeklagte ift wegen wiederholten gewohnheitsmaͤßigen und verkleideten 
Wuchers in realer Konkurrenz verurtheilt, die Geldſtrafe alſo wenigſtens für jeden 





1) Ver in Betreff der Lquidationen der Lohnſchreiber mit dem Atteſt des Kanzlei⸗ 
Vorſtandes Bd. fire 8. — ! er 
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der — — arbitrirt. Die Fälle find alle identiſch. Es find die G$. 55. 56, 
angewendet. 

Die Beſchwerde, melde die reale Konkurrenz rügt, weil für die Gewohn- 
beitömäßigfeit bereit8 eine Mehrheit der Fälle erforderlich fei, diefelbe alfo nicht noch⸗ 
mald einer Beurtbeilung nad $. 56. des Strafgeſetzbuchs unterzogen ‚werden dürfe 
wenn dabei aucd die Verkleidung konkurrire, ift durch Urtel vom 21. Februar 1866 
wider Seehafe (Nr. 170. 1.) zurüdgewiefen; denn es fei eine Mebrheit verftedter 
Wucherfälle feftgeftellt, vom denen, da fie verfchiedene felbftjtändige Handlungen feien, 
jeder einzelne nach $. 56. ftrafbar fir ohne daß diefe aefeglidhe Folge der realen 
Konkurrenz dadurch aufgehoben werden könne, daß biefelben Handlungen zufam- 
mengefaßt fich zugleich als gewohnheitsmäßiger Wucher darftellten, mithin in foweit 
aud der Fall der idealen Konkurrenz vorliege. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober» Hoſbuchdruckerei 
(R. dv. Deder). 


ur Lehre von der ftrafrechtlichen Derantwort- 
lichkeit der Geſchworenen. 


Bom Herrn Gebeimrath und Profeffor Dr. Abegg in Bredlau. 


(Säluf.) 
IV, 


Die unter Rr. Il. erwähnte, in anderer Weife in der neueiten Zeit wieder vorge 
fommene Frage fol nun näher betrachtet werden. 

Darf ein Gejchworener ſich der Abftimmung enthalten? und wenn nicht 
— mie dann dieſe frage nothiwendig verneint werden muß — unter melden redt- 
lichen Gefihtöpunft ift deflen unftatthafte Weigerung zu ſtellen? 

Es ift bereitd erinnert worden, daß unfer Oeleh die Bezeihnung ⸗Geſchwo⸗ 
rene⸗ im weiteren Sinne gebrauht, monad darunter die Perſonen mit inbegriffen 
bez. ausſchließend gemeint find, welche nur überhaupt zum Dienfte einberufen, nod) 
nicht eigentlihe Geſchworene find, ja möglicherweife e8 nicht werden. Auf dieſe be 
zieht ſich zunächſt und vorzugsweiſe die auf Nichterfcheinen oder unbefugtes Ent- 
fernen gejegte Drohung einer Geldſtrafe. Hier aber ift die Rede von ſolchen Per- 
fonen, die, nachdem fie dur dad Loos für den befonderen fall berufen und auch 
von feiner Seite abgelehnt worden find, ihren Platz eingenommen, den vorſchrifts⸗ 
mäßigen Eid geleiftet haben und im frengften Sinne des Morted dad find, wovon 
fie ihre Benennung erhalten: »Gejhmworene.« 

Davon und dem nicht zu verfennenden Unterſchiede von der erſten Kategorie 
muß auögegangen werden, um für die Beantwortung jener fragen die rechtliche 
Grundlage zu erhalten. Man darf nicht ohne Weitered die für jene beftimmte 
Strafdrohung übertragen, fei es direkt oder analog und damit die Sache für er 
ledigt erachten. 

Der Eid, den jeder Einzelne nady der Bildung des Schwurgerichts und vor 
dem Beginn der Verhandlungen zu leiften bat, lautet verſchieden in der Faſſung 
nad $. 97. der Verordnung und Urt. 73. der Zufäge, bat aber denfelben Sinn: 
Dort: »— in der Anklagefahe gegen R. ſich den Pflichten Ihres Berufes ald 
Geſchworene mit Gemiflenhaftigkeit, Feſtigkeit und Treue zu widmen und unparteiiſch 
Niemanden zu Liebe und Niemanden zu Leide einen gemiffenhaften Sprud zu fällen 
zwiſchen dem Ungellagten und dem Gefege, dem Sie Geltung verſchaffen follen.« 
Hier: »in der Anklageſache gegen N. die Pflichten eined Gejhmorenen ftandhaft zu 

Urchio, 1806, April. 16 
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erfüllen und Ihre Stimme nad beften Wiffen und Gewiſſen abzugeben, Nieman- 
den zu Liebe noch zu Leide, wie es einem freien und rechtichaffenen Manne geziemt, 
getreulih und ohne Gefährde.« 

Wenn auch diefer Eid vornebmlih fib auf den Inhalt des Ausſpruches 
oder die Abftimmung jedes einzelnen Gefchworenen bezieht, für welche e8 außer der 
durch die eidlihe Bekräftigung zu verbürgenden Gemiffenhaftigkeit und Bflichttreue, 
feine fonjtige Gewähr giebt, 5 liegt doch darin notbwendig zugleih in der Ueber- 
nahme der Pflibten ded Berufes, die Verheifung die Stimme abzugeben. In bei- 
den Faſſungen tritt died bervor: in der zweiten aber ift ed ausdruͤcklich enthalten: 
»Ihre Stimme nad beitem Willen und Gewiſſen abzugeben“, d, b. nicht wenn 
und fofern überhaupt geftimmt werde, folle dies gewiſſenhaft geſchehen, fondern es 
wird die Pflicht übernommen, wirklich zu flimmen. 

Diefem entjprechend jagt Art. 95. binfihtlih der den Geſchworenen zu er- 
tbeilenden Belehrung, allerdings wieder mit Betonung des Inhalts, da die Abftim- 
mung die felbftverftändliche Bedingung iſt: ⸗»Das Gefeb legt ihnen die durch einen 
feierlihen Eid gebeiligte Pfliht auf, alle für und wider die Angeklagten borge- 
bradten Beweiſe Forgfältig und gemwijlenhaft zu prüfen und nad der durch diefe 
Prüfung nn innerften Ueberzeugung allein ihre Stimme abzugeben.« 

Es bedarf nicht einer weiteren Ausführung, wie es im Weſen des Inſtituts 
liegt, daß alle zwölf Geſchworene, alfo jeder Einzelne feine Stimme abgebe, und wo 
bied nicht der Fat it, ein rechtägültiger Wahrfpruch nicht vorhanden fei; doch iſt 
auch died ausdrücklich angeordnet N 

Hiernach ift die erfte Frage, ob fich ein Gefchworener der Abftimmung ent- 
halten. dürfe, zu verneinen, und es darf in diefer Sinfiht durchaus feine Ausnahme 
zugegeben werden. 

Nur im Vorübergeben bemerfe ih, daß, indbefondere nachdem jegt überall 
bie Zahl der Richter, welche kollegial berathen und. enticheiden, fo beftimmt ift, daß 
weder eine geringere noch eine größere Zahl bei Strafe der Nichtigkeit zuläffig ift 
— gegenüber früheren Vorjchritten, wonach die Ueberfhreitung bed Minimumd für 
nicht unftatthaft galt — fein Richter ſich der Abftimmung enthalten dürfe, felbft 
wenn er eine Vorfrage verneint hatte, wonach er folgerichtig außer Stand wäre, 
weiter in der Sache zu votiren. Belanntlid waren die Anſichten ebenſo getbeilt als 
die Gefehgebungen noch biß in die meuere Zeit unter einander abweichend. ch 
babe diefen Gegenftand einer genaueren geſchichtlich dogmatiſchen Erörterung unter 
morfen, und auch bei diefer Gelegenheit die er: der Geihworenen berüdfichtigt. 
Sie konnte in Folge der Beftimmung des $. 109. der Verordnung, daß wenn eim 
Geſchworener die an ihn gerichtete frage dahin beantwortet babe: „Nein, der Aln- 
geklagte iſt Nichtihuldig.« —  »n diefem Falle hat der Geſchworene nicht? weiter 
zu beantworten«, zweifelhaft erjcheinen. Dem Mißſtand und Bedenken, wenn nad) 
dem entgegengefegten Beſchluß der Majorität im Betreff der erften frage noch andere 

ragen zu beantworten waren, mo «3 an ber erforderliden Zahl der Geſchworenen 
ebite, ift dur Art. 91. abgebolfen und jetzt anzunehmen, daß ein Enthalten von 
der Abitimmung nicht geftattet jei?). 


1) ®. $. 109.: „Der BVorfteher der Geſchworenen — befragt fie und jeder Geſchworene 
ontwortet.* Urt, 91,: „Der Vorfteher befragt zu diefem Behufe jeden Gefchmorenen einzeln. — * 
Bergl. Urt. 95.: „Jeder Geſchworene hat die vorgelegten fragen — zu beantworten,“ Auch 6. 98, 
gehört hierher: „Dad Schmurgerict für die Sache muß aus zwölf Perfonen, bri Strafe der Nich- 
tigkeit, befteben“, — denn daß bezieht ſich nicht blos auf die Bildung bes Schwurgerichts, fondern and 
nothwendig auf die Mitwirkung der zwölf. Außerdem würde +8 in der Sache nicht aus zwölf Perjonen 
beftanden Lan Vergl. noch V. $. 140, 

2) Meine Abhandlung: „Beiträge zu der Lehre von der Rechtsfindung durch Richterkollegieu* 
in Goltbammers Archis Bb. VI. ©. 738, VI. ©. 1 ff., insbeſondere Abſchnitt VV. „Enthal- 
tem von der Abftimmung* ©. 146 ff. — dafelbft über die Gefhworenen ©, 151. 
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Geben wir nun zur Prüfung der anderen frage über, unter welchen recht 
lien Geſichtspunkt die Weigerung eines Gefhmworenen, feine Stimme abzugeben, 
et werden müſſe? — ſo Düren wir jet aus der bisherigen Ausführung den 
Unterfchied ald begründet "annehmen zwiſchen dem, der Gefhtworener werden ſoll 
(wobei noch, ob ex es merde, ungewiß iſt) und ſich dieſer Pflicht widerrechtlich zu ent 
ziehen ſucht, und dem der —33 geworden iſt und geſchworen hat. Ich habe 
mich 5 gegen die Gleichſtelung und Verwechſelung der weſentlich berfciedenen . 
älle erklärt. 

8 Iſt es mit der Auferlegung, Abnahme und Ableiſtung des Eides Ernſt, 
— und daran darf doch nicht gezweifelt werden — fo wird man nicht verkennen 
dürfen, wie ganz anders fi die Schuld deijen erzeigt, der einem eiblichen Verſprechen 
uwider handelt. Zwar nad der Seite, wo der Eid den Inhalt der Abitimmung, 
Bie Verheißung gewiſſenhafter Erklärung der durch die Verhandlungen gewonnenen 
Ueberzeugung zum Gegenftande bat, ift bei dem einzelnen Geihiworenen, fo wenig 
wie bei dem ordnungsmäßi in Stande gefommenen Verdikte, eine Kontrolle möglich 
und zuläſſig. Es füllt dies lediglih in das Gewiffen, und es fann, um eben Die 
möglichjte &iderbeit zu erlangen, nichts mehr geſchehen, als die eidlihe Beſtärkung 
zu Yon) der aber dann vertraut werden muß, und hoffentlih — darf’), Da 
edoch dieſer Eid, mie ich gezeigt babe, fd nothwendig auf die übernommene Pflicht, 
n der Sache ein Votum abzugeben, mit erftredt, und diefe Pflicht nicht ald eine 
bedingte zu betrachten ift, fo daß erſt, je nachdem abgeftimmt würde oder nicht, die 
Bedeutung des Eides fih geltend machte, fo ift bier, bei der Verweigerung der Ab- 
flimmung, die Verlegung der eidlihen Zufage in einer Weije vorhanden, daf fie er« 
kennbar ıft, rechtlich feftgeftellt werden kann und einen Anhaltspunkt bietet, den Un« 
geberfamen zur ftrafrechtlichen Verantwortung zu ziehen. An diefem letzteren Er- 
gebniß zweifeln auch die nicht, deren Anſicht ich in Betreff der Würdigung der 
Schuld entgegentrete. Denn .aud fie halten eine Abndung für gerechtfertigt und 
wollen deshalb den Gefchworenen gleih einem unbefugt Ausbleibenden, oder ſich 
Entfernenden behandelt wiſſen. 

Soll und darf nun jene weit größere und folgenreichere Verletzung der be⸗ 
reits in aller gejegliben Form übernommenen Pfliht anders, ald es die Sade jelbft 
fordert, gewürdigt werden? 

Ehe ich weiter gebe, made ih noch auf einen bereits berührten wichtigen 
Unterſchied aufmerkfam. Jener Ungeborfame, der ſich dem Gefhworenendienft zu ent« 
iehen ſucht, bringt in die Verhandlung der Sade feine Störung. Ergiebt ſich bei 
m Aufruf der Vorgeladenen (36 oder 30 ꝛc.), daf der Eine oder Andere unent- 
ſchuldigt fehlt 2c., fo wird nichtsdeftoweniger das Schwurgericht gebildet’), die Sache 
erleidet keine Beeinträchtigung. Er wird in die geſetzliche Geldbuße verfällt, nad+ 
dem er verantwortlich gebört worden und kann dagegen Beſchwerde bei dem Appel» 
lationögericht erheben’). 

Anders in dem alle, wo der wirkliche Geſchworene ſich weigert, zu ftim« 
men‘). Nicht nur handelt er einer Pflicht entgegen, deren Erfüllung er jo eben 


1) Gegen bie mit der Sache im Widerſpruch ſtehende Vorausſehung oder Annahme des Mig- 
trauen bei dem Eide habe id mich mit Gründen erklärt, in der Schrift: Ueber den Zeitpunkt der Ber 
eidigung der Zeugen ıc. einig, 1864 ©. 12 ff. 

2) Berordn. $$. 71. 73. Zuſ. Urt. 60, 61. 

3) 8. $. 72. Abf. 2. 

4) Doc ſcheint jene Verwechſelung auch in Frankreich vorzukommen. Mittermaier Erfah 
rungen x. ©. : fine ner, er 

©. 166 berihtgt: „In einem Falle erklärte ein Geſchwotener, daß er eigentlid ein Gegner 
der Todesſttafe fei, darauf werurtheilte der Affifendof ihn zu einer Geldftrafe aus dem Grunde, weil der 
Geihworene durch feine Erklärung wie ein weigernder Geſchworener betrachtet werden müfe. Man ber 
merkt leicht, daß eine folde Behandlung der Sache dem Gerichtähofe nicht zur Ehre gereihe.“ Was 
der Verfaſſer meint, iſt aus dieſer unvollftändigen Mittheilung (die ih wörtlid aufgenommen habe) nicht 
zu erſehen. Doch wohl, daf der Gejhworene aus jenem Grunde ſich der Abftimmung enthalten habe — 


16* 
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eiblih verſprochen, fondern er tbut died unter Umftänden, wo die ganze gerichtliche 
Hauptverhandlung zu einer vergeblicen wird. Denn entweder wird, ohne Rüd- 
fiht auf feine Weigerung, ein nur von eilf Abſtimmenden gefaßtes Verdikt, als 
folcheß verkündet — dann bat died die Nichtigkeit diefe8 Spruches, und wenn auf 
Grund defjelben das Gericht ein Erfenntnif gefällt hatte, auch diefe lehteren zur 

olge. Died ift in den Fällen, die und vorliegen, auch ſtets außgefprochen worden. 

der, die von dem Dbmann der Gefhmworenen vorgetragene Erflärung, daß ein 
Mitglied fi der Abftimmung enthalte, führt dabin, fofort zu erkennen, daß — mie 
e8 gleichfalls ausgefproden worden ift — ein neue? Schwurgericht gebildet und eine 
neue Verhandlung veranftaltet werden müſſe. So wie fo ift die ganze biöherige 
Verhandlung vergebens, wenn es nicht etwa noch gelingt, den Widerftand des Einen 
zu überwinden, und durch die nochmals zjurüdgefhidte Jury einen formell gültigen 
Ausſpruch zu Stande zu bringen. 

Demnad dürfte vor Allem dem ſchuldigen Geſchworenen auferlegt werben, 
die Koſten der durdy ihn vereitelten Sauptverhandlung, bez. der nothwendig gewor- 
denen neuen, zu tragen. Es entipricht died auch ſonſt angenommenen Grundfägen. 
Man wird, follte die dem ungehorfam Berufenen gedrohte Geldftrafe bier angemwen- 
det werden — maß mwenigftend einer anderen ald der angeführten und widerlegten 
Begründung bedarf — bei deren Bemeſſung dieſen Koftenpunft nit unberüdfichtigt 
laſſen dürfen. 

n wichtigen Sachen, wo eine große Unzabl von Zeugen ꝛc. vorzuladen find, 
Sacdverftändige zu vernehmen, Verlängerung der Unterfuhungshaft mehrerer nr 
klagten ftattfindet, fünnen diefe Koften über den Betrag jener, für einen ganz ande 
ren fall des Ungehorfamd gedrohten Geldbuße hinausgehen. 

Die Hauptftrafe müßte in der Ahndung der Eideöverlegung beftehen. Hier 
treten aber erheblihe Bedenken vom Standpunkte unferer Gefepgebung ein, 

Ehe ich darauf eingebe, muß ich einige Bemerkungen vorausſchicken, melde 
die individuelle Stellung der Geſchworenen betreffen. Ob legtere von Einfluß fei, 
bei der frage über die Eidespfliht, — mird fi biernady ergeben — aber die 
Würdigung jener Stellung oder Auffaffung in einer dad Gewiſſen tief berührenden 
Sade bietet an fi) ein fo großes Intereſſe dar, daf fie in diefer Erörterung nicht 
übergangen werden barf. 

Micht immer werden die Gründe der Weigerung, dad Amt eined Gefhwo- 
tenen zu übernehmen, dem Gerichte befannt. Es bleibt für den befonderen Fall 
nichts übrig, als die gefegliche Geldbuße zu berhängen, und ed mag dann, wenn über 
das Außbleiben ꝛc. die verantwortlihe Vernehmung erfolgt, oder der Verurtbeilte 
den Beſchwerdeweg ergreift, ihm überlaffen bleiben, fein Recht wahrzunehmen. Dier 
fen Fall, wo es fih um eine andere Pflichtverlegung bandelt, als die des bereit® 
um Mitgliede der Jury beftimmten und vereidigten Gejchworenen, berühre ih nur 
im Vorübergeben. Werden Gründe der Entihuldigung angegeben, fo können diefel- 
ben — wie meift der fall fein wird, — aus befonderen perſönlichen Verhältniſſen, 
Abhaltungen entnommen fein, oder aus der allgemeinen Ungeneigtheit die nicht bloß 
vielfach beläftigende, fondern auch eine Verantwortlichkeit mit ſich führende Pflicht 
zu erfüllen. Dort wird wohl eher eine Entfchuldigung angenommen, bier die Wei- 
gerung zurückgewieſen werden, 

äher und in unmittelbarer Beziehung auf die zu verhandelnde Sache ftehen 
folgende Fälle: 


— — — — 


ſonſt wäre dad Ganze ohne rechten Sinn. Iſt dem aber fo, und handelte es ſich nit bloß um Unge⸗ 
borjam, fondern um Verweigerung der ſchon durch die Vereidigung als Geſchworener beſtimmten Pflicht, 
fo war irgend eine Strafe verwirkt und der Gerichtshof konnte nicht umhin, auf eine ſolche zu er 
tennen, Uebrigend beftebt die Ehre des Gerichtshofes in feiner Pflihttreue, in der gewiſſenhaften Recht 
fprehung, und es führt zu argen Mifverftändniffen, wenn man fie in etwas anderem ſucht. 
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Ein außgeloofter Gefhtworener hatte nah dem Beginn der Verhandlung in 
einer Kapitalſache, nachdem der Vorfigende in dem Scluffe ded Reſumés erklärte, 
daß die Höhe oder Art der aus dem Wabrfpruc fi ergebenden Strafe feinen Ein- 
fluß auf dad Urtbeil der Gejhmworenen ausüben dürfe — gebeten, ibn zu entlaflen 
und den betreffenden Eriaggeihmorenen eintreten zu laffen — »der Grund lag, mie 
äußerlich befannt wurde, darin, daß jener prinzipiell gegen die Todesſtrafe war.« 
Dem Geſuch, mit welchem der Staatdanwalt einverftanden und dem von Seiten der 
Bertheidiaung nicht mwiderfproden war, wurde ftattgegeben ’). 

Wir laffen dabingeftellt, ob die Rechtfertigung des Vorfigenden für begründet 
zu erachten fei, daß der Gewiſſenszweifel des Geihmworenen eine krankhafte Geifted- 
richtung gezeigt habe, — die vielen Gegner der Todesſtrafe werden dies nicht zuge 
ben; aber aud die, welche leätere für gerechtfertigt halten, werden nicht die Einwen- 
dungen der Gegner auf jenen Grund zurüdführen. Eher mag eingeräumt werden, 
daß der Norfigende eine Kollifion zwiſchen dem Gewiffen und dem Eide angenommen 
und deöhalb, und fhon um der Sade willen geglaubt habe, den Geſchworenen dieſer 
Kollifion überheben zu müffen. Weniger Gewicht ift darauf zu legen, daß nicht zu 
berfennen geweſen fei, wie er durch fein Außtreten srwiftermahen eine Anſicht, baf 
er den Angeklagten für fhuldig erachte, ausgeſprochen, maß möglichermeife auf bie 
Geſchworenen von Einfluß babe fein fönnen?). 

Die weitere Verfolgung diefed Falles, in welchem eine von dem Angeklagten 
und Berurtheilten ergriffene Nichtigkeitöbefchwerde für begründet erachtet wurde, weil 
die Berufung eine? Erfapgefhmorenen und die fie veranlaffende Diäpenfation des 
urſprünglich Gemwählten nicht dur eine Nothwendigfeit gerechtfertigt worden war, 


1) Goltdammer Ardiv I. S. 351 Nr. 1. bemerft: J Amerila bat die taͤglich fi meh⸗ 
rende Zahl von Gegnern der Todesſtrafe einzelne Statuten dahin geführt, zu beſtimmen, daß jeder Ge- 
fhmorene in den Fällen, in melden die Anklage auf ein mit Todesſtrafe bedrohte® Verbrechen geht, be 
fragt werden foll, ob feine Meinung gegen die Lodeäftrafe fei, und ihn hindern würde, ben Angeklagten 
ſchuldig zu finden. Dadurch wird bei der Bildung des Schwurgerichts häufig eine eigenthämlihe Ber- 
handlung veranlaft. Der Präfident fragt, und lautet die Antwort bejahend, fo wird ber Geſchworene 
nicht zugelaffen; wohl aber ift die Qulaflung in Fällen erfolgt, wo fidh der Geſchworene zwar ald Gegner 
der Todedftrafe befannt bat, jedoch binzufügt, daß er feine Pflichten als Gefhmworener deshalb nicht ver- 
legen werde. Vergl. auch nern: Erfahrungen ꝛxc. ©. 121 Note 31. und bei beiden nähere 
Nachmeifungen. 

Man fieht bier unter andern, wie wenig die Gerichte felbft die Erwartung oder dad Vertrauen 
begen, ed werde der ſchon überhaupt ſchweren, inäbefondere aber auch umpraftifhen Jumuthung — an bie 
Folgen des Verbiftt, am die Strafe im fall der Schuldigerflärung gar nicht zu denken — entfproden 
werden, Die Erfahrung lehrt das Gegentbeil und erflärt fo, vornehmlih in England, wo früher die 
Todesſtrafe auf fo viele nicht für todeswürdig zu erachtende Verbrechen gebrobt war, bie oft auffallenden 
Freiſprechungen. Man hat dem fpäter durch Beſtimmung anderer angemeflener Strafen abgebolfen, oder 
auch, wie in frankreich dur Einführung des Syſtems ber circonstances attenuantes, das aud in 
Deutihen Geſehgebungen angenommen ift. Die mit feltenen Mißbräuche, melde mit denfelben in der 
Anwendung getrieben werden, mögen dann als das geringere Uebel gegenüber ber ungerechtfertigten Härte 
des Gefeped und ungegrünbdeten Feeitprechungen angefehen werben. Daß bei lehteren eime ſchwere Ver⸗ 
legung der Eidespflicht ftattfindet, ſollte micht überfehen bleiben. Die fonftigen fälle, mo entweder dies 
vorfommt, oder wo bie Gefchworenen, melde pflihtgemäß die Schuld ausſprechen, fi hinterher getäufcht 
finden und ihr Verdikt (angeblich) beflagen, weil fie nicht erwartet hatten, daß eine fo ſchwere (nicht ge 
rade ſtets Todes.) Strafe darauf audgefproden, welhe Mittermaier anführt, find nicht geeignet, das, 
ma® er zu bemeifen fucht, darzuthun. Aber gewiß liegt auch im ſolchen Erfahrungen, ein von der Gefeh- 
gebung nothwendig zu berädfihtigende8 Jeugniß der Volksanficht und eine Aufforderung, die Geſehe mit 
dem Voltsbemußtjein, mo dieſes begründet ift, im Uebereinftimmung zu fegen. Meine Schrift: „Die Be 
rechtigung der Strafrechts · Wiffenfhaft der Gegenwart N. IV,“ „das geſehliche Recht und dad Volksbe⸗ 
wußtſein? ©. 69 ff. 

2) Dem ift zwar zu entgegnen, daß man jedem Geſchworenen vertrauen müſſe, er werde nad 
feinem Gewiffen und feiner Ueberzeugung urtbeilen. ber, wer je an Berathungen Theil genommen bat, 
wird auch nicht im Abrede ftellen, daf, beſonders bei zweifelhaften Sachen ober die «8 für en find, 
die geiftige Ueberlegenheit eines Geſchworenen, oder fonft eine bervortretende Eigenfhaft — die Milde oder 
Strenge der Auffaſſung ihren Einfluß ausüben können, 
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gehört nicht hierher“). Den Gefchworenen trifft nicht, tie in dem meiter zu be» 
trachtenden Falle, ein Vorwurf de Ungehorfams. Er hätte feine Entlaffung bean+ 
tragt und dur den Vorfigenden bewirkt und (fofern bdeffen Entſcheidung ald techtd- 
ültige zu betrachten)”) war daß meitere Verfahren ordnungsmäßig erfolgt. Wäre 
Pin Antrag als grundlos zurüdgemiefen worden, dann erft konnte die für gegen- 
märtige Erörterung entbehrliche Frage über die Kollifion und die Pflichten des Ge- 
fhmworenen, je nah dem Verhalten deffelben, entfteben. Nicht unbemerkt darf blei- 
ben, daß ſich die Gewifienhaftigteit des Geſchworenen gerade in dem Entlaffungs- 
gefuch bekundet. Es war ja leichter, bei der Mitwirkung für Nichtſchuldig zu ftim- 
men und mochte fih nad Lage der Sache ebenfo wie das nachherige gleihe Votum 
der 5 gegen die 7 rechtfertigen laffen. Aber man muß annehmen — und darauf 
deutet auch die Aeußerung ded Vorfikenden bin — daß “ener, ohnerachtet der an⸗ 
geblihen Kollifion — es nicht über fih würde genommen baben, die feiner Ueber» 
jeugung nach vorhandene Schuld in Abrede zu ftellen. 

Der Vorwurf, der ihn trifft, liegt auf einer anderen Seite. Er fucht eine 
Verpflihtung, der er fi eidlich unterzogen, nachträglidy abzulehnen. Sreitich in 
durchaus rechtlicher Form — aber ohne Rechtfertigung in der Sache. Denn bie 
Pflicht, über That und Schuld ein gewiffenhafted Urtheil nach der durch bie Ver— 
andlung erlangten Ueberzeugung auszuſprechen, foll ohne Rüdfiht auf die an daf- 
Ki fi) tmüpfende Rechtsfolge erfüllt werden. Diefe Forderung, welche den Ge- 
chworenen nicht erft durd die Belehrung des Morfigenden befannt wurde, verfteht 
ſich fo fehr von felbft, daß fie geltend gemacht werden müßte, auch wenn fie nicht 
geſetzlich ausgeſprochen wäre?). 

Die Beweisfrage in Betreff der That und Schuld iſt in ihrem ganzen 
Umfange, aber aud ihren nothwendigen Grenzen, ausſchließend den Gefhmworenen 
übergeben: ihr Verdikt ift die Grundlage für die dur die Richter zu bewirfende 


1) Darüber Goltd. Archiv I. ©. 351 vergl, mit ©. 531. 


2) Was befanntlic nicht geſchehen. In dem in der v. Note zuleht angeführten Erlaffe heißt 
ed: „— daß der Geſchworene alle Ernſtes anzubalten fein wird, der ihn betreffenden Pflicht zur Theil. 
nahme an ber Verhandlung und am ber fachgemäßen Abgabe feiner Stimme über die Thatfrage au dann 
nadhzufommen, wenn er mit dem Strafgeſehe, welches demnächft zur Unmendung gebracht merden foll, 
nit einverjtanden ift.* 


3) Die Belehrung, welche der Vorſteher der Geſchworenen nah Art. 95. vor dem Beginn der 
Berathung verlefen, und melde in mehreren Exemplaren abgedrudt im Beratbungszimmer außliegen fol, 
befagt am Schluſſe: — „Ihre Anſicht über die Rechtmäßigkeit oder Zwedmäßigkeit de Strafgeſehes darf 
auf ihren Ausſpruch feinen Einfluß haben. Nicht fie, fondern die Richter find berufen, bie gefeplichen 
Folgen auszuſprechen, welche den Ungefhuldigten wegen der ihm zur Caft fallenden Handlungen treffen. 
Die Gefhworenen haben daber ihren Ausſpruch ohne Rüdfiht auf die gejeplichen Folgen deſſelben zu 
fällen.“ Diefe Belehrung erſchöpft übrigens nicht alles, worauf es anfommt. Nicht blos dem möglichen 
Kolifiondfal und den daran fi knüpfenden Jrrthum der Geſchworenen über ihr Recht und ihre Pflicht, 
— oder der ohne jolden Itrthum ſich etwa behanptenden Meinung des Einzelnen über feine Befugniſſe 
{nnd angebliche omnipotence) ift zu begegnen, welcher dur die individuelle Anficht über die Recht- 
mäßigfeit oder Jwedmäßigkeit des Strafgeſehes herbeigeführt werden könnte, 

Obnehin handelt es ſich nicht blos um eine Kollifion. Auch ein Geihworener, der fein Gegner 
der Todesſtrafe iſt, der überhaupt die Rechtmäßigkeit und Zweckmäßigleit des Strafgeſttzes nicht bezweifelt, 
fann durch die Erwägung, daß vom feiner Stimme dad Scidjal dei Angeflagten abhängt, fi abge- 
neigt finden, die Schuld, von der er überzeugt ift, auszuſprechen. Er fol, ohne jene Unterſcheidung, ſich 
vergegenmwärtigen, daß feine eibliche Pflicht innerhalb eined anderen Gebietes als dem der Rechtſprechung 
auszuüben ift — foll an die folgen jeined Ausſpruchs, deſſen Inhalt die Wahrheit nad feiner Ueber- 
zeugung ift, nicht denken. Allerdings eine ſchwere Aufgabe, welder der Erfahrung zufo lge trotz des Eides 
häufig nit genügt wird. Beſſer iſt die Faſſung der Belehrung in tem Code d instruction 
ceriminelle Art. 342, a, E., wo die Pflicht eingefbärft wird, durch Angabe und Begrenzung deffen, 
was fie zu entjdeiden haben, und wonach, ohne der etwa abweichenden Unficht über die Rechtmäßigkeit 
oder Zweckmaͤßigkeit des Strafgefehes zu gedenken, gefagt wird: „et ils manquent à leur pre- 
mier devoir, lorsque pensant aux dispositions des lois penales ils considerent les 
suites, que pourra avoir, par rapport à l’accus£e, la declaration qu’ils ont à faire. Meine 
Betrahtungen über die Verordnung — dv. 3, Januar 1849 ©. 49. 


* 
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Unterſtellung unter Recht und Geſetz, womit die Geſchworenen nicht befaßt werden. 
In dem früheren Verfahren, two die rechtsverſtändigen Richter auch die Thatfrage 
im meiteften Sinne, jedoch nach beftimmten Beweisregeln zu enticheiden hatten und 
wo bei der Abftimmung die verjchiedenen Fragen getrennt wurden, lag ed nicht nur 
näher, fondern e8 mar durch die ganze Weife des Verfahrens geboten, baß bie 
Richter den Einfluß ihrer Beantwortung der Vorfrage über den Beweiß ber Thäter- 
haft des Thatbeſtandes und feiner einzelnen Merkmale, und über die Schuld, auf 
die nachberige Frage über dad anzumendende Recht fich vergegenmwärtigen mußten. 
Dennod durfte fo wenig diefe Rüdfiht, welche möglicherweife zu einem Gewifiend- 
Konflikt führte, bei der erfien Frage in Betracht fommen, ald, falld dieſe von einem 
Richter verneint würde, denjelben berechtigen, fib der Abjtimmung bei der zweiten, 
über die Strafe zu enthalten, obſchon die Zumutbung, sjolgerungen aus einem nicht 
augeftandenen Vorderſatz zu zieben, noch eine ftärkere ift'). 

MWürde man es entichuldigt finden, wenn unter gleichen Vorausfegungen, 
wie fie bier bei den Gewiſſensbedenken des Geihworenen eintreten — oder überhaupt 
in Folge individueller Meinung — ein zum Zeugniß Berufener baffelbe verwei- 
gerte, ober miber beſſeres Willen und feinen Ei fallch abgäbe, meil er weiß, welde 
rechtlichen Folgen daraus für den Ungefbuldigten oder Angeklagten hervorgehen? 
Dder ein Sachverſtändiger, deifen Erklärung und Gutachten über dad Dafein eined 
Mertmald des objektiven Thatbeftanded — 3. B. der Urſache ded erfolgten Todes 
ded Verlegten, der Vergiftung — oder über die Zurechnungsfähigkeit, — wie er 
wohl weiß — das Schickſal des Angeklagten, defien Berurtheilung nad dem Gefehe, 
mit beitimmt? 

Eine andere Seite der Betrachtung bietet der folgende Fall, ber unferer 
Aufgabe näber ftebt. J dem borigen war von Ungehorſam des Gefchwor 
renen, ber fi hatte diöpenfiren laſſen, nicht die Rede. Der jept mitzutheilende 
enthält eine Verweigerung der Übftimmung, die, wenngleich, wie man annehmen muß; 
nur in firenger Gewiffenhaftigkeit ihren Grund hatte, dennoch, nad Lage der Sache 
und der Gefege, ungerechtfertigt war. 

Bei der Verkündigung eined auf Nichtſchuldig lautenden Verdiltes, in Folge 
deſſen ber Angeklagte freigeiprochen worden war, batte der Vorſteher der Geſchwo⸗ 
venen erklärt, daß einer der legteren, wegen Schwerbörigkeit, obgleich er an der Be- 
ratbung Theil genommen, fi der Abitimmung enthalten, weil er nicht alled, was 
in dem Sitzungsſaale verbandelt worden, veritanden habe. Auf den Außjprucd der 
Gefhmworenen fei died ohne Einfluß geweſen?). 

In Folge der von dem Staatsanwalt ergriffenen Nichtigkeitäbefchwerde 
(melde im Falle der Nichtſchuldig ⸗Erklärung begründet ift, wo eine Verlegung der 
Beftimmungen über die Zufammenfegung des Schwurgerichts vorliegt’), war bie 
Vernichtung aubgeſprochen und zur andermweiten Verhandlung verwieſen worden. 

Die nicht in Zweifel zu ziebende Richtigkeit diefer Entſcheidung geftattet und 
fofort auf den Punkt überzugeben, welcher Gegenftand diefer Abhandlung ift — dad 
Verhalten der Geſchworenen. Daß der Gerichtähof, wie auch in den Gründen aud- 
geführt wird, auf das nur unter Mitwirkung von Il Geſchworenen beſchloſſene Ver⸗ 
dift nicht hätte ein Urtheil fällen follen, fondern, wenn es nicht gelang, auf Befei- 
tigung des es nad rt. 97. des Gefehed vom 3. Mai 1852 binzumwirfen, 
zur Bildung eines neuen Schwurgerichts und zu einer neuen Verhandlung ſchreiten 
mußte, — ift nad den beftebenden Vorſchriften unbedingt anzunehmen, 

Uber wie ift dad Verhalten bed Gefchworenen zu beurtheilen ? 


1) Meine Note angeführte Abhandl. ©. 148 ff. 
2) Boltbd. Urdiv VI. S. 237 fi. 
3) Gefeh v, 3. Mai 1852 Urt, 109, 


* 


240 Zur Lehre von ber ſtraftechtlichen Verantwortlichkeit der Geſchworenen. 


Der für die Sitzungsperiode Einberufene hatte, wie die Akten ergeben, ſeine 
Entlaſſung wegen Schwerhörigkeit gefordert, war jedoch mit feinem Antrag zurüd- 
gewiefen worden. Der Grund der Zurüdweifung ift nicht erfihtlih, wenn man 
nicht annehmen will, daß an der Richtigkeit der Angabe gezweifelt wurde: denn 
fpäter, — am Tage nad der in Rede ftebenden Verhandlung, wurde Jener nad 
einem feine Schwerbhörigfeit bejcheinigenden ärztlichen Zeugniſſe von der meiteren 
Funktion verbunden. 

Er war nun alfo in der einen Sade ald Gefhmworener audgeloofet. 
Ich nannte ed vorhin eine Gewiſſenhaftigkeit, daß er fi der Abftimmung enthielt, 
indem er angab, er babe nicht Alles bei der Verhandlung verftanden '). Und biefe 
Anerkennung darf ihm wohl nicht vorenthalten werden. Man könnte fagen — er 
mußte bei dem Bemußtfein jened Mangeld — es eber darauf anfommen laffen, die 
Strafe des audbleibenden oder fi entfernenden Gefhworenen zu verwirken — ohne- 
bin ftand ihm der Bejchwerdemeg, und der fpäter eingefchlagene Weg offen, ein ärzt- 
liches Zeugniß er — ald, wie er nun gethan, das eidlihe Verfprechen zu 
leiften und damit die Pflichten zu übernehmen, denen er fich nachher in einer Weife 
entzog, melde die Umgültigkeit ded ganzen Verfahrens zur Folge baben mußte. Und 
in der That ift es diefer Vorwurf, der ihn trifft, und der, wie bereitö gezeigt wor⸗ 
ben, Fälle diefer Art von dem unterſcheidet, auf welche die Strafbrohung von $. 72, 
der Verordnung ſich bezieht. Aber man ift nicht berechtigt, ohne Weitered anzuneh- 
men, daß er von bornberein den Eid als Geſchworener geleiftet habe, mit dem Bor- 
fage, fi nachher der ihm, gegen feinen Widerſpruch auferlegten Pflicht, zu entziehen. 
Er mochte, da Schwerhörigfeit ſich auch periodenmweife in verfchiedenen Graden 
äußert, die Hoffnung gebegt haben, dennoch den Verhandlungen foweit folgen zu 
fünnen, um im Stande zu fein, mit zu beratben und zu flimmen; er wollte e8 
darauf ankommen laffen, ob es ihm gelingen werde, gemwiffenbaft jene Pflicht zu er- 
füllen. Nachdem er zu der Ueberzeugung gelangt, daß er died nicht vermöge, glaubte 
er an den Berathungen, jedenfall an der Abftimmung nicht Theil nehmen zu 


Sprit ſich bierin eine anzuerfennende Gefinnung aus — «8 mar ja leichter, 
und bier geradezu geboten, die Stimme für Nichtihuldig abzugeben — fo darf doc 
dem Gefeg gegenüber, und vollends nachdem der Eid geleiftet worden, jener indivi- 
duellen Auffafiung der Stellung des Gefhmorenen feine Berechtigung zugeftanden 
werden. Nimmermebhr kann der Eid — deffen Bedeutung und Inhalt wir dargelegt 
haben, mit dem Morbehalte geleitet werden, ed von den Umständen abhängen zu 
laffen, ob die pflihtmäßige Mitwirkung ftattfinden folle oder nicht. Wer ſich eine? 
Grunded bewußt ift, der ihm die Pflicht eined Geſchworenen zu erfüllen unmöglich 
macht, der muß fie auch nicht übernehmen, nicht einen Eid leiten — vielmehr in 
Gemärtigung, daf fein Grund anerfannt werde, — menn er nicht bei Zeiten für 
befien Bekundung beigetragen — einftweilen fi den folgen der Verweigerung unter. 
werfen. Aber er dart e8 nicht fo weit kommen laffen, daß dur fein nachtraͤgliches, 
mit der eidlid übernommenen Pflicht in Widerfpruch ftehendeß Verhalten die Nechtd- 
gültigkeit der ganzen Verhandlung in frage geftellt wird. 

Neuerlich ift e8 vorgefommen, daß ein Geſchworener, welcher als folder 
der Verhandlung beigewohnt hatte, bei der Beratbung feine Stimme abzugeben ver- 


1) Wie der all a. a. ©. mitgetheilt wird, liegt ein theilweiſer Wiberfprud vor, der aber ohne 
Einfluß auf die Sade ift. Erſt heißt es: der Vorfteher habe bei der Verkündigung des Verdikts ange- 
zeigt, daß einer der Geſchworenen wegen Schwerbörigkeit die Theilnahme an der Beratbung 
verweigert habe. Nachher: der Vorfteher erflärte: ein Geſchworener, welcher an der Beratbung 
Theil genommen, bat fih der Abftimmung enthalten, weil —. Indeſſen ift bier, ſowohl für bie 
(nicht weiter in Betracht kommende) frage über die Nichtigfeit, als für unfere Aufgabe, nur das überall 
feftftehende Ergebniß entſcheidend, daß nur 11 nicht 12 Geſchworene fi bei Findung des Wahrſpruches 
betbeiligt hatten, 


Sur Lehre von der ftrafrechtlichen Verantwortlicleit der Geſchwotenen. 241 


weigerte. : Ueber die Gründe ift micht3 bemerkt, — doch ift dies, wie let? angenom- 
men, obne Einfluf. Nun war ſchuldig geſprochen worden mit 7 Stimmen gegen 4. 
Die Nichtigkeit liegt unzweifelbaft vor, fie ift felbft da außgefproden worden, mo 
angegeben war, daß die Abgabe oder Zurüdbaltung diefed einen Votums eine Aen- 
derung am Ergebniffe nit bewirft baben würde, meil überall und obne alle Aus- 
nahme 12 Geſchworene thätig fein müffen. Sier ift aber der Einfluß unverkennbar, 
wäre die feblende Stimme den 7 verurtheilenden beigetreten, fo fand ein richtigeß 
Verdift der Schuld ftatt. Schloß fie fib den 4 an, fo war, bei formeller Gültig. 
feit der Ergebniffe der Berathung, die Nothwendigkeit der Entfcheidung des Gericd- 
tes bedingt. 

Die Würdigung ded Verhaltens ded Gefhworenen ift feine andere, ald in 
den bisher erwähnten Fällen, ja es kommt bier nicht einmal der möglide Entfdul- 
lat in Erwägung, der in dem Gemiffendbedenten oder dem phyſiſchen Hin- 

ernifte liegt. 

Man könnte fragen, ob es ftatthaft wäre, gefeglich ähnliche Beftimmungen zu 
treffen, wie fie fonjt aelten, wenn in einer Gemeinde-Berfammlung , Korporation x. 
Befchlüffe zu faffen find, wo dann — fofern den forderungen über gehörige Vorladung, 
Anzeige des Gegenftanded der Verhandlung und Anweſenheit einer gemiffen Zahl 
(4. B. %) der Mitglieder in Betreff der Audgebliebenen oder der Nichtmititimmenden 
genügt iſt — angenommen würde, daß fie dem Befchluffe der Mehrheit beitreten, oder 
anders audgedrüdt, daß alsdann die Erfhienenen und Abftimmenden berechtigt feien, 
einen Alle bindenden Beſchluß zu faſſen. Die ift jedoch, bei der Verſchiedenheit 
der Jurp von den Vereinen, Gemeinden und fonftigen f. g. moralifhen oder jurifti- 
ſchen Perfonen , bei der Eigentbümlichkeit des Schwurgericht3 und feiner Aufgabe, 
bei der nothwendigen Strenge, mit welder auf Beobahtung der gefeplichen Bor- 
fhriften ded Verfahren? gehalten werden muß, unbedingt zu berneinen. Auch würde 
dadurch der Angeklagte nicht felten in feinen Rechten beeinträchtigt Sp z. B. in 
dem aueh! gedachten Fall, wenn man durch Annahme des Beitrittö zu der Mebr- 
zahl ein Verdikt auf fhuldig, mit 8 Stimmen annähme und fomit die Entſcheidun 
ded Gerichtöhofes, die möglicherweife jenem günftig wäre, ausſchlöſſe. Es würde di 
auch im Widerſpruch mit den bei follegialen Gerichten zur Anwendung kommenden 
Grundfäßen fteben, welche es nicht geftatten, auf ſolche Weife ein härtere Ergebniß 
— oder es dem Zufall zu überlaſſen, ob ſich ein minder ſtrenges ber- 
auäfielle. 

Eher ließe eb ſich vertheidigen — und die wäre allgemeinen im Strafrechte 
geltenden Grundjäßen — in dubio pro reo, in dubio mitior, benignior sententia 
praeferenda — entſprechend, wenn man in foldhen Fällen, um eine Nichtigkeit zu 
bermeiden, von dem feine Stimme Berweigernden annähme, daß er ſich für »Nidt- 
ſchuldig« erfläre. Man könnte, auf die hinlänglich erflärlihe Erſcheinung, der auf 
ietzteres Iautenden Verdilte ſelbſt wo deren Richtigkeit, obfhon nicht angefochten, doch 
bezweifelt werden fann — Bezug nehmend, geltend machen, daf, mo ein Geſchwo⸗ 
tener nicht mit voller Ueberzeugung dad ⸗Schuldig« audjufprehen vermag, ihm 
nichts übrig bleibe, als »Nichtſchuldig« zu votiren. Doch iſt auch dies zurüdzu- 
weiſen. Der Ausweg, bei der natürlichen Ungeneigtheit zu Verurtheilungen, beſon⸗ 
ders wo ſchwere und vollends Todesſtrafe bevorftcht — was trotz der Abmahnung 
ſich doch ſtets den Geſchworenen vergegenwärtigt — geradezu das »Nichtihuldig« 
auszuſprechen, liegt fo nahe, daß ohnehin ein Geſchworener, wenn er ein Gewiffend- 
bebenten bat, wenn er nicht, fo ungern er ed thut, verurtbeilen mu $, fi für die 
Nichtfchuld (bez. nicht erwiefen) erklären wird. Im Gegentbeil; dürfte man bier von 

ewiffen Annahmen ausgeben — was dem Geihmworenen» Inſtitut zuwider wäre — 
h würde man, gerade weil der Geichworene, der feiner Rechenſchaft über die Gründe 
feiner Abftimmung —— jenen ihm freiſtehenden Ausweg nicht einſchlägt, die 
Schlußfolgerung gerechtfertigt finden, er enthalte ſich des Votums, weil er nf ed 
zum Nachtheil des Angeklagten abgeben müßte. Uber, wie gejagt, bier ift fein Ge- 
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biet für Vermuthungen. Jener Gegner der Tobeöftrafe ſteht auf einem anderen 
Standpunkte als der Schwerhörige. Beide jedoch, muß man annehmen, hielten es 
ebenfo für unrecht, ein Nichtfhuldig außzufpreben, wo fie für diefe® auch nicht ein- 
mal den Grund hatten, der font dieſes, im Zweifel immer vorzuziehende Botum 
zu rechtfertigen bermochte, 


V. 


P faſſe das Ergebniß meiner Erörterung kurz zuſammen. Eine Befreiung 
von der Pflicht, die Stimme abzugeben, kann den (wirklichen) Geſchworenen nicht 
eingeräumt werden, weder ſo, daß z. B. 11 Stimmen genügten (wie würde ſich die 
Sache geftalten, wenn mehr als ein Geſchworener ſich der Abſtimmung enthiel‘e?), 
noch fo, daß er,der Mehrheit, oder fo, daß er der günftigeren Meinung beitretend 
betrachtet würde, 

Ferner, die Verantwortlichkeit des Berufenen, welcher den Eid, feine Pflicht 
zu erfüllen geleiftet, den Verhandlungen ald folder beigemohnt bat, und nun feine 
Stimme abzugeben verweigert, it eine viel größere, und fein Verhalten, welches bie 
Nichtigkeit der ganzen Hauptverhandlung berbeiführte, ein weit folgenreichered, jeine 
ganze Stellung eine andere, als die des nicht erfcheinenden, oder fich wieder entfer- 
nenden, —— Dienſte Berufenen, der noch nicht, wie jener, Geſchworener im wirk— 
lichen Sinne des Wortes iſt. Er iſt ſtrafbar, und wie achtungswerth bei Einzelnen 
die Geſinnung ſein möge, welche ſie beſtimmt, ſich des Votums zu enthalten, es iſt 
ein arger Frevel, der mit dem Eide getrieben wird und mit der Rechtspflege ſelbſt, 
für welde eine andere Sühne gefordert wird, als die Geldbuße, die den ungeborfa- 
men Einberufenen trifft. Die Gleichftellung Beider — die nur für einen Punkt 
zutrifft — iſt entſchieden zurüdzuweifen. 

Glaubt ein Berufener gegründete Urfache zu haben, vom Dienft befreit zu 
werden, fo ift hierfür der geordnete Weg, melcher rechtzeitig zu betreten ift, angezeigt. 
Statt deflen, den geleifteten Eid zu verlegen — das darf, Veibft bei den erwähnten 
ind Gewiſſen fallenden Erwägungen, eben meil auch Died eine vom Rechte zu berüd- 
fichtigende Seite bietet — nimmermehr fo leicht genommen werden. 

Den Geſchworenen trifft, nad allgemeinen Grundfüßen, bon Redhtömwegen die 
Berpflibtung, den dur die nunmehr für nichtig erklärte Verhandlung verurfacdhten 
Koftenaufwand zu tragen. Und ferner follte die Strafe nicht blo8 nach der (zurüd- 

ewiefenen) Analogie de8 $. 72. a. a. O. in einer Geldbuße bejtehen, fondern c8 ift 
ie Verlegung der Eidespflicht zu abnden. 

nfer früheres Recht hatte promifforifche Eide fehr beſchränkt und die Verlegung 
derfelben — Eidedbruh — melde nad Begriff und Art der Sandtung fi bon ber 
wiffentlich falſchen Ableiſtung eines affertorischen Eide8 — Meineid, Falſchſchwören — 
unterfcheidet, if, wo überbaunt firafbar, nach anderen Grundfägen — überhaupt mil- 
der geahndet worden"). Vornebmlich, und bier ift fhon das gemeine Recht voraus. 
egangen, wurde die Handlung oder daB befondere Verbrechen berüdfichtigt, mittelft 
Befen das eidliche Verfprechen verlegt wurde. So bat man namentlich bei Beamten 
das beftimmte Amtöverbredpen, ohne Nüdficht auf den darin zugleich enthaltenen Eides- 
brud mit Strafe bedroht. So beftimmt unter andern auch unfer Strafgeſetzbuch 


1) Die —— erhob ſich insbeſondere in Betreff des Bruches einer eidlichen Kautivn, mo 
dieſe ausnahms weiſe, zur Abwendung der Unterſuchungshaft ftattfindet, nad der Krim. O. F. 236,, welche 
fo wenig wie $$. 1405, ff. A. Landr, II. 20 den Eidesbruch mit Strafe bedroht. Die Gerichte, ſelbſt die 
uftiz+ Minifterien verſchiedener Sekt, ftellten verſchiedene Unfichten über die Straflofigkeit oder über die 
Meife der Begründung der Strafbarkeit auf. Näheres in „Ergänzungen und Erläuterungen der Preuß. 
Rechts buchtt ı.“ zu den angeführten Gefegeöitellen. Nachdem durch ein Reſtript für jenen Fall abgebot- 
fen worden, iſt jet der Zweifel beſeitigt durch das Strafgeſehbuch $. 181. 
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am Schluffe des Titeld »über Verbreiien und: Vergehen im Amte« in $. 331., daf 
deffen »Vorſchriften auf die (näher bezeichneten) Beamten Anwendung findes, fie mögen 
einen Dienfteidb geleiftet haben ober nicht.« 

Es mag dies und inäbefondere, dat die durch dad Amt rg Der 
pflichtungen nicht erſt in Folge der Vereibigung begründet worden, feine Rechtferti- 
-gung finden — allein, ob es vom Standpunkte der Gefeggebungspolitit und in Be 
rücfchtigung des Einfluffed auf. die öffentlihe Moral zu empfehlen fei, die Bedeu⸗ 
tung des Eides fo ſehr bei Seite zu fegen — läßt fich bezweifeln. 

Ertennt man nun in jenem Berbalten des Gefchmworenen ein ftrafbared Un» 
recht, welches nicht unter die erwähnte Vorfchrift geftellt werden kann, fo würben ſich 
zwei mögliche Geſichtspunkte ergeben, nach melden dafielbe zu beurtbeilen wäre, 

Einmal, und dies fcheint mir der entjceidende Moment zu fein — läßt fi 

bie gebachte Pflichtwidrigkeit als Amtövergehen betrachten. ft der Geſchworene 
Beamter? Im tigentlihen Sinne wohl nicht'), und auch nidt nad der jegigen 
Auffaffung des Schwurgerichtd, in welchem fi den Staatd- und inäbefondere den 
richterlichen Beamten gegenüber die Theilnahme und Vertretung des Volkes bei der 
Rechtöpflege befunden I. Aber er ijt allerdingg — wenn and nur mit einer vor 
übergehenden funktion betraut — hierfür (ad hoc) als ein Beamter in Anfehung be 
ftimmter ihm obliegender und von ihm eidlih übernommener Berpflihtungen anzu- 
jeben. So wird denn aud in unferem Strafgefeßbude in dem erwähnten Titel 28, 
des 2. Theils »Von Verbrechen und Vergeben im Amte« $. 313. der Ge 
fhworenen gedacht. Hier ift die Rede von »einem Gefchworenen, melder in einer 
Sache, in der er Berrichtungen ald Gefhworener außzuüben hat, Geſchenke annimmte, 
died ſoll mit Zuchthaus geahndet werden. Diefe Vorſchrift wird jedoch, nach dem 
in $. 2. aufgeftellten Grundfag, welcher der ausbehnenden Erklärung und der Ana 
(ogie feinen Raum giebt — nicht unbedingt auf folde Fälle, wie fie bisher ange 
führt worden find, angewendet werden dürfen. Nur dann wird dad Enthalten von 
der Abftimmung dem $. 313. untergeftellt werden dürfen und müflen, wenn ermeid- 
lich eben jene Verweigerung der Stimme, mochte auch fonft irgend ein Vorwand gel» 
tend gemacht werden, in Folge der Beſtechung ftattgefunden hätte’). Ein Fall, der 
um fo feltener eintreten wird, je weniger dadurch allein dem Intereſſe des Beftechen- 
den gedient wird, vollends da nun wegen Nichtigkeit des Verfahren? eine andere 
Jury eingefhmworen wird. Allein es dürfte fib der Vorſchlag empfehlen — die ge- 
dachte Pflihtwidrigfeit ald eine Amtöverlegung mit einer angemefjenen fFreibeitäftrafe 
u bedrohen, mo ich eine Zuchthausſtrafe, die im Falle deö 8. 313. gerechtfertigt 
* mag, nicht, ſondern eine Gefängnißſtrafe neben der ſchon begründeten Verurthei- 
urn Tg die Koften der nothwendig gewordenen neuen Verhandlung für geeignet 
erachte. 

Der andere Geſichtspunkt wäre der einer Eidesverletzung. Während auf dieſe 
bei ben Amtsverbrechen ein felbititändiged Gewicht nicht gelegt wird, aud der 
S. 313. nur einen befonderen, erſt des Beweiſes bedürftigen Fall betrifft, 
iſt bier das widerrechtlihe Verhalten offenkundig. Es liegt klar vor, und ed fäme 
nur darauf an, ob dieſes Entgegenbandeln gegen den geleifteten Eid, worin unzweifel- 
baft ein Eideäbrud, ja wenn die Abficht ſchon bei der Yeiftung des Eides beitand, 
jelbft ein Falſcheid liegt, den geſetzlichen Vorſchriften des Strafgeſetzbuchs unter- 
geftellt werden fünne. Dieſes handelt nad der Rubrik ded Titel 3. nur von dem 
»Meineid.e Indeſſen werden doch $. 126. (obne Bezeichnung von Falſcheid und 
Eidedbrub) die zwei Kategorien nebeneinander geftellt, daß ein Zeuge — miffentlich 
ein falſches Zeugniß mit feinem Eide befräftigt, oder den vor feiner Vernehmung 


1) Gewiß nicht im ſtaatsrechtlichen Sinne. 

2) Daß dem Beftehenden damit nicht genügt wird, ift bereit? gezeigt worden. Alerding® wird 
— und es Fönnte dies zunäcft bezmedt fein, damit die Verjandlung nichtig — aber damit ift nichts für 
die nun nothmendige meue erreicht. 
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eleifteten Eid miffentlih durch ein falſches Zeugniß verlegt’). Ebenfo $. 127. von 
en Sadhverftändigen und $. 128. Nr. 3. von der amtlichen Verfiherung eined ver⸗ 
eidbeten Beamten auf feinen (promifforifhen) Dienfteid. Ganz entſchieden ift in 
$. 131. von einem Eidesbruch die Rede?). 

Man fieht, ed wird, wie daß praktifche Bebürfniß ed forbert, auch der pro- 
miſſoriſche Eid zugelaflen und deiſſen Verlegung — der Bruch der Verheifung, von. 
Rechtswegen geahndet’). Danach läßt fi unter feine der angeführten Beftimmungen 
jene Verlegung ftellen, und eine analoge Auslegung vermag nicht bevorwortet zu 
werden‘). Es ließe fi aber, ohne Störung des ſyſtematiſchen Zuſammenhangs 
im Geſetzbuche, auch an diefer Stelle eine Strafdrobung wider den ſich weigernden 
Geſchworenen aufnehmen, die dem in diefem Titel angenommenen Prinzipe ebenfo, wie 
der Natur der zu abndenden Widerrechtlichkeit entfpricht. Zumal da in dem $. 131., 
dem ſich der ——— anſchließen würde, und mit deſſen Inhalt eher als mit 
bem ber 55. 126. 127, eine Bergleihung nahe liegt, nur Gefängnißitrafe bis zu zwei 
Jahren gedroht wird. 

Da nun auf den behandelten Fall die auf eine ganı andere Vorausſetzung 
gegründeten Vorfchriften nicht außreichen, die prinzipielle Auffaffung aber nad |. 2. 
mindeftend bedenklich iſt, und fchwerlich in der Praxis auf eine gerechte, dem Be- 
dürfniß entfprecbenden Weife zur Geltung gelangen kann, fo ſcheint die Nothmwendig- 
feit einer Abhülfe im Wege der Gefepgebung dargetban. 





1) Ueber die Streitfrage in Betreff der der Vernehmung vorausgehenden oder nachfolgenden 
Beeidigung — das Leiften eines Berfprecend: oder Verficherungs-Eided — und den Eharafter ber Ver · 
legung, ſ. meine Schrift: „Die frage über den Zeitpunkt der Vereidigung ꝛc.“ Leipzig 1864; ferner den 
Entwurf einer StrafprogefrOrbnung für den Preuf. Staat, Berlin 1565 ©. 89, und meine Schrift: 
„Der Entwurf — kritiſch betrachtet.“ Leipzig 1865 ©. 48 fi. 

2) Vergl. Oppenhoff Strafgefegbuh zu 68. 131, und 132, Nr. 2, Hier it eine Lücke der 
früheren Gefehgebung ergänzt. 

3) „Wer vorfählic einer durch eidliches Ungelöbnik vor Bericht geleifteten Kaution, ober dem 
in einem Manifeftationd-Eide gegebenen Verſprechen zumider handelt, foll mit Gefängniß bis zu zwei Jah- 
ren beftraft werben. * . 

4) Wenn e8 deren bedarf, vergl. Heffter über die — Auslegung des neuen Strafgeſehbuchts 
in Goltd. Archiv 1. ©. 25 ff. 


Grundzüge der gegenwärtig herrfchenden Beweis- 
theorie in Straffaden. 





Von Herrn Staatdanwalt Schaper zu nfterburg. 


Echluß.) 


2. Die Beweisfragen im engeren Sinne. 


Jde Anklageſchrift muß den Angeklagten, deſſen That, das Strafgefeg enthalten, 
fowie eine Darftellung ded Sachverhältniſſes, wie e8 für den Beweis) voraudficht- 
lich ſich geftalten wird. E8 muß erbellen, wofür Geftändniß erwartet, wofür Beweiſe 
und welde für erforderlid erachtet werden. Aus der Pflicht der ficherften Wahr- 
beitderforfhung entipringt die Regel: 
ftet8 die unter den obwaltenden Umftänden erreichbaren be- 
ften Gründe?) und beften Mittel in Bezug zu nehmen. 


Nicht? muß übrig bleiben, ald allgemein befannte Regeln, vermöge deren der 
Schluß auf die Schuld und alle weientlihen Einzelheiten derfelben ungeſucht ſich dar- 
bietet. Diefelben niederzufchreiben, wäre gegenüber dem Angeklagten unnöthig, gegen- 
über dem Richter ftörend. WUllgemein bekannte Thatfahen dagegen werden ohne 
Beweiß aufgeführt. 

Auf Grund einer, dad Wefentlihe ar und fcharf treffenden, durch Kürze 
ben Ueberblid erleihternden Darftellung diefer Art erfcheint die Erwartung gerecht. 
fertigt, daß der Ungellagte genügend vorbereitet in der Verhandlung erſcheinen, auch 
über die in derfelben zur Erörterung kommenden Punkte einſchließlich ihrer Erheblich ⸗ 
teit und ihres Gewichte nicht füglih im Zweifel bleiben werde. Eben biefür hat 
überdied der Borfigende ausdrücklich Vorforge zu treffen. 


Der Ungellagte wird gehört. 
Was er niht ausdrücklich, beftimmt und Far einräumt, gilt 
als beftritten. 


1) Brohm Unfertigung von Anlagen 65. 7. 8. N. 5. 

2) In Erweiterung der in England berrfhenden Norm; v. Tippeldfird G. U. Bd. 5. 
©. 316. Die Regel gilt auch neben einem zu ermartenden Geſtändniß; die Wichtigkeit wird erfichtlich 
an den Fällen und Ausführungen in G. U. Bb. 2. ©. 758 ff., Bb. 5, ©. f, 659 fi, Br. 8. 
©. 54 ff. Sie gilt ferner für den Sah, beim Jubicienbeweife nicht ftehen zu bleiben, wenn unmittelbarer 
Beweiß erreichbar. 
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Nicht jeder Streitpunft aber bildet auch einen Beweispunkt. Wllgemein be- 
fannte Regeln können binreichen, um die Ueberzeugung von der Schuld zu begrün- 
den, namentlich pſychologiſche Haie ir So fommt e8 in den oben hierzu an« 
geführten Beifpielen von fahrläffigem Meineid und Brandftiftung, von Diebftahl und 
Unterfhlagung, von Beleidigung bis hinauf zur Ebrfurdtäverlegung gegen den König, 
in8befondere in Preßſachen, vor, daß alles äußerlich Thatſächliche zugeftanden, und 
nur die ftrafrechtlibe Deutung geleugnet wird, ine unrichtige Auffaflung des Ge- 
ſetzes!) kann bierbei mitwirfen; häufiger wohl die berechnende Abfiht?), durch um⸗ 
faſſende Einräumungen den Richter auf ein Gebiet des Zweifels einzuengen, auf 
— Th ganz auf fid) jelbfi, und auf'die Unmöglichkeit Harer, greifbarer Beweife 
ewieſen ift. 

s Laffen fi die, je nad der Befonderbeit des Falles außgemittelten Streit. 
punfte nach jenen Regeln nicht erledigen, fo beginnt bie 
Pflicht des Richters, die ihm erfihtlihden Beweife — felbft 
obne Antrag — heranzuziehen. 

Einer befonderen Prüfung unterliegen hierfür nicht nur die Anträge, jondern 
alle Auslaffungen des Angeklagten. Erſcheinen folde erheblich, Beweife auch erreich- 
bar, einem Privatmanne aber ſchwer auffindbar, fo ift es Pfliht der Staatsanwalt. 
haft”), mit ihren Mitteln unverzüglich belfend einzugreifen. Dagegen kann die Be- 
börden fein Vorwurf treffen, wenn ſolche Thatſachen und Beweife unermittelt blei- 
ben, deren Vorhandenfein und Erheblichkeit der Ungeklagte darzulegen unterläßt, 
obſchon ihm die Gelegenheit dazu nicht verjchränft worden. Es ift ihre Sache nicht, 
die Gebiete aller denkbar bleibenden Möglichkeiten zu durcdirren, oder Gefichtöpunfte 
aufzufuchen, welche im Laufe weder de3 Vorverfabrend noch auch ber Hauptverhand- 
lung an die Hand gegeben werden, Un dad wirkliche Leben haben fie fih zu halten, 
an feine wahren Geftaltungen, an Die einzelnen Erſcheinungen des menſchlichen San- 
delnd und Erflärend‘). 

Hieraus regeln fi die Grundfäge der Beweislaſt'). Es ift nicht zur 
treffend, wenn behauptet wird, daß diefelbe lediglich auf der Staatsanwaltſchaft ruhe. 


1) Anfheinend war fie von Einfluß in dem G. U, Bb. 8. ©. 65 ff. mitgetheilten Fall eines 
geftändigen, Todtfchlag8 an der Ehefrau aus Eiferfuct. 

2) Regel bei Majeftätäbeleidigungen in läugeren Reden, bei Preßſachen, auch bei hochverräthe ⸗ 
rischen Verſchwörungen. Bon Catilinad Briefen an die Allebroger herab — vergl, Rein Geſchichte des 
Roͤm. Krim. Rehts ©. 362 ff. — bis zu den irifchen Feniern, bilden bierfür Schriftſtücke bie erheblichfte 
Grundlage der thatfärhlichen Feſtſtellungen. Faſt immer find die dunfel und zweidentig gefahit, oder läden- 
baft. Sollte daranf ohne Weitere der Grundfag in dubio pro reo angewendet werden, fo würde Die 
Auslegung oft hinter der Wahrheit der Thatſachen, häufig felbft hinter deren allgemein befanntem Ver- 
ſtändniß zurüdbleiben. Es bedarf einer eingehenden —— des Grunde zur Wahl der deutungd- 
vollen Wendungen, Benennungen und Ublürzungen, ibrer wirflihen Beziehungen, ihres wahren Ginneß 
für die Korrefpondirenden im Hinbli auf die Kreiſe ihrer gemeinfchaftlihen Thätigkeit. „Das Strafrecht 
beftraft Thaten, mie fie wirflih und im Bewußtſein ded Thäters Rattgefunden haben.“ Erk. ded Ober 
Trib. v. 10, Mopember 1857 in 6. A Bd. 5. ©. 7A0. 

3) Die Gemeinfamfeit der Beweife bat im Strafrecht eine arößere Bedeutung ald im Eivilrenht. 
Krim. ©. $. 360. Kod Eivilprogeh $. 277. Oppenboff Strafserr. $. 22, N. 55. 87. Wugfüh- 
rung in G, 4. Bb. 12, ©. 492. Für England Mittermaier daß Engl. Strafverf. ©. 422, €8 
ift zu eng, dem Staatdanwalt den Belaftungsbeweis anzuvertrauen Küftner ©. U. Br. 3. ©. 35. Es 
giebt gar Frinen prinzipiellen Unterichied zwiſchen Be- und Entlaftuugäbeweis in Preußen, fondern 
nur einen fabtiſchen, nad der Zufälligfeit nämlich, ob gewiſſe Thatſachen und Beweiſe im einzelnen 
Fall von der einen oder von der anderen Seite in Anregung und Vorfhlag gebradt werden. 

4) Das gilt aud für die Geſchworenen, Die das fehr wohl wiſſen, und darauf halten, wie auf 
iht Recht. Vergl. Mittermaier ©. A. Bd. 6. ©. 149 ff. Es handelt ſich niht um „mathematiſche 
Gewißheit, m welder die Möglichkeit des Gegentbeild undenkbar it.“ Tittmannd Handbuch 

5. 891. 


.82 
* 5) Auf die „Nothwendigleit raſcher Eutſcheidungen* zur „Abfertigung der. vorgebrachten Streit. 
fragen“ werden in England die „Regeln über die Beweislaft“ zurüdgeführt. Das system of plea- 
ding dient zur Klaritelluna der Streitpunfte. $. 225. Die Beweidlaft kann im Laufe der Verhandlung 
SE 2 ano mern Pibelld der Beſchuldiate nihtihuldia nlaidirt bat, ſo 
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Die Erklärung: »die Anklage babe den Beweis zu führen«, kann dahin wirkten, den 
Ungeflagten irre zu leiten, und im Sicberbeit zu wiegen, fie kann ihn verleiten, alles 
Vorgebrachte leicht zu behandeln und durch übermüthiges Pluftweten ſich unnützer 
Weile zu gefährden. Die Beweislaft, wenn man die Ermittelungspflicht fo nennen 
u können glaubt, xeicht für daB Gericht genau foweit, wie für die Staatdanmwalt- 
haft, ja tbatfächlih wohl noch weiter, im Zuſammenhange mit den, Dur die Ber 
pflibtung zu einem überzeugungäfräftigen Endurtheil begründeten, weit ausgedehnte: 
ren Rechten. Was beiden Behörden gleihmäßig obliegt, iſt die ſtets unveränderte 
Uufgabe, nad allen erfennbaren, weſentlichen Richtungen die Wahrheit zu erforjchen. 
Die Staatsanwaltibaft hat ihre Feſtſtellung vorzubereiten, dad Gericht fie zu treffen. 
Dem entipreend find die Befugniffe und Mittel vertheilt. 

Abgefeben von wenigen beionderen Ausnahmen ') darf feine diefer beiden 
Behörden für irgend ein Merkmal der Strafthat, für irgend eine Vorausſetzung der 
Straffälligkeit de3 zur Anklage geftellten Vorganged auf Bermutbungen, auf Prä- 
fumtionen?), auf Feftitellungen bi3 zum Erbeingen eine? Gegenbeweifed fi be 


rufen’). 
Eine wirkliche Beweislaſt fällt der Staatdanwaltihait erſt mit der Befcrei- 
tung der zweiten Inſtanz zu; bier in derjelben Weife wie dem Angellagten. 
Durchgehend aber trifft den Angeklagten für alle diejenigen Verhandlungen, 
denen nad dem Geſetz die endgültige Erledigung der Thatfrage zulommt, in dem 
oben angegebenen Umfange eine beffimmte Behauptungspflibt und wahre Beweidlaft. 
Aus Beweißgründen fanu er ein danad ergebende Erkeuntniß mit Erfolg nicht an- 
fechten, wenn er berabjäumt bat, in der legten mündlichen Verhandlung Hare und 
vollftändige Anträge zu ftellen*). Died gilt nicht wur für alle Arten von Straf. 
ausſchließungsgründen“), ald Gewalt, Notbitand, Nothwehr, Fieberwahnſinn, Trunt: 


liegt der Beweis natürlich dem Anfläger auf. Aber wenn die Morte in fi libellög find, und der An- 
Häger die Veröffentlihung bewieſen, wird die Abfitlichkeit präſumirt und der Beſchuldigte kann ſich dieſer 
Pröfumtion nur durch Gegenbeweiß erwehren. Nehmen wir am: er weit nach, daf der Uft ber Der- 
Öfentlihung unter die Klaſſe geitatteter Fonfidenticher Mittbeilungen fällt, fo wechſelt die Beweislaſt 
wieder und ber Unfläger bat zu beweijen, daß trogbem dolus vorgelegen.“ $ 247. Tagbfrevel- 
fall $. 255. Bet Grundzüge. 

1) Der Ausweis in $. 117. deB Strafgeſebbuchs Beweis ter Wahrheit $. 157. Erf. des Ob. 
Trib. v. 9. Juni 1860, G. U. Bd, 8. ©. 563. Fall des 6. 342, daf. Erf. v. 17, Juli 1557, 6.4. 
Bb. 5. ©. 710. Mobiliar-zeucrverfiherungs-Gefet vom 8. Diai 1857. Gefet vom 10. März 1856 zu 
$. 110.. des Strafgeſezbuchs. Hier aljo läßt fib mit der Krim. ©. 66. 409. 476 vom „treitenden 
Verdacht‘ ſprechen. Vergl. noch Erf. des Ob. Trib. v. 12, Oktober 1864. Oppenboff Rechtſpr. 
Br. 5. ©. 165 ff. 

2) Zur Verjährung, Erk. des Ob. Trib. v. 17. Juni 1854, ©. U. Bd. 2. ©. 549; zur Ber 
mutbung ber — * tödten, in 6.10, des Förſterſchutzgeſehes, Er. v. 22. Juni 1864, G. ä. Bd. 12, 
©. 633. Zu $$. 37. 41. des Zoligefeped. Etk. des Ob. Trib. v. 7. Dezbr. 1862, G. U. Bd. 10. 
5, 281. Erf, v. 11. März 1863, ©. 4. Bd. 11. ©. 352. 

Genügt der Beweis der Entftebung eines Verhältniffed zur Annahme der Fortdauer? Alſo 
der Amtseigenſchaft, des Wahnfinnd, des Lebens, wie in England Beſt 6. 296. Nein, es kommt auf 
Ermittelung der wirklich beitehenden Verhältniſſe an. 

3) Damit wird nicht gefordert, dem Ungeflagten aud alles Mögliche bis zum Beweiſe des 
Gegentheild zu glauben. Lieber Abmweifung „zum Verſchleif der Sache“ dienender, chicanöſer Beweiſe, 
E rt. des Ob. Trib. v. 17. Juni 1857, ©, U. Bd. 5. ©. 672, Entwurf $. 252, für England 

eſt $. 41. 
$ 4) Oppenboff Strafverfahren zu $. 52, N. 9. ff. $. 49. N. 12. Art. 101. N. 43, ff. 
Art. 108, N. 53. 

5) Beweislaſt und Frageform beim Schwurgericht find weſentlich verſchieden, obſchon oft in 
Berbindbung gebracht. Vergl. S. 1804 N. 4. Bei der Frageform handelt es fi um GefeheBauslegung, ind 
befondere um den Umfang bed zur Gtrafbarkeit vorausgeſehten Willent. Sol — nad der Schul 
fprade — nur der dolus direetus, oder auch der dolus culpa determinatus (nad Feuerbach die 
eulpa dolo determinata) oder der dolus eventualis in allen feinen Schattirungen, oder endlich gar 
die Juxuria mitbeftraft werden? Oppenhoff Strafgefepbuh zu 65. 44. 121. 139, 144. 197, 218, 
287. Dem allgemeinen Grundſatz nad muß man fagen, daß ſteis pofitiv die Abweſenheit eines inneren 
oder die Unbekauntjhaft mit einem weſentlichen äußeren Merkmal der Strafthat feftgeftellt fein mufj, che 
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fälligfeit, ja felbft für behauptete Verrüdtbeit und Blödfinn '), ſowie für die Forde— 
zung mildernder Umftände, fondern auch für die Angriffe auf Zeugen und Sacver- 
ftändige, ſowie gegen die Richtigkeit oder Schlüffigkeit von Folgerungen aus irgend 
welchen allgemein befannten oder befonderd erörterten Regeln, 

Für die Beweislaft, infonderheit der zweiten Inſtanz, fowie für den Beweis 
überhaupt ift die Unterfcheidung von Bedeutung, welche daß Gefek trifft zwiſchen 

erbeblihen?) und nicht er eklinen Thatſachen. 

Auch Regeln find hier unter Thatſachen zu verſtehen, gleichſam als wieder. 
fehrende Erſcheinungen im Gebiete derfelben. Im WUllgemeinen läßt fih in Erinne- 
rung an $, 274. der Kriminal-Ordnung und etwa noch an $. 247. des Strafgefep- 


buch nur jagen: 
alled was im Strafverfahren zum Schluß auf die Schuld und 
deren Umfang im einzelnen Fall als nothwendige Borausfegung betrachtet 
wird, ift erheblich; 
was nur zur Prüfung oder Unterftügung einer anderweit ſchon 
für begründet erachteten Ueberzeugung dient, ift nicht erheblich. 

Die Beftimmung läßt ſich erft in der mündlichen Verhandlung ficher treffen, 
weil Angeſichts der Erklärungen ded Angeklagten die Beweife häufig eine gegen daß 
ir ig ganz veränderte Geftalt und Wichtigkeit erhalten. 

e Grenze der Erheblichkeit ift demgemäß vom Geſet nicht gezogen. Dies 
würde in * That nicht minder ſchwierig ſein, als die beſtimmte Sonderung zwi- 
ſchen Vorbereitung und Anfan ng der Ausführung’), zwiſchen —— und Zu«- 
fall, zwifchen Thätlichkeiten aus Beftürzung in vermeintliher Nothwehr und folden 
au8 Sorn über eben empfangene Mifhandlungen. Nur die äußerſten Endpunkte 
laffen fid näher bezeichnen. 

Unbedingt erbeblib find in Gemäßbeit der Art. 30. 31. des Gefeged vom 
3. Mai 1852 außer den Thatjachen, welche die weſentlichen Merkmale der konkreten 
Strafthat nah Maafgabe der Anklage bilden, diejenigen, die befondere geſetzlich er⸗ 
jchwerende oder mildernde Umftände begründen, Strafausſchließungsgründe gewähren, 
oder endlich veränderte Geſichtspunkte der Strafbarfeit darbieten. Rüdlichtlidy der 
Thäterſchaft möchten mindeitend diejenigen Thatfachen unbedingt erbeblich fein, welche 
den Schluß auf die Schuld unmittelbar vermitteln follen. Ort und Zeit der That 
find für den Beweis nicht immer erheblich. Als nicht erbeblic wären endlich foldye 
un zu bezeichnen, welde 

1) bei — Beweiſe der Schuld nur zur Beleuchtung etwaiger 


insbeſondere aus %. 44. des Strafgeſetzbuchs. Ob aber die Anregung zur Stellung einer Unterftage vom 
Gericht, von der Staatsanmaltihaft oder vom Angeklagten aufgeht, ob Beweiſe oder nur Behauptungen 
vorgebracht find, oder woraus fonft ge‘ eine fahgemäße Antwort zu gelangen, ift gleichgültig. Vergl. 
G. U. Bd. 2. ©. 2338, 254, BP. 5. ©. 399. MWefentlih dem Gebiete der Gefepesaußlegung gehören 
wohl auc die Ausführungen zu 6%. 3. 37. ver Drehgefeget an. Erf, des Ob. Trib. v. 8, Janr, 1864, 
6. u. Bd. 12. ©. 133, 500. Hartmann Prefgefeg ©. 210, 


1) Verſchieden hiervon find bervortretende Bedenten rüdfihtlid der ET TE bie 
auch im der höchſten gran von Amtswegen erörtert werden. Fall in G. A. Bd. . 615. Für 
England Ei $. 29 

— — . —— 5. 126. 52. 37. 41. der Verordn. v. 3, Janr. 1849, Art. 25. 
29, 78. Gef. v. 3. Mai 185 

3) Bergl. Sant Geuadite bed Preuß. Straft. ©. 17. Die Grenge. der —— u 
ſich aud im — Beweis verfahren nicht er ang ziehen, Mittermaier Deutſches Strafverf. 6. 1 
ebenfowenig im Eivilprogef Kocd |. 199. Der im Art. 25. der nt gegemübergeftellte, —55 
angegriffene „Begriff ber ſ. g. Aufklärung“ Dalcke ©. U. Br. S. 88 ift im neuen Entwurf 

256 — 260. auf fehr glüdlihe Weife befeitigt. Wo aber ls grundfäglic der Werth bes 
mündlichen Verfahrens fo verfannt wird, wie G. U. Bd, 12. ©. 15 gefildert worden, da erprobt ſich 
die wohlthätige Macht der zweiten Inſtanz mittelit mehrmaliger Vernichtungen. 


troß ber TOT Hauptfrage eine Freiſprechung erfolgen kann. Hiernach richtet ſich die Frageform, 
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Motive"), der Vorbereitung und Entftehungsart, oder andererſeits etwaiger, im Sinne 
des ur gleichgültiger Folgen?) gereihen; 
2) für Einzelheiten bei ausreichendem Beweiſe derſelben noch zur Unter 
ftügung und Verjtärkung dienen, oder vereinzelte Bedenken gegen die Zuperläffigteit 
gefeglih einwandäfreier Beweismittel betreffen’), aljo etwa das Privatleben bon 
Zeugen und befondere Eharakterzüge aus demjelben, oder aud bei Wechſeln etwaige 
Bleifederitriche. 
In Abſicht des Beweiſes ordnet dad Gefeg für die erheblichen Thatſachen 
die mündliche Vernehmung der Auskunftsperſonen an, und geſtattet Verleſungen nur 
unter beſonderen Vorausfegungen; es verlangt für die nicht erheblichen Thatſachen, 
wenn von Bernehmungen Abftand genommen werden foll, einen ausdrüdlichen Be- 
ſchluß darüber. Peitend bleibt der allgemeine Grundfag, daß »die Beweiſe möglichft 
in urfprüngliher und unmittelbarer form dem erfennenden Richter — wer 
den*) folen.e Die Praxis, Staatsanwaltfhaft und Gericht, geht häufig meiter. 
Eingedent der Pfliht zur fiherften Wahrdeitderforihung wird verlangt: 
für erhebliche Thatfachen der befte erreichbare Beweis, für nicht erheb⸗ 
liche, nur aufllärende Thatſachen der beſte Beweis, der gerade zur 
Stelle ift. 

Sp wird gefordert: 

1) eidliches zeugnib an Stelle uneidliher Audfagen, 

2) mündliched Verhör ftatt der Verleſung von Vlbtolollen / Fundſcheinen, 
Leumundsatteſten oder ſonſtigen Beſcheinigungsmitteln, 

3) perſönliches Verhoͤr an Stelle des Zeugniſſes von Hörenfagen °), 

4) Vorlegung von Urkunden ftatt bloßer Beichreibung, auch wohl von andern 
Yeberführungsftüden, namentlih bei Rekognitionsbedenken, 

5) Vorlegung von Urjchriften an Stelle von Abſchriften oder Auszügen‘). 

Bon unleugbar beträchtlichen praftiihem Gewicht bleibt für den Beweis die 
Vorfrage nah der Erreichbarkeit befierer, al3 der inzwiſchen befannt gemorbenen 
Mittel. Sind die Fügungen ded Gejchided ungünftig, fo muß man nicht nur für 
aufflärende, fondern auch für erhebliche Thatſachen an den vorhandenen, abgeleiteten, 
abgeſchwächten, mangelhaften Beweiſen fi genügen laffen und ihre Schwäden bei 
der Urtheilbildung in Erwägung ziehen. Durch ihre Wegweifung, insbeſondere durd) 
eine, wenn aud nur theilmeife, aber grundſätzliche') Befeitigung der uneidlichen Aus- 





1) Untlar Er beim Todtſchlag am eigenen Finde ©. U. Bb. 2. ©. 221; bei ——— 
G. u. Bd. 7. ©. 199; bei Todtſchlag ©. A. Bd. 12. ©. 321; bei Mord G. U. Bd. 12, ©. 687. 

2) Der Verbleib geftohlener Sachen, für die Ermittelungdbeamten zufolge der 66. 8, 68. der 
Krim. Ordn. von Wichtigkeit, wird oft fruchtlos zur Erörterung gebracht. Eine fpäte Ungabe darüber 
fan zumeilen wegen mildernder Umftände noch vom Gewicht werden. 

3) Für eine grofie Zahl der, in allen wichtigeren fällen angehäuften Indieien treffen Lediglich 
die zu 1. und 2, bervorgehobenen Geſichtspunkte zu. 

4) Erf, des Ob. Trib. v. 19, Oftober 1863, ©. U. Bd. 12, ©. 36. Oppenhoff Straf. 
verfahren $. 14. N. 43, ff. $. 22, N. 11. ff. 

) Wichtige Erzählungen eines verftorbenen Bettlers über den Mordfall ©. U. Bb. 6. ©. 196 ff. 
a England gelten Ausſagen von Hörenfagen im Sterbefall, $. 327., fomie in vielen Eivilrchtäftagen 
bei Dingen von meitverbreitetem nterefje: Kirchſpielsgrenzen, Stammbaumfragen. $. 327. Im Uebrir 
gen wird der eigentliche Mangel darin gefunden, daß die Garantie ded Eided bei dem urfprünglihen Er⸗ 
zäbler fehlt 56. 318. ff. SH. 

6) Auf Urkundenbeweid bezieht fi die Evidenz zweiter Hand in England. Beit $. 78. Sie 
bat feine Grade, die vierte Hand ift fo gut mie die zweite $. 308. Ein verwidelteß Frage und Zus 
eh bat 76 hauptfählih im Anfhlug an den Prozeß der Königin Karoline 1820 audge- 
bildet 88. — 314. 

7) v. Tippelstird ©. A. Bb. 5. 6.319 ff. Boltd. Bd. 11. S. 464 ff. Die Hemmungen, 
welche in dem Grundfage: nom creditur nisi juratis liegen, werden aud in England empfunden, 
Beft $. 54. Dort werden nad der Prüfung im voir dire Kinder felbft untee 7 Jahren vereidigt 
J. 134., obſchon fie wegen Meineid nicht beftraft werben können $. 300. 


Archiv, 1806, April, 17 
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fagen würden nicht nur bäufig fchwer entbehrliche Aufklärungsmittel verloren gehen, 
ſondern aud der Hauptverhandlung ihr Grundcarafter ald eined Unterfuhungd.- 
verfahrend genommen, und äußert wirffame Grundlagen für Vorbaltungen und 
Gegenüberitellungen mit dem Ungeklagten, jowie mit formek eidetfäbigen Austunfts- 
perjonen binweggeräumt ') werden. 

Zwiſchen erheblihen und aufklärenden Thatſachen kann nicht nur für den 
Thatbeftand und die Thäterfchaft unterfchieden werden, fondern aud für 

bloße Strafzumeffungd-Umftände. 


Gefihtöpunfte der Auslegung des Geſetzes innerhalb feined Strafrabmend 
pflegen allerdingd wichtiger zu fein, und ed gedenkt daher feine Prozeßvorſchrift hie 
für der Beweisfragen. Auch find Bemeißaufnahmen lediglih wegen der Strafzu- 
meflung felten?); vielmehr pflegen bei erheblicheren Smweiteln die Belenntniffe felbft 
nicht ald unbedenklich angefeben, Beweiserhebungen in weiterem Umfange, in Schwur- 
ee rer alfo auch die Zuziebung der Geſchworenen befchloffen zu werden. Daß 
ie Unterfcheidung an fi aber durchgreift, erhellt aud einer Ausnahme, melde zu 
den oben aufgeftellten Regeln tritt. Im Anſchluß an $. 184. der Kriminal-Drdnung 
wird der Beftohlene über den Sachwerth zwar gehört, aber nicht vereidigt, wenn der 
Dieb im Uebrigen ausdrücklich geitändig ift, un gegen den angegebenen Werth nur 
nicht3 erinnert. Auch auf Unterfhlagungen und Ähnliche Vergehen wird der Grund- 
fa übertragen. 

Beim Thatbeftande fragt es fih: was ift gethan? — bei der Thäterfchaft: 
wer bat es getban? Beide fragen, nicht bloß die legte, haben zweierlei, alß die 
Gefammtheit des Erheblihen und Wefentlihen, im Auge: die Handlung und den 
Millen, beide alfo: ſowohl äußere als auch innere Thatſachen. Da die legten un- 
mittelbar zwar durch Geftändniß dargetban, fonit aber au der Handlung und an- 
deren Thatfachen nur gefolgert werden fünnen, fo giebt es für fie allein feinen direk 
ten, fondern nur einen Ungeigebeweiß?). Für einen Theil ded äußeren Thatbeitandes 
gilt daffelbe, wenn es ſich um ſolche bejtrittene folgen handelt, deren Vorhandenfein 
und Zufammenbang mit der That nicht anderd feitgeftellt werden kann, als durd) 
beſonders vorbereitete Beobadhtungen und durch ſachgemäße Schlüſſe. Dad Weußer- 
liche *) im Augenblid der Handlung allein bleibt aljo für unmittelbare Wahrnehmun- 
en übrig. Genügen dann allgemein befannte Regeln, um aus der Handlung auf 
en Willen zu fchließen, dann, aber aud nur dann ift ein bollftändiger und 

unmittelbarer Bemweiß der That 
möglich. Faſt niemald tritt derfelbe in feiner Reinheit auf, faft immer vielmehr in 


IK G. 4. Bd. 5. ©. 519 fi., Bd. 6. ©. 350, Bb. 8. ©. 184, 499, 519, Bd. 12, 
©. 482, 820, 


Bd. 13. 6.203. Es ift unmöglich, Zeugenbeweid fo vorzubereiten, wie Sachverſtändigen · 
beweid, Mie bedenkliche folgen Verſuche folder Art haben können, zeigt der Fall von Falſchmünzern 
@. a. Bd. 2. ©. 640 ff. Merkwürdiger fall des Gelingens eines vorbereiteten Zeugniffed über Ge- 
ftändniß eined Morde G. U. Br. 12. ©. 755. 


2) fall der Art bei Kindesmord nah G. U. Bd. 9. S. 837. Bergl. Oppenhoff Straf. 
verfahren Art. 75, N. 36. 

3) Bert $. 273. weift darauf bin, daß ta, wo „der Stern des Verbtechens in der Abſicht des 
Hanbelnden liegt, 3. B. Verſchwörung, Hochverrath u. f. w., das eigentlihe Verbrechen fomit eine bloße 
pſychologiſche Thatſache ift, daffelbe gar nicht anders ald durd Anzeigen beiviefen werden kann.“ Dies 
trifft oft auch zu auf Meineid, Untreue, Heblerei, unter Umſtänden felbjt auf Unzuchtshandlungen, die 
ſich am rohe Spielereien anſchließen, wie fie im Landleben vorlommen. 

4) Im Anflug an das Syſtem ber Krim. Ordn. und v. Tippelskirch ©. U. Bd. 5. 
©. 314 ff. von einer prinzipielen Sonderung der Beweistheorie nah Thatbeſtand und Thäterſchaft aus. 
zugehen, mödte wohl faum durchführbar bleiben. Die Fälle in der Praxis find zu zahlreich, in denen die 
Trennung zur Unmöglichkeit wird. Unmöglichkeit objektiver Feſtſtellungen an verweiten Leihen in Mord» 
fällen ©. U. Bd. 6. ©. 194 ff., 357 ff, aud wohl bei Verbrennungen, vergl. G. U. Bd. 9, ©. 772, 
beim Werfen ind Meer Beft 896. 273 ff. 


* 
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Verbindung mit irgend welchem Indicienbeweiſe“), der meiften® ſich fchon an der 
Hand der, der Anklage vorausgehenden Vorermittelungen entwidelt. 
Doch aud wenn ed daran fehlt, jo genügt ed, ein verſtändiges Prüfungs. 
verfahren voraußgefept, zum Schluß auf die Schuld: 
wenn Ein bollgültiger Zeuge die Sauptumftände eined begangenen Ver. 
brechens aus eigener Sinnederfahrung eidlich ausgefagt hat. Kriminal- 
Ordnung $. 398.,1. 
Der Jul tritt ein bei Uebertretungen, bei Handlungen aus Fahrläſſigkeit, 
im Affekt, in_der Trunfenheit, in fonftiger Uebereilung, ferner bei Verlegungen der 
allgemeinen Sitte und Ordnung. Häufig erleidet die Vollgültigkeit der Außfage 
dadurh Abbruch, daß der Hauptzeuge zugleich der Beſchädigte ift, fo bei Beleidigun- 
gen, bei Thätlichkeiten bis hinauf zum verfuchten Morde, bei Raub und Erpreflung, 
bei Betrug und Fälfhung, bei Wucher und anderen Straffällen. Regel ift es, in 
der Verlegung an ſich feinen Ausſchließungsgrund vom Eide zu finden”). Anders, 
wenn noch — Erwartungen — gleichbiel ob begründet oder irrthümlich — je 
nach dem Ausgange der Unterfuhung bei der Prüfung bed Zeugen zu Tage treten. Das 
entfpriht wohl aud dem Einne de $. 357. Nr. 7. der Kriminal-Ordnung im Sin- 
blid auf $$. 358. 359. 191. 
Der Schwerpunft der Vorfragen über die Glaubwürdigkeit, der allgemeinen 
rail pflegt nit auf dem Verhältniß zur That, zur Sade zu ruben, 
ondern auf dem Verhältniß zur Perſon ded Angeklagten — ki es im Allgemeinen: 
Verwandtſchaft, Verſchwägerung, Verlöbniß, Kriminal-Ordnung $.357. Nr. 1—6,, 
fei es für den befonderen Fall: auffällige — ’), Betheiligung, Beſtechung, 
Kriminal-Ordnung $. 356. Nr. 5. 8, $. 357, Nr. 7., $. 113. Der Richter bat 
durch näheres Befragen zu prüfen, ob ein folder Fall vorliege, unter den vier erft- 
genannten Vorausſetzungen die Bereidigung nur ausnahmsweiſe vorzunehmen, und 
unbedingt dann zu unterlaflen, wenn aus obwaltender Freundſchaft oder Feindſchaft 
fih Gründe einer »gänzlihen Unglaubwürdigfeit« ergeben, $. 333. daf. Ebendied 
ilt für die beiden legten Fälle, doch wendet die Praxis $. 356. Nr. 5. nicht nad) 
einem Mortlaut an, fondern nad dem darin liegenden Sinn dahin, daß die Be- 


1) Darum bat aud die Eintheilung in unmittelbaren und anzeigenden Beweis für die Praxis 
feine durchgreifende Bedeutung. Daß Ermägen, Ueberlegen, Schließen wird dem Richter nie erfpart, 
Dazu kommt, daß in Wirklichkeit jeme vermeintlichen Gegenfäge fortwährend in fließenden Uebergängen 
fi befinden; denn im gewöhnlichen Leben wird gemeinhin ganz ungenau beobadtet. Selten fhöpft {je 
mand zu rechter Zeit den Atgwohn, daß er eine ftraffälli e ip vor Augen babe. 

Fälle, in denen neben — der 34 des Beweiſes in einem vereinzelten 
Zeugniß lag: Augenzeugniß von Mord, ©. U. Bd. 6. ©. 501. Mord im Beiſein einer in Täuſchung 
erhaltenen Sen in G. A. Bd. 12. ©. 615. Zeugen mit vielfah unvollfommener —— beim Morb, 
G. 4. Bb. 12, S. 812, Irrthümliche Nekognition durch den Veraubten G. U. Bd. 12. ©. 335 ff. 

2) Died bezeugt auch d. Stemann Preuf. Strafverfahren ©. 59. Der ——— als Zeuge, 
Erf. des Ob. Trib. dv. Il. Mai 1865, G. A. Bd. 13. ©. 641. Geſeh vom 8. April 1847, Forſt ce 
v. 31. März 1857 8. 7. Vergl. Oppenboff Strafverfahren 6. 22. N. 37. Raubmord im Komplott, 
die Damnififaten Hauptzeugen, fo daß feiner die am Andern verübten Ihätlichfeiten gefehen, ©. U. Bd. 2. 
©. 342. Aehnlich meiſtens bei gewohnheitämäßigem Wucher, bei mehrfach verfuchter Derleitung zum 
Meineide in derfelben Sadıe. 

3) Die Uusbietung von zn gefährdet ſeht leicht die Zuverläſſigleit. Fall Raubmorb, 
G. U. Bo. 4. ©. 642, Bb. 7. ©. 780 ff. Ueber Denunzianten» Antheile f. ©. A. Bd. 2, ©. 699. 
Unterlaffene Vereidigung blos wegen „Unglaubwürdigfeit*, Ext. des Ob. Trib. v. 9. Mai 1862, ©. U. 
Bd. 10. ©. 483. Mehr ala eine äußerlihe Beiheinigung des guten Willend kann buch die Eidedab- 
nabme nicht erzielt werden, Bei der großen Bedeutung indeh, melde fie für jeden gewiffenhaften Yeugen, 
deſſen Zeugniß aber wieder für den Richter hat, eutſpricht es volllommen der, auf Ueberzeugung gebauten 
freieren Bemweidtheorie, wenn die Gefegedauslegung für die Abftandnahme vom Eide durchweg ftreng verfährt. 
Ein Uebermaaß von Eiden würbe immer eine geringere Gefahr in fich fließen, als ein Uebermaaf vr 
ter, nur etwa auf die Beſorgniß vor dem irdiſchen Richter hin näher beglaubigter Ausſagen. Vergl. Erf. 
des Ob. Trib. über Verzicht d. 17. Januar 1861, G. U, Bd. 9, ©. 10. Neuer Entwurf 6$. 171. ff. 
Oppenhoff Strafverf. $. 22. N. 16. fi. 
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ſtechung nur dann eidbedunfäbig made, wenn fie irgendwie Wirkungen geäußert, alſo 
* Unwahrheiten, Beſprechungen mit anderen Zeugen, oder ſonſtigen Ungehörigkeiten 

nlaß gegeben. In Unterſuchungen wegen verfudhter Verleitung zum Meineide 
werden ohne Bedenken ſolche Zeugen bereidigt, welche geſtändlich Geld oder Gefcente 
genommen und — aus Armutb — behalten baben, lediglih in dem guten Glau⸗ 
* N = dies nichts ſchade, wenn e8 nur der Behörde gegenüber frei heraus ge- 
agt werde. 

Vorausgeſetzt iſt bier überall die allgemeine Eidesfähigkeit. Sie kann fehlen 
wegen mangelnden Alters, wegen mangelnder körperlicher und geiftiger Befähigung, 
Kriminal-Ordnung $. 356. Nr. 1—4., $. 357. Nr. 9., enblid auf Grund von Ber- 
luſt durch rechtskräftiges Erfenntniß, fei es auf Seit oder für immer, Gtrafgefeh- 
buch $$. 12. 21. an Stelle der Keiminal-Ordung $. 356. Nr. 11. 12., 8. 357. 
Nr. 11. 12. Eidedunfähige Perfonen, namentlih Kinder, kommen nicht felten zum 
Verbör. Die wichtigfte Klaſſe derfelben, ſich anfchließend an die betbeiligten Derfo- 
ten im weiteren Sinne '), beſteht gegenwärtig in den Mitangeklagten. 

Die Bezüchtigungen geitändiger und leugnender itangeflagter, 

fowie deren fonftige Angaben 
unterliegen gegenwärtig durchweg anderen Erwägungen, ala 6%. 348. 398,3. der 
Rriminal» Ordnung an die Sand geben. Alles fommt auf die Behandlung in der 
mündlihen Verhandlung an, jelbft für Vorhaltungen aus Älteren, miderrufenen Ber 
üchtigungen und Auslaſſungen“). Mögen diefe die gefammte That vom erften Keim 
ber Entjtehung bis zu den legten folgen zum Gegenjtande haben, oder nur Einzel» 
— mögen fie alle Mitangeklagten treffen oder nur einige, mögen fie den Bezüch- 
iger felbft fhonen, oder ald den Sculdigiten binftellen: immer bleibt eine einzige 
Frage die Hanptfrage: ob nämlich die Angaben dem Gedächtniß, der Erinnerung 
an Erlebted entfprungen feien oder nicht. Darum liegt der mwichtigfte Prüfftein in 
der —— ob ſolche Umſtände angegeben worden, welche nicht blos »nach aller 
Wahrſcheinlichkeit ihre Richtigkeit haben⸗, ſondern die anderweit überzeugend erivie, 
fen worden, und die nur ein Mitbetbeiligter wiffen oder doch in diejenige Verbin« 
dung bringen fonnte, in welder fie jib im Laufe der Erfcheinungen wirklich anein⸗ 
ander gereiht haben. Es ift möglich, daß folhe Umftände im Gefängniß oder ander- 
weit dem nachherigen Bezüchtiger mitgetheilt werden, möglid, daß er aud dad ihm 
Bekannte fünftlih in eine Verbindung geſetzt, weiche, vermöge eined — ob auch 
nicht gerade »ermwiefenene — Intereſſes, für ibn felbft den Werth gewinnen fol, die 
eigne Schuld zu mindern, durch Abmwälzung eined Theiles derfelben auf die Schultern 
eined Unfchuldigen. Alle diefe Möglichkeiten eben müſſen aber beim näheren Befra- 
gen fahgemäß im Auge behalten werden, um die eigentlich enticheidende innere That» 
fache, den Entftehungsgrund der eben gehörten, oder der älteren, aber widerrufenen 


1) Bezüdtigung als Unterart des Zeugniſſes, Erk. des Ob. Trib. v. 10. Märg 1854, 6. M. 
Bd. 2, ©. 413, daju ©. U. Bd. 3. ©. 119. Nah der ©. 249 N. 7, mitgetheilten Regel muß in Eng- 
land der Mitſchuldige ſchwbren, ebe feine Bezüchtigung ald Beweis zugelaffen mird. Weruntefeht iſt 
Geſtändniß der eigenen Schuld und Abweſenbeit des Verdachté, daß er Urheber, der andere nur verführt. 
er = f- Ball vom Jahre 1850 bei Mittermaier, das Englifhe Strafverfahren 
©. .‚, 437, 


2) Oegenfeitige Bezüchtigungen Hang: were ri bei Verwandtenmorbd, G. A. Bb. 1. ©, 416 ff. 
Bezüchtigungen des oe 14jährigen Bruders in einem ähnlichen Fall, G. A. Bd. 6. ©. 371 fi. 
Bey. duch 2 geftändige Kinder bei Brandftiftung, G. U. Bd. 7. ©. 36 ff. Bez. dur einen Verur- 
theiften, anfergerichtlich nicht gerichtlich aeftändigen, dann Verftorbenen bei Mord, ©. A. Bb. 7. ©; 607. 
Bey. neben theilweiſe glaubmwärdigem —— bei Tödtung eines Jagdbeſitzers durch Wilddiebe, G. U, 
Bd. 7. ©. 780 fi. Ber. mebft theilweiſem Geſtändniß gegen Mitgefangene, ©. A. Bd. 8. S. 499, 
Ber. eined geftändigen Diebes gegen den Mitdieb, den Beftohlenen erfhoffen zu haben, G. U. Bd. 8, 
©. 509 ff. Bey. durch einen mihtgeftändigen Verdächtigen, der fih im Gefängniß erhängte, Giftmord ©. 
a. Bd. ©. 645 ff. Halfte Bezuchtigung nad früheren Giftändnif, Mord, ©. U. Bd. 11. ©. 810, 
Bez. durch einen verftorbenen, nichtgejtändigen Mitangeflagten, Mord, G. U. Bd. 12, ©. 468, 
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Bezüchtigungen feſtzuſtellen. Selten wird Berurtbeilung eintreten, wenn nicht in 
irgend einer Weife noch außerdem »ein gegründeter') Verdacht ber Theilnahmer 
gegen den Bezüchtigten vorhanden, allein auch defien Mangel wird erfegt, fobald der 
Bezüchtigte in feinen Gegenerflärungen fi mit ſich felbft in unauflöslihe Wider- 
ſpruͤche vermwidelt, 

So kann ed kommen, daß nicht nur vorwiegend, ſondern allein auf die An- 

aben eined Mitangellagten ein Schuldiprucd gegründet wird. Die Bedeutung 
de Eides tritt da ganz zurüd, die Bedeutung des perfönliden Ber- 
börs?) ausſchließlich in den ————— Auf dieſer gar re ein 
großes Gewicht; denn fie kehrt felbit bei eidlichen Ausfagen wieder. Das Gebiet der 
Widerfprüce ift ed, vermöge defien auch diefe tbeilbar werden, je nach den zuberläf- 
figen, alfo überzeugungäfräftigen und den bedenklihen, alfo auszuſcheidenden Anga- 
ben. Auch bier fommt ed dann nicht lediglih auf die in der Kriminal- Ordnung 
6$. 345—350. 389. 390. aufgeitellten Gefihtäpunfte an, fondern durchaus nur 
und allein auf ein verftändiged Eingehen in alle weſentlichen Einzelheiten , erft beim 
Verhör, dann bei der Gegenüberftellung’). Am allerwenigften iſt es mit Regeln 
gethan, ald da find: es ſtehe Ausſage gegen Ausſage, oder Eid gegen Eid. Miflingt 
die verfuchte Löſung der Gegenfäge, fo jcheidet, und zwar zu Gunften des —— 
ten, der zweifelhafte Punkt in der ibm nachtheiligen Deutung aus. Ohne db . 
walten befonderer Umftände aber läßt fib nicht gleich weiter auf Böswilligkeit der 
Zeugen fließen, denn‘) Jerthümer, die in die Wahrnehmungen oder Erinnerungen 
auf eine unerklärlihe Weile fi) eingefchlichen haben, bleiben dem Gedächtniß ſchließ⸗ 
lich mit berfelben Kraft wie die Wahrheit treu. 

Doch noch andere Erwägungen giebt die Erfahrung an die Hand. Wenn 
beftimmt, flar und naturgetreu biefelben Thatfahen von mehreren einwandsfreien 
Perſonen eidlich befundet werden, fo —— ſie wi troß der Gegenreden 
des Angeklagten faft niemald mehr einem Bedenken ’). 8. . der Kriminal- Ord⸗ 
nung. Da aber nach allgemein befannter Erfahrung febr felten von Mebreren genau 
dafjelbe beobadtet, und noch feltener genau daffelbe bebalten wird, fo erregt nicht8 
einen färkeren Verdacht der Beredung, ald wenn bei Mebreren eine gar zu große, 
faft ungefragt hervorſtürzende Uebereinftimmung jelbit in entlegenen Einzelheiten zu 
Tage tritt. Die ee läßt ſich aud dann oft nicht umgeben, allein die Ge- 
fhmworenen ebenjo fehr ald die Richter laffen fs dadurch nicht beirren, den in natur- 
widriger Meife vorgebrachten Thatſachen jedes Gewicht abzufprechen. 

In alledem, ganz abgefehen von Prüfungen der förperlihen und geiftigen 
Befähigung, infonderheit bei Kindern und Greifen, bei Sieben und Schwachſinnigen, 
fur; in der Crörterung aller irgend erheblihen und aufflärenden Einzelheiten mit 


1) fall unterbliebener Unflage, Mord, G. U. Bd. 10. ©. 36. 

2) Im Vertrauen dorauf mindert ſich wohl die Gefahr, welche darim liegt, daß wegen Bereibir 
aung Eidedunfähiger nit vernichtet wird, fobald mur ben Nicter fein Vorwurf wegen vernadläffigter 
Dedfung ber N Aa teifft. Erf. des Ob. Trib. v. 6. Januar 1864, mebft Ausführung G. U. 
Br. 12. ©. 


3) Daher die Umzulänglichkeit der kommiſſariſchen Vernehmungen in manden, nach $. 21. ber 
Versrdnung vom 3. Januar 1849 ei Bälen. Auch in England indeß find kommiſſatiſche Ber- 
nehmungen unvermeidlid. Beh $. dl. 

4) Ubweihende Wahrnehmungen über ——— ind Waſſer, G. U. Bd. 12. ©. 619. Er. 
örterung zahlreicher fheinbarer Widerfprüde, G. U. Bd. 7. ©. 632 ff. 

5) In minder wichtigen fällen pflegen 2, im michtigeren auch mehr Perfonen geladen zu mer- 
den, wenn man bon ihnen für wefentlihe Merkmale ber That oder erhebliche Thatſachen eine gleihmäßige 
Aufflärung erwarten darf, vergl. Urt. 26. des Gefehed vom 3. Mai 1852. Fall eines Morde vor 
vielen Zeugen an der Gerichtäftelle bei fortgefegtem Schweigen ded Moͤrders, ©. U. Bd. 4. ©. 786 ff. 
Vielfach ähnliher Fall bei Feuerbach altenm. Daft. N. 25. 

a England haben die Vorfchriften über bie Nothmenbigkeit mehrerer Zeugen bei Meineib, bei 
— — im Gefolge über dad Weſen der vom jedem Einzelnen zu verlangenden Evibenz. 
eit 95. 366. ff. 
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Angeklagten und Auskunftsperſonen bewährt ſich bie wohlthaätige Kraft des richter⸗ 
lichen näheren Befragens. Die Macht der Erinnerung)) zu beleben, iſt 
dabei diejenige beſondere Kunſt, deren Uebung beim Vorſitzenden 
vorausgeſetzt, deren Bewährung im einzelnen Falle erwartet wird. 
Raſch und fiher, ohne viele Worte, in die — — der vortretenden Perſonen 
einzudringen, iſt die Aufgabe; nicht nur in deren Befähigung im Allgemeinen, fon- 
bern auch in ihre augenblidlihe Stimmung, fowie in die Zufälligfeiten, von denen 
fie zur gu ihrer Wahrnehmungen?) umgeben waren. 

efondere Regeln laffen ſich biefür fhwer geben. Die Kriminal.- Ordnung 
88. 66. ff., 320. f., 351. verlangt durchgehends zunächft die Aufforderung zu einer 
vollftändigen Erzählung, danach die Erörterung don Lücken und Dunfelbeiten , fie 
verbietet Suggeftionen und kaptiöſe Fragen. Diefe im Uebrigen wohl noch gültigen 
Geſichtspunkte“) haben in fofern eine Veränderung erlitten, als weder Angeklagte, 
noch aud) bezüchtigende Mitangeflagte gegenwärtig »ohne Suggeftione in der Haupt- 
berhandlung gehört werden können, eben weil fie vorweg eine mit einer Darftellung 
des Sacdverhältniffed verbundene Anklage erhalten. Bon der Befugnif, Angeklagte 
abtreten zu laffen — Urt. 28. des Geſetzes vom 3. Mai 1852 — wird nur felten 
Gebrauch gemaht. Die Zeugen werden meiftend indgefammt verwarnt, die allge- 
meinen ragen ihnen vorgelegt, dann — Kriminal-Ordnung $$. 317. ff. — einzeln 
zur Sade vernommen, doch fo, daß jeder Verhörte die Ausfage der nathfolgenden 
mit anhört, es müßten denn befondere Gründe dagegen fpreden. Sacdverftändige 
pflegen den Gerichtöfaal nicht zu verlaffen. 

Was über — und Mitangeklagte bisher im Anſchluß an die Frage nad) 
dem unmittelbaren Beweiſe der That audgeführt worden, gilt aud für den Bemweiß 
jeglicher vereinzelten, erheblichen oder untergeordneten Thatfahe. Sole fünnen in 
Beziehung ſtehen zum Thatbeftande, ebenfo wie zur Thäterſchaft. Auch noch andere 
Beweismittel aber find geeignet, bierfür unmittelbare Beweife zu liefern. Beruben 
fann auf ihnen indbefondere 

die Feſtſtellung von Merkmalen des Thatbeftande®. 

Ehedem wurde nad $$. 133, ff. der Kriminal-Drdnung die Kraft der Feſt⸗ 

fiellung des Thatbeſtandes“) einer Reihe von Urkunden zugeſprochen, melde auf die 


1) Kein Zeuge foll in Urtheilen fprechen, Krim. Orb. 6. 324., alfo beim Verſchwinden von 
Sachen nit gleih vom Stehlen |. 186. daf. Oppenhoff Straf. 6. 22, N. 57. Gleihwohl giebt 
e8 fein Zeugniß obme Urtheil, weil died zu jeder Wahrnehmung gehört. Schwarze, ©. U. Bd. 6. 
©. 731 ff. Undererfeits giebt es auch felten ein Gutachten ohne Zeugniß, d. b. ohne vorgängige befon- 
bere Beobachtungen. Der harakteriftiihe Unterſchied zwifhen Zeugen und Sachverſtändigen liegt lediglich 
darin, daß e8 bei diefen auf befondere Megeln, bei jenen auf befondere Thatfachen antommt. Aus beidem 
fließt der Thatrichter. Will man neben ihm den Aerzten ein Spezialverdift geben, oder die Auswahl 
ber Geſchworenen je mach der für die Sachen ber nädften Sigung votausſichtlich erforderlihen befonde» 
ren Sachkunde treffen, fo liegt darin ein Aufgeben des Grundfaged, daß in Strafſachen erkennbar blei- 
ben müfle, wie Niemand verurtbeilt werde, von deſſen Schuld nicht jeder Verftändige fib zu überzeugen 


bermöge. 
2) Sehr ſchwer erreihbar bei Kindern, ein Zjähriged bei Mord, ©. U. Bd. 7. ©. 647; die 
Tjährige Tochter gegen die Eltern bei Biftmord, ©. U. Bd. 7. S. 776; der 13jährige Sohn gegen den 
Bater bei Raubmord, ©, U, Bb. 9.6. 391. 

3) Erf. des Ob. Trib. v. 10. Jane. 1861, ©. U. Bd. 9. ©. 120. Ueber Verhör ad gen. 
Erf. v. 23. Mai 1861, ©. A. Br. 9. ©. 558, Neuer Entwurf $6. 152, ff. 

4) Daß derfelbe auch durch Anzeigen bergeftellt werden könne, iſt wohl im $. 133. der Krim. 
Ordn. anerkannt. Daſſelbe gilt für wefentlihe Merkmale in England, obſchon dort von dem allgemeinen, 
in ſich felbft unbeftimmten Sat auögegangen wird: daf das corpus delicti Mar und unzweifelhaft bewie- 
fen fein ar.» Beft 66. 273. ff. fälle: Mord oder Selbſtmord, ©. U. Bb. 4. ©. 635 ff., 650 ff. Bd. 8. 
©. 650. Selbſtmord oder Erfcießen, G. U. Bd. 8, ©. 210 ff, Bb. 10. ©. 753. Schlag oder Sturz, 
G. A. Bd. 12. ©. 318. Atthieb oder Fall, ©. A. Bd. 8. S. 226. Aufhängen duch jedenfalls mehr 
als eine Perfon, G. U. Br. 8. ©. 355. Töbdtung durd fremde Hand ohne Klarheit über die Art der- 
felben, ©. U. 8. 7. ©. 643. Erfroren ober erſchlagen, ©. A. Bd. 6. ©. 48. Brandftiftung ober 
Anslie, 6. 4. 8b. 7, S. 39, 185, Bd. 9, ©. 340, Gelbftentzändung von Heu, G. U: Bd. 9, 
©. 646, 


a 
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Veranfhaulidung von Veränderungen an Menihen und Sachen fidh beziehen. 
Sie haben biefe Bedeutung nicht mehr, und bilden, mie beim Geftändniß, fo 
beim Leugnen feine nothiwendige Vorausſetzung zur Verurtheilung. Im Grunde 
bilden aud fie, mie protofollirte ältere Audfagen von nr nur eine Aus 
bülfe für die Schwäche des menſchlichen Gedächtniſſes. Daſſelbe ift, felbft bei den 
Befähigteften nicht im Stande, eine große Fülle an fich kleinlicher, meiftend erft im 
Qufammenbange bedeutungvoller , daber genau zu unterfuchender’) Erſcheinungen 
fiber feftzubalten. Daß gilt nit nur für den Sektionsbefund, fondern aud für 
biele andere Arten von Ärztlicher, fonftwie ſachkundiger oder gerichtlicher Augen- 
fheindeinnabme; fo für die Befihtigung von Brand» und Raubitellen, Eifen- 
bahnpunften, zeritörten Schleufen, ausnahmsweiſe auch — in Abmweihung von 
68.179. 180. der Kriminal-Drdnung — don den Spuren ſchwerer Diebftähle. Nach 
kurzer Zeit pflegt da dad Vrotofoll ein befferer Zeuge zu fein, als der Beobadıter. 
Nichts freilich fteht entgegen, diefen, neben der Verleſung — |. 19. der Ber- 
ordnung vom 3. Januar 1849 — zuzuziehen“). Selten geſchieht died _mit dem 
Unterſuchungsrichter und Protokollführer, um fo häufiger mit Sachverftändigen, und 
zwar hauptſächlich um deöwillen, weil man zwar bei jenen, nicht aber bei diefen bie 
leitenden Regeln kennt, welche die vorbereitende Unterfuchung geleitet haben. Eine 
Ausnahme indeß machen die Münzverftändigen. Ihre Zuziehung unterbleibt regel- 
mäßig, da in den umlaufenden Münzforten und Geldfcheinen eine Duelle bed Augen- 
ſcheins zur unmittelbaren Bewährung der Gutachten ſich darbietet. 98. 198. 200. 
der Kriminal-Ordnung. 

Der von der Kaflenbehörbe gezogene Defekt, fomwie die Vermögendüberficht 
in Banferuttfahen, 66. 199. 201. der Kriminal-Ordnung, enthält gegenwärtig nur 
ein ſehr werthvolles Mittel zur Erleichterung der Unterfuhung im Vorverfahren und 
in der Hauptverhandlung. 

Ergeben fib aus Urkunden, als felbftftändigen?) Bemweißmitteln, auß Schrift ⸗ 
ftüden des Angeklagten, Druckſachen, gefälfhten Papieren, einzelne Merkmale bed 
Thatbeftanded, fo unterliegen diefelben jet einer, bon den Vorfchriften der Kriminal- 
Ordnung erbeblih abweichenden Behandlung. Daffelbe gilt, wenn fie auch etwa nur 
ald ergänzende Beweisftüde in Anwendung treten follten, wie bei Briefen von Zeu- 

en, protofollariihen Erklärungen, Eidednormen. Aus der Unerfennung der Unter- 
—* folgt in feinem Fall eine Anerkennung der »ganzen‘) Urkunde«, bis zum 
Gegenbeweife ded rrtbumd, de8 Mißbrauchs oder der Sälfhung, §. 383. daf. An⸗ 
dererſeits findet die Handfahriftenvergleibung durch den erfennenden Richter, meiſtens 
mit Zuziehung von Screibmeiftern, aud da ftatt, wo es fich lediglih um bie 


1) ofalprobe der Möglichkeit gemwiffer Wahrnehmungen bei Mord, ©. U. Bb. 12, ©, 813; 
ber Cänge eined Weges, ©. U. Bd. 4. ©. 623; einer Schufribtung, ©. A. Bd. 7. S. 597; einer 
Grfängnifunterredung, G. U. Bd. 6. ©. 350. In England find Modelle in Gebrauch, Beſt $. 174. 
Mr. Odebrecht empfiehlt Photographieen, G. U. Bd, 12, ©. 660 ff. 

2) Er mwirb baburd gleich einem Berweißzgeugen, d. h. eibeäpflichtig, Erk. des Ob. Trib. vom 
16, November 1864, ©. U. Bd. 13. ©. 49, Br. 10. ©. 834. all der Mugenfheindeinnahme burd 
den erfennenden Richter nah Abhörung des Unterfuchungsricter® über feinen Augenſchein auf den Amts- 
eid, Erf. des Ob. Trib. v. 16. September 1864, ©. U. Bd. 12. ©. 701. 

3) „Urkunden, melde für fib allein Beweisſtücke bilden“, Erf. des Ob. Trib. v. 9. Juni 1865. 
DO ppenhoff Redtfpr. Bd. 6 ©. 169. „Urfprünglie* Beweiämittel, Erk. v. 19, Juni 1863, ©. U. 

. 11. ©. 562, ®b. 12. ©. 537, 696. 

4) Wichtig bei fchriftlihen Beleidigungen in Eingaben durch Winkelfreiber. Im Uebrigen 
Oppenboff Strafverfahren $. 43. N. 36. ff, $. 52. Mr. 53. Erf. des Ob. Trib. v. 20. April 1855, 
G. 4. Bd. 3. ©. 555. Geltfame Regeln gelten in England über Zeugenbeweiß von Handſchriften. 
Das Zeuanif ift auläffg, daf man „alaube, daß die Schrift echt fei*, felbft bei Kreuzen. Unterſchieden 
wird: „praesumtio“, |) ex visu scriptionis, 2) ex scriptis olim visis, 3) ex comparatione 
scriptorum seu ex scripto nunc viso. Belt 6%. 206. ff. Gläfer und Lupen find bei der Schriftver ⸗ 
gleihung im Gebrauch $. 215. Dem Gutachten von Sachverſtändigen wird kein felbfiftändiger Werth 
beigelegt $. 220., wie in der Krim. O. 6. 385, 
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Namendunterjchrift handelt. Ueberall greift auch bier bie Ermittelung der Wahrheit 
ber Einzelheiten im Wege der näheren Prüfung durch. Eben dies tritt in Geltung, 
wenn Widerſprüche hervortreten, fei e8 audy zwiihen Zeugen und Urkunden. Weder 
gilt at Satz, daß »die Urkunde mehr") beweife ald der Zeuger, noch der um- 
efehrte. 

® Bezüglich anderer vorlegbarer Sachen ald unmittelbarer Ueberführungs— 
ftüde möchte die Bemerkung genügen, daß für fie die Unterfheidung Bedeutung 
behält, welche die Doktrin trifft zwiſchen nothwendigen und zufälligen Beftandtheilen 
ded Thatbeſtandes“). Jene gebören dem —— — an, dieſe der Handlung 
in ihrer konkreten Erſcheinung. Jene haben für die Frageſtellung eine hervorragende 
Wichtigkeit, dieſe für den Beweis. 

Sachverſtändige bieten in wohlbegründeten Gutachten nicht ſelten da einen 
unmittelbaren Beweis, wo zum Thatbeftande beftimmte Folgen für Gefundheit oder 
Leben ald Wirkung der ftrafbaren Handlung erfordert werden. Hier, wie in allen 
anderen Fällen liegt ihre eigenthümliche Bedeutung in der Anwendung und Mitthei- 
(ung befonderer Regeln, vermöge deren fie von einer gemeinverftändlichen Thatſache 
— Tod, Erkrankung, Wunden, einen in feinen Theilen und in feinem Endergebniß 
gemeinverftändlihen Schluß an die Hand geben’), Die Art ihrer Auslafjung zur 
Sade haben fie jomit in der Regel ſelbſt zu beftimmen. Gleihmwohl ift auch ihnen 
gegenüber das nähere Befragen von großem Werth; nicht ſowohl um fie zu prüfen, 
als vielmehr hauptſächlich, um ſich jelbft zu vergewiffern, ob man richtig verftanden 
babe; ob ed etwa auf Irrthum beruhe, wenn man Yüden, wenn man zwiſchen Mehr 
teren Widerfprüche zu finden meine; ob endlich ernftere Bedenken obwalten und die 
Zugiehung von Spezialiften, von fonftigen Sachkundigen, oder die Einbolung von 

utachten höherer Behörden *) rathſam erſcheine. Kriminal-Ordnung $$. 173— 177. 
388 — 3%. Stets tritt bei diefer Bemeisart am Elarften zu Tage, wie dad Her- 
anziehen von Audfunftöperfonen feinen Hauptwerth habe in der Ergänzung ded eignen 
durch fremdes Willen, Ueberall wo dieje erwünſcht erſcheint, muß der Richter fie 
bon Amtöwegen herbeiführen. 

Vordem waren die Rechts; und Sat neigen in gewillem Umfange felbft 
Sachverſtändige, in foweit ed auf Bemweißprüfung ankam. Mit der Einführung der 
Geſchworenen noch bejtimmter, als mit der Behritigung der. bezüglichen gefeplichen 
Regeln ift darin eine Menderung eingetreten. Nah dem Wegfall der Früberen 
Zwiſchenſtationen zwiſchen dem einfahen Schuldig oder Nichtſchuldig gilt dies ganz 
vorzüglich für die 

BERReUADE der Thäterfhaft aus Anzeigen. 

Died Hauptgebiet des Anzeigebeweiles ’) im engeren Sinne hat mit der Ein- 
führung des mündlihen Verfahrens eine völlige Umgeftaltung erfahren. Alle frübe- 
ren Eintheilungen müffen aufgegeben werden. Der erfennende Richter fann 
nur noch unterfheiden zwifhen Bemweißgründen und Ber» 
dachtsgründen . Jene vermitteln den Schluß auf das Schuldbewußtſein 
und den Umfang der Schuld; fie überzeugen, es bedarf mindeftend Eine 


1) Ein in England herrſchender, doch beftrittener Rechtsſatz, Beft $. 197. 
2) Köftlin Syſtem des Deutſchen Strafrehtd F.j1I11. Nr. 3. Vergl. Meyer, ©. A. Bb. 10. 
ff 


3) Mittermaierd Abhandl, ©. A. Bd. L., 11. und 12, u. a. 
D Wichtiger Fall G. A. Bb. 12. ©. 748 ff. Ueber die nicht mehr unbedingt bindende Kraft 
der 66. 169 — 177. der Krim. ©. Erf. ded Ob. Trib. v. 7. März 1862, G. U. Bb. 10. ©. 350 ff.; 
ſowie der 66. 162. ff. Erf. v. 23. Mai 1861, G. U. Bd. 9. ©. 557. Neuer Entwurf 66. 181. ff. 
5) Der „künftlihe Beweis‘ Mittermaier ©. A. Bd. 6. ©. 145 ff. Ein merkwürdiges 
Ppantafiefpiel enthält die Benthamſche Skala, Beft 68.62, fi. 
Die Unterſcheidung tritt in den, im Archiv mitgetheilten nicht immer mit völliger Klarheit 
hervor. Aehnlich verhält es ſich biämeilen mit den Erkenntnißgründen erſter nftanzen, Weltere Einthei. 
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folhen Grundes, ehe daß »Schuldige geſprochen werben fann, und ber Richter muß 
ſich deſſen vergewiſſern. Daneben haben die Verdachtsgründe nur den Werth nähe 
rer Aufklärung. An fi erzeugen fie nichts meiter, als Wahrſcheinlichkeit; fie unter 
ftügen vorhandene Beweisgründe, erſetzen aber nicht ihren Mangel.‘ Ob Unzeigen 
zur einen oder. anderen Klaſſe gehören, läßt fi immer erſt in der mündlihen Ver⸗ 
banblung ermefien. Sie erſt giebt den fiheren Maaßſtab der Zuperläffigkeit und 
Tragweite. Außerdem aber fpringt bier oft genug ind Auge, daß es nicht blos auf 
das Gewicht anfommt, das ihnen der Richter an und für fich beizulegen gemeint 
ift, fondern ganz vorzüglid auf dad Gewicht, dad ihnen der Angeklagte erfichtlich 
beilegt'). Mit vormurfövollen Erinnerungen behaftet, beängftigen ihn oft feheinbar 
unbedeutende Nebenumftände, deren Erbeblichfeit für die That eben nur er fennt und 
fürchtet, in folhem Grade, daß er Schritt für Schritt in verdunfelnden Erklärungen, 
in ftetem Abfpringen, in fortlaufenden Widerfprüchen der offenen Darlegung bed 
Schulbbewußtjeind immer näher rüdt. So ift ed feine Auslaſſung, welche entfernte 
Anzeigen zu nahen fteigern kann. Das Entgegengefegte aber fann ebenfo gut ein 
treten. Für die Ermittelung und demnächſt für die Schlußziehung werden zum 
wed ber Begründung fiherer Ueberzeugungen gegenwärtig zmei allgemeine Regeln 
feftgebalten werden müſſen: 
1) Die Reihe derjenigen Thatfachen, welche den Schluß auf die Thäterfchaft 
a follen, möge noch jo lang fein: jo muß doch für eine derfelben, den End» 
un — die eigentliche Beweisthatſache ein unmittelbarer Beweis 
gegeben fein. 


2) Aus den dergeftalt dargethanen Thatfachen darf Angeſichts der Erflärun- 
gen deB Angeklagten auf die Thäterfhaft oder auf den Umfang der Schuld niemals 
weiter gefchloffen werben, als die Natur der thatfächlihen Verbältniffe nad geprüf- 
ten allgemein befannten ober befonders feftgeftellten Regeln mit Sicherheit an 
die Hand giebt. 


Der erfte Sap,’) ift bisher vielleicht weniger in der Theorie, ald in ber 
Praxis gewürdigt. Ueber dem Schlußziehen kann wohl die Unficherheit der Beweis- 
grundlagen zumeilen überſehen werden; doc geſchieht es felten. Auf Gerüchte, Ber- 
muthungen und zweideutige Thatſachen läßt —* eine zuſammenhängende Reihe von 
Ueberzeugungen nicht begründen. 

Zu reihhaltigeren Betrachtungen giebt der zweite Sa PVeranlaffung, und 
mar im Hinblick darauf, daß in den Älteren Theorien die Anzeigen’) in der Regel 
1 behandelt werden, ald ob fie alle gleihmäßig geeignet wären, den Schluß auf die 
Schuld zu vermitteln. Died gebt zu weit. Nicht nur den bloßen Willen, fondern 
au bloße Vorbereitungshandiungen läßt das Geſetz, abgefehen bon einigen Aus⸗ 
nahmen, jeßt ftraflod, meil üble Entjchlüffe fib ändern fünnen. Auch für die Ber 
weisfrage hat dieß eine tiefere Bedeutung. 


lungen der Indicien, Feuerbach Lehrbuh 8. 547. Tittmann Handbuh $. 865. Mittermaier 
Deutſches Strafverfahren * 174. Seffter Lehrbuch SS. 594. ff, 640. „Scheinbare* „überzeugende* 
Gründe Krim. O. 889. 379. 388. 

1) „Umsslftändige Beweife werben zu vollfländigen, wenn der Angeklagte, feine Unſchuld vor. 
audgefeht, fi reinigen könnte und dies nicht thut.* Beccaria nah Beſt $. 357. 

2) „Die Unvokftändigteit bed Beweiſes der Umftände wirb über bie barauf gr Schlüſſe 
oft aus den Augen verloren* fagt für die ſtrengere Beweistheotie des Eivilprogefied Koch Preuß. Civil- 
prozeß S. 195. Eben daraus möchte es fi erklären, wenn in England einige Schriftfteller ſoweit ger 
gangen find, den Indicienbeweis für fiherer zw erflären, ald den Zeugenbeweis, Biener das Engliſche 
Befhm. Ger. Bd. 2. S. 154. In der Regel beruht der Indiciendeweis auf Zeugenbeweid. 

3) In England prüft der Richter vorweg die „Quläffigkeit“ der Ungeinen. „EB iſt oft unge 
beuer ſchwer, zu enticeiden, ob ein gegebene? Beweisſtück indirefter Urt als wirkliche Anzeige zugulafien, 
oder ald blofer Bermuthungdgrund abzumeifen it,“ Beft 66. 81. ff. Nach ihm ift „das die Eigenthüm- 
lichkeit aller echten Anzeigen, daß, mie unſchlüſſig auch jebed einzelme Glied ber Kette an fich fein möge, 
ide Zuſammentreffen oft einen Beweis ber allerüberztugendſten Ort darſtellt.“ Diefer höchſt bedenkliche 
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Es giebt Anzeigen, welche zunächſt nur auf böfe Abfichten fchließen laflen, 
bereinzelt und ohne Ionfige beftimmende Gründe reichen fie nicht aud, um den Schluß 
auf ihre Verförperung zu rechtfertigen. Daß gilt für dunfle Reden und geheimniß- 
bolle Andeutungen bevorftehender Veränderungen’), für die Vorberverfündigung der 
That zu Anderen”), ober ihre vorgängige Billigung’). Beltimmter kündigt der 
Mille der Ausführung fi an in Drohungen‘) mit der That kurz vor ihrer Auß- 
führung in leidenihaftliher Erregung oder font von jemanden, zu dem man fid 
ihrer »wohl verfehen fanne, Krim. Ordn. $. 398.,4; in der Erfundigung nad den 
örtlichen Verhältniffen, den Gemohnbeiten der Bemohner und anderen begünftigenden 
Umftänden; in dem Berjuche, Theilnehmer *) zu befhaffen. Der Schluß wird um 
fo fiherer, je beftimmter Handlungen hervortreten, die in unmittelbarer Beziehung 
zum Anfange der Audfübrung der That in ihrer fonfreten Eridei- 
nung geftanden haben, alio der Befig, die Beihaffung und Inftandfegung folder 
Werkzeuge und Mittel, ald zur That gedient haben, fei e8 der Gattung‘) nad) oder 
— der, zur Begehung angewendeten Gegenſtände“). Kriminal » Ordnung 
j ee 


Großentheild von anderen Bemeidthatfachen bleibt e8 oft abhängig, ob aus 
den biöher erwähnten Umftänden auf Thäterfchaft oder auf Urheberſchaft, Anleitung, 
Audrüftung oder fonftige Theilnahme zu fchließen fei. Thäterfchaft oder unmittelbare 
Hülfeleiftung werden an die Hand gegeben, wenn Ort und Seit ber That klar, 
fremde Schuld erfihtlid, und Beiveile dafür binzutreten, daß der Angeklagte ohne 
Grund feinen regelrechten Aufenthalt verlaffen”), daß er fi nad der Gegend, nach 
ber Stelle bed — bin oder von da weg begeben’), zumal wenn er ſich un- 
ftät, verwirrt und ängſtlich gezeigt, ſich vermummt oder verkleidet, begegnenden Be- 
kannten nicht fi zu erkennen gegeben‘). Dom größeften Gewicht aber, wird ber, 
allerdings felten erreihbare beftimmte Beweis der alleinigen Anwefenbeit im 
Bene ber That'') an der Stelle derfelben. F8. 400.a. 108. ber 
Krim. Orbn. 


Saf erklärt fih wohl auß dem befchränften richterlihen Ermittelungäredht und der mangelnden Befugnif, 
den Ungeflagten über Eingelbeiten zu befragen. Darauf fommt au bie Theorie don Dräfumtionen zu · 
rüd, welche für den Fall widerftreitender Indicien aufgeſtellt wird, indem «8 heißt: 
1) fpezielle Bermuthungen gehen ben allgemeinen vor, 
2) Präfumtionen, welde fih auf den gewöhnlichen Lauf der Dinge fügen, geben denen vor, 
welde auf Eingelerfheinungen beruben, 
3) man zieht Präfumtionen vor, welche für die Gültigkeit gefhehener Akte ſprechen, 
4) die Vermuthung der Unfhulb ift begünftigt mit Ausnahme ber praesumtio doli unb 
der Vermuthung für geiftige Gefundheit. Beſt SG. 285. 298. 
1) Raubmerd ©. 4. Bd. 4. S. 640, Bd. 12, ©. 463, Gedungener Mord, ©. U. Bd. 6. 
&. 175, Bd. 7. ©. 611. Giftmend, G. U. Bd.-8. ©. 500, Bd. 9, S. 338. Tödtung auf Verlangen 
ber Getödteten, ©, U. Bd. 5. ©. 326. 
2) Mord ©. U. Bd. 12. S. 754, Brand Bb. 7. ©, 194 ff. 
3) Zu weit geht Feuerbach Lehrb. $. 551. „man billigt gemeiniglid nur baßjenige, ma® man 
felbft zu unternehmen fähig oder geneigt ift.* 
4) Raubmord ©. U. Bd. 8. ©. 515. Mord Bb. 9. ©. 613. 
5) Mord ©. U. Bd. 2. ©. 184, Bd. 7. ©. 770, Bb. 12. ©. 820. 
6) Stride und Sadbänder bei Todtfhlag, G. U. Bd. 4. ©. 643. Ankauſ einer Leine als 
Grund zu erfolgreicher Ausdehnung der Anklage von töbtliher Mifhandlung auf Mort, G. U. Bd. 4. 
©. 652, Gift theilweife auf einen falfhen Namen genommen G. U. Bd. 7. 6. 772 ff, B. & ©. 497, 
Bd. 9. ©. 334, Zündhölger bei Branditiftung Bb, 7. ©. 191. 
7) Pitole bei Tödtung auf Verlangen der Getödteten G. U. Bb. 5. ©. 327. 
8) Anders in dem fall der Unfliftung zum Morde der Ehefrau, ©. U. Bd. 6, ©. 180 ff, 
9) Brandftiftung, ©. U. Bp. 7. ©. 193. Mord, ©. U. Bd. 7. ©. 623, Bb. 8, ©. 234. 
” Papierlarven, ©. A. Bb. 6. ©. 196 ff. Falſcher Bart, Bd. 7. ©. 610. Mord, ©. U, 
Bd. 7. ©. 624. Todtſchlag, Br. 12, ©. 322, 
1) Fall mit undollkommener Beobachtung, G. U. Br. 12. ©. 812, Zugeſtändniß alleiniger 
Unmelenbeit. a m ma 19 © 762 Oyitheitimmuna auß dem Hören „eineß Knalled, ©. a. 2b, 11. 
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Bleibt die Wahl unter mehreren‘), am Orte der That zur Zeit derfelben 
—— ſo — inſonderheit auch neben en, eine Reihe von Um- 
ftänden bäufig den Werth wahrer Bemeidgründe?), welche an und 
für ſich nur zum Zwed der Aufklärung, oder wohl gar nur für polizeiliche 
und gerichtlihe Borermittelungen von Bedeutung ericheinen. 


Dahin gehören: 


1) förperliche Borausf etzungen der That, befondere Kräfte’), techniſche 
Erfabrung und Geſchicklichkeit“), auch wohl Lofaltenntmiß ’); 

2) innerer Anlaß zur Faſſung verbrecheriſcher Entſchlüſſe, ruhend im Charak⸗ 
ter oder im beſonderen Motiden. Dieſe können in Feindſchaft und Neid*), in 
überreizten entgegengefegten Empfindungen’) ihren Stüßpunft finden, oder in der Er- 
wartung von Vortheilen an Geld und Gut, Befreiung don Zeugen, von Mabnern 
und Miteffern, mögen die Hoffnungen — fein oder auf Irrthum“) veruhen. 
— Mübhrend — bed Charakters ber üble Leumund“) und die Volksſtimme 
Vorſicht erheiſcht, kann ein ordnungdlofer, unfittliher, trunkfälliger Lebenswandel!“), 
dad Herbortreten betrügerifcher —* augen im Verkehrsleben, das Aufſuchen des Um- 
ganges'“) mit Verbrechern, endlich die Häufungen eigener Frevel und Werbrechen '?) 
bon großem Gewicht werden; bad legte namentlich da, wo es ſich um Handlungen 
bandeit, deren Gemohnbeitd-Gemwerbömäßigfeit oder Rüdfälligkeit bereitd im Straf. 
gefes beiondere Berüdfichtigung wegen der erfahrungdmäßig häufigen Wiederholung 
gefunden bat. Auf der anderen Seite kann eine, andermweit unerflärlihe Wieder- 
holung folder Verbrechen '’), zu denen fih erfahrungsmäßig felten Jemand ent- 
ſchließt, Veranlaſſung werden, die Stärke ded Beweiſes von einem Fall auf andere, 
minder flüffige Bemweißfälle zu übertragen; — ficherfih nicht ohne die größte 
Vorſicht. 


eg Br. 6. ©. 507. Die Ehefrau ald ge N Bereiterin des Eſſens für den Mann bei Der 
iftung, ©. U. Bd. 8. ©. 641, ähnlid Bd. 9 Behanpteteß Augenzeugnif einer — unmög- 

Ä ichen — — duch einen Schuß, ©. a. Br. 8. ©. 220, — daſ. ©. 225 ff. ** e 
Erklärungen über den Aufenthalt, Mord, G. U. Bd. 6. S. 342 ff, Bd. 7. ©. 623, 644, 793, Bb. 9. 


©. 39. 
1) Mord durd Sm en, G. U. Bd. 1. ©. 413 ff, Bb. 7. ©. 654. Undere .. 
a. Bb. 7. ©. 772, 8b. fi., 356 ff, 650 fi, Bd. 12, ©. 752, Raub Bb. 12, ©, 470, 

2) Gewidt für A Er der — neben a 8. 4. Bd. 12. ©. 753 fi, für Zu · 
— —— beim Mord an 4 Kindern Bdo. 4. ©. 625 

3) Uld Gegenindicium bei Mord, ©. 4.8.86. 226, 367. 

4) Thäter ein Jäger, &. A. Bd. 7. ©. 622, Fleiſcher Br. 12. ©. 466. Linksſchütze Br. 8. 
©. 511, Bb. 10. ©, 754. Kochen Bd. 7. ©. 776, 

5) Mord, ©. U. Bd. 4. ©. 642, Bdb. 6. ©. 172. 

6) —— G. A. Bd. 7. S. 41 ff. Feuerbach alterm, Darſt. N. 8 

7) Eiferſucht, ©. U. Bd. 8. ©. 65 ff. Doppelmord zum Zweck ber Zeirath Bd. 8. 


S. 494 

8) Mord, ©. U. Bd. 7. En TR ff, Bd. 8. ©. 227, Bd. 12. ©. 469, aus trüglicer 
Hoffnung auf ein Grundftüd Bb. 2 67 

9) Er fann aus ungeftraft — zur F nicht angeklagten Verbrechen erwieſen werben, 
Ext. des Ob. Trib. v. 11, Dezember 1856, ©. U. 5. ©. 74. Sn land wird der Leumunds⸗ 
bemeiß gegen Angeklagte unter wen zugelaffen, Anti gegen Zeugen, Beft 66. 239. 400. 

1 _ d, ©. A. Bd. 6. ©. 510, 8b. 7. ©. 619. Raubmord bei Feuerbach aftenmäßige 


Gedungener Mord, ©. U, Bb. 6. ©. 177 ff. 

12) Diebftobl vor Todtfhlag im Sinne ded 6. 178, des Strafgeſetzbuchs, G. U. Bd. 4 
©. 648, Bb. 7. S. 780 ff. Diebftahl, Fälſchung, Wilddieberei * Au enem Morde, ©. U. Bb. 6, 
©. 175. Unzädti vor Todtfhlag eined Madchens, ©. U. 6.8 631. Diebftahl vor Morb 
aus Gewinnſucht 7. ©, 656. Raub vor Todtſchlag Bd. 12. S die 

13) — ——— in Hillesheim und Bernkaſtel, ©, ABd. 7. ©. 36 ff, 185 ff. Auch 
Erf. des Ob. Trib. v. 1. Juli 1863, ©, A. Bd. 11. ©. 708 ff. Giftmorde, Bb. 8. ©. 641 ff, Br. 9. 
©. 332 f. Feuer bach aftenmäg. Darf. N. 1. 


u Be 
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3) Endlich gehört hierher au, in den früheren Theorien’) vielbeiprochene 
Berdahtögrund eines mangelhaften Erfennend bed muthmaßlichen Thäters. 
Bleibt die Wahl unter Mebreren, fo läht fih danach der Mann vom Weibe, ber 
Große vom Stleinen, der bejonderd Belleidete von Anderen beftimmt unterſcheiden. 


Oft wird die Anmwefenheit am Ort der That nur auß befonderen Umftänden 
gefchloffen, und diefe werden dann von bemweifender Bedeutung, wenn der Angeklagte 
darüber auffällige Erklärungen abgiebt. Der bedenklichfte liegt in Fußſpuren?), 
deren genaue und —— Prüfung ſchwierig zu ſein pflegt und dann noch Zweifel 
wegen des wahren Zeitpuntts ihrer Entſtehung nicht ausſchließt, auch wohl die Frage 
offen läßt, ob die etwaige Fußbekleidung nicht irgendwie auf einen fremden Fuß ge- 
rathen fein 2 Au Wagenſpuren, Schleppipuren von Bäumen, Streufpuren 
von Getreide, Torf, Ziegen, pflegt der Ausgangspunkt verbrecerifdher Unternebmun- 
gen feitgeftellt werden zu Fönnen; dann handelt «3 fi aber meiltend nod um die 
Mahl unter mehreren gleih Verdächtigen. Am zuverläffigften find die Schlüffe, die 
aus dem Vorfinden folder Sachen an der Thatftelle oder in deren Näbe 
gezogen werden, welche nicht dahin gehören. Nicht auf dem Eigenthum aber, fondern 
auf dem, meiften® damit zufammenfallenden lebten Beſitz, rubt die Beweiskraft?). 

Noch andere Äußere und innere Berän erungen find es, welche mit fteigender 
Beftimmtbeit auf die Schuld binführen; zunächſt diejenigen, auf melde $. 400.a.b.d. 
ber Kriminal-Ordnung deutet, als blutige Kleider *), tödtlihe Werkzeuge, unge» 
recbtfertigter Befig von Gütern ded Getödteten, Beraubten, Be- 
ftoblenen beim, Angeklagten’). Als befonderd wichtig it das plötzliche Ein- 
treten eined, je nad den Verbältniffen ) unerklärlichen Moblfiandes zu betrachten. 
Es bedarf aber ſtets der forgfamen Ermittelung der Gründe für die Entitebung der ' 

edachten Veränderungen, und beim Vorfinden von marktgängigen, dem Stande ent- 

—J—— Sachen, kann zur Zerſtörung des Verdachts ſchon die bloße Behauptung 
des Erwerbes von einem Unbekannten —— Immer wird bier auf der Erflä- 
rungsweiſe des Ungellagten ein vorzugsweiſe bedeutended Gewicht, auf gänzlicyem 
Schweigen eine erheblibe Gefahr ruben. Aus dem Zeitverlauf und den Neben- 
umftänden wird der Schluß auf Thäterfchaft, Theilnahme, Heblerei, Begünftigung, 
ftraflofe Ceichtfertigkeit oder tadellofed Verfahren zu entnehmen, darauf aber insbe⸗ 
fondere aud) diejenige Reihe von Thatſachen einflußreich fein, deren als gerignet ge 
dacht worden ift, um unter mebreren glei Verdächtigen die Wahl zu treffen. 


1) CCC. 3. Tittmann Haudbuch $. 876. Mord, G. U. Bb. 6. ©. 505 fi., Bb. 7. 
©. 793. Jager mit der Flinte Bd. 7. ©. 623, Mann mit fehlender rechter Hand, ©, A. Bd. 8, 
©. 359. Beſchreibung ded Moͤrders durch den Sterbenden, ©, U. Bb. 13, ©. 489, 

2) Vereingelte Schneefpur, G. A. Bd. 4. ©. 642. Strümpfefpuren Bd. 6. ©. 173, Einballige 
Stiefelfpuren Bd. 6. ©. 509. Stiefelipuren Zweier Bb. 7. 5.783. Friſche Schneefpur Bd. 8, ©. 234, 
Fußſpur eines Linfefhüzen Bd, 10. S. 754. Spur im Brud Bd. 12. ©. 814. 

3) Dofe, ©. U. Bb. 12. ©. 464. Beil. 687. 

4) Nafenbluten oder Blut ded Getödteten?! ©. U. Bd. 7. ©. 656, Bb. 12, ©. 471. Blut 
ber Lebenden oder der getragenen Leihe? G. U. Bb. 12. ©. 684. Hemdärmel Bd. 7. ©. 629. Rod 
Bb. 7. ©. 784, 795. ; 

5) Geraubte Werthpapiere mit Blutjpuren, ©. U. Bb. 12, ©. 462, Bb. 4. ©. 643 ff, 
Kleider Bd, 6. S. 197. Geld Bd. 6. ©. 345, 498, Bd. 8. ©. 361, 516, 235 fi, 216 fi, Bb. 7. 
©. 649 fi., Bb. 9, ©. 394. Uhr, Tücher Bd. 7. ©. 794, 

6) ©. A. Bb. 4. ©. 660 ff, Bd. 6. ©. 176, Bb. 12. ©. 463. . 

7) Ein BViehtreiber, dem der Dieb geftoblene Ochfen zur Mitnahme nad London anvertraut, ein 
Mann, dem der Dieb dad geftoblene Pferd beim Naben der Verfolger gab, wurden unſchuldig in Eng- 
land verurtheilt. Beft 66. 181. fi. Neuerdings find in Ermangelung eine® Fragerechts gegenüber dem 
Ungeflagten und eines freien Ermittelungsrechtes folgende Grundjäge empfohlen: demjenigen, der eine 
ordentliche Erklärung über den Erwerb —— Guted giebt — 3. B. von einem lebenden Dritten, 
muß die Falſchheit der Erklärung —— werden. „Wo dagegen die Erzählung des Augeſchuldigten 


von vornberein unwahrſcheinlich iſt, liegt es ihm ob, den Beweis der Wahrheit zu liefern.“ Beſt 
Sg. 190, 278. 
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Noch gewictiger als äußere pflegen innere Veränderungen zu werden, 
welche in Handlungen des Ungeklagten und felbft feiner Angehörigen ſich —— und 
das mahnende Schuldbewußtſein nach der That verrathen haben. Dahin gehört: 
bad erſte Hinterbringen theilweiſe gefälſchter Nachrichten), dad Verleugnen und 
Wegſchaffen von Sachen“), Aendern von Werkzeugen, Hindern von Entdeckungen?), 
Verwiſchen von Spuren, Waſchen von Kleidern, Anſchaffen eines neuen Anzuges, 
Aendern deß Bartes“). Ferner: Gleichgültigkeit und Unterlaſſen nahe liegender Thä— 
tigkeit ) Unruhe, Erkundigung nach Neuem“), Beſprechung bon Unterluhungsfol. 
gen’), Entſchuldigung ohne Vorwurf, falſche Mittheilungen, Angſt bei Nachfragen, 
Merlegenbeit bei Vorbaltungen”), Seben von Wahngebilden”); Zittern Angeſichts der 
Thatſtelle oder der Leiche, oder bei Ankündigung der Ausgrabung!““), Selbftmord- 
gedanken, Selbftmordverfuhe''), Erfragen von Fluchtwegen, fluchtähnliche Entfer⸗ 
nung '?). Nichts bier ift nothwendiger ald die forgfältige Erforfhung 
bed inneren Kerns der Handlungen, ihrer richtigen Deutung Ange- 
ſichts ded Angeklagten. Im gleichen Grade gilt Died für defien Verhalten vor 
den Ermittelungsbehörden: für das Aufſtellen Ale Thatſachen“), unfindbarer 
Zeugen oder Verbäctiger'"), für Wechſel und Widerfprud in den verſchiedenen Er- 
tärungen, inöbefondere über wichtige Zeugen '*), für Musbrühe von Beforgnif vor 
der Sektion, bei nahender Haft"); für die allmälige Abwidelung eines vorbereiteten 
Spitemd der Beweidführung''); für die Beredung, Bedrohung und Beſtechung von 
Auskunftsperſonen““). Dem näheren Befragen und feftitellen des wahren in- 
neren Zuſammenhanges fällt ein bejonderd berbetzugenbeh Gewicht zu, wenn ähn- 
lihe Handlungen von Angebörigen'?) des Angeflagten unternommen worden find. 





1) — —— * 7* G. A. Bd. 12. ©. 320. Feuerruf, G. U. Bd. 9. ©, 340, 
Bd. 4. ©. 646, B 
2) Gewehr, G. U. =. \ * 174. Stockknopf Bd. 6. ©, 347, Art Bd. 6. ©. 509. Gift. 
ſchachtel Bd. 7. ©. 774. Kolben Bd. 7. ©. 782, Sack Bd. 12. ©. 323. Haare Bd. 12. ©. 754. 
Shäften eined geraubten Gewehre Bd. 7. ©. 784, 
3) Aniteden und Schliefen des ro bei — G. U. Bd. 9. ©. 341. Leiche eines 
eben Ertränkten Bd. 12. ©. 619; auch Bd. 8. ©. 231 fi. 
4) Hülfe beim —— F — = Blutjpuren, ©. U. Bi. 4. S. 659; noch Bd. 4, 
©. 659, Bd. 6. ©. 353, Bb. 7. ©. 784, B ©. 223, 240, Bd. 12, ©. 463. 
5) Angeftifteter er {* Ehefrau, 8.4. Bb. 6. ©. m Li. Todtſchlag der Mutter Bd. 13, 
©. 483 fi, no Be. 6, 3 56 fi, ©, 7. ©. 626, 8. 12. ©. 32 
6) 6.4. Bb. 7. 6.695, 784 
7) Caufelafen in Ermangelung von Augenzeugen, ©. U. Br. 7. ©. 626, Bd. 8. ©. 653. 
8) ©. U. Bd. 12. S. F Bd. 8. ©. A * geheimuißdoll verdecten Wage 3 
.A. Bd. 7. * "626, 8b. 7. ©. 653, Bd. 4. ©. "659, Bb. 6. ©. 182, Br. 7. ©. 625 ff, 
Bd. 8. ©. 517 fi, Br. 12, ©. 754, 815. 
9, 8. A. Bd. 7. ©. 627. 
I) wer beim Laden, u ber Morbitelle, G. A. Bd. 7. ©. 625 ff., bei der Obduktion 
——— 353, noch Bd. 7. © 53, 8.9. © 300, 38. 12.6. 382, 733 
‚u 8: 12. ©. 659, 684, do egen Bd. 8. S 
12 8. nach — G. J — 12, ©. 815, 53 Br. 6. ©. 352, noch Bd. 6. 
© 356, Br. 8. ©. 644 ©. 6 
Fr Sufäliger Tod gegen Fetten 6. A. Br. 12. ©. 320, 
4. 8. 66 12. ©. 465, 817. 
13 8 a R ©. ig, EN 7. ©. 645, Bd. 8. ©. 517, Bd. 10. ©. 484, Bb. 12. 
©. 3 u. — Krim. O. Bu 
—33 UA. Bd. 7. S. Wit. 865 nr 
) Hal * Brief aus London, G. A. — .S. 616; Briefe an Angehötige, G. A. Bd. 8. 
©. 240, FR 9. 343, 
— —55 G. A. Bd. 8. ©. 333, Bb. 12. ©. 462, noch ©. U. Bd. 12. ©. 618 ff, 
md ©. 752 ff. 


19) Erzählungen der Ehefrau eined Mörberd im Poligeigefängnig ©. U. Bb. 12. ©. 647; 
Sjährigen Kindes eined Mörderd BL. 8. ©. 219. Verhalten der Ijrau bei Hausfuchung BL. 8. ©. am fi 
gegen Gefhworene Bd, 8, ©. 655. 


262 Grundzüge der gegenwärtig herrſchenden Beweistheorie in Strafſachen. 


Hat der Angeklagte einräumende Erklärungen vor der mündlichen 
 Verbandlung abgegeben, fo geminnen diejelben eine um fo größere Bedeutung, 

je beftimmter für fie, gerade wie für Bezüctigungen, fei es aus der Fülle 1 
erzäblter Einzelheiten oder aus der Mittheilung ganz eigenthümlicher Eigenheiten de 
Vor angeß, die SFeftitellung entnommen wird, daß fie nur dem Gedächtniß — nicht 
an Gehoͤrtes, fondern an Erlebted entiprungen') fein fünnen. Nur von untergeord- 
neter Bedeutung it daneben die in der Kriminal-Drdnung $. 398.,2. betonte Cha- 
rafterifirung des Verdächtigen, ald eined zur That Fähigen, während die dort noch 
erwähnten anderweitigen Verdachtsgründe nicht zu fehlen pflegen. Zu ben bajelbit 
geſchilderten außergerichtlihen Geftändniffen tritt nunmehr das gerichtlihe, aber 
widerrufene Belenntniß ald eine der wichtigſten Anzeigen binzu, gleichviel ob erft in 
der Hauptverhandlung oder ſchon früher zurüdgenommen. Krim. Ordn, 66. 370, ff. 
Irrthümer in der Suflalung, oder Unwahrheiten im Geftändniß felbft bleiben mög- 
lid. Der Angeklagte kann durch einfache Behauptungen die naturgemäße Bedeutung 
de über ihn Berichteten zerftören, und unterliegt dabei nicht etwa grundfä li den 
forderungen einer beftimmten Bemeißlaft, deren Uebernahme freilih meiltentheild 
ſhatſächlich als erforderlich fi erweilen wird, um den nahe liegenden Vorwurf leerer 
Audreden zu befeitigen. Schmweigt aber der Angeklagte gegenüber dem Nachmeife 
eined »mit völliger Leberlegung °) und beſtimmten Ausdrüden« abgelegten Gejtänd» 
niffed, fo kann er faſt immer einer völlig ziveifellofen und einftimmigen Verurtheilung 
entgegenfeben. 

Je zahlreicher die Beweisgründe, je reihhaltiger unterftügt durch aufflärende 
Verdachtsgruͤnde, um fo ficherer geftaltet ſich der Schluß auf die Schuld und ihren 
Umfang. Ein ſcharfes TJneinandergreifen der mwefentlihen Einzelheiten inner- 
balb eined forgfam geprüften een verleiht diefer Beweibart — 
häufig ein, zu widerſpruchsloſer Ueberzeugung zwingendes Gewicht. Es wird als— 
dann erkennbar aus der Kürze der Berathung von Richtern und von Geſchwo— 
renen ). 

in den Anmerkungen ift mehrfach veranfhaulict, wie in England durd bie 
abweichende, fcheinbar freie, in Wahrheit aber durh Präfumtionen — bedrohte 
Stellung des Angeklagten die Auffaſſung ſehr vieler Beweisfragen ſich Ändert, und 
zwar in einer Weiſe, die den in Deutſchland allgemein herrſchenden Anſchauungen 
rundſaählich zuwiderläuft. Eine Uebertragung dortiger Regeln auf die Heimath läßt 
Ih danach weder wünfchen, nod erwarten, noch möglich machen. 


1) Widerruf des gerichtlichen Geftändniffed beim Morde von 4 Kindern zur Wahrſcheinlich- 
madung von Unpurehnungsfäbigteit, G. U. Bd. 4. ©. 619 ff.; des Geitändniffed tödtliher Mighand- 
lung bei verübten Morde, ©. A. Bb. 12. ©. 652 ff. Exhängen, ©. A. Br. 12, ©. 755, 816. Ge- 
ſtändniſſe Iweier zu Mitgefangenen bei angeftiftetem Mord, G. U. Bb. 6, ©. 185 ff.; des Gattengift- 
morbed zu Mitaefangenen, G Bb. 8. ©. 499; des Raubmorded zu einem Zuchthäubler Bd. 8. 
©. 519; deß Mordes einer frau, neben der auch ein Kind erfchlagen Bd. 9, ©. 614. Geftäntnif des 
Mordes zum Gentdarm Bd. 6. ©. 495; nad Bd. 7. ©. 602, Bd. 10. S. 676 ff. Nach gerichtlichen 
Geftändnig Widerruf mit erweislich falſcher Bezühtigung Bd. Il. ©. 808 f 

2) ©. a. unabfihtlihe Selbftausfagen, wie in der Trunfenbeit, gelten in England als zuläffige 
Evidenz. „Der Geiftedzuftend muß don der Jury als abſchwächendes Moment in Betradt gezogen wer⸗ 
den.“ Bet $. 345. „Ja, ich that? — was weiter; wenn ichs that — was weiter“, in der Trunten- 
heit geäußert, führte zur Hinrichtung eine? Unfhuldigen, daf. $. 354. In einem Bigamiefall war er- 
wiefen, daß der Angeklagte mehrmals zugeftanden, mit der zweiten rau in Amerika wirflih getraut zu 
fein. Der Vorfigende zur Jury: „maß der Ungefchuldigte überlegter Weiſe gefagt, da, wo es fein ns» 
tereffe geweſen wäre, die Heirath zu leugnen, ift ohne Imeifel zuläffige Evidenz und verdient die ernite 
Beachtung der Jury.“ $. 346., wo von faktifhem Irrthum die Rebe. 

3) Lehrreiche, für den außerhalb der nt Stehenden, theilmeife nicht unbedenkliche Fälle, 
G. u. Bb. 6, ©. 340 fi, 505 ff, Bd. 7. ©. 640 ff., 791 fi, Bp 8. Bb. 9. ©. 388 fi, Bb. 10. 
S. 754, Bb, 13, ©. . Heuerbad aktenm. Darft, N. 23. Die früher gegen die Beweibktaft des 
Indicienbeweifed gehegten Bebenten haben feine Geltung mehr. Tittmann Handbud $. 866. Mitter- 
maier Deutſch. Straf. $. 179. Heffter Lehrb. GN. 641. 643. 

4) Dräfumti — men MAR 247.2. 252,1. 255,4. 257.3. 266.7. 
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Dagegen möchten die unternommenen Ausführungen die Beläge bieten, wenn 
ihnen die nachfolgenden Aufitellungen angefchloffen werden: 

1) kein Staat beftebt, in welchem aus der Gemeinfamfeit der Vorbildung bei 
Richtern wie bei Gefhmworenen nicht eine weitreichende Gemeinfamteit von ſtillſchwei⸗ 
gend befolgten Beweiprüfungsregeln ') ſich entwideln follte; 

2) dieje lehnen fich mit Nothwendigkeit an die, im Staate beftehenden, die 
Formen ded Verfahrens ordnenden Vorſchriften; 

3) weit umfaffender und weit lohnender als vordem geftaltet ſich in Deutſch⸗ 
land für Wiffenihaft und Pragiß?) gegenwärtig die Aufgabe, jener Regeln im Ein- 
zeinen fort und fort ſich zu vergewiſſern, fie in ihrer durchgreifenden Bedeutung für 
dad gefammte Verfahren zu entwideln, und zu deflen Bervolllommnung borzugsmeife 
Vertiefung der juriftiihen Bildung mit Nahdrud und Erfolg fernerhin ftetig 

eizutragen. 


I) In dem Sinne läßt fih wohl aub heute noch vom einer — logifh und erfahrungsmäßig, 
gewiffermaßen gewohnheitärechtlib — „bindenden Beweistheorie* ſprechen. Bergl. Köftlin Wendepunkt 
des Deutih. Strafverf. S. 107 ff. 

2) Dagegen möchte auf die Hülfe der Gefepgebung noch für längere Zeit zu verzichten fein, da 
nad allen Richtungen bezüglich deö Bebürfnifies, der Grenzen, der Tragweite feiter Beweisregeln die Uns 
ſchauungen weit auseinander geben. v. Tippeläfich, ©. U. Bd. 5. ©. * Schwarze Bb. 6. 
©. 725: „Ueber die Grundlagen unferer Kriminal-Entfpeidungen* Bd. 12. ©. 474 ff. 


Meber die Verhandlung im neuen Schwurgericht 
im Salle des Art. 99. des Gefebes vom 3. Mat 
1852, wenn das erſte Derdikt zum Theil günftig, 
zum Theil nadtheilig für den Angeklagten 
lautete. 


Spauffee- Arbeiter batten fi im benachbarten Walde zum gelegentlichen Aufenthalt 
und zuch Nächtigung Hütten gefertigt, die aus in die Erbe geftellte Kiefernftangen, 
verbunden und äußerlich bekleidet dur Zweige, Erde und Kiehnnadeln beftanden. 

Der Angeklagte bat eine diefer Hütten, in welcher ſich gerade einer der Mit- 

arbeiter befand, angezündet; das Feuer wurde fofort gelöſcht. Die Urſache foll ein 
— Scherz und die Beläſtigung durch Ungeziefer in dieſer Hütte ge- 
weſen fein. 

Die Anklage ift indeß zugleich wegen der unmittelbaren Gefahr für den Wald 

auß $. 287. des Strafgeſetzbuchs erhoben. 

Den Geſchworenen wurden folgende fragen vorgelegt: 

1) Ob der Angeklagte fhuldig, am — — im Walde bei B. eine ihm nicht 
gehörige Hütte, melde vermöge ihrer Beichaffenheit und Lage geeignet 
war, einer Waldung, die fremded Eigenthum mar, das feuer mitzuthei- 
len, borfäglid in Brand gefeßt zu baben? 

Für den Fall der Bejabhung: 

2) it e8 erwiefen, daß ber —— ſich nicht bewußt war, daß durch 
* Ibrandſegen der Hütte das Feuer dem Walde mitgetheilt werden 
onnte? 

Die Geſchworenen antworteten: 

Zu 1. Ja, aber es iſt nicht erwieſen, daß die Hütte vermöge ihrer Be- 

Ihaffenheit und Lage geeignet war, einer Waldung, die fremded 

Eigenthum war, das Feuer mitzutbeilen. 

Zu 2. Ja. 

Der Gerichtshof zog ſich zur Berathung über dieſen Spruch zurück, und 

beſchloß, daß, da zwar der Spruch regelmäßig in der Form, die Geſchwoörenen aber 
nach der einftimmigen Anſicht des Gerichtähofes fih in der Sade zum Nachtheil des 
Ungeflagten hätten, die Sadye gemäß Art. 99. des Geſetzes vom 3. Mai 1852 
vor ein neued Schwurgericht zu verweilen fei. 
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Vor dem neuen Schwurgeriht wurde zuerit die Rage der Sade mit Rüd- 
fit auf die frühere, ihrem Inhalt und Refultate nad) befannt gemachte Verband» 
lung dargeftellt, und ſodann fand diefelbe Beweiserhebung durch Verleſung ber 
Lofalbefihtigung und der Ausfage der beiden im erften Verfahren vernommenen, 
jept nicht mehr ermittelten Zeugen ftatt. 

Der Staatdanwalt beantragte, über die dur den Sprucd der früheren Ge- 
ſchworenen bereitd zu Gunften des Angeklagten entſchiedenen Duntte nicht nochmals 
zu verhandeln, und deshalb auch diefelben fragen den jegigen Geſchworenen nicht 
nochmals vorzulegen. Der Gerichtähof trat dem bei, 

Es wurde aljo den Geſchworenen nunmehr nur folgende frage vorgelegt: 

Ob der Angeklagte jhuldig, am — — im Walde bei B. vorfüglic eine 
dort gelegene, ibm nicht gehörige, aus Stiefernftangen zufammengeftellte, 
mit Erde und Kiefernnadeln bededte Vorrichtung zur Aufnahme der 
Erdarbeiter in Brand gefegt zu haben? 

Die Gefhworenen verneinten diefe Frage, und der Angeklagte wurde nun 
von der Anſchuldigung der Branditiftung freigeſprochen. 

Zur Erläuterung der Sache bemerken wir Folgended. Der $. 286, des 
Strafgeſetzbuchs jtraft unter Anderem die er von »Hütten«e und »Waldun- 
ene, melde fremdes Eigenthum find. Der $. 287. ftraft fodann die Anzündung 
older Sachen, welde vermöge ihrer Lage und Beſchaffenheit geeignet find, den im 
$. 285. (Wohngebäuden 2c.) oder im $. 286. genannten Gegenftänden das Feuer 
mitzutbeilen. Die »Hütte« war alfo an und für ſich bier allein ſchon ein Objekt 
der Branditiftung nad $. 286., und fie war außerdem vermöge ihrer Page und 
Beſchaffenheit eine Sache im Sinne des $. 287., aljo geeignet, der Waldung das 
Feuer mitzutbeilen, und fie behielt fomit diefe ihre Eigenihaft auch für den Hall 
daß fie nicht felbft ald »Hütte« im Sinne ded $. 286. des Straäfgeſetzbuchs er- 
achtet werden möchte. 

Durch das Verdift der Gefchworenen im erften Schwurgeriht war nun zu 
Gunſten des Angeklagten der Umftand des N 287. verneint, wi; die Hütte geeignet 
58 ſei, das Feuer der Waldung mitzutheilen, auch war (zum Ueberfluß) bejaht, 
aß der Angeklagte fi folder Eigenſchaft der Hütte nicht bewußt geweſen ſei. 

vg, hatten jene Gefhworenen bejaht, daf das von dem Angeklagten 
—5* bjeft eine »Hütte« geweſen ſei. Der Angeklagte wäre ſomit damals 
aus ð. 286. zu verurtheilen geweſen. 

Offenbar nun bezog fh damald die Aufhebung des Spruches der Gefhmwo- 
tenen in Gemäßbeit des Art. 99. deö Gefepes dom 3. Mai 1852 — das Gefeß 
fagt „ohne Angabe von Gründene — darauf, daß der Gerichtähof angenommen 
hatte, das Objekt fei feine »Hüttes geweſen, die Geſchworenen hätten ſich alfo in 
diefer Qualifizirung geirrt. Died ergiebt deutlich die Behandlung der Sade in dem 
neuen Schwurgericht, in welchem die geftellte Sjrage den Ausdrud »Hütter vermie- 
den, und ftatt DL eine Beichreibung des Objektd gegeben bat, welche den Gerichtd. 
hof ermächtigen follte, über den Rechtsbegriff felbit eventuell zu entfcheiden. Daß 
aber die Eigenfbaft eined Bauwerks ald »Hütte«e im Sinne des $. 286, als ein 
Rechtsbegriff betrachtet wird, ergiebt die Entſcheidung des Ober-Tribunald vom 24. 
November 1854 (Archiv I. ©. 141). Die Gefhworenen im neuen Schwurgericht 
haben den — überhaupt nichtſchuldig erklärt. 

Der Art. 99. verordnet nun: 

Wenn der Gerichtäbof einftimmig der Anficht ift, daß die Geſchworenen, 
obgleih ihr Ausſpruch in der Form regelmäßig ift, fi in der Sade 
zum Nachtheil des Angeklagten geirrt haben, fo verweift er, obne 
Angabe von Gründen, die Sade zu der näditen Sipungsperiode des 
Schwurgerihtd, damit fie dor einem neuen Schwurgericht verhandelt 
—** * welchem alsdann keiner der früheren Geſchworenen theilneh- 
men barf, 
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Es ift die Streitfraget! 

1) ob die Borkhrift einen dad ganze Verdikt berührenden Irrthum der 
Gefhmorenen, aljo etwa ein »Schuldige in Bezug auf die yanze That, 
im Auge bat, oder ob fie fi) auch auf die einzelnen Theile ded Verdikts 
bezieht, melde allein zum Nactbeil ded Angeklagten, neben anderen zu 
Bunften beffelben entfchiedenen Theilen, beantwortet find? 

2) wie die Sache im fall diefer zweiten (bier vorliegenden) Aiternutive in 

dem neuen Schwurgericht zu behandeln fei? 

Offenbar nun muß man interpretiren, daß der Irrthum, foweit er dem 
Angeklagten nachtheilig, der Maaßregel unterworfen fei, daß damit alfo die zu 
Gunſten defielben entſchiedenen Theile des Verdiktes von der Kognition ded neuen 
Schwurgerichts außfcheiden. Cine Analogie bierfür bietet fi in den Art. 109. und 
98. dar. Nah Urt. 109. fiedt dem Staatdanwalt die Nichtigkeitöbefchwerde nicht 
u, wenn der . von den Geſchworenen nichtſchuldig erflärt it. Durd das 

fenarurtel vom 13. November 1854 (Archiv IH. S. 31) ift aber erfannt, daß 
diefe Vorſchrift nicht allein Unwendung finde, wenn der Angeklagte gänzlich nicht» 
ſchuldig erklärt ift, fondern au dann, wenn die Gefhmorenen ihn zwar der Haupt. 
that Kür ſchuldig erklärt, dagegen aber die diefe Hauptthat begleitenden erfchmerenden 
Umftände zum Vortheil des Angeklagten für nicht erwieſen erklärt haben, jo daß 
alfo dieſe legtere Erklärung im Sinne des Urt. 109. als eine partielle Nihtihuldig- 
Erflärung zu bebandeln fei. Nah Art. 98. aber foll, wenn die frage nur mit 
relativer Mehrheit von den Geihworenen zum Nachtheil ded Angeklagten beant- 
wortet if, die Entſcheidung des Gerichtshofes eintreten. Es ift aber erfannt worden, 
dab died nicht allein den Fall vorausjegt, daß die ganze Frage, fondern auch den 
Fall, daß nur einzelne Umftände in derſelben (3. B. erfchwerende) in folder Weife 
von den Gefhmworenen beantwortet find, daß alfo im dem letteren Falle der Gerichtd» 
bof nur zur Entſcheidung über den fo zum Nachtheil ded Angeklagten beantworteten 
heil berufen iſt (Archiv AI. ©: 261 ff.). 

Natürlich fept died wiederum voraus, daß der übrige Theil ber Frage in ber 
That noch einen ftrafbaren Thatbeftand übrig läßt. Sobald alfo die Gefhworenen 
einen Umftand zu Guniten des Angeklagten beantwortet haben, meldyer ber ganzen 
That den Charakter der Strafbarfeit benimmt, 5. B. beim Diebftahl die Abficht der 
rechtbwidrigen Zueignung , fo folgt die Nothwendigkeit der fofortigen Freiſprechung 
von felbft; zur Anwendung des Art. 99. in Bezug auf den übrigen Theil liegt alfo 
dann fein Grund mehr vor. 

In dem anderen Fall dagegen, wenn ber übrige Theil der frage noch einen 
Arafbaren Thatbeftand übrig läßt, und der Serichtähor bier der Anſicht ift, daß fich 
die Gefhworenen hierbei zum Nachtheil des Angeklagten geirrt haben, tritt die nicht 
unbedenklihe Frage ein, wie dann zu verfahren fei, wenn diefer Theil einen That: 
beftand darftellt, welcher nidht mehr zur Kompetenz des Schwurgericht® gehört. Dieß 
würde 3. B. eintreten, wenn die Geſchworenen beim Diebſtahl die Duakifitation des 
Einbrußß oder des Einfteigend oder beim Raube die Gewalt oder die Drohung ver» 
neint hätten, in beiden Fällen alfo nur ein einfacher, nicht zur fchwurgerichtlichen 
Kompetenz geböriger Diebftahl übrig geblieben wäre. Daffelbe würde im vorliegen» 
den Falle eingetreten fein, menn die Geſchworenen im erſten Schwurgericht aufer 
dem Umftande, daß die Hütte vermöge ihrer Tage und Belchaffenheit geeignet gewe · 
fen fei, da8 feuer dem Walde mitzutheilen, auch den Umſtand verneint hätten, daß 
das angezündete Bauwerk eine »Hütte⸗ geweſen fei. Dann würde etwa noch "die 
Uebertretung des $. 347. Nr. 7.: 

»wer «in gefährlichen Stellen in Wäldern oder Haiden u. f. w. feuer 
anzündet u. |. w.« 
ftehen geblieben fein. Der Art. 99. ordnet an, daß der Schwurgerihtähof die Sache 
zur Verhandlung und Entfheidung vor das Schmurgericht der nächſten Sipungd- 
periode verweiſen fol. Er ſcheint aljo die Befugniß einer Verweiſung an eine bloße 
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Gerihtdabtheilung oder an den Einzelrichter zu vermeinen. Uber e3 kann nicht die 
Abſicht bed 2 geweſen fein, dad neue Schwurgericht in allen fällen mit einer 
Strafthat zu befaffen, die fein Verbrechen mehr barftellt. Man dürfte daher an- 
nehmen, daß zwar der Schwurgerichtähof jener Vorfchrift gemäß zu verfahren habe, 
daß jedoch feine Vermeifung nicht unter allen Umftänden eine definitive bleibe, viel- 
mehr auc die urfprünglie Befugniß ded Anklageſenats eintrete, nunmehr die von 
ihm efprochene Verweiſung vor dad Schwurgeriht aufzuheben, und die Sache 
an die iht8abtheilung reſp. an den Einzelrichter zu verweifen. Auch dafür liegt 
die Analogie in den Entfheidungen des Ober - Tribunald, melde nah Bernichtung 
ber Erfenntniffe de8 Schwurgerichtöhofed und der Freiſprechung von dem Verbrechen 
die Erörterung und Entſcheidung wegen ded etwa noch ftehen bleibenden oder fon- 
negen Vergehens oder der Uebertretung an bie Gericht3abtheilung refp. den Einzel- 
richter verwieſen haben. 

m vorliegenden Falle war, da es ſich wegen der Anzündung der »Hütte« 
immer nod um das Verbrechen ded F. 286. handelte, die Kompetenz des neuen 
Schwurgerichts unbezweifelt. Es handelte fi alſo um die zweite obige frage ber 
Art und ded Umfangeß der Verhandlung in dem neuen Schwurgericht. Sie iſt nad 
dem oben Außgeführten unferer Anſicht nach nicht zweifelhaft. Indeß bat fi den. 
nod eine Kontroverfe darüber ergeben, und fie berührt zugleich indirekt auch jene 
Ktompetenzfrage. | 

Der Borfigende des Schmwurgerichtd bemerkt in feinem Berichte über die 
Sigungdperiode Rn 

»Es entitand die Frage, ob nicht dennoch über die im erſten Schwurgericht 
zu Gunften des Ungellagten von den Gefhmworenen beantworteten Punkte (aljo Lage 
und Beihaffenheit der Hütte zur Mittheilung de Feuers und eventuell Bemußtfein 
davon) aud in dem neuen Schwurgeriht nochmals verhandelt und refp. darüber 
nohmald ein Verdift der Geſchworenen eingeholt werben müſſe?« 

»Ich mar perfönlic der affirmativen Anfiht, meil meined Erachtens fein 
Theil der nur Einen Gegenftand umfafienden Anklage der Verhandlung vor dem 
neuen Schwurgerichte entzogen werden darf, es auch dabin fteht, ob nicht die dem 
Angeklagten aus dem erjten Verdikte günftigen Nebenentiheidungen gänzlich bedeu- 
tung8lo8 werden, wenn (mie dies bier ſchließlich wirklich der Fall war) ein völliges 
Nichtſchuldig im zweiten Schwurgerichte ausgeſprochen mwird.« 

»Die Königlihe Staatdanwaltfhaft aber und ebenfo die Vertheidigung waren 
dafür, die Nebenpuntte, welche einmal zu Gunften des Angeklagten im eriten Verdikte 
entfehieden waren, ganz aus der Verhandlung und der Frageſtellung aus— 
[beiden zu laffen, da Angeklagter nit nur ein jus quaesitum auf diefe ihm 
günftigen Entfheidungen babe, fondern es auch den Geihmworenen nicht zugemutbet 
werden fünne, ihr Verdikt über einen Punkt abzugeben, deſſen Entſcheidung ſchon 
durch ein früheres Verdikt eined anderen Schwurgerichts feftftehe.« 

»Der Gerichtöhof trat in feiner Majorität der legteren Anficht bei und wurde 
daher demgemäß verfabren.« 

»Ich kann jedod auch jetzt nod nicht meine Anſicht für irrig halten, zumal 
fi gar nicht voraußfeben läßt, melde Wendung eine Anklageſache bei der neuen 
Verhandlung nimmt, und ob es dem Gerichtshofe ſchließlich moͤglich ſein wird, nach 
den Bruchſtücken zweier Verdikte ein die Anklage völlig erſchöpfendes Urtel zu fällen; 
wogegen es ſehr leicht fein wird, wenn auch Seitens bed zweiten Schwurgericht# 
ein vollſtaͤndiges Verdikt vorliegt, died nur foweit zur Anwendung zu bringen, ala 
nicht der erfte Wahrſpruch dem Angeklagten günftiger ift. Diefe meine Anſicht ift 
auch in der Note 2. zu $. 351. de neueften Entwurfs der Strafprozeß - Ordnung 
von 1865 vertreten.« 

Der Ober-Staatdanwalt bemerkt in Veranlafjung dieſes Berichts des Bor. 
figenden folgendes: 


18° 
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»Die dem Schwurgeriht im Urt. 99. beigelegte Befugniß der Verweifung 
an ein andere Schwurgeriht darf die Lage des Angeklagten nicht verſchlimmern; 
ber Ausſpruch der Gefhmworenen, foweit er dem Angeklagten günftig iſt, wird daher 
ald ein jus quaesitum beffelben in die neue ———— mit hinübergenommen. 
Daraus —— aber keinesweges, daß die Verhandlung vor dem neuen Schwurgericht 
von denjenigen thatſächlichen Unterlagen abſehen könne, welche durch das frühere, 
dem Angeklagten günſtige Verdikt ibre Erledigung gefunden haben. Einmal wider 
fpricht eine ſolche ſtückweiſe Verhandlung dem Weſen einer Kriminalvderhandlung; jo- 
dann ftebt fie im Widerſpruche mit den gefeglichen DVorfchriften über die an die Ge- 
ſchworenen zu ftellenden fragen. Der Art. 81. ded Gefeped von 1852, welder durch 
Art. 99. in feiner Weiſe alterirt wird, beftimmt: 

daß die fragen bei Strafe der Nichtigkeit alle Thatſachen enthalten 
müffen, welde die wefentliben Merkmale der dem Angeklagten zur Laft 
gelegten ftrafbaren Handlung bilden. 

Folgerecht ſezt nun aber die Beantwortung der fragen in ihrer Totalität 
die integrale Verhandlung der Anklage voraus. Oppenboff bemerkt. in feiner Note 4. 
zu Art. 93,: »wenn der Gerichtshof einen Irrthum der Geſchworenen nur in Ber 
treff der Entideidung auf eine Nebenfrage (rückſichtlich ftrafausfchließender, mildern» 
der oder erfchwerender Umftände) annehme, fo müſſe der betreffende Antlagepunft 
im Ganzen zur neuen Sitzungsperiode verwieſen, und über den ganzen Thatbeitand 
felbftftändig entſchieden werden.« Als Mefultat beider Verhandlungen ftellen ſich 
alddann zwei Verdikte heraus, und ed ift demnähft Sache des Gerichtshofes, beide 
Verdikte in der dem Angeklagten günftigen Auffaffung zu vereinigen. Ich halte es 
daher für das Korreftefte, wenn der Vorfigende bei der zweiten Verhandlung das 
frühere Verdikt vorläufig vollftändig ignorirt und der Sade diefelbe Behandlung zu 
Theil werden läßt, wie jeder neuen Sache, und erft bei der Urtelöplaidirung Seiten® 
bed — demſelben die beiden Verdikte zur Prüfung und Vereinigung 
unterſtellt.« 

In feinem Berichte an den Juſtiz-Miniſter erklärt dad Kammergericht, daß 
e8 fich diefer Anfiht de8 Ober-Staatdanwaltd und der damit übereinftimmenden de 
Vorfigenden in feinem Bericht anſchließe. 

Der Juftiz-Minifter äußert fich hierüber in feinem Erlaß vom 10, März 1866 
an dad Kammergeriht dahin: 

»Das von dem Schwurgerichtöhofe in der Unterſuchungsſache wider Zame- 
towoki eingefchlagene Verfahren kann für ein der Abficht ded Gefepgeberd entfpredhen» 
des nicht erachtet werden, und ich pflichte deöhalb dem Präfidium darin bei, daß in 
anderer Weife hätte verfahren werden müflen, wenngleich ich die in dem Berichte 
ded ale Tre entwidelte Rechtsauffaſſung gleihfalld nicht zu tbeilen vermag.« 

»Ullerdings darf, wie derfelbe in Uebereinftimmung mit dem Ober- Staat. 
anwalt mit Recht anführt, die Rage eined Angeklagten, durch Verweiſung der wider 
ihn verhandelten —— an ein neues Schwurgericht, in Gemäßheit des Art. 99. 
der Verordnung dom 3. Mai 1852, nicht verſchlimmert werden, da jene Beftim- 
mung des Geſetzes nur zum Schutze des Angeklagten gegen einen zwar in ber 
Form regelmäßigen, in der Sade aber zu feinem Nachtheile irrigen Wahrſpruch 
gegeben it, jeme Verweiſung alfo niemals die folge haben darf: daß eine in dem 
erften Schwurgerichte bereit? zu feinen Gunften entidiedene frage in dem neuen 
möglicyerweife zu feinen Ungunften entſchieden werde.« 

»Aus diefem richtigen Vorderſatze ift aber nicht mit dem Vorfigenden die 
Folgerung zu zieben: 

dar der in dem erften Verdikte zu Gunften des Angellagten entfchiedene 
Punkt aus der Verhandlung vor dem zweiten Schwurgeriht ganz 
ausfcheiden müfle; 
vielmehr muß eine in Gemäßheit des Art. 99. ftattfindende Schwurgerichtsberhand⸗ 
lung die ganze Anklage ebenfo umfafen und erfhöpfen, wie eine Anklage, die zum 
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erftenmale vor Geſchworenen verhandelt wird, da ba8 in Gemäßbeit ded Art. 99. 
zufammengetretene Schwurgericht ſich die Ueberzeugung von der Schuld oder Nicht- 
ſchuld ded Angeklagten nur dann zu bilden vermag, wenn die ganze Anklage vor 
ibm verhandelt und alle Beweiſe vor ihm erhoben worden, auß denen jene Ueber- 
zeugung zu ſchöpfen ift.« 

»Eine in Gemäßheit des Art. 99. zu verhandelnde Sache wird ſich fomit in 
der Berbandlung ſelbſt von einer zum erftenmale zu verhandelnden in Nichts 
zu unterſcheiden haben, vielmehr wird ein Unterfchied erft bei der SFrageftellung 
zu Tage treten.« 

»Denn bie zu ftellenden ragen werben allerdings, nad dem oben entwidel- 
ten Sauptgrundfape: 

daß die neue Verhandlung die Lage des Ungellagten nit verfhlim- 
mern dürfe, 
ſolche Punkte, die in der erften Schwurgerichtöverhandlung bereits zu feinen Gun- 
ften entſchieden waren, nicht abermald zur Entſcheidung des neuen lan as 
Gremiumd ftellen dürfen, weil fonft für den Angeklagten die Gefahr entitände, daf 
die nur zu feinen Gunften — Maaßregel eined abermaligen Schwur- 
gerichts möglichermweife au feinen Un gunften ausſchlagen fünnte.« 

»Demgemäß hätte in der Unterſuchungsſache wider Zawetowski derjenige 

Theil der Anklage, welcher dahin gerichtet war: 
daß die von ihm vorfäglih in Brand gefegte Hütte, vermöge ihrer Lage, 
eeignet geweſen fei, einer Waldung das feuer mitzutbeilen, 
nicht, wie geidheben, von der Berbandlung ausgeſchieden werden dürfen, vielmehr 
wäre nur nah dem Schluffe der vor den Geſchworenen gepflogenen Verhandlun 
eine Frage bierauf nicht zu richten gemwefen, weil diefer Theil der Anklage bereit 
in bem erften Schmwurgerichte durch den Wahrfprud der Gejchworenen zu feinen 
Gunften entſchieden worden mwar.« 

Mir finden alfo in den vorftehenden Yeußerungen folgende verſchiedene An- 
fihten vertreten. Der Borfipende hält in feinem Bericht die Wiederholung ber Ber- 
handlung und die frageftellung, fomit auch die Verdikte ber Geſchworenen über 
den ganzen Thatbeftand der Anklage aud in dem neuen Schwurgericht für erfor 
verlieh, Dem tritt der Ober- Staatdanwalt und dad Kammergeriht bei. Der 
Schwurgerichtshof hatte jedoch beſchloſſen, daß die Verhandlung und die Frageſtel⸗ 
lung über die im erſten Schwurgericht zu Gunften des Ungellagten bereits enlſchie⸗ 
denen Theile der Anklage ganz auszuſcheiden feien. Der Juftiz-Minifter endlich er- 
färt zwar die Wiederholung der Verhandlung, nicht aber der Frageſtellung über 
diefe Theile für erforderlich. 

In dem Entwurf der neuen Strafprozeß-Orbnung find zubörberft die erften 
beiden Säge bed jepigen Art. 99. im Wefentliben wiederholt und fodann folgen 
nachſtehende beide Säpe: 

Betrifft die Unterfuhung mehrere firafbare Handlungen ober 
mehrere Angeklagte, fo erfolgt die Vermeifung vor ein neues Schwur- 
gericht nur in Anſehung derjenigen Handlung oder Perſon, bezüglich 
—* die Geſchworenen ſich nad der UAnſicht des Gerichtshofes geirrt 
aben. 

Nah dem Ausſpruche des neuen Schwurgerichts muß der Ge— 
rihtöhof dad Urtheil fällen und daſſelbe auf denjenigen der beiden Aus. 

‘ ſprüche gründen, welcher für ben Angeflagten der günftigere ift. 

‚ Der erfte jener beiden Säge verordnet wiederum unbedingt die Verweiſung 
an ein neues Schwurgericht, ohne Rüdfiht darauf, ob bie Verbindung ber anderen 
—— Handlung oder mitangeſchuldigten Perſon, rückſichtlich deren die Ge- 
chworenen fi geirrt haben, vielleicht nur durch die Konnexitaͤt vor das Schwur- 
ericht gewieſen find, dieſe Konnexität aber entweder durch die definitive Verurthei⸗ 
ung oder durd bie Freiſprechung megen bed Verbrechens gelöft ift, fomit nun in 
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jenen —— Fällen nur die Kompetenz ber Gerichtsabtheilung u. ſ. w. eintre- 
ten würde. 

Erflärbar ift die aber durch die Gründe, melde in dem Entwurf für ben 
legten ig aufgeftellt find. Sie geben von ber wiederholten vollftändigen Verhand⸗ 
lung und Frageſtellung an die —— aber unter einem neuen, oben in den 
mitgetheilten Erörterungen nicht berührten Gefichtöpuntt aus. Die neue Verband» 
lung foll nämlich neue acceflorifhe Momente (3. B. erichwerende Momente) oder 
auch neue Thatumftände, welche ſich wechfelfeitig auäfchließen, wie dolus oder culpa, 
ergeben fünnen. In diefer Beziehung foll ſich alfo die neue Verhandlung frei be- 
wegen dürfen, das Schutzmittel aber für den Angeklagten darin gefunden werben, 
daß ftatt ded etwa nachtheiligeren neuen Verdiktes da8 frühere genügen: jum Grunde 
zu legen ift. Hier ift alfo zwar dad Ausſcheiden der im erſten Schwurgericht zu 
Bunften ded Angeklagten entſchiedenen Theile voraudgefegt, aber diefen Theilen follen 
durch die neue Verhandlung neue Theile oder Geſichtspunkte fubftituirt werden bür- 
fen, nur nicht mit. dein Erfolg einer härteren definitiven Verurtheilung. Damit ift 
alfo die Kompetenz des neuen Schwurgerichtd in allen von und berporgehobenen 
Fällen ald wenigſtens präfumtiv fortdauernd geboten. 

Wir erlauben und nun folgende Bemerkungen über den vorgetragenen Iwie- 
fpalt der Anfichten. 

Ein feited Nechtöprinzip fcheint und nur in der Anwendung der Grundfäge 
in der res judicata zu liegen. Auch dad zu Gunften des Angeklagten lautende Verdi 
ber Geſchworenen, ſobald es nicht der Anfechtung wegen innerer oder fjormmängel 
aus Art. 97 unterliegt, fobald es alfo äußerlich in Kraft tritt, hat, wenn aud für 
Int in dem eriten Schwurgeriht ein dem entiprechende® Urtheil des Gerichtshofes 
ofort darauf nicht gegründet wird, mweil über die Anklage vorab nicht bloß theilmeife 
erfannt werden kann, diefelbe Kraft der entſchiedenen Bun. Es it unanfehtbar 
geworden und gebt ald erworbeneß Recht des Angeklagten in dad neue Schwurgericht 
mit hinüber. Es ift alſo — mie bier überall und oben bereit erwähnt — der Fall 
eined und bdefjelben zufammenbängenden Thatbeftandes voraußgefept , — definitive 
Erledigung, troß des in einzelnen Theilen deſſelben günſtigen Verdikts der Geſchwo— 
renen, erſt in dem neuen Schwurgericht erfolgen ſoll. 

Nach unſerer Meinung nun müſſen dieſe dem Angeklagten günſtig entſchiede⸗ 
nen Theile, ſobald fie trennbar find, bei der neuen Verhandlung gänzlich außfcei- 
den; die Verhandlung bat fi alfo nur auf den übrig bleibenden, aber, wie auch 
oben bereits als vorausgeſetzt angeführt ift, für ſich allein nod einen jtrafbaren 
Thatbeftand darftellenden Theil zu erftreden. So in dem vorliegenden Fall, Natür 
li wird, mie dies bier auch gefchehen ift, dor dem neuen Schwurgeriht dad Sach⸗ 
verhaͤltniß in feinem vollen Umfange zur Kenntniß des Gerichtöhofed und der Ge- 
ſchworenen zu bringen fein. Es wird aljo der Inhalt der urfprünglicen Anklage, 
eine Ueberſicht des damald erhobenen Beweiſes, der Wortlaut der Verdikte, der in 
Folge derjelben erlaflene Beſchluß des Gerichtöhofed vorzutragen, und nad biefem 
Refultat der früheren Verhandlung feftzuftellen fein, was nunmehr nur noch Gegen- 
ſtand der jegigen Verhandlung und Entſcheidung ſei. E8 bat unfere® Erachtens kei⸗ 
nen der Sache bienlihen Zweck, die wirkliche ſchwurgerichtliche Verhandlung, alfo die 
Befragung ded Angeklagten, ob er fi in dem vollen Umfange der urfprünglichen 
Anklage ſchuldig befenne, fodann die Beweidaufnahme, dad Dlaidoper und Refume 
und endlid die frageftellung in eben jenem Umfange, alſo mit Einfhluß der dem 
Ungellagten bereit8 günftig entichiedenem Theile, zu wiederholen, und doch müßte 
bied Alles ja notbwendig geiheben, wenn in der That die neuen Gefchworenen noch 
einmal ein Verdikt auch über diefe Theile follten abgeben müflen, ein Berbift, mwel- 
ches — morüber man einverftanden ift — dennod nicht in Kraft treten fann, for 
bald es dem Angeklagten ungünftiger ift, als das frübere. 

Mir haben bierbei alſo acceflorifhe, überhaupt trennbare Momente, außer 
denen noch ein ſtrafbarer Thatbeftand übrig bleibt, im Auge, jo aljo erſchwerende 
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Umftänbde, oder in realer oder in ibealer Konkurrenz binzutretende Handlungen. Ein 
Beifpiel ſolcher Konkurrenz bietet der vorliegende Fall. Sollte man in ber That 
fordern, daß die Verhandlung, die Beweisaufnahme und das Verdikt auch über die 
von ben früheren Gefhmworenen verneinte Lage und Belhaffenheit der Hütte zur 
Mittheilung des Feuerb auh an die Waldung, oder in einem anderen fall über den 
verneinten Einbruch wiederholt werde, während ber übrig bleibende Theil der An- 
lage, aljo die Anzündung ber Hütte allein, oder der einfache Diebftahl noch einen 
et für fih allein der Verhandlung und Entſcheidung fähigen Gegen» 
and bildet? 
Der Dber-Gaatdanwalt beruft ſich in feiner oben mitgetheilten Erklärung für 
die Nothwendigkeit einer vollftändig wiederholten Verhandlung und Frageſtellung 
auf die mitgetbeitte Bemerkung von Oppenhoff Nr. 4. zu Art. 99. Aber bier hat 
Oppenhoff mit vollem Rechte audgeführt, daß, wenn der Obergerichtähof den Jerthum 
ber Geſchworenen nur etwa in einem Strafausſchließungsgrunde, einem eriweren- 
ben oder mildernden Umftande finde, die neue Verbandlung fi nothwendig wieder 
über den ganzen Thatbeitand erftrefen müßte. Dies ift nicht zu bezweifeln. Aber 
bier. bei der und befchäftigenden * e handelt es ſich nicht um einen Irrthum der 
Geſchworenen in ihrem den Straſausſchließungsgrund oder mildernde Umſtände ver 
neinenden, oder den erichwerenden Umftand bejabenden Verbitt, fondern um den um- 
gekehrten Fall, der felbftverftändlich feine Regel nicht von jenem entnehmen kann, Die 
zu Gunften ded Angeklagten erfolgte Bejahung des Ausſchließungsgrundes hat die 
fofortige Freifprehung zur Folge; die Verneinung ded erſchwerenden Umftanded oder 
die Bejabung der mildernden Umftände hat bagegen, wenn ber Gerichtöhof anßerdem 
in der Schyuldigerflärung im Uebrigen wegen ded Verbrechens felbft einen Irrthum 
findet, nur die neue Verhandlung bierüber zur Folge. 
Bedenkliher ift anfcheinend die in dem neuen Entwurf vertretene Anſicht. 
Es bandelt fi hier um die Vorfrage, in wie weit der Art. 86. des Strafgeſetzbuchs 
auf die neue Verhandlung. anwendbar ſei? Wir müfjen diefelbe berneinen, Wner- 
kannte progeljualifche Regel ift ed, dak die Ausdehnung der Anklage im Sinne de 
Art. 86. durd Eventual-FFragen an die Geihworenen nur bis zum Alte der fFrage- 
ftellung zuläffig ift; e8 muß alfo die den neuen Gefihtöpunft betreffende Eventual- 
Draße en Geſchworenen fofort mit vorgelegt werden. Außerdem muß auch der, eine 
ofortige Entfheidung durch foldye Frage erjegende, im Abſatz 2. des Art. 86. gedachte 
Untrag ded Staatdanwaltd auf einen Vorbehalt anderweiter Verfolgung eben fo big 
zur Srageflellung erhoben fein. Iſt alfo die Stellung der Eventual⸗Frage oder diefer 
Untrag bis zu dieſem Zeitpunkt unterblieben, fo tritt für den Ungellagten der Grund- 
fa deö non bis in idem in Bezug auf jede andermeite Verfolgung aus einem neuen 
Gefihtöpunft in Kraft. Wir halten e8 für unftatthaft, daß diefe im Intereſſe der 
Vertheidigung bisher befolgten Grundfäge dann eine Außnahme finden follten, wenn 
der Gerichtshof neben einem zu Gunften des Angeklagten lautenden Verdikte im 
Uebrigen findet, daß fi die Gefhworenen zum Nachtheil ded —— geirrt 
haben, er deshalb die Sache an ein neues Schwurgericht verweiſt und in dieſem ein 
neuer Geſichtspunkt durch neu ermittelte Umſtände hervortritt, welcher geeignet iſt, 
an die Stelle des von ben früheren Geſchworenen zu Gunſten des Angeklagten ent- 
ſchiedenen Umſtandes einen andern den Angeklagten in gleicher Weiſe belaftenden Um- 
ftand zu fegen, zumal ja, mie der Entwurf anerkennt, doc fchließlih immer dad 
dem Angeklagten günftigere der beiden fucceffiven Verdikte in Kraft treten muß. 
Handelt es fi dagegen, wie der Entwurf gleihfall3 vorauszuſetzen ſcheint, ENaNG 
um die Beweidftage, fo bleibt unfere® Erachtens die Sache dieſelbe. Es ift dort 
dad Beifpiel der Kindedtödtung und ber beiden Alternativen des dolus oder der 
culpa dabei gewählt. Gefept aljo, die Hauptfrage lautet auf vorſäßliche Töbtun 
durch Kopfverlegungen mittelft abfichtlichen Fallenlafjend der Geburt im Steben Pe 
den barten Fußboden; die Gefhmorenen verneinen diefe frage, bejaben aber bie 
Eventual-fzrage wegen Eulpofer Tödtung durd diefelbe Handlung und der Gerichtd- 
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bof vermeift die Sache an ein neued Schwurgericht. Hier ergiebt fih, baf ber 
Tod des Kinded nicht durd jene Handlung, fondern duch Kopfverlegungen mittelft 
eined Inftrumentd verurfacht if. Dann it e8 offenbar, daß nun für die neuen 
Gefhmworenen ein neued Moment für die Annahme der Kulpa, alfo übereinftimmend 
mit ben früheren Gefchworenen vorliegen würde. Soll aber darum den neuen Ge- 
ſchworenen die von den erjten Geſchworenen verneinte frage wegen ber vorſäßlichen 
Tödtung, die nun allerding8 eine beffere Grundlage haben dürfte, nochmals borge- 
legt werden, wenn fie dennod niemals den Erfolg der Nerurtheilung wegen bieleß 
Verbrechens haben foll und haben fann? 

Daß fchließlih die Beweißftage oder die Frage über die Anwendung bes 
Art. 36. eine ganz andere Geftalt gewinnt, fobald ed fi dabei nicht um den zu 
Gunften, fondern um den zum Nachtheil ded Angeklagten beantworteten Theil de 
Verdikts und um bdeffen Behandlung in dem neuen Schwurgericht handelt, bedarf 
feiner Ausführung. Es fcheint, ald ob in den Motiven zum Entwurf beide wefent- 
lich verfchiedene Gefihtäpunfte vermifcht find. Es ift alfo volltommen zuläffig, dem 
zum Nachtheil des Angeklagten beantworteten Theil einen neuen Gefichtöpunft zu 
fubftituiren oder hinzuzufügen, oder verftärkten Beweis in dem obigen Sinne beizu- 
bringen, bier aber wiederum mit dem Grundfage, daß das neue Verbift auf dieſem 
Wege nicht zu einer bärteren Verurtheilung führen darf, als fie dur das frühere 
Verdikt nur begründet worden wäre. 


— — — —— — — 





Mittbeilungen 


aus den 
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Urt. 96. 97. des Gefeped vom 3. Mai 1852. Unterzeihnung bed 
Berdittd durch den Vorfteber erft nad der Verlefung im 
Sigungsfaal ohne Zurüdfendung in da8 Berathungd- 
zimmer. 


Mac dem Audienzprotokolle hat ber Vorfteher der Geſchworenen erft im Sigungd- 
faal die Verbikte der Gefchworenen nad deren Verkündigung volljogen. 

Die hiergegen gerichtete Nichtigteitöbefchwerde bed Angeklagten ift durch Urtel 
bom 2. Februar 1866 wider Materftraat (Nr. 207. 1.) zurüdgemiefen. 


Gründe. 


Die Beſchwerde, daß der Vorfteher der Gefhmorenen den Ausſpruch derfel- 
ben erft nach deſſen Verleſung unterfchrieben habe, ohne daf die Geſchworenen zur 
Behebung dieſes — ſich in ihr Berathungdzimmer dern gabe baben, ift un. 
begründet. Allerdingd erfordern die Art. 90. und 96. des Geſetzes vom 3. Mai 1852, 
daß die Vollziehung ded Ausſpruchs der Gefhmorenen durch den gewählten Vor— 

eher als derjenige Akt, dur melden bie ftattgehabte Abftimmung formell abge- 
chloſſen wird, im Berathungszimmer geſchehe, daß mithin der Vorſteher im Sipungß- 
faal die durch feine Unterſchrift vollendete Antwort verlefe. Als die Verlegung einer 
weſentlichen Vorſchrift ded Verfabrend kann e8 aber nicht erachtet werden, wenn 
jener blos formelle Abfchluß des auf ae big Wege zu Stande gelommenen 
und im Uebrigen formgeredhten Aubſpruches obne die im Art. 97. verordnete Rüd- 
fehr der Geſchworenen ind Beratbungszimmer im Sipungsfaal in Gegenwart ber 
übrigen Gefhmworenen von dem durdy fie gewählten Vorfteher bewirkt wird, meil e& 
fi nicht um einen der erneuerten Beratbung oder Mitwirkung der Geſchworenen 
bebürfenden Mangel im Ausſpruche felbft handelte (veral. Plenar- Ertenntniß vom 
22. Januar 1866 wider Lehmann, Ardhiv XIV. S. 105). Zwar meint der jm- 
plorant, daß bie nachträglihe Vollziehung ded Ausſpruchs feine Gewißheit biete, daß 
ber Unterfchreibende der gewählte Vorfteher und der verlefene Ausſpruch das Ergeb- 
niß der Berathung — ſei. Dieſer Einwand findet aber, ur he davon, baß 
ba8 Sigungsprotofoll die Berlefung durch den Vorſteher ausdrücklich konftatirt, 
dadurch feine Erledigung, daß die Berlefung ohne Widerſpruch Seitend der übrigen 
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Geſchworenen erfolgt ift, mithin fein Zweifel darüber auftommen kann, daß ber Ber- 
Iefende das gewählte Organ und der verlefene Wahrſpruch das Ergebniß der Ub- 
fiimmung geweſen ift. 


Srageftellungen. 


J. Der Angeklagte hat Nachts eine berbeigeholte Leiter an das Haus ge- 
ftellt, um — mie nad den vorliegenden Umftänden nicht zu bezweifeln — in bie- 
biſcher Abſicht durch dad offenftehende Fenſter des oberen Stockwerks in dad Zimmer 
einzufteigen, in welchem, wie er mußte, ber rag eine bedeutende an jenem 
Tage eingenommene Summe Gelded aufbewahrte. Ald er nun die Leiter erftiegen 
batte, und an dem offenen Fenſter fand, um durch diefed einzufteigen, ermachte 
Jemand im Zimmer, rief ihn an, und er ftieg darauf ſchnell wieder die Leiter hinab. 

Die Anklage wegen verfuchten ſchweren Diebftahld war dahin formulirt: 

daß der Angeklagte in der Nacht — dem. gehörige beweglihe Sachen 
in der Abſicht rechtömwidriger Zueignung megzunehmen verfudt babe, 
und pr mittelft Einfteigen® in ein bemobntes Gebäute, auch den Ver- 
De Handlungen an den Tag gelegt zu haben, melde ben Un- 
ang u. f. mw. 

Der Verweiſungsbeſchluß des Anklageſenats gab aber biefer Antlageformel 
eine beränderte Faſſung dahin, daß flatt des Ausdrucks »und zwar mittelft 
Einfteigend« gefagt wurde: » und zwar durch verſucht es Einfteigen.« 

In diefer Faffung ift die Frage den Geſchworenen vorgelegt und bon ihnen 
bejaht. Der Schwurgerihtöhof hat aber den Angeklagten nicht wegen verfuchten 
fhmeren, fondern nur wegen verfuhten einfachen Diebftahld verurtheilt. 

Der Gericht3hof erwägt nämlich, daß der bloße Verſuch des Einfteigend zum 
Thatbeftande des verfuchten ſchweren Diebftahl8 nicht audreihe. Denn das Gefep 
fordere zu dem legteren Einfteigen, «8 genüge alfo blos verſuchtes Einfteigen nicht; 
daffelbe müffe alfo auch von dem blos verſuchten ſchweren Diebjtahl mittelſt Einftei- 
gend gelten. Der Verfud eine blos verſuchten Einſteigens fei nirgend8 im Gejepe 
mit Strafe bedroht. Wenn thatſächliche Erwägungen zuläffig wären, fo würde ſich 
außerdem das Bedenken ergeben, ob es der Ungellagte nicht auf ein bloßes Sinanf- 
fleigen und Durchgreifen dur das Fenſter, ftatt auf ein wirkliche Einfteigen durch 
bafielbe abgefehen haben müfle. 

Mir bemerken, daß in der frangöfifchen Jurisprudenz und Rectfprechung 
viel Streit darüber obwaltet, vb dad »manifestee par des actes exterieures et sui- 
vie d’un commencement d’execution« im Urt. 2. de8 Code penal — melde durch 
das fpätere Gefeg vom 28. April 1832 in das einfachere »manifestee par un com- 
mencement d’exeeution« erwandelt ift — vorhanden fei, wenn zwar Einbrud 
oder Einfteigen verübt, alfo für fi vollendet find, dagegen ein Anfang der Meg 
nabme der Sachen felbft — alfo der eigentlichen contrectatio — noch nicht begonnen 
bat. Diefe Frage wird meiftend verneint, indem man in foldem falle den Einbruch 
oder daß Einfteigen nur ald Vorbereitungshandlungen für die Wegnahme betrachtet 
(vergl. darüber Materialien Bd. I. ©. 263 ff.). Dort würde man aljo um jo 
weniger einen nicht vollendeten Einbrud oder ein nicht vollendete Einfteigen für 
einen ftrafbaren Verſnch des ſchweren Diebftahl8 anjehen. 

m vorliegenden Ball bat aber das Ober-Tribunal auf die Nichtigleitsbeſchwerde 
deß Stantkanwaltd am |. Februar 1866 wider Hophe (Mr. 49. UN vernichtet und 
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den —— auf Grund des Verdilid wegen verſuchten ſchweren Diebſtahls 
verurtheilt. 


Gründe 


Darüber maltet ein Zweifel nicht ob, daß, mährend die Anklage von An- 
fang an auf die $. 218. Nr. 2., 222., 31. des Strafgefegbuch® geftügt war, d. h. einen 
berfuchten Diebftahl, begleitet von dem erſchwerenden Umftande des Einfteigend zum 
Gegenftand hatte, das Appellationsgericht die rechtlihe Dualifitation der Anklage 
durch die derfelben gegebene veränderte Fafſſung nicht berändern, vielmehr gerade die 
Anwendung ded Strafgefeged, unter welches es die Anklage ftellte, um fo fiherer 
herbeiführen und nur dem Anftoße vorbeugen mollte, den die Gefchmorenen etwa 
daran nehmen könnten, aubzuſprechen, daß ein Diebftahl mittelft Einfteigend verſucht 
worden fei, während nad ber konkreten Sachlage da8 Einfteigen felbft noch nit zur 
Vollendung gebracht war. 
Es fragt fih, ob durd dieſe veränderte Faſſung dad, was damit beabfid- 
tigt wurde, außgedrüdt oder wirklid, wie der Schwurgerihtöhof angenommen hat, 
nur der Verfuch eines einfachen Diebſtahls feftgeftellt fi. Das Legtere muß ange 
nommen werden. 
Zunächſt ift davon auszugeben, daß der in der Anklageformel vorkommende 
Ausdruch⸗-durch Einfteigen « grammatifb für gleihbebeutend mit dem gefeßlichen 
Ausdruck »vermittelſt Einfteigend« anzufehen iſt. Es ift alfo durch bie yaflın 
der Anklage die notwendige Verbindung zwiſchen dem erſchwerenden Umftande un 
ber Hauptthat nicht aufgehoben; e8 bleibt nach wie vor feftgehalten, daß das Ein- 
fteigen das Mittel zur Ausführung des beabfichtigten Diebſtahls war. Dies voraus. 
gelebt, unterſcheidet fich die neue Faſſung der Antlageformel von der früheren nur 
adürch, daß auch die erftere außer dem, worauf ed mwefentlih ankommt: 
daß der Verſuch eined Diebftahld mittelft Einfteigend oder dur Ein- 
fteigen ftattgefunden bat, 

aud noch dies audgefagt wird: 
daß aud dad Einfteigen felbft nicht zur Vollendung gebiehen, fondern 
nur in dem Stadium des Verſuches geblieben ift. 

Durch diefe Feſtſtellung wird die begrifflihe Bebentung bed Einfteigend als 
be8 bei der That konkurrirenden erſchwerenden Umftanded in feiner Weiſe abge 
ſchwacht, eß wird der Ausdruck nur der konkreten Sachlage angepast fignalifirt. 

Wenn in den Gründen des fhmurgerichtliben Erkenniniſſes geſagt mird: 
»das Gejeg charakterifire ald Verſuch ded in Rede ftehenden ſchweren Diebftahl® nur 
bie Wegnahme mittelft Einfteigend in ein Gebäude, nidyt aber vermittelt verfuchten 
Einfteigend«, fo ift diefer Ausſpruch als rechtbirrthümlich zu bezeichnen, wenn damit 
gemeint ift, ber Verſuch eined Diebftahld mittelft Einfteigens könne nur da angenom- 
men werden, mo zwar die Wegnahme noch nicht ftattgefunden bat, das Einfteigen 
fetbft aber vollendet ift. 

Mit der Bemerkung: 

ber Verſuch eined verfuchten Einfteigen® fei nirgends vorgefehen , 
ift Nicht? gewonnen. Dad Einfteigen bildet überhaupt, weder in der Vollendung 
noch in dem Verſuche, eine felbitftändige für ſich beftehende Strafthat, von ber E 
fagt werden könnte, daß fie als folde in den Strafgefegen vorgeſehen fe. Es 
ift (gleihwie Einbruch u. f. w.) nur ein bei der Hauptthat konfurrirender, mit der⸗ 
felben fich verbindender Nebenumftand; es ftellt, wo es vorhanden iſt, ein Merkmal 
in dem Gefammtbegriffe des ſchweren Diebftahld dar. Mit Rüdfiht hierauf kann 
fi der Verſuch eines ſchweren Diebftabld in der Art geftalten, daß der Anfang der 
Ausführung des aus Hauptthat und. erfhwerendem Umitande zuſammengeſetzten 
ſchweren Diebſtahls gerade bei dem erſchwerenden Umftande ftattfindet, und das 
äußere, die Vollendung ded ganzen Verbrechens hemmende Hinderniß eintritt, bevor 
noch der erſchwerende Umftand zur Vollendung gelommen if, Der Dieb kann ge- 


276 Shwurgeriht®- Verhandlungen. Frageſtellungen. 


ftört werben, ehe er damit zu Stande gekommen ift, einen Kaften, aus melden er 
fteblen will, zu erbreden; er fann von einer Leiter verſcheucht werben, ehe er das 
Veh durch welches er zum Zwecke eined Diebftahl8 einfteigen will, erreicht bat. 
n beiden fällen wird man, wenn man die fonfrete Sadlage genau bezeihnen 
will, fagen fönnen: 
e8 bat der Verſuch eined ſchweren Diebftabld, und zwar mittelft verfuch- 
ten Einbruches, reſp. verſuchten Einfteigend jtattgefunden. 
So liegt nun aud ber gegenmärtige al. Durd bie Beantwortung ber 
F wie fie geſtellt war, iſt weſentlich konſtatirt, daß der Angeklagte einen Dieb- 
ahl mittelft Einfteigen® beabfichtigt, daß dieſer Diebftahl einen Anfang der Ausfüh- 
rung dadurch, daß der a. te die zu dem Fenſter führende Leiter theilmeife er- 
fliegen, erhalten bat, und da8 die Vollendung des Diebftahl8 vereitelnde Hinderniß 
eingetreten ift, noch ebe das Einfteigen vollendet, fo daß alfo auch diefed nur ein 
berjuchted war. 
Betrachtet man die Sache von biefem Gefichtöpunft auß, fo bietet fie feine 
Schwierigkeit dar, und e8 . fi die der Anwendung ber 66. 218. Nr. 2., 
222. und 31. entgegengefehten Bebdenten. 


1. Auf die Anklage wegen Brandftiftun ame Sachen auß 68. 287., 
285. Nr. 1. und 244. ded Strafgeſetzbuchs ift folgende frage geftellt: 
Iſt der Angeklagte ſchuldig u. f. w., in betrügerifcher Abſicht gegen Feuers⸗ 
gefahr — Sachen / nämlich verſchiedene in feiner Wohnung befind- 
liche, u einem Mobiliar» Dermögen gehörige Gegenftände, melde ber- 
—— hrer Lage und Beſchaffenheit geeignet waren, das Feuer einem 
Gebäude mitzutheilen, welches zur Wohnung von Menſchen diente, vor⸗ 
Fe: in Brand geſetzt zu haben? 
Die Geſchworenen haben geantwortet: 
Ja, der Angellagte ift fhuldig, mit 7 gegen 5 Stimmen. 

Der Schmwurgerichtähof beſchloß nah Art. 98. und trat der Majorität der 
Gefchworenen bei. Der Angellagte ift hierauf aus $$. 287., 285. des Strafgefep- 
buchs wegen vorfäpliher Brandftiftung verurtheilt. 

Auf die Nichtigkeit3befchwerde des AngeNagten bat da8 Ober-Tribunal am 
28. Februar 1866 wider Stiebert (Mr. 300. I.) vernichtet und an bad Schmur- 
gericht zurüdgewiefen. 


Gründe 


Die Nichtigkeitsbeſchwerde des Angeklagten ift begründet. 

Die Anklage ift wegen zweier Verbrechen erhoben, melde im Strafgefeßbuche 
ein jedes mit einem jelbftftändigen Thatbeftande befonderd mit Strafe bedroht find. 
Dad unter den Begriff des qualifizirten Betrugeß geftellte Verbrechen des 6. 244. 
des Strafgeſetzbuchs beftebt in der Inbrandſetzung von Sachen, welde gegen jfeuerd- 

efahr verfichert find, und zwar in betrügerifcher Mbficht verübt. Daß unter den 
Begriff ber Brandftiftung geftellte Verbrechen des 6. 287. des Strafgeſetzbuchs be- 
fteht in der nbrandfegung von Sachen, welde vermöge ihrer Beſchaffenheit und 
Lage geeignet find, den in den 68. 285., 286. genannten Gegenftänden das feuer 
mitzutbheilen. Der Angeklagte ift diefer beiden Verbrechen von den Gefchworenen 
fhuldig erklärt. 

Beide Verbrechen ftehen in dem Berbältniffe der idealen Konkurrenz zu ein- 
ander ($. 55. des Strafgeſetzbuchs), weil ihre Haupthandlung — nämlid die In— 
brandfegung — in beiden diefelbe it (Befchluß des Ober-Tribunal® vom 15. April 
1853, Archiv Bd. II. ©. 561). 

Da biernadh zwei Hauptverbrechen, wenn aud in folder Konkurrenz unter- 
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einander, in dem ſchwurgerichtlichen Verfahren feitzuftellen find, fo war es geboten, 
wei Hauptfragen wegen derfelben an die Geſchworenen zu ftellen, in denfelben aber 
ie innere Verbindung beider Thatbeftände auszudrücken. In dieſem Falle würde 
alfo die Antwort der Gefchworenen ſich auf jedes diefer beiden Verbrechen zu bezie- 
ben haben, und damit eine felbjtitändige und ausdrückliche Bejahung oder Bernei- 
nuug eines jeden derjelben erfolgen. 

Diefe Form bat der Schwurgerichtähof nicht gewählt, vielmehr nur eine 
beide Verbrechen umfaflende Hauptfrage geftellt. Hierin würde zwar an und für 
ſich fein wefentliber Mangel zu finden fein, wenn auc in diefem falle eine Ant- 
wort der Gefhmworenen vorläge, welche mit Zuverläffigeit ertennen ließe, daß die 
felben über jene beiden Theile diefer Hauptfrage — wenn alſo das Ergeb⸗ 
niß ſolcher Abſtimmung in ihrem Ausſpruche beſonders erwähnt wäre, wie dies der 
Art. 91. des Geſetzes vom 3. Mai 1862 für den hiervon allerdings verſchiedenen 

al des Vorhandenſeins erſchwerender Umſtände in der Frage dvorſchreibt. Dieſen 

forderniſſen entſpricht aber die vorliegende Antwort der Geſchworenen nicht; fie 
enthält nur eine einfache Bejabung; fie genügt zur zweifellofen Feſtſtellung beider 
Verbrechen nicht. 

Der deöhalb vorliegende weſentllche Mangel wird aber dadurch nicht gebedt, 
daß der Gerichtöhof den Angeklagten im Tenor des Erkenntniſſes nur megen vorfüg- 
liher Brandftiftung berurtbeilt hat. Denn er bat nad den Gründen des Erfennt- 
niffed ausdrüdli die beiden Verbrechen der 5 244. und 287, des Strafgeſetzbuchs 
für feftgeftellt erklärt, obwohl er das Strafmaap fodann nur nad der Strafandrohung 
wegen ded ſchwerſten Verbrechens ($. 287.) bemeflen bat. ft nämlid an fich Die 
Schuldigerklärung wegen jedes der fonturrirenden Verbrechen erforderlih, und muß 
fie deöhalb entweder durch mehrere fragen, oder mindeftend durch eine diejelben um- 
faffende Hauptfrage an die Gefhmworenen herbeigeführt werden, fo folgt von felbit, 
daß für den fall der Verneinung der Gefhmorenen in Bezug auf das eine ber 
Verbrechen der Angeklagte folgerecht auch den Anſpruch auf Freiſprechung be3jeni- 
gen ber Verbrechen bat, defien Thatbeftand die Geſchworenen verneint haben. Diefen 
Anſpruch würde alfo auch bier der An or 5 baben, fobald die Gefchmworenen daß 
eine der Verbrechen verneint hätten. Ihr Befinden hierüber läßt fih aber mit Ge- 
a — dann erkennen, wenn die oben erwähnte Form ihrer Antwort 
befolgt iſt. 

Schließlich iſt es ohne allen Einfluß auf die Entſcheidung, daß der Gerichts⸗ 
bof feinerfeit3 gemäß Art. 98. beichloffen bat, die ſchließliche Entſcheidung alfo auf 
feinem Beſchluſſe, der Majorität beizutreten, berubt, für einen ſolchen Beihluß aber 
die Vorſchrift ded Urt. 91. nicht gilt. Denn der Schwurgerictähof kann nad 
Art. 98. nur erft zur Entſcheidung berufen fein, wenn ein ordnungsmäßig gefaßtes 
Verdikt der Gefhmworenen vorliegt, maß bier, wie gezeigt, nicht der Fall ıfl. Dies 
ergiebt fi allein daraus, daß nicht erhellt, ob die Gefhmorenen in der That alle 
Umftände ber frage bejaht haben, der Gerichtöhof aber nur dann die volle Frage 
nad Art. 98. beantworten darf, wenn eben ihre volle Bejahung nur mit 7 gegen 
5 Stimmen in vorgefhriebener Weife erhellt. 


II, Erkenntniß des Ober-Tribunald vom 2. Februar 1866 wider Angrid 
(Nr. 1296, 1.), durch welches die Nichtigkeitöbefchwerde des Staatdanwalt3 zurüd- 
gewieſen ift. 

Gründe 

Der Ober-Staatdanwalt befhmwert ſich darüber, daß die frage in der ge- 
fhehenen Art an die Geſchworenen geftellt ift. Eine ſolche Nichtigkeitsbeſchwerde ift 
nad Art. 107. ded Gefeged vom 3. Mai 1852 ungeachtet deB von den Gefchwore- 
nen ausgeſprochenen Nichtſchuldig zuläſſig. Ebenfo unzweifelhaft ift ed, daß ber 
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Begriff der Verſtümmelung nicht rein thatfächlicher Natur ift, daß alfo zwar, wenn 
darüber, ob eine Verftümmelung |ftattgefunden bat, geftritten wird, die thatfächlichen 
Unterlagen, morin die Berjtümmelung gefunden wird, durch dad Verdikt der Ge- 
ſchworenen feftgeftellt werden müſſen, es fodann aber zur richterlihen Entſcheidung 
gehört, ob in dem duch dad Verdikt der Gefchworenen feftgeftellten Thatbeftand 
rechtlich im Sinne des $. 193. des Strafgeſetzbuchs eine Verftümmelung liegt. Im 
vorliegenden Falle war darüber gefttitten worden, ob eine Berftümmelung ftattge- 
funden hat. Nah Urt. 82. ded Geſetzes vom 3. Mai 1852 hätte daher der Begriff 
der Verftümmelung allerdings in der an die Geſchworeneu gerichteten Frage aufge 
(öft werden müflen. 
Nichtödeftoweniger mußte die Nichtigkeitsbeſchwerde des Ober-StaatBanwalts 
verworfen werden. Die den Gefchworenen geftellte Frage lautet: 
ft der Angeklagte ſchuldig, am 6. Februar 1865 im Frauendorf ber 
obanna Grunewald vorfäglic eine Körperverlegung zugefügt zu haben, 
und zwar mit dem Umftande, daß die Grunewald bei ber Körperver- 
legung berftümmelt ift? 
Menn nun die Gefhmworenen antworteten: 
Nein, der Angeklagte ift nicht ſchuldig, 
fo verneinten fie, daß der Angeklagte überhaupt der Gruneweld vorfäglih eine Kör- 
perverlegung wugefägt bat, und ed kam dann auf den erfchwerenden Umftand, daß 
die Grunewald bei der Körperverlegung berftümmelt worden, nicht weiter an. 


IV. Erkenntniß des Ober-Tribunal® vom 7. Februar 1866 wider Hohaus 
(Mr. 55. I.), durch welches das Erkenntniß des Schwurgerichtshofes vernichtet und 
die Sache an das Schwurgericht zurückgewieſen iſt. 


Gründe. 


In Gemäßheit des F. 7. der Maaß- und Gewidt3-Ordnung vom 16. Mai 
1816 it m ©. ein Eihungdamt eingerichtet, bei welchem der Angeklagte unter dem 
Titel eineß »Eichmeifterd« die Stelle des »Sachkundigen« verfah. Als folder hatte 
er bie im $. 35. a. a. O. bezeichneten Gebühren für die von ihm beforgten Eichun« 
gen zu erheben, darüber Bud und Rechnung zu führen und den Baumann 
der erhobenen Gelder nah Abzug einer ihm bewilligten Tantieme aljährlih an die 
Kämmereitaffe ded Magiftratd abzuführen. Er ift der Amtsunterſchlagung und un- 
richtiger Führung der Bücher und Rechnungen in Bezug auf diefe Gebühren ange- 
flagt (99. 324., 325. des Strafgeſeßbuchs). 
Der Angeklagte hat nur beftritten, daß er in feiner Stellung als Eichmeifter 
zu den Beamten zu zählen gewefen fei, auf welche ſich die allegirten Paragraphen 
de8 Strafgefegbuches beziehen. 
Den Gefhworenen find folgende Fragen vorgelegt: 
1) Ob ſchuldig u. |. w., in feiner Eigenfhaft als Eihmeifter des 
Königliden Eihungdamted zu G. Gelder, welche er, und zwar 
a) als Beamter, b) in amtlicher Eigenihaft mit der Verpflichtung em» 
pfangen, fie an die ſtädtiſche Kämmereikafle bierfelbft abzuführen, zum 
Nachtheile der Eigenthümerin verbraucht au haben? 

2) Ob ſchuldig u. ſ. w., in Beziehung auf die That zu 1. die zur Kontrolle 
nn beftimmten Rechnungen und Bücher unrichtig ‚geführt 
u haben? 

Die Befhworenen antmworteten darauf auf die frage 

Zu 1. Ja, ber Angeklagte ift fchuldig, die angegebenen Beträge zwar nicht 

a) al8 Beamter, ſedoch ) in amtlicher Eigenfhaft mit der Verpflichtung 
empfangen, fie an die ftädtifhe Kämmereifafje abzuführen, verbraucht zu 
haben, mit mehr ald 7 Stimmen. 
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Zu 2. Ja, der ng 2 iſt ſchuldig mit mehr ald 7 Stimmen. 

Nach Verlefung dieſes Spruches hielt der Vorfipende dafür, daß in den Ant- 
worten zu 1. und 2. im fofern ein Widerſpruch liege, ald in der Antwort zu 1. die 
Beanmtenqualität ded Angeklagten außdrüdlid verneint ſei, mährend die Frage zu 
2. mithin auch die bejabende Beantwortung derfelben in Gemäßheit des F. 325. des 
Strafgefegbuchs diefe Qualität mit Nothwendigfeit vorausſetze. 

Zur Hebung dieſes Widerfpruhs in das Berathungszimmer zurüdgefendet, 
fegten nun die Geſchworenen ihrer Antwort zu 2, die Worte hinzu: 

nicht a) al8 Beamter, fondern b) nur in amtlicher Eigenſchaft. 

Hierauf fprab der Schwurgerichtäbof den Angeklagten von der Anfhuldigung 
der Amtsunterfchlagung und der unrichtigen Buchführung frei, verurtheilte ihn da- 
gegen wegen einfacher Unterfchlagung aus $. 225. des Strafgefegbuche. 

in den Gründen wird unter Bezugnahme auf ein im Juftiz-Minifterial- 
Blatt für 1865 S. 198 abgedrudtes Erfenntniß des Ober-Tribunal vom 8. Sep- 
tember 1865 (mider Hentig Nr. 973./65. Er. 1.) ausgeführt, es hätten die in ber 
Frage zu 1. unter a. und b, bervorgebobenen Umftände (sald Beamter« und »in 
amtlicher Eigenfhaft«) den Geſchworenen fpeziell vorgelegt werden müffen. Da nun 
die Beamtenqualität des Angeklagten — eine rein thatjächliche Frage — von den Ge- 
ſchworenen verneint fei, fo bleibe nur übrig, den Angeklagten unter Berüdfihtigun 
der ald vorhanden erklärten mildernden Umjtände aus den 68. 225., 56. des Straf- 

geſetzbuches zur Strafe der einfachen, wenngleich (m 22 Sällen) twiederholten Unter- 
hlagung zu verurteilen. 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde des Staatdanwaltd rügt die Fsrageitellung, indem 
die Frage, ob der Angeklagte ald »Beamter« anzufeben, nicht tbatjächliher, fondern 
rechtlicher Natur und nach den Umſtänden vom Schwurgerichtähofe zu bejaben ge 
weſen fei, daß aber, wenn die zur Beantwortung diefer Frage erforderlichen that- 
fädylihen Unterlagen in dem Spruce der Geihmworenen vermißt würden, dem ent- 
fprechend der Sprud oder die Frage hätte ergänzt werden müffen, 

Diefe Beſchwerde ift begründet. 

Der Schwurgerichtöbof hat das Erkenntniß des Ober-Tribunald vom 8. Sep- 
tember 1865 wider Hentig mißverftanden, wenn er daraus den Saß berleitet, daß bei 
dem Verbrechen der Unterfhlagung amtlicher Gelder aus den 88. 324., 325. des 
Strafgefegbuched den Geihworenen eine befondere Frage über die Beamtenqualität 
des Angeklagten vorgelegt werden müffe. Denn durch jenes Erkenntniß ift eine Ver- 
nichtung nur deshalb auögefproden worden, weil in dem damals vorgelegenen Falle 
die Gefhmworenen eine aus $. 324. geftellte Frage ohne den Zufag: »mit ſämmtlichen 
in der frage enthaltenen Umftänden« beantwortet hatten, obgleich ſowohl die Beam- 
teneigenjchaft ded Angeklagten im Allgemeinen, ald auch die Erhebung der unter- 
fhlagenen Gelder in amtliher Eigenſchaft begleitende Umftände feien, die nad 
Art. 91. des Gefeged vom 3. Mai 1852 der befonderen Beantwortung bedürften. 
Damit ift feinedweged gejagt, daß, wo die Beamteneigenichaft des Angeklagten be 
ftritten ift, darüber ſchlechthin an die Gefhworenen eine frage zu richten fei, viel» 
mebr in Uebereinftimmung mit zablreihen früheren Entſcheidungen des Ober-Tribu- 
nald voraudgefegt worden, daß nur der thatſächliche Theil diefer Frage, nämlich, 
ob dem Angeflagten gewifle funktionen von der betreffenden Behörde übertragen ge- 
weſen feien, von den Geſchworenen, die weitere Jrage dagegen, ob dieje Funktionen 
nad dem inneren Staatdrehte der Monarchie die Eigenſchaft eined Beamten be- 

ründeten, von dem Gerichtäbofe zu beantworten fei. (Bergl. dad Erfenntnif vom 
35. Januar 1861 wider Gläßner, Goltdammer'd Arhiv Bd. IX. ©. 183.) 

Hieraus folgt, daß, wenn im vorliegenden Falle die Geihmworenen in der 
Beantwortung der ragen zu 1. und 2. unter litt. a. ſich ausdrücklich über die 
Eigenfhaft des Angeklagten »ald Beamten« im Allgemeinen ausgeſprochen haben, fie 
über ihre Befugniffe binaudgegangen find, diefer Theil ihre Sprucdes mithin als 
nicht vorhanden anzufehen ift. Wenn dann aber die Mechtöfrage, ob die Stellung 
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des Angeklagten als »Eichmeifter« ihn zum Beamten gemacht habe, vom Gerichtd- 
bofe zu entiheiden war, jo bleibt nur noch zu unterfuben, ob in dem Sprude der 
Gefhworenen die zu diefer Entſcheidung nöthigen Grundlagen enthalten find. 

Das kann aber nicht angenommen werden. 

Allerdingd ftehen in der von den Gefchworenen im Allgemeinen bejabten 
Frage Nr. 1. die Worte: 

= feiner Eigenfhaft al8 Eichmeifter des Königlichen Eihungdamted zu 
atz« / 
die an und für ſich als genügend angeſehen werden könnten, um dem Gerichtshofe 
die zur Beantwortung der Rechtsfrage, ob der Angeklagte Beamter geweſen, nöthige 
thatſächliche Grundlage zu geben. Allein über jdiefen begleitenden Umftand hätten 
die Gefhworenen, mie ſchon in dem Erfenntniffe wider Hentig ausgeführt worden, ſich 
befonderd, oder doch in der allgemeinen Formel: 
»Mit allen in der —* enthaltenen Umftänden« 

außfprechen müſſen. Keines von beiden ift geſchehen, und wenn die Geſchworenen 
demnächft auch die befondere frage, ob der Angeklagte in amtliher Eigenſchaft 
gehandelt, ausdrüdlid bejaht haben, fo ift hierauf doch kein Gewicht zu legen, weil 
fie daneben die frage, ob der Ungellagte ald Beamter gehandelt, verneint haben, 
und hierdurch in einen bandgreifliden Widerfpruch gerathen find. Denn wenn auch 
ein Beamter in nicht amtliher Eigenfhaft handeln tann, jo it es doch umgekehrt 
undenkbar, daß Jemand in amtlicher Eigenfhaft handeln kann, der nicht Beamter ift. 


Mittbeilungen 


au8 der 


Praris der Geridtshöfe und der Staats- 
Anwaltfdaften. 


N 12, der Verordnung vom 3. Januar 1849. Urt. 30.85.86. des Ge- 
ebed vom 3. Mai 1852. Rechtskraft ded Einftellungdbeidluf- 
ſes nur in ——— auf die That überhaupt, nicht aber blos 
in Bezug auf die Qualifikationen derſelben. 


Der Staatsanwalt erhob Anklage aus SG. 102. 89. und 192. des Strafgeſetzbuchs 
wegen Beleidigung, Angriff? und Mißhandlung gegen einen Sächſiſchen Gensdarmen 
in Ausübung feined Berufd, verübt gegen denfelben beim Transport eined Gefan- 
genen an die diefleitige Behörde. 

Das Kreidgeriht wies die Anklage durh den Beſchluß vom 17. Novem- 
— zurück, weil jene Vorſchriften nur auf Preußiſche Beamte Anwendung 
änden. 

Der Staatsanwalt erhob hiergegen keine Beſchwerde, beantragte vielmehr 
nur die Unterſuchung aus 68. 102. und 192. Das Kreisgericht verweigerte dies 
mit Rückſicht auf jenen durch Beſchwerde nicht angefochtenen Beſchluß. 

Nunmehr erhob der Staatsanwalt die Anklage aus $$. 152. und 187. wegen 
Öffentlicher Beleidigung und Mißbandlung. Der Staatdanwalt fam zwar bei der 
Verhandlung wieder auf jene bereit? abgelebnten Geſichtspunkte zurüd, das Kreid- 
gericht erfannte jedoh nur auf Strafe aus GG. 152. und 187. 

Auf die Wppellation des Staatdanmwaltd wegen der berweigerten Ausdeh ⸗ 
nung beftätigte das Appellationdgeriht mit Rüdjiht auf die Rechtskraft jened Be- 
ſchluſſes vom 17. November 1864, 

Auf die Nichtigkeitsbeſchwerde des Ober »- Staatdanwaltd hat daB DOber-Tri- 
bunal am 21. Februar 1866 wider Kubſch (Nr. 1154.1.) vernichtet. 


Gründe 


Bei Beurtheilung des Angriff? ift zunädhft davon auszugeben, daß daß 
Kreidgericht in dem Beſchluſſe vom 17. November 1864 die Strafbarfeit der dem 
Angeklagten zur Laft gelegten Handlungen nit nad allen Richtungen in Betracht 
gezogen, fondern nur geprüft bat, in wiefern aus denfelben für die Befhuldigung 
wegen Amtsbeleidigung, Umtsangriffe und Amtsmißhandlung Verdachtsgründe zu 
entnehmen find. Dieje Auffaffung ergiebt fi nicht nur aus den Gründen des Be- 
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fchluffed, durch melden der Antrag auf die Einleitung der Unterſuchung zurüdge- 
wiefen wurde, 
»weil die $$. 102. 89. und 192. des Strafgeſetzbuchs rechtsgrundſätzlich 
nur auf Preußiſche Beamte Anwendung finden und Staatöverträge 
binfichtlih der Königlich Sächſiſchen Beamten nict eriftiren«, 
fondern es ſprechen dafür au die ferneren Beſchlüſſe vom 29. November 1864 und 
10. Februar d. %., durch welche die Untekjuchung wegen der nämlihen Handlungen 
mit Rüdfibt auf die FF. 152. und 187. des Strafgefegbuch eingeleitet wird. Da 
diefe Beichlüffe eine nohmalige Drüfung des Geſichtspunktes, welcher bei dem erjten 
Beihluß vom 17. November 1864 maafgebend war, für unftattbaft erklären, fo 
folgt, daß die Anwendbarkeit der $$. 152, und 187. kein Gegenitand des erften 
Beſchluſſes war. Es ift demnad eine Einftellung des Verfahrens für diefe Vergehen 
in dem Beſchluſſe vom 17. November nicht eingetreten. 

Sowie nun der erfennende Richter die Handlungen ded Angeklagten unter 
der Anklage aus den $$. 152. und 187. zur Beurtbeilung 309, trat für ihn nad 
Vorſchrift der Art. 30. 85. und 86. des Geſetzes vom 3. Mai 1852 die Befugnik 
und die Verpflichtung ein, fie nad allen Richtungen, welde fi aus den Werband« 
lungen darbieten, in Betracht zu nehmen. Durd den $. 12, der Verordnung vom 
3. Januar 1849 war er nicht gehemmt, weil derjelbe eine Zurüdmweifung des 
Antrages auf Einleitung der Unterfubung unterjtellt, d. h. eine gänzliche Zurüd- 
weifung diefed Antrages, nicht aber eine Ablebnung aus einem jpeziellen rechtlichen 
Gefichtäpunft , während im Uebrigen die Beurtheilung der Strafbarkeit unberührt 
bleibt. Gelangt einmal eine That zur richterlihen Kognition, fo muß die Beurtbei- 
lung auch nach allen Richtungen eine freie fein. Es liegt diefe unbeſchränkte Be- 
fugniß in der Beftimmung der Art. 30, und 86., — fie it auch im Art. 85. aud. 
drücklich ausgeſprochen, da die befondere Qualififation des Falles, felbjt wenn fie 
bereit3 Gegenjtand der VBorunterfuhung war, und dur die Anklage aus tbatjäch- 
lichen - rechtlichen "Gründen befeitigt ward, — wieder zur Erörterung zu 
ieben ift. 
In gleihem Sinne bat das Königlihe Ober-Tribunal in dem Urtbeil gegen 
Kohnke vom 15. April 1863 (Goltd, Ardiv Bd. Xl. ©. 484) entihieden, auf 
welche im Uebrigen bier Bezug genommen wird. 

Demnad bat der Appellationsrichter den Beſchluß vom 17. November 1864 
mit Unrecht ald unabänderlib in Bezug auf die Beſchuldigung aus den 88. 102, 
und 192, des Strafgefegßbuh8 angenommen. 


Art. 3. des Gefeged vom 3. Mai 1852. Urt. XXII. des Einführungd- 
Gefepes vom 14. April 1851. Ausdehnung der Anklage und der 
Entſcheidung auf Grund der Konnegität auf ein anderes 
Vergeben nad erfolgter Aufbebung oder Vernichtung der 
Entfheidung auf dad Rechtsmittel des Angeklagten, aber 
Beihräntung ded neu zu erfennenden Strafmaafßed auf 
das früher erfannte Maaß. 


Der Angeflagte wurde ur Fr dreier Fälle der Majejtätäbeleidigung ange 
klagt und deöhalb zu 3 Monaten Gefängnik verurtbeilt. 

Auf feine Appellation bob da8 MAppellationdgeriht das erjte Urtel wegen 
Formfehler auf, und wies die Sade in die erjte Inſtanz zurüd. 

Nunmehr debnte der Staatdanmwalt die Anklage auch auf einen neuen Fall 
der Majeftätäbeleidigung aus derfelben Zeit aus, und über diefen it fodann in den 
Inftanzen mit erkannt, dad Strafmaah jedoch vom Appellationsrichter auf das früber 
erfannte Maaf von 3 Monaten befhränft. 

Die Nichtigkeitäbefhwerde ded Angeklagten, welde die bei der damaligen 
Lage der Sade unftattbafte Hineinziefung eine? neuen Vergehens rügt, iſt durch 
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Urtel vom 21. Februar 1866 wider Sporakowski (Nr. 162.1.) zurüdgemwiefen. Der 
Umftand, daf das erfte verurtheilende Erkenntniß aufgehoben und die Sache in die 
Inftanz zurüdgemwiefen worden, babe die Erörterung und Enticeidung auc dieſes 
von der Staatdanwaltihaft neu angezeigten Vergehens nit unmöglich gemadht. 
Au3 der relativen Rechtskraft jenes eriten Erfenntniffes fei dem Angeklagten fein 
weitered Recht erwachſen, als daß gegen ibn eine höhere Strafe nicht erfannt wer- 
den durfte. Dagegen ergebe fib aus diefer Rechtskraft nicht dad Recht des Ange- 
Hagten, ein befondered Verfahren wegen des neu angezeigten Falles zu fordern. 


$. 17. der Verordnung vom 3. Januar 1849. Urt. 32. Abſ. 3. des 
Gefeged vom 3. Mai 1852, Einfiht der Alten durh den An- 
geklagten, welcher ſelbſt Rebtsanmalt ijt. Fortdauer der 
Beſchränkung aub nad erfolgter Freiſprechung, bei Be- 
gründung einer Civilklage aud der Unterfudung. 


Der Rechtsanwalt F. it aus $. 101. des Strafgeſetzbuchs angeklagt, aber 
von dieſer Anfhuldigung rechtskräftig freigefprocen. 

Er behauptet nun, daß die Anklageſchrift des Staatsanwalts Schimpfworte 
und Verleumdungen gegen ihn enthalte, und er bat deshalb die Injurienklage gegen 
den Staatsanwalt angemeldet, und zu deren Begründung die Einſicht der Unter- 
— gefordert. Dieſe Einſicht iſt ihm, als zu Pridatzwecken beabſichtigt, 
derweigert. 

Die hierüber erhobene Beſchwerde iſt durch Beſchluß des Ober »- Tribunald 
vom 11. Januar 1866 (Nr. 8. B. Il.) zurüdgeniefen. Die — ———— 
— fo heißt es — ſchreiben genau vor, welche Aktenſtücke dem Angeklagten in Ab— 
ſchrift mitzutheilen ſind. Nah $. 17. der Verordnung vom 3. — 1849 ſollen 
auch dem Vertheidiger des Angeklagten auf Verlangen die Unterſuchungs-Akten in 
der Geriht3-Regiftratur vorgelegt werden. Dem Angeklagten ſelbſt iſt ein gleiches 
Recht der Akteneinfiht nirgends eingeräumt, ein ſolches Recht deffelben alfo aud 
— mie died die mehrfachen Entſcheidungen ded Ober-Tribunald ausſprechen — nidt 
begründet. Gilt diefed für den Lauf des Unterfuhungs + Verfahrend ; jo kann die 
Mittheilung der Alten an den Angeklagten nad beendigtem Unterfuhungs + Verfab- 
ren, aljo zu einer Zeit, wo das durch die Unterfuhung felbft begründete Intereſſe 
defjelben bei der Sache vollſtändig feine Erledigung gefunden hat, um jo weniger für 
ftatthaft erachtet werden. Worauf namentlich der nos Angeklagte in jolchen 
Beziehungen nur Anſpruch zu machen babe, giebt und reſp gab die Kriminal-Ord- 
nung in 88. 119. und 534. an, und von diefen Vorfchriften bat die legtgedachte, 
— nach mwelder, wie in der Erklärung ded Juſtiz-Miniſters vom 18. Januar 1844 
(Miniit. Bl: ©. 25 —28) näher auseinandergefept wurde, der freigejprochene An- 
eflagte nur die und zwar kojtenfreie Ertbeilung einer Ausfertigung der Erkenntniß- 
—* verlangen konnte — durch die neuere Drozedur-Gefepgebung und namentlich 
duch Art. 32. Abi. 3. des Gefeped dom 3. Mai 1852 nur in fomweit eine Abände- 
rung erlitten, als nad ei Beitimmung jedem Angeklagten auf fein Verlangen 
eine Abſchrift des Urtheils mit den Gründen zu ertbeilen it. Kommt es im Laufe 
eined anderen gerichtlichen Verfahrens Be an, aus reponirten Unterfuhungs- 
Alten die erforderlihen Bemweile zu entnehmen, fo jteht nicht im Wege, bei dem 
befaßten Gerichte die geeigneten Unträge zu ftellen, damit diefed die Mittheilung 
folder Alten veranlaffe. 


x 166. 167. der Verordnung vom 3. Januar 1849, Urt. 29. und 

04. des Gefeped dom 3. Mai 1852, Präkluſiviſche Frift für 
die Beibringung augen Thatfaben im Rekürſe und 
Nihtanwendung der Art. 29, und 104. darauf. 

Der Rekurs bed Wolizei- Unwaltd in der einfachen Holzdiebſtahlsſache iſt 
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rechtzeitig, aber ohne Sperifizirung der Beſchwerde und ohne Beibringung beſchei— 
nigter Beweidmittel eingelegt. Lange nah Ablauf der gefeglihen Friſt hat der Ober- 
Staatdanwalt ein neues befcheinigte8 Beweismittel beigebracht. Der Refurdrichter 
weift den Rekurs ohne Rüdfiht auf diefed Beweismittel zurüd, weil er darauf nicht 
mebr Rüdficht nehmen dürfe. 

Die Nichtigkeitöbefchwerde ded Ober - Staatdanwaltd wegen Verlegung der 
Art. 29. und 104. des Gejehed vom 3. Mai 1852 ift durch Urtel vom 1. februar 
1866 wider Polt zurüdgemiefen. 


Gründe, 


Eine Verlängerung der nad Urt. 166. 167. der Verordnung vom 3. Ja- 
nuar 1849 verordneten präkluſiviſchen Friſt zur Anbringung des Rekurſes findet 
nicht ftatt. Hierdurch unterfceidet fi der Rekurs von der Uppellation, bei der nur 
eine unbedingt präflufiviihe Anmeldungs-, nicht aber eine gleih unbedingt präflu- 
fivifche Rechtfertigungsfrift vorgefhrtben ift. Denn, wenngleich die legte gleichfalls 
auf 10 Tage beitimmt ift, jo kann fie doch auf Unfuchen des Appellanten verlängert, 
ja es fünnen felbft verfpätete Anführungen thatfähliber Natur noch vom Appella- 
tiondrichter berüdfichtigt werden, wie jolde8 in dem $. 129. der Verordnung bon 
1849 und Art. 104. des Geſetzes von 1852 deutlih ausgeſprochen if. Da ſich 
diefe Beftimmungen indef nur auf die Appellationd-Recdtfertigungd-, nit aber 
auf die Anmeldungsfriſt beziehen, fo folgt von felbft, daß fie fo wenig, wie der 
Art. 29. des Gefeges von 1852 auf den Rekurs Anwendung finden fünnen, der 
eine befondere Rectfertigungsfrift gar nicht geftattet. Wenn dann weiter der 6. 166. 
der Verordnung ausdrücklich vorſchreibt, daß im Rekursverfahren neue Tbat- 
fahen nur foweit vorgebracht werden fünnen, als fie zugleich befceinigt werden 
und die Befheinigung mit dem Rekurſe zugleich, jedenfalld binnen 10 Tagen beige- 
bracht werden muß, fo folgt endlih, daß der Rekursrichter auf die vom Ober- 
Staatdanwalt erjt nad Ablauf der Rekursfriſt beigebrachte Befcheinigung nicht mehr 
Rüdfiht nehmen durfte. 


Ferien + Ordnung vom 16. April 1850. Befhränfte Anwendung 
derfelben auf den Ablauf präflufipifher Prozeßfriſten in 
Unterfubungsfaden. 


Erkenntniß des Ober + Tribunald vom 7. Februar 1866 wider Niederberger 
(Nr. 1305. 1.), dur welches die wegen Präflufion innerhalb der Gerichtäferien ein- 
gelegte Nichtigkeitöbefhwerde des Angeklagten zurüdgemiefen ift. 


Gründe, 


Die Appellationd- Rechtfertigung vom 26. Auguſt war allerdings verjpätet, 
da daß erite Erfenntniß vom 17. Juli in Gegenwart des Ungellagten mit Gründen 
publiziert ift, er auch die Appellation zwar rechtzeitig am 20. Juli angemeldet hat, 
die präflufivifche gefegliche FFrift zur Mechtfertigung derfelben alfo nad $. 127. ber 
Verordnung von 1849 am 30. Juli ablief, und er auch die ihm zu Händen feines 
Vertheidigers bis zum 18. Auguft bewilligte Friſt unbenugt gelaffen hat. Die Ge- 
richtöferien find aber auf den Ablauf präflufivifher FFriften in UnterfubungS- 
ſachen an und für fih von feinem Einfluß. Die Ferien. Ordnung vom 16. April 
1850 (Juſt.Miniſt.Bl. S. 129) weit die Gerichte nur an, in den Fällen, wo das 
Gericht eine Verlängerung einer Prozepfrift in Eivil- und Strafſachen gejtattet, eine 
Verlängerung anf den Antrag der Partei zu bewilligen, wenn der Endpunkt der 
aefeglichen geil in die Ferien fällt. Diefe Beftimmung ift im vorliegenden Falle 
befolgt, da dem Angeklagten die erbetene Friſt zur Rechtfertigung der Appellation 
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bewilligt it. Daß bie Friſt in einem ſolchen Falle nothwendig von Amtswegen bis 
zum gaͤnzlichen Ablauf der ferien vom Gericht verlängert werden müjfe, beftimmt 
die ferien « Ordnung nicht GBeſchluß de8 Ober - Tribunald vom 4. November 1858 
wider Herzberg II. Nr. 339). Das Appellationdgeriht war daher wohl befugt, die 
Appellationdichrift vom 26. Auguft ald verfpätet unberüdfichtigt zu laflen, wenn «8 
feine — fand, fie nach Art. 104. des Geſetzes vom 3. Mai 1852 noch 
zuzulaſſen. 


. 6. bed so vom 14, Mai 1852. $. 12, der Werordnung vom 
. Januar 1849. Wirkung des vorläufigen polizeilichen 
Strafmandat3 ald Anklageſchrift und Eröffnungdbefchluß, 
wenn auf richterliches Gehör propdozirt if. Nidhtbefugnif 
des Richters demnach, durch Beſchluß die Einleitung nad- 
träglich abzulehnen, und Nichtanwendung der Präflufiv- 
Ir 1“ $. 12. auf den dennod erlaffenen Zurückweiſungs— 
beihluß. 


Der Angeklagte wurde einer am 24, September verübten Hutungs- Kontra- 
vention befchuldigt; am 10. November wurde die vorläufige polizeilihe Straffeft- 
fegung gegen ihm erlaflen, diefelbe ihm am 25. Januar zugeftellt; er provozirte fofort 
auf gerichtliche Entſcheidung. Der Dolizeirihter lehnte jedoch die Einleitung durch 
Verfügung vom 3. (8.) Februar wegen eingetretenen Verjährung der Strafthat ab. 
Auf Beſchwerde des Polizei» Anwaltd vom 15. Mär; wurde die Einleitung durch 
dad Appellationdgericht verfügt, und der Dolizeirichter erkannte nun auf Freiſprechung 
wegen Verjährung, weil der bloße Erlaß einer polizeiliben Strafverfügung biefelbe 
nicht unterbrochen babe. Der Wppellationsrichter trat dem zwar bei, mieß indek 
den Rekurd des Polizei-Anmalt3 zurüd, weil gegen die Verfügung über die abge 
lehnte Einleitung vom 3. Februar erft am 15. März, alfo nady $. 12. der Berord- 
nung von 1849 verfpätet, die Beſchwerde erhoben fei, und dadurd auch das poli- 
zeilihe Strafmandat vom 10. November feine Kraft verloren babe. 


Auf die Nichtigkeitsbeſchwerde dei Ober-Staatdanwalt3 bat da8 Ober- Tri⸗ 
bunal am 18. Januar 1866 wider Jürgens (Nr. 311. 11.) vernichtet und in die In- 
ſtanz aurüdgemiefen. ’ 


Gründe 


Nah Art. 14. des Gefeged vom 3. Mai 1852 ift die Beſchwerde gegen eine 
richterlihe Verfügung oder einen gerichtlichen Beſchluß außer den im Gefege auß- 
drüdlich beftimmten fällen an Ein Ion gebunden. Der Beitimmung des $. 12. 
ber Verordnung vom 3. Januar 1849 zufolge gehört nun zwar der Beſchluß eines 
Gerichts, wodurd der Antrag auf Eröffnung einer Unterfuhung zurüdgemwiefen wird, 
zu den Beſchlüſſen, welde an eine Friſt gebunden find, nämlich für die Gtaats- 
anwaltſchaft die präkluſiviſche Friſt von 10 Tagen vom Tage der Mittheilung des 
Beſcheides. rn wird aber von der Nichtigkeitöbefhwerde ausgeführt, daß die 
Verfügung des Dolizeirihterd vom 3./8. Februar prozeſſualiſch feine Verfügung dar- 
ftelle, wodurch der Antrag auf Eröffnung der Unterfuhung zurüdgewiefen, fie mit- 
bin aud der Präflufivfrift ded G. 12. nicht weiter unterworfen gewefen fe. Denn 
nad $. 6. des Gefeped vom 14. Mai 1852 verliert zwar die bon der Wolizeiver- 
waltung dur Verfügung erlaffene vorläufige Straffeftiegung durch den rechtzeitigen 
Antrag auf gerichtlihe Entiheidung ihre Kraft als folde. Sie nimmt aber in 
al mit der Provokation auf dad rechtlihe Gehör den Charakter der An- 
age und ded Eröffnungsbeſchluſſes an, welcher fonft nah $. 11. der Verordnung 
vom 3. Januar 1849 erforderlih fein würde. Wie nun der wirkliche im Sinne 
diefed Paragraphen erfolgte gerichtliche Eröffnungsbefhluß nicht durch einen anderen 
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Beihluß wieder aufgehoben, fondern nur durch Erkenntniß ($. 478. der Kriminal- 
—— F. 48. der Verordnung vom 3. Januar 1849) zum Austrag gebracht 
werden fann, fo muß auch dem vorläufigen Strafmandat unter der erwähnten Vor- 
ausfegung, eben meil es gejeglih die Anklageſchrift und den Eröffnungebefhluß ver- 
tritt, diejelbe Kraft beigemellen werden. Erläßt biernadh der Molizeirichter dennoch) 
eine Verfügung, wodurch die Einleitung des polizeigerichtlichen Verfahrens aus ma- 
teriellen Gründen zurüdgewiefen wird, fo begebt er bierdurch eine dem im Sinne 
des Geſetzes bereits vorhandenen Eröffnungsbefhluffe zumiderlaufende, gegen den 
$. 6. des Gefeged vom 14. Mai 1852 verftoßende Unförmlichkeit, welche als folde 
der prozeſſualiſchen Rüge unterliegt, und für welche die F. 12. der Verordnung von 
1849 vorgefchriebene, einen bereit® egiftirenden Eröffnungsbefhluß nicht vorausſetzende 
Drättufiofrift nicht maafgebend iſt, vielmehr nur die Regel des Urt. 14. des Geſetzes 
bom 3. Mai 1852 Pla greift. Freilich bleibt eine ſolche auch prozeſſualiſch nicht 
gerechtfertigte Verfügung in Kraft, fo lange fie nicht im Wege der Beichmerde be- 
feitigt ift, allein dem Angriff auf diefelbe ftebt die Dräklufionsfrift des $. 12. nicht 
entgegen. 


F. 2. des Gefeped vom 31. März 1837 wegen Widerfeplichleit. Er- 
läuterung des Begriffd der Drobung aus dem Schluffape 
des $. 1. deö Gefeped vom 31. März 1837 wegen des Waffen- 
gebraud®. 


Die Anklage befhuldigt den Angeklagten, daf er, bei Verübung eined Holz. 
diebſtahls betroffen und, von dem Forſtbeamten zur Herausgabe feiner Art aufge- 
fordert iſt, dieſer Aufforderung nicht nur nicht Folge aeleijtet, fondern auch bei feiner 
Weigerung die Axt erhoben babe. Sie findet aljo cine qualifizirte Widerfeglichkeit 
im Sinne des $. 2. des Geſetzes dom 31. März 1837 (megen der Miberfeglich- 
feit), nämlich in dem Droben mit der Art, indem fie auf den Schlußſatz im g J. 
des Geſetzes dom 31. März 1837 (wegen des Waffengebrauchs) hinweiſt, nad 
welchem es der Drohung eines Angriffs gleichgeachtet wird, wenn der Betroffene 
Waffen oder Werkzeuge nach erfolgter Aufforderung nicht ſofort ablegt oder ſie 
wieder aufnimmt. 

Die Inſtanzrichter verneinen aber im vorliegenden Falle den Thatbeſtand 
der Drobung im Sinne des $. 2. des erftgedachten Gefepe® und balten die Sinein- 
ziebung jenes erläuternden Saped aus dem zweiten Gefeße für unftattbaft. 

Die hiergegen erhobene Beihwerde de3 Ober - Staatdanmwalt3 ift durch Be. 
fhluß vom 1. Februar 1866 wider Stegemann (Nr. 14. B. 11.) zurüdgewiefen, weil, 
wenn der gedachte Schluffag das bezeichnete Verhalten der Androhung eines Un- 
ariffed, welcher den Forſtbeamten zum Gebraude feiner Waffen ei gleihachte, 
daraus doc nicht folge, daß auch das Strafgefeg vom 31. März 1837 megen der 
Miderfeglichkeit, welches hierüber ſchweige, eine ſolche Gleihftellung beabſichtigt habe, 


F. 11. des Geſetzes dom 31. März 1837 er der nn 
egen Forſtbeamte. Art. II, II. des Einführungs -Geſetzes dom 14. April 
851. Bedingung für die fortdauernde Gültigkeit der ein- 

zelnen inden Spezialgefegen enthaltenen befonderen Straf. 

dorfhriften. Aufhebung ded $. 11. des Geſetzes von 1837 

durch das Strafgefepbud. 


Der Angellagte ift von den Geſchworenen ſchuldig erklärt: 
am — — in der Königlichen Forſt dem in Ausübung feined Amtes be- 
findlihen Förſter F. in thätliher Widerfeplichkeit gegen dieſe Amtsaus- 
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übung borfäglid eine Körperverlegung zugefügt zu baben, melde den 
Tod bed F. zur Folge hatte. 
Der Schwurgerichtähof bat hierauf unter Anwendung bed $. 11. des Ge 

feged vom 31. März 1837, welcher verordnet: 

Im Falle der ausgeführten Tödtung (ded Forſtbeamten) tritt nad den 

näberen Beftimmungen der allgemeinen Strafgefege die Todesftrafe ein, 
ben Angellagten wegen Tödtung eines Forſtbeamten in Widerfeglichkeit gegen den- 
felben in Ausübung ded Berufes zur Todeöftrafe verurtbeilt. Motivirt wird diefe 
Strafanwendung dadurch, daß unter dem Ausdrud »Tödtunge im Mangel einer 
gejeglichen Definition dem Wortfinn und Spradgebrauc nad) jede den Tod berbei- 
führende, den Beitimmungen des fraglichen Strafgefeged unterliegende Handlung 
beritanden werben müſſe, und biefer Ausdruck ſowohl den Mord und den Todtichlag, 
als auch die Körperverlegung mit tödtlihem Erfolge umfaffe, mithin auf das Verdi 
jener $. 11, Anmwendung finde; daß der 8. 11. unterjchiedloß für alle ihm unter- 
liegende Fälle die Todesitrafe androbe und die darin enthaltene Verweiſung auf die 
allgemeinen Landesgeſetze« bei diejer beitimmten Strafandrobung und nad der in 
ben Eingangdworten ded Gefeped vom 31. März 1837 auägefprochenen Abſicht des 
Geſetzes, den Forſtbeamten einen erhöhten Schuß zu gewähren, aljo die für Wider- 
feglichfeit gegen diefelben beftehenden Strafborſchriften zu ſchärfen, nur auf die Mo— 
dalitäten der Todesſtrafe bezogen werben könne, die nach dem damals geltenden all- 
gemeinen Landrecht für die verjchiedenen Arten der Tödtung verordnet waren; daf 
endlich bezüglich der biernach ausgeſprochenen Todedftrafe gemäß Art. I. des Ein- 
fübrungsgefegeß der $. 7. des Strafgeſetzbuchs maaßgebend fei. 

Die Nichtigkeitäbejhwerde des Angeklagten ſucht aus der Faſſung der 68.9. 

10. 11. des Gefeged von 1837 nachzuweiſen, daß der $. 11. die Abficht zu tödten 
doraudfege, daß aljo in Ermangelung derfelben, wie bier, nur der 6. 194. des Straf- 
geſetzbuchs Anwendung finde. 


Das Ober-Tribunal bat am 21. iehwnar 1866 wider Thunig (Mr. 268.1.) ° 
bernichtet und den Angeklagten auß $. 194. des Strafgeſetzbuchs zu 15 Jahren 
Zuchthaus verurtbeilt. 


Gründe. 


Es mag bdabingeitellt bleiben, ob die Auslegung, melde die Nichtigfeitd- 
befchwerde den 88. 9. 10. und 11. des Gefeped vom 31. März 1837 in ihrer inne 
ren Verbindung untereinander giebt, zutreffend fei. 

Die Entſcheidung über die Anwendung des $. 11. muß vielmehr aus einem 
in feiner Faſſung jelbft beruhenden Grunde gejucht werden. 

Nicht jede in den Spezialgefegen enthaltene Strafvorfhrift ift deshalb allein, 
weil dad Spezialgefeg neben dem Strafgeſeßzbuch fortbeitebt, ei er als fort- 
dauernd zu erachten; es ift vielmehr erforderlich, daß fie durch die Bezeichnung bed 
Thatbeftanded und durch Strafandrobung den Charakter einer beftimmten Strafvor- 
ſchrift babe, wie died auch in den SS. 1. bi 6. des Gefeged vom 31. März 1837 
ber Fall iſt. Diefe legteren Strafvorfriften und ihre befonderen Strafen find 
daher auch jept mod neben dem Strafgefegbudb angewendet worden, obwohl dad 
Strafgelegbud meiftentheild analoge Strafvorſchriften, in der Megel aber mit min- 
berer Strafandrobung enthält. Anders ift dies jedoch im 6. 11. des gedachten Ge- 
feßed; er drobt im u. audgeführter Tödtung nad den näberen Beitimmungen ber 
allgemeinen Strafgefege die Todeäftrafe an. 

Diefe Berweifung auf die allgemeinen Strafgefege kann einen doppelten Sinn 
haben. Entweder ift damit gemeint, es folle im Falle der Tödtung überall bei jenen 
allgemeinen Gefegen bewenbden, alfo wie dort fo auch bier überall da die Todesſtrafe 
eintreten, wo das Allg. Landrecht — das damalige allgemeine Strafgefg — im 
Falle der Tödtung diefelbe androbte, oder aber es kann damit gemeint fein, daß in 
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allen er in denen überhaupt Tödtung erfolgt, Todesſtrafe eintreten fol, auch 
wenn diefelbe für die konkrete Handlung im Allg. Landrecht nicht angebroht war. 
Diefe zweite Alternative würde im vorliegenden falle eintreten; dad Allg. Landrecht 
drohte für die Körperverlegung ohne Abfiht zu tödten, alfo bloß mit der objektiven 
Folge ded Todes, nicht die Toded-, fondern 10jährige bis lebenöwierige Zuchthaus- 
oder Feſtungsſtrafe an. 

Allein feine diefer beiden Alternativen fann bier Platz greifen, man muß 
vielmehr nad Art. II. de8 Einführungdgefeged annehmen, daß an die Gtelle des 

. 11. a. a. O. überall, alfjo da, wo der Tod die Folge der Handlung gemwefen ift, 
es möge derjelbe beabfichtigt geweſen fein oder nicht, die Vorſchriften ded Strafgefeh- 
buchs getreten jeien. 

Bei der Redaktion unfered Strafgeſetzbuchs find ed befonderd die Vorſchrif—- 
ten ded Allg. Landrechts über Mord und Todtihlag und die damit verbundenen, 
zum Theil unter ihre Begriffe geftellten, ftrafbaren Handlungen gewefen, melde man 
in jeder Beziehung ald mangelhaft und aus falſchen Auffaffungen hervorgegangen 
und deshalb einer durchgreifenden Umgeſtaltung und Vereinfahung bedürfend be» 
zeichnet hat (Materialien Bd. I. ©. 367 fi). Die BVorfcriften unter der Rubrik 
»Todtſchlag« in den SS. 806. bis 825. Tit. 20. Th. U. enthalten indbefondere eine 
Zahl geiegliher Präſumtionen aus Thatſachen und verfledhten diefelben fo fehr mit 
den pofitiven Beſtimmungen jelbit, daß fie jeht, nachdem foldye gejeplihe Bräfum- 
tionen für unanwendbar erflärt find, ihren Boden verloren haben. 

Uber auc abgejeben von diefer Rüdfiht muß man in der Faſſung des &. 11. 
überhaupt eine »Berweifung auf die Beltimmungen des biöherigen Strafrechts« 
finden, melde nah Urt. II. des Einführungsgefeged die Subftitution des Straf. 
geſetzbuchs mit feinen bier gehörigen Vorjchriften zur folge bat. Denn der $. 11. 
bat zwar eine beftimmte Strafandrobung, nämlich die Todedjtrafe, er nennt aber Die 
Fälle, bezeichnet die Handlungen nicht felbft, in denen fie eintreten foll, ſondern ver- 
weift in diefer Hinficht auf die allgemeinen Landesgeſetze; es liegt alfo der oben er- 
wähnte Fall nicht vor, in welchem in ben ————— ſowohl die Handlung in 
ihrem Thatbeſtande bezeichnet, als auch die beſondere Strafe dafür angedroht war. 
| Aus diefem Grunde war daber dad Urtel des Schwurgerichtshofes zu ver— 
nichten, und auf das Verdikt der Geſchworenen der $. 194. des Strafgefepbucd, 
deſſen Thatbeitand durch daffelbe feftgeftellt ift, anzumenden. Der Zweck der höheren 
Nepreffion aber, welchen dad Gefeg vom 31. März 1837 hat, muß feinen Außdrud 
—— erhöhten Strafmaaß innerhalb der im F. 194. vorgeſchriebenen Strafgrenze 

nbden. 


Tarif zum Stempelgefeg vom 7. März 1822 unter » Erfenntniffe 
litt. A.e.e GStempelpflidtigfeit der Bollmadten aub in 
Uebertretungdfaden. 


Erfenntniß des Ober+ Tribunal®? vom 21. Februar 1866 wider Stiege 
Ci = 1), durch welches die Nichtigkeitäbefchwerde des Angeklagten zurüdge- 
wieſen ift. 

Es ſtehe feft, daß der Angeklagte eine Vollmacht für den Rechtsanwalt W. 
ohne Verwendung ded Stempelä ausgeſtellt habe. Der Einwand, daß, weil nad 
3.a, des Stempelgefeged Gegenftände unter 50 Rthlrn. ftempelfrei feien, aud die 
ragliche Vollmacht keines Stempeld bedurft babe, da fie in einer Unterfuhung wegen 
Stempeltontravention audgeftellt worden, in welcher auf eine Geldbuße von 6 Rthlrn. 
erfannt worden, fei mit Recht verworfen. Denn Vollmachten in gerichtlichen Unter- 
ſuchungsſachen erforderten unter allen Umftänden einen Stempel von 15 Sgr., ba 
in Straf und Injurienfaben nad dem Tarif zum Stempelgejeg unter »Ertennt- 
nifje litt. A.e.« ein Stempel von 5 bi8 50 Rtbirn. zum Urtbeil zu nehmen fei, und 
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der nur ausnahmsweiſe eintretende Stempel von 15 Sgr felbft dann verwendet 
werden müffe, wenn gegen Derjonen geringen Standed nur auf eine Gelditrafe von 
50 Rthlen. oder darunter erfannt ſei, mithin eine jede Unterfuhung ohne Aus- 
nahme, folglid auch die in derfelben eingereichten Vollmachten ftempelpflichtig ſeien 
(Erfenntniffe vom 17. Mai 1858 und 1. Dftober 1858, Arhiv VIL ©. 89). 


Gefeg vom 21. September 1860. Nur fubfidiarifhe Haftung 
der Müller für die Defraudationen oder Kontradentionen 
ihrer Angebörigen oder Gebülfen. 


Erfenntniß des Ober-Tribunald vom 16. ffebruar 1866 wider Klatt (Nr. 100.1.), 
durch welches das Appellationd-Ertenntniß vernichtet und die Sade in die Inſtanz 
zurüdgemiejen ift. 


Gründe. 


Nah $. 2. des Gefeged vom 2. April 1852 machen ſich Müller, welche 
ſteuerpflichtiges Getreide ohne einen von der betreffenden Steuerbehörde audgefertig- 
ten, mit dem Mahlgut nah Urt und Menge übereinftimmenden Steuerſchein zum 
Vermahlen annehmen, einer Defraudation ſchuldig. 

Der Angeklagte behauptet aber, und hat unter Beweis geftellt, daß das bier 
in Rede ſtehende Mahlgut nicht von ihm felbft, fondern obne fein Wiffen und Willen 
bon feinem Werfführer B. zum Vermablen angenommen fei, womit auch der Anhalt 
ber Denunziation übereinftimmt. Beide vorige Richter vermerfen jedod diefen Ein- 
wand, da der Müller für Alled, was bei dem Gewerbebetriebe innerhalb der Mühle 
geſchieht, in fomeit es nicht nachweislich gegen feine Anordnung geſchehen iſt, ebenfo 
baften müffe, als ob er es felbft gethan. 

In diefer Allgemeinheit ift dies aber unrichtig. Allerdings haftet derjenige, 
welher dad Muüllergewerbe treibt, unmittelbar und felbftftändig für die in 
feiner Müble begangenen Defraudationen und Kontraventionen, wenn derjenige nicht 
ermittelt ift, welcher die Handlung, welche die Defraudation oder Kontravention 
bildet, begangen bat. Steht aber feft, daß nicht der Gemwerbtreibende ſelbſt, fondern 
einer feiner Gemwerbegehülfen , feiner Leute oder feiner Ungebörigen der eigentliche 
Defraudant oder Kontravenient ift, fo haftet der Gewerbtreibende nur fubfidia- 
riſch nad $. 83. der Steuer-Drdnung, an deſſen Stelle jept das Gefep vom 21. 
September 1860 getreten ift (Erfenntnif dom 24. Mai 1865 wider Kittel. Oppen⸗ 
boff Bd. VI. ©. 144). 


$. 9. Nr. 3. der Verordnung ded Rheinifchen General» Gouvernement3 
bom 18. Auguft 1814. Nihtanwendung ded Verbotd der Füh— 
rung ungelnittelter Hunde auf bie Jagdberechtigten bei 
Ausübung der Jagd. 


Bei der Ausübung der Jagd auf feinem Jagdrevier find die Hunde be? 
Angeklagten ungelnittelt bei Verfolgung eined Wildes in dad benachbarte Jagdrevier 
übergelaufen. 

Der Ungellagte ift von der Anſchuldigung der Uebertretung des F. 9. Nr. 3. 
der Rbein. General-Gouvernementö-Verordnung d. 14. Auguſt 1814 gegen das Umbper- 
laufen ungefnittelter Hunde freigeſprochen, und der biergegen erhobene Kaffations- 
Rekurd ded Molizei-Anmwaltö ift dur Urtel ded Ober -Tribunal® vom 18. Januar 
1866 mider de Dröt zurüdgemiefen: in Erwägung, daß dad ım $. 9. Nr. 3. der 
General-Öouvernementd-Berordnung vom 18. Auguft 1814 enthaltene Verbot, »daf 
die Landbewohner die Hunde mit aus den Dörfern nehmen, oder gar frei ohne An- 
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hängung eine® Knittels in den Feldern und Holzungen berumlaufen laflen«, nad dem 
außgefprochenen Iwede der Verordnung gegen diejenigen gerichtet ift, welche nicht 
zur Ausübung der Jagd felber auf dem betreffenden Terrain berechtigt find, mwäb- 
tend der borbergehende Satz Nr. 2. den Beweis liefert, daß dem Jagdberechtigten 
als ſolchem die Ausübung der Jagd mit Hunden geftattet ift, diefe lehtere mithin 
nicht mit Knitteln verſehen zu fein brauden, da dieſe Vorrichtung gerade den Zwed 
bat, das “Jagen unmöglich zu machen; daß von diefen zur Ausübung der Jagd ver- 
wendeten Hunden auch nicht gefagt werden kann, daf ihre Herren fie in ben Feldern 
und Solzungen berumlaufen lafen, indem dies ein zweckloſes Serumlaufen bezeichnet, 
welches durch die Abſicht der Jagdausübung ausgeſchloſſen wird; daß unter biefer 
Vorausſetzung aber die erlaubte Handlung des Jagdberectigten nicht zu einer Ueber- 
tretung dur die don feinem Willen unabhängige Thatſache werden kann, daß der 
jagende Hund in da8 benachbarte Jagdrevier übertritt. 


68. 50. 51. 162. des Strafgeſetzbuchs. Beginn der Rügefrift für 
den Bater, welder die Beleidigung feiner Kinder verfolgt, 
erfi vom Tage ber durch ibn erlangten Kenntniß. 


Erkenntniß des Ober - Tribunal vom 23. Februar 1866 in Sachen Abra- 
bam — (Nr. 1212. 1.), durch welches das Appellations-Erkenntniß 
vernichtet iſt. 


Gründe. 


Der Kläger verlangt wegen einer am 19. September 1864 feiner Tochter 
— oͤffentlichen Beleidigung und körperlichen Mißhandlung die Beſtrafung des 

erklagten. 

Er iſt jedoch mit dieſer Klage zurückgewieſen, weil ſeit dem Tage der Miß- 
handlung bi8 zum Tage der ſchiedsmänniſchen Sühne (19. Dezember) die 9tägige 
KRügefrift um einen Tag verfäumt fei. Ausgeführt wird weiter, daß ed darauf, ob 
etwa der Kläger von der feiner Tochter zugefügten Beleidigung und Körperber- 
legung erſt fpäter Ktenntniß erbalten habe, nicht ankomme, weil er nicht als mittel- 
bar Berlegter, fondern nur als gefeglicher Vertreter feiner Tochter handle. 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde des Klägers behauptet die Verlegung ber 68. 50. 
162. 156. 187. des Strafgefegbuch®, weil der Kläger für feine Perjon die feiner 
Tochter augefügte Beleidigung zu rügen berechtigt fei, der Beginn der NRügefrift für 
in 5 auch von dem Tage der von ihm felbft erlangteü Kenntniß zu berechnen 
ein müfle. 

Dieſe Beſchwerde mußte für begründet erachtet werden. 

Richtig ift es, was der Mppellationdrichter in Uebereinftimmung mit den von 
ihm angezogenen Erkenntniſſen des Ober-Tribunal® ausführt, daß die im $. 50. des 
Strafgefegbuch8 vorgefehene dreimonatlibe Rügefriſt nicht nad drei Stalendermonaten, 
fondern nad dreimal dreißig Tagen zu berechnen ift, und daß, weil die Tochter des 
Kläger® die Beleidigung zugleich mit deren Erduldung erfahren baben muß, für dieje 
die Friſt nicht gewahrt fein würde. Daffelbe würde dem Kläger gegenüber behauptet 
werden müffen, wenn diefer, wie der Appellationdrichter annimmt, lediglib aus dem 
Rechte feiner Toter und ald deren progeflualifcher Vertreter zu klagen befugt ge- 
weſen wäre. Diefe Annabme muß jedoch als eine rechtsirrthümliche bezeichnet 
werden. 

Die 838. 50—54. bed Strafgeſetzbuchs bandeln ganı im Allgemeinen von 
denjenigen Verbrechen oder Vergeben, deren Beftrafung nur auf Antrag einer Drivat- 
perjon erfolgen fann. Der ©. 51. limitirt die Friſt zu dieſem Antrage auf drei 
Monate vom Tage ber erlangten Kenntnif. Der $. 51. beitimmt, dat, wo meh- 
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rere zum Antrage berechtigte Derfonen vorhanden find, die Verſäumniß der Rüge 
frift de einen den übrigen nicht präjudizirt, und der $. 54., daf, menn der Verlegte 
(der zum Antrage berechtigt ift) bereits das fechözebnte Jahr überſchritten bat, er 
felbft al® Antragfteller auftreten kann, daf aber, fo lange er noch minbderjäbrig ift, 
auch feinem Vater oder NWormunde, unabhängig von feiner eigenen Befugniß, daf- 
felbe Recht zuftebt. Bei Ehrverlegungen, die nah $. 160. a. a. DO. aleihfalld zu 
den ſ. g. Antragsvergehen gebören, mithin im Allgemeinen den Borfcriften der 
GL. 50 — 54. unterliegen, find die legteren gleihmohl im $. 162. dabin modifizirt, 
daß wenn die Beleidigten Ehefrauen oder unter bäterliber Gewalt ftehende Kinder 
find, fomobl fie ſelbſt, ald auch ibre Ebemänner, beziehungsweiſe Väter das Recht 
baben, auf Beftrafung anzutragen. Es folgt hieraus, daß bei Beleidigung eines 
Minderjährigen zwar der Water, nicht aber der Vormund aus eigenem Recht bie 
Beftrafung beantragen kann, der Bormund vielmehr nur ald Vertreter feined Dlege- 
befohlenen und zum Zwecke der Wahrnehmung der Rechte des lekteren die njurien- 
Klage anftellen fann (vergl. Goltdammer Materialien Bd. II. S. 339 und daß Erf. 
bed Ober - Tribunald vom 30. September 1863 in Saden Halle wider Schall, 
Strietborft Archiv Bd. 50. &. 299), 

ft biernah dem Bater eine noch unter väterliher Gewalt ftehenden Kin- 
des, gleichviel ob daſſelbe noch minderjährig ift oder nicht, dad Recht, Beleidigungen, 
die demfelben zuaefügt worden, zu rügen, unabbbängig von dem Beleidigten, ge 
wahrt, fo liegt, wenn dad Kind über 16 Jahre alt if, alfo felbit die erlittene Be- 
leidigung rügen kann, ber fall des $. 51. vor, wonad mebrere zur . berechtigte 
Derjonen vorhanden find, von denen die eine durch Verſäumniß der Mügefrift der 
anderen nicht präjubiziren fann. Da nun bier der Vater der Beleidigten ald Kläger 
aufgetreten ift und bei ibm fib der Tag der erlangten Kenntniß nidyt, mie bei der 
Beleidigten, von felbft verfteht, fo folgt weiter, daß diefer Tag, bevor darüber ent- 
fchieden werden fann, ob die Rügefriſt von feiner Seite gewahrt ift, noch erft der 
Erörterung bedarf. 


88. 55. 337. des Strafgeſetzbuchs. Anwendung der Grundfäpe 
der idealen Konkurrenz aud bei dem Jufammentreffen von 
Vergeben und Uebertretung durch diefelbe Handlung. 


Der Angeklagte ift wegen einer durch eine und bdiefelbe Sandlung berübten 
Vermögendbefbädigung und bo®bafter Thierquälerei auß GG. 281. und 340, Nr. 10. 
des Strafgefegbuhs zu 4 Monaten Gefängnif und zu einer polizeiliben Gefängnif- 
firafe von 6 Wochen verurtbeilt. 

Auf feine Nichtigkeitäbefhmerde bat dad Ober-Tribunal am 21. Februar 1866 
wider Kamindfi (Nr. 116. 1.) vernichtet, und im Ganzen wegen beider Anfchuldi- 
aungen zufammen nur auf 4 Monate Gefängniß erfannt. Nach der Feſtſtellung der 
Richter fünne es keinem Bedenken unterliegen, daß der Angeklagte durch eine und 
diefelbe Handlung das im 6. 281. bezeichnete Vergeben und die im 6. 340. Nr. 10. 
bezeichnete Uebertretung begangen habe. Für den Fall idealer Konkurrenz ftelle aber 
der 8. 55. ein allgemeined Drinzip auf, welches au bei dem Jufammentreffen eine® 
Bergebend und einer Uebertretung maaßgebend fei, obwohl in diefem Gefeg nur die 
Konkurrenz von Verbrechen und Vergehen außdrüdlib genannt fe. Der 6. 337, 
welcher denfelben —— für den Fall der idealen Konkurrenz mehrerer Uebertre- 
tungen ausſpreche, ſtehe der Anwendbarkeit defjelben in dem Falle idealer Konkur⸗ 
renz eined Vergebend und einer Uebertretung nicht entgegen. Hiernach babe da8 
Appellationdurtel, welches außer der Strafe der ſchwerſten Gefepetübertretung, neben 
der nah $. 281. feſtzuſezenden, auch auf eine befondere Strafe auf Grund dei 
F. 340. Nr. 10, ertannt habe, nicht aufrecht erhalten werden können. 
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6. 96. 34. 35. ded Strafgeſetzbuchs. Anwendung nur dei Abi. 1. 
auf diejenigen Theilnebmer, welche nur Hülfe beim Auß- 
— geleiſtet, nicht aber ſelbſt Gewaltthätigkeiten geübt 
aben. 


Erkenntniß des Plenums des Senatd für Strafſachen vom 19. graue 
1866 wider Geride und Genoffen (Nr. 1. Pl. Nr. 1285. 1.), durch welches unter 
Entſcheidung des mit früheren ergangenen Erfenntniffen entftandenen Konflitt8 die 
Nichtigkeitsbeſchwerde ded Ober-Staatdanwaltd zurüdgemiefen ift. 


Gründe 


Der Schwurgerichtähof hat der Anklage und den Gejtändniffen der ſechs An- 
gellagten gemäß für thatſächlich feftitehend erachtet: 

»daß die ſechs Angeklagten ald Gefangene in der Landarmen-Anftalt dafelbft 
fi zufammengerottet und einen gewaltſamen Ausbrud ausgeführt haben, und zwar: 

a) G., indem er einen verfchloffenen Stall erbroden und ein gemauerte® 
Wandfach eingelegt; 

b) ®., indem er dem x. ©. eine Zange, melde zum Erbreden des Stalled 
und zum Einlegen der Wand gedient, wilfend, daß fie dazu dienen follte, 
verihafft, auch demfelben in den Handlungen, welde die angewandte 
Gewalt vollendet haben, wiſſentlich durch Wachehalten Hülfe geleiftet bat; 

e) ©., 8. und M., indem fie dem ıc. G. in den Handlungen, welche da& 
Erbreden der Stallthüre und dad Einlegen des Wandfaches vollendet 
baben, wiſſentlich durch Wachehalten, ©. zugleih dur Abnehmen und 
Beijeitelegen der — Mauerſteine Hülfe geleiſtet haben.« 

G. iſt darauf nach $. 96. Alinea 2. bes Strafgeſetzbuchs mit zwei Jahren 
Zuchthaus und Polizeiaufſicht, jeder der fünf anderen aber nach Alinea 1. deſſelben 
Paragraphen wegen einfacher Meuterei mit ſechs Monaten Gefängniß beſtraft wor- 
den. Dieſen fünf letzteren gegenüber bat der Staatdanwalt die Nichtigkeitsbbeſchwerde 
eingelegt, weil fie nicht wegen Theilnahme an jchwerer Meuterei nad $. 96. Alinea 2. 
und $. 34. Nr. 2., $. 35. des Strafgeſetzbuchs verurtheilt find. 

Die Nichtigkeitöbefchwerde behauptet die Verlegung der $$. 34 Nr. 2., 35. 
und 96. Alinea 2. des Strafgefegbuhß durch Nichtanwendung unter Bezugnahme auf 
die Entfcheidungen de8 Ober. Tribunald vom 7. Mär; 1855 (Goltdammerd Ardiv 
Band III. Seite 421), vom 16. Januar 1856 (dafelbft Band IV. Seite 246) und 
vom 1. März 1860 (Band VIIL Seite 410 ff.) und beantragt: 

unter Vernichtung des Erfenntniffe® vom 12, Oftober d. J., die fünf 
AImploraten nad Maafgabe der Beſchwerde zu verurtbeilen. 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde erfcheint jedoh unbegründet. Schon in dem Be- 
ariffe des Zufammenrottens an ſich liegt befanntlih eine Bereinigung ded Willen 
Mebrerer zur Verübung der gemaltfamen Handlungen, deren verſuchte Ausfüb- 
rung den Thatbeftand des in F. 96. des Strafgeſetzbuchs vorgefehenen Vergebend oder 
Verbrechend ausmacht, ohne daß es auf die Freftitellung des Verfuchd-Beariffed nad 
8. 31. des Strafgeſetzbuchs ankommt. (Vergl. Oppenhoff, Rectipr. I. Seite 197.) 

Jene Willens. Einigung oder Verabredung Mehrerer ift das charakteriſtiſche 
Merkmal, welches 

a) den gewaltfamen Ausbruch, der, von einem Gefangenen zu feiner Selbit- 
befreiung verübt, nicht ſtrafbar ift, zur Meuterei, 

b) den Widerftand gegen einen Beamten ($. 89.) unter den Vorausfegun- 
gen des $. 91. zum Aufruhr, unter denen des $. 96. zur Meuterei, 

©) deögleihen den Zwang gegen einen Beamten ($. 90.) bald zum Aufrubr 
($. 91.), bald? — nämlid von Seite der Gefangenen gegen ihre Auf- 
jeher — zur Meuterei ($. 96.) macht. 
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Eine folhe Verabredung ift num aber kaum denkbar, obne daß eine wechjel- 
feitige Unreizung, DVerleitung ($. 34. Nr. 1.) oder Anleitung ($. 34. Nr. 2.), Vor« 
bereitung und Crleichterung (dafelbit) der That damit verbunden ift, weshalb dad 
Allgemeine Landrecht Th. II. Tit. 20. 88. 66. und 73. aud unter der »Theilneh- 
mung an ben Verbrechen Anderer« davon handelte, und die Entſtehungsgeſchichte 
beB jegigen Strafgeſetzbuchs zeigt, daß man bejondere Beilimmungen über dad Kom«- 
plott im allgemeinen Theile beffelben neben den dortigen Beftimmungen über den 
Verſuch und die Theilnahme an Verbrechen ſchließlich für überflüffig bielt und in 
ben fpeziellen Theil verwies. 

(Vergleihe Goltdammer, Materialien Tb. I. Tit. 3., indbefondere 
Seite 287, 291 ff., 332 ff. Oppenboff, Rechtſpr. Band III. Seite 365 
und Strafgefeßbuh zu Tit. IL Nr. 5., 6., 8. — zu $. 3 Nr. 43,, 
zu $. 91. Nr. 2., zu $. Mb. Nr. 7., 8.) 

Wo nun in Beziebung auf befondere Handlungen die Komplotte oder Zu- 
fammenrottungen vorkommen Ss, 91.,-96., 214., 284. des Strafgeſetzbuchs), da er- 
feinen die Komplottanten als Theilnehmer jener Handlungen in einem von dem 
allgemeinen Begriffe der Theilnahme in 6. 34. in fofern und zwar zu ihrem Nad- 
tbeile nad) —— des F. 195. (erſter Satz) abweichenden Sinne, als es für bie 
Strafbarkeit eines Jeden gleichgültig iſt, ob ihm die in F. 34. angegebenen Merkmale 
der Anftiftung oder Hülfeleiitung nachgewieſen werden und melden Antheil er befon- 
derd an jenen Handlungen felbit genommen bat. (Oppenboff zu $. 91. Nr. 11., 12, 
zu $. %. Nr. 10,, 17. 22.; 23., zu . 284. Nr. 5.) 

Wird aber bei den Vergeben ded Aufruhr? und der Meuterei einem Kom- 
plottanten fpeziell nachgewieſen, daß er perfönlih Gewaltthätigkeiten verübt habe, fo 
liegt bierin ein erſchwerender Umftand, der fein Vergeben zum Verbrechen erhebt. 
Smifhen die Komplottanten, die » Theilnebmer« am Aufruhr oder der Meuterei, 
wie fie in den 6. 91. und 96. auddrüdlibd genannt find, und die Gemwalttbäter 
läßt fi eine Stufe der Theilnehmer im Sinne des $. 34., der Anftifter oder Ge- 
bülfen an den befonderen Gemwaltthätigkeiten der legteren unter jenen Komplottanten, 
die feine Gewaltthätigfeiten perfönlic verüben, in die 68. 91. und 96. weder nad 
ihrem Wortlaute, noch nah den Motiven bineinbringen. Die Motive der Staatd- 
tegierung zu $. 96. ($. 85. des Entwurfs) beſchränken fih auf den Sag: 

»die Strafbeflimmungen diefed Paragraphen entiprechen den Grundfägen 

des G. 81.« (ded Entwurfd, d. i. $. 91. des Strafgefegbuchs), 
und im Kommilfiondbericht der II. Kammer zu diefem $. 81. beift es: 

»da3 Eintreten der Zuchthausſtrafe ift davon abhängig gemacht, ob die 

Theilnehmer ſelbſt perfönlid Gewalt -verübt baben oder nicht«, 
aljo nicht don irgend anderen Handlungen; die praftiihen Schwierigkeiten, aus 
melden die Staatöregierung in $. 91. von einer Hervorhebung der Anftifter und 
Anführer des Aufrubrd gemäß den Motiven Abftand genommen und in diefer Hin- 
fiht auf das Gebiet der Strafabmefjung verwieſen hat, würden noch viel größer 
fein, wenn unter den Theilnehmern deö Hufcubed und der Meuterei außer den Ge- 
mwaltthätern auch nocd diejenigen bevvorzubeben und gleich legteren mit Zuchthaus 
zu beftrafen wären, melde ohne eigene Ausübung einer Gewalt irgend eine Hülfe 
im Sinne des 8. 34. geleiftet haben. Eine dabin zielende Erörterung ſchließen die 
Alinea 2. der sy 91. und 96. vielmehr ihrem natürlichen Verftändniffe nad aus: 
wer 3. B. erwiejenermaßen nur Wache gebalten, für den ſteht feft, daß er Gemalt- 
thätigkeiten micht verübt bat; ift einerfeit3 der bloßen Zufammenrottung in oben ge- 
dachtem Sinne halber ohne weitere Unterfuhung feiner perſönlichen Thätigkeit eine 
Gefängnißftrafe von 6 Monaten bi8 zu 5 Jahren nad Alinea 1. gegen ibn auszu- 
fprehen, jo mollte die Geſetzgebung andererfeit3 in Alinea 2. die eigene Gewalt. 
tbätigfeit und nicht? Geringered zur Bedingung der Zuchthausſtrafe maden. 

en. ift denn auch in der Rechtſprechung fein Zweifel darüber entitan- 

den, daß dad Wlinea 2, de $. 91. nur diejenigen Theilnebmer an einem Aufruhr 
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treffe, melden die Gemalttbätiafeiten ſelbſt als perſönliche Handlungen nachgewieſen 
werden (Oppenboff Nr. 13. zu $. 91.), daß in andern Worten der $. 34. fi nicht mit 
jenem Alinea 2. in Verbindung bringen laffe, um auch gegen »Tbeilnehmer am 
Aufruhre im Sinne de Alinea 1., die ſomit von diefer fpeziellen Strafbeftimmung 
getroffen werden, die Zuchthausſtrafe des Alinea 2. aus dem allgemeinen Begriffe 
der Theilnahme nach $%. 34. und 35. verhängen zu fünnen, jondern daß die An— 
wendung des Spezialgefeped F. 91. diejenige der Generalbeftimmungen in 6%. 34. 
und 35. audfchliefe. Somobl die äußere, ald die innere Verwandtſchaft des %. 96. 
mit $. 91. (f. das angeführte Motiv der Megierung zu $.'85. ded Entwurfs und 
DOppenboff Nr. 23,, 24. zu $. 96.) fprechen aber dafür, daß dad Verhältniß des 
$. 96. zu den $$. 34., 35. kein anderes fei, ald das des $. 91. zu denfelben. 
5 fommen die 88. 34. und 35. nur gegen ſolche Perſonen zur An- 
wendung, die nicht zu den meuterifhen Gefangenen gehören, und bierin fann man 
nicht eine Abnormität, fondern Uebereinftimmung mit dem Grundfage erbliden, welcher 
die 65. 94., 95. und 96. beberricht, daß Selbftbefreiung eines Gefangenen als folche 
frafloß, dem Triebe dazu daher unter allen Umftänden eine mildere Wirkung beizu- 
— (Vergleiche Goltdammer, Materialien Th. I. ©. 145 Nr. 5, ©. 148 
Nr. 5. 
Wollte die Gefepgebung bei dem öffentlichen Aufruhr keine verſchiedene 
—— unter den Aufrührern je nach dem Grade ihrer Betheiligung im Sinne 
des F. 34. ſtatuiren (vergl. Motive zu $. 81. des Entwurfs), fo war daher um fo 
weniger Veranlaffung dazu bei dem Aufruhr und ben übrigen Meutereien in einer 
Gefangenanftalt vorhanden und Grund genug, die Kumulation des $. 34. mit $. 96. 
gegen die Meuterer ſelbſt auszufhließen, dagegen — wenn man dies nicht gewollt 
bätte — dringend geboten, dem $. 96. noch einen äbnlihen Schlußfag wie dem %. 195. 
binzuzufügen. Das würde freilich dabin geführt haben, unter den »Theilnehbmern an 
der Meutereis ſchon in Alinea 1. $- 96. zu unterfcheiden, zu melden die Theilneh- 
mer in Alinea 2. mit dem SHinzutritt eined exfchwerenden Umftandes gehören — 
und das widerftrebt jo fehr den Worten und der Abſicht des Geſetzes, daß es noch 
nicht verſucht worden ift. Implorant vertbeidigt eigentlib nur den Sap: die 
»Theilnebmer an der Meutereie nah Alinea 1. können zugleid Theilnehmer aus 
$. 34. an dem erjchwerenden Umftande fein, der ihre Teilnahme an der Meuterei 
aus Nlinea 2. 8. 96. belaftet; allein Jemand, der ald Meuterer, alfo Miturbeber der 
firafbaren Handlung, zu verurtbeilen ift, kann nicht zugleih als Gehülfe bei der 
nämlichen Meuterei bejtraft werden. 
Auf Grund diefer Entſcheidung ift folgended Präjudiz eingetragen: 

Ein Theilnebmer an einer Meuterei (im Sinne ded $. 96. Abſ. 1. des 
Strafgeſetzbuchs), welcher felbit feine Gewaltthätigkeiten gegen Perſonen 
oder Ei verübt, nab der thatſächlichen Feſtſtellung aber Hülfe zu 
folhen Gewaltthätigfeiten anderer Theilnebmer geleiftet hat, fann nicht 
aus den 68. 34. 35. in Verbindung mit $. 96. Abſ. 2. des Strafgefep- 
buchs beftraft werben. 


68. 102. 163. de8 Strafgeſetzbuchs. Ertbeilung der im $. 163. 
dem Verlepten zugeſprochenen Befugniffe an die Erben deſ— 
felben, aub wenn ed fih um eine von der Staatdanmalt- 
A Unterfuhungdmwege verfolgte Amtöbeleidigung 
andelt. 


Der Angeklagte ift auf die Anklage dev Staatdanwaltihaft wegen öffent- 
licher durch die Preſſe verübter Beleidigung ded Kardinal + Erzbifhofd v. Gepffel zu 
Eöln, eined Religionddienerd, in Beziehung auf deſſen Beruf, verurtheilt, und ed ift 
den Erben des verftorbenen Erzbiſchofs nah $. 163. des Strafgefegbuhß die Be- 
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ſugniß erteilt, binnen 4 Wochen nad nfinuation des Urtbeild darauf anzutrayen, 
hof der verfügende Theil des Urtbeild einmal durch die näher bezeichnete Zeitung 
befanpt gemacht werde. Die Staatdanwaltihaft hatte beantragt, dieſe Befugniß 
dem erzbiſchöflichen General ˖ Vikariat ⸗Amte beizulegen. 

Es heißt in dem Urtel: Dem längſt verſtorbenen Erzbiſchof babe ſelbſt die 
Befugniß nicht mehr zugeſprochen werden fünnen; ebenfo wenig dem Vilariat-Amte, 
gegen welches ein Delikt nicht verübt ſei. Dagegen gebühre ſie den Erben des Be— 
leidigten. Denn Injurienklagen ſeien nach F. 51. Tit. 7., 8. 38. Tit. 1., 98. 2. 7. 
Tit. 20. Th. I. der Allg. Gerichts-Ordnung transmiſſibel. Was aber für den Eivit- 
prozeß gelte, müfle au für die Kriminalſache Anwendung finden, weil bier nicht die 
Form des Verfahrens, jondern ein materielle Recht der Erben ald Intereſſenten 
und eventueller Rechtsnachfolger im Prozeſſe in Frage ſtehe. Die Untgekannticaft 
= Erben fei fein SHindernik; die Ermittelung falle dem volljtredenden Richter 
anbeim. 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde ded Angeklagten gegen diejen Theil der Entfchei- 
dung ift durch Urtel vom 28. Februar 1866 wider Dumas (Nr. 69. 1.) zurüdge- 
wiefen. Denn die nad $. 163. ded Strafgeſetzbuchs bei öffentlichen Ehrverlegungen 
dem Berlegten vom Richter zu ertbeilende Befugniß, die Verurtheilung befannt zu 
machen, Ber den Charakter der Strafe, fei ebenfomohl wie diefe Theil des öffent- 
lien Rechts und müffe in dem auf Antrag des Staatdanwaltö eingeleiteten Ber. 
fahren, ebenjo mie die Strafe felbit, auch dann ausgeſprochen werden, wenn der 
Verlegte inzwiſchen verjtorben fei. Sie fünne alfo in bdiefem lepteren Falle nur 
feinen Erben zugefprocden werden, mie Died bereitd in den Erfenntnilien des Ober- 
Tribunal vom 4. Oftober 1865 in Sachen Löwh wider Kaliſch und Mil wider 
Kaliſch (Archiv Bd. KH. ©. 766) ausgeführt fei. Hieraus ergebe fih, daß die 
Beſchwerde über Verlegung ded $. 163. und der civilrechtlichen Grundjäge über den 
Uebergang der Klagen auf die Erben, welche bier ohnehin nicht in Betracht fommen 
Bönnen, unbegründet fei. 

Wir bemerken, daß durch Dräjudilate bereitö die beiden Grundjäge feitge- 
ftellt find, daß die Staatsanwaltſchaft zur Erhebung der Anklage aus $. 102, des 
Strafgeſetzbuchs durch den inzwifchen erfolgten Tod des Beleidigten nicht gehindert 
wird (Oppenboff zu $. 102. Nr. 58.), und daß auch im falle der Verfolgung aus 

. 102, der G. 163. Anwendung findet, alfo dem Beleidigten felbft die bier in Rede 
ebende Befugniß zu ertheilen ift (Ardiv VI. ©. 706. Urtel vom 19. Mai 1858). 
Der erftere Grundſaß folgt aus dem Drinzip, daß bier die Verlegung der Amtsehte 
ſich getrennt don der Perſon des jeweiligen Träger auf das Amt felbft beziehen 
läßt, und daß daber da8 Vergeben feine Stellung unter den „Vergeben wider die 
öffentlie Ordnung« gefunden bat; der letztere Grundjag ift aus der Faſſung des 
M 163. hergeleitet, nach welder: »in allen fällen, in welden wegen Ebrver- 
egung auf Strafe erfannt wird, dem Verletzten Ausfertigung u. f. mw. ertbeilt 
werden foll.e Sier ift alfo die individuelle Perfon, mithin bei Amtsbeleidigungen 
der Inhaber des Amtes genannt. In miefern nun aber im Uebrigen die Grund» 
fäge, welche in der citivten Entſcheidung vom 4. Oftober 1865 (Archiv XIII. ©. 766) 
audgefprocen find, bier Anwendung finden fünnen, ift zweifelhaft. Dort handelte 
ed fih um dad Recht der Erben, den wegen einer Privatbeleidigung (im Gegenfag 
ber Amtöbeleidigung) von dem Berlegen angeftrengten Civilprozeß fortzuſetzen, nady- 
dem ihr Erblaffer im Laufe des ſchwebenden Prozeffed verftorben war. Nady unferer 
in ber betreffenden Abbandlung ausgeſprochenen Anfiht haben fie diefe Befugniß 
nicht, weil die Trandmiffion ded Eivilprozefled auf die Erben ein transmiſſibles Ob⸗ 
jett vorausfegt, welches in ſolchem Falle nicht vorliegt. Das Ober - Tribunal bat 
aber angenommen, daß, da die Strafe der Beleidigung nad unferem Strafrecht 
durchweg eine Öffentliche ift, das öffentliche “jnterefie bei der Sache fonkurrire, ber 
von dem Beleidigten bei feinem Leben erhobene Strafantrag dieſes öffentlibe In— 
teveffe angeregt habe, und der Strafantrag fomit, ohne Rüdfiht auf dad Mbleben 
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des Beleidigten, feine Erledigung finden müſſe. Das civilprozeſſualiſche Hinderniß 
nun, welches nach unſerer Anſicht der Fortſetzung des Prozeſſes durch die Erben 
entgegenſteht, und welches alſo auch der Anwendung des F. 163. zu ihren Gunſten 
— ——— würde, fällt aber im vorliegenden Falle hinweg. Denn hier bleibt die 
Perſon des Verfolgenden unverändert; es iſt die Staatsbehoͤrde, welche im Straf. 
prozeſſe verfolgt; prozeſſualiſch iſt alſo der Tod des Verletzten für den Lauf ber 
Sache gleichgültig. Die Erben üben bier die Befugniß aus 6. 163. nicht als ein 
von ihnen erſtrittenes, ſondern als ein ihnen durch die Verfolgung der Staatsbehörde 
erworbenes Recht aus. 


* 105. des Strafgeſetzbuchs. $$. 192. 738— 742, Tit. 1., $$. 84. ff. 
*Tit. 9. Th. I. des Allg. Landrechts. Führung eined nicht zufte- 
benden Namend durch Wittmen, indbefondere adlide. 
Nechtöverbältniffe der Ehefrauen refp. Wittwen überhaupt 
in Bezug auf ibren ffamiliennamen refp. auf den Namen 
au8 früherer Ehe nad erfolgter Wiederverbeirathung. 


Die Ungellagte ift in erfter Ehe an den vd. L. verbeirathet gewefen, bat 
nad defien Tode den B. gebeiratbet, und ift nun wieder verwittwet. 

Sie ift nunmehr aus F. 105. des Strafgeſetzbuchs angeklagt, meil fie 
wiederum den Namen ihres erften Ehemanned vd. V., unter der Bezeihnung »ber- 
mwittwete v. L.«, geführt hat. 

Der erjte Richter bat fie freigefproden. Der Ausdrud im $. 192. 11.1. 
ded Allg. Landredtö: die Ehefrau überfomme mit Eingehung der Che den Namen 
ihres Ehemanned, babe nicht die Bedeutung, daß fie ihren Namen gänzlicy verliere, 
fondern die, daß fie zu ihrem Familiennamen denjenigen ibre8 Ehemannes binzube- 
fomme Denn nah Deutihem und Preußiſchem Eherecht verliere die Ehefrau nicht 
alle ihre früheren jFamilienbeziebungen, fondern nehme diefelben in die neue Ehe mit 
binüber; fie bleibe alfo rüdfichtlih ibrer früheren Familienverhältniſſe was fie war. 
Sie behalte daher ihren Gefchlebtänamen, ald einen Beltandtbeil ihrer Perſon. Da- 
von gebe offenbar auch das Allg. Yandredt aus. Der $. 74l. a. a. O., nad 
welchem die gefchiedene Ehefrau die Wahl der Beibehaltung des Namens ihred Ebe- 
manned, oder der MWiederannahme ihres früheren Geſchlechts-oder Wittmen-Namend 
babe, hätte fonft feinen Sinn. Der Name einer Perfon babe daher nah dem Allg. 
Landrecht in der Regel einen unvderlierbaren Charakter. Dies zeige auch das Volks— 
bewußtjein durch täglihe Uebung diefer Gemwohnbeit. Die Frau pflege mit ihren, 
die ſämmtlichen früheren Standesverhältniffe bezeihnenden Namen, als geborene N. 
und vermwittwete N. aufgeführt zu werden. Verliere nun das Mädchen refp. die 
Mittwe dur Eingebung der Ehe nicht ihren früheren Namen, fo folge von felbft, 
daß fie nicht einen ihr nicht zufommenden Namen führe, mwenn fie fi mit fämmt- 
lien Namen benenne, fei dies nun in ftebender, oder nad durch den Tod aufge 
löfter Ebe. Für den Scheidungsfall feien die obgedachten befonderen Beftimmungen 
gegeben. Die frage nun, ob fie verbunden fei, ftet8 ihre ſämmtlichen Namen 
zu führen oder je nad Auswahl den einen oder den anderen zu benußen, fei im 
Gefege nicht entichieden. Auch im gemeinen Recht fei Streit, ob ein adliches Mäd— 
chen nad Eingebung und Auflöſung der Ehe mit einem nicht adlihen Manne wieder 
ihren früberen Namen führen dürfe. Man müſſe fi für die Verneinung der erfte- 
ren obigen Ulternativen — den Gebraud fämmtliher Namen — enticeiden, weil 
man ſonſt aud fordern müßte, daß “Jeder, weldher von mehreren Vornamen nur ben 
einen gebrauche, nad $. 105. zu trafen fei. Dabei fei aber keinesweges die frage 
entfchieden, ob nicht durch den beliebigen Gebrauch bald des einen, bald des anderen 
Namens ein Betrug begangen werden fünne? 

Der Appellationsrichter hat dagegen reformatorie auf Verurtbeilung der Un- 
geflagten aus $. 105. erfannt. 
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Dur die Vollziehung ihrer zweiten Ehe mit dem B. babe fie den früberen 
durch die Ehe mit dem v. ©. erlangten adlichen Stand verloren. Dies folge nicht 
nur aus der flaren Vorſchrift des %. 192. II. 1. de8 Allg. Landrechts, fondern auch 
aus $: 738. ebend., nad welcher nur die gejhiedene frau den bisherigen Rang und 
Stand des Mannes behalte. Sierbon fei im $. 740. nur für die nichtichuldige Frau 
die Ausnahme gemacht, daß fie wieder im ihren früheren höheren Stand vor ber 
Verheiratbung binauftrete. In Betreff der weiblichen Perſonen fei ausdrücklich be 
ſtimmt, daß fie die perfünlichen Rechte ded Adels verlieren, wenn fie duch Verbei- 
rathung mit Unadlichen ihren Geſchlechtsnamen ändern, und daß fie auch nad ge- 
trennter Ehe nicht wieder in den Adelsſtand zurüdtreten (SE. 84. 85. II. 9, des 
Allg. Landrechts), nur mit Ausnahme des Falles der Eheſcheidung für die nicht- 
fhuldige Ehefrau ($. 86. ebend.). Hiernach unterliege es feinem Bedenken, daß die 
Angellagte nicht befugt gemefen jei, ſich ohne weiteren Zuſatz »verwitimete v. Q,« 
zu nennen. Nur dann würde fie ftraflo& fein, wenn fie fi »berwittwete B., früher 
vermwittwete d. L.« umterzeichnet bätte, da die Beifügung ihred früheren Mittwen- 
ftanded ein Superfinum fei, und aus folder Unterſchrift unzweifelhaft berborgebe, 
daß fie jept eine berwittwete B. fei. 


Die Nichtigkeitöbefchwerde der Ungellagten ift durch Urtel des Ober. Tri. 
bunal® vom 7. Februar 1866 wider Böttcher (Nr. 21. 1.) zurüdgewiefen. 


Gründe, 


Nach klarer Vorſchrift des Allg. Landrechts Th. I. Tit. 1. 6. 192. über- 

fommt die frau duch eine Ehe zur rechten Hand den Namen des Mannes. Es if 
nirgend3 beftimmt, daß fie ihn ald Wittwe wieder verlieren oder ablegen dürfe, um 
b weniger, ald fie aud in anderer Hinſicht, z. B. ded Gerichtsſtandes, in dem von 
er ftaatöbürgerlihen Stellung de8 Mannes ar öffentliben Rechtöverhält- 
niffe bis zu ihrer Wiederverbeiratbung verbleibt. a8 in 8 741. ff. ebend. in 
Anfehung der für fhuldig nicht erklärten gejchiedenen Frau feitgefegt ift, um beriel- 
ben die Gelegenheit zu geben, ſich als völlig frei von dem getrennten ebelihen Ber- 
hältniffe zu — kann auf Wittwen, deren Ehe eine vollendete und vollkom⸗ 
men wirkſame Thatfache gemefen ift, nicht angewendet werden. Mit Fug iſt über- 
dieß in dem Mppellationdurtel darauf —* daß nach den geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen des Allg. Landrechts 1. 9. SS. 84. ff. die Wittwe durch Wiederverheirathung 
mit einem Nichtadlichen ihren adliden Stand verliert und felbit nah Wiedertren- 
nung diefer fpäteren Ehe duch den Tod des Manned jenen Stand nicht wieder 
erlangt, daß alſo die Jmplorantin mindeftend nicht berechtigt war, ſich ein adliche8 
Prädikat für ihren neuen Wittwenftand beizulegen. 


$. 119, Nr. 3. des Strafgefepbuhd. Begriff des Unterkommens. 
Verbot eines beftimmten wenn Unterfommend durch 
die Dolizei aus Gründen der Sittlichkeit. 


Die Angeklagte ift aus $. 119. Nr. 3, ded Strafgeſetzbuchs verurtheilt, weil 
fie binnen der geftellten Friſt ein Unterkommen nicht gefucht refp. gefunden, die Po- 
lizei ihr aber da8 von ihrem Bräutigam gegen Koftgeld verfcaffte Untertommen bei 
der Ehefrau K. bis zur Erlangung eined Dienfted unterfagt habe, weil die K. in 
* u. ber Kuppelei ftehe, Died legtere auch der Angeklagten bekannt ge- 
weſen fei. 


Auf ihre Nichtigkeitäbefhwerde hat daB Dber-Tribunal am 2. Februar 1866 
wider Gollnid (Mr. 221. 1.) vernichtet und in die Inftanz zurüdgemiefen. 
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Grände 


Der zweite Richter nimmt an, der Angeklagten fei der Aufenthalt bei der 
verebelihten K., welche notoriſch der Unzucht Vorfchub leifte, poligeilich verboten ge» 
weien, derjelbe aljo im Sinne ded Geſetzes ald ein Unterfommen nicht zu betrachten, 
und er gebt deshalb auf die unter Beweis geftellte Bebauptung ber Angeklagten: 
fie fei von ihrem Bräutigam, der ihr aud 10 Rthlr. Einzugdgeld gegeben, bei der 
K. Ki Koftgeld bis zur Erlangung eines Dienfted vorläufig untergebracht worden, 
nicht näber ein. 

Nach dem $. 119. Nr. 3. wird mit Strafe belegt: wer nah Verluſt feines 
bisherigen Unterfommend binnen einer don der Ortöpoligei-Behörde zu beftimmenden 
Friſt ſich kein anderweitige® Unterfommen verſchafft bat, und auch nicht nachweiſen 
fann, —* er ſolches, aller angewandten Bemühungen ungeachtet, nicht ver- 
mocht babe. 

Diefe Beftimmung enthält eine Konfequenz der Gefepgebung über die Armen · 
pflege — vergl. Goltd. Materialien I. S. 203 — und fie bezwedt, zu verhindern, 
daß jemand der Armenpflege zur Laſt falle. 

Nun befhräntt ſich zwar der Ausdtuck »Untertommen« nit auf den Befi 
einer Wohnung, fondeen er umfaßt überbaupt die Mittel zum Unterhalt. Some 
aber außer einer Wohnung diefe in der Meife vorhanden find, daß feine Beforanif 
vorhanden, es werde der Betreffende der Armenpflege anheimfallen, bleibt der $. 119. 
Nr. 3. ausgeſchloſſen. 

Die Angeklagte bat darüber Beweis angetreten, daß fie nicht nur bei der 
K. eine Wohnung inne bat, fondern auch, daß für fie Koſtgeld gezahlt wird. Der 
Prüfung diefer Thatſachen und der Entſcheidung ber frage; ob die Angeklagte Wob- 
mmg und Mittel zum Unterbatt beſaß, konnte fi der Appellationsrihter aus dem 
Grunde nicht entziehen, weil die Potizeibehörde der Angeklagten ben Aufenthalt bei 
der K. verboten habe. Demm dieſer Umftand war micht entſcheidend. Mag die An— 
geklagte audy ein Untertommen ſich verſchafft haben, mit deffen Wahl die Polizei. 
behörde nicht einverftanden fein follte, fo wird dadurch doch das Vorhandenſein eine® 
Untertommend felbft nicht aufgehoben, ſondern es war die eriteng beffelben einer, 
von dem gedachten Polizeiverbote nicht abhängigen, weiteren Erörterung zu untet- 


ziehen. 
$. 149. des Strafgefepbuthd. Begriff der Verführung. 


Der erfte Richter fprict den Angeklagten von der Anklage aus 6.149. frei, 
indem er nicht für erwiefen erflärt, daß eine Verführung durch Worte, Gefcente 
oder fonft durch anreizende Mittel erfolgt fei, wie dies der $. 149, fordere. Der 
Üppellationdrichter verurtbeilt dagegen, indem er feflftellt, daß der Angeklagte das 
Maͤdchen durch freundliche Zuſprache und Verſprechungen für feinen Zweck zugäng- 
fi gematht und demnächft durch Aublöſchen der Lampe und plögliche® Abführen in 
die Hinterftube en gemacht habe. 

Die Nichtigkeit@bejänverde, welche behauptet, daf unter der Verführung nicht 
die bloße Beifhlafsvollgiebung zu verfichen fei, dazu vielmehr gehöre, daß der Wille 
des Mädthens, den Beifhlaf zu vollziehen, hinzukomme, und daß diefer Wille durch 
Erregung der Begierde und durch täufchende PVorftellungen geleitet fei, ift durch 
Urtel vom 21. Februar 1866 mider gablbrügge (Nr. 148. 1.) zurütkgewieſen. 
Denn de Entſtehungsgeſchichte def $. 149. ergebe deutlich, daß man dem F. 1050. 
Tit. 20. Th. M vo (lg. Landrechts nicht babe folgen wollen, welcher allerdings 
Arglift und betrügerifhe Kunftgriffe zum Thatbeftande gefordert habe. Man babe 
e8 dielmehr dem jededmalinen vichterlihen Ermeſſen überlaſſen mollen, ob in dem ge- 
gebenen Falle umter den obwaltenden Umftänden eine Verführung anzunehmen jei, 
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wobei angenommen werden könne, daß diefer Ausdrud mit dem der »Berleitung« 
im Weſentlichen — (Goltdammer Materialien Bd. II. ©. 312. Befeler 
Kommentar ©. 318). Ein Rechtsirrthum ſei daher aud in der Feſtſtellung bde# 
Appellationdrichterd nicht erfichtlich. 


66. 153. 188. des Strafgeſetzbuchs. Kompenfation von Beleibi. 
gungen und leihten Mißhandlungen untereinander. 


In den Materialien Bd. U. ©. 323 ift nadhgemiefen, daß bie Daflung des 
$. 153. auf der Vorausſetzung beruht, daß die Realinjurie als ſolche in dem Söſtem 
bleibe, wie fie im Allg. Landrecht als Ehrverletzung aufgefaßt war; daß in dieſer 
Vorausſetzung die volle Kompenſation nicht ais die Regel ausgeſprochen werden 
könne, vielmehr auch nur eine bloße Minderung der Strafe ausgeſprochen werden 
müſſe, weil Real» und Verbalinjurien niemals ganz zu kompenſiren feien. Nachdem 
nun aber die Reatinjurie aud dem Syſtem der Ehrverlegungen audgefchieden und in 
dad befondere Veraeben der Mifbandlung übergegangen ift, dort aber für die Kom— 
penfation beibderfeitigeer Mißhandlungen eine befondere Vorſchrift im F. 188. aufge 
ftellt ift, ſcheint der Iandrechtlihe und der gemeinrechtlibe Grundfag, mwelder bie 
volle —— zwiſchen Berbal- und Realinjurie ausſchloß, wieder in Kraft ge- 
treten zu ſein. 

—* Dber- Tribunal bat jedoch die Zuläſſigkeit dieſer vollen Kompenſation 
anerkannt (Archiv I. ©. 241., IX. S. 779) und dies auch jept wieder in dem Urtel 
vom 23. fjebruar 1866 Müller wider Liefener (Nr. 1331. 1 geſchehen. 


$. 184. des Strafgefegbudß,. abrläffige Tödtung. Bertre- 
tung aud Bra: Hahrläffigkeit. Kaufalzufammenhang; 
freie Handlungen Dritter ald Zwiſchenurſachen. 


Mir haben die Verhandlungen über bie »Fahrläſſigkeit- und über die Be 
fimmung der Grade ihrer Vertretung im Strafreht in den Materialien Bb. J. 
©. 225 ff. in Verbindung mit dem Gutadhten des Minifterd v. Savigny S. 520 
ebendaſ. mitgetheilt. Danad dürfte es klar fein, daß man bei der Aufgabe einer 
Definition des Begriffed, und inöbefondere einer Beltimmung der nur allein im 
Strafrecht vertretbaren Grade derfelben im Strafgefegbucdye nicht die Abſicht gehabt 
hat, jedes unvorfichtige Handeln, alfo techniſch jede »geringe Fahrläſſigkeit« für ftrafe 
bar zu erflären. Die Dragid ift aber bei und in der Regel über diefe Befchrin- 
fung binausgegangen, wie beilpieläweife die Bd. VI. ©. 224 ff. und Bd. VII. 
©. 588 ff. mitgetheilten fälle ergeben, Wir erlauben und auch auf die an den 
bezeichneten Orten daran geknüpften Erörterungen zu vermweifen. 

Der vorliegende Fall ift folgender. Der Ungellagte beobachtete auf dem 
Gutöhofe dad Verfolgen feiner Tauben durd einen Raubvogel, ſchoß diefen herab, 
und wollte ermitteln, ob der Naubvogel eine der Tauben genommen habe. Zu bie- 
fem Zwecke ftieg er auf den Taubenſchlag und ftellte da8 Gewehr, defien einer Lauf 
noch geladen war, inzwifchen hinter eine im Wagenſchuppen befindliche Treppe. In 
feiner Abweſenheit erjchienen zwei Derfonnen, um einen Wagen aus diefem Schup- 
pen zu holen. Der Eine bemerkte dad Gewehr und wollte fih von dem Anderen 

einen laffen, wie man damit umgehe. Der Undere zeigte ihm dies und bei diefer 
cobe entiud fih dad Gewehr und tödtete den erfteren. 

Außer diefem Thäter ift auch der jegt in Rede ftebende Angeklagte der fahr- 
läffigen Tödtung befchuldigt, weil er da8 Gewehr unbewacht habe ftehen laffen. Die 
Inſtanzrichter ftrafen ihn aus $. 184., obwohl fie anertennen, daß feine FFabrläffig- 
feit eine nur geringe gewefen ſei. Er babe das Gewehr fo bingeftellt, daß es leicht 
fihtbar geweſen jei, und er habe zuvor gehört, daß “jemand audfahren wolle, fich 
alfo fagen müffen, daß bald die Knechte den Wagenjhuppen betreten müßten, 
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Seine Nichtigkeitsbeſchwerde führt aus, daß nad der Entftebungdgeicichte 
des Strafgeſetzbuchs und nah der Doftrin die geringe Fabrläffigkeit kriminell nicht 
ftrafbar fei, daß ferner der urfadlibe Zufammenbang der Tödtung mit feiner Hand» 
lung fehle, weil dagwifhen die freie rechtöwidrige Handlung eined zurechnungsfähigen 
und deshalb verantwortlien anderen Menſchen (jemed Knechtes) liege, welche er nicht 
babe vorausſehen können. 

Die Beſchwerde ift durch Urtel vom 18. Januar 1866 wider Schmidt 
(Nr. 451. II.) zurüdgewiefen. Denn — fo beißt es — der $. 184. des — 
buchs unterſcheidet im Gegenſatze zu dem früheren Rechte ($. 779. Th. II. Tit. 20. 
des Allg. Landrechts), welches die grobe Vernachläſſigung der einem jeden oblie- 
genden Vorficht für ftrafbar erklärte, nicht zwifchen verjdiedenen Graben der Fahr 
läffigkeit. Er bedingt die Exiſtenz des Vergehens nicht dur das Morbandenfein 
eined voraus beftimmten Maaßes der Verihuldung, überlißt vielmehr die Abwägung 
des legteren im konkreten falle ald Strafzumeſſungs -Moment der richterlihen Beur- 
teilung. Der vorige Richter ift daher von einem richtigen Berftändniffe des in An- 
wendung fommenden Strafgefeged außgegangen, wenn er, obgleich in der Handlungs 
weife diefed Angeklagten nur eine geringe Fahrläſſigkeit erfennend, dennoch eine Straf- 
barkeit deffelben angenommen und in dem geringen Grade der Fahrläſſigkeit nur 
einen Grund für eine mildere Beftrafung gefunden bat. — Ebenfo ift es nicht zu- 
treffend, wenn gefagt wird, der Uppellationdrihter ignorire dad Argument: 

daß eine nicht zu präfumirende freie That eined Dritten da8 Thun des 
Ungeklagten erſt ſchadenbringend gemacht habe. 

Der Appellationsrichter läßt diefem Argumente feine volle Würdigung mider- 
fahren, wenn er unter Bezugnahme auf die in der Rechtſprechung anerkannten Grund- 
füge ausſpricht, daß der Öeleßgeber zwifchen mittelbarer und unmittelbarer Fahrläf- 
figfeit nicht unterfcheide, e8 vielmehr genüge, wenn dad fahrläffige Handeln ein ſolches 
jei, welches vorausſichtlich für fi allein oder in Verbindung mit anderen Ereigniffen 
die folge, von der ed fid handle, herbeiführen könne. Diefer Sag ift theoretifch 
tichtig, und erfhöpft den vorliegenden Fall, bei weldem es fih um eine Fahrläffig- 
feit des Angeklagten handelt, die nicht unmittelbar für fich felbft den Tod verurjadhte, 
8 aber möglidy machte, daß die Unvorjichtigkeit oder Ungefchidlichkeit Dritter (und 
des Getödteten felbit), alſo ein außerhalb des Willens des Angeklagten liegendes 
Ereigniß hinzutrat, und Beides verbunden den tödlichen Ausgang zur Folge hatte. 


65. 202. 198. des Strafgeſetzbuchs. Anwendung der Vorſchrift 
auf fabrläffige Unterlaffung bei der Auffiht über die Bau- 
außführung. Entfernung von der Bauftelle Strafrebt- 
lihe Haftung für die Verfeben der Arbeiter. 


Der Angeklagte, ein Maurermeifter, ift wegen Zuwiderhandelns gegen die 
allgemein anerfannten Regeln der Baufunft aus $. 202,, und wegen fahrläffiger 
Körperverlegung eines Menſchen dadurb aus $. 198. des Strafgeſetzbuchs berur- 
teilt. Es it eine auf feine Anordnung aufgeführte Mauer eingeftürzt und bat dabei 
einen Arbeiter verlegt. 

Er hatte behauptet, daß die ibm allein obliegende Konftruftion der Mauer 
an und für fi volllommen den Regeln der Baufunft gemäß erfolgt fei, daß der 
Einfturz dagegen während feiner Abweſenheit von der Bauftelle durch „die gehrteifg- 
feit der Arbeiter verurfacht fei; daß da8 Gefep den Lnternehmer eined Werkes er- 
mächtige, fich fremder Gehülfen und Mitarbeiter zu bedienen ($. 929. I, 11. des 
Alg. Landrechts) und in diefer Befugniß offenbar au das ohnehin durch die Natur 
der Sache gebotene Recht, fi von dem Werke zeitweife zu entfernen, liege, die Fahr- 
läffiateit daher, wie bier geſchehen nicht in der Entfernung von der Bauſtelle, alſo 
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Mit Bezug bierauf beißt ed in den Gründen des die Beſchwerde zurüd- 
—— * des Ober-Tribunals vom 15. Februar 1866 wider Voßkühler 
(Nr. . 11): 

Den allgemein anerkannten Regeln der Baukunſt handeln fie (die Bau- 
meifter oder Bauhandwerker) nicht blo8 dann entgegen, wenn fie einen dieſen Regeln 
widerfprehenden Bauplan zur Ausführung bringen, fondern auch dann, wenn fie 
einen funftgerecht entworfenen Dlan in einer Weiſe ausführen, daß fie bei dieſer 
Ausführung jenen Negeln der Baufunft zumider gehandelt haben. 

Hat fib der Baumeifter oder Baubandwerker, wie died ja gewöhnlich, und 
beim Baumeifter immer gefcieht, zur Ausführung des Baueß der Hülfe anderer 
Arbeiter bedient, jo müſſen fie die von den legteren begangenen Regelwidrigkeiten bei 
diefer Ausführung vertreten, und fie find ed, welche vor dem Gefeh die Berantwort- 
lichkeit zu tragen haben. Für das Eivitrecht ift died im $. 930. Tb. I. Tit. 11. 
ded Allg. Landrechts mit ausdrücklichen Worten geſagt. Die8 muß aber auch bei 
der jtrafrechtlihen Beftimmung des $. 202. des Strafgefepbuhd vorausgeſetzt wer- 
den. Denn das Gefep richtet fih im 8. 202. nur gegen den Baumeifter und den 
Baubandwerker, ald Unternehmer ded Baues, und nicht gegem die Arbeiter, deren 
fie fi bedienen. Dad aus einer Verlegung der allgemein anertannten Regeln ber 
Baukunft zu Stande gekommene gefährliche Werk ift ald ihr Wert anzufeben; daß 
Gefeg will die Nachläffigkeit des Baumeifterd oder Bauhandwerkers erreichen, 
mag fie auß ihrer eigenen Untunde — imperitia artis — oder auß der Ungeſchick⸗ 
lichfeit oder der Unachtiamfeit der benußten Arbeiter hervorgehen, fobald nur objef- 
tiv eine Zumiderbandlung gegen die allgemein anerkannten Regeln der Baufunft bei 
Ausführung des Baued mit Gefahr für Andere hervorgetreten iſt. Jedenfalld kann 
fih aber der Baumeiſter oder Baubandwerfer der ftrafrechtlihen Rüge dann nicht 
entzieben, wenn das feblerhafte Bauwerk auf ihre forglofe Ueberwahung ded Baues 
und der Urbeiter zurüdfällt. 

Faßt man nun aber die Gründe des Appellationsrichterd ind Auge, fo geben 
fie zunächft in Uebereinftimmung mit dem erjten Richter davon aus, daß thatſächlich 
die Zuwiderhandlung gegen die allgemein anerkannten Regeln der Baukunſt feſtſtehe, 
und fodann, daß der Angeklagte, ald der Unternehmer ded Baued — der Bauhand- 
werfer im Sinne des 6. 202. — unter allen Umjtänden von der gefeplihen Ber- 
antwortlichkeit nicht befreit werden fünne, wenn er ed an der gehörigen Ueberwachung ded 
Baued, wodurch die vorgefommenen Megelwidrigfeiten und die Gefahr für Andere 
hätten vermieden werden fünnen, babe feblen laffen. 

Was fodann den $. 198. des Strafgeſetzbuchs anbelangt, fo durfte fi der 
Angeklagte, wie die Beihwerde mit Berufung auf $. 929. I. 11. ded Allg. Tand- 
rechts anführt, bei der Ausführung des Baues fremder Hülfe bedienen. Aber zu- 
nächſt würde der $. 930. aud der Beſchwerde, wenn fie fi einmal auf das Civil- 
recht berufen wollte, die Ueberzeugung gegeben baben, daß der Unternehmer des 
Baues die Handlungen der angenommenen Hülfsarbeiter wie feine eigenen Handlun⸗ 
gen vertreten muß. Dann aber ift aud ausdrüdlih erwogen, daß der Angeklagte 

& der erkannten Gefährlichkeit de Baufehlerd gegenüber, welcher den Einfturz der 
Mauer fchlieflich zur Folge batte, in ungeböriger Weile von der Bauftelle ent- 
fernt babe. Thatfächlih ift demnach auch das fahrläffige Verſchulden des Angeklag- 
ten angenommen. 


$. 210. de3 Strafgeſetzbuchs. Einfperrung der Ehefrau. 


Der Angeklagte ift aus $. 210. wegen Freiheitsberaubung verurtbeilt, indem 
er feine Ehefrau eine zeitlang im Stall eingeiperrt hat, und zwar, wie er behauptet, 
in der Meinung, fein ihm über diefelbe auffehendeß Züchtigungsrecht audzuüben, um 
fie für ihren bemiefenen Ungeborfam zu ftrafen und fie daneben vom Graäftehlen, 
defien fie ſich ſonſt ſchuldig gemacht, abzuhalten. 
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Die Inſtanzrichter ftellen jeboh dad Bemuftfein ber MWibderrechtlichkeit feiner 
Handlungsweiſe fehl, und aus diefem Grunde ift denn auc die Nichtigkeitsbeſchwerde 
des Ungeklagten dur Urtel vom 7. Februar 1866 wider Krziſch (Nr, 52. 1.) obne 
weitere Erörterung über die Grenzen des vermeintliben Züchtigungsrechtes des Ebe- 
mannes und in&bejondere dieſes Mitteld defjelben zurüdgeriefen. 


. 218. Nr. 2. 31. des Strafgeſetzbuchs. Verſuchter fhwerer 
iebftabl mittelft verfuhten Einbruchs oder Einfteigen®. 


Bergleihe über die frage, ob der Einbrud oder das Einfteigen in der Ab- 
fiht der Wegnabme an und für fi vollendet fein müffe, um den Verſuch eines 
ſchweren Diebitahl8 darzuftellen, wenn bad Hinderniß nur erft bei der Wegnabme 
eingetreten ift, die Entſcheidung vom 1. Februar 1866 wider Hoppe oben unter ben 
Frageſtellungen. 


. 247. des Strafgeſetzbuchs. SS. 591. 592. Tit. 8, Th. I. des Allg. 
andrechis. Gegenbüder al® Urkunden. Erforderniffe ber» 
felben in diefer Hinſicht. 


Der Angeklagte bat mit dem Bäder Odwald ein Gegenbucd über die bon 
dem letzteren ihm gelieferten Backwaaren gebalten. 

Hierbei wurde das Verfahren beobachtet , daß der Empfänger, — bier alſo 
der Angeklagte ſelbſt — in die Kolonne Debet den Taq der Lieferung, deren Be+ 
trag und den zu zablenden Preid, und daß er ferner felbit in dem falle, wenn er 
Sablung leiftete, in die Kolonne Kredit den Tag und die Höbe der geleifteten Zab- 
lung eintrug. Dad Bud gelangte fo in die Hand des Oswald zurüd, 

Diefer berechnete am Schluß des Jahres 1863 fein nad Abzug der einge 
tragenen Zahlungen des Angeklagten gegen dielen zuftebended Saldo auf 20 Rthlr. 
u. — w. Bei der Zahlungsweigerung des Angeklagten fand ſich, daß bei zweien 
Poſten durch Zuſatz von Zablen Aenderungen im Kredit erfolgt waren, durch welche 
das Saldo als nicht mehr vorhanden erſchien. 

Die Geſchworenen haben zwar den Angeklagten, der von ihm ſelbſt verübten 

älfbung nichtſchuldig, dagegen des wiſſentlichen Gebrauchs dieſer Fälſchungen nach 

. 249, für ſchuldig erklärt, und der Angeklagte iſt darauf wegen Urkundenfälſchung 
derurtheilt. Denn das fragliche Gegenbuch ſei auch hinſichtlich der von dem Ab⸗ 
nehmer (dem Angeklagten) geleiſteten Zahlungen zum Beweiſe der Befreiung von 
der Zablungdverbindlichfeit von Exrheblichkeit, indem dazu die volle Beweisfraft nicht 
erforderlich fei. Im diefer Beziehung feien die Gegenbüder allerdings den Hand- 
lungsbüchern nicht ſchlechthin gleichquftelen, und es Ki zuzugeben, daß das bier in 
Rede ftehende Gegenbuch nicht als ein folhed im Sinne der 88. 591. 592. 11. 8. 
deö Allg. Landrechts anzuerkennen fei, weil dabei vorausgeſttzt jei, daß der Lieferant 
die gelieferten MWaaren und die geleifteten Zahlungen einjchreibe, der Abnehmer aber 
daffelbe in den Händen behalte und dann noch 8 Tage nach der Eingeichnung ver- 
ftreichen laſſe, ohne gegen die Richtigkeit der Einzeichnungen zu proteftiren, dieſe Bor- 
ausfegungen bier aber fehlten. Dennoch aber müfle das Bud bier — aus ben in 
dem nachfolgenden Urtel angeführten Gründen — für eine Urkunde erachtet 
‚werden. 

Auf die Nichtigkeitöbefchmerde des Ungellagten bat dad Ober- Tribunal am 
1. März 1866 wider Saffe (Mr. 334. II.) vernichtet, und den Angeklagten frei. 
gefprochen. 


Gründe 


Der Schmwurgerichtähof nimmt an, daß dad Abnahmebuch eine Urkunde im 
Sinne dei $. 247. des Strafgeſetzbuchs fei, da, wenn es auch nit ald ein Gegen- 
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buch im Sinne der SG. 591. und 592, Th. I. Tit. 8. des Allg. Landrechts gelten 

fünne, wm dem folhen Gegenbuche beigemeiienen vollen Beweis zu gewähren, doc 

immerhin auch binfichtlih der von dem Abnehmer Saſſe uf die Lieferungen geleifte- 

ten ——— eine Schrift darſtelle, welche zum Beweiſe der desfallſigen Lieferungen 

von der Zahlungsverbindlichkeit von Erheblichkeit erachtet werden mußte, indem das 

— nur dieſe Erheblichkeit, und nicht die volle Beweiskraft des Schriftſtücks 
ere. 

Der Schwurgerichtshof geht davon aus, daß bei Beurtheilung der Sache es 
weſentlich auf den Stiandpunkt, eb bei einem von Oßwald gegen den ꝛc. Saſſe an- 
auftellenden Prozeß auf Zahlung ſchuldig gebliebener Beträge auf das fragliche Ab- 
nahmebuch gar feine Nüdficht zu nehmen fe. Er hält dafür, daß dies nicht ange 
nommen werden fünne, indem das feit % Jahren im Einverftändnif dafür beftimmte 
Buch immerbin einige Berüdfichtigung finden fünne, und bezieht fih dabei auf bie 
Entſcheidung des Königliden Ober + Tribunald vom 11. Mai 1865 wider Glaf, wo 
bezüglich eines Drefchregifterd der Grundſatz ausgeſprochen fei: 

daß eine Schrift, welde von den Parteien mit Rüdfibt auf ein zwiſchen 
ihnen eingegangene® Rechtsverhältniß errichtet und deren Beweiskraft 
konventionell abhängig gemacht fei, Beweiskraft haben müffe, wenn bie 
befonderen thatſächlichen Umftände, mie bier, durch Bejahung der That- 
frage thatſächlich feftgeftellt feien. 

Mit Recht macht nun die Nichtinfeitäbefhwerde dem Schmurgerichtähofe den 
Vorwurf, daf er etwas für thatjächlich feftgeitelt annehme, was ald zur TIhatfrage 
gebörig, na Urt. 81. des Gefeged vom 3. Mai 1852 nur durd die Geſchworenen 
babe feftgeftellt werben fünnen, von diefem aber nicht feitgeftellt fei. Denn es ift 
nicht zu verfennen, daß dev Schwurgerichtshof thatſächlich feſtgeſtellt oder für feftge« 
ftellt erachtet, dafı im vorliegenden Falle dem fraglichen Abnabmebud nach dem Einber- 
fändniß der Parteien — Saffe und Ofwald — in Betreff der darin gemachten 
Eintragungen Bemweisfraft babe beigelegt werden follen. Ein derartiged Abkommen 
oder Einverſtändniß der Parteien ift nicht feftgeftellt, und der Schwurgerichtähof 
konnte daher auch ein ſolches ohne Verlegung des citirten Art, 81. des Geſetzes vom 
3. Mai 1852 feiner Entfheidung nicht zum Grunde legen. 

Am Uebrigen kommt dem fraglichen Abnahmebuch namentlih vüdfichtfich der 
auf der rechten Seite deffelben eingetragenen Zahlungen gar feine Beweiskraft zu, 
wenn auch dem Schwurgerichtähofe darin grundläglic eizutreten ift, daß eine Schrift 
im Sinne des $. 247. des Strafgeſetzbuchs von Erbeblichkeit fein fann, wenn fie 
auch nicht für fi, fondern nur in Verbindung mit andern Umftänden ein Redtö- 
a x. zu bef&einigen geeignet. 

enn wie ber Schmurgerichtöhof anerkennt, ift da8 Buch ald ein Gegenbud) 
im Sinne der 68. 591. 592. Th. II. Tit. 8. nicht zu betrachten, und «8 gehört 
überhaupt nicht zu den Regiſtern und Schriften, melden ohne Unterſchrift für ſich 
oder unter befonderen thatſächlichen Umſtänden volle oder begrenzte Beweiskraft in 
ben 66. 159. 162. 163. 164. Th. I. Tit. 16, 1. e. beigelegt ift. 

Dann könnten aber die Zablungseintragungen auf der rechten Seite des 
Abnahmebuchs, bei welchen die Fälſchungen vorgefommen find, ihre Aechtbeit voraus- 

geſetzt, jedenfalld für den Angeklagten als Ausſteller nichts beweiſen — 8. 161. 
Th. 1. Tit. 16. — und in fofern fie in ibren urfprünalicen unverfälfhten Zuſtand 
egen ihn angerufen werden, um wollten dadurd die Zahlungen in dem geringeren 
Betrage darzuthun, würde jeder verbindlichen Kraft der Eintragung der Mangel 
der Unterſchrift des Angeklagten entgegenfteben. 

An keiner Hinſicht ftellt fih alle dad Abnahmebuch, imäbefondere auch mit 
Rückſicht auf die Zablungkeintragungen auf der rechten Seite deflelben, als eine Ur⸗ 
funde im Sinne des G. 247. des Strafgeſetzbuchs bar. 
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88. 261. 241. des GStrafgefepbubd. Anwendung der Konfurß- 
und Banteruttgefege auf —— Betrug durch 
Betrieb des offenen Handelsgeſchäfts mittelft Unterdrückung 
der Thatſache der Minderjährigkeit. 


Der Angeklagte iſt minderjährig. Er bat ein kaufmänniſches Geſchäft betrie- 
ben und feine Zahlungen eingeſtellt, und zwar bat auch dieſe Zahlungseinſtellung 
nod während jeiner Minderjährigkeit ftattgefunden. Die Eröffnung des kaufmänni- 
fhen Konkurſes, oder auch nur de abgekürzten Konkurbberfahrens nad 6. 297. ff. 
der Konfurd-Ordnung ift unterblieben, weil eine vorausſichtlich auch nur die Koften 
dedende Maffe nicht vorhanden war. 

Die Gläubiger firengten daber befondere Droge e (18 an ber Zahl) wegen 
ihrer Befriedigung an. Der Angeklagte erhob ben Einwand der Minderjährigkeit, 
und in Solge beffen wurden die Klagen theild zurüdgenommen, theild wurden fie 
dur Erfenntniß aus jenem Grunde zurüdgewiejen. 

Nunmehr wurde die Unterfuhung wegen einfaden Bankerutts aus $. 261. 
Nr. 2. ded Strafgefepbubd und wegen Betruges aus F. 241. gegen den Angeklagten 
eingeleitet, und es it die Derurtbeilung wegen beider Bergeben erfolgt. Es ift 
nämlich feftgeftellt: N 

1) daß ber Angeklagte als Handelsmann feine Zahlungen eingeftellt und die 
borgefchriebenen und nah dem Umfange feine® Geſchäftes erforderlihen Sandeld- 
bücher fo unordentlich geführt hat, daß fie feine Leberficht feined Vermögens gewähr- 
ten ($. 261. Nr. 2.); 

2) daß er in gewinnfüchtiger Abficht daß Vermögen anderer Staufleute ba- 
durch beſchädigt bat, daß er durch Aushängen eine? —— und durch Halten 
eines offenen Geſchäftes die Thatſache feiner noch beſtehenden Minderjährigkeit und 
Geſchäftsunfähigkeit unterdrückte, und bei den Kaufleuten reſp. Reiſenden, indem er 
in feinem Geſchäftslokal Beſtellungen auf Kredit bei ihnen machte, den Glauben er- 
wedte, fie hätten es mit einem geſchäftöfähigen Kaufmann zu thun, fo aber diefelben 
Pr Verabfolgung von Waaren auf Kredit veranlaßte, obne denfelben demnächſt für 
e a der Waaren aufjufommen, oder auch nur auffommen zu fönnen. 

Der Einwand des Angeklagten, daß feiner der angeblich Getäufchten in der 
Unterfuhung vernommen worden fei, indem nur dadurch bätte feftgeftellt werden 
fönnen, daß bei ihnen ein Irrthum und dadurd ihre Dermögenäbefhädigung berbei- 
geführt worden fei, ift von dem Appellationdrichter dur die Erwägung zurudgewier 
fen: durd die Eröffnung eined faufmännifhen Geſchäftes und mittelft — durch 
Gerirung als Kaufmann habe jeder Dritte vorausſetzen müſſen, der Angeklagte be» 
fige die dazu erforderlichen Eigenſchaften, insbefondere alfo die Geſchäfts- und Dis. 
pofitiondfähigfeit. Wenn er dennoch die Thatſache feiner Minderjährigkeit denjenigen, 
welche ſich mit ihm in Geſchäfte einliefen und ihm Kredit gaben, verſchwieg und dies 
fogar zu einer Seit, wo er bereitd injuffizient war, und dann jeinen Gläubigern, 
melde ihn auf Zahlung feiner Schulden im Wege des Prozefjed in Anſpruch nah⸗ 
men, den Einwand der Minderjährigkeit entgegenfegte und fie fo zur Zurücknahme der 
Klage nöthigte, fie auch nicht befriedigte, % fünne ed nicht bedenklich fein, daß der 
Angeklagte in gewinnfüchtiger Abficht eine wahre Thatfahe unterdrüdte und dadurch 
dad Vermögen jeiner getäufhten Gläubiger beſchädigte. 

Die Nichtigkeitöbefhmwerde ded Angeklagten gegen feine beiden Berurtheilun- 
gen erg Bankerutt8 und wegen Betruged ift durch Urtel ded Ober + Tribunals 
vom 16. Februar 1866 (Mr. 1247. 1.) zurüdgemwiefen, meil ein Rechtsirrthum bei 
ben Feſtſtellungen der Inſtanzrichter nicht obwalte. 
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Mir bemerken nun zu diefem Rechtöfall, daß bderfelbe in fofern von Intereſſe 
ift, ald er dad Vergehen des Bankerutts gegen einen Minderjährigen betrifft. Zu 
— Bedauern iſt dieſer Geſichtspunkt in den Entſcheidungen nicht erwogen 
worden. 

Daß nämlich zwar die Verfolgung wegen ſtrafbaren Bankerutts zuläſſig ſei, 
wenn auch — abgeſehen von dem außergerichtlichen BVergleichöverfahren — überhaupt 
ein kaufmänniſcher Konkurs gar nicht eröffnet worden iſt, verſteht ſich nach Lage 
unſerer Geſetzgebung von ſelbſt; bedenklich aber iſt die Frage, wenn ſolcher Konkurs 
überhaupt nicht eröffnet werden konnte. In den Materialien zur Konturd-Ordnung 
©. 282 ff. ift nämlid von und die frage erörtert worden, ob der faufmännifche 
Konkurs gegen einen Minderjährigen ftattfinden könne? Voraußgefegt ift natürlich, 
daß, wie bier, vormundfcaftliche oder väterlihe Genehmigung oder Majorennetätd- 
Erklärung feblen. 

Abgeſehen nämlih von den gemwerbebolizeilihen Vorſchriften, melde die Be- 
treibung eigener bürgerlicher Gewerbe durh Minderjährige verbieten, melde indeß 
als ſolche nach Art. 11. des Handelsgeſetzbuchs nur eine bedingte Wirkfamteit bei der 
frage über die Eigenfchaft ded Kaufmanned dur den faktiihen Betrieb von Han- 
delsgeſchäften haben, ſteht auch die materielle Vorfchrift ded Allg. Landrechts $. 807. 
Tit. 18. Th. Il. (der gleichlautende F. 477. Tit. 8. Th. 1. des Alle. Landredts 
ift aufgehoben) ber Erlangung jener Eigenfhaft entgegen (vergl. Art, 21. des Ein- 
führungdgejeged zum Handelsgeſetzbuch). Das Handelsgeſetzbuch bat aber nad Aus- 
weiß der Verhandlungen über baffelbe die frage über die Fähigkeit des Minorennen 
zu Handelögefbäften den Spezialgefeßgebungen überlafien. Der Mangel der allge- 
meinen Dispofitiondfähigkeit, welcher nah $. 808. Tit. 18. Th. II. die Wirkung 
bat, daß die dennoch betriebenen Handelsgeſchäfte den Regeln über die Verträge der 
Unfäbigen unterliegen, nimmt diefen Geſchäſten rechtlih den Charakter der Handeld- 
gefhäfte, indem der Art. 276. des Handelsgeſetzbuches für dieſen Begriff nur das 
wegen eined Amtes oder Standes, oder aus gewerbepolizeilihen oder anderen äbn- 
lien Gründen beftebende Gebot ded Handelsbetriebes für unmirkfam erklärt. Die 
Haftbarkeit des Minderjährigen in Folge ſolchen Handelsbetriebes aus der versio in 
rem u. f. w. fann daber nur den gemeinen Konfurd begründen. Damit fällt alfo 
aud die ftrafrechtlihe Werfolgbarkeit wegen Bankerutts binweg; der Minderjährige 
—— vor dem Strafrichter kein Kaufmann oder Handelsmann im Sinne des 

eſetzes. 

Mit dieſen Grundfägen iſt auch das Franzöſiſche und Engliſche Recht über- 
einſtimmend. Wegen des ii allgemeiner Dispoſitionsfähigkeit find auch dort 
bie Minderjährigen den Stonkurd- und den Banferuttgefegen nit unterworfen. 

Daß der Geſichtspunkt ſich ändert, fobald zwar das Handelsgeſchäft während 
ber Minderjährigteit betrieben, die Zahlungdeinftellung aber ſodann zu einem Seit 
puntt ftattgefunden bat, mo die Großjäbrigteit bereitd eingetreten war, ift von uns 
an dem angeführten Orte (Materialien zur Konkurs - Ordnung ©. 285) außein- 
andergefeßt. 


u des Strafgeſetzbuchs. Art. 105. des Handelsgeſetzbuchs. $$. 623. 
3. 639. 647. Th. U. Tit. 8. des Allg. Landrechts Bankerutt 
der Handeldfocien. Strafrehtlihe Haftung derfelben für 
die Handlungen oder Unterlaffungen unter einander beim 
Thatbeftande des einfahen Bankerutts. 


Der Ungellagte, weldyer mit dem Kaufmann NRofendorn ein KRompagnie- 
efchäft betrieben hat, ift aus $. 261. Nr. 1. 2. 4. des Strafgeſetzbuchs wegen ein- 
Fachen Banterutt3 verurtheilt, unter der Feſtſtellung, daß er 
1) duch Differenzbandel mit Börfen-Effekten übermäßige Summen verbraudt 
bat, und fchuldig geworden ift; 
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2) bie Handlungsbücher, melde nach Beſchaffenheit desß Geſchäfts erforder- 
lich waren, jo unordentlich geführt bat, daß dieſelben keine Ueberſicht des 
Vermögens gewähren, endlich, 

3) obgleich das Vermögen nach der letzten Bilanz die Hälfte der Schulden 
nicht deckte, neue Schulden gemacht hat. 

Es wurde dabei ſein Einwand verworfen, daß ihm eine Kulpa, wenn dieſelbe 
zur Anwendung des F. 261. des Strafgeſetzbuchs ausreichen ſollte, ſpeziell nachge⸗ 
wieſen werden müſſe, maß nicht geſchehen fei, namentlich werde dieſelbe dadurch aus⸗ 
geſchloſſen, daß er mit der Geſchäftsführung nichts zu thun gehabt, dieſe vielmehr 
lediglich von ſeinem Kompagnon Roſendorn beſorgt worden, und er dadurch auch 
der Buchführung überhoben geweſen ſei. Denn — ſo wurde ausgeführt — darin 
eben, daß der Angeklagte, trotz des Mangels eines ausdrücklichen, ihn von der Ger 
ſchäftsführung ausſchließenden Abkommens (68. 623. 633. II. 8. des Allg. Land- 
rechts, Art. 99. des Handelsgeſetzbuchs) und trog feiner hiernach vorliegenden Ver⸗ 
antwortlicteit für die Handlungen feine® Gefellihafterd gegenüber den’ Handlungs 
gläubigern ($. 647. II. 8. des Allg. Landrechts, Art. 112, ded Handelsgeſetzbuchs) 
ſich gar nicht um das Geſchäft und die Buchführung kümmerte, fondern dieſelbe 
lediglih dem Roſendorn überliek, liege fein Verfchulden. Er babe dadurd bie einem 
Kaufmann zur Pfliht gemachte Aufmerkfamkeit unterlaſſen, unb die Nichtkenntmiß 
der unerlaubten Handlungen reſp. die Fortdauer und Fortwirkung bderfeiben biß zur 
Zablungseinftellung verihuldet, während er mit erlangter Kenntniß verpflichtet ger 
weſen wäre, falld er die Handlungen nicht rüdgängig machen reſp. ihre Fortwirkung 
nicht verbüten konnte, die Sozietät aufzulündigen. 

Die Nichtigkeitöbefhwerde rügt: 

1) daß der Mppellationdrichter fi nicht darüber audfpreche, ob er zu dem 
Thatbeftande des $. 261. des Strafgeſetzbuchs dad Vorhandenſein eined Dolus oder 
eine Kulpa für erforderlib halte. Sollte er fih für die Negative entichieden baben, 
fo derlege er das Geſetz und den Rechtsgrundſatz: 

daß eine Straftbat nur vorfäglib oder ſchuldbarer Weiſe, nicht aber 
auc kaſuell begangen werden fünnej 
F 2) daß dem Angeklagten ein Dolus zur Laſt falle, ſei nicht feſtgeſtellt 
worden. 

Die unterlaſſene Betheiligung des Angeklagten an der Buchführung fünne 
aber eine ſtrafbare Fahrläſſigkeit nicht darſtellen. Die allegirten F8. 623. 638. 647. 
II. 8 bes Allg. Landrechts könnten nicht zur Anwendung kommen, weil die Zab- 
Iungdeinftellung unter die Herrſchaft des Handelsgeſetzbuchs falle, — und es feien die 
Art. 99. 112, des Letzteren, fowie ber auß Art. 99. I. c. und den 68. 58. 59. I, 
4. ded Allg. Landrechts folgende Rechtsgrundſatz: 

daß die Geſchäfis und Buchführung einer faufmännifchen Sozietät and» 
drüdlih ober frillfhmeigend einem Sozius allein übertragen werden 
fünne, verlegt. 

Die unterlaffene Buchführung allein fünne aber die zur Erfüllung de& That» 
beftandes des $. 261. Nr. 1. und 4. 1. c. or Kulpa überhaupt nicht darftellen, 
da diefe Vorſchriften ein pofitive8 Handeln erforderten, das dem Ungellagten nicht 
nachgewieſen fei. Die Vorderrichter nehmen nur an, daß die Differenzgeihäfte und 
die Schulden von der Handlung Rofendorn u. Comp,, deren Sozius Angeflagter 
gemefen,. fontrabirt feien, eine Sozietätähandlung Fünne aber als ſolche feine Straf- 
tbaten begeben und die ded einen Sozius begründe noch nicht die Eriminalrechtliche 
Verbaftung des anderen. E83 erſcheine deöbalb au Art. 112. des Handelögefep- 
buch& verlegt, in fofern er auf ſtrafrechtliche Fragen nicht anmendbar fei. 

Wollte man aber annehmen, daß der $. 261. Nr. 1. und 4. felbft dann 
Platz greife, wenn ein bloßes Unterlaffen, ein Nichtbindern der Handlungen des an- 
deren Soziuß genüge, fo liege doch eine Verlegung defielben vor. Denn dann bätte 
doch feftgeftellt werden müflen, welde Handlungen deß ac. Mofendorn der Jr“  ıt 


Und der Prazis. 6. 1. des Strafgeſehbuchs. 307 


hätte bintertreiben fünnen. Nacd dem Art. 125. ff. des Handelsgeſetzbuchs fei der 
Umftand, daß Roſendorn Differenzgeichärte gemacht, kein rechtlich zutreffender Grund 
eweſen, die Sozietät aufzulöſen. Erſt menn diefe Geſchäfte übermäßig geworden, 
ei Died auläffig gemeien, und dann ſchon bad Vergehen des $. 261. des Strafgefep- 
bucd vollendet. Daflelbe gelte von der Nr. 4. des allegirten Strafgeſtheb. 


Die Beſchwerde ift durch Urtel vom 23. Februar 1866 wider Pebin 
(Nr. 147. 1) zurüdgemiefen. 


Gründe. 


Qu 1, der Beſchwerde bt bereitö der erſte Michter berborgeboben, daß der 
F. 261. des Strafgeſetzbuchs gar richt verlange, daß dem Angeklagten ein Dolus 
nacgemwiefen werden müſſe. Er molle vielmehr den Leichtſinn, die Fahrläſſigkeit ber 
trafen, welde in den Rr. 1. bis 4. I. e. bezeichneten fällen als vorhanden prär 
fumirt werde. Angeklagter babe ſich aber jedenfalld in Kulpa befunden, wenn er, 
der für die Handlungen feine? Sozius überall mit verantwortlib war, demfelben die 
Geſchäfts- und Buchführung gänzlib allein überlief, nicht Einfiht von der legteren 
nahm, oder fib gar von folder ausſchließen lief. Selbft die angeblihe Unkenntniß 
von der Buchführungswiſſenſchaft würde die Kulpa nicht ausſchließen, da ed, vor⸗ 
auögefegt, er babe nichtd von der Buchführung verftanden, eben wieder Hahrläffig- 
“ feit geweſen, wenn er demungeachtet ald Sozius in dad Geſchäft Rofendorn u. Comp. 
eingetreten. s 
In gleicher Weife bat der Mppellationdrichter in feiner oben mitgetheilten 
Erwägung dem Angeklagten eine Kulpa zur Laft gelegt. 

Ebenſo hinfällig ift aber auch der Vorwurf: 

Zu 2. Denn an und für fi ift die vorftehende Wudlegung der früheren 
Richter uber die Bedeutung der Nr. 1. bis 4. des G. 261. des Stzafgefrpbuc eine 
zutreffende. Daß Geſetz präfumirt feinem Wortlaute und feinem inneren Sinne 
nach ſowohl die Fahrläſſigkeit und den Peichtfinn, ald auch deren Kaufalaufammen- 
bang mit der Zablungseinftellung, und die Erkenntniſſe de3 Königlichen Ober- Tri. 
bunal3 vom 4. April 1861 wider Schirmer, refp. vom 19. April 186] wider Gom- 
merfeldt (Oppenhoff Rectipr. L &. 346, 356) haben bieß übereinftimmend ausge⸗ 
führt, auch dabei unter Anderm bemerkt, daß ed gleichgültig fei, ob Kommiſſib⸗ oder 
Dmiffiv-Handlungen vorliegen. Dad Gefeg molle durd die Strafvorſchriften gegen 
den einfachen Banferutt den Öffentlichen Kredit, meldhen der Kaufmann ıc. in Un- 
ſpruch nehme, gegen Benachtheiligung ſchüßen. Insbeſondere hätten feine rein for- 
mellen Vorſchriften im $. 261. Nr. 2. und 3. diefen Zweck, fie feien Sicherungs 
mittel gegen eine leichtfinnige Führung des Handelsgeſchäfts, naw-atlich gegen eine 
Berdunfelung der Mafle bei ausbrechender Zahlungsunfähigkeit. Erfülle der Handels⸗ 
mann die gefeglihen Erforderniffe bei der Führung feined Geſchäfts nicht, fo liege 
ein Unterlaffungdvergeben vor, deſſen Thatbeitand nicht von der größeren oder ge- 
ringeren Fähigkeit zur Erfüllung jener Erforderniffe abhängig fei, fondern allein dur 
bie Thatſache der Unterlaflung bergeftellt werbe. 

Dadurch erledigt fih zugleich die gefammte Ausführung ded Imploranten, 
duch welche er nachweiſen will, daf der Appellationdrichter in einem Rechtsirrthume 
fi befunden habe. Im Wesentlichen ift derfelbe den Behauptungen des Angeklagten 
in feiner Appellationdfchrift gefolgt, umd eine ibm sub 2a. vorgeworfene Verlegung 
deö $. 261. Mr. 2.1. c. liegt nit vor. Denn nad dem fo eben Bemerkten fommt 
e8 in Bezug bierauf nur in Betracht, daß die Handlungsbücher, mie feftgeitellt, jo 
unordentlic geführt worden find, daß diefelben keine Ueberſicht des Bermögendzu- 
ftanded gewähren. Der Angeklagte kann fi auch nad den von ibm berangezogenen 
Art. 99. und 112, des Handelsgeſetzbuchs nicht dadurch ſchüßen, daß fein Sozius 
ausſchließlich die Bücher geführt bat. 
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Freilich beftimmt der Art. 99. J. c.: 
daß die Gefhäftdführung in einem Gefellfchaftävertrage einem oder 
mebreren der Gefellfchafter übertragen werden kann. 

Allein dazu gehört einedtheild nah Art. 90. I. e. ein biedfälliged außdrüd- 
lihe8 Abkommen , welches der Angeklagte nicht einmal behauptet hat, andererfeit® 
berordnet aber au der Urt. 105. 1. c.: 

daß der Gefellihafter, auch wenn er nicht in dem Gefchäftäbetriebe der 
Geſellſchaft tbätig ift, ſich perfönlid von dem Gange der Gefelfchafts- 
angelegenbeiten unterrichten, jederzeit in das Geichärtslofal fommen, die 
Handeldbüher und Papiere der Gefellihaft einfehen und auf ibrer 
Grundlage eine Bilanz zu feiner Ueberficht anfertigen kann. 

Hat died, wie die Vorderrichter angenommen baben, der “jmplorant ver- 
fäumt, jo bat er eben gegen den $. 261. Nr. 2, de? Strafgeſetzbüchs gebandelt, 
und muß die Folge davon tragen. Ein Gleiches gilt, wenn man die Borfcriften 
der 66. 623. 633. 647. 11. 8. des Allg. Landrechts zum Grunde legt, indem bereit 
dad Erkenntniß des Königlihen Ober-Tribunald vom 16. Juli 1858 wider fFürften- 
ftein zufolge des F. 639. I. ec. entſchieden hat, daß der auch nicht mit der Buchfüh- 
rung betraut geweſene Soziuß ftrafrechtli für die unordentlihe Buchführung feineß 
Kompagnond zu haften bat. Demgemäß bleibt der $. 58. reſp. $. 59. 1. 4. des 
Allg. Landrechts ohne jeden Einfluß. 

Ebenfo wenig liegt ein Verſtoß gegen die Nr. 1. und 4. des 6. 261. des 
Strafgefegbubs vor. Wie bereit ermähnt, finden diefe Strafbeflimmungen Anwen» 
dung, gleichviel ob ein pofitive8 Handeln ded Angeklagten oder eine Unterlaflung 
befjelben jtattgefunden bat. 

Die Vorderrichter haben dem Imploranten eine legtere vorgeworfen und die 
biedfälligen Momente hervorgehoben, aud haben j nicht feftgeftellt, daß diefelben der 
Handlung Rofendorn u. Comp. zur Laft fallen, ſondern in der Eingangs mitgetbeil- 
ten thatſächlichen Schlußfeftitellung ausdrücklich gejagt, daß fie gegen den Angeklag- 
ten gerichtet fei. Wenn in den vorangegangenen Erwägungen des eriten Urtheils 
bin und wieder von der » Handlung Rofendorn u. Comp.« gefproden wird, fo ift 
dieß bei dem — Zuſammenhange ohne Gewicht. 

Durch das Vorgedachte erledigt ſich auch die Bezugnahme auf die Art. 111. 
und 125. des Handelsgeſetzbuchs 


271. des Strafgeſetzbuchs. Nichtanwendung auf die Entzie- 
ung aus der Privatpfändung. 


Der Angeklagte, gegen welchen feftgeftellt if, daß er die ihm zugehörigen von 
der Ehefrau ©. auf ihrem Acker gepfändeten Gänſe derfelben in vechtäwidriger Ab- 
fiht wieder mweggenommen bat, ift von der deöhalb aus F. 271. des Strafgeegbucß 
erhobenen Anklage freigefprocen. 

Der DOber-Staatdanwalt greift die Ausführung der Inſtanzrichter an, nad) 
welcher a) der $. 271. ein Retentiondreht im Sinne der 6%. 536. 537. Tit. 20. 
Th. 1. des Allg. Landrechts voraudfege, diefed aber durch eine Privatpfändung auf 
Grund der 88. 4. 6. 53. der Feldpolizei Ordnung nicht begründet werde, ferner 
b) die rechtswidrige Entziehung gepfändeter Sachen nur in dem alle mit Strafe 
bedroht fei, wo die Pfändung durch eine Behörde oder einen Beamten vorgenom- 
men fei ($. 272.), endlich aber c) für diefed nad allgemeinen Grundfägen ſchwerere 
Vergeben eine niedrigere Strafe al die des $. 271. angeordnet fer, der Gefepgeber 
aber nit im Sinne gehabt haben fünne, fälle der vorliegenden Art unter den 
&. 271. zu fubfumiren. . 

Die Befchwerbe ift durch Urtel vom 7. März 1866 wider Krämer (Nr. 1329. 1.) 
zurüdgemwiefen. Denn daß Ober» Tribunal bat bereits in den Erfenntniffen vom 2. 
Januar 1856 wider Roßeck, vom 12. September 1856 wider Rebfeld und vom 
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9. Dftober 1857 wider Smolewäti (Ardiv Bd. IV. S. 264, 850, Bb. VI, ©. 283) 
gerade mit Bezug auf die als verlegt bezeichneten Gefegeäftellen des Näberen auß- 
geführt, daß der 8. 271. des Strafgeſetzbuchs das im $. 537.1. 20. deö Allg. Land» 
rechtd erwähnte Retentionsrecht auf Sahen umfaßt, melde bermöge eineß zur Zu- 
rüdgabe verpflihtenden Titels, nicht aber durh einfeitige Pfändung in 
die Gemwahrfam dedjenigen gelangt find, der diefelben zurückzubehalten bered- 
tigt ift. Dabei ift gleihfalld die weit geringere Strafe des $. 272. in Betract 
gezogen und erwogen morden, daß bei Berüdfihtigung der 99. 462— 465. I. 14, 
Des Alg. Landrechts refp. der fFeldpolizei-Drdnung vom 1. November 1847 nur der 
Thatbeſtand einer ftraflofen eigenmächtigen Selbfthülfe vorliege. 


F. 274. des Strafgeſetzbuchs. Art. 40. der Holz - Ordnung für das 
Fürſtenthum Paderborn vom 1. März 1669. Jagdedikt vom 13. Sep- 
tember 1800 und Verordnung vom 28. September 1792 für Paderborn. 
Der Fuchs kein jagbbared Thierim Fürftentbum Paderborn. 


Der Angeklagte bat auf einem im Fürſtenthum Paderborn belegenen frem- 
den Jagdbezirk einen erfchlagenen Fuchs gefunden und an fi) genommen. Er ift von 
der Anklage aus $. 274. wegen Jagddefraudation freigefprochen, weil nad dortigem 
Propdinzialreht und nad dem Allg. Landrecht der Fuchs nicht zu den jagdbaren 
wilden Thieren geböre. 


Die Befchwerde ded Ober -Staatdanmwaltd ift durch Urtel des Ober-Tribu- 
nald vom 1. Februar 1866 wider Prigge (Nr. 368. II.) zurüdgemiefen. 


Gründe 


Dad Allg. Landrecht bezeichnet in F. 127. Th. I. Tit. 9. und GG. 30. 39. 
Th. U. Tit. 16. ald Objekte ded Jagdrechts nur jagdbare wilde Thiere. “In Betreff 
der frage, welche Thiere zu den jagdbaren gebören, verweilt 6. 31. Th. 1. Tit. 16. 
zunächſt auf die in Gejegen einer jeden Provinz enthaltenen Beitimmungen. 

Die am 1. März 1669 von dem Bifhof zu Paderborn zur auten Aufſicht 
und Hegung der Bijhöflihen Wälder und Gehölze erlaffene, dur Art. 48. auch 
auf den Privatbefig ausgedehnte Holz-Ordnung enthält im Art. 39. zwar für Unter- 
tbanen und Fremde dad durdy dad fpätere Jagdedikt vom 13. September 1800 in 
feiner erfieren Ulternative noch beſonders eingefhärfte Verbot, Tächſe oder Füchſe 
außzugraben oder zu verfolgen. Sie beftimmt aber dann im Art. 40. wörtlich: 

Und obzwar Unfere Förſter und Jäger die Wölfe, Füchſe, Tächſe, Mar- 
der zu ihrem Nugen und Gefallen fangen und behalten oder veräußern 
können, follen fie doch von dem Wilde, welches zu effen dient, Nichts für 
ſich verwenden, verkaufen, verfchenfen oder veräußern, fondern was deſſen 
gefangen oder gefället wird, nad) Unferem Hof liefern. 

Der Zufammenbang der Füchſe mit den übrigen erwähnten Raubthieren und 
der zwiſchen den legteren und dem zum Eſſen dienenden Wilde bervorgehobene Gegen- 
fag läßt erfennen, daß im Sinne diefer Verordnung die Füchſe nicht als jagdbare 

iere gelten und das für Nichtforftbeamte gegebene Verbot ihrer Audgrabung oder 
Verfolgung nur im Intereffe der Forfttultur, welches die Holz.Ordnung vorzugsweiſe 
im Auge bat, ergangen it. 
n Uebereinftimmung hiermit bat die von dem Bilhof von Paderborn 
unterm 28, September 1792 erlaffene Verordnung, die ſich ſelbſt ald ein Strafgefeg 
egen Wilddiebe und ald wider alle Wilddiebereien gerichtet anfündigt, ohne ber 
chf zu erwähnen, zehn einzelne Kategorien von Wild aufgeführt und danach die 
Strafe der Wilddieberei je nach der Urt des gejagten Thiered befonderd normirt. 
Sie fließt dadurch die von ihr nicht aufgezäblten Thiere, mithin aud die Füchſe 
als nicht zu den jagdbaren gehörend, aus, womit dad bei der mindejtend anzuerfen- 
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nenden Seifelbaftigkeit der anbezogenen und in Ermangelung fonjtiger prodinzial« 
rechtlicher Bellimmungen entſcheidende Allg. Landrecht übereinftimmt (88. 32. ff. 
Tit. 16. Tb. I1., G$. 2. 4. des Dublitationd-Patentd vom 9. September 1814). 

Wenn der Appellationdrichter alſo unter der mit Erfolg nicht angegriffenen 
Vorausſetzung, daß im Bereiche ded vormaligen Fürſtenthums Daderborn der Fuß 
fein jagdbbares Thier fei, die Unmwendbarkeit des G. 274. des Strafgefegbuhß für 
außgeichloffen erachtet, fo befindet er fib dabei mit dem Präjudiz Nr. 205. vom 
31. März 1856 (Entſcheid. Bd. 34. ©. 355, Goltd. Archiv Bd. IV. ©. 510) voll» 
fommen im Einklange. 


$ 282. de3 Strafgeſetzbuchs. Doluß bei der Befhädigung oder 
erftörung Öffentliher Anlagen. 


Der Angeklagte hat eine Reihe von Prelliteinen, welde vor, unter und binter 
einer Brüde auf der Chauſſee ftanden, ausgegraben und für ſich verwendet. Er ift 
aus $. 282. verurtheilt, obwohl feitgeftellt ift, daß er dad Bewußtſein der Rechts. 
widrigteit feiner Handlung nicht gebabt, dat ‘ihm das Bemußtfein und die Abficht 
der Zerſtörung oder Beſchädigung zum öffentlichen Nutzen dienender Gegenftände ge- 
fehlt, er vielmehr dad Bewußtfein gehabt habe, daß feine Handlung an maafgeben- 
der Stelle genehmigt werden würde, 

Auf feine Beſchwerde hat dad Ober + Tribunal am 7. März 1866 wiber 
Rechenberg (Nr. 187. 1.) vernichtet, weil nad diefer Feftftellung dem Angeklagten 
ein fteafrechtliber Dolus überhaupt nit zur Laſt falle, damit al bon der Anwen- 
dung ded $. 282, feine Rede fein fünne. 


Zur Literatur des Ariminalredts. 


1. Freiherr Dr. R. d. Grof, Ober-Gtaatdanwalt in Eiſenach. Ueber bad Engliſche Schmur- 
gerichtäverfahren. Leipzig 1866 bei Barth. 


, Der rühmlichſt bekannte Verfaſſer fehildert in diefer, im Briefform bereits in der Strafrechts⸗ 

zeitung abgebrudten, nun befonder& erfchienenen Schrift die Eindrüde und Erfahrangen, welche er bei 
einem längeren, zum Theil zn diefem Zwede genommenen Auf.ntbalt in England über dad dortige Straf: 
verfahren gewonnen bat. Mit befonderem Intereffe begrüßen wir dieſe Darftellungen tined fo vielfeitig 
gebildeten Praktikers, welcher zu gleibem Zwecke früher frankreich befucht hat, und melden der Schaf 
feiner praftijhen Erfahrungen im eigenen Lande und in Dentfchland überhaupt vorzugsweiſe zu kritifcher 
Anfhauung befähigt. Die Refultate find durch die Beimohnung zablreiher Verhandlungen in den Polizei. 
gerichten umd im den Wififen und duch den Verfehe mit Sachkundigen gemonnen, Zur Veranſchaulichuug 
dient die genaue Schilderung ded Verlaufs zingelner Fälle und die Vergleihung mit der Behandlung 
folder Fälle, ſowie überhaupt des Prozefies im feinem Einzelheiten nad dem Franjöſiſch -Deutſchen Ver. 
fahren. Mir befenmen, auf diefe Meife in vielfachet Sinfiht neue Belchrungen erhalten zu haben, melde 
durch die Darftelang vorzugämeife nur dom tbeoretiihen Standpunkt beobachtender Verichterftattereung 
nicht geboten werden konnten. Wir dürfen daher die Schrift dringend Mllen denen empfehlen, welcht eine 
gleiche Belehrung fuchen. 


II Die Vergiftung durch Koblendunft. Kliniſch und gerihtöärzilih bdargeftellt von Dr. Her. 
mann Friedberg, Dirigent eines kliniſchen chirurgiſchen und augenärztliden “Inftitutes, 
Dozent der Chirurgie md Staatdarzneifunde an der Umiverfität, prakt. Arzt 4u Berlin. 
Berlin 1866, Liebrecht. A 


Mir werden um die Aufnabme nachſtehender Anzeige biefer Schrift erfudht. 

Her Hermann rt wirft in feiner fo eben erſchienenen Schrift die Frage auf: 
wotan erkennt man, daß der Tod in Folge der Einatbmung von Kohlendunſt eingerreten it? Was man 
biöber zur Beantwortung diefer Frage beibradhte, entſpricht, mie F. erflärt, nicht den Unforderungen einer 
exakten Diagnoftif. „Wer bieran zweifelt, der lefe nur dad, was bie fo eben erfchienenen in dem 87. Bande 
der Prager DVierteljabräfhrift für praktiſche Heilfunde abgedrudften, von den Profefforen Maſchka und 
Treip erftatteten Outachten in ber Gloganer Affaire rüdfichtlich der Dingnofe der Koblendunftver- 
giftung enthalten.“ Bon dem im biefem Gutachten geführten Streite darüber, ob es fih in dem begüg- 
lien Falle um einen natürlichen Tod (acuted Lungenödem, Maſchka), oder um einen gewaltfamen Tod 
Erſtickung durch Verfliehen von Mund und Nafe, Treig) handle, fiebt F. ab. Nur auf die Art und 
Meife, im welcher diefe Gutachten eine Koblendunftvergiftung für möglib, aber für nicht wahrſcheinlich 
ausgeben, deutet er bin, denn der Umſtaud, daß zwei fo fompetente Beurtheiler, wie Maſchka und 
Treig, bierüber nichts Anderes beibringen, ald was ihre Gutachten enthalten, ift wohl geeiquet, den 
biäberigen gerichtäärztlihen Standpunkt der Diagnofe der Koblendunftvergiftung zu kennjeichnen. Keines 
von jenen beiden Gutachten nämlid weift darauf hin, daß durch die Unterfuhung des Blutes eine folde 
Vergiftung nachgewieſen werden fünne. Ueber dad Weſen der Koblendunftvergiftung find, wie F. herdot · 
bebt, überhaupt gam ſalſche Anſichten verbreitet. So wird fie . B. von Casper für „Erftidung* gebal- 
ten und umter ber Beztichnung „Erftitung in Koblenoryb* aufgeführt, während es fih bier doch gar 
nicht um eine Erftidung, fondern um eine Vergiftung handelt. ‘ 

Bis jetzt fonnte man aus der Leihenunterfuhung eine ftattgehabte Koblendunftvergiftung nur 
dartır erfäpliehen, mern anderweitig ermittelt wurde, daß der Verftorbene dem Kohlendunſte ausgeſeht ger 
weien war, ober auch dann, wenn man Stoblenpartitelden, weldye in dem Stohlendunfte vorhanden waren, 
an den Nafenflügeln oder in den Athmungswegen der Leiche vorfand. In diefem falle bezog man bie 
in ber Leiche vorhandenen frankhaften Veränderungen auf die Wirkung des Einathmens von Koblendunft 
und bielt ihn für die Urſache des Todes: Nun kam es aber vor, daß die äußeren Umftände, unter denen 
ber Verftorbene fein Beben einbüßte, unbefannt blieben; auch mar biäweilen der Kohlendunft von dem die 
Kohlenpartikelchen enthaltenden Rauche frei; alsdanu war ber Arzt bei der Beurtheilung der Todedart 
nur auf die am ber Leiche fi vorfindenden franfhaften Veränderungen amgewiefen. Die Art und Weiſe 
aber, wie die lehteren bis jept unterfucht wurden, war nicht im Stande, diefelben als charakteriſtiſche 
nachzuweiſen, vielmehr mußte man bei ihr die Möglichkeit zugeben, daß ſolche Veränderungen nicht nur 
durch Koblendunft, fondern auch durch andere Urfachen herbeigeführt werden fünnten. Nachdem F. dies 
an den einzelnen Veränderungen nadgemiefen hat, beſchreibt et das neue Verfahren zur Feſtſtellung 
einer Koblendunftvergiftung. Sierbei wendet er den von Hoppe-Geyler und Stokes angegebenen 
Nachweis von Kohlenozyd auf Kohlendunſt an, weil Kohlenoxhd fi ftetd‘ in dem Kohlendunſte 
porfindet. 
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Die Unterfuhung geſchieht vermitelft eined Speltralapparats. Gewöhnliches (jauerftoffhaltige®) 
Blut hat nämlich die Fähigkeit, grünes und gelbed Licht zu abforbiren, fo daf es in dem Spektrum bei 
den Fraunhoferſchen Linien D und E je einen dunkeln Streifen erzeugt. Entziebt man nun foldem Blute 
den Sauerftoff, 3. B. durch einen Zuſah ven Schwefelammonium oder von ammoniakaliſcher Eifenorydul- 
löfung, dann zeigt fi, ftatt der genannten beiden Abforptionäjtreifen, nur ein breiter- bunfler Streifen 
zwiihen D und E. SKoblenogudhaltiged Blur zeigt ebenfall® jene beiden Abforptiondftreifen, da es aber 
feinen Sauerftoff enthält, — (diefer ift durch das Kohlenoxyd verdrängt, und hierin eben liegt bie tödt- 
fie Wirkung ded Kohlenoxydes), — läßt der Zufag von Schmefelammonium oder von ammoniafalifher 
Eiſenoxydullöſung diefe Streifen nicht verfhminden, und der Zwiſchenraum bleibt unbefhattet. F. bat 
diefe fpeftroftopifche Unterfuhung des Blutes bei Thieren, die er durch Roblendunft vergiftete, volfom- 
men bewährt gefunden und empfiehlt ihre Unmendung behufs der Feſtſtellung einer folden Vergiftung bei 
Menſchen. Das Ergebniß der Uuterfuhung kann jedoch, mie er bemerkt, dadurd die Beweiskraft verlie- 
ren, daf das Kohlenoxyd in dem Blute mit der Zeit fih in Koblenfäure ummwanbelt, modann dad Blut 
ſpektroskopiſch ſich mie fauerftoffhaltiged Blut verhält. Eine folde Umwandlung geht jedoch erſt nad 
mehreren Tagen vor fi, fo daf die fpeftrodfopifhe Unterfuhung jedenfalls einige Tage nah dem Tode 
die Kohlendunftvergiftung zuverläffig nachweiſen fann. Wie lange Vegtered möglich fei, und melde Be- 
dingungen hierauf von Einfluß feien, muß, wie F. meint, die Erfahrnng lehren. j 


11. Dr. 4. F. Berner, Drofeffor zu Berlin. Lehrbuch des Deutſchen Strafrehtd. Dritte 
verbefferte Auflage, Leipzig 1866 bei Taudnig. 


Es ift gewiß eine überauß erfreuliche und den Verfaſſer ebrende Erfheinung, daß ein Lehrbuch 
deß Deuticen Strafrechtd, alfo ein das gemeine Deutfhe und in allgemeinen Zügen die Partikularrehte 
umfaffended Lehrbuch, innerhalb meun Tabren drei Auflagen erlebt. Der Werth de Werkes in feinem 
mwiflenfhaftlihen Gehalte und im feiner praftifhen Brauchbarkeit wird dadurch binlänglih bezeugt. Die 
neue Auflage hat wefentlihe Bermehrungen und Umarbeitungen erfübren in den Abfchnitten vom Verſuch 
(Arten ded Verſuches, Rüdtritt und Verhinderung des Erfolged) und von ber Verjährung. 


IV. Strafgefepgebung, die neue, bed Großherzogthums Baden. Bollftändige Sammlung 
fämmtlicher Geſetze und Verordn. über Strafrebt und Strafverfahren. 2. Lig. Mannheim, 
Bensheimer. 


V. Ueberſicht der Strafrechtspflege im Großherzogthum Baden während der Jahre 1858 
biß 1863, Heraudgegeben von dem Broßberzoglihen JufligMinifterium. Karlörube 1861 
bis 1864, Müller, 


VI. Karl Ummann, Minifl.-Ratb, Gerichtöverfoffung und Gtrafprogeß- Ordnung für das 
Großherzogthum Baden mit Erläuterungen für ben prakt. Gebraud. Karlstuhe, Müller. 


vi, Dr. 4. v. Orelli, Oberrichter, über Errichtung von Iwangdarbeitdanftalten. * 
ehalten in der gemeinnützigen Geſellſchaft des Bezirkes Zürich am 26. Mär; 1866. 
rich 1865, Herzog. 


VIL ©. Krug, über den Schup ber Fabrik- und MWaarenzeihen nebft ben einfhlagenden Ber 
fegen jämmtlider Deutſchen Staaten. 2. unveränderte Auflage. Darmftadt, Zernin. 


IX. €. 5. AUndreä, die Rechtſprechung des Großherzogl. Sächſiſchen und Gefammt-Ober-Ap- 
pellationsgerihtö zu Jena in Stroflahen. Zum Handgebraub für Praftiter bearbeitet. 
r Weimar 1865, Böhlau. 


X. Drof. Dr. €, Emmert, der Kriminal +» Progeg Demme - Trümpp vom gerichtsärztlichen 
Standpunkt aus bargeftellt. Wien 1866, Braumüller. 





Berlin, gedruckt im der Königlichen Geheimen Ober + Hofbuddruderei 
(R. d. Detter). 


Beiträge zur richtigen Würdigung des fogenann- 
ten circumftantiellen Beweifes in Straffaden. 


Ron Herrn Geheimeratb Dr. Mittermaier in Heidelberg. 


Mr baben in diefer Seitihrift?) die Frage über die Bebeutung des fogenann- 
ten eircumftantiellen Beweiſes zu erörtern verſucht. Seit dem Erfcheinen dieſes Auf- 
ſatzes ift die frage über die Natur und den Werth dieſes Beweifed Gegenftand viel- 
faber neuerer Beobachtungen und Erfahrungen geworden. In einer Reihe von 
Prozeflen, in welchen Wahrſprüche ergingen, die fpäter ald ungerecht ſich ergaben, 
lag nur circumftantieller Beweis vor, 3. B. in England in bem Prozeſſe gegen den 
zum Tode verurtbeilten Arzt Smethurft?) und im Friaul gegen den Italiener Deli- 
zioni, defien Unſchuld fpäter anerkannt murde. In beiden Prozeffen hatten geachtete 
Enalifhe Richter dur ihre Schlufvorträge an die Gefhworenen und durch ihre 
Erklärungen nad dem Wabrſpruche gezeigt, daß fie von der Richtigkeit ded MWahr- 
fpruh® auf den Grund ded circumftantiellen Beweiſes überzeugt feien. Selbft in 
dem Prozeſſe gegen den bingerichteten Müller ift die Art?), wie der auf Indicien 
gebaute Beweis benugt wurde, im Zufammenbang mit großen Fehlern des Engliſchen 
Verfahrens geeignet, auf Gefahren des circumitantiellen Beweiſes ——— zu 
machen. 

In den neueſten Verbandlungen in den Kammern über die Todesſtrafe iſt 
von erfahrenen Juriſten der Umſtand, daß häufig Wahrſprüche in Strafprozeſſen, in 
welchen Todesurtheile ergehen, auf circumſtantiellen Beweis gebaut ſind, dieſer aber 
höchſt trüglich iſt und vielfache Zweifel zurüdläßt, ob das Urtheil ein gerechtes war, 
als ein Grund gegen die Beibehaltung der Todesſtrafe benutzt. Treffende Worte 
bat in dieſer Beziehung in der PR Kammer der tüchtige Staatdanmwalt 
Mittnaht geiprohen *), wenn er fagt: »die Wechſelfälle eine® Anzeigebeweiſes find 


1) Archiv für Preufifhe Strafrecht VI. ©. 145. 

2) Darüber meine Darftellung ded Progeffed im Gerihtäfaal 1860 ©. 329. 

3) Wir verweifen auf die Schrift eined achtungswerthen erfahrenen Richters: Schwarz ber 
Kriminalprozeß franz Müller, Eelle 1865. Bon Bedeutung find die Erklärungen tüchtiger Juriften über 
die Schrift von Schwarz; in dieſem Archiv Bd. XII. ©. 726 und im Gerichtäfaal 1865, beide Ju ⸗ 
riften zeigen, durch die von ihnen bervorgehobenen Zweifel, daß fie die ergangene Eutſcheidung und Hin 
richtung nit billigen. Auch verdienen die Bemerkungen eines tüdtigen Englifhen Juriſten im law 
Magazine 1865, Novemberheft p. 51, über den Proje Müller Beachtung. 

en . In der Sihung vom 13. Februar 1865, Verhandlungen der zweiten Kammer 1865, 
&. 2359. 
Urdiv. 1866, Mai. 21 
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oft beinahe dem Zufalle gleichzuachten, weil fo oft Einzelne bei diefer Art des Be- 
weiſes dunkel bleibt, Anderes, wenn auch minder Weſentliches fogar pofitiv unrichtig 
bor Gericht zu Tage gefördert wird.e Aud der Mürttembergiijbe Herr Juftiz- 
Minifter von Neurratd macht aufmerffam darauf, und daß es in den Württem- 
bergifchen Gerichten von 1843 biß 1849 Grundfag war, daß, fo oft eine Verurtbei- 
lung auf Indicien erfolgte, niemald ein Todesurtheil erfolgte. In Anſehung diefed 
legten Punktes darf c8 nit unbeachtet bleiben, daß noch jept fein Todedurtheil auf 
den Grund de Indicienbemweifed in Defterreih gefällt werden darf, und daß in jedem 
Jahre mehrere Fälle des Mordes vorkommen, wo Defterreichiiche Gerichte kein Todes» 
urtheil fällen, weil nur Indicienbeweis für die Annahme der Schuld vorliegt. In 
der neueften Strafprozek - Ordnung für den Schweizerfanton St. Gallen vom 31. 
März 1865, nad welchem feine Gefhworenen urtheilen, haben die Gefepgeber «8 für 
nöthig gefunden, den Richtern eine befondere Anweifung zu geben’), unter welchen 
Bedingungen ein Beweis gegen den Angeklagten auf Ani (Unzeigungen) ge- 
baut werden darf, fo daß im Gefege dem Richter eingejchärft wird, bauptfächlih zu 
prüfen, ob die Umftände, welche einen Schluß auf die Schuld ded Angeklagten ge- 
ftatten, zur vollen Ueberzeugung dargethan find, ob fie unter fih im Zuſammenhang 
find, ob fie nicht mit anderen ermittelten Umftänden im Widerſpruch fteben, und ob 
die Uebereinftimmung derfelben fo ftarf iſt, daß fie vernünftigerweife nicht anders, 
als aus der Begehung der ftrafbaren That durch den WUngeklagten erklärt werden 
fönnten. Wenn aber au bei dem Indicienbeweiſe alle gefeglihen Bedingungen ber 
Nerurtbeilung vorhanden find, fo wagt der Gefepgeber in St. Gallen dod nicht, 
auf Indicienbeweis Todesſtrafe erkennen zu laffen, und bejtimmt, daß an die Stelle 
diefer Strafe lebenslängliches Zuchthaus trete’). 

Mir baben in diefer Zeitichrift”) das michtige Merk des Amerikaniſchen Ju- 
riften Burill über den cireumftantiellen Beweis ausführlich befprochen. 


In der neueften Zeit ift die Lehre don dem circumftantiellen Beweife in 
England der Gegenftand bedeutender Forſchungen geworden, und zwar in der neuen 
(4.) Ausgabe des ruͤhmlich bekannten Werkes von Wills*) ferner in einem Auffage 
über die Natur des circumftantiellen Beweifed in Westminster review’) und in dem 
Werke über Kriminalrecht England8 von Stephen’). Diefe Werke verdienen aud) 
die Aufmerffamteit ausländifher Juriften, da fie, treu dem praktiſchen Charakter 
Engliſcher juriftifher Arbeiten, einen Schap praftiiher Bemerkungen, über Anwen» 
dung des circumftantiellen Beweifee, Erfahrungen und Nachweiſungen über die dabei 
leicht vorfommenden Sertbümer und Warnungen, immer mit Berufung auf vorge» 
fommene Straffälle enthalten. Insbeſondere ıft die neue Ausgabe des Werke von 
Wills wichtig, wegen der Benugung einer großen Zahl in neuerer Zeit verhandelter 
Straffälle, in welden der Wahrſpruch nur auf circumjtantiellen Beweid gebaut wer» 
den fonnte, und wegen der von Engliſchen Richtern vorgelegten Schlußvorträge, 
worin die Anfichten der Praxis über den Werth des Beweiled durd Nebenumjtände 
entwidelt werden. Die Wichtigkeit folher Schlußvorträge wird Jeder würdigen, der 
es weiß, mie die Engliſchen Richter die Gelegenheit benugen, in ihren charges die 
Gefhworener zu belehren, worauf fie bei der Prüfung des Beweifed vorzüglid) feben, 
waß fie vermeiden follten, jo daß in diefen Anmeifungen, die freilich, wie wir unten 
zeigen werden, in fehr verfchiedener Richtung gegeben und leicht irreleitend werden, 


1) Art. 171. 

2) Strafprozef-Ordnung von 1865 Urt. 176. 

3) Archid für Preuf. Strafrecht VI. ©. 148, 

4) An Essay on the principles of circumstantiel evidence. By the late with an 
Wills edited by hes son Alfred Wills, fourth edition, London 1862. 

5) The Westminster review January 1865 p. 158— 194. 

* 6) A general view of the criminal law of ——— by J. Stephen. London 1863 

pag. 265. 
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die in der Englifhen Rechtsübung berrfchende Theorie über den circamftantiellen Be- 
weiß zu finden if. Der Aufſatz im Westminster review ift deswegen wichtig, weil 
darin trefflih die Gefahren des Indicienbeweiſes geſchildert, Anmeifungen darüber, 
worauf bei der Bildung von Sclufßfolgerungen in Straffällen gefehen werden foll, 
gegeben, und vorzüglich die wichtigften häufig vorkommenden Indicien mit wohl zu 
beachtenden praftiihen Erfahrungen zergliedert werden. Die Abhandlung von 
Stephen ift wichtig, weil darin mit großer Feinheit die Natur des circumitantiellen 
Beweifed, der Verfchiedenbeit der Bedeutung, in welcher diefer Ausdruck von u- 
titten aufgefaßt, der Unterſchied vom direkten und circumftantiellen Beweis erörtert 
und der Nachtheil mander in diefer Lehre von der Praxis vorkommenden Irrthümer 
nachgemwiefen wird. Wir werden in unferer Entmwidelung auf die wichtigſten Punkte 
zurüdtommen. Erwähnung verdient eine geiftreihe Abhandlung’) über Beinei durch 
Nebenumſtände von Wharton, worin der Berfafjer?) (einer der vorzüglichſten Amerik. 
Auriften) zu zeigen ſucht, daß die verfchiedenen Indicien im Strafrent unfreiwillige 
Bekenntniſſe And, durch weldye nad den Anordnungen Gotted, welcher mwill, daß die 
Schuld entdedt wird, der Verbrecher, wenn er auch noch fo fchlau dad Verbrechen 
fo verübt, daß kein Beweis möglich fcheint, fein eigener Ankläger wird, indem es 
ihm nicht gelingt, die Spuren des Verbrechens, Blutfleden, Fußitapfen, Papiere mit 
denen er dad Scießgewehr ladet, zu entfernen, jo daß folde Nebenumftände ftumme 
Zeugen der Schuld werben. 


Seit Einführung der Schwurgerichte ift befanntlih über die feit Jahrhun- 
berten entwidelte gefeglihe Bemweiötheorie der Stab gebrochen, und in Befolgung des 
Franzöſiſchen Syſtems haben nun Staat3rihter und Geſchworene ihren Ausſpruch 
nur nad innerer Ueberzeugung zu geben. 


Vergleiht man die Verhandlungen der verſchiedenen Länder in den ſchwierigſten 
Straffällen, jo überzeugt man ſich bald, daß da, wo über richterliche Irrthümer und 
Verurtheilung Unfhuldiger geklagt wird, häufig Straffälle vorlagen, in denen nur cir⸗ 
cumftantiellec Beweis vorlag, daß auch in folden Fällen Gefhworene am meiften in 
einer peinlihen Stimmung fid befinden und geneigt find, wenn irgend ein Smeifel 
obmaltet, lieber lodzufprehen. Nah der Erfahtung wird au in Fällen diefer Art 
die Anficht des Volked über den Ausgang des Prozeſſes häufig don dem gefällten 
Urtheil abmweihen, und die ohnehin an fi peinlihe Rage des Negenten, der entfchei- 
den foll, ob ein Todesurtheil bejtätigt, oder ob begnadigt werden foll, wird noch ge- 
fteigert fein, wenn da3 Urtheil nur auf ndicienbeweid gebaut war. Alle diefe & . 
[heinungen lehren, daß die richtige Würdigung des circumftantiellen Beweife die 
größten Schwierigkeiten hat, und daß bei uriften wie bei Nichtjuriften oft ein ge- 
wiſſes Mißtrauen gegen Urtheile verbreitet ift, die nur auf den Grund des Indicien- 
beweiſes gefällt find. Es ift danach doppelt Pflicht, zu prüfen, ob und aus melden 
Gründen diefer Beweis weniger Vertrauen hat, ob nicht vielmehr auch diefe Art 
des Beweiſes volle Gewißheit begründen und unter melden Vorausfegungen auf 
Erlangung der Ueberzeugung gerichtet werden kann. 


Zur befriedigenden Beantwortung diefer Frage wird eine Unterfuchung bei. 
tragen, welche auf folgende Punkte gerichtet ift, und zwar: 


1) Unter dem Titel: Involuntary confessions a monography by J. Wharton, Phila- 
delphia 1860. 

, 2) Ihm verdankt man die trefflibe Bearbeitung des Amerikaniſchen Straftechts treatise on 
the crim. law of the united states, Philadelphia 1857, das mit dem Arzt Stille heraudgege- 
bene Werk über gerichtliche Medijin, medical jurisprudence 1860, und ein ausführliches Werk über 
Todtung, treatise on the law of homicide 1855. Whartons Arbeiten find deswegen auch fehr 
er weil der Verfaſſer mit der außländifhen Literatur, indbefondere mit der Deutfcen, 
vertraut ill, 


21° 
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l. wenn der Begriff des civeumftantiellen Beweiſes feitgeftellt und geprüft 
wird, worin das Weſen diefed Beweiſes liegt und in welchem Verbältniife 
er zu dem fogenannten direkten Beweiſe jteht. 

U. Es bedarf einer genauen Prüfung der Anfichten über Beweißfraft des 

- eireumftantiellen Beweiſes im Verhältniß zur Kraft de direkten Bes 
weilte, 

Il. Es müffen die Hinderniffe erwogen werden, welde der richtigen Auffaf- 
fung und Beurtheilung der Fälle entgegenjteben, in denen nur auf den 
Grund von Nebenumftäinden, aus welhen Sclufßfolgerungen abgeleitet, 
werden, über die Schuld eines Angeklagten geurtheilt werden foll. 


IV, Nothwendig wird eine forgfältige Erwägung der einzelnen Theile des 
Strafverfahrend, don deren zwedmäßiger Regelung es abhingt, ob die 
Vorausſetzungen vorhanden find, deren Dafein eine gerechte Beurtbei- 
lung des Dafeind der Schuld auf den Grund des ndicienbemeifes 


ſichert. 


Feſtſtellung des Begriffes und Weſen des circumjtantiellen 
Beweiſes. 


Schon in Bezug auf die Aufſtellung des Begriffes: circumſtantieller Be— 
weis, zeigt ſich eine Verſchiedenheit der Auffaflung'), Manche Schriftſteller rechnen 
dahin denjenigen Beweis, bei welchem die Ausſage über cine gewiſſe Thatfache die 
Schuld eined Angeklagten umfaflend und mit Angabe aller Nebenumftände, unter 
denen die Thatſache vorkam, vorgebracht wird, im Gegenſatz jenes Beweiſes, bei 
welchem die Ausſage nur auf das Daſein der Hauptthatſache ſich beſchränkt, ohne 
Angabe der fie begleitenden Nebenumſtände. Wenn z. B. ein Zeuge ausſagt, daß 
er geſehen, daß N. den B. tödtete und zwar in der Müllerſtraße am Morgen um 
7 Ubr, mittelft eine Mefferd, und dabei gewille Worte (die der Zeuge angiebt) ge- 
ſprochen babe, jo nennt man dies eimen circumftantiellen Beweis im Gegenfag 
der Ausfage eined Seugen, der nichts bezeugt, als daß er gefeben, daß A. den B. 
tödtete, aber feinen dabei vorgelommenen Nebenumjtand angiebt. In dem neuerlich 
in London verhandelten Falle, wo Miß Kent nur gerichtlich geſteht, daß fie ihren 
Stiefbruder gemordet babe, aber ſich weigerte, irgend eine nähere Angabe über Die 
Art der Verubung des Morded zu machen, fagt man, daß fein circumflantieller 
Beweiß vorliegt. Mit Unrecht aber wendet man bier den Ausdrud circumftantieller 
Beweis an. Allerdings mird ein für die vichterlihe Beurtbeilung der Beweiskraft 
wichtiger Unterichied in fofern vorbanden fein, als in den zuleßt bezeichneten fällen, in 
denen eine Ausfage über die Hauptthatſache ohne Angabe der Nebenumftände vorhanden 
ift, kein dem Richter genügender Beweis vorliegt, während die vollftindig alle Neben» 
umftände angebende Ausſage den Richter überzeugen fann, indem er dadurch in ben 
Stand gefept wird, die Ungabe über die Nebenumftände mit dem Ergebniß anderer 
Beweiſe zu vergleiben und bemogen wird, der Ausfage vollen Glauben zu ſchenken, 
weil dad Zeugniß oder Geftändnig nicht blos möglich, ſondern mit anderen Bemei- 
fen übereinftimmend und durch fie bekräftigt wird. Diefe Nüdfihten baben aber 
feine Beziehung auf die Natur des circumftantiellen Beweifed, der im Gegenfaße bes 
fogenannten direkten Beweiſes bedeutend im Strafredt für die Syrage wird, ob und 
unter welchen Vorausſetzungen die Ueberzeugung von der Schuld eined Angeklagten, 
da wo feine anfbuldigende Ausfage in Bezug auf die Verübung des Verbrechens 


I) Stephen eriminal_law p. 205, - 
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duch den Angellagten vorliegt, nur auf gewiſſe als Nebenumftinde der Verübung 
des Verbrechens zu betrachtende Thatfahen und auf die daraus in Bezug auf die 
Verübung durd den Angeklagten abgeleiteten Echlußfolgerungen gebaut wird, Der 
eireumftantielle Bemeiß') (gleihftebend dem in Deutfchland. genannten Brweife durch 
Indicien, Anzeigen, Inzichten) ift im Gegenſatze des direften Beweiſes in der An— 
wendung auf das Strafrecht aufzufaſſen; der legte iſt derjenige, bei welchem bie 
Ausſage unmittelbar auf die Hauptthatſache ſich bezieht, in welcher die Verübung 
des in Frage ſtehenden Verbrechens liegt; z. B. der Zeuge bezeugt, daß er geſehen, 
daß U. den B. mit einem Meſſer in den Bauch verwundete. Der cireumftantielle 
Beweis ift dagegen der, welder auf Tbatfachen jich beziebt, melde als Nebenumſtände 
aus einer Hauptthatfache, in der die Merübung eined Verbrechens lient, in Zuſam⸗ 
menbang ftebend betrachtet wird, woraus Scluffolgerungen auf die Verübung ded 
Verbrechens felbft abgeleitet werden”), 3. B. aus Ausſagen ergiebt fi, daß B. um 
4 Uhr lebte, da er noch zum Fenſter berauffab, daß A. um 4 Ubr in dad Haus 
ded B. ging, nad wenigen Minuten berausging, und zwar mit friſchen Blutflecken 
am Beinkteid, während dicd, als A. in dat Haus ging, rein war, und daß ®. ſogleich 
nach 4 Uhr ermordet gefunden wird. A. ift im Beſiß eined Meſſers, das genau in die 
Munde des B. paft. Bei U. findet man Genenftände, welche B. erweislich noch 
an jenem Tage befaß. Die Hauptbedeutung erhält im Strafrecht der Beweis durch 
Mebenumftände da, wo es darauf anfommt, die Gewißbeit berauftellen, daß der An- 
geklagte ein gewiſſes Verbrechen begangen babe; allein der circumftantielle Beweis 
fann auch in anderer Richtung im Strafverfahren wichtig fein, und zwar: ]) in 
fofern nur durch die ausgemittelten Nebenumftände einer Haupttbatfahe die Vor- 
frage entjchieden werden kann, ob in jener Thatſache ein Verbrechen liegt, 2) oder 
in fofern die Handlung von dem Thäter mit böſer Abfiht verübt wurde, oder 3) in 
fofern die Anſchuldigung genen eine Derfon, daß fie dad Verbrechen verübt babe, 
durch die Nebenumftände des Falles zeritört wird. Das Erfte fomnıt vorzüglich in 
Füllen vor, in welchen die Vorfrage: ob eine todtgefundene Perfon, an welcher ſich 
Verlegungen finden, durch Selbitmord oder durch Zufall (z. B. wenn die Leiche 
eines Ertrunfenen acfunden wird) ‚oder durch fremde Gemalttbat um dad Leben kam, 
und aus der Urt dev vorgefundenen Verlegungen fi ergiebt, daß fie durch die todt- 
gefundene Perſon nicht beigebracht werden fonnten und die Blutfleden um die Leiche 
zeigen, dat; cine dritte Perfon thitig war. Dad Zweite wird wichtig, wenn ber 
Angeklagte die Tödtung geftebt, aber die böſe Abficht leugnet, fib aber aus den 
borausgegangenen Drobuungen, dem Auflauern, der Art der Verübung des Ber 
brechens, der Schluß auf böfe Abſicht fi ergiebt. Die dritte Richtung fommt*) vor, 
wenn bie von dem angeblich durd dad Verbreben Beſchädigten gegen eine Perſon 
vorgebrachte Anjebuldigung dur die Nachweiſung der Unmöglichkeit der Verübung 
durd, den Beichuldigten widerleat wird; 3. B. in einem falle befchuldigte eine frau 
den U., daß er vollendete Nothzucht am ihr verübt habe; durch Sachverſtändige wurde 
aber bergeftellt, daß U. unfähig war, einen Beifchlaf zu verüben“). 

Es muß nod eine neuerlich in England von einigen Schriftftellern aufge 
ftellte Anficht geprüft werden, daß zwiſchen dem direlten und circumftantiellen Be- 
weiß fein Unterfcbied begründet fei, und die Annabme eine? folben täufchend, will 
fürlich, auf jeden Fall nuplos fei, indem eigentlich jeder Beweis ein circumftantieller 


1) Dieſer Ausdruck if erſt aus der Euglifben Gerihtöfpradhe in die Deutſche überge- 
angen. 
ie 2) Wills eircumstantial evidence p. 16. Stephen criminal law p. 266. 

3) Gut Stephen criminal law h 268. 

4) Hierher gebört aud der bei Wills p. 149 angeführte Fall einer Auſchuldigung des Gift. 
mordes, während nachgewieſen wor, daß nad den eigenen Angaben ded Beſchädigten und den Gutadten 
dee Sachverſtändigen bergeitellt wurde, Taf die Ouantität des beigebrachten Stoffes fo gering war, baf 
dadurch die Vergiftung nicht möglid war. 


318 Beiträge zur richtigen Würdigung ded fogenannten 


wäre, da aud bei dem Seugnifle und dem Geftändniffe vielfahe Schlußfolgerungen 
nöthig find, durch melche derjenige, welder überzeugt werben foll, bewogen wird, den 
Zeugen für glaubwürdig zu halten und das von ibm WAudgefagte (ebenfo bei dem 
Geftändniß) in Vergleich auch mit anderen Umſtänden ald wahr anzunehmen. Man 
führt ferner an, daß jede Thatſache, von welcher wir Gewißheit erhalten wollen, 
unzertrennli mit ihren voraußgegangenen begleitenden und nachfolgenden Neben. 
umftänden fo —— verbunden iſt, daß der Beweis eines relevanten Umſtandes der 
befte Beweis für die Gefammt-Thatfache iſt. Mit Recht iſt dieſe Anſicht in England in ihrer 
fhroffen Aufftellung als irrig nachgewieſen“), obwohl nicht in Abrede gejtellt werden 
fann, daß in einiger Hinfiht etwad Wahre? zum Grunde liegt, nämlib daß man 
nicht fharf den fogenannten direkten Beweis ald rein vorhanden und geſchieden von 
bem mitwirfenden circumftantiellen Beweiß annehmen darf. Wir wollen nit daran 
erinnern, daß in dem meijten Fällen bei Zeugenausfagen ed vorzüglid darauf an- 
fommt, ob ber Zeuge völlig glaubwürdig ift, z. B. nad der Beichaffendeit ſeines 
Charakters, und danad, ob er po unbetheiligt bei der Ausſage iſt, ferner nach 
bem inhalt feiner Ausſage, 3. B.ob dad, was er angiebt, möglich ift, und mit den 
übrigen bewiefenen Nebenumftänden übereinftimmt, und endlihb nad der Art ber 
Ablegung des Zeugniffed, z. B. mit Rüdfiht darauf, ob der Zeuge ſchwankend und 
fih widerfprechend ausſagt. 


In allen diefen Fällen werden Sclußfolgerungen aus Nebenumftänden 
wefentlihen Einfluß auf die Beurtbeilung haben. Ohnehin mwird bei dem circum- 
ftantiellen Beweis e8 immer auf direften Beweis ankommen, in fofern das aus der 
Drohung von Seiten ded Angeklagten abgeleitete Indicium nur angenommen wer- 
den dar, wenn die Drohung durd Zeugen erwieſen ift. Bei dem Beweiſe durch 
Kunftverftändige würde man mit Unrecht diefe Beweifedart (wie freilich oft gefchieht) 
gu dem direkten Bemeife rechnen ?), und dabei unbeachtet laffen, daß die Beweiskraft 
er Kunftverftändigen auf eine Reihe von Schluffolgerungen und Vermuthungen 
ebaut ift, nämlid darauf, daß der Kunftverftändige im vollen Maafe die nöthigen 
Tenntnife und die erforderlihe Gewandtheit befigt, die beften Mittel der Erforſchung 
ber Wahrheit anmwendete, und daß die techniſchen Erfahrungen und Süße, unter bie 
er die Beobachtungen fubfumirt, und worauf er feine Gutachten baut, die richtigen 
find’), fo daß man dieſen Beweis eher dem circumftantiellen Beweife gleichftellen 
fann ‘). Es darf aud nicht unberüdfichtigt bleiben, daß bei einer Art von Seugen- 
außfagen, nämlich bei der über Identität einer Perfon, in den meiften fällen ein 
eircumftantieller Beweis in fofern vorliegt, ald die Ausſage eined Zeugen, daß eine 
gewiſſe Perfon diejenige fei, worauf die befhuldigende Ungabe des Zeugen fi bezog, 
bäufig nur auf Vermuthungen wegen Aehnlichkeit gewiſſer, leicht — Kennzeichen 
beruht und der Richter der Ausſage nur wegen der Vermuthung, daß der Zeuge die 
nöthige Beobachtungsgabe und Unterſcheidungskraft beſitzt, und nad den Umftänden 
keine Täufebung anzunehmen ift, Vertrauen ſchenkt. Am wichtigften ift die Erfahrung, 
daß nicht felten Fälle vorkommen, in welchen es ſchwierig ift, zu entfcheiden, ob diref- 
ter oder er vorliegt, fo daß auch bei den Gerichten, oft in dem näm-« 
. dal n * verſchiedenen Inſtanzen, eine Verſchiedenheit der Entſcheidungen be— 
merfbar ift’). 


1) Westminster review p. 162. 

2) 3. B. wenn man Kumftverftändige den Zeugen gleichitellt. 

3) Ih habe in diefem Ardive Bd. 1. ©. 108 ff. dies nachgewieien. 

4) Wills in feinem Werke circumstantial evidence p. 99 fpridt daher von scientific 
— ald von einem auf Vermuthungen gebauten Beweis, 

) Dies zeigte ſich vorzüglid auffallend in Ländern, in demen gemeined Recht galt, und nad 
Art, 22. CCC. auf Indicien feine Berurtheilung gebaut werden durfte, ebenfo noch jet in Staaten, 
nad deren Geſetzgebung auf den Grund von Indicienbeweis feine Todesſtrafe erfaunt werten fonnte, 
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Einige Fälle ſollen die Richtigkeit unſerer Behauptung nachweiſen. gn 
einem Falle entſtand in einem Wirthshauſe Streit. A., ein junger Bauer aus D., 
einem benachbarten Dorfe, gehaßt fchon feit längerer Zeit aus Eiferfuht von den 
jungen Burſchen des Dorfed E., murde von biefen angegriffen und fo in die Enge 
getrieben, daß er dicht von einer Maffe Bauern umgeben war. B. fam in die 
Stube, und ald er die Urſache ded Streites erfuhr, rief er: Ich will dem U. Zucht 
lehren, hob ein Meſſer in die Höhe und drängte fih durch die Maffe an A. Zeugen 
geben an, daß B. diht an A. ftand, plögli daB Meffer erbob, dann gegen A. 
züdte, U. bierauf mit den Worten: Gott, ich bin todt, niederftürzte, B. mit erhobe- 
nem blutigem Mefler auß dem Zimmer ging und U. bald darauf ftarb. Kein Zeuge 
fab, daß B. dem A. dad Mefler in die Bruft ftieh, die Hauptſache war alfo nicht 
duch Zeugen bergeftellt; aber alle ndicien (das Meſſer paßte ganz in die Wunde) 
vereinigten fi) zur Unnahme, dat B. der Mörder war. Bei Gericht entftand 
Streit, ob Zeugenbeweiß oder ndicienbeweiß vorlag. 


In einem anderen falle verfuchten Schmuggler heimlich Waaren über bie 
Grenze zu bringen, murden aber von den Zollwächtern erwifht. Die Schmugngler 
entfloben;; einer derfelben, M., warf, von ben Wächtern angerufen, den Sad, wel- 
hen er trug, weg, und mollte flieben, als plöglih der Wächter R. feine Flinte gegen 
M. losſchoß und diefer, tödtlich getroffen, niederftürzte. E8 war fhon flarfe Däm- 
merung, jo daß die Zeugen megen der Dunkelheit nicht Beſtimmtes audfagen und 
nur bezeugen konnten, daß fie daB Feuer auß der loßgefchoffenen Flinte faben, ben 
Schuß börten und den M. bierauf niederftürzen faben. Kein Zeuge konnte aus. 
fagen, daß er die Kugel in den Körper des M. eindringen ſah. Der Bertheidiger 
fuchte zu zeigen, daß nur Indicienbeweis vorliege. 

n einem dritten Falle faßen in einem Wirthshauſe 12 Perfonen um einen 
Tiſch. Einer, U., zeigte feine erft erfaufte Spieluhr, ließ mehrere Stüde fpielen und 
ab die Uhr zum Befehen den Unwelenden, von denen Einer, B., plöplid ſich ent- 
ernte. Die Spieluhr war verſchwunden, feiner der Anweſenden befaß fie, mie die 
Durdfuhung zeigte. Daß die Ubr in der Hand ded B. fi befand, wurde berge- 
fiellt. Man verfolgte den B., fand ihn auf dem Plage ftehen, eben im Begriffe, die 
Uhr an einen Dritten zu verfaufen. Seine Erklärungen, daß er die Uhr rechtlich 
erworben babe, merden ald lügenhaft nachgewieſen. Das mohl nit zu redt- 
fertigende Urtheil des Gerichts (in einem Lande, in welchem nah dem Gefege auf In⸗ 
— >. berurtheilt werden durfte) berurtbeilte B. auf den Grund bed Zeugen- 
beweifeß. 

Ungeadhtet der biöher angeführten Bemerkungen darf nicht verfannt werben, 
daß der circumftantielle Beweis von dem direkten unterfhieden werden muß und 
fann. Bei dem legten bezieht fi die Bemweißquelle unmittelbar auf die Hauptthat- 
ſache des in frage ſtehenden Verbrechens, 3. B. bie tödtlihe, dem in folge derſel⸗ 
ben Verftorbenen beigebradhte Verlegung und auf alle Umftände, melde bei dieſer 
Verlegung vorkommen, 3. B. bei der Ausſage der Zeugen oder dem Geftändniffe. 
Die Schluffolgerungen, welche der Richter anwendet bei der Beurtbeilung, ob der 
Beweis genügend ift, beziehen fih nur auf Umftände, durch deren Vergleihung mit 
der Ausinge er Richter beitimmt werden kann, die Ausfage für glaubwürdig zu 
balten und darauf das Urtheil zu bauen. Bei dem circumftantiellen Beweife dage- 

en liegen feine Ausſagen vor, melde unmittelbar auf die Hauptthatfache des ver- 
ubten Verbrechens und die Art der Verübung fi beziehen, die Ausſagen betreffen 
vielmehr nur Nebenumftände ded angeblih verübten Verbrechens, daber Thatſachen, 
melde ald mit dem Verbrechen vorausgehende, begleitende, nachfolgende Umftände im 
———— ſtehend, angenommen werden. Der Hauptbeweis liegt hier in 

chlußfolgerungen und zwar in einer dreifachen Richtung, 1) in ſofern aus dem 
(vielleicht zufälligen) Dafein einer gewiffen TIhatfache auf einen inneren Zufammen- 
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bang mit einem verübten Verbrechen gefchlofien wird’); 2) in fofern der Schluß, 
daß eine Perſon den B. getödtet babe, aus einem gemiffen Nebenumftande abge- 
lenkt wird, 3. B. daß er dem Angefchuldigten B. drohte; 3) in fofern verſchiedene 
Mebenumftände, aus denen Indicien abgeleitet werden, gleichſam ald Glieder einer Kette 
zu einem Ganzen verbunden werden, um Daraus zu — daß der Angeklagte das 
Verbrechen verübt habe. 


I. 
Werth und Beweiskraft des circumftantiellen Beweiſes. 


Mir haben bereits in dieſem Archive?) nachgewieſen, daß in England, ähnlich 
wie in anderen Ländern, zwei Grundanſichten in Widerſtreit ſind, von welchen eine 
den circumſtantiellen Beweis für ſchwächer als den direkten erkennt, und die große 
Trüglichkeit und Gefährlichkeit deffelben bebauptet”), während eine andere Anſicht 
dahin gebt, daß der circumftantielle Beweis nicht blos dem direkten nicht nachſteht, 
fondern felbft mächtiger und felbft überzeugender iſt, als der lepte, Für die zulegt er— 
mwähnte*) Behauptung, die in England nicht felten von Richtern in ihren Schluß- 
borträgen den Gefhmorenen entwidelt*) und neuerlihd aud in Deutjchen Anleitun- 
gen für Gefhmworene aufgeftellt wird‘), beruft man fib auf die Trüglicheit des 
Seugenbeweifed, indem Zeugen leicht fich täuſchen, ihre wirklichen Erfahrungen mit 
dem, mad fie von Anderen hören, oder mit Vorfpiegelungen der Phantaſie, die die 
Lüden ded untreuen Gedächtniſſes ergänzt, vermiſchen, oder abfihtlih nicht die Wahr- 
beit fagın. Man führt an, daß in dem Qufammentreffen von Nebenumftänden eine 
mpfteriöfe (felbft durch die Vorſehung im nterefle der Entdeckung der Verbrechen 
angeordnete) überzeugende Kraft liegt, um fo mebr, als in den Nebenumftänden fefte, 
nit der Einwirkung Anderer unterworfene Beweife, aus denen, wie Englifche Rich* 
ter fagen, mit Nothwendigkeit (neces saril ) die Annahme der Schuld flieht, 
wobei mande Schriftfteller den beliebten Sag auf ellen: Nebenumftände lügen nicht. 

n neuefter Zeit ift aber diefe Theorie fehr gur in England felbft angegriffen worden ”). 
ffenbar liegt der Theorie von dem Vorzug des circumftantiellen Beweifes der 
häufig vorkommende Fehler des Generaliſirens zum Grunde, indem man aus einzel- 
nen feltenen — in welchen bei dem Indicienbeweiſe durch das eigenthümliche 
uſammentreffen ausſchließend nur eine gewiſſe Perſon anſchuldigenden und fo in- 
einandergreifenden, keinem Zweifel Raum gebenden Nebenumſtänden hergeſtellt wird, 
die überzeugende Kraft dieſes Beweiſes begründet wird, wogegen in den meiſten 








— 


I) Auf 9. fiel der Verdacht, daß er in der Nacht vom 25. Juni einen Diebftahl verübt habe. 
Befragt darüber, wo er die Nacht zugebract babe, gab er einen Ort an, mo fi die Unmahrbeit de® 
Angeführten zeigte. Died wurde ald ſchwerer Verdachtsgrund benuht. Dennoch mar U. unfbuldig; er 
batte die Nacht im Haufe einer verbheiratheten Dame zugebradt, und log, weil er die Ehre der frau 
nicht Preis geben wollte, 

2) Arhiv Bd. VI. ©. 198, 

3) Burill treatise on the principles of circumstantial p. 224—34. Best treatise 
of evidence p. 367. Wills eircumstantial evid. p. 29. 

4) Dieje Anſicht wurde in England inäbefondere geiftreih von Paley principles of moral 
and political philosophy, Book VI. chap. IX. vertheidigt. 

5) Beifpiele führt an Wills p. 3032. 

6) 4. B. von Hop (Staatdanwalt in Züri) Leitfaden für Geſchworene S. 226. 

7) Westminster review p. 163. 

8) Dahin gehört der fall, in welchem an ben fFingern der Leiche des ermordeten B. rothe 
Haare, neben ber Leiche im Blut eim Knopf mit daran hängenden, aus einem Rode abgeriffenen Stüd 
Tuch gefunden wurde, Die Haare des U. pafıten genau zu denen, die bei der Leiche gefunden wurden, bei 
ber Hausfuhung zeigte fi, dab am Node des U. cin Knopf (genau paſſend zu den übrigen Knöpfen) 
audgeriffen war. U. war zur eit, ald ummittelbar darauf B. todt gefunden wurde, im Haufe des B. 
Dem B. wurden Gegenftände geftohlen, welde man bei dem N. fand, Un den Stleibern des A. waren 
Blutfleden. Seine Angaben über beide Punkte ergaben fib als lügenhafte. 
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Fällen des circumftantiellen Beweiſes, die Unnabme der Schuld nur auf einer trüg- 
lien Grundlage berubt, daher auch fo häufig Fälle vorfommen, in melden Un- 
fhuldige auf den Grund des Indicienbeweiſes verurtbeilt werden. Man kann daher 
(wenn man zuaeben muß, daf von manden Unmälten Uebertreibungen gemacht 
werden) Bertheidiger nicht tadeln, wenn fie in Etraffällen, in welden nur Indicien 
dorliegen, dem oft die Beweißkraft der Indicien anpreifenden Staatſsanwalte gegen: 
über die Gefhmworenen vor den Gefahren des circumftantiellen Beweiſes warnen, 
und Richter in den Anweifungen und Belehrungen die Geſchworenen zur höchſten Vor- 
fiht bei Drüfung dieſes Beweiſes, bei welchem die Gefahr der Gefühlsjuſtiz gefchil- 
dert wird, auffordern, und ibnen die Bedingungen einfhärfen, bei deren Dafein 
allein die Ueberzeugung von der Schuld auf den Grund von Indieien angenommen 
werden darf“). Daf nad Verſchiedenheit der Verbrechen dad Verhältniß des direk⸗ 
ten und circumſtantiellen Beweiſes verſchieden iſt, und z. B. bei Anklagen wegen 
Vergiftung oft der Beweis der letzten Art überzeugender ſein kann, als der direkte 
Beweis z. B. bei dem Taſchendiebſtahl, iſt mit Recht bemerkt worden”). Wenn die 
Vertheidiger die vorzügliche Beweiskraft des Indicienbeweiſes in Vergleichung mit der 
Täuſchung hervorheben, die bei dem direkten Beweiſe z. B. durch unwahre Ausſagen 
der Zeugen vorkommen können, fo vergeſſen fie, daß bei dem ceircumftantiellen Be 
meife die Grundlage der einzelnen Umftände, aus welchen Indicien abgeleitet wer- 
den, durch direkten Beweis, alfo durch Seugen und Sachverſtändige bergeitellt wer- 
den müffe, daher durch diefelben Beweiämittel, wegen deren Trüglichkeit der direkte Be— 
weis als bedentlih erklärt wird. Wenn daB Indicium die Drohung oder den Um— 
ftand, daß dad Werkzeug der Tödtung dem Angefchuldigten gehört, eine Kraft baben 
foll, fo muß die Thatſache, die Drohung oder daB Eigenthum des Mefferd dur 

eugen ermwiefen werden. Wenn an den Kleidern einer Derfon frifhe Blutſpuren 
ch finden und der Angefchuldiate behauptet, daß fein Kleid durch das Erſchlagen 
eined Thiere® blutig geworden fei, fo müſſen Sadverftändige darüber vernommen 
werden, ob die Blutſpuren von Menſchen- oder Thierblut fommen. Died Gutachten 
fann aber felbft oft ein trügliches fein, da dabei foniel davon abbängt, ob die ange- 
wendeten Erfennungömittel die richtigen, dem wahren Stand der wiſſenſchaftlichen 
Forſchungen entiprechenden find, ob die Sadverftindigen mit den Forſchungen 
ae en waren und die nötbhige Gemwandtbeit bei dem Gebrauce der Mittel 
efaßgen ’). 

Mir baben oben bei dem Unterfhied von direftem und circumftantiellem Be- 
weis ur darauf Werth gelegt, ob der Beweis auf die Hauptthatſache des 
Verbrebens oder auf Nebentbatfachen fi bezieht’). Bei genauer Betrachtung über- 
zeugt man fib aber leicht, daß die richtige Beftimmung, was in einem einzelnen 
Halle als Hauptthatſache anzufehen ift, und ob ein Beweis ald direfter oder als 
eireumftantieller aufgefaft werden muß, ſchwierig it, und in wiſſenſchaftlichen Urbei- 
ten wie in der Rechtsübung darüber große Verſchiedenheit der Auffaffung bemerkbar 
it’). Bei Verbrechen, zu deren Verübung eine Reibe fortgefegter Handlungen gebört, 
don denen feine einzelne für fich daß Verbrechen begründen würde, die aber in ihrer 

ortfegung die beabfichtigte verbrecherifche Wirkung bervorbringen, bilden die fo fortge- 
eht verübten Handlungen die Hauptthatfahe des Verbrechens, z. B. in einem 
Prozeſſe wegen Vergiftung durch lange fortgefegte Beibringung ganz Kleiner Dofen 
Gift, mo die Quantität der einzelnen Doſis fo gering ift, daß fie auf den Organis- 


1) In biefer Richtung ift in dem Werke von Wittmann, dad Geſchworenenbuch, oder die be- 
griffene Ueberzeugung, Würzbura 1864, ©. 203 der Indicienbeweis aufgefaßt. 

2) Westminster review p, 163. 

3) Wir erinnern an die Schwierigkeiten zuverläffiger mifroftopiiber Beobachtungen. 

4) In diefem Einne fieht man auch in England darauf, ob der Veweis principal fact oder 
ae betrifft. 

) Gute Bemerkungen in Stephen eriminal law p. 266 ff. 
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mus nicht ſchädlich einwirken fann. Hier bildet die ganze Reihe der borgenommenen 
Bergiftungähandlungen die Hauptthatſache des Verbrechens. Wenn Jemand befchlicht, 
einen Anderen mitteljt der Explofion einer in einem Kitchen verwahrten Höllen- 
machine zu tödten, zu diefem Zwecke die Vorrichtung maden läßt, dad geſchloſſene 
Kiftchen mit der Adreſſe am feinen Feind verfieht, dann das Kiftchen einem Fuhrmann 
übergiebt, um es der Perſon zu bringen und diefe das Stiftchen empfängt und durch 
Exploſion getödtet wird, fo wird es ſchwierig, zu beflimmen, wo der direkte Beweis 
vorliegt, und melde Theile ded Ganzen den circumftantiellen Beweid ausmachen. 
Fälle folder Art zeigen, wie oft direkter und cireumftantiellee Beweiß in dem näm- 
lien Straffalle faft ungertrennlid verbunden vorfommen’). Nicht felten ift das 
Verbältniß beider Arten ded Beweiſes fo, daß der direkte Beweis durd den tircum⸗ 
Rantiellen ergänzt wird und dadurd eine Kraft zu gewinnen fheint, die er in der 
Wirklichkeit nicht bat, z. B. in Anklagen wegen Tafjchendiebftahld?), wegen Noth- 
zubt?”). Eine neuerlid in Baden vorgefommene Verhandlung wegen Vergiftung, 
macht auf Fälle aufmerkfam, in welchen der fheinbar direkte Beweis in dem Haupt- 
inhalt nur ein civcumftantiellee Beweis if. Es ergab fich dringender Verdacht, daß 
eine unter auffallenden Umftänden verftorbene gerion vergiftet worden. Die Unter 
fuhung der Sadverftändigen konnte in der Leiche fein Gift nachweiſen, allein die 
Ausſage einer Frau, melde die Verftorbene während ber Krankheit bid zum Tode 
umgab, und bezeugte, daß bie Kranke einen widerlichen fharfen Geruch, indbefondere auch 
aus dem Munde, von fich gegeben habe, führte auf den Verdacht, daf Vergiftung mittelft 
Blaufäure verübt worden. Das Gericht bielt, um eine Selbfttäufhung der Zeugen 
zu befeitigen, für nöthig, die Unterſcheidungskraft der Zeugen dadurch zu prüfen, 
dag man ihnen verſchiedene Stoffe vorlegte, die ähnlicher Weife einen auffallend 
iharfen Gerud erzeugten. Nachdem bei diefer Veranftaltung der Zeuge in Anfe- 
bung dreier borgelegter Stoffe erklärte, daß fie nicht fo riechen wie bei der Kran. 
fen, aber. bei Vorlegung der Blaufäure beftimmt verficherte, daß die Ausdünftung 
der Kranken einen folden Gerud hatte, nahm man ihre Ausſage ald überzeugend 
an. Unverfennbar berubt bier der auf die Zeugenaudfagen gebaute Beweiß nur 
auf Vermuthungen. 

Um richtigften wird man anerkennen, daß der mit gehöriger Vorſicht erho» 
bene und geprüfte circumftantielle Beweis die nämliche überzeugende Kraft haben 
fann, wie der bdirefte. Diefe Unficht rechtfertigt fih durch die Prüfung der zwei 
Grundquellen unferer Erkenntniß“) in Bezug auf dad Dafein und die Belhaffenpeit 
gewiffer Thatſachen. Die Hauptquelle ift eigene Erfahrung und finnlihe Beobady« 
tung. Wir halten dasjenige, was wir durch unfere Sinne erkennen, für wahr, 
mir trauen der Ausſage Anderer, wenn fie fih darauf ftügen, daß fie dad, waß fie 
angeben, durd ihre Sinne erfahren haben. In diefer Rüudfiht ift au in gericht- 
lien Fällen der Augenſchein des Richters eine Beweisquelle und die Gefhmworenen 
bauen auf das ihnen Vorgelegte ihre Ueberzeugung. Auf dieſe Art iſt das Zeugniß 
von Perſonen, welche verſichern, daß ſie eine gemiffe Thatſache durch ihre Sinne er» 
fahren haben, eine Grundlage der Ueberzeugung für die Richter und auf dad Ge— 
ftändnig ded Angeklagten baut das Gericht ein Strafurtheil, in fofern angenommen 
wird, daß der Verbrecher am beften wiſſen kann, was er gethan bat, und feiner 


1) Hierher gehört der in England vorgefommene al von Donellan (unten darüber) Stephen 
crimin, law p. 338 bis 358, 

2) Der Zeuge bezeugt, daß er gefehen, daf U. feine Hand in der Taſche ded B. fteden hatte, 
baf U. in der Taſche jhon eine Sade ergriffen babe, um fie zu ftehlen, kann er nicht begeugen. Hier 
werden Vermutbungen zu Hülfe genommen. 

3) In einem falle ſehen 2 Zeugen, daß U. mit entblößtem Gliede auf der B. lag, bie entblößt 
war. Die Zeugen hatten zuvor ein Hülfägefhrei gehört. Die Hauptbandblung der Nothzucht, Eindrin- 
gen in bie Gefdlechtätbeile, konnten Zeugen nicht bezeugen, Das Mädden, das ohumädhtig da lag, konnte 
nichts Naͤheres angeben, an den Geſchlechtötheilen war feine Verlegung bemerkbar, 

4) Westminster review p. 164. 
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Ausſage getraut werben darf, meil er dadurch nicht® zu gewinnen, mohl aber zu 
verlieren hat. Eine zweite Duelle der Exfenntniß ift aber eine rationelle, in ſofern 
wir durch Anwendung der geiſtigen Kraft eigene und fremde Erfahrungen , miflen- 
ſchaftliche oder techniſche Lehrfäge benugen, um daraus Sclußfolgerungen für einen 
vorliegenden Fall abzuleiten, und nad dem Ergebniß dieſer Schlüffe und zu einer 
gewiſſen Ueberzeugung, und auf ben Grund berjelben zu einer gewilfen Handlungd- 
meife zu beftimmen. Auf diefe Weiſe merden menſchliche Entihlüffe und Handlungen 
in den Geichäften des gewöhnlichen Lebens, z. B. bei Eingehung von Verträgen, bei 
Unternehmungen von Spetulationen, felbft bei den widtigiten Lebenöverhältniffen, 
dur Schlußfolgerungen und Beweifungen beftimmt. Je meiter die Bildung fort- 
fchreitet, die Beobahtungdgabe fi entwidelt und durch Fortſchritte der Naturwifien- 
ihaften zahlreiche fibere Erfahrungen gefammelt werden, defto häufiger wird bie 
weite Erfenntnifquelle benugt, aber auch mit größerer Vorficht angewendet. Auf 
iefer Erkenntnißquelle beruht der circumitantielle Beweid, indem Staatdrichter und 
Geſchworene die vorgelegten Materialien dur Anwendung von Schlußfolgerungen, 
4. B. von gemiffen Wirkungen auf beftimmte Urſachen eine Ueberzeugung von ber 
Schuld eined Angeklagten fi bilden; bei einer genauen Vergleihung überzeugt man 
fi) aber bald, daß in den meiften Fällen gewiffenbafte Richter beide Ertenntniß- 
quellen anwenden müffen. Bei ber Drüfung des Zeugenbeweiſes bedarf es nicht 
bloß der auf Schlußfolgerungen berubenden Drüfung der perfönlihen Glaubwürdig- 
feit ded Zeugen, fondern auch der Berüdfichtigung der Erfahrungen ') über den Ein- 
fluß von Sinneötäufhungen auf die Beobachtung eines Zeugen, insbeſondere mit 
Rückſicht darauf, daß oft eine genaue Erhebung der Dertlichkeiten nachweiſt, daß der 
5* dad, was er angiebt, nicht ſicher erfahren konnte”) und daß über manche 

unfte die Ausſage ded Zeugen eigentlib nur ein Zeugniß über feine Meinung 
iſt). Auch bei dem Geftändniffe des Angeklagten wird die Prüfung der Gläub« 
würdigfeit durd eine Maffe von Schluffolgerungen geleitet, 3. B. ob das Einge- 
ftandene mit allen anderen erhobenen Umftänden übereinftimmt*). Oft befindet dh 
der Angeklagte im Jerthum über dad, was er gefteht, 3. B. wenn er von der Da- 
wiſchenkunft eine Dritten nichts weiß’) oder wenn er aus den beobachteten That- 
ae unrihtige Schlüſſe ableitet), Daß bei dem circumftantiellen Beweife ein 
Haupttheil deffelben der direfte Beneiß durch Zeugen die Grundlage der Indieien 
bildet, wurde ſchon oben bemerkt. Am wichtigiten wird ed, die Gefahren näher zu 
betrachten, denen der circumjtantielle Beweis ausgefegt ift, und durch melde jo 
leicht diefer Beweis trüglid fein fann. 





1) Hierher gehören die bedeutenden Forſchungen von Schleiden in Weftermann Deutſche Monatk 
befte 1865, Dfoberbeft ©. 41. 

2) Ein Gensdarm begeugte in einem Prozefje über Majeftätäbeleidigung, daß er im Wirthshauſe 
gewiffe Worte ded U. gehört babe. Der Vertheidiger bewirkte, daß eine örtliche Unterfuhung vorge 
nommen werde, auß welcher fi ergab, daß der Genädarn fo entfernt ſaß, daß er bie Worte bed A., der 
in einem anderen Zimmer füß, in dem großen Cärmen, welcher flattfand, gar nicht richtig hören konnte. 

3) Wir erinnern an das oben Gefagte über Zeugniffe in Bezug anf Jdentität und an den oben 
erzählten Fall wegen Vergiftung. , 

4) 3. B. wenn der Ungeflagte angiebt, daß er mit einem Meffer den B. verwundet habe und 
Sahpverftändige ausſprechen, daß B. an einer Schußwunde geſtorben ift. 

5) 3. B. in dem von Müller in feiner Erzählung, der Kaliber benupten Falle, wo ein Mann 
geftand, daß er feinen Bruder erſchoſſen habe, was ſich ald ummahr zeigte, weil der Mann nicht mußte, 
daß zur Zeit, wo er ſchoß, feine Kugel aber nicht traf, ein im Walde jtehender Räuber mit einer Wind⸗ 
büchfe den Bruder erſchoſſen hatte. 

6) Eine dei Ktindesmotdes Ungellagte geftand, daß ihr meugeborened Kind gelebt habe, 
Duch die Sachderſtändigen murde bingeitellt, daß dad Kind im Mutterleibe ſtatb. Es ergab fih, daß 
die Ungeflagte daraus, daß dad Kind ſich außer Mutterleib bewegte, auf dad Leben ſchloß, aber nicht 
wußte, daß diefe Beiden der Bewegung mur durd die veränderte Cage ded Kindes entflanden, 
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I) Vorzüglich wird bier die Erfahrung wichtig, daß c8 bei bem Inbicien- 
bemeife häufig an der Grundlage fehlt, die der direkte Beweiß gewährt und ohne 
welche leicht eine irrige Beurtbeilung veranlagt wird. Während bei dem direkten 
Beweife dev Zeuge oder Geftehende, wenn er unmittelbar über die Hauptſache aus- 
fagt, genöthigt ift, die Art der Verübung des Verbredend mit den kleinſten Neben- 
umftänden anzugeben, und durch Fragen veranlaßt werden kann, jeden Zweifel zu 
befeitigen und durch diefe genaue Herftellung des Thatbeſtandes eine Prüfung der 
Beweiskraft der gegen den Ungellagten fprechenden möglich wird, fällt da8 Mittel bei 
dem eircumftantiellen Beweife weg, da der über einen einzelnen Nebenumftand aus- 
fagende Zeuge nicht? über die Urt der Verübung ded Verbrechens ausfagen kaun; 
die Folge ift, daß dann der ndicienbeweid eine notbwendige Grundlage entbebrt, 
und die über die Schuld auf den Grund von Indicien urtbeilenden Richter oder 
Geſchworene daraud, daß der Angeklagte ald fhuldig erkannt wird, aud darauf 
ſchließen, daß das Verbrechen begungen ift (wozu der gefährliche in Frankreich auf- 
geftellte Sag: le corps de delit est le delit m&öme, beiträgt ') und in Bezug auf 
die Art der Verübung des Verbrechen? entweder gleichgültig eine genaue Prüfung für 
unnöthig balten?), oder. daf der Staatdanmwalt En Dhantufie fi überlaffend) eine 
mögliche Urt der Verübung ſich fonftruirt, dieſe in der Anklageſchrift aufftellt und 
durchzuführen ſucht. 

2) Nicht weniger mird die Erfahrung bedeutend, daß bei der Prüfung des 
Indicienbeweiſes die urtbeilenden Richter oft weniger forgfültig die Grundlage des 
Schluſſes, worauf dad Indicium berubt, prüfen, inöbefondere, ob die Thatſache bin» 
reichend bemiefen ift, 3. B. daß der Angeklagte dem Anderen drobte, oder daß das 
bei der Leiche gefundene Meffer ibm gehört. Man beanügt fi) bier au leicht mit 
det Ausfage irgend eined Zeugen und wird dabei um fo leichter getäuſcht, je mehr 
e8 oft auf gehörte Worte anfommt’), oder die Auzfage ded Zeugen nur auf Mei- 
nungen berubt. 

3) Bei der Bildung‘) der Schlußfolgerungen aus Thatfahen zum Zwecke 
der Aufftellung von Indicien werden nicht felten große oft begangene fehler ge- 
fäbrlid und zwar in fofern der Urtheilende nicht genug die Wichtigkeit fih Kar 
macht, welche Arten von Sclüffen (die wir oben bezeichneten) nothwendig find, und 
ob die Gefege der phyſiſchen oder moraliihen Natur, durch deren Anwendung ein 
Indieium gebildet: werden fol, al3 ſicher hergeftellt angenommen werden dürfen und 
die Erfahrungen, auf welde es ſich fügt, zuverläſſig und entfceidend find. ne 
befondere ergiebt fih, daß bäufig zu vorfchnell auf Indicien Werth gelegt wird, 
die auf Gefepen der moraliſchen Natur beruden, z. B. ein gewiſſes Benebmen des 
Angeklagten, das auf fein Schuldbewußtfein deutet, oder Motive, melde ihn zum 
Verbrechen beftimmen fünnten. Man läßt daber unbeadtet, daß Gefepe der mora- 
lifhen Natur nod am wenigften fiber bergejtellt find, daß bei ihrer Anwendung fo 
viel von der Individualität ded Einzelnen abhängt, daß es überhaupt fhwierig ift, 
dad Innere eines Menſchen zu ergründen’). 

4) Eine gerechte Beurtheilung der Beweiskraft des Indicienbeweiſes ift nur 
möglich, wenn bei jedem Indicium jeder einen Zweifel gegen die Annahme der Schuld 
begründende Nebenumftand und die Möglichkeit einer anderen Erklärung der That. 


„ 1) Siehe darüber mein Strafverfahren Bd. 1. ©. 413 und Ardiv des Kriminalrechts 1845 


oJ, 

2) Died war der Zoll in den Prozeffen gegen Eaftaing, ber wegen Vergiftung feines Freundes 
zum Tode verurtbeilt wurde, ohne daß der Thatbeftand hergeftellt war, nur weil man bie Indicien gegen 
ihn für genügend bielt. 

3) 3. B. bei der Drohung, mo der Zuſammenhang der Worte wichtig wird und fo leicht der 
Zeuge felbft getäufht oder vergeßlich ift. 

4) 3. B. bei Ausſogen über Freundſchaft, über Betragen dei Ungeflagten. 

5) Gut praktiſche Bemerkungen darüber in Wills eircumstantial evidence p. 4144. 


-. 


Westminster review p. 17 


tireumftontiellen Beweiſes in Strafſachen. 325 


fache ald aus der Schuld des Angellagten genau geprüft wird, und wenn die ganze 
Maffe der Indicien vorliegt, gemiflenbaft geprüft wird, ob in der ganzen Kette dev 
Schlußfolgerungen nicht ein Glied mangelt, oder gegen feine Annahme erhebliche 
Zweifel vorliegen‘). Daß in diefer Beziehung in der Rechtsübung oft große Fehler 
vorfommen, ſoll unten näher gezeigt werben. 

5) Am wichtigſten ift die Art der geiftigen Operation, welche das Endergebniß 
beftimmt, ob der urtheilende Richter zur Ueberzeugung von der Schuld des Ange- 
flagten gelangen kann. Wenn die Erfahrung lebrt, daß unter der Herrſchaft der 
früberen gefeglihen Beweistheorie die Staatsrichter nicht felten durch einen gewiflen 
vom Gefeg*) felbft begünftigten Kormaligmus und durch Koflegialpräjudizien fi be- 
ftimmen liefen und bei einer großen Zahl von Indicien die Schuld ded Angeklagten 
annabmen, ohne genaue Erwägung jeded einzelnen ndiciums?), it durch die neue 
Anfiht, melde nur innere Ueberzeugung fordert, die Sitte bemerkbar, daß Ge- 
ichworene oft durch den fogenannten Totaleindrud ſich beitimmen laffen, welcher 
um fo trüglider ift, da oft ein einziged Indicium, deflen Gewicht durch einen gewand» 
ten Staatsanwalt gepriefen wird, einen fo mächtigen Eindrud auf die Mehrheit der 
Geſchworenen macht, daß fie ohne weitere verftändige Prüfung jede8 einzelnen In— 
diciums zu dem Wahrfprud der Schuld gelangen, was um fo bedenklicher werden 
fann, ald die Gefhmwerenen oft feine Berathung vornehmen, da fie Feine Rechenſchaft 
zu geben baben. 

Die voranftehenden Bemerkungen mögen die neue bvorzunehmende Prüfung 
rechtfertigen, über den Charakter der geiftigen Operation, deren Anmendung ein ge- 
rechtes Urtbeil der Schuld fihert, über die Sinderniffe einer gerechten Urtbeilsfüllung 
und die beften Mittel durch ein zwedmäßiged Strafverfahren die Urtheildfällung auf 
den Grund des Indicienbeweiſes möglid zu machen. 


1) Hier macht der Aufſah im Westminster review p. 173, 179 auf Fehler im Progefie 
gegen Müller aufmerkjam, 

2) fraft alle Deutfchen Strafpregef-Ordnungen vor 1348 flellten eine Reibe dou Indicien anf, 
mit einer Faſſung, welde leicht zu dem Glauben führen konnte, daß auf jedes dieſer Jndicien der Richter 
fein Uetheil kauen Fann oder fell. 


(Schluß folgt.) 





Ein Beitrag zur Schre vom Thatbeftand des 
Rindesmordes. 


Bon Herrn Dr. 9. Senätor, Arzt in Berlin. 


Das Februarhaft des 14. Bandes diefed Ardivs (1866 ©. 73 ff.) enthält unter 
dem Titel: »die Lage der Gefeggebung über Kindesmord u. f. w.« die Mittheilung 
eined äußert interefianten sales von der Verhandlung wegen Kindrötödtung, und 
im Anflug daran Bemerkungen über die Lückenhaftigkeit des jebigen Strafgefehes, 
mit welcher die erfchredende Zunahme jener Verbrechen, deren Mehrzahl ungeftraft 
bleiben muß, in Zuſammenhang gebradt wird. Da diefer Gegenftand einen Zweig 
der gerichtlichen Medizin betrifft, dem ich feit lange meine Aufmerkſamkeit zugemendet 
babe, und da am Schluß jened Aufſatzes auf eine Arbeit von mir (Gadper + Horn 
Vierteljahräfhr. für ger. Medizin 1866 ©. 99 ff.) verwiefen iſt, fo boffe ich mid) 
entfchuldigt zu feben, wenn ich bier vor einem meilt aus Juriſten beftehenden Lefer- 
publitum mir einige Bemerkungen über dieſe, Mediziner wie Juriften gleich fehr in- 
terefficende Angelegenheit erlaube. 

Der in Rede ſtehende Fall fchließt fi an die nicht unbedeutende Zahl der- 
jenigen an, in denen es fi um fogenannted »Leben ohne Athmen« handelt und die, 
wie ich es ſchon in jener Arbeit ausgeſprochen habe, immer wieder den alten Streit 
gegen den ald Dogma bingeftellten Sag: Leben heißt in foro Athmen anfaden. 
Denn immer wieder tauchen Fälle auf, in denen ſich Verftand und Gefühl gegen die 
Annahme eine unverſchuldeten Todes des Neugeborenen fträuben und die doch dem 
ftrafenden Arm der Gerechtigkeit entgehen, aus Mangel an objektiven Beweißmitteln, 
freilich in einem anderen Sinne, ald man gewöhnlich angiebt, nicht aber wegen ber 
mangelhaften Gefeßgebung. Ueber legteren Punkt, der eigentlich der juriftiihen Kom- 
petenz zugehört, will ic nur kurz bemerken, daß, wie ich ſchon in jener Abhandlung 
(S. 111) ausgeführt babe, nad meiner unmaßgeblihen Laien» Anfiht das Gefeg 
eine Püde gar nicht hat, denn »es will dad Leben des geborenen wie ded ungebore- 
nen Menfhen von feinem erften embryonalen Zuftande an ſchützen, und abndet des⸗ 
balb, abgefehen von der gewöhnlichen Tödtung eine? Menſchen, jeden Angriff auf 
da8 eben vor der Geburt (Abtreibung $$. 181. und 182.), in und gleih nad ber 
Geburt (Kindermord $. 180. des Strafgeſetzbuchs).« Nicht an. dem Mangel eined 
Gefeged ſcheitert die rechtliche Verfolgung, fondern an demjenigen Mangel, der aud) 
andere Strafgefege oft genug nicht zur Anwendung kommen läßt, an der Unzuläng- 
lichkeit unferer Beweißmittel; es bleibt eben Bieles dem irdiſchen Richter verborgen. 
Ob wirklich, wie ed in dem Gutachten über jenen Fall ausgeſprochen wird, die mildere 
Auffaffung des jegigen Strafgefegbuh® und nichts Anderes die Schuld trägt an der 
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Ueberhandnabme des Kindesmordes und ob in den 14 Jahren, bie feit Einführung 
deffelben vergangen find, die Verbältniffe, welche damals eine Befeitigung der bär- 
teren Beltimmungen notbwendig erſcheinen hießen, ſich fo ſehr geändert haben, laſſe 
ih bdabingeftellt. Der Kindesmord ift wohl nicht das einzige Verbrechen, das in 
fteigender Drogreffion zugenommen bat. Zur Verhütung von Verbrechen aber bat 
man zunäcft noch ganz andere Wege einzuihlagen, ald eine Schärfung der Stra» 
fen, die erfabrungdgemäß ftatt dad Verbrechen zu verhüten, nur feine Ausführung 
taffinirter madt. 

In allen jenen Fällen »von Leben ohne Athmene, wie aud in dem borlie- 
genden, mübt man fi, und meijt vergeblich, ab, zu beweifen, daß dad Kind nod 
nad feiner Ausſtoßung aus den mütterlihen Geburtöwegen ohne Athmung gelebt 
babe, man flreitet fi darum, ob es »todt geboren«, »todt zur Melt gelommen« ift, 
oder nicht. Aber welches aller jegt gültigen ——— frägt denn hiernach? 
welcher Paragraph beſtimmt denn, daß eine Kindestödtung nur an einem vollſtändig 
geborenen Kinde verübt werden könne, daß aber eine etwaige Tödtung in, während 
der Geburt ganz außer Frage bleiben muß? Ich weiß nicht und es iſt meine Sache 
nicht, zu unterſuchen, warum Richter und Staatsanwälte ſich in der gewöhnlichen 
Praxis den Ausſprach »todtgeboren« gefallen laſſen, warum fie ihn nicht als einen 
dem Gefege fremden Begriff zurückweiſen und vielmehr eine präzife Antwort verlan- 
gen auf die vom Gefeg ausdrüdlich geftellte Frage, ob dad Kind gleih nad, oder 
ob es in der Geburt geftorben event. getödtet fei. Nur im folge diefer zur Regel 
gewordenen Praxis hat man bis heute faft allgemein jenen doppelt falſchen Satz, den 
aud der Herr Verfaffer jened übrigend vortreffliben Gutachtens zu dem feinigen ge- 
macht bat, feftgebalten, daß »im gerichtäärztlihen Sinne unter Leben nur ein Leben 
mit Athmen verftianden werben kann, denn nur ein ſolches Gelebthaben läßt ſich ob» 
jeftiv fonftatiren.« 

Um nit eine Wiederholung meiner Arbeit zu geben, muß ich mid bier auf 
eine furze Anführung deſſen beihränten, was vorzugsweiſe für juriftifhe Leſer von 
Intereſſe und verftändlich ift, Erftens ift e8 grundfalfh und daß haben früher fhon 
Undere hervorgehoben, daß für den Gerichtäarzt nur dasjenige Leben exiftirt, was 
er beweifen kann, daß er aljo jedbeß andere Leben zu leugnen bat. Wenn der Ge- 
richtsarzt etwas nicht beweifen kann, jo muß er, wie jeder andere fachverftändige 
Zeuge, died und nur bied allein dem Richter angeben und diefem da8 Weitere über- 
laffen, niht aber bad Gegentbeil von dem behaupten, waß er nicht be- 
mweifen fann und weil er ed nicht kann. Sonſt feht fi der Gerihtdarzt an 
bie Stelle des Richters ;- für diefen iſt noch Vieles bewiefen und bemeißbar, aud 
wenn es der Gerichtdarzt nicht konftatiren kann. Ein Beifpiel auß einer nabe liegen- 
den Sphäre wird died Mar machen. Wenn eine Derfon bereitd ein, zwei oder 
mehrere Mal geboren bat, fo giebt es fein objektived Zeichen, um, menn es fid) 
um eine nochmals erfolgte (5. 6. ac.) Geburt handelt, dies zu entfcheiden und zu 
beftimmen, die wievielſte Geburt dieſe legte geweſen ſei. Welcher Gerichtdarzt 
wird nun in einem folden Falle behaupten, die qu. Perfon bat nicht zum dten, 
6ten Mal geboren, meil er es nicht beweifen kann, oder es giebt im gerichts 
ärztlichen Sinne keine ßte und éte Geburt, weil fie ſich als ſolche nicht ob» 
jektiv konſtatiren läßt! Gerade fo verkehrt, wie dieſer, iſt jener Schluß. Es 
iſt aber zweitens die ſehr verbreitete Anſicht unrichtig, daß nur bad Athmungs-⸗ 
leben ſich konſtatiren laſſe. In dieſer Beziehung haben Richter und Gerichtsärzte 
ſich bisher einer Selbſttäuſchung hingegeben, die um fo unbegreiflicher iſt, als man 
in einer gewiſſen Klaſſe von ———— ganz im Gegenſatz zu ber gewöhnlichen 
und als einzig möglichen ausgegebenen Auffaſſung vom Leben eine Verfolgung wegen 
Kindedtödtung Rattfinden läßt, auch wenn das Kind ganz evidentnidhtgeath- 
met hatte, aljo »todtgeboren« war. Es find dies die fälle von angeblicher Tödtung 
Neugeborener durch Fzahrläffigkeit eined Geburtshelfers, alfo f. g. Kunftfehler (95. 184. 
201.) und ferner bie Anklagen wegen unbefugter Ausübung geburtähülfiiher Hand» 
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lungen ($. 199.). In folchen Fällen hat man fid) noch niemal3 abhalten laffen, zu 
unterſuchen, ob da8 Kind, welches nicht geathmer hatte, nit durch die Schuld des 
Angeklagten gejtorben fei, gleichviel ob vor oder nach vollendeter Geburt. Wie oft 
find nit Hebammen bejtraft worden, weil durch ihre Schuld »bei einer Geburt 
da8 Kind das Leben eingebüßt hat« ($. 201.)! Hat man fie etwa verurtbeilt ohne 
objektiven Beweis dafür, daß dad Kind auch ohne Athmung gelebt hatte? Wo bleibt 
da der notbwendige Sag: obne Athmen fein Leben im Sinne des Geſetzes? Gewiß 
alfo läßt fi, wenigftens in der großen Mehrzahl aller Fälle, auch ein Nichtathmungs⸗ 
leben aus objektiven Befunden am Kindeskörper fonftatiren, aber durch die Konnivenz 
des Richterperſonals, menn ich jo fagen darf, gegen die von Alters ber gebräuchliche 
Auffafjung der Gerichtsärzte hat man fich der allerdingd nicht immer- leichten Ent» 
fbeidung der frage, ob der Tod in der Geburt und vor eingetretener Athmung er- 
folgt fei, entiblagen und die Frage des Gefeged durch den Ausſpruch »todtgeboren« 
umgangen. Die Beſprechung der Zeihen, aus denen jener Nachweis geführt wer- 
den fann, gehört nicht bierher und ich verweife die fih dafür Intereſſirenden auf 
meine mehrfach erwähnte Abhandlung, worin id) fie einer ausführlicheren Erörterung 
unterzogen babe, die ich felbjt aber nur als einen erften und mannigfacher Verbeffe- 
rung fähigen Verſuch in diefer biöher ganz vernadläffigten Richtung anſehe. Da- 
gegen kann ich bier einen auch dort ſchon berührten Punkt nit unerwähnt laffen, 
a deſſen Verſtändniß und richtige Auffaffung gerade von juriftifcher Seite es bes 
fonder8 ankommt, wenn eine Menderung der jekigen, nicht blos infonfequenten, fon» 
dern, wie. immer mehr anerkannt wird, ganz unqulänglihen Praxis, die man fälfch- 
lih auf die Mangelhaftigfeit der Gefege zurückführt, eintreten Il, ib meine bie 
Ausdehnung, welde man der gefegliben Bezeihnung »in der Geburte zu geben bat. 
Jh habe gezeigt, daß der einzig paflenden, naturgemäßen und allen Anforderungen 
entfprehenden Auffaflung gemaf darunter nur die Zeit vom Anfang der Geburt big 
zum Anfang der Yuftatbmung, welche meijt, aber nicht immer, mit dem Ende der 
Geburt zufammenfällt, zu verſtehen it, nicht aber die Seit, während welcher das 
Kind ſich nod innerhalb dev Geburtätheile befindet. Letztere Auffaſſung würde zu 
ganz unfrudtbaren Diökuffionen darüber führen, ob das ganze Kind mit oder obne 
Nachgeburt, oder nur ein Tbeil derfelben und welcher, oder ein wie großer Theil 
fi no im Mutterleibe befinden müſſe, während der phyſiologiſche Unterfchied zwie 
chen dem Leben nady der Geburt und dem borbergebenden einzig und allein in der 
Luftathmung befteht. Wer fih an dem allerdings nicht fehr glücklich gemäblten 
Wörtchen »in« flogen follte, der vergleidhe die verwandte Beſtimmung des $. 201., 
wo vom Tode »bei« der Geburt die Rede iſt, namentlich aber die Gefegbücher Deiter- 
reichs, Sachſens, Badens, Braunfhweigs, Toskanad, welche von Tödtung » bei«, 
»während«, »zur Zeit der Geburt« fprechen, erftered fogar ohne eine Zeit nach der 
Geburt zu unterſcheiden. Will man alſo die beftehenden Geſetze amendiren, fo braucht 
man, meiner Anficht nad, nur flatt »in« — »beie, oder »zur Zeit der Geburt« "zu 
fepen, oder um alle baarjpaltenden Deutungen in Bezug auf dad Kind und fein 
Leben mit oder ohne Athmung zu bermeiden,. dem betreffenden Daragraphen etwa 
folgende Faſſung zu geben: 

Eine Gebärende oder Neuentbundene, welde ihr Kind vor- 

fäslich tödtet, foll u. f. w. 
Aber da der Sinn und nicht der todte Buchftabe maaßgebend ift, jo kommt cd weni« 
ger auf die Faſſung an, als darauf, daß die Gerichtdärzte fi von dem, dem Ger 
jege fremden Begriffe »todtgeboren« losmachen, und daß anbdererfeitd dad Richters 
perfonal in jedem Falle, wo ein Kind nicht offenbar nad der Geburt gejtorben war, 
dem Geſetze folgend Aufklärung darüber verlangen, ob der Tod nicht in (bei) der- 
felben erfolgt fei, und daß fo der Gerichtäarzt gezwungen wird, diefem Stadium de 
Kindeslebens feine Aufmerkjamfeit zuzuwenden, ftatt es, wie biäber gewöhnlich, todt- 
zuihmweigen. — Schon jept läßt fi, wie gejagt, in den meijten fällen der Nachweis 
des bei der Geburt noch vorhandenen und erlofchenen Lebens führen, und er wird 
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ohne Zweifel mit den Fortſchritten der Wiſſenſchaft immer leichter zu geben fein. 
° Damit ift freilich nicht gejagt, daß fortan jede Kindestödtung fih wird objektiv fon- 
ftatiren laffen. Im Gegentheil beginnt nun erſt die Schwierigkeit, wo die frage 
entitebt, ob der vor der Athmung bei der Geburt eingetretene Tod ein natürlicher, 
oder ein unnatürlicher, verjhuldeter, aljo eine Tödtung fei; bier, beim Nachweis der 
Schuld, wird die Unzulänglihkeit unferer Beweismittel, worauf ich oben bingebeutet 
babe, fühlbar, nicht aber bei Konftatirung des Nichtathmungslebens. Aber bdiefer 
Mangel macht fi in demfelben Grade beim Tode nad eingetretener Luftathmung, 
wie vor derfelben, geltend, entweder weil dad Verbrechen überhaupt feine an der 
Leiche erkennbare Spuren zurüdläßt, oder weil eben diefe Spuren oft genug nicht 
von —— welche ein ganz natürlicher Geburtsberlauf hinterläßt, zu unterſchei⸗ 
den ſind. Deswegen iſt es nur um fo mehr Pflicht des Gerichtſarztes, den That- 
beſtand nicht durch den Ausſpruch »todtgeboren« zu verdunkeln und ein Präjudiz 
binzuftellen, fondern entſprechend feinem Derbalten bei andern fragen und dem wirt. 
lien Ergebniß der Unterfuhung fein Gutachten dahin abzugeben, daß daß Kind in 
(bei) der Geburt geitorben fei, und daf die Obduktion einen Beweis für eine ge- 
waltfame Todedart nicht ergeben, oder aber mehr oder weniger wahrſcheinlich gemacht 
bat. Dann bleibt e8 dem Richter unbenommen, aus anderweitigen Berdbahtömomen- 
ten zufammen mit dem etwaigen Obduftiondbefund einen Indicienbeweis berzuftellen, 
aud dem er und die Gefhmorenen fi die moralifhe UWeberzeugung einer Sculb, 
fei es einer vollendeten Tödtung, fei ed vorbereitender Handlungen dazu (aud durch 
paffived Verhalten) fchaffen können. 

Wenn id) endlich noch hervorhebe, daß mit der Eliminirung des Begriffd der 
Todtgeburt au der Verteidigung eine fehr willlommene Handhabe, um auf daß 
Urtheil der Gejhmworenen in ihrem Sinne zu wirken, entzogen wird, fo ſcheint eb 
mir nach alledem, daß auch bei der iepigen Strafgefepgebung, die allerdingö feine 
drakoniſche ift und fein will, öfter ald bisher eine Beftrafung der wirklich Schulbigen 
ſich wird erzielen laſſen. 


Urdio, 1866, Mai, 22 


Ein intereffanter Indicienbeweis. 


Mir verdanken die nachfolgende Darftellung des Falles der Mittheilung des ver- 
dienftvollen Vorfigenden des Schwurgerichtd. _ x 

Am 21. November 1865 Morgens etwa 49 Uhr hörten mehrere in der Näbe 
des gräflid Solmsſchen Forftbezirtd Wunder befindliche Perfonen drei Schüffe, deren 
erfte beide faft zufammen fielen, und einen dbumpfen Klang hatten, wie Schrotſchüſſe 
zu haben pflegen, während ber dritte, nad einer Paufe von etwa 5 Minuten, bell 
flang, wie ein Kugelfhuß zu klingen pflegt. Man achtete weiter nicht darauf, weil 
ein Jeder annahm, daß in dem Reviere eine Jagdpartie ftattfinde, und es unter. 
blieben daher weitere Nachforſchungen. Auch der Umftand, daß ungefähr zu berfel- 
ben Zeit andere Perfonen einen jungen Menfben von mittlerer Größe und unter- 
fegter Geftalt, ein Gewehr unter dem Rode verbergend, von dem FForftorte Wunder 
ber nad Jachzenbrück zu laufend, gewahrten, führte einftweilen zu einem weiteren 
Erfolge nicht. Derfelbe vermied das freie Feld fo viel ald möglich, indem er fi im 
Malde zu halten fuchte, und da in jener Gegend ber MWildfrevel erfabrungdmäßi 
ſtark getrieben wird, hielt man ihn fofort für einen von Jägern verfolgten Wilddie 
und ließ ihn laufen. 

Noch an demfelben Morgen, gegen 10 Uhr, fand der aräflihe Revierförfter 
Auguſt Puſchmann auf einem dur das Revier Wunder führenden Wege den be- 
reits entfeelten Körper ſeines Sohnes, ded gräflihen Revierförfters Ferdinand Puſch- 
mann, liegend, das in beiden Läufen abgeichoffene Doppelgewehr in beffen Armen 
tubend. erfelbe batte gegen 8 Ubr früb im Dienftanzuge, mit feinem Doppel» 
gewehr bewaffnet, deffen einer Lauf mit Schrot, der andere mit einer Kugel geladen 
mar, feine Wohnung verlaffen, und fi Behufs Ausübung des Forfiihuge® in das 
ihm anvdertraute, zum Wunder gehörige Revier Berfchlengrund, mo auc die Leiche 
gefunden murde, begeben. Es war died genau die Stelle, von welcher her die oben 
erwähnten Schüffe ertönt waren. 

Die aldbald erfolgte gerichtdärztlihe Obduktion, in Verbindung mit den an 
den Kleidungsftüden de8 Verftorbenen, dem Gewehr und dem Gemehrriemen vor- 
findlihen Beſchädigungen, ließ keinen Zweifel daran auftommen, daß Puſchmann 
durch Verblutung, welche in Folge einer Verlegung der rechten Qunge mittelft eines 
Schuſſes entftanden, den Tod — und daß bie rödtliche Verwundung durch 
einen Dritten herbeigeführt worden war. 

Der Körper des etwa 40 Jahr alt —— Verſtorbenen zeigte ſich im 
Allgemeinen als vollkommen kräftig und geſund, trug aber vielfache Wunden an ſich. 
Als Haupt- und eigentliche Todeswunde ergab ſich eine Verletzung der Bruſt. Dieſe 
Wunde, welche durch ihre Größe, die nicht ganz die eines Silbergroſchens erreichte, 


Ein intereffanter nbicienbemeiß. 331 


durch ihre Geftalt, befonder8 bie zerriffenen, nach innen gebogenen Ränder, und durch 
das ſchwärzliche, wie verbrannte Unfehen ihrer Umgebung fi al8 eine Schußwunde 
fennzeichnete, durchdrang das Bruftbein gerade auf deffen Mitte und etwa einen Zoll 
von deſſen obern Ende entfernt, feßte fi dann durch die rechte, Lunge, etwa zwei 
Zoll von deren Spike, und ebenfo weit von deren vorderem Rande enfernt, begin- 
nend, von oben nad unten und nach binten und außen bin fort, und endigte nad) 
der achten Rippe, welche noch durchbohrt war. 

An diefer Stelle, zwiſchen Rippe und Nippenfell, fand ſich auch eine Heine 
Kugel von der Größe einer Rebpofte, melde offenbar diefe Wunde verurſacht, und 
dabei, auf ihrem Wege durch die Lunge, mehrere größere Lungenvenen zerriffen hatte. 
Bei Heraudnahme der Brufteingemeide wurde die linke Seite der Bruſthöhle leer be- 
funden, während die rechte Seite total mit Blut angefüllt war. 

Außer diefer Hauptwunde fanden fih an dem Körper des Puſchmann noch 
verjchiedene andere Verlegungen an Gefiht, Hals, Armen und Händen, welche fi 
ebenfalld al Schußwunden, ſedoch von kleinen Gefchoflen herrübrend, darftellten, vor; 
in&befondere aber war die linfe Hand zerfchoffen, und deren Gelent von aufen nad 
innen bergeftalt durchbohrt, daß ein —* Gebrauch derſelben für die Zukunft als 
beeinträchtigt angenommen werden mußte. 

Daß Puſchmann an der Stelle, wo er ald Leiche gefunden wurde, verwun- 
det worden, ſchien faum glaublich, es fehlten hierfür hinreichende Anhaltspunkte. Die 
Reihenfolge und der Klana der Schüffe, melde gehört worden waren, in Berbin- 
dung damit, daß an der Stelle, wo Puſchmanns Leiche gelegen, etwa zwei Schritte 
vom Wege entfernt, eine Kiefer von einer Kugel durchſchoſſen, einen Schritt davon 
ein anderer Baum geftreift, und noch zwei Schritte weiter von einem kleinen trode- 
nen Bäumchen die Spike abgefhoffen war, alle drei Schußfpuren aber nur in einer 
Höhe von 9 Zoll über der Erde horizontal hinter einander lagen, andere Schuf- 
fpuren aber nirgend8 zu entdeden waren, führte zu der Vermuthung, daß auf 
diefer Stelle der eigentlihe Kampf nicht ftattgefunden, dat Puſchmann fid vielmehr 
nur bi8 hierher gefchleppt habe, und der Kugelſchuß nicht ſowohl nad einem Siel, 
fondern nur ald Signalfhuß abgegeben, oder aber durch Gelbftentladung des Ge⸗ 
wehrs, vielleicht beim Umfinlen und Verſcheiden des Puſchmann erfolgt ſei. 

Der gerichtliche Ortsbeſicht hat dieſe Annahme beftätigt. 

An einer, ungefähr 100 bi8 120 Schritt weiter gelegenen Stelle fanden fid 
beutlihe Spuren von zwei Schrotfhüffen, und zwar zeigte ein ganz nahe am Mege 
ftebender Baum in der Höhe don vier Fuß einen bdeögleihen, meldyer vom Wege 
aus, und da die Schrotförner ganz dicht bei einander eingefchlagen waren, aus 
nächſter Näbe gefallen fein mußte, und trug ein zweiter, etwa einen Schritt von 
dem erfteren entfernt, fchräg in die Schonung hinein ftehender Baum Schrotfpuren, 
welche offenbar von einem, aus der Schonung beraußgefallenen Schuſſe herrübren 
mußten. Endlich zeigten aud, dem legten Baume gegenüber, auf der anderen Seite 
des Weges, ftebende Bäume Spuren don Schrot und von Rehpoſten. 

An diefer Stelle mußte der Kampf ftattgefunden haben, und mußte babei 
Puſchmann, welcher nur Schrot geichoffen, auf dem Wege, deffen Gegner aber, 
welcher, nach der Beſchaffenheit der Verlegungen Puſchmanns, Schrot und Vojten 

eſchoſſen hatte, etwa zwölf Schritt von ihm entfernt, in der Schonung geftanden 

haben. Hierfür ſprach auch die Rage der aufgefundenen Pfropfen, von benen der, 
dem Wege am nächſten, liegende aus Papier der Spenerfchen Zeitung beftand, welche 
Puſchmann regelmäßig zu lefen pflegte. 

Ron der Stelle -aud, an melder ber Gegner ded Verftorbenen geftan- 
den zu haben fchien, führten, von einem rechten Mannöftiefel berrübrende 
Fußſpuren, mit befonderd erkennbaren Merkmalen, in den Walb binein und 
dann meiter bis ungefähr 150 Schritt don dem Börgerfhen Wohnbaufe in 
Jachzenbrück: fie nahmen biefelbe Richtung, in welcher am Morgen des 21, No- 
dember 1865 drei Leute an drei verfchiedenen Stellen den Menſchen hatten laufen 
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gefehen, melden fie, mie oben erwähnt, für einen flüchtigen Wilddieb hielten. Der 
weite, in der Nähe jened Standpunkte aufgefundene Papierpfropfen rührte, nad) 
ben Gutachten de3 Lebrerd Schlegel zu Jachzenbrüd, zweifellod aus einem Screib- 
buche der Schweiter des Büdnerſohns Börger ber. Eine Nachſuchung bei demfelben, 
beziehentlic eine Befihtigung feines Körpers, ließ an den von ihm an jenem Mor- 
gen getragenen Stiefeln diefelben Mertmale wiederfinden, melde jene Fußſpuren 
zeigten; ex felbft trug auf dem rechten Sculterblatte und auf der rechten Sinter- 
bade je eine fleine, von Schrotkörnen berrührende Schußwunde, mit welchen forre- 
fpondirend ſich kleine Löcher in Jade, Weite und Hofe ded Bürger fanden, in dem 
Schreibbuche feiner Schwefter fehlte ein von dem Lehrer Schlegel am 28. Februar 
1865 diktirter Aufjag über den fiebenjährigen Krieg, während die Ueberbleibfel des 
Dapierpfropfend einen gleichen Inhalt verriethen. 

Diefe Umftände, verbunden mit wahrheitswidrigen Angaben des Börger über 
feinen Aufenthalt zur * der That, mußten denſelben letzterer ſelbſt als dringend 
verdächtig erſcheinen laſſen und wurde daher zu ſeiner Verhaftung geſchritten. 

Die Vorunterfuhung führte zu dem Refultate, daß der Börger für genü- 
gend belaftet erachtet wurde: 

»am 21. November 1865 bei Baruth den Förſter Ferdinand Puſchmann 
borfäglid getödtet zu haben, und zwar bei der Unternehmung der Aus- 
übung der Jagd auf einem fremden Grundjtüd, ohne Berechtigung dazu 
zu haben, um fich ber Ergreifung auf friſcher That zu entziehen ($$. 176. 
178. des Strafgeſetzbuchs). 

Der Angeklagte Buͤdnerſohn Johann Karl Friedrich Wilhelm Börger, am 
2. Februar 1842 zu Jachzenbrück geboren, iſt ein Sohn des ald Wilddieb befannt 
geweſenen und jegt wegen Diebftabld zu Spandau eine febsjährige Zuchthausſtrafe 
verbüßenden Büdnerd Friedrich Börger; er bat im 35. Infanterie» Regiment den 
legten Krieg gegen Dänemark mitgemacht. 

Er leugnete Anfangs jede Schuld an dem Tode de Förſters Puſchmann, 
wollte zur Seit defjelben fich in feiner Wohnung befunden haben und nie auf der 
za geweſen fein. Erſt als ſich die Unzeihen gegen ihn häuften und feine eigene 

utter ihn dor Gericht aufforderte, ein Gejtändnig abzulegen, falls er fi) ſchuidig 
fühle, trat er mit einem ſolchen hervor, weldes er demnächſt auch in der Sigung 
des Schwurgerichts dom 19. März d. J. wiederholte. 

Daffelbe lautet im Wefentlihen folgendermaaßen: 

ch getebe zu, am 21. November 1865, Morgen? gegen 9 Uhr, ben För- 
fter Ferdinand Puſchmann auf dem Wunder, in der gräflid zu Solmdihen Forft, 
durch Erſchießen getödtet zu haben, mill aud zugeben, daß ich borfäglich ihn 
geſchoſſen, beitreite aber die Abficht gehabt zu haben, ihn zu tödten. 

Ich ging am 21. November Morgend 6 Uhr mit einer alten Flinte von 
Haufe weg, um in der Forſt Hafen zu Schießen. Als ich den Meg vom Forſthaus 
Wunder ber überfchreiten wollte, kam der Förſter Puſchmann denfelben entlang ge- 
gangen. Ich war in feiner unmittelbaren Nähe und da ich mich von ihm nicht 
wollte ergreifen laffen, fo drebte ih mih um und lief fort. Puſchmann rief mir 
nah: »fteb Hund, oder ich fhieße!« und ſchoß auch in demfelben Augenblid nach 
mir; ich wurde dur den Schuß — es war ein Schrotſchuß — an der Schulter 
und in der Hinterbade getroffen. Nun drehte ic mid um, und ſchoß in einer Ent- 
fernung von etwa 10 bi8 12 Schritt, doc ohne anzulegen, auf Pufhmann: ob 
diefer angelegt hat, weiß ih nit. Ich ſchoß nur, um mein Leben zu fihern, denn 
ich glaubte der Förſter würde noch einen zweiten Schuß auf mid abgeben und dann 
beffer treffen. Nachdem ich gefchoflen, lief ich weiter, ohne danach zu ſehen, ob 
Puſchmann gefallen fei.« 

Dieſes Geftändnig wurde von der Vertheidigung dazu benupt, die Thätigkeit 
des Angeklagten bei dem Zufammentreffen mit legterem als einen Ausflug der Noth- 
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mehr barzuftellen, und bieran Anträge auf Stellung von Zufaßfragen aus ben 
FF. 40. 41. des Strafgefeßbuchß zu fnüpfen. 

Mar die Tödtung des Förſters Puſchmann Seiten? des Angeklagten durch 
die Nothwehr geboten, fo lag ein Verbrechen nicht dor; es war daher eine Aufgabe 
der Unterfuchung, in einer für die Gefchworenen überzeugenden Art nachzuweiſen, 
daß nah Lage der Sache ein Fall der Nothwehr nicht dorliege. 

Folgte man bei diefer Unterfuhung den eigenen Angaben des Ungellagten, 
fo fielen dieſe Fragen mit der Beantwortung der einen Frage: 

»wer bat zuerft gefchoffen? war e8 der Förſter Puſchmann, oder war «8 
der Angellagte?« 
zufammen ; denn leßterer behauptete nicht, daß er nur aus Beſtürzung, Furcht und 
Schrecken über die Grenzen der Vertheidigung binaußgegangen fei, fondern daß er 
fein Gewehr auf den Förſter abgefeuert, um denfelben an einem zweiten, vielleicht 
töbtlihen Schuß zu verhindern, nachdem dieſer bereitd einen Schuß, mit allerdings 
geringem Erfolge auf ihn abgegeben babe. 

Da megen des Toded bed Puſchmann eine unmittelbare Aufllärung über 
den Hergang nicht zu erlangen gewefen war, Wugenzeugen aber fih zur Zeit ber 
That niht am Drte derfelben befunden hatten, fo fiel der Beweidaufnahme die Auf- 
abe Ei aus ben vorhandenen Anzeichen die Unterlage für das zu bildende Urtheil 

rzuſtellen. 

Die zu dem Ende als Zeugen und Sachverſtändigen vernommenen, und 
* beider Richtung hin vereidigken 5 Förſter nahmen das Material zu ihrer Aus. 
laffung. ber: 

1) aus der Derfönlichkeit des Verftorbenen; 

2) aus der Beſchaffenheit des Thatorteß; 

3) aus den binterlaffenen Spuren der bon beiden Seiten abgegebenen 


Schü ej 

4) aus den Fußſpuren, welche der Angellagte auf der Stelle zurüdgelaffen, 

bon welcher aus er geftändlich den tödtlihen Schuß abgefeuert hatte; 

5) aus der Belcaffenheit der Wunden bed Verftorbenen und des Unge- 

tlagten; 
und endlich 

6) auß einer Marke, melde ertennen ließ, daß ein Geſchoß —— quer 

über den Lauf des von dem Du Puſchmann geführten Gewehrs bin- 
gelaufen war und ſolches gejtreift hatte, fowie auß einer Berlegung, 
welche der an legterem befindlihe Gewehrriemen an ſich trug. 
’ — Ergebniß der Beweisaufnahme mar dem Angeklagten entſchieden 
ungünſtig. 
unächſt ſtimmten die Zeugen, welche den Verſtorbenen theils von Kindheit 
an, theils ſeit einer Reihe von Jahren gekannt hatten, darin überein, daß derſelbe 
mit einem ruhigen, liebenswürdigen Charakter alle Eigenſchaften eines guten Förſters 
und tüchtigen Schügen vereinigt, auch daß er die Rechte und Pflichten ſeines Amtes 
viel zu gut gefannt babe, als daß er, namentlid mit Rüdficht auf feine bewährte 
Befonnenbeit, auf einen davonlaufenden Wilddieb würde gefchoffen haben. Es ift 
dergleihen nie von ihm bekannt geworden, wohl aber, daß er im Winter 1864/65, 
und jpäter noch ungefähr ſechs Wochen vor feinem Tode, im Forſtorte Wunder 
ebenfalls mit Wilddieben zufammengetroffen, welche er, als fie die Flucht ergriffen, nicht 
weiter verfolgte. 
Bezüglich de8 Herganges bei ber Begegnung Pufhmannd mit Börger waren 
die Sachverftändigen im Weſentlichen über folgende Umftände einig: 

»Nach der Richtung der von beiden Seiten ber bemerkbaren Schußfpuren 
muß Börger feinen Schuß in freier Nichtung zwiſchen zwei Kiefernreihen mitten 
dur nad dem Wege zu abgegeben haben, denn es fanden ſich in diefer Linie nur 
wenig Shuren von Schrotkörnern. Erhielt Puſchmann diefen gut gezielten Schuß 
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in Bruft und Hände, fo muß er etwa drei bis vier Schritt zurüdgeprallt fein, und 
dann auf Börger in einer anderen Linie gefchoffen haben; diefe Linie war durch 
eine Anzahl dazwiſchen ftehender junger Kiefernbäume unterbroden, und deshalb ging 
der größere Theil der Schrote in diefe Bäume hinein, und blieb in den Stämmen 
ſitzen Hätte Dufhmann von dem Punkte aus, von welchem ganz unjtteitig der 
Schuß in die Schonung bineingegangen ift, zuerft geichoflen, fo müßte man anneb» 
men, daß er nad abgegebenem Scuffe drei bi? vier Schritt vorwärts gegangen, 
um bon Börgerd Standpunkte aus deffen vollen Schuß zu erhalten. Died erſcheint 
aber ald mwiderfinnig, da Pufchmann, wenn er, nach Börgerd Ungabe, zuerſt ge- 
hoffen, dann vielmehr zurüdgegangen fein würde, um ſich durch die Schonung deden 
zu laſſen, ſtatt fi frei für,den Angriff und Schuß Börgerd binzuftellen. Auch 
würde er felbft, wenn er zuerſt fchoß, feinen Schuf durch die freie Furche zwiſchen dem 
2 Kiefernreiben abgegeben hab:n, wo dann Börger von ihm ebenfo gut getroffen wor⸗ 
” — wie er von dieſem getroffen wurde, was durch den Thatbeſtand wider» 
legt wird. 

Es ift gar nicht denkbar, daß Puſchmann, wenn er zuerft geſchoſſen hätte, 
fi) danady dem Börger frei bingeftellt und demfelben zum Umfehren und Losſſchießen 
auf ihn Seit gegeben haben würde; er würde vielmehr, da er in dem Augenblid noch 
im Anſchlage liegen mußte, und in feiner Büchsflinte noch die Kugel hatte, diefe zu- 
vor auf ihn abgefchoflen haben, ehe derfelbe Zeit gewann, auf ihn zu fhießen, und 
endlich fpricht der von Puſchmann abgegebene Schuß in die Schonung dafür, daß 
berfelbe zur Zeit, ald er fchoß, bereits die tödtlihe Wunde empfangen hatte, da er 
fonft jedenfalls beſſer gefchoffen haben würde. Mit Rüdfiht auf die tödtliche Schuß. 
wunde und die durchichoffenen Hände fehlte ihm offenbar ſchon die ihm fonft eigene 
Kraft und Sicherheit bei der Führung feined Gewehrs, er zielte nur noch unficyer, 
und da der Schuß nur vier Fuß über der Erde bingegangen, fo ift anzunehmen, 
daß bderfelbe bereit3 im Sinken abgegeben worden, jedenfalld-aber, dag Puſchmann 
dad Gewehr gar nicht angelegt gebe t, wie denn auch feine, im Gelenk durchbohrte, 
und dadurch gelähmte linfe Hand ihm nicht mehr geftattete, das Gewehr zu fügen. 
Daf aud Börgerd? Schuß nur in einer Höhe vom ungefähr vier Fuß über den 
Boden bingefabren, ändert bierin nichts, da deflen Standpunkt etwa miedriger war, 
als der des Dufchmann. 

Aus dem Umftande, daß des Letzteren Gemwehrriemen bon unten nad oben 
durchfchoffen war, und daß eine Schramme von einem aufgelchlagenen Poſten quer 
über den rechten Lauf feined Gewehrs lief, folgt mit Beſtimmtheit, daß Puſchmann, 
ald er den Schuß empfing, noch nicht im Ynthlage gelegen, vielmehr dad Gewehr 
noch quer vor ficb in den Händen, wie um nad Wild zu juchen, oder auch vielleicht 
fi fertig machend, getragen bat. Hätte er fhon im Anſchlage gelegen, fo würde er 
wahriheintib den Poſten in die Bruft nicht erhalten haben, indem er dann durd) 
die Hände und dad Gewehr geihügt gemeien wäre. Lag Dufhmann no‘ im An- 
ſchlage, voraudgefeht, daß er * geſchoſſen hätte, fo würde der Poſten das Ge- 
wehr gar nicht haben ftreifen können, allenfalld nur in den Lauf defielben hineinge- 
fahren, oder den Lauf entlang gefahren fein. 

Der Behauptung ded Angeklagten, daß, nachdem Puſchmann ihn angerufen, 
er fortgelaufen, nad erhaltenem Schuſſe fteben geblieben und Kehrt gemadt, und 
dann, nad dem Abfeuern feined Gewehrs, ſich nochmald umgekehrt, und die Flucht 
ergriffen babe, widerfpricht auf das Beftimmtefte der Umftand, daß die an Ort und 
Stelle wahrgenommenen Fußſpuren es erfichtli werden laſſen, daß der Angeklagte 
ſich nicht dreimal, fondern nur einmal gewendet und dann feinen Lauf fortge- 
fest bat.« 

4 Hiernach gaben die Sachverſtändigen einſtimmig ihr Gutachten dahin ab: 
»daß der Förſter Puſchmann am 21. November 1866 nicht — auf - 
den Angeklagten gefhoflen haben fünne, vielmehr von diefem den exften 
Schuß, welder feinen Tod herbeigeführt, erhalten habe«, 
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indem fie den Hergang der Sache dahin auffaßten, daß Puſchmann zu jener Zeit nur zur 
Kontrole des Mevierd, mit über. die line Schulter gebängtem Gewehr den Heideweg 
binuntergefommen; Börger dagegen ald Wilddieb, dad Gewehr ſchon fchußfertig, be- 
ziebungämeile mit geipanntem  Habme, im. beiden Händen gehabt babe, daß beide 
bierauf, Börger no etwa 10 Schritt von Dufchmann ab, in die Schonung binein- 
fichend , fich erblidt, Dufchmann den ihm befannten Börger zur Niederlegung feines 
Gewehrd aufgefordert, dieſer fich aber nicht nur gemeigert, fondern das ſchon ſchuß ⸗ 
fertige Gewehr auf Puſchmann angelegt und ſolches, bevor diefer. das ſchnell von 
der Schulter herabgeriffene Gewehr fertig machen und anlegen können, mithin daſſelbe 
kurz vor dem Anlegen, mit beiden Händen noch vor ſich gehalten, abgeſchoſſen und 
biermit den: tödtlihen Schuß von Poſten und Schrottörnern auf ihn abgegeben, und 
Puſchmann biernädft, da die Schüffe Schlag auf Schlag. erfolgt, noch mit ber. redy- 
ten Hand. allein, ‚oder, mit auf den linken Arm gelegtem Gewehr, binter dem fich zur 
Flucht mendenden Börger ber gefhuflen, ihn aber nur noch unbolllommen ge— 
troffen babe, 

Dad Gutachten der Gerichtöärzte ftimmte mit diefer Auffaflung in ſoweit 
überein, als diefelben anmabmen, daß Puſchmann fein Gewehr nur bi zur Höhe ber 
Bruftwarze erhoben gebabt haben künne, als er den Schuß erhalten, 

Den Geihmorenen, welche dex feſſeinden Berbandlung, gleich einer zahlreichen 
Zuhörerſchaft, mit ungetheilter Aufmerkſamkeit gefolgt waren, wurden demyemäß 
folgende fragen geitellt: 

I) Iſt der Angellagte, Büdnerfohn Johann Karl Friedrih Wilhelm Börger, 

huldig: 
am 21. November 1865 bei Baruth den Förſter Ferdinand Puſch- 
mann borjäglic getödtet zu haben, und zwar bei ber Unterneh⸗ 
mung der Ausübung der DE auf einem fremden Grundflüd, 
ohne Berechtigung dazu zu baben, um fi der Ergreifung auf 
frischer That zu entziehen? 
ür ben fall, daß die frage zu 1. bejaht wird: 
) Hat ber Angeklagte die That zu 1. verübt, um einen gegenwärtigen 
rechtswidrigen Angriff von fi abzuwenden? 

Die Geſchworenen bejahten die erfte frage mit 7 gegen 5 Stimmen und 
berneinten die zweite mit mehr ald 7 Stimmen. Der Gerichtähof trat einftimmt 
ber Mehrheit ad 1. bei und verurtbeilte auf Grund des $. 178. des Strafgefegbud) 
den Angeklagten zum Tode. 

Ich erinmere mic aus meiner langjährigen Erfahrung faum eineß Falles, in 
welchem ein auf Indicien gegründeted Gutachten mit einer fo unwiderftehlichen Stärfe 
eingewirft hätte, als dieß in der vorliegenden Sade der Fall war. Die Derfönlid- 
feit des Angeklagten trug bierzu nicht bei; derſelbe verrieth feine Eigenfchaft, welche 
u der Annahme berechtigen konnte, daß man es in ibm mit einem leidenfchaftlichen, 
—8* oder gemeingefährlichen Subjefte zu thun hatte, er war nur einmal vor 

einigen Jahren wegen Widerfeglichkeit gegen einen Forſtbeamten mit einer mäßigen 
Gefängnißftrafe beabndet worden, fein Militair-FFührungdatteft lautete vortheilbaft, fein 
Auftreten vor Gericht war befheiden, menn aud feſt. Man fragt fih daher mit 
Recht, was denfelben beftimmen konnte, in fo energiſcher und feindjeliger Weife gegen 
den Förſter Puſchmann, einen ihm wohlbefannten, in dortiger ganzer Gegend wegen 
feine8 anfpredenden Charakterd und feiner Gewiſſenhaftigkeit und Pflichttreue allge- 
mein beliebten und geachteten Beamten vorzugehen, während es ibm fo leicht mar, 
Wi bei dem Zufammentreffen mit demfelben am Morgen bed 21. November der Ge- 
ahr des Ergreifend durch die Flucht zu entziehen, oder ſchlimmſtenfalls fi der ver- 
dienten Strafe zu unterwerfen, von welcher es nicht einmal feftitand, ob fie fid, 
wie der Vertbeidiger andeutete, nicht allein auf bie bed $. 347. Nr. 11, des Straf- 
gefepbuch8 beſchränkt haben wuͤrde. 

Bon einer perfönlichen Feindſchaft des Angeklagten gegen Puſchmann ift nie 
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die Rebe geweſen; daß dieſer, wie im Laufe ber Verhandlung einmal erwähnt wurbe, 
ihn vor Jahren auß der — entließ, weil feine Dienſte ihm nicht genügten, 
konnte unmöglich von Nachwirkung begleitet worden fein. Dagegen darf nicht außer 
Acht gelaffen werden, daß der Wilddiebftahl felbft dad Gemüth deffen, weldyer, wie 
Börger ed mar; demſelben ergeben ift, zu verwildern pflegt, und daß Börger erft 
wenige Wochen vor der That auß einem Feldzuge zurüdgelehrt war, meldyer, wenn 
aud nicht von langer Dauer, fi doc) theilmeife blutig geftaltet, und namentlid dem 
— — Ban Regimente vielfach Gelegenheit gegeben batte, den Tob 
des er al8 den Preis feiner Aufgabe zu betrachten Erwägt man bierzu 
ferner, daß die wiederholte Werleibung militairifher Erinnerungszeihen, wie Börger 
deren drei befaß, wohl dazu geeignet wat, den jungen Soldaten, welcher feine Schul 
digkeit gethan zu baben, und in jenen Zeichen ebenfo viel [hwer verdiente Belohnun- 
gen erkennen zu dürfen glaubte, aufzuregen und in ibm den Entſchluß zu weden, 
deren Befiß zu vertheidigen; fo wirft es vielleicht ein Licht auf die Handlungsweiſe 
ded Ungellagten, wenn fein Bater ibm am 15. Oftober 1865 aus dem Zuchthauſe 
zu Spandau ſchrieb: 
»es freut mich, daß du zu Haufe bift, nun kaunſt du doch für die Wirth- 
haft Ben du kannſt e8 fo betrachten, ald wäre «3 dein Eigenthum, 
aber thue mir den einzigen Gefallen, und gebe nicht auf die Jagd, fonft 
wirft du am Ende noch deine Ehrenzeichen los.« 

Der Moment, wo diefe Befürhtung zur Wahrheit zu werden drohte, trat 
mit dem Zufammentreffen ick u mit Bulhmann ein: Börger war gewerbömäßi- 
ger Wilddieb, ihn traf im Falle der —“ und der Beſtrafung, wie er ſich dies 
aud Erfahrung an Underen fagen konnte, der Berluft der. bürgerlichen Ehrenrechte, 
mit ihm der feiner Ehrenzeichen, wie der Vater fie genannt hatte. War der einzige 
Zeuge zum Schweigen gebradt, fo war es vielleiht noch möglich, dieſen Verluft 
abzuwenden. 

Bon den Geſchworenen ift ein Begnadigungdgefud übergeben worden; ber 
einzige von ihnen geltend gemachte Grund ift indeß der, daß der ıc. Börger Berüd- 
frigung verdiene, weil er fih durch Theilnahme an dem Schleswigſchen Kriege um 
dad Vaterland verdient gemacht habe. 


Mitthbeilungen 


aus den 


Schwurgeridhts - Verhandlungen. 


— — — —— 


Art. 81. des Geſetzes vom 3. Mai 1862. Aufnahme der geſeß— 
lichen Merkmale in die Frage, auch wenn ſie in dem An— 
klagebeſchluß und in der Anklageformel fehlen. 


Der aus 6. 130. des Strafgeſezbuchs erhobene Anklagebeſchluß und die Anklage⸗ 
formel enthält das »wiſſentlich⸗ nicht. Die an die Geſchworenen geſtellte Frage ift 
demgemäß auch ohne Aufnahme dieſes geſetzlichen Merkmals geſtellt, gleichwohl ift 
der Angeklagte auf das bejabende Verdikt der Geſchworenen aus $. 130. verurtheilt. 
Auf feine Beſchwerde iſt deshalb am 14. Mär; 1866 wider Kraufe (Nr. 373. 1) 
vernichtet und an dad Schwurgericht zurückgewieſen; denn die »Wiſſentlichkeit« ſei 
ein weſentliches zum Thatbeftande des $. 130. gehörige Merkmal, müfje daher nad 
Art. 81. in die Frage aufgenommen werden. Wenn aud das gedachte Wort fchon 
in dem Anklagebefchluffe und in der Anklageformel fehle, fo babe doch nicht ſchon 
jest fofort aut Freiſprechung erfannt werden können, weil der Inhalt der Untlage- 
| rift und da8 Allegat de G. 130. darin keinen Zweifel darüber laffe, daß ein 
mwiffentliher Verſuch der Berleitung zum Meineid habe behauptet werden follen und 
jene® Wort daher nur irrthümlich fortgeblieben fei. 


Art. 84. 86. des Gefeged vom 3. Mai 1852. Untrag bed Ange- 
klagten felbft auf eventuelle ihn weiter belaftende Fragen. 


Die erfte gegen die Ungellagte wegen Thäterſchaft einer Brandftiftung aus 
6$. 285. 287, geftellte Frage it von den Geſchworenen verneint; dagegen die eben- 
tuelle frage wegen Theilnahme durch Hülfsleiftung an diefem Verbrechen eines 
— (ungenannten) bejaht, und darauf die Verurtheilung wegen dieſer Theilnahme 
erfolgt. 

Der Antrag des Vertheidigers, eine Frage aus F. 244. des Strafgeſetzbuchs 
zu —— iſt abgelehnt, weil das Sachverhältniß dazu keinen genügenden Anhalt 
gewähre. 

Die deshalb eingelegte, die Verletzung der Art. 84. 85. behauptende Nichtig- 
keitsbeſchwerde der Angeklagten ift durch Urtel vom 23. März 1866 wider Obft 
(Nr. 406. 1.) zurüdgemwiefen. 
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Gründe. 


Die Anklage beſchuldigt die Angeklagte der vorfäglihen Brandftiftung im 
Sinne ber 88. 287. und 285. Nr. 1. de Straf eſetzbuchs, alfo ber Unzündung 
eined Gebäude, welches u. |. w. Nach den progeflunlifchen Regeln war es alfo die 
Aufgabe des Schwurgerichtöhofed, diefe Anklage zu erledigen, alfo eine den That- 
beftand jenes Verbrechens enthaltende frage an die Gefhmorenen zu ftellen. Dieß 
ift durch die erfte von den Geſchworenen verneinte Frage über die Thäterfchaft der 
Angeklagten und ſodann dur die auf Antrag der Staatdanwaltfchaft geftellte zweite 
eventuelle und bon den Geſchworenen bejahte frage wegen der Theilnahme ber 
Angeklagten an jenem Verbrechen geſchehen. Weiter aber ging die Pflicht bed Ge- 
richtshofes nicht. Fand derfelbe außerdem, daß die Anklage oder die ftattgefundene 
Verhandlung aud dad Verbreden des $. 244. des Strafgeſetzbuchs indicirte, fo war 
ed feinem Ermeſſen überlaffen, auch dieferhalb auf Grund ded Urt. 86. des Geſetzes 
vom 3. Mai 1852 eine Frage zu ftellen; er bat aber auädrüdlic erklärt, daß die 
Sade dazu feinen Anlaß gemähre. Die Ungelisyie felbft aber hatte weder einen 
rechtlichen Brund, Unträge in diefer Richtung zu ftellen, noch auch jegt im Wege 
der Nichtigkeitsbeſchwerde deren Ablehnung zu rügen. Denn die beantragte Frage 
konnte nicht den Zweck haben, an die Stelle des von der Anklage behaupteten Ber- 
brechens von vornherein ein anderes zu feßen, weil dies überhaupt unftatthaft war, 
noch lag «3 in irgend einem denkbaren Intereſſe der Angeklagten, ſich felbft etwa 
für den fall der Verneinung der Hauptfrage weiter noch eines anderen Verbrechend 
u bezüchtigen, und deſſen freftftellung zu fordern. Die SS. 84. und 85. de8 Ge- 
aà vom 3. Mai 1852 waren daher hier unanwendbar. 


FrageſtellLungen. 


Die Frage lautet: 
Ob ſchuldig, am — auf dem öffentlichen Wege von P. nad ©. gemein- 
fhaftlih mit einem Anderen, um ſich einen rechtswidrigen DVortheil zu 
berihaffen, den N. zur Hingabe mehrerer demfelben gehöriger beweglicher 
Sachen dadurch ep en zu haben, daß er denfelben mündlich mit Er⸗ 
ftechen mittelft eined Meijerd bedrohte, und zwar mit gegenwärtiger Ge- 
fahr für bdeffen Leib und Leben und mit Gemalt gegen deffen Perfon ? 
Die Gefhmworenen haben geantwortet: 
Ja, mit mehr ald 7 Stimmen, aber nicht gemeinſchaftlich mit einem An⸗ 
deren; ferner mit Ausſchluß der gegenwärtigen Gefahr für Leib und 
Leben, wobl aber mit Gewalt gegen deſſen Perſon — und zwar auch 
bier mit mehr als 7 Stimmen. 
Der Angeklagte ift demnach wegen gewaltfamer Erpreffung auf öffentlichem 
Mege aus 5 34. 236. 232. Nr. 3. des Strafgeſetzbuchs verurtheilt. 
Auf die Beichwerde, daf die befondere Beantwortung des Umftanded »auf 
Öffentlihem Wege« nicht erhelle, bat das Ober-Tribunal am 7. März 1866 wider 
Bogaczhck (Nr. 327. 1.) vernichtet. 


Gründe. 


Da die Geſchworenen mit mehr ald 7 Stimmen ben erfchwerenden Umſtand 
der Gewalt gegen die Perfon bed Damnifitaten bejaht hatten, fo fam nach $. 236. 
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deb — — bei ne Strafe die Nr. 3. bed $. 232, in Betradt. 
Diefe fhärft die Beftrafung des Räubers, melde nah $. 231. mit 5 bis zu 15 
Jahren Zuchthaus bemeffen wird, auf 10 bi8 20 Jahre Züchthaus, fobald dad Ver- 
brechen auf einem öffentlihen Wege oder Plahe verübt wird. Eine gleihe Beftra- 
fung tritt daher aud in dem Falle de 9. 236. ein, wenn die Erpreſſung mit Ge- 
walt gegen die Derfon auf einem öffentlihen Wege oder Plage ftattgefunden bat. 
Sonach ftellt fi diefer Umftand ald ein erfchwerender im Sinne bed legten Ab- 
ar ded Art. 30. und 84. des Gefeped vom 3. Mai 1852 refp. ded Art. XXIV, 
de3 Einführungsgeſetzes zum Strafgefegbuh dar, und es mußte derfelbe entweder in 
ber Hauptfrage befonderd hervorgehoben oder deöhalb eine fpezielle Frage geftellt, 
und er nah Art. 91. des Gefeged vom 3. Mai 1852, menn er, mie bier, im bie 
Hauptfrage aufgenommen worden, von den Geſchworenen befonderd berathen und 
das Ergebniß in dem Ausſpruche zufolge Art. 93., fofern es zum Nachtheil des 
Angeklagten außfiel, mit Angabe der Stimmenzahl beſonders erwähnt werden. 

Died ift im vorliegenden Falle nicht geſchehen. Der in Rede ftehende er- 
ſchwerende Umſtand ift in der Deuptfenge Pr enthalten ‚, aber nicht, mie borge- 
fhrieben, ausdrüdlic hervorgehoben. Das Verdikt der Geſchworenen ergiebt nicht, 
daß hierüber diefelben befonders —— haben; es enthält auch nicht die Angabe 
einer Stimmenzabl, welche notbwendig war, wenn gegen den Imploranten, wie ge 
ſchehen, der $. 232. Nr. 3. zur Anwendung gebracht werden follte.e Der Eingang 
des Mahrfpruched » Ja, mit mehr ald 7 Stimmen« kann hierauf um fo weniger be- 
zogen werden, als gleich darauf einer der befonderd herborgebobenen erſchwerenden 
Umftände zu Gunften des Ungeklagten verneint wird, und deß gegenwärtigen über- 
baupt keine Erwähnung gefchieht. 


— — 2 — — — 


Mittbeilungen 


auß ber 


Praxis der Seridtshöfe und der Staats- 
Anwaltfdyaften. 


\ 


(5. 32. 134. 136. der Verordnung vom 3. Januar 1849, Verzicht 
gegen den verbafteten Angeklagten in Mppellatorio dur 
unterlaffene Wiederholung bed Bemweißantrageß Seitens 
bed Vertheidigers. 


Dar Vertheidiger des verhafteten und zur Aubienz zweiter Inſtanz perfönlich nicht 
borgeführten Ungellagten unterläßt die wiederholte Beantragung bed in der Mppella- 
tionsſchrift durch den Angeklagten angetretenen Bemeifed. Diefer Beweis ift nicht 


erhoben. 

an bem bie bießfällige Nichtigkeitsbeſchwerde zurüdmweifenden Urtel des Ober- 
Tribunald® vom 2, März 1866 wider Danthaler (Rr. 294. 1.) ift ausgeſprochen, 
daß unter dieſen Umftänden, alfo wegen unterlaffener nodhmaliger Beantragung des 
Beweifed dur den Bertheidiger anzunehmen ei, daß berfelbe fein Gewicht mehr 
darauf gelegt babe. 


Are ber Verordnung vom 3. Januar 1849. Gemeinfhaft der 
ntlaftung&bemweife in Bezug auf die That unter den Mit- 
angefhuldigten. 


Der Hauptangellagte bat in Bezug auf die Belhuldigung des betrüglichen 
Bankerutts, daf er eine Schuld, welche erdichtet war, anerfannt und aufgeftellt babe, 
einen wie Entlaftungdbeweiß beantragt, welcher aber von dem Gerichtshofe ab- 

elehnt ift. 

— Die Nichtigkeitbbeſchwerde des als Theilnehmer an dieſem Bankerutt Berur- 
theilten greift die Gründe dieſer Ablehnung an. Die Beſchwerde iſt jedoch durch 
Urtel vom 21. Februar 1866 wider Frank (Nr. 267. 1) zurückgewieſen, indem der 
Implorant den gedachten Beweisantrag nicht zu dem ſeinigen gemacht habe, und ſich 
daher nicht über die Ablehnung deſſelben, reſp. über die hierauf bezügliche Motivi- 
rung des Gerichtshofes beſchweren könne. 
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Mir möchten der Anſicht fein, daß bier der Verhandlungẽmaxime eine be- 
denkliche Wirkung beigelegt ift. E& handelt fi um einen die Unfhuldigung der That 
und damit auch der Theilnahme an derfelben direkt widerlegenden Beweis; in foweit 
dürften die Beweidanträge ald gemeinfame zu betradyten fein. Der Hauptangellagte, 
— den Beweis beantragt hatte, bat ſich bei dem verurtheilenden Erkenntniſſe 
erubigt. 


F. 126. der Verordnung vom 3. Januar 1849, Urt. 101. des Gefepes 
vom 3, Mai 1852. Verpflibtung bed reformirenden Appel- 
lationsrichters, feine Entfheidung zugleich durd dad Re- 
fultat deö von ihm erhobenen Bemweifed zu motipiren. 


Die Angeklagte ift wegen Diebftabld verurtheilt. Sie fhlug in zweiter n«, 
ftanz den Defenfionalzeugen Sein vor. Diefen vernahm der Appellationdrichter und er- 
fannte fodann reforınatorie auf freifprebung, indem er fi durch den neu erhobe- 
nen Beweis zur felbititändigen Beurtheilung für ale erklärte. Er führte ſodann 
aus, daß ber in erfter Inſtanz erhobene Belaftungsbeweiß zur Berurtheilung der 
Ungellagten, zur Feſtſtellung ihrer Thäterfchaft, nicht außreiche. 


Auf die Nichtigfeitäbefhwerde des Ober - Staatdanwalt3 ift am 9. März 
1866 wider Buchholz; (Nr. 1276. I.) vernichtet, und in die zweite Inſtanz zur 
rüdgemiefen. 


Gründe 


In dem Plenar + Urtheil de Ober + Tribunal® vom 9. März 1863 (Archiv 
Bb. Xl. ©. 326) ift der Grundfag außgefproden, daß der Appellationdrichter, fo- 
bald er auf Grund eine? neuen oder wiederholten Beweiſes von ber Feſtſtellung 
erfter Inſtanz abweicht, verpflichtet ift, die auß diefem Beweiſe ſich ergebenden That. 
ſachen in feinen Entjdyeidungsgründen ng ger Es beruht diefe Entiheidung auf 
der ausdrüdlihen Beſtimmung des Art. 101. bed Gefeged vom 3. Mai 1852, welche 
den Wppellationsrichter nur dann von der Verpflihtung entbindet, die im erften Urtel 
enthaltene Feſtſtellung ſeinem Erfenntniffe zum Grunde zu legen, wenn neue That- 
fachen oder neue Bemweife oder die gänzliche oder theilmeife Wiederholung der in erfter 
Inſtanz ftattgefundenen Beweißaufnabme eine abweichende thatſächliche Feſtſtellung 
begründen. Die Gründe der Abmeihung müſſen alfo angeführt, d. h. das Re- 
fultat der neuen oder wiederholten Bemeidaufnahme muß ertennbar gemacht werden, 
melched den Wppellationdrichter zur veränderten Annahme des Thatbeitanded be- 
fimmt hat. Die bloße Form der neuen Beweißerhebung, ohne Angabe des mate- 
riellen Inhalts, kann nit hinreihen, um das Bemeißverfahren der erften Inſtanz, 
welches ohne mündlihe Verhandlung unvollftändig dem Appellationsrichter vorliegt, 
feiner Prüfung zu unterwerfen. Diefed ift aber im vorliegenden falle gefchehen, da 
in dem WUppellationd-Urtheil die Ausſage des in zweiter Inſtanz vernommenen Zeu- 
gen Hein in feiner Weife berührt wird. Der Mppellationsrihter wendet daher bie 
weſentliche ie a yes des F. 126. der Verordnung vom 3. Januar 1849 und 
des Urt. 101. des Gefehed vom 3. Mai 1852 unrichtig an, wenn er lediglid auf 
die Erhebung bed Beweiſes ameiter Inftanz, nicht aber auf deſſen Refultat, die Ber 
fugniß felbfiftändiger Beurtheilung der Thatfrage gründet. 


Urt. 101. des Gefeped vom 3. Mai 1852. Berlefung der Klage 
und Klagebeantwortung in Appellatorio ald Bemweidauf- 
nahme in Jnjurienfaden. 


Urtel des Ober - Tribunald dom 9. Februar 1866 in ber Injurienſache 
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Proskauer wider Kremfer (Mr. 1245. 1) durch welches die gegen das teformatorifche 
Uppellationd-Urtel eingelegte Nichtigkeitsbeſchwerde ——— iſt. 


Gründe, 


Der Uppellationsrichter, welcher nah $. 6. des Geſetzes vom 11. März 1850 
feine Entſcheidung, ob der Verklagte ſchuldig fei oder nicht, auf feine freie, aus dem 
Inbegriff der vor ihm flattgefundenen Verhandlungen geſchöpfte Ueberzeugung zu 
gründen bat, wenn er die thatfächliche Feſtſtellung des erften Richterb für be- 
dentlib erachtet (Art. 101. 103. des Gefeged vom 3. Mai 1852), war unbebenklich 
befugt, zur Konftatirung des Zugeſtändniſſes des —— über die ihm in der 
Klage zur Laſt gelegten Aeußerung die Klage und Klagebeantwortung verleſen zu 
laſſen, und wenn er die dadurch gewonnene Grundlage als ausreichend für feine 
Ueberzeugung erachtet bat, melde vom der des erjten Nichter8 abweicht, fo bat er 
keineswegs die Natur Ger Beweidaufnahme verfannt, oder fonft gegen weſentliche 
Prozeßvorſchriften verftoßen. Namentlich iſt e8 aber nicht zutreffend, wenn jmplo- 
tant darauf Bezug nimmt, daß die Klage und Klagebeantwortung im Drozefper- 
fahren gemäß $. 22. reſp. 9. der Verordnung vom 21. Juli 1846 und $. 49. der 
Verordnung vom 1. Juni 1833 fon vor Erlaß des Beweidrefolutd zur Kenntniß 
de8 Richters kommen. Ebenfo wenig ift die Berufung auf Art. 108. des Gefeped 
* er 1852 zutreffend, da derfelbe ſich nicht * das Verfahren in Injurien⸗ 
achen bezieht. 


Art. 104. des Geſetzes vom 3. Mai 1862. Erforderniß eines 
ausdrücklichen Beſchluſſes über die —— der verſpä— 
ſchrift des Staats— 
anwalts. 


Die Friſt zur Beantwortung der Appellationsſchrift der Angeklagten durch 
ben Staatdanwalt war bereits abgelaufen, als dieſelbe beim —— einging. 
In der Audienz des Uppellationdgericht3 proteftirte daher der Vertheidiger gegen die 
Zul j der Ober-Staatdanwalt ftellte anheim, ob die Zulaflung zu erfolgen habe. 

in Beſchluß darüber ift nicht —— Die Schrift iſt indeß nicht zurückgegeben, 
vielmehr den WUlten einverleibt und in den Gründen des AppellationsUrtels bat der 
Inhalt derfelben mehrfach Berüdfihtigung gefunden, ohne daß aud bier eine nach- 
träglihe Yulaffung ausgeſprochen wäre ine Gegenerklärung der Angeklagten ift 
daher auch nicht erfolgt. 


Auf die Beſchwerde ber — rede ift da3 WUppellationd-Urtel am 15. Fe 
bruar 1866 wider Gerſch (Nr. 39. 11.) vernichtet. 


Gründe 


MWenngleid die Annahme der verfpäteten Gegenerklärung auf die Appella 
tiondfhrift zu den Alten an fi ald eine Zulaffung derfelben zur Berüdfihtigung 
bei ber mündlichen Verhandlung oder der Entfcheidung im Sinne des Urt. 104. des 
Gefeped vom 3. Mai 1852 nicht erachtet werden kann, aud die Mittheilung der 
Gegenfhrift an den Mppellaten nicht ausdrücklich vorgeichrieben und nicht ohne Wei- 
tere8 für mefentlih zu erachten ift — Oppenboff Nr. 13. — fo mußte doc bie 
Vertdeidigung auf ihren Proteft gegen die Zulaflung jener Schrift nothwendig dar- 
über in Kenntniß gefeht werden, ob nichtädeftoweniger der Appellationsrichter den 
neuen Inhalt derfelben in Erwägung zieben wolle oder nicht, damit fie im erfteren 

alle im Stande war, auch ihrerfeit3 denfelben zu beleuchten, zumal da der Ober- 

taatdanwalt jenem Protefte keinen Widerfpruch entgegenfegte, fondern dem Er- 
meſſen de8 Gerichted die Zulafjung der Appellationd-Beantwortung anheimgab. Die 
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Dertheidigung hatte daher gar feine Deranlaffung, auf die in der lepteren borge- 
brachten Belaftungd-Momente einzugeben, und dad Sigungd-Protofoll enthält keine 
Andeutung darüber, da dies in der nad) Eage der Sache und dem citirten Art. 104. 
erehtfertigten Erwartung eined Beſchluſſes des Gerichted dennoch gefchehen fei. 
Sätte der Appellationdrichter formell außgefprochen, welche Wirkung er dem gedach⸗ 
ten Protefte der Vertbeidigung beilege, ob und wie er dad ihm von der Staatd- 
anwaltſchaft anheimgeftellte und dur Urt. 104. gebotene Ermeſſen babe eintreten 
laffen: fo würde auch der Nichtigkeitörichter erft zu der Beurtheilung im Stande 
fein, daß Verſäumniß der Vorschrift diefed Artiteld nicht zugleich die wefentlihe Be 
ſchränkung der Vertheidigung im vorliegenden * in ſich ſchließe, welche in ber 
Nichtigkeitsbeſchwerde implicite behauptet und unſtreitig vorhanden iſt, wenn der Ap- 
pellationsrichter ſeiner Entſcheidung thatſächliche Gründe mit untergelegt hat, die er 
nur einem Schriftſatze entnahm, der verſpätet nicht formell N und ber Kritik 
der Bertheidigung entzogen war. Dad völlige Stillſchweigen ded vorigen Richterbß 
über den Proteft gegen die "Zulaflung der Appellationd - Beantwortung muß unter 
biefen Umftänben die Bernichtung feine® Verfahrend und darauf gebauten Erfennt- 
= aus Mrt. 104. und 108. Nr. 5. des Geſetzes vom 3. Mai 1852 nad) ſich 
ziehen. 


J. 313. der Kriminal + Ordnung. $. 230, Nr. 11. Th. I. Tit. 10,; 
. 23. Th. I. Tit. 7. der Allg. Gerichts Ordnung. SZeugniß ber 

ehtöanmalte in einer Unterfuhung gegen britte Derfo- 
nen über Mittbeilungen ihrer Klienten in einem früheren 
Civilprozeß. 


Der Rechtsanwalt ©. iſt zum Zeugen vorgeſchlagen und weigert ſich, das 
Zeugniß abzulegen. 

Nah Inhalt feiner Beſchwerde, welche im Weſentlichen durch bie Alten be- 
fiätigt wird, bat er in einem Prozefie, Hofe wider Mader, ald Mandatar be lep- 
teren fungirt, der Prozeß ift durch Vergleich beendet. 

Später ift er Mandatar ded Mader in einem Wechſelprozeſſe geweſen, in 
welchem ein bon dem Mader für den Hofe (dem Kläger in dem eriteren Prozeſſe) 
außgeftellter Wechfel von einem Indoſſatar ded Hofe audgellagt wurde. 

Hofe ift nun wegen Fälfhung dieſes Wechſels angellagt. Er behauptet, daß 
die diefem Wechſel zum Grunde liegende Forderung and dem zuerft gedachten Pro» 
eſſe reſp. Vergleiche wegen Koften ꝛc. herrühre, daß er wegen dieſer Forderung an 

aber gejchrieben, bdiefer deshalb den “Imploranten (den Rechtsanwalt ©.) befragt, 
ber legtere dem Mader gejagt, daß er die Koften bezahlen müffe u. f. w., und baf 
Maber darauf den Wechſel außgeftellt habe. 

Das Zeugniß ded Rechtsanwalts ©. ift alfo über jenen Umftand von dem 
Hofe refp. von deſſen Mitangeklagten Troldner in der Unterfuhung gefordert, alfo 
über jene Belehrung an den Mader. 

Die Weigerung, diefed Zeugniß abzulegen, ift vom dem Uppellationdgericht 
für unbegründet erklärt, weil der Implorant nur NRechtöbeiftand bed Mader in dem 
bereit8 beendeten Cidilprozeſſe geweſen, welcher allerdingd mit der jetzigen Ulnter- 
fuhung im einem gewiſſen Zuſammenhange ftehe. Gegen feinen Klienten Mader 
ſelbſt ſchwebe auch die Unterſuchung nit. 

Ueber diefe Verfügung beſchwert ſich der Rechtdanmalt. 

Der General-Staatdanwalt bemerkt darüber: Durch die Beichlüffe vom 17. 
März 1853 wider Füntemann (Ardiv 1. &. 230) und vom 29, September 1854 
wider Ulrich (Archis U. ©. 813) fei anerkannt, daf derjenige, welcher früher ald 
Bertheidiger in einer Unterfuhung dem Ungellagten zur Seite geftanden, zur Ab⸗ 
fegung eined Zeugnified über dad ihm vom Angeklagten Unvertraute nicht genötigt 
werben könne und zwar ohne Unterſchied, ob die Vernehmung in demfelben oder in 
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einem anderen Berfahren ftattfinde, ob diefeß Verfahren gegen den früheren Klienten 
felbft, oder gegen einen Anderen gerichtet fei, und in welcher Beziehung der Gegen- 
and. der jeßigen Vernehmung zu der früheren Verhandlung ftehe. Sei dieſes aber 
in Beziehung auf den Vertheidiger in einer Unterfuhung anzuerfennen, fo müfle 
8 aud don Redtöbeiftänden in Civilſachen gelten, deren Stellung und Uufgabe in 
der bier in Mede ftehenden Beziehung der der Vertheidigung entfprechend fe. Daß 
es dafür an einer ausdrüdlichen Geſetzesvorſchrift fehle, fünne einen Unterichied nicht 
begründen, da es an folder Vorſchrift aud in Betreff des Vertbeidigerd fehle. Auch 
fei died don dem Ober- Tribunal durch den Beihluß vom 13. Januar 1854 wider 
Morkiof (Archiv 11. S. 248) wenigftend indireft anerfannt, "während freilih der 
Beihluß vom 22, Januar 1862 wider Kroll (Oppenhoff Redtipr. I. S. 214, 
Arhiv X. S. 183) auf der entgegengefepten Auffaflung berube. Hiernach müſſe im 
Drinzip anerkannt werden, daß ein Rechtsanwalt zum in gi über die don einem 
Klienten ihm als folder gemachten Mittheilungen — ens dann nicht — 
werden könne, wenn er Grund habe zu beſorgen, daß dieſes Zeugniß, ſollte es zur 
Zeit auch in einer gegen einen Dritten geführten Unterſuchung verlangt werden, 
doch dereinſt dem Intereſſe ſeines Klienten nachtheilig werden könnte, vor Allem aber 
dann, wenn er beſorgen müſſe, daß möglicherweiſe die Kundmachung des ihm An- 
vertrauten die Einleitung eines Strafverfahrend gegen feinen früheren Klienten ſelbſt 
herbeizuführen geeignet wäre. Der Rechtsanwalt müſſe daher — ähnlich demjenigen, 
der fi durch fein Zeugniß felbft fompromittiren fünnte — befugt fein, feiner Ver- 
nehmung und Nereidung die Verwahrung binzuzufügen, daß er über Alles dasjenige 
Stillſchweigen beobadhten werde, in Betreff deffen er, nad feinem gewiſſenhaften Er- 
meflen, die Beſorgniß bege, daß es, wenn bekannt werdend, daß Intereſſe feine frü- 
deren Klienten gefährden, oder gar ihn der Gefahr einer gerichtliben Berfolgung 
wegen einer Strafthat außfegen werde, Jedenfalls würde daber im vorliegenden 
falle, wenn auch die unbedingte Weigerung des Zeugniſſes nicht gerechtfertigt. fei, 
doch dem Imploranten dieſe legtere Reſervation außdrüdlib zu geftatten fein. 
Das Ober - Tribunal bat durch Belhluß vom 9. März 1866 in ber 
Unterfuhung wider Hofe (Nr. 32. B. 2 die Beſchwerde ohne diefe Maaßgabe zu- 
rüdgewiefen. Es beißt in dem Beſchluſſe: Mit Rüdfiht auf daB .befondere Ber- 
biltniß, welches zwiſchen einem Angeklagten und einem deſſen Bertheidigung führen- 
den Rechtsanwalt beftebt, ift es allerdings mehrfach, namentlich durch die Befchlüffe 
vom 17. März 1853 wider Füntemann, vom 13. Januar 1854 und vom 29, Sep- 
tember 1854 wider Ulrich (Archiv I. ©. 230, 11. ©. 248, 813) für unftatthaft er- 
Härt worden, zwangsweiſe einen folden BVertheidiger zur Ablegung eined Zeugniſſes 
über ihm von feinem Defendenden mitgetheilten Geheimniſſe anzubalten. Um einen 
Fall der gedachten Art handelt es ſich aber jegt nicht, fondern es fehlt, mie dieſes 
auch bereit? bei einem im MWefentlihen gleihen Sachverhältniſſe in dem Befchluffe 
vom 22. Januar 1862 wider MWrodloff angenommen worden ift, an einem gefep- 
lihen Grunde für die Verweigerung ded Zeugniſſes. Die Bauergutöbefiger Mader- 
ſchen Eheleute find nicht zur Unterfuhung gezogen und der Implorant, Mechtd- 
anwalt ©. ift nicht ihr Vertheidiger, fondern der Troldner (Mitangellagter des Hofe), 
egen ben die Unterfuchung wegen Wechſelfälſchung eingeleitet ift, beruft fi auf daß 
Seugnif des Imploranten über Mittheilungen, die er in einer — — 
von den Maderſchen Eheleuten empfangen haben fol. Der F. 313. Nr. I. ber 
Kriminal-Drdnung, welcher von Geiſtlichen vedet, fommt hier nicht in Betracht und 
ebenfo lüßt fich die ———— auf den $. 230. Nr. 11. der Allg. Gerichts- 
Drdnung gründen, da biefer von Civilprozeflen handelt, und er felbft, wenn ein 
folher vorhanden wäre, gerade die Nothivendigkeit des Zeugniffed unter den obwal- 
tenden Berbhältniffen sen würde. Einen Unterftübungdgrund für die Be- 
ſchwerde bietet auch nicht der $. 23, Th. IM. Tit. 7. der Allg: Geriht3-Ordnung 
oder die Norm bed Eides für Rechtsanwalte, noch der. $. 155. des Strafgeſetzbuchs 
Denn von einer unbefugten Offenbarung andertrauter Privatgeheimnifje kann da 
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nicht die Rede fein, mo ein eiblihed Seugniß von der dazu kompetenten Behörde 
erfordert wird. Die Pflicht, diefem Verlangen zu genügen, wird durch den 6. 311. 
der Kriminal-Ordnung ſeſgenenn Eine der im $. 313, daſ. erwähnten Ausnahmen 
ift wicht vorhanden, und «8 ermangelt überhaupt an einem geſetzlichen Grunde, welcher 
den Rectdanwalt ©. von der gedachten Pflicht befreite. 


$. 6. der Verordnung vom 11. März 1850. $. 157. de8 Strafgefep- 
buchs. Unzuläffigkeit der Eideddelation ald Bemweidmittel 
auch in den im Gebiete der gemeinrehtlihben Landestheile 
im Eivilprozeß verhandelten Jnjurienfaden. 


In dem Bezirk des Königl. Appellationsgerihtd zu Greifdwald ift in einer 
a Drastiiaie auf einen von dem Stläger deferirten und von demfelben zu- 
rüdgefbobenen Eid erfannt, indem die Zuläſſigkeit der Eideödelation in njurien- 
ſachen nach dem dort geltenden gemeinrechtlihen Prozehverfahren —— wird. 
Das Appellations-Urtel iſt von dem Ober- Tribunal am 2. März 1866 in 
Sahen Mäfter wider Kerber (Mr. 1205. 1.) vernichtet. Denn die Auffafiung bed 
AUppellationdrichter8 über die Zuläffigkeit der Eidesdelation in Injurienſachen fei be 
reitd in früheren Entjheidungen (vergl. Bd. XIII. ©. 575) widerlegt, wobei zugleich 
nachgewieſen fei, daß bie im Abjap 1. des 8 157. des Strafgefegbudhd enthaltene 
Beftimmung ſich vorzugsweiſe auf Eivilprozefje und zwar nicht bloß auf die wegen 
Verleumdungen , fondern auch auf die wegen Beleidigungen und leiten Mif- 
banblungen angeftellten beziehe. EB fei ferner hervorgehoben, daß die QJulaf- 
fung der Eibeöbelation x em Refultat führen würde, daß dad Einfchreiten 
de Staatsanwalts in dem Falle einer Ehrverletzung oder leichten Mißhand- 
lung Die Eidesdelation ausſchließen, während fie zuläfli fein würde, wenn die 
felbe That im Eivilprogeffe verfolgt würde. Die Ausfühcun ; daß bie Auöfchlie- 
kung im Injurienprozeſſe mindeftens zu einer gleichen — enz führe, weil dann 
das Ginfhreiten ded Staatsanwalts die Folge habe, daß der Beleidigte als Zeuge 
vereidet, alfo dem Beleidiger ar bevorzugt wurde, überfehe, daß im lehteren 
falle eine eingehende Prüfung ded Staatdanwaltd, ob fein Einfchreiten geboten, und 
ob der Beleibigte ald Zeuge zu nennen fei, vorausgehen müffe, und daß demnächſt 
im Unterfuhungdverfahren der Richter zu prüfen babe, ob der Beleidigte ald Zeuge 
zu vereiden und wie weit feiner Ausſage Glaube beizumeflen fei. Es fomme auch in 
Betracht, daß die Beftrafung der Beleidigungen und leichten Mißhandlungen nad 
ben Beftimmungen des Strafgefepbuchd aud dann, wenn fie in der form bed 
—— verfolgt würden, ein Gegenftand des öffentlichen Rechtes fei, und damit 
das in der Eideddelation liegende Kompromiß der Parteien nicht zu bereinigen fei. 


65. 1. 3. des Geſehes dom 31. März 1837. Mittelbare oder un 
mittelbare Gewalt gegen die Perfon des Forſtbeamten. 


Der Forſtbeamte pfündet dad Fuhrwerk bed bei der Ausübung ded Holz. 
diebſtahls betroffenen Angeklagten und Ki fih auf den Wagen, um bdenfelben ab- 
—— Der Angeklagte greift den Pferden mit ſolcher Gewalt in die Zügel, daß 

er Beamte, welcher die Zugel in der Hand hatte, dieſelben fahren laſſen mußte, 
und dabei vom Wagen fiel. 

Der erfte Richter findet hierin eine thätlihe Wiberfeplichkeit mit Gewalt 
an der Derfon im Sinne des F. 3. des Gefegeß vom 31. März 1837. 

Der Uppellationdrichter verurtheilt dagegen nur aus $. 1. dieſes Geſetzes, 
indem er die Gewalt an der Perfon ded Forſtbeamten verneint. Denn die bon 
dem Angeklagten geübte Gewalt babe lediglich den Zweck gehabt, dem Forſtbeamten 
die Zügel zu entreißen; diefelbe fei daber nicht unmittelbar gegen deſſen Perfon ge- 
richtet gewejen, und der Angeklagte habe ſich daher nicht an deilen Perſon vergriffen. 

Urchiv. 1806. Mai, " 23 


346 Aus der Praxis. 65. 32. 33. des Preoßgefefe vom 12. Mai 1851. 


Die Nichtigkeitsbeſchwerde des Dber- Staatdanwaltä, melche den bier ge- 
machten Unterſchied zwiſchen unmittelbarer und mittelbarer Gewalt an der Derjon 
verneint, ift durch Urtel vom 23. Februar 1866 wider Daulid (Nr. 143. L) zurüd- 
gerichen. Dam — fo beißt e& in den Gründen — der 8. 3. des Gefeped vom 

l. März 1837 fordert eine Widerfeglichkeit gegen den Forfbeamten mit Gewalt an 
feiner Perſon. Diefe Faſſung, fowie der Hinblid auf den $. 1. daſelbſt, welcher 
gleichfalls eine thätliche Widerjeplichkeit gegen den Forftbeamten ſtraft, läßt ertennen, 
dag der 8. 3. nicht Handlungen im Auge bat, welche nur mittelbar auf deffen 
Derfon einwirken, vielmehr Handlungen, melde entweder unmittelbar gegen deſſen 
Perſon gerichtet find, oder welche wenigſtens in der Abfiht unternommen find, die- 
felbe zu treffen, um dadurd Widerftand gegen die Amtshandlung zu üben. Solcher 
Art A aber nad der thatfächlichen Feſtſiellung des Wppellationdrichterd die Hand- 
lung des Angeklagten nicht geweſen. Mit Recht ift daher nur der $, 1. des gedach- 
tem Geſetzes angewendet. 


68. 32. 33. des Deeßgelepe vom 12, Mai 1851. Art, 2. Rr. 1. des 
Geſetzes dom 3. Mai 1852. Annahme befonderer fora delieti 
commissi, außer dem ordentlichen Berlagd- und Beröffent- 
lihungsorte auch an den Orten, an welden einzelne Blät- 
terauf einem die Beröffentlihbung nicht enthaltenden Wege 
gelangen, um bort vertbeilt zu werden. 


Nah dem Vortrage in der Beichwerde des DOber-Staatdanwaltd erſcheint in 
Gumbinuen die »Preußifh-PLitthauifhe Zeitunge, ein kautionspflichtige® Blatt. Sie 
wird dort gedrudt und verleat; auch der Redakteur wohnt dort. Der Verleger läßt 
aber diefelbe feit dem 1. April 1865 auch in Königäberg erſcheinen. Zu diefem 

wecke eröffnete er im Königsberg gleichfall® eine zweite Verlagsitelle (ein Expedi- 
tiond-Lolal). Hierher geben die für Königsberg beftimmten Egemplare von Gum- 
binnen au8 Nacht? mit der Poft, um in. Königdberg ebenfo wie in Gumbinnen 
gleichzeitig Morgend 7 Uhr ausgegeben, aud den Königsberger Abonnenten auf 
Verlangen aus dem dortigen Erpeditiond + Büreau ind Haus gebracht zu werben. 
Seit derfelben Zeit (1. April 1865) führt die Zeitung auch neben ihrem obigen Titel 
zugleih den »Königsberger Morgenblatt.«e Sie bringt feitdem unter Mitwirkung 
Königsberger Journaliften tägliche Berichte über wichtige Ereigniffe de8 Königsberger 
Leben?. Das Programm für diefe Erweiterung de Unternehmens bezeichnet damit 
das Blatt ald eine »Zeitung der Provinzial-Hauptitadt.« 

Die Staatdanwaltfhaft hat mun in Königeberg eine Beſchlagnahme bewirkt, 
und es handelt fih darum, ob dad forum für die gerichtliche Verfolgung gegen den 
in Gumbinnen wohnenden und fungirenden Redakteur dort in Gumbinnen, oder ob 
3 in Königsberg fei. 

Die Inſtanzrichter nehmen das erjtere an, meifen daber die in Königsberg 
erbobene Anklage gegen den Redakteur zurüd. Sie nehmen an, daß die Beröffent- 
lichung wach $. 33. des Preßgeſetzes nur in Gumbinnen erfolge, und daß died auch 
vüdfichtli jener von Gumbinnen wit der Poſt an die Expeditionsſtelle in Könige. 
berg verjendeten Exemplare der Fall fei. 

Hierüber wird die Befchwerde erhoben. Denn, fo führt der Ober-Staat3- 
anmwalt aus, eine Zeitung, die an mehreren Orten zugleich erjcheine und beraudgege- 
ben werde, könne aud an jedem diefer Oxte verfolgt werden. Denn der Verleger, 
der für feine Zeitung am mehreren Orten Verlagditellen eröfjne, betreibe an jedem 
diefer Orte felbitjtändig fern Gewerbe ald Verleger und babe mindeſtens in gewerb- 
licher Hinſicht einen doppelten Wohnſißz. Dazu fomme, dab fi bier die Zeitung 
jelbft jeit dem 1. April 1865 ald eine Königsberger cdarakterifire. Es liege daher 
in der Natur dev. Sade, daß eine ſolche Zeitung aub an dem Orte, für den fie 
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hauptſächlich beſtimmt fei, verantwortlich gemacht werden fünne. Im jedem Falle aber 
gehöre die Verbreitung der Zeitung in Königsberg aus der dortigen Verlagäftelle 
mit zum Thatbeitande deB mittelit der Zeitung verübten Verbrechens oder Ber- 
gebend, begründe alfo auch bier dad forum delieti commissi nah Art. 2. Wr. 1. 
des Geſetzes dom 3. Mai 1952. 

it bemerken nun in Bezug auf dieſes Sachverhältniß vorab Folgendes. 
Durd mehrfache Entiheidungen (z. B. Archiv Il. &: 259, 825) ift andgelprocen, 
daß für inländiſche Drudfhriften, welde am Verlagsorte verbreitet werden, dieſer 
Ort das forum delieti eommissi fei, und daher die bloße Thatfache, daß die Schrift 
auch an amderen Orten vorgefunden wird, nicht mehr einen Theil des Thatbeftandes, 
fondern nur eine folge dejielben, nämlich der Berfendung durd die oft F 33. 
des Preßgeſetzes) vom Verlagdorte aus, bilde. Deshalb bildet die bloße Beſchlag- 
nahme ſolcher Schriften an anderen Orten lem neues und beſonderes Forum. Der 
Begriff der bier borausgeſetzten »Verſendung« iſt beſonders in der Entſcheidung vom 
17. Juli 1862 (Archiv X. S. 703) feftgeftellt; die Aufgabe auf die Poft zur Weiter- 
beförderung an die Adreſſaten (Abonnenten) ijt hiernach beveitd eine Berfendung. 
Es fragt fih aber, was einzutreten bat, wenn eine Expedition am Berlagdorte ge- 
ſchieht, welche, wie im vorliegenden falle, feine unmittelbare AUbfendung mittelft der 
Poſt an die Abonnenten, fondern, wenn auch durch die Boft, an ein bejonderes Ey- 
peditiond - Büreau au einem anderen Orte, und durch die Vermittelung dieſes Bü- 
reaus erft die Aushändigung an die dortigen Abonnenten bezwedt. Der nadyfolgende 
Beſchluß ded DOber-Tribunald verneint in diefem Falle die Veröffentlihung am Ab- 
fendungdorte nad $. 33., nimmt vielmehr dieſelbe an dem Ankunftsorte mitteljt der 
Verbreitung und Austheilung durch das dortige Expedition. Büren an. Es fragt 
fib aber, ob dadurch dennoch an dieſem Austunftdorte ein befonderes Forum ge- 
bildet werde? Wir wirden dies verneinen. Der $. 33. des Drefgefehed bat unferes 
Erachtens nothwendig den Sinn, daß der Begriff der Veröffentlibung fi auf dad 
Preßerzeugniß überhaupt, nicht aber auf deſſen einzelne Exemplare beziebt. it alfo 
an dem Berlagd- und Redaktiondorte in Gumbinnen die Veröffentlihung (in genere) 
erfolgt, jo ift es gleichgültig, ob fie in Betreff einzelner nad gewiſſen Orten ber- 
fendeter Egemplare nicht dort, jondern erſt am dieſen legteren Orten erfolgt ift. Die 
Zeitung wird in Gumbinnen am die dortigen Abonnenten vertheilt, umd für die 
Abonnenten in den übrigen Thbeilen der Provinz im Sinne jener Entiheidung vom 
17, juli 1862 dort auf die Poſt gegeben. Man kann alfo außerdem nicht noch 
andere fora an allen denjenigen Orten annehmen, wohin einzelne Exemplare auf einem 
Wege gelangen, welder für fih allem nicht als eine Veröffentlichung diefer Erem- 
plare fon in Gumbinnen, fondern erſt an den verfchiedenen Ankunftésorten zu be 
trachten iſt. Man wide font nach den zabfreichen Fällen folder befonderen Ueber- 
mittelungen nach dritten Orte zu der Annahme ebenfo vieler fora delicti com- 
missi gelangen, cin Reſultat, welches freilich dei der Eigenthümlichkeit der Preßgeſetz- 
gebung denkbar, denmoc aber immer mit alkgemeinen Rechtsgrundſätzen im Wider- 
pruch jtebend zu betrachten wäre. Allerdings laflen ſich Vollendungshandlungen an 
verſchiedenen Orten. denken, fo beim Müngverbreden da, ww dad Erforderniß der 
Ausgabe der Münzen zur Vollendung gehört, die Ausgabe am verfchiedenen Orten; 
dann aber it ber Ort der eriten Ausgabe bad alleinige ſorum der Vollendung. 
Died führt nun bier aber zu dem Bedenken, daß mac der obigen Darftellung die 
Audgabe der Zeitung gbleich zeitig um 7 Ubr früh fowehl in Gumbinnen al® durch 
das Expeditiond-Büreau in Königsberg erfolgt. Dennoch würden wir aud in die- 
fem Falle das forum immer in Gumbinnen annebmen. Hier ift der Verlagd- und 
Drudort und der Wobnfig ded —— und des Redalteurs, gegen melden letz 
teren die Verfolgung wegen des Preßbelikts gerichtet iſt, alſo außer dem forum de- 
licti eommis«i auch da3 forum domieilii des Angefchuldigten. Man würde nad 
firengeren firafrechtlihen. Grundſähen die Mitglieder des Erpeditiond » Büreaus zu 
Königöberg; welche dort im Auftrage des Verlegers und Redakteurs die Vertheilung 
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gleichzeitig bewirken, als die Gebülfen, alſo ald Theilnehmer des Thäterd an ber 
vollendenden Handlung betrachten müjlen, und deöhalb auh dem Orte, an welchem 
die vollendende Handlung durch den Thäter felbjt geichieht, vor demjenigen Orte als 
forum den Vorzug geben müflen, an welchem gleichzeitig diejelbe vollendende Hand- 
lung in feinem Auftrage auch duch feinen Gehuͤlfen gefchieht. 

Eine andere Geftalt gewinnt anſcheinend freilich die Sache, wenn e3 fi nad 
der obigen Darftellung nicht um eine und diefelbe Zeitung, -fondern um zwei ver— 
fhiedene Zeitungen handelt, wenn nämlid, wie die Beſchwerde anzunehmen jceint, 
die Zeitung für Königsberg den Charakter einer Spezialzeitung hat. Der Titel 
allein würde dabei allerdings nicht das Entjdeidende fein, jondern bie innere Be 
ſchiedenheit. Dann wurde alfo zwar möglicherweile da8 in Königäberg außgegebene 
Blatt eine ſolche Spezialzeitung fein, der Drud- und Berlagdort aber Gumbinnen 
bleiben, und wenn der infriminirte Artikel ſowohl in diefer Spezialzeitung ald audy 
in der anderen Gumbinner Zeitung ftände, beide aber, oder in dem anderen alle 
die Königäberger wiederum aud in Gumbinnen verteilt und auch an andere Orte 
der Provinz verjendet würde, fo würde wiederum die Gtreitfrage unverändert 
bleiben. 


Dad Dber- Tribunal hat durch Beſchluß vom 7. März 1866 (Nr. 42, B. 1.) 
den die Anklage zurüdmeilenden Beſchluß des Oftpreußifhen Tribunald zu Königs- 
berg aufgehoben und die Sache zur weiteren Beſchlußfaſſung zurüdgemiefen. 


Gründe. 


Das Königlid Oſtpreußiſche Tribunal erklärt in feinem Beſchluß, daf ein 
doppelte® forum delicti commissi bei der hier in Rede ftehenden Zeitfchrift fo lange 
nit angenommen werden fönne, bi der Nachweis geführt it, daß fie auch in 
Königdberg nedrudt und demnächſt verbreitet: ift. 

Auf den Ort, wo eine Zeitung gedrudt wird, fommt es hierbei jedoch gar 
niht an, da nit durd den Drud, fondern nur dur die Veröffentlihung de& 
Dreferzeugniffed der Thatbeitand des Prefvergebend vollendet wird, alfo aud nur 
durch diefe Veröffentlihung dad forum delieti commissi begründet werden kann. 

Dad Königliche DOftpreußifde Tribunal nimmt fodann feruer an, daß, ba 
die Zeitungd-Egemplare don Gumbinnen nad Königsberg erſt durch Berfendung 
gelangen könnten, die Verfendung und fomit die Veröffentlibung eines Vreßerzeug- 
niſſes aber als geſchehen anzuſehen fei, wenn dafjelbe zum Swed der MWeiterbeförde- 
rung an die Adreflaten auf die Doft gegeben ift, Die Veröffentlibung in Gumbinnen 
erfolgt fei, und die weitere Verbreitung in Königdberg nur ald eine folge der in 
Gumbinnen vollendeten ftrafbaren Handlung ericyeine, keinesweges aber ein zweites 
forum delicti commissi begründe. 

Die Staatsanwaltſchaft hat jedoh behauptet und unter Beweiß geftellt: daß 
die in Mede ftchende, von dem zu Gumbinnen wohnenden Ungeflagten Stein redi- 
girte Preußiſch⸗Litthauſche Zeitung (Königsberger Morgenblatt) nicht bloß in Gum- 
binnen, fondern auch in Königäberg ericheint, und daß fie in beiden Orten zu gleicher 
Zeit, nämlib um 7 Uhr Morgend ausgegeben wird, daß fie awar zu Gumbinnen 
im Verlage der dort domizilirenden Gebrüder Kraufened gedrudt wird, daß jedod) 
die für Königsberg erforderlihden Eremplare von Gumbinnen an da8 zu Königsberg 
befindliche befondere Expedition + Büreau der Zeitung mit der Poſt verjandt 
worden. 

Zwar ift nun in dem Dlenar-Erfenntniß des Ober -Tribunald, Senat für 
Straffaden, vom 17. Juli 1862 wider Stefandfi — Goltd. Ardiv Bd. 10. ©. 702 
und Oppenhoff Redtipr. Bd. 2. ©. 535 — audgefproden, daß die Aufgabe eined 
Preßerzeugnifled auf die Boft eine Verjendung und ſomit eine Veröffentlichung defjel- 
ben nah F. 33. des Preßgeſetzes darftellt. Als Grund dafür ift jedoch in jenem 
Erkenntniß nur angeführt, daß es zur Annahme einer ftattgehabten Veröffentlihung 


. 


Aus der Prorie. 6. 6. de? Gefehe® über bie Polizeivermoltung vom 11. März 1850. 349 


nicht auf den Beweis der mwirklid erfolgten Kenntnifnabme durch da8 Publikum 
antomme, daß vielmehr jede Handlung genügen folle, melde den Eingang des Dref- 
erzeugniffed in da8 Wublitum zur unmittelbaren folge bat. 

Es muß alfo dad Schriftftüd dem Publitum unmittelbar dur die Aufgabe 
zur Poft zugänglid gemacht fein, um darin eine Verfendung (Beröffentlihung) im 
Sinne der F8. 32. und 33. des Preßgeſetzes finden zu können. 

Solche Trandportirungen dagegen, melde die Exemplare einer Drudicrift 
nit unmittelbar an das lefende Publitum, reſp. an einzelne Mitglieder des Publi— 
kums befördern, fondern lediglich im gewerblichen Verkehr deö Verlegers felbit den 
Vertrieb der Exemplare vermitteln follen, können nicht als Verfendungen (Beröffent- 
lihung) im Sinne der 88. 32, und 33. angefeben werden. Daher ftellt der Trand- 
port der gedrudten Exemplare einer Zeitung aus der Druderei in die Expedition, 
reſp. aus diefer zur Poſt oder fonftigen Transport» Anftalt noch keinesweges eine 
ſolche Veröffentlihung dar. Dabei fann es denn auch feinen Unterfhied begründen, 
ob diefe Trandportirung fich lediglih im Innern ein und deſſelben Ortes bewegt, 
oder ob fie fi don einem Ort (von einer Stadt) zum anderen ertredt. 

Im vorliegenden Fall kann daher eine Verſendung (Veröffentlihung) ber 
Seitung im Sinne der F8. 32. und 33. darin nicht gefunden werden, daß die zur 
Audgabe in Königdberg beftimmten und erforderlihen Eremplare der Zeitung von 
der Expedition in Gumbinnen der Expedition in Königsberg mit der Port überjandt 
worden, weil fie badurd dem Dublitum nicht unmittelbar zugänglich gemacht werden. 
Der angefochtene Beſchluß des Oftpreukifhen Tribunald konnte hiernach, weil er 
bon rechtlich nicht zutreffenden Prämiſſen ausgeht, nicht aufrecht erhalten werden. 
Es wird vielmehr bei Entſcheidung der vorliegenden frage zunächſt wenigſtens darauf 
anfommen, feftzuftellen, ob der “Inhalt der zu Gumbinnen und zu Königsberg aud- 
gegebenen Zeitungd-Eremplare ganz ibentifch oder mehr oder minder verſchieden ift, 
beilpieläweije, ob die Bezeichnung „Königsberger Morgenblatt« ſich bloß in den für 
Köniqdberg beftimmten Exemplaren oder aub in den zu Gumbinnen außgegebenen 
Exemplaren vorfindet. Sobann wird zu prüfen fein, ob, ganz abgefeben von der 
am Verlagsort Gumbinnen bewirkten Veröffentlibung, in Koͤnigsberg die Veröffent- 
lichung der Zeitung durch Ausgabe an die dortigen Abonnenten refp. Berfendung 
mit der Doft an die Königdberger auswärtigen Abonnenten für eine felbftitändige 
zu erachten, wobei es denn namentlih von Erbeblichkeit fein könnte, ob diefe Ber- 
— wie die Staatsanwaltſchaft behauptet, an beiden Orten gleichzeitig 
erjoigt. i 


G. 6. des Gefeped über die Poligeiverwaltung vom 11. März 1850, 
Art. 9. der Verfaffungd-Urkunde vom 31. Januar 1850. Zuläffig- 

feit von MVolizeiverordnungen aub dann, wenn fie eine 

Befhränfung der Benupung des Eigenthums beamweden, 

4) dad Erforderniß einer Erpropriation zu diefem Be- 
ufe. 


Urtel des .Ober-Tribunald vom 8. März 1866 wider Severin (Nr. 410, IL.), 
durch welches dad Urtel des Polizeigerichts laſſirt ift. 

In Erwägung: daß das Königliche Volizeigeriht der von der Polizeiver- 
maltung der Stadt Aachen mit Genehmigung der Königlihen Regierung auf Grund 
der $$. 5. und 6. des Gefeped vom 11. März 1850 in Ausführung des die Ver- 
maltung und Benupung des Paubachs und feiner Abzweigung betreffenden Gemeinde. 
Statut3 erlaffenen Polizeiverordnung vom 27, März 1865, 

in ſoweit fie im $. 3. litt. b. bei einer Strafe von 1—5 Rthlr. verbie- 
tet: auf dem gemäß $. 4. des Gemeinde - Statuts freizulafienden Strei- 
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und zu pflanzen, 

in Gemäßbeit des $. 15. des Gefehed vom 11. März 1850 über die Dolizeiverwal- 
tung im vorliegenden falle die Anwendung verfagt bat, weil diefelbe mit dem Ge- 
—* — Inſtanz, nämlich dem Art. 9. der Berfaffungd-Urkunde im Wiber- 
pruch jtebe; 

daß das Dolizeigericht hierbei davon ausgeht, daß der Beihuldigte zwar als 
Dichter den an den Paubach angrenzenden Garten de Vonpier, wie im Anzeiger 
Protofoll angegeben, gegraben und beftellt und den fraglichen Streifen nicht frei- 
gelaffen babe; daß er aber anführe, daß die Befugniß bierzu in dem Eigenthum 
liege, welches unbeftritten feit mehr ald 30 Jahren benugt und befeflen worden, durch 
Art. 9. der Verfaſſungs + Urkunde ald unverleglih anerfannt, die Benutzung daher 
— fo lange fie nicht auf geſetzlichem Wege gegen Entichädigung entzo- 
gen jet; 

daß denn auch daraus, daß dad Gemeinde-Statut den Paubach alß eine ber 
Stadt Aachen eigenthümlich zugehörige, im nterefle der Induſtrie und der Bürger- 
haft angelegte künftlihe Wafferleitung bezeichne, nur entnommen werden künne, daf 
ber Raum, den diefe Veitung einnehme, der Stadt Machen gehöre, keinesweges aber 
die Ufer der angrenzenden Grunditüde, melde vor wie nach Anlage diefer Wafler- 
leitung im eigenthümlichen Beſitz der Angrenzenden verblieben, und daber fo lange 
darin zu erhalten feien, biß denfelben daß Eigenthum im geieplichen Wege entzogen 
fei; daß mithin, mo nirgends behauptet noch feftgeftellt fei, daß eine Erpropriation 
diejed Streifend gegen den Eigenthümer ftattgefunden, der Polizeiverordnung, ſoweit 
fie hierüber verfüge, eine verbindende Kraft nicht beigelegt werden könne; 

in Erwägung, daß indeflen fchon nad Urt. 544. ded bürgerlichen Geſetzbuchs 
die Benutzung dei Eigenthumd den beftehenden atlgemeinen polizeilihen Vorſchriften 
(reglemens) unterworfen ift, und aud durch eine in den Dorauslgungen ber 88.5. 
und 6. ded Gefeped über die Dolizeiverwaltung vom 11. März 1850 erlaffene Yio- 
lizeiverordnung das Drivateigenthum befchräntt werden faun; 

daß indbefondere da, wo ed fih niht um Entziehung ded Eigenthums 
felbit im öffentliben ntereffe, fondern nur um eine Beſchränkung deflelben bandelt, 
ungeachtet des im Art. 9. der Verfaffungd-Urkunde unter Schuß geitellten Yirivat« 
Eigenthums, zu einer ſolchen bloßen Beihränfung auch eine Expropriation, die ſich 
nur auf einen bezwedten Uebergang des Eigenthums bezieht, nicht erforderlich ift; 

daß dadurdy Freilich die frage nicht berührt wird, ob der Privateigenthümer 
wegen einer folden ihm im allgemeinen ntereffe auferlegten Eigenthumsbeſchränkung 
Entfhädigung fordern Fünne, wie ed nach dem Geſetz vom 11. Mai 1842 8. 4. bei 
Einzelverfügungen der Dolizeibehörden der all ift, diefe Frage aber immerhin nur 
vor dem Civilrichter unbefchadet der Wirkfamkeit der Polizeiverordnung zur Erörte- 
tung gebracht werden fünnte; 

in Erwägung, daß auch der Gegenjtand der in Mede ftehenden Molizeiver- 
ordnung ald ein joldyer zu betvachten ift, welcher im befonderen Intereſſe der Ge— 
meinde Aachen und ihrer Angehörigen polizeilich gerenelt werden kann; 

daß zudörderft die Befugnik der Polizeibehörden im allgemeinen polizeilichen 
Intereſſe reglementarifhe Verfügungen gut Erhaltung der Privatflüffe (im Gegenfage 
zu öffentlichen) den ungebinderten Lauf derjelben, wie ihre Neinbaltung Behufe Ner- 
bütung von Ueberſchwemmungen, Verfumpfungen und andere Benachtbeiligungen be- 
nachbarter Grundftüde betreffend, zu erlaflen, in der biäherigen Gefehgebung außer 
Fri ſteht ir Geſetz vom 14. Flor. Xl., Gefeg über die Benugung von Privat» 
üffen vom 28. Februar 1843, 30. Januar 1845, Gef.-Samml. ©. 35); daß es 
fi im vorliegenden Falle an ſich zwar mit um einen Yrivatfluß im gefeplicen 
Sinne, fondern um einen Bad bandelt, der von feiner Quelle biß zur Einmündung 
in den Wurmbad eine ven der Stadt Machen angelegte, ihr eigenthümlich zugehörige 
fünftlihe Wafferleitung bildet; 
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daß dieſe Waſſerleitung aber, wie auch das angegriffene Urtheil anerkennt, 
im Intereſſe der ſtädtiſchen Induſttrie und der Bürgerſchaft angelegt iſt, und daher 
auch an ſich ſchon einem dem polizeilichen Schuß zugänglichen allgemeinen Gemeinde- 
—X dient, wenn auch die Art der Benußung in Abſicht auf die Geſammtheit 
er Bürger beſchränkt iſt; 

daß aber auch bei einem Waſſer, was wie der Paubach die Stadt durch— 
fließt, die Ortöpolizeibebörde für den ungehinderten Lauf de3 Waſſers und Reinbal- 
tung deflelben zur Verhütung von Stauungen, Audtretungen, nactheiliger Einflüffe 
auf die Gefundbeit zu forgen bat, und diefe Fürſorge, als die Gefundbeit der Ein- 
wohner und den Schug des Eigenthums derührend, nach $. 6. a. f. h. i. des Ge- 
feed vom 11. März 1850 über die Polizeiverwaltung, einen Gegenftand der poli- 
zeilichen Regelung darbietet; 

in Erwägung, baf ber $. 3. der Bolizeiverordnung vom 27. März 1865, 
indem er sub litt, b. dad Befäen und Bepflanzen deB bezeichneten Uferftreifens ver 
bietet, jedenfall3 feine Entziehung des Eigenthums an dem fraglihen Streifen, viel 
mehr nur eine polizeiliche Beſchraͤnkung des Eigenthums ausſpricht; daß daher das 
Volizeigericht, indem geleitet von der irrigen Rechtdanficht, daß der Beſchuldigte, fo 
lange eine Egpropriation gegen feinen Verpächter als Eigenthümer ded fraglichen 
Uferftreifen® nicht ftattgefunden, in der Benupung des Streifen zu erhalten, der in 
Rede ftebenden Polizeiverordnung, ſoweit fie über den Streifen berfügte, die Un- 
wendung berfagte, den $. 3. diefer Verordnung sub litt. b, durch Nichtanwendung 
er * Art. 9. der Verfaſſungs-Urkunde durch unrichtige Anwendung ver— 
eht hat. 


$. 49. der Gewerbe -Ordnung bom 17. Januar 1845. 8. 4. Tit. 7. 
Th. II. der Allg. Gerichts Ordnung. Abfjaffung eine® Schrift— 
ftüdd gegen Entgelt, durch welches der Wiberfprud gegen 
ein polizeilihe8 Strafmandat erhoben wird, durd einen 
fonzeffionirten Konzipienten. 


Der Angellagte ijt polizeilich Longeffionirt, fchriftlihe Auffäge für Andere 
ge en Br zu fertigen; er ijt au in der Gewerbefteuer » Rolle als Konzipient 
eiteuert. 

Der erfte Richter verurtbeilte ihn, meil er in einer Uebertretungdfade ein 
Ehhriftftüd, durch welches der in diefer Sache Angeſchuldigte MWiderfpruch gegen 
dad Mandat des Wolizeiverwalterd erhoben bat, gegen Entgelt gefertigt bat, indem 
nur Rechtsanwalte zur Abfaffung folder für die Gerichte beftimmten Schriftftüde 
befugt feien. 

Der Appellationsrichter fpricht dagegen frei, indem er verneint, daß das 
Schriftſtück zu diefer Kategorie gehöre. 

Die diergegen eingelegte Nichtigkeitbbeſchwerde des Ober »- Staatdanmalts ift 
durch Urtel vom 25, Februar 1866 wider Fabifh (Nr. 1210. 1) zurüdgewiefen. 
Denn daß da8 bloße Konzipiven von Eingaben in gerichtliben Angelegenheiten für 
Andere — abgefchen von dem Falle der Stellvertretung oder der Pegalifirung — 
durch die Vorſchrift ded $. 4. Nr. 7. Tit. 7. Th. I. der Allg. Gericht?» Ordnung 
nicht den Nechtdanwalten außfchließlih vorbehalten worden, fei bereit von dem 
Ober + Tribunal in wiederholten Entſcheidungen —— namentlich in dem Er— 
kenntniſſe vom 1. Juni 1853 (Entſcheldungen Bd. 25. ©. 361) und vom 22. Fe—⸗ 
bruar 1855 (Minſt.Bl. ©. 111), Der Appellationsrichter babe daher die in 
Rebe ftehende Eingabe, welche gefeglih der Legalifation nicht bedurfte, mit Recht 
nicht für eine ſolcht erachtet, welche durch ein ausfchließliche Recht der Rechtsanwalte 
dem Geiverbebetriebe des Angeſchuldigten entzogen fei. 
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68. 9. 10. 11. 43. der Horft- Ordnung für Oftpreufen vom 3, er 
ber 1775. Zuſaß 240, des Oftpreugifhen Provinzialveht8 von 1801. 
Anwendung der GStrafbeftiimmungen ber Forfl-Ordnun 
über Hütungd- Kontraventionen auf die Kämmerei- un 
Dorfd-Forften. 


Die Untlage ift auf die G$. 9. 10. 11. det Oftpreußifchen Forſt - Ordnung 
wegen unbefugten Hütens einer Heerde in einem Räbdtifchen Sorfte erhoben, der An⸗ 
— aber wegen Unanwendbarkeit jener Vorſchriften auf dieſe Forſten freige- 
prochen. 


Auf die Nichtigkeitsbeſchwerde ded Ober-Staatdanwaltd hat das Ober⸗Tri⸗ 
bunal am 23. März 1866 wider Maleifa (Nr. 39. 1.) diefe Anwendbarkeit audge- 
fproden und demgemäß vernichtet und in die Inſtanz zurüdgemiefen. 


Gründe 


Der Rekurdrihter bat den vom Polizei + Anwalt gegen das freifprechende 
Urtheil erfter Inftanz eingelegten Rekurs zurüdgemwiefen, meil er die Strafbeftimmung 
des F. 10. Tit. 14. der Forſt ⸗Ordnung Kir Oſtpreußen und Lithauen vom 3. De- 
zember 1775 — N. C. C. Tom. V. e. ©. 273 — unter den jegigen Verbältniffen 
auf Stabtforften nicht mehr für anmendbne eradtet; er gründet diefe Anfiht darauf, 
daß im $. 43. des gedachten Titel ausgeſprochen ift, daß einzelne der — 
Strafbeſtimmungen auf alle Forſten ohne Unterſchied, andere aber — und zu letzte⸗ 
ten gebören Ne der $$. 9. 10. und 11. dieſes Titeld — »nur auf Contraventiones 
geben, welche in Unfere Königlichen, und denen unter befonderer Curatel der Kriegesb- 
und Domainen-Rammern ftebenden forften begangen mordene — fomwie darauf, daß 
die befondere Kuratel der Staatöbehörden über die Stabtforften mit der beränder- 
ten Verfaſſung der Städte weggefallen ift, und nur noch ein Aufſichtsrecht des 
Staateß befteht. Diefe Auffaſſung mußte ald eine rechtsirrthümliche erfcheinen. Die 
in den 66. 9. und 10. des Tit. 14. der gedachten Forft-Ordnung enthaltene Straf. 
beftimmung lautet: 


§. 9. 

Alles Vieh, welches von den Hütungdberechtigten in Unferen, 
ben Cämmerey Bürger und Dorfd-Hepden ohne Hirten a ige wird, 
fol gepfändet, und dem Forſtbedienten dafür das unten feftgefehte 
Dfandgeld bezahlt werden; Ziegen aber, fie mögen mit ober ohne Sitten 
eingejaget werden, confiscirt fein. nr 


Diejenigen, deren Hirten und Schäfer der Warnungstafeln un- 
ee in die Schonungen der $. 9. benannten Forſten treiben, oder 
ad Mieh darin übertreten laffen, follen gepfändet, und das erfte Mal 
für da8 Pferd oder dad Stück Rindvieh einen Thaler und für jedes 
Schaf oder Schwein dreißig Grofhen zu erlegen angehalten werben 


u. f. w. 
fie bedroht alfo das Hüten in den Schonungen der Königlihen, fowie ber Stabt- 
und Dorföforten allgemein mit Strafe. Wenn nun im $. 43, diefeß Titel® gefagt 
ift, daß mehrere in diefem Titel erlaffenen Strafbeftimmungen — und unter ihnen 
die 66. 9. und 10. — fih nur auf die Kontraventionen beziehen, welche in »Lnferen 
Königlihen und denen unter befonderer Curatel der Krieged- und Do- 
mainen-Kammern ftebenden Forften« begangen werden, fo bietet weder die Na- 
tur der Sache, noch die FForft-Ordnung feibt irgend einen Grund für die Annahme, 
daß der Außdrud »befondere Curatela eine Beziehung auf die ratio legis habe, oder 
daß damit eine Abänderung der in ben 6%. 9. und 10. erlaffenen Beftimmungen 
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beabſichtigt worden fei; es ergiebt ſich vielmehr der lediglich demonftrative Charakter 
diefed Ausbrudd und daß bderjelbe, ſoweit e8 die $$. 9. und 10. betrifft, nichts An⸗ 
deres befagen foll, als der dort gebrauchte Auzdrud »Cämmerey- Bürger- und 
Dorfs⸗Hehden« ſchon darauß, dar die legtgedadhten Kategorien von Forſten ſolche 
find, für welche biefelbe Forſt - Ordnung im 9. Titel eine befondere Kuratel der 
Kriegd- und Domainen-Kammern angeordnet bat, fie alfo unter diefer Bezeichnung 
füglich zufammengefaßt werden fonnten. Dafür, daß mit dem Ausdruck »befondere 
Curatele eine Ubänderung ded $. 9. nicht beabfihtigt worden fei, fpridt aud ber 
refumirende Charakter des $..43., welcher unter den für alle Forſten gültigen Straf. 
beftimmungen foldhe aufführt, in denen dies bereit? ausdrücklich ausgeſprochen iſt, 
3. B. * 24. und 27., während unter den Strafbeſtimmungen, welche ſich nicht auf 
Drivatforften bezieben, außer den F9. 9. und 10. auch nod die F8. 11, 12. 15. 31. 
34. und 39, aufgeführt find, in denen dies bereits außdrüdlih ausgefproden war. 

Menn demnach der Ausdruck »unter befonderer Curatel der Krieged- und 
Domainen-Kammern ftehende FForften« für die 86. 9. und 10. a. a. D. nicht? An- 
deres befagt, ald »Cämmerey- Bürger- und Dorf- Heyden« fo können auch bie 
Aenderungen, melde die jpätere Gefeggebung, namentlich der 2. Abfchnitt des Tit. 8. 
Th. II: des Allg. Landrechts und die verſchiedenen Städte-Ordnungen, in Beziehung 
auf den Umfang der Aufficht des Staated auf die Verwaltung des Kämmerei-Ber- 
mögen herbeigeführt hat, die Strafbeftimmungen der $$. 9. und 10. a.a. DO. nit 
aufheben, die lepteren müſſen daber auch jegt noch als gültig erſcheinen. 


Der Rekurörichter legt zwar noch Gewicht daranf, daß der Zuſatz 240. des 
Oſtpreußiſchen Provinzialrechts: 
Forft- und Jagdkontrabentionen werden mit den im 14. Titel der Oft- 
— orft- Ordnung vom 3. Dezember 1775 beſtimmten Strafen 
elegt, 
zu dem 7. Abfchnitt des Tit. 20. Tb. II, des Allg. Landrechts von Anmafungen 
und Beeinträhtigungen der vorbebaltenen Rechte des Etaatd« gemacht ift, dieſe 
Meberfhrift kann aber um jo meniger mafgebend fein, ald der Zuſatz 240. den fpe- 
ziellen Sinmweiß auf die F8. 315. bis 320. Tit. 20. Tb. II. des Allg. Landrechts 
enthält, welche ſich ſowohl auf Königliche als auf Drivatreviere beziehen; «8 ftebt im 
Gegentheil den Argumentationen des Rekursrichters entgegen, daß da8 DOftpreußifche 
Provinzialrecht, obwohl bei feiner Emeration die Kuratel der Staatöbehörden über 
die Kämmerei-sForften bereit3 durch die Vorſchriften der GG. 149. ff. Tit. 8. Th. 1. 
des Allg. Landrechts in ein Ober-Auffihtdrebt verwandelt war, demungeachtet die 
Strafbeftimmungen de3 14. Titeld der Forfi-Ordnung als fortdauernd gültig aner- 
fennt. Auf die Beftimmungen der fjeldpolizei «- Ordnung kann es übrigens im bor« 
liegenden alle, wo es fi um ein Forſtgrundſtück handelt, keinenfalls ankommen. 


$. 4. Nr. 3. 6. 241. des Strafgefepbuhd. Erforderniffe zur An- 
wendung des dieffeitigen Strafgeſeßeb auf die auswärts 
verübte ftrafbare Handlung in Betreff der Uebereinftim- 
mung des konkreten Thatbeftanded. Betrug. 


Der Art. 232. des Thüringifchen Geſetzbuchs ftraft die Veruntreuung frem- 
der bewegliher Saden; der $. 236. den Betrug durch Erregung eined Irrthums 
mit Schadendzufügung. 

Ein Knabe fand in einem Anbaltiihen Orte eine von dem Gaſtwirth B. 
verlorene goldene Uhr und der Angeklagte bejabte auf die diedfällige Srageı daß er 
biejelbe verloren habe. Er empfing die Uhr und bebielt und trug fie, bis fie ihm 
von der Preußiſchen Polizeibehörde abgenommen wurde. Er ift dieffeit unter Feſt⸗ 
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Kellung der Merkmale des Betruges nach dem Wortlant des $. 241. deB iv 
fen Strafgefepbuchß verurteilt. § Dreußi 


Seeine wegen Verlegung deB $. 4. Nr. 3. des Strafgeſetbuchs * e* 
Nichtigkeitsbeſchwerde iſt durch Urtel vom 8. März 1866 wieder Dorandt (Mr. 413. 11.) 
aurüdgemiefen, 


Gründe 


Daß im $. 4. Rr. 3. 8 Strafgeſetzbuchs gemachte Erforderniß, daß bie 
bon einem Preußen im Auslande begangene, nah Preußiſchen Gefegen als ein Ber» 
brechen oder Vergeben firafbare Handlung aub durch bie Gefege der begangenen 
That mit Strafe bedroht fein müſſe, bildet rar nur eine Sue ber An⸗ 
mendbarleit des dieffeitigen Strafgeſetzes. Es ift dabei allerdingd die fontrete 
Handlung, dad konkrete Thun des Angeklagten entfcheidend, fo daß biefe 
Handlung, dieſes Thun, aub am Orte ber benangenen That ftrafbar fein muB. 
—— iſt es keineswegeß erforderlich, daß die Handlung im Auslande in derſel⸗ 
ben Richtung wie in Preußen ſtrafbar ſei, und namentlich nicht erforberlich, daß 
die thatſächlichen Elemente für die rechtliche Qualifikation der Handlung überall kom- 
cidiren müflen. Gegen diefe Grunbfäge ift vom WUppellationsrichter micht gefehlt. Er 
bat zuvörderſt frfigeftellt: 


daß der Angeklagte am — zu N. in Anhalt in gewinnfüchtiger Abſicht 
dad Vermögen des Gaftwirtbd B. dadurch beſchäbigt bat, daß er durch 
dad Norbringen einer falfhen Thatſache einen Irrthum erregte. 


a DEE enthält die Merkmale dB im $. 241. des Dreußifchen 
Strafgefegbuch® vorgefehenen Vergehens des Betruges. 

Allerdings ſtellt fie nach dem vom Appellationsrichter angezogenen Art. 236. 
des Anhaltiſchen Strafgefepbuchs einen Betrug nit dar, da danach, was nad 
Preußiſchem Gefege nicht erforderlich ift, die Itrthumserregung und die Vermögens- 
befhädigung in einer Perſon jufammentreffen muß, und diefe Voraußfepung, mie 
vom Mppellationsrichter auch anerkannt ift, bier nicht‘ vorliegt. 


Allein der Appellationgrichter hat noch weiter feftgeftellt: 


daß der Ungeflagte am — zu N. in Anhalt eine fremde bewegliche 
Sache, die er im Befig hatte, widerrechtlib und in gewinnfüchtiger Ab- 
fiht fi angeeignet bat, 
und hiernach angenommen, daß bie rg des Angeklagten nad Wirt. 232. des 
Anbaltifhen Strafgeſezbuchs mit der Strafe des einfachen Diebſtahls bedrobt fei. 

Bei diefer Annahme entfernt ſich der Mppellationsrichter nicht aus dem 
Kreife der konkreten Handlung des Ungellagten; er hat darauf vielmehr nicht mit 
Unrecht die Strafbarkeit der Handlung des Angeklagten nah Mafigabe des am Orte 
ihrer Begehung geltenden Strafgefeped begründet und damit auch die Vorausſetzung 
zur Anwendung des dicffeitigen Strafgeſeßes fejtgeftellt, wonach dieſelde Sandlung 
unter ben Gefihtöpunft des Betruges ſtrafbar erſcheint. 

Ebenſo wenig iſt der Angriff gerechtfertigt, daß ed an einem Kauſalzuſam- 
menhange zwiſchen der rrthumserregung und der Vermögenäbefchädigung fehle. 
Denn fo lange der Knabe die vor dem Hanſe des Gaſtwirths B. gefundene Uhr in 
Händen hatte, war, da er ſich legtere zum Nachtbeil des Eigenthümerd nicht an- 
eignen mwollte, dad Vermögen des Eigenthümerd, des Gaftwirthd B., noch nicht be. 
fhäbdigt. Die Vermögensbefhädigung trat vielmehr erſt dadurch ein, daß Ungeflag- 
ter die Uhr, in deren Befig er durch eine Irrthumsberregung bei dem Knaben ae 
langte, in dev gewinnſüchtigen Mbficht, fie zu behalten, nad feinem Wohnorte mit- 
genommen und dadurd dem Eigenthümer entzogen bat. 
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$. 34. Nr, 2. des Strafgeſetzbuchss. Verübung ber vollendenden 
Handlung durch den Gebülfen. 


Der Hauptangeklagte Freude ift wegen mehrfacher Diebftäble an den Papier- 
vorrätben einer Fabrik, in welcher er arbeitete, verurtheilt. 

Der Implorant Freier war der Hehlerei an diefen Diebftählen durch An- 
fauf des Papiers angeklagt; er ift aber nicht wegen Hehlerei, fondern wegen Tbheil- 
nabme an den Diebftählen felbft, und zwar durch diefelben erleichternde und bollen- 
dende Handlungen, aus $. 34. Nr. 2. des Strafgeſehbuchs verurtheilt, indem für 
erwiefen angenommen ift, daß der Verabredung gemäß der Freier fih in der Früh— 
ftunde in der Fabrik eingefunden, die Dapiere dort von dem Freude in Empfang 
genommen und fie bezahlt habe. SHiernac liege nit nur SHeblerei, fondern durch die 
Beſihnahme der Papiere in der Fabrik felbft, ſowie in deren Entfernung aus berfel- 
ben eine den Diebftahl erft fonfumirende Handlung vor. 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde des Freier führt den Widerfpruh aus, melder 
bierin mit ber Seffteflung des Diebftahld gegen den Hauptthäter felbft liege, indem 
gan diefen angenommen fei, daß er durch feine eigenen Handlungen vollendete 

de aa verübt babe. Eine bloße Theilnahme an biefer Vollendung durch bie 
Empfangnahme fei daher nicht denkbar. Es würde alfo nur eine Thäterfchaft oder 
Mitthäterfchaft, oder nur eine Hehlerei möglich fein, Ddiefelben feien aber nicht 
feftgeftellt.! 

Die Beſchwerde ift durch Urtel vom 23, Februar 18366 mider freier 
(Nr. 134. 1.) zurüdgemiefen. Denn der Appellationdrichter hatte fi mit ber erit- 
richterlichen rechtöfräftigen Verurtheilung de freude als Urhebers der Diebftäble 
nicht weiter zu befchäftigen, und er bat e8 in der That dieſem gegenüber lediglich 
bei der Schlußfeitftellung belaffen. Dur diefe war aber keinesweges geſagt, daß 
Freude allein und ohne Sülfe eined Anderen jene Diebitähle vollendet habe, und 
indem der zweite Richter den Imploranten Freier der wiſſentlichen Hülfsleiſtung in 
den dieſelben erleichternden und vollendenden Handlungen fhuldig erklärt, geräth er 
daber ebenfo wenig in einen Widerfprud mit dem en Erfenntnifie, ald die An- 
menbung des $. 34. Nr. 2. gegen einen Gebülfen überhaupt mit der Anwendung 
des 5. 215. gegen den Urbeber eined Diebſtahls im Widerſpruch ftebt. Auch neben 
die Urtheilßgründe zur Genüge an, welches die den Diebftahl vollendende Handlung 
des Imploranten gemefen fei, nämlich das Wegtragen des Papiers aus den Räu- 
men des Lagers und die Uebergabe deſſelben durch Freude. Darin, daß der Dieb» 
fabl reſp. die Diebſtähle nicht als konfumirt angeſehen worden find, bevor das Ma- 
pier aus den Räumlichkeiten des Eigenthümers entfernt war, daf der Vorderrichter 
mit anderen Worten fein thatfächlicbed Moment auffand, wodurch dem Eigenthümer 
fhon innerhalb feiner Lagerräume die Gewahrfam oder das phyſiſche Vermögen, über 
dad Papier zu verfügen, entzogen worden wäre, ift kein Rechtbirrthum zu erbliden. 
Allerdings konnte es ſich dagegen fragen, ob Implorant nicht vielmehr ald Miturbeber, 
wie ald unmittelbarer Gebülfe an den fraglihen Diebitäblen amzufeben fei. Die 
Entſcheidung bing indeß weſentlich don der thatfächlihen Abmeſſung der Thätigkeit 
der beiden Angeklagten gegen einander ab, da die rechtliche Beftimmung der Grenz- 
linie zwifchen Urheberſchaft und Theilnahme in unferem Strafgefepbuche abſichtlich 
vermieden it (Goltd. Materialien Bd. 1. ©. 298 ff.), und es fann dem Appella- 
tionsrichter nicht der Vorwurf einer Geſetzesverletzung gemacht werden, weil er die 
Thätigkeit des Imploranten als Hülfäleiftung zur Erleichterung und Vollendung der 
umfaffenderen, den Thatbeſtand der Diebftähle weſentlich ald das eigene Wert des 
Freude darftellenden Handlungsweiſe des legteren anfab. Der ganze Angriff der 
Beſchwerde berubt auf Unterfheidungen, zu deren Vermeidung der $. 34. dienen 
follte, und worauf der Appellationdrichter mit Recht zum Bortheil be8 Imploranten 
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felbft nicht einge angen ift, indem er deſſen Miturbeberfhaft nicht angenommen, feine 
Theilnahme an den Diebftählen aber feftgeftellt hat’). 


$. 85. des Strafgeſetzbuchs. Begriff ber Wahlhandlung, befon- 
ders in der Anwendung auf fleinere Dorfgemeinden. Boll. 
ziebung des Mablprotofolld burh die Handzeihen ber 
Mähler ald Wahl“ oder Stimmzeiden. 


Der Angeklagte erfuchte den Schulgen, eine Gemeindeverfammlung zur Wahl 
eined Ortd-Steuererheberd, ald welcher er ſelbſt gewählt werden wollte, anzuberau« 
men. Gr bat darauf felbjt die Verhandlung über die angeblihe Wahl feiner Perſon 
niedergefchrieben. Unter dem Protokoll finden fih Kreuze als Handzeichen zweier 
Semeindemitglieder, von denen dad eine gar nicht anmwefend gewefen ift, daß andere 
aber fi vor der Unterfchrift entfernt hat. Auch dieſe Handzeihen find von dem 
Ungellagten gefertigt. 

Der erfte Richter verurtheilt den Angeklagten aus $. 85. des Strafgefeß- 
bud8 unter der Feſtſtellung: 

daß er, obne mit der Sammlung von Wabhlzetteln oder Stimmen beauf- 
tragt, MWahlzeihen zu dem Zwecke gefertigt hat, um felbjt als Steuer- 
erbeber gewählt zu werden. 


Der Appellationdrichter fprit ihn frei. Die frage fei fontroverd, ob bie 
SS. 84. 85. nur von den Wablen zum Landtage, oder überhaupt von allen ge- 
meindebürgerlihen Wahlen handle. Der unmittelbare Zufammenbang, in meldyem 
diefelben mit den vorangehenden 8 82. 83. ſtänden, ſpreche für die erſte Alterna- 
tive, während bie allgemeine Faſſung des $. 85. dazu nöthige, dieſe Beſtimmungen 
auch auf die in Ausübung fonftiger politifher Rechte vorgenommenen Wablen, alfo 
aud auf Gemeindewahlen, zu bezieben. Diefer letzteren Auffaflung fei der Vorzug 
zu geben, ba eine befchräntende Audlegung, die nicht in den Worten des Gefepes, 
fondern nur in feiner Stellung zu anderen Borfchriften ibren Grund babe, nit 
ftattbaft erfcheine. Es könne ferner nicht zweifelhaft fein, daß die Wahl eines Orts- 
erheber8 eine Gemeindewahl fei. Denn die örtliche Erhebung der Klaſſenſteuer liege 
nach $. 9. des Klaſſenſteuer » Gefeged vom 30. Mai 1820 den Gemeinden ob; der 
dazu ermäblte Exheber fei ein Gemeindebeamter und demgemäß die Mahl deffelben 
eine Gemeindewahl. Gleihmwohl habe bier der F. 85. feine Anwendung finden können. 
Derfelbe babe die beiden Arten, mie politifhe Mablen ftattfinden, die geheime und 
die öffentlihe Wahl vor Augen und handle in feinem erften Abfchnitt, welcher mit 
den Worten: »mwer mit der Sammlung der Wabl- oder Stimmzettel oder Zeichen 
beauftragt« beginnt, von ber geheimen Mahl. Diefelbe fünne auf zweierlei Art 
erfolgen. Nach ber einen fchreibe jeder Wähler den Namen feine® Kandidaten auf 
einen Zettel, ben er dem Wahlvorftande übergebe. Died feien die »Wahl- oder 
Stimmzettel.e Nah der anderen werde über jeden Kandidaten beſonders durch 
Zeichen — in ber Regel weiße oder fhmarze Kugeln — abgeftimmt, welche die 
Wäbler in die Urne werfen. Diefe Zeichen verftehe das Geſetz unter den »Mahl- 
zeihen«, und es berube daher auf einem Nichtverftehen diefed Ausdrucks, wenn der 
erfte Richter die unter bem in Rede ftebenden Protokolle befindlichen Kreuze neben 
den Namen des D. und ded D. für Mahlzeihen im Sinne des $. 85. halte. — Der 
zweite Abfag, beginnend mit den Worten »imgleichen, mer bei einer Wahlhandlung 
mit ber Führung des Protofolld beauftragte, handle von der öffentlichen Abitim- 
mung. Hier träten die Wähler der Reihe nah an den Wahltiſch und nennten den 


1) Bergl. Bd. XI ©, 379, Bb. XII. ©. 507. 
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Namen ihres Kandidaten, welder von dem Schriftführer neben dem Namen bes 
Wählenden in dad Protokoll eingetragen würde. Hierbei werde derjenige mit 
Strafe bedroht, welcher andere ald die angegebenen Namen niederjchreibe.. Auch 
diefer Fall liege hier nicht vor. — In dem bier vorliegenden ganz unfoörmlichen 
Mablverfahren habe der Angeklagte Handzeihen zweier Derfonen unter ein Protokoll, 
welches in keiner Weife beweisfähig war, geſetzt, ohne dazu don dieſen Perſonen 
autorifirt zu fein. Diefe Handlung falle unter fein Strafgefep. 


Auf die Nichtigkeitöbefhwerde des Ober » Staatsanmwalt3 hat das Ober-Tri- 
bunal am 28, Februar 1866 wider Tantomsti (Nr. 955. 1.) vernichtet, und in die 
Inftanz zurüdgemiefen. 


Gründe 


Der erfte Richter ift davon auögegangen, daß am — zu ©. eine Wahl. 
bandlung zur Wahl eined Ortserhebers ftattgefunden, Ungellagter dad darüber auf- 
genommene Protokoll geführt, und die Kreuzzeichen unter demſelben, wodurch ſich 
die daneben benannten Perfonen ald Wähler ded Angeklagten zu dem gedachten Ge- 
meindeamte bekannt baben follten, fülfhlih gemadt habe. Der zweite Richter be- 
zeichnet das fraglihe Wahlverfahren zwar ald »ganz unförmlid« und das Protokoll 
ald »in keiner Meife beweisfähig«, ſpricht ſich aber hierdurch nicht far darüber aus, 
ob nichtödeftoweniger die »Wahlhandlung « , mobei Ungellagter eine Fälſchung der 
Mahlzeihen nad der erſtrichterlichen Annahme in vorbemerkter Weife vorgenommen 
bat, vorgelommen oder überhaupt unterblieben fei. Läge eine foldye unter Leitung 
einer dazu berufenen Perſon wirklich vor und hätte daB Pier »Drotofolle vom 
erwähnten Tage dad Ergebniß derfelben zu Lonftatiren gehabt oder konftatiren kön- 
nen, fo würden die Kreuze von Wählern unter dem legteren auch, wenn fie echt 
wären, ald »Zeichen⸗ der von ihnen nad Inhalt ded Protofolled getroffenen Wahl, 
refp. ihrer Stimmen ald MWahl- oder Stimmzeihen im Sinne de \. 85. des Straf- 
geſetzbuchs gelten müffen, menngleih nad den firengen formen politifher Wahlen 
einer größeren Bevölkerung in der einen Dorfgemeinde G. bier nicht verfahren 
worden ift. Der Appellationdrichter bat daher, indem er den Begriff der »Wahl- 
oder Stimmzettel oder Zeihen« im F. 85. enger auffaßte und auch die betreffenden 
Kreuzzeihen für unanmwendbar erklärte, diefen Paragraphen durch unrichtige Aus- 
legung verlegt. Weil aber der $. 85. eine Wahlhandlung vorausfept, fo bleibt that- 
ſächlich feftzuftellen, ob eine folde gemäß Obigem in dem Vorgange, worauf fi dab 
bier in Rede ftebende Schriftftüd ded Angeklagten bezieht, zu finden, oder aber ein 
ne Refultat gefälfht fein mürde, gar nicht zur Ausführung ae 
fommen ift. 


F. 102. des Strafgefepbuhd. Amtsbeleidigung in Beziehung 
nn. Beruf eine? bereitd aus dem Amte gefhiedenen 
eamten. 


In einer politiihen Brochüre ift eine Beleidigung des früheren Minijter- 
Präfidenten v. Manteuffel in Bezug auf feinen damaligen Beruf als Minifter der 
audmwärtigen — enthalten und der Angeklagte als Verfaſſer dieſerhalb 
aus * 02. des Strafgeſetzbuchs wegen gr ir, verurtheilt, obwohl bie 
Schrift erft neuerlich, alfo lange nah dem Amtdaudtritt des Minifterd dv. Man- 
teuffel, erſchienen ift. 

Die auß diefem Grunde die Unanwendbarkeit des F. 102. behauptende Nicy- 
tigkeitöbefchwerde ift dur Urtel vom 21. März 1866 wider Lorengen (Nr. 107, 1) 
zurüdgemiefen. 
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Gründe. 


Der Appellationdrichter führt unter Hinweiſung auf eine Stelle in Golt- 
dammers Materialien (Bd. I. S. 170 Nr. 9.) aus, daß Amtöbeleidigungen felbft 
noch gegen verftorbene Beamte Gegenftand gerichtliber Verfolgung fein fünnten, 
ein Satz, der auch in dem Urtheil ded Ober - Tribunal? vom 2. Juni 1858 wider 
Knuth (Goltd. Arhiv Bb. Vk ©. 700, 701) audgefprohen it, und er folgert 
bierauß, daß dieſes um fo mehr auf Amtöbeleidigungen gegen einen noc lebenden, 
aber aus feinem Amte ſchon ausgeſchiedenen Beamten Anwendung finden müſſe. Es 
bandelt fib bier nur um den legteren Fall. Daß auf dieſen der 5 102. zu bejie- 
ben fei, folgt fhon daraus, daß der gedachte Paragraph nicht blo8 von Beleidigun. 
gen handelt, die den darin erwähnten Perſonen, zu denen auch öffentlihe Beamte 
gebören, »bei Ausübung ihres Berufes-«, fondern aud von ſolchen, die ihnen 
sin Bezug aufihren Berufe widerfahren find, und daf eine Beziehung auf 
diefen Beruf noch vorhanden fein kann, wenn auch diefer Beruf bereits aufgehört 
bat. Es leuchtet dieſes fofort ein, wenn man erwägt, daß der F. 102. nicht blos 
ber Beamten, fondern au der Gefchworenen, der Zeugen und der Sadverftändi- 
gen gedenkt, deren Funktionen in der Regel nur vorübergehend find, und bei denen 
außer der Beleidigung »mäbrend der Ausübung ihres Berufed« eine ſolche, die 
nur eine Beziebung auf diefen Beruf hätte, faum denkbar fein würde, wenn fie 
micht auch nach Beendigung defjelben noch als möglich vorausgeſetzt märe. 


F. 135. des Strafgeſetzbuchs. Begriff der Verfpottung und ber 
Gegenftände der er A Nicht finnlide, fondern nur 
begrifftide Gegenftände ald folhe. Die Bibel ald Gegen- 
fand der Berebrung. 


Der UAngellagte bat nad der Fyeftitellung auf den Vorwurf: 
»Sie haben feine Religion und glauben aud an feine Bibel« 


»ch ſcheiße in Ihre Bibel.« 

Der erſte Nichter verurtheilt ihn demnad aus $. 135. des Strafgeſetzbuchs, 
indem der Angeklagte durch diefe Worte öffentlich einen Gegenftand der Verehrung 
ber chriſtlichen Kirche in eimer Weiſe dargeftellt und verfpottet habe, welche denfelben 
dem Haſſe und der Verachtung ausfegen. 

Der Uppellationdrichter fpricht ihn frei. In jenem roben Ausdrudfe des 
Unwillend des Angeklagten fei eine Darftellung der Bibel in einer Weife, welche fie 
dem Haffe oder der Verachtung ausfege, nicht zu finden, da er gar feine Darftellung 
nad nbalt und Form gebe. Es fer aber auch aus der nadten Ausfprade fubjet- 
tiver Nichtachtung, felbit weun er ernſtlich gemeint, eine Verfpottung der Bibel 
bei dem Mangel jeder Kritik derfelben, oder jeglichen objektiven Eingehen? auf ihren 
Inhalt und ihre Vehren und Wirkungen nicht anzunehmen. Eine bloße Beſchimpfung 
als Ausdruck perfünlicer Abneigung könne dem Spotte nicht gleichgeftellt werden, 
welcher dur Verdrehung des Geachteten in: das Lächerliche, die Anſchauungen Drit- 
ter * und dadurch in ein fremdes Rechtsgebiet, welches der $. 135. für aner- 
fanute Religionsgeſellſchaften unter Staatfchup ſtelle, übergreife. Dabei ſei aber 
überdieß der Anſicht, dab die Bibel ein Gegenſtand der Verehrung der chriftlichen 
Kirche fer, wicht beizupflichten. Bei dieſer Annahme fomme der erſte Richter mit 
fi ſelbſt in Widerfpruch, weil er die Beſtimmung der Bibel, die religiöfe Verehrun 
zu bermitteln, bervovhebe, und das: Mittel auf die Attribute des erzielten Refultate 
feinen Anſpruch babe, die hohe Achtung aber, melde die Bibel als Duelle chriſtlicher 
Norm und chriftlicher Lehre und chriftlichen Lebens, ja ald Verkünderin der gqütt- 
lien Offenbarung in der chriſtlichen Kirche genieße, fie noch nicht zum Gegenjtand 
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der Verehrung erhebe, die eine nähere Verbindung mit dem Gotteödienit 
fetbfi bedinge. Hiernad lägen, wenn auch feine Bezugnahme auf die Beband- 
Iung einzelner Bibelegemplare im aewöhnlichen Leben eine verfehlte ſei, weil die Bibel 
nicht als Buch, fondern al heilige Schrift Gegeuftand feiner Aeußerung geweſen, 
die Merkmale de F. 135. nit vor. 


Auf die Nichtigleitäbefhwerde ded Ober - Staatdanwualt® hat dad Ober-Tri- 
bunel am 1. Mär 1866 wider Behrens (Nr. 447. 11.) vernichtet, und die Sache 
in die Inſtanz zurüdgetiefen. 


Gründe 
Die Nichtigkeitöbefchwerde ift mit dem Wppellationsrichter darin einwerjtan- 


den, daß 
der Angeklagte bei dem denunzirten. Vorfall die Bibel wicht in einer 
dargeitellt habe, welche diefelbe dem Hafle und der Verachtung 
ausſetze. 

Diefer thatſächlich erledigte Punkt bleibt alſo hier um fo mehr außer Frage, 
als dabei ein Rechtsirrthum nicht zu erkennen ift. 

Die Nichtigkeitöbefchwerde behauptet ſodann aber, daß der Mppellationdrichter 
bei feiner Annahme: 

I) ar ee Bibel fein Gegenftand der Verehrung der chriftliben Kirche 

2, un 
2 auch ein Verfpotten der Bibel nicht vorliege, 
rehiögsundfäglich gegen den Begriff eines Gegenſtandes ber Verehrung der drijt- 
lihen Kirche, und der »Berfpottung«e im Sinne ded $. 135. ded Strafgefegbucdd 
gefehlt habe. Beides mit Recht. 

Damit eine Strafbarteit aus F. 135. cit. eintreten könne, würde allerdings 
dad kumulative Vorbandenfein, beider vom Wppellationdrichter vermißten Boraud- 
fegungen erforderlich fein. Allein fie find heide irrig aufgefaßt. 

Was zunächſt den Beariff des „Werfpottende betrifft, fo ift zwar dem Mp- 
pellationsrichter zugugeben, daß derſelhe in feiner gewöhnlichen Bedeutung das Her- 
abziehen einer Sache ind Läcerliche, oder auch, wie der Appellatiousrichter ſich aus- 
drüdt, die Verlegung der Anfhauungen Dritter durch Verdrehung des Geachteten 
in dad Lücherliche bezeichnet. Allein diefer beſchränite Sinn liegt dem F. 135. eit, 
nicht zu Grunde. 

Die legislativen Materialien evgeben, daß an Stelle des heutigen Wortes 
»Beripotien« nad dem Vorgange anderer Gefepgebungen (vergl. Art. 262. des älte- 
ren Rheiniſchen Strafgefegbuhß) dev Ausdruck »Beleidigen« gewählt mar, und daf 
man, dieſen Außdrud um deöwillen befeitigt bat, um die Annahme auszuſchließen, als 
ob bei: dem Vergeben, um welches es fid bier handelt, der animus injuriandi er- 
forderdich fei. Es ſollte alfo von der Pönalität felbit die form der Verlegung der 
Religionsparteien, welche der Staat unter feinen Schuß jtellt, getroffen werden, 
welche auch das Anderen Ehrwürdige und von diefen Geachtete nur im dad Licher- 
liche in verlegender Weiſe herabzieht. Eine geichehene Herabwürdigung des Chrwür- 
digen oder »Geachteteu« in anderer Form lomnte mithin nad der Abſicht dei Gefcp- 
gebers nicht ftrafloß fein. 

Der Begriff ded Wortes »Verfpottene wiberfpricht auch, diefer Annahme 
nicht, da ex, wie man fich aus ben geläufigen Lexicis der Deutſchen Sprache über 
zeugen kann, häufig mit »Beſchimpfen« ſynonym gebraucht wird, eine »Beihimpfung« 
aber aud der MAppellationdrichter bei den vom Ungellagten gebrauchten Ausdrüden 
eben wohl gefunden hat. 

Ebenfo wie ber Begriff des Verſpottens, ifl auch der geſetzliche Begriff eined 
»Gegenftanded der Verehrung x.« verkannt. Denn wenn man die Gründe de8 
Appellationdurtheil® in ihrem Zufammenbange auffaßt und namentlich den Ausſpruch 
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in Betracht zieht, daß der Gegenftand der Verehrung »eine nähere Verbindung mit 
dem Gotteödienft felbjt bedinge«, fo wird man zu der Annahme gedrungen, daß der 
Uppellationdrichter dabei Gegenftände, welde dem Gotteäbienfte gewidmet find, im 
Sinne des Schlußſatzes des F. 135. des Strafgefegbuhß vor Augen gehabt habe. 
Dies ift aber irrig, da diefer Schlußjag, wie im F. 282. des Strafgefegbudy8 vor- 
—— iſt, ſinnliche Gegenſtände der Verehrung — Sachen — vor Augen bat, 
während die. Gegenſtände der —— von welchen der F. 135., im Zuſammen- 
bany mit den Lehren, Einrichtungen und Gebräuden der betreffenden Religiondgefell- 
haften fpricht, fi nur auf begrifflihe Gegenftände der Verehrung beziehen. 

Der Appellationsrihter hat daher nad den beiden hervorgehobenen Richtun⸗ 
gen bin gegen die rechtlichen Vorausſetzungen des mehr bezogenen F. 135. des Straf. 
geſetzbuchs verftoßen. 

Sein Erkenntniß fonnte deshalb der Vernichtung nicht entgehen. 

In der Sache ſelbſt muß es der weiteren Prüfung des Juftanzrichterd über- 
laffen bleiben, ob die Bibel begrifflih als Gegenftand der Berehrung einer der crift- 
liben Kirchen zu betrachten fei. zu diefem Ende iſt die Sache zur anderweiten Ver- 
air und Entſcheidung an das im Urteld + Tenor bezeichnete Wppellationdgericht 
berwiejen. 


6$. 154. 159. des Strafgeſetzbuchs. Verhältniß beider Vorſchrif— 
ten zu einander. 


- Der Angeklagte ift wegen mit dem Charakter der Verleumdung verübter 
Beleidigung eines öffentlichen Beamten aus $. 102, des Strafgeſetzbuchs verurtbeilt, 
weil er bei der vorgefeßten Behörde deffelben angebliche Amtöverlegungen fälſchlicher⸗ 
weile zur Anzeige gebracht bat. Mit Rüdfiht auf $. 154. ift die beleidigende Ub- 
fiht aus den Umftänden gefolgert. 

Die unter Berufung auf $. 159. eingelegte, die Verlegung beffelben bebaup- 
tende Nichtigkeitöbefchwerde ift durch Urtel vom 24. März 1866 wider Scönlan 
(Nr. 114. I) zurüdgewiefen. Es heißt bier in Bezug auf dad Verhältniß ber 
68. 154. 159. unter einander: Zwar entbehrt die in der Beantwortung der Nic- 
tigkeitsbeſchwerde geltend gemachte Anficht des Ober-Staatdanmwaltd, daß der $. 159. 
mit Rüdfiht auf die von dem WAppellationsrichter gegen den Angeklagten feftgeftellte 
Abfiht zu beleidigen im borliegenden Falle überhaupt nicht babe zur Anwendung 
fommen fönnen, der rechtlihen Begründung. Denn wenn aud der $. 169, nur ala 
eine einfache Stonfequenz ded Prinzips fi darftellt, daß dev Vorwurf der Berleum- 
dung mit dem Bemeife dev Wahrheit der behaupteten oder verbreiteten Thatfachen 
abgelehnt werben fann, der Beweid der Wahrheit aber nah $. 158. das Norban- 
denſein einer Beleidigung ausſchließt, falls, wie bier, aus dem begleitenden Umftän- 
den die Abſicht zu beleidigen feftgeftellt ift, und bei folder Feſtſtellung alfo mit dem 
Prinzip aud die ald deffen Anwendung gegebene Beltimmung des $. 159. allerdings 
ceffirt, fo beſchränkt fich diefer Rechtsgrundſatz doc auf diejenigen Fälle, in denen 
die feitgeftellte Abſicht zu beleidigen den Thatbeftand der Verleumdung gänzlich be- 
feitigt und der lepteren den Charakter einer reinen Beleidigung verleiht. Hier 
bat der Appellationdrichter aber den Angellagten nicht wegen einer folden, fondern 
wegen einer den Charakter der Verleumdung an ſich Er Beleidigung zur 
Strafe verurtbeilt, und für Fälle diefer Urt bleibt dem 6. 159. feine volle Geltung 
rer Diefelbe ift ihm bier auch gar nicht verſchränkt worden. (Ausgeführt wird, 

aß die flattgefundenen Verhandlungen den $. 159. erledigt baben.) 


F8. 187. 198. des Strafgeſetzbuchs. Irrthum in der Perfon und 
aberratio ietus bei der Körperverlegung. 


Die Karoline Kuckuck und der Johann Kudud ſahen im Wirtböhaufe an 
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einem Tiſch. Der in der Näbe fisende Angeklagte gerieth mit dem Johann Kudud 
in Streit, und ſchlug mit einem Teller nad demfelben, traf aber jtatt diefen die 
Karoline Kudud. Er ijt wegen vorfäglidher Körperverletzung verurtheilt. Denn 
die Abficht ded Angeklagten fei auf Verlegung des Johann Kudud gegangen, wie 
der bei dem Sclage gemachte Ausruf und der Streit mit dem Johann Kudud 
deutlich zeige. Seine Abficht fei daher immer dahin gegangen, denjenigen Menſchen 
zu befhädigen, welder an. der Stelle ded Mädchens faß; die Strafe der vorfäglichen 
und nicht bloß der fahrläffigen Körperverletzung müſſe ihn alfo auch dann treffen, 
wenn er fih in der Dunfelbeit nur in der Den irrte. 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde, welche nur fahrläffige Beihädigung angenommen 
wiſſen will, ift dur Urtel vom 21. März 1866 wider Stradzewäti (Nr, 244. 1.) 
zurüdgemielen. ’ 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde — fo beißt e3 in den Gründen — verwechſelt den 
Irrthum in dem Objekte der Mechtöverlegung mit der Abirrung der Handlung felbft 
in ihrem äußeren Verlaufe (aberratio ictus). Bei dem erfteren fehlt es an der ge 
feglihen Vorausſetzung für die Anwendung ded Strafgefeged in Bezug auf die Vor- 
fäglichkeit ded Verbrechen? oder Vergebend nicht, während bei der legteren die Grund- 
füge der Fahrläſſigkeit allein, refp. in Verbindung mit denen über den Verſuch des 
vorjäplichen Berbrechend oder Vergebens Anwendung finden. Hiernach hat dad Ober- 
Tribunal in den bon der Beſchwerde felbit in Deu enommenen Urteln vom 23, 
September 1859 und 5. März 1861 (Ardiv Bd. VI. ©. 833, Bd. IX. ©. 780) 
entjchieden. Im vorliegenden falle handelt es ſich nad der Darftellung des Her- 
ganges in den inftanzurteln lediglich um einen Irrthum in der Perfon, indem der 
Ungellagte diejenige Perfon ſchlagen wollte, welche an der Stelle faß, nad welcher 
er feinen Schlag richtete, nur daß diefe Derfon nicht der Johann Kudud, fondern 
die Karoline Kudud war (Archiv Bd. VII. ©. 322 fi, 433 ff.). 


$. 217. Nr. 4. 5. deb Strafariepbudl, 58. 444. 454. Th. 11. Tit. 8. 
de8 Allg. Landrechts. Diebftabl des Dienftboten im Gaftbofe 
an den bon dem abgereiften Gafte vergeffenen Saden durd 
deren Aneignung. 


Die Angellagte diente in einem Gaſthofe. Sie ift wegen Diebftahld aus 
$. 217, Nr. 4. ded Strafgeſetzbuchs beftraft, weil fie einzelne Gegenftände, melde 
bon den einkehrenden Gäften in den Zimmern vergefien worden waren, ſich angeeignet 
bat. Denn, fo. wird ausgeführt, diefe Gegenftände feien mit dem Uugenblid, ald die 
Säfte das Hotel verlaflen hatten, in die Gewahrfam des Gaſtwirths übergegangen, 
die Ungeflagte, im Dienjte des legteren, babe aljo in den Räumen feines Hauſes 
diefelben nicht finden können, weshalb auch, wie behauptet worden, ſchlimmſtenfalls 
nicht nur Unterfclagung gefundener Sachen vorliege. 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde der Angeklagten ift durch Urtel des Ober-Tribu- 
nald vom 16. März 1866 wider Markus (Mr. 195. 1.) zurüdgemiefen; denn mit 
Recht fei angenommen, daß der Dienftbote im Haufe feines Dienftheren im Sinne 
der 66. 19. ff. Tit. 9. Th. I. ded Allg. Landrechts nichts finden künne, und daber 
rechtswidrig handle, wenn er ſich dort befindlihe Sachen aneigne. Died finde auch 
auf die in Gafthöfen — mit Einfluß der zu diefen zu vechnenden Hötels garnis — 
Dienenden Anwendung, indem, fofern die Sachen den einfehrenden Gäften gebörten, 
die Gewahrjam daran entweder diefen verbleibe, oder nad der geſetzlichen Auffafjung 
des Rechtsverhältniſſes auf den Gaftwirth übergebe. 

Wir bemerken hierzu Folgendes: Das Verhältniß des einkehrenden Gaftes 
zu dem Gaftwirth ift in Berug auf die von ihm bewohnten Räumlichkeiten im All- 
gemeinen dasjenige des Miethers. Das Rechtsverhältniß in Bezug auf die einge 
brachten Saden ijt in ben 89. 444. ff. Tit. 8, Th. I. des Allg. Landrechts be 
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bandelt. Hier unterfheiden bie GG. 444. und 454. zwifchen dem receptum und 
depositum und ber $. 454. zeigt deutlich, daß das receptum die allgemeine Haf ⸗ 
tungspflicht des Gaftwirth3 für die eingebradten Saden aud ohne die Gewahrſam 
defielben an diefen Sachen bewirkt, die Gewahrfam vielmehr erſt im Falle des G. 454, 
alfo durch die erft dad depositum bewirkende fpezielle Uebergabe entſteht. So unter» 
fheidet auch dad Römiſche Recht. Findet alſo der $. 454. feine Anwendung, iſt 
alſo diefe fpezielle Uebergabe an den Gaftwirth von Seiten des Gaſtes nicht erfolgt, 
jo kann der Gaftwirth die Gewahrfam der von dem Gajte bei feiner Abreife ver⸗ 
geffenen, zurüdgelaffenen Sachen nur erft mit. dem Augenblid der erlangten Kenntnig 
don ihrem Vorhandenſein erwerben. Höchſtens kann man fagen, daf dad receptum 
aud in Bezug diefer Sachen troß der Abreife des Gafted noch fortdauere; ob aber 
dadurd e ipso auch die Gemwahrfam- de Gaſtwirths eintrete, ift nad dem Obigen 
zweifelhaft. 


$. 225. des Strafgeſetzbuchs. 68. 511.F. Tb. 1. Tit. 11. des Allg. Land» 
rechts. Unterfhlagung im Trödelvertrage durch Rihtzurüds 
lieferung oder Zahlung des Preiſes nad Ablauf der Frift. 
Nichteriftenz eines folden Bertraged, wenn Belohnung 
für den Verkauf ftipulirt ift, oder Betrug bei der Abfdylie- 
Bung obgemwaltet bat. Unterfhlagung in diefen Fällen. 


Der Angeklagte lieh einen Pelz von dem Kürfhner W. Später bat er ibm 
den Antrag gemacht, den Pelz duch ibn verlaufen zu laflen; er habe einen Käufer. 
Auf diefen Antrag ging der W. unter der Bedingung ein, daß ihm ber Angeklagte 
binnen 5 Tagen entweder den Pelz oder da3 verabredete Staufgeld bringe. Dies 
bat der Angeklagte unterlaffen und ex ift deshalb wegen Unterfdlagung aus $. 225, 
pgrurtbeilt, Dabei ift dev Einwand, daß er den Pelz an den Kaufmann B. ver- 
kauft habe, und diefer da8 Kaufgeld noch jcyulde, verworfen. Denn der Angeklagte 
babe nach den vorliegenden Umftänden fhon bei dem Leihen unb nachher bei der 
Berkauföverabredung die Abficht gehabt, über den Pelz zum Nachtheil des Eigen- 
thümers W. zu verfügen, und deshalb nur vorgefpiegelt, daß er eine Gelegenheit zum 
Verkauf wife. Selbft wenn der Verkauf an den Kaufmann B. ftattgefunden baben 
follte, fei er nur ein Mittel zur Realifirang jener Abficht geweien, der MW. aljo 
durh Betrug zu dem Berkaufdablommen verleitet, und ber Angeklagte demnad zur 
fofortigen Rüdgabe des Pelzes verpflichtet geweien. Er ſei demnach auch durch den 
angeblichen Trödelvertrag nicht Eigenthümer deflelben geworden. Uebrigens habe auch 
ein folder nicht, fondern ein bloßes Auftragsgeſchäft beshalb vorgelegen, weil der W. 
dem Angeflagten 4 Rthlr. Belohnung für den Verkauf verſprochen, und Angellagter 
fid) verpflichtet gehabt, den Pelz für den W. zu verkaufen. Aber felbft bei dem 
Vorbandenfein eines Trödelvertraged hätte der Angeklagte binnen 5 Tagen den Delz 
oder daB Kaufgeld dem W. bringen müſſen. 


Die Nichtigkeitsbeſchwerde des Angeklagten ift dur Urtel vom 1. März 
1866 wider Thiele (Nr. 73. 11.) zurückgewieſen. 


Gründe. 


Menn der Appellationdrichter unter der Vorausſetzung, daß der Angellagte 
den Pelz von dem W. auf Grund eine mit bem lekteren geſchloſſenen Tröbelver- 
trage übergeben erhalten babe, fon in dem Umftande allein, daß innerhalb ber 
verabredeten FFrift weder die Rüdgabe des Pelzed, noch die Zahlung ded limitirten 
Preiſes erfolgt iſt, den Thatbeftand der Unterfchlagung findet, fo beruht dies aller- 
dings auf einer rechtirrthümlichen Auffaffung. Denn der Trödelvertrag, d. b. die» 
jenige Verabredung, auf Grund deren Jemand feine Sache einem Underen zum Ber- 
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fauf für einen beftimmten Preis mit ber Bedingung übergiebt, daß innerhalb eines 
feftgefegten Termind entweder die Sache zurüdgegeben, oder der beftimmte Preis 
gezablt werden foll ($. 511. Ty.1. Tit. Li. des Allg. Landrechts), hat die rechtliche 
Wirkung, daß mit dem Eintritt de3 Termind das Eigenthum der Sache auf den 
Troödler übergeht und der vorige Inhaber, der die Sache bid dahin nicht zurüd- 
fordern darf, ein nur perfönlihed Recht geyen den Tröbler auf Zahlung des mit 
demfelben verabredeten Preifed oder zur Hergusgabe der dann etwa bei ihm unver- 
fauft befindlihen Sache erlangt 85. 613. f. a. a. D.). Die bloße Nichterfüllung 
diefer durch daB WBertragdverhältnig begründeten, rein civilrechtlichen Anfprüche würbe 
aiſo in keiner Weiſe den Thatbeftand einer Unterfchlagung darzuftellen geeignet 
fein, wie Died bereit? in dem Erfenntniffe vom 12. Februar 1862 (Rechtſprechung II, 
©. 247. Goltd. Ardiv X. ©. 252) näher ausgeführt ift. 

Der ie nimmt dagegen aber zunächſt für erwiefen an, daß 
der Angelagte, als er fih den Pelz von dem DB. geliehen, refp. fih von demfelben 
die Grlaubniß zum Verkauf erbeten, ſchon die Abfiht, über den Pelz zum Nachtheil 
des W. zu verfügen, gehabt, die angegebene Gelegenheit zum Verkauf nur vorge- 
fpiegelt babe, — felbit wenn ex wirklich den Pelz an den Kaufmann B. verkauft 
baben follte, dieſer Verkauf nur ein Mittel zur Realiſirung jener Abſicht geweſen 
und fonah der W. von ihm duch Betrug zu dem Abkommen über den Verkauf 
des Pelzes verleitet worden fei. Der Schluß aud diefer Annabme, daß danach ein 
Tröbdelvertrag im Sinne des Gefegeß überhaupt mia borliege, trifft volllommen zu, 
weil mit jener thatſächlichen Annahme une da8 Dafein ded auf Abſchluß des 
Trödelvertraged gerichteten beiderfeitigen übereinftimmenden Konſenſes der Kontra 
benten, mithin das exfte und mefentlihe Begriffsmerkmal eine jeden Vertrages ver- 
neint ift ($$. 1. 79. ff. Th. I. Tit. 5. des Allg, Lande). 

Wenn der Appellationdrichter ferner für ermwiefen erachtet, daß dem Ange 
klagten von dem MW. für den Verkauf det Pelzes cine Belohnung von 4 Rtblrn. 
außgefegt worden und er deöhatb das zwiſchen Beiden etwa zu Stande gefommene 
Rechtsgeſchäft ald ein bloßek Auftragsgefhäft harakterifirt, fo ift auch der hiergegen 
gerichtete Angriff verfehlt. Die Natur des Trödelvertraged wird dur die dem 
Empfänger der Sache für den übernommenen Verkauf verfprodene oder gegebene 
Belohnung nah gemeinem Rechte > nicht berührt (Seller Pandekten ©. 674, 
Sintenis Eivilveht Bd. N. ©. 644. v. Holzſchucher Bd. All. S. 860), Nah dem 
Allg. vandrecht aber, in defien Geltungsbereihe da? Rechtöverbältnig zwifchen dem 
Kürſchner W. und dem Angeklagten tonftitwirt worden, darf der Gewinn be? 
Trödlerd nur in dem ihm verbleibenden, den limitirten Preis etwa überfteigenden 
Maͤtlerlohn der Sache beftehen, und wenn außerdem für den Berfauf eine Brovifion 
oder andere Belohnung audgefeht worden, der Vertrag nur unter den Begriff eines 
bloßen Auftragsgeſchäfts fubfumirt werden ($$. 522. 524, Tit. 11. Th. 1. des Allg, 
Landrechts). Liegt aber ein ſolches vor, fo involvirt Die durch den Bebollmächtigten 
zum Nactbeil des Machtgebers geſchehene Beileiteihaffung der ihm zum Verkauf 
übergebenen Sache rejp. der von ihm für den Machtgeber eingezogenen Kaufgelder 
nach der feſtſtehenden Rechtſprechung des Ober-Tribunat® eine Unterfchlagung. 


$. 237. des Strafgeſetzbuchs. 88. 6. 45. des an 
vom 2. Juni 1862. Ärt. 106, des Geſetzes dom 3. Mai 1852. An- 
wendung der Strafe bedjenigen Berbrechens oder Berger 
hens, aus weldem der Hebler den Urfprung der Sache vor- 
audgefeht bat, jedodh damit ohne Anwendung des $. 238. 
Anwendung baber aud aus jenem Grunde der Strafe ber 
Heblerei aus einem vorausgeſetzten Holzdiebftahl, felbft 
wenn die erfannte Strafe ald Vrivatftrafe dem Beſchädig— 
ten deshalb nicht zufallen kann, weil in Wirklichkeit kein 
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Holzdiebſtahl vorliegt. Nichtigkeitsbeſchwerde zuläſſig, 
wenn die Unterſuchung wegen Vergehen eingeleitet, wenn 
auch nur wegen Uebertretung erkannt ift. 


Es find aus einem Park, in welchem die Bäume nicht zur Holznutzung ge- 
zogen werden ($. 1. des Holzdiebjtahld » Gefehed), mehrere Bäume abgehauen und 
entwendet, Die Diebe find daher aus $. 216. des Strafgeſetzbuchs wegen gemeinen 
Diebſtahls verurtheilt. Der bier in Rede ſtehende Angeklagte bat nad der richter- 
lien Feſtſtellung dieſe Bäume von den Dieben gekauft, aber in dem Glauben, daß 
fie aus einem aewöhnlichen Holzdiebftahl berrühren, alfo ohne die Kenntniß, daß fie 
aus jenem Dark berrübrten. Der erjte Richter bat ibn von der Anklage der Heb- 
lerei aus diefem Grunde freiaefproden; der $. 237. des Strafgeſetzbuchs ſetze die 
Kenntniß eined Verbrechens oder Vergehens beim Hehler voraus; darunter falle der 
von demjelben vorausgeſetzte Holzdiebftahl nicht; auch die F89. 6. 45. des Holjdieb- 
ſtahls ⸗Geſetzes fänden feine Anwendung, da bier eben objektiv ein Holzdiebftahl nicht 
vorliege, ’ 

Der Mppellationdrichter veruribeilt dagegen wegen Hehlerei aus einem 
Holzdiebitahle, alfo aus F. 6. des Gefehed dom 2. “Juni 1852, und zwar zu 
Geldbuße event. Gefängniß oder Frorftarbeit (F. 13.), außerdem aus 6. 9. auf Ge- 
fängniß oder Forſtarbeit ($. 42.). 


Die Nichtigkeitsbeſchwerde des Angeklagten ift durch Urtel vom 21. März 
1866 wider Hintze (Nr. 68. 1.) zurüdgewiefen, dob mit dev Maaßgabe, daß bie Lei- 
ftung der eventuell erkannten Forſtarbeit in Wegfall zu bringen. 


Gründe. 


Die Nichtigkeit3befhwerde muß zwar formell als zuläffig erachtet werben, 
weil, obwohl von dem Appellationsrichter nur auf die Strafe der Heblerei aus einem 
einfachen Holzdiebitahl erkannt ift, die Ausſchließung der Nichtigkeit3befhwerde doc 
eine nad den Vorſchriften der 88. 21. ff. des Geſetzes eingeleitete Unterfuchung 
wegen Holzdiebftahld, in welcher nur das Rechtsmittel des Rekurſes zuläffig if, vor- 
ausfegt, mährend bier die Unterfuhung wegen eined gemeinen Diebftabl8 und wegen 
Heblerei aus einem ſolchen eingeleitet ift, und beide Richter demnach über die Frage 
erfannt haben, und zwar deöbalb auch der Appellationsrichter in appellatorio nad) 
6$. 126. ff. der Verordnung vom 3. Januar 1849 darüber erkennen mußte, ob 
Hehlerei aus gemeinem oder nur aus Holzdiebſtahl vorliege. 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde ift jedoh im Weſentlichen ſachlich unbegründet. 
Das Ober-Tribunal bat bereitö in mehreren Entiheidungen ertannt, daß zur Straf- 
barkeit der Heblerei die Uebereinftimmung des Wiſſens ded Angeklagten nicht notb- 
wendig mit dem in Wirklichkeit vorhandenen Thatbeitande desjenigen Verbrechens 
oder Vergehens, aus weldem die gehehlte Sache herrührt, vorhanden fein müfle, daß 
vielmehr dazu nur dad Milfen oder die Kenntnik, die Sache rühre überhaupt aus 
einem Verbrechen oder Vergeben ber,' genüge. Es ift andererfeiß ferner erkannt, daß 
fobald ein ſolches Willen vorliegt, der dabei vorhandene Irrthum des Heblerd über 
das wirklid vorhandene Verbrechen oder Vergeben, indem berfelbe ein beftimmtes 
anderes ald daB wirklich verübte vorausgefegt bat, die Anwendung der Vorſchriften 
über die Heblerei nicht ausſchließe, nur daß alddann nicht etwa duch die irrthüm— 
lich geglaubte Qualifitation de8 Verbrechens oder Vergehens der $. 238. ftatt des 
6. 237. anwendbar wird. 

An und für fi ift fonach die Unnabme der Beſchwerde, daß fihon de&halb 
die Anwendung de3 8. 6. des Holzdiebftabld-Befepes ausgeſchloſſen fei, weil bier ein 
gemeiner Diebjtabl, und nicht nur ein einfacher Holzdiebſtahl in Wirklichkeit vorliege, 
irrthümlich. Den Hebler trifft vielmehr die Strafe der Hehlerei aus derjenigen ftraf- 
baren Handlung, auf welche fich fein Willen bezogen bat, jobald jene Strafe bier- 
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durdy im Gefege wirfli und zwar nad) jenem obigen Grundfaß ald eine geringere 
bedingt iſt. Somie daher die Strafe nur der einfachen Hehlerei nah $. 237. und 
nicht die Strafe der qualifizieten Heblerei nah $. 238. des Strafgefegbuhß erfannt 
werden kann, wenn der Hebler nur einfahen Diebjtahl angenommen bat, während 
in Wirklichkeit ſchwerer Diebftahl vorlag, jo muß aud gegen den jegigen Angeklag- 
ten die Strafe der Heblerei aus einem einfachen SHolzdiebftahl nah $. 6. des Ge 
jeged vom 2, Juni 1852 erkannt werden, weil er nur einen foldyen vorausgeſetzt 
bat, diefe Heblerei aber, obwohl fie im Sinne des Strafgefepbuhß nur eine Ueber. 
tretung darftellt, dod in jener Vorſchrift ausdrüdlid mit Strafe bedroht iſt, das 
Willen des Angeklagten fi alfo in der That auf eine auch in Beziehung auf die 
Hehlerei ftrafbare Handlung bezogen bat. 

Hierin wird aber überall dadurch nicht8 geändert, daß die Strafe des ein- 
fachen Holzdiebſtahls und diejenine der Heblerei aus demfelben eine Privatitrafe ift, 
- indem nad dem Iwed und dem Sinne bed $: 42. des Holzdiebftahls-Gefeges, welcher 
die Geldbußen aus Diebſtählen an Privat- oder Gemeinde +» Einentbum den Be- 
ftoblenen zumeift, auch die wegen Heblerei aus ſolchen Diebjtählen erfannten Geld- 
bußen nur diefelbe Beftimmung baben fönnen. 

Der Umftand alfo, daß im vorliegenden Fall der Bejchädigte, nämlid der 
Befiger des Parks von Groß-Cammin- deshalb keinen Anſpruch auf jene Strafen hat, 
weil gegen ibn nur ein gemeiner, wicht aber ein Holzdiebſtahl verübt ift, und nur 
diefer legtere, nicht aber auc der erjtere den Anſpruch auf jene Strafen zur folge 
bat, jcheidet für die vorliegende frage der Anmendbarleit des Strafgefeged überhaupt 
bier aus. Denn fowie die Verhängung einer Strafe dadurch nicht bedingt ift, daß 
überhaupt ein Beſchädigter der im Uebrigen objektiv und fubjektiv feftgeftellten jtraf- 
baren Handlung ermittelt ift, jo wenig fann die dann der Fall fein, wenn die 
Strafe ald ‘Privatitrafe dem Beſchädigten zufällt, und der dazu Berechtigte nicht 
ermittelt werden fann. Der Charakter der Strafe ald einer Sühne für eine ftraf- 
bare Handlung, bier für einen Diebftahl refp. die Hehlerei daraus ijt für den erfen- 
nenden Richter dad allein Enticheidende. 

Demnab bat der Appellationdrichter mit Recht ohne Rüdfiht darauf, daß 
aus dem obigen Grunde dem Berlegten der Anſpruch auf die verhängte Strafe nicht 
zuftebt, auf diefelbe erkannt. Diefe Strafe nimmt dadurch nunmehr den Charakter 
einer öffentlichen Strafe an, fie bat in Ermangelung der dazu überhaupt berechtigten 
Privatperjon den Charakter der Privatſtrafe verloren, und der Anſpruch auf ıhre 
Beziebung acht auf den ge Fiskus ald denjenigen über, weldyem die öffent- 
lichen Strafen zufallen. Dieß befchränft ſich indef nur auf erkannte Geldftrafe, an 
deren Stelle im Falle der Nichteinziehbarfeit nad $. 12. die Gefängnißitrafe nad) 
Maafgabe des $. 14. de8 Strafgeſetzbuchs tritt. Die eventuell erfannte Forſtarbeit 
muß dagegen fortfallen, weil diefelbe nad F. 42. Abf. 2. des Holzdiebftahld-Gefeted 
in einer Art und Weiſe zu vollitreden ift, welche die Uebertragbarleit auf einen An- 
deren ald den Privatberechtigten ausſchließt. 


$. 241. des Strafgeſetzbuchs. Betrug durch fingirte Schuldper- 
bältniffe de3 Ebemanned zur Beihädigung der in Güter: 
gemeinfhaft mit ibm lebenden und Grundftüde befigen- 
den Ehefrau. 


Der Angeklagte lebt mit feiner Ehefrau in Gütergemeinfhaft. Diefelbe be- 

[st Grundftüde. Nah der Feſtſtellung der nftanzrichter bat er feine Ehefrau 
adurch zu beſchädigen gefucht, daf er in Verabredung mit den Mitangellagten zwei 

Wechſel über je 400 Rthir. ausgeſtellt, diefelben gegen ſich hat audflagen laffen und 
war zu dem Zweck, damit jene Summen im Wege der Exekution auf jene Grund. 

üde eingetragen würden. Es it angenommen, daß dadurch der Prozeßrichter in 
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ben Itrthum verſetzt worden, ald beitänden im Wirklichkeit die den Wechſeln zum 
Grunde liegenden Forderungen an den Angeklagten, daß dee Angeklagte alfo die 
wahre Thatſache unterbrüdt, daß er fi auf diefem Wege felbft erft Geld habe ver⸗ 
ſchaffen und damit ind Ausland gehen mollen. Dur die ntervention ber Ehefrau 
ft dad Sachverhältniß entdedt, der Prozeß debhalb zurüdgenommen und fomit nur 
Verſuch ded Betruged angenommen, dennoch aber freigefprochen, weil die Möglichkeit 
der ers ps ae ber Ehefrau nicht vorliege,; indem wicht erhelle, daß ber 
Antheil ded Ungellägten an dem gütergemeinihaftlihen Vermögen Me Summe 
jener beiden Wechfel, alſo 800 Rthlr. nicht erreiche. 

Auf die Nichtigkeitöbefchwerbe des Ober-Stantdanwalts bat da8 Ober: Ti» 
bunal am 28. Februar 1866 wider Kazmierdfi (Mr. 12,.1) vernichtet und im die 
Inſtanz zurüdgeniefen, Den wenngleich in bet Urterftellung eined derartigen Ver- 
mögensſtändes bei der endlichen Anseinanderfegung des Angellagten mit feiner Ehe— 
frau die fraglihen Wechſel ded erfteren dutch feine eigenen Mittel hätten gedeckt 
werden fünnen, fo würde nichtsdeſtoweniger durch die Fiktion und formelle Verſchrei⸗ 
bung jener Schulden daß ehegemeinſchaftliche Vermögen einfchließlih der Grunditüde 
der Frau nad den 88. 380. und 394. Th. I. Tit. 1. des Allg. Landrechts der Ges 
fahr außgefept, als Erekutiong + Objekt angegriffen zu werden und dadurch Schaden 
zu erleiden, deren Erjag mit den dazu gehörigen Koſten für den Antheil der Ehefrau 
duch dann unausführbaär bleiben konnte, wenn bei Auflöfung der Gütergemeinſchaft 
ber Antheil deB Angeklagten daran auf 800 Rthlr. fich ermitteln ließe. 


F. 243. Nr. 1, $. 31. de8 Strafgeſetzbuchs. Berfud der im $. 243. 
mit Strafe bedrohten Fälle des Betruged. Sichbedienen 
bed unrihtigen Wertkzeuges ohne a a Hark Vermögen?» 
— als VBerſuch der Mt. J. Begriff des zzum 
Nachtheil.« Urſprünglich richtige, aber durch Zufall u. 
unrichtig gewordene Werkzeuge. 


. m 


Der Käufer forderte vom Angeklagten Leber. Diefer begann daffelbe abzu- 
wiegen, als dem Käufer daB auf der Wagſchale liegende Gewicht unrichtig erſchien, 
und ald Angeklagte auf die diesfällige Frage ſchwieg, ergriff der Käufer das Ge- 
wicht und entfernte fich mit demſelben. 

Das Gewicht ift um einige Loth zu leicht befunden; e8 bat nämlich in bem- 
felben das Stüd Blei, welches in ein Loc zur Ausdrückung ded Stempeld cinge- 
goffen war, gefehlt. Rn 2 

Der Angeklagte ift wegen Verſuchs bed Vergehens im $. 243. Nr. 1. ded Straf- 
geiegbuch8 verurteilt, indem er den Verſuch, fich des unrichtigen Gewicht? zum Rach- 
theil des Käuferd zu bedienen, duch Handlungen an den Tag gelegt; welche u. ſ. w. 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde behauptet: der Verſuch, fi des Gewicht u. f. m. 
zu bedienen, erfülle nicht den Ihatbeitand, ferner fordere dad »zum Nachtheil« eine 
wirklich eingetretene Vermögensbeſchädigung ; endlich fei ein umrichtiged Gewicht nicht 
ein folched, welches an und für fich richtig getvefen und hinterher nur durch Zufall, 
nämlid durch Heraußfallen des Stempeld, unrichtig geworben fei. 


Die Beſchwerde ift durch Urtel vom 23. März 1866 tiber Rofenberger 
(Nr. 286. 1.) zurüdgemiefen. 


Gründe. 


Es kann dem Imploranten zugegeben werden, daß mit den Morten des 
J. 243. Me. 1. »zum Nachtheil eines Anderen« nicht die bloße Abſicht zu benach- 
iheiligen, ſondern das im F. 241. enthaltene Erforderniß der Beſchädigung des Ver 
mögens eines Anderen bezeichnet if. Daraus folgt indeß nur, daß dad Vergehen 
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erft alddann vollendet gelten kann, wenn eine Vermögendbeihädigung auf Seiten 
bed Anderen wirklich eingetreten ift. Hier aber bat der Appellationsrichter nur den 
Verſuch, des Vergehens feftgefiellt, und wie zum Verſuche des einfaden Betruges 
im F. 241. es nicht des Eintritts des duch Irrthumserregung herbeizuführenden 
Erfdiges der, Vermögensbeſchädigung bedarf, fo iſt auch zum Verſuch des im $. 243. 
Nr. 1. vorgefehenen qualifizierten Betruges nicht erforderlich, daß durch den Beginn 
bed wiſſentlichen »Sichbedienend« unrichtiger Werkzeuge der Andere jhon einen Nac- 
theil erlitten bat. 

= meint der Implorant, daß ein bloßer Verſuch, ſich eined unrichtigen 
Gewichtes zu bedienen, nicht als felbftftändige® Vergeben anzunehmen fei, weil es nur 
die Alternative gebe, daß man fich des Gewichtes entweder bedient ober nicht be 
dient habe. Es ıft aber auf Grund der F8. 242, 245. und vermöge der Stellung des 
die einzelnen Arten ded qualifizierten Betruges nah ihrem Ihatbefiande verzeichnen- 
den F. 243. im Tit. 21. des Strafgeſetzbuchs nicht zu bezweifeln und bereits in 
mehreren Entſcheidungen des Ober » Tribumald ausgeſprochen, daß bei allen im 
$. 243. vorgeſehenen Fällen der Verſuch ſtrafbar if. Die befondere Auszeichnung 
des Berſuchs in den Nummern 3—5. des %. 243. fpricht nicht dagegen, meil dieſe 
Nummern ibre Faſſung bereits erhalten haben, ald fie noch nicht im Titel 21. unter 
dem »Betrug« jubjumirt, fondern in den früheren Entwürfen ded Strafgefeßbuchs 
bis 1850 den »Müngverbrecben und Müngvergeben«e im Tit. 7. eingereibt waren. 
Wenn daher der konkrete Fall tbatfächlich dergeftalt liegt, dah zwar ein wiflentliche® 
»Sichbedienen« der unrichtigen Werkzeuge noch nicht vollendet ift, wohl aber die er- 
mittelten, ben Nachtheil des Anderen bezwedenden, dur äußere von dem Willen des 
Thäters unabhängige Umftände verhinderten, oder ohne Erfolg — Handlun- 
gen einen Anfang der Ausführung diefed wefentliben Merkmals des $. 243. Nr. 1. 
enthalten, fo ftebt rechtlich nichts entgegen, ift vielmehr geboten, einen ftrafbaren Ver- 
ſuch im Sinne des &. 31. ald vorhanden anzunehmen. 

In der That hat der Appellationdrichter au daB »Sichbedienen« im Verlauf 
der Entſcheidungsgründe ald ein bereitö eingetretened feitgeftellt. Wenn daher dennoch 
nun der Verſuch des Betruges in der Schluffeftftellung außgefprocen ift, jo beziebt 
fih ber Mangel der Vollendung lediglih auf das zweite Merkmal des Thatbeſtan⸗ 
de8, die Benachtheiligung des Anderen, melde eben dadurd gebindert worden, daß 
ber Käufer C. dad unricptige Gewicht, an deffen Nichtigkeit zweifelnd, vor Abſchluß 
ded Kaufgeſchäftß wegnahm. Ob die Handlungen, dur melde der Verſuch der 
Strafthat, indbefondere der Vermögensbeſchädigung an den Tag gelegt worden, ber 
reitd einen Anfang der Mußführung enthielten, oder nur borbereitende Handlungen 
waren, und ob ferner der Verſuch mur durch von dem Willen des Angeklagten un- 
abhängige Umſtände gehindert worden, ift Gegenftand thatfädlicher Beurtbeilung 


allein. 

Endlich bat auch der Mppellationdrichter in der Annahme, daß ein unrid- 
tige8 zum Wiegen beftimmte® Werkzeug vorgelegen babe, nicht geirrt. Urfprünglic 
mag baffelbe ein richtige® gewefen fein; es ift aber demnaͤchſt, Ki es durch Zufall 
ober auf andere Reife, beihädigt worden, es ift alſo ein umrichtiged geworden, mad 
der Angeklagte nach der thatfächlichen Fyeitftellung wußte, als er fich deſſelben bediente 
($. 17. der Maaf- und Gewihtd-Ordnung vom 16 Mai 1816, Gef. ©. ©. 142. 

arErtenntniß vom 13. November 1863, Goltd. Ardiv. Bd. XIV. ©. 34). 


x 261. des Strafgeſetzbuchs. Urt. 4. ded Handelsgeſetzbuchs vom 24, 

uni 1861. Urt. 10. des Einführungd » Gejeged dazu. Kaufmann 
oder Handeldömann derjenige, welcher in Wirklidkeit bad 
Geſchäft für feine Rebnung betreibt, wenn auch daffelbe 
auf den Namen eined Dritten in dad Firmenregifter einge- 
tragen ift und gefübrt wird. 

Der Ungeflagte ift von dem erften Richter von der Anklage des Banteruttä 
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aus $. 261. Nr. 2, ded Strafgeſetzbuchs unter Berneinung der Eigenfhaft als 
Handeldmann freigejprochen, im zweiter Inſtanz aber unter Feſtſtellung diefer Eigen- 
ſchaft verurtbeilt. 

Der Angellagte war nämlich nad Glatz gezogen, um dafelbft ein Kleider. 
magazin zu errichten. Da er nicht Schneider war, ein Ortäftatut aber verlangt, 
daß der Befiger eined folhen Magazin felbft Schneider fei, fo gab Anfangs der 
Scneidermeifter Sadreida feinen Namen ald Eigenthümer des Gefchäftd ber, und 
als diefer fpäter denjelben verweigerte, verkaufte Brody das errichtete Gefhäft zum 
Schein und ohne daß eine Uebergabe erfolgte, an den Schneider Jacob; er felbft 
blieb Eigentbümer, wenn aud in den SHandeldregiftern Anfangs Sadreida und fpäter 
Jacob ald Inhaber eingetragen war. Jm Februar 1865 murde der Scheinkauf 
aufgehoben, auch in demfelben Monat ftellte der Angeklagte feine Zablungen ein und 
— Beſchluß des Kreisgerichts wurde über fein Vermögen der gemeine Konkurs 
eröffnet. 

Diefe Entfcheidung, fo führt der Appellationsrichter aus, fei für den Straf- 
tichter in fofern, als der gemeine ſtatt des kaufmänniſchen Konkurjed erfannt wor- 
ben, unerbeblib. Kaufmann fei im Sinne der $$. 259. ff. des Strafgeſetzbuchs ge- 
mäß Art. 4. des Handeldgefepbuhd und Art, 18. des Einführungs +» Gefeged dazu, 
wer gewerb3mäßig Handelsgeſchäfte auf eigene Rechnung treibe. Es Hehe nun 
zweifelloß feft, daß der Angeklagte ein Sandelögefhäft im Sinne des Art. 271. des 
Handelsgeſetzbuchs faft ein Jahr hindurch gewerbömäßig für eigene Rechnung betrie- 
ben babe, und könne ſich nur fragen, ob derfelbe fih aud dem Publikum gegenüber 
als felbitftindig für eigene Rechnung ala Handelätreibender gerirt und dadurch den 
Öffentlichen Kredit gemißbraudt babe. Dies nehme der erfte Richter nad der poli- 
zeilihen Auskunft: 

daß Angeklagter in Glatz kein kaufmänniſches Geſchäft betrieben babe, 

nicht für ermichen an. Diefe Auskunft laffe fih nur dabin auffaflen, daß den: oben 
erwähnten polizeilichen Anordnungen formell nicht entiprohen worden, formell 
der Angeklagte ein kaufmännische Geſchäft auf feinen Namen nicht betrieben: babe. 
Die Form fünne aber den Angeklagten bei dem vorliegenden Sachverhalte — wonach 
das Geſchäft niemald von Sadreida oder Jacob, fondern immer von dem Angellag- 
ten als alleinigem Inhaber geführt worden, er die Anzeige der Zablungdein- 
ftellung dem Gerichte gemacht, fi auch dem Publikum gegenüber nicht als Kommis 
oder Prokuriſt, fondern als alleiniger Geſchäftsinhaber gerirt, befonderd denjenigen 
Derfonen gegenüber, wobei er Kredit aefucht oder gefunden babe, die von den meift 
auswärtigen Gläubigern aus dem Geſchäftsverkehre überreihten Wechfel fämmtlich 
feinen Namen tragen — nicht ſchützen; Sceinoperationen zur Umgebung von poli- 
zeilihen Anordnungen fünnten materiell firafbare Handlungen nicht ftraflod maden. 
Daß der Angeklagte in dem SHandelöregifter nit als Geſchäftsinhaber eingetragen 
mar, fei unerheblich: die Eintragung allein gebe nicht die Eigenfhaft ald Kaufmann 
(Arhiv Bd. 12. ©. 788). 

Die Nichtigkeitöbefhmerde ded Angeklagten führt aus: ftrafbar fei immer nur 
der in die Erſcheinung getretene Wille. Wenn daber der zweite Richter die form 
für unmefentlich halte, fo verftoße er gegen diefen Grundjag bed Kriminalrechts. Wer 
fi die Vortheile aus Handeldgefchäften aneigne oder die daraus entfpringenden Nach- 
theile übernehme, fei noch nit Kaufmann. Es müfle der Betrieb ded Handeld- 
geſchäfts noch binzutreten, womit das Leiften der Arbeit nicht identiſch fei, da fonft 
der Inhaber eined Geſchäfts, der nur durch feine Kommid und Profuriften arbeiten 
laffe, niemald als Kaufmann betrachtet werden fünne. Der rechtliche Verkehr zwiſchen 
dem Inhaber des Geſchäfts und dem Publikum, die juriftifche Seite könne alfo nicht 
aus den Augen gelaffen werden. Es fei num zwar richtig, daß auch obne Eintra- 
gung in das Firmenregiſter Jemand käufmänniſche Geſchäfte treiben könne. Sei 
aber für eine beftimmte Handlung eine beftimmte Derfon als nbaber eingetragen, 
jo fei es lediglich diefe Derfon, welche alle von diefer Handlung betriebenen Handeld» 
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gefchäfte nach außen repräfentire und ben Formvorſchriften unterworfen werben könne. 
m vorliegenden falle könne aljo nur dem Jacob vorgeworfen werden, daß feine 
uchführung nicht geordnet war. WUngellagter habe nur unter der Firma und für 
die Firma “Jacob, deren Inhaber er nicht ſei, Sandelögefchäfte betrieben. 


Die Nichtigleitsbeſchwerde iſt durch Urtel vom 28. Februar 1866 wider 
Brodh (Nr. 29. 1.) zurückgewieſen. 


Gründe. 


Der Appellationsrichter hat ausgeführt, daß ber ng mr dad Kleider⸗ 
bandlungdgefhäft in Glatz, welded tbeild in dem An- und Berlaufe von neuen 
Kleidern, tbeild in dem Anfaufe von Kleiderftoffen, welche in der neben dem Geſchäft 
felbftftändig beftebenden Schneiderwerkſtätte des Schneidermeifted Tacob gegen Be- 
zablung zu Kleiderftüden verarbeitet und dann verkauft wurden, beitand (Art. 271. 
des —— nicht allein gewerbmäßig für eigene Rechnung betrieben, 
ſondern ſich auch dem Publikum gegenüber als alleiniger Gejhäftsindaber unter 
feinem Namen in Wechſeln, Fakturen und Prozeſſen und dem ganzen Geſchäftsberkehr 
gerirt babe, fo daß alfo feine. Thätigkeit ald Kaufmann im Sinne ded Urt. 4. des 
Handelögejepbuch8 überall in die Erſcheinung getreten it. Diefe thatſächliche Geftion 
des Ungellagten verlor auch dadurch, daß er nicht feinen Namen, fondern denjenigen 
eine® Schneiderd in die Firmenregiſter eintragen ließ, um der Dolizeibebörde, mie 
der Vorderrichter gleichfalls feitgeftellt, vorzuipiegeln, daß er, der wirflib dad Ge- 
ſchäft betrieb, es nicht betreibe, wicht ihre vechtlihe Bedeutung aus den Art. 4.a.a.D,, 
18. des Einfübrungs « Gefeged zum Handelsgeſetzbuche und F. 261. des Sreafgg- 
buchs. Durch die formelle wahrheitswidrige Eintragung einer dem gedachten Gefcäfte- 
betriebe fremden Derfon konnte die materielle Wirklichkeit nicht geändert werden, an 
welche die gedachten gefegliben Beitimmungen die Eigenſchaft ald Kaufmann fnüpfen. 
Die Eintragung ift darin fo wenig als Beweiß oder entibeidended Merkmal diefer 
Eigenſchaft aufgeftellt, Daß nach Art. 10. des Handelsgeſetzbuchs gewiſſe Klaffen von 
Kaufleuten (Art. 4. daf., vergl. mit Art. 20. des Einführungdgefeges) gar nicht in 
das Firmenregiſter eingetragen zu werden brauchen. 


. 269. des Strafgefehbuchß,. Erfordernif der fopulativen Be- 
aeihnung der Waare mit dem Namen und bem Wohn- ober 
Fabrikort. 


Erkenntniß des Ober⸗Tribunalsß vom 1. März 1866 wider Schüg (Nr. 347. 11.), 
durch welches die Nichtigkeitöbefhmwerde des Dber» Staatdanmwalt® gegen daß freie 
ſprechende Appellationd-Urtel zurüdgemwiefen ift. 


Gründe. 


Dem Appellationsrichter kann darin nur beigetreten werden, daß zum That- 
beftande des im F. 269, des Strafgefepbuhß vorgeſehenen Vergehens die fälſchliche 
Bezeichnung der Waaren oder deren Verpackung 1) mit dem Namen oder der 
le und 2) mit dem Wobn- oder Fabrikort eines imländifchen Fabrikunternehmers, 

roduzenten oder Kaufmannd gehört, diefer Tatbeftand alfo nicht dorliegt, wenn die 
Bezeihnung nur mit dem Namen oder der Firma oder nur mit dem Wobn- oder 
Fabrikorte bewirkt if. Das nicht nur. im eriten Abſatz des F. 269., fondern au 
im zweiten Abſatz zwifchen der Bezeichnung mit dem Namen oder der firma und 
dem Wohn. oder Fabrikort vorfommende Wort und läßt bei der fopulativen Be- 
deutung dieſes Worted um jo weniger einen Zweifel über das nothwendige Zufam- 
— beider Merkmale, als —8* und gerade im Gegenſatze zu dem vorher und 
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nachher gebrauchten disſunktiden Worte »oder« vorkommt, Wo die Morte beB 
Geſtheb klar und beſtimmt find, leiden fie im Strafrecht jedenfallb keine Ausdeh⸗ 
nung, wenn auch ber Ausdruck hinter dem Zweck des Gefeped zurädbleiben 
follte, weil dann der Zweck des Gefeped menigend keinen Außbrud gefunden haben 
würde. Allein abgefehen davon, daß die Strafbeftimmurg des $. 269. in den Er- 
forderniffen ihre® Thatbeftanded nur eine einfache Wiederholung des Gefegeß vom 
4. Juli 1840 (Gef.-Samml. ©. 224, 225) enthält, und daraus hervorgeht, daß Die 
MWortfaffung zu Sweifeln feinen Anlaß geboten hat, laſſen fih aud aute Gründe 
dafür denken, weshalb der Gefehgeber für die Strafbarkeit folder fälſchlicher Be- 
zeichnungen eine nähere ndivibualifitung durch Hinzufügung des Wohn oder fFa- 
britorteß bed mifbraudten Namens oder der firma des inländiſchen Fabrikunfer⸗ 
nehmerd erfordert hat. m vorliegenden falle fteht feſt, daß die falfche Bezeihnung 
der Waare lediglich mit dem Namen Teichmann (ded Fabrikunternehmers) ohne irgend 
welchen Aufag geſchehen ift. 


65. 274, 332. ff. des Sttafgeſetzbuchs. F. 17. bed ——— 
vom 7. März 1850. VBerurtbeilung aus %. 17. wegen man» 
gelnder Erlaubniß de8 Jagdberechtigten zur Jagdaus- 
üubung neben Freifprehung auß 6. 274. des Sfrafgeſetz⸗ 
buch8, weil der Angeklagte fih in dem Bewußtſein bes 
Jagdrechts irrtbümlid befunden. Einfluß dieſes Rechts— 
itrthums in Bezug auf die Befugnif bei Hebertretungen 
überbaupt. 


Der Angeklagte wurde des Jagdvergebens aus $. 274. deB Strafgeſeßbuchs 
befhuldigt. Die Jagd war auf 2 Darzellen der Feldmark NR. außgeübt, und ber 
Angeklagte ift Jagdpächter dieſer Feldmarkl. Der Graf ©. hat dieſe Parzellen zur 
Antorporivung in fein Jagdgebiet erworben. Dex Angeklagte beftritt aber das Vor⸗ 
bandenfein der VBoraußfegungen für diefe Inkorporirung. Aus diefem Grunde wurde 
er nad $. 3. des Gefeped vom 31, Tanuar 1845 reſp. Art. Ul. des Gefeped vom 
14. April 1856 zum Eivilprozeß gemiefen, ift aber bier mit feiner Klage gegen den 
Grafen S. rechtskräftig abgewieſen. 

In der nunmehr wieder aufgenommenen Unterfuhung ift er zwar von der 
Anfhuldigung des Tagdvergebend aus $. 274. freigeſprochen, jedoch auß F. 17. des 
N far vom 7. März 1850 zu 4 Rthlr. Geldftrafe verurtbeilt unter der 
Feſiſtellung, daß er am — ohne Begleitung des Jagdberechtigten unb ohne deffen 
chriftliche Erlaubniß bei fid) zu führen, die Jagd auf fremden Jagdbezirk ausgeübt 
babe. Denn dad Bemußtfein der Rechtöwidrigteit babe er nicht gebabt, mithin fei 
der $. 274. unanmwendbar. Dennoch aber fei jener K 17, de Tagdgefeped anwend- 
bar, weil jedenfall® objektiv eine unbefugte Jagbausübung vorliege. Denn da daB 
Gefep keinen Unterſchied weiter mache, jo fei daffelbe fomohl da anzumenden, wo der 
Kontravenient nur die mündliche (micht jchriftliche) Erlaubnig des Jagdberechtigten 
erhalten, ald auch da, wo er irrthümlich eine Berechtigung zu befigen geglaubt babe. 
Die bona fides made ihn alfo fo wenig bier, wie bei anderen Polizewergehen ftenf- 
frei. Denn dieſe würden nur durch poſitive Vorſchriften für etwas Unerlaubtes er- 
Härt, während ſich ein allgemeined Bewußtſein von der Unerlaubtheit derartiger 
Handlungen oder Unterlaffungen nicht immer vorausſehen laffe, die entgeaengefepte 
Annahme würde die Durchführung ber Moligeiftrafgefepe faft zur Unmögtichteit 
machen. Die Sttafbarkeit des Angellagten würde höchſtens zweifelhaft fein, wenn 
er gar nicht in der Lage geweſen wäre, die Ebatfache, melche fein Jagen zu einem 
imbefugten gemacht habe, nämlich ben Erwerb der Datzellen buch ben Grafen ©., 
nicht zu fenmen. Diefe Thatſache fei ihm aber bekannt geweſen, und er babe fich 
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nur in bem Rechtbirrthum befunden, daß die Parzellen noch zum “agbbezirk ber 
Gemeinde N. gehörten. - 


Der Appellationdrichter tritt diefer Ausführung bei. Auf die Nichtigkeitd- 
beſchwerde des —“ bat aber das Ober-Tribunal am J. März 1866 wider 
Granſe (Nr. 16. MH.) vernichtet und den Angeklagten auch bon ber Ueberttetung des 
$. 17. des Jagdpollzei Geſetzes freigeſprochen. 


Gründe. 


Es kann dabingeftellt bleiben, ob bie Webertretung des erftien Saped bed 
$. 17. des Jagdpolizei Geſezes auf den fall, wo eine Jagdausübung auf fremden 
Jagdbezirle mit Erlaubniß des Jagdberechtigten ftattfindet, bierfür aber nur der 
Rachweis / nicht auch die Stelle beigebracht werben kann, zu beſchränken ift, oder ob 
jene Uebertretung auch in idealer Konkutrenz mit einer wirklichen Jaydlontravention 
($. 274. ded ee vortommen kann. Das aber ift unzweifelhaft, daß 
demjenigen, der die Jagd auf fremdem Gebiete mit dem irrigen Bemwußtfein, felbft 
det Jagdberechtigte zu cin ‚ ausübt, fo daß ihm ber Eingriff in das fremde Jagd» 
recht felbft sicht imputirt mird, nicht zugemuthet werden kann, für bie —— 
der Jagd, zu der er ſich ausſchließlich —X haͤlt, ſich mit der Erlaubniß eine 
Dritten, den er nicht für den Berechtigten hält, zu derſehen. Wer in dem guten 
Glauben feiner eigenen Berechtigung jagt, kann De Bedingung, die Erlaubniß eined 
Dritten nachzuſuchen, nicht erfüllen, ohne in einen Widerſpruch mit fich felbit zu ge 
rathen. Diefe Nichterfüllung kann ihn daher auch nicht ftrafbar machen. Der gute 
Glaube, der ihn gegen die Beſchuldigung der Jagdkontravention fhügt, muß ihn 
— nr and) gegen die Beſchuldigung einer Uebertretung des erften Sape® 

. 17. ſchützen. 

Daß es ſich in dem lehteren Falle mit Müdficht auf die Höhe der Strafe 
eben nur um eine Uebertretung handelt, und daß in Bezug auf Polizei « Uebertre- 
tungen im ig Herr ber Grun " gilt, daß eb bei foldhen nur auf die That in 
ihrer äußeren Erſcheinung, nicht auf die pſychologiſchen Momente antommt, kann bier- 

zen nicht geltend gemacht werden. Diefer Grundfap; mit dem auch die Frage in Ver- 

ndung ftedt, in wieweit die im erſten Theile des Strafgeſeßbuchs enthaltenen allge 
meinen Beftimmungen auf Uebertretungen anzumwenden find, bat feine Berechtigung. 
Er unterliegt aber felbftverftändlich, wie Died auch bei den legislatoriſchen Br 
nen über die betührte Frage aufgefprochen worden it (Goltd. Mater. II. ©. 709, 
Oppenhoff Strafgefehbuh $$. 332. ff. Note 1. 3.) den durch die Natur ber elitzel- 
nen Arten der Lebertretungen gebotenen Rückſichten und Beſchränkungen. 

Nah diefem Gefichtäpunfte muß es aber unmöglich erfcheinen, lediglich daraub, 
daß die im erften = des $. 17. des Jagdpolizei⸗ Gefeped vorgeſehene ſtrafbate 
Handlung nach der Höhe der iht angedtohten Strafe unter bie Kategorie der Po- 
ligei » Uebertretung fällt; die Konſequenz zu ziehen, daß gegen den, welcher im Bes 
Wußtfein feines Rechtes die Jagd auf Fremden Gebiete außübt und beöhalb für 
firaflos erachtet wird, dennoch die objektiv vorliegende Thatſache, daß et die Jagd 
audgeübt, und daß er babei nicht in Begleitung de® wahren Jagdberechtigten, oder 
* ia ſchriftlichet Etlaubniß verfehen geweſen if, eine Strafbarkeit follte begrün- 

onnen. 

Das innere Wefen der Uebertvetung be erfien Sahzes des F. 17. und deren 
Berwandtidaft mit der eigentlihen Tagdtontravention geftatten dies nicht , nöthigen 
vielmehr zu der Annabrme, daß auch die Etftere nicht ohne dad Bemußtfein des 
Uebertretenden von feiner Nichtberechtigung und der daraus fi ergebenden Noth- 
—— ber Gegenwart oder ber ſchriftſichen Erlaubniß des Berechtigten gedacht 
wer ann. 

Daß beim Angellagten dies Bewußtfein fehlte und bei ihm der gute Glaube 
an feine eigene Berechtigung vorhanden war, haben die Vorberrichter feftgeftellt. Ob 
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biefer Glaube fih auf Unkenntniß der Thatfachen oder auf mangelhafte Beurtheilung 
der rechtlichen Folgen der vorhandenen thatfädhlihen Verhältniffe gründete, fann einen 
Unterfchied nicht begründen. 

Einen analogen Fall mit dem bier zur Sprache fommenden bietet die Straf- 
beftimmung de8 6.347. Nr. 12. des Strafgefepbuchd, das Wegnehmen der Eier oder 
Jungen von jagdbarem Federwild betreffend. Auch bier ift, ungeachtet des polizei 
lihen Karakters der ftratfbaren Handlung mit Rüdfidt auf deren innere Natur an- 
genommen, daß die Anwendbarkeit der Strafvorſchrift bedingt ift durch das Bemußt- 
fein des Kontrabenienten, daß er fi auf einem fremden Jagdreviere befinde (Oppen- 
boff Strafgeſetzbuch ad Art. cit. Note 40). 


* 


— bed Strafgeſetzbuchs. Prävarikation durch fucceffive 
nnabme des Mandats in derfelben Rechtsſache von beiden 
Theilen. Begriff der Pflihtmwidrigkeit in ſolchem Falle. 


Der Angeklagte ift Rechtdanwalt. Der Kötter E. übertrug ihm die Füh— 
rung eines Prozefled gegen den Schulzen D., auf Einräumung einer MWegegerchtig- 
feit und ertbeilte ihm wiederholt Information, welche Angeklagter mit dem Refultate 
der Einfiht von Theilungsakten unter Anfertigung einer Handzeihnung niederfchrieb. 
Als Angeklagter darauf die Einleitung ded Prozefjed dem Kötter €. zu lange ber» 
zögerte, ließ diefer-fich, feinec Behauptung nad, den Auszug aus dem Theilungs- 
Mezefle und die anfänglib verweigerte Handzeihnung berauzgeben; das gleichfalls 
zurüdverlangte Vollmachtsblanquet zerriß der Angeflagte, behielt aber die “\nforma- 
tion, und erhielt die liquidirten Gebühren von dem E. Hierbei foll der Angeflagte 
den lepteren über verfciedene Punkte der Information, namentli ob er feinen an« 
deren Weg babe, befragt, und ihm dann gejagt haben: »er komme gegen ihn.« 

Nach der Angabe ded Angeklagten ging die Aeußerung dabin: 

»Menn €. dur einen Anderen flage, fo würde der Gegner wohl zu 
ihm kommen, weil am Orte nur zwei Rechtsanwalte feien.« 

In dem demnächſt von dem Kötter E, gegen den Schulzen D. uber den- 
felben Gegenftand erhobenen Prozeffe bat der Angeklagte den Berklagten D. mit 
Vollmacht vertreten. - 

Der erfte Richter ftellt hiernach zwar feit, daß ber Angeklagte in derfelben 
Rechtsſache beiden Parteien durch Beiftand, dem Verklagten D. aber erſt nach Auf- 
bebung des Mandats ded Klägerd E. gedient bat. 

Der Richter fpricht ihn aber von der aus $. 329, des Strafgeſetzbuchs er- 
bobenen Anklage frei, „weil der F. 329. «8 zweifelbaft laſſe, ob der Gefepgeber das 
biev nur vorliegende ſucceſſive Dienen für beide Parteien mit im Auge gebabt 
babe, Strafgefepe jedoch jtrifte ® interpretiren feien, die Frage daher zu verneinen 
und höchſtens für den Fall zu bejaben fei, wo der Mandatar dad Amtsgeheimniß 
gemißbrauct babe, was bier mwenigftend nicht ertwiefen fei, und nad Inhalt der 
Drozeßaften und der von dem Ungellagten zu den Unterfuhungsatten edirten ſchrift 
lihen Information nicht angenommen werden könne. 

Der Appellationsrichter nimmt gleichfalld an, daß ein pflichtwidriged Dienen 
im Sinne des G. 329. nicht vorliege, weil ein pflihtwidriges Handeln — möge 
man dad Wort »pflibtwidrig« in einem allgemeineren Sinne auf eine Benachthei- 
ligung der Parteien und Verlegung des geichentten Vertrauens, oder auf eine Ver- 
legung der im Gefege den Rechtsanwalten ertheilten fpeziellen Vorichriften beziehen — 
jedbenfalld dann ald audgefchloffen erſcheinen müſſe, wenn die Partei, welche fid) gerit 
an den Rechtsanwalt gewendet bat, jelbft ihm dad Mandat fündige und aus der 
Verbindung mit ihr entlaffe, und er jegt erft der anderen Partei Beiftand leifte, wie 
died aus der inneren Natur folher Mandatöverhältniffe und aud aus den Worten 
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ber betreffenden Geſetze SS. 23. 24. 1. 13, des Allg. Landrechts und $. 26.d. 111.7. 
der Allg. Gericht3-Ordnung berborgebe. Dies fei um fo mehr im borliegenden falle 
anzunehmen, wo ed zum wirklichen Prozeſſe zwifhen dem E. und D., ald Ungellag- 
ter den erfteren bedient, noch nicht gelommen war, aud nad) dem Protofolle über 
die von dem E. aufgenommene Information Ungellagter in dem fpäter erhobenen 
Prozeſſe da3 ibm anvertraute Mandat deflelben nit gemißbraucht habe. 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde des Ober-Staatdanmwalts führt aus: Die Annahme 
des Mandatd babe dad rüdbaltlofe Anvertrauen aller Verhältniffe, Beweiſe und 
Bedenken, aljo der Geheimniſſe der Rechtsſache von Seiten des E. zur Folge gehabt. 
Auch nah Auflöfung des Mandats habe zur Bermeidung von Kollufionen die Un- 
nahme ded Mandatö des Gegnerd nicht mehr erfolgen dürfen. Auch die fuccejfive 
Annahme fei nad Goltdammerd Materialien II. S. 701 Nr. 6. ausgeſchloſſen, weil 
der Staat mit. dem Zwange, fi beftimmter Perfonen für ihre Rechtsangelegenheiten 
zu bedienen, aud die Garantie geben wolle, daß die jenen mitgetheilten Geheimniffe 
nicht fpäter gegen fie geltend — würden. Die Auflöſung des Mandats laſſe 
ſich leicht herbeiführen, um das dem Intereſſe des Anwalts mehr förderliche Mandat 
des Gegners annehmen zu können. 


Diie Nichtigkeitsbeſchwerde iſt durch Urtel des Ober-Tribunald vom 8. Februar 
1866 wider Wehmeyer (Mr. 359. II.) zurückgewieſen. 


Gründe 


Die Nichtigkeitsbeſchwerde konnte für begründet nicht erkannt werden. Mag 

der Vorderrichter auch darin zu weit geben, daß er die Anwendbarkeit des F. 329, 
des Strafgeſetzbuchs unter allen Umftänden für ———— erachtet, wenn dem 
Rechtsanwalte von feiner Partei das Mandat gekündigt wird und er ſpäter in der⸗ 
felben Rechtbſache der Gegenpartei dient, fo führen doch amdererfeitd die Worte des 
%. 329. auch nicht zur Anwendbarkeit defjelben unter allen Umſtänden eines ſolchen 
jucceffiven Beiftanded an beide Parteien, und die von dem Jmploranten in Bezug 
enommene Entſtehungsgeſchichte des $. 329. (Goltdammer Materialien Bd. U. 
5 701 Nr. 6 zu dem Paragraphen) ergiebt keinesweges, daß jede? patrocinium 
suecessivum an beide Parteien von der Strafe des F. 329. im erften Sake be 
troffen werden folle. Sie zeigt vielmehr, daß eine dahin zielende Beſtimmung ab- 
fihtlih vermieden worden it, und der Schluß, melden der Heraudgeber der »Ma- 
terialien« deſſenungeachtet aus der Faſſung des $. 329, zieht, ift mindeftend unficher. 
edenfalld muß behufs der Anwendung des G. 329, feftgeftellt fein, daß der YUnge- 
klagte beiden Parteien mit Rath und Beiltand pflihtwidrig gedient habe. Died 
baben die Vorbderrichter verneint, und um ihr Urtheil vernichten zu können, müßte 
nachzuweiſen fein, daß dieſer Verneinung ein Rechtsirrthum zu Grunde liege. Der 
§. 329. felbft ſpricht ſich nun nicht darüber aus, was er unter der »Pflihtwibrig- 
keit⸗ bei dem Bedienen beider Parteien verſtehe, weshalb zur Erklärung dieſes Be⸗ 
grifſfes auf das daneben geltende Recht und feine Quellen zurüdzugeben iſt. Aus 
diefen gebt nun überall hervor, daß zum Wefen der jtrafrechtlihen Prävaritation ein 
gewifier Verrath oder Vertrauendbrud gegen denjenigen gehört, deſſen Darteirecht 
u dertreten man übernommen bat; ohne den Dolus des Verrathes kennt weder das 
ömiſche noch das gemeine Deutſche und dad Preußiſche Recht die firafrechtliche 
Prävaritation: I. 1. pr. D. de praevar, 47. 15, J. S. Fe de Boehmer med, in 
CCC. art. 115. 68. 3. 4., $6. 1336, 1337. 1. 10. des Allg. Landrechts und nad 
der Entftehungägefchichte des F. 329. des Strafgeſetzbuchs war man weit bavon ent- 
fernt, jenen dolus praevaricandi für die Anwendung des Strafreht? — abgefehen 
von Dißziplinarftrafen — aufzugeben; Goltdammer a. a. D. Nr. 1-3. einſchüeßlich. 
Eben deshalb nehmen denn auch bei Weiten die meiſten Rechtslehrer das Verbrechen 
oder Vergeben der Yrävarilation bei der Uebernahme des Mandats der Gegenpartei 
nah Auflöſung des Mandatöverhältniffes zu der anderen in der Regel nicht, fondern 
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—— nur dann an, wenn damit wirklich ein Verrath in Verbindung tritt 
und beſonders erwieſen wird. Vergl. Heffter Lehrbuch bed Strafrechts 66. 402. 
404. Nr. 4. — Henke Handbuch des Kriminalrechts x. Bb. II, S. 87. — Titt- 
mann Handbuch des peinlichen Rechts Th. II. ©. 412. — Berner Lehrbuch zweite 
Auflage S. 520. — Feuerbach und Mittermaier Lehrbuch $. 428. — Temme und 
Koch zu 8. 329. des Strafgefehbuhß und Andere, — Nichts fpriht dafür, daß 
unfer heutiges Strafgefegbuh im F. 329. habe weiter gehen und die bloße Ueber- 
nabme der Anwaltfhaft für eine Partei, mit deven Gegner man früher in einem 
Mandatsverhältniß binfichtlich der nämlihen Rechtsſache aeftanden hatte, an und für 
fib ohne Rüdfiht darauf, ob irgend ein Mißbrauch des von letzterem genoſſenen 
Vertrauen? vorgelommen fei, mit Gefängnißftrafe habe bedrohen wollen. Die Vor- 
derrichter haben nun aber für jeden ſolchen Mißbrauch des Vertrauens, welches der 
Kläger E. dem Angeklagten geſchenkt hatte, alle thatfächlihen nbicien und Bemeiß- 
mittel vermißt und folgeweife rechtlich nicht geirrt, indem fie die im 6. 329. erfor- 
derte Pflichtwidrigkeit verneinten. Die Ausführung de3 Imploranten kämpft gegen 
8 ne Annahme der vorigen Richter vergeblid an umd ihre Rechtögründe 
nd unbaltbar. 


Efmwaaren oder Getränfe. 


Der Angeklagte hat Fleiſch von einem ungebornen Kalbe, welches bon einer 
gefchlachteten tragenden Kuh berrübrt, feilgebalten. Der erfie Richter verurtheilt ihn 
deshalb aus F. 345. Nr. 5. des Straigel / welcher bad Feilhalten »ver- 
fälſchter oder verdorbener« Getränke oder Eßwaaren ſtraft. 

Der Appellationsrichter ſpricht ibn frei, weil er auch unter jenen Umſtänden, 
nach denen daß Fleiſch ein ſchlechtas und elelhaftes Anſehen gehabt, daß —— 
permißt, daß ſich das Fleiſch nicht mehr in feinem urſprünglichen normalen Zuſtan de 
befunden babe, alſo verdorben geweſen fei. 

Die Richtigkeitsbeſchwerde des Ohber ⸗Staatsanwalts führt aus: Daß Gefeg 
verftehe unter verdorbenen Eßwaaren u. f. w. keinesweges nur ſolche, welche früher 
gut amd genießbar geweſen feien; es faſſe vielmehr den Begriff augenſcheinlich weiter 
auf, nämlich dabin, daß darunter alle Eßwaaren u.f w. veritaudeu würden, melche 
durch ihre ungeröhnlide Beſchaffenheit der menf&lihen Gefundbeit ſchädlich feien, 
mögen fie bereitö früher in einem geniehbaren Zuftande geweſen fein oder nicht; es 
habe alfo nur den gegenwärtigen ſchlechten, wicht dem früheren Zuftand im Auge. 

Die Beſchwerde ift durch Urtel vom 21. März 1866 wider Gohlle (Mr. 281. 1.) 
zurückgewieſen, denn da ber Appellatiomßrichter nur das ſchlechte und efelhafte An- 
fehen deö Sleifcheß feffielle, wicht aber für eriwiefen erkläre, daß fie daffelhe nicht 
mehr in feinem urfprüngliden normalen Zuftande befunden, fp künne ein Rechts. 
irrihum darin nicht gefunden werden, wenn angenommen fei, daß der Angeklagte 
nicht verdorbene Eßwagren feilgebalten habe, 

Mir bemerken, daf, wenn der Wortlaut der Vorſchrift allerdingd «ine Ver- 
änderung oder Verſchlechterung des urſprünglichen Zuſtandes fordert, damit auch der 
* andgefchloffen bleibt, daß dad Getränk oder die Eßwaare ſchon urſprünglich bei 

iner Erzeugung in einem Zuſtande befunden iſt, in welchem e8 in dem anderen 
Halle der Verfchlechterung al verdorhen zu erachten fein würde, 3. B. als Bier, 
welches bereit? in dem Braufeflel ſauer bergeftellt wird. 


G. 345. Nr. 5. de —— Begriff der verdorbenen 
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Zur fiteratur des Briminalredts. 


Il. Dr. Julin® ®lafer, ordentliher Profeſſor der Rechte an der Univer- 
fität zu Wien. Anklage, Wahrſpruch und Nechtömittel im Englifhen 
Schwurgeridhtöverfahren. Erlangen 1866 bei Ferdinand Ente. 


Der hochverdiente Verfaffer bat und aud dem reihen Schaße feiner fior- 
fhungen über Englifhed Recht einen überaus wertbvollen Beitrag geliefert. Die 
drei in der Ueberfchrift angegebenen natürliheh Abſchnitte, in welche fih der Prozeß 
theilt, werben in ihrer Bildung, in ihrem Verlauf und in ihren Refultaten darge- 
ftellt. Wir finden erörtert: die verſchiedenen Arten der Verſetzung in den Untlage- 
ftand, die Derfon des Anklägerd und die verfchiedenen formen der Anklagefchriften — 
ferner den Wahrſpruch, die form feiner Abgabe, feinen Inhalt, das General- und 
ES pezial-Berbift, ſowie die Zufäge dazu, die formen der unbedingten Bejabung und 
de8 Schuldig mit der Abweifung der Anklage; den Einfluß des Gerichtshofes dabei, 
bier alfo die Stellung deffelben zu den Gejhmorenen überhaupt, den Schlußvortrag 
mit allen den Machtbefugniſſen in Bezug auf dad Beweißreht u. f. w. — endlich 
das vermwidelte Spitem der Rechtsmittel. Mit gewohnter Schärfe und Klarheit, ver- 
bunden mit iger Erläuterung durch die Erwähnung zahlreicher Beifpiele interej- 
fanter Rechtsfälle, wird uns fo ein Gefammtbild des ganzen Verfahren® vorgeführt, 
wie es kaum eines der früheren ähnlichen Werke in folder Vollftändigkeit und Braud- 
barkeit und biöher geliefert hat, ohne daß wir damit die Verdienfte früherer Bear- 
beiter, beſonders Mittermaierd, irgendwie leugnen wollen. Bon befonderem Intereſſe 
ift der Schluß des Werkes ($. 23.), welcher ein Refume des Ganzen in gedrängter 
Kürze, in fharf formulirten Sägen wiedergiebt, verbunden mit einer Gegenüber- 
ftellung des FranzöſiſchDeutſchen Schwurgerichtöverfahrend, und einer Hervorhebung 
der Mängel und der Vorzüge beider Spfleme in ihrem Verhältniß zu einander. 


1. Joſ. Maurmann, friedendrichter. Die gerichtliche Polizei nad Rhei- * 
nifhem Rechte. Eine nah den Materien geordnete ner sur — 
von Geſetzen und Verordnungen, die gerichtliche Polizei betreffend, erklärt 
unter ſpezieller Berüdfihtigung der biöherigen Jurisprudenz. 2. Th. 
1. Abth. Bonn, Habidt. . 


I. Strafaefeggebung ded Königreichs Bayern. Spftematifhe Samml. 
der auf dad Strafrebt und dad Strafverfahren bezüglichen Gefege, k. ab. 
Derordnungen und Entfchliegungen d. k. Juftiz-Minifteriumd. Mit Aller- 
höchſter Genehmigung, berauögegeben von der Red. ber » Beiepgebung 
ded Königreichs Bayern, mit Erläuterungen.e Neue Ausg. 5.— 10. 
(Schluß ⸗) Liefg. Erlangen, Palm u. Ente. 
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Zur Literatur des Kriminaltechts. 


Prof. Dr. W. Endemann, Ob.Appell.Ger.Rath. Die Bedeutung 
der Wucherlehre. Ein Vortrag, gehalten im wiſſenſchaftlichen Verein zu 
Berlin. Berlin, Steinthal. 


Dr. Max Neumann, Dozent. Der Rechtsſchutz der Photographie gegen 
Nachdruck nach den Deutiihen Nahdruddgefegen. Eine Dentiarift. 
Leipzig, R. Hoffmann. 


Rich. Höinghaus. Handbuch für Kriminal- und Eivil-Brotokollfübrer. 
2. umgearb. Aufl. gr. 8. Berlin, E. Heymann. 


MW. Heine, Dir. Die Beſſerung als Strafzweck und dad Auffidts- 
"Us * Strafanftalten. Ein Beitrag zur Gefängnißlehre. Leipzig, 
. U. Barth. k 


€. ©. U. Hindberg. Die Beruföthätigfeit der Gefüngnißgeiftlichen. 
Ein Handbuch, namentlid mit Rüdfiht auf die verſchiedenen Seelenzu- 
fände der Verbrecher. Deutſche Ausgabe. Leipzig, Fritſch. j 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober -Hofbußdruderei 
(R. v. Deder). 


Meber Beantwortung alternativer Sragen. 


Vom Herrn Gerichtd-Affeffor Dr. Ernft Traugott Rubo in Berlin. 


Sur Löfung der die Praxis vielfach berührenden frage, in welcher Weife die Beant- 
wortung alternativer fragen zu erzielen fei, halten wir e8 für nothwendig, die Gat- 
tung diefer Iegteren in zwei Arten zu fondern. Wir unterfcheiden bei den alterna- 
nativen Sragen: 

» ie dem Inhalte nad alternativen, 

b) die, welche nur der form nad) alternativ find. 

Die erfteren find die eigentlich alternativen Fragen. Sie beftehen aus meb- 
teren felbftftändigen, von einander unabhängigen fragen, und es bandelt ſich bei 
ihnen um die beitimmte Angabe, welche diefer fragen zu bejahen oder zu verneinen 
feien. Bei den inbaltlid alternativen ragen: handelt es fih niht nur darum, 
ob überhaupt etwad unter Mehrerem geſchehen, fondern vielmehr auch um die feit- 
ftellung defien, welcher von mehreren Thatumitänden als vorhanden oder nicht vor- 
handen anzunehmen fei. Eine lediglibe Beantwortung durch »ja« oder »nein« kann 
ſonach bei inhaltlich alternativen fragen nicmald erfolgen. Died zeigt fih 3. B. 
bei der frage: Hat X. den A. geichlagen oder bat X. den B. gefchlagen? wenn man 
diefelbe al eine dem Inbalte nad alternative auffaßt, indem man durd deren 
Beantwortung feititellen laffen will, welder von beiden, ob A., oder ob vielmehr 
B. gefchlagen worden ift. 

Eine inhaltlich alternative Frage kann mithin im Schwurgerihtäverfahren 
dann nicht geftellt werden, wenn die zu jtellenden fragen fi) mit »ja« oder »nein« 
beantworten laffen müflen. Für die Abjtimmung erweilet fi eine inhaltlich alter 
native Frage überhaupt nur ald eine Zufammenftellung von jo vielen verſchiedenen, 
einfachen gr en, als alternativ mit einander verbundene Fragefäge fi) in derfelben 
befinden. Rathſam erſcheint e8 darum, glei von Anfang an eine inhaltlich alter- 
native Frage in die entfprechenden einfachen Fragen aufsulöfen, 

Weſentlich verſchieden von den inhaltlich alternativen fragen find die 
formal alternativen Fragen. m Gegenfage zu jenen werden biefe nit aus meh- 
reren, jelbftftändigen ragen gebildet. Sie beftehen vielmehr nur aus Einer frage, 
bei welcher einzelne Saptheile — fei es Subjekt, Prädikat, Objekt oder Adverbial- 
Beftimmung — alternativ zufammengefegt find. Die formal alternativen Fragen 
find ihrem Inhalte nach einfahe Fragen. Sie bilden eine befondere Art derfelben 
nur in fofern, als bei diefen legteren im Allgemeinen ſich die Frage auf dad Bor- 
bandenfein eined ausfhlieflich beflimmten Thatumftandes richtet, bei den formal 
alternativen Fragen aber dad Worhandenfein eined relativ beitimmten TIhatum- 

urqhid. 1866, Suni. 25 
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ftanded in Frage fommt. Es handelt ſich bei diefen nur um eine dahin gebend* 
Antwort, ob unter mehreren Thatumftänden wenigitens Einer derfelben vorliege, 
nicht aber auch um eine Erflärung darüber, hinſichtlich welchen diefer mehreren 
Thatumftände die Antwort zutreffe. Beifpieldhalber gilt die8 von der Frage: Hat 
&. den U. oder B. geſchlagen? in fofern diefelbe ald eine formal alternative be- 
trachtet wird und es ſich nicht darum handelt, melden von beiden der X. gefhlagen 
— ſondern nur darum, ob überhaupt einer derſelben von X. geſchlagen wor⸗ 
den fei. 

Wie bei den einfahen fragen im Allgemeinen, ift ſonach bei den formal 
alternativen Fragen injonderheit eine Beantwortung durch »ja« oder »nein« 
möglich. 

: Aus dem Begriffe der formal alternativen Fragen ergiebt fih, wann die- 
jelben bejaht und wann diefelben verneint werden müffen. Da nämlih bei Beant- 
wortung einer formal alternativen Frage nur angegeben werden foll, ob überhaupt 
einer der alternativ bezeichneten Thatumſtände ermwiefen fei und es bei derfelben ganz 
unberüdfichtigt bleibt, hinſichtlich welcher dieß der Fall ift, fo muß mithin eine 
formal alternative frage nit nur dann bejaht werden, wenn dad Vorbandenfein 
einer einzelnen Alternative für ſich allein bewiefen ift, fondern auch, wenn das 
Vorhandenfein einer der Alternativen lediglich in fofern dargethan ift, als feftgeftellt 
worden, daß zwar von mehreren oder allen derjelben jedenfall8 Eine vorhanden fein 
muß, eine bejtimmte einzelne, von ihnen aber als die vorhandene nicht bezeichnet 
werden fann '). 

Die Verneinung einer formal alternativen frage muß folgeweife dann 
erfolgen, wenn dev Beweis für dad Vorhandenſein einer Alternative nicht einmal in 
dem eben angegebenen Umfange erbracht werden kann. 

Zur Verneinung einer formal alternativen Frage bedarf e8 daher einer 
Drüfung aller derjenigen Fälle, welche die Möglichkeit bieten, daß ein Beweis diefer 
Art erreicht wird. Auch zur un einer formal alternativen Du wi 
möglicherweiſe eine — aller dieſer Fälle erfolgen. Nothwendig iſt c8 jedo 
nicht, da der erforderliche Beweis bereits erbracht fein kann, bevor die Prüfung ſich 
auf alle Fälle erftredt bat. 

Mas diefe Prüfung felbft betrifft, fo muß zuvörderſt feftgeftellt werden, ob 
da8 Vorhandenfein einer beftimmten einzelnen Alternative für fich allein erwiefen 
fei, jo daß alfo für dieſe szeftftellung die formal alternative Frage zunächft als eine 
inhaltlich alternative fi) darficlt. Wenn das PVorhandenfein einer diefer Alter- 
nativen für fi allein nicht dargethan ift, fo find alle diejenigen Verbindungen feft- 
zuftellen, welche möglicy find, wenn man jede einzelne Alternative je mit Einer der 
anderen oder mit mehreren oder gar allen anderen Alternativen bereinigt, und es 
ift alddann zu unterfuchen, ob bei irgend einer diefer erg da8 Vorhanden- 
fein einer Alternative in fofern ihn fei, als feititebe, daß jedenfalld Eine der je 
mit einander verbundenen Alternativen vorliege, wenn e8 auch zweifelhaft fei, welche 
derfelbe ald vorhanden zu betrachten. Bei einer z. B. vierfach alternativ geglieder- 


* 
1) Wie dieſer Beweis zu führen und wann derſelbe für geführt zu erachten ſei, iſt als ledig- 
liche Beweis frage bier nit zu erörtern, daß dieſer Beweis oftmals geführt werben fünne, bürfte jmeifeld- 
frei fein. Der Erläuterung wegen führen wir folgende zwei Beifpiele an. : 

I. Jemand bat Einen von zwei, dem Aeußeren nad einander ſich volllommen gleihenden Mer- 
fonen gefhlagen. Die Zeugen befunden übereinftimmend, daß fie megen des gleichen Äusſehenß dieſer 
beiden Perfonen nicht angeben können, welde derſelben geſchlagen worden fei. für bemiefen muß «8 
alddann gelten, daß jedenfald Einer von beiden geſchlagen worden, wenngleich es zweifelhaft fei, welchen 
von beiden der Dritte gefchlagen habe, 

. Drei Jäger erſchießen drei Thiere. Es wird feftgeftellt, daf jeder berfelben Ein Thier ge- 
tödtet habe. Welches Thier vom einem einzelnen Jäger erlegt worden, kann wicht erwisfen werben. 
Feſtgeſtellt ift indeflen immerhin, daß je eined ber brei Thiere vom je einem der drei Jäger erſchoſſen 
worden, wobei es allerdings zweifelhaft bleibt, welches Thier gerade der einzelne Jäger getöbtet habe. 
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ten, formal alternativen frage würde mithin fih die Prüfung auf das Vorbanden- 
fein jeder einzelnen der Alternativen 1, 2, 3 und 4 für fi allein erftreden. 
Sodann aber müßten bebuf3 einer Prüfung in der zubor angegebenen Weife die 
einzelnen Alternativen folgendermaßen mit einander verbunden werden. Es wären 
zu bereinigen die Alternativen: 

l und 2; 1 und 3; 1 und 4; 

2 und 3; 2 und 4; 

3 und 4; 

l, 2 und 3; 1, 2 und 4; 1, 2 und 4; 

2, 3 und 4; 

l, 2, 3 und 4. 

Sinfihtlih einer jeden diefer Verbindungen kann die frage, ob eine von den 
in diefer Verbindung angegebenen Alternativen vorliege und es lediglich zweifelhaft 
fei, welche von denfelben es ift, nur dann bejaht werden, wenn folgende zwei Be- 
dingungen erfüllt find. Es muß zunächſt die Möglichkeit de Vorbandenfeind be- 
züglid einer jeden einzelnen bon den, in der in Rede ftebenden Verbindung bezeicd)- 
neten Alternativen dargethan fein. Ueberdies muß erwieſen fein, daß iebentalls nur » 
lediglih von diefen Alternativen eine möglich ift, jo daß aljo andere als dieſe Alter- 
nativen überhaupt nicht möglich find. Denn befänden ſich einerfeit3 in der fraglichen 
Verbindung eine oder mehrere Alternativen, in Betreff deren die Möglichkeit eines 
Bordandenkind nicht anzunehmen ift, jo wären in diefer Verbindung Alternativen 
aufgeführt, von denen man nicht behaupten fünnte, daß eine derfelben vorliege. Es 
müßte darum für die angeftrebte Fyeftftellung eine weniger zuſammengeſetzte Verbin- 
dung erforfcht werden. Beftände aber andererfeitd die Möglichkeit ded Vorhanden⸗ 
feind auch noch bezüglich anderer, ald der gerade mit einander verbundenen Alter- 
nativen, fo wäre feinerlei Gemwißheit dafür vorhanden, müßte alfo für unbemwiefen 
gelten, daß nur von den in der fragliben Verbindung aufgeführten 
Alternativen eine borliegt. Es bebürfte darum für die erforderliche Feſtſtellung 
einer zufammengefegteren Verbindung. 

Soll aljo eine formal-alternative frage beantwortet werden, fo bedarf «8 
einer Drüfung von fo vielen einzelnen fragen, als vorgedadtermafßen zu prüfende 
Fälle jih darbieten. Bei Prüfung derjenigen Fälle, in melden ed fih darum 
handelt, ob gerade von den mit einander berbundenen Alternativen eine vorliege, 
muß die frage vornebmlid auc darauf gerichtet werden, ob die Möglichkeit des 
Vorhandenſeins binfichtlich einer jeden diefer fo vereinigten Alternativen erwiefen fei, 
und = eß dargetban worden, daß lediglib von diefen Alternativen eine vorlie- 

en fünne. 

, Aus den vorftehenden Ausführungen ergiebt es fi wohl von felbft, daß eine 
formal alternative Frage an und für fih ein Beweisthema (thema probandum) 
ift, defjen Ergründung von der Drüfung beftimmter Unterfragen abhängt. Die Be 
jahung oder Verneinung einer formal alternativen Frage ift nur eine Folgerung 
aus dem Ergebniffe der bezüglich diefer Unterfragen geſchehenen Entſcheidungen, 
keinesweges aber das Ergebniß einer über die formal alternative frage unmittelbar 
erfolgten Abftimmung. 

Volllommen irrig und ungerechtfertigt ijt ed u. E, darum, wenn 3. B. den 
Geſchworenen eine lediglih formal alternative Frage jur unmittelbaren Beantwor- 
tung vorgelegt wird. Im Bereiche derjenigen Gefeßgebungen zumal, nad welden 
die borzulegenden fragen fi mit »ja« oder »nein« beantworten laffen müflen, 
bätten die Gefchworenen nicht nur das Recht, fondern fogar die Verpflichtung, über 
die ihnen geftellte formal alternative Frage nur als über ein Ganzes abzuftimmen. 
Es ftände ihnen nicht einmal frei, über dad Vorhandenfein der einzelnen Alternativen 
für fih allein eine Entfcheidung herbeizuführen. 

So verfehlt es an und für fi iſt, die Entſcheidung rüdfichtlih einer for- 
mal alternativen Frage durch eine unmittelbar über diefelbe ftattfindende Abftim- 
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mung zu veranlaflen, fo fehlerhaft fünnen auch die Entfcheidungen werden, welche ſich 
aus einer derartigen Abftimmung ergeben. Bei Abftimmung eined Kollegium über 
eine ledigli formal alternative Frage kann deren Bejahung erfolgen, ungeachtet 
dad Kollegium annimmt, es fei weder dad Vorbandenfein, noch überhaupt die Mög- 
lichkeit des Vorhandenſeins hinſichtlich irgend einer der Alternativen erwielen. Deut- 
lich zeigt ſich dies z. B. wenn einem nad Majorität entſcheidenden Kollegium von 
zwölf Derfonen die frage vorgelegt wird: »Hat &£. den U. oder B. getödtet?« umd 
6 annehmen, es fei A. von X. getödtet worden, und die anderen 6 erachten, daß &. 
den B. getödtet habe. In diefem Falle bat weder die eine, nod die andere An- 
nahme die Mebrbeit de Kollegiums für fi, und ed darf darum weder die Tödtung 
des A., noch die des B. für —**8*— gelten. Da ferner jeder der Abſtimmenden 
eine ausſchließlich beſtimmte Perſon für getödtet hält, ſo iſt für jeden derſelben die 
Annahme unmöglich, daß ein Anderer als der von ihm Bezeichnete der Getödtete 
ſein könne. Beruht alſo die Annahme des Kollegiums, es ſei der Beweis für die 
Tödtung einer beſtimmten Perſon nicht erbracht, darauf, daß jeder der Abſtimmenden eine 
beſtimmte Perſon als getödtet bezeichnete, mit dieſer ſeiner Anſicht aber in der Mi 
norität blieb, fo kann folgeweiſe alsdann eine Majorität auch nicht erzielt werden, 
wenn darüber abgeftimmt wird, ob die Tödtung einer beftimmten Perſon ald mög- 
lich ermwiejen fei. Und dennoch erfolgt eine einffimmige Bejabung der frage: 
Hat &. den U. oder B., alfo Einen von beidensgetödtet? wenn über diefe Frage als 
über ein Ganzed abgejtimmt wird, indem 6 die Bejahung ausſprechen, weil fie 
den U. für getödtet erachten und 6 wiederum die frage bejaben, weil fie annehmen, 
e8 fei B. getüdtet worden '). 

Trotz diefer grellen Widerfprüde ift aber unſeres Wiſſens die Entjcheidung 
über eine formal alternative Frage bisher ſtets ‘in der Meile veranlaft worden, 
daß man die frage unmittelbar der Abftimmung unterbreitete. 

Und eine ſolche Frageſtellung fann um fo gefährlicher fich erweiſen, als jelbft 
Rechtskundige nicht immer richtig beurtbeilen, was einerfeitd bewiefen fein muf, um eine 
formal alternative Broge bejahen zu können, und was andererfeitö bei erfolgter Be— 
jahung derjelben als bewieſen gelten darf. In Diefer legteren Hinſicht möchten wir 
und fogar auf eine Entſcheidung des Königl. Preußiſchen Ober - Tribunald vom 
11. Februar 1865?) beziehen. Laut derfelben follen bei Bejabung einer alternativen 
Frage ſämmtliche Alternativen als bejaht gelten. 

An erjterer Hinfidt nehmen wir Bezua auf den Beriht eined Schmwur- 
gericht3 + Vorfigenden, mit weldem fi ein Appellationdgeriht »ausdrücklich einver- 
jtanden« erklärt bat’). Diefem Berichte zufolge joll nämlih die Bejahung einer 
alternativen Frage dur ein Kollegium ohne Rückſicht darauf erfolgen dürfen, daß 
die für die Entſcheidung maßgebende Mitgliederzahl dad Vorhandenfein einer, fei es 
abfolut, ſei es relativ beftimmten Alternativen übereinftimmend für erwiejen annimmt. 
So beißt es dafelbft 3. B., »daß, wenn bei der frage über die Hülfsleiftung ($. 34. 
Nr. 2. des Preußiſchen Strafgeſetzbuchs von 1851)*) 4 Geihworene annehmen, daß 
bei den Handlungen, welde die That vorbereitet, 4 Geſchworene dagegen anneb» 


1) Die Abftimmung geftalter fi alfo folgendermaßen: 

Iſt erwielen, daft £. den U. getödtet hat? — nein! 

it erwiefen, daß &. den B. getöbtet bat! — nein! 

Iſt ald möglich erwieſen, daß X. den A. getödtet hat?! — nein! 

Iſt als möglich erwiefen, daf X. den B. getödtet bat? — nein! 

Sit — daß X. den U. oder B., alfo Einen von dieſen beiden, getödtet hat? 


— ja!! 
2) In Goltd. Archib Bd. 13. ©. 197. 

3) Vergl. Goltd, Archiv Bb. 4. ©. 536, 

4) „ALS Theilnehmer eined Verbrechens oder Vergehens wird beftraft ....- wer in den Hanbd- 


— welche die That vorbereitet, erleichtert oder vollendet haben, dem Thäter wiſſentlich Hülfe ge 
eiſtet bat. 
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men, daß bei den Handlungen, melde die That erleichtert und endlich 4 Gefchmo- 
rene; daß bei den Handlungen, melde die That vollendet haben, Hülfe geleiftet fei, 
alddann Einftimmigfeit- für die Hülfßleiftung überhaupt vorhanden ki. Denn 
wenn für eine diefer mehreren Alternativen eine Majorität nötbig wire, dann würde 
daraus eben folgen, daß die Aufnahme folder Alternativen in die frage überhaupt 
unzuläffig fei. Jeder einzelne Gefhmworene brauche fib gar nicht einmal bei der Be- 
rathung darüber beftimmt zu entjcheiden oder außzufpreden, ob die eine oder bie 
andere Alternative vorliege, «8 genüge, wenn er nur jedenfalld die eine oder bie 
andere ald vorbanden annehme. Diefe Stimmzäblung fei die nothwendige Konfequenz 
foldyer Alternativen in der Frage.« 

Tiefe Belümmernif muß der Gedanke hervorrufen, daß eine fo irrige Lehre 

von einem Manne ausgeht, der durch feine Amtöftellung zur Belehrung der Ge- 
hattet ih angewiefen und mit erheblichem Einfluffe auf deren Urtelöfällung aus- 
eftattet ift. 
. Als bewiefen kann nur dasjenige gelten, von deffen Worhandenfein der Ent- 
fcheidende fi Gewißheit verſchafft hat. Bedeutungslos muß es dabei fein, ob bie 
Entſcheidung bei einem Einzelrichter oder bei einem aus mehreren Perſonen beftehen- 
den Kollegium rubt. it ein Kollegium zur Entſcheidung berufen, fo fann nur dad. 
jenige als bewieſen gelten, was von einer geſetzlich') beftimmten Anzahl von Mit. 
gliedern dieſes Stollegiumd übereinftimmend für bemiefen angenommen wird. So 
lange die aljo erforderlihe Zabl das Vorbandenfein eined gewiſſen Ihatumftandes 
nicht feitgeftellt hat, kann derſelbe aud nicht für dargethan gelten. Die Urteläfäl- 
lungen durd einen Einzelrichter und die durch ein Kollegium fteben fib in fofern 
ganz gleich, als in Betreff derfelben auch das Kollegium ald eine Einheit aufzufafien 
it. Sie unterſcheiden fih nur in fofern, ald die Entfheidung des Einzelrichterd die 
Anficht lediglich diefed Einzelnen, die des Stollegiumd die übereinftimmende Anficht 
einer gewiſſen Anzahl von Mitgliedern enthält. 

Wil der Einzelrichter feftftellen, ob eine formal alternative frage, 4. B.: 
Hat X. den N. oder B. getödtet? zu bejaben fei, fo bedarf es zunächſt der Prüfung, 
ob &. den A. getödtet babe. m Berneinungsfalle ift alödann zu prüfen, ob &. 
ben B. getödtet hat, und bei abermaliger Verneinung muß unterfuht werden, ob 
der Umftand, dag &. einen von beiden getöbdtet, mit ber Maßgabe erwieſen fei, daf, 
wenn ed ſich auch einerfeitö nicht feitftellen läft, welden von beiden der &. ge 
töbtet habe, indem es ſowohl möglich fei, dak A. von X. getödtet worden, wie «8 
aud möglich fei, daß B. es fei, den X. getödtet habe, andererfeitd doch der Beweis 
dafür erbracht ift, daß jedenfalld nur vom diefen beiden, A. und B., der X. einen 
getöbtet hat. Einer gleihen Prüfung muß fi behufd Beantwortung diefer formal 
alternativen frage auch ein Kollegium unterzieben, und e8 kann daffelbe diefe Frage 
nur dann bejaben, wenn wenigftend Eine der drei Unterfragen von ber für die 
Entfbeidung maßgebenden Mitaliederzahl bejabt worden ift. 

Mürde dagegen ein 3. B. aus 12 Mitgliedern beſtehendes, nah Majorität 
entfcheidendes Kollegium die Frage, ob X. den U. oder B. getödtet babe, auf Grund 
einer über diefe frage unmittelbar — 5* Abſtimmung, mit Stimmeneinhelligkeit 
bejahen, trotzdem bei dieſer Abſtimmung 6 Mitglieder annehmen, der von X. Getödtete 
fei A. und die anderen 6 davon audgeben, daß B. es fei, den der X. getüdtet babe, 
fo wäre died eine Entſcheidung, deren thatfählihe Grundlage nit erwieſen worden 
it. Denn die Majorität des Kollegiums trat weder der Anfiht, daß &. den U. 
getödtet habe, noch der, daf X. den B. getödtet habe, bei, und doc famen bei Be- 
jabung der formal alternativen Fragen nur diefe beiden Anfichten in Betracht). 





1) In Ermangelung befonderer gefeplicher Beftimmungen fann ein Kollegium nur mit Stimmen- 
einhelligkeit Beſchlüſſe faſſen. 

2) Sieraus erhellt wohl, daß ek nicht richtig fein dürfte, wenn Schwarze (dad Deutſche 
Schmwurgeriht und deffen Reform. Erlannen 1865 ©. 29) bemerft: „es ift mohl möglich, daß fämmt- 
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Es gliche diefe Entfcheidung dem Falle, daß 3. B. ein Zeuge bekundet: &. fei ge- 
fahren, ein anderer Zeuge aber erklärt: X. fei geritten, und der Einzelrichter darauf 
einerfeit3 zwar annimmt, die Zeugenausfagen feien nicht für beweifend zu erachten, 
andererſeits aber ohne Weiteres eine Entſcheidung dahin fällt: X. ſei gefahren oder 
geritten! 


Ebenſo verfehlt wäre es, wollte man den in dem vorerwähnten Berichte ent- 
haltenen Ausführungen über die Abſtimmung bei der alternativen Frage wegen 
Hülfsleiftung beitreten. Die Bejahung diefer Frage kann nur dann erfolgen, wenn 
die Majorität entweder die Hülfäleiftung bei den die That vorbereitenden Hand— 
lungen annimmt, oder feitjtellt, daß die Hülfsleiftung bei den die That erleichtern. 
den Handlungen geſchehen fei, oder für dargetban erklärt, es fei die Hülfsleiftung 
bei den die That vollendenden Handlungen erfolgt, oder wenn fie audfpricht, daß 
die Hülfßleiftung bei den die That vorbereitenden oder bei den dieſelbe er- 
leihternden Handlungen ftattgefunden babe, indem fowohl die Möglichkeit ihres 
Vorbandenfeind bei der einen Art von Handlungen erwiefen, wie auc) feitgeftellt 
worden, daß e3 möglich fei, fie fei bei der anderen Art von Handlungen gefchehen, 
und indem überdies der Beweis dafür geführt ift, daß die Hülfsleiftung bei einer 
von diefen Handlungdarten allein nur erfolgt fein könne. Zu bejaben it ferner die 
‚Frage, wenn die Majorität davon ausgeht, erwiefenermaßen fei es ſowohl möglich, 
daß es vorbereitende Handlungen geweſen, wie es auch möglidy ſei, daß es 
vollendende Handlungen waren, bei denen die Hülfe geleiftet worden. Stehe auch 
nicht feit, bei welber Art von Handlungen fie erfolgt fei, jo fei doch dargethan, daß 
fie bei einer von nur diefen beiden Handlungsarten erfolgt ift. Es gilt alsdann für 
bewiefen, die Hülfsleiftung fei bei den die That vorbereitenden oder vollen» 
denden Handlungen geſchehen. Die Bejahung fann auch erfolgen, wenn die Mar 
jorität entjcheidet, die Hülfe fei bei den die That erleihternden „oder bei den 
diefelbe vollendenden Handlungen geleiftet worden. Es bedarf dazu der fFeitftel- 
lung, daß es einerfeitö möglich ift, es fei die erwiefene Hülfßleiftung bei den die That 
erleihternden Handlungen erfolgt, daß e8 aber auch andererjeitd möglich ift, es 
feien vollendende Handlungen geweſen, bei welchen fie ftattgefunden babe. Ueberdies 
muß dargethan fein, daß ed nur erleihternde oder vollendende Handlungen 
geweſen fein können, bei welchen die Hülfe geleiftet worden ift. Die Bejahung der 
frage muß endlih auch dann eintreten, wenn erwieſen it, daß es ſowohl vorbe- 
reitende, wie au erleichternde, wie au vollendende Handlungen gewejen 
fein können, bei welden die erfolgte Hülfleiftung geſchehen ift, und daß bei einer 
bon nur diefen drei Arten diefelbe ftattgefunden haben kann. In diefem Falle wäre 
fejtgeftellt, die Hülfsleiftung fei bei den die That vorbereitenden, erleihtern- 
den oder vollendenden Handlungen erfolgt. 


Mürde die formal+alternative Frage wegen Hülfsleiſtung auf Grund einer 
folhen Abſtimmung bejaht, wie fie in dem in Rede ftebenden Bericht gebilligt wor- 
den, fo würde ald Ausſpruch der Gefhworenen etwas verkündet werden, maß mit 
deren tbatfächlichen Feſtſtellung volllommen im Widerfprub ftände. Denn wenn je 
4 Gefchworene für das Morbandenfein je einer der 3 Alternativen ftimmen, fo ſtim- 
men mithin binfichtlih einer jeden einzelnen Alternative 8 gegen, und nur 4 Ge 


liche Geſchworene darüber einig find, daß der Diebftahl in der einen Art (nämlid durch Einſchleichen) oder 
anderen Urt (d. h. duch falſche Schlüffel) verübt worden, aber darüber verfchiedener Meinung, in welcher 
diefer beiden Atten.“ Die Geihiworenen können zwar den Diebitahl alö erfolgt betrachten, wenn fie in- 
beffen bezüglich ber beiden Begehungsarten in der Weife verfciedener Meinung find, daß — wie es 
Schwarze im vorliegenden falle anzunehmen ſcheint — die eine Hälfte die eine, und die andere Hälfte 
bie andere Art für erfolgt anfiebt, fo baben fich die Gejchworenen meder binfichtli ber einen, noch bin» 
fihtlib der anderen Begehungsart geeinigt. Es iſt alfo nicht begründet, wenn deffenungeadtet Schwarze 
für diefen Fall bemerkt, die Geſchworenen feien darüber einig, daß der Diebjtahl in der einen oder an- 
deren Art verübt worden. 
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ſchworene für deren Vorbandenfein. E3 muß daher angenommen werden, daß nicht 
einmal das Borhandenjein * einer einzigen Alternative erwieſen ſei. Wenn 
überdied voraudgefegt wird, daß ein jeder diejer Geſchworenen das Vorhandenfein 
tediglih Einer beftimmten Alternative ir fih allein als erwiefen annimmt, jo kann 
bei diefem Kollegium aud ein Bemeid nicht einmal dafür erbraht fein, daß über- 
baupt eine, geſchweige denn mehrere, oder gar alle der Alternativen möglich feien. 
Und fomit feblt ed an jeder Grundlage, a welche die Bejahbung der formal alter- 
nativen Frage fih ftühen könnte. * 

Unfere obige Auseinanderfegung, unter welchen Bedingungen die in Rede 
fiehende Frage wegen Theilnahme bejaht werden fünne, dürfte u. E. zur Wider. 
legung der in dem Schwurgerichtäberichte enthaltenen, vorerwähnten Angabe genü- 
gen, »daf went für eine der mehreren Alternativen eine Majorität nöthig märe, 
daran folgen würde, daß die Aufnahme folder Alternativen in die stage überhaupt 
unzuläffig Me, und daß die in dem Berichte gebilligte »Stimmenzählung die noth- 
wendige Konfequenz der Zuläffigkeit folher Alternativen in der frage fei.« 

Als das Refultat unferer Ausführungen gelten und indbejondere folgende 

Sätze 

1) Zu gerechtigkeitswidrigen Entſcheidungen kann es führen, wenn bei einem 
Kollegium die Beantwortung einer formal alternativen frage davon 
abhängig gemacht wird, daß über diefe Frage ald über ein Ganzes ab- 
—— wird. Denn bei derartiger, durch ein Kollegium erfolgender 
bftimmung kann eine Bejabung der frage eintreten, obgleich nad) 
der im Kollegium gejchebenen, tbatjüchlien Feſtſtellung die Frage bätte 
berneint werden müſſen. Wird vom Kollegium nur über das Bor- 
bandenfein einzelner Alternativen für fi allein abgeftimmt, fo können 
Verneinungen formal alternativer Fragen eintreten, troßdem deren 
Bejabung bätte erfolgen müffen, wenn eine weitere, fachgemäße Prü- 

fung erfolgt wäre. 

2) Bebufs Beantwortung einer formal alternativen Frage bedarf e8 der 
DeRfellung, ob eine der Miternativen für ſich allein oder etwa mit der 

aßgabe ermiefen fei, daß unter mehreren beftimmten diefer Alterna- 
tiven jedenfall8 eine vorliegen müſſe, wenn es auch nicht feftftehe, melde 
von ihnen vorhanden fei. 

3) Zur Erreihung einer Feſtſtellung der lehteren Art bedarf eb einer Be 
rüdfihtigung aller derjenigen Verbindungen, melde möglicd find, wenn 
man jede einzelne Alternative mit je Einer ber anderen, oder mit meb- 
teren oder gar allen anderen Alternativen verbindet. Diefe Feſtſtellung 
kann bei einer diefer Verbindungen nur dann erfolgen, wenn die Mög- 
lichkeit ded Vorhandenſeins vüdjichtlih einer jeden einzelnen von den ın 
diefer Verbindung aufgeführten Alternativen erwiefen und wenn zugleich 
re — iſt, daß andere als dieſe Alternativen überhaupt nicht 
mögl nd. 

4) Die Bejabung einer formal alternativen Frage, fowie auch deren Ver— 
neinung ergiebt fih nut als Folgerung aus denjenigen fen ge 
melde nad inhalt der vorftehenden Ausführungen zu 2 und 3 zu 
maden find. Den Gefhmworenen find daber die formal alternativen 
Fragen nicht felbft, fondern nur diejenigen fragen vorzulegen, welche zur 
etwaigen rg, der vorbemerften Feitftellungen nothwendig find. 
Handelt es fi z. B. darum, ob’ein Angeflagter den U. oder B. ge 
tödtet habe, fo darf die frage nicht dahin lauten: ft der Angeklagte 
fhuldig, den U. oder B. getödtet zu haben? Die Frageſtellung muf 
bielmebr folgende fein: 

I) Iſt der Angeklagte ſchuldig, den U. getödtet zu haben? 
im Berneinungsfalle: 
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2) it der Angeklagte fhuldig, den B. getöbtet zu haben? 
im abermaligen Verneinungsfalle: 

3) ft der ag ſchuldig, einen Menfchen getödtet zu haben, 
der fomohl der U. wie der B., und jedenfalld nicht ein anderer, 
als einer von lediglich diefen beiden fein kann ')? | 

In der Wiſſenſchaft ift zwar die Frage wegen Zuläffigfeit alternativer Fra— 
en mannigfad geprüft worden. ine allgemeine, wiſſenſchaftliche Unterſuchung aber 
——— in welcher Weiſe die Beantwortung alternativer Fragen herbeizuführen fei, 
bat unſeres Wiſſens nicht flattgefunden. Man ging ftillfchweigend ftet8 davon aus, es 
könne dieſe Beantwortung nicht ander erfolgen, als daß man über die alternative 
—* ſelbſt, als über ein Ganzes, abſtimmt. Die Erkenntniß deſſen, daß bei einer 
olchen, Abſtimmung ſachlich unrichtige Ergebniſſe ſich einſtellen können, veranlaßte 
nicht die Ausfindung einer richtigen Abſtimmungsart. Sie ward Veranlaſſung, daß 
man Formellem Sachliches unterordnete. Anſtatt nämlich für diejenigen Fälle, in 
denen ſich die Stellung alternativer Fragen als ſachlich nothwendig erwies, eine jady- 
gemäße Beantwortung derſelben zu ermöglichen, erklärte man vielfach nur diejenigen 
alternativen Fragen für ſachlich nothwendig, bei deren Beantwortung man ein un- 
richtiges Refultat nicht fürchten zu müffen glaubte, wenn die Abftimmung in der 
üblichen Weife erfolate. 

Alb der entſchiedenſte Gegner alternativer Fragen ift Arnold?) zu nennen. 
Seiner Annahme zufolge fei es nicht zu billigen, wenn duch Eine frage den Ge- 
ſchworenen die Macht gelaffen wird, ob fie biefeß oder ein andered Verbreden 
für bewiefen erachten wollen. Denn man erfhwere den Gejchworenen die Beratbung, 
zwinge fie, mehr als »ja« oder »nein« zu antworten, und leicht könne man ein un« 
zuberläffige8 Verdikt erhalten. Es dürfte dagegen zunädft einzuwenden fein, daß, 
wenn die Stellung alternativer Fragen an fi nothwendig ift, es einflußloß bleiben 
muß, ob durd diefe Stellung die Berathung der Gefhworenen etwa erſchwert werde. 
Mir haben oben auszuführen verfucht, daß eine jede alternative Frage fi in foldye 
Fragen auflöfen läßt, welche mit lediglih »ja« oder »nein« zu beantworten find. 
Sp möchte aud der fernere Einwand fchwinden, dab durch Beantwortung einer 
alternativen Frage die Gefhmworenen gezwungen würden, mehr ald »ja« oder »nein« 
zu antworten. Gerechtfertigt erfcheinen allerding® tbeilmeife. die erhobenen Einwen- 
dungen, wenn man mit Urnold davon ausgeht, daß den Geſchworenen die alter- 
native Frage felbft vorgelegt wird. Es muß ihm entjchieden darin beigeftimmt wer- 
ben, daß eine ſolche Vorlegung nicht erfolgen darf. Arnold irrt aber gerade darin, 
daß er annimmt, e8 könne eine alternative frage nicht anderd zur Entſcheidung ge- 
bracht werden, ald daß man unmittelbar über fie abftimmte. In diefer irrthüm« 
liben Vorausſetzung bezeichnet derfelbe die Erörterung alternativer fragen dann für 
»befonder8 gefährlich-, menn bei der Beantwortung diefer legteren es ſich 
darum bandelt, ob die Gefhworenen ein beftimmted Verbreden dur 
diefen oder jenen Thatumſtand für begangen erachten. Ridtig ift dabei 
feine Anführung, es bleibe, falls auf Grund unmittelbarer Abftimmung über die 
alternative Frage, diefe bejaht wird, im Ullgemeinen nicht nur ungewiß, ob für alle 
oder nur für einen diefer Umftände und für welchen derfelben die Mehrheit der 
Stimmen fi entſchieden habe, oder ob die Bejabung der frage auf einer Zujam- 
menzählung der Stimmen berube, von denen ein Theil diefen, der andere Theil den 


1) €8 könnte bie frage auch etwa fo geftellt werben: ft der Ungeflagte mit der Maßgabe 
fhuldig, den A. oder B. getödtet zu haben, daf ber von ihm Getödtete ſowohl der U., wie der B. fein 
fann und daß es einer dieſer beiden ift, dem er getödtet hat? 

2) 2 „der Gerichtsſaal“ Erlangen 1855 Abth. I. S. 216; vergl. auch v. Hye -Glunek. 
Ueber dad Schwurgeridht. Wien 1864, welcher jedoch die Kontroverſe einer wiſſenſchaftlichen Prüfung 
nicht unterzieht und lediglich fi) bemüht, au Beijpielen mit alternativen fragen Nachtheile des Schwur ⸗ 
gerichtsverfahrens darzuthun, ' 
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anderen Thatumftand im Auge hatte; unbeftimmt bleibe ed auch und ſei öfter® auf 
die Strafzumeſſung von Einfluß, ob diefe oder jene Art der Begehung Gegenitand 
der Bejahung ſei. Daß und in wiefern fich diefe Bedenken bei Durchführung unfe- 
rer Vorſchläge befeitigen, haben wir darzuthun oben und bemüht. Zufolge diejer 
Vorſchläge ergiebt ſich nämlib genau, ob das PVorhandenfein einer oder mehrerer 
Alternativen ir fih allein feitzuitellen ift. Und wenn zufolge einer auf Grund diefer 
Vorſchläge gefhehenen Abftimmung eine Alternative für fi allein nicht als erwiefen 
gilt, jondern nur feitgeftellt ift, daß unter mehreren gewiſſen Alternativen jedenfalld 
Eine vorliege, fo find diefe mehreren Alternativen lediglich ſolche, rüdfichtlih deren 
für jede einzelne die Möglichkeit ded Vorhandenſeins dargethan und in Betreff deren 
der Nachweis geführt ift, daß fie die Gefammtbeit der überhaupt nur möglichen 
Fälle bilden. Es entfpridt darum vollftändig der Gerechtigkeit, wenn man bei der 
endgültigen Urtelsfällung, zufolge des tiefbegründeten Satzes: in rebus criminalibus 
dubiis sententia mitior, die dem Angeklagten am mwenigften nachtheilige diefer meh- 
teren Wlternativen ald vorhanden annımmt. Eine folhe Annahme ftände nicht mit 
der Gerechtigkeit im Einklange, wenn die Bejahung einer alternativen frage dadurch 
herbeigeführt worden wäre, daß man über die alternative frage, ald über ein Gan- 
zes, abgeftimmt hätte. Denn für diefen Fall ergäbe es fich nicht, hinſichtlich welcher 
Alternativen ein Beweis für dad Vorbandenfein oder die Möglichkeit ded Vorhan⸗ 
denfeind erbracht ift, und ob nicht fogar noch für andere, als in der alternativen 
Frage bezeichnete Fälle die Möglichkeit de3 Borhandenfeind ermwiefen werden fann. 
Unmöglih ift «5 endlid, daß bei Beobadtung unferer Vorfhläge die Bejabung 
einer alternativen Frage erfolgt, obgleich der eine Theil der Stimmenden diefe, der 
andere Theil eine andere Alternative im Auge hatte und für eine jede der Anfichten 
fi eine Majorität nicht bildete. ’ 

Mit Rüdfiht auf die vorerwähnten Ausführungen von Arnold mödten 
wir noch bemerken, daß es für die Löſung der in Nede ftehenden Kontroverfe u. €. 
bedeutungdlos fein muß, ob die alternative grage die Thatbeftände verfhiedener Ver⸗ 
brechen betrifft, oder ob fich diefelbe nur auf die verfchiedenartige Begehung eined und 
defielben Verbrechens bezieht. Denn bei Feſtſtellung eined Prinzips lediglich darüber, 
in welcher Meife die Beantwortung einer alternativen Frage an umd für fi im 
Allgemeinen herbeizuführen ift, muß der Inhalt der einzelnen Ulternativen unberüd- 
fichtigt bleiben. Diefer Inhalt ift nur in fofern von Bedeutung, ald es fid in den 
einzelnen fällen darum handelt, ob die alternative frage zu bejaben oder zu ber- 
neinen fei. Bon Erheblichkeit ift derjelbe mithin nur für die Beweißführung, 
nit aber für die Abftimmungdart'). 

MWiederbolt bat Mittermaier die Stellung alternativer fragen für aefähr- 
lich erklärt und an Beifpielen auf die Unzuläffigkeit ſolcher Frageſtellungen im Allge- 
meinen bingewiefen’). Derfelbe erachtet dabei, wie es und fcheint, auch die Entfcei- 
dung über alternative fragen in fomweit für unftatthaft, ald über mehr, wie über da8 
Vorbandenfein beitimmter einzelner Alternativen für fih allein entfchieden werben 
fol. Die Grundlage feiner Ausführungen beruht indeflen auf der Vorausſetzung, 
daß die Beantwortung einer alternativen frage nur durch Abftimmung über die ein- 
zelnen Alternativen für fich allein oder über die alternative frage felbft, ald über ein 
Ganzes, herbeigeführt werden fann. Wir boffen dargetban zu haben, daß diefe An- 
nahme Mittermaierd nicht zutreffend fei, 


1) Died dürfte u. €. aub Oppenboff: die Preußiſchen Geſehe über dad mündliche und öffent. 
lihe Verfahren in Strafiahen. Berlin 1860 ©. 174 und 385 zu rt. 31. (Note 6.) und Art. BO. 
(Note 12.) des Geſehes vom 3. Mai 1852, unberüdfihtigt gelaffen haben. 

2) * „der Gerichtßfaal.* Erlangen 1852 Abth. l. S. 406, 407 ff; Abth. II. ©. 227 ff; 
1864 ©. 289; ittermaier: bie Gefegaebuna und Rechtsübung im Strafverfahren. Erlangen 1856 
©. 531; deffen Erfahrungen über die Wirffamfeit der Schmwurgerichte in Europa und Amerika Heft 1. 
Erlangen 1864 ©. 189. 
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In nenefter Zeit bat diefer hochberühmte Rechtblehrer außgefprodhen '), man 
dürfe die Behauptung, daß alternative Fragen nicht vorfommen follen, nicht in zu 
großer Allgemeinheit auffaffen und müſſe anerkennen, daß aud in manchen fällen 
das Gefeg ſchon alternativ den Thatbeftand bezeichne. Es dünkt und, als ob dieſe 
Begründung für die alle ei alternativer Fragen nicht audreichend fe. Denn 
wenn die Stellung biejer leteren geftattet ift, fobald das Geſetz verfchiedene That- 
beftand8-Requifite in alternativer Verbindung aufzählt, fo muß folgeweiſe die Stel- 
lung alternativer Fragen fadhlid 3. B. auch dann zuläffig fein, wenn die Erfüllung 
irgend eines Thatbeftand-Reauifitd alternativ durch berfchiedene Thatumftände 
möglich ift. Beide Fälle find nämlich für die bier in Rede ftehende Frage volltom- 
men gleihmäßig zu beurtheilen. Maßgebend ift für jeden derfelben, daß ein gewiſſes 
Erfordernig durch verfchiedene Umftände alternativ verwirklicht werden kann. Ob 
diefe Möglichkeit in ausdrüdlicher Gefegedvorfchrift ihre Begründung findet oder ob 
fie thatſächlich von felbft gegeben ift, muß ſachlich wohl als bedeutungslos gelten. 

Unrichtig ift es u. E,, wenn man bei ber Gefehedanmwendung dem Gefehgeber 
eine fo jchlechte und unklare Ausdrudsweife zumuthet, daß man annimmt, er bedütfe 
der alternativen MWörterverbindung zur Veranſchaulichung deffen, maß er babe fagen 
wollen, weil ex die geeigneten Worte nicht habe ausfindig machen fönnen. Bon einer 
folhen Annahme ſcheint aber da8 Königlich Preußiſche Ober - Tribunal audzu- 
geben. Mit Rüdfiht auf $. 284. ded Preußiſchen Strafgefegbuhs von 1851: 

»MWenn ſich mehrere Perfonen zufammenrotten und bewegliche oder un- 

bewegliche Sachen eined Andern plündern, verwüſten oder zer» 

ftören, fo werden biefelben ..... beftraft«, 
bat nämlich diefer Gerichtöhof ausgeſprochen“), es feien die Wörter »plündern, 
berwüften oder zerftören« nur ald eine Bezeihnung de8 Gegenfahe? von 
einem »gewöhnlichen Befhädigen« ——— Daß in $. 284. eit. vorge⸗ 
ſehene Verbrechen liege darum vor, wenn bie alfo lautende frage »ob der Angeklagte 
die Sachen geplündert, vermüftet oder zerftört habe« bejaht würde, trotzdem fich bei 
der maßgebenden Majorität der Mitglieder eine Uebereinftimmung in der Auffaſſung 
darüber nicht gebildet babe, melde von den drei Thätigkeiten ded Plünderns, SJer- 
ftörend und Verwüſtens gerade ftattgefunden habe. Das Preußiſche Ober- Tri- 
bunal gebt davon aus, daß eine jede dieſer drei Thätigkeiten einen Gegenfäb des 
»gewöhnlihen Belchädigend« bilde, und daß daher bei dem in Rede ſtehenden 
* die Majorität in dem Vorhandenſein eines derartigen Gegenſa —* überein- 
imme, jelbft wenn jeded eingefne Mitglied da8 Vorhandenfein einer foldyen diefer 
drei Thätigkeiten annimmt, welde die übrigen Mitglieder als nicht vorhanden eradd- 
ten. Eine derartige Geſetzeßsauslegung überfchreitet wohl um Vieles die Grenze der, 
u. €, ſowohl für das Kriminalreht im Allgemeinen, wie für dad Preußiſche 
Strafrecht möbefondere, an und für fich Schon unzuläffigen analogifden Anwen- 
dung der Geſetze. 

Zur Rechtfertigung der Ober-Tribunald-Fntfheidung bemerkt v. Bar’), daß 
man bei der Geſetzesabfaſſung auf ben »Sprahgebrauc der einzelnen Urtbeiler« babe 
Rüdfiht nehmen wollen, und daß nur darum die alternative Wörterverbindung ge- 
waͤhlt morden fei, weil der einzelne Urtbeiler unter »plündern« daffelbe verftehe, was 
ein anderer mit »verwüſtene und ein Dritter mit »zerftören« bezeihne. Wäre diefe 
Begründung zutreffend, fo wäre die größte Mechtäunficherbeit im Lande nothwendige 
Folge. Nicht diejenige Deutung würde einem Gefege zu Theil werden, melde ber 
allgemein maßgebende, landesüblibe Spracdgebraud vorſchriebe, dad . würde 
vielmehr in demjenigen Sinne ausgelegt werden, »den der Sprachgebrauch des »je- 


1) Erfahrungen über die Wirkfamkeit der Schwurgerichte Heft 2. Erlangen 1865 S. 4W. 
2) Urtel vom 20. Dezember 1855 in Goltd, Urdiv Bb. 4. ©. 208 ff. 
3) Redt und Beweis im Gefhmworenengericht. Hannover 1865 S. 206, 
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weiligen« einzelnen Artheiler® mit dem einen oder anderen Worte verbindet.e Bei 
Kollegialberathungen zeigte ſich alddann leicht eine Spradverwirrung und ed fünnte 
geicheben, daß bei größter Verfhiedenbeit in Beurtbeilung der That- 
fadben ein Urtbeil zu Stande käme, lediglib wegen Uebereinftimmung in den 
Ausdrudsmweifen'). 

Menn das Gefek in der erwähnten Weiſe des Yılündernd, Verwüſtens und 
Zerſtörens in 8. 284. gedacht bat, jo muß angenommen werden, daß der Geſetzgeber 
bei Bezeichnung einer jeden einzelnen Thätigfeit eine in dem Begriffe der anderen 
nicht enthaltene berüdjichtigt bat.. Der Thatbeſtand des in F. 284. vorgefebenen 
Verbrechens darf darum nur dann für erfüllt angefeben werden, wenn bei der für 
die Urteldfällung maßgebenden Zabl von Richtern eine Uebereinftimmung babin 
herrſcht, daß und in wiefern eine diefer drei Thätigkeiten erwieſen fei. 

Bei Begründung des Urtbeild vom 20. Dezember 1855 bat dad Preu- 
ßiſche Ober + Tribunal aud auszuführen verjucht, daf, wenn $. 34. Nr. 2. des 
Preußiſchen Strafgefegbuhß beftimmt: 

»Als Theilnehmer eine® Verbrechens wird beftraft -...... wer in den 

Handlungen, welche die That vorbereitet, erleichtert oder vollendet haben, 

dem Thaͤter wiſſentlich Hülfe geleiftet bat«, 
die entiprechende Frage: 

»Iſt der Angeklagte fchuldig, in den Handlungen, welche die That vor 

- bereitet, erleichtert oder vollendet haben, dem Thäter wiſſentlich Hülfe 

geleiſtet zu haben?« 

felbft dann bejabt werben fünne, wenn unter 12 Urtbeilern z. B. 4 Urtheiler erklä⸗ 
ren, es liege Hülfsleiſtung bei vorbereitenden Handlungen vor, 4 Urtbeiler eine 
Hülfßleiftung bei erleihternden Handlungen und 4 Urtbeilern eine Hülfsleiftung bei 
bollendenden Handlungen als vorhanden betracdten. In den diefer WUnficht bed 
Preußiſchen Ober + Tribunald beigefügen Gründen beift ed: »daß, mo eine und 
diefelbe, im Strafgefehe ind Auge gefaßte Thatäußerung in demjelben alternativ in 
verfibiedene Beziehung auf den Erfolg geſetzt ift, im der Art, daß das Strafgefeh zu 
feiner Unwendung alternativ die eine oder die andere don diefen Beziehungen er 
fordert, es genügt, alternativ eine von diefen Beziehungen feftzuftellen, weil die Auf- 
fafjung diefer Beziehungen bei den Richtern der That fubjeltiv verjchieden fein ann, 
ohne daß darum der Eine eine andere That ald der Andere beftrafen will, daß alfo, 
wenn in dem obigen Beifpiele von einer bülfsleiftenden Handlung die Rede ift, die 
Richter der That aber diefe Hülfleiftung darin verfhieden auffaflen, dab nad der 
einen Auffaffung fie die That vorbereitet, nach der anderen erleichtert, mach der drit- 
ten vollendet hat, ed ganz richtig ift, diefe Auffaffungen nicht von einander zu tren- 
nen und daber auf die Feſtſtellung, daß der Angeklagte den Thäter in den Hand» 
lungen, welde die That vorbereitet, oder erleihtert, oder vollendet haben, wiſſentlich 
Hülfe geleiftet habe, die auf die Iheilmabme verordnete Strafe anzumenden. 

Unfered Dafürbaltend ſtehen Ddiefe Audfübrungen unter einander und mit 
demjenigen, was durch fie bewiefen werden foll, in Widerſpruch: Mit Recht ift in 
denfelben bervorgeboben, es genüge zur FFeititellung des Thatbeitandes der ftrafbaren 
Theilnabme, daß dad Borbandenfein einer der drei Alternativen feitgeftellt wird. Als 
felbitverjtändli nehmen wir es dabei an, daß mit diefer Angabe zugleich bezeichnet 
werden foll, es fei zur Feſtſtellung des Thatbeſtandes der ftrafbanen Theilnahme 
jebenfalld aber auch erforderlih, das Vorhandenſein von mindeftend Einer der 
drei Alternativen darzutbun. Es kann diefer Nachweis nur dann für geführt gelten, 
wenn binfichtlich diefes Vorbandenfeind eine Uebereinftimmung unter den Mitgliedern 





° I) Wir erinnern daran, daß z. B. daß zur Bezeichnung fittlicher Verdorbenheit dienende Wort 
„niederträhtig* in eirgelmen Gegenden Deutſchlands, 3. B. in Schlefien ald gleichbedeutend 
mit „leutjelig*, „berablaffend* und „gutmütbhig* gebraucht wird, 
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ber mafgebenden Majorität beftebt. Eine folhe Uebereinftimmung beſteht indeſſen 
nicht, wenn bon den Urtheileen die Einen die erfte, Andere die zweite und die Uebri- 
gen die dritte Alternative für vorliegend erachten und für eine jede diefer Annahmen 
die Majorität der Urtbeiler ſich nicht ausſpricht, eine jegliche der Alternativen alfo 
für unbemwiefen und folgeweife al8 nicht vorhanden gelten muß. Wird troß folder 
Meinungsverfchiedenheit eine ftrafbare Theilmahme, im Sinne ded Gefeged, dennoch 
als vorhanden betrachtet, jo vermögen wir nicht, die mit dem Geſege in Einklang 
zu bringen. Denn nad dem Gefete foll die Hülfßleiftung nur dann ftrafbar fein, 
wenn fie entweder bei vorbereitenden, oder wenn fie bei erleichternden, oder wenn 
fie bei vollendenden Handlungen erfolgte. Zufolge der Entſcheidung ded Dreußi- 
[hen Ober-Tribunald foll hingegen die Hülfsleiftung felbft dann ftrafbar fein, wenn 
fie weder bei borbereitenden, noch bei erleichternden, noch bei vollendenden Hand- 
lungen ftattfand. 

Dad Gefep erklärt nicht jede Hülfsleiſtung für eine ftrafbare Theilnahme. 
Es macht die Strafbarkeit neb von beitimmten Erforderniſſen bezüglich derjenigen 
Handlungen abhängig, bei melden die Hülfe geleiftet wurde. Es fchreibt ausdrücklich 
vor, daß die Hülfdleiftung nur dann ftrafbar fein foll, wenn diejenigen Handlungen, 
bei denen fie erfolgte, entweder folde find, welche die That vorbereiten, oder folche, 
welche die Tat erleichtern, eder drittens folde find, welche die That vollenden. Zur 
Feſtſtellung einer ftrafbaren Theilnahme ift daber nicht blo8 eine Berüdfihtigung der 
die Hülfäleiftung bildenden That an und für fich, ſondern auch derjenigen Sandlun- 
en notbwendig, bei melden fie ftattgefunden bat. Erforderlich ift ed daher, daß. 
—* die bezuͤglich der als Hülfßleiftung bezeichneten That an und für 
fib, wie auch die binfichtlib der für die legtgedahbten Handlungen im Ge- 
jege vorgefchriebenen Requifite erfüllt find. Sowohl in der einen, wie auch in der 
anderen Hinſicht, muß unter den Mitgliedern der den Audfchlag gebenden Majorität 
ded Kollegiumd eine Uebereinftimmung herrſchen. Nicht zutreffend erfcheint e8 uns 
darum, wenn dad Preußiſche DOber-Tribunal eine ftrafbare Theilnabme aud dann 
annimmt, wenn diefe Majorität nicht hinſichtlich des Vorhandenſeins derjenigen Me- 
quifite übereinftimmt, welche für die Handlungen vorgefhrieben find, bei weldyen die 
Hülfsleiſtung erfolgte, und wenn der Gerichtshof feine Annahme darauf ftügt, daß 
diefe Verſchiedenheit beiteben fünne, »ohne daß darum der Eine eine andere That 
als ber Andere beftrafen will.« : 

Schmarze') und Glafer?) erklären, daf die Stellung alternativer Fragen 
bäufig zu unrichtigen Urtheilen und mandem Mißverſtändniſſe Anlaß gebe, dennoch 
aber nicht zu entbebren ſei. Während Erfterer feiner Anficht eine wiſſenſchaftliche 
Begründung nicht beifügt, fo ftellt Glafer folgenden Sag als Richtſchnur auf’): 
»Eine alternative Faſſung wird nur da zugelaffen werden können, mo fie nicht die 
Gefahr mit fi bringt, daß einzelne Thatumftände, welche die Mehrheit (des Kolle- 
giums) ausſchließen wollte, im Wahrſpruche bejaht ſind.« Es offenbart ih aud in 
diefem Satze, was wir als den fehler aller, die vorliegende Kontroverfe betreffenden, 
wiſſenſchaftlichen Erörterungen bezeichnet haben. Nah Mafigabe eined milltürlich 
angenommenen Formalismus ſoll nämlich die Frage über die ſachliche Juläffig- 
keit alternativer fragen entjchieden werden, anftatt nah Mafigabe des ſachlich 
Notbwendigen den Formalismus zu regeln. 

Unferen obigen Ausführungen zufolge können fi ſtets unrichtige Ergebniffe 
zeigen, wenn über eine alternative frage al® über ein Ganzes abgeftimmt wird. 
Cine ſolche Abftimmung erachtet aber Glafer ald das einzige Mittel zur Beant- 


I) In Weiskes Rechtslexikon Bd. 10. —* 1856 ©. 90, und in ſeiner Schrift: das 
Deutſche Schwurgericht und deſſen Reform. Erlangen 1865 ©. 28 ff. _ 


2) Die fragenftellung im Schwurgerihtäverfohren. Wien 1863 ©. 57 ff. 
3) L. c. ©. 61. 
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wortung alternativer fragen. So bürfte folgeweife, auf Grund bed ebenerwähnten 
Glaferfhen Saped anzunehmen fein, daß nad Glaferd Annahme alternative 
Fragen überhaupt nicht geftellt werden dürfen. 

Jr Uebereinftimmung mit diefer lediglihen Scluffolge glauben wir fogar 
aud aus den von Glafer angeführten Beifpielen entnehmen zu fünnen, daß fad- 
lich derfelbe einer jeden Zulaſſung alternativer Fragen entgegentritt. Der Kern 
feiner Ausführungen geht u. E. dahin, die alternativen Fragen feien wegzulaſſen, 
wenn dad Norhandenfein einer der Alternativen von weſentlicher Bedeutung dafür 
ift, daß der Thatbeftand eines gewiflen Verbrechens vorliege. Dagegen könnte die 
alternative frage zugelaffen werden, wenn es für den Thatbeftand eined gewiſſen 
Verbrechen? bedeutungslos fei, ob überhaupt einer von denjenigen Umftänden vor- 
liegt, welche alternativ in frage gebracht find. So erklärt er die alternative Frage: 
»Iſt der Angeklagte jhuldig, der Barbara Riegler ........ in der Abſicht, fie zu 
tödten , durch mehrere Schläge mit der Hade zum Kopfe oder durch Werfen über 
einen Zaun folhe Verlegungen beigebradt zu haben, aus weldyen der Tod noth- 
wendig erfolgte?« in einem gewillen Falle darum für zuläffig, weil es feftitebe, 
daß das Mädchen in Folge einer Verlegung geflorben fei, die ihr der Angellagte zu- 
gefügt habe und ed durdhauß irrelevant wäre, welcher Mittel er nr bei Zu · 
fügung der Verletzung bedient habe. Handle es ſich dagegen um Feſtſtellung einer 
Falihung nah Preufifhem Rechte, nad welchem diefed Verbrehen nur vorban- 
den fei, wenn der Angeklagte einen der drei Zwede, fib oder Anderen Gewinn oder 
Anderen Schaden zuzumenden, verfolgte, jo dürfe rückſichtlich der Feſtſtellung eines 
diefer Zwecke die alternative Frage nicht zugelaffen, es müßten vielmehr drei ver- 
ſchiedene Fragen gejtellt werben. 

&o 34 ſich Glaſers Anſicht als dieſelbe, welche vorgedachtermaßen von 
Arnold vertheidigt worden iſt und deren Widerlegung wir verſucht haben. Glaſer 
iſt ebenfo wie Arnold zu feiner Annahme nur durch die irrthümliche Vorausſetzung 
gelangt, es fünne die Beantwortung einer alternativen Frage lediglih duch Abjtim- 
mung über diefe Frage felbjt herbeigeführt werden. 

Bon derfelben Vorausfegung gebt auch d. Bar’) aus, der die Uebelftände, 
welche fich bei Verwirklibung diefer Voraußfegung zeigen, gleihfall3 dadurch befeiti« 
gen will, daß er die fälle alternativer Srrageitellungen beſchränkt. In biefer Sin- 
ſicht unterjheidet dv. Bar zupörderft die fälle, in denen die Alternativen fon- 
frete Thatumſtände betreffen, von denen, mo diefelben fihb auf geſetzliche 
Merkmale des Verbrechens beziehen. Für die Fälle der lepteren Urt erachtet der- 
felbe die Stellung alternativer fragen regelmäßig für unjtattbaft. Denn das 
Geſetz verlange, daß die That, deren Strafbarkeit feftgeftellt werden folle, unter ein 
beftimmted Strafgeſetz fubfumirt werden fünne, es genüge daber nicht, feftzuftellen, 
daß diefelbe einem Gebiete anbeimfalle, welches mit Bejtimmtheit weder dem einen, 
noch dem anderen Strafgefeße zugeböre. Auf ſolche ungenügende Feſtſtellung bin 
Strafe zu verhängen, hieße nicht? Anderes, als Lücken des Geſetzes durch einen dem 
Richter nicht zuftehenden Akt der Gefehgebung ausfüllen. 

Diefe Begründung ruht auf einer Verkennung des Weſens alternativer 
Fragen. Bei Beantwortung diefer legteren handelt es fich lediglidh darum, ob von 
den verfchiedenen Alternativen, aber auch nur diefen beftimmt angegebenen Wlter- 
nativen eine oder mehrere vorhanden feien, keinesweges aber auch darum, ob etwas 
ben einzelnen Alternativen Aehnliches vorliege. Und doc fcheint v. Bar anzu- 
nehmen, daß auch auf Feſtſtellung dieſes legteren die alternative Frage gerichtet Te. 
Menigftend bezeugte dies der Umfand; daß derjelbe für den in Rede ftehenden Fall 
davon ausgeht, es werde durch die Bejahung der alternativen Frage feitgeftellt, daß 
die fraglide That mit Beftimmtheit weder dem einen, noch dem anderen Strafgeſetze 


1) Recht und Beweis im Gefchworenengerichte. Hannover 1865 ©. 200 ff. 
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zugeböre. Unſeres Dafürbaltend würde es in vollftändigem MWiderfpruce mit dem 
Mejen alternativer Fragen ftehen, wollte man eine alternative frage bejaben, troß- 
bem der Beweiß dafür nicht erbradt wäre, daß gerade und lediglih von den an- 
gegebenen alternativen Umftänden wenigftend einer vorhanden ift. 

Für den all, daß die Alternativen fib auf konkrete Thatumftände be- 
ziehen, erachtet v. Bar die alternative Frageſtellung dann für unzuläffig, wenn bei 
Subftituirung eined der »zweifelbaften Thatumſtände« unter den anderen die That 
nicht mehr als ein und diefelbe betrachtet werden könne. Zur Rechtfertigung defien 
bemerft vd. Bar, daß fonft zwei ganz verfhiedene Anklagen auf einmal zur Beant- 
wortung gebracht würden und cd ungemwiß bliebe, ob aud nur eine diefer Anklagen 
die Majorität für fih gewonnen hätte. Beide Gründe find unſeres Erachtens micht 
zutreffend. Denn einerfeitd darf die formale Frage, in melder Weife verfhiedene 
Antlagen zu erledigen find, einen Einfluß auf die materielle Rechtiprebung nicht 
ausüben’). it die Stellung alternativer fragen an und für fi notbwendig, fo 
muß diefer Notbwendigfeit gemäß auch das Merfabren eingerichtet werden. Und 
andererfeit3 wird bei Befolgung der bezüglich der Abſtimmung über alternative Fra— 
gen von uns gemachten Vorfchläge es nicht ungewiß bleiben, ob fih für das Vor— 
bandenfein einer der Alternativen die entjcheidende Mehrheit ausgeſprochen hat. 


In der Wiſſenſchaft, wie auch in der Praxis ijt es anerkannt, daß die Be- 
jabung formal alternativer Fragen irrthümlich an et fann, wenn über die alter- 
native Frage felbft, ald über ein Ganzes, abaeftimmt wird. Bei einer fo erfolgen- 
den Abjtimmung kann die Bejahung der Ausdrud einer lediglihen Sceinmajorität 
fein. Eine Sicyerbeit dafür, daß bei der für die Entſcheidung mafgebenden Mit- 
gliederzahl eine Uebereinftimmung rüdfichtlib derjenigen Umſtände beftcht, melde 
nothwendige Vorausfegung für die Bejahung einer alternativen frage find, ift al8- 
dann nicht gegeben. Rechtsunſicherheit, wenn nicht gar Rechtsgefährdung it darum 
die Folge, wenn auf Grund einer derart berbeigeführten Bejahung die Verurthei- 
lung eine Angeklagten außgefprochen wird. A 

Die Bejahung einer formal alternativen Frage darf mithin niemald bie 
Grundlage für eined Angeklagten VBerurtheilung fein, wenn die Vermuthung dafür 
beftebt, daß die Bejabung bei unmittelbarer Abftimmung über die alternative frage 
erfolgt it. Nicht blos eine Vermuthung, faft eine Gewißbeit ift aber hinſichtlich 
diefer Annahme begründet, wenn im Preußiſchen Schmwurgerichtöverfahren eine 
formal alternative frage zur Beantwortung vorgelegt it. Denn gemäß Art. SO, 
und 91. des Gefeged vom 3. Mai 1852 follen den Gefhworenen nur folde Fragen 
borgelegt werden, welche fi ohne Weitere mit »ja« oder »nein« beantworten iaffen 
und find diefelben ihrerſeits verpflichtet, die ihnen vorgelegten fragen, fowie fie ihnen 
vorgelegt find, der Abjtimmung zu unterziehen. Iſt alfo den Gefhworenen eine 
alternative frage vorgelegt worden, jo muß im Sinne des Gefehed angenommen 
werden, es jei die Abjtimmung unmittelbar über die alternative Frage, ald über ein 
Ganze erfolgt. 

Defienungeachtet gefchieht e8 andauernd, daß die Beantwortung formal alter- 
nativer fragen durch beren unmittelbare Vorlegung an die Gejhworenen erzielt 
wird. Andauernd geſchieht es auch, daß bei demnächſt erfolgter Bejahung einer 


1) So ift «8 auch nicht gerechtfertigt, wenn v. Bar 1. c. ©. 202 die alternative Frageftellung 
für den Fall verwirft, daß die Vertheidigung ded Ungellagten eine verfchiebene ift, je nachdem der 
eine ober der andere Thatumftand won der Anklage behauptet wird, 
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alternativen frage, auf Grund diefer Bejahung die Verurtheilung des Angeklagten 
auggefproden wird. Und nicht blos Freiheitsſtrafen werden alsdann verhängt, felbft 
Todedurtbeile find auf Grund der Bejabung gefällt worden‘). Dagegen eingelegte 
Nichtigkeitsbeſchwerden find mannigfach vergeblich geweien?). In Ermangelung eines 
weiteren Rechtsweges lebnt fi nur noch an die Begnadigungs-nitanz die Hoffnung 
auf Vorbeugung der deöfallfigen Möglichkeit, daß die Zahl der Juſtizvergehen und 
indbefondere der Juftigmorde fi mehre. 


1) Bergl. 3. B. Goltdbammerd Archiv Bb. 13. ©. 182, 188, 

2) Vergl. 3.8. Goltd. Archiv Bd. I. S. 206 Nr, 4.; Bb. IV. ©. 208; 8b. KIN. ©. 197; 
Dppenboff die Rechtſprechung des Königl. Ober + Tribunal in Straffaden. Berlin 1862 Bd. 1. 
©. 164; Bd. Il. ©. 240; Bb. V. ©. 88; vergl. auch Oppenboff die Preußiſchen Geſthe über das 
mündliche und öffentliche Verfahren in Strafiahen. Berlin 1860 ©. 174 fi., ©. 384 fi. 


Drei Bapitalfälle. 


I. 


Unterſuchung wider den Kaufmann Swoboda und Genoffen. 


An der Dorfftraße zu Stubendorf, melde von der Gr. Strehlig-Oppelner Ehauffee 
nad) dem Scloffe des Grafen von Strahwiß führt, liegt da3 vor mehreren Jahren 
neu erbaute Schulhaus und neben demfelben nur durch einen Hoftaum davon „ger 
trennt, das alte Schulgebäude, mwelded zur Aufbemabtung von Strob, Spreu und 
anderen Gegenftänden eg wurde. In dem neuen Schulhauſe bewohnte der etwa 
45 Jahr alte Lehrer Uherek im Jahre 1862 ein Zimmer zur ebenen Erde, deſſen 
Fenſter nad dem Hofraum binauslagen. Neben diefem Zimmer und mit demfelben 
durch eine Thür verbunden, befand ſich die Stube feiner ſchon bejahrten und ſehr 
ſchwerhörigen Wirtbfchafterin Tberefe Neugebauer, und mußte man, um in deren 
Zimmer zu gelangen, Uhereks Wohnftube, in welcher derfelbe zugleich feine Sclaf- 
jtätte batte, paffiren. Zu der legteren führte vom Hausflur auß eine Eingangsthür, 
welde ebenfo wie die Verbindungsthür zwilchen dem Llberefihen und dem Zimmer 
. der Wirthſchafterin des Nachts zwar eingeklinkt, aber nicht verjcloffen wurde. Die 
Hausthür dagegen, welde nach der Dorfitraße führte, wurde entweder von Lberek 
felbit, oder von feinen Mägden Margarethe Reichel und Rofalie Stopp, welche in der 
neben dem Haußflur gelegenen Küche ſchliefen, allabendlid verſchloſſen, und der 
Schlüſſel im Schloſſe belafjen. 

In diefer Weife war auch am 4. Oktober 1862, eine® Sonnabende, nad- 
dem der Lehrer Uherek Abendbrot gegeflen, und ſchon angefangen hatte, ſich zur 
Nachtruhe zu entkleiden, Abend gegen 9 Uhr die Hausthür von der Rofalie Stopp 
verfchloffen worden, und es fiel derjelben daber auf, daß fie am folgenden Morgen, 
Sonntag den 5. DOftober 1862, bei Tagedanbrud die Haudthür geöffnet und auch 
die in Uherels Zimmer führende Thür offen ftehend fand. Nachdem die andere 
Magd Margarethe Reichel berbeigerufen und auch die Wirthfchafterin Therefe Neu- 
—— geweckt war, durchſuchte man gemeinſchaftlich das Haus und entdeckte ald. 
ald, daß Uherek in ſeiner Stube nicht mehr im Bette lag. Dagegen fand man auf 
dem leeren Bette Uhereks Jagdhund, den derſelbe ſonſt des Nachts nicht im Zimmer 
duldete, liegen, und an dem Oberbette zeigten ſich Spuren von Schlamm, welche 
von den Fußtapfen des Hundes herzurühren ſchienen. 

Uhereks Kleidungsſtücke fanden ſich zum Theil zerſtreut auf dem Fußboden 
vor, und die Taſchen derſelben, in welchen er feine Schlüſſel aufzubewahren pflegte, 
waren nah außen gekehrt. Der in der Stube befindliche Schreibfekretair, mweldyer 
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nad) der Audfage der NRofalie Stopp Abends vorher verjchloffen geweſen war, fand 
jest offen, die meilten der in demielben angebradten Schubladen waren berausge- 
zogen und die darin aufbewahrten Papiere, welche Uherek ſtets in größter Ordnung 
gehalten hatte, durchwühlt und umbergeworfen. Eine Piftole, welche früher über 
Uberet3 Bette gebangen hatte, war ſchon am Morgen des vorhergehenden Tages 
auf eine unerklärlihe Weife von ihrem Plage verihmwunden, während die zu dem 
Schreibfefretair gehörigen Schlüſſel erft fpäter bei Gelegenheit der Verfiegelung ber 
Papiere unter denjelben wieder aufgefunden wurden. Endlid fand ſich in einem 
Flügel der beiden Fenſter der Stube ein darin angebradtes Yuftfenjter von der 
Größe einer Fenſterſcheibe geöffnet, und «8 wurden bon den fofort berbeigerufenen 
Gerichtsperſonen ſowohl an dem unteren Theile jene Fenfterflügeld ald auch an der 
inneren und äußeren Wand unter dem Fenſter Blutipuren wahrgenommen. 

indem nun die -Margaretde Reichel nah dem Lehrer Uherek au in dem 
Hofraume fuchte, näherte fie ſich, über den Hofraum fortichreitend, dem alten Schul- 
bauje, deflen Eingänge und innere Räume fon feit längerer Zeit nicht mehr ber- 
hinten worden waren. In dem legteren befindet fi zur ebenen Erde ein geräu- 
miged Zimmer, deſſen Fenſter nad dem Hofraum binaudgeben, und in diefem Zim- 
mer, in welches man von dem Hoftaum aus über den Haudflur durch eine Thür 
gelangt, fand die Margarethe Reichel den Uherek als Leiche mit dem Geficht auf dem 
Fußboden in einer großen Blutlache liegen, während auch die Wand, in deren Nähe 
die Leiche lag, ſowie dad eine fFenfter vom Fußboden bid zur Dede ded Zimmers 
mit einer großen Zahl von Blutfleden bededt war, wie fich dieß bei dem, durd Die 
Gerichtöperfonen eingenommenen Augenſchein ergab. Der Leihnam, deffen Schädel 
vollftändig zerichmettert war, wurde mit einem Sclafrode, einem Daar Unterbein- 
Kleidern, einem Hemde, jowie mit einem Paar mit Schlamm beihmusten Stiefeln 
bekleidet gefunden, und es zeigten fih auch an der inneren Fläche der Eingangdthür 
zu dem Zimmer Spuren von Schlamm; welde den Anſchein gewährten, ald ob Te. 
mand, um die nah Innen fi Öffnende Tbür zuzubalten, fi mit Stiefeln, welche 
mit Schlamm befhmugt waren, dagegen angeftemmt babe. Diefe Ueberrefte von 
Schlamm jtimmten mit derjenigen jhmugigen Flüſſigkeit überein, welche fi) in einer 
Vertiefung ded Bodens in dem binter dem alten Schulgebäude gelegenen Garten 
vorfindet. Der Garten wird don der Dorfſtraße durd einen längs der beiden 
Sculbäufer ſich binziehenden Zaun getrennt, und man bemerkte nicht nur in jener 
jhlammigen Vertiefung des Bodens Fußtapfen, welche von zwei Menjchen und einem 
Hunde berzurübren fhienen, fondern an einer Stelle ded Gartenzaund, aufer Kleinen 
Blutjpuren, auch Schlammflede, melde erkennen ließen, da eine oder zwei Perfonen, 
deren Füße mit Schlamm bededt geweſen waren, an diefer Stelle den Zaun über- 
ftiegen hatten. 

Konnte e3 hiernach ſchon feinem Zweifel unterliegen, daß Uherek nicht etwa 
dur Zufall oder durch Selbjtmord ums Leben gefommen, fondern vielmehr dur 
Andere getödtet worden war, jo wurde died auch dur die an dem Tage nad) dem 
Vorfalle, den 6. Oftober 1862, veranlafte Obduktion und Sektion der Leiche durd- 
aus beftätigt. Die Gerichtöärzte, Kreis-Phyſikus Dr. Brud und Streid- Wundarzt 
Marggraf fanden, außer den vielfachen und bedeutenden Werlegungen am Kopfe der 
Leiche, auch noch eine Anzahl anderer auf dem Rüden derfelben vor, und haben ihr 
Gutachten übereinftimmend dahin abgegeben: 

daß Uherek ungefähr 3 Stunden nad) feiner legten Mahlzeit, alfo, da 
er diefelbe an dem in Rebe fichenden Abend zwiſchen 8 und 9 Uhr zu 
fih genommen butte, etwa in der darauf folgenden Mitternachtäftunde, 
eined gewaltjamen Todes geftorben fei, daß die ihm zugefügten Gemalt- 
thätigeiten in wiederholten Hieben und Stößen mittelft eined oder meb- 
rerer fcharftantiger und ftumpfer Gegenftände beftanden, und daß ſchon 
die am Kopfe vorgefundenen Bermundungen, welche ſowohl einzeln, als 
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in ihrer Geſammtheit abfolut letal geweſen feien, den Tod des Verletzten 
zur Folge gehabt hätten, 

Aus der Beichaffenheit der einzelnen Verlegungen baben die Sadverftäudi- 
gen entnommen, daß bei deren Zufügung entweder verjciedenartige Gegenftände an- 
gewendet worden feien, oder dat wenigitend ein und derjelbe Gegenitand auf ver- 
fhiedenartige Weile Unwendung gefunden babe. Sie geben z. B. für einige der 
Verlegungen die Schlagfeite einer kleinen Axt, eined Hammers, eined Gewichtd oder 
eined Steind, für andere einen Stod oder Ähnliche Werkzeuge als diejenigen Inftru- 
mente an, deren ſich die Mörder bei der That bedient haben mußten. 

Es fehlt au nicht an einem Beweggrunde, durd welchen die Thäter zu 
dem Verbrechen muthmaßlich beftimmt worden find. Uherek befand fi nämlich im 
guten Vermögendverhältniffen; er war nad der Außfage feiner Wirtbihafterin Neu- 
gebauer jederzeit im Befige der zu den Haushaltungskoſten erforderlihen Geldmittel, 
und verwabhrte feine geldwerthen Vapiere, deren er in Höhe von über 1000 Rthlen. 
vorrätbig hatte, ſowie feine Baarbeftände regelmäßig in dem in der Wohnftube ftehen- 
den Schreibſekretair, mährend er einen Eleinen Betrag in einem Vortemonnaie in 
feiner Beinkleidertafche bei fi) zu tragen pflegte. In der legten Seit vor feinem 
Tode muß Uberek jedoch auch größere Summen baaren Geldes im Beſitze gehabt 
baben, da er noch am 3. Dftober 1862, alfo zwei Tage vor feinem Tode, dem Gaft- 
wirth Fränkel, weicher ſchon früher häufig Geld bei Uherek gewechſelt und dabei 
wahrgenommen batte, daß derfelbe ftet3 einen Vorrath verfhiedener Münzſorten be» 
ſaß, wiederholt ein baares Darlehn von 300 Rthien. mit dem Bemerken angeboten 
bat, daß er dad Geld, welches aus lauter Einthaler + taflenfcheinen beftände, zuerft 
an einen Dritten babe außleiben wollen. Ebenfo bat Uberef am 29, September 
1862 dem —*—— Hadra’ einen Vorſchuß von 300, 400 und ſelbſt mehr 
Thalern, fall? er deifen benötbigt fein follte, offerirt, nahdem Hadra fih noch um 
die Mitte deſſelben Monats bei Uberek einen Einbundert- Thalerfchein gegen Silber. 
geld eingewechſelt hatte, von welchem 55 und zweimal 20 Thaler ſich in berichiede- 
nen, auß der Hauptlaffe der Herrſchaft Toft berrübrenden und mit der Aufſchrift des 
Buchhalterd Böhm verfebenen Dapierdüten befanden. Trogdem wurden an dem 
Tage nah Uhereks Tode in feinem Wohnzimmer an baarem Gelde nur 1 Sar., 
dagegen aber unter den durchwühlten und umbergeworfenen Papieren in dem Schreib- 
ſetretair zwei leere Gelddüten über 20 und 55 Rthlr. vorgefunden, welche Hadra 
an ber darauf befindlichen Handichrift ded Buchhalter? Böhm als auß der Haupt- 
faffe zu Toft veraudgabt wiedererfannte. 

Nach Lage der Sache ift anzunehmen, daß Uherek in der Nadıt feined Todes, 
nachdem er fi in feiner Wohnftube bereit? zu Bette gelegt batte, von einem Der 
Mörder dur Anklopfen an eind der Fenſter oder fonft auf irgend eine Weile aus 
bem Sclafe gewedt und veranlaßt worden ift, fi zum Theil wieder anzufleiden, 
indem man wabrfceinlih in ihm den Verdacht zu erregen fuchte, als folle er beſtoh⸗ 
len werden. Vermutblich ift Uherek, nachdem er aus feiner Wohnung vor die Thür 
ded neuen Schulhaufed getreten war, in Begleitung jeined Hundes dem vermeint- 
lien Diebe gefolgt, wie died aus dem in der fchlammigen VBodenvertiefung iu dem 
Garten hinter dem alten Schulgebäude, ſowie an dem Gartenzaun zurüdgebliebenen 
Fußſpuren zu entnehmen ift, bis er entweder in dem alten Schulhaufe felbit, oder 
doch in der Nähe defjelben unter den Händen auch der übrigen Mörder feinen Tod 
gefunden bat. Demnächſt haben die Thäter, nah dem neuen Schulgebäude zurüd- 
fehrend, ſich offenbar des in Uhereks Befig befindlichen Gelbe bemächtigt, und zwar 
wahrfcheinlib in der Art, daß einer von ibnen ſich durch die von Afberek ſelbſt bei 
dem Austritt aus dem Haufe offen gelaffene Thür in dad Wohnzimmer begab und 
von bier auß daß theild in dem Schreibſekretair, theild in der Taſche von Uhereks 
Beinkleidern aufbewahrte Geld duch dad noch am nächſten Morgen offen jtehend 
gefundene Yuftfenfter feinen vor dem Fenſter wartenden Genoſſen binausreichte, 
worauf die auch an diefer Stelle vorgefundenen Blutfpuren binzudeuten deinen, 
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Sobald daß Verbrechen, bei weldem, nad ber großen Zahl und der ver- 
ſchiedenartigen Befchaffenbeit dev dem Ermordeten zugefügten Verlegungen zu ſchließen, 
mehrere Derjonen ald Thäter mitgewirkt haben mußten, befannt geworden war, be- 
zeichnete dad allgemeine Gerücht fofort mit großer Beltimmtheit den Kaufmann 
Smwoboda, den früheren Mentmeifter Hettwich und den Tagelöhner Podziadlh alß die 
Mörder. Diefelben wurden ſchon Tags nad dem Vorfalle, den 6. Oktober 1862, 
gefänglich eingezogen, und nad Beendigung der Vorunterfuhung durch Beſchluß des 
Anklageſenats des Appellationdgerichtd zu Natibor vom 17. Oktober 1863, obwohl 
fie ſich ſämmtlich des ihnen zur Laft gelegten Verbrechens für nichtfhuldig erklärten, 
doch ein jeder al® ausreichend belaftet: 

in der Nacht vom 4. zum 5. Oktober 1862 zu Stubendorf gemeinjcaft- 
lid) mit Anderen den Lehrer Uherek vorfäplid und mit Ueberlegung ge 
tödtet zu haben, 
—* wegen Mordes, zur Aburtheilung vor das Schwurgericht zu Oppeln ver- 
wiefen. 

Nachdem die Sade vom 13. bis zum 17. November 1863 öffentlich ver- 
handelt worden war, und die Angeklagten auch jegt noch dad Verbrechen in Abrede 
geftellt hatten, erachteten die Geſchworenen auf die ihnen vorgelegten fragen mit 
mebr als fieben Stimmen den Swoboda nad Maßgabe der Anklage der That 
felbft, den Podziadly aber der, jedoch nicht wefentlihen, Theilnahme an derjelben für 
ſchuldig. Dagegen beantworteten die Gejhmworenen in Betreff des Hettwich die ihnen 
geftellte Frage, ob derſelbe gemeinfchaftlic mit Anderen den Lehrer Uherek — 
und mit Ueberlegung getödtet habe, nur mit 7 gegen 5 Stimmen, indem ſie zuglei 
das Moment der Ueberlegung bei dem Thäter als nicht erwieſen annahmen. Den 
beftehenden gejeglihen Vorfchriften zufolge trat nunmehr der Gerichtöhof über die von 
den Geſchworenen unentichieden gelaffene frage in Berathung, ſprach indeſſen mit 
abjoluter Stimmenmehrheit binfichtlid der vorfäglichen Tödtung dad Nichtſchuldig 
über Hettwich aus, worauf die Geſchworenen auf eine weitere, ihnen vorgelegte Frage 
denjelben mit mehr als 7 Stimmen der, und zwar wejentliden, Theilnahme 
an dem mit Borfag und Ueberlegung verübten Verbrechen der Tödtung für 
Ihuldig erklärten. Demgemäß wurden, unter Anwendung ded $. 175. in Berbin- 
dung mit $. 34. Nr. 2. und $. 35. de8 Strafgeſetzbuchs, Smwoboda wegen Mordeß, 
Hettwih aber wegen mefentliher Theilnahme an einem Morde zur Todesſtrafe, 
Podziadly dagegen wegen nicht mefentliher Theilnahme an einem Morde zu einer 
—— von 15 Jahren, ſowie zur Stellung unter Polizei⸗Aufſicht auf zehn 

abre rechtöfräftig verurtheilt, da aud, wie oben erwähnt, die von ihnen dagegen 
angebrachte Nichtigkeitäbefchwerde von dem Ober - Tribunal ald unbegründet zurüd- 
gewiefen worden i. 

In Betreff der Thäterfhaft der Verurtheilten hat die mit Sorgfalt und 
Umſicht geführte Unterfuhung folgende Verdachtögründe ergeben: 

Unlangend zunächſt die Perfönlichkeit der Werurtheilten, fo ift ihre biäherige 
Führung der Art geweſen, daß man fi von ihnen eined fo ſchweren Verbrechens, 
wie das vorliegende ift, ſehr wohl verfehen kann. Dies gilt indbefondere von Swo- 
boda und Hettwich, melde ſchon feit längerer Zeit in dem fchlechteften Rufe ftan- 
den, während Podziadlh bisher nur einmal, nämlid im jahre 1862, wegen Jagd- 

vergebend Strafe erlitten bat. 
Hettwich dagegen ift bereit? mehrfah wegen Winkelkonſulirens, fowie im 
Jahre 1857 wegen fahrläffigen Meineided beftraft, und wird in einem bon dem 
Dorfgerichte zu Natel, feinem Wohnorte, über ihn ertheilten Attefte als ein Menſch 
gel ildert, welcher feither mit der ganzen Gemeinde in folge feiner Rachſucht und 
heit in Unfrieden gelebt, feinen Hausftand, fowie die Erziehung feiner Kinder 
vernachläffigt bat, und durch pm Trunffuht in Vermögendverfall gerathen war. 

Auch Smwoboda befand fich, nach den exekutiviſchen Mafregeln, mit denen er 

faft unausgefegt verfolgt wurde, zu fehließen, in zerrütteten Vermögendverhältniffen 
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und galt bei den Bewohnern von Stubendorf, wo er zu Haufe war, als ein fittlich 
durchaus verfommener Menih. Außerdem iſt derfelbe im Jahre 1860 bereit? wegen 
Betruged beftraft, fowie im Jahre 1862 wegen vorſäßlicher Mifbandlung und 
Körperverlegung in Unterfuhung gewefen, und war im Jahre 1852 befhuldigt, an 
der Ermordung de fürſtlichen Rathes von Zſchüſchen Theil genommen zu baben, 
—— — damals durch dad Schwurgericht zu Oppeln von der Anklage frei- 
geſprochen. 

Zwiſchen Swoboda, Hettwich und Podziadly hatte ſich im Laufe der Zeit, 
und namentlich im Jahre 1862, ein ſehr enger Verkehr entwickelt. Sie waren Jagd- 
und Zechgenoffen; Hettwic und PodziadIy kamen faft täglih bei Swoboda zufam- 
men, um gemeinfchaftlid mit dem Letzteren, melder auf einer unweit Stubendorf 
gelegenen Feldmark die Jagd gepachtet hatte, zu jagen und demnächft in feiner Be- 
une ihre Trunkſucht zu befriedigen. 

Die unverebelihte Ptaſchek, weldye von Oftern bid etwa in der Mitte Sep- 
tember 1862 bei Swoboda ald MWirthichafterin im Dienfte ftand und denfelben ohne 
Kündigung verließ, weil ihr Dienftherr fie wiederholt zur Vollziebung des Beifchlafs 
nöthigen wollte, und als fie ihm nicht zu Willen war, durch Schläge mißbandelte, 
bat bekundet, daß Swoboda, Hettwich und Podziadly faft ununterbroden bei ein- 
, ander geweſen, oft zufammen auf die Jagd gegangen feien und ganze Nächte bin- 
durch bei ihrem Dienftherrn gefeffen und mit einander gezecht hätten. 

Auch die MWirtbichafterin Gamenda, welche am 3. Dftober 1862, alfo an 
dem Tage vor der Ermordung ded Lehrers Uherek, bei Swoboda in Dienft trat, 
bat in Uebereinftimmung mit anderen Zeugen, welde ähnliche Wahrnehmungen ge- 
macht baben, audgefagt, daß ſowohl an dem Tage ihres Dienftantrittd, ald au an 
dem folgenden Tage Hettwih und Podziadlh mit Swoboda in deflen Wohnung zu- 
jammengefommen jeien und dort fogar ſchon während ded Vormittags yemeinfcait- 
ih mit ihrem Brotherrn übermäßig viel geiftige Getränke zu fih genommen 


hätten. 

Das Verhältniß der Berurtbeilten zu dem Lebrer Uherek anlangend, fo jtan- 
den Beide, Smwoboda und Hettwich, zu demfelben früber in freundfcaftlichen Bezie- 
bungen, welche fich jedoch fpäterhin in FFeindfchaft verwandelten. Swoboda unterhielt 
mit Uberef, als diefer no in dem alten Schulbaufe feine Wohnung hatte, nach der 
Ausfage der Wirtbichafterin Neugebauer einen lebhaften Verkehr und batte bei den 
wiederholten Befuchen, melde er ihm abftattete, Gelegenheit, deſſen Lebensweiſe und 
Gewohnheiten kennen zu lernen, namentlich aber in Erfahrung zu bringen, daß Uberet 
in dem Schreibfefretair, welchen er ſchon damals in feinem Wohnzimmer ftehen hatte, 
fein Geld aufzubewahren pflegte. Seitdem Uberef in dem meuen Schulgebäude 
wohnte, iſt Swobada, foviel die Neugebauer fi erinnert, zweimal zu demjelben ge- 
fommen, da beide fich inzwifchen verfeindet hatten, und zwar, mie Uherek der Neu- 
gebauer und dem Gaftwirth Fränkel mittbeilte, weil Swoboda immer Geld von ibm 
baben und er ihm nichtö geben wolle, 

Bereitd während ded Baues ded neuen Schulhaufed, welchen Smwoboda in 
Entreprife genommen batte, waren zwiſchen ihm und Uherek Streitigkeiten entftanden, 
in folge deren Beide ſich gegenfeitig bei der Staatdanwaltihaft zu Bleiwig denun- 
zirten. Swobodas Haß gegen Uherek entwidelte fi mit der Zeit bid zu einem 
jolhen Grade, daß der Leptere gegen den ihm befreundeten Hütteninfpeftor Hadra, 
ſowie gegen den Gaftwirth Fränkel mehrfach die —— ausſprach, Swoboda 
werde ihm ein Leides anthun. Dieſer ließ nämlich keine Gelegenheit vorüber, ohne 
ſeinem Haſſe gegen Uherek Ausdruck zu geben, und that noch einige Zeit vor deſſen 
Ermordung zu mehreren ihm bekannten Perſonen, insbeſondere zu dem Förſter Kraski, 
dem Chauſſee-Aufſeher Manthei, dem Fleiſchermeiſter Mehlich und dem Gaſtwirth 
Salzburg, wiederholt die Aeußerung, daß er, Swoboda, Alles daran —43 werde, 
den Uberet aus Stubendorf zu entfernen, und daß er fuchen werde, demfelben ebenfo 
zu ſchaden, wie diefer ihm feither geſchadet babe. 
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Einmal, im Mai 1862, artete die Feindſchaft zwifhen Swoboda und Uherel 
ſogar zu gegemfeitigen Thätlichteiten aud. Nah der Ausſage des Bauerd Peppich 
haben Beide bei Gelegenheit diefer Schlägerei in der Schulftube ringend auf dem 
Fußboden gelegen, biß ihren Angriffen auf einander dadurd ein Ende gemacht wurde, 
daß die Wirthſchafterin Neugebauer, welche binzulam, den Swoboda an den Haaren 
ergriff und ibm vom Uherek losrif. Als Swoboda, von dem Borfalle, wie es fchien, 
in große Aufregung verjegt, nad Haufe zurüdtehrte, äußerte er zu der bei ihm im 
Dienfte ftehenden unverehelihten Dtafchel, indem er derfelben von dem Vorfalle Mit- 
theilung machte, die Worte: 

Uberet muß durch meine eigene Hand vernichtet werden, denn er hat 
mib um mein Vermögen gebracht! 

Einige Wochen fpäter, im Juni 1862, börte die Wirthſchafterin Ptaſchel 
aus dem an Swobodas Mohnftube anſtoßenden Kabinet, mofelbft fie ſich gerade mit 
der 4 Jahre alten Tochter defielben aufbielt, einer Unterredung zu, welde ihr 
Dienftberr mit dem bei ihm anmefenden Hettwich über Uherek hatte. Beide kamen 
dahin überein, daß fie denfelben erſchießen wollten, fobald fie ihn einmal ‚auf der 
Jagd träfen. 

Die Zeugin bat aucd bemerkt, daß Swoboda feitdem und auch ſchon einige 
Male vorher, wenn er fib anfhidte, auf die Jagd zu gehen, ein f. g. Sadmefler, 
mit welchem er den Zuder klein zu ſchlagen pflegte, in Feine Jagdtaſche ftedte und 
mit ſich nabm, während er dies fonft nicht gethan hatte. 

Eined Tage im September 1862, als Uherek an dem Laden des Swoboda 
borüberging, rief diefer ihm, wie der Fleiſchermeiſter Labiſch bekundet hat, die Schimpf- 
worte nad: 

»Donnerwetterjher Galgenftrid, Du Kopfichüttler !« 
eine Bezeichnung, melde fi auf eine dem Uherek eigenthümliche Angewohnheit bezog, 
mit dem Kopfe zu fchütteln. Einige Tage darauf, als Uherek abermald bei Swö— 
boda vorüberging, that diefer in Gegenwart des Gemeindefhreiberd Gottſchalk über 
benfelben die Meußerung: 
der verfluchte Anſchwärzer! der Pope und die beiden ftinfigen Juden 
müffen aus Stubendorf heraus, ed mag foften, was ed wolle! 
indem er unter dem »Popen« wahrſcheinlich den dortigen Pfarrer Jaſchek und unter 
den beiden »Juden« vermutblic den Hütten + Inipeltor Hadra und den Gaftwirth 
Fränkel, welche ſich damals gerade in Uhereks Begleitung befanden, verftanden wiffen 
wollte. Auf Gottſchalkls Frage, wie Smoboda denn feine Drohung zur Ausführung 
bringen wolle, erwiberte derfelbe: 
da8 iſt meine Sache, dad kümmert Sie nichts; gegen den Anſchwärzer 
und den Popen babe ich feit dem Schulhausbau eine befondere Rache 
und ih muß an ihnen mein Blut abkühlen. Mit dem 1. Oftober ober 
in den erften Tagen des Oktober wird fi in Stubendorf Vieled ändern, 
in&befondere mit Uherek, mit mir und mit meinem Qaden; 
während Smwoboda nur wenige Tage fpäter im Beifein deffelben Zeugen gegen den 
wiederum borbeigebenden Uherek, wie diefer felbft noch dem Förſter Kutjchera erzählt 
bat, abermal® Schimpfreden außftieß und in&befondere, mit dem finger nad ihm 
drobend, in die Worte ausbrach: 
Du wirft nit mehr lange in Stubendorf herumgehen. 

Aufgefallen ift e8 aud, daß Swoboda am 27, September 1862, alfo gerabe 
8 Tage dor Uhereks Ermordung, um bdeffen Wohnung noch Abend8 nah 10 Uhr 
in verdächtiger Weife umhergeſchlichen iſt. Die Dienftmagd Dörfel, melde zu der 
‚ bezeichneten Stunde bei dem Schmied Hartlob, einem Nachbar Swobodas, vor der 
Thüre faß, bemerkte nämlich, wie der Letztere aus feinem Haufe tretend, fid) dem 
Schulgebäude, in welchem Uherek feine Wohnung hatte, näherte, an demfelben meb- 
tere Male auf und ab ging, und zulet, indem er durch die Thür des Zauns, 
welder die Dorfſtraße von dem Schulhaufe trennt, fih nad der Richtung vom 
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Uherels Wohnftube hinbegab, unter deren fyenftern wohl % Stunde lang umberfchlich 
und auch, wie es fchien, in diefelben hineinſah, dabei aber, als in.der Näbe daß 
Geräufh eine Magens hörbar wurde, fih hinter dem Zaun verftedte. Während 
noch die Dörfel diefe Wahrnehmungen machte, war der bei dem Schmied Kandziora 
wohnende Einlieger Konietznh nad Haufe zurüdgekehrt, und auch diefer hat, als er 
auf der Dorfitraße bei dem Schulbaufe vorbeikam, beobachtet, daf Swoboda, fobald 
ex defielben anfichtig wurde, fich hinter dem Zaun niederfauerte. Vermuthlich bat 
ſich Swoboda damald fon davon überzeugen wollen, ob Uherek ſich um jene Abend- 
ftunde ſchon der Nachtruhe zu überlaffen pflege, und auf welchem Wege man feiner 
bei der Ausführung der That am ſicherſten würde habhaft werden fünnen. 

Auch Hettwich hat noch am 2, Dftober 1862, alſo zwei Tage vor Uhereks 
Tode, wie diefer an dem nämlichen Tage der verebelihten Kaufmann Kadla zu 
Nakel erzählt hat, feiner Gefinnung gegen denfelben Ausdrud gegeben. Uherek hatte 

ch nämlid an dem bezeichneten Tage von Stubendorf aus auf den Weg zur Jagd 
gemacht, und theilte, als er bei diefer Gelegenheit dad Dorf Natel paflirte und in 
dem Laden ded Kaufmann Kudla dafelbft Schrot und Pulver einkaufte, der Ehefrau 
defjelben mit, daß er, der Uherek, fo eben dem Hettwich begegnet fei, daß lehterer 
ihm, wie es fchien, die Hand dargereicht, daf er den Gruß jedoch nicht erwidert, und 
daß Hettwich darauf zu ibm, dem Lberef, geäußert babe: 

Marten Sie nur, Sie werden meiner fhon gedenfen! 

eine Aeußerung, welche darauf fchließen läßt, daß Hettwich die fchon früher mit 
Smwoboda getroffene Verabredung , den Uberet auf der Jagd oder aud bei einer 
anderen Gelegenbeit ums Leben zu bringen, bei jenen Worten im Sinne batte. 

Was nun den Tag der That felbft, Sonnabend den 4. Dftober 1862, an- 
betrifft, fo haben die Verurtbeilten behauptet, daß fie fi zur Zeit der Verübung 
des Verbrechens nicht bei einander, fondern vielmehr jeder für fi in feiner Woh— 
nung befunden hätten. Pobdziadiy will fhon im Laufe des Nachmittags, und zwar 
um 3 Ubr, von Swoboda fommend in feine Bebaufung zurüdgekehrt und in derfel- 
ben unaudgefegt bis zum nädften Morgen nad 6 Uhr verblieben fein. Hettwich 
giebt an, da er bon Abends 8 Ubr ab feine Wohnung bid zum folgenden Morgen 
nicht verlaſſen habe, nachdem er während des Nadmittage gemeinfchaftlich mit einem 
gewiſſen Leffing, dem Bräutigam einer feiner Töchter, und mit Smwoboda zur Jagd 
egangen fei. Swoboda endlich erklärt, daß er nad der Rüdkehr von der Jagd 
Id Abends zwiihen 9 und 10 Uhr allein nah Haufe begeben, und fi alsbald zur 
Nachtruhe ind Bett gelegt babe. 

Daß Smwoboda, nachdem er an dem in Rede ſtehenden Tage ſchon in den 
Bormittagsftunden mit Dodziadiy und Hettwih in feiner Wohnung ſtark gezecht 
batte, in Begleitung des Lehteren und des genannten Veffing Nachmittags, und war 
um 5 Ubr, auf die Jagd gegangen war, ift richtig, da derfelbe in Geſellſchaft feiner 
Begleiter auf dem Wege dorthin von dem Gaftwirtb Salzburg gefeben und insbe— 
fondere von der Dienjtmagd Kotulla in dem Augenblide beobachtet worden ift, wie 
er, mit Gewehr und Jagdtafche verfeben, in dem Flur feines Haufes eine kleine Axt 
mit rundem Köpfchen, deren Schneide fo blank ausſah, als fei fie erſt kurz vorher ge» 
fhärft worden, zu fich ftedte und demnächft den Weg von Stubendorf nad Nakel 
einfhlug. Im Uebrigen aber find die Angaben der Berurtheilten theild unrichtig, 
theils undolljtändig. 

Namentlih bat Swoboda einen Vorfall verſchwiegen, durch welchen er eben- 
fall8 dringend verdächtigt wird. Swoboda ift nämlich Abends gegen 9 Uhr, als er 
von der “Jagd heimfehrte, von der verehelihten Poſt » Erpediteur Minkler und der 
Mirthihafterin Wanke, welche ſich gerade in Stubendorf vor einem Haufe, gegen- 
über demjenigen ded Hütten⸗Inſpektors Hadra aufbielten, bemerkt worden, wie er von 
Natel kommend, ſich häufig nach den Feldern zu umwandte, darauf fi an dad Hadraſche 
Hand beranfhlid und von einem in der Nähe befindlichen Zaun aus in die erleuchte- 
ten Zimmer, in welchen fi) damals unter anderen aud die familie ded penfionir- 
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ten Poſt ⸗Direktors Stoden befand, etwa 5 Minuten lang bineinfab, gleichzeitig auch 
fi auf dad Knie niederbeugte, ald ob er den in den Simmern anweſenden Per- 
fonen verborgen zu bleiben wünſchte. Es ift nit unwahrſcheinlich, daß Swoboda, 
indem er bereit3 mit dem Plane zu dem Verbrechen umging, fich bei jener Gelegen- 
beit vergemwiflern wollte, ob Uherek etwa mit zu den Sabraiden Gaͤſten gehörte, 
oder audy, ob durch deren Dazwilchenktunft eine Ueberrafhung der Thäter zu befor- 
gen ſtehe. 

. Als Swoboda, und zwar diesmal ohne ein Stüd Wild, etwa nah 9 Ahr 
Abends nach Haufe zurüdkehrte, fiel mehreren Perſonen die fchnelle Beendigung der 
Jagd auf, da man ſonſt gewohnt war, Swoboda und feine Genofjen erſt ſpäter, und 
jelbjt bei [bon anbrechender Morgendüämmerung, von dergleihen Ausgängen beim- 
kehren zu fehen. Zu Haufe angefommen, ließ ſich Smwoboda von feiner Wirtbichaf- 
terin Gawenda ein Glad Wafler bringen, und als ibm daffelbe gebracht wurde, 
batte ih Swoboda, wie es jchien, zum Zwecke der nächtlichen Ruhe bereitd ent- 
kleidet, während er die MWirtbfchafterin aus dem Zimmer geben hieß, mit dem Be- 
merken, daß es Zeit jei, fih zu Bett zu legen. Es ift indeffen nicht zu bezweifeln, 
dag Smoboda überhaupt nicht die Abſicht gehabt bat, die Nacht über im Bette zu 
bleiben. jedenfall muß er daflelbe bald, nachdem er es aufgefucht, wieder verlaflen 
haben; denn er ift noch an demfelben Abend zwilchen 10 und 11 Uhr, und jelbit 
noch nad 11 Uhr, in feiner Bebaufung zufammen mit Podziadiy, Hettwich und 
beffen zufünftigen Schwiegerfohn Leffing, ſämmtlich in etwas angetrunfenem Zuftande, 
von mehreren Perfonen, in&befondere dem Auszügler Stawik und der verebelichten 
Schmied Hartlob, gefehen worden. Als die leptgenannte Zeugin der Ehefrau de? 
Hettwich, welche derjelben jpäterbin einzureden fuchte, daf ihr Ehemann deshalb an 
dem Verbrechen nicht Theil genommen haben könne, weil er die ganze Nacht über 
bei fi zu Haufe geweſen fei, von der in der Smwobodafhen Wohnung gemachten 
— —— Mittheilung machte, wurde die verehelichte Hettwich betroffen, indem 
fie, wie zur Entſchuldigung erwiderte, daß ihr Ehemann aber um 11 oder 12 Uhr 
Nachts nah Haufe gefommen fe. Daß auch Podziadlh während der Naht bed 
Mordes nicht ununterbroden in feiner Wohnung verweilt hat, ergiebt fi aus einer 
Mittheilung, melde feine eigene, 9 Jahr alte Tochter Marie dem Schul-Adjuvanten 
Tg gemaht und demnähft audb während der Vorunterfuhung vor Gericht in 
durchaus glaubmwürdiger Weiſe wiederholt hat, obgleich diefelbe in der mündlichen 
Verhandlung nicht? davon bat willen wollen. Nach diejer Mittheilung bat fi Pod- 
ziadip an jenem Abend etwa um 9 Uhr, nur mit einem Hemde angethan, zu jeiner 
Tochter ind Bett gelegt, it aber nad furzer a. wieder aufgeftanden, aldbald aus 
dem Schlafzimmer fortgegangen und erjt nad ungefähr zwei Stunden, während 
welder das Kind, wie es angiebt, geſchlafen hat, zurückgekehrt, und zwar, wie das 
Kind bei dem Scheine eined von feiner Mutter angezündeten Kienſpahns mahrge- 
nommen bat, mit Rod und Hofe bekleidet. 

Um meilten aber fällt gegen die Verurtbeilten ind Gewicht, die Ausſage 
zweier Zeugen, nämlih des Auszüglers Sobotta und des Ginliegerd Eliad, bon 
denen die Verurtheilten in der Mordnacht zwifhen 12 und-1 Ubr an dem Orte der 
That felbft und in der Nähe bdefjelben bemerkt worden find. Wenigftend hat Elias, 
als er in der Mitternachtäftunde die Dorfitraße zu Stubendorf paflirte, bei der un- 
weit der Schulgebäude gelegenen Kirche dafelbit drei Männer ftehen gefeben, welche 
ibn auf die von ihm an fie gerichteie Anrede bedeuteten, er folle feines Weges geben. 
Ob diefe drei Männer wirklich die Verurtheilten geweſen find, hat Elias freilich nicht 
mit Sicherheit zu befunden vermodt, und zwar wahrſcheinlich mit aud dem Grunde, 
weil er diefelben von früher her nicht kannte, und auch bei der nur flüchtigen Be- 
gegnung weder Veranlaflung noch Gelegenheit hatte, fich ihre Gefichtözüge genauer 
einzuprägen. Beltimmter dagegen find die Beobachtungen, welche Sobotta zu der⸗ 
felben Stunde oder etwas fpüter gemacht hat. Auch diefer ging damals die Dorf. 
firaße von Stubendorf entlang und fab, als er an den Schulgebäuden vorüberfam, 
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an der Ede des Zaund, welcher ſich zwifhen den Gebäuden und der Dorfftraße 
binziebt, und — unmittelbar vor dem hinter dem alten Schulhauſe gelegenen Gar- 
ten, zwei Männer fteben, in denen er, da fie ibm von früher ber wohl befannt 
waren, theils an ihren Gefichtözügen, theils an ihrer Kleidung, die Beiden, Pod⸗ 
ziadlh und Hettwich, bei der mondhellen Nacht mit Beftimmtbheit erfannt bat. Letz · 
terer hielt einen Stock in der Hand, welcher 'unten mit Eiſen beſchlagen zu ſein 
ſchien, da derſelbe, als Hettwich damit auf die an dieſer Stelle des Erdbodens be— 
findlichen Steine aufſtieß, einen hellklingenden Ton verurſachte. Beide erwiderten 
den Gruß, welchen Sobotta an fie richtete, nicht, und indem derſelbe daher, ohne 
jene meiter zu beachten, auf der Dorfitraße weiter ging, bemerkte er an der Thür, 
welche von der Dorfftraße zu den Umgebungen der Gebäude führt, angekommen, 
jest auch den ibm gleichfalld genau befannten Smwoboda in dem Augenblide, ala 
diefer bon den men des von dem Lehrer Uherek bewohnten neuen Schulbaufes 
aus, über den daran ftoßenden Hofraum fort, nad dem alten Sculbaufe bin fich 
bewegte. Sat gleichzeitig börte Sobotta die Thür ded neuen Sculgebäudes ſich 
öffnen, und ſah nunmehr den Lehrer Uherek mit einem langen, einem Sclafrode 
ähnlihen Gewande bekleidet, nad der Richtung bin eilen, wo Sobotta kurz vorher 
den Hettwich mit dem Podziadly bemerkt batte. 

In Uebereinftimmung mit diefen Wahrnehmungen ftebt auch, einzelne Un- 
genauigkeiten abgerechnet, eine Mittheilung, welche die ſchon erwähnte jährige Marie 
Podziadly einige Tage nah der That, obwohl fie es fpäterhin vor Gericht leugnete, 
der Dienftmagd Mokwa, und zwar mit der dringenden Bitte um Stillihweigen, qc- 
madt bat. Danach märe nicht Swoboda, fondern vielmehr Hettwich, um den Uberet 
beraudzuloden, vor den Fenſtern feiner Wohnung berumgegangen, während Liberef 
dad Haus nicht duch die Thür gebend verlaflen babe, fondern vielmehr, indem er 
aus dem Fenſter geiprungen ſei. Inzwiſchen fei Hettwich auf die Dorfitrafe eilend, 
über den Zaun in den Garten geftiegen, von bier aus in daß alte Schulgebäude 
gelangt und dort mit Uherek, welcher ibn verfolgt babe, zufammengetroffen. An 
iefer Stelle habe ſich auch Swoboda bereit gehalten, und von ibm und Hettwich 
fei Uherek nunmehr ermordet worden. Swoboda felbft hat, ald er nah feiner Ver- 
baftung mit dem Schuhmacher Ludwig in derfelben Zelle des Gefängniffe zufammen- 
faß, zu diefem Mitgefangenen tbeild wachend, tbeild im Traume Aeußerungen getban, 
melde dabin gingen, daß Uherek, nachdem er dur ein von den Mördern abfichtlich 
erregted Geräuſch aus feiner Wohnung beraußgelodt worden, vermittelft eines Zucker 
hammers erfchhlagen und demnächſt feined Geldes beraubt fei. 

Nicht minder haben die Werurtbeilten auch durb ihr Auftreten nach der 
That ſich derfelben dringend verdächtig gemacht. 

Aufgefallen war e8 zudörberft, daß während bei der Entdedung dei Ver. 
brechens fich fämmtlihe Bewohner von Stubendorf an dem Orte der That einfan- 
den, von den drei Verurtbeilten fich feiner dafelbit bliden ließ, obgleich auch Hettwich, 
welcher in Nafel zu Haufe ift, am Morgen nad der That, Sonntag den 5. Ofto- 
ber 1862, ſchon zu früher Stunde in Stubendorf anwefend war. 

In das Smobodafhe Haus gelangte die Nachricht von Ubereld Ermordun 
an demjelben Morgen gegen 6 Ubr durch die Mittbeilung eines Mädchens, welche 
dafelbft alltäglich dad Gebäd abzugeben pflegte, und ald die Wirthſchafterin Gawenda 
die Mittheilung aldbald ihrem Dienftherrn überbrachte, dabei aber irrthümlich erzählte, 
daß eine Dienftmagd des Uherek erfchlagen worden ſei, gab Smoboda, welcher zu 
diefer Stunde noch im Bette lag, die Antwort, nicht die Magd, fondern Uherek felbft 
fei ermordet, obwohl er die Nachricht biervon noch bon Niemand anders erhalten 
baben fonnte. 

Auch im Laufe ded Taged zeigte Swoboda ein durchaus auffallendes Be- 
nebmen, mie diejenigen Derfonen, welde Gelegenheit batten, ihn an diefem Tage zu 
beobachten, namentlih die Dienftmagd Kotulla, der Gaftwirth Fränkel und der 
Kirchenvorſteher Filla, bekundet haben. Während Swoboda fonft gemohnt war, eryt 


Drei Kopitalfäle. 401 


fpät aus dem Bette aufgufteben und den Vormittag über den Sclafrod nicht ab» 
zulegen, war er an jenem Morgen, dem nädften nach der That, ſchon um 7 Uhr 
vollftändig angekleidet, auch bereit? rafirt und aing den Tag über im Haufe und in 
dem dahinter gelegenen Hofe, nicht wie fonit in ungetrübter Stimmung, fondern 
theild nachdenklich mit den Händen auf dem Rüden, tbeil® unrubig auf und ab, in- 
dem er fich jo gebebrdete, wie wenn er von Gewiſſensbiſſen gepeinigt werde. 

Als gegen Abend deſſelben Taged der Bauer Leppich zu Smwoboda fam, und 
ihm auf feine frage nah Neuigkeiten mittbeilte, daß man ihn für einen der Thäter 
bei der Ermordung Uhereks balte, dabei auch erwähnte, mie bereitd ein Zeuge aus- 
gefagt babe, er babe ihn, den Smoboda, zur Zeit der That in der Nähe von Uhe⸗ 
ref? Wohnung gefeben, erſchrak Swoboda ſichtlich, indem fi in feinen Zügen eine 
auffallende Verlegenbeit zu erfennen gab. Am folgenden Morgen, Montag ben 6. 
Oftober 1862, erzählte Smoboda feiner Wirthſchafterin Gawenda geſprächsweiſe, daß 
man ibm der Theilnahme an dem gegen Uherek verübten Morde bezüchtige, und 
deutete dabei auf eine an feiner Bade fihtbare Schnittwunde, während er mie zu 
feiner Rechtfertigung die Bemerkung binzufügte, daß er fib Tags zuvor beim Ra- 
firen verlegt und ja ſchon den ganzen Tag über auf der Wunde ein fchmurzes 
Pflafter, welches die Gawenda indeflen nicht an ibm geſehen baben will, getragen 
babe. In der Nacht vom Montag zum Dienftag den 7. Oftober 1862 hat Smwo- 
boda, wie von feiner Wirthſchafterin fomohl, ald von der Dienftmagd Kotulla beob- 
achtet worden ift, von einem Fenſter feiner Wohnung aus mit drei vor demſelben 
ftebenden Männern, unter denen die Zeugin Kotulla den Hettwich und den Pob- 
ziadly erkannt zu baben behauptet, etwa eine halbe Stunde lang in leife flüfterndem 
Tone ein Geſpräch geführt, deſſen — jedoch von den beiden Zeuginnen, welche 
ſich in einiger Entfernung davon befanden, nicht bat verſtanden werden können. 

An demjelben Dienftag, ald Smwoboda in feiner Behaufung verbaftet werden 
folte, lief ihm feine Ajährige Tochter weinend nad, und die Dienftmagd Kotulla hat 
bei diefer Gelegenheit gebört, wie Swoboda, indem er niederfniete und daß Kind 
füßte, zu demfelben faate: 

Adieu, Mäufekitfchel! du mirft den Dapa nicht mehr wiederſehen, denn 
der Dapa fommt nicht mehr wieder! 

Es fcheint übrigend, dak Smoboda befürchtete, durch Aeußerungen feiner 
Tochter, mit welcher er in demjelben Zimmer geichlafen batte, verratben zu merden, 
da er während der Unterſuchungshaft in Gegenwart ſeines Zellengenoflen, de8 Schub- 
machers Ludwig, und wie diefer gleih darauf dem Gefangenwärter Lehmann mitge- 
theilt bat, in die Worte audbrad: | 

Es wäre fhon Alles gut, wenn mid nur mein eigened Kind nicht ber- 
rathen möchte; 
gg zu Lehmann felbit eined Tages ohne jede Deranlaffung die Aeuße 
rung that: 
Heute find es gerade drei Monate, daß diefer verfluchte Hund, der 
Uherek, zu den Vätern geichidt worden ift! 

Auch Hettwih bat einem Mitgefangenen, Namens Paſternak, ald dad Ge- 
ſpräch zmwifchen ihnen auf Lherefd Ermordung kam, unter der Verſicherung feiner 
Unfchuld erzäblt, daß er fi mit Swoboda geſchworen habe, ſich aegenfeitig micht zu 
berratben, und daß er nur beforge, Podziadly könne fie verratben, daß er, Hettwich, 
fi fofort da8 Peben nehmen würde, wenn er berurtbeilt werden ſollte. Denjelben 
Sellengenoffen bat Hettwich erfucht, daß diefer, wenn er bei feiner Abführung aus 
dem Gefängniffe durch Natel time, doc feiner, ded Hettwich, Ehefrau jagen möchte, 
fie folle ibm über die Rage der Unterfuhung genaue Auskunft geben, und unter allen 
Umftänden dabin wirken, daß fie felbft und der fhon genannte Leſſing, Hettwichs 
zukünftiger Schwiegerfahn ald Zeugen darüber vernommen würden, daß Hettwich in 
der Mordnacht bei fi zu Haufe gewefen fei. Paſternak führte diefen Auftrag auch 
aus, und die verebelichte Hettwich äußerte bei diefer Gelegenheit, mie fie ihren Ehe— 
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mann immer bon Swoboda zurüdzubalten gefucht, weil fie längft befürchtet babe, 
daß derjelbe, wie es nun wirklich geſchehen fei, ihn in& Unglüd ftürzen werde. 

Podziadly dagegen hat feine Betheiligung an dem Verbreden in eigenthüm- 
licher Weife zu erkennen gegeben. Als ibm nämlid die Ehefrau des Poſt⸗Direktors 
Stoden einige Tage nah der That begegnete und gegen ihn ausſprach, daß man ja 
nun die drei Mörder entdedt babe, erblaßte Podziadlh, indem er fragte: mich auch ? 
Bei anderen Gelegenheiten freilich, namentlid kurz vor feiner gefänglichen Einziehung 
und in dem Gefängniffe ſelbſt, hat Podziadly wiederholt betheuert, daß er felbft an 
eig? Verbrechen unfhuldig, und daf vielmehr Swoboda und Hettwich die Thä- 
er feien. 

Endlih find in den Wohnungen der Verurtheilten Hausfuhungen gehalten 
worden, jedoch erſt am 11. Ditober 1862, alfo etwa acht Tage nad der That. 
Daß dies erſt jo fpät geſchehen iſt, hatte mit darin feinen Grund, daf bei ber da» 
maligen Abweienbeit des Doligeiverwalterd von Stubendorf, deilen Stellvertreter, 
der Wirtbihafts-Direftor Smwoboda, ein Bruder ded gleihnamigen Verurtbeilten, in 
Folge diefed Verwandtſchaftsverhältniſſes bei der Verfolgung der Verbrecher nicht 
mit der erforderlihen Energie zu Werke gegangen ift. Vermuthlich haben die Ver— 
urtbeilten diefen Umſtand benugt, um, noch ebe man ihrer babbaft wurde, die Spu- 
ren des Verbrechens fo viel als möglich zu befeitigen und insbefondere dad dem Er- 
morbdeten abgenommene Geld aus dem Verſtecke, in welchem ſich daffelbe nad ibrer 
Ungabe befunden baben follte, zu entfernen. Trotzdem baben die Hausfuhungen 
ein Refultat geliefert, durch welches der auf den Verurtheilten laftende Verdacht der 
Thäterſchaft erheblich vermehrt wird. 

In Smwobodad Wohnung fand man unter Anderem ein blutbefledte8 Hand- 
tuch und ein eben ſolches Daar Beintleider. Beide Stüde hatte Smwoboda, nad 
der Ausſage feiner Wirthſchafterin Gawenda, an dem Tage der That in Gebraud) 
gehabt, und es iſt auch aufgefallen, daß, als die MWirtbichafterin an dem Morgen 
nachher die Beinkleider wie gewöhnlich reinigen wollte, Smwoboda ihr dieß verbot, 
derfelben vielmehr auftrug, die Beinkleider, ſowie mehrere andere Gegenftände, nament- 
lich aud eine Handtafhe mit Silberſachen, auf die Bodenfammer feined Haufe zu 
ihaffen und dort bis auf Meitered zu verwahren. Die an dem Handtuch befind- 
lihen Blutflecke waren deutlich erfennbar, und aud die an den Beinkleidern wabhr- 
nebmbaren Flecke rühren, nad der chemiſchen Unterſuchung derjelben durdp den Pro- 
feffor der Dhnfiologie Dr. Heidenhain, entweder von Menicenblut, oder von dem 
Blute eined Säugetbiered ber; indefien bat Swoboda auf der Jagd, melde er an 
dem Nacmittage vor der That veranftaltete, ein Stüd Wild, mit defien Blut er 
feine Beinkleider befhmugt haben könnte, wicht erlegt. Der Zuckerhammer aber, 
oder die kleine Axt mit dem runden Köpfchen, welche Swoboda nah den Wahr- 
mungen der Dienftmagd Kotulla bei dem . zur Jagd mit fi genommen 
bat, ift bei ibm nicht aufzufinden gemejen. agegen bat die verebelihte Schmied 
Hartlob befundet, dab Swoboda eine fhon vor mehreren Jahren von ihrem Cbe- 
manne für ihn angefertigte kleine Axt in deſſen Schmiede einige Zeit vor Uhereks 
Ermordung babe Ichärfen laſſen. 

Bei Hettwid wurde ein in der Mitte frifch zerbrocdener und an bem unte- 
ren Ende ftark mit Eifen beſchlagener Bambusrobrftot vorgefunden, ähnlich demjeni- 
gen Stode, melden Hettwid in der Hand gehalten hatte, als er in ber Nacht des 
Mordes don dem Audzügler Sobotta an dem Orte der That gefehen wurde. Un 
dem Robrftode ſowohl, ald aud an den von Hettwich an dem Tage des Verbrechens 
getragenen Beinkleidern, welche fib bei der Hausſuchung in einer, in feiner Wohnung 

ehenden Kommode verborgen fanden, zeigten fi Spuren von Schlamm, melde. von 
derjenigen ſchmutzigen Flüſſigkeit herzurühren ſchienen, die fi, wie oben ewwähnt, 
unteit ded Orted der That in einer Vertiefung des Bodens befindet. Außerdem 
ergab fih, daß ein an dem Plage der Mordthat aufgefundener Sclüffel, mweldyer 
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dafelbft von einem der Mörder zurüdgelaffen fein mußte, zu einem dem Hettwich ge- 
börigen Schranfe paßte. 

In Podziadlys Wohnung fand man bei der dafelbft wiederholt vorgenomme- 
nen Hausſuchung ein Paar, wie es ſchien, gleichfalls mit Blut befledter Beinkleider, 
aus denen die Ehefrau deflelben an dem Tage nad der Ermordung Uhereks ein 
Stüd, amgeblih zur Ausbefjerung eined anderen Kleidungäftüded herausgeſchnitten 
batte. Sie wurde hierbei von der verebelichten Außzügler Stawik, welche zufällig in 
ihre Behauſung fam, betroffen, und bat wiederholt verfucht, dieſe Zeugin zur Ub- 
gabe einer wahrheitswidrigen Ausfage zu bewegen. Es find jene Beinkleider diefel- 
ben geweſen, melde Pobdziadly getragen bat, ala er fi nad der Angabe feiner neun- 
jährigen Tochter Marie in der Naht des Mordes auf mehrere Stunden auß feiner 
Wohnung entfernte. Die Letztere hat ihrer Angabe auch noch hinzugefügt, daß ihr 
Vater, ald er in die Wohnung zurüdgekehrt fer, andere Kleidungsjtüde angezogen, 
auch die Wäſche gemwechfelt habe, und daf dad Hemde, deſſen einer Mermel bei der 
Rüdkehr des Vaters aufgeriffen gewefen, am näcfolgenden Morgen von der Mutter 
ausgewaſchen worden fei. 

Der vorliegende Rechtsfall ift derſelbe, deſſen wir in der Abhandlung 
Bd. XI. ©. 252 ff. und zwar ©. 267 ad IV. gedacht baben, und welder 
in Betreff ded Hettwich daB bedenkliche Reſultat geliefert bat, daß das von 
den Gefchworenen nur mit 7 gegen 5 Stimmen abgegebene Verdikt, wie 
oben angeführt, durch den dadurch nach Art. 98, des Geſehes vom 3. Mai 1852 
vermittelten Uebergang der Entfheidung auf den Gerichtöhof, und durch deſſen Ver- 
neinung der Hauptfrage der Thäterfchaft nunmehr duch die Bejabung der eventuel- 
fen Theilnabmefrage Seitens der Geſchworenen zu einer bärteren Strafe geführt bat, 
ald wenn diefer im Intereſſe ded Angeklagten vom Geſetze angeordnete Uebergang 
der Entſcheidung auf den Gerichtähor nicht ftattgefunden hätte. Die Gefchworenen 
batten bei ber Hauptfrage der Thäterſchaft die Ueberlegung verneint, im Uebrigen 
aber bie frage (mit 7 gegen 5 Stimmen) bejaht. Den Hettwich würde hiernach, 
wäre es bierbei verblieben, nur die Strafe bed Todtſchlagßs, nah $. 176. Iebend- 
länglihe Zuchthausſtrafe, getroffen haben. Durb die Verneinung der Frage Seitens 
des Gerichtshofes trat die frage wegen wefentliher Theilnahme in Kraft, und mit 
ihrer Bejabung mußte nad SS. 175. und 75. de8 Strafgeſetzbuchs auf Todesſtrafe 
erfannt werben. . 

Es ift anzunehmen, daß zum Theil bieranf die durch Allerhöchſte Beftimmung 
ausgefprochene Ummandlung diefer Strafe in lebenslänglibe Zuchthausſtrafe beruht. 


11. 
Unterfuchung wider den ZTifchlergefelen Thomas. 


Um Dienftag, den 22. Tuli 1862 Morgens bald nah 5 Uhr wurde in ber 
Hafenheide bei Berlin von der dur die Heide nah Rixdorf führenden Ehauffee in 
füdliher Richtung 60 bis 65 Schritte und etwa halb fo weit von dem in der Heide 
nelegenen Turnplage entfernt, dem nörblid an die gedachte Chauſſee angrenzenden 
Püſchelſchen Schanklokale gegenüber , der Leihnam einer nahe an 40 Jahre alten 
frau gefunden. 

Die Leiche lag in einer geringen Vertiefung ded Erdboden? auf dem Rüden 
mit geipreizten Beinen. Die lumpenartigen Kleidungdftüde waren auf dem Border- 
tbeile des Körpers bis zur Bruft emporgefhoben und in der Mitte von unten bi® 
oben aufgeihnitten, fo daß die Schamtbeile und der Unterleib ſich emtblößt zeigten. 
Letzterer war durch eine von den Gefchlechtötheilen, welche vollftändig zerriffen waren, 
ausgehende, faft einen Fuß lange Schnittwunde aufgefhligt, und zwiſchen den drei 
Zoll außeinander klaffenden ſcharfen Rändern diefer Wunde quollen die Gebärme 
hervor, deren Schnittflähen an den äußeren Enden anzeigten, daß der Haupttheil 
bon ihnen abgefchnitten war. 

Die rechte weihe Bruft war auf der linten Seite vom Körper durch einen 
Schnitt der Art getrennt, daß fie nach rechts berüberbing. 

Meben der Leiche lagen mehrere ellenlange Darmjtüde nebſt Theilen ded Ge- 
kröſes und ded Neped und außerdem das von den Schamtheilen abgeſchnittene, etwa 
fauftgroße Stüd eined Gebärmutter-Borfallä. 

Auf der rechten Seite der Leiche wurden mehrere der Verſtorbenen gehörige 
werthloſe Gegenftände gefunden, und unter dem linken Arme der Leiche ein aus 
Papier ——— Ahr Futteral, welches anſcheinend zur Scheide für ein größe- 
red Mefler gedient batte. 

Die Leiche wurde al8 die der faft 37 Jahre alten Wittwe des Schuhmachers 
Fuchs, Karoline Wilhelmine Regine geb. Korn, aus Berlin, ertannt, melde. jeit län» 
gerer Zeit kein beftimmted Domizil gehabt, fondern bagabundirend und meiſtentheils 
betrunten Tag und Nacht namentlich in der Haſenheide ſich berumgetrieben und ihren 
Unterbalt durch Proftitution ſich erworben batte. 

Am Abend ded 21. > 1862 gegen 11 Uhr war diefelbe zum legtenmal 
lebend in der Hafenbeide geſehen worden. 

Bei der am 23. Juli 1862 erfolgten Obduktion wurden außer der Auf- 
fhlipung des Unterleibes und der theilmeiten Abtrennung der rechten Bruft feine 
anderen Berlegungen weder äußerlich noch innerlih an der Leihe wahrgenommen, 


Die Obduzenten gaben in dem motivirten Obduktionsberichte ihr Gutachten 
dahin ad: 
1) daß bie ra durch Aufſchlitzen des Bauches und Ausweiden getödtet 


worden ilt; 
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2) daß dieſe Tödtung mit einem Meffer oder meſſerähnlichen Werkzeuge aus- 


’ 


geführt worden ült; 
3) daß ein einziger Thäter die Tödtung audgeführt haben kann; 


4) dak die That wahrſcheinlich jo fonjumirt worden, daß zuerft die borge- 
fallene Gebärmutter beraudgefchnitten, dann der Bauch aufgeſchlitzt und 
die bervorftürzenden Gedärme abgefhhnitten worden, und daß dann endlich 
und wahrſcheinlich, nachdem die Fuchs bereits verftorben war, der Schnitt 
in die Bruft gefolgt ift. 


Als die Thäter dieſes grauenvollen Verbrechens bezeichnete die allgemeine 
Stimme fofort die beiden Brüder Thomas aus Berlin, welche Beide der Molizei- 
Behörde ald arbeitsſcheue, megen Vergeben mider fremdes Eigenthum vielfach be- 
ftrafte, zu jeder Rohheit fähige Vagabunden befannt waren. 

Beide wurden, der Eine ſchon am 22., der Andere am 23. Juli 1862 feft- 
genommen, und obmohl fie ihre Thäterſchaft in Betreff des wider die Wittwe Fuchs 
verübten Verbrechens auf dad Entfchiedenfte in Abrede ftellten, in gerichtliher Haft 
bebalten und wegen Morded zur Unterfubung gezogen. 

Im Verlaufe der fehr ausgedehnten Vorunterfuhung find dann noch dreizehn 
andere, ebenfall® meiſt übel berüchtigte Subjelte ald verdächtig verantwortlich verhört 
und zum Theil in Haft genommen worden. Jedoch find diefe ſämmtlich wieder außer Ber- 
folgung gefeßt, meil der genen fie rege gewordene Verdacht bei näherem Eingeben 
theils ald grundlos, tbeild als unzureibend zur Erbebung einer Anklage fi ergab. 

Auch wider den jüngeren der beiden Brüder Thomas, den Schlädhtergejellen 
Herrmann Paul Guſtav Thomas, wurde nad Abſchluß der Vorunterfuhung das 
weitere Verfahren durch den Seitens des Kammergerichts gegen die Beſchwerde des 
Ober-Staatdanwaltd aufrecht erhaltenen Beſchluß ded Kreisgerichts bierfelbft einge- 
fiellt. Nur der ältere Thomas, der Tifchlergefelle Karl HSeinrih Adam Thomas, 
den 13. Mai 1830 zu Berlin geboren, evangelifher Konfeffion, nit Soldat, be- 
reits vielfach wegen Landſtreichens und Bettelnd, außerdem wegen Majeftätäbeleidi- 
gung und dreimal wegen Diebftahld beftraft, wurde unter der Anklage bed Mordes 
por das Kreidfhwurgericht hierſelbſt geftellt. 

Die Gefhworenen haben, ungeadhtet Thomas auch vor ihnen fich nicht ſchuldig 
ertlärt bat, die geftellte frage: 

ob der Tifchlergefelle Karl Heinrih Adam Thomas fhuldig fei: 
in der Hafenbeide bei Berlin, in der Naht vom 21. zum 22. 
zuli 1862 die Wittwe Fuchs, geb. Korn, durch Wuffcligen des 
auches mitteljt eines jchneidenden Inſtruments vorfäglihb und 
zwar mit Ueberlegung getödtet zu baben, 
mit mebr ald 7 Stimmen bejabt. 

Auf Grund dieſes Wahrſpruchs ift dev Tiſchlergeſelle Thomas durch Er- 

tenntniß des Kreisſchwurgerichts zu Berlin vom 9. Juli 1863 
»wegen Morded« 
zur Todesſtrafe verurtbeilt worden. 

Die gegen dieſes Erfenntniß von dem MVerurtbeilten eingelegte Nichtigkeits- 
ift durch Urtel deö Ober + Tribunald vom 23. September 1863 zurüd- 
gewiefen. 

MWiewohl hierdurch dad ſchwurgerichtliche Erkenntniß die Rechtskraft erlangt 
batte, find doc in folge von Anträgen der Staatdanwaltfhaft noch nachträglich 
umfaſſende polizeilihe und gerichtlihe Recherchen in dev Sache angeftellt worden, 
* KEN die Ermittelung von Mitjchuldigen zum Gegenftande ge- 

atten. 
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— nachträglichen Ermittelungen haben, für die Unterſuchung fein Re- 
ſultat gehabt. 

Von den gegen den Verurtheilten ermittelten Verdachtsmomenten ſind folgende 
hervorzuheben. 

Thomas hat zugeſtanden, mit der Wittwe Fuchs früher in einem näheren 
Verhältniſſe geſtanden zu haben, aber behauptet, feit feiner Entlaſſung aus dem Stadt- 
voigtei-Gefängnifie am 11. Juni 1862 nad Verbüßung der zulegt wegen Diebſtahls 
wieder ihm erkannten einjährigen Gefängnißftrafe die Verftorbene zwar öfter geſehen, 
aber nur einmal und zwar etwa vierzehn Tage vor ihrem Tode geſprochen zu 
baben; insbeſondere bat er bejtritten, am Tage vor der Auffindung der Leiche der 
Fuchs — am 21. Juli 1862 —- beziehungäweife in der darauf folgenden Nacht mit 
derfelben zufammen und überhaupt zu der angegebenen Zeit in der Haſenheide ge- 
wefen zu fein; vielmehr will er die Nacht vom 21. zum 22, Juli 1862 bi8 Mor- 
gend 5 Uhr gemeinfchaftlih mit dem Tiſchlergeſellen Römer hinter dem jüdijchen 
Gottesader vor dem Schönhaufer Thore zugebradht baben. 

Hiergegen ift erwiejen, daß Thomas nad) feiner Entlaffung aus der Gtadt- 
voigtei am 11. Juni 1862 nody vielfah mit der Wittwe Fuchs verfehrt bat, daß 
er namentlich aud am 21. Juli 1862 bis ſpät Abend mit derfelben zufammen in 
der Hafenbeide gejehen worden ift. Der Alibibeweid für die Nat vom 21. zum 22, 
Juli 1862 ift ihm volljtändig ei 

ugleich ift nachgewieſen, daß Thomas in der Zeit vor dem Tode der Fuchs 
eine höchſt feindfelige Gefinnung gegen diefelbe fowohl in Weußerungen zu dritten 
Derfonen, als aud in Drohungen gegen die Fuchs felbft an den Tag gelegt bat. 
Hierfür fpricht zunächſt das eidlihe Zeugniß der Ehefrau des Schantwirtbs 
Diefener. 

In deren unweit der Hafenheide an der Rigdorfer Chauffee gelegened Schank. 
Iotal fam Thomas um die Mitte Juni 1862, alfo bald nady feiner erwähnten Ent- 
laffung aus dem Stadfvoigtei-Gefängniffe und erkundigte fi, ob die Wittwe Fuchs 
noch zuweilen dad Lokal befuhe. Nach der Erwiderung der Diefener, daf ihr Ehe- 
mann der Fuchs dad Lokal verboten habe, erklärte er, die Fuchs müſſe no einmal 
unter jeinen Händen Erepiven, und fegte auf Die frage der verehelihten Diefener, 
weshalb? hinzu: er wolle nicht mehr leiden, daß biefelbe ſich dort berumtreibe. 

Um die nämliche Zeit ſah eined Tages der Buchhalter Beder, nad feiner 
beſchworenen Ausſage, auf einem Spaziergange duch die Hafenheide, die Wittwe 
Fuchs in Gefellihaft ded Thomas und noch zweier anderer ihm unbefannter 
Männer. 

Die vier Perfonen waren in einem Streit befangen und Beder hörte dabei 
die Fuchs zu Thomas fagen: 

»Karl, wenn du mich nicht zufrieden läßt, fo fage ich e8«, 
worauf diefer antwortete: | 
»Menn du nicht ftill bift, fo fchlage ich dich, biß du liegen bleibft.« 

Ungefähr 3 Wochen vor dem 21. Juli 1862 begegnete der nämliche Budy- 
halter Beder eined Abends abermald die Fuchd in der Hajenbeide. Sie war betrun- 
fen, blutete im Gefiht und befand ſich wieder in Gefellfchaft de Thomas, mwelder 
allerlei Unfug mit ihr trieb, fie bin» und berzerrte, ihr wiederholt Schläge verſetzte 
und fie endlich ergriff und tiefer in die Heide bineinführte. 

Ferner bat Die Ehefrau ded Arbeitsmannes Mundt eidlich bekundet, daß fie 
eine® Taged, Ende Juni oder Anfangs “Juli 1862, in der Nähe des Kottbufler 
Thores bierfelbit, den Tifchler Thomas in Gefellfchaft feined Bruderd, des Schlächters 
Thomas und bed Tapezierd Rathſack getroffen und gehört habe, mie. der Tilchler 
Thomas feinen Bruder aufgefordert, mit nach der Hafenheide zu kommen, um bie 
Fuchs aufzuſuchen, biefelbe habe. ihn verrathen, er wolle fie um die Ede bringen. 
Obwohl darauf der Schlaͤchter Thomas feinem Bruder abgerebet, nad der Heide zu 
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geben und bemfelben fogar mit Schlägen gedroht habe, fei dieſer doch nad der Heide 
egangen. 

un Während der Schlähter Thomas diefen Vorfall mit feinem Bruder wenig. 
ſtens als möglich zugegeben, jedod behauptet hat, nichts Genaues darüber befunden 
zu können, weil er bei der fraglichen Gelegenheit ſtark angetrunfen geweſen fei, iſt 
der Vorfall von dem Tapezier Rathſack eidlich volljtändig beitätigt worden. 

Nach der eidlihen Ausfage der Handeläfrau Jertz trat Tbomad am 13. 
Juli 1862 in der Hafenbeide an fie beram, während fie mie gewöhnlich dafelbit 
Backwaaren feil bielt und fragte in aufgebrachtem barſchen Tone nad der Fuchs. 
Nah erbaltener Auskunft rief Thoma: 

»Ich werde e3 ihr beforgen, an mich fol fie gedenken!« 

Etwa acht Tage dor dem Tode der Fuchs befand ſich der Arbeitämann 
Göden mit Thomas in der Hafendeide. In der Nähe des Turnplages trafen fie 
mit der angetrunfenen Fuchs zufammen. Thomas gerietb alsbald mit derjelben in 
Streit. Die Fuchs machte dem Thomas verjchiedene Vorwürfe, bezüchtigte ihn na- 
mentlic eines Uhrendiebſtahls. Thomas wurde hierüber fehr aufgebracht, ſchlug die 
Fuchs wiederholt und forderte fie auf, über den angeregten Diebtahl zu ſchweigen. 

Böden bat dieſe feine Ausſage eidlih nicht erhärten können, meil ev in 
Folge — Verurtheilungen zu Zuchthausſtrafen die bürgerliche Ehre ver- 
loren bat. 

Enblih hat Thomas wenige Tage vor dem Tode der Fuchs der Ehefrau 
des Dienfimannd Hübner, welde in der Hafenbeide wohnt, nad) deren eidlichem 
Zeugniſſe zugerufen: 

»Grüßen Sie die Fuchs von mir, und ſagen Sie ihr, ſie ſolle ſich vor 
mir in Acht nehmen, treffe ich ſie, dann kriegt ſie was ab, das ſchenke 
ich ihr nicht, weiter ſage ich nichts!« 

Aus dieſen verſchiedenen Bekundungen geht hervor, daß Thomas gegen die 
Fuchs in hohem Grade aufgebracht und zugleich von der Furcht beſeelt geweſen iſt, 
daß dieſelbe biöher unentdedte ſtrafbare Handlungen von ibm, welche ihr bekannt 
geweſen zu fein fcheinen, anzeigen könne. 

Als Grund für die Sinnedänderung des Thomas gegen die Fuchs, deren 
Zubalter er, wie unter ibreögleichen allgemein befannt, jabrelang geweſen war, ift 
aber außer der aud den dvorerwähnten Aeußerungen berborgebenden Annahme, daß 
diefelbe gegen ihn Verrath übe, noch ein anderer Umſtand wahrjcheinlih gemacht. 

Der Mebergefelle Matthed, welder im Sommer 1860 mit Thomas und der 
Fuchs verkehrte, hat nämlich bei feiner Vernehmung in der Vorunterfuhung bekundet, 
daf die Fuchs ihren Erwerb aus der Proftitution größtentheild® an Thomas babe 
abgeben müflen; Thomas babe derfelben Vorwürfe gemacht und fie geſchlagen, wenn 
fie nicht genug erworben; in Folge deſſen habe die Fuchs ſchon damald dad Ber- 
bältnig mit Thomas abzubrechen geſucht, und diefer habe Haß und Groll gegen 
die Fuchs gefaßt. 

Nah den Ermittelungen der Kriminal-Polizeibeamten batte ferner bie Fuchs 
in der legten Zeit ihres Lebens, indbefondere feit der legten Strafhaft ded Thomas, 
in der Perſon des Mebergefellen Anderd ſich einen anderen Liebhaber angeſchafft. 
Um fo mehr mag fie fi den Bewerbungen und Geldforderungen de Thomas nad) 
defien Wiederfreilaffung entzogen baben. 

Der Webergefelle Matthed bat in der Hauptverhandlung feine frühere Aus. 
fage zwar widerrufen unter der ftechen Behauptung, er müfle bei deren Abgabe 
verrüdt gewejen fein — mit dem Zeugeneide konnte er nicht —* werden, weil er 
eine vierjährige Zuchthausſtrafe verbüßte — und der Webergeſelle Anderd hat gar 
nicht vernommen werden koͤnnen, teil derſelbe inzwiſchen geſtorben war; die eriten 
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Ungaben des Matthes werden aber durch die eidlihe Ausfage der Handelsfrau Jerg 
unterftügt, welche bekundet bat, daß die Wittwe Fuchs ſich wiederholt bei ibr be- 
klagt babe, Thomas wolle immer Geld von ihr baben und mißhandle fie häufig. 

Mad nun die Unwefenbeit des Tbomad in der Hafenheide am 21. Juli 1862 
betrifft, fo ift er nicht nur von dem Schiehltandpäcter Braun, jomie dem Tuch— 
macher Stegler und dem Scarfrichterfnecht Werner mit Wahrſcheinlichkeit als von 
ihnen an dem gedachten Tage zu verichiedenen Zeiten in Gefellfhaft der Wittwe 
Fuchs gefehen, wieder erkannt worden ; fondern es ift auch don anderen Zeugen be- 
fundet worden, daß fie ihn ganz beftimmt an dem fraglichen Tage in der Haſen- 
beide gefeben haben. 

So haben der zehbnjährige Knabe Betbge und der vierzebnjährige Burſche 
Robrbed an jenem Tage gegen Mittag den Tbomad und die Fuchs unweit des 
Braunfben Scießftandes figen und gemeinfam effen und trinken gefeben. 

Abends zwifchen 8 und 9 Uhr hat der Arbeitsburſche Deblgardt auf einer 
Anhöhe hinter dem Stande der Handelsfrau Jerg die Wittwe Fuß in Geſellſchaft 
zweier Männer auf der Erde liegen gejeben; von diefen Männern bat Deblgardt den 
Einen mit voller Beftimmtbeit ald den Tifchler Thomas refognoßzirt. 

Die Frau Jertz, welche damald von Oehlgardt auf jene drei Verfonen auf- 
merkſam gemadt worden war, bat deffen Angabe beftätigt und erflärt, daß fie in 
dem Einen jener beiden Männer an Figur und Kleidung fofort den Tifchler Thomas 
erfannt babe. 

Gegen 9 Ubr bat fodann der Gürtlergefelle Rofenbabn aus Rixdorf, welcher 
den Tifchler Thomas fehr wohl kannte, weil derfelbe einmal feine, ded Zeugen, Ebe- 
frau beleidigt batte, auf einem dutch die Hafenbeide mit feiner Ebefrau gemadten 
Spaziergange den Thomas binter dem Stande der Marketenderin, gegenüber dem 
Happoldſchen Lokale figen gefehen und beim Vorübergehen gebört, wie Thomas die 
Morte gefprodyen: 

»Da find ja die Rigdörfer.« 

Bon befonderer Erbeblichkeit it die Audfage der Ehefrau des Arbeitdmanne® 
Mundt. 

Diefe bat nach ihrer eidliben Bekundung beobadtet, wie am Abend des 
21. Juli 1862 unweit de8 Turnplages eine Rotte von 7 oder 8 Männern wieder- 
bolt mit der betrunfenen Fuchs den gröbften Unfug getrieben bat. Die Männer 
—— der Fuchs die Kleider und bemühten ſich, dieſelbe an einen Baum zu 
binden. 

Von dieſen Männern hat die Mundt den Einen als den Tiſchler Thomas 
erkannt. Derſelbe ſchlug die Fuchs wiederholt, fo daß Letztere laut aufſchrie, und 
dabei nannte ſie ihren Angreifer einen alten Mörder, der einen Handlungsdiener 
gemordet und beraubt babe. Auf die hierauf von einem Anderen der Männer ge» 
machte Bemerkung: »Horch mal wie die Alte pfeift«, entgegnete Thomas, er folle 
nur warten, bis e8 Abend fei, dann wollten fie der Fuchs die Gedirme aus dem 
Leibe treten und fie kalt maden, daß diefelbe fie nicht mehr verratben fünne. Ein 
dritter der Männer bolte, während die Fuchs dem Thomas jene Vorwürfe machte, 
ein großed Meſſer aus der Tafche, defjen Klinge mit Dapier umwidelt war, und 
drohte damit der Fuchs. 

Bald nah der Entgegnung des Thomas gingen die Männer und die Fuchs 
nad verfciedenen Richtungen auseinander, kamen aber nad kurzer Zeit wieder zu- 
fammen, und Thoma fprad die Fuchs um Geld an, worauf diefe jedoch erklärte: 
„Ich will Dir fonft was, ald Geld geben; Du bajt ſchon genug gefoffen.« 

Danab begann der Unfug von neuem. 

Nachdem dann die Fuchs von der Rotte wieber losgelaſſen war, entfernte 
fie ſich nad dem nahe gelegenen Püſchelſchen Schanklokale. Gegen 10 Ubr fand fi) 
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diefelbe jedoch wieder bei dem dem genannten Lokale gegenüberliegenden Stande der 
Handeläfrau Thieme ein und forderte von diejer ein Achtel Branntwein. Die Thieme 
flug ihr died wegen ihrer Betrunfenheit ab, forderte aber den kurz vor dem Er- 
ſcheinen der Fuchs an ihren Stand berangetretenen Kupferdruder Scholler, welchen 
die Mundt Borber gleichfalls bei-jener Rotte Männern bemerkt hatte, auf, der Fuchs 
ein Daar Würſtchen zu kaufen. : Scholler verabreihte auch der Fuchs ein Paar fo 
eben von ihm gefaufter MWürftihen und ging jodann gemeinfam mit der Fuchs in 
ber Richtung nad dem Karlögarten au. 

Als Beide eine Strede gegangen waren, traten ihnen Thomas mit den an- 
deren Männern, weldye vorher mit der Fuchs Unfug getrieben hatten, entgegen. 
— umfaßte die Fuchs uud führte fie mit den Worten: »Komm mal Min- 
neken«, weiter in die Heide binein. 

Das war nah 10 Uhr. 


Etwa eine Stunde fpäter ift die Fuchs vermuthlich umgebradht worden. 
Denn gegen 11% Uhr vernabmen die Gürtlergefell Roſenhahnſchen Eheleute auf ihrem 
Rückwege durch die Hafenheide nad Rigdorf aus der Gegend zwilhen dem Turn- 
plage und dem SKtarldgarten, wo am nächſten Morgen die Leiche der Fuchs gefunden 
worden ift, einen von einer Frauenſtimme berrübrenden lauten Schmerzend- oder 
Schreckensſchrei, welhem ein mehrere Minuten andauernde Wimmern folgte. 

Dad Zeugniß der verebelihten Mundt ift nit nur durd die gleichfalls 
beeidete Ausſage ded Stupferdruderd Scoller, welder den anfänglihd wider ibn 
entftandenen Verdacht der Theilnahme an dem gegen die Fuchs verübten Verbrechen 
durch den überzeugenden Nachweis feined Alibi für die enticheidende Seit bejeitigt 
bat, fondern auch duch die befchworenen Bekundungen der von vornherein unver- 
dächtigen Zeugen, der Handelsfrauen Jertz und Thieme und des Arbeitsburſchen 
Oehlgardt unterftügt worden. 

Der Kupferdruder Scoller hat nad und nad bei feinen mehrfachen Ver— 
nehbmungen mit den Ungaben der Mundt völlig übereinftimmende Wahrnehmungen 
befundet; die Handelsfrau erg aber und der Arbeitsburſche Oehlgardt haben be- 
ftätigt, daß am 21. Juli 1862 Abends gegen 9 Uhr von einer Rotte mehrerer 
Männer der von der Mundt befchriebene Unfug mit der Fuchs getrieben worden ift, 
und die Thieme bat den von der Mundt und dem Scoller erzählten Auftritt zwi⸗ 
[hen Scoller und der Fuchs ebenfallß bezeugt. 

Den von Thomas für die Naht vom 21. zum 22, Juli 1862 angetretenen 
Alibibeweid anlangend, fo hat der Tifchlergefelle Römer die Angabe bed Thomas, 
er babe mit ibm, dem Römer, jene Nacht vor dem Scönbaufer Thore hinter dem 
jüdiſchen Gottedader zugebracht, ald eine unverfhämte Lüge bezeichnet. 

Römer bat freilich, ald nicht im Befige der bürgerlichen Ehrenrechte befindlicy, 
feine Ausfage nicht beeiden künnen. 

Indeſſen auch die gegen die Ausſage deffelben zur Aufrechtbaltung feines 
Alibi von Thomad vorgebradhte Behauptung, daß, ald er am 23. Juli 1862 auf 
dem Wleganderplage bierielbft verhaftet worden fei, der neben ihm ftehende Römer 
zu dem gleichfalls anweſenden Arbeitdmanne Bendig erklärt habe, Thomas künne der 
Thäter ded an der Fuchs verübten Morded nicht fein, weil er zu der Zeit der Ber- 
übung ded Verbrechens gerade mit ihm, dem Römer, anderweit zufammen geweſen 
fei, ift durch die eidliche Ausſage des Arbeitsmannes Bendig nicht beftätigt, viel- 
mebr ebenfalld ald erlogen bezeichnet worden. 

Schwerer ald durch feine von den genannten Zeugen befundete Anweſenheit 
in der Hafenheide am 21. Juli 1862 und als durch die an diefem Tage, ſowie ſchon 
früber vielfach gegen die fFuch8 ausgeſprochenen Drohungen, aus denen ein für eine 
Derfönlichkeit, wie die deö Thomas, zur Verübung eined Mordes binreihended Motiv 
der Feindſchaſt und des Haſſes, verbunden mit dem Wunſche, einen Mitwifler jtraf- 
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barer Handlungen los zu werden, zweifello8 zu entmehmen if, wird Thomaß dadurch 
belaftet, daß er jelbft außergerichtli zugeftanden, am Mbende ded 21. Juli 1862 
mit der Fuchs verkehrt zu haben, dabei zugleich über eine der Fuchs widerfahrene 
fhwere Mißhandlung Mittbeilungen gemacht bat und zwar zu einer Zeit, da daB 
an der Fuchs verübte Verbrechen in der Stabt noch nicht befannt wat. 

Nach den eibliben SZeugenaußfagen der unverebelihten Müller und des 
Schuhmachers Jäger trafen Beide am 22. Juli 1862, Morgend zwiſchen 8 und 9 
Uhr, — die telegrapbifche Anzeige von der Auffindung der Leiche der Fuchs kam erfi 
um 9% Uhr nad der Stadt — den Thomad auf dem Wleganderplage bierjelbit. 
Die umverehelichte Müller fragte Thomas, wo er feine Geliebte, die Fuchs, 'ge- 
laffen babe. 

Hierauf erzählte Thomas, daß die Fuchs vergangene Naht in der SHafen- 
beide von mebreren ihm unbekannten Männern gemißbandelt, namentlih mit Knüt- 
teln geſchlagen worden jei, ihm, dem Thomas feien von den Männern die Hände auf 
dem Rüden zufammengebunden worden, fo daß er babe zujeben müflen; erft nad 
beendeter Mifbandlung feien ihm die Hände gelöft worden, und babe er fib darauf 
aldbald entfernt. Auf die Frage der Müller, warum er ſich um die Fuchs nicht 
weiter befümmert babe, erklärte er, er wolle von der Fuchs wegen ihrer Trunkfucht 
nichts mehr willen, und auf die weitere frage, wo die Fuchs denn nun jei, att- 
wortete er: 

»In der Heide.« Ä 

Mit den beiden Zeugen begab ſich Thomas darauf vor das Schönbaufer 
Thor hinter den jüdiſchen Gottedader. Dort traf er außer mehreren anderen Ber- 
fonen auch den Arbeißmann Wolf. Diefem erzäblte, nad defien beihworener Au3- 
fage, Thomas ebenfallß den vorher der Müller und dem Jäger mitgetheikten Vorfall 
in Betreff der Wittwe Fuchs aus der legtvergangenen Nacht mit dem Zufage, daß, 
wie er ſich bei feinem Weggange überzeugt, die an der Erde liegende Fuchs damals 
mod gelebt habe. 

Auf die Bemerkung Wolffd, daf es doc Anrecht geweſen fei, die Fuchs in 
folhem Zuftande zu verlaflen, entgegnete Thomas: 

»Mun, daß ift meine Sache.« 

Diefe Bekundungen der drei Zeugen bat Thomas durchweg beftritten, zu- 
glei aber behauptet, er fei am jenem Morgen betrunfen geweſen. 

Nicht nur die genannten drei Zeugen, fondern auch alle anderen Perſonen, 
bon welden Thomas an jenem Morgen beobadtet worden iſt, haben jedoch überein- 
ftimmend bekundet, daß derjelbe volltommen nüchtern geweſen ift. Abgeſehen von 
jener, offenbar zur Ablenkung des fofort wider ihn entjtandenen Verdachts erfunde- 
men gun bat fih Thomas auch durch fein ſonſtiges Berbalten nad dem 21. 

Juli 1862 bis zu feiner Verhaftung ſchwer verdächtigt, und indbefondere am 22, 
a 1862 aud ein zur Ausführung ded an der Fuchs verübten Morded geeignetes 
eſſer ſehen laffen. 

In dieſer Beziehung iſt noch Folgendes anzuführen. 

Am 22. Juli 1862, Morgens zwiſchen 7 und 8 Uhr, ſprach Thomas in der 
Blumenſtraße hierſelbſt den ihm befannten Arbeitsmann Boden um einen Schluck 
Branntwein an. 

Bochow bemerkte bei diefer Gelegenheit nad feiner eidlihen Außfage, daf 
Thomas den Kinnbart, welchen deufelbe now am Tage vorher getragen, entfernt hatte, 
Bochow bat died gleich darauf dem mit ihm zufammen arbeitenden Arbeitömanne 
Kraufe nad deſſen gleichfalls beſchworener Ausſage erzählt. 

Thomas hat hiergegen zwar behauptet, daß er ſich den Kinnbart bereits 
einige Wochen vor dem Tode der Wittwe Fuchs babe abnehmen laſſen, allem von 
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fämmtlicyen Zeugen, welche ibn am 21. Juli 1862 geſehen baben, ift übereinjtimmend 
betundet worden, daß er an diefem Tage den Kinnbart noch getragen bat. 

Hiernad läßt fib nur annehmen , daß Thomas gleih am frühen Morgen 
bes 22. Juli 1862 die Entfernung des Barted bewirkt bat, um feine Wiedererfen- 
nung zu erſchweren. 

Auf die aleihe Abficht deutet der Umftand bin, daß er am 22. Juli 1862 
zwei Mützen bei fich getragen bat, in Betreff deren er auf Befragen erklärte, daß 
er fie zu feinem Geſchäft gebrauce. 

Dem Zeugen Bochow hatte Thomas bei ihrer Begegnung fehr verftört aus- 
gejeben, die underebelihte Müller und dev Schubmader “Jäger fanden ihn, al& fie 
etwa eine Stunde fpäter mit ihm zufammentrafen und er ihnen den angeblichen 
Vorfall 4 der Fuchs aus der vorhergegangenen Nacht erzählte, ebenfalls aufgeregt 
und verſtört. 

Die nämliche Bemerkung an Thomas machten ſpäter ihren eidlichen Belun- 
dungen zufolge die Wittwe Groß und der Arbeiter Wolff. 

Thomas traf die letztgenannten beiden Zeugen, ſowie den Arbeiter Rühl vor 
dem Schönhauſer Thore hinter dem jüdiſchen Gottesader, wohin er die unvderebelichte 
Müller und den Schuhmacher Jäger begleitet hatte. ‚Er blieb mit diefen Derfonen, 
zu denen ſich fpäter noch der Seidenmwirker Schul; und der Raſchmacher Stechert 
gefellten, mehrere Stunden zufammen. Während diefer Zeit bat die Wittme Groß 
um ein Mefler zum Zerſchneiden ihred Brote. Thomas langte darauf ein ziemlich 
großes Mefier mit einer blank gefchliffenen und augenſcheinlich friſch gepupten, etwa 
4 Zoll langen Klinge aus der Taſche hervor, machte ed auf, fuhr mit demfelben in 
beftiger Weile dur die Luft, indem er dabei die Worte ſprach: 

»Es ift mir ganz egal, ob id heute Einen todtftehe oder nit, mein 
Leben iſt doch Grad.« 

Dann überreichte er dad Meſſer der Groß mit der Warnung, ſich nicht zu 
ſchneiden, er babe ſich erft geitern mit demſelben geſchnitten. 

Thomas machte ſich faſt ausfchließlih mit der an Jahren bedeutend älteren 
Groß zu thun und fragte diefelbe, nachdem er ‚ihr mitgetheilt, dah er von der Fuchs 
nichts mebr wiſſen wolle, ob er nicht fernerbin mit ihr, der Groß, zufammengeben 
fönne. Der Raſchmachergeſelle Stechert, welcher diefe Annäherung ded Thomas an 
die Groj bemerkte, äußerte aud Anlaß deffen zu Thomas, daß er fihb auch eine 
befiere ausſuchen könne. 

Hierauf erwiderte Thomas: 

»Ich will exit zufeben, ob dad A.. Geld verdient, und wenn es nicht 
genug ift, wird ihr der Bauch aufgefhnitten bis an den Nabel.« 

Endlich ift noch zu erwähnen, daß Thomas, nachdem er am Nacmittage des 
23. Juli 1862 ‚verhaftet war, bei feiner Vorführung vor den Kriminal Kommiſſarius 
Bormann von ber Ermordung der Wittwe Fuchs, obwohl bereitd die ganze Stadt 
von derfelben ſprach, noch gar feine Kenntniß zu baben behauptete, während er im 
Widerſpruche hiermit vor Gericht angegeben bat, daß er die erſte Nachricht über den 
Tod der Fuchs am Vormittage des 23. Juli 1862 in einem Scantlofale in der 
Königsſtraße ‚erhalten babe. 

Mird zu diefen imeinandergreifenden ndicien noch da8 Benehmen des Tho- 
mad in der Unterfuhung in Betracht gezogen: 

daß er, wie die ihn belaftenden, jo aub an und für ſich unverfänglibe und 
dabei ‚zweifellos ‚exwiefene Thatſachen auf daB Frechſte geleugnet; 

daß er Zeugen, weiche ihre für ihn nachtheiligen Ausſagen bei der Gegen- 
äberfiellung ihm ind Geficht wiederholten, in der böchken Aufregung in Gegenwart 
des Kriminalgerihtö beſchimpft und lebendgefährlich bedroht; 

‚daß er verfucht, bald diefen bald jenen der Verübung des Verbrechens zu 
verdäctigen, und daß er auch bei det mündlichen Hauptverhandlung nad dem Be- 
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richte ded Schwurgerichtd-Borfigenden durch fein ganzed Auftreten einen höchſt un«- 
günftigen Eindrud bei allen Theiten hervorgebracht hat, fo ift feine frage, daß das 
ihn ſchuldig ſprechende Verdift der Gefchworenen ſich ald der Sadlage widerfprechend. 
nicht bezeichnen läßt. 

Allein es kann nicht verfannt werden, daß die Unterfuhung ungeachtet aller 
Ermittelungen eine genügende Aufklärung über den Hergang bei der Tödtung der 
Wittwe Fuchs nicht zu verſchaffen vermodt bat, diefer Hergang bielmebr in Duntel 
gehüllt geblieben ift. 

Vor allem ift ed, menngleih die That nah dem Gutachten ber ärztlichen 
Sahperftändigen von einem Einzigen verübt fein fann, doch nicht unmwahricein- 
lich, daf außer dem Verurtheilten nody Andere bei derfelben betheiligt geweſen find. 

Daf die That im Beifein oder gar unter Beibülfe jener Notte von Män- 
nern außgefübrt ift, welche nach den Seugniffen der verehelichten Mundt, der HandelB- 
frau erh, des Kupferdruderd Scholler und bed Arbeitsburſchen Deblgardt am 
Übende ded 21. Juli 1862 mit der Fuchs unverholen Unfug getrieben haben, läßt 
fi zwar nicht annehmen, weil in diejem Falle die Gefahr eines Verraths eine allzu 
große gemejen märe. 

Aber die Fuchs ift auch, nachdem der mit ihr getriebene Unfug bereits vor- 
über war, wenigſtens wahrfcheinlih noch mit anderen Männern, ald® mit Thomas 
zufammen gemefen. 

Die unverehelichte MWiltend hat nad ihrer freilich uneidlihen Ausfage — der- 
felben war damald die Ausübung der bürgerlihen Ehrenrechte unterſagt — am 
21. Juli 1862 Abends zwiſchen 9 und 10 Uhr in dem Püſchelſchen Gartenlofale 
in der Safenheide die Fuchs in Begleitung eined Manned getroffen, welder die Dro- 
bung außgeitoßen haben fol, der Fuchs dad Meffer durch den Leib rennen zu wollen. 
In diefem Manne bat die Wilken! den Tiſchler Thomas nicht erkannt. 

Allerdings ift die Fuchs erft nachher mit dem Kupferdruder Scholler bei der 
Handeldfrau Thieme zufammengetroffen und von da fodann durch Thomas in die 
Heide bineingefübrt worden. Jedoch noch fpäter, nämlid bald nad 11 Uhr bat der 
Dachdecker Krämer, mie derfelbe eidlich befundet hat, die Fuchs wieder vor dem 
ai Schanklokale ftehen feben und in ihrer Nähe zwei Männer liegend 
bemerft. 

Endlich haben die Gürtlergefell Roſenhahnſchen Eheleute beſchworen, daß fie 
etwa eine halbe Stunde, bevor fie den lauten Schmerzensſchrei gehört, gegen 11 Uhr 
in der Näbe des Höfchenfchen Lokals in der Hafenbeide die Wittwe —* mit einem 
Manne an einem Baume ſtehen geſehen haben. Schon bei ihrer Vernehmung in 
der Hauptverhandlung hatten die Roſenhabnſchen Eheleute angegeben, fie glaubten, 
nicht, daß diefer bei ber fyuchd bemerkte Mann der Verurtheilte geweſen fei; bei 
ihrer aus Anlaß der nachträglihen Recherchen nochmals erfolgten Vernebmung haben 
fie mit vollfter Beftimmtbeit erklärt, daß jener fraglide Mann nad Kleidung und 
Körpergröße nicht der Verurtbeilte gemwefen fei. - 

Hierzu kommt, daß der Verdacht der Theilnahme an dem Verbrechen, vor- 
nehmlich wider den Bruder des Verurtbeilten, den Sclächtergefellen Thomas, wenn 
fhon diefer Verdacht zur Begründung einer Anklage nit für binreibend erachtet, 
doch auc nicht gänzlich befeitigt worden ift, im ſofern namentlih auch deſſen An⸗ 
wefenbeit in der Haſenheide am Abende ded 21. Juli 1862 und fein Verkehr mit 
feinem Bruder und der Wittwe Fuchs von mehreren Zeugen wahr gehalten, während 
fein behauptetes Alibi für die fragliche Nacht nur durch das Zeugniß feiner der Pro- 
ftitution ergebenen Geliebten, und deren Schlafſtellenwirthin unterjtügt worden ift. 

Schließlich läßt fih auch nicht verbeblen, daß die gegen den Werurtbeilten 
fprehenden Indicien an Kraft darum verlieren, weil die Zeugen, aus deren Aus. 
fagen bdiefelben geſchöpft find, großentbeild ebenfo, wie der Werurtbeilte und das 
Opfer des in Rebe ftehenden Verbrechend zu dem Auswurfe der menſchlichen Gejelt- 
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Die nachträglich angeftellten Ermittelungen haben noch befonderd die Glaub- 
würdigleit der verehelichten Mundt und des Kupferdruderd Scholler, zweier Zeugen, 
auf deren Belundungen die Geihmorenen zweifelsohne Gewicht gelegt baben, er- 
beblih abgeſchwächt, in fofern fie diefelben der Kollufion miteinander und die bver- 
ebelihte Mundt überdied der wiſſentlich falfhen Verfiherung einer Thatſache in dem 
Ractragd + Verfahren unter Berufung auf den bereit? früher geleifteten Eid ver- 
dächtigt haben. 

Menngleih deffenungeachtet die Betheiligung bed Verurtbeilten an der Er- 
mordung der Wittwe Fuchs nah dem oben Vorausgeſchickten unzweifelhaft ift, fo 
fehlt es doch, fobald auch nur die Möglichkeit einer Betbeiligung no einer anderen 
Derfon an dem Verbrechen vorliegt, wie died in der That der Fall ift, an jedem 
Anhalte dafür, melderlei Art gerade die Thätigkeit ded Verurtheilten bei der Aus- 
führung des Berbrechend gemeien ift. 

Die ertannte Todesftrafe ift durch Allerhöchſte Ordre vom 22. “Januar 1866 
in lebendtänglide Zuchthausſtrafe verwandelt. 


III. 


Mnterfuchung wider den Zimmermann Thelmann. 


Der am 29, April 1834 zu Ochtendung im Kreife Mayen gebotene und 
gulept zu Kalt im Landtreife Cöln wohnhafte Zimmermann Anton Thelmann ift 
urch Erkenntniß ded Aſſiſenbofes zu Eöln vom: 23. Juli 1864, nadydem ihn die 
Geſchworenen mit abjoluter Stimmenmehrheit für ſchuldig erklärt: 

in der Zeit vom 8. zum 9, November 1863 in der Nähe von Deuß die 
pr Johanna Harmgardt vorfäglih und mit Ueberlegung getödtet 
zu baben, 
auf — des 6. 175. des Strafgeſetzbuchs wegen Mordes zum Tode verurtheilt 
worden. 

Am Morgen des 9. November 1863 wurde auf dem Kirchhofe zu Deuß 
bon dem Tobdtengräber Schmig ein Grab, worin derjelbe acht Tage vorher eine 
Leiche beerdigt hatte, friſch aufgewühlt gefunden. Beim Nachgraben entdedte er bald 
eine zweite Leiche, moran der Kopf fehlte, ganz nadt und außerdem an der Fußzehe 
verftümmelt. Diefe zweite Leiche, weiblichen Geſchlechts, wurde ungeachtet jener Ver— 
ftümmelungen, wodurd fie unfenntlih gemacht werden follte, von mehreren Bemwoh- 
nern bon Kalk al jene der Louiſe Harmgardt anerkannt. 

Legtere hatte am vorherigen Abend nah 6 Uhr ibre Wohnung zu Kalk ver- 
laffen, und war von diefem Audgang, den fie ohne Begleitung gemacht, nicht mehr 
zurüdgefehrt. Der Verdacht ihrer Ermordung fiel aldbald auf den Simmermann Anton 
Thelmann, welcher, obgleich verbeirathet, ſchon mehrere Jahre mit ihr gelebt, in jüng- 
fter Zeit aber ein neues Liebeöverhältniß mit einem Dienftmädchen, Wilhelmine 
Knobbe aus Efjen, angelnüpft hatte. Dieſes neue Verhältniß gab zu Zwiſtigkeiten 
zwifchen der Harmgardt und Thelmann Beranlaffung, die immer beftiger wurden, je 
näher die Zeit beranrüdte, in welder Thelmann die Knobbe zu beirathen ver- 
fprochen batte. 

Um legtgedachten Abend hatte Johann Thelmann, ein Bruder deö Unge- 
Hagten, die Louife Harmgardt zu einer Zuſammenkunft mit feinem Bruder Anton 
im freien Felde, da, wo Fruchtbarmen ſich befanden, bewogen, und kaum eine Stunde 
nachher börte man von jener Stelle den zweimaligen Schrei einer frau, auf welchen 
Todtenſtille folgte. In derfelben Nacht paffirte Anton Thelmann mit einem Packet 
unterm Arme, worin fib der form nad der Kopf eines Menfchen befinden konnte, 
dad Deug-Müblheimer Thor, und ward, nachdem ſich das Gerüht von Auffintuna 
der Leiche verbreitet hatte, am zweitfolgenden Tage in dem Augenblide verhaftet, als 
er zur Flucht ſich bereiten wollte, 

Was zunächſt den objektiven Thatbeitand betrifft, fo haben die Sachverſtän- 
digen nad vorfchriftägemäß jtattgehabter Obduktion der Leiche ihr wiſſenſchaftlich 
motivirted Gutachten dahin abgegeben, daß unzweifelhaft gewiß der Tod der Harmgardt 
dur Verblutung in Folge der mittelft eines fehr ſcharfen und fchweren Inſtrumentes 
(einer Stoßaxt) unter Kraftanftrengung bewirkter gemwaltjamer Trennung der Haupt- 
biutgefäße am Halfe berbeigefübrt worden: ift. 

Die Thäterſchaft des Verurtheilten anlangend, fo bat derjelbe noch vor der 
Verhandlung der Sache drei verjchiedenartige Geftändniffe abgelegt. 
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Nad dem erfteren mollte er mit der Pouife Harmgardt am fraglichen Abend 
zwar zujammengetroffen fein, aber im Wortwechſel nur mit dem Regenſchirm fie 
auf ben Kopf geſchlagen haben, wonach fie auf einen Ehauffeeftein gefallen und todt 
liegen geblieben fei, er babe fie dann zu den Fruchtbarmen hinter dem Deuger Kirch- 
bofe getragen, dort der Reiche den Kopf abgefchnitten und fie fodann auf dem nahen 
Kirchhofe beerdigt. 

In dem zweiten Geftändniffe gab er zu, auf Zureden feined Bruderd Jo—⸗ 
bann die That befhloffen, und bie 8* Harmgardt vorſätzlich und mit Ueber⸗ 
legung an den Fruchtbarmen durch Schläge mit einem Stein getödtet zu haben. 

Nach wenigen Tagen wiederholte er dieſe Angaben. Schon einige Tage vor 
dem 8. November 1863 fei der Gedanke, die Harmgardt zu tödten, zwiſchen ihm 
und feinem Bruder beſprochen worden, an jenem Tage bei im zum feſten Entſchluſſe 
gediehen und zur Ausführung gebracht. Des SHergangd erinnere er fi nur noch 
foweit mit Beftimmtheit, daß er meine, die Harmgardt nad längerem Zwiegeſpräche 
plöglich mit der linken Hand am Halfe ergriffen, fie rafch zu Boden gedrüdt und 
ihr mit dem Meſſer, welches er bei fich geführt, den Hals aufgefchnitten zu haben. 
— Aus der Aufregung hierüber zur Befinnung zurüdgelehrt, habe er, das biutende 
Meſſer in der Hand, bei der Leiche geftanden — Den Kopf der Reihe vom Rumpf 
getrennt zu haben, ftellte er hierbei in Abrede. 

Auch wiederholte er vor dem Affifen-Bräfidenten im Arreſthauſe diefe Erflä- 
rungen mit dem Bemerten, daß er von feinem Gewiſſen gedrüdt, die Ablegung eines 
Geftändnifled dringend gewünſcht habe, verblieb aber dabei, daß fein Bruder “Johann 
ihn zur That beredet. 

Wenn er nun auch dieſe Erklärungen, mit denen er die vorſätzliche und über- 
legte — der Harmgardt zugeſtanden, obgleich er ſie in durchaus ernſter und 
freiwilliger Weiſe und mit dem vollſten Bewußtſein abgegeben, vor dem Aſſiſenhofe 
zurückgenommen und ſich im Weſentlichen dahin erklärt hat, die That ſei feine im 
Voraus beſchloſſene geweien, fondern die Zuſammenkunft mit der Harmgardt habe 
nur den Zweck einer Beredung über Vermögend - Uudeinanderfepung gehabt, mobei 
er mit ihr in Streit gerathen fei, in feiner Aufregung fie zu Boden gefchlagen, und 
dann — mie er glaube, mit einem Meſſer fie getödtet habe, dabei auc jede Theil- 
nahme feined Bruderd widerrufen und binfichtlich deflelben angegeben hat, er habe, 
erft nach der That hinzugekommen, ihm nur beim Sinfchleppen der Leiche nad dem 
Kirchhofe und zwar nur auf dringende Bitten und Droben gebolfen — fo ift feine 
Verurtbeilung doch auch ganz — von allen ſeinen Geſtändniſſen auf den Grund 
der gegen ibn geführten Beweiſe mit vollem Rechte ausgeſprochen und in feiner Ver⸗ 
gangenbeit liegen nur folde Momente, melde ibn ald einen Menfchen fchlechtefter 
Art charalteriſiren. 

Nachdem er mit der Harmgardt länger als drei Jahre unter den berfchie- 
denjten Berbältniffen in den vertrauteften Beziebungen geftanden, feinen ibn zur 
Ermordung derfelben zwei Motive beftimmt zu baben. Sie hing an ihm mit folder 
Leidenſchaftlichkeit, daß fie trog der brutaliten und erheblichſten Mikhandlungen, denen 
fie häufig außdgefegt war, und die fomohl in der rohen Gemüthsart des Berurtheil- 
ten als im beiderfeitiger Eiferfucht ihren Grund hatten, zu der aud die Harmgardt 
in der legten Zeit durch Verkehr mit anderen Männern Anlaß gegeben zu haben 
feheint, doc öfter Auferte, fie fünne von ibm nicht ablaffen und werde feinem neuen 
Liebesverhältniß mit der Wilhelmine Knobbe überall in den Weg treten. Wenngleich) 
fie ihm hiernach neben der Wilhelmine Knobbe allmälig unbequem zu werden anfing, 
fo mußte er doc einen Bruch mit ihr befürchten, da fie mit ihm das Geheimniß 
eined unbekannt gebliebenen Verbrechens getbeilt zu haben fcheint. Oft brad fie, 
nachdem Thelmann fie gemißhandelt, in die Worte aus: 

j wenn ich wollte, ich könnte ihn in Ketten und Banden bringen, doch 
ich kann ſchweigen«, 
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und Thelmatn Fuchte fie dann, fo oft derartige Drohungen gegen ibn gerichtet 
waren, fofort in jeder Weiſe zu befhwichtigen. 

Mie Thelmann nun, obaleih er in Schulden verfunfen war und von feinen 
Gläubigern gedrängt wurde, allmälig die Wilhelmine Knobbe durch ebenfo lügen- 
haftes als heuchlerifched Benehmen zu umgarnen mußte, fo daf er in. ibren Augen als 
ihr verlobter Bräutigam galt und fie glauben gemadt hatte, die Hochzeit folle ebe- 
ftend vor fi geben, fo mufite auf der anderen Seite nothwendig eine Erfaltung 
gegen die Harmgardt bei ihm eintreten und nah und nah der Gedanke beranrei» 
fen, fi ihrer auf irgend eine Weife zu entledigen. 

Nachdem er fi im Laufe der Woche vom 1. bi zum 8. November 1863 
mehrmals heimlich mit feinem Bruder Johann befproden, fuchte Icpterer die Harm- 
gardt von ihrem Mohnorte Kalt nah Cöln fortzuloden, jo daß es ihr felbft auffiel 
und fie ihre Bedenken, dem Berlangen nachzugeben und ihre Befürchtungen dritten 
Derfonen gegenüber äußerte. 

Auch am 8. November in den Nachmittagsſtunden ift er in der Wohnun 
der Harmgardt geweſen und zwar um die legtere auf dringende Bitten feineß 
Bruderd und in deffen Auftrage zu erfuchen, zu demfelben auf die Chauſſee binaus- 
zufommen. Gie bat dann gegen 6 Ubr, nur ein Tuch über ihren Kopf geworfen, 
eilig ihre Wohnung verlaffen, und ift von diefem Gange nicht wieder zurüdgefehrt. 
Beioeif Daß Anton TIhelmann fie um jene Zeit getödtet, ergeben num folgende 

eweiſe. 
Er iſt unmittelbar ſowohl vor als nach der That in der Nähe des DOrte& 
derjelben betroffen worden. 

Etwa um 6 Ubr bat er fib im Wirthshauſe von Hallbauer mit zwei oder 
drei Begleitern ungebörig benommen. Danach ift er etwad nah 6% Uhr von der 
Ehefrau Neulich in der Näbe der Kalter Straße gefehen und erfannt worden, ob- 
gleih er fogleih in da8 Glacid fprang und unter den Bäumen verſchwand. 

Um 7% Ubr börte dann der Bremfer Nellen don den Barmen ber zweimal 
den Schrei einer ängſtlichen abgebrochenen Frauenſtimme. 

Den Dienftmann Fehrer bat der Ungellagte fodann um 8% Ubr auß ber 
Nähe des Deuper Eifenbahnhofes mit dem Wuftrage zur Wirtdin der Harmgardt 
geſchickt, ihr zu fagen, fie möge die Lıfette (Harmgardt) vor Montag Abend nicht 
erwarten, da fie in Cöln waſchen und ein krankes Kind verforgen müfle. 

Mie ihn diefe Beitellung, durch die er die Nachforſchungen nad dem Ber- 
bleiben der Harmgardt möglichft hinauszuſchieben verſuchte, —— ſo hat ihn 
der Schreiner Potthart in der Nähe des Deutzer Kirchhofes zwiſchen 10 und 11 Uhr 
Abends trotz des überaus ſchlechten Wetters mehr umherſchlendernd als gehend ger 
troffen und ihn dabei in gedämpftem ſchwermüthigen Ton die Worte ſingen hören: 

»Mein Liebchen iſt verſchwunden.« 

Endlich bat er um 4l Uhr Nachts mit einem Packet unter dem Arme bie 
damals beſonders befchwerlihe und gefäbrlide Daflage über dad Müblheimer Thor 
genommen und gegen den Wächter Brafchof, der ihn auf einen anderen Weg meifen 
wollte, geäußert: 

ns babe feine Zeit und müfle bier durch, wenn es auch jein Leben 
ofte.« 

Am Montag den 9. Morgend gegen 7 Uhr traf er bei Lenendeder ein, die 
Hofe und die Stiefel über und über befhmupt und jo mit Lehm bededt, daß Leyen⸗ 
beder die Hofe nur durch zweimaliged Waſchen nothdürftig reinigen konnte, Aufer- 
dem war die Hofe zwiſchen den Beinen aufgeriflen, auc fonjt von Dornen zerriffen. 
Wie legtere Spuren auf feine Tbätigfeit beim Hinüberſchaffen der Leibe über die 
Kirchhofshacke, erftere auf feine TIhätigfeit am Orte der That und auf dem Kirch 
bofe hindeuten, fo war ferner fein Hemd von biefer außerordentlihen Unftrengung, 
obwohl feit der legten Wäſche nicht oft getragen, vom Schweiß durchnäßt. 


Drei Rapitalfäle. 417 


Ein meitered wichtiges Ueberführungd-Moment bilden die Bilutflede, die an 
feiner Kleidung gefunden find. 

Die Kappe zeigte an der vorderen Seite fünf Blutflede, die bei der mifrod- 
fopifhen und chemifchen Unterfuhung als durch Sprigen aus einer kleinen menſch⸗ 
liben Puldader entftanden, erfannt wurden. Auch der blaue Kittel hatte auf der 
rechten Bruftjeite und auf dem Rüden gleihe Blutflede. Weitere Flecke auf der 
linten Seite der Bloufe und der äußeren Seite ded rechten Norberärmeld bat bie 
chemifche Unterfuhung als ausgewaſchene Blutflede herausgeſtellt. Die blaumollene 
Unterjade, die er unter der Bloufe getragen, zeigte Flecke, die von durchgefidertem 
Blute herrührten. 

Außer diefen Momenten ſpricht gegen ihn der LUmftand, daß ber Hals ber 
Harmgardt mit einer Stoßagt durchſchnitten zu fein ſcheint und er eine ſolche befeflen 
und mit großer Gefcidlichkeit zu führen verftanden bat. 

Zu alledem tommt feine Erſcheinung und fein Benehmen am Montag nad 
der That. Mit fablen vergerrtem Geficht, übernächtigem Ausſehen trat er in bie 
Wirthſchaft des Wuͤnſch, mofelbft fein verftörted unftäte8 Benehmen allgemein auffiel 
und der Schreiner Adam ſich fogar veranlaßt fand, die Ehefrau Wünſch vor diefem 
»unbeimliben Gajte« zu warnen. Eein Bier blieb unberührt jtehen, während er 
zum Fenſter auf die Straße hinausſtarrte. 

päter lehnte er fich bei dem Dienftmann Kraft mit dem Stuhle gegen bie 
Wand und ftarrte die Dede an, äußerte aber doc, nad dem Grunde gefragt, »er 
wiſſe doch nicht, daß er verlegen fei.e Er erzäblte ferner, er fei faft die ganze Nacht 
in dem müften Wetter gewefen, und Nachmittags ſchien er zu fchlafen, während er 
die Mugen groß und »wie verdrebt« offen hatte. Um folgenden Morgen verhaftet, 
fragte er den Gensdarmen mit den von Schuldbewußtfein zeugenden Worten: «Etwa 
wegen des Mädchen don Kalk?« nad dem Grunde feiner Berbaftung, und fehte 
binzu: »er habe mit ihr Bekanntſchaft gehabt und fie zulegt am Sonntag den 8, No- 
bember gefeben, mo er fie auf den balben Weg nah Falk begleitet habe.« 

Mie biernad die Motive, die ihn geleitet, feine längere Anmefenheit am Orte 
der That, fein Berbalten nad derfelben, der Zuftand feiner Kleidungsſtücke unmider- 
leglih für feine Thäterfchaft fprechen, zumal fein anderer auch nur entfernt ein 

leiches Intereſſe an der Ermordung der Harmgardt hatte, fo ftimmt hiermit auch 
beine ganze Vergangenheit überein. 

on der Natur förperlib und geiftig reichlih audgeftattet, wurde er von 
feinem Lehrer anfänglich für denfelben Stand auderfeben, aber der fhlimme Ruf 
feiner Sfamilie, dem auch er immer mehr verfiel, nötbigte ihn, dad Gewerbe der Sei⸗ 
nigen al8 Zimmergefelle zu ergreifen. Jener Ruf bezeichnete die familie Thelmann 
in ihrer Heimath Ochtendung ald Brandftifter, fodann in Efchweiler, wohin fie ver- 
zog, ald gefäbrlihe Diebe. Somohl Anton ald Jobann Thelmann und nicht minder 
ein dritter Bruber find denn auch megen Diebſtahls bereitd verurtheilt und außer- 
dem ward Anton Thelmann im Soldatenftande wegen Mißbrauchs feiner Dienft- 
gewalt degradirt. 

Schon damald verführte er ein braved Mädchen, mit dem er verlobt war. 
Seine Ehefrau beiratbete er, aus gleihem Grunde dazu genöthigt, verlieh fie aber 
nad einigen Jahren ohne —— in ihrer höchſten Armuth, und veranlaßte 
diefe fait fupide Frau einft am fpäten Abend zu einem Ausgang mit ihm ind feld, 
wo er in ihrer Gegenwart unter dem Vorwand, nac feinen Geräthſchaften zu fuchen, 
eine grabesähnliche Grube grub, dann unter dem Scheine liebender Umarmung fich 
mit ibr zu Boden legte und diefen Moment zum Verſuch ihrer Erwürgung benupte, 
welchen die Ehefrau nur mit äußerſter Kraftanftrengung bereitelte. 

Die erkannte Todeöftrafe ift in Folge Allerhöchſter Beftätigung vom 23, No- 
vember 1865 vollitredt worden, nahdem Thelmann nun noch zubor ein unummwun- 
denes Geftändniß ber That abgelegt hatte. 


Mittbeilungen 


aus den 
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Art. 75. des Gefepes vom 3. Mai 1852. Zeitpunkt biß zu wel« 
em beim Geftändnif der Antrag auf mildernde Umfiände 
und die Verhandlung darüber ftattbaft ift. 


&; wird gegen 3 Angeklagte wegen ſchweren Diebftahl® verhandelt. Der jmpio- 
rant Topolski erklärt ſich Peii dad Geftändnif wird allerfeit® für ausreichend 
ertlärt und es umterbleibt baber bei ihm die Zuziehung der Geſchworenen. Gegen bie 
anderen Mitangellagten wird dagegen mit Zuziebung der Geſchworenen verhandelt. 
Nachdem fodanm diele ihre Verdikte abgegeben hatten und diefelben verkündet worden 
waren, beamtragte der Staatsanwalt zu Gumften jene® geftändigen Topolöfi die An- 
nahme mildernder Umftände, der Gerichtöhof erkannte jedod ohne Rückſicht anf die- 
fen Untrag fofort gegen alle 3 Angeklagte und zwar auf die volle Strafe, indem er 
jenen Antrag des Staatdanmwaltd in Betreff des Topoläfi nah Abſchluß der Be— 
mweißaufnahme umd nad Verkündigung der Verdikte der Geſchworenen in Betreff der 
Mitangellagten nab Art. 75. für verfpätet erklärte. 

Auf die Nichtigkeitöbefhwerde des Topoläfi bat das Dber - Tribunal im 
Betreff feiner am 11. April 1866 (Nr. 465. I.) vernichtet. Denn, fo heißt es, 
der Art. 75. bat feinen beſtimmten Endpuntt für die Erledigung eines Schuld - 
befenntniffed feftgeftellt, und ebenfo wenig für die Erörterung eines etwaigen An- 
— auf Annahme mildernder Umſtände. Nach der Natur einer gerichtlichen Ver . 
handlung zum Zweck eines Straferkenntniſſes kann demnach erſt der Schluß derſel⸗ 
ben behüfs Abfaſſung des Urtheils für entſcheidend erachtet werden. Davon läßt 
fi auch im vorliegenden alle keine Ausnahme machen. Allerdingd war dad Ge⸗ 
ſtändniß Topoldtiß in feiner Faſſung feftgeftellt und befchloffen worden, ohne mit Geſchwo⸗ 
renen in Betreff feiner zu verhandeln. Hiermit war indeh eine weitere Verhandlung 
in diefem Betreff offenbar nicht ausgeſchloſſen, fo wenig als durd die gegen die 
anderen Mitangeflaaten nöthige vollftändige ſchwurgerichtliche Verhandlung, vielmehr 
war daneben eine Fortfegumg und der Abſchluß der Verhandlung mit Topoläfi noch 
immer möglich geblieben und durd fein Geſetz ausgeſchloſſen. Wenn nun nad Ub- 
ſchluß der Verhandlung mit den Mitangeflagten durch den Wahrſpruch der Geſchwo— 
venen von dem Staatsanwalt felbjt noch die geſetzlich zuläffige Annahme von mil- 
dernden Umftänden angeregt ward, und zwar in einer dem Angeklagten günftigen 
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Weife, fo hatte ber Gerichtähof entweder nady Art. 75. ber’ günfligeven Annahme 
beizutveten oder- nach Art. 76. die zu entfheidenden Thatfragen an die Geſchwore⸗ 
nen zu bringen. 


Art. 75. bed Gefeged vom 3. Mai 1852, 


Ueber die Unzuläffigteit einer Feftftellung der Thatfrage theild durch Ge- 
ſtändniß, theil® durch Verditt der Gefhmworenen im falle eines innerlich verbundenen 
Thatbeftanded vergleiche die Entſcheidung vom 26. April 1866 mider Henze unten 
unter den Frageſtellungen. 


Srageftellungen. 
I. Gegen. ben Schneider und feld, gegen jeden gleichlautend, iſt die Frage 


ob er ſchuldig, am — in Gemeinſchaft mit einem Anderen, dem N./ in 
defien Wohnhauſe zu D. Betten, in der Abſicht rechtswidriger Zueignung 
weggenommen zu haben und zwar: 

a) mittelft Einbruchs durdy gemaltfame Eröffnung eines verfchloffenen 


Fenſters; 
b) mittelſt Einfteigens duch eine nicht zum Eingange beſtimmte 
Oeffnung in das Wohngebäude. 

Die Geſchworenen bejahten die Frage gegen den Schneider. Gegen dem Fels 
bejabten fie ztoam den Haupttheil der Frage, vereinten dagegen bie erichwerenden 
Umftände ad a. und b. 

Diefed Refultat wurde unklar befunden und es erfolgte die Zurüdfendung, 
zugleih aber die Stellung einer eventuellen frage wegen Theilmahme gegem ben Fels 
für den Fall der Berneimung der Hauptfrage gegen ibm. 

ie Gefhmorenen beansworteten beide Hauptfragen , alfo auch gegen den 
Feld, ebenſo wie zuerſt, indem fie gegen biefen ad a” und b. antworteten: 
saber es ift nicht erwiefen, daß Fels eimgebrohen und daß derfelbe ein- 
geftiegen ifte, 
ließen daher diefe nur für den Fall der Verneinung geitellte eventuelle frage un- 
beantwortet. 

Beide Angeklagte find darauf wegen ſchweren Diebſtahls verurtheilt. 

Dad Erkenntniß ift durch Urtel vom 20. April 1866 (Nr. 454. 1.) in Be 
treff ded Fels vernichtet. Denn nad der Anklage fei nur dom einem in der Nacht 
vom — gegen den NR. zu DO. verübten Diebitahl die Rede, welchen Schneider und 
Fels / Jeder in Gemeinihaft mit einem Anderen durch Einbrud und Einfteigen ver- 
übt haben folle. Unter diefem Anderen fei, wie die angeführten Thatſachen erge- 
ben, nur der Angeklagte Fels refp. der Schneider zu verfiehen. Nach der Bedeu- 
tung des Ausdrucks »in Gemeinihafte könne bier nur angenommen werben, daß bie 
Gemeinibaft nicht nur auf die Hauptthat, den Diebfiahl, fondern aud auf die Art 
der Ausführung, nämlib den Einbrub und das Einfteigen zu bezieben fei. Wenn 
aber bei der erften, ben Schneider betreffenden frage, die Geſchworenen erklärt hätten, 
daß er in Gemeinfbaft mit einem Anderen den Diebftahl durch Einbruch und Ein- 
fteigen verübt, ihr Ausſpruch gegen den Fels aber laute, daß er zwar den Diebjtabl 
in Gemeinſchaft mit einem Anderen audgeführt, aber nicht mit Einbrud und Ein- 
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ſteigen/ ſo liege hier ein Widerſpruch vor, dba es ſich von der nämlichen Perſon, dem 
nämlichen Diebſtahl und der nämlichen Art der Ausführung handle. Nach Art. 97. 
des Geſetzes vom 3. Mai 1852 hätte daher ber Gerichtshof die Geſchworenen gu 
einer nochmaligen Berathung veranlaſſen müſſen. 


u. Es iſt aus 68. 286. 287. des Strafgeſezbuchs die Frage geſtellt: 
ob ſchuldig, am — eine Scheune, welche fremdes Eigenthum und ver⸗ 
möge ihrer Beſchaffenheit und Lage geeignet war, anderen in fremdem 
Eigenthum befindlichen Scheunen das Feuer mitzutheilen, vorſätzlich in 
Brand geſteckt zu haben? 
Dieſe Frage iſt einfach von den Geſchworenen bejaht. 
Die Beſchwerde rügt die Verletzung des Art. 91. des Geſetzes vom 3. Mai 
1852, weil nicht auch die begleitenden Umſtaͤnde der That, nämlich fremdes Eigenthum 
und Befhaffenbeit und Rage u. ſ. w., beſonders beantwortet feien. 
Die Beſchwerde ift durch Urtel vom 27. Wpril 1866 wider Bermwig 
(Nr. 460. 1.) zurüdgemwiefen. Der Fall des Art. 91. liege bier nit vor. Die 
$. 285. 286. 287., von denen bie beiden erfteren die unmittelbare, der legtere aber 
ie mittelbare Brandftiftung ftrafe, unterfchieden nicht zwifhen Hauptthat und be- 
gleitenden Umftänden derfelben, vielmehr feien die dort aufgeftellten Boraugfegungen 
des Vorſatzes, der Eigenfchaft der in Brand gefepten Sade u. |. w. ſämmtlich zum 
Begriffe ded genannten Berbrechend erforderlich, fo daß, wenn eine derfelben fehle, 
die That nicht unter die Strafe jener Paragraphen falle. In biefem Sinne fei 
bereit? mehrmals von dem Ober-Tribunal (Archiv Bd. VI. ©. 139, VIII. ©. 679) 
angenommen, daß ed kein allgemeine? Verbrechen der Brandftiftung gebe, zu 
welchem die einzelnen für ftrafbar erklärten fälle nur wie einzelne Arten mit be» 
fonderen begleitenden Umftänden zu der Gattung ſich verhielten, fondern daß jeder 
ber in den 98. 285— 288. unter Strafe geftellten Brandftiftungsfälle einen felbjt- 
fändigen in ſich abgefchloffenen Thatbeitand babe, morin jeder Umſtand ein mefent- 
liches Glied fei, und nicht blos ald ein begleitender Umftand angefehen werden könne. 


11. Es ift die Frage geftellt: 
ob ſchuldig, in der Zeit vom 5.— 6. Dftober 1863 dem Fabrikanten 
Schneider und dem Hausdiener Erdmann verſchiedene denjelben zuge- 
börige beweglibe Sachen in der Abficht rechtöwidriger Queignung wegge- 
nommen zu baben, und zwar: 

a) zur Nachtzeit in einem bewohnten Gebäude; 

b) die dem Schneider gehörigen Sachen mittelft gewaltfamer Eröff- 
nung — verſchloſſenen Sekretairs in dem Innern dieſes Ge-⸗ 
bäudes? 

Auf das bejahende Verdikt iſt der WET wegen einfachen unb wegen 
ſchweren Diebftahld auß 6. 217. Nr. 6. und $. 218. Nr. 2, verurtbeilt. 

Die Beſchwerde behauptet die Berlegung ded F. 56. des Strafgeſetzbuchs, 
weil auß dem Verdikt nicht erbelle, daß zwei felbitftändige Diebftahlöhandlungen, 
durch deren eine der Erdmann und durch die andere der Schneider beftohlen wor. 
den, berübt worden, bafjelbe vielmehr nur einen Diebſtahl gegen zwei Damni- 
fitaten enthalte. 

Die Beichwerde ift durch Urtel vom 27. April 1866 wider Jottka 
(Nr. 523. 1.) zurüdgemwiefen. Die frage, ob in einem konkreten Falle eine und die- 
jelbe Handlung die Merkmale mehrerer Verbrechen oder Vergeben in ſich bereinige 
$ 55.), oder ob durch verfciedene felbftftändige Handlungen mehrere Verbrechen 
oder Vergeben begangen find ($. 56.), fei in diefer Beziehung eine weſentlich that- 
fählihe. Daß Schwurgericht habe fie in der erfteren Richtung entſchieden und bier- 
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mit- verliere die Beichwerbe ihre Grundlage. Wenn der Gerichtshof davon ausgehe, 
daß in dem Ausſpruch der Geſchworenen der Thatbefland des einfachen und des 
ſchweren Diebitahld enthalten fei, und diefed auf den $. 56. hindeuten fünnte, jo 
wird doch in der Folge nur don einem Diebftahl gefprochen u. j. m. * 


IV. Auf die Anklage aus $$. 324. 325. des Strafgeſetzbuchs hat der An- 
geklagte, ein Doftbeamter, augeftanden, verfchiedene Geldbriefe, welche er mit der Ber 
pflihtung erhalten habe, fie abzuliefern, zum Nachtheil des Eigenthümerd bei Seite 
geſchafft und in Beziebung auf diefe Unterfchlagungen die zur Kontrole der Einnab- 
men und Audyaben beſtimmten Regifter unrichtig geführt zu baben. 

Der Vertheidiger führte aus, dab durch dieſes Geftändnif die Thatfrage 
zwar binfichtlid der Unterſchlagungen, nicht aber aud der unrichtigen Buchführung 
erledigt fei, da eine Einnahme und Ausgabe von Geldern, mithin eine Verwaltung 
nicht, fondern nur eine Verrechnung ftattgefunden babe. 

Der Gerichtähof befhloß dem entiprechend,, die Thatfrage jbinfichtlih der 
Unterfhlagung, nicht aber der unrichtigen Buchführung für erledigt zu erachten, und 
ed wurde daber den Geſchworenen die frage vorgelegt: 

ob der Angeklagte jhuldig, in Beziehung auf die von ihm ald Poft-Er- 

pebitiondgebülfe in der Zeit vom — bid8 — unterfhlagenen Geldbriere 

die zur Kontrole der Cinnahmen und Ausgaben diefer Geldbriefe be- 

ftimmten Regifter und Bücher des Poftamtd unrichtig geführt zu 
? 


baben? 
Auf die Bejahung diefer Frage ift der Angeklagte aus $$. 324. 325. 
verurtheilt. | 
Auf feine Nichtigkeitäbefchwerde ift aber dieſes Urtel durch Erkenntniß des 
Ober + Tribunald vom 26. April 1866 wider Henze (Nr. 162, 11.) vernichtet und die 
Sade an dad Schwurgericht zurüdgemiefen. 


Gründe 


Die Nichtigkeitsbeſchwerde bat prinzip. ————— wegen Anwendung 
des \. 325, des Orzafgelepbudß behauptet, weil diefer Paragraph eine Kontrole 
über Einnahmen und Ausgaben, mithin eine ftattgefundene Verwaltung voraudfepe, 
die Gefchmworenen aber den Angeklagten nur für ſchuldig erklärt bätten, die zur Kon- 
teole der Einnahme und Ausgabe der Geldbriefe beitimmten Regifter unrichtig ge- 
führt zu baben, bierbei aber nad der Ausſage des Pofl-Direktord Reinhard um fo 
gewiffer nur von einer Verwahrung geredet werden fünne, al® vorliegend der An- 
gellagte die bereitd von anderen Pojtbeamten angenommenen Geldbriefe von ihnen 
nur zur Meiterbeförderung erhalten habe. Diefer Angriff fann als begründet nicht 
erachtet werden. Denn wenn aud die Faſſung des $. 325. a. a. D. erkennen läßt, 
daß dabei eine gewiſſe Verwaltung binfichtlid der durch die Führung der Regifter 
u fontrolirenden Gelder und Sachen, bez. eine die Verwaltung betreffende Thätig- 
eit ded Beamten in Beriehung auf diefe Gegenftände ———— wird, ſo iſt es 
doc nicht minder gewiß, daß die frage, ob die thatſächlichen Momente jener Bor- 
außfegung im gegebenen Falle vorliegen, zu den Attributionen der Gefhworenen ge- 
bört. Die frage indbefondere, ob eine unrichtige Buchführung ftattgehabt, ift zwar 
nicht blos thatſaͤchlicher Natur, fondern bat aud eine rechtliche Seite, allein diefer 
gemischte Charakter des Verhältniffed, weldeß auf dem Wege der Debultion oder 
dur Anträge auf Wuflöfung der Rechtöbegriffe vermittelft der Frageſtellung klar- 
— werden kann, ſchließt nicht die Mitwirkung der Geſchworenen aus und durch 
eren Ausſpruch iſt vorliegend das Vorhandenſein aller geſetzlichen Requiſite des 
$. 325. a. a. D. feſtgeſtellt worden, jo daß derſelbe durch feine Anwendung nicht 
verlegt worden if. Ob aber die den Gejchworenen vorgelegte frage wegen der 
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darin enthaltenen rechtlichen Momente einer Auflöſung in ſolche gleichbedeutende Aus- 
drücke bedurft hätte, zu deren Verſtändniß Rechtskenntniſſe nicht erforderlich ſind, 
betrifft nicht mehr die bier in Rede ſtehende Behauptung einer materiellen Geſetzes- 
verlegung, jendern kann nur Gegenjtand von prozellualifhen Angriffen fein, welche 
demnächſt zu prüfen find. . 

In diefer Beziebung ift e8 aber mit Recht ald ein Verftoß gegen Art, 75. des 
Gefeged vom 3. Mai 1852 gerügt worden, daf bie JeiRelung der Thatfrage bin- 
fichtlich der beiden Anklagepunkte theild auf Grund des Geftändniffes de ——— 
ten und theils auf Grund des Geſchworenen Verdikts erfolgt iſt. Nach Art. 75. 
a. a. O. kann nämlich das Geſtändniß des Angeklagten nur in dem Falle der Ber- 
urtheilung zu Grunde gelegt werden, wenn durch daſſelbe alle Thatſachen eingeräumt 
werden, welche die weſentlichen Merkmale der ihm zur Laſt gelegten ſtrafbaren Hand— 
lung bilden, Died fließt zwar nit aus, daß bei der Konkurrenz verſchiedener 
Verbrechen die Feſtſtellung des einen dur dad Geſtändniß, die ded anderen durch 
ein Verdikt erfolgen kann; allein vorliegend handelt es jich, wie aud in dem Antlage- 
befhluß vom 1. Februar c. mit Recht angenommen worden ift, bei den dem Ange- 
flagten zur Laſt gelegten Handlungen nur um dad in den 68. 324. 325. des Straf. 
gefegbucy8 vorgeſehene einheitliche Verbrechen, insbeſondere begründen die im $. 325. 
daſelbſt bezeichneten Thatbandlungen lediglich einen erfchwerenden Umftand zu dem 
im $. 324. vorgefehenen Vergeben, indem neben demfelben die Strafe des %. 324. 
dafelbft nicht Dlag greift. 


V. Erkenntniß des DOber-Tribunald vom 27. Upril 1866 wider Slumski 
und Genoffen (Nr. 484. 1.), durch welches dad Urtel des Schwurgerichtshofes ver⸗ 
nichtet und die Sache an das Schwurgericht zurüdgemiefen iſt. 


Gründe. 


Die Angeklagten Slumski, Micyaelid und Majewski find durch Erkenntniß 
de8 Schwurgerichtöhofeß, der erfte wegen MRaubeß, der zweite wegen einfadhen Dieb- 
ftabl8 und der dritte wegen Theilnabme an mi verurtdeilt. Die dem Michaelis 
und Majſewski gegenüber eingelegte Nichtigkeitöbefhwerde der Staatsanwaltſchaft ift 
auf Verlegung der Art. 81. 96. und 97. des Gefeged vom 3. Mai 1852 geftügh 


Es waren angeklagt und zwar Slumski und Michaelis: 
furz vor Weihnachten 1862 auf der Ehauffee zwiſchen D. und C. einem 
‚reifenden Juden ein demfelben gebörige® Bündel Sachen und einen 
Beutel mit Geld in ‚der Abficht rechtömwidriger Zueignung meggenommen 
zu baben und zwar mit Gewalt gegen die Derfon und auf einem öffent- 
liben Wege, mithin einen Raub verübt zu baben; 

und Majewski: 

bei den Handlungen, welche die vorbezeichnete That erleichtert haben, den 
Thätern wiſſentlich Hülfe geleiftet — mithin an bdenfelben Theil genom- 
men au baben, 

In den ‚Gründen diefer Anklage ift unter Darlegung des Herganged auch 
behauptet, daß alle drei Angeklagte gemeinſchaftlich den Raub verabredet, demnädft 
die Sachen in die Majewskiſche Wohnung gebracht und daſelbſt getbeilt hätten, maß 
ihr gemeinſchaftliches Handeln außer Zweifel ftelle, 

Die den Geſchworenen geſtellten Fragen und von ihnen extheilten Antworten 
lauten nun: 

1) JR der ‚Angeklagte Johann Slumski ſchuldig: 

‚kurz vor Weihnachten 1862 auf der :Chaufiee zwiſchen P. und E. 
einem reifenden Juden ein demfelben geböriged Bündel Sachen 
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und einen Beutel mit Gelb in der Mbficht rechtswidriger Zueignung 
weggenommen zu baben und zwar: 
mit Gewalt gegen die Perſon und auf einem Öffentlichen 
et 
Ya, mit allen im der Frage enthaltenen Umftänden mit mebr als fieben Stimmen. 
2) Im Falle der Bejahung: 
bat der Angeklagte Stumdfi bei der That zu I. mit Zurechnungs 
fähigkeit gebandelt? 
Ja, mit mebr als fieben Stimmen. 
3) If der Angeklagte Johann Michaelis ſchuldig: 
kurz vor Weihnächten 1862 auf der Ebauffee zwiſchen P. und C. 
einem reifenden Tuben ein demfelben gehörige Bündel Sathen und 
einen Beutel mit Geld in der Abſicht rechtswidriger Zueignung weg 
genommen zu haben und zwar: 
mit Gewalt gegen die Derfon auf einem üffentlihen Wege? 
Ja, mit allen in der Frage enthaltenen Umſtänden, aber es ift nicht erwieſen, baf 
der Angeklagte Gewalt gegen die Derfon angewendet bat, mit mebr als fieben 
Sti 


mmen. 
4) Iſt der Angeklagte Johann Majewsölki ſchuldig: 
bei den Handlungen, welche die bezeichnete That erleichtert haben, 
den Thätern wiſſentlich Hülfe geleiſtet zu haben? 
Ja, mit mehr als ſieben Stimmen, jedoch nur in Bezug auf die That ad 3. mit 
mehr als ſieben Stimmen. 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde der Staatsanwaltſchaft führt nun aus: die Faſſung 
der Fragen verftoße gegen Art. 81. a. a. D. in fofern, als es fib von einer durch 
Mehrere gemeinichaftlih verübten That handle und der Gemeinichaftlichkeit ald eines 
weſentlichen Merkmales der Strafthat in den Fragen 1. und 3. durch den Zuſatz: 
»in Gemeinſchaft mit einem Underen« hätte Erwähnung geſchehen müffen. 

Der vorliegende Wahrſpruch fei nicht regelmäßig in der Form, weil die nad 
trägliche Aenderung der Antwort ad 4. feine befondere Unterfchrift des Vorſteherb 
trage; er fei ferner unvollftändig, weil in diefer Antwort nicht berborgeboben, daß 
Majewski der Theilnahme am Raube nicht ſchuldig und in ſich miderfprechend, meil 
nur eine, bon mebreren Derfonen auf vorherige Verabredung und gemeinfchaftlich 
verübte Strafthat vorliege, melde die Anklage als Raub und Theilnahme daran 
qualifizirte. Dem Verdikte nady aber folle Slumski Räuber, Micdaelid Dieb und 
Majewski Theilnehmer am Diebftahle fein. Die Gefhmworenen bätten nah Beant- 
mortung der Frage ad 3. in der geichehenen Art die ganze Thatfrage noch einmal 
ihrer Entfheidung unterbreiten und den entitandenen Widerfprub durch gleihmäßige 
Beantwortung aller Drogen ausgleihen müffen. Endlich liege aud in der Antwort 
zu 4. in fi ein Widerſpruch. 

Der Antrag lautet: 

dad angegriffene Erfenntnif, ſoweit e8 den Michaelis und Majemwäti be 
trifft, zu vernichten. 

Die Niptigkeitöbefchwerde erfcheint begründet. Zwar kann darauf, daß die 
Antwort zu 4. feine befondere Unterfchrift des Vorſtehers außer der diefelbe augen- 
ſcheinlich mit umfafienden Unterjchrift deffelben am Schluſſe der Verdikte trägt, und 
auf die angebliche, iin ber That aber nicht vorhandene Unvollſtändigkeit ded Wort. 
lautes diefer Antwort kein Gewicht gelegt werden. Allein offenbar ift die Anklage 
durch die Frageſtellung nicht erſchöpft worden. Denn die Unflage war ihrem gan- 
gen untrermbaren Inhalte mach auf eine einzige gemeinfchaftlide Thathandlung der 
Angeklagten Stumdti und Michaelid und zwar auf einen Raub — %. 230. Al. 1. 
des Strafgeſetzbuchs — gerichtet. Ein Raub wird auch von jedem Mitthäter began- 
gen, mwenngleih nur Einer perſönlich die Gewalt an der zu beraubenden Perfon 
anmendet, aljo blo8 Dieb fein würde, wenn die Gemaltthätigkeit de Anderen nicht 
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das Mittel gewefen wäre, welches die gemeinfhaftlide MWegnahme der Sachen des 
Damnififaten bewirkte (vergl. die Erfenntniffe bei Oppenboff Nr. 8. ©. 84 und 
Nr. 10. zu $. 230). 

Die Mitbenugung der Gewalt eined Mitthäterd durch die Uebrigen, um Te» 
manden feine Saden in der Abſicht rechtäwidriger Zueignung wegzunehmen, macht 
eben zum Räuber im Sinne des cit. $. 230. Es mußten daber entweder von vorn- 
berein die Seagen an die Bejchworenen fo gejtellt werden, daß fein Zweifel — 
blieb, die dem Michaelis zu 2. zur Laſt gelegte That ſei die nämliche mit der de 
Slumdti zu 1., fie ſei mit anderen Worten eine gemeinſchaftliche That beider, und 
dann hätte auf die Antwort der Geſchworenen zu 2., ungeachtet der darin entbal- 
tenen Verneinung einer Gewaltthat ded Michaelis, doch der $. 230. aud gegen 
diefen zur Anwendung fommen können und müſſen — oder ed mußte eine Ergän- 
zung der Untworten der Gejchiworenen mittelft Zurüdfendung derfelben in dad Be- 
ratbungdzimmer zu dem Zwecke erfolgen, daß erfichtlich werde, ob die dem Michaelis 
ur Laſt fallende Wegnahme der Sachen ded Juden und die dem Slumski zur Laſt 
!lende MWegnabme derfelben die nämliche, eine gemeinſchäftliche Thathandlung beider 
geweſen ſei. Wie die Verdikte liegen, ift unentichieden geblieben, ob Micaelid an 
dem gegen den Juden von Slumski verübten Raube mitihuldig fei, was die Un- 
flage behauptet, und diefe ift daher nicht nach den Vorfchriften der Art. 30. 81. und 
97. ded Gefeped vom 3. Mai 1852 erfchöpft worden, weshalb nur, wie geſchehen, 
erfannt werden konnte. Denn dad Verdikt wider Majewöti leidet binfichtlich 
feiner Iheilnabme an dem fraglihen Raube an demfelben Mangel, wie dasjenige 
wider Michaelis binfichtlih der Miturheberfchaft. 


VI. Die Anklage behauptete, daß die Angeklagte ihr unebeliched Kind ſechs 
Tage nah der Geburt in den Keller getragen, dort in eine Dede gebüllt, auf dem 
Bauch liegend bingelegt und ed am folgenden Tage todt gefunden babe. Es ift nad 
dem ärztliben Gutachten nicht völlig beftimmt, ob der Tod durch Erftidung mittelft 
der Rage auf dem Baud und dem Geficht, oder ob er blos durch dad Liegenbleiben 
des Kindes während 24 Stunden in dem kalten Keller herbeigeführt fei. Die Angeklagte 
bat zugeftanden, daß fie erwartet habe, dad Kind werde in dem Keller fterben. In 
der Audienz bat fie jedoch überall geleugnet. 
Die Anklage und der Anklagebefhluß find dahin formulirt: 
daß die Ungellagte ihr am 24. Auguſt 1865 geborene, unter ihrer Ob— 
but ftehendes Kind am 30. deſſelben Monatd mit dem vorher überlegten 
Vorſatz, es dadurch zu tödten, in bülflofer Lage verlaffen und dadurdy 
den Tod beflelben herbeigeführt babe (Werbredien gegen $$. 183. 175. 
ded Strafgeſetzbuchs). 
Die Frage an die Gejchworenen ift dagegen dabin formulirt: 
ft die Angeklagte fchuldig, ihr am 24. Auguſt 1865 außerehelich 
geborened, unter ihrer Obhut ftebended Kind am 30. Auguft deilelben 
Jahres zu C. vorfäglid in bülflofer Lage verlaffen zu haben, und zwar 
a) mit dem Vorſatz, den Tod defjelben dadurd herbeizuführen, 
b) ift diefer Vorſatz vorher überlegt worden, 
c) it die That gleib nad der Geburt des Kindes verübt worden, 
d) iſt “ „od durch die Handlung der Angeklagten herbeigeführt 
worden? 
Die Gefhmworenen baben den Hauptteil der frage und die beiden Punkte 
a. und d. bejabt, dagegen die beiden Punkte b, und c. (Ueberlegung und gleih nady 
der Geburt) verneint, worauf: die Ungetlagte, unter jjreifprebung von der Anklage 
ded Mordes, wegen Todtſchlags aus %. 176. verurtheilt. 
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Die ——— rügt die Kumulirung der beiden verſchiedenen That- 
beftände des $. 183. (175.) und des $. 180. — gemeiner Mord durch Ausfegung 
und Kindesmord — in einer und derfelben Frage. 

Dad Dber-Tribunal bat am 6. April 1866 wider Strumpf (Nr. 440. 1.) 
aus einem anderen formellen Grunde vernichtet, in Beziebung auf den vorliegenden 
Angriff aber fib darauf beſchränkt, denfelben für unbegründet zu erklären. 

Mir bemerken bierüber Folgendes. Das Verbrechen der Ausfepung oder 
ded Verlaffend in bülflofer Lage geht nach $. 183. Abf. 3. in dasjenige des Mordes 
oder ded Kindesmordes über, wenn die Handlung mit dem Vorfag zu tödten verübt 
if. Zuvörderſt ift e8 num zu beachten, daß jener Mbjag 3. des $. 183, nur von 
dem »Vorſatz zu tödten« ſpricht, und daran allein die Strafe des Mordes oder des 
Kindesmordes knüpft. Es ift alfo der Ueberlegung, alfo des Erforderniffed des 
Mordes überhaupt, nicht gedacht. Beim Kindedmorde ift anerkannt, daß die fon- 
furrirende Ueberlegung denjelben nicht zum gemeinen Morde erbebt, daß die That 
alfo aud dann nur Kindedmord bleibt (Materialien II. S. 3830, Ardiv Xl. ©. 855). 
Allein gerade diefe Zufammenftellung beider, de3 gemeinen und Kindedmordes, bei 
welchem legteren an fi ſchon die Ueberlegung fein wirkſames Moment iſt, und fo- 
dann die Betrachtung des Thatbeitandes überhaupt, läßt vermutben, daß auc der 
gemeine Mord in diefem falle das befonder& feitzuftellende Erforderniß der Ueber- 
legung nicht erbeifhe. Man bat nämlich zu dem Sage »oder in bülflofer Lage ver- 
läßt« ausdrücklich noch das »vorfäglich« hinzugefügt, um anzudeuten, daß der Thäter 
das Bemwußtfein der bereiteten Gefahr und den Willen, diefelbe zu bereiten, gebabt 
babe. ft dies aber der Fall, fo liegt darin an ſich ſchon die Ueberlegung. Allein 
es ift Died nicht ohne Bedenken. Die Anklageformel bat daher auch wohl mit Necht 
den mebr ficheren Weg gewählt, den »vorher überlegten« Vorſatz ausdrüdlic zu be- 
baupten, und fo ijt denn auc die Frage geftellt. Sodann bat die Frageftellung 
völlig korrekt verfahren, wenn fie den in der Anklage nicht berborgebobenen That- 
beftand de Kindesmorded durch die beiden in die frage aufgenommenen Momente 
»unebelihed« Kind, und »gleih nad der Geburt« fofort mit zur Entfheidung 
brachte, da diefe Momente nur durch die Geſchworenen feitgeftellt werden fonnten. 
Durd die Entfheidungen Bd. VI. ©. 77, Bd. XI. ©. 852 ift e8 nämlich gebilligt, 
daß auch in den Fällen, in welden der Zeitpunkt der Handlung nad der Geburt 
von felbft ſchon den Thatbeftand des Kindesmordes ausſchließe (bier 24. und refp. 
30. Auguft), und deöbalb fofort die Anklage wegen gemeinen Mordes erboben fei, 
dennod durch das Verdift der Geſchworenen, alfo dur ihre Freftitellung reſp. Ver— 
nenung des »gleich nad der Geburt«, die Ausfchließung reſp. die Anerkennung 
des Thatbeftanded des Kindesmordes ausdrüdlich erfolgen müfle. 

Daß bier aber nur eine einzige Hauptfrage am Orte war, ergiebt der innere 
Zuſammenhang beider Thatbeſtände von felbft. 


VI. Der Angeklagte bat im Konkurſe den Manifeftationseid über da8 In— 
ventar feined Vermögen? in der gewöhnlichen, den afertorifchen und promifforifchen 
Theil dieſes Eided zugleich umfalfenden Norm abgeleijtet. 

Die Anklage behauptet die fälſchliche Ableiftung dieſes Eides dadurd, daf 
ber Angeklagte einen ibm am Tage der Eidesleiftung bereits gehörigen Wagen ver- 
ſchwiegen babe. 

Den Geſchworenen iſt die frage über die wiſſentlich fälſchliche Mbleiftung 
diefed Eides in der Art vorgelegt, daß die Frage jene vollftändige Norm des Mani- 
feftationdeided, wie er geleiftet ih, alfo jene beiden Theile umfafjend, mit aufgenom- 
men bat, und die Gefchworenen haben dieje Frage bejabt, worauf die Verurtheilung 
des Angeklagten wegen wiſſentlichen Meineides aus $. 125. des Strafgejegbuchs er- 
folgt ift. 

Mrdio, 1866, Juni, 28 
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Die Nichtigkeitsbeſchwerde des Angeklagten rügt dieſe Frageſtellung. Es er- 

belle nicht, auf welchen der beiden Theile des Eides ſich das Verdikt beziehe. Es 
ſeien zwei Eide; nur der aſſertoriſche bilde den vollen Thatbeſtand des wiſſentlichen 
Meineides ($. 125.), ber promifjorifhe nur den im $. 131. mit geringerer Strafe 
bedrobten faljchen Eid, Die Interpretation, welde an das in der Frage enthaltene 
»wiſſentlich« ſich fmüpfe, würde die unzuläfjige ln baben, daß die 
Gejhmworenen dad Strafgejeg im Ganzen — menigitend wa3 den Titel 8. des 
Strafgeſetzbuchs betreffe — gefannt, und danad der unbeftimmten frage einen 
reftriftiven Sinn untergelegt bätten. Der reftriktive Charakter diefer one 
nad welchem überdied von zwei Fällen der ſchwerere bejaht fein jolle, laſſe fie 
ee ericheinen, um darauf allein den ſchwereren Fall als bejaht an- 
unehmen. 
i Wir bemerken über diefen Fall Folgendes. Daß die Frage fehlerhaft geftellt 
ift, ihre Bejahung alfo formell beide Theile des Eided mit ihren ftrafrechtlih ver- 
ſchiedenen Folgen umfaßt, if far. Es handelt fib alfo um die immer bedenkliche 
Auslegung eined auf feblerhafter Frageſtellung beruhenden Verdiktes. 

E83 liegen zwei Vorentfheidungen vor. In derjenigen vom 30. September 
1864 wider Jachner (Archib XI. ©. 766) lautete die Anklage auf willentlic falfche 
—A eines Manifeſtationseides. Die Frage war einfach nach dem Wortlaut 
des F. 125. des Strafgeſetzbuchs geſtellt, alſo dahin: 

ob ſchuldig, am — in der Sache — wiſſentlich etwas Unwahres eidlich 
erhärtet zu haben. 

Es fehlte alſo hier die Andeutung, daß der Eid ein Manifeftationdeid gemwe- 
ſen ſei, und damit auch, welcher Theil dieſes Eides nur falſch abgeleiſtet ſei. Die 
Geſchworenen verneinten die wiſſentliche, bejahten aber die ebentuell in Frage geſtellte 
fahrläſſige Ablelſtung. Das Ober-Tribunal erachtete ſich befugt, auf die Anklage 
zurückzugehen, alſo feſtzuſtellen, daß es ſich um einen Manifeſtationseid gehandelt 
habe, und ſprach frei, weil der fahrläſſig falſche Manifeſtationseid nicht ſtrafbar ſei. 

Der andere Fall der Entſcheidung vom 9. Dezember 1857 wider Hoffmann 
(Arhiv VI. ©. 84) lag ganz fo, wie der vorliegende. Auch bier lautete die Frage 
auf mwiffentlidy falſche Ableiftung ded Manifeftationdeided ohne Sonderung feiner Theile. 
Die dedhalb gegen die Verurtheilung aus $. 125. eingelegte Beſchwerde wurde zu- 
rückgewieſen, theild ebenfo unter Zurüdgeben auf die Anklage. 

Das bier in beiden Fällen ftatuitte Qurüdgeben auf die Anklage reſp. auf 
die Verhandlungen — weldes auch in dem nachfolgenden Urtel geſchehen iſt — um 
den Sinn des Verdiktes feftzuftellen, ift von uns vielfach als ein zuläffiged, ja 
nothwendiges behauptet worden, dagegen früher don dem Ober + Tribunal — mit 
Ausnahme der Urkundenfälfbungen, alfo zur rechtlichen Beurtheilung ded Inhalts 
der Urkunde — mit Ausnahme diefer beiden Fälle ſtets als unftattbaft erklärt, es 
ift vielmehr ftet3 der Wortlaut der Berdikte für maßgebend erklärt worden. Wir 
bermweifen nur auf die Enticheidungen vom 13. und 27. März 1857, 4. Mai 1859 
und 28. November 1862 (Arhiv Bd. V. ©. 461, 464, VII. ©. 341, Xl. ©. 97), 
wo die Zuläffigkeit eined folhen Zurüdgebend verneint wurde, während nah dem 
Inhalt der Anklage und der Verhandlungen gar keine firafbare Handlung vorlag, 
der Irrthum alfo lediglich dur den Wortlaut der Verdikte verdedt wurde. Aehnlich 
. — Dohe de8 Manifeftationdeided in dem Urtel vom 5. Januar 1859 (Bd. VII, 


In dem jept vorliegenden Falle hat dad Ober» Tribunal die u er 
ſchwerde durch Urtel vom 27. April 1866 wider Kamindti (Mr. 525. 1.) zurüd- 
gewiefen. 
Gründe 
Die Untlage behauptet, daß der Angeklagte einen ihm damals bereitd gehörig 
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gemwefenen Wagen, welder in das “Inventar über fein Vermögen nit aufgenommen 
mar, bei der Ableiftung des Manifejtationdeided wiffentlih verfhmwiegen habe. Die 
fhwurgerichtlibe Verhandlung erniebt in diefer Beziehung feine melentliche Uende- 
rung des Gefichtöpuntted der Anklage. Diefelbe war alfo auf Verlegung des affer- 
toriſchen Theils des geleifteten Eides, alfo auf $. 125. des Strafgefegbudd ge- 
richtet. 

Menn auch allerding3 die geftellte Frage die wiffentlihe Verlegung des gan- 
zen Manifeftationdeided, damit at auch menigftend formell bed promifjorischen 
Theiled deſſelben, umfaßt und e8 daber deutlicher und richtiger geweſen fein würde, 
diefelbe ausdrücklich auf jenen erften Theil zu beſchränken, h fann doch über den 
Sinn des Verdiktes nicht wohl ein Zweifel obwalten. Denn theils ift es zuläffig, 
in diefer Sinfiht auf jene Anklage und die Verhandlung darüber vor dem Schwur- 
gericht zurüdgugeben, um zur Erledigung etwaiger Zweifel, wie der bier angeregte, 
feftzuftellen, welches Verbrechen oder Vergeben überhaupt Gegenftand der Anklage, 
der Verhandlung und des Verdiktes geweſen ift, theild aber miderlegt auch die 
Faſſung der vorliegenden frage den angeregten Zweifel unmittelbar felbh Sie be 
bauptet die wiffentlich falſche Ableiftung des Manifeftationdeided, und die Gefhmo- 
renen haben diefelbe bejaht. Ein ſolches unter den * 125. des Strafgeſeßbuchb 
fallendes Verbrechen iſt ausſchließlich nur in Bezug auf den aſſertoriſchen Theil dieſes 
Eides möglich. Denn die Verletzung des promiſſoriſchen Theiles wird im F. 131. 
des Strafgeſetzbuchs darin geſetzt: 

daß der Thäter dem in dem Manifeftationdeidbe gegebenen Verſprechen 
zuwider gehandelt habe. 

Hätte alfo die Frage dieſes Vergehen zugleih oder ausſchließlich feftftellen 
wollen, jo bätte fie nur diefe Faſſung erhalten können. Denn die Behauptung der 
Nichtigkeitsbeſchwerde, daß aud der promifforifhe Theil wiffentlich falſch geleiftet 
werden fünne, mird, wenigftend was die Strafbarfeit einer folhen Handlung betrifft; 
durch den $. 131. ſelbſt widerlegt. 

Das Strafgefegbuh bat die Strafbarkeit des Bruch auferlegter, probifo- 
riſcher Eide, alfo abgefehen von den Fällen der GG. 126. 127., nur beim Kaution» 
und beim Manifeftationdeide ftrafen wollen, in diefen Fällen aber durch jene Faſſung 
zu ertennen gegeben, daß nicht jchon der von der Nichtigkeitäbefchwerde herdorgeho⸗ 
bene Wille, von vornherein dad Verſprechen künftig nicht halten zu wollen, in fomeit 
alfo eben die »wiſſentlich falſche Eideleiftungs, fondern der fpätere Bruch dieſes Ver- 
ſprechens, aljo dad Zuwiderhandeln gegen daffelbe, ftrafbar fein folle. Daß alfo nicht 
diefed, fondern der Fall der wiffentlih falfchen Mbleiftung des affertorifhen Theils 
des Eides bier dorliege, wird aud durch den Inhalt der Frage und damit des Ber- 
diktes außer Zweifel gejegt. 


VIII. Der Hauptangellagte Pappenroth ift auf Grund feine Geftänbniffes 
wegen betrügliden Bankerutts durch theilmeife Beifeitefhaffung feined Wermögens 
aus $. 259. Nr. 1. des Strafgeſetzbuchs verurtheilt. 

Gegen den wegen Theilnabme — ——— Reichwald iſt die Frage geſtellt: 
ob ſchuldig 2c., dem Pappenroth in den Handlungen, welche die demſel⸗ 
ben zur Laft gelegte That: ald Handeldömann, der feine Zahlungen ein. 
geftellt hat, einen Theil feined Vermögens, nämlich ꝛc., bei Seite aefchafft 
En erleichtert und vollendet haben, miffentlih Hülfe geleiftet zu 
aben ? J 

Auf den Antrag der Vertheidigung wurde dazu folgende Zuſaßfrage geſtellt: 
War dem Reihwald zur Seit diefer That unbekannt, daß Pappenroth 
bei Begehung der gedachten That in gewinnfüchtiger Abſicht und 
mit dem Bewußtſein gehandelt hat, daß feine Handlungen eine Benach ⸗ 
tbeiligung der Gläubiger zur Folge haben würden? 


28° 
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s Die Geſchworenen bejahten die erjte Frage, und beantworteten diefe Zufaß- 

frage dabin: 

* Mein, es war ibm nicht unbekannt, daß der Pappenroth in gewinnfüch- 
tiger Abſicht gehandelt, wohl aber war ed ibm unbekannt, daß deflen 
— eine Benachtheiligung der Gläubiger zur Folge haben 
würden. 

Darauf iſt die Freiſprechung des Reichwald erkannt. Denn ri Anwendung 
des $. 259. des Strafgeſetzbuchs feien die Vorausſetzungen des F. 241. — gewinn-« 
ſüchtige Abfiht und dad Bewußtſein des Erfolged der Vermögensbeſchädigung — 
erforderlih. Deshalb müfle der Theilnehmer zur Seit feiner That davon Kenntniß 
gehabt haben, daß bei dem Thäter jene beiden Erfordernifie vorhanden geweſen feien. 

Die Nichtigkeitöbefhwerde ded Stantdanwalt3 rügt, daß in die Zufaßfrage 
das Erforderniß der gewinnſüchtigen Abfiht aufgenommen worden, was der Ent- 
fheidung des Ober-Tribunald vom 4. April 1855 wider Friedrich (Entſcheid. Bd. 30. 
©. 365) zuwiderlaufe. 

Bemerkt wird, daß der Dappenrotb bei feinem Geftändniffe eingeräumt bat: 
er babe durd) den mit dem Reichwald geichloffenen Vertrag die Abfiht gehabt, das 
Vermögen vor feinen Gläubigern in Sicherheit zu bringen, um dadurh zur Ber 
friedigung derfelben Zeit zu gewinnen. 

Die Beſchwerde it durch Urtel vom 11. April 1866 (Nr. 224. 1.) zu- 
rückgewieſen. 


Gründe. 


Der $. 269. des Strafgeſetzbuchs geht, wie feine Entſtehungögeſchichte und 

feine Faſſung durch den Ausdruck »betrüglicher Bankerutt« deutlih ergiebt, un. 
weifelhaft davon aus, daß der Thäter in betrügliher Abſicht gehandelt habe. Diefe 
Abficht ift in den Nummern 3. und 4. des $. 259. durd den Sag »um ihre Gläu- 
biger zu benachtbeiligen«e ausgedrüdt, während fie in den Nummern 1. und 2. als 
in der Natur der dort bezeichneten Handlungen von felbjt liegend erachtet worden 
ift. Gleichwohl ift e8 nicht unftatthaft, deshalb auch in den biöherigen Entfcheidun- 
gen ded DOber-Tribunald für zuläffig und daher auch auf den dieöfalld geftellten An- 
trag für nothiwendig erklärt worden, aud in den fällen jener Nummern 1. und 2, 
ducch eine Zufaßfrage die betrügerifche Abficht ded Thäterd befonderd und ausdrüd. 
lich feftzuftellen. In welchem Umfange dies zu gefheben babe, unterliegt in der 
Megel der Eigenthumlichkeit ded vorliegenden Falles. In diefer Hinſicht fann es 
bier namentlich dabingeftellt bleiben, ob der Schwurgerihtähof darin zu weit gegan- 
gen ift, daß er in der den Mitangeflagten Reichwald betreffenden frage die Kenntniß 
deijelben vor dem Dolus des Thäterd Pappenroth in der Ausdehnung der gewinn- 
ſüchtigen Ubfiht »und« des Bewußtfeind der Benachtbeiligung der Gläubiger in 
Frage geitellt, alfo angenommen hat, daß diefe beiden Momente ——— erſt die 
betrügerifche Abſicht des Thäters bilden würden. Denn jedenfalls haben die Ge- 
[hworenen dad erftere Moment, aljo die Kenntniß der geminnfüchtigen Abſicht be- 
jabt; die Feiſprechung des Reihwald gründet fi alfo nicht darauf, daß derfelbe diefe 
gewinnfüchtige Abſicht nicht gefannt, fondern darauf, daß die Geſchworenen gleidy- 
zeitig feine, Unfenntniß von dem Bewußtſein des Ihäterd, daß deſſen Handlungen 
eine Benachtheiligung der Gläubiger zur Folge baben würden, feftgeftellt haben. 
Diefed Bewußtſein iſt aber unter allen Umftänden Vorausſetzung ded Thatbeftandes, 
die Unkenntniß des Theilnehmerd von demfelben alfo mit Recht ald außreihend für 
deffen Freiſprechung erachtet worden. 

Daß aber endlid dur die Bejahung des zuerft gedachten Momented, näm- 
lih der Kenntniß der gewinnfüchtigen Abjiht neben der —— bed zweiten Mo. 
mentes, nämlich der Senntnif de8 Bewußtſeins der Benadhtheiligung der Gläubiger, das 
Verdikt der Gefhworenen einen inneren Widerfpruch enthalte, welcher auf dem Wege 
des Art. 97. des Gefeged vom 3. Mai 1852 hätte gelöft werden follen, ift in feiner 
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Weiſe — Denn es laſſen ſich allerdings Fälle denken, in melden ber 
Vortheil ded Kridars vorhanden fein kann, ohne daß dadurch den Gläubigern für 
deren fchließlihe Befriedigung ein Abbruch gefhieht, wie denn der Hauptangeklagte 
Dappenroth einen Fall der Art ald bier vorhanden in der That behauptet hat. 


IX. Die Nichtigkeitsbeſchwerde des Angeklagten, daß in die von den Geſchwo⸗ 
. renen bejabten fragen auß $. 249. des Strafgeſetzbuchs wegen Wechſelfälſchung einfad) 
der Satz »um fib Gewinn za verihaffen« ohne weitere Erwähnung der diefen 
rechtlihen Begriff hier bildenden Thatſache aufgenommen fei, ift durd Urtel vom 
19. April 1866 wider Sudheim (Nr. 163, IL) zurüdgemwiefen. 


Gründe 


Die geftellte Syrage entfpricht dem Thatbeftande ded F. 249. Dies fchließt 
zwar nicht aus, daß, mo dad Gefeh Nechtöbegriffe enthält, welche nicht eine allge- 
mein befannte und in dem gegebenen falle unbeftrittene Bedeutung haben, der Vor- 
figende dieſelben durch foldye gleihbedeutende Ausdrüde, zu deren Verſtändniß Rectö- 
fenntniffe nicht erforderlih find, erfegen, alfo auflöjfen fann, ja ed kann ſolches 
unter Umftänden fogar ald geboten erjcheinen (Art. 82. des Gejehed vom 3. Mai 
1852). Wenn es ſich indeß um die Frage handelt, wa3 unter Gewinn zu ber- 
fteben ſei, fo läßt fidh weder behaupten, daß dieſes ein reiner Rectöbegriff, noch 
ein folder fei, der feine allgemein befannte Bedeutung habe. E3 kann daher auch 
eine Auflöfung diefed Begriffes in feine tbatfächlihen Beftandtheile zu dem Zwecke, 
um die Beantwortung der reinen Rechtöfrage dem Gerichtähofe vorzubehalten, nur 
dann geboten erfcheinen, wenn in dem fonfreten * die Bedeutung deſſelben im 
Allgemeinen oder feine Anwendbarkeit auf die konkreten Umſtände des Falles beftrit- 
ten worden (Arad 11. S.97, IV. ©. 213, X. ©. 783, X. ©. 189, XI. ©. 271. 
Entſcheid. Bd. 30. S. 380). Ein folder Fall liegt aber bier nicht vor. 


Mittbeilungen 


auß ber 


Praris der Gerichtshöfe und der Staats- 
Anwaltidyaften. 


* 2. der Verordnung vom 3. Januar 1849. Wechſel der Perſon 
e8 Staatsanwalts im Laufe der Audienz-Verhandlung. 


Ettenntniß des Ober⸗Tribunals vom 19. April 1866 wider Suhheim (Nr. 163, II), 
Unbegründet fei die Müge ded Imploranten, daß nad dem Plaidoher des Verthei- 
digers über die Thatfrage in die Stelle ded Staatdanwalts, der in der zweitägigen 
Verhandlung fungirt hatte, der Ober-Staatdanwalt eingetreten fei, und die ferneren 
Funktionen des Staatdanwaltd übernommen babe. Denn zur Gültigkeit der Haupt- 
verhandlung gehöre nur, daß ein Staatdanwalt derfelben durchweg beimohne und 
am Schluſſe jeine Anträge itelle, wogegen ein Wechjel in der Perfon des Staats- 
anwalts während des Laufes der Verbandlung nicht unftattbaft fei * 108. Nr. 4. 
des Geſetzes vom 3. Mai 1852, Verfügungen des Juſtiz -Miniſters vom 14. April 
1849 — Minift. Bl. S. 228, vom 13. November 1849 $. 6. ©. 462, vom 21. 
April 1853, Minift. Bl. ©. 166, Erf. des Ober-Tribunald vom 27. Januar 1854, 
Archib Bd. I. ©. 245, Beſchluß des Ober-Tribunald, Minift. Bl. ©. 497). 


x 5. der Verordnung vom 3. Januar 1849, $. 358. der Krimmnal- 
rdnung. Ausſchließliches Prüfungdreht bed Richters auch 
im Skrutinial-Verfahren, ob ein Fall der Vereidigung der 
im $. 357. der Kriminal-Ordnung genannten Qeugen vor— 
liege. 


Im Skrutinialverfahren beantragt der Staatdanwalt die eidliche Zeugen 
bernehmung der Mutter des Angefchuldigten. 


Der Unterfuhungdrichter vernimmt diefelbe zwar pro informatione, verweigert 
aber bie Vereidigung wegen Unerheblichkeit der Thatſache, das Appellationsgericht 
auch, auf eingelegte Beſchwerde deshalb, weil nady $. 358. der Kriminal - Ordnung 
nur dem Richter bie Beurtheilung eined Falles folder Vereidung zuftebe. 
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Die hierüber vom Ober - Staatdanwalt erhobene Beſchwerde ift durch Be- 
ſchluß des Ober-Tribunald vom 5. April 1866 wider Jatob (Nr. 46. B, II.) zurüd- 
gewieſen. Denn, fo beißt ed, wenn e8 im Allgemeinen aud richtig ift, daß ber 
Staatdanwalt in der Skrutinial-Unterfubung eidlihe Zeugenvernehmungen bei Ge- 
riht in Antrag bringen kann, und daß, weil der Staatdanwalt bier dem Gericht 
gegenüber in dem Berhältniffe der requirirenden zur requirirten Behörde fteht, das 
Gericht fi in der Regel nicht weigern kann, einer folden Requifition zu 5* 
fo iſt daſſelbe deshalb doch der Verpflichtung nicht überhoben, die geſetzliche Zulä ng" 
keit der verlangten Bereidung zu prüfen. Es kann fih im vorliegenden Falle mithin 
nur darum handeln, ob ber Unterſuchungsrichter bie eidlihe Bernehmung der eignen 
Mutter des Angeſchuldigten aus rechtlich zutreffenden Gründen bat ablehnen können. 
Diefe Frage muß bejaht werden, weil der $. 357, der Kriminal- Ordnung die Ber- 
nehmung leibliher Eltern des Angeſchuldigten im Strafprozeffe als Regel nur der 
Aufklärung wegen und uneidli geftattet, und die Prüfung darüber, ob einer ber 
im $. 358. gedachten Ausnabmefälle vorliegt, dadurch, daß Itatt der Vorunterfuhung 
nur eine Skrutinial « Unterfubung beantragt worden, der. gerihtlihen Prüfung 
nicht entzogen werden fann. 


G$. 22, 52. der Verordnung vom 3. Januar 1849. Anfehtung der 
Glaubwürdigkeit abmefender Belaftungdzeugen, deren 
Ausfage verlefen if, durb den Bemeiß firafbarer Hand» 
lungen derfelben. 


Ein Belaftungszeuge B. iſt in der Aubdienz des Schwurgerichtd nicht erfchie- 
nen, ed ift angezeigt, daß er inzwiſchen ausgewandert fei. Auf den Antrag des 
Staatdanwalts ift feine Ausſage deöhalb auf Beihluß des Gerichtshofes »zur Auf- 
Härung der Sache« verlejen. 

Der gegen die Glaubwürdigkeit dieled Zeugen nun bon dem Ungellagten ge- 
ftellte Antrag: 

die H.ſchen Eheleute über Diebftähle zu vernehmen, melde jener Be- 
laftungdzeuge gegen diejelben verübt habe, 
ift deshalh zurücdgemwielen, weil der zu verdächtigende Bus B,, da er abweſend, ſich 
nicht auf die Bezüchtigung der H.ichen Eheleute audlaffen fünne, ein Diebftahl aud 
—— — gegen den Zeugen als vorliegend erachtet werden könne, als durch Er- 
enntniß, 

Auf die NichtigkeitSbefchwerbe ded Angeklagten hat dad Ober - Tribunal am 
6. April 1866 wider Tottleben (Mr. 456. 1.) vernichtet, und die Sache an bad 
Schmurgericht zurüdgewiefen. Denn — fo beißt es in den Gründen — mit Recht 
greift die ni ra ah diefen Beſchluß ald einen rechtsirrthümlichen an. 
Denn rechtbirrthümlich ift da3 darin außgefprocene Drinzip, daß die Glaubmwürdig- 
feit eined Zeugen, deſſen Ausfage wegen feiner Abmefenheit in ber Audienz vor den 
Geſchworenen berlefen worden ift, durd die Bebauptung und den Beweiß von That- 
ſachen, welche deſſen moralijche Führung verbäctigen, eben wegen feiner, die perfön- 
liche Berantwortung dagegen audjcließender Abweſenbeit nicht angefochten werben 
könne. Ferner aber, daß die Behauptung eined verübten Diebſtahls zu diefem Zwecke 
nur duch ein über ein ſolches Vergehen ergangened Erkenntniß bewiefen werden 
könne. Der Beſchluß verwechjelt hier nämlich eine gegen den Zeugen felbft gerichtete 
Verhandlung mit einem blos feine Glaubwürdigkeit ald Zeuge betreffenden Verfah- 
ren Wollte man den zuerſt gedachten Grundfag zulaffen, jo würde der Angeklagte 
in allen Fällen gegenüber der nur verlefenen Ausſage abmweiender oder verfiorbener 
Zeugen in die bedenklichfte Lage geratben; die Ausſage würde, fomweit e8 den Be- 
weiß der Unglaubwürdigkeit der Derfon bed Zeugen betrifft, präfumtiv unanfechtbar 
fein. Dem Thatrichter, alfo aud den Geſchworenen liegt es vielmehr ob, den bor- 
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gebrachten Beweis theild an und für fich, theild aber mit Rüdfiht auf den Umftand, 
daß der in feiner Glaubwürdigkeit angefochtene Zeuge fi) nicht verantworten, oder 
daß er auch nur nit Erläuterungen darüber geben fann, in feiner beweifenden 
Kraft zu prüfen. Daß aber endlich aud eine ftrafbare Handlung zu diefem Imede 
allein aud ohne eine darüber ergangene richterlihe Entſcheidung bewiefen werden 
dürfe, unterliegt feinem Bedenken. 

Ohne Einfluß endlich ift audy bier der Umjtand, daß die Ausſage des Zeu- 
gen nur »zur Aufklärung der Sade« (Urt. 25.), nicht alſo ald förmliches Beweis. 
mittel ($. 21. der Verordnung vom 3. Januar 1849) verlefen worden if. Denn 
re —— auch jener Form unterliegt im ſchwurgerichtlichen Verfahren keiner 

ontrolle. 


Art. 25. des Geſetzes vom 3. Mai 1852. Vorlegung von Urkun— 
den zum Zweck des Zeugenverbör®. 


Der Zeuge wird bei feiner Vernebmung über fein Schuldverbältniß zu dem 
Angeklagten befragt und giebt darüber, insbefondere über feine für den Angeklagten 
fontrabirten hypothekariſchen Schulden Auskunft. 

An Beziehung bierauf find die Hppotbefen » Akten ſeines Grundftüdd vor- 
gelegt und es iſt von dem Worfigenden dad daraus erbellende, mit den Angaben des 
Zeugen übereinjtimmende Refultat Fonftatirt. 

Die Beſchwerde behauptet bierin eine gr des Art. 25., indem es 
mindeften3 einer Verlefung des Sppotbefenfoliumd und eines Beſchluſſes des Gerichts- 
hofes darüber bedurft bätte. 

In dem zurüdweifenden Urtel vom 6. April 1866 wider Luther (Nr. 464. 1.) 
beißt e8: Menn, nachdem der Zeuge furz zuvor feine Scyuldverbindung mit dem 
Angeklagten und die daraus erfolgten Eintragungen auf fen Grundftüd eidlich be- 
fundet hatte, der Vorfigende die Nichtigkeit diefer letzteren Thatſache durch die Ein- 
fiht des vorgelegten Hypothekenbuchs beftätigte, fo lag hierin feine felbititändige Be- 
weißaufnahme über eine nur dadurch feitzuftellende neue Thatſache, fondern nur eine 
Maafregel zum Zwede des Verhörs ded Zeugen und zur Kontrolle feiner fo eben 
eidlih abgegebenen Ausſage. Eine folhe Maafregel und unter folhen Umftänden 
unterliegt nicht der Vorſchrift des Art. 25. des Gefeged vom 3. Mai 1852, 


68. 58. 329. 332 ff. 341, der Kriminal-Ordnung. $. 55. der Verord- 
nung vom 3. Januar 1849, Urt. 27, des Gefeged vom 3. Mai 1852. 
Ausdehnung der Vorfchriften über die Zuziehung bon Dol- 
metfhern u. f. w. bei der Jeugenpernebmung in der Vor— 
unterfuhung auf den Alt der Eidedleiftung und auf die 
diesfällige Regiftratur darüber. 


In der Audienz des Schwurgericht3 find mehrere nur der Lithauiſchen Sprache 
mächtige, bereit in der Vorunterfuhung vernommene Zeugen unter Zuziebung 
ded im Art. 27. des Gefeked vom 3. Mai 1852 vorgefchriebenen Dolmetſchers noch- 
mals vollftändig vernommen, jedoch bier nicht vereidigt, jondern fie haben ihre Aus- 
de nur auf den von ihnen in der Worunterfuchung geleifteten Zeugeneid ver» 
ichert. 

Das Protokoll der Vorunterſuchung nun, in welchem ſich ihre damalige 
Zeugen-Ausſage befindet, iſt nicht unter den in der Kriminal-Ordnung vorge- 
ſchriebenen Förmlichkeiten über die Zuziehung von Dolmetſchern und Führung des 
Neben -Protokolls aufgenommen, welche Förmlichkeiten nach den Entſcheidungen 
des Ober-Tribunals für die Vorunterſuchung noch anwendbar, und nur für 
die Hauptverhandlung durch den Art. 27. erſetzt find. Der Angriff der Nichtigkeits- 
beſchwerde gebt alfo dahin, daf jene Verweifung in der jebigen Sauptverhandlung 
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auf den in der Vorunterfuhung geleifteten Eid unkräftig, die Zeugen alfo unver- 
eidigt geblieben feien, weil jene fFörmlichkeiten über die Vernehmung fib auf die ganze 
Verhandlung, alſo auch auf den Aft der Eideßleiftung, erftreden müßten. 

In diefem Sinne ijt denn auch von dem Ober-Tribunal in der Entfheidung 
vom 4. Januar 1856 wider Jalocha (Archiv IV. ©. 222) erkannt, indem unter 
gleihen Umftänden angenommen ift, daß der Zeuge durch eine foldhe Verweifung auf 
einen formell ungültigen Akt ald nicht vereidigt gelten müſſe. Dagegen ift neuerlich 
in der Entfheidung vom 20. September 1865 wider Friedländer (Archiv XII. 
©. 784) entgegengejegt erfannt, daß die Vorſchriften über Zuziehung der Dolmet- 
ſcher u. ſ. w. ch nur auf die Aufnahme der Audfage, nicht aber auf den ridhter- 
lichen Akt der Eidedleiftung refp. Eidedabnahme beziehen. 

Bei dem fonad vorliegenden Konflitt zwifchen beiden Entſcheidungen ift die 
Verweifung an dad Plenum erfolgt, und diefed hat, unter Annahme des folgenden 
Präjudizes: 

Es ift feine Nichtigkeit, wenn ein der Deutfchen Sprache nicht mächtiger 
zuge nad) feiner Vernehmung in der Hauptverbandlung auf den im der 
orunterfuhung geleifteten Seugeneid verwiefen wird, und bei der frü- 
beren Eidesleiftung außer dem Richter nur der der fremden Sprade 
nit mächtige Protofolführer mitgewirkt bat, 
am 30. April 1866 in der Unterfuhung wider Guddat (Nr. 1243. 1.) die Nichtig 
feitöbefhwerde zurüdgemiefen. 


Gründe 


Nah $. 55. der Verordnung vom 3. Januar 1849 find die in der Vor 
unterfuchung eidlih vernommenen Zeugen bei ihrer nohmaligen Abbörung nicht aufs 
neue zu bereiden, fondern auf den geleifteten Eid zu verweifen. Diefe Vermeifung 
bat ftattgefunden und es fragt ſich daher, ob bei dem in der Vorunterfuhung gelei- 
fteten Eid die —— Förmlichkeiten erfüllt worden ſind. 

Der $. 43. der angeführten Verordnung enthält fodann die Beſtimmung, 
daß der Unterjuhungdrichter bei der Vorunterfuhung alle in der Kriminal ⸗Ordnung 
für den Inquirenten gegebenen Vorſchriften zu beobachten bat. Nah $. 59. der 
Kriminal-Drdnung müflen, wenn der zu Bernehmende der Deutihen Sprade nicht 
mächtig ift, und beide Gerichtäperfonen auch feine Sprade nicht verftehen, in Saden, 
bei welchen die Beftrafung über drei Jahre Gefangenfhaft geben kann, zwei vereidete 
Dolmetjher bei der Verhandlung zugezogen werden. Das Protokoll ift fodann von 
einem der Dolmetiher in der fremden Sprade und von einer der Geridhtäperfonen 
in der Deutihen Sprade aufjunehmen. Wenn eine von den Gerichtäperfonen der 
Sprache des Unzubörenden gewachſen ift, jo bedarf ed nach $. 60. nur der Zugie- 
bung eines Dolmetjcher3. 

Diefe Vorſchriften find in der vorliegenden Sache nicht verlegt. 

In den Brotofollen der Vorunterfuhung ift nad der Vernehmung und ber 
Unterfchrift der Zeugen regiftrirt: 

»der Zeuge ift — oder die Zeugen find vereidigt oder rite bereidigte, 
und diefe MRegiftratur ift von den Gerichtäperfonen unterzeichnet. 

Es ift ein weſentlicher Unterſchied zwifchen der Bernehmung eined Zeugen 
und defien Wereidigung, von melder 18 es ſich hier allein handelt. Bei 
jener wird mit dem Zeugen verhandelt und ſeine Erklärung aufgenommen, bei dieſer 
wird nur die Thatſache konſtatirt, daß er den Eid im geſetzlicher Form abgeleiſtet 
babe. Die Garantie für die Richtigkeit der Erfteren, bei welcher leichter erthümer 
und Verſehen vorkommen können, muß daber eine größere, die formen müffen voll. 
ftändiger fein, als bei der andern; bier genügt e8, daß der Zeuge die gefeglichen 
Eidesworte ausgeſprochen habe. 
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Die Kriminal-Orbnung erkennt diefen Unterſchied in den SG. 330. bis 341. 
bolllommen an, fie trennt die Seugenvernehmung und Niederichreibung der Außfage 
von dem Akt der Eidedleiftung. Die Bereidigung erfolgt nach geſchloſſenem Verhör, 
fie bildet eine Beftätigung de abaelegten Zeugniſſes. Erft wenn dad Protokoll über 
die Audfage verlefen ift, hat der Zeuge den Eid zu leiften, jened bedarf der Lnter- 
ſchrift des Zeugen, nicht aber ber Regiftratur über die Mereidigung (Urtheil be& 
Königl. Ober - Tribunald vom 15. März 1860 gegen Edmund). 

Die Vorfcriften der 6. 59. 60. und 329. find nun fowohl nad dem 
Wortlaut als nah ihrem Sinn lediglih auf die eigentlihe Bernebmung ber Zeu- 
gen zu beziehen. In den 88. 59. und 329, wird ausdrücklich nur von diefer Ber- 
nehmung geſprochen und die zu beobachtenden Förmlichkeiten baben nur bei berfel- 
ben eine Bedeutung, da bier Mißverjtändniffe und Uebereilungen, wie der $. 59. 
am Schluffe erwähnt, vorfommen fünnen. Im $. 64. wird hervorgehoben, daß, 
wenn das in der Sprade des Abgehörten abgefaßte Drotofoll mit dem in Deuticher 
Sprade aufgenommenen nicht übereinftimmt, da8 Erftere enticheiden fol. 

Diefe Beftimmung kann aud nur auf die eigentlibe Vernebmung fi be- 
zieben. Dagegen erfordert der getrennte At der Vereidigung nicht die Anwendung 
gleicher Förmlichkeiten zur fiheren Konftatirung ded Vorganged, Zwar liegt e8 in 
der Natur der Sade, daß die Vereidigung eined der Gerichtsſprache nicht mächtigen 
Zeugen nur dur Bermittelung eined Dolmetſchers erfolgen kann, allein überfüff 
muß bei biejer einfachen — die Zuziehung eines zweiten Dolmetſchers un 
die Aufnahme eines Nebenprotokolls erſcheinen und die Kriminal» Ordnung enthält 
ferner fein Verbot, daß jene Dermittelung dur eine Gerichtöperfon, melde der 
fremden Sprade kundig ift, ftattfinde; vielmehr nimmt fie fogar bei der VBerneb- 
mung eined Zeugen darauf Rüdfiht, ob beide oder eine der Gerichtäperfonen ber 
Sprache des Anzubörenden gewadfen find. Bei der —— lann in dieſer 
Hinſicht nur entſcheidend ſein, daß nach der Ueberzeugung des Gerichts der Zeuge 
die ausgeſprochenen Eidesworte verſteht. 

Die Gültigkeit der Eidesleiſtung würde bier ebenſo wenig einem Bedenfen 
unterliegen, wenn man den Urt. 27. des Gefeged vom 3. Maı 1852 anmenden 
wollte. Denn es müßte ebenfalld die Unterſcheidung zwilchen der Bernebmung und 
der Vereidigung der Zeugen eintreten und die Erftere bliebe ganz aufer Frage, da 
fie in der Hauptverhandlung unter Zugiebung eines, nicht auß der Zahl der Gerichts⸗ 
perfonen genommenen Dolmetſchers erfolgt ift. 


F. 20. ded Stempelgefeged vom 7, März 1822. Wirt. 12. 13. der AU- 
gemeinen WMechfel- Ordnung vom 6. Januar 1849. Stempelpflid- 
tigkeit der Blanlo-ndoffamente. 


Erfenntnif ded Ober-Tribunald vom 26. April 1866 wider Fuchs (Mr. 365. II.), 
durch welches die Nichtigkeitsbeſchwerde — iſt. 

Die Annabme des Appellationsrichters, daß durch die Uebergabe der auf der 
Rüchſeite mit dem Blanfo + ndoffament verjehenen Wechſel an den P., ohne Rüd- 
fiht darauf, was die Parteien Dabei unter ſich beabfichtigten, vermöge der formalen 
Natur des Wechſels ein die Stempelpflichtigleit nad $. 20. dei Geſetzes dom 
7. März 1822 begründendes Rechtsgeſchäft zu Stande gefommen fei, finde ihre voll» 
ftändige Begründung in den Vorfchriften ded Werbfelrechtd, inäbefondere der Art. 10. 
12. 13. der Deutihen Wechfel-Ordnung, wonach durd das Indoſſament alle Rechte 
aus dem Wechfel auf den Indoſſatar übergehen, diefelbe Wirkung aud dem Blanfo- 
Indofjament beimohne, und jeder Inhaber des Wechſels befugt fei, die Blanfo - n« 
doffamente auözufüllen oder auch ohne diefe Ausfüllung den Wechſel weiter zu 
begeben. 
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65. 35. 37. deß Preßgefehed vom 12, Mai 1851. Der Redakteur 
als Herausgeber ded auf feine Anordnung auß einem frem- 
den Blatte abgedrudten Artiteld. Benennung deffelben 
als folder durch den Berleger. 


Erkenntniß ded Ober - Tribunald® vom 19. April 1866 mider Lueas 
(Nr. 102. II), durch welches die Nichtigkeitsbeſchwerde ded öffentlihen Minifteriumd 
zurüdgemwiefen ift: 

n Erwägung, daß grundfäglih zwar der — einer Zeitung der ihm 

im 6. 35. des Geſetzes über die Preſſe vom 12. Mai 1851 auferlegten Verpflichtung 
gleich bei feiner erſten gerichtlichen Vernebmung, den Berfaffer oder Herausgeber ber 
Drudichrift nadzumeifen, nicht genügt, wenn er mit Rüdjiht auf einen einzelnen 
Artikel der unter feinem Verlag erſcheinenden Zeitung dabei einfady auf den verant- 
wortlihen Redakteur der Zeitung ald ſolchen binweift ; 

daß in der Beziehung die maßgebenden Grundfäge bereit in dem Plenar- 
Urtheile de? Königlihen Ober-Tribunald vom 22, Februar 1864 — Juft. Min. Bl. 
©. 82 — audgeführt find; 

daß indefjen der Redakteur einer Zeitung, wie auch die Nichtigkeitsbeſchwerde 
in Uebereinftimmung mit der Natur der Sade, und dem biefelbe janktionitenden 
Erfenntniffe ded Königlihen Ober-Tribunald® vom 12. Oktober 1864 — Juſt. Min. 
Bl ©. 395 — felbft anerfennt, dann aud ald der Herausgeber eines einzelnen 
darin erfchienenen Artikels zu betrachten iſt, wenn dev Artikel bereitö in einem an- 
deren Blatte veröffentlibt war, und der Redakteur es gemwefen iſt, welcher ben 
Wiederabdrud deffelben in der unter feiner Redaktion ftehenden Zeitung allein ber- 
anlaßt hat; daß der Medakteur unter folden Umftänden dann in ber That bie 
— welche den Artikel der Zeitung zugeführt und den Abdruck deſſelben ver 
anlaßt bat; 

in Erw gung, daß der Verleger der Zeitung alfo jedenfalld der Beftimmung 
lit. a. des 6. 35, des Gefeged über die Preſſe Genüge leiftet, wenn er bei feiner 
eriten — Vernehmung feine Erklärung in Bezug auf den Herausgeber des 
Artikels in einer Weife abgiebt, daß dadurch fofort der Redakteur der Zeitung zu- 
gleich der fpezielle SHerauögeber des Artikels als nachgewieſen erachtet werden 
ann j | 

in Erwägung, daß in der gegenwärtigen Sade der erſte Richter, mie die 
Gründe feined Urtheils ergeben, keinesweges den Redakteur einer Zeitung mit dem 
Heraußgeber der darin enthaltenen einzelnen Artikel identifizivt, fondern die frage 
nach diefer Jdentität ausdrücklich babingeftellt fein läßt, vielmehr rein thatſächlich 
entjcheibdet, daß im gegenwärtigen Falle der Redakteur auch zugleich als der Heraus. 
geber des infriminirten Artikels zu betrachten fei, weil er, und nur er, den Wider⸗ 
abdrud dieſes Artikels aus einer anderen Zeitung veranlaßt babe; 

daß nad) diefer jreftftellung aber der Redakteur L., da er danach den frag 
lihen Artikel feinem Blatte zugeführt und den Wiederabdrud deſſelben veranlaft bat, 
aud mwirklih der Herausgeber ded Artikeld im Sinne des F. 35. des Gefeged vom 
12. Mai 1851 gemefen it; 

daß ed demnach alfo nur fraglich bleibt, ob der Verleger L. bei feiner erſten 
Bernebmung diefed Verhältniß ausreichend dargetban bat, daß der zweite Richter 
den desfallſigen Nachweis in der erſten gerichtlichen Erklärung des Verlegerd L. mit 
Rüdfiht auf die befonderen Umftände ded Falles gefunden bat, eine grundfäglice 
Verlegung des $. 35. des Geſetzes über die Preffe daher nicht vorliegt; 

daß ſolches namentlich um dedwillen nicht der fall ift, weil dad Rechts- 
prinzip bezüglich ded Herausgebers eines in ber verlegten Zeitung erichienenen fpe- 
ziellen Artifeld don dem angegriffenen Urtel nicht nur nicht verfannt, fondern aner- 
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kannt iſt, die Frage aber, ob der Verleger den ihm nad) dem mehr citirten S. 35. 
Sa eg Nachweis ausreihend geführt habe, Mangeld einer Magen näheren 
gefeglihen Beftimmung der Beurtheilung ded Inftanzrichterd anheimgegeben ift. 


$. 38. de3 Preßgefeped vom 12. Mai 1851. Begriff ded »mwahr- 
beitögetreuen Berichts der Kammerſitzungen.« 


Beſchluß des Ober» Tribunald® dom 20. April 1866 mider Danielewsti 
(Nr. 87. B. 1.), durch weldyen der die Anklage zurüdweifende Beſchluß des Appella- 
tiondgericht3 aufgehoben ift. 


Gründe. 


Thatfächlich ift von dem Vorderrichter für feitftehend angenommen worden, 
daß die Nr. 67. pro 1865 der in E. im Verlage ded Angeklagten D. und unter 
der Redaktion des Angeklagten R. erſcheinenden Zeitung eine in der 65. Sißung 
des Ubgeordnetenhaufes am 7. Juni 1865 von dem Abgeordneten J. gehaltene, 
näher bezeichnete Rede, mit Weglaffung einzelner Stellen enthält, und daß die der- 
geftalt abgedrudten Stellen mit den korrefpondirenden der Rede, wie fie gefprochen 
worden, im Weſentlichen übereinftimmen. 

Hieraus folgert da8 Appellationdgericht, daß dem Angefhuldigten der Schuß 
des 6. 38. des Preßgefeged vom 12. Mai 1851 zu Gute fommen müſſe. Es er- 
fennt an, »daß der dort gebrauchte Ausdruck »VBerichtes eine hiſtoriſche Darftellung 
bon Dingen fei, welche ſich ereignet haben. Es hält aber dafür, daß dadurch nicht 
die Nothwendigkeit der vollitändigen Darftellung de8 ganzen Verlaufes einer Ange- 
legenheit bedingt werde, vielmehr die Mittheilung von Einzelnheiten aus einer Mebr- 
heit von er Hi gleichfalls ald ein Bericht in dem angegebenen Sinne erfcheine, 
und deshalb aud, wie bier, der Abdrud einer einzelnen Rede eined Mitglieded der 
Volkdvertretung ald ein folder, d. h. als fpezielle Mittheilung der Meinungen und 
Aeußerungen eined einzelnen Kammermitgliedes, mithin als tbeilweifer Bericht von 
einer Kammerfipung erachtet werden müfle. 

Allein in diefer Allgemeinheit ift die vorftehende rechtliche Ausführung nicht 
richtig. Der $. 38. ded Preßgeſetzes vom 12. Mai 1851 enthält die ganz exceptio- 
nelle Beitimmung, daß 

»Berichte von den öffentlichen Sigungen beider Kammern, in fofern fie 
wabrbeitögetreu erjtattet werden, von jeder Verantmwortlichkeit frei blei- 
ben follen.« 

Derartige Audnabmegefege dürfen nicht ausdehnend erklärt werben, fie find 
vielmehr nur in foweit zur Anwendung zu bringen, als deren ftrenger Wortlaut und 
die erfichtlie Abſicht des Geſetzgebers es geftattet. Wenn nun aud einerfeitd zu. 
gegeben merden kann, daß der gedachte $. 38. a. a. D. nicht ausſchließlich ſolche 
Berichte im Auge hat, welde den ganzen, mwörtlid übereinftimmenden Inhalt der in 
den Kammern gehaltenen Reden wiedergeben , jo ift es doch auch andererfeitd un- 
zweifelhaft, daß unter dem, im Gefege gebrauchten Ausdrucke: „Berichte von den 
öffentlihen Sitzungen beider Kammern«, nur ſolche verftanden worden find, melde 
eine zufammenbängende, einfadye biftorifhe Darftellung des gefammten Verlaufed des 
beſprochenen Gegenſtandes enthalten. Denn der Grund und Zweck des $. 38. a. a. O. 
ift offenbar lediglih der gemefen, dem Lande die Möglichkeit zu gewähren, der 
öffentlichen Thätigkeit der Abgeordneten zu folgen, wozu felbftredend gehört, daß die 
damit in Verbindung ftehenden Vorkommniſſe und zufammenbängende anderweitige 
Thatfahen vorgeführt werden, auß denen fi ein Gefammtbild de8 Geſchehenen der 
Wahrheit gemäß entnehmen läßt. Diefe Grundfäße bat die Rechtſprechung des Kö— 
niglichen Ober-Tribunald öfter aufgeftellt, unter Anderem bereit3 in dem Erkenntniß 
vom 31. März 1864 wider Lüning. Wollte man diefen Gefihtäpunft nicht feſthal⸗ 
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ten und geftatten, daß aud dem Zuſammenhang geriflene, mehr oder weniger voll. 
ftändig wiedergegebene Reden einzelner Abgeordneter, wenn fie auch nicht geradehin 
wabhrheitäwidrig find, dem $. 38. a. a. O. entipredhen, fo fünnfe es kommen, daß 
deren an fi ftrafbarer “inhalt dem Lefer von demjenigen, was fib in der Wirf- 
lichkeit zugetragen bat, keinen richtigen Einblid gewährt, und daß dadurch gegen die 
Abſicht ded Gefeggeberd Tendenzen des fogenanten Berichterftatterd verftedt werden, 
welche den beftehenden Strafgefegen zumiderlaufen. 

In dem vorliegenden Falle iſt feftgeftellt, daß die abgedrudte Mede des Ab- 
eordneten J. fi auf eine Petition des Gutöbefiperd v. M. bezog, welche mit der 
—— des Abgeordneten M. in Betreff der Behandlung der zum einjährigen 
Freiwilligendienſt berechtigten Perſonen, die ſich an dem Poiniſchen Aufſtande be— 
theiligt hatten, in Verbindung ſtand, und die der Miniſter des Innern in der 
Sitzung beantwortete. Ueber den Inhalt diefed Vorganged und namentlid über den 
der Ermwiderung des Minifterd ift nicht® feftgeftellt, und es läßt fih daher auch nicht 
ohne Weitered annehmen, daß ein Bericht im Sinne des Gefeged, nämlich von einem 
biftorifhen Vorgange in der Sipung, die Rede ift. In gleibem Sinne bat bereits 
dad a Ober - Tribunal in dem Beſchluſſe vom 9. Juni 1865 (Oppenboff 
Rechtſ. VI. ©. 177) entſchieden. Wenn bierbei der gegenwärtig angefochtene Be- 
fhluß darauf Gewicht zu legen fcheint, daß in dem vorliegenden Falle der Abdrud 
der gedachten Rede fich felbit ald Bericht anfündigt, fo iſt dies augenſcheinlich un- 
richtig, weil hierdurch die richterliche Prüfung, ob wirkli ein folder vorhanden ift, 
nicht audgefchloffen werden kann. 


$. 83. des Militair - —— $. 6. Nr. 5. $. 61. der Militair- 
Strafprogeß-Ordnung vom 3. April 1845. Rhein. Strafprogeß-Ordnung 
Art. 526. 527. Givilgeriht3ftand der beurlaubten oder zur 
Referve entlaffenen Militairbeamten mit Offizierrang, in®. 
befondere aub in Duellſachen. Kompetenz-Konflikt zwi- 
[hen Eivil- und Militairgerichten. 


Erfenntnig des Ober» Tribunal® vom 15. März 1866 wider Dr. Evens 
CE = 11), durch welches der Inkompetenz -Beſchluß das Landgerichts aufge 
oben ift; 

in Erwägung, daß, da die Rathskammer des Landgericht3 auf die Inkom— 
petenz · Einrede des Befhuldigten durd ihren Beſchluß vom — — die Abgabe der 
Unterfuhung an die fompetente Militairbehörde befchloffen, das Königliche General. 
Kommando des VII. Armee-Korpd die Uebernahme der Unterfuhung dagegen abge- 
lehnt bat, weil e8 das Eivilgericht allein zur Fortführung und Erledigung der Unter- 
ſuchung für kompetent erachtete, die Voraußfegungen eined negativen Stompetenz- 
Konflifted, zumal bei der eingetretenen Rechtskraft ded gedachten Rathöfammer - Be- 
fchluffed, allerdings vorhanden find; 

dag nad Urt. 526. und 527. der Rheiniſchen Strafprozeß - Ordnung dab 
Königlihe Ober-Tribunal zur Löſung diefed Konflittd berufen fein würde; 

daß, wenn num aud bei der vollftändigen gegenfeitigen Unabhängigkeit der 
Eidil- und Militairgerichte in Preußen diefe Löfung durch das Königliche Ober- 
Tribunal dann Anſtand zu finden hätte, wenn fie nur dur einen Eingriff in die 
Militairgerihtöbarkeit und Vernichtung eines in Folge derfelben ergangenen Erlaſſes 
gefchehen könnte, dad Königliche Ober-Tribunal doc nicht behindert fein kann, dem 
unterbrochenen Gang der Juſtiz den freien Lauf zu verichaffen, wenn feine diesfällige 
Anordnung lediglih auf dad Gebiet der Civilgerichte befchräntt bleibt; 

in Erwägung, daf der in gegenwärtiger Sache vorhandene Konflitt in die- 
fem Sinne zu erledigen ift, da die Rathöfammer des Landgerichts zur Fortführung 
und Erledigung der Unterfuhung gegen den Beſchuldigten in der That allein kom- 
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petent war, und namentlich der Umſtand, daß der Beſchuldigte, nachdem er ald ein» 
jähriger freiwilliger feiner Militairpfliht genügt batte, mit dem Charakter eine® 
Alfiftenzarzted in das Reſerveverhältniß übergetreten ift, die Affiitenzärzte aber nach 
der Allerhöchſten Ordre vom 17. uni 1862 in dem militairifshen Rang eines Se- 
fonde-Bieutenants jteben, an der Kompetenz ded Givilgericht® nicht? zu ändern 
vermag; 

. in Erwägung, daß nämlich ein durchgreifender Unterfchied zwifchen den Der- 
fonen des Soldatenjtandes und den Militairbeamten beftebt, der ſchließlich auch da, 
wo ed ſich um Straffahen handelt, welche diefe Gattungen von Militairperfonen 
betreffen, fib als leitend darſtellt / 

in Erwägung, in der Hinſicht, daß der erwähnte Anterfchied in dem Mili- 
tair-Strafgefeßbuh dom 3. April 1845 in folgender Weile durchgeführt ift, daß da- 
nad die Militairperfonen befteben: 

l) 7 den Derfonen ded Soldatenitanded, wozu vorab die Offiziere ge» 

ten; 

2) den Beamten der Militairverwaltung 

(Verzeichniß litt. A. zur Militair-Strafgefeggebung, $. 1. der Mili- 
tairgerichtd-Ordnung); 

daß die Beamten der Militairverwaltung nad ihren Rangverhältnifien zer» 
fallen, nämlid in 

1) obere, 

und 

2) untere Militairbeamte, theils ohne, theild mit einem beftimmten Mili- 

tairrang;j 

daß zu den oberen Militairbeamten mit einem beftimmten Militairrang (dem 
einer beftimmten Militairharge) auch die Militairärzte, in legterer Linie die Bataillons- 
Merzte gebören, und zwar mit dem Range eined Sekonde⸗Lieutenants. 

———— litt. A. zum Militair-Strafgeſetzbuch (B. I. a. b. e. d. ©. 


. 379); 

daß in Folge der Allerh. Kabinetd - Ordre vom 17. Juni 1862 aud die 
Affittengärzte in die Reihe der oberen Militairbeamten mit dem Range eined Se- 
fonde-Vieutenantd eingetreten fiad; 

in Erwägung, daß nun zwar nah %. I. der Militairgerichtd - Ordnung 
die Derjonen des Soldatenftanded und die Perfonen ber Militairderwaltung der 
a eg unterworfen find; 

aß aber in Berug auf beide Kategorien von Militairperfonen ſowohl hin» 
ſichtlich des materiellen Strafrecht3, wie — der Gerichtborganiſation und des 
Verfahrens ganz verſchiedene Grundſätze gelten; 

daß, was im Beſonderen zunächſt das materielle Strafrecht betrifft, die Per- 
ſonen des Soldatenftanded den Kriegdartifeln unterworfen, die Militairbeamten da- 
gegen, ſowohl wegen der Amts- ald wegen der gemeinen Vergehen regelmäßig nach 
den Vorſchriften der allgemeinen Landesgeſetze zu beftrafen find ($. 83. des Militair- 
Strafgefegbudß) ; 

daß fodann formell gegen die Derfonen des Soldatenftandes durch die Kriegs- 
und Standgerichte, gegen die Militairbeamten dagegen durch Inſtanzgerichte erkannt 
wird ($. 6l. der Militairgerihtd-Drdnung) ; 

daß fi hieraus alſo ergiebt, daß der einem Militaivbeamten zufommende 
Militairrang, dem Strafrechte gegenüber, un der Stellung diejed Beamten nicht® 
ändert, und denfelben namentlich keinesweges zu einer dieſen Rang befleidenden Der+ 
jon des GSoldatenftanded madt; 

daß vielmehr der den Militairbeamten zuftehende Militairrang lediglih im 
fofern von Einfluß ifl, daß fie ald obere Militairbeamte nur der höheren Militair- 
gerihtöbarteit unterworfen find, demgemäß alfo die Beftellung und Bildung des 
Spruchgericht? erfolgt und in der Vorunterfuhung bei den Verhören nur eine ihrem 
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Rang entſprechende Zuziehung von Offizieren ſtattfindet (FF. 20. 47. 68. 69. der 
Militairgerihtd-Ordnung) ; 
in Erwägung, daß, wenn bei dem Biöherigen der Dienftitand der Perſonen 
des Soldatenftanded, und der Militairbeamten — mweldyer bei den mit dem jtebenden 
Heere dauernd verbundenen Militairbeamten fi von felbft veriteht — voraudgefept ift, 
der $. 6. der Militairgerihtd-Ordnung über den Gerichtäjtand der zum Beurlaubten- 
ftande gebörenden Perjonen ded Soldatenftanded, mozu aucd die Refervemannicaf- 
ten des Soldatenftanded gehören, Beſtimmung trifft; 
in Erwägung, daß danach alle zum Beurlaubtenjtande gebörenden Perfonen 
des Soldatenftanded während der Beurlaubung in Straffachen den Eivilgerichten 
unterworfen, und von diefer Megel nur einzelne Ausnahmen gemacht find; daß zu 
diefen Ausnahmen gebören ($. 6. Nr. 5.) Heraußforderungen und Zweikämpfe beur- 
laubter Landwehr-Offiziere, und der mit Vorbehalt der Dienftverpflihtung aus dem 
lebenden Heere audgefchiedenen Dffigiere, — auch dann, wenn mit diefem Verbrechen 
ein gemeined Verbrechen konkurrirt; 
daß ed grundjäplib nun zwar auch feinem Zweifel unterliegt, daß diejenigen 
Derfonen, welde, nachdem fie ihrer Militairverpflihtung in einem Beamtenverhält- 
niffe beim jtebenden Heere genügt haben, und demnädit ald Milirairbeamte mit einem 
beftimmten Militairrang (mie ed bei Affiftenzärzten der Fall ift) zur Neferve ent- 
lafjen werden, ald dem Beurlaubtenjtande angebörig der Gerichtsbarkeit der Eivil- 
gerichte unterworfen find ; 
(vergl. Aller. Kabinet3 »- Ordre vom 5. Dezember 1834 in Betreff der 
in Referve- oder Landwehrverhältniſſen ftehenden Chirurgen — Lottner 
Bb. IV. ©. 202 ff); 
daß gleihwohl die im $. 6. Nr. 5. eit. gemachte Ausnahme auf folde Miti- 
tairbeamte, wenn fie auc den Rang eined Offizierd vermöge ihrer Beamtenftellung 
baben, feine Anwendung finden kann, weil aud bier wiederum der Unterſchied zwi. 
ihen den Derfonen ded Soldatenftanded und der Militairbeamten eingreift, die Aud- 
nahme in Nr. 5. fi nur auf beurlaubte Landwehr » Offiziere — ald Perſonen des 
Soldatenftanded — bezieht und gezeigtermafen der mit einer Militairbeamtenitelle 
verbundene Militairrang, den Träger diefer Stelle überall nidyt feiner amtlichen 
Sphäre entrüdt und zu einer Perſon ded Soldatenſtandes refp. zu einem wirklichen 
Offiziere madt; 
daß wenn nad dem biäher Erörterten noch ein Zweifel darüber beftehen 
könnte, ob die Herausforderung zum Zweikampf bei beurlaubten, ober zur Reſerve 
ebörigen Militairärzten mit Dffizierrang der Jurisdiktion der Eivilgerichte entzogen 
En, diefer Zweifel jbon in dem Umſtande feine volle Erledigung finden würde, 
daß die Herausforderungen zum Zweikampfe unter Offizieren nad der Verordnung 
vom 20. Juli 1843 über die Ebrengerihte (Gei.-Samml. 1844 &. 299) den Ehren- 
gerichten übermwiefen find, die Verordnung aber im $. 3. außer den im der Inakti— 
vität befindlichen (wirklichen Offizieren), nur die Offiziere des ftebenden Heeres, der 
Landwehr (übereinftimmend mit $. 6. Nr. 5. der Militairgeriht®-Ordnung) und der 
Gendarmerie begreift, fo daß die Militairbeamten, welche blod den Rang eines Offi- 
zierd haben, von derfelben überhaupt nicht betroffen werben; 
in Erwägung, daß biernad der Beichuldigte, da er nach den thatſächlichen 
Verhältniſſen in den von ihm felbit vorgelegten Aktenftüden blos als Affiftenzarzt, 
alfo blos als Militairbeamter mit dem Militairrang eined Sekonde-Pientenantd, zur 
Reſerbe entlaffen iſt, und im dem Referveverhältnifie fih der Heraußforderung zum 
Zweilampfe und der Mifhandlung fhuldig gemacht haben fol, wegen diefer Vergehen 
lediglich der Jurisdiktion feined ordentlichen Civilrichters unterworfen war; 
daß folgli die Rathöfammer des Königlichen Landgerichtd die zur Sübrung 
der Unterfuhung allein fompetente Behörde bildete, und daher unter Aufhebung ihre 
—— Beſchluſſes vom — — die Sache zur Erledigung, wie Rechtens, an 
ie gedachte Rathskammer zurüchzuweiſen iſt. 
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Art. XVIII. des Einführungdgefeged vom 14. April 185]. Ausblei— 
ben des Klägers in dem ſchiedsmänniſchen Sühnetermin. 


Der wegen ‚Beleidigung des Klügerd verurtbeilte Verklagte rügt, daß nad 
dem der Stlage zum Grunde liegenden Sübne » Attefte des Schiedsmannes nur be- 
ſcheinigt fei: 

beide vorgeladene Theile feien nicht erfchienen, indem der Kläger fib auf 
gütlibem Wege nicht einigen wolle. 


Durch Urtel vom 27. April 1866 in Saden Bonczlowäfi wider Lindemann 
(Nr. 20. 1.) bat dad Ober. Tribunal vernichtet und den Stläger zur Zeit abge- 
wiejen. 


Gründe 


Nah Art. XVII. ded Einführungdgefeged darf eine im Wege des Civil- 
prozeſſes anzubringende Klage wegen Ebrverlegung u. f. w. nur dann zugelaffen 
werden, wenn dur ein von dem Sciedmann des Verklagten audgeftelltes Atteſt 
nacgemwiefen wird, daß der Kläger bie Vermittelung de8 Schiedsmannes obne Erfolg 
nachgeſucht hat. Daraus folgt, daß der Kläger feinerfeit? Alles dasjenige zu beob- 
achten bat, was geeignet ift, um den Verfuc der Sühne zu ermöglichen, dazu gebört 
aber unbedenklich, daß er fih in dem diedfälligen vom Schiedömann anberaumten 
Termin einfindet, weil nur in ſolchem falle eine Auseinanderjegung mit dem Be- 
leidiger zu erzielen ift. Won diefer Pfliht wird er im Sinne bed Geſetzes auch dann 
nicht befreit, wenn es ſich nachträglich findet, daß aud der fpätere Verklagte in dem 
Sübnetermine auögeblieben ift. Denn diefed von ihm im Voraus nicht zu beredh- 
nende Ereigniß bejeitigt feine Berfhuldung nicht, und kann ibm daber auch feine 
Berechtigung geben, ohne Beibringung eined, den Anforderungen des Geſetzes ent- 
fprecbenden Sühne-Attefted eine njurienklage bei Gericht anzuftellen. 


$. 102, des Strafgeſetzbuchs. Höhe der Gefängnißftrafe im Falle 
mildernder Umftände. 


Gegen die Angeklagten ift unter Annabme mildernder Umftände aus $. 102, 
ded Strafgeſetzbuchs in Appellatorio auf 3 Tage Gefüngnif erkannt. 

Auf den Kaſſationsrekurs des öffentlichen Minifteriumd bat dad Ober-Tribunal 
am 3 Mai 1866 wider Felten und Genofjen (Nr. 123. 11.) Eaffirt und das erfte 
auf 8 Tage lautende Straferkenntniß beftätigt; 

in Erwägung, daß, während nah $. 102. Alinea 1. des Strafgeſeßbuchs 
das darin vorgefehene Vergehen ordentlich mit einer Gefängnififtrafe von mindeiten® 
1 Woche bedroht ift, der Richter zwar im Falle, daß mildernde Umjtände ald vor- 
banden feftgeftellt find, dem Alinea 3. des $. 102. zufolge die Strafe auf 10 bis 
300 Rthlr. Geldbuße beftimmen kann, daß aber hieraus folgt, daß der Richter im 
alle ded Daſeins mildernder Umftände die Wahl zwiſchen der FFreiheitäftrafe und 
der Geldbuße bat, daß dann aber aud, wenn eine Geldbuße nicht, vielmehr eine 
Sfreibeitäftrafe für entiprechend erachtet ‚wird, dieſe legtere nur nad dem Alinea 1, 
bemeffen, aljo unter das darin beftimmte Minimum von 1 Woche nicht berunter- 
geben fann. 


$. 105. des Strafgefepbuche. 


Erkenntniß ded Ober» Tribunal® vom 15. März 1866 mider Eilhard 
(Nr. 57. 1.), daß die Einreihung eined Schriftſtücks unter falſchem Namen, wodurch 
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ber Einfender alfo feine Derfon verheimlihen will, die Annahme eined Namen, ber 
dem Ginfender nicht zukommt, im Sinne des $. 105. nicht darftellt. 


$. 132. des Strafgeſezbuchs. Fahrläfſig falfcher Eib. 


Der Ungellagte bat in einer Prozeßſache den ihm zugefhobenen Eid dahin 
abgeleiftet: 


daß er von der Klägerin auf das ihm fchuldige Kaufgelb u. ſ. w., im 
Laufe bed zur 1855 die Beträge von 150 und 100 Rthlrn. nicht 
erhalten babe. 


Nah der Feſtſtellung der Inſtanzrichter hat er aber allerdingd in jenem 
Jahre auf dad Kaufgeld 100 Rthlr. erhalten. Es ift daher objektiv für feitftehend 
erachtet, daß er jenen Eid falſch geſchworen babe. 

Seine Beihwerde führt aus: zur Anwendung des Gefeped, aljo zur Feſt ⸗ 
ftellung der objektiven Ummabrbeit fei es erforderlich gemejen, kumulativ fejtzuitellen, 
daß Ungeflagter 150 und 100 Rthlr. erhalten habe, daß alje fein Eid, beide Sum- 
men nicht exhalten zu haben, untichtig gewefen fei. 

Die Beſchwerde ift dur Urtel vom 11. April 1866 wider. Sommer 
(Nr. 321. 1) zurückgewieſen. Denn es ſei klar, daß, wenn Angeklagter auf das ibm 
gebübhrende Kaufgeld im Jahre 1855 die Summe von 100 Rthlen. empfangen hatte, 
er wahrheitsgemäß nicht ſchwören fonnte, 150 Rthlr. und 100’ Rthir. im gebachten 
Jahre nicht empfangen zu haben, fondern er habe, mwenn das Eine ald wahr und 
dad Undere ald nicht wahr feinem Bewußtſein vorſchwebte, oder doch vorſchweben 
mußte, feine Erklärung theilen müflen. 


. 160. des Strafgeſezbuchs. IS. 36. ff. Tit. 24. Th. 1. der Allg. 
-Orbn. Einwand des Bergleih8 refp. des Straferlaffes 

in der Strafpollfiredung (Exelutiond-nftanz) im Inju— 

tienprozef und Entſcheidung darüber durch Erfenntniß. 


Der Berklagte wurde in erfter Inftanz im njurienprozeffe wegen Berleum- 
dung des Klägers verurtheilt. Er meldete die Appeliaiion an, nahm diefelbe jedoch 
zurüd, weil der Kläger in einer mitüberreichten Schrift auf die Beſtrafung Verzicht 
geleiftet habe. Da jedoch der Kläger in einer am folgenden Tage dem Gericht ein- 
gereichten Eingabe erklärte, dab er auf die Beltrafung des Verklagten nicht Verzicht 
leifte, indem er die zuerſtgedachte Schrift nur für den Fall einer nicht erfolgten Ber- 
ichtleiftung des Berklagten in einer anderen Sade gegen ibn (dem Kläger) audge- 

t babe, biefelbe daber widerrufe, fo gab das Kreißgeriht der Sache wiederum 
Fortgang, mwieß.aber fpäter die Appellation des Verklagten als defert zurüd. 

Gegen die nunmebr verfügte Strafvollftredung erbob der Berklagte in der 
Ezekutiond-nftanz den Einwand des Vergleihd reſp. ded Straferlafled Seitens des 
Klägerd. Der Kläger beftritt den Einwand. Nach erhobenem Beweife erfannte dad 
Kreiögericht auf Verwerfung des Einwanded bed Verklagten und auf Fortgang ber 
Strafvollftredung. Er ftellte den gegenfeitigen Verzicht beider Theile in ihren In⸗ 
jurienprozefien in bejonderen Reverſen, zugleib aber den Widerruf des jepigen 
Kläger? 9 

Der Verklagte appellirte gegen dieſes Erkenntniß und das Appellationsgericht 
bob das fo eben gedachte Erkenntniß in der Exekutions⸗Inſtanz als nichtig auf. 

Auf die Nichtigteitöbefchwerde ded Verklagten bat dad Ober Tribunal am 
27. April 1866 in Sadıen Häfe wider Gehrke (Nr. 22. 1.) das Appellationdertenntnif 
vernichtet und die Sade in die zweite Inſtanz zurüdgewieien. 

Urhie. 1866, Juni, 29 
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Gründe, 


Die Nichtigkeitöbefhwerde muß für begründet erachtet werden. Denn ed 
tann dem Wppellationsrichter darin nicht beigetreten werden, daß der $. 36. Th. 1. 
Tit. 24, der Allg. Gerichtd - Ordnung auf njurienfahen feine Anwendung finden 
fol. Der Appellationdrichter nimmt died an, weil der $. 36. a. a. O. überbaupt 
nur bie Erefution wegen Forderungsrechte zum Gegenftand habe, er mithin im n- 
jurienprogeß, welcher von dem reinen Civilprogeß darin abmeiche, daß neben dem 
Darteirntereffe zugleih das öffentliche nterefle mit zur Geltung fomme, nit Plaß 
greife, und daß deshalb auf einen im geböriger form angebradten Untrag auf 
Straferlaß nur im Wege der Defretur und nicht durch Erkenntniß zu .ent- 
ſcheiden fei. 

Dies ift jedoch unrihtig. Das Verfahren in Injurienfahen regelt ſich aud 
iept noch nach den Vorfhriften ded Civilprozeſſes, in fofern durd das Geſetz dom 
1l. März 1850 und Urt. 103. ded Gefeged vom 3. Mai 1852 biervon nicht Aus- 
nahmen gemacht find. Der $. 36. Th. I. Tit. 24. der Allg. Gericht? - Ordnung 
fpriht aber ganz allgemein von den im Cibilprozeß nod in der Erekutiond + Inftanz 
zuläffigen Einwendungen, und führt darunter ausdrüdlid den Einwand de Ver- 
gleiches und des Erlaffed auf, welche aud in Injurienſachen gemacht werden fünnen. 
Der 8. 38. a. a. D. fchreibt aber vor, daß wenn ein folder Einwand genügend 
beſcheinigt ift, die Vollſtreckung der Exekution fofort audgefegt und ein Termin zur 
Inſtruktion dieſes Einwandes anberaumt werden fol, morauf dann nad $. 40. 
a. a. DO. der Richter darüber, ob der Einwand begründet oder unbegründet ift, zu 
ertennen bat. 

Richtig ift ed zwar, daß in Injurienſachen neben dem Partei » ntereffe zu- 

leih das öffentliche ntereffe zur Geltung fommt. Von diefem allgemeinen Grund- 

* macht aber der $. 160. des Strafgeſetzbuchs gerade eine Ausnahme, indem er 
vorfchreibt, daß im Falle der Privatklage der Antrag auf Beitrafung bi8 zum An- 
fang der Vollſtreckung des Erfenntniffes zurüdgenommen merden kann, daß öffent. 
liche Intereſſe bierbei aljo bis dahin zurüdtreten foll. 


* 163. Abſ. 2. des Strafgeſetzbuchs. 3: 61. der Berorbnung vom 
1. Juli 1849. Anfangspunkt der für die Bekanntmachung 


der Verurtheilung beftimmten Friſt im Jnjurienprozeffe. 


Durch da8 Nppellationd »« Urtel vom 12. September ift im Injurienprozeſſe 
ertannt, daß dem Kläger die Befugniß zuguertennen, binnen 14 Tagen den Tenor 
des verurtheilenden Erkenntniſſes in dem Anzeiger zu W. bekannt zu machen. 

Am 20. November bat der Kläger diefe Bekanntmachung durh den vom 
Verklagten felbft vedigirten Anzeiger gefordert und it dem Verklagten diejelbe in 
Folge feiner Weigerung durch gerichtliche Verfügung anbefohlen. 

Seine Befhwerde hierüber, weil vom 12. September (dem Tage der rechts. 
fräftig gewordenen BVerurtheilung) bis zum 20. November die erkannte 14tägige Friſt 
längft abgelaufen fei, ift durch Beſchluß des Ober- Tribunal vom 12, April 1866 
in Saden Schübder wider Heufer (Nr. 51. U.) zurückgewieſen. | 


Gründe, 


Wenn das Rechtsmittel der Nichtigkeitöbefhwerde nah $. 59. ber Verord- 
nung dom 21. Juli 1849 nur ein außerordentliche® ift, für Injurienfachen bierbei 
eine Ausnahme nicht gemacht ift, fo liegt doc zu Tage, daß die Beftimmung des 
$. 61. daf., wonad die Einlegung der Nichtigkeitsbeſchwerde die Vollſtrecung des 
angefochtenen Urtheild nicht aufhält, in Injurienſachen wegen ihre mit dem civil. 
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rechtlihen konkurrirenden ftrafrechtlihen Charakters ſchon deshalb eine Modifikation 
erleiden muß, meil die in Injurienſachen rechtskräftig erfannten Geld- oder Gefängnif- 
ftrafen nicht auf den fpeziellen Antrag de Klägerd, fondern von Amtswegen voll. 
firedt werden, vorbehaltlih der Befugnif ded Klägerd nah $. 160. de Strafgefeg- 
buchs den Strafantrag und damit auch die Exekutionsvollſtreckung noch bis zum 
Anfang der Vollſtreckung zurüdzunchmen, der Staat aber, im Fall ein Appella- 
tiond « Erfenntniß in einer Injurienſache von dem verurtbeilten Verklagten mit der 
Nichtigkeitsbeſchwerde angegriffen ift, fein Intereſſe haben kann mit der Strafvoll- 
firedung, und beftände jie auch nur in einer Geldbuße, vor der Entſcheidung über 
die Nichtigkeitäbefhmerde vorzugeben. 

Was die nad $. 163. Abſ. 2. des Strafgeſetzbuchs dem Kläger zugelprocene 
Befugniß betrifft, binnen einer beftimmten Friſt die erfolgte Verurtheilung ded Ver— 
tlagten befannt zu maden, fo hängt diefe zwar von dem Kläger ab. Allein es liegt 
zu Tage, daß, wenn auß dem angegebenen Grunde da8 verurtheilende Erkenntniß 
fogleih nah Abfaſſung des Appellationd- Erfenntniffes in der Hauptſache noch nicht 
bollftredbar ift, fobald gegen daffelbe die Nichtigkeitäbefhwerde eingelegt war, ober 
doch die Friſt dazu noch nicht verſtrichen it, eben deöhalb auch die öffentliche Be- 
fanntmachung, welche die Vollſtreckbarkeit des Urtheild vorausſetzt, noch nicht erfol- 
gen fann. Wollte man indeß aud auf diefen Theil des Appellationd + Erfenntnifies 
den $. 61. der Verordnung vom 21. Juli 1849 an ſich für anwendbar erachten, 
fo wäre doch nicht zu überfehen, daß dur eine ſolche Bekanntmachung in dem falle, 
daß in ber Nichtigkeit? - Jnftang das verurtbeilende Erkenntniß aufgehoben und ber 
Verklagte in Folge deffen freigeiprohen würde, dem Berflagten ein unerfeßlicer, 
felbft durch einen fpäter etwa zu erlaflenden Widerruf nicht mehr qut zu machender 
Schade erwachſen, mithin auch aus diefem Grunde von der Vollftredung des Urtheils, 
foweit es fib um die Bekanntmachung handelt, vor Entſcheidung über die Nichtig« 
feitäbefchwerde würde Abitand genommen werden müffen. 

Hieraus folgt, daß auch die dem Kläger zum Erlaß der öffentlichen Belannt: 
machung refp. zu dem Untrage darauf geftellte Friſt nicht fhon vom Tage der In— 
finuation des Appellationd-, fondern erft vom Tage ber nfinuation ded Nichtig- 
teitd » Erfenntniffed, reſp. vom Wblaufe der zur Einlegung dieſes Rechtsmittels be- 
flimmten jFrift berechnet werden fann. 


§. 183. Abſ. 3. des Strafgeſetzbuchs. 


Vergleiche uͤber die Anwendung des Abſatz 3. des F. 183. auf den That. 
beſtand des eyes Mordes, mit Rüdfiht auf bad nur außgedrüdte Erforbernif 
des Vorſatzes zu tödten, den Rectöfall vom 6. April 1866 wider Strumpf oben 
unter den Frageſtellungen. 


N 215. des Strafgeſetzbuchs. SS. 121. ff. it. 9. Th. 1. des Alle. 
andrechts. Diebſtahl an einem den Mutterfiod verlaffenden 
jungen Bienenſchwarm. 


Der erfte Richter bat feitgeftellt, daß am 23. Juni 1865 aus einem der 
Wittwe Lehmann gehörigen Mutterfiode ein Bienenfhwarm ausgeſchwärmt ift und 
ſich auf einen innerhalb der Grenzen ihres Grundftüdd ſtehenden Bflaumenbaum 
ir bat, und daf, ald die Lehmann fi nunmehr entfernte, um ihren Bruder zum 
infangen der Bienen herbeizuholen, der Angeklagte den Bienenfhwarm von dem 
Pflaumenbaume ab und in ng genommen bat. 

. — bat der erſte Richter die ſchließliche thatſächliche Feſtſtellung ge- 
gründet: 
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daß der Angeklagte am 23. Juni 1865 zu D. einen Schwarm Bienen, 
alfo eine für ihm fremde, der Hüfnerwittme Lehmann daſelbſt gehörige 
beweglide Sache in der Abſicht rechtswidriger Zueignung meggenom- 
men bat. 

Der Appellationdrichter bat dieje Feftftellung beibebalten, und den Antrag 
bed Angeklagten, einen Sacperftändigen über die naturwiffenfchaftlih feftgeftellten 
Gewohnheiten der fchwärmenden Bienen zu vernehmen, de&halb abgelehnt, weil der 
porliegende Fall durch Vernehmung des Ungeklagten und der Zeugen dergeftalt auf- 
geklärt fei, daß eine allgemeine Begutachtung der Natur und Gewohnheit der Bie- 
nen nicht maßgebend fein fünne. 

Der Appellationsrichter führt nämlich Folgendes au. Der nah 8.6. Th. 1. 
Tit. 2. des Allg. Landrechts zu den beweglichen Sachen gehörige Schwarm junger 
Bienen war eine dem Angellagten fremde Sade. Die Lehmann erlangte mit dem 
— ber jungen Bienen das Eigenthum derſelben als einer Frucht des ihr 

ehörigen und ihrem Nutzungsrechte unterworfenen Mutterſtockes und fie verlor dieſes 
igentbum durch dad Ausfhwärmen nicht (66. 221. 121. Th. I. Tit. 9. des Allg. 
Landrechts). Die Lehmann hatte ferner die Gewahrſam des in ihrem Bicnen- 
baufe ftchenden Mutterftoded und damit auch der jungen Bienen deffelben erlangt, 
und diefe Gewahrfam ging ihr nidyt durch das Ausſchwärmen der jungen Bienen 
an der Spige ihrer neuen Königin verloren. Die Lehmann ſah den Schwarm aus 
dem Stode audzieben und auf einen niedrigen Dflaumenbaum in ibrem Garten fich 
zu einem Haufen feftfehen. Sie batte dad phyſiſche Vermögen, über den am Baum 
hängenden Schwarm mit Ausfhliefung jeded Dritten durch fib ober durch Andere 
zu verfügen S 1. 111. Th. J. Tit. 7. des Alle. ot und traf Vorkehrun- 
gen zu diefer Verfügung. Daß die Bienen von da an, wo fie den Mutterftod |ver- 
ließen, bis dahin, mo die Königin fih auf dem Pflaumenbaum feftfegte, und bie 
Bienen fih dort um bdiefelbe fammelten, in der @uft umberfhwärmten, fann nicht 
ald Verluſt der Gewahrfam erachtet werden. Denn auch vor dem Seitpunft bes 
Schwärmend find während der Flugzeit die Bienen zum größeren Theile außerhalb 
ded Stoded, und der Bienenzühter bat alfo das phyſiſche Vermögen, über die Bie- 
nen in ihrer Totalität zu verfügen, immer nur dann, wenn fie fi auf einen Hau— 
fen, fei e8 in oder an dem Mutterftode, oder die jungen Bienen, wie im vorliegen- 
den falle am Pflaumenbaum, zufammengezogen haben ; ein Aufbören der Gewahr- 
fam ift jene Zwiſchenperiode aber um fo meniger, al8 in derfelben auch fein Anderer 
die Macht hat, auf die fliegenden Bienen einzumwirken. Nun ift zwar zuzugeben, daß 
ber Schwarm der jungen Bienen den Mutterftod verlaffen bat, um nicht: wieder in 
denſelben zurüdzufehren. Aber der Schwarm war damit nicht in den Zuftand na» 
türliher Wildheit zurückgekehrt, fondern mar recht eigentlihd ein zabmer Bienen- 
ſchwarm geblieben, indem er fib an einem niedrigen Baume, der zu feinem dauern⸗ 
den Aufenthalt nicht geeignet war, vor den Augen der Eigenthümerin in der Nähe 
ihres Bienenhaufes niederlief, offenbar inftinftmäßia, um von dem Cigenthümer bes 
Bienenhauſes in einem freien Bienentorbe ftatt ded alten für fie nicht mehr nu8- 
reihenden Korbed einen neuen Stand im Bienenbaufe zu erhalten. Der Bienen- 
ſchwarm war alfo für den Angeklagten eine fremde beweglihe Sache, welde er einem 
Anderen, der Eigenthümerin und Inhaberin, aus deren Gewahrſam wegnahm. Die 
Aneignung war auch eine rechtswidrige; ein Okkupationsrecht eined Dritten wäre 
erft eingetreten, wenn die Eigenthümerin die Verfolgung gänzlich aufgegeben hätte 
($. 124.1. 9 de8 Allg. Landrechts). 

Der Angeklagte bat endlich felbft — wie näher ausgeführt wird — den 
Schwarm nicht für derelinquirt gehalten. 


Die Nichtigkeitöbefchwerde des Angeklagten ift durch Urtel des DOber-Tribu- 
nald vom 20. April 1866 wider Manigk (Nr. 336. 1.) zurüdgemiefen. 
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Gründe 


Die Befchwerde über Verlegung von Recdtsgrundfägen, welche ſich auf bie 
Behauptung ftügt, daß, als ber Angeklagte fih den Bienenſchwarm aneignete, bder- 
elbe fi) weder in der Gewahrfam der Wittwe Lehmann befand, nod ihrem aus— 
chließlichen Okkupationsrecht unterlag, ift unbegründet. Der Bienenfhwarm befand 
fi, als der Angeklagte ihn wegnahm, noch auf dem Grundftüd der Wittwe — 
mann, es kann alſo die in Droͤſigt (dem Orte der That) geltende, im Art. 119, 
des Sächſiſchen Weichbilded, welcher befagt: 


1) Examen apium si ex alveario I) fsleugt ein Bienenſchwarm aus 
unius aut ex domo vel curia eined Mannes Haus oder Hoff 
evolaverit ad vicinum snum, zu feinem Rachbauern, er ift ben 
vicinus majore jure apes reti- Schwarm naber zu behalten, 
— quam ille insequi de- denn jener der ihm nachfolget. 
eat, 

2) Apis et enim non est vermis 2) Denn die Biene ift ein wilder 
domesticus, sed ferae naturae. Murm, 


ausgeſprochene provinzialvechtlide Norm dem Angeklagten nicht zu flatten fommen. 
Auf die Beftimmung des F. 115. refp. 125. Th. I. it. 9. des Allg. Landrechts 
kann ſich der Angeklagte aber deshalb nicht ſtützen, weil der erfte Richter auddrüd- 
lich feitgeftellt hat, daß die Wittwe Lehmann fich lediglich deshalb entfernt hatte, 
weil fie ihren Bruder behufs Einfangen® der Bienen berbeiholte, eine Dereliftion, ein 
gänzlicheß Aufgeben der Verfolgung im Sinne des $. 124, a. a. D. alfo keinesweges 
borlag und deahalb die SS. 121. und 122. a. a. DO. und zwar um fo mehr zur 
Anwendung fommen möüflen, als der Bienenſchwarm ſich noch auf dem eigenen Grund- 
ffüde der Wittwe Lehmann befand, und dort niedergelaffen hatte. 

Die Inftanzrichter haben daber rechtlich nicht geirrt, mern fie den Bienen- 
ſchwarm für eine dem Angeklagten fremde Sache, und die Aneignung deflelben feitend 
feiner für rechtswidrig erachtet, und auf Grund der feftgeftellten Thaiſachen ange- 
nommen haben, daß er mit dem Bemußtfein der Rechtswidrigkeit gehandelt bat, und 
wenn außerdem der Appellationsrichter auß den vorermwähnten Umftänden und na- 
mentli daraus, daß der Bienenſchwarm fid vor den Augen der Wittwe Lehmann, 
in der Näbe ihres Bienenhaufed, auf ihrem Grundftäde, auf einem niedrigen Baum 
niebergelaffen bat, berleitet, daf derjelbe im hervorragenden Sinne ein zahmer mar, 
und wenn er daraus und aus dem Umſtande, daf die Wittwe Lehmann fofort bie 
Vorbereitung zum Einfangen bed Bienenſchwarmes traf, gefolgert bat, daß fie die 
Gewahrſam deffelben noch nicht berloren hatte, ald der Angeklagte ihn megnabm, fo 
ift diefe Erwägung vorwiegend thatfächlicher Natur, und ein Rechtsirrthum, nament- 
ih eine Verlegung ber —— welche die in der Beſchwerde allegirten 
5 1. und 111. Zit. 7., $$. 108. 110. 114. 115. 120. 121. 124. Tit. 9. Th. 1. 
n Allg. Landrechts und %. 215. des Strafgeſeßzbuchs enthalten, darin nicht zu 
erfennen. 


— Nr. 7. des Strafgeſezbuchs. Raine als Grenzmerkmale. 
errückung deſſelben 


Erkenntniß des Ober⸗Tribunals vom 11. April 1866 wider Woszuy (Nr. 290. 1.), 
durch welches die gegen die Verurtheilung wegen Grenzverrückung eingelegte Nichtig 
keitsbeſchwerde zurüdgemiefen iſt. 


Gründe 
Die Inſtanzrichter haben thatſächlich feftgeftellt, daß WUngellagter im Früh⸗ 
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jahr 1865 zu Dombrowken die Grenzraine zwiſchen feinen und den Grundftüden des 
G., B. und 8. — ſonach zur Bezeihnung der Grenze beftimmte Merfmale — zum 
Nachtheile jener drei Perfonnen in gewinnfüchtiger Abficht verrüdt bat. Der $. 243. 
Nr. 7. des Strafgeſetzbuchs fpricht, wie der Appellationdrichter ſchon ausführt, von 
' Grenzfteinen oder anderen zur Bezeihnung einer Grenze beftimmten Merkmalen, 
unterfcheidet alfo in Bezua auf die Strafbarkeit der Grenzberrüdung ebenjo wenig 
wie dad Römiſche Recht (Dig. 47. Tit. 21.) und die Carolina (Urt. 114.) zwiſchen 
natürlihen und fünftlihen Grenzzeihen , beahndet vielmehr jede in —— 
Abſicht zum Nachtheile der Nachbarn ftattfindende Aufbebung oder Veränderung der 
Grenzzeihen ald die Verlegung der Treue und des Glaubend unter den Grenz- 
nadbarn. 

Zu den natürlihen Grenzmerktmalen aber gehört unbedentli der Grenzrain, 
defien Zweck es ift, die Grenze zwifchen den Feldſtuͤcken feitzuftellen, mithin äußerlich 
erfennbar zu machen, biß wie weit die einzelnen Stüde fich erfireden. Deöbalb 
führen aud die 66. 363 ff. Th. I. Tit. 17. des Allg. Landrechts die Grenzraine 
unter denjenigen Mitteln namentlid) auf, dur melde die Bezeichnung oder Aus- 
—— der Grenzen beſtimmt wird. Dieſer Karakter des Rains als eines zur 

eſtimmung der Grenze dienenden Merkmals wird dadurch nicht geändert, daß der 
Rain als ein gemeinſchaftliches Eigenthum ber Grenznachbarn angeſehen wird, F. 118. 
Th. J. Tit. 8. des Allg. Landrechts, und daß feine Mitte nach F. 366. Tb. 1. 
Tit. 17. des Allg. Landrechts für die eigentliche (ideelle) Grenzlinie zu achten iſt. 

Nah der Feſtſtellung des Uppellationdrichterd aber liegt nicht ein bloßes 
Verringern ded Grenzraind im Sinne bed F. 349. Nr. 1. ded Strafgeſetzbuchs vor, 
fondern —— bat den an der Seite ſeines Grundſtücks von dem Raine ab— 
geftochenen Rafen an der anderen Seite des Raind, alfo auf die Grundſtücke feiner 
Nachbarn niedergelegt und dort feitgeklopft, und zwar in fraudulofer und gewinn- 
füchtiger Abſicht au dem Zwecke widerrechtliher Aneignung eined Theils des ihm 
nicht allein gehörigen Rains. Es find fonad alle wefentlihen Merkmale des $. 243. 
Nr. 7. des Strafgeſetzbuchs vorhanden. 


$. 259. des Strafgeſetßbuchs. 


Ueber den Dolus beim betrüglichen Bankerutt vergleiche das Urtel vom 
11. April 1866 wider Pappenroth und Reichwald oben unter den Frageſtellungen. 


®. 323. 243. Nr. 6. des Strafgeſetzbuchs. Amtdaualität der 
oſt Expeditionsgehülfen. Fälſchung öffentliher Urfun- 
den in eigenen Angelegenbeiten durch den Ausſteller ſelbſt. 
Fälſchung des Poſteinlieferungsſcheins über den von ibm 
felbft abgefendeten Geldbrief durd den Poſtbeamten. 


Der Angeſchuldigte, ein Poft-Erpeditionsgebülfe, hat in der ihm obliegenden 
Expedition von Geldbriefen Pofteinlieferungdfcheine über einen von ihm felbft in feiner 
eigenen Angelegenheit aufgegebenen Geldbrief gefälfcht. 

Durch Beihluß des Ober- Tribunald vom 5. April 1866 wider Midlingboff 
(Rr. 49. B. II.) ift auf die Beſchwerde des Ober- Staatdanmwalt3 der die Anklage 
aus $. 323. dis Strafgeſetzbuchs zurüdweifende Beſchluß des Appellationsgerichts 
aufgeboben und die Sache an das Appellationsgericht zurückgewieſen. 


Gründe. 


Daß Königliche Kreisgericht zu L. hat durch ſeinen vorläufigen Beſchluß vom 
26. Februar 1866 den vormaligen Poft-Egpeditiondgehülfen M. zu H. für genügend 
belaftet erachtet, 
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im Auguſt v. 5. al® Beamter, um fih Gewinn zu verſchaffen, zmei 
Dofteinlieferungsfceine, deren Auäftellung ihm vermöge feined® Umtes 
oblag, nämlich: * 
I) einen Poſteinlieferungsſchein, worin von Amtswegen beſcheinigt 
wird; dab am 9, Auguft 1865 ein 1 Pfund 10 Loth fdhwered 
Dadet, vdellarirt zum Werthe von 253 Thalern 19 Sgr., ge 
zeichnet F. M. und abdreffirt an ©. in M. bei der Doftannahme- 
Erpedition in H. zur Beförderung mit der Poſt richtig einge 
liefert und darauf 5 Sur. franco baar bezablt jei; 
2) einen Pojteinlieferungsfcein, worin von Amtswegen bejceinigt 
wird, daß am 12, Auguſt 1865 ein 1 Dfund 10 Loth ſchweres 
Dadet, dellarirt zum Werthe von 65 Thalern 25 Sgr., gezeichnet 
F. M. und adreflirt an ©. in B. bei der Königl. Dojtannabme- 
Expedition in H. zur Beförderung ‚mit der Doft richtig einge- 
liefert ſei, 
unrichtig audgeftellt zu baben, 
und demfelben deöhalb aus den 6. 323, 56. des Strafgeſetzbuchs wegen zweimaliger 
Ausftellung unrichtiger amtlicher Urkunden ag in den Antlageltand verfept. 

Diefen Beihluß hat der Anllage-Senat ded Königl. Uppellationdgerichtd zu 
M. mit Rüdfiht darauf, daß die bezeichneten Dofteinlieferungsiheine fid auf angeb- 
libe von dem Beihuldigten felbft auf die oft gegebene Geldſendungen bezogen 
haben und von ihm nur zur Vorzeigung an den Exekutor behufs Abwendung von 
Epekutionen gebraucht worden find, aufgehoben und gegen den Angeſchuldigten nur 
die Eröffnung der Unterfuhung aus den $$. 241. 243, (Nr. 6.) des Strafgeſetzbuchs 
audgeiprocen. : 

Die hierüber vom Königlihen Ober-Staatdanwalt geführte Beſchwerde muß 
für begründet erachtet werden. 

Daß fogenannte Boft-Egpeditiondgehülfen, jelbit wenn fie nur Privatgebälfen 
des Doft-Erpedienten find, fobald ihre Annahme mit Genehmigung der höheren Doft- 
behörde geſchehen ift, als öffentlihe Beamte anzufehen find, unterliegt ebenfo wenig 
einem Zweifel, al® daß die nach dem befannten Formular von dem jebedmaligen 
an der Unnahmeftelle fungirenden Poftbeamten auögeftellten fogenannten Poſtein⸗ 
lieferungsſcheine zu den öffentlihen Urkunden im Sinne der 4. 251. 323, de# 
Strafgeſetzbuchs gehören, aus welchen die Poftanftalt im falle ded Verlufted der 
eingelieferten Gegenftände zur Erftattung des deklarirten Werthes verpflichtet wird. 
— Vergl. Erk. des Ober-Tribunald vom 5. November 1863 wider Müller, Goltb. 
Archiv Bd. 12, ©. 150; Erf. ded Ober - Tribunal® vom 16. Januar 1863 wider 
Müller, Goltd. Arhiv Bb. 11. ©. 215; $ 10. des Poftgefeged vom 5. Juni 1852; 
66. 19. 23. 25. des Reglement? vom 21. Dezember 1860; WUnleitung zu $. 10. 
des Poſtgeſetzes; Poftvereindvertrag vom 18. Auguſt 1860 Art. 75., Gef. Samml. 
von 1861 ©. 5l. 

Menn der Anklage» Senat gleihmwohl die Qualität der vorliegenden beiben 
Poſteinlieferungsſcheine als in amtliher Eigenfhaft audgeftellter (öffentlicher) Urkun- 
den deöhalb verneint, »weil der Angefhuldigte ald Poft-Erpeditiondgehülfe wohl nicht 
babe berufen fein können, über feine eigenen Handlungen, das Uufgeben der Gelb- 
padete auf die Poſt, ein Atteſt audzuftellen, zumal noch ein anderer Pojtbeamter im 
Büreau fungirt habe« (welches —— übrigens in der Beſchwerde des Ober ˖Staats⸗ 
anwalts als thatfächlid unrichtig bezeichnet wird), fo kann dieſer Grund als rechtlich 
zutreffend nicht erachtet werden. Denn der bekannte Grundſatz, daß scriptum pro- 

rium der Regel nach nicht pro seribente, fondern nur contra scribentem beweifen 
— an den bier vielleicht gedacht iſt, bezieht ſich nach deutlicher Vorſchrift deb 
F. 161. Tit. 1. Th. 10. der Allg. Geriht3-Ordnung nur auf Privat-Urkunden, 
während ed fich bier, wie gejagt, um öffentliche Urkunden handelt. Wenn aber 
weiter daran gedacht fein möchte, daß z. B. Richter und Notarien, welche Hand- 
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' fangen der freiwilligen Gerichtöbarkeit aufzunehmen baben, dergleichen weder mit ſich 

felbft, noch weniger zu ihrem Wortheil por ers. können, fo ift darauf zu erwidern, 
daß ein Dofteinlieferungsfchein weder eine mit einer bejtimmten Perſon aufgenom- 
mene Urkunde ift, noch einmal die Perſon des Ubfenderd bezeichnet, weshalb im 
Falle eined Verluſtes des eingelieferten Gegenitanded die Poſtbehörde gar nit in 
der Lage ift, die Legitimation dedjenigen, von dem fie auf Schadenerfag in Anfpruch 
genommen wird, prüfen zu fünnen, bielmehr jedem Produzenten ded Schein? Rebe 
ftehen muß. Hieraus folgt, daß, wenn fi) demnächſt auch beraudftellen follte, daß 
der Ausſteller des Scheins und der Abfender ded Packets diefelbe Perfon gemefen 
fei, die Poſt bierauß zwar möglicherweife einen Einwand bezüglich des gegen fie 
geltend gemachten Anſpruchs bernehmen, von vornberein aber die Beweisfähigkeit des 
Scheins ald einer öffentlihen Urkunde nicht würde beftreiten fünnen. 

Offenbar unzutreffenb ift der zweite Grund des Antlage-Senatd, »daß feinen- 
falls eine von ibm (dem Angeſchuldigten) felbft über feine eigene Handlung audge- 
ftellte Befcheinigung irgendwie zum Beweife zwifchen ibm und den in den Belcheini- 
gungen bezeichneten Adreffaten, den Exekutionsſuchern, babe biegen fünnen«; 
denn ald Beweid gegen den Adreffaten zu dienen, ift der Dofteinlieferungsfchein 
überhaupt nicht beftimmt; gegen dieſen kann vielmehr der Beweis des Empfange® 
nur duch feinen Empfangfhein (Poft aus lieferungsöſchein) gerähet werden, wie ſchon 
daraus bervorgebt, daß, wenn aud nah Vorzeigung eined Mofticheind von Seiten 
des Exequendus die Exekution vorläufig aufgehoben wird, doch die bloße Anzeige des 
Exekutionsſuchers über den Nichtempfang' genügt, um diefelbe fortzufegen. Beweis. 
kraft bat demnach der PMofteinlieferungsfhein hauptſächlich nur gegen die Poft, die 
aus ihm nad den Voftgefepen im alle eines Verlufteß zum Erfage des dellarir- 
ten Werthes verpflichtet wird, ohne daß der Abſender feinerfeitd die Michtigkeit der 
Dellaration befonder® nachzuweiſen braucht. Nur in diefer Richtung bin kann daher 
von der Urfundenqualität eined ſolchen Sceind überhaupt die Rebe fein. 


Berlin, gedrudt in der Röniglichen Geheimen Ober ⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Drder). 








Meber die ſtrafrechtliche Matur des Holzdiebftahls. 


Eine an den damaligen Finanz ⸗Miniſter Maafen ergangene Allerhöchſte Kabinetd- 
Ordre vom 11. Oktober 1830 lautete dahin: 
»Auf den am 3. d. Mtd. bei Gelegenheit der irrthümlichen Denunziation 
ded Krugpächtes Goredi zu Puszczykowko im Regierungdbezirt Poſen, 
deffen Strafe von 6 Rthlrn. wegen Weide-Kontravention niedergefchlagen 
ift, von Ihnen erftatteten Bericht ermächtige ih Sie, Ihrem Untrage 
— in allen Forſt-Kontraventionsfällen Strafen, welche 
en Betrag von 10 Rthlern. nit überfteigen, nad pflitmäßi- 
ger et der von Ihnen bemerften Umftände ') theilmeife oder ganz 
zu erlaffen.« 

In neuerer Zeit entftanden unter den betrefienden Minijterien Differenzen 
über die Frage, ob diefe Allerhöchſte Beftimmung aud auf die für Diebftah! am 
ftebenden Holze x. in folge des Gefeped vom 2. Juni 1852 Teigeepten, den 
Betrag don 10 Rthlr. nicht überfteigenden Strafen Anwendung finde oder nicht. 

Verneint wurde died unter Anderem, weil der Holzdiebitahl ıc. dem Rechts⸗ 
gebiete de8 Diebftahld überhaupt und nicht dem der bloßen Forft-Kontravention bei 
zurechnen, fomit aber nur vermöge einer auödehnenden Interpretation zu einer Be- 
jabung der Streitfrage zu gelangen fei. 

Died gab die Veranlaffung zu näheren Erörterungen über die eigentliche 
rechtliche Natur des Holzdiebitahl8 einerfeitd, über die Bedeutung ded Wortes Forft- 
Kontravention andererfeitd. Die folgenden Abfchnitte eine® über obige frage ab- 
— ** Gutachtens mögen vielleicht Anſpruch auf allgemeineres Intereſſe zu machen 
geeignet ſein. 

I. Die wörtlich nur von Forſt⸗Kontraventionen lautende Allerh. Kabinetd- 
Ordre vom 11. Oktober 1830 ift auf einen Bericht vom 3. Oktober 1830 ergangen 
nad welchem die Beranlaffung zu ihr durch Spezialfälle gegeben war, in welden e 
In a nur um bloße — ndelte. Der Bericht be- 
ürwortete den Erlaß zweier Geldbußen von je 3 Rtblrn., zu denen der in ber 
Allerh. Kabinetd-Ordre genannte Goredi auf Grund ber Straflifte pro Juli 1828 
ber zum Regierungdbezirt Pofen gebörigen Ober - Förſterei Moſchin dur dad be. 
treffende FForfigeriht wegen zweier in der betreffenden Königlihen Forſt angeblid) 
von ihm begangenen MWeide-flontraventionen verurtheilt worden war. 


1) Welche diefe „Umftände* find, ergiebt der unten folgende Extrakt aus dem Berichte vom 
3, Oktober 1830. g nee ſols “ 9 


Urdiv, 1866. Juli. 30 


450 Ueber die ftrafrechtlihe Natur des Holjdiebſtahls. 


— Br Abhandlung diefer Spezialfälle fährt indeffen der Bericht folgender- 
maßen fort: 

»Sierbei erlaube ih mir, um Ew. Königl. Majeftät über ganz unerhebliche 
Gegenstände nicht mit Berichten beläjtigen zu dürfen, im Allgemeinen den unter- 
thänigften Antrag: 

»in FForft- Kontraventionsfällen, wo entweder die Verfhuldung ded Be— 
ftraften mit dem Strafmaaße in offenbarem Mifverhältniffe fteht, oder 
two Armuth und Hülfsbedürftigkeit ded VBeltraften und andere Beweg- 
gründe die Einziehung der Strafe in Geld oder in Forſtarbeit — 
Dr oder den Erlaß nöthig machen, den theilmeifen oder gänzlichen 
rlaß folder Strafen, welde 10 Rthlr. nicht überfteigen, nad pflicht* 
mäßiger Erwägung der Umſtände meinerfeit3 verfügen zu dürfen.« 

Die Allerh. Kabinet3-Ordre vom 11. Oktober 1830 genehmigt diefen Antrag 
bezüglih aller Forft-Kontraventionsfälle, fo daß fie durch Hinzufügung de8 im Be- 
richte nicht gebrauchten Worte: »aller« die Bedeutung der gebilligten Maaßregel 
als einer generellen noch ganz beſonders betont. 

Deswegen und weil der Bericht nad Abhandlung der Spezialfälle zu einer 
generellen —— ſowie dazu übergeht, einen weiteren Antrag im Allgemei- 
nen zu ſtellen, der ausſchließlich dadurch motivirt wird: 

daß es nicht angemeffen fei, de8 Königs Majeftät wegen ganz unerbeb- 

licher Gegenftände mit befonderen Berichten zu bebelligen, 
ift e3 wohl ungmeifelbaft, daß die ratio legis eine gleihmäßige Anwendung auf 
Holzdiebftahläftrafen von 10 Rthlrn. und weniger fordert, und daß eben deöwegen 
eine Interpretation, welche ſich bierfür entfcheidet, nicht ald eine ausdehnende 
bezeichnet werben kann. Man wird fie namentlid dann als eine folche nicht bezeich- 
nen können, wenn ſich, was allerdings die Hauptfraae bleibt, der Nachweis führen 
läßt, daß der Holzdiebftabl an ſich weiter nichts als ein Forſtfrebel ift, und daß er 
fomit, weit entfernt davon, einen Gegenjag zu derjenigen Gattung flrafbarer Hand» 
lungen zu bilden, melde gemeinhin als Forſtfrebel bezeichnet und unter den gene 
rellen Namen Forft-Kontravention begriffen merden, lediglich ald eine species diefer 
Gattung zu betrachten ift, melde zwar befondere Namen (Holzdiebſtahl, Holzdefrau- 
dation u. f. w.) trägt, weil fie leider befonders häufig vorkommt, durch diefen befon- _ 
deren Namen aber ihren eigentlihen und wahren vechtlihen Begriff nicht ändert. 

Died wird num freilich 

II, beitritten, vielmehr bemerkt, daß »der Holzdiebſtahl eine Art der Ent- 
wendung fei, die als species unter den Gattungäbegriff de8 Diebſtahls falle. 
Er werde weder im Allg. Yandrecht, noch im Gefege vom 7. uni 1821, welde bei 
Erlaß der Allerh. Kabinet3-Ordre vom Il. Oktober 1830 in Geltung gemefen feien, 
als Kontravention bezeichnet, geſchweige denn behandelt. Er entbalte eine ftrafbare 
Handlung, die ald Diebftahl dem Nechtögebiete der Verbrechen (im landredtlichen 
Sinne des Wortes) angehöre und daher um fo weniger dem Rechtsgebiete der bloßen 
Kontraventionen beigerechnet werden könne, als er fi von biefen durdy den Grab 
der Immoralität unterſcheide. 

Die Konttavention verſtoße der Regel nad nur gegen präbentide Verbot. 
beftimmungen polizeilicher Art, während der Holzdiebſtahl, mie jede andere Entwen- 
dung, eine an fi ftrafbare Handlung fei. 

Ein weiterer Belag für diefe Auffaffung wird dann noch in berfdiebenen, 
wenngleich im Wefentlihen nur als Incidentpunkte zu bezeichnenden Amftänden, 
nämlid darin gefunden, daß 

A. der Rüdfall beim Holzdiebftabl nah F. 30. des Gefeged vom 7. Juni 
1821 refp, nad $. 16. des Gefetzes vom 2. Juni 1852 eine Verfbärfung der Strafe 
mach fich ziehe, was er bei bloßen Uebertretungen nad) 6. 336. des Strafgefegbuchs 
nicht tbue, daß 
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B. die völlige Verſchiedenheit des Unterfuhungs- und Strafverfahrens, 
welches beim Holzdiebftahl eined Theiled, bei allen fonftigen Forſtfreveln anderentheils 
eintrete, auf einen materiellen Unterſchied zwijchen orft-KKontradentionen und Holz 
biebftahl binmeife, eben died aber auch 

C. der Gebrauch des Wortes Forft-Kontrapention in der Allerhöchſten 
Kabinets ⸗Ordre vom 11. Oktober 1830 thue. 


Es tommt biernach zunächſt auf die Erörterung der frage an: 


ob denn mwirklid der Holzdiebſtahl begriffdmäßig und nad den Grund» 
fägen de materiellen Strafrecht3 im Allgemeinen, mie des Preußifchen 
en im Befonderen, weiter nichts ald eine Unterart des Dieb- 
abl ift, 
wonach denn weiter auf eine Erwägung der ad A.,B. und C. beregten Punkte ein- 
zugeben bleibt. 

Jene Frage muß indeffen verneint werden. Einer ei ur derfelben fcheint 
freilih auf den erſten Blid der Umſtand zur Seite zu ftehen, daß der Holzdiebftahl 
eben Holadiebftahl genannt wird. 

Allein der bloße Name kann nicht ausſchließlich entſcheiden. Auch in der 
amtlihen Spradhe wurde und wird der Holzdiebjtahl ebenjo häufig ald Holz. 
befraudation, der Holzdieb ald Holzdefraudant bezeichnet und e8 wird fich 
weiter unten zeigen, daß diefer Sprachgebrauch fogar das Weſen der Sade richtiger 
trifft. Es wird fich ferner weiter unten zeigen, daß das Deutſche Recht von »die- 
bifher Weiſe«, dad Römiſche Recht von »furtume« ſpricht, ohne damit bie be» 
treffende Handlung ald einen Diebſtahl bezeichnen, ohne damit etwad Weiteres ald 
eine rn. Seite deſſelben, nämlich die Heimlichkeit der That, ausdrücken 
zu wollen. 

Die Bedeutung des Worted wird daher vollends ſchwinden, wenn fi dar- 
thun läßt, daß, nad der Seite des materiellen Rechts bin, der Holzdiebftahl überall 
nicht unter den rechtlichen Begriff des Diebftahld (dev Entwendung, des furtum, der 
contreetatio), das heißt einer ftrafbaren Handlung fällt, melde —— nach der ge⸗ 
meinen Meinung, als nach allen in der ganzen civilifirten Welt beſtandenen und be- 
ftehenden Gefeggebungen eine entebrende if. 

Um dies darzuthun, könnte man zunächft nicht abgeneigt fein, darauf hin- 
zumeilen, daß zu feiner Zeit und an feinem Orte, wohin die Grundanjhauungen 
des Deutſchen Rechts gereiht haben und reichen, der Holzdiebftahl von der gemeinen 
Meinung der entehrenden Handlung gleichgeftellt worden ift und gleichgeftellt wird, 
melde den Diebftahl fonftatirt. Unzweifelhaft darf zwar eine foldhe gemeine Mei- 
nung fein entjcheidended Gewicht in Anfprudy nehmen, Gie wird aber doch an Ber 
—— gewinnen, wenn ſich rechtsgeſchichtlich nachweiſen läßt, daß je weiter nicht? 
ald das Produft eined allgemeinen Rechtsbewußtſeins ift, welches in der Gefeggebung 
aller betreffenden Länder und Nationen einen adäquaten Ausdruck und eine konje 
quente, ftetige und ununterbrodene Entwidelung erhalten bat. Diefer Nachweis läßt 
ſich aber führen und es iſt daher unerläßlic, bier auf ihn zurüdzugeben, wenngleich 
Raum und Zeit nur Hindeutungen auf die weſentlichen Grundzüge geftatten, eine 
eingehende Entwidelung im vollftändigen Detail aber verbieten, 

In den Urzuftänden jeder Staatenbildung eined Volkes erfcheinen überall 
der Natur der obmaltenden Umftände, namentlid dem Jäger- und Nomabdenleben 
entiprechend, Wald und Weide ald Gemeingut, etwa in en Sinne, in welchem 
died Luft und Waſſer find. 

Daß dem au in den Urzuftänden des Deutjchen Staatölebend nicht anders 
geweſen ift, nimmt aud Eichhorn (Deutſche Staatd- und Rechtsgeſchichte $. 84.) an. 
Noch in der Zeit der leges barbarorum, in der natürlich jene Qualität de8 Waldes 
als Gemeingut bereitd gefhwunden war, finden fi Rectäinftitutionen, die weſentlich 
al8 übrig gebliebene Konfequenzen diefer Grundlage erfcheinen. 


30° 
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— geſtattet z. B. die lex Burgundionum (517 nach Chriſti Geburt) in 
Tit. 13.: 
daß jeder beliebig den Wald ausroden, ihn in Acker verwandeln und 
dadurch zu feinem beſonderen Privateigenthum maden'); 
in Tit. 28. ©. L.: 
daß jeder in jedem Walde Holz zu feinem Bedarf ſchlagen darf?). 

Die Beihräntung, die bierin bezüglich der fruchttragenden Bäume (Eichen, 

Buchen u. ſ. w.) beigefügt ift, beruht unzweifelhaft nicht ſowohl in einer Rückſichts⸗ 
nahme auf den Schuß eined befonderen Eigenthums als in Berüdfihtigung allge- 
meiner Sintereffen, namentlich der Maft. 

Es iſt fhon biermit die Unterfcheidung des ftehenden vom bereit3 gefchlage- 
nen Holze gegeben und die Auffaflung des Nectöverhältniffes dahin begründet, daß 
ein Diebitahl an jenem nicht gedaht, er vielmehr nur an dem legteren verübt 
werden kann, welches im Wege der gewöhnlichen Okkupation eines bis dahin berren- 
lofen Guted oder vermöge der fructuum separatio zu einem befonderen Eigenthume 
geworden ift, an mweldem überhaupt erft die Verübung eineß eigentlihen Diebſtahls 
denkbar wird. 

Bei dem ftehenden Holze konnte nad jener Grundanfhauung nur bon einer 
widerrechtlichen Beſchädigung und einer Verlegung der daran ſich knüpfenden allge- 
meinen Intereſſen die Rede fein. 

Es ift daher auch weiter nichts, ald eine notbwendige Konfequenz, wenn die 
lex Wisigothorum (650 nad Ehrifti Geburt und unter der Bezeichnung »antiqua« 
Beftimmungen eined älteren, verloren gegangenen Rechtsbuches mit fpäteren Nechts- 
normen zufammenftellend) im 7. Bude (de furtis et fallaciis) den Diebftahl be- 
bandelt, ohne dahin die rechtöwidrige Queignung ftehenden Holzes zu zählen, von diefer 
vielmehr im 8. Buche (de inlatis violentiis et damnis) und näher in beijen drittem 
Titel (de damnis arborum) ſpricht. 

Die Rechtsanſchauung, welche diefen älteften Gefehen zu Grunde liegt, kehrt 
im Mefentlichen und ihrer eigentlichen Grundlage nad in unferen Gefegen von 1821 
und 1852 mieber. 

Es wird ſich nachſtehend zeigen, daß fie in der ganzen Zwiſchenzeit beftändig 
feftgehalten worden if. 

Wald und Weide mußten nämlich fehr bald aufhören, Gemeingut im oben 
erwähnten Sinne des Worte zu bleiben. Sie gingen indeffen nicht al8bald in Privat- 
Eigenthum, fondern zunädft in Gemeindegut (Mark, Almende) über. Namentlich 
dev Wald wurde die eigentlihe Grundlage dev Mark, der Markverfaflung und des 
Markeigenthums, dad nicht auf dem Römiſchen Rechtöbegriffe de8 condominium pro 
indiviso, fondern auf dem der Deutihen »gelammten Hand« beruht. (Grimm, 
Deutſche Rechtdalterthümer, zweite Ausgabe ©. 501.) 

Auch diefed Miteigentbum ſchloß, wenigſtens bezüglich der Inmärker die recht- 
liche Möglichkeit eined Diebftabld an dem im Miteigentbum ftehenden Walde au, 
Es konnte vielmehr in folge deflelben dem obigen Begriffe der mwiderrechtlihen Be- 
fhädigung höchſtens der Begriff der Veruntreuung binzutreten, dur welchen Die 
betreffende ftrafbare Handlung den Charakter der Defraudation annahm, fo daf 
die fpäterhin und zum Theil noch jept allgemein üblihe Bezeihnung derfelben als 


1) Si quis tam Burgundio quam Romanus, in silva communi exartum fecerit, 
aliud tantum spatii de silva hospiti suo consignet et exartum, quem fecit, remota hos- 
pitis communione possideat. 


2) Si quis Burgundio aut Romanus silvam non habeat, incidendi ligna adusus 
suos de jacentivis et sine fructu arboribus in eujustibet silva habeat liberam postesta- 
tem, neque ab illa, cujus silva est, repellatur. 

(Arbores jacentivae find nah du Cange glossarium s. v. „arbores* feines. 
wegs etwa gleichbedeutend mit Lagerholz.) 
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Solzdefraudation ald volllommen zutreffend und jedenfalls richtiger, ald das 
Mort »Holzdiebftahl« erfceint. 

Uebrigend war im Markeigenthum noch keineswegs bie dee des Gemein- 
gutes fo vollftändig überwunden, daß überall der Ausmärker von jedem Mitgenuſſe 
des Waldes — geweſen wäre (cf. Grimm 1. c. pag. 70 Nr. 16. und 

ag. 514), wogegen andererfeit3 die Qualität des Walded ald eined Eigentums der 
Sprartgenoffenfcha dergeftalt feitgebalten wurde, daß noch in den “Jahren 1471 und 
1570 in einzelnen Gegenden Deutſchlands (in Heflen) fogar das Privateigenthbum an 
Wiefe und Ader lediglich dadurch aus dem Privatbefige ausſchied und als Maid 
zur gemeinen Mark gezogen, refp. als foldye gehalten wurde, daß der Eigenthümer 
es mit Holz bewachſen ließ, 

„weil Niemand im Gerichte eigenen Wald haben fünne.« 

(ef, Grimm I. c. pag. 82 sub F. 2,)'). 

Einen Nachklang ded aus der dee ded Marfeigenthumd zwiſchen den In— 
märfern und den Ausmärkern fi ergebenden Unterſchiedes enthält nod die Holz- 
Ordnung für die Preußifche Neumark vom Montage nah Andrei und am 1. Jar 
nuar 1566 renovirt, nad welcher die Strafe der Holzdefraudation für einen Amts- 
bauern erheblich geringer ald für einen fremden ift. 

Auch diefed Markeigenthum ift im Laufe der Zeit und der weiteren Rechts— 
entwidelung zwar nicht vollitändig verfhmwunden, wie denn namentlid in Weftphalen, 
dem Lande, welches am fefteften an den alten Deutihen Rechtsanſchauungen gebal- 
ten und fie am treuften bewahrt bat, noch zablreihe Markwaldungen, wenn aud 
mit mehrfach modifizirten Einrichtungen, beftehen. Es find aber doch die Waldun- 
gen, namentlich die größeren Waldfomplege, wenngleich theilmeife nicht ohne heftigen 
Miderftand (cf. Art. 4. 5. und 10. der Bauernartifel von 1525) borwiegend in 
Folge ded Auffichtörecht3 und der Polizeigewalt des Landedheren wie der einzelnen 
Gerichtsherrn vermöge eined allmälig fi vollziehenden, ausdehnenden Gebrauch 
theild in dei Begriff ded Staatd- und Domainen » Eigenthumd refp. der Regalität 
der großen MWaldungen (bezüglich der Markt Brandenburg cf. das Fand- und Yager- 
buch der Mark Brandenburg unter Carl IV. pag. 16), tbeild in das Privateigen- 
thum der Gutöherrfhaften dergeftalt übergegangen, daß die hergebrachten, aus dem 
Gefammteigenthume ſich ergebenden Berechtigungen der Antertbanen zu bloßen Ser- 
bituten und Realberebtigungen herabſanken, welche durch die Srorfigefege immer mehr 
eingefhränkt und den veränderten forderungen des allgemeinen Moped untergeordnet 
on die Gegenwart dazu gefchritten ift, fie im Wege der Mblöfung gänzlich 
zu befeitigen. 

(ef. Eichhorn 1. c. $. 548.) 

Wenn glei in diefer Weife der Uebergang des Waldes in da8 Privateigen- 
thum ſich allmälig in civilrehtliher Sinfiht vollzogen hat, fo ift dies doch keined- 
weges auch gleihmäßig in kriminalrechtlicher Hinſicht gefchehen. Hier ift viel- 
mehr eine Erſcheinung eingetreten, die unter den vorgedachten Umftänden ebenfo er- 
klärlich als natürlich ift, überdied aber auch auf anderen Rechtögebieten fich wieder- 
bolt hat, die Erjcheinung nämlich, daß das gemeine Rechtsbewußtſein ſowohl, ald der 
Auddrud, der ihm durch die Gefepgebung zu Theil geworden ift, auf dem Gebiete 
bed Strafrechts nicht mit firenger und ftarrer Konſequenz dem cibilrechtlichen Ent- 


1) Auch weiſet man im Gerichte Niemand feinen eigenen Wald. Hätte aber Jemand Acker 
oder Wiefen und wollte die hegen zu Wald, wenn der Wald wüchfe, daf man zwei Ochfen weidete, wenn 
ber Wald fo groß mürde, daß die Ochſen beſtehen (darin bedeckt find), fo fol man diefelben zu Walde 
halten ald andere Matt. 

Niemand bat in den Gerichte einen eigenen Wald, fondern ift dem ganzen Gerichte zuftändig, 
und wenn Jemand feine eigenen Güter vor Wald zum gebrauhen verwachfen laffen mollte, Hecktn und 
Bäume fo groß wären, daß zwei Ochſen ſich darin verbergen könnten, fol folde® Gut zur gemeinen Marf 
gezogen und gehalten werden, 
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ln Bene gefolgt find, beide vielmehr die urfprünglide Anſchauung feitge 

balten haben: 

daß im Walde nur ein Diebftahl an gefhlagenem Holze begangen, an 
ftehendem Holze aber nur gefredelt werden fünne. 

Daß dem in der That fo gemefen ift, läßt fi unſchwer, namentlih aus ben 
Rechtsbüchern und Gefegen der Zwiſchenzeit, auf die allerdingd vorzugsweiſe das 
Gewicht gelegt werden muß, nachweiſen. 

Es kann don den Rechtsformeln abgefehen werden, melde, wie die bon 
Grimm (a. und b. pag. 47 Nr. 10.)') angegebenen auf dad Beltimmtefte auß- 
fprehen, daß am ftebenden Holze ein Diebftabl nit verübt werden 
fann. Völlig unerwähnt mögen fie indeflen nicht bleiben, da fie weder ohne alle 
Bedeutung, noch ohne alled ntereffe find. Von Bedeutung find fie, fofern fie 
Ausdrud des Gewohnheitsrechts find, dad ja vorzugkweiſe die Quelle der Deutſchen 
Rechtsentwickelung bildete. 

Ein meitered Spntereffe aber nimmt die Art und. MWeife in Anfprud, in 
welcher diefe Formeln jenen Sag motiviren, indem fie der biftorifhen Begründung 
deſſelben fi nicht bewußt find, ihn vielmehr auf Gründe ftügen, die zwar weniger 
Gründe ald Vorwände genannt werden können, gerade dadurch aber ein lebendige® 
Zeugniß für die Zähigkeit ablegen, mit welcher die gemeine Rechtömeinung jenen alt» 
hergebrachten Saß feftbielt, der eine fernere Sanftion von hervorragender Bedeu⸗ 
tung, ſowohl im Sadyfenfpiegel (1215— 1218) ald in der Carolina (1533) findet, 


ins ran ber Sachſenſpiegel im Art. 28. des 2, Buches?) beftimmt bat, 
n $. 1.: 
baf, wer Holz hauet oder Grad fchneidet, oder in eined anderen Man- 
nes natürlihen Gemäffern fiſcht, 3 Scillinge Strafe zahlen und ben 
Schaden erjegen foll; 
in $. 2.: 
daß, wer in künſtlich angelegten Zeichen fiſcht oder angepflanzte oder 
fruchttragende Bäume baut, oder fremde Obſt briht oder Malbäume 
abhaut oder Markiteine audgräbt, 30 Schillinge Strafe zahlen muß, 
aud auf der That ertappt, gepfändet oder im Wege der Selbjthülfe ver- 
baftet werden fann; 
fährt er fort: 


1) Der galt für feinen Dieb, der bei Tag in der Mark Holz bieb und lud, denn dad Hauen 

und Laden ruft und führt Leute heran. 
(Die Azt ift ein Rufer, kein Dieb.) 

Mit der Azt fichlt man nicht, es wäre denn, es gordelte einer einen Baum, daß die Urt 
feinen Laut von fi geben fünnte in dem Raum, Dad ift Diebftahl nad alter Gerwohnbeit. 

Menn einer haut, fo ruft er und wenn einer ladet, fo martet er. 

Wenm einer in einen gebegten Wald fährt und baut und die weil er haut, fo ruft er, die weil 
er leibt (ladet) fo beit (martet) er. 

Denn fo einer haut, fo ruft er, die weil er leidt (ladet) da beibt (martet) er und bringt ex es 
binmweg, jo hat er «8. 


2 &. 1. 

2. so holt houvet oder gras snitt oder vischet in enes anderen mannes water 
an wilder wage sin wandel dat sint dre schillinge den Schaden gilt he uppe sin 
recht. R 

Vischet he in diken die gegraven sin oder houvet he holt dat gesat is oder 
barende bome oder brict he sin ouet oder howet he malbome oder greuet he up stene 
die to markstene gesat sind he mut drittisch schillinge geven. Vint man ene in der 
stat man mut yne wolpanden oder uphalden * den Schaden ane des richteres orlof. 


Sve nachtes gehouven gras oder gehouven holt stelet, dar sal man richten mit 
der weden. Stelt het des dages it gat to hut un de to hare. 
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in &. 3.: 

s wer Nacht? gehauen Gras oder gebauen Holz ftieblt, den foll man 
rihten mit dem Strange. Stiehlt er ded Taged, fo gebt es an Haut 
und Haar. 

— hiermit in Uebereinſtimmung beſtimmt die Carolina, in 

Art. F 

ſo Jemand ſein gehauen Holz dem anderen hinwegfährt, der 
iſt einem Diebfahfaleid nad Geftalt der Sache zu ftrafen. 

Mer aber in eined Anderen Holz heimliher und verbotener 
— haut, der ſoll beſtraft werden nach Gewohnheit jedes Landes 
oder Orts. 

Doch, wo einer zu ungewöhnlicher oder verbotener Zeit, als bei 
der Nacht oder an Feiertagen einem anderen ſein Holz gefährlicher oder 
diebiſcher Weiſe abhaut, der iſt nach Rath härter zu ſtrafen. 


Man ſollte denken, daß der im Sachſenſpiegel wie in der Carolina jo über- 
aus ſcharf präzifirte Gegenſatz binreihen müßte, um das unberechtigte Schlagen 
ftebenden Solgeh von ber Entwendung aebauenen Holzes zu unterjceiden und dar- 
zutbun, daß nur diefe, nicht aber jened dem Diebſtahl gleihgeachtet werde. Dennoch 
äßt fih nicht leugnen, daß eine Reihe von Interpretationen der Carolina (Böhmer 
meditationes in CCC. Ausgabe 1770 pag. 8074; Kreß eommentatio in CCC. Aud- 
gabe vom 1744 pag. 609 u. N.) au ten Diebjtabl am flehenden Holze dem Dieb- 
ftabl überhaupt beirechnen. Es darf indeffen nicht überjehen werden, daß der Schule, 
welcher diefe Rechtslehrer angehören, ſowohl die Neigung, den Deutſchen Rects- 
anfhauungen eine genügende Berüdfihtigung zu Theil werden zu laflen, al& felbft 
das zu einer ſolchen Betrachtungsweiſe erforderlibe Material abging, weldem erft 
in unſerer Zeit die gelebrte Forſchung die nöthige Sorgfalt zugewendet hat. Es 
fann daber auf diefen Standpunkt der gelehrten Theorie um fo weniger ein. entjcei- 
dendes Gewicht gelegt werden, als er nicht einmal von ſämmtlichen, ald Autoritäten 
hervorragenden Rechtslehrern der gedachten Schule getheilt, vielmehr mehrfach auch 
von diejer Seite ber eine mildere, den vorentwidelten Anſichten entſprechende Auf- 
faflung der Sache vertreten wurde. 

(ef. Meifter prine. jur. crim. Ausgabe von 1797. pag. 204 6. 229. 
sub Nr. 5.) 


Die ftrengere Auffaffung von Böhmer u. f. m. gründet fi wefentlid nur 
darauf, daß man lediglich die cidilrechtlichen Beziehungen des Waldeigenthums feft- 
bielt, alle übrigen in Betracht kommenden Punkte aber völlig igngrirte, aud wohl 
auf den von der CCC. gebraudten Ausdrud: 

»diebifcher Weiſe«, 
ein befonderes Gewicht legte, ohne zu erwägen, daß damit nad) dem gewöhnlichen 
Sprachgebraude unferer Sprade ebenfo, mie mit dem »furtime der lateinischen 
Sprade nad deren Sprachgebrauch mefentlih nur ein einzelne Kriterium des Dieb- 
ſtahls (die Heimlichkeit der That) bezeichnet, nicht aber der betreffenden ftrafbaren 
That überhaupt der Stempel des Diebftahld aufgebrüdt werden follte. Es genügt 
in legterer Hinſicht auf L. 7. D. 47. 7.”) zu vermeifen. 

Bingen doch manche jener, der ftrengeren Anſicht buldigenden Rechtslehrer 
in der Konfequenz ihrer unrichtigen Auffaffung der Sache foweit, den Diebftahl am 
ftebenden Holze wegen der geringeren Möglichkeit, es vollftändig zu bewaden, dem 
—— Diebſtahl beizurechnen, was freilich allgemeine Billigung nicht gefun- 

en hat. 


I) pr. Furtim caesae arbores videntar, quae ignorante domino celan- 
dique ejus causa caeduntur. — $. 1. Nec esse hanc furti actionem, censit Pedius, 
quum et sine furto fieri possit ut quis furtim arbores caedat. 
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An die CCC. fliegen ſich faſt unmittelbar die Preußifchen Forſtgeſetze an. 
Sp namentlih 3. B.: 

die Holz-Ordnung in der Neumark, Montag? nad Andrei 1551 und 
am 1. — 1556 renovirt (C. C. M. IV. 1. pag. 782), welche eine 
Geldbuße von einem halben Gulden, 

die Holz-DOrdnung in der Neumarf vom Tage Luciä 1590 (l. ec. 
pag. 495), welde eine Geldbuße vom 2—3 Rthlrn., 

die Solz-Ordnung für das Fürſtenthum Oftfriesland vom 14. Mai 
1770 (N. €. €. M. IV. pag. 6785), welde eine Geldbuße biß zu 
25 Rthlrn./ 


bie Forſt Ordnung für DOftpreußen und Lithauen vom 3. Dezember 
1775 (N. C.C. M. V. 3. pag. 344), melde eine dem doppeltem Werthe 
des Holzes gleihlommende Geldbuße auf die Entwendung de ftehenden 
Holzes jegen. Aehnliches gilt von zahlreihen anderen Provinzial-sForft- 
Ordnungen. Nur 

die renopirte Forft-Ordnung für die Mark vom 20. Mai 1720 (C. C. 
M. IV. 1, pag. 531) weidt hiervon ab, indem nad $. 1. sub 5. der- 
felben nicht Geldbußen, fondern »Gefängniß bei Wafler und Brod, fpa- 
nifher Mantel, Bod und dergleihen« ftattfinden follen. 


In diefen Bußen können indeflen gleihfalld, gerade der unbeftimmten und 
allgemein gehaltenen Faſſung des $. 1. wegen, füglich nur Polizeiftrafen erkannt 
werden. Ungleich härtere eigentlihe Kriminalftrafen werden dagegen aud in jenen 
Forft-Ordnungen öfter8 da angedroht, mo es fih um die Entwendung von geichla- 
genem Holze banbdelt. 

Dad Allgemeine Landrecht ſchweigt vom Diebftahle an ftehendem SHolze 
gänzlihd. Im Sinne ded Allgemeinen Landrechts wäre alfo, mit der pofitiven An- 
ordnung der CCC. übereinftimmend, der Holzdiebftahl lediglih nah »Gewohnheit 
jedes Landes und Orted«, d. h. nah Maaßgabe der betreffenden Provinzial - Forſt - 
Ordnungen zu beftrafen gemefen, hätte aber da gänzlich ftraflo8 bleiben müffen, wo 
in diefen Forft-Ordnungen keine Strafe feftgefegt war. Die Praxis ſcheint indeflen 
bor der leßteren Konſequenz, obſchon fie durch die Natur ded Strafrechts gegeben 
war, zurüdgefchredt zu fein und zu Analogien gegriffen zu haben, welche in Straf. 
jahen mindeitend überauß bedenklih find. Wenigitend ergiebt das Mefkript bes 
General-Direktoriumd vom 20. juni 1802 (neued Archiv Bd. 3. pag. 212), welchem 
vis legis nicht abgefproden werden kann, daß von einzelnen Gerichten die $$. 1122, 
und 1123. II. 20, des Allg. Landrechts') analog auf den Diebftahl an ſtehendem 
Holze angewendet find. 

Died Refkript billigt nicht allein indirekt diefe Pragid, fondern ordnet auch 
an, daß bie FFeftfegung der Strafe nur in dem für den Cibilprozeß —— 
abgekürzten — der 68. 15— 17. 1. 26. 90 erfolgen, gegen die Entſcheidung 
eriter Inſtanz aber das für die kleineren fiskaliſchen Unterfuhungen vorgejhriebene 
Milderungdgefuh der $$. 87. ff. I. 35. zugelaffen werden fol. 

Meder die Gerichte noch die höchſte Gentralbehörde haben hiernach damals 
gewagt, in ber analogen Anwendung anderweiter Strafbeftimmungen fo weit zu 


1) 6. 1122, 
Gemeiner Diebftahl an Eßwaaren oder Getränken bloß zu eigenem Gebrauche des Entwenders 
fol nur poligeimäßig beftraft werben. 118 


Ge nachdem bloße Lüfternheit oder wirkliches Bedürfniß die Veranlaffung des Diebſtahls gewefen 
iſt, fol Börperlide Züchtigung, Strafbarkeit auf 24 Stunden bis 8 Tage oder verhältnifmäßige Ge- 
fängnißftrafe ftattfinden. 


j 
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geben, daß fie den Holzdiebſtahl dem eigentlihen Diebftahle gleihgeftellt und ihn 
anders als eine bloße Polizei-Mlebertretung behandelt hätten, 

Erſt dad Gefeg vom 7. uni 1821 bat diefem abnormen Zuftande ein Ende 
gemacht, den es im Eingange felbit ald einen wegen der Werfchiedenheit und LUnbe- 
ſtimmtheit der bisher gegen den Holzdiebjtabl ergangenen Geſetze völlig ungenügenden 
bezeichnet. Un dafjelbe fchließen fi die Allerd. Kabinetd »- Ordred vom 5. Auguſt 
1838 und 4. Mai 1839, ſowie dad Gefeg vom 2. Juni 1852 an. 

Die Grundidee aller diefer Verordnungen it einerfeitd der Gegenſatz des 
Diebftabld an ftehendem, zum Diebftahle an bereit3 gefälltem Holze und andererfeitd 
die Beſchränkung der Strafen für den erfteren auf bloße Geldbußen, denen nur im 
Unvermögendfalle Gefängnißftrafe oder Forſtarbeit fubftituirt wird, die ferner nicht 
den Früchten der Gerichtäbarfeit zugezählt, fondern dem Waldeigenthümer überlaffen 
werden und die endlich hierdurch vecht eigentlih den Charakter von Kriminal» unb 
felbft von bloßen Polizeiftrafen verlieren, dagegen dem Charakter einfacher Dolizei- 
ftrafen ſich nähern. 

(ef. Urtel des Königl. Ober-Tribunal® vom 21. März 1866, Minift.Bl. 
pro 1866 ©. 123.) 

Es würde zu weit führen, wenn man bier nachweifen wollte, daß fämmtliche 
modernen Gefegaebungen in Betreff des SHolzdiebftabld im Wefentlihen mit ber 
Preußiſchen Gejeggebung übereinftimmen. Es muß vielmehr genügen, auf diefen 
Umftand bier nur binzumeifen. 

Hiernach dürfte ſchwerlich in Abrede zu nehmen fein, daß der Holzdiebitahl 
fowohl begriffdmäßig und nah den Grundfägen des materiellen Strafrechts ald nad) 
der rechtöbiftoriihen Entwidelung der ibn betreffenden Lehre ſchlechthin nichts mit 
dem Diebftahle überhaupt gemein bat. Es erübrigt daber nur noch die nähere Er- 
wägung der oben sub A., B. und C. angegebenen ncidentpunfte. 

Mas bier 

ad A. die Anwendung der Rüdtalläitrafe anlangt, fo follen zwar nad 
$. 16. des Gefeged vom 2. uni 1852 beim dritten und ferneren Rüdfalle gegen 
den Holzdieb die Beftimmungen de $. 216. des Strafgeſetzbuchs zur Anwendung 
fommen, nad melden der gemeine Dieb für den erften gewöhnlichen Diebftahl mit 
Gefängniß von 1 Monat bis zu 5 Jahren und mit zeitiger Unterfagung der Aus- 
übung der bürgerlichen Ebrenrechte zu beftrafen ift, auch auf Stellung unter Do- 
lizei-Auffiht erkannt, die Strafe aber, wenn mildernde Umftände vorhanden find, 
auf eine Woche ermäßigt werden fann. Allein einmal wird in F. 16. dieſe Straf. 
beftimmung dahin modifizirt, daß die Gefängnißſtrafe nicht die Dauer von 2 Jah— 
ren überjcreiten darf. Sodann aber und bauptfählid wird der Holzdiebftaht 
dadurch auf das Beltimmtefte und Klarſte vom gemeihen Diebftable ausgenommen, 
daß jener nad der Schlußbeitimmung des $. 16. I. c. da nicht mitgezäblt werden 
darf, wo ed fih um die Frage banbelt: 

»ob ein Diebſtahl im Rüdfalle begangen ift?« 

Es kann biernah dabin fommen, daß ein gemeiner Dieb, wenn er bereitd 
zweimal wegen Diebjtabld, jededmal nur mit 8 Tage Gefängniß beftraft worden ift, 
der Rüdfalläftrafe (nad $. 219. des Strafgeſetzbuchs, reip. nad dem Gefege vom 
9. Mürz 1853 in Zuchthausſtrafe bis 15 refp. 20 Jahr beftebend) unterliegt, wäh—⸗ 
rend er, wenn er zweimal wegen Holzdiebftahld im dritten und ferneren Rüdfalle 
jedeömal mit 2 Jahr Gefängniß beitraft fein follte, nur eine Strafe von 8 Tagen 
Gefängniß zu erleiden haben würde. 

Was meiter 

ad B. die Verfchiebenheit ded Unterfuhungd- und Strafverfahrene anlangt, 
fo it fon oben bemerkt worden, daß früberbin die Praxis ſich ein ganz eigenthüm- 
lied Verfahren zurecht gelegt batte, welches ſich wefentlih nicht an den Kriminale, 
fondern an den Civilprozeß anſchloß und ald eine Konjequenz der allgemeinen Recht3- 
anfhauung erſcheint, vermöge deren weder die Gerichte, noch die höchſte Eentral- 
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Behörde fih entſchließen konnten, den Holzdiebſtahl dem eigentlihen Diebftahl aleich- 
zuftellen und ihn anders als eine bloße Polizei » Uebertretung zu behandeln (Reffr. 
bom 20. Juli 1802). Es ift gleichfalld oben bereitd erwähnt, daß erjt das Gefe 
vom 7. Juni 1821 und meiterhin die Allerh. KabinetsOrdre vom 5. Auguft 1 
und 4. Mai 1839, reſp. dad Gefeß vom 2. Juni 1852 dem bis dahin beftandenen 
abnormen Zuſtande aud in prozellualiicher Hinfiht ein Ende gemacht und ein ab» 
gefürzted Strafverfahren eingeführt haben, welches ſich allerdings mehrfach von dem 
gewöhnlichen, felbit von dem gewöhnlichen abgefürzten Straf, namentlid von dem 
bloßen Mandatzitraf + Drozeffe unterjceidet. Jenes befondere, dem Solzdiebftahle 
eigenthümliche Strafverfahren ift indeſſen befanntlic allein au8 bloßen Iwedmäßig- 
keitsrückſichten nicht in dad Mandatöverfahren übergegangen, wenngleich diefer Ueber- 
van wiederholt von verfchiedenen Seiten ald wünſchenswerth und im Prinzipe un- 
edenkli angeregt worden ift. 

Ueberbaupt aber läßt die form des Strafverfahrend, in welchem eine ftraf- 
bare Handlung zu verfolgen ift, nicht mit genügender Sicherheit auf ihren rechtlichen 
Begriff ſchließen. Nach $$. 27. ff., 38. ff. und 60. ff. der Verordnung vom 3. Ja» 
nuar 1849 und deren Ergänzungen tritt dad Verfahren vor dem Einzelrichter nicht 
blos bei Uebertretungen, fondern and bei mehrfachen Vergeben, dad Verfahren vor 
der Gerichtdabtheilung nicht bloß bei Vergehen, fondern aud bei zablreihen Ver— 
brechen ein. 

Für ftrafbare Handlungen der bier in Rede ftehenden Urt insbefondere liegt 
ein vedender Beweis dafür, daß bei Beſtimmung der rechtlihen Natur einer ftraf- 
baren Handlung die Prozefform, in der fie verfolgt wird, feine Bedeutung bat, in 
dem Umftande, daß eine Reihe ftrafbarer Handlungen, die bis dahin ungweifelbaft 
als FForft-Kontradentionen behandelt und unterſucht wurden, erſt durch Allerhöchfte 
Kabinetd » Ordre vom 27. Mai 1839, deren Beltimmungen demnähft auch in da8 
Gefeg vom 2, Juni 1852 übergegangen find, und bezüglid des bei ihrer Verfol- 
gung zu beachtenden Strafverfahrend dem Holzdiebſtahle gleichgejtellt worden find. 

Es bleibt noch übrig 

ad C. zu erwägen, ob in der That der Gebrauch ded Wortes » Forft- 
Kontradentione in der Allerb. Kabinet3-Ordre vom 11. Oktober 1830 in Ver- 
gleich mit derjenigen üblichen Redeform, welde die Entwendung von ftehendem Holze 
als Holzdiebſtahl bezeichnet, dem bisher Bemerkten gegenüber von fo enticheiden- 
der Bedeutung fein kann, daß man allein dadurch gezwungen märe, den Holzdieb- 
ftahl al8 einen Gegenfag und nicht als eine bloße Unterart der Forſt ⸗Kontrabvention 
(legtere in einem weiteren Sinne des Wortes gefaft) zu betrachten und ihn be&- 
wegen in die Kategorie der Verbrechen, indbefondere des Diebftahl8 zu ftellen. 

Died wäre allerdingd richtig, wenn zugegeben werden müßte, daß 

1) ber Begriff der »Kontravention« überhaupt ein legal feftgeftellter fei, 
und daß er dies namentlich zu jener Zeit geweſen fei, in welde die 
Allerh. Kabinetd-Ordre vom 11. Oktober 1830 fällt, und daf 

2) diefer legale Begriff indbefondere fo prägifirt fei, refp. fo präzifitt gerwe- 

fen fei, wie dies oben bei C. angegeben ift. 

Es ift indeffen weder dad Eine noch das Andere’ einzuräumen. 

Das Allgemeine Landrecht kennt nur den einen legalen Begriff dei Ver- 
brebend; nur ibn definiert es gefeglih und zwar in den $$. 7. und 8. II. 20, 
des Allg. Landrechts dabin, daß darunter jede freie Handlung, wodurd Jeman- 
dem widerrechtlich Schaden zugefügt wird, ſowie jede freie Unterlaffung 
deffen, was die Geſetze fordern, veritanden werden foll. 

Im ferneren Laufe des Tit. 20, Th. I. bedient dad Allg. Landrecht fich 
vielfach anderer Worte, namentlih der Worte: Vergehen, Uebertretung und Kon- 
travention, obne indeffen damit einen beftimmten legal definierten Begriff zu verbin- 
den. Es werden vielmehr dieſe Worte promiscue und ald gleichbedeutend, ſowohl 
mit einander ald mit dem Worte »Berbrechen« gebraucht, wenngleih fih im Allge- 
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meinen berausfüblen läßt, daß man damit bauptfählih nur die leichteren Verbrechen 
bat bezeichnen wollen. 

Beifpielömeife wäre bier der $. 321. II, 20. des Allg. Landrechts Y nennen, 
ber von “Jagd- Kontraventionen ſpricht, bauptfähli aber auf die 68. 277. fi. 1. e. 
zu verweilen, von denen 

die 86. 279. und 280. die Worte: 

Verbrechen und Defraubdation; 

der 6. 294. die Worte: 

Kontrebande, Defraubdation und Verbrechen, 
als gleichbedeutend gebrauden, 

die 66. 291., 295. und 303, eben diefe ſtrafbare Handlung als 

Kontravention 
bezeichnen, während 
die G$. 292. und 299, diefelben mit dem Namen 
Uebertretung 
belegen. 

Derjelbe unbeftimmte Gebrauch aller diefer Benennungen, derjelbe gänzliche 
Mangel jeder legalen Präziſirung eines beftimmten mit ihnen zu verbindenden gefeß- 
lihen Begriffs läßt fi in allen fpäteren Gefegen und Verordnungen, namentlich bis 
zum Jahre 1830, fowie fernerhin bis zur Emanation ded neuen Strafgeſetzbuchs 
nachmeifen, durch welches zuerit die Klaffifitation aller ftrafbaren Handlungen nad) 
den legalen Begriffen von Berbrehen, Vergeben und Uebertretungen gege- 
ben, im Uebrigen aber in der unbeftimmten Verwendung anderer, tbeild dem ge- 
meinen Sprachgebrauche, theild dem hergebrachten Sprachgebrauche der Rechtätheorie 
angeböriger Bezeichnungen, namentlich) Er in einer folden Verwendung des Worteß 
»KRontradention« nichtd geändert ült. 

E3 läßt fi unter diefen Umftänden wohl mit Recht behaupten, daß auß 
dem’ Gebraucde des einen oder des anderen diefer Worte ſchlechthin kein allgemein 
gültiged feſtes Rechtsprinzip gefolgert werden kann. 

Es ift ferner allerding® richtig, dak man unter Kontradention eine Ver- 
legung präbventiver WVerbotäbeftimmungen polizeiliher Natur verfteht, in welchem 
Sinne dann namentlib von Polizei-Kontravention, Gemwerbe-Kontra- 
vention u. f, w. geſprochen wird. 

Allein damit erfchöpft fi bei Weiten nicht der Umfang, in welchem ba8 
Wort gebraucht wird. Man verftebt vielmehr darunter auch die Uebertretung ber- 
jenigen Borfchriften, melde die Sicherftellung der »bvorbehaltenen Rechte bed 
Staated« bejweden, in welchem Sinne dann nicht minder, wie von Dolizei- Kon- 
trabentionen, fo au von Zoll» und Steuer-Kontrapentionen u. dergl. mehr 
bie Rebe ift. 

Die Kontravention befchräntt fih aber nicht einmal bierauf, oder überhaupt 
auf dad Gebiet des öffentlichen Rechts. Sie gebt vielmehr unlengbar aud auf den 
Boden bed Pribatrechts über und begreift aud die Uebertretung von Vorſchriften 
unter ſich, die lediglich den Zweck des Schutzes und der Sicherftellung des letzteren 
von Handlungen haben, welche an fich theild dem Diebftahle verwandt, theild in der 

bat weiter nichts ald Diebftabl felbft (im weitelten, jedoch weder legalen noch wiffen- 
ſchaftlichen Sinne des Wortes) find, ibm indeffen doch aus anderweiten Rüdfihten 
weder don der MWiflenfhaft noch vom Gefege beigezäblt werben. Sieber gehören 
namentlich die Weide- und Hütungd-, fowie in übermwiegender Zahl die jFeld- 
polizei-Kontradentionen, foweit fie im Weſentlichen darauf binanslaufen, daf 
der Kontravenient ſich umberechtigter Weiſe Nupungen eines fremden Eigenthums 
(namentlich nod nicht getrennte Früchte deffelben) und ſelbſt Theile der Subſtanz 
deffelben heimlich zueignet und fie in feinem Nupen verwendet. 

Der Diebſtahl am ftehendem Holze ftebt in der That feinem Weſen nach auf 
völlig gleicher Linie mit derartigen rechtswidrigen Zueignungen anderer noch nicht von 
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der Subſtanz getrennter Früchte eine fremden Grundftüdd, woraus fi dann bon 
felbft die Berechtigung ergiebt, ibm wie diefe den Kontraventionen im Allgemeinen 
beizuzäblen. Das bereitd oben allegirte Nefkript vom 20. “Juli 1802 bezeichnet ihn 
denn aud wirklich mit direften Morten ald eine Kontradention, während die 
zabhlreihen Konventionen, welde mit fremden Staaten zum Schutze ber beiderfeitigen 
Forſten geichloffen, ihn überall menigftend den Forſtfreveln beirechnen. 

Man wird daher fhwerlich Fehl geben, wenn man annimmt, daß, namentlich 
nad dem zur Zeit der Emanation der Allerh. Kabinet? - Ordre dom 11. Oktober 
1830 in Geltung gemwefenen Sprachgebrauche, unter dem Worte Kontravention refp. 
damit als gleihbedeutend gebrauchten Worten Frevel, Defraudation, Uebertretung 
u. ſ. m. alle die geringeren Verbrechen (im Sinne der $$. 7. und 8. II. 20 des Allg. 
Landrechts) verftanden worden find, melde entweder nur mit Geldbuße oder mit der 
willtürlihen Strafe des G. 35. II. 20 des Allg. Landrechts bedroht waren. 

Das Allg. Landrecht hatte in den 98. 7. und 8. I. c. von der Wiſſenſchaft 
abftrahirt, die einen durch die Natur der Sache gebotenen Unterfchied zwifhen Kri- 
minal- und Civil» Verbrechen refp. zwifhen Verbrechen, Bergebungen und Polizei- 
Uebertretungen u. |. w. madt, d. h. einen Unterfchied, den alle fonftigen Gefep- 
gebungen (da8 Römifhe Recht, indem ed crimen und delictum trennt, daß fran- 
zöfifhe, Italienische, Defterreihifhe, Baheriſche Strafrecht, daß neue Preußifche 
Strafgeſeßbuch durch die Dreitheilung von Verbrechen, Vergeben und Uebertretungen) 
anerkennen und den allein das Allg. Landrecht ignorirte, indem ed, mie bemerkt, 
alle ftrafbaren Handlungen unter den einen legalen Begriff von Verbrechen fub- 
fumirte. Eben weil diefer Unterfchied ein innerlich nothmendiger it, mußte bad 
Allg. Landrecht und die daran fi anfchließende fernere Preußiſche Gefeggebung bei 
ber weiteren Bebandlung ber betreffenden Strafredhtämaterien, wiewohl ed ihn prin- 
zipiell ignorirte, dennoch thatfächlih auf ihn zurüdtommen, fo aber mit feinen eigenen 
Begriffsbeftimmungen in einen Widerfprucd treten, ber fi zunädft an der böllig 
bagen und unbeftimmten Bedeutung aller Worte manifeftirte, melde neben dem in 
55. 7. und 8. ]. e. definirten Worte »Verbrechen« zur Bezeihnung einer ftraf- 

aren Handlung gebraucht wurden. 

Gerade diefer Unbeftimmtheit und diefer Prinzipienlofigkeit wegen kann aber 
nicht wohl eine entfcheidende Bedeutung auf den beiläufigen Gebraud des einen oder 
des anderen Worteß gelegt werben, Am wenigften aber kann darauf eine Bedeu- 
tung gelent werden, die zu einem Refultate führen würde, welches ſowohl mit der 
ratio legis (wie ad I. gezeigt ift) ald mit dem materiellen Rechte und ber hiſtoriſchen 
Entwidelung befjelben (wie ad Il, gezeigt ift) in einem direkten Widerſpruche ftebt. 

Wenn man nah dem Vorftebenden mindeftend berechtigt ift, dad Wort Kon- 
travention in dem angegebenen weiteren Sinne aufzufaffen, fo ſcheiden fih von 
felbft die darunter zu begreifenden ftrafbaren Handlungen je nah ihrem Gegenftande 
in Zoll», Polizei-, Forſt Kontraventionen u. f. mw. und fo liegt aud fein 
Grund vor, den SHolzdiebftahl, der, wie gezeigt, feinem Weſen nah nur ein Frebel 
und kein Verbrechen ift und der weſentlich auch ald jener durd den Gebraud ber 
Worte Holzdefraudation, Holzfrevel u. f. w. bezeichnet wird, den Forft- 
Kontradentionen in einem weiteren Sinne des Wortes nicht — 
wenngleich nicht geleugnet werden mag, daß er eine fo häufig vorkommende und fo 
bervorragende Gattung diefer FForft - Kontraventionen ift, daß er eben aud eine 
befondere Bezeihnung ald Holzdiebſtahl führt und in fofern aud ald Gegen- 
fag zu den fonftigen Horft-Kontraventionen in einem engeren Sinne des 
Wortes betrachtet werden fann. 

Die frage bleibt dann nur, ob dad Wort »Forſt-Kontravention« in 
der Allerh. Kabinet? - Ordre vom 11. Dfober 1830 in jenem weiteren oder in 
biefem engeren Sinne zu nehmen ift. Daß ed in jenem genommen werden fann, 
wird aus dem sub III. Bemerkten, daß «8 in ihm genommen werden muß, auß 
dem ad I. und Il. Bemerkten zur Genüge ſich ergeben. 
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Ein legte Moment für diefe Nothiwendigkeit dürfte endlich auch aus dem 
fhon beregten Umftande zu entnehmen fein, daß eine Reihe blofer Forft-Kontraven- 
tionen erft durch die Allerh. Kabinet3-Ordre vom 24. Mai 1839, mit dem eigent- 
lien Holzdiebſtahle, ſowohl —** der angedrohten Strafen als bezüglich des an- 
eordnneten Unterfuhungverfabren® identifizirt worden ift. Wollte man den Holzdieb- 
Ga lediglich ald den Gegenfap der Forft-Kontravention betrachten, fo würde 

ied dahin führen, daß ein Theil ber im Gefehe vom 2. Juni 1852 mit Strafe be- 

drobten Handlungen der Allerh. Kabinetd-Ordre vom 11. Oktober 1830 unterliegen, 
ein anderer Theil ihr nicht unterliegen würde, obſchon die beiden, ſowohl Strafen 
ald Unterfuhungdverfahren völig diefelben find. 

Gegen die Anwendung der Allerh. Kabinet3.Ordre vom 11. Oktober 1830 
auf Holzdiebftahläftrafen ift auch geltend gemacht worden, daß III. die Solzdiebftahld- 
firafen nah F. 1. des Gefeped dom 7. Juni 1821 refp. $; 42, des Gefched vom 
2. Juni 1852 dem Eigenthümer de8 Waldes, alfo nicht allein dem fFißtuß zu Gute 
fommen, wekwegen denn aud da, mo fie im Mege allgemeiner Amneſtien erlafen 
worden, biefer Straferlaß nur mit entfpredyenden Vorbehalten und Ausnahmen er- 
tbeilt worden fei. 

Es hat dies indeſſen feine Erledigung dadurch gefunden, daß das Finanz⸗ 
Miniſterium jene Befugniß nur bezüglich derjenigen Strafen in Anſpruch nimmt und 
ſtets genommen bat, welche für die in fiskaliſchen Forſten begangenen Forft-Kon- 
traventionen vom Richter feftgeftellt worben. 

Die Sache hat einen Abſchluß durd die an den en und Juftiz.Minifter 
erlafjene Allerh. Kabinet3-Ordre vom 21. April 1866 gefunden, weldye dahin lautet: 

»Auf Ihren gemeinihaftlihen Beriht vom 6. d. Mts. beftimme Ich 
bierdurd, daß die Ordre vom 11. Oktober 1830, durch melde dem 
Finanz Miniſter die Befugniß beigelegt morden ift, in Forſt - Kontraven- 
tiondfällen Geldbußen bis zum Betrage von 10 Rthlrn. unter Umftänden 
theilmeife oder ganz zu erlaffen, auf alle mit einer folden Strafe beleg- 
ten Diebſtähle an Holz und MWaldproduften, die in fiskaliſchen Forſten 
verübt worden find, zur Anwendung gebracht werden foll.« 


Meber die Aumulation von Geldbußen 
im Salle der realen Konkurren;. 


Zur Auslegung des $. 56. des Preuß. Strafgeſetzbuchs. 


Vom Herrn Staatdanwalt Dalde zu Elbing. 


Dar 8. 56. des Strafgeſetzbuchs ſprach in feiner urfprünglicben Faffung für den 

all der realen Verbrechens Konkurrenz mit dürren Worten das reine Kumulationd- 
5* aus, indeß war eine kaum mehr als einjährige Handhabung des Geſetzes 
hinreichend, um den Beweis zu liefern, daß die ſtrikte Durchführung dieſes Grund- 
ſatzes zu ganz unerträglichen Härten führe. 

Durch das vom 9. März 1853 wurde deshalb auch das Abſorptions- 
prinzip in gewiflem Umfange wieder zur Geltung gebracht, indem es nämlih dem 
richterlihen Ermefjen überlafjen wurde, von demfelben in geeigneten Fällen Gebrauch 
zu maden, allein gleichzeitig wurde die Wirkjamfeit der Rechtsregel poena major 
absorbet minorem ausdrücklich auf fFreibeitäftrafen beſchränkt. 

Es ift hier nicht der Ort, näher zu unterfuchen, in mwieweit fi) eine ſolche 
Beſchränkung auf eine rechtswiſſenſchaftliche Baſis zurüdführen läßt. it dad Ku- 
mulationd- Prinzip überhaupt verwerflich, jo muß ed auch bezüglih der Gelditrafen 
verworfen werden. Die entgegenftebende Anficht, die bei der Berathung des Ge- 
feged vom 9. März 1853 in den Kammern geltend gemacht wurde, und die den 
Ausſchlag gab, ftügt fich auch, wie die betreffenden Verhandlungen ergeben '), ledig» 
ih auf rein praktiſche Gefihtäpunfte und bält deshalb vor der Forderung einer 
wiffenfchaftlihen Begründung durchaus nit Stid). 

Uebrigend wird daß Kumulationd- Drinzip von neueren rechtswiſſenſchaftlichen 
Autoritäten wie Köftlin ), Berner’), Hälſcher“) und Goltdammer ’), aud) bezüglich 
der Gelbdftrafen einftimmig verworfen. 


1) Siehe Goltd. Arhiv Bd. I. ©. 269, 

2) Spftem bed Strafrechts ©. 564. 

3) Deutſches Strafrecht S. 236 und 238. 
4) Syſtem bed Preuß. Strafrehts ©. 528. 
5) Archid Bd. XIII. S. 802. 
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Wenn nun nichtädeftoweniger das pofitive Gefep die Beichränfung der Ab- 
forption auf fFreibeitäjtrafen ausdrücklich anordnet, fo könnte es feinen, als fei 
damit die frage, ob bei Geldbußen unbedingt die Kumulation eintreten müfle, für 
da8 Preußiſche Recht definitiv entſchieden und aljo jede mweitere Streitfrage audge- 
ſchloſſen, dies ift jedoch keineswegs der Fall. Wer nämlich behaupten wollte, daß 
durch die jetzige Faſſung des $. 56. cit. jeder Zweifel an der Nothwendigkeit ber 
Kumulation der Geldſtrafen abgefchnitten fei, der würde überfehen, daß dad Straf 
geſetzbuch Geldbußen von ganz verfchiedener rechtliher Natur kennt, und daß die 
abfolute Gleihftellung derjelben bezüglich der Kumulation zu offenbaren Wider- 
ſprüchen führt. 

Es laffen fi nämlid im Strafgefepbuche je nach dem Modus, unter welchem 
fie angedroht werden, drei verſchiedene Arten von Geldftrafen unterſcheiden: 

H folde, welhe prinzipaliter angedrobt find und zwar entweder aud- 
fblieflich, wie in den $$. 200. 267. 268. und 269. oder alter- 
natid mit Freiheitẽſtrafen, fo daß ber a beiden wählen 
fann, wie in ben 8 87. 93. 95. 101. 105. 107, 110, 123. 151. 152. 
155. 186. 198. 199. 201. 202. 211. 254. 255. 270. 273. 274. 280. 
300. 309. 318. und 326.; 

2) ſolche, auf die nur zugleich mit einer Freiheitsſtrafe erfannt werden kann, 
die ſich alſo zu der legteren mie Nebenftrafen verhalten, und deshalb 
rein accefjorifher Natur find, wie in den 3. 242, 243. 244, 250. 
251. 252. 263. 265. 266. (für den Rüdfall) 269. und 323,, | 

und endlich 

3) foldye, welche nur eventuell, nämlich nur für den Fall angedroht find, 
daf die prinzipaliter angedrobte ordentliche (FFreibeitd-) Strafe mit Rüdficht 
auf die fonfreten Umftände des Falles nicht anwendbar ift, mie in den 
Fällen der $$. 102. 156. 187. 281. und 316. des Strafgeſetzbuchs) 

Die Erörterung der Frage nun, ob nicht dad Kumulations-Prinzip trog des 
anſcheinend — ———— Wortlautes des $. 56. eit. doch nur auf die erfte 
Klaſſe der Geldbußen, d. h. auf die prinzipalen, zu beſchränken iſt, erſcheint um ſo 
wünſchenswerther, als der höchſte Gerichtshof bereits wiederholentlich die unbedingte 
Gleichſtellung aller drei Klaſſen ausgeſprochen bat, und als damit die Preußiſche 
Praxis in eine Bahn gelenkt worden ift, die, wie bereitd bemerkt, zu den allerbedenf- 
lichſten Widerjprüchen ehrt. 

Daß die Straftumulation in denjenigen Fällen, in denen die Geldbufen 
ald die einzigen ordentlihen Strafen —— angedroht worden find, ger 
feglih nothwendig iſt, kann nah dem Inhalt des 6. 56. a. a. ©. nicht zweifel⸗ 
baft fein und ebenjo wenig fann dies bezweifelt werden in Anſehung Berka 
gen Fälle, in melden Freiheit. und Geldjtrafen neben einander ald gleihberechtigte 
Strafmittel angedroht worden find. Denn ein prinzipieller Unterſchied ift zwiſchen 
diefen beiden Arten nicht zu finden, da die Geldftrafe in beiden Fällen die ordent- 
liche, felbftftändig und prinzipaliter angedrohte Strafe ift. 

Ganz anderd dagegen liegt die Sache in denjenigen Fällen, in denen die Geld- 
ftrafe entweder nur ein bloßes Anhängſel der ordentlihen und zwar der Freiheits— 
ſtrafe ift, oder in denen fie nur ald ein bloßes Erfagmittel der ordentlihen und zwar 
auch wieder der Freiheitsſtrafe in Betracht fommt. 

Anlangen gr bie oben sub Nr. 2. herborgehobenen Fälle, fo muß bier 
die Forderung der Straffumulation unbedingt ald unbegründet zurüdgemwiefen wer- 


1) Die Zuſammeuſtellung in Befelerd Kommentar S. 117 und 118 ſcheint weder richtig, 
indem 3. B. die bier sub 3, aufgeführten Strafen gar nicht erwähnt find, noch * enau und voll⸗ 
ftändig, indem abgehen bon den Veränderungen der Geſetzgebung (68. 254. und 55 J. B. in der 
Rubeit B. der $. . fehlt und ber $. 275. zu Unrecht aufgeführt ift, 
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den. Ein Blid auf die betreffenden Strafbeftimmungen der 5 242, 243. 244. 250. 
251. 252. 263. 265. 266. 269. und 323, ge t nämlich, daß die Geldbuße bier gar 
fein felbftftändige8 Strafmittel ift, fondern R fie lediglich als eine Mebenftrafe der 
Freiheitsſtrafe aufzufaffen if. Nur foweit eine Freiheitsſtrafe außgefprochen wird, 
fann und muß dann allerdingd aud eine Geldbuße verhängt werden und ed ift deö- 
balb in allen diefen Fällen die Verurtheilung zu einer bloßen Geldbuße ausgeſchloſſen. 
Mo die Hauptitrafe, d. h. die Freiheitsſtrafe nicht ausgefprodyen werden kann, kann 
aud don einer Geldftrafe abfolut feine Rede fein. Dad Verhältniß der Geldbuße 
zu der freibeitäftrafe ift deshalb in den in Rede ftehenden Fällen genau daffelbe wie 
dad der übrigen Nebenftrafen, der Konfidfation, der Ehrenftrafen u. f. w. zur Haupt- 
firafe. Auch diefe können immer nur mit und neben der eigentliben und vordent- 
lien Strafe, niemald aber als felbjiftändige Strafen verhängt werden '). 

Schon aus dem bisher Gefagten dürfte nun zu folgern fein, daß alfo, ſoweit 
die Freiheitsſtrafe nach der Nechtöregel poena major absorbet minorem in Wegfall 
fommt, eo ipso auch die ihr ald ein bloße annexum anklebende Geldbuße abjorbirt 
werden muß, das Ober- Tribunal bat indeß das Gegentheil behauptet. In dem Er- 
fenntniß vom 12. Juni 1861 wider jellenberg?) ift nämlid im Widerſpruche mit 
den Anfichten der nftanzgerichte die unbedingte Kumulation der Geldftrafen auch 
für die bier zur Erörterung ftehenden Fälle gefordert worden. Der Ungeklagte war 
megen acht verſchiedener Wucherfälle aus $. 263. des Strafgefegbuhß zu 4 Mona- 
ten Gefängniß und 200 Rthlr. Geldbuße verurtheilt worden. Der Appellationsrichter 
hatte erklärt, daß, da die Freiheitsſtrafe auf Grund des $. 56. ermäßigt fei, dies 
auch bezüglich der Geldftrafe geſchehen müſſe, da ja die leptere bei dem Wucher nur 
ald annexum der Freiheitsſtrafe anzufeben fei und fonft aud ein Mißverhältniß zwi. 
hen der Haupt und Zufagftrafe entftehen würde. 

Dad Ober- Tribunal verwarf aber diefe Anfiht und verurtbeilte, indem e8 
für alle acht Fälle die Geldbußen fumulirte, den Angeklagten neben der Freiheits- 
ftrafe von 4 Monaten, zu einer Geldjtrafe don 400 Rthlern. Zur Rechtfertigung 
diefe8 Urtbeild wird nur bemerkt, daß ed an jeglihem Anhalt fehle, der Geldbuße 
des $. 263. bloß die Bedeutung einer von der gleichzeitig zu erfennenden Gefängniß- 
firafe abhängigen Nebenftrafe zu geben. 

Hiernach läßt ſich alfo die ganze Motivirung der Rechtsanſchauung des höch— 
ften Gerichtähofed auf eine bloße Behauptung zurüdführen und es entſteht deshalb 
die Aufgabe, näher zu unterfuhen, ob diefe Behauptung auch auf die Unfehlbarkeit, 
mit der fie anſcheinend bingejtellt worden, Anſpruch machen darf, und ob ed alfo in 
der That an jeglihem Anhalt feblt, die bier in Rede ftehenden Geldbußen für bloße 
Mebenftrafen zu erachten, oder ob für diefe legtere Annahme nicht vielmehr die er- 
beblichiten Rechtsgründe angeführt werden können. 

In der That fpreden nun für die Anſicht, daß die Geldbuße in den bier in 
Mede ftehenden Fällen nichts weiter ald eine bloße Nebenjtrafe und zwar nur ein 
annexum ber Freiheitsſtrafe ift, ſehr gewichtige Gründe. 

Daß die Geldftrafe hier kein für ſich beſtehendes felbftftändige® Strafmittel 
ift, daß fie vielmehr unzertrennlich mit der Freiheitsſtrafe verbunden ift, jo daß fie 
nicht für fi allein, fondern immer nur mit und neben der legteren auögefprocden 
werden fann, ift oben bereit? bervorgehoben und kann jedenfall nicht beftritten 
werden. Aus diefem AUmftande, daß alfo ein und dafjelbe Verbrechen mit zmei ber- 
fehiedenen und zwar gleichzeitig zu verhängenden Strafen bedroht ift, ergiebt fi nun 
aber mit einfacher Konfequenz Folgendes: entweder find beide Strafen bon demfel- 
ben rechtlichen Wertbe, d. b. fie And gleich intenfive Strafübel und find alfo beide 
Haupttrafen, oder die eine Strafe ift die ſchwerere und eigentliche, d. h. die Haupt« 





1) Der Ausnahmefall bezfigli der Konfiskation kann bier nit weiter in Betracht kommen. 
2) Goltd. Archiv Bd. IX, ©, 639, 
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firafe, die andere dagegen ift die leichtere, d.h. die Nebenftrafe. Daß nun ein Gefep- 
geber eine Strafthat gleichzeitig mit zwei verfchiedenen und zwar nebeneinander auß- 
ufprechenden Hauptitrafen von Pen Merthe bedrohen werde, ift ſchon von born- 
En gar nicht anzunebmen und fommt audy in der That gar nicht vor, vielmehr 
ergeben die neueren Gefepbücher, daß es ſich in den Faͤllen der gleichzeitigen Andro- 
bung verihiedener Strafübel immer nur um Haupt und Nebenjtrafen handelt. 

Ein nähere? Eingehen auf die bier zur Grörterung ftehenden Paragraphen 
des Strafgeſetzbuchs wird ergeben, daß dieſe auch don jener Regel durdauß feine 
Ausnahme maden. 

Der Gefepgeber droht auf die einzelnen Verbrechen folhe Strafübel an, 
welche nach dem Kulturzuftande ded Volkes, nad dem herrſchenden Rechtsbewußtſein 
und dem jemeiligen Standpuntte der Rechtswiſſenſchaft den Strafthaten adäquat 
erfcheinen und deöhalb ald proportionirlihe Sühne- oder Vergeltungatte der lehte- 
ren gelten können. 

m Preuß. Strafrecht gilt nun unbeftritten der ge daß die fchwerere 
Strafthat nur durch Freiheitsſtrafe gefühnt werden fann, und daß eine Gelditrafe 
nur in den leichteren Fällen zuläffig ift, und diefer Grundfag ift in der Art durd- 
geführt worden, daß bei allen Verbrechen und Vergeben die Freiheitsſtrafe und nur 
ei den kenn ferien die Geldbuße ald die ordentliche Strafe erfceint. 
Denn die Zahl derjenigen Falle, in melden Vergeben ausſchließlich mit Geldbuße 
bedroht find, ift verſchwindend Hein (in 4 Fällen), in den übrigen Fällen aber, in 
denen auf die Verübung von Vergeben Geldbuße angebrobt ift, hat immer erft der 
Richter nach den bejonderen Umftänden des konkreten Falles zu erwägen, ob er den- 
felben als einen leichteren betrachten und deshalb prinzipaliter eine Geldftrafe für 
angemeffen erachten wil. Dazu ift nun aud nod weiter in Betracht zu ziehen, 
daß diejenigen Vergeben, welche ausfchließli mit Geldbußen bedroht find, ſich in der 
That ald ziemlich umerbeblihe Berlegungen der öffentlihen Rechtbordnung qualifi« 
iren; daf ferner Diejenigen Vergehen, welche alternativ mit Geldbuße und Freiheits . 
Hofe bedroht find, unter allen Umftänden leichtere Strafthaten darftellen, als die. 
jenigen, welche in jedem Falle mit Freiheitsſtrafe bedroht find, und daß endlich ind- 
befondere in Anſehung der Verbrechen die Geldftrafe als die ordentliche und einzige 
Strafe überhaupt abjolut ausgeſchloſſen ift. 

Sehen wir, dies vorausgeſchickt, die bier in Rede ftehenden Fälle, in 
denen alfo FFreiheitd- und Geldftrafe zugleich angebroht ift, näher an, fo finden mir, 
daß es fich bier nicht bloß um Vergeben der ſchwerſten Art, fondern in den meiften 
Fällen fogar um Verbrechen, mithin ſtets um ſolche Strafthaten handelt, bei denen 
nach ben leitenden Prinzipien beö —— bie Geldbuße als ordentliches 
Strafmittel überhaupt nicht zur Anwendung kommt. Schon dieſer Umſtand zwingt 
u der Schlußſolgerung, daß, wenn trotzdem, daß bei der rechtlichen Natur der hier 
in Rede ſtehenden Strafthaten dad adäquate Strafmittel nur in einer Freiheitsſtrafe 
befteben kann, der Gefepgeber dennoch neben der legteren zugleich eine Gelbftrafe an- 
gedroht bat, dieſe legtere nur eine Nebenftrafe fein kann. Denn wenn der Gefeh- 
geber proflamirt: den ſchwerſten Strafthaten entjpriht nur Zuchthausſtrafe, den 
weniger fchweren Gefängnißftrafe, den leichteren dagegen ſchon Geldftrafe, und «8 
findet fid dann, baf in einzelnen fällen auf ſchwere Verbrechen neben der Zucht⸗ 
bausftrafe zugleih Geldbuße angebrobt ift, fo würde doch die ganze Strafffala de&, 
Strafgeſezbuchs über den Haufen geworfen werden, wenn man annehmen wollte, 
bie Zuchthaus. und die Geldftrafe feien in diefen fällen zwei ebenbürtige, felbft- 

ändige und gleichberechtigte Strafmittel. Denn ein Strafübel, das einerſeits gering. 
ügigen Polizei-Uebertretungen für proportionirlid erachtet wird, kann doch anderer- 
feit8 nicht auch gleichzeitig den ſchwerſten Verbrechen proportionirlid fein. 

Menn man den -Gefepgeber deshalb nicht eined offenbaren Widerſpruchs 
zeihen mil, fo fann man nur annehmen, daß bier, wie bei allen Verbrechen und ſchwe⸗ 
reren Vergeben zwar die Freiheitsſtrafe das adäquate Strafübel iſt, daß aber Gründe 
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vorgelegen haben, die ordentliche Strafe noch duch eine Aufag- und reſp. Neben- 
rate u fchärfen. Solche Gründe, bei den bier in Rede ftehenden Straffällen die 
ordentliche Freiheitsſtrafe noch durch eine Zuſatzſtrafe und zwar gerade dur eine 
Geldbuße zu fhärfen, liegen nun aber in der That vor, Ein diefen ſämmtlichen 
Strafthaten gemeinfamer unb hervorſtechender Charakterzug ift nämlich die Gewinn 
ſucht. Faſt ausnahmslos werden diefe Vergehen umd Verbrechen nicht aus Notb, 
fondern von bemittelten und oft fogar fehr wohlhabenden Derfonen aus fchnöder 
Geldgier verübt, Und weil eben die Erzielung von Geldgewinn es ift, die ber 
Thäter allein im Auge bat, darum ift ed eine durchaus zwedmäßige Beſtimmung 
bed Gefehed, daß im diefen Fällen die am ſich mit Rüdfibt auf die rechtlibe Natur 
und Schwere der That zu verhängende Freibeitäftrafe noch durd Hinzufügung eine? 
Strafübeld verihärft wird, dur dad der Thäter gerade an feiner empfindlichften 
Stelle getroffen wird. Wie alfo bei einer beitimmten Kategorie von Vergeben Die 
ordentliche Strafe durch Aberkennung der Ehrenrechte gefhärft wird, weil der Thäter 
einen bejonderen Mangel an Ehrliebe offenbart bat, und mie in anderen Fällen eine 
Strafſchärfung dur Polizei-Mufficht eintritt, weil der Thäter einen pemeingefäbs- 
lichen Charakter dofumentirt bat, fo wird bier die ordentlihe Strafe durh Hinzu- 
fügung einer Geldbuße verfchärft, weil der Thäter gezeigt bat, dab nur die ſchänd⸗ 
lichfte Geldgier die Haupttriebfeder feines Handelns if, Wie deöhalb in den fällen 
der Verhängung von Ebren- und fonftigen Nebenftrafen der eigentliche Sühne- und 
reſp. —— in der Freiheitsſtrafe liegt und die Nebenſtrafen ſich eben nur 
auf konkurrirende Umſtände bei der That oder auf beiondere perſönliche Eigenfchaf- 
ten des Thäters beziehen, jo bildet auch bier Die Freiheitsſtrafe die eigentlihe und 
alfo Hauptftrafe, während die Geldbuße nur beftimmte fubjettine Momente in der 
Derfon ded Thäterd trifft. 

Für die Nichtigkeit der Anficht, daß bie Geldbuße in diefen Fällen eine reine 
Nebenſtrafe ift, kann jedenfall® auch der Umftand angeführt werden, baß in ben 
 meiften füllen und zwar inäbefondere da, mo e8 fih um eigentlibe Verbrechen 

bandelt, die Geldftrafe in dem Verhältniß zur Freiheitsſtrafe eine äußerſt geringfügige 
ift.. Wenn 3. ®. bei der Urkundenfälfbung im Minimum 2 Jahre Zuchthaus und 
50 Rihlr. Geldbuße und in den fällen der $$. 244. 251. 262. und 323, neben 
zwei Jabren Zuchthaus 100 Rthlr. Geldbuße angedrobt merden, ſo darf man ja 
nur diefe Geldjirafen nad den im Geſetzbuche angegebenen Nomen in Zuchthaus- 
ftrafe verwandeln, um ſich zu überzeugen, daß der Zuchthausſtrafe von 3 Jahren 
auf der einen Seite eine Zuchthausſtrafe von nur wenigen Tagen auf der anderen 
Seite gegenüberftebt’). 

Bei einem ſolchen Verbältniß aber kann doch fügli nicht vom zwei gleich- 
berechtigten Strafen, fondern höchſtens von einer Haupt» und einer Zuſatz- oder 
Mebenftrafe die Rede fein ?). 

Auch Berner?) erklärt bei Gelegenheit der Beſprechung der verihiedenen 
Strafarten bezüglih der Geldbußen, daß dieſe fib nur für geringere Delikte als 
Hauptftrafen, dagegen für bedeutendere, aus Gewinnſucht vrrübte Berbreben ala 
Mebenftrafen eiqneten und darf in diejer Bemerkung wohl ein Zeugniß der Wiffen- 
haft für die Richtigkeit der bier verfochtenen Anſicht gefunden werben. Iſt aber 
die Geldftrafe in der That bier nur eine vein accellorifhe Strafe, alſo ein bloßes 
annexum der freiheitöftrafe, fo unterliegt fie ſelbſtredend auch mit der lezteren zu. 


1) 50 Rthlr. Geldbuße find gleich etwa 17 Tagen Gefängniß und diefe entfprechen wiederum 
etwa 11 Tagen Zuchthaus. 

2) Hälfcpner (Syſtem bed Preuf. Strafrehts ©. 449) nennt Hauptſtrafen diejenigen, melde 
jelbftftändig zur Anwendung fommen, Nebenftrafen (aceefforifhe) diejenigen, melde nur in erbindung 
mit einer ——— zuerkannt werden können. Daß Letzteres in den dorliegenden Fällen von den Geld» 
bußen gilt, ift unzweifelhaft. 

3) Lehrbuch deB Deutſchen Strafeehts S. 1M. 
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A En da mit dem prineipale natürlich auch deffen accessorium weg. 
allen muß. 

Uebrigend würde man aud, wenn man auf die hier in Rede ſtehenden Geld- 
bußen das Abforptiond » Drinzip nicht anwenden wollte, unter Umftänden zu ganz 
bedenfliben Widerſprüchen gelangen. 

Beleg! es verübte Jemand zwanzig verſchiedene aber fehr unbedeutende Be- 
trügereien. Der Richter verneint zwar mit Nüdjicht auf die große Zahl ber ein. 
zelnen Straffälle dad —— mildernder Amftände, aber er will wegen bed 
aͤußerſt geringfügigen Gewinned, den ber Thäter erzielt bat, bei dem nie giglien 
Grabe der ordentlihen Strafe ſtehen bleiben. Legt der Richter nun ben N 56. fo 
aus, wie 3 bier vorgefchlagen ii fo fann er auf | Monat Gefängniß und 50 Rthlr. 
Geldbuße erkennen, folgt er dagegen der Anſicht des Ober-Tribunals, fo ift die nie» 
drigfte Strafe 1 Monat Gefängnig und 1000 Rthlr. Geldbuße, welcher legteren für 
den Unvermögenäfall etwa 11 Monate Gefüngniß zu fubftituiren fein würden, 

Bei dieſer legtexen Juterpretation wird alfo nicht allein das vom Gefepgeber 
— der Freiheitoͤſtrafe und der Geldbuße aufgeſtellte Verhältniß völli * 
ehrt, ſondern es wird durch dieſelbe gleichzeitig auch der durch die Zulaffun et 
Abforption der Frreiheitäftrafen beabfihtigte Zweck zu feinem wejentlichiten Sheile 
vollitändig vereitelt. . 

Pit minder unbegründet iſt die fjorderung ber — Straftumula- 
tion für diejenige Klaffe von Vergehen, melde oben sub Nr, 8. aufgeführt find, 
Denn in allen diefen Fällen ift die Gefängnißftrafe die ordentlihe und auch aus» 
ſchließlich angedrohte Strafe. Die Geldftrafe ift hier nur eventuell, d. h. für den 
Fall angebroht, daf die prinzipale Freiheitsſtrafe aus befonderen Gründen nicht an- 
wendbar erfcheint. Man darf diefe Fülle durchaus nicht mit denen verwechfeln, in 
denen Freiheits und Geldftrafen alternativ angedrobt find, und bezüglic deren bie 
Mahl ded Strafmitteld lediglich in das richterliche Ermeſſen geitellt if. Denn in 
ben bier in Rebe ftebenden Fällen ift der Richter gekolih verpflichtet, auf Freiheits 
ftrafe zu erkennen und nur für den fall, daß er dad Vorhanbenſein befonderer bei 
der That fonkurrirender Umftände feitftellt, welche dad Geſetz »mildernde Umftände« 
nennt, ift e8 ihm ald Ausnahme von der Megel geftattet, von ber frreibeitäftrafe 
abzujehen und ftatt deren eine Geldbuße ER Diefe legtere ift deshalb hier 
durchaus fein felbftitändiged Strafmittel, fondern fie ift nicht3 Anderes, ald ein Sur- 
rogat, ein Erfagmittel für die mit Rüdjiht auf die eigenthümlichen Umftände ded 
Falles nicht geeignete und nicht anmwendbare ordentlihe Strafe. 

Aus diefer Stellung ald eined nur eventuell in Betracht fommenden Straf- 
mitteld aber folgt mit Nothiwendigkeit, daß die hier in Rede ftehenden Geldbußen ber 
Abforption unterworfen find. Denn fann von einer Geldbuße bier immer nur in 
ſoweit die Rede fein, als an und für fih und alfo abgefehen von ber Konkurrenz 
mildernder Umſtände eine Freiheitsſtrafe ausgeſprochen fein würde, fo ift doc klar, 
daß in demfelben Maaße, in welchem fich die Freiheitsſtrafe, d. h. dad prinzipale, 
durch Abforption verringert, auch die ihr forrefpondirende Geldftrafe (dad eventuale) 
eo ipso verringert werden muß. Gleichwohl hat dad Ober-Tribunal auch in diefen 
Fällen wiederholentlih und indbefondere noch ganz neuerlih in dem Erkenntniß vom 
8. September 1865 ') die a en der Abjorption der Geldbußen unbedingt ver- 
neint. Die Motivirung diefer Anficht ift indeß bier fo wenig wie in dem oben er- 
wähnten Erfenntniß wider Febenberg überzeugend, indem einfach darauf Bezug ge» 
nommen wird, daß im $. 56. cit. dad Abforptiond + Prinzip austrüdlih auf Frei- 
beitäftrafen beſchränkt fei, es mithin bezüglich der Gelbbußen bei der Kumulirung 
verbleiben müfle. 

Die rechtliche Natur und der eigenthümliche Charakter biefer Geldbußen ald 
bloßer Eventualftrafen, der prinzipielle Unterſchied alfo zwifchen ihnen und ben prin- 


1) Siehe Juſt.Min.Bl. 1865 ©. 266 und Goltd. Archiv Bd. XIII. ©. 801. 
31* 


’ 
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zipaliter als ordentlibe Strafmittel angedrohten Geldbußen ift dabei in feiner Weife 
in Betracht gezogen worden und der logifhe Schluß, daf, foweit die Prinzipalftrafe 
überhaupt nicht in frage fommt, ſoweit doch auch die Eventualftrafe ausgeſchloſſen 
bleiben muß, jcheint deshalb nicht genügend gewürdigt zu fein. 

Uebrigend bemerkt auch Oppenboff, ein audgezeichneter Kenner des Dreußi- 
[hen Strafrechts, in feinen Anmerkungen zu dem $. 56.') eit., daß die Forderung 
der unbedingten Kumulation der Gelditrafen auf die Fälle der bier in Rebe ſtehen⸗ 
den Urt nicht ausgedehnt werden dürfe, da, foweit der Michter die prinzipale en 
beitöftrafe außer Anſatz laffen dürfe, ed ihm auch geftattet fein müſſe, von der Geld- 
buße abzufehen. Und in der That führt die Ausſchließung der Abforption in den 
Fällen diefer Kategorie noch zu viel krafferen Widerfprüchen, als diejenigen waren, 
zu denen man bei der zweiten Klaſſe gelangte. 

Man fehe den Hall, daß fi Jemand ſechs verſchiedener AmtSbeleidigungen 
ſchuldig macht. Schließt bier der Richter dad Borbandenfein mildernder Umftände 
aus und betrachtet er alfo die That in einem dem Angeklagten möglihft ungünftigen 
Lichte, fo kann er die Strafe bid auf eine Woche Gefängniß ermäßigen; Aindet er 
dagegen, daß die That unter befonderd mildernden Umftänden verübt worden und 
ſieht er alfo diefelbe in einem dem Angeklagten möglich günftigen Lichte an, fo muß 
er mindeſtens auf 60 Rthlr. Geldbuße oder etwa 3 Moden Gefängniß erkennen ?). 

Eine Gefeged- Interpretation aber, Die zu fo widerſpruchsvollen Refultaten 
führt, kann — —— richtig ſein. Mag deshalb auch die Auslegung, die das Ober- 
Tribunal dem $. 56. gegeben bat, den Wortlaut für ſich haben, den Geiſt des Ge- 


ſehes hat fie gewiß gegen fi. 


1) Cfr, 3. Uusgabe Note 29, und 4. Uusgabe Note 27. In der Lehteren fheint übrigens 
die Rumulation der Geldbußen in den fällen der zweiten Stategorie gebilligt zu werden. 

2) Der Umftand, daf prinzipaliter wenigftend auf Geldbuße erfannt wird, macht in der Praxis 
feinen erheblichen Unterſchied, da in der bei weitem größten Mehrzahl der Fälle doc immer nur die fub- 
ftitnirte Freiheitsſtrafe vollſtreckt wird. 


Zum forenfifhen Begriff: „Heilung einer Arank- 
heit”, $. 199. des Strafgefeßbuds. 


Bom Herrn Deofeffor Dr. Liman'). 


— — — 


Das nachſtehende Gutachten dürfte auch weitere Kreiſe intereſſiren. Ich habe mich 
bemüht, bei Gelegenheit eines konkreten Falles daſſelbe prinzipiell zu bearbeiten. In 
dem abgehaltenen Audienztermin iſt hauptſächlich auf meinen Wunſch und Betrieb 
beſchloſſen worden, die höheren Inſtanzen zu beſchreiten, was mir bei der prinzipiel⸗ 
len Wichtigkeit der Sache wünſchenswerth erſchienen iſt. Ich würde daher Grund 
haben, das nachſtehende Gutachten einſtweilen zurückzuhalten und den Entſcheid der 
Sache zu erwarten. Da daſſelbe aber öffentlich abgegeben worden iſt und die 
Tagesblätter daſſelbe nicht korrekt und zum Theil verſtuͤmmelt wiedergeben, fo glaube 
a mir felbft fhuldig zu fein, und trage fein Bedenten, daffelbe nachſtehend mit- 
utheilen: 
In Folge Em. Hochwohlgeb. Auftrages, mich gutachtlich darüber zu aͤußern, 
ob nach “inhalt dev Alten der Angeſchuldigte P. die Heilung einer äußeren oder 
inneren Krankheit im Sinne des $. 199. bed Strafgeſetzbuchs unternommen habe, 
berichte ich eraebenft nachftebend: 

Der D., welcher als Zahnarzt nicht approbirt ift, hat für die B. ein Gebif 
für die obere Kinnlade, enthaltend 10 Vorderzähne, gefertigt, nachdem er ihr Maaf 
genommen und ein Mobell aus Wachs gefertigt und den Gaumen mobellirt hatte. 
Meitere Berrihtungen bat er vor Anfertigung des Gebifjed nidt vorgenommen, 
namentlich feine Zähne außgezogen. 

Wenn biernad die Frage entfteht, ob der D. gegen $. 199, des Strafgefeh- 
buchs ſich vergangen, fo habe ih don meinem Standpunkte aus zu prüfen: 

1) ob eine Krankheit im Sinne ded angezogenen Paragraphen vorlag, 

2) 4 ber Nu eine Heilung gegen diet Krankheit eventuell unternommen 

at, un 

3) ob er zur Vornahme diefer Handlungen befugt war. 

Da eine authentifhe Interpretation des Begriffe® »Krankheit« nicht egiftirt, 
fo fragt «8 ſich zunädft, was ift Krankheit im Sinne des $. 199. Meine unvor- 
greiflihen Dafürhaltend nad, ift jede Gefunbdheitäftörung, auch hie unerheblichſte, 


1) Abbrad aus der Berliner tliniſchen Wochenſchriſt, 1866. Ar. 10, 
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eine Krankheit im Sinne dieſes Paragraphen, eben weil jede Gefundbeitäftörung 
Meranlaffung geben kann, unbefugter Weile und gegen Belohnung eine Heilung ber» 
jelben zu unternehmen. “Jede andere als die allergemeinfte Interpretation ſcheint mir 
zu nicht abzufehenden nkonvenienzen zu führen. Wenn die Königl. wiſſenſchaftliche 
Deputation bei Gelegenheit eines Superarbitriumd Krankheit »eine Gefundheitd- 
förunge nennt, »durd melde entweder ein Allgemeinleiden bedingt wird, wie Fieber, 
beftige, den ganzen Körper ergreifende Schmerzen, allgemeiner Schwäcdezuftand u. |. w. 
oder, wenn auch dieß nicht ber Fall, durch welche irgend eine Verrihtung weſentlich 
geftört ift, 3. B. die Beweglichkeit einzelner Glieder, oder ded ganzen Körperd, Ver- 
dauung, Athmung u. f. w.« und Casper ausſpricht, daß an diefer »forenfifchen« 
Definition feitzuhalten fei, »wenn und mo das Gtrafgefep von Krankheit redet«, fo 
bebaure ich, dem nicht beitreten zu fännen, weil, fo paffend und ——— dieſe Defini⸗ 
tion für den Begriff »Krankheit« im Sinne des früheren d. 292, iſt, und auch den 
Vortbeil hat, mit der allgemeinen populären Auffaſſung dieſes Begriffes zufammen- 
zufallen, fo wenig erſchöpfend fie m. E. doch für den $. 199. ift; denn wo beginnt im 
porliegenden Falle die weſentliche Störung der Verrichtung de Kauens, beim fehlen 
eined, von ſechs, von neun oder erft von elf Zähnen? Und wenn fi wohl, wenn 
e8 fib um die folgen einer Verlegung handelt, nah Gründen der Billigkeit und des 
— Menſchenverſtandes ſachverſtaͤndig abſchäßen und urtheilen ließe, daß ber 
erluft von etwa fünf, ſechs Zähnen und darüber die Funktion de8 Kauens meient- 
lich beeinträchtige, alfo einen erbeblihen Gefundbeitänachtbeil fonftituire, fo dürfte es 
do ein Nonſens fein, einen Angeklagten, der zwei oder vier Zähne unbefugter Weiſe 
und gegen Belohnung eingejebt bat, freifprechen zu wollen, weil der Gegenitamb 
feiner Behandlung nicht eine Krankheit gewefen, während für bad Einſetzen von fech® 
ähnen er beſtraft twürbe, meil er eine ⸗Kraniheit« behandelt hat. Und dennoch ift 
diefe Inkonſequenz a ra In einem früheren Gutachten von Caßper zu ben 
Alten wider P., V. 2943. 1863, in welchem er erft den Mangel »vieler« refp. 
»aller« Zähne als eine Krankheit bezeichnet, in fofern derſelbe die Verbamımadfunt: 
tion immer mehr oder meniger beeinträchtigt, daher diefelbe mehr oder weniger ser- 
franfen« mache. Und während er in demielben Gutachten ſagt, daß daB Einſetzen 
Eined oder »einiger weniger« Fünftlicher Zähne nicht ungeztvungen eine therapeutiſche 
Operation genannt werden könne, fagt er in einem anderen Gutachten wider €. 
5561. 1859, wo es fi darum handelt, ob dur das Gegen eined Einftierd gegen 
Verftopfung ber an gegen F. 199, verftoßen babe, daß nicht beftritten 
werden Fönne, daß DVerftopfung eine »Krankbeite fei und daß zur Antvendung »jedes 
a Seitmittel®, alfo auch des Clyſtiers, eine ſtaatliche Approbation erfor- 
berlich fei. 
Nach der bon mie eritwidelten Unficht ift zum Begriff dev Krankheit im 
Sinne bed $. 199. auch nit einmal erforberfich ;, daß die durch biefelbe bedingte 
Störung der Geſundheit gerade ald eine Störung des Wohlbefindens empfunden 
werde; Eondern ich verftehe bierunter eben jede Abweichung vom normalen Zuftande. 
Und wenn man dagegen Anftand nimmt, weil al®dann kaum merkbate und ſo zu 
nennende Abweihungen bom Normalzuftande unter den Begriff der Krankheit fallen 
würden, mie ein Mabdelrik; oder Abweichungen, die kaum jemals Gegenitand ärzt- 
licher Behandlung würden, und nur in den »Shſtemen ded Krankjeind« ihren Plag 
hätten, nicht aber im. praftifchen eben, wie eine Warze, Sommerfptoffen, ein Leber- 
fled, die Kahlköpfigleit 2c., fo muß ich dagegen erwiedern, daß der in Rede ftehende 
Gefeged- Paragraph m. E. auch nicht gegeben: ift, um bie Medizinalperfonen in ihren 
Privilegien zu fügen, ſondern um dad Publilum vor Schaden: zu bewahren und 
den unvebliden Getwinn zu brandmatten und zu beftrafen. 
In dem von mir entiwidelten Sinn gebört nun, unzweifelhaft dad Fehlen 
Eined, wie mehrerer Zähne zu den Gefundbeitäftörungen, meil fie einen Defekt dar- 
ftellen, der eine Abmweihung bon ber Norm if. Und wie man feinen Unftand neb- 
men wird, den Defekt einen Ruſe, eines Theileb der Oberkippe, einer Extremität, 
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ganz abgefehen von den daraus vefulticenden Funktiondftörungen, eine Krankheit zu. 
nermen, fo muß man aud das Fehlen Eimeß oder mehrerer Zähne, ganz abgefehen 
bon ber etwa refultirenden Störung der Verdauung oder“ der Beeinträchtigung ber 
arena eine Abweichung don der Geſundheit, d. h. eine Krankheit im Sinne de? 
„ 299, nennen. ’ 

— Was nun zweitens das Unternehmen einer Heilung betrifft, fo it es um⸗ 
zweifelhaft, daß jede Handlung, welche jemand unternimmt ober veranlaßt, um eine 
vorhandene Geſundheitsſtörung auszugleichen, das Unternehmen der Heilung einer 
Krankheit konftituirt, und daß 4. B. jene Mutter, melde ihrem Kinde eime Taſſe 
Kamillentbee gegen Leibſchmerzen zw trinken giebt, oder jened alte Weib, welches eine 
Warze befpricht, bie Heilungen von Krankheiten unternehmen. Aber meine Erad- 
ten® thun fie died nit im Sinne dei F. 1. 

In dem beregten Gutachten wider P. führt Casper aus, daß das Einfehen 
Eimed oder weniger Zähne nicht ungezwungen eine tberapeutiiche Operation genannt 
werben koͤnne, da bier meiltend fein anderer als ein koſsmetiſcher Zwed erzielt würde, 
während bei dem Einfegen von mehreren künftlihen Zähnen, veip. Bebiffen der thera- 
pewtifche, der Heilzwed in den Vordergrund träte. 

Aber abgeiehen davon, daß der betreffende »Zahnkünitlere hiernach niemals 
einräumen wird, einen anderen als einen kosmetiſchen Zweck gehabt zu haben, und 
baß er bei Einfegen eined Gebiffed nur eine verunftaltende Lücke babe ausfüllen 
wollten; und abgefehen davon, daß ber Unterſchied jene »einigen wertigen«e und 
„mehrerene Zähnen dem doch ein fo fhmwantender it, daß fih in der That nicht 
füglich beftimmen kißt, wo der kosmetiſche Zweck aufhört, und der therapentiihe an- 
fünat, ließe fidy auch darüber ftreiten, ob der »Saarlünftlere, welcher eine Perücke 
anfertigt, die den ganzen kahlen Kopf bededt, lediglich eine Blöße bededt habe, - 
fondern ob er nicht eis gut einem therapeutiſchen Zweck verfolgt habe, wie einen 
kosmetiſchen, indem er die fehlende Funktion des Haupthaared erfept und dadurch 
bie Kopfhaut und Nerven vor Erkältungen ſchützte. 

Es kann mithin Died nicht das Richtige fein und der 8. 199, nicht lediglich 
ben (ſubjeltiven) Zwed ald Kriterium des Unternehmen? einer Krankpeitäheilung er- 
achten wollen, zumal derfelbe nicht überalt objettiv nachweisbar if. 

Der $. 199, leitet vielmehr dadurch, daf er von Unternehmen von Heilun- 
en ohne approbirt zw fein fpricht, darauf bin, daß bier von Kuren und Ber- 
ahren nad Art der Aerzte und Mebdizinatperfonen die Rede it, und der objektive 
Nahmeid, daß dad Unternehmen einer Heilung in diefe Kategorie gehöre, wird ge 
führt fein, werm fi die charakteriſtiſchen Eigenſchaften ärztlichen Handelns an ihm 
wiederfinden. Bornehmlic find e8 drei Eigenfhaften, melde mir hier maßgebend 
erfheimen, und dad Verfahren als ein nad Art der Aerzte umternommened tenn- 
zeichnen and zwar dadurch, daß dad Handeln, fei e8 auch mit den indifferentejten 
zur Klaſſe der Nahrungsmittel gehörigen Subftanzen, ein methodifches ift, oder ab» 
gefeben hiervon, daß befonder® differentere Stoffe verordnet find, wie fie ſich nament- 
li in den Tabellen A, B. O. zur — — Miniſteriums der Juſtiz, 
der geiſtlichen Angelegenheiten und des Handels vom 29. Juli 1851 (G. ©. ©. 654) 
derzeichnet finden, oder endlich daß Verfahren, Manipulationen, Methoden angewen- 
bet worden find, welche beſondere Kenntniſſe, Erfahrungen, Hebung voraudfegen, über 
deren Beſitz ſich derjenige, welcher fie anwenden will, durch Prüfungen auszumweifen 
bat, auf Grund deren eine ſtaatliche Approbation erfolgt. 

In dieſe leptere Kategorie gehört offenbar aud das Anmeſſen und Anpaffen 
eined Gebifjed und bat der P. hiernach die Heilung einer Krankheit unternommen. 

Aber ich fühle mich gedrungen, hinzuzufügen, daß, indem derfelbe weitere 
Vorbereitungen ald das Maafnebmen und das Modelliren des Gaumens nicht vor- 
— hat, ſein Verfahren in ſofern nahe der Grenze der Ueberſchreitung des 

urch S. 199, vorgeſehenen Verbotes fteht, ald täglich Analoga vorfommen, die nicht 
allein nicht denungirt , ſondern auch ſtrafrechtlich nicht verfolgt werden, fogar ſich 
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einer gewiffen beflagendwerthen Sanktion zu erfreuen fcheinen. Ich will bier ganz 
abfehen von dem Annoncenſchwindel und der Anpreiſung des methodifhen Ge» 
brauche zum Theil differente Arzneiftoffe enthaltender Präparate, wie ded Daubip- 
Liqueurd, des Hofffhen Malzextraks ꝛc./ fondern will, da in diefen Anpreifungen ein 
konkretes Vergehen gegen $. 199. nod ‚nicht gefunden werden möchte, nur erwähnen, 
daß täglid die Optiker, welde in ganz gleihem Berbältniß fih zu den Augen- 
ärzten befinden, wie die fi) fo nennenden »Zahnkünftler« zu den Zahnärzten, den 
Kurzfichtigen, "den Ueberfichtigen Brillengläfer anpaffen und anfertigen, ohne daß 
(mir wenigftend) jemald der Sal befannt geworden wäre, daß man einen Optiker 
‚und Brillenhändler deöhalb zur Rechenſchaft gezogen hätte. Und dennod find die 
Kurzfichtigkeit, die Ueberfichtigkeit ſicherlich Krankheiten, die jeder ohne weitere Deu- 
tung dieſes Begriffed für ſolche erklären wird, und ebenfo ficher ift da8 Audfuchen 
und Anpaffen der Gläfer eine therapeutifhe, die Uußgleihung der genannten Ge- 
brechen bezwedende Handlung , melde von nicht geringen folgen für dad Sehver- 
mögen ift und in dad Gebiet der Augenheilkunde und der fie außübenden Werzte 
gehört und vielfach von ihnen geübt wird. Nicht minder werden von berumziehenden 
Künftlern oft in ausgezeichneter Weiſe fünftlihe Augen auf den Stumpf des ver- 
Ioren gegangenen .. appliziert, Verfahren, melde dem bier in Rebe ftehenden 
bollftändig analog find, während wieder die Banbagiften zum Anlegen von Brud- 
bändern ıc. fpeziell approbirt find. 

Mad nun endli die Befugniß ded P. zum Maafnehmen und Anpafien 
eined Gebiffed betrifft, fo kann es feinem Zweifel unterliegen, daß er hierzu nicht 
befugt gemwefen iſt. Die Min. + Berf. vom 3. Juli 1840 dißponirt: »daß dad Ein- 
fegen kuͤnſtlicher Zähne eine zahnärztliche Operation fei, zu welcher eine eigene tech⸗ 
hie Fertigkeit erforderlich ifte, und daß »diefe Operation Nicht-Zabnärzten um fo 
weniger are werden kann, als die funftgemäße, den aus der richtigen Würdi⸗ 
gung der ndividualität ded entiprechenden Falles ſich ergebenden Indikationen ge- 
börig entſprechende Verrichtung derfelben anderweitige Kenntniffe erheifcht, welche nur 
bei einem, auf Grund ber beftandenen vorfchriftmäßigen Prüfung approbirten Zahn. 
arzte voraudgefeßt werden fönnen.e Und die Min.-Berf. vom 6. September 1847 
fagt, daß zwar gegen die Bezeichnung »Zahnkünftler« folder Gewerbetreibenden, 
welche fi mit Anfertigung fünftliher Zähne und Gebiffe befhäftigen, nicht? zu er- 
innern fei, und diefe Bezeichnung den Werfertigern Eünftlicher Zähne nachgelaſſen 
werden könne, daß aber »in allen zur Kognition der Behörden gebrachten Srällen, in 
denen Verfertiger fünftliher Zähne, den diesfalls beftehenden Verboten zumider, mit 
* — ünſtlicher Zähne ſich befaßt haben, nad der Strenge ber Geſetze zu 
verfahren ift.« 

Dad Maafnehmen und Mobelliren de Gaumen? find aber von dem Ein- 
fegen der Zähne refp. Gebiffe ungertrennlihe Operationen und muß es vollitändig 
geihgtig bleiben, ob der P. oder die Beftellerin des Gebiffes felber daffelbe in den 
Mund genommen und fi angelegt hat. Niemand wird behaupten wollen, daß ein 
Kleiderhändler einem Schneider nicht in dad Handwerk gepfufcht habe, wenn derſelbe 
auf Beftellung einen Rod anmißt, anfertigt und nun nur dem Befteller ed überläßt, 
benjelben anzuziehen. 

Nach diefen Ausführungen gebe ic mein amtdeiblihed Gutachten dahin ab: 

es der D. die Heilung einer äußeren Krankheit im Sinne des $. 199, 
des Strafgeſetzbuchs unternommen babe. 


Mittbeilungen 


aus den 


Schwurgeridts - Verhandlungen. 


Art. 86. bed Geſetzes dom 3. Mai 1852. Erforberniß eineb 
ausdbrüdlihen, den Vorbehalt ber andermweiten Verfolgung 
motidirenden Befhluffed Unftatthaftigkeit einer wieder 
holten Verfolgung aus |. 287, de3 Strafgeſetzbuchs, wenn 
bie neue Anklage nur ein andered durch die Brandftiftung 
bedrobte8 Gebäude, ald die frühere Anklage zum Gegen- 
ſtande hat. 


Durch ein am 21. Mai 1865 zu R. ausgebrochenes Feuer brannten das Gehöft 
des Angeklagten und mehrere Nachbargehöfte ab. 

Die erſte Anklage beſchuldigte den Angeklagten, während des bereits audge- 
brochenen Brandes fein auf feinem Gehöfte liegendes Stall- und Scheunengebäude, 
während fein Wohnhaus bereitd brannte, ſelbſt angezündet zu baben, weil jene? 
Stall- und Scheunengebäude befonderd hoch verfidhert war. Es fei aber nur 3% Fuß 
bon dem Stall und. nur 50% Fuß von dem Wohnhaus jeined Nachbarn Schu- 
mann entfernt geweſen ($$. 285. und 287. des Strafgeſetzbuchs). 

Der Anklage gemäß wurde die frage geftellt: 

ob Angeklagter ſchuldig, am 21. Mai 1865 zu R. ein Gebäude, welches 
vermöge feiner Beſchaffenheit und Lage geeignet war, einem zur Woh— 
nung von Menfhen dienenden Gebäude dad Feuer mitzutheilen, 
vorfäßlih in Brand gefept zu haben? , 

Die Geſchworenen bejabten diefe Frage in der. Hauptſache, verneinten aber, 
daß dadurch ein Gebäude, welches zur Wohnung von Menſchen diente, in 
Brand gefegt werden konnte. 

» — wurde der Angeklagte von der Anklage der Brandſtiftung frei- 
geſprochen. 

Nach Verkündung des Verdikts hatte der Staatsanwalt beantragt, den An- 
— zwar freizuſprechen, ihn aber in Haft zu behalten, weil ex eine neue An⸗ 
lage aus 68. 286. 287. erheben wolle. Dem entfprad der Gerihtähof durd ben 
unten im Urtel erwähnten Beſchluß. 

Die neue jeht in Rede ftebende Anklage gründet ſich übereinftimmend mit 
ber früheren auf daſſelbe Sachverhältniß der gefährlihen Nähe bed angezünbdeten 
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Stalled von 3% Fuß von dem Stall und von 50% Fuß don dem Wohnhaus des 
Nachbarn Schumann, nur mit dem Unterfchiede, daß in dem früheren Verfahren die 
Anklage fih auf die Nähe des MWohngebäubed ded Schumann, die iepige An- 
klage fih aber auf die Nähe des Stalled ded Schumann gründe. Dem ent- 
fprehend ift nunmehr die Frage an die Gefchworenen geftellt und von ihnen 


bejaht. 

Der Schmwurgerichtöhof hat jedoch erkannt, daß die neue Anklage für unftatt- 
baft zu erklären. Allerdings verfolgten beide Anlagen zwei felbftftändige und wefent- 
li von einander verſchiedene, in ihren Wirkungen ganz ungleiche, wenn au unter 
einem Kollektiv-Namen ufammengefaßte ftrafbare Handlungen, die erfte dad Ver - 
brechen der 65. 285. 287. , die jetzige Baßienige der 65. 286. 287. Die erneute 
Unklage fei daher in fomeit zuläffig. Allein es fehle der rechtzeitig geftellte Vorbe- 
halt für diefelbe in dem früheren Verfahren, weil der Staatdanmwalt denfelben erft 
nad) verfündetem Verdikt beantragt habe, was nad den Entfcheidungen des Ober- 
Tribunal nicht mehr ftatthaft fei. 

Die Beſchwerde bed Staatdanwalt3 führt aus: allerdings habe die jetzige An- 
klage diefelbe Handlung des Angeklagten zum Gegenftande, wie die frühere. Uber 
fie fei in dem Objekt verfchieden, fo daß von einer res judicata feine Rebe fein 
könne. Der verbrecherifhe Wille und das Objekt, auf welches er gerichtet, bildeten 
bei Beurtheilung der Strafthat ein Ganzes, fo daß alfo eine und diefelbe Strafthat 
nicht ald vorhanden angefehen werden könne, in foweit diefelbe Sandlung mit einem 
anderen Objekt in Verbindung ſtehe. Die erfte Verhandlung babe ergeben, daß die 
Handlung damals ald auf ein En gerichtet befradhtet wurde, wegen deflen fie in 
Wirklichkeit feine ftrafdare mar, während die jegige Verhandlung die allerdingd nun- 
en — habe. Auf den Vorbehalt und die Rechtzeitigkeit deſſelben komme es 
aber nicht an. 


. Die Beſchwerde if durch Urtel vom 5. Mai 1866 miber Krüger 
(Nr. 459. I.) zurüdgemiefen. 


Gründe 


Die Nichtigkeitsbeſchwerde des Staatsanwalt? ift nicht begrümbet, 

Es ift zwar richtig, daß, wie der Schwurgerichtähof bemerkt, das Ober-Tri- 
bunal in den bisherigen Entfcheidungen er Gültigkeit des Vorbehalts andermeiter 
Verfolgung eimen gemäß Urt. 86. Abſ. 2. des Geſetzes rechtzeitig geftellten Antrag 
des Staatdanmaltd auf Stellung eine® ſolchen Vorbehalts gefordert bat, und daß 
im vorliegenden falle daher der don dem Staatdanmwalt in der Schwurgerichts- 
Verhandlung vom 26. Januar 1866 erft nad Verkündigung des PVerbittö der 
Geſchworenen erhobene Antrag verſpätet war. Dem mürde jedoch das gegenwärtige 
Verfahren nicht entgegenſtehen, wenn eine rechtskräftig —— Entſcheidung des 
früheren Schwurgerichtshofes mit der ausdrücklichen Ausſprache des Vorbehalts vor- 
läge. Eine ſolche iſt aber bier nicht vorhanden. 

.  Quf den Antrag des Staatdanwaltd: 

den Angeklagten in Saft zu bebalten, da er eine newe Anklage nach 
$ 287. und 286, de8 Strafgeſetzbuchs fertigen molle, 

beſchloß der Gerichtähof: 
daß der Angeklagte auf Unteag des Stantdanwahß fernerweit in Haft 
zu behalten, meil die Page der Sache Anhalt zu einer neuen Anklage 
nach $$. 287. und. 286; gegeben bat, und die auf die ſtrafbare Sand. 
kung bes Angeklagten gefegte Strafe eime mehr als einjährige Freiheitß- 
ftrafe überfleigt, daher die Verhaftuma nad; $. 208, der Kriminal ⸗Orde 
nung gerechtfertigt ift. 

Schon der Antrag 8 Staatsanwalts hatte alfo nicht ſowohl die Stellun 

eines Vorbehatt® — Verfolgung, ſondern nur die Verhängung dev 
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banerndett Haft des Angeklagten zum Gegenſtande, und nur dieſer leztere Antrag 
wurde durch die deabfichtigte neue Anklage motivirt. Es läßt ſich auch in gleicher 
Melfe der Beſchluß des Gerichtshofes nur dahin auslegen, daß er bie fortbauernde 
Haft beſchließe, weil der Staatsanwalt eine neue Anklage erheben wolle (⸗»weil 
»dem Staatdanmwaltee die Lage der Sache Anhalt = einer tenen Anklage 
gegeben hate, Der Morbebalt andermeiter Verfolgung fordert aber einen biefelbe 
ansdrädlich zulaffenden und motidirenden Beihluf, während bier der Gerichtäbof 
nur den ihm im $. 119. der Verordnung vom 3. Januar 1849 obliegenden Be- 
ſchtuß Aber die Haft gefaft hat. 

Fehlt eb hiernach an einem Beſchluß Aber den Vorbehalt anderweiter Ver⸗ 
folgung, fo iſt, ſobald die neue Anklage ſich auf daſſelbe Sachverhältniß der früheren 
Anklage —— die Verfolgung von vorn herein unftatthaft. 

ie Nichtigkeitsbeſchwerde behauptet nun zwar, daß es ſich jetzt um eine 
durchaus verſchiedene Strafthat des Angeklagten handle, auf welche bie Grundfäge 
über die Unzuläſſigkeit einer erneueten Verfolgung überhaupt Mine Anwendung 
finden. Allein mit Unrecht. Der Thatbeſtand des F. 287. beſteht im der Anzün- 
dung eigener oder fremder Sachen, welde bermöge * Beſchaffenheit und Lage 
geeignet ſind, das Feuer den in den H . 255. und 286. genannten Gegenfländen 
mitzuibeilen. Diefe Eigenſchaft dev Sache und damit die Gefahr für fremde Sachen 
durch ihre Anzündung allein ift daß ausfcließlihe Merkmal. des Verbrechens. Die 
Objekte, welche dadurd bedroht werden, werden dadurch nicht zugleich mit in dem 
Sinne in den Thatbeſtand bineingegogeny daf dad Verbrechen in realer Konkurrenz 
fo oft vorbanden wäre, ald verfchiedene Gegenjtände vorhanden waren, melde durch 
die Anzündung im Sinne bed F. 287. bedroht wurden. Die Strafthat bleibt viel- 
mehr eime und diejelbe, und nur die Höhe ihrer Strafe ift dadurd bedingt, je nad 
dem die Gefahr fi auf einen der im 8.285. oder auf einen der im 6. 286. genann- 
ten Gegenflände bezog. 

Dazu tritt nun aber, daß ſchon die erfte Anklage vom 9. Dezember 1865 
ausdrücklich erklärte, da8 vom dem Angeklagten angezündete Stall- vefp. Scheunen- 
gebäude fei nur 3% Fuß von dem Stall ded Lehmann und nur 50% Fuß bon 
defien Wohngebäude entfernt geweſen. Hierauf gründete fie die Anſchuldigung 
aus G. 287. in Bezug auf die Gefahr für diefed legtere Gebäude, unter Hinweis 
auf F 285. Wenn nun alfo jept, nad, Erledigung dieſet Anklage, die Gefahr auch 
für den Stall, und zwar nur unter Hinweis auf 6. 286., behauptet wird, fo ift 
dabei überfeben, daß diefer Umſtand bereit® ausdrücklich in der erften Anklage indicirt 
war, daß bierüber auch in det Hawptverhandlung vom 26. Januar 1866 mit ver- 
bandelt worden ift, und daß es daber in jedem Falle Sache des damaligen Schwur- 
gerichtäbofed geweſen fein würde, die Anklage durch eine eventuelle die Gefahr auch 
für dert Stall des Lehmann betreffende Frage zu erfhöpfen. Muß died aber aner- 
kannt werden, fo farın davon feine Mebe fein, der neuen Anklage die Bedeutung 
. beigulegen, alß verfolge fie ein völlig anderes Verbrechen, al® die frühere. 


Frageftellungen. 


I. Die Anklage ging auf Thäterfhaft ber Brandftiftung gegen die Ehe— 
—— und auf Anftiftung derſelben zu dieſem Verbrechen gegen dem Ehemann 
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Nach ſtattgefundener Beweisaufnahme beantragte ber Staatbanwalt für ben 

* der Verneinung beider hiernach zu ſtellender Fragen eine dritte Frage gegen 
— u wegen Anſtiftung dedjenigen (Dritten), weldher dad Haus ange- 
zündet babe. 
Die Geſchworenen verneinten hierauf die Fragen: 

1) ob die Ehefrau U. —— am 31. Mai 1865 vorſätzlich ein zur 

—— bon Menſchen dienendes Gebäude in Brand geſetzt zu 

aben? 


2) ob der Ehemann U. ſchuldig, im Jahre 1865 feine Ehefrau durch Zu⸗ 
—— „aut Begehung der That zu 1. verleitet und beflimmt zu 
a 


haben? 
Sie bejahten dagegen bie frage: 
3) ob der Ehemann U. fhuldig, im Jahre 1865 den Thäter durh Zu- 
Fern „sur Begehung der That zu 1. verleitet und beftimmt zu 


haben? 
Darauf ift die Berurtheilung des Ehemanned U, erfolgt. 


Seine Nichtigkeitäbefhmwerde, welche bie Stellung der ag 3. in dem gegen 
märtigen nur gegen bie Ehefrau U. als Thäterin gerichteten Verfahren und die 
* dieſer Frage rügt, iſt durch Urtel vom 9. Mai 1866 (Nr. 575.1.) zurüd- 
gewieſen. 


Gründe. 


Es fann der Nichtigkeitöbefhwerde vorab in fofern feine Folge gegeben 
werden, als fie die Statthaftigfeit einer befonderen frage wegen einer dem “jmplo- 
ranten zur Laft fallenden Anftiftung eined anderen Thäterd als feiner eigenen Ehe- 
frau, in Bezug auf deren Thäterſchaft er ald Theilnehmer angeklagt war, beftreitet. 
Die Thatſache einer vorfäglihen Brandfiftung an dem zur Wohnung dienenden in 
der Anklage bezeichneten Gebäude und. der Mitwirkung des jmploranten blieb im 
Weſentlichen diefelbe, wenn ſchon nicht feine Ehefrau, sn ein Anderer die That 
vollbradht hätte. Es durfte daher von dem Gerichtähof, wenn ein Zweifel über bie 
Terfönlichkeit ded Thäterd durh die Hauptverhandlung begründet wurde, ob die 
mitangeflagte Ehefrau oder ein Dritter dafür zu halten fei, allerdings eine befondere 
Frage für den lepteren Fall in Betreff der Theilnahme ded Imploranten geftellt 
werden, welcher der eigentlihen Thäter ſchon nachgewieſen oder noch unbekannt fei, 
da eine Bertagung um der befferen Vorbereitung der Anklage oder der Bertheidi- 
gung nicht nothwendig befunden und felbft ein Antrag dieferhalb don feiner Seite 
geftellt worden ift. 

Ein Bedenken kann allein über die Faſſung ber Zufapfrage obmwalten. Die- 
felbe jcheint nämlih beim erften Anblid die von den Gefchworenen berneinten 
fragen 1 und 2 wieder einzufchließen, infonderbeit die Thäterfchaft der verebelihten 
Urbigkeit. Da jedoch die Zuſatzfrage außdrüdlihd nur auf den Fall der Verneinung 
von 1 und 2 geitellt ift, fo konnte für die Gefchmorenen und fann für dad Richter. 
amt fein Zweifel obmalten, daß damit ein Dritter außerhalb der beiden Angeklagten 
als Thäter gekennzeichnet fein foll. 


Il. Urtel des Ober-Tribunald vom 25. Mai 1866 wider Kiehl (Mr. 632. I.), 
durch welches die Nichtigkeitäbefchtwerde der Angeklagten zurüdgemiefen ıft. 
Gründe 


Am Morgen ded 24. Februar 1865 wurde von Sculfindern unweit des 
Weged von dem Grenzdorfe Kiente nad der diefleitigen Stadt Gurzno im Felde bie 
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Leiche des Ruſſiſchen Grenzſoldaten Wulkow mit zerſchmettertem Schädel gefunden. 
Die Obduktion ergab nach der Darſtellung der gegen die jetzige Implorantin Wittwe 
Kiehl zu Gurzno gerichteten Anklageſchrift nicht allein, 
daß der Tod des Wulkow in Folge einer Kopfverletzung und einer Zer⸗ 
fhmetterung ded Schädels durd einen Anderen an Gebirndrud und 
bierdurdy berbeigeführte Lähmung des Gehirns erfolgt und die Wunde 
fo befhaffen war, daß fie mit einem ftumpfen Anftrumente, mie etwa 
mit dem Rüden einer Art zugefügt fein mußte, 
fodann aud: 
daß Wulkow vor feinem Tode ein narkotiſches Gift genoifen hatte. 


Schon aus biefem Umftande folgerte die Anklage, daß derjelbe vorſählich 
und mit Ueberlegung getödtet worden ſei. Hinſichtlich der Thäterſchaft führte fie 
aus: es ſei bis zur Evidenz erwiefen, daß die Ungellagte am Nacmittage bed 
23, Februar dem Wulkow das in deflen Körper —— Gift beigebracht babe, 
fei ed, um ibn damit zu tödten, fei ed, um ihn zur Gegenwehr unfähig zu machen, 
dab Wulkow nad dem Genufle ded Giftes auch in einen rg geiftiger und kör⸗ 
perliher Hülflofigkeit gerathen und darin geblieben fei, bis die Angeklagte, mwahr- 
fheinlih mit einer Urt unter ihrem Umſchlagetuche verſehen, ihn zwifhen 6 und 8 
Uhr Abends aus ihrer Wohnung nad der endlihen Mordftätte geleitet habe. Dabei 
werben noch frübere Verſuche der Angeklagten, den Wulkow zu vergiften, geichildert, 
ald Motiv der That die Berleitung durh die Ehefrau des Ermordeten dargelegt 
und ein gefceiterter Verſuch der Angeklagten, nad Beibringung des Gifted an 
Wulkow einen übel berufenen Nahbarn Namen? Ruminski zur Abführung und 
Ermordung befjelben zu bereden, zur Erörterung gezogen und für erwiefen ange 
nommen. 

In der Schwurgerihtäfigung erftredten fih die Verhandlungen den Beweis- 
anträgen in der Anklageſchrift gemäß ſowohl auf die Vergiftung ald auf. die Erfchla- 
ung ded Wulkow und bemerkte der Kreisphyſikus Dr. 5. nad) Inhalt des —— 

rototolls unter Anderem, daß, wenn der Wulkow 8 Gran Bilfentraut im Magen 
gehabt — mie der gleichfallb ald Sachverſtändiger vernommene Chemiker, Apotheker 
MW. angab — fein Tod ohnehin in einigen Stunden, oder auch einem Tage babe 
erfolgen müffen. 

Die den Gefhmworenen vorgelegten Fagen lauteten: 

1) ift die Angeklagte Kiehl ſchuldig: 
am 23. Februar 1865 in Gurzno den Ruſſiſchen Grenzfoldaten 
Eonrad Wulkow vorfäplid getödtet zu haben, 
und zwar mit Ueberlegung? - 
Im Falle der Verneinung ber frage zu 1.: 
2) ift die Kiehl ſchuldig: 
einem Underen, welcher am 23. Februar 1865 zu Gurgno den 
Wulkow vorfäglid und mit Ueberlegung getödtet bat, in den 
Handlungen , welde die That vorbereitet und erleichtert haben, 
wiſſentlich Hülfe geleiftet zu haben und zwar dadurd, daß fie dem 
gedahten Wulkow vorfäglih Gift beibrachte, ihn dadurch betäubte 
und ihn in der Richtung nad) feinem Wohnorte zuführte? 
m Falle der Verneinung der Frage zu 2.: 
3) ift die Kiehl ſchuldig: 
am 22. Februar 1865 zu Gurzno den Wulkow vorfäglid und 
mit Ueberlegung durch Beibringung von Gift zu tödten verfucht 
und dieſen Verſuch durch Handlungen an den Tag gelegt zu 
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haben, welche den Anfang der Ausführung enthalten und nur durch 
äußere, von ihrem (der Angeklagten) Willen unabhängige Umſtände 
gehindert und ohne Erfolg geblieben ſind? 
Die beiden erſten Fragen wurden von den Geſchworenen verneint, auf bie 
legte aber antworteten dieſelben: 
»ja, fie ift jchuldig, mit mehr als fieben Stimmen und zwar mit allen 
in ber frage enthaltenen Thatumftänden.« 
Die eventuellite vierte, blob auf vorfägliche Beibringung von Gift gerichtete 
frage blieb demgemäß unbeantwortet. 
Die Vertheidigung hatte nab Ausweis des Sitzungs -Protofolled gegen bie 
SFrageftellung erinnert, daß fie den Zufap in der Frage 2.: 
»dadurch, daß fie ihm Gift beibrachte, ihn dadurch betäubte und nach 
feinem Mobnorte führte«, 
fowie die Fragen 3 und 4 aus geſetzlichen Gründen für unzuläffig halte und Ddiefel- 
ben wegzulaſſen bitte. 
Der Gerichtshof beſchloß: 
»daß es bei den geſtellten Fragen zu belaſſen, weil dieſelben ſich nur auf 
Thatſachen bezögen, welche der Anklage zu Grunde lägen.« 
Auf Grund des Verdiktes und der $$. 175. 31, des Strafgeſetzbuchs wurde 
die Angeklagte wegen verſuchten Mordes verurtheilt. 


Die Nichtigkeitsbeſchwerde der Angellagten rügt: 

1) daß die Frage 3 unter Verlegung refp. unrichtiger Unwendung des 
Art. 68. des Gefeped vom 3. Mai 1852 geftellt worden; 

2) daß diefelbe, obwohl unzureichend beantwortet — Art. 91. daf. — für 
ausreichend erachtet worden, um darauf hin eine Strafe außzufprechen. 

Es wird audgeführt: 

zu J. die Anklage ſei lediglich dahin formulirt: 
daß die Angeklagte den Wulkow vorſätzlich und mit Ueberlegung 
getödtet habe, 
und könne nad den Prämiſſen, daß der Tod durch äußere Gewalt und nicht durch 
Gift eingetreten fei, nur den Sinn haben: 
die Angeklagte den Wulkow mit dem Vorſatz zu tödten und mit 
Ueberlegung erfchlagen babe. 

Während die verneinte erite frage an die Gefchworenen diejer Anklage genau 
entiprochen babe, fei die, gegen den Proteſt der Vertheidigung geitellte eventuelle 
frage auf den Siftmorbveri unzuläffig gewefen, weil damit ganz andere Hand» 
lungen zum Gegenftande der Beſchuldigung gemacht worden, als der Anklagebeſchluß 
und die Anklageformel hervorgehoben hätten. Inkriminirt fei die Angeklagte nur: 

durch äußere Gewalt den Tod des Wulkow herbeigeführt zu haben, 
und als bloße Indicium zur Unterftügung diefer Beſchuldigung in der Unflage- 
fchrift angeführt, 
daß die Angeflagte (felbtverftändlih durch andere befondere Handlungen) 
dem Denatus auch Gift beigebradt babe nnd demnach eine Perion fei, 
der man auch die andere That zutrauen fönnte, 
bie une bon Gift aber fo wenig zum Gegenftande der Beſchuldigung ge- 
madt worden, daß in der ganzen ſehr außführlichen Antlagefhrift nicht einmal eine 
Erörterung über die Duantität de8 im Magen des ——— vorgefundenen 
Giftes und die Möglichkeit, dadurch den Tod herbeizuführen, ſich finde. Die Ver— 
giftung fei alſo weder eine der Anklage »zum Grunde liegende« Thatſache noch ein 
»näherer Umjtande, welher das Erſchlagen begleitete (Art. 86. a. a. O.) fondern 
eine ganz felbftftändige Thatſache für ſich geweſen. Der cit, Art. 86. geftatte nicht, 


Schwurgerihtö-Berhandlungen. Frageſtellungen. 479 


aus jedem, Indicium einen ſelbſtſtändigen Anfchuldigungspunft zu machen. mmer- 
bin ‚babe die Stantdanmwaltfhaft die vom Standpunkte des verſuchten Giftmorbet 
aus mangelhaft vorbereitete Anklage unter Fixirung dieſes Anjhuldigungspunttes von 
Neuem erheben mögen. 

Der Art. 86. geftatte verichiedene Fragen nur jo, daß. Die eine zur anderen 
im Berhältniffe der prinzipiellen zur eventuellen reſp. umgekehrt ſtehe, nicht aber Die 
Konitruftion eines zweiten felbitftindigen Verbrechens neben und außer. dem zur Un- 
age gebraten — Goltd. Arhiv I. 370. 584,, IH. 820. — 

Im vorliegenden Falle hätten die fragen 1 und 3 nicht in jenem Verbhält- 
niſſe zu einander geftanden; es ſei ſehr wohl möglich gewejen, beide zu bejahen, denn 
die Bejabung beider hätte nicht im einem inneren Widerſpruche geftanden. Bel diejer 
Möglichkeit enthalte die eine, der Anklageformel nit entfprechende Frage eine un. 
zuläjiige Erweiterung und Vermehrung der infriminirten Thatſachen, nicht eine bloße 
Berinderung des rechtlichen Geſichtspunktes für die Beurtbeilung der infriminirten 
Thatfachen, welche legtere allein das Gejep erlaube, Das Verfahren, weldes jonjt 
herausläme, wäre bollitändig monſtrös und haltlos, die Anklageformel darın ein 
höchſt überflüffiges Ding, da jede Thatfache der Unklagefhrift wie dev Verhandlung 
zum Gegenjtande einer Frage gemacht werden könnte. 

Zu 2. Die Antwort auf die Frage 3 ſei ungureichend, weil, jeder einzelne 
aus der Meibe der bierin entbaltenen 8 einzeln bitte geprüft und. bejaht 
werben, alſo aus der Antwort erfichtlich fein müflen, ob alle begleitenden Umſtände 
— die Meberlegung, der Anfang der Ausführung, die Erfolgloſigkeit gegen dem 
Willen F Angeklagten — mit mehr als 7 Stimmen bejaht worden, was nicht er⸗ 
ſichtlich ſei. 

Dieſe Nichtigkeitsbeſchwerde iſt jedoch in beiden Punkten binfällig, 


Denn 

Zu 1. wird in derſelben ſowohl der Inhalt der Anklagejchrift ald dad recht. 
liche Verbältnig der dritten, von den Geſchworenen bejahten Frage zur erſten gänzlich 
verfannt. Die Anklageſchrift hatte in ihrem Zuſammenhange das ganze Berbalten 
der — in den Nachmittags. und er Abendftunden des 23. Februar 
1865 ala ein zur Herbeiführung des Todes des Wulkow überlegte Unternehmen 
geihildert ; die Beibringung von Gift mar dabei keinesweges blos als eine Anzeige 
erwähnt, daß man fi) zu der Angeklagten eine? Mordes berfehen könne und ebenjo 
wenig ald ein zweites FelofRändigeh erbrechen neben und außer dem Erſchlagen 
bed Wulkow vorgetragen, fondern mit legteren-in Kaufalzufammenbang gebracht ünd 
umftändlih unter Beweis gneftellt zu dem ausdrüdlih gezogenen Schluſſe, daß bie 
Angeklagte mit dem Gifte den Wulkow entweder tödten oder zur Gegenwehr un 
fähig mächen wollte. Dabei ift ald Wirkung de? Giftes die Verwirrung des Geiſtes 
und Erihlaffung der Körperfraft bed Denatuß in ihrer Dauer bid zu dem 
legten kurzen Gange deſſelben, den er unter der Leitung ber Ungellagten machte, 
dargelegt. Um Ende dieſes Ganges tritt nad der Anllageſchrift den biäherigen ver- 
giftenden Einwirkungen auf das Leben des Wullow auch nod äußere Gewalt, im 
tödlihen Schlägen auf fein Haupt, hinzu. 

Wenn nun auf diefen Hergang, der feinem ganzen Umfange nach aud zum 
Gegenftande der Bemweiserhebung und der Verhandlungen ded Schwurgerichts gemacht 
worden, die Anklage dahin formulirt ift: 

zam 23, Februar 1865 x. den Wullow vorfäglih getödtet zu haben 
und zwar mit Ueberlegung, Verbrechen vorgefehen im $, 175, dei Straf. 


gejegbuchd.« 
und der ef feinen Beichluß über die Stellung der eventuellen, auf 
die Theilnahme am Morde in der angegebenen Weife und auf den Giftmord ⸗Verſuch 
gerichteten Fragen damit motivirt bat, daß diefelben fi nur auf Thatſachen bezögen, 
welche der Anklage zu Grunde liegen, fo ift ihm nicht allein bierin volllommen bei- 
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zupflichten und er hat einen richtigen Gebraud son den Vorſchriften der Art. 30. 
und 86. be3 erg vom 3. Mai 1852 gemacht, fondern es liegt fogar eine in 
Art. XXV. des Einführungs » Gefeped zum Strafgefegbuhe vom 14. April 1851 
fpeziell vorgejehene Anwendung der in jenen Art. 30. und 86, wiederholten Grund- 
fäge vor; die in der Nichtigkeitsbeſchwerde angefochtene frage 3 indbefondere war 
die Frage nad) dem Verfuche in Beziehung auf daß Verbrechen, melde in feiner 
Vollendung unter die Frage 1 geftellt war, gleichwie die frage 2 diejenige nad der 
Theilnahme an eben demfelben Verbrehen. Denn nad der in der Anklageſchrift 
borgetragenen Einheit der Thathandlung der Angellagten und der damit verbundenen 
Anklageformel läßt fi) weder bebaupten, daß dem Urtheile der Geſchworenen nur 
ein durch das Mittel äußerer Gewalt volführter Mord in der erjten frage, weldye 
dad Mittel zur Ermordung de Wulkow in Gemäßbeit der Anklageformel gar nicht 
andeutete, unterbreitet worden fei, noch war rechtlich in diefer Frage die Annahme 
ausgeſchloſſen, daß das Gift ein Hauptmittel zur Erreihung ded Todes des Wulkow 
geweſen fei, ohne welches diefer bei ungefhwächter Seelen» und Körperkraft nicht hätte 
überwältigt und erfchlagen werden können. E8 mußte die thatfächliche or 
bierüber ſchon auf die erſte Frage den Gefchworenen überlaffen, da der $. 175. de 

Strafgefepbuhd, worauf die Anklage fih ftügte und dem ihre Schlußformel ent» 
ſprach, den Giftmord gleich jedem anderen Morde unter einem und dem nämlichen 
Rechtsbegriffe umfaßt, wie der F Satz des F. 197. daſ. noch beſonders hervor⸗ 
hebt. Ob das Eingeben des Giftes und die damit erreichte Betäubung des Wulkow 
oder der endliche Hieb mit der Axt auf fein Haupt dad Meiſte zum beabſichtigten 
Erfolge beigetragen hatte, war für die Anwendung des 6. 175. ebenjo gleichgültig, 
ald ob der Todtſchlag mit einer Axt oder einem anderen gemwaltthätigen Werzeuge 
verübt war. Mit Recht ließ daher die erſte Frage an die Gefchworenen- die Erör- 
“ terung ded Werkzeuges denfelben offen ald einen Theil ihrer, jeder Stontrole entzo- 
enen, inneren Begründung des Verdiktes, und mit gleihem Mechte hätte in der 
* 3 nach dem Mordverſuche die Erwähnung des Giftes fortfallen können, ohne 
aß dadurch dem Thatbeſtande des Mordverſuches ein weſentliches Merkmal aus den 
F8. 175. und 31. des Strafgeſetzbuchs entzogen worden wäre, die Frage würde 
auch dann den Art. 31. und 81. des Geſetzes vom 3. Mai 1852 entſprochen haben. 
Vermöge der, von dem Schwurgerichtöbofe der Sachlage entnommenen Bezeihnung 
der Giftmifhung als einer befonderen Handlung, wodurd die ern den Morb» 
verfuch gegen Wulfom an ben Tag gelegt babe, erlitt weder bad in der Anklage 
fhrift vorgetragene faktifche, noch daß rechtliche Verhältniß der dritten zu ber erſten 
Frage eime weſentliche Aenderung, es blieb vielmehr volltommen dasjenige, "welches 
in den citirten Art. XXV. 30. und 86. den eventuellen Fragen zugewiefen ift, deren 
Bejahung der Form nad felbftverftändlich nicht eintritt, wenn die Hauptfrage bejaht 
wird, aber keinesweges ihrem —** nach im Widerſpruche mit der Bejahung der 
Hauptfrage ſtehen mußte, in ſofern fie in dieſer als das minus enthalten fein, oder 
auch denfelben einen Umſtand hinzufügen kann, der als ein die Hauptthat begleiten. 
der bdergeftalt in den Verhandlungen bervorgetreten ift, daf er unter einem neuen 
Gefihtöpunfte als ftrafbar erfceint. Uebrigend würde aud, wenn von der Anklage 
und auf Grund ber Verhandlungen von dem Schwurgerichtähofe der Kaufal-Zufam- 
menbang der Vergiftung mit dem endlihen Todtfchlage des Wulkow nicht ange- 
nommen, fondern der ep rs age ald eine felbititändige, in fi abgefchloffene 
That angefehen worden wäre, die frage 3 nach den Urt. 30. und 86. a. a. O. ftatt- 
baft gemwefen fein. 

Die Behauptung, daß im vorliegenden Falle die Beihuldigung des Gift. 
mord-Rerfucheß in der dritten frage mangelhaft vorbereitet gewefen, hätte bon der 
Vertbeidigung vor dem Schmwurgerichtähofe behufs eined Antrages auf Vertagung 
geltend gemacht werden fünnen — Art. 86. a. a. O. — im Nichtigkeitsbverfahren 
entzieht fie fich jeder Prüfung. 
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In dem Beichwerbepunfte 
zu 2. ift der Begriff ber »begleitenden Umftänder in Urt. 91. deö Ge- 

feged vom 3. Mai 1852, verbunden mit Urt. 84. daf., tbeilmeife verfannt, da ber 
Anfang der Ausführung der Hauptthat, bier der vorfäglihen Tödtung, und der 
* der a ver feine begleitenden Umftände, im Sinne dieſer Gefepftellen, 
ondern weſentliche Merkmale eines ftrafbaren Verſuches nah $. 31. ded Strafgefep- 
buchs, fomit in der Feſtſtellung defielben begriffen find, und folder verneint werden 
muß, wenn eine jener Merkmale für nicht erwiefen angenommen wird, 8 läßt 
aber au die Antwort der Gejhmworenen auf bie dritte Frage in dem ununter- 
brodenen Sage: 

ja, fie ift fhuldig, mit mehr ald 7 Stimmen, und zwar mit allen in der 

Frage enthaltenen Umftänden, 
feine weitere Auslegung zu, ald daß alle Umftände einſchließlich der Ueberlegung der 
Tödtung ded Wulkow mit mehr ald 7 Stimmen bejaht find, da die Worte »und 
jwar« gerade an diefe Stimmenangabe fi unzweideutig anſchließen. 


Uschi. AB6. Salt 32 


Mittbeilungen 


auß der 


Praxis der Gerichtshöfe und der Staats- 
Anwaltfdaften. 


ss: 11. 12. der Verordnung vom 3. Januar 1849, Rechtskraft 
e8 die Einleitung der Unterfuhung ablehnenden Befhluf- 
fe, Non bis in idem, 


Die Angeſchuldigte war wegen Verleumdung eine Offiziers in Bezug auf feinen 
Beruf zur Unterfuchung gezogen. Der von ihr angetretene Beweis der MWabhrbeit 
wurde erhoben, und in Folge deifen durch Gerichtsbeſchluß die Unterfuhung einge- 
ftellt, weil der Beweis dev Wahrheit für geführt und aud der form der Aeußerung 
nad) die Abſicht zu beleidigen als nicht vorliegend erachtet wurde. 

Nachdem hierauf gegen den Offizier . ein dienſtliches Verfahren einge» 
leitet war, erhob die Staatsanwaltſchaft eine neue Anklage gegen die Ungefhuldigte 
und gründete fie auf eine in der infriminirten Schrift enthaltene, in dem eingeftell- 
ten früheren Verfahren nicht berüdfichtigte Behauptung der Ungellagten. 

Die Angeklagte ift indeß in erfter Inſtanz freigefprocen, in zweiter Inftanz 
it erkannt, daß der die Einleitung diefer Unterſuchung betreffende Beſchluß aufzu- 
beben und die erhobene Anklage ald zur Zeit unftatthaft zurüdzumeifen. 

Die biergegen erhobene Nichtigkeitöbefhwerde ded Ober - Staatdanwalt3 ift 
durch Urtel ded DOber-Tribunald vom 12. April 1866 wider — (Nr. 128. 11, 
zurüdgemwiefen. Denn nah $. 12. der Verordnung bom Januar 1849 un 
Art. 13. des Gefeged vom 3. Mai 1852 werde der innerhalb der präkluſiviſchen 
Friſt von der Staatdanwaltfchaft nicht angefochtene, die Unterfuhung zurüdweijende 
Beſchluß rechtäfräftig; der, wenn auch nur für die Hauptverhandlung und die Ent- 
ſcheidung aufgeftellte, Grundfag babe gleihwohl für da8 ganze gerichtlihe Verfahren 
Geltung, und e8 fei mithin anzunebmen, daf ſich die Vrufung des Kreisgerichts auf 
den gelammten Inhalt des inkriminirten Schriftſtücks erftredt und den in demfelben 
liegenden Thatbeſtand der Verleumdung vollftändig erledigt habe. Die demgemäß 
erfolgte rechtäfräftige Einftellung ded8 Strafverfahrend reihe nun zwar nur foweit, 
ald fie fih auf da8 Ergebniß der damald ftattgehabten Ermittelungen beziehe und 
ſtehe fomit einer fpäteren Vervollftändigung der Ermittelungen, mithin einer neuen 
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Beſchlußfaſſung über das Ergebniß biefer lepteren nicht 'entgegen, in fofern neue 
Bemeife und Belaftungdgründe beigebradht würden. Solche neue Beweiſe jeien indeß 
in dem neuen Einleitungsbefchluffe nicht angenommen , vielmehr daß Gegentheil in 
dem freifprechenden Erkenntniß ausgeſprochen. 


. 22. der PVerordnung vom 3. Januar 1849, east des 
u8drudd »Beweiſe.⸗ Vernehmung der im $. 356. der 
Kriminal-Ordnung genannten Perfonen in der Hauptver- 
handlung, inäbefondere im Schwurgeridt. 


Der Angeklagte ift eine® mit dem Gräbendorf gemeinjhaftlih verübten Rau- 
bed bejchuldigt und von den Gefhworenen fhuldig erklärt. 


Der Gräbendorf ift bereit früher wegen dieſes Verbrechend verurtbeilt und 
in dem gegenwärtigen Verfahren nun ald Zeuge uneidlih vernommen. Died rügt 
die Nichtigkeitsbeſchwerde ald unftatthaft; die im $. 356. der Kriminal-Ordnung ge 
nannten Perfonen (zu denen unter Nr. 5. auch bier der Gräbendorf gehöre) feien 
bon den fogenannten uformationd-ZJeugen des — 357. zu unterſcheiden. Die Ber- 
nebmung der erfteren in der Hauptverhandlung jei ganz unftatthaft; fie feien nur 
als Mittel zur Erforihung der Wahrbeit in der Vorunterfuhung zu benugen; denn 
nur diefe, nicht die Hauptverhandlung folle zu diefem Smwede dienen; in der Haupt. 
berbandlung dagegen fei Beweis zu erheben. Der Gräbendorf fei aber als 
Zeuge ſelbſt, und wicht blod zur Ermittelung anderweiten Beweifed vernommen. 

Die Beſchwerde ift durch Urtel vom 5. Mai 1866 wider Torger (Nr. 598. 1.) 
zurüdgemwiefen. | 

Der erfte Satz des $. 22. der Verordnung vom 3. Januar 1849 beziehe 
fih au auf die Hauptverhbandlung. Cine Scheidung der Beweißmittel, je nachdem 
fie zwar in der Vorunterſuchung, nicht aber in der Hauptverhandlung erhoben wer- 
den dürfen, beftebe fonach gefeplich nicht. Die diesfälligen Vorfchriften der Ktriminal- 
Ordnung über die Erhebung der Beweiſe beftänden daher aud für ben erfennenden 
Richter; nur in Bezug auf ihre Wirkung für ihn enthalte der zweite Abſatz dei 
F. 22. eine neue und befondere Vorſchrift. Hiernach fei alfo die Vernehmung bed 
Gräbendorf in der Hauptverhandlung unbedenklich geftattet gewefen und den Ge- 
ſchworenen fei es überlaffen geblieben, ibre Ueberzeugung zugleih aus der Audfage 
auch diefed Zeugen zu jchöpfen, fobald ſie diefelbe in Verbindung mit dem fonftigen 
Refultate der Beweisaufnahme dazu angethan fanden. Denn nah der fonftanten 
Auslegung, welche der gedachte Abſatz 2. des $. 22, in der biöherigen Rechtäübung 
gefunden babe, enthalte der Ausdruck »Beweiſe« keinerlei Beſchränkung auf be— 
ftimmte Beweißmittel im Sinne der Beweidtheorie der Kriminal-Orbnung, vielmehr 
nad Aufhebung ber legteren die Ausdehnung auf alle in der Hauptverhandlung 
unter den beftehenden formen vorgebracdhten Beweismittel"). 


Art, 30. ded Gefeged vom 3. Mai 1852. Verpflichtung des Ap- 
pellationdridhterd auf die Appellation ded Staatsanwalts, 
auch bie nah Erlaf ded eriten Urteld erft ermittelten er- 
ſchwerenden Umftände zu berüdfichtigen. 


Der Angeklagte ift wegen einfachen Diebftabl® verurtbeilt und die Strafe 
mit Rüdfiht darauf, daß er bisher noch unbejtraft fei, arbitrirt, 
Nah Abfaffung det Urteld ermittelte der Stautdanwalt eine Vorbeftrafung 


1) Vergl. Bd. 12, ©. 474 ff. 
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wegen a aeg appellirte deöhalb und beantragte die Verurtheilung wegen 
Rüdfalls, 

Dad Appellationdgericht beftätigte indeß, indem die Anklage nur auf ein- 
fahen Diebftahl laute und in foweit durch da3 erfte Urtel erfchöpft fei; der jegige 
Antrag auf Strafe des Rückfalls widerfprede der Natur und dem Zwecke des Recht3- 
mitteld. Es babe daher auf dad erjt jegt geltend gemachte, außerhalb der Anklage 
liegende Moment nicht eingegangen werden fünnen. Der Art. 30. beziehe fih nur 
auf da Verfahren erfter Inſtanz und fünne auf die Mppellationd » Inftanz weder 
direft noch analogifh angewendet werden. 


Auf die Nichtigkeitöbefchwerde des Ober-Staatdanmwalts ift am 4. Mai 1866 
wider Deterddorf (Mr. 387. 1.) vernichtet, und in die zweite Inſtanz zurüdgewiejen. 


Gründe. 


Die Anklage lautete allerdingd nur auf einfaden Diebftahl hinſichts des 
Angeklagten D., und da3 Urtbeil erjter Inſtanz entſprach derſelben. Damald war 
aber die Vorbeftrafung des Imploranten wegen Diebftahl8 noch nicht befannt, und 
ed ift nicht abzuſehen, weshalb diefer, rechtzeitig in zweiter Inſtanz von der Staate- 
anwaltſchaft geltend gemachte Umſtand nicht berüdfichtigt werden dürfte, Die Natur 
und der Zwed des Rechtsmittels der Appellation widerſprechen dem nicht, denn beide 
haben doch nur das Endziel, daß dem wahren Sadverbältnif die erforderliche vecht- 
lihe Beurtheilung zu Theil werde, in fomweit nit etwa prozeflualifhe Sinderniffe 
entgegenftehen. Solde find aber in dem vorliegenden Falle nit vorhanden. Die 
neue, unter Beweis geftellte Behauptung der appellivenden Staatdanwaltfhaft, daf 
der Angeklagte P. bereits früher vechtäfräftig wegen Diebſtahls beftvaft fei, änderte 
an und für fich den in der Anklage enthaltenen Thatbeftand de jept zur Berfolgun 
gebraten Diebftahld nicht. Sie erjcheint lediglih ald ein die Art oder daß Dach 
der Strafe beftimmended, eine Schärfung —— begründendes Moment, daB zu 
den die That felbft betreffenden, fie begleitenden und qualifizirenden Umftänden nicht 
gebört. Im diefer Beziehung bat bereitd das Erkenntniß des Königliben Ober-Tri- 
bunald vom 13. April 1853 wider Bannad (AJuft.-Minift.-Bl. für 1852 ©. 210) 
ausgeführt, daß nad den Grundfägen des $. 126. der Verordnung vom 3. Januar 
1849 der Staatsanwalt auch in der AUppellationd » Inftanz dasjenige, was der erfte 
Richter als feftitehend angenommen bat, durch neue Thatfahen oder Beweismittel 
anfechten darf; daß namentlid da, wo der erite Richter bei feiner Entfheidung von 
der Vorausfegung ausgegangen ift, daß ber uingetlagte — deſſelben Vergehens 
oder Verbrechens früher durch Preußiſche Gerichtshöfe rechtskräftig noch nicht ver⸗— 
urtbeilt ſei, auch dieſer Umſtand zu den von ibm als feſtſtehend angenommenen That- 
fahen gehöre, der Staatdanwalt daher auch diefe Borausfegung in der Appellation®. 
ankam durch neue Thatfachen oder Beweismittel anzufechten befugt fei, und Der 

ppellationdrichter ſich nicht entbrechen fünne, auf diefelben einzugeben. Dabei wurde 
ausdrüdlich bemerkt, daß der Grundfag des Urt. 30. des Gefeped vom 3. Mai 1852 
nicht hindernd entgegenftebe, eben weil e8 fi in den fällen der borliegenden Art 
nicht um eine Ueberjchreitung der, dur die Anklage und den Anklagebeſchluß gezo- 
genen Grenzen des eingeleiteten Strafverfabrend handle. Das angefochtene Urtbeil 
bat daher rechtlich geirrt, wenn es fich gemweigert bat, auf die von der appellivenden 
Staatsanwaltſchaft aufgeftellte, mit Beweiß unterftügte, erwähnte Behauptung ein- 
zugeben, wobei auch nicht al8 richtig anzuerkennen ift, daß, wenn es bier überhaupt 
auf den Art. 30. ded Gefeped vom 3. Mai 1852 ankäme, bderfelbe in zweiter In- 
ftanz weder geradezu, noch aud analog zur Anwendung fommen dürfe. Das König- 
libe Ober- Tribunal bat vielmehr fonftant ausgeſprochen, daß dad Gegentbeil ftatt- 
findet, fofern nicht etwa wegen eingetretener relativer Rechtskraft des erſten Erfennt- 
niffed eine Modififation Plag greift, die hier nicht vorhanden ift. 
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Art. 110. bed Gefeped vom 3, Mai 1852. Erforderniß der Lega— 
lifation der Nidtigkeitäbefhwerde eined Richters oder 
Rechtſsanwalts außer Dienft in der gegen ibn ſelbſt ſchwe— 
benden Unterfudhung. 


Gegen den Juſtizrath W. außer Dienft ift eine Unterfuhung wegen Nad- 
drucks eingeleitet und es iſt von ihm gegen das verurtbeilende Appellationd-Erfenntnif 
die Nichtigkeitsbeſchwerde eingelegt. Er bat diefelbe felbft angefertigt, und mit dem 
Vermerk »zum Richteramt qualifizirte vollzogen; eine fonftige Legalifation fehlt. 

Der Strafjenat des DOber-Tribunald hat durd die Dienar-Entfdeidung vom 
16, Juni 1862 (Ardiv X. ©. 564) den Grundfaß ausgeſprochen, daß auch ein auf 
fein Anſuchen auß dem Dienft gefchiedener richterliher Beamter nicht zu denjenigen 
Derfonen gehört, welche gemäß Art. 110. det Gefeges vom 3. Mai 1852 zur Pega- 
lifation von Nichtigkeitsbeſchwerden in Unterfuchungen berechtigt find. 

In jenem Falle handelte es ſich jedoh nur um die Pegalifation einer Bes 
fhwerbdefhrift in der gegen einen Anderen ſchwebenden Unterjuhung. 

Für die Zuläffigkeit einer Anfertigung folder Schrift in der gegen den rich 
terliben Beamten außer Dienft felbft fchmebenden Unterfuhung, alſo in feiner 
ar Angelegenheit — alfo in einem ganz verfdiedenen Falle — ſprechen folgende 

ründe. 

Die Civilgeſetze, und zwar der Art. 7. der Deklaration vom 6. April 1839 
” die 68. 3. und 21. der Verordnung vom 21. Juli 1846, unterjheiden zwei 

e: 

ö a) die egalifation fremder Schriften dur einen Rechtsanwalt oder einen 
beigeordneten rechtsverſtändigen, das beißt zum Richteramt befäbigten 
Afliftenten; 

b) die eigene Anfertigung und Einreihung der Schrift durch öffentliche 
Behörden und ſolche Privatperfonen, welche felbft zu den Rechtsverſtän⸗ 
digen gebören. 

Daß unter diefen ad b. genannten Privatperfonen nit notbwendig folce 

u berfichen feien, welche im Amte fich befinden, zeigt der Ausdrud (»Privatperjon«), 

* der Gegenſatz gegen den erſten Satz, wo allein die Andeutung auf eine noch 

beſtehende Amtsqualität ſich findet (»beigeordnete Affiftentene). Einen anderen Sinn 

baben aud wohl die $$. 3. und 21. der Verordnung vom 21. Juli 1846 nicht. 

Bei der Berathung des Plenarbefchluffe® vom 26. Januar 1857 (Archiv V. 
©. 76 ff.) ift fodann audgefprocden, daß bei der Außlegung ded Art. 110. des Ge- 
feged vom 3. Mai 1852 die Civilprozeß-Vorfchriften leitend feien. 

Der Urt. 110, fpribt nur von der Pegalifation fremder Schriften, bat alfo 
über den obigen Fall zu b., nämlic die Befugnif, eigene Prozeßſchriften anzuferti- 
gen und einzureichen, feine Beftimmung. 

Der gedachte Plenarbeſchluß hat daher auch einen Referendar für befähigt 
erklärt, feine Nichtigkeitöbefhwerde allein und obne fremde egalifation einzureichen, 
obwohl ihm dur anderweite Entfheidungen (Archiv II. S. 546) die Fähigkeit zur 
Regalifation fremder Schriften verneint ift. 

Dad Plenar-Urtel vom 16. Juni 1862 wider Haberecht (Archiv X. S. 565) 
beziebt fi daber, wie bereit? erwähnt, auch nur auf den fall einer Pegalifation 
fremder Schriften, welden Fall, wie fo eben — der Art. 110. allein vor Augen 
bat. Die Gründe, auf denen er berubt, aus denen er alſo fordert, daß der Legäli— 
firende ſich noch im Amte befinden müffe, find auch auf den hier vorliegenden ande 
ren fall nit anwendbar. Denn 

1) wird die Nothmwendigfeit der Amts» Qualität zum Theil auf Art. 7. 
Nr. 9. jener Deklaration vom 6. April 1839, alfo auf den fall der Legalifation 
fremder Schriften gegründet. 
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Es wird ferner 
2) auf die Verantwortlichkeit bed — für den Inhalt der Schrift 
ſelbſt Gewicht gelsgt. Diefe ift aber im $. 33. der Verordnung dom 21. Juli 1846 
und in der Nr. 29, ber rag zut Detlaration vom 6. April 1839 nur den 
Redtsanmalten, nicht auch den anderen Perſonen auferlegt. Abgeſehen davon aber 
folgt für den, welcher feine eigene Schrift anfertigt und einreicht, die dolle Berant- 
wortlichkeit für deren Inhalt von felbft. 
Sodann fol 
3) dad Motiv der Befeitigung der Winkelſchriftſteller obwalten. Das paßt 
wiederum nur auf fremde Schriften, und auf die Hülfe ſolcher Winfelfchriftiteller 


dabei. 
Endlich follen 

4) Recytötenntniffe voraußgefept werden, damit die Behörden durch unpaffende 
Schriften nicht beläftigt werden. Wllein der Angeklagte darf im allen nftanzen per- 
fönlih vor dem Richter auftreten. AUnvereinbar wäre ed aber, wenn man nad dern 
Pienarbefhluß vom 26. Januar 1857 den Referendarien im Amte genügende Rechts- 
fenntniß zur Anfertigung eigener Schriften zutraut, fie aber den höchſten richterlihen 
Derfonen, blo8 weil fie aus dem Amte gefchieden find, verneint. 

Scließlid ift ber favor defensionis zu berüdfichtigen. Wenn in Eivilfadhen, 
wie dies fonftant geichieht, die Nichtigkeitsbeſchwerden der aus dem Amte gefhhiedenen 
Richter zugelaflen werden, fo wird man fie nicht füglih in Straffahen zurüdweifen 
fönnen, ja man würde fie bier nur um fo mehr zulaffen müflen. 

n der Injurien-Prozeffahe Weber wider Grüneberg (8. Dezember 1865, 
Archib XIV. S. 111) ift die eigene Nichtigkeitäbefchwerde des Kreisrichters a. D. 
Weber unter Bezugnahme auf dad Dlenar » Urtel wider Habereht als unftatthaft 
zurüdgemiefen. Es ift alfo in diefer Cibilſache in Konflilt mit den Eipil- Senaten, 
indbefondere mit dem Beſchluß des erften Senats vom 30. Dftober 1865 in Sachen 
Kaſchritz wider den nfterburger Denfiond-Berein vorhanden. 


Das Ober » Tribunal bat indeh durch Beſchluß vom 12. Mai 1866 wider 
Reetz (Nr. 579.1) die Nichtigkeitsbeſchwerde zurüdgewiefen. 


Gründe, 


Die Beſchwerde des Juſtizraths W. ift zwar rechtzeitig eingelegt, fie ent- 
bebrt jedoch der gefeglihen Form. Nah dem Inhalt der Akten ift derfelbe nicht 
mehr im Dienfte, fowie er fih auch felbft „Juſtigrath außer Dienften«e nennt. Seine 
Nichtigkeitsbeſchwerde iſt von ihm allein unterfchrieben, und zwar mit dem Beifag 
»zum Richteramte qualifizirt,» Eine Legalifation dur eine andere dazu befäbigte 
Derfon fehlt. Die Plenar-Entiheidung des Ober» Tribunal vom 16. Juni 1862 
wider Habereht (Archiv Bd. X. ©. 565) fordert aber zur Erfüllung der im Art. 110, 
des Gefehed vom 3. Mai 1852 für Nichtigkeitäbefhmwerden in Unterfuhungsfahen, 
melde ſchriftlich eingereicht werden, vorgefchriebenen form, daß der Vollzichende fich 
no im Amte befinde, und zwar umfaßt dieſes Erforderniß nicht nur die Legaliſa⸗ 
tion fremder Schriften, fondern aud die Unfertigung und Einreihung eigner Schrif- 
ten, alfo in den gegen den Imploranten felbft eingeleiteten Unterfuchungen. Die 
Gleichheit beider Fälle, mithin ihre übereinftimmende Behandlung, folgt aus den jener 
Entſcheidung beigefügten Gründen, auf welche hiermit Bezug genommen wird. 


6. 7. 8. 311. fi. 333. 337, der Kriminal- Ordnung Ausdehnung 
der eidblihen Zeugenpflidt, imdbefondbere audb ber Redaf-. 
teure, auf Fälle der Ermittelung des Thäterd eines objef- 
tiv bereits feftftehenden Didziplinar-VBergebend. 


Durch die Beſchlüſſe ded Kreidgeriht3 und bed Appellationsgerichts ift bie 
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Klage des Staatdanwaltd auf Ungültigkeit8 + Erklärung einer Ehe —— 
Unmittelbar darauf find die Verhandlungen hierüber in einer Weiſe durch die Zei- 
tung veröffentlicht, welche nothwendig die Verlegung ber Amtsverſchwiegenheit eined 
Gerihtäbeamten oder eined Beamten der Staatsanwaltſchaft vorausſetzen. 

Der Antrag des Staatdanwaltd, zur Verfolgung dieſes Disziplinarvergehend 
ben Redakteur der Zeitung als Zeugen über die Perfon des Einſenders zu verneh⸗ 
men, ift zurückgewieſen. 

Auf die Beſchwerde des Ober-Staatdanwalt? hat da8 Ober-Tribunal dur 
— — 24. Mai 1866 (Nr. 62. B. 11.) die Vernehmung angeordnet. 

beißt: 

Daf Zeitungd + Redakteure und Zeitungs » Referenten gehalten find, behufs 
Ermittelung frafbarer Handlungen, felbit wenn biefelben nur zu dißziplinarifchen 
Rügen geeignet find, fi über ihre Korrefpondenten oder fonftige Perjonen, von 
benen fie Mittheilungen erhalten haben, vernehmen zu laffen, fobald fie dadurd nicht 
felbft in Gefaht fommen, fi; einer ſtrafbaren Handlung zu bezüdhtigen, ift von dem 
Dber-Tribunal ſchon mehrfach außgefprochen (Beſchluß vom 2. November 1854 wider 
Eiderling. Archiv I. S. 121 — vom 16. November 1860 wider Feitfe. Archiv IX. 
©. 57 — vom 10. Mai 1861 wider Gumbinner Bd. IX, ©. 487 — vom 12. fie 
bruar 1862 Bb. X. ©. 356 — dom 16, Mai 1862, Juſt.Min.“Bl. ©. 234). 
Eine ſolche Gefahr für den Redakteur liegt hier nicht dor, weil der fraglice Artikel 
an ſich nicht ftrafbaren Inhalts ift, und ed ſich nur darum handelt, vb etwa ein 
Beamter fih dur deffen Einfendung eined Bruch der Amtsverſchwiegenheit, 
mithin eineß lediglihb an ihm zu ahndenden Diäziplinar + Vergehend (ehuıbig gemacht 
bat. Die Bezugnahme auf den bei Oppenhof zu $. 20. (Art. 23.) Note 2. allegit- 
ten Beſchluß ded Ober-Tribunald vom 15. März 1855 wider Blank trifft bier nicht 
zu, weil, abgefehen davon, daß es fi dort um eine nah der Rheiniſchen Straf. 
prozeß-Ordnung zu beurtbeilende Sache handelte, die dortige Vorausſetzung, daß gar 
feine beftimmte ftrafbare Handlung behauptet worden war, der Zeuge biel- 
mehr ganz allgemein darüber vernommen werben follte, ob irgend wo und in irgend 
welcher Beziehung kontranenirt morden, bier nicht zutrifft, weil bier ein beftimm- 
tes Diöziplinar » Dergeben (Bruch det Amtöverfchmwiegenheit) ausdrücklich behauptet 
worden it, und eidliche Zeugendernehmungen zur Ermittelung des Urbeberd einer 
objektiv mit Gewißheit oder doch mit Wahrſcheinlichkeit vorliegenden ftrafbaren Sand» 
lung feinenfall3 unftatthaft find. Wenn weiter darauf hingewielen wird, daf mit Rüd- 
fiht auf die als Regel geltende Deffentlichkeit der gerichtlihen Verhandlungen von 
einem Bruce der Amtsverſchwiegenheit an ſich nicht füglich die Mede fein könne, fo 
it darauf zu erwidern, daß es fi bier um Veröffentlihung von Gerichtäbejchlüffen 
handelt, die vorläufig nur der Staatdanwaltfhaft, nicht aber ben Parteien mit- 
getheilt und daher zur Kenntnißnahme von Privaten nicht beftimmt waren. Ebenjo 
wenig ift die Bemerkung zutreffend, es fei die Möglichkeit nicht ausgeſchloſſen, baf 
ber fraglibe Zeitungsartikel von jemand Anderem , als einem Beamten mitgetheilt 
fei, eim Dißziplinar » Vergehen mithin überhaupt nicht begangen fei, da ber vorer- 
I ri eine ſolche Möglichkeit zum wenigſten als fehr unwahrſcheinlich er- 

nen läßt. 


F. 38. des Holzdiebſtahls⸗Geſetzes vom 2. Juni 1852. Rechts— 
mittel durch den Dolizei-Anmwalt nur wegen Ver— 
He bed Strafgefeged im engeren Sinne, mit Ausſchluß 
prozeſſualiſcher Vorſchriften. 


Der Angeklagte wurde wegen Holzdiebftahl® nad dem Holzdiebſtahls⸗Geſetze 
er m 1852 zur Geldſtrafe / und nad) $. 18. dieſes Gefeged zum Wertherjag 
ber . 
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Der Volizei-Anmwalt appellirte wegen Verlegung de Art. 366. der Rheini- 
fhen Strafprozeß-Ordnung, weil nicht * die in dieſer Vorſchrift angeordnete Rüd- 
gabe bed faifirten Holzes erkannt worden fei. 
Der Appellationdrichter bob hierauf daß erfte Urtel in foweit, ald auf Werth. 
erfag erfannt worden, auf, und erkannte ftatt deren auf Grund jened Art. 366. 
und gemäß der von dem Beſchädigten außgeiprodhenen Wahl auf Rüdgabe des 
ed, 


Holz 

Der Kaffationdreturd des Ober-Prokuratord rügt die Verlegung des F. 18. 
des SHolzdiebftahld- Gefeged, weil nicht fumulativ auf Wertherfag und Rückgabe des 
Holzed erkannt fei. 

Durch Urtel des Ober-Tribunald vom 3. Mai 1866 wider Dreefer (Nr. 155. “ 
ift dad Appellationd » Urtel vernichtet und in der Sache felbft die Appellation be 
Dolizei-Anmaltd gegen da8 erfte Erkenntniß für unftatthaft erklärt. 

In Erwägung, daß das angegriffene Erkenntniß, durch welches anftatt be 
in dem UÜrtheile des Forſt ⸗Polizeigerichts zu Adenau vom 26. Oktober pr. außer ber 
Geldbuße ausgeſprochenen Wertherfage® auf die Rüdgabe des entwendeten Holzes 
erfannt wird, auf die Appellation de öffentlihen Miniſteriums erlaffen, jene Appel- 
lation auch nur auf bie behauptete Fer en ded Urt. 366. ber Kriminalprozeß- 
Ordnung in Verbindung mit $. 24, des Holzdiebftahld - Gefeged vom 2. Juni 1852 
gegründet worden ift, weil nicht neben der Verurtheilung zur gefeplihen Geldbuße 
ee aud bie Rüdgabe des mit Beſchlag belegten Holzes verordnet 
worden ift; 

daß nad) N 38. des is Geſetzes dem öffentlihen Minifterium das Rechts⸗ 
mittel der Appellation nur in dem falle geftattet ift, wenn auf Freiſprechung er- 
fannt, oder wenn das Strafgefeß verlegt oder unrichtig angewendet worden ift; 

daß dieſe leptere Beftimmung nit die, fhon durd den Wortlaut bed Ge- 
ſetzes audgefchloffene Deutung zuläßt, daß unter dem Worte: »Strafgefege ein jedes 
Geſetz zu verftehen fei, deffen Verlegung durch das Strafurtheil behauptet wird, das 
Gegentheil vielmehr durch die Thatſache beftätigt wird, daß in dem Kommilffiond- 
Berichte der zweiten Kammer die Gubftituirung des Worted » Gefeg« zwar bean- 
tragt worden, jedoch nicht zur Annahme gelangt ift, aud in den Motiven der Re 
Be außgefprochen wird, daß nur in ben vom Geſetze bezeichneten fällen 
— —— ein erhebliches Intereſſe an der Berichtigung des erſten Ur- 

eild babe; 

daß nun aber die Beftimmung des Art. 366. ber — g Seren, bin- 
fihtlic der Entſchädigung und Wiedereftattung nicht den Charakter eines Strafgeſetzes an 
fi trägt, vielmehr Fr Stellung und feinem Inhalte nach als eine vorherrſchend pro- 
effualifipe Vorſchrift zu betrachten ift, durch melde in möglichfter Einfachheit die 

egelung der civilrechtlichen Folgen des Delikte gegenüber den durch daſſelbe ver- 
legten Privaten herbeigeführt werben foll, wie fi bie auch aus F. 3. ded Holz- 
diebſtahls ⸗ Geſetzes vom 2. Juni 1852 ergiebt; 

daß hiernach das ergangene Urtheil mit Unrecht bie Appellation des öffent- 
lichen Miniſteriums zugelaſſen bat, und wegen Verletzung des F. 38. des Holzdieb⸗ 
ſtahls » Gefegeß vom 2. Juni 1852 der Kaſſation unterliegt, auf die gegen daſſelbe 
gerichteten materiellen Angriffe aber folgeweife nicht einzugeben ift. 


N 47, 19. des Preßgeſehes vom 12. Mai 1851. Bedeutung des 
usbrudd »Mreßpolizei-Uebertretung«e. Boraußfegungen 
der eintretenden Rautiondpfliht ber urfprünglid Faution 8. 
freien periodbifhen Drudfdriften. 


Der Angeklagte ift nad den ss 19. und 42. des Preßgefeped vom 12. Mai 
1851 wegen Heraußgabe einer kautiondpflichtigen Zeitung vor beftellter Kaution zur 
Strafe verurtheilt. 
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Seine Nichtigkeitsbeſchwerde rügt Verlegung des F. 19. ded Preßgeſetzes vom 
12. Mai 1851 in breifadher Beziehung. 

1) Der Angeklagte war in einer früheren Unterfuhbung durch rechtskräftig 
gewordenes Erkenntniß nah $. 42. des Preßgeſetzes für fchuldig erklärt worden, 
eine fautiondpflichtige Zeitung dor beftellter Kaution beraudgegeben zu haben, und 
wurde deöhalb zur Strafe verurtheilt unter der thatſächlichen Feſtſtellung, daß er 
ald Eigenthümer, SHeraudgeber und Selbftverleger der zu Berlin allwöchentlich er- 
fcheinenden Zeitſchrift »Theatraliae die Nr. 1. und 5. derfelben veröffentlicht habe, 
ohne zuvor Kaution zu beftellen, mwäbrend der Inhalt diefer Nummern nad $. 17. 
a. a. D. bie Erlegung einer Kaution erforder. Da er defienungeadhtet fortfuhr, 
bie erwähnte Zeitſchrift ohne Kautiondbeftelung erſcheinen zu laffen, wurde die gegen- 
wärtige Anklage erhoben, welde zu feiner jegigen Verurtheilung Veranlaffung gab. 

Er hält nun zuvörderſt dafür, daß der F. 19, des Drefgefeged zu — 
Anwendung erforbere, daß ein Strafurtheil wegen eines begangenen Preßverbrechens 
oder Preßdergehens vorangegangen ſei. Dies treffe bier nicht zu. Denn das ge— 
dachte Vorerkenntniß beftrafe ibm nicht deshalb, fondern wegen Unterlaſſung der 
Rautiondbeftellung für zmei folhe Nummern einer fautiondfreien Zeitfchrift, die ihrem 
Inhalte nach als kautionspflihtig erachtet worden. Daß qu. Erfenntnif fei daher 
erlafien wegen Berabfäumung einer, durch den $. Il. a. a. O. vorgefchriebenen rein 
formalen Dfliht. Eine ſolche ftelle fi ſtrafrechtlich nur ald eine Preßpolizei » Kon- 
travention dar. Died folge daraus, daß der die Strafe dafür beftimmende $. 42. 
a. a. D. fi im Mbfchnitt IV, befinde, der von ber Beftrafung der dur die Preſſe 
verübten Geſetz » Uebertretungen handle. Hierzu fomme, daß ber $. 47. die Ber- 
legung der Vorſchriften des Preßgeſetzes ausdrücklich als Preßpolizei ⸗Uebertretungen 
bezeichne, und ihnen ſolche ſtrafbare Handlungen age welche dur den 
firafbaren Inhalt von Drudfcriften begangen werden. Das verfhiedene Strafmaaf 
fei lediglich für die Kompetenz der Gerichte maßgebend. Dies folge daraud, daß ber 
* 19. von Preßverbrechen und Preßvergehen rede, während das ganze Preßgeſetz 
eine Vorſchriften enthalte, welche dem Strafmaaße nad als Verbrechen zu betrady- 
ten feien, und dann daraus, daß zum Begriffe eines Vergehens ein ftrafbarer Dolus 
gehöre, bei Verlegung der Morfchriften bed Preßgeſetzes aber nicht; endlich daraus, 
daß bei Verbrechen und Vergeben im ftrafrechtlihen Sinne faft ſtets mildernde 
— zuläffig feien, bei Verlegung der Vorſchriften des Preßgeſetzes aber 
nirgendß. 

Der Implorant meint, 

2) daß zur Anwendung de $. 19. ein vorbergegangened Strafurtheil gegen 
ein Blatt voraudgefegt werde. EB verlange daher derjelbe nicht ſowohl eine formale 
Handlung oder Unterlaffung ded Heraudgeberd, fondern, daß durd den Inhalt des 
Blattes gefeblt worden fein müſſe. Das Vorerfenntnif fei nur ergangen, weil An— 
eflagter ed verabſäumt gebabt, vor der Audgabe der ihrem Inhalte nad under. 
Finglicen Nr. 1. 5. eine Kaution zu ftellen. Das Urtheil fei alfo nicht gegen das 
Blatt erlaffen, fondern gegen den Imploranten felbft für eine durdaud perfünlice 
— Die Richtigkeit dieſer Auslegung des F. 19. ergebe ſich aus ber 
ratio legis. 

® Endlid hebt die Nichtigkeitsbeſchwerde 

3) bervor, daß ber $. 19. die Kautiondfreibeit de jededmal in Rede fteben- 
ben Blatteß erforder. Die beiden Nummern der Theatralia, wegen welcher das 
rechtäfräftige Vorerkenntniß ergangen, feien aber nicht fautiondfrei, fondern fautions- 
pflichtig gewefen. Denn eben deshalb fei die Beftrafung erfolgt. Der Appellationd- 
richter irre, wenn er annehme, die Kautiondfreiheit und die Kautionspflicht eines 
Blatted bafte für immer an feinem Titel, wäbrend deſſen fie dod nad der ausdrüd- 
lien Beftimmung bed 6. 17. nur von feinem Inhalte abhängig fei. Hätte Ange- 
klagter vor Heraudgabe der Nr. 1. 5. pro 1864 die Kaution geftellt, darauf die- 
felbe zurüdgezogen , fo würde ihn fein Strafurtheil haben treffen können, und bie 
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Theatralia wäre nad wie vor fautiondfrei geweſen. Anſtatt ber Stellung der 
Kaution habe er 20 Rthlr. Strafe gezahlt, dadurch aber fei der Kautiond.-Charakter 
bed Blattes intakt geblieben. Die Kautiondpflihtigteit und die Kautionsfreiheit feien 
nicht Eigenfhaften, die für ewige Zeiten an dem Blatte haften, fondern fie wechfel- 
ten mit dem Inhalte defjelben. Wenn 3. B. die Nationafjeitung, bie feit ihrem 
Befteben, refp. feit dem des Preßgeſetzes, kautionspflichtig geweſen, nunmehr mit 
Ausſchluß aller politifhen und fozialen Dre bio rein teifenfchaftliche, technifche 
oder gewerbliche Gegenftände behandle, fo würde fie von da an kautiondfrei, gleich- 
biel, ob fie den Titel »Nationalzeitunge beibehielte oder nicht. 

E8 mußte jedoch die Nichtigkeitsbeſchwerde als unbegründet zurüdgemwiefen 
werben, da = Gefegeöverlegung nicht fattgefunden bat. 

enn 

zu 1. hat ber Appellationdrichter nicht geiert, wenn er bei der Auslegung 
ber Ueberſchrift de Abſchnitts IV. des Preßgeſetzes, der von der »Beftrafung der 
durch die Dreffe verübten gr gg de handelt, angenommen bat, daß 
mit dem legteren Ausdrude nicht bloß von Uebertretungen im Sinne bed $. 1. des 
Strafgefegbuchd die Rede fei. In gleicher Weife hat das Königliche Ober-Tribunal 
öfter, und namentlih in dem Erfenntniß vom 16. Juni 1858 wider Thiele (Goltd. 
Arhiv VI, ©. 563) entſchieden und audgeführt, daß durch jene Ueberfchrift nicht 
erflärt worden, daf alle Zumiderhandlungen gegen das Preßgefeg, ſoweit fie nicht 
unter die Beftimmungen des Strafgeſetzbuchs geftellt worden, lediglich als Ueber- 
tretungen, d. h. als dritte und geringfte Kategorie ber Steaffälle in deren dreifachen 
Gliederung nah dem Strafgeſetzbuche angefehen werden follen, daß der Ausdrud 
»Gejeges » Uebertretung« ein an ſich ſehr allgemeiner, und offenbar gewählt fei, um 
alle bei der Prefie vorfommenden Straffälle zu umfaffen, ſowohl die nad dem Straf- 
gefegbuch zu abndenden, ald die in dem Deehgeie neu binzutretenden, weshalb auch 
in dem angeführten Abſchnitt felbft die Straffälle nach Preßverbrechen, Preßvergeben 
und Drekübertretungen deutlich unterſchieden feien, 

Dem fteht auch nicht, wie ber Implorant meint, der $. 47. beö Preßgeſetzes 
entgegen, meil diefer ausdrücklich von Preßpolizei » Uebertretungen im Gegenfage zu 
den, 3. B. im $. 34, und fonft öfter erwähnten, durch eine Drudihrift begangenen 
Verbrechen und Bergeben redet. EB ergiebt ſich dies auch auß der Entftehungs- 
geſchichte des gedachten 8. 47. Es war im Plenum ber erftien Kammer vorgefchlka- 
gen worden, ftatt des Ausdruck »Prefpolizei » Uebertretungene den ber »Qumiber- 
handlung gegen die Ordnung der Dreffe« zu mählen, dagegen erklärte aber der Be- 
richterftatter der Kommiſſion, daf fi die Vorſchrift dei $. 47. nur auf Drefpolizei- 
Uebertretungen beziehen folle, d. b. auf Uebertretungen, melde mit feiner böberen 
Strafe ald 50 Rthlr. Geld oder 6 Wochen Gefängniß bebrobt feien, und das Die» 
num der erften Kammer trat bem bei (Stenogr. Ber. ©. 1295). Es irrt dbaber 
der Implorant, wenn er meint, daß das verſchiedene Strafmaaf lediglih auf die 
Kompetenz der Gerichte von Einfluß fei, und es erledigen ſich dadurch zugleih bie 
ferneren Ausführungen des WUngeklagten, die fih auf den fitafredtliben Doluß, 
—— auf die Berückſichtigung mildernder Umſtände bei Verbrechen und Vergehen 

eziehen. 

Das Vor » Erkenntniß vom 15. Juli 1864 bat nun den Angeklagten aus 
$. 42. des Strafgeſeßzbuchs geftraft, und da diefer eine Strafe von 20 — 400 Rthirn. 
oder eine Gefängnißitrafe von 4 Wochen biß zu 1 Jahre androbt, fo zählt ber- 
felbe nah Abſaß 2. des F. 1. des Strafgeſeßbuchs unzweifelhaft zu denjenigen, 
welche ein Vergehen beahnden, diefe Voraußfegung des $. 19. ded Preßgefeged liegt 
beöhalb vor. 

Ebenfo binfälig ift der Angriff 

zu 2, Menn ber allegirte $. 19. beftimmt: 

„Wird gegen eind der nad $. 17. Nr. 1. von ber Kautionöpflidyt be- 
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freiten Blätter ein Steafurtheil wegen eined begangenen Preßvergehenß 

oder Verbrechens erlaffen, fo verfällt daffelbe der Kautionspflicht ıc.« 
fo ift dieß nicht fo zu verftehen, wie der “mplorant meint, daß gegen daB bezügliche 
Blatt felbft ein Strafertenntniß ergangen fein muß, fondern der Sinn ift der, daß 
wenn gegen den im N; 42. gedachten Redakteur oder Verleger einer periodifch er- 
fheinenden Drucſchrift megen nicht rechtzeitig erlegter Kaution ein Straferfenntniß 
erlafien ift, daß betreffende Blatt dadurch bergeftalt in Mitleibenfchaft graogen wird, 
daß e8 kautionspflichtig wird, felbft wenn ed nah $. 17. Nr. 1. kautionöfrei bon 
vornherein geweſen wäre. Daß dem fo ift, ergiebt ſich daraus, daß das Geſetz eine 
direfte Nöthigung zur Erlegung der Kaution nicht kennt, es übt vielmehr nur den 
im $. 42. gedachten indirekten Zwang aus. Die frühere Geſetzgebung hatte in diefer 
Beziehung einen anderen Weg eingefblagen. Nach $. 4. Nr. 4. des Gefeged über 
bie Preſſe vom 17. März 1848 mußte der Richter auf Beftellung einer Kaution 
erkennen, und bis dabin durfte das Blatt nicht erfcheinen. Der $. 7. der Berord- 
nung vom 5. Juni 1850 beftimmte, daß, wenn wegen ded Inhalts eined der perio- 
difhen Blätter auf Strafe zu erkennen fei, das Urtheil gleichzeitig gegen den Her- 
audgeber auf Beftellung einer Kaution gerichtet werden folle. Hiervon ift bei Be- 
rathung des Geſetzes vom 12, Mai 1851 abgegangen worden, und man bat bei 
der Diskuſſion defielben eine Vorſchrift des Inhalts, daß da8 Blatt vor Beftellung 
oder Ergänzung der Kaution nicht weiter ericheinen dürfe, um deöhalb befeitigt, weil 
die Beobachtung der gefeglihen Vorſchriften nur durch Strafurtheile nad $. 42. 
ne und für diefen Zweck der $. 42. ausreihe (Stenogr. Bericht An- 
age ©. i 

Died voraudgeihidt haben die Worderrichter in der ermähnten Beziehung 

bei Auslegung des F. 19. nicht geirrt, weil dad erwähnte Vor-Erkenntnif audbrüd- 
lich feitgeftellt hatte, daß die inkriminirten Nummern der »Theatralia« einen inhalt 
gehabt, welcher die Kautionspflichtigkeit des Blattes berbeiführte, und died gemügt 
den hier des $. 19. 

Endlich ift der Vorwurf 

zu 3. unzutreffend. Der Üppellationdrichter bat nicht, wie ibm vorgeworfen 
wird, außgefproden, daß die Kautionspflicht eines Blatted für immer an feinem 
Titel hafte, er hat vielmebr erklärt, daß der $. 19. dann anwendbar fei, menn ein 
urſprünglich kautionsfreies Blatt die Grenze der Kautiondfreiheit überfchreite und 
dieferhalb ein Strafurtheil ergebe. Es komme daber nicht darauf an, ob die jep 
borliegenden Nummern der »Theatraline fi innerhalb der Grenzen des ©. 17. 
balten. Denn fei ein Blatt einmal der Kautiondpfliht verfallen, fo werde diefe 
Dadurch nicht alterirt, daß ed demnädft nur Artikel liefere, welche die urfprüngliche 
Grenze der Kautionäfreibeit innebalte. Diefe Erwägungen find durchaus den Wort- 
kaute und dem inneren Sinne ded %. 19. entiprediende und werden durch die oben 
mitgetheilte Entjtebungsgefhichte, fowie dur den Zuſammenhang mit $. 42, be- 
ſtätigt. Wollte man der Anfiht des Imploranten folgen, fo mürde eine periodiſch 
erſcheinende Drudfcrift einem beftändigen Wechfel in Beziehung auf deren Kautiond- 
pfliht unterworfen fein, je nachdem eine oder die andere Nummer des Blatted einen 
nad $. 17. fautiondfreien Inhalt bat oder niht. Daß dies die Gefeggebung nicht 
gewollt bat, liegt auf der Hand und bedarf feiner weiteren Ausführung. Die von 
dem Angeklagten herangezogenen Beifpiele gehen von anderen thatfählihen Boraud- 
—— — und paſſen auch nicht auf den hier in Betracht kommenden rechtlichen 
andpunkt. 


F. 48. des Preßgeſetzes vom 12. Mai 1851. Begriff des Aus— 
drudd »Gefhmworenen« in Bezug auf bad Berbot der Ber- 
Öffentlihung ihrer Namen. 


Erfenntniß bed Ober - Tribunad® vom 12. Mai 1866 wider Stobbe 
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(Nr. 469. 1), durch welches die Nichtigkeitöbefchwerdbe des Ober - Staatdanmwaltd 
zurüdgemiefen ift. 


Gründe 


In dem Erfenntniffe des Appellationsgerichts, melded der Ober - StaatB- 
anwalt mit der Nichtigkeitäbefchwerde angegriffen bat, ift thatfächlich feftgeftellt: 
daß der Angeklagte Stobbe in die durch Verſendung veröffentlichte 
Nr. 29. der Zeitung »Memeler Dampfboot« vom 8. März 1865, deren 
Verleger und Redakteur er an jenem Tage getvefen ift, einen Artikel 
— bat, welcher ein Namens⸗Verzeichniß der zu den am 8. März 
1865 im Memel ſtattgehabten Schwurgerichtsſitzungen einberufenen dreißig 
Geſchworenen unter Hinzufügung der Wohnorte enthielt, 
Der Angeklagte jedoch von der im erſtrichterlichen Erkenntniſſe aus %. 48. des Ge- 
fege8 über die Preffe vom 12. Mai 1851 gegen ihn außgefprocdyenen Strafe freige- 
fprocden und die Befchlagnahme der Nr. 29. ıc. aufgehoben, meil nad ber über- 
zeugenden Ausführung in dem Erfenntniffe des Ober »- Tribunald wider Soppe vom 
31. Mai 1862 unter dem Auddrude »Gefhmorene« in $.48. nur die Gefhworenen 
der Urteld-Jurp zu verftehen feien, in der Anwendung diefer Entſcheidung auf den 
borliegenden Fall au die Erwägung nicht hindern fünne, daß in einer Veröffent- 
lihung der Namen aller einberufenen Gefhmworenen (im meiteren Sinne) |ftetd auch 
die Namen der in den einzelnen Sachen fungirenden Urtels » Gefchiworenen begriffen 
würden, weil bei der allgemeinen Aufzählung de& infriminirten Artifeld eine auch nur 
andeutungsweiſe Beziehung auf die fpezielle Funktion der genannten Perfonen als 
Urtels⸗Geſchworener, wie fe $. 48. cit. voraußfege, nicht erkennbar fei. 

Die Nichtigkeitöbefhmwerbe bebauptet unrichtige Auslegung des F. 48. des 
Preßgeſetzes, der nad der einfahen Bedeutung der Worte fo Mar fei, daß es einer 
mübfamen Unterfuhung über ihren Sinn und einer Ermittelung der Duelle bed Ge- 
feßed nicht bedürfe. Man dürfe nicht allein oder hauptfählih auf da8 Wort »Ge- 
fhmorene« feben, müffe vielmehr den Nahdrud auf die Worte: 

»nur bei der Mittheilung über die Bildung de8 Schwurgerichtd« 

legen. Aus diefen Morten folge unwiderleglich, daß die Beftimmung nur einen Aus. 
nabhmefall angebe und für alle übrigen Säle ohne Ausnahme ein Verbot audge- 
ſprochen wiſſen wolle; der Ausnahmefall fei die Bildung des Schwurgerichts, fonft 
die Nennung der Geichworenen den Zeitungen geradebin verboten. Die allgemeine 
affung des Verboted deute darauf bin, daß ber Gefepgeber auch das Wort »Ge- 
hmorene« in feiner allgemeinen, im gewöhnlichen Leben und den Geſetzen nicht unter- 
ſcheidenden Bedeutung gebraudt habe. 

Aber felbft wenn ber ee unter Gefhmworenen bie Urteld-Gefbmworenen 
verftanden hätte, fo würde daraus noch nicht die Straflofigkeit ded Angeklagten fol- 
gen. Denn wenn alle dreißig Gefchmworenen genannt würden, fo feien darunter noth- 
wendig auch die Urteld » Gefhmworenen jeder einzelnen Sache begriffen, alfo in der 
That genannt, obne daß eine Mittheilung über Bildung eine? Schwurgerichtd erfolgt 
ſei. Es liege eine fonderbare Inkonſequenz darin, wenn der Gefeggeber nur die 
Nennung don zwölf oder weniger Gefhmorenen verboten, dagegen die Nennung 
* — zwölf und allen dreißig Geſchworenen ohne alle Einſchränkung ge- 

atte e. 

Wolle man endlich auf den Zweck der Vorſchrift ſehen, fo habe der Gefep- 
geber nicht bloß einzelne beftimmte ag im Auge gehabt, fondern allen Miß- 
bräuchen entgegentreten wollen. Zu den legteren gehörte unleugbar auch die Ein- 
wirkung auf. die Geſchworenen und diefe merde mindeften® erleichtert, wenn e8 frei 
gelaffen werde, vor und während der Schwurgerichtäfigungen ununterbroden die 
Namen aller dreißig Gefhworenen zu proflamiren. 


Aus der Praxis. $. 48, bed Preßgeſehes vom 12. Mai 1851, 493 


Man gelange alfo immer zu dem Refultate, daß der Gefehgeber ſowohl nad) 
der natürlihen Bedeutung der Worte, ald nad feiner waährſcheinlichen Abficht dad 
Verbot allgemein dahin ausgefproden habe: »Der Name keined Gefhworenen barf 
in Seitungen bei anderen Gelegenheiten und zu anderer Seit, ald bei der Mittbei- 
lung über die Bildung des Schwurgerichtd, ungeftraft genannt werden; allein bei 
diefer Mittheilung ift die Nennung ſtraflos.« 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde erfcheint indeflen hinfällig. Die meilten darin an- 
geführten Gründe haben fhon in dem Erfenntniffe wider * vom 31. Mai 1862 
— Goltd. Archiv Bd. 10. ©. 703 — Oppenhoff Rechtſpr. Bd. IL ©. 434, vergl. 
Hartmann Gefep über die Preſſe ©. 249 ff. — eine hinreihende Widerlegung ge- 
funden, worauf bier verwiefen wird. Wäre die Bedeutung ded Worted »Gefchmo- 
rene« freilihd die einfache, flare und alltägliche, melde der jegige Implorant ihr 
beilegt, jo würde es einer Erörterung über den Sinn, den der Gefeßgeber in en 
bed Geſetzes über die Preffe damit verbunden bat, niemald bedurft haben. Üllein 
die von dem mploranten angenommene Bedeutung des Ausdrudd »Geſchworene⸗ 
ift nicht nur nicht die einfache, Mare und gewöhnliche, fondern im Gegentheile eine 
uneigentliche, indem die Gefeggebung und der Spracdhgebraud offenbar nur der Kürze 
halber zur Vermeidung mehrerer Worte auch foldye Perſonen »Gefhworene« nennt, 
die nicht in Wahrheit Geſchworene, fondern erſt dazu berufen find, unter der Bor- 
ausſetzung ihrer Annahme, bei Bildung ded Schwurgerichtd Geſchworene zu werden. 
Zum »Geſchworenen« im eigentlihen Sinne wird “jemand erſt für eine beftimmte 
Anklageſache durch den don ihm gemib G. 97, der Verordnung vom 3. Januar 1849, 
jegt Art. 73. des Gefeped vom 3. Mai 1852 geleifteten Eid (felbitverftändlich ift hier 
nur von Geſchworenen im Gerichtäverfahren die Rede) ald Beiliger eined Schwur- 

erichtd, und nicht allein brauden die Strafprozeß -Geſetze dad Wort vor und nad 
er Erſcheinung ded Preßgeſetzes gewöhnlich in diefem —— Sinne — $$. 60. 
Nr. 2. 75. 79, 80. 94. 95. ff. der Verordnung vom 3. Januar 1849, Urt. 56. 
71. fi. des Gefeped vom 3. Mai 1852, fowie Art. XXIV.—XXVI. deö Einfüh- 
rungsgeſetzes zum Strafgeſetzbuch — fondern geben aud deutlich zu erkennen, daß 
ber Begriff des Gefchworenen nur in Verbindung mit dem Berufe, ald Richter der 
That in einer gewiſſen Anklagefahe zu fungiren, und fo lange befteht, als dieſer 
Beruf dauert, dor dem Anfange und nad Beendigung deffelben aber Niemand ein 
Gefhmworener, fondern zum Gejhworenendienft berufen refp. Gefchworener wi 
it — vergl. $$. 62. 63. 66. 97. der cit. Verordnung von 1849 und Urt. 57. 73, 
des cit. Gefeped. — 

Dad materielle Strafteht verleiht einen bejonderen Schug gegen Beleidi⸗ 

ungen und Mißbandlungen in den 68. 102. und 192, de Strafgeſetzbuchs un. 
reif nur den Gejchworenen in diefem eigentlihen Sinne, worin auch der 6. 313. 
dafelbjt von der Beitehung der Gefhworenen handelt, und es kann von einer An- 
wendung diefer Paragraphen nicht die Rede fein bei Derfonen, welche fi zwar auf 
der Lifte der 48 reſp. 30 Perfonen befinden, die nad Art. 58. des Gefeped vom 
3. Mai 1852 berufen find, Gejchworene zu werden, aber in fein Verhältniß als 
Richter der That gewiſſer Ungellagten wirklich mitteljt des Eides (Art. 73. dajelbft) 
eintreten. Wo nichtödeftoweniger in dem Strafprogeßrechte der Name Gefchworene 
für die Perſonen gebraucht wird, die zu dem mit diefem Ausdrucke bezeichneten Funk⸗ 
tionen nur erſt durch den Negierungd-Präfidenten und den Vorfigenden des Schwur- 
erichtd —59 ind — wie in der Zuſammenſetzung »Geſchworenen⸗vLiſten« FF. 66. 
7. 68. 71. 74. 82. 85—87, der Verordnung von 1849 und den entſprechenden 
Artikel ded MairGefeged —: da fpringt e8 aus dem Zuſammenhange in die Augen, 
daß und in welchem Sinne der Name ebenfo umeigentlih zur Vereinfachung ber 
MWortfaffung angewendet ift, als er auf alle Verfonen Anwendung findet, welche 
nah den Alrliften Fr Gejhworenen berufen werden können ($$. 62—64. ff. der 
Verordnung von 1849). Wäre es freilih, wie Jmplorant meint, die Abſicht des 
$. 48. des Geſetzes über bie Preſſe geweſen, »allen Mißbräuchen« entgegenzutreten, 
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wozu die Einwirkung auf die Geſchworenen und jede Erleichterung einer ſolchen ge- 
höre, die durch die Veröffentlichung der Liſten möglich ift: fo würde der ©. 48. auch 
die Bekanntmachung der Urliften, die nah $. 65. der Verordnung von 1849 drei 
Tage lang zu Jedermannd Einficht offen gelegt werden, in den Zeitungen treffen. 
Allein eine fo vage Abficht hatte der Gefeggeber bei Erlaß diefed Paragraphen nicht, 
wie in dem diefleitigen Erfenntniffe vom 31. Mai 1862 nachgewieſen ift (vergl. auch 
b. Rönne dad Gefeg über die Preffe zu F. 48. ©. 265 und Hartmann darüber 
©. 248 ff.), er wollte nur diejenigen, melde ald Gefchworene, ald Richter einer 
That fungirt, ein » Schwurgeriht« mit gebildet haben, vor öfterer Wiederholung 
ihrer Namen und Sinweifung auf jene Funktion durch die Tagespreſſe ſchützen. 

Den Appellationdrichter trifft demnad nicht der Vorwurf, in den 6. 48, 
ded Preßgeſetzes einen Unterſchied bineingetragen zu haben; er bat nur dad Wort 
»Befchworene« in Verbindung mit dem dafelbit im nämlihen Sage vorkommenden 
»Schwurgerichte⸗ grammatiſch und logisch richtig ausgelegt und im nicht die un⸗ 
eigentlihe Bedeutung gegeben, worin e8 bei Darftellung der Lehre von der Bildung 
der Schwurgerichte in ber Strafprozeß - Ordnung fon in den BVorftadien vor der 
Bildung eined Schwurgerichts felbft, aus Rüdfihten der Faſſung, obne die Möglich- 
keit einer Mifdeutung an diefen Stellen, allein nirgend3 im materiellen Strafrechte 
erſcheint. Der Ausdruck »Urtheild-Gefhworene« ift unferer Gefepeäfprache, wie auch 
in der Rheiniſchen Strafprozeß-Ordnung der Ausdrud jury de Jugement oder jurds 
de jugement fremd, da er im älteren Franzöſiſchen Strafprozefie, namentlih im 
Code du 3. Brumaire IV., als Gegenfag der aufgehobenen jury d’aceusation feine 
Bedeutung batte; nad der Verordnung vom 3. Januar 1849 und dem Gefege vom 
3, Mai 1852 giebt ed nur einerlei — und Perſonen, die fo antieipando 
genannt werden, weil fie zum Geſchworenendienſte berufen find. 


$. 10. des MBereindgefeged vom 11. März 1850. Aufzüge auf 
HA de Straßen. Ströme ald Wafferftraßen bierunter 
egriffen. 


Die Anklage befhuldigt den Angeklagten, dur ein in der Kölner geitung 
veröffentlichtes Inſerat ohne die erforderliche polizeiliche Erlaubniß zu einem öffent. 
lihen Aufzuge auf einer öffentlihen Straße, nämlid auf dem Rheinftrom bei Köln 
——— alſo gegen den $. 10. des Gefeged vom 11. März 1850 verſtoßen 
u haben. 

Er ift im beiden Inſtanzen freigeſprochen. Nah dem gewöhnliden Sprach- 
gebrauch werde unter einer »öffentliben Straße« im eigentlihen Sinne des 
Wortes ein auf der terra firma künftlih angelegter Weg verftanden, welcher den 
Verkehr in Städten und Ortſchaften vermittele. Wenn auch der Ausdrud »Waffer- 
ftraße« fein ungebräuclidyer, fei derſelbe doch nad der vorftehenden Definition nur 
ein übertragener und bildlicher, wie denn auch zur Bezeichnung einer Waflerftraße 
das Wort Straße allein nie vortomme, während die® z. B. wohl bei der Bezeich- 
nung einer Landftraße der Fall ſei. Das öffentlide Minifterium finde zwar in dem 
Umftande, daß bier der Gefeggeber den Ausdruck »öffentlibe Strafe« und nidt den 
»Öffentliher Wege gewählt babe, den Beweid dafür, daß aud die Öffentlihen Waffer- 
ftraßen darunter zu begreifen feien, weil fi der Gefeggeber in allen anderen die 
Waſſerſtraßen ausſchließenden fällen ſich des Ausdrucks »öffentliher Wege zu ber 
dienen pflege. Allein damit habe er nur jeden Zweifel ausſchließen wollen, al8 hätte 
er blos eine künftlih angelegte Straße im Auge gehabt. Das Vereins ae, bom 
29. Juni 1849 babe blos von Öffentlihen Aufzügen in Städten und Ortihaften 
aebandelt. Der Zuſatz »öffentlibe Strafen« in dem neueren Geſetze vom 
11. März 1860 lafle nur die Deutung zu, daß bie Beſtimmung, melde für die 
Aufzüge innerhalb der Städte und Ortſchaften gelte, auch auf die öffentlihen Stra- 
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fen außerhalb der Städte und Ortſchaften audgebehnt werben folle. 8 hätte nabe 

elegen, bier, wie im 6. 218, Nr. 4. des Strafgeſetzbuchs geſchehen, aud bie Waſſer⸗ 
—— zu nennen. Die Gefahr der Aufläufe u. ſ. w. walte bei dieſen 
aber nicht ob. 

Der Kaffationd-Rekurd des Ober- Profuratord führt hiergegen aus: Wenn 
dad Geſetz von Straßen oder Öffentlihen Straßen ohne weiteren Sufah oder ohne 
eine dur den Zuſammenhang gegebene Beziehung fpredhe, jo veritebe es darunter, 
wie die $$. 344. 345. des Strafgeſetzbuchs zeigten, dem allgemeinen Sprachgebrauch 
emäß nur die in den Städten und Dörfern befindiihen Wege. Diefe Art von 
Straßen fönne aber mit den Worten »öffentlihe Straßen« in den 88. 9. 10. und 
17. des DVereindgefeged vom 11. März 1850 nicht gemeint fein, da diejelben gerade 
die außerhalb der Städte und Ortſchaften vorhandenen Straßen bezeichnen folle, 
Das Gefep ſpreche alfo von Straßen in engerer und in weiterer Bedeutung und 
die fchiffbaren Ströme und Kanäle würden vielfah Waſſerſtraßen genannt, fo in 
dem Regifter zur Gefegr Sammlung sub voce Fa ag und Stanälee, in dem 
Yublitandum bom 16, Dezember 1808 $. 7. litt. f., in ber Gefhäfts - Infteuttion 
für die Regierungen vom 23. Oktober 1817 $. 3. Nr. 2. b., in der Inſtruktion 
für die Ober» Dräfidenten vom 30. Dezember 1825 $. 2, Nr. 4, in dem Soll. 

efep vom 23. Januar 1838 $. 25., in der Kabinets ⸗Ordre vom 21. November 
1818 nebſt Megulativ vom 8. Nobember 1845, in dem Allerhöchſten Erlaß vom 
4. April 1853 und inäbefondere in den Art. 3. 4. 5. und 10. der Rheinſchifffahrts- 

Ordnung vom 31. März 1831, wo ber Rhein wiederholt » Waflerftraße« und 
 „Mbeinftraßee — im Franzöſiſchen Tezte »voie« und »voie du Rhine — genannt 


e. 

Auch bie 99. 218. Nr. 4. und 232. Mr. 3. des Strafgeſeßbuchs ſtellten bie 
Waſſerſtraßen den anderen Straßen gleich, unter denen jeder zur Kommunikation 
beftimmte Raum zu verſtehen fe. Im $. 218. Nr. 4. jei da8 Wort » Strafie« in 
der engeren Bedeutung gebraucht, und darum die Erwähnung der »MWafferjtrafie« 
für nethwendig erachtet worden. Hätte der } 10, des Vereinsgeſetzes nur bie 
Landwege bezeichnen wollen, jo hätte dies außgedrüdt werben müffen; man babe aber 
die: erforderliche polizeilihe Genehmigung, wie der Kommiffionäbericht ergebe, bei 
allen öffentlichen Straßen vorjhreiben wollen und darum den umfaffendften Aus. 
drud »Straße⸗ gemählt. Auch der Grund des Geſetzes, nämlich die Aufrechthaltung 
der öffentlihen Ordnung und Sicherheit, treffe bei den Waſſerſtraßen volltommen zu, 
indbefondere bei Aufzügen, wie bei dem in Rede ftehenden. 

Durch Urtel des Ober-Tribunald vom 24. Mai 1866 wider Klaffen-Kappel- 
mann (Nr, 160. 11.) ift der Kaffationd-Rekurd zurüdgemiefen: 

in Erwägung, daß ſowohl nad dem allgemeinen Spradgebraud, ald nad 
der Terminologie der Gefepgebung der Ausdrud »öffentlide Strafen« in Ermange- 
(ung anderweiter Zufige und Beziehungen nur die zur Kommunikation auf dem feften 
Lande beftimmten Raͤumlichkeiten in ſich begreift; 

daß inäbefondere dad Strafgefegbuc in dem falle, wo es daß in Betreff 
bee öffentlihen Straßen, Wege und Pläge SFeftgeftellte auch hinſichtlich der Wafler- 
ſtraßen ald maßgebend betrachtet wiflen will, nämlich im N 218, Nr. 4., betreffend 
den Diebftahl unter erfhwerenden Umftänden, die Waſſerſtraßen außdrüdlih er- 
wähnt, während e8 im falle 48 $. 232. Nr. 3., betreffend ben qualifiziten Raub 
auf öffentlihen Wegen oder Pläpen, obme gleichzeitige Erwähnung der Waſſerſtraßen 
auf diefe lepteren nicht bat bezogen wiſſen wollen, mie fi daraus ergiebt, daß ein 
in der Kommiffion der zweiten Kammer (©. nn dahin gerichteter Antrag, aud) 
die Waflerftraßen zu nennen, abgelehnt worden ift, weil bei den auf den Flüſſen 
verübten Mäubereien diejenigen Gründe, welche bie Verſchärfung bei dem eigentlichen 
Strafenraube bedingen, nicht in gleihem Maaße vorlägen ; 

daß hiernach die im $. 10. des Mereindgejeped vom 11. März 1850 ent. 
haltene Vorſchrift, wonach den im $. 9. erwähnten Verfammlungen öffentlihe Auf- 
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züge in Städten und Ortfhaften oder auf öffentlihen Straßen gleihgeftellt werden, 
an und für fih aud die auf öffentlichen Gewäflern abzuhaltenden Aufzüge nicht in 
fidy begreift, eine weiter gehende Abficht des — * auch nicht au dem Um⸗ 
ftande hergeleitet werden kann, daß nah Inhalt ded Kommilfionäberiht3 die poli- 
zeilihe Genehmigung für Aufzüge auf allen öffentliden Straßen vorgeſchrieben 
werben follte, diefe Aeußerung vielmehr ihre —— in dem Umſtande findet, daß 
im * 11. der oftropirten Verordnung vom 29. Juni 1849 nur die in Städten und 
DOrtichaften, nicht aud die außerhalb derfelben abzubaltenden öffentlichen Aufzüge den 
Berfammlungen gleichgeftellt, dieſe legtere Beſchränkung aber in dem neuen Bereind- 
gefeße befeitigt werden follte, und dur die vorbezeichnete Faſſung als befeitigt er- 
achtet worden ift, während nicht? darauf hindeutet, daß die urjprünglid auf dad 
lern der Gemeinden beſchränkte Beftimmung auch auf die fogenannten Wafler- 

aßen ausgedehnt werden. jollte; 

daß auch die Beftimmungen ded Vereinsgeſetzes binfichtli der Öffentlichen 

Berfammlungen nit zur Ergänzung und Erläuterung der die Öffentlihen Au f- 
züge betreffenden Vorfchriften angerufen werden können, weil nad $. 9. a. ca. O. 
alle öffentlichen Verſammlungen unter freiem Himmel der fchriftliden Genehmigung 
ber Ortöpolizei-Bebörde bedürfen, während nad $. 10. jenen Berfammlungen nidt 
ſchlechthin alle öffentlihen Aufzüge, fondern nur diejenigen gleichgeftellt find, melde 
innerhalb der Städte und Oriſchaften, oder auf öffentlihen Straßen —— wer · 
den, im vorliegenden Falle aber eine Verlegung der dad Verſammlungsrecht betref⸗ 
fenden Beftimmungen um fo weniger Plag greifen kann, weil die darauf gerichtete 
Verfolgung durch Beſchluß des Anklagefenatd eingeftellt und nad ben in den n- 
ftanzen ftattgehabten Verhandlungen dem erfennenden Richter eine —— Ber 
rn nicht gegeben ift, fib über dad Vorhandenſein jenes Deliktes aubzu⸗ 

rechen j 
; daß enbdlid der Grund ded Geſetzes, nämlich die Aufrechthaltung der öffent- 
lihen Sicherheit gegenüber der durch öffentliche Aufzüge berbeigeführten Gefahr deB 
— einer unbegrenzten Zahl von Menſchen bei öffentlichen Aufzügen auf 

afferftraßen nicht einmal in gleihem Maaße, mie auf den Landwegen, zuteifit, 
weil die Betheiligung der Bolldmaffen von jenen micht blod don der Willens» 
entſchließung der Einzelnen, fondern zugleid von der erforderlichen —— 
bedingt ift; daß ſonach die behauptete Verlegung der $$. 10. 17. des Vereinsgeſetzeb 
nit vorliegt. 


Nr. 5. der zufägliben Beftimmungen zu dem Chauffeegeld-Tarif vom 
29, Februar 1840. Begriff des »Unternebmenß, fih der Ent. 
rihtung u. f. w. zu entzieben.« Anbalten bei der Hebeſtelle, 
aber Weigerung der Entrihtung verbunden mit dem Wei. 
terfabren. Einfluß des Glaubens der Nihtverpflihtung. 


Der Angeklagte ift von der Anfchuldigung der Ehauffeegeld » Kontravention 
aus Nr. 5 der zufägliben Vorfchriften zum Chauffeegeld-Tarif vom 29, Februar 1840 
durch die Inftanzrichter freigeſprochen. Es ift — — daß er an der Hebeſtelle 
angehalten, aber die Entrichtung des Chauſſeegeldes verweigert hat, und unter dieſer 
Weigerung weiter gefahren ift. 

Hierin wird ein »Unternehmen, 1a der Entrichtung des Chauſſeegeldes zu 
entziehen⸗, nicht gefunden, weil ein ſolche ya einmal, daß Jemand ſich be- 
mußt fei, er babe Ehauffeegeld zu entrichten, und jodann, daß er Handlungen vor- 
nehme, um fich der Entrihtung ded Chauffeegelded zu entziehen, oder mit anderen 
Morten, um dem Chaufjeegeld-Erheber die Möglichkeit zu benehmen, dad Ehauffeegeld 
einzuziehen, der Angeklagte aber nicht8 weiter gethan, ald daß er die Entrihtung ein- 
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fady verweigert babe, weil er in dem Glauben geftanden, dazu nichtverpflichtet zu 
fein. Dadurch fei es dem Chaufleegeld-Erbeber nicht unmöglich gemacht, das Chauffee- 
geld von dem Angeklagten, z. B. durch Abpfändung, dennod zu erheben. 


Auf die Beſchwerde des DOber-Staatdanwaltd bat das Dber + Tribunal am 
22, Mai 1866 wider Sig (Nr. 84. I.) vernichtet und den Angeklagten verurtheilt. 


Gründe 


Der Begriff ded Unternebmend, oder der gefeglihen Worte: »Wer es 
unternimmte, ift vom Uppellationdrichter zu eng aufgefaßt. Begreifen au dieſe in 
ber Abgaben-Gefepgebung gebräuchlichen Worte folhe Handlungen ded nächſten Ver- 
ſuchs des Delikts, melde dem Delift gleichgeftellt find, jo fließen fie doch auch 
felbftverftändlib ſolche Handlungen niht aus, in welchen an fi fchon ba8 
konſumirte Delift liegt. 

Daß in der Nr. 5. der zufäplihen Tarifbeftimmungen diefe Worte in der 
weiteſten Bedeutung genommen find, dafür fpricht der Umftand, daß zunädit die 
fi aud Nr. 2.3. 4. und 5. Eingangs ſich ergebenden fälle der Defraudation refp. 
on fpeziell aufgezählt. find und dann die allgemeine Beftimmung ge- 
troffen ilt: ; 

n »oder überhaupt ed unternimmt, ſich der Entrihtung des Chauffeegelded 
auf irgend eine Urt ganz oder theilweiſe zu entziehen.« 

Unter dieje Beitimmung iſt bei der Allgemeinheit ibrer Faſſung daber aud 
ber Fall zu begreifen, wo Jemand zwar an der Hebeftelle anhält, das wirklich 
fchuldige Ehauffeegeld verweigert und feinen Weg weiter fortfegt. 

Die der Pflicht, das Chauſſeegeld bei Berührung der Hebeftelle zu erlegen 
($. 3. der Beftimmungen), entgegengefepte unberechtigte Weigerung, daffelbe zu ent« 
richten, ftellt von felbit eine da Delift fonjumirende Handlung der Entziehung 
bed Chaufleegelbed bar. 

Die Annahme des Appellationdrichterd, daß unter dem Unternehmen, ſich der 
Entrichtung ded Chauffeegelded zu entziehen, nur folhe Handlungen zu verftehen feien, 
welche dem Erheber die Möglichkeit benehmen, das Chauffeegeld einzuziehen, mider- 
firebt dann aber auch der Tendenz der zufäglichen Tarifbeftimmungen. Nah 68. 2. 
und 5. verfällt fogar derjenige der geſetzlichen Strafe, melder zur Entridtung bed 
Ehaufleegelded nicht verpflichtet ift, wenn er an der Hebeſtelle nicht anhält. Es gebt 
daraus berbor, daß das Gefeg mit darauf berechnet ift, dem Erbeber die Kontrolle 
zu ermöglihen und die Regelmäßigkeit des Dienfted aufrecht zu erhalten, fo daß 
e8 bei der Kontravention gegen Nr. 2. auf dolus oder culpa überall nicht an- 
fommt. Die Weigerung des MWagenführerd, dad an ſich geſchuſdete Chauffeegeld an 
der Hebeſtelle zu entrichten, greift in die Ordnung des Dienjted nicht minder ein, ald 
das Nichtanhalten bei der Hebeftelle bei nicht verfchuldetem Chauffeegeld, und «8 kann 
daher aud nicht in der Abficht de Gefeges liegen, jenen eine Entziebung des 
Chauffeegelded in ſich fchließenden Fall der Strafe ununterworfen zu laffen, wenn 
auch anzuerkennen ift, daß die verweigerte Entrihtung in dem Falle, wo da8 Ehauffee- 
eld nicht verſchuldet ift, als —— Defraudation nicht angeſehen werden 
ann, aber auch eben nur deshalb, weil bei einer nicht verſchuldeten Steuer es an 
der geſetzlichen Vorausſetzung der Entziebung derſelben feblt. 

An und für fi reiht dann auch die Meinung de? Weigernden, dad Chauffee- 
geld nicht zu verfchulden, zur Abwendung der Strafe nicht hin. Gründet ſich die- 
jelbe und dad dem entipredyende Bewußtfein auf einen Rechtsirrthum, auf Unkenntniß 
des Gefeged, oder auf Unkenntniß von Thatſachen, die der WUngellagte willen 
mußte, gefeplich kennen mußte, fo ift er dem Strafgefege gegenüber obnehin un- 
wirfjam, und in diefer Rage befindet ſich derjenige, welcher an der SHebeftelle anbält, 
da8 von dem Erbeber geforderte und mirklich zu Hirten Chauffeegeld verweigert, 
weil er glaubt, fi nicht in dem Falle zu befinden, dafjelbe erlegen zu müffen. 

circhid. 1806, Juli, 33 
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* 67. Nr. 2. des Strafgeſetzbuchs. Art. 131. des Geſezes vom 3. Mai 
852. Befugnif des legten der verfhiedenen erfennenden 
Richter zur Reduktion der GStrafart nad $. 57, Nr. 2., 
wenn mehrere Unterfuhungen über realiter fonturrirenbe 
Verbrechen u. f. w. ſchweben. 


Der Angeklagte ift wegen Diebſtahls durch verſchiedene Erkenntniſſe verur- 
tbeilt. Das legte am 18. März 1865 in Appellatorio beftütigte und dadurch rechtö- 
fräftig gewordene Erfenntniß vom 9, Dezember 1864 verurtheilte ihn wegen eined 
am 29, November 1864 verübten Diebftahl8 zu 2 Jahren Zuchthaus, 

Jetzt ift der Angeklagte am 20. Dezember 1865 unter Annahme mildernder 
Umftände wegen eined am 18. September 1864 verübten Diebftah® zu 9 Monaten 
Gefängniß u. f. w. verurteilt. Er appellirte. Der Ober-Staatdanwalt beantragte 
nächſt Beitätigung, die Umwandlung der erfannten neunmonatlichen Gefängnißftrafe 
in 6 Monate Zuchthaus, weil der jept in Rede ftebende Diebitahl vor der am 
9, Dezember 1864 erkannten legten Berurtbeilung zu 2 Jahren Zuchthaus verübt 
fei, daher dom eriten Richter nur auf eine YJufaplicafe zu diefer legteren Strafe 
bätte erfannt werden follen. 

Der Uppellationsrichter ertannte jedoch befiätigendb und ohne VBerüdfichtigung 
dieſes Untraged, indem allerding® zwar die jeht erkannte Strafe der I Monate Ge- 
fängniß aus dem —— Grunde nur ald Zuſaßſtrafe zu der durch jene Urtel 
vom 9. Dezember 1 und 18. März 1865 erkannten zweijähri, uchthaus· 
ſtrafe zu erachten ſei, es jedoch dahingeſtellt bleiben könne, ob d vom 
erſten Richter nur auf eine zuſätzliche Zuchthausſtrafe hätte etkannt werden ſollen, 
jept aber erfi in zweiter Inſtanz auf die alleinige Uppellation ded Angekla nicht 
auf härtere Strafe erkannt werben dürfe, als joldhe aber die beantragte Umwand⸗ 
lung der Gefängniß- in eine Zuchthausſtrafe, wenn aud mit Herabfegung der Dauer 
wegen der Art der Verbüßung und in ibren Selen erachtet wer müfle. Es 
müſſe daher um fo mebr bei der zu Gunften des Angeklagten erfannten milberen 
Strafart (Gefängnif) belaflen werden, als dad Geſeß ausdrüdlich nur da® im 
Art. 131. des Gefeged vom 3. Mai 1852 vorgejchriebene bejonderen formen 
unterftellte Berfahren für mebrere rechtskräftig erkannte, unter verſchiedenen 
Strafarten gegen diefelbe Perfon gerichtete Strafurtheile kenne. 


Auf die — Haare or des Dber-Staatdanwaltd hat das Ober-Tri- 
bunal am 1. Juni 1866 wider Sommerfeld (Nr. 530. 1.) da8 Appellations⸗Urtel ver- 
ri und ftatt der erfannten 9 Monate Gefängniß, auf 6 Monate Zuchthaus 
erkannt. 


Gründe. 


Die Beſchwerde bed Ober-Staatdanwalts ift begründet. 

Der $. 57. Nr. 2. des Strafgeſetzbuchs ſchreibt für den Fall, wenn die im 
Vereinigung zu erfennenden Strafen der verſchiedenen realiter fonfurrivenden Straf- 
fälle ($. 56.) verfchiedener Art find, die Verkürzung ihrer Gefammtdauer ($.16.) auf 
die ſchwerſte diefer Strafarten vor. R 

Nach diefer für dem erfennenden Richter gegebenen Vorjhrift würde es alfo 
in dem vorliegenden Falle dem erften Richter und, wenn diefer es berabjäumt hätte, 
dem Appellationdrichter obgelegen haben, fofort auf Reduktion der unter mildernden 
Umftänden verbängten Gefängnißftrafe in Zuchthausſtrafe zu erfennen, wenn, wie 
ber * 57, Nr. 2, fagt, vereinigt, alſo in einem und demſelben Verfahren, über 
die beiden Diebftähle des WUngeklagten vom 18. September und 29. November 
1864 durch ein Erkenntniß entihieden worden wäre. 
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Es liegt nun auf der Hand, daß dasjenige, mad dad Geh dutch jene Vor⸗ 
ſchrift bezwedt, nämlich die Einheit der Strafvolljtredung mittelſt der Rebuftion der 
verfchiebenen erkannten Strafarten auf eine und zwar die fehwerfte, nicht dadurd 
vereitelt werden darf, daß durch einen Zufall nit vereinigt, alfo nicht in dem— 
feiben Verfahren, über die verfchiedenen Straffälle, vielmehr ſucceſſive über bie- 
felben ertannt worden ift. jene beiden Diebftähle find wenige Tage nad einander 
verübt, und die Einleitung derjchiedener Unterfuchungen wegen derjelben iſt nur dadurch 
eingetreten, daß die Diebftüble an verfdiedenen Orten (Sp. und P.) verübt find, 
und die Gerichte beider Orte eingefchritten find, ohne Kenntniß von dem gleichzeiti- 
gen Einfchreiten des anderen Gerichts zu haben. 

Dad BVorhandenfein der realen Konkurrenz ift aber außerdem auch in dem 
vorliegenden Falle ausdrüdliih anerkannt, und deshalb jegt nur auf eine Yufapfirafe 
zu der in der anderen Unterfubung erkannten Hauptſtrafe erkannt. 

Den Fall nun aber, daß aus zufälligen Gründen nicht vereiniat ($. 57, 
Mr. 2.), fondern fucceffive über realiter tonfurrirende Straffälle ertannt worden, hatte 
man bei der Redaktion des Strafgefegbuh3 unbeachtet gelaflen, und die ijt ber 
Grund geweien, aus welchem — mie die Materialien bed Geſetzebß von 1852 erge- 
ben — die beiden erften Säge des Art. 131. defjelben entworfen find. 

Sn den Beihluß vom 29. Oktober 1862 wider Reddig, Archiv 10, 


Es ift alfo bier der Fall vorausgefept, daß bei realer Konfurrenz verſchie⸗ 
dene und zwar vechtöfräftig gewordene Urtel ergangen find, und das für diefen Fall 
im Art. 131. vorgefchriebene Verfahren fol denſelben Zweck und Erfolg baben, wie 
das dem erfennenden Richter im Falle vereinigter Enticeidung im $. 57. Nr. 2, 
vorgeſchriebene Reduttionsverfahren, 

Es ift num aber nicht abzufehen, weshalb die Befugniß resp. die Pflicht, 
welche dad Gefeg im $. 57. Nr. 2. dem bereinigt ertennenden Richter, und der 
Urt. 131. einem dritten Richter nad —— Rechtskraft der verſchiedenen Er- 
kenntniſſe beilegt resp. auferlegt, nicht auch dem erkennenden Richter in einer der 
verſchiedenen Unterfuhungen, und zwar der ſpäteren, vor der eingetretenen Rechts ⸗ 
kraft zuftehen follte. Denn dad Verfahren ded Art. 131. fol nur das ergänzen, 
was bi8 dahin verfäumt war. In diefem Sinne ift denn aud allerdings die von 
der Nichtigkeit3befchwerde angezogene Enticeidung vom 13. Januar 1856 (Archiv 4. 
S. 242) ergangen. 

Von einer reformatio in pejus fanh aber im vorliegenden alle gegen den 
allein appellivenden Angellagten feine Rede fein. Die Mansregel ift im Öffentlichen 
nterefie angeordnet, und der Maaßſtab der Reduktion im $. 16 des Strafgefeh- 
buchs gleicht die Verfihiedenbeit der Strafarten mittelft der Dauer der Strafe aus. 
Mit Recht verweiſt die Nichtigkeitäbefhmwerde auf den Fall des Art. 131., wo fogar 
verfchiebene rechtbkraͤftige Urtel vorliegen. 


Hiernach hat, wie geſchehen, erkannt werden müffen. 


F. 133. des Strafgeſezbuchs. Erforderniß der Feſtſtellung, 
ann efeplih frafbare Handlung in der Anzeige ent- 
alten fei. 


Der Angeklagte ift wegen falfcher Anfchuldigung aus 6. 133. des Strafge- 
ſetzbuchs verurtheilt. Es ift feitgeftellt, daß er an die Dienftbebörde die falfche An- 
eige gerichtet bat, durd melde bie Erekutoren D. und ©. beſchuldigt find, troß 
Npriftliher Stundung des Gläubigerd die Exekution dennoch vollſtreckt, der Exe— 
quendin die Geldbörſe aus der Hand geriſſen und ſich ſobiel aufgezählt haben, als 
ſie wollten. 


33* 


300 Aus der Praxis. F. 158, des Strafgeſehbuchb. 


Auf die Beſchwerde ded Angeklagten bat daß Ober - Tribunal am 2. Mai 
1866 wider Batta (Nr. 572.1.) vernichtet und in die Inſtanz zurüdgemwiefen. Denn 
e8 fei auf Grund jener Thatſache nur feftgeftellt: daß der Angeklagte die Egefutoren 
wider beſſeres Willen der Verübung einer geſetzlich ftrafbaren Handlung und der 
Verlegung ihrer Amtöpflichten beichuldigt babe; e3 fehle aber an einer jeden Meuße- 
rung darüber, welcher gefeglih firafbaren Handlung, oder welcher Verlegung der 
Amtöpflihten der Angeklagte die Exekutoren beſchuldigt habe. 


6. 153. des Strafgeſetzbuchs. N 9. des Gefehed vom 11. März 1850. 
Kompenfation der Beleidigung. Einfluß der form ber 
Entjheidung auf den Koftenpunft. 


Auf Grund de erwielenen Kompenjationd » Einwandeß ift der $. 153. des 
Strafgeſetzbuchs angewendet und find die beiderfeitigen Beleidigungen gegeneinander 
aufgeboben;; in der Sache ſelbſt aber ijt deshalb dahin erkannt: daß der Kläger ab- 
zuweilen und ibm die Koften aufjulegen. 

Seine unter Berufung auf die Entiheidung des Ober - Tribunald vom 21. 
September 1864 in Sachen Krüger wider Thoms (Archiv All. ©. 852) zugleich in 
Betreff ded Koftenpunftes eingelegte Beſchwerde ift durch Urtel vom 26, April 1866 
in Saden Theuerfauf wider Franke (Nr. 69. IL.) zurüdgemwielen. Denn durd die 
gleihlautenden Erfenntniffe beider Inſtanzen fei der Kläger mit feiner Klage ſchlecht⸗ 
bin abgemwiejen, und damit der Verklagte von der Klage einfach freigeiprochen, was 
nah $. 9. des Gefehed dom 11, März 1850 die Verurtheilung des Klägers in 
jämmtliche Koften zur Folge habe. Das in Bezug genommene obige Erfenntnif vom 
21. September 18564 ftehe dem nicht entgegen, weil dort der Verklagte ſchuldig 
erklärt, und nur mit Strafe verfhont worden ift. 


—— des Strafgeſetzbuchs. Diebſtahl an dem fließenden Waſ— 
er aus den Wafferleitungen einer Brivatgefellfhbaft durch 
Benupung bdeffelben zu anderen al8 den kontraftlid be» 
ffimmten Zwecken. 


Die zu Berlin wohnbafte HSaudeigentbümerin ©. ftebt im fontraftlihen Ver— 
hältniß zu der Gefellihaft der Berliner Waſſerwerke. Nach dem Vertrage zahlt fie, 
wie üblich, eine beftimmte Summe für die Zuführung von Waller Seiten? diefer 
Gefellibaft nah ibrem Haufe zur Benugung deffelben für den gewöhnlihen häuß- 
lichen Bedarf, einichlieflid Bade-Einrihtung und Wafchkeller für die näher angege- 
benen Räumlichkeiten de3 Haufed. Diefe legteren find in dem Vertrage genau fpe- 
zifiziet, namentlid find die fümmtlihen Wohnungen bed Haufe (auch die vermietbe- 
ten) angegeben, für welche der Wailerbedarf aus den Leitungsröhren entnommen 
werden darf. Dad Quantum der Konſumtion und die Berechtigung dazu ift bier- 
nad) relativ, nicht abfolut durch einen Waffermeifer, der nicht egiltirte, beitimmt. 
Der Vertrag unterfagt ausdrüdlid den Gebrauch und die Entnahme oder Ablaffung 
des Waſſers zu anderen ald den im Kontraft außbedungenen Zwecken. 

Der Angeklagte bat in diefem Haufe eine Wohnung und außerdem eine 
größere Nüumlichkeit zur Tabaksfabrikation gemiethet. Unter diefer Räumlichkeit 
befindet fid im Seller ein Dampffeffel, um die oben befindlihen Maſchinen zu trei- 
ben. Daneben liegt die Wafchfüche für die Hausbewohner; dort mündet die Waffer- 
leitung und es ift dort ein Habn. 

Aus Irrthum batte die Haudeigenthümerin dem Angeklagten geftatret, daß 
er aus diefem Hahn mittelft eines Schlauches den Dampfkeſſel ſpeiſte. Als fie fich 
fpäter überzeugte, daß fie felbit und damit auch der Angeklagte nah dem Vertrage 
ein Recht zu einer folben Benugung der Wafjerleitung zu diefem in dem Vertrage 
nicht angegebenen Zwed nicht babe, unterfagte fie ihm diefe fernere Benugung unter 
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Ungabe ded Grunded und ließ, um diefe Benupung zu verhindern, die Thür, welche 
aus dem Raum des Dampffeffeld nady der Waſchküche und dort nad der Wafler- 
leitung führt, verfhliegen. Der Angeklagte hat aber heimlich durch eine zu dieſem 
Zweck gemachte Deffnung den Schlaud wiederum nah dem Hahn geleitet, und damit 
die fortgefeßte Entnahme des Waſſers für feinen Dampfkeſſel bewirkt. 

Er iſt deöhalb wegen Diebftahld verurtbeilt. Denn ein Recht zur Entnabme 
des Waſſers habe er von der allein zu deflen Gewährung berechtigten Geſellſchaft 
nicht erworben. Die Gefellihaft fei Eigenthümerin und Befiperin de8 in ihren 
ben fließenden Wafferd; fie fei durh die Entnahme in erheblicher Weiſe 
€ iat. 
In dem die Nichtigkeitsbeſchwerde zurüdmweifenden Urtel de8 Ober-Tribunals 
vom 11. April 1866 wider Bernftein (Nr. 308. 1.) beißt es: Es unterliegt feinem 
Bedenken, daß fließende® Waſſer durch Schöpfen, Heraudheben und Ableiten aus 
jedermann zugänglichen Strömen, jlüffen, Bächen u. f. w. ein Gegenitand ber 
Öfkupation fei, aber es ift fein Rechtäirrtbum in der Annahme der Anftanzrichter 
zu finden, daß die Gefellfhaft der Waſſerwerke vermöge der von ihr gemachten An— 
lagen dad Eigenthbum des von ihr verarbeiteten und fortgeleiteten Waſſers erlangt 
bat, dieſes aud jo lange in ihrer Gewahrſam verbleibt, bis «8 aus den zum Abfluf 
tefp. Gebrauch beftimmten Vorkehrungen abaefloffen if. Die rechtswidrige Aneig- 
nung ded in der Leitungsröhre befindlihen Waſſers kann demnach allerdingd Gegen- 
ftand eined Diebftahld jein. Dad Bewußtſein der Rechtswidrigkeit ift von dem 
Appellationdrichter thätſächlich aus der Mittheilung der Haudeigentbümerin an den 
Angeklagten, fie dürfe ihm die Benugung ded Röhrwaſſers nicht geftatten, gefolgert, 
indem derſelbe dadurch das wahre Sadverbältnif erfabren und nunmehr gewußt 
babe, die Geſellſchaft fei Eigenthümerin des Leitungdwaflerd und babe dafjelbe der 
Vermietberin ded Angeklagten für die Tabaksfabrik nicht überlaffen, ihm alfo auch die 
Benugung nicht übertragen können; der Angeklagte babe fi fomit nad) jener Mit. 
theilung dad Waſſer mit dem vollen Bewußtſein, dad Waffer gehöre weder ihm noch 
der Haudeigentbümerin, fondern der Gefellihaft, rechtöwidrig zugeeignet. Wenn ber 
Angeklagte geltend macht, daß er durch die (urfprünglic geftattete) Ableitung des 
Röhrwaſſers nad feiner Fabrik bona fide den Beſitz ded negativen Rechte erwor- 
ben gehabt habe, gegen den zum Widerſpruch Berechtigten diefen Beſitz auch ferner 
u üben, und daß N diefer Befig weiterhin nur in einen unredlichen verwandelt 
Bin würde, womit jedoch blos civilrechtlihe Verantwortlichkeit verbunden fein 
fünnte, fo feblt e8 diefem Vertbeidigungd- Moment an der erforderlichen tbatfächlichen 
Begründung. Denn e8 ift nicht konitatirt, daß fi der Angeklagte in einem Befig- 
ftande gegenüber der Gefellihaft der Waſſerwerke befunden babe, und ebenfo wenig 
ift dargelegt, daß diefe Einrede gegen die Strafbarkeit der Handlungen ded Ange 
Hagten in der Appellationd-Inftanz angebracht worden fei. 

Soweit der Rechtsfall und feine Entſcheidung. Das Intereſſe des Falles 
liegt unſeres Erachtens darin, daß hier der ſtrafrechtliche Thatbeſtand mit dem rein 
cibilrechtlichen der bloßen Vertragsverletzung zuſammenfließt. Der von dem Ange— 
klagten zu den Alten gegebene Miethsvertrag zwiſchen ihm und der Hauseigen— 
thümerin enthält über die Berechtigung zur Benußung des Waflerd aus der Waſſer⸗ 
leitung und über das Maaß diefer Berechtigung nichts; auch in den Inftanzen ift 
darüber nicht? verhandelt. Es ift daher nur voraudzufegen, daß dem Angeklagten 
Fr Berechtigung ſtillſchweigend oder durch eine Nebenabrede überhaupt und zwar in 

em AUmfange, in welchem die Haudeigenthümerin diefelbe für ſich und für ihre 
Mietbömohnungen dur den Vertrag erlangt hatte, für die don ibm gemietheten 
Lokalitäten eingeräumt worden fei. Es haben analoge Kae borgelegen, wo Dieb» 
ftahl an zugeleitetem Gafe dann angenommen war, wo dur fünftlihe Vorrichtun- 
gen eine ſtaͤrkere Gaskonſumtion, ald fie im regelmäßigen Wege der vorhandene 
Gadmefjer angezeigt baben würde, bewirkt worden war. In dem Bb. XIII. ©. 885 
mitgetheilten Falle war der Gasmeſſer gänzlich entfernt, und dadurd eine ganz unge- 


502 Aus der Praxis. $. 216. des Strafgeſechbuchs. 


meſſene Gaskonſumtion berbeigefübrt. Der Unterfhied mit dem borliegenden falle 
beftebt num aber darin, daß bier ein Waflermefler gar nicht egiftirte, daß alfo nicht 
das durch einen ſolchen Meſſer nachgewiefene Duantum ded entnommenen Waflerd 
genau bejtimmt und danach bezahlt wurde, daß vielmehr, mie oben bemerkt, das 
Quantum nur relativ »zum gewöhnlichen häuslichen Gebraude, ſowie durch die Be- 
zeihnung der Räumlichkeiten, für welche die Benugung nur eintreten follte, —— 
war. Der Angeklagte durfte daher nur für ſeine Wohnung und beim Gebrauch 
der Waſchküche zum Waſchen dad Waſſer ableiten. Er erwarb alſo daß Eigenthum 
des Waſſers, fobald er es für diefe beiden Zwecke aus der Waflerleitung entnahm. 
Ganz entjchieden beging er alfo nur eine Vertragdverlefung mit blos cibilrechtlicher 
Wirkung, wenn er das eg für jene Zwecke aus der Leitung entnommene 
Waſſer binterher mit geänderter Abſicht für andere dem Vertrage nicht entjprechende 
Zwecke verwendete. a8 Fundament des Diebftahl8 fann alfo bier nur darin ge- 
funden fein, daß der Angeklagte dad Waſſer bereitd dolo malo, alfo fhon urfprüng- 
lich mit der Abficht, daflelbe zu dem nicht fontraftlichen * zu verwenden, aus 
der Leitung entnahm, und daß er zu dieſem Behufe eine heimliche Vorrichtung traf, 
die unmittelbar dazu diente, alſo unmittelbar das Waſſer auß der Leitung in den 
im Bertrage nicht mitbegriffenen Dampfkeſſel leitete. Es ift ſehr fraglidy, eb dadurch 
jened ftrafrechtliche Fundament des Diebſtahls begründet werden kann. 


. 216. des Strafgeſeßzbuchs. F. 1. des Holzdiebſtahls -Geſezes vom 
. Juni 1852. Gemeiner Diebſtahl, nicht Holzdiebſtähl, an 
dem von Dieben gefällten und im Walde zurüdgelaffenen 
Holze. Diebftahl des Förſters ſelbſt an ſolchem Holze. 


Die Angeklagten, unter denen ber Förſter des Waldes felbft, find wegen 
gemeinen Diebftahld an dem von Holzdieben im Walde gefällten und zurüdgelaflenen 
Splze aus $. 216. des Strafgeſetzbuchs verurtheilt. Der bloße Holzdiebſtahl auß 
F. 1. des Holzdiebftahld-Gefeged dom 2. Juni 1852 ift verneint, weil das von Die- 
ben gefällte und zurüdgelaflene Solze, nicht dem im $. 1. gedachten durch Zufall ab- 
gebrochenen oder umgemworfenen Holz, mit deffen Zurichtung noch nicht der Anfang 
gemacht worden, gleichgeftellt werden könne. 

In der die Nichtigkeitäbefchwerde zurüdweifenden Urtel vom 2, Mai 1866 
wider Hengft und Genoffen (Nr. 360, 1.) beißt ed unter Billigung jener Ausfüh— 
rung, daß jened Hola au nicht zum Abraum gerechnet werden fünne, welcher nad 
dem Willen de3 Maldeigenthümerd von dem berechtigten Einichlagen — welches dad 
pereipirte Holz unter die Kategorie des $. 217. Nr. 3. des Strafgefetzbuchs ftelle — 
auögejchloffen geblieben fei, Eine Ausdehnung des 6, 1. des Holzdiebſtahls · Geſe tzes 
auf anderes als das fpeziell bezeichnete Holz, fei unzuläffig. Endlich verübe auch 
ber Förſter einen Diebitabl, wenn er aus dem ibm amvertrauten Walde Holz ent- 
wende (Urtel vom 12. April 1855, Entſcheid. Bd, 30, ©. 353). 


$. 230. $. 34. Nr. 1. ded Strafgefegbuhd. Begriff ded Raubes 
und Verhältniß zum Diebſtahl. Haftung des Anftifters 
für den Exceß des Thäters. 


Urtel des Ober-Tribunals vom 12. Mai 1866 wider Lippeck (Nr. 172. 1.), 
durch welches die Nichtigkeitsbeſchwerde des Staatbanwalts zurückgewieſen iſt. 


Gründe 


Die Königlihe Staatdanmwaltichaft hat hinſichtlich des Mitangeflagten Friedrich 
Lippeck, welcher durch dad Erkenntniß ded Königlihen Schwurgerihtähofed nad den 
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$$. 215. 216. 34. Mr. 1. 35. des Strafgefegbuhd wegen Theilnahme an einem 
Tann —— mit 4 Wochen Gefängniß beſtraft worden, die Nichtigkeitsbe⸗ 
werde eingelegt. 

Die Geſchworenen hatten die ihnen bezüglich des Angeklagten Adam Rus— 
kowsti wegen Begehung eines Raubes vorgelegte Frage mit abfoluter Stimmenmehr- 
beit bejaht, dagegen batten fie bie ihnen in Beireft de8 Mitangellagten Friedrich) 
Lipped dahin geftellte Frage: 

»Iſt der Angeklagte x. ſchulbdig: 
an einem Tage, kurz vor Neujahr 1866 in Burdungen, den 
Wirthsſohn Adam Ruskowski durch Aufforderung zur Begehung 
der demjelben zur Laſt gelegten That, 
an eimem Tage, kurz nad Neujahr 1865 bei Bundungen, 
bem Wirth Gottlieb Wifchnewäti die Summe von einem Reichb⸗ 
thaler, in ber Abficht, fich diefe fremde bemeglihe Sache rechts⸗ 
widrig zuaueignen, weggenommen zu haben, 
und zwar: 
mit Gewalt gegen die Perfon des Wiſchnewski, 
2) auf einem öffentlichen Mege, 
angereist und verleitet zu haben«, 
in folgender Weife beantwortet: , 
Ja, ſchuldig, mit mehr ald 7 Stimmen, aber es lag nicht die Anwen⸗ 
dung von Gewalt in feiner Ubficht, doch geſchah die That auf öffent 
lihem Wege. 

Endlich bejahten fie die an fie gerichtete frage wegen des Vorhandenſeins 
mildernder Umftände. 

Hierauf beantragte bie StaatBanwaltfchaft die Freiſprechung bed Angeklagten 
Lippeck, weil die feftgeftellte Theilnahme an einem Diebftahle nicht geftraft werden 
könne, da dieſes Vergehen nicht begangen jei. 

Das Schwurgerichtd - Erkenntnif erwog aber, daß das Strafgefegbuch den 
Raub ald einen Diebitabl unter beftimmten, näher bezeichneten erjchwerenden Um- 
ftänden auffafle, und alfo in dem, gegen Ruskowsli thatſächlich feitgeftellten Raube 
zugleich derjenige Diebitahl thatſächlich feftgeitellt fei, an welchem ber Angeklagte 
Lippeck fi eine Theilnahme babe zu Schulden kommen laffen. 

Die Nihtigkeitöbefchwerde erblidt in diefer Ausführung eine Verlegung bed 
Rechtgrundſages: 

daß, wo keine Strafthat feſtgeſtellt ſei, auch eine Theilnahme nicht ge- 
dacht werden könne. 

Denn Raub und Diebſtahl ſeien vollſtändig geſchiedene ſtrafbare Handlungen 
im Spfteme des Strafgeſetzbuchs. Gemeinſchaftlich Bi nur ber Erfolg, verſchieden 
der betreffende Dolus, und die zur Ausführung der Strafthat in Anwendung zu 
bringenden Mitte. So wenig der Mord ald eine unter erfchwerenden Umftänden 
begangene Mißhandlung mit tödtlidem Erfolge harakterifirt werben dürfe, jo wenig 
dürfe man Died mit einem Raube und einem Diebftahle, 

Demnächſt ſucht die Nichtigkeitsbeſchwerde eine unrichtige Anwendung ber 
68. 215. 216. 34. 35. bed Strafgeſezbuchs dadurch zu motiviren, daß zwar in dem, 
einem Anderen gegebenen Auftrage, ein beitimmted Verbrechen zu begehen, auch die 
Vollmacht zur Anwendung gewifler Mittel liege; daf aber deshälb noch nicht gefagt 
werben könne, daß der Ungeftiftete nad Laune und nach Belieben etwaß zum Mittel 
maden dürfe, was mit der Mbficht des Anftifterd in gar feinem Verhältniſſe ftebe. 
Someit ber Ihäter abfihtlic über diejenigen Thätigkeiten binmengehe, zu denen ihn 
— jede verleitet babe, könne fein Handeln nicht mehr auf die Anftiftung zurüd- 
geführt werden. 

Der Antrag geht auf Freiſprechung bed Lipped. 


904 Aus derz Praxis. 66. 241. 31. deB Strafgeſehbuchs. 


i Die Nichtigkeitsbeſchwerde mußte jedoch als unbegründet zurückgewieſen 
werden. 

Es iſt allerdings in der Doktrin eine beſtrittene Frage, ob der Raub nur 
ein durch das Mittel der Gewalt qualifizirter Diebſtahl, oder als ein Gewaltangriff 
gegen die Perſon zum Zwecke des Diebſtahls anzuſehen ſei, und es weichen aus 
dieſem Grunde auch die diesfälligen Vorſchriften der Deutſchen Geſetzbücher von ein- 
ander ab. Das Königliche Ober + Tribunal bat indeß hinſichts des F. 230. des 
Preußiſchen Strafgeſetzbuchs konſtant, namentlich in den Erkenntniſſen vom 2. Ja- 
nuar 1856 wider Großmann (Goltd. Archib IV. S. 207), vom 20. Dezember 1861 
wider Jahne (daf. X. S. 99) außgeführt, daß der Raub ein durch das Mittel ber 
Gewalt verübter qualifizirter Diebitahl fei, daß daher, wenn. das Moment der Ge- 
walt mwegfällt, dennoch der Thatbeftand ded Diebitahld ftehen bleibt. Sonach er- 
fheint dad Requifit der Gewalt allerdinad ald ein erfchwerender Umftand in Bezug 
auf bie einfahe Strafthat ded Diebftahlö, fowie denn auch das Ober - Tribunal in 
dem von der Nichtigkeitsbeſchwerde hervorgehobenen Beifpiele ded Mordes durh den 
Dienarbefhluß vom 17. Dezember 1855 wider Koch (Entſcheid. Bd. 32, ©. 296) 
ausgeſprochen bat: 

daß bei einer Anklage auf Mord dad Moment. der Ueberlegung ein 
erjhmerender Umftand im Sinne des Art. 91. Abſ. 4. des Geſetzes vom 
3. Mai 1852 fei. 

Die übrige Ausführung der Nichtigkeitsbeſchwerde ferner fünnte nur dann 
bon Belang fein, wenn der umgekehrte Fall, wie bier, borläge, wenn der Ungeftiftete 
einen über die Abficht des Unftifterd hinausgehenden Exceß begangen hätte, und er 
nur für diefe Ausſchreitung ald verantwortlib betradtet und danach beftraft wor- 
den wäre. In dem gegenwärtigen falle liegt jedodh die Sache gerade fo, daß der 
Schwurgerichtshof den Mitangeklagten Lipped für den vom phöſiſchen Thäter be- 
aangenen Exceß nicht für verbaftet angefehen, und deshalb nicht mit der ſchwerern 
Strafe des Raubed refp. der Theilnahme daran, fondern mit der geringeren der 
Theilmabme an einem, bon ibm beabfidhtigten einfachen Diebitabl belegt bat. Died 
ftimmt übrigend mit der von dem Imploranten allegirten Anſicht Bernerd in deflen 
Grundfägen des Preußiſchen Strafreht® ©. 34, 40 überein, und Hälfhner in feinem 
Spitem des Preußiſchen Strafreht3 II. ©. 154 ff. bat ein Gleihed ausgeführt, 
und namentlih ©. 357 bemerft: 

daß, wenn ein quantitativer Exceß vorliege, der Thäter ftatt bed ange» 
fonnenen Diebftabl3 einen Raub begangen babe, der Anftifter nicht als 
Theilnehmer an einem Raube, mohl aber an einem Diebjtable, zu dem 
* er eftiftet hatte, und der mwirflih begangen worden ift, beftaft wer · 
en fünne. 


Danach hat der Schwurgerichtshof in feiner Entſcheidung nicht gefehlt. 


68. 241. 31. de8 Strafgeſetzbuchs. Kaufalzufammenbang in Be. 
treff der DVermögendbefhädigung beim verfuhten Be- 
truge. 


Der Schuldner U. ftellte dem Angeklagten einen Schein von 100 Thalern 
über eine Waarenfhuld aus. Bald darauf ar Fk der Angeklagte wieder bei ihm 
und leate ihm ein Duplifat des Sceined — diedmal auf Stempelpapier — zur 
Unterſchrift vor, und verficherte, daß er den erften Schein vernichtet habe. Der U. 
vollzog darauf dad Duplikat. Der Angeklagte hatte aber den eriten Schein nicht 
vernichtet, fondern ihn fpäter girirt, und er bat fodann aud das Duplifat einem 
Dritten zum Kauf angeboten; dieſes Gefchäft ift aber durch da3 Dazwiſchentreten 
des U. gehindert worden. 
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Der Ungellagte ift wegen verſuchten Betruged verurtheilt, indem im jenem 
Vorgeben ber erfolgten Vernichtung des erften Scheind die Täuſchung, und in Folge 
derfelben eine mögliche Vermögensbeſchädigung liege, da der Fall hätte eintreten 
fünnen, daß der A. aus dem von ibm zu refognoscirenden Schein zur Zahlung 
bätte verurtheilt werden fünnen. Ob der Angeklagte bereit? damals, ala er bie 
Vernichtung des Scheins verficherte und dad Duplifat unterfchreiben ließ, eine Ber- 
mögendbefhädigung beabfichtigt babe, fei gleichgültig, jedenfall® fei er ſich deſſen be- 
wußt gewefen, ed könne nad dem gewöhnlichen Lauf der Dinge die Jrrtbumd- 
erregung eine Beſchädigung berbeiführen. Darin fei der zur Anwendung des $. 241. 
erforderlibe Dolus enthalten, 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde des Angeklagten führt aus: in der Erklärung, daß 
er den Schein vernichtet, habe eine Ungültigkeits-Erklärung bdeffelben in anderer Form 

elegen. Sodann aber hätte die Täufbung fo geartet fein müffen, daß fie zur Be- 
chädigung geführt haben würde; die bloße Möglichkeit fei dazu nicht ausreichend, um 
den Kaufalzufammenbang feftzuftellen. Nicht jede unwahre Verfiherung, mit welcher 
mögliherweife eine DBermögensbefhädigung in Verbindung gebracht werden könne, 
dürfte ald verfuchter Betrug aufgefaßt werden. - 

Die Beſchwerde ift durch Urtel vom 9. Mai 1866 wider Dethleffé 
(Nr. 463. 1.) zurüdgewiefen. 

Die Behauptung, in der dem U. gemachten Erklärung bed Angeflagten fei 
eine Annullirung des Sceind enthalten, widerſpreche der thatfähliben Annahme ded 
Appellationdrichterd und- entbehre, da dennod der Schein noch egiftent blieb, jeder 
Beglaubigung durch eine formelle Ungültigkeitd-Erflärung, wie fie geſetzlich erforder 
lid gemeien wäre. Was aber dad angeblibe Erforderniß eined fogenannten noth- 
wendigen Kaufalaufammenbanged zwiſchen Täufhung und BVermögensbefhädigung 
betreffe, jo fei überhaupt zur Vollendung eined Delikts ein Anderes nidt, al? ein 
erkennbar natürlih möglicher Zufammenbang zwiſchen That und eingetretenem Erfolg 
u poftuliren, der fih damit eben ald ein nothwendiger bdarftelle, zu einem Ber. 
Fe müfle es daber genügen, daß der gewollte oder doch zu erfennende Erfolg 
durch Zufall verhindert worden. Ein Mehreres habe auch in den bisher ergangenen 
in der Beſchwerde citirten Entibeidungen des Ober-Tribunal® (Oppenboff zu $. 242. 
Mote 1. Urtel vom 19. Mai 1855 wider Elkan, vom 14. Juni 1856 wider Bienert) 
nicht gelagt fein follen. Im vorliegenden Falle fei ein folder Zufammenhang genü- 
gend feitgeitellt und eine abfolute rechtliche Ungültigkeit oder Unbrauchbarkeit des 
Scheins nit zu behaupten. 


achtheild bei der Grenzverrüdung. Konkurrenz deß |. 71. 
t. 2., wenn die Grenze zugleich Landesgrenze ift. 


Das Grundftüd des Angeklagten liegt unmittelbar an der Dolnifchen Grenze, 
fo daß die Grenze bdeffelben gegen dad Grundftüd des Polnifhen Nachbars zugleich 
die Landesgrenze ift. 

Der Angeklagte ift nun aus N 243. Nr. 7. des Strafgeſetzbuchs wegen 
Grenzverrückung verurtbeilt, indem feftgeitellt ift, dab auf feine Anweifung der Grenz- 
pfabl ausgehoben und in dad Grundjtud des Polniſchen Nadbars binausgerüdt, daf 
ferner der Angeklagte aud bie Benachtheiligung des Nachbars beadfichtigt und 
dadurd erreicht worden ift, daß demfelben der Torf- und Heugewinn auß dem 
Landſtreifen entzogen iſt. 

Der erſte Richter erwägt, daß es ſich bei dieſer Verrückung der Landes 
und Grundſtücks-Grenze nicht um ein von einem Preußen im Auslande verübtes 
Vergehen im Sinne des $. 4. Nr. 3, ded Strafgeſeßbuchs handle, daß aber, auch 


Behr Nr. 7. 8. 71. Nr. 2. des Strafgeſezbuchs. Begriff des 
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wenn bied anzunehmen wäre, bie Handlung doch aucd nad dem in Polen geltenden 
Ruffifchen Straffodeg firafbar fei. 

Dieß legtere fuchte der Angeklagte in Appellatorio zu widerlegen. Der Ap- 
pellationdrichter ließ ſich aber auf eine Erörterung hierüber nicht ein, indem er be- 
merkte, daß ber $. 4. Nr. 3. bier nicht Platz greife, indem die Handlung der Grenz- 
berrüdung zunächſt und wefentlich bereitd in der erfolgten Aushebung bed Grenz» 
pfahls gelegen habe, diefe aber unzweifelhaft in Preußen erfolgt fei. 

Wir verweilen in Betreff der Konkurrenz des $. 71. Nr. 2. mit dem 
$. 243. Nr. 7. bes ee in dem falle, wenn die verrüdte Grenze zu⸗ 
gleich Landesgrenze ift, auf die Bemerkungen in den Materialin Bb. I ©. 79 
a . 


Die Nichtigleitsbeſchwerde des Angellagten ift durch Urtel des Ober-Tribu- 
nals vom 5. Mai 1866 wider Kordas (Nr. 435. 1.) zurückgewieſen. 


Gründe. 


Der $. 243. Nr. 7, des Strafgeſehbuchs ftraft unter Anderem die »Weg- 
nabme oder Berrüdung« der Grenzmerkmale zum Nachtheil eine® Anderen. Der 
erfte Richter nimmt die »Verrüdung« an, und findet den Nachtheil des Grenz» 
nachbars darin, daß demfelben innerhalb de um etwa 2 Ruthen binaußgerüdten 
Raumed bid zu dem neugefehten Grenzpfahl bie — Quantitaͤten Heu und 
Torf u fein. Wenn nun ber Appellationdrichter zur Begegnung bed aus 
$. 4. Nr. 3. des Strafgeſetzbuchs erhobenen Einwandes erklärt, daf dad Vergeben 
bereits durch die erfolgte Außhebung (alfo ro bed Grenzpfahld, dieſe aber 
unzmeifelhaft auf Preußiſchem Gebiet verübt fer, fo könnte dagegen . daB Be- 
benfen entfteben, daß damit jene See ung bed erften Richterd über die augen- 
fheinlid auf dem Grund und Boden ded Audlanded vorgenommene benachtheiligende 
Handlung felbft nicht vereinbar fei, daß es alfo in der That auf die Einwendungen 
bed Angeklagten in zweiter Inftanz einer Erörterung über de Anwendung des $. 4. 
Nr. 3. bedurft habe, mährend ber Appellationdrichter diefelbe für unndötbig erflärt. 
Dennod muß der Anficht des Wppellationdrichterd beigetreten werden. Der Nach⸗ 
theil, welchen ſich daß Gefeg in dem befonderen Thatbeftande des F. 243. Nr. 7. 
denkt, beftebt unbedenklich bereit3 in ber Verdunkelung der Grenzen, alfo in ber 
dadurch berbeigeführten Ungewißheit über den Umfang des Eigentbumd an ben 
beiderfeitigen Ländereien. Ihr bat da8 Geſetz im SHinblid auf die civilrechtlichen 
Vorſchriften über die Grenzftreitigfeiten und deren Regulirung vorbeugen wollen. 
Sie fann aber bereitd dur die MWegnahme des Grenzmerkmals herbeigeführt wer- 
ben, jobald diefelbe in der Mbficht der Benachtbeiligung des Nachbars, wie bier feft- 
geftellt, verübt if. Der Thatbeftand ift dadurch alfo vollendet, und es ift daher 
nicht erforderlich, daß außerdem noch ein befonderer Schade durch die wirklide An— 
eignung und Benutzung des jenfeitigen Candes, mie bier gefchehen, hinzutrete. 


$. 243. Nr. 8, des Strafgefeßbuhß. Unterbrüdung der Urkunde. 
VBorenthaltung nur dann als Unterdbrüdung, wenn bie 
Handlung der Vernichtung oder Befhäbigung analog ift. 


Der Ungellagte hat einen von ihm außgeftellten Miethszins - Schuldichein 
ohne Willen bed Berechtigten an fich gebracht und die Herausgabe verweigert. Die 
aus $. 243. Nr. 8. des ge ar erhobene Anklage ift zurüdgemiejen, weil 
der Ungellagte den Befit der Urkunde dem Berechtigten gegenüber weber wirkſam 
abgeleugnet, noch diefelbe ihm als für den Prozeß über die rüdftändige Miethe die- 
nended Beweißmittel entzogen oder vorenthalten babe. 
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Die Beſchwerde ded Ober-Staatdanmwaltd führt auß: die Urkunde fei ein für den 
Prozeß — rückſtändiger Miethe unzweifelhaft dienliches Beweismittel. Der An— 
geklagte babe fie ohne Recht an ſich gebracht, und verweigere die Heraußgabe, um 
dem Berechtigten den Beweis zu entziehen, fo daß diefer fie nicht, wie er wollte, 
zur Anbringung der Klage benugen fonnte und bdeöhalb die Anſtellung der Klage 
lange Zeit unterlaffen babe. Auch ald er fi endlich entichloffen, die Klage ohne bie 
Urkunde anzuftellen, babe ihm die Worenthaltung noch zum Nachteil gedient, indem 
er in der Wahl der Beweismittel beſchränkt geweſen fei. 

Die Beſchwerde ift durch Beſchluß ded Ober-Tribunald vom 20. April 1866 
wider Buchs (Nr. 106. B. 1.) zurüdgemiefen. 

Der auß ber tbatfählihen Feſtſtellung: daß der Angeklagte den Befig ber 
Urkunde u. f. w. weder abgeleugnet nod für den Prozeß u. ſ. w. entzogen oder 
vorenthalten babe, gezogene Shluk, in den dem Angellagten zur Laſt gelegten Hanbd- 
lungen liege daber ein Unterdrüden ber Urkunde nicht, Schliche eine unrichtige Auß- 
legung des N 348. Nr. 8. nit in fih, und ed fomme unter der Voraudfegung 
jener Feſtſtelung nicht darauf an, ob der fernere Zuſatz ded angefochtenen Be- 
ſchluſſes, eß könne danach auch feine Benachtheiligung ded Berechtigten angenommen 
werden, den Begriff der »Benachtheiligung« zu eng aufgefaßt habe, da dieſer — 
nur don Erheblichkeit ſein würde, wenn fie durch eine, der Vernichtung oder Be- 
fhädigung analoge Vorenthaltung der Urkunde bewirkt worben märe. 


$. 243, Nr. 8, 8. 247. ded Strafgelegbudhd. Urkunden Schulb- 
berpflibtung ohne Angabe ber causa debendi. 


Der Schuldſchein enthält die Verpflichtung des Ausſtellers (deö Angeklagten) 
bei feiner Verbeirathung mit der N., an die B. 100 Thaler zahlen zu wollen. Der 
Ungellagte it wegen Vernichtung diefer Urkunde verurtheilt; dieſelbe ift als ſolche 
im gefegliben Einne erachtet, meil fie auch, wenn fie eine causa debendi nicht ent- 
balte und deshalb die Forderung der B. allein nicht beweife, doc für den Beweis 
ber von dem Ungeklagten darin anertannten refp. übernommenen Verbindlichkeit, 
namentlid in Hinſicht auf den Gegenftand derfelben unzweifelhaft von Erbeblichfeit 
fei. Einteden, welche die rechtliche Geltung der Forderung betreffen, berührten die 
Bedeutung der Schrift ald eines Beweißmitteld nicht. 

Diefe Unterſcheidung greift die Nichtigkeitsbeſchwerde an. Die Einrede der man- 
gelnden causa debendi lafle die rechtliche Geltung der Forderung, welde hier gar 
nicht erbelle, völlig unberührt und beftreite vielmehr lediglich die Erbeblichkeit der Schrift 
ala eined Beweismittels. Welches Rechtsverhältniß auch immer unter den Par 
teien beſtehen möge, die Schrift liefere dafür jedenfalld keinen Beweis, 

Die Beſchwerde ift durch Lrtel vom 11. Mai 1866 wider Schulz (Nr. 390. 1.) 
zurüdgemiefen. 

In dem wefentlihen Entfheidungsgrunde des Appellationdrichterd, daß das 
Scriftftud ungeachtet ded Mangeld der causa debendi in demfelben zum Bemeife 
der darin anerkannten oder übernommenen Verbindlichkeit zur Sabluns bon 100 
Thalern an die B. xc. für den Bemeiß bed Gegenftanded und ded Betrageß ber 
Verbindlichkeit erheblich fei, liege nad 88. 134. ff,, 158. ff. 1. 10, der Allg. Ge⸗ 
richt? - Ordnung fein Redtsirrtyum. Ulnftreitig babe, wenn ber Grund der Forde— 
rung anderweit dargetban mürde, der Betrag ber Forderung und die Zeit der Er- 
füllung aber noch ftreitig war, der Schein zum Beweife darüber dienen follen. Die an 
den Entſcheidungsgrund des Wppellationdrichterd gefmüpfte Unterfcheidung zwiſchen 
der materiellen Begründung und dem Beweiſe einer Forderung erläutern jenen boll- 
fommen richtig, ohne aufzuitellen, daß der Angeklagte nur die Gültigkeit feiner Ber- 
pflichtung beftritten babe. 
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8. 247. des Strafgeſetzbuchs. Urkundenfälfhung Begriff bed 
Gebrauchmachens. 


Der Angeklagte Blank hat mit dem Fuhrmann Langner einen ſchrift- 
lichen Trandport-Bertrag geſchloſſen. Er bat ſich dabei als der Krüger gerirt und 
den Vertrag mit dieſem Namen unterzeichnet. Der Vertrag iſt aber in betrüge- 
riſcher Abfiht geihloffen, um daß erhaltene Angeld zu gewinnen. 

Der Untlage» Senat verneint den Thatbeftand der Urkundenfälfhung aus 
den unten erwähnten Gründen. 


Auf die Beſchwerde des Ober-Staatdanwalt3 ift der Beſchluß ded Anklage 
Senatd am 2. Mai 1866 (Nr. 131. B. 1.) aufgehoben und die Sade an den An- 
flage-Senat zurüdgewiefen. 


Gründe 


Die Einftellung ded Verfahren? berubt bier darauf, daß Blank von dem 
fragliben Schriftftüd, deffen Charakter ald einer fälſchlich angefertigten Urkunde nicht 
bezweifelt mird, feinen Gebraud zum Zweck der Täufhung gemacht babe. Der Ge- 
brauch wird außgeichloffen, weil dad Scriftftüd dem Blank niht ausgehändigt und 
die Täufhung wird verneint, weil ſolche bereitd durch die gemadıten -falihen Anga- 
ben und durd die Kontraftd-Berabredungen bewirkt worden. Eine rechtdirrthümliche 
Auffaffung ift bierbei nicht zu verfennen. Von einer fülfchlid angefertigten Urkunde 
fann im Einne ded 6. 247. des Strafgefegbubd Gebrauch gemacht werden, obne 
daß der Thäter fie in feinen Befig oder Gewahrfam erhalten bat. Im vorliegenden 
Falle könnte dies ſchon dadurch geſchehen fein, daf Blank das Schriftitüd, nachdem 
er die Fälfchliche Ueberſchrift beigefügt, in den Händen des Langner zu dem beabficdy- 
tigten Zweck gelaffen bat. Bei diefem Imed der Täufhung fommt e8 fodann nicht 
darauf an, ob derfelbe erreicht wird, oder ob die Täuſchung bereitö durch andere 
Umftände beraubt war. E3 genügt die durch Äußere Handlungen bewieſene Abficht 
der Täufhung, dagegen ift ed für die Anwendung des $. 247. nicht erheblich, 
welcher Erfolg eingetreten, ob überhaupt und wodurd eine Täufhung herbeigeführt 
worden. Nach diefen Richtungen ift jedoch das Sachvberhältniß unerörtert geblieben. 


$. 261. Nr. 4. des Strafgeſezbuchs. Begriff der »legten Bi- 

lanz.« Anwendung der Vorfhrift auf die bereit beim 

Beginn bed Gefhäftd nad dem damald aufgeitellten Sta- 

tu8 vorhanden geweſene Ueberfhuldung Einmilligung 

— in die Fortführung des überſchuldeten Ge— 
t8, 


Der Angeklagte ift aus $. 261. Nr. 4. des Strafgefehbuchd wegen einfachen 
Banferuttd, alfo wegen Kontrahirung neuer Schulden nad vorhandener Ueberjhul- 
dung, und wegen Befriedigung von Gläubigern nad der ——— zum 
Nachtheil der übrigen Gläubiger aus $. 308. der Konkurd-Ordnung verurtheilt. 

Er bat in Kompagnie mit dem Brood ein Handelsgeſchäft betrieben; über 
diefe Firma ift der Konkurs eröffnet, derjelbe aber mit Bewilligung der Gläubiger 
aufgehoben und das Geſchäft bid Ende 1862 liquidirt worden. Um 1. Januar 1863 
bat der Angeklagte ſodann ein neued Geſchäft für feine Perſon eröffnet; nad der 
bon ibm am demfelben Tage aufgeftellten Ueberſicht feines Vermögens, mit welchem 
er diefed neue Geſchäft begann, war eine Aktiv ⸗Maſſe von 3161 Rthlrn. gegen eine 
Daffiv-Mafle von 10,171 Nehlen. vorhanden, in der legteren die Illaten Es Ehe» 
frau mit 5000 Rthlen. und ein Darlehn ſeines Schwiegervaterd von 2800 Rthlrn. 
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mitbegriffem. Ueber diefed neue Gefhäft wurde der Konkurs mit der Zahlungsein- 
ftellung vom 5. März 1864 eröffnet. Nach diefer Zablungseinftellung bat er 700 
Thaler an feine Gläubiger gezahlt, und dem Brood für 500 Rthlr. Darlehn Waa- 
ren verpfändet, die fodann auch zu deſſen Befriedigung veräußert find. 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde führt aus: 

1) Die bier in Rede ſtehenden Paſſiva feien bereit? bei Gründung des neuen 
Geſchäfts vorhanden gemefen, rührten alſo aus diefem nicht ber. Der $. 261, 
Nr. 4. paſſe bierauf nicht; er bedrobe nicht dem leichtfinnigen Anfang eined (bon 
Anfang an verfchuldeten) Gefhäfts, die Worte »legte Bilanze und »neue Schul- 
dene ließen erkennen, daß nur an ein ſchon beſtehendes Geſchäft und in diefem erſt an 
fontrabirte neue Schulden gedacht fei. Nur in diefem Fall fole der Kaufmann nicht 
fortfahren, meil ihn die Erfabrung belehren folle, daß dieſes beftebende Geſchäft 
nicht gewinnbringend für ibn, fondern nactbeilig für die Gläubiger fei. Diefe ratio 
legis fei beim Beginne des Gefhäfted nicht vorhanden. 

2) Es fei —* der Beweis darüber angetreten, daß die beiden für ſich 
allein die Ueberſchuldung bildenden Forderungen der Eheſrau und des Schwieger⸗ 
vaters von dieſen Gläubigern ausdrücklich geſtundet worden. Mit Unrecht ſei dieſer 
Beweis abgelehnt. Denn der Dolus des %. 261. Nr. 4., nämlich das Bewußtſein 
der Gefahr für die alten und neuen Gläubiger durch Eingehung neuer die Aktiva 
um dad Doppelte überfteigender Schulden fei dann nicht vorhanden, wenn die Gläu- 
biger den Zuftand kennen und die Fortführung des Geſchäftes bemilligen. 

Die Beſchwerde ift durch Urtel vom 13, Apr 1866 wider Tepper 
(Nr. 314. 1.) zurückgewieſen. 


Gründe. 


Die Nichtigkeitsbeſchwerde des Angeklagten iſt unbegründet. 

Zu 1. der Beſchwerde. Die Nr. 4. des 6. 261. des Strafgeſetzbuchs iſt 
aus den $$. 1464 — 1466. Th. II. Tit. 20. des Allg. Landrechts entitanden. Nad) 
diefen war es ganz unbedenklich, auch denjenigen mindeſtens »fahrläffigen Banferuttd« 
für fhuldig zu erklären, welcher fchon beim Beginne feines Handelsgeſchäfts über- 
ſchuldet war, dennod aber, wenn aud in der Hoffnung der Bellerung feiner Rage, 
in dem neu gegründeten Geſchäfte neue Schulden madt. Nun iſt ed zwar richtig, 
daß der Ausdrud »legte Bilanz«, mit Rüdfiht auf die Geſchäftsverhältniſſe, wie 
fie gewöhnlich fein werden, eine Hindeutung auf eine im Laufe des bereits betriebe. 
nen Geſchäftes aufgeftellte Bilanz enthält, mithin diefem Wortlaut nad auf die beim 
Beginne des Geſchaͤfts aufgeftellte Bilanz nicht zu beziehen fein würde. Allein die Ent- 
ſtehungsgeſchichte des F. 261. (Materialien Bd. 11. ©. 606) ergiebt, daß man das 
Erforderniß der zuderläffigen Kenntniß ded Kaufmanns über dad Worhandenfein 
feiner Inſuffizienz auf ein ganz beſtimmtes Moment zurüdführen zu müffen geglaubt, 
und daflelbe in dem Ergebniß der von dem Kaufmann felbft aufgeftellten Bilanz 
gefunden bat. Die »lepte« Bilanz hat aber zugleich den Sinn, daß zu feinen 
Gunften nicht auch ein Rüdariff auf eine frühere 2 ftatthaft fein foll. Hat 
eine frübere Bilanz eine Inſuffizienz im Sinne des §. 261. Nr. 4., alfo unter der 
Hälfte der Aktiva, ergeben, eine jpätere und zwar die legte aber eine Befferung der 
Bermögendlage in diejer Hinfiht, ohne daß vor bderfelben eine Zablungseinftellung 
erfolgt war, fo folgt von felbft, daß für die Anwendbarkeit jener Vorſchrift nur eben 
—— maßgebend iſt (Erkenntniß vom 17. Juli 1863, Archiv Bd. Xi. 


Es ift num aber feitgeftellt, daß die von dem Angeklagten beim Beginn feines 
neuen Gefhäfted® am 1. Januar 1863 aufgeftellte Ueberfiht feined Vermögenszu⸗ 
ftandes, melde die nftanzrichter mit Recht eine Bilanz nennen (Art. 29, ff. des 
Handelsgeſetzbuchs), eine Infuffizienz don 7010 Rthlr. 10 ergeben bat, daß der 
Angeklagte nad derjelben eine weitere Bilanz im Laufe feines Geſchäftsbetriebes nicht 
aufgeftellt bat, jene daher auch dem MWortfinne nach die legte Bilanz gewefen ift, 
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und der Angeklagte troß jened Ergebniffeß, welches einen die Aktiva und mehr ald 
da8 Doppelte Üüberjteigenden Betrag feiner Schulden ergab, zugeitandenermaßen neue 
Schulden fontrabixt bat. 

Es ift aber hierbei gleichgültig, auß welchem Titel die beim Beginne des 
Geſchäftes vorhanden gewefenen, jenes Maaß überjteigenden Schulden berrübrten, ob 
fie alfo au3 früberen nicht kaufmänniſchen Verbindlichkeiten, oder wie bier behauptet 
wird, aus dem früher mit dem Brook betriebenen aufgelöften Geſchäfte, nit alfo auß 
dem Geichäftäbetriebe des jegt betriebenen Geſchäfts, entitanden waren. Die ratio 
legis ift nicht die in der Nichtigkeitöbefchwerde angegebene, vielmehr die der Siche- 
rung der Gläubiger gegen neued unbejonnened Schuldenmachen, und ihre Gefährdung 
ift fowohl dann vorhanden, wenn die Ueberihuldung allein durch den Betrieb de 
—— entſtanden, als auch dann, wenn fie ſchon beim Beginne deſſelben vor- 
anden war. 


Zu 2. der Beſchwerde. Allerdings bat der Angeklagte den Beweis angetre- 
ten, daß feine beiden Hauptgläubiger, deren forderungen den überwiegenden Theil 
der Paſſida ausmachen, erlärt haben follen: 


fie wollten ihr [Guthaben fo lange zurüditellen und ibm zum Betriebe 
feined neuen Geſchäftes belaffen, bis feine Verhältniſſe ſich vollſtändig 
gebeſſert haben würden. 

Mit Recht aber erklaͤrt der Appellationdrichter dies für gleichgültig. Der 
gute Glaube nämlich, den der Angeklagte in der Beſchwerde auß jener Dilation 
berleitet, Fann fid eben nur darauf beziehen, daß er wenigiten® diefe beiden Haupt. 
gläubiger über feine Vermögendlage nicht getäufcht babe. Im Uebrigen aber find 
Vergleich und Erklärungen folder Art für den ſtrafrechtlichen Thatbeftand gleichgültig. 
Das Ober + Tribunal bat bereitö in dem Erfenntniffe vom 6. Juli 1860 (Archib 
Bb. VII. ©. 704) die ausdrückliche Einwilligung der Gläubiger zum fFortbetriebe 
des überſchuldeten Geſchäftes für nicht maßgebend erklärt Denn die Gefährdung 
neuer Gläubiger wird dadurd nicht ausgeſchloſſen und der Appellationdrichter ftellt 
feft, daß mwenigftend der eine jener beiden Hauptgläubiger feine Forderung im Konturfe 
des Angeklagten geltend gemacht babe. Die Benactheiligung der neuen Gläubiger 
troß jener Dilationderflärung folgt hieraus von felbft. 


F. 261. Nr. 4, de8 GStrafgefeßbuhe. Unzuläffigkeit der Auf- 
nabme des Privatvermögend der Handelsgeſellſchafter in 
die Bilanz. 


Der Ungellagte hat in Kompagnie mit feinem Bruder ein Handelsgeſchäft 
geführt. Es ift der faufmännifhe Konkurs über diefe firma eröffnet, der Bruder 
des Angeklagten ift inzwifchen verftorben. 

Der Angeklagte ift aus $. 261. Nr. 4. des Strafgeſetzbuchs verurtheilt, weil 
bon den. Handlungsgenoffen neue Schulden gemacht worden, obmohl nach der leiten 
Bilanz vor der Konkurderöffnung dad Vermögen nicht mehr die Hälfte der Schul. 
den: deckte. Diefe Feititellung berubt darauf, daß in die Bilanz der Werth des 
Haufed des verftorbenen Bruderd und Kompagnons ded Ungellagten, melded zu 
deſſen Brivatvermögen gehörte, fowie andere zum Privatvermögen gehörige Gegen- 
ftände in die Aktiva ——— worden, und nur dadurch die Ausgleichung mit 
den Paſſivis herbeigeführt ſei, während ohne Hinzurechnung dieſer Objekte eben jene 
zulufaieng über die Hälfte fi ergebe. Die Objekte ded Privatvermögend der 

ocien gehörten aber nicht in die Bilanz ded Handelsvermögens. 

Die Richtigkeitsbeſchwerde, melde diefe Annahme rügt, ift durch Urtel vom 
18. Mai 1866 wider Naphtali (Nr. 531. 1.) zurüdgemwiefen. 
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Gründe 


Mit Recht hat der Appellationdrihter angenommen, daß in die Bilanz und 
die — nur das Geſellſchaftsbermögen, nicht aber dad Privatvermögen der 
Geſeliſchafter aufzunehmen geweſen fei. Jede Handelögefellfhaft hat weientliche Rechte 
einer juriftifhen Perſon mit der denfelben — Vermögensrechten, und 
wenn nun das Handelsgeſetzbuch in den Art. 29. ff. den Kaufleuten und ebenſo den 
Handelsgeſellſchaftern die Verbindlichkeit zur periodiſchen Errichtung von Inventuren 
und Bilanzen auflegt, ſo verſteht es ſich von ſelbſt — ſowie der Art. 29. am Schluß 
ed auch noch ausdrücklich anordnet — daß in dieſe Inbentur eben nur dad Vermö⸗ 

en der Geſellſchaft und kein anderes aufzunehmen iſt, denn durch dieſe Bilanzen 

—* ja der Zuſtand des Vermögens der Handelägefellfhaft überfichtlid dargeſtellt 
werden und die Gefellfchaft fol, wenn fie in den Fallimentszuſtand verfällt, ihren 
Gläubigern durch die Bilanz Rechenſchaft über die redliche Verwaltung des ihr an- 
vertrauten Vermögens ablegen, und fi durüber ausweiſen, daß nicht unredlich, 
leichtfinnig und gemiffenlod der ihr gewährte Kredit mißbraucht worden ift, fowie 
darüber Auffhluß geben, durch welche Umſtände die Zahlungsunfähigkeit berbei- 
geführt worden iſt. E3 leuchtet ein, daß bierbei nichts darauf ankommt, ob die ein- 
zelnen Gefellihafter, wenn fie außer dem gemeinſchaftlichen Vermögen auch noch 
Drivatvermögen befigen, damit den Gläubigern auffommen müflen; denn fönnte da8 
Drivatvermögen bei der Bilanz in Betrabt fommen, fo müßten dann nothiwendig 
auch die Privatihulden mit in Anfag kommen, weil fonft die ganze Aufitellung feine 
Vermögensüberſicht gewähren könnte. 


6. 272. des Strafgeſetzbuchs. Dißpofition über die mit Beſchlag 
belegten Saden nah abgeſchloſſenem Bergleih mit dem 
Gläubiger ober doch mit deffen Genehmigung, aber vor 
gerihtliher Aufhebung der Beihlagnahme Einfluß des 
guten Glaubens in foldem Falle. 


I. Bei dem Ungellagten find 2 Schweine im Wege der Erefution mit Be- 
ſchlag gelegt; er hat fie veräußert und ift deshalb aus F. 272, des Strafgeſetzbuchs 
berurtbeilt worden. 

Sein Einwand, daß der Gläubiger vor dem erfolgten Verkaufe in die Auf- 
bebung der Exekution gewilligt babe, ift verworfen, indem dies nicht genügend ge- 
wefen fei, dem Angeklagten die freie Verfügung wieder zu verfchaffen, dazu bielmebr 
die formelle Aufhebung der Beſchlagnahme gebört habe, dies habe der Angeklagte 
willen müffen und auc der erforberlihe Dolus fei daher vorhanden. 

Dad Ober-Tribunal hat am 9. Mai 1866 wider Korh (Nr. 401. I.) ver- 
nichtet und in die Inſtanz zurüdgemwiefen. Zwar babe der Appellationsrichter recht- 
li darin nicht geirrt, daß der angelegte Arreſt erſt durch gerichtliche Verordnung 
bätte aufgehoben werden müflen, um dem Ungellagten die freie Verfügung über bie 
mit Beſchlag belegten Saden mit Uebertragung des Befiged miederzuverfchaffen. 
Gleichwohl fei deshalb nicht ohne Weitered ein vorſäßzliches Beifeitefhaffen, ungeachtet 
der dem Angeklagten von feinem Gläubiger bemilligten Aufhebung bed Arreited an- 
zunehmen geweſen. Vielmehr fei bei Feſtſtellung des Thatbeitandes in Erwägung zu 
ziehen, ob nicht ungeachtet des nothwendigen Bewußtſeins von der rechtlichen Fort—⸗ 
dauer der Beſchlagnahme die Vorfäglichkeit, oder der bewußte Wille, ihr entgegen 
zu handeln, durd jene Einwilligung des Gläubigerd und die daraus berzuleitende 
Gutgläubigfeit bei dem Angeklagten ausgeſchloſſen gewefen fei. 


I. Dad Bauergut des Angellagten war im Wege ber Egekution unter ge- 
richtliche Sequeftration geftellt, dem Angeklagten fpeziell auch jede Dispofition über 
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daB vorhandene Holz und jede Veränderung ber Wirthſchaftsführung unterfagt. 
Dennoch bat er Vieh und Holz obne Genehmigung der Sequeftrationd-Behörde ver- 
kauft, und er ift aus $. 272, des Strafgeſetzbuchs derurtbeilt. 

Er bat eingemwendet, daß er den Eriöß für dad Vieh zur Anſchaffung ande- 
ren Biebed, und den Erlös für da8 Holz zur Abftofung einer Hypothek verwendet, 
daß er fih aucd mit dem Extrahenten der Sequeftration verglichen zur babe. 

Auch bier find diefe Einwendungen wegen des Erforderniffed der formellen 
Aufhebuug der Sequeftration verworfen. 

In dem vernichtenden Erkenntniß des Ober- Tribunal vom 16. Mai 1866 
wider Rademader (Mr. 453. 1.) heißt e8: die von dem Angeklagten aufgeftellten 
Thatfachen bezögen fih auf die zum Thatbeftande de $. 272. erforderliche Borfäg- 
lichkeit de8 Handeln® und feien in diefer Richtung zu prüfen. 


Berlin, gedrudt in ber Königlichen Geheimen Ober» Hofbuhdruderei 
(R. v. Deder). 


Leichnam. Lebensfähigkeit. Monſtrum'). 


Vom Herrn Profeſſor Dr. Skrzeczka. 


Wenn die gerichtliche Obduktion eines neugeborenen Kindes einen genügenden An- 
halt für die Erhebung einer Anklage auf Kindestödtung nicht ergeben bat, wird in 
den er Fällen der Sachlage nah die Mutter deffeiben, auf den $. 186. des 
Strafgeſetzbuchs bin, angeklagt: »den Leichnam ihres unebelidy neugeborenen Kindes ohne 
Vorwiſſen der Behörde beerdigt, oder bei Seite geſchafft zu haben.« 

Da nun die Entfcheidung des Königlichen Ober + Tribunal® vom 25. Mai 
1853 (Goltd. Ardiv I. 4. ©. 396) ſich dahin ausgeſprochen hat, daß »jedenfalld die 
Bebenstähigteit bed unebelihen neugeborenen Kindes erforderlih if, um auf den 
Körper deſſelben die Bezeichnung eines Leihnamd anzumenden«, fo wird der Gerichts. 
—— häufig genug dazu veranlaßt, ſich über die Lebensfähigkeit des obduzirten Kindes 
auszuſprechen. 

Auf den Begriff der Lebensfähigkeit im Allgemeinen werden wir weiter unten 
zurüdtommen, vorläufig wollen wir nur die frage erörtern, was unter Lebend- 
fähigkeit zu verſtehen ift, in fofern diefelbe dad Kriterium abgiebt, wonach zu beur- 
theilen ift, ob der todte Körper irgend einer menfchlichen Geburt ein Leichnam ift 
und in den Bereich des $. 186, fällt. 

Nah Caspers (Handbud I. S. 10—13) Definition ift »lebensfähig ein 
Neugeborened, wenn es nad feinem Alter und nad der Bildung feiner Organe die 
Möglichkeit bat, fortzuleben«, d. h wenn e8 die Zeichen an fi trägt, welche auf 
ein Entwidelungdalter von 210 (reſp. 180) Tagen fchließen laffen, und frei ift von 
foldhen angeborenen Mißbildungen und Organfeblern, welche das (fyort-) Leben un- 
möglich machen, wobei »ein kurze Scheinleben von Minuten oder Stunden« nicht 
in Betracht kommt. 

Diefe faft allgemein acceptirte Definition der Lebensfähigkeit, angewandt zur 
Beltimmung des Begriffd eine Leichnams, bedingt nun, daß der todte Körper eined 
felbft völlig ausgetragenen und woblgebildeten Kindes, defjen Leben nad der Geburt 
fi fogar auf da8 Beflimmtefte nachweifen läßt, für einen »Leichnam« nicht erklärt 
werden kann, wenn ſich Fehler, mie z. B. eine Verfchliefung des Maftdarmed an 


) Wir drucken diefen aus ber Vierteljahräfchrift für gerichtliche Medizin, Neue folge Bd. IN. 
entnemmenen Aufſatz im Hinblit und zur Ergänzung unfered Aufſahes Bd. IX, ©, 449: „Ueber den 
forenfifchen Begriff des Leichnams“ ab. 
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demſelben vorfinden. Dieſe Definition hat auch faktiſch in der gerichtsärztlichen 
Praxis die Folge gehabt, daß man, wo wegen zu weit vorgerüdter Fäulniß ſich 
zwar feſtſtellen ließ, daß das Kind reif geweſen ſei, jedenfalls den 210. (reſp. 180.) 
Entwickelungstag bereits überſchritten habe, nicht aber, daß alle ſolche Mißbildungen 
oder Organfehler, welche das Fortleben unmöglich gemacht hätten, an demſelben febl- 
ten, mit Sicherheit die Lebensfähigkeit des Kindes nicht behaupten zu können glaubte. 
Da nun der Natur der Sache nach die Körper beſeitigter Neugeborener, die irgend 
wo in einem Abtritt, im Waſſer, einer Düngergrube ꝛc. gefunden werden, häufig ſich 
in einem jo vorgerüdten Stadium der Fäulniß befinden, daß man cben nur noch 
aus dem Knochenkern, den Kopfdurchmeſſern, den Dimenfionen der Sfelett » Theile 
den Entwidelungsgrad der Frucht beurtheilen kann, während die Weichtheile eine 
genauere Anterfuhung bereitd nicht mehr möglich madyen, fo ift evident, daß durch 
die Casperſche Definition der Lebensfähigkeit die Anwendbarkeit des $. 186. eine ſehr 
bejchränfte werden muß. 

Nach meiner Meinung nun ift jene Definition zunichft in Beziehung auf den 

S. ei u” die denfelben genauer begrenzende Ober +» Tribunals- Entfdeidung nicht 
utreffend. 
Es beißt in der erwähnten Entfheidung: »daß die Erklärung des Wortes 
Leichnam nur aus den praftifhen Zwecken des Gefeged und dem gemeinen Eprad- 
gebrauch entnommen werden kann, hiernach aber jedenfalld die vebensfähigkeit des 
Kindes erforderlich ift, um 2c.« — Als den praftiichen Zweck des Geſetzes führt die 
Entſcheidung felbft an, daß durd dad Verbot der Beifeitefbaffung die Verdunfelung 
des — einer etwaigen Kindebtödtung verhindert werden ſolle. 

Hiernach müßten wir ohne Zweifel den todten Körper einer jeden menjc- 
lien Geburt al8 einen Leichnam bezeichnen, an welder ein Kindesmord hätte voll. 
führt werden können. Jedes lebend geborene Kind aber kann getödtet werden, kann 
Objekt eined Kindesmorded werden und fommt es dabei gar nicht in Betradt, ob 
dafjelbe mit Bildungöfchlern behaftet ift, oder nicht, ob c8 reif und ausgetragen iſt 
oder nit — wenn ed mur lebt. In dem Entwurf zum Strafgefegbud von 1843 ') 
ift die Lebensfühigkeit ded Kindes als zum Thatbeftand der Tödtung ausdrüdlich 
zurückgewieſen, »weil fonft auch bei einem völlig ausgetragenen, aber mit organifcen 
Fehlern bebafteten und deshalb nur furze Seit des Lebens fähigen Kinde die Töd- 
tung nur Verſuch fein würde.«e — Es wäre demnach zunächſt der todte Körper eines 
jeden Kindes, an dem ſich das ftattgchabte Leben nad der Geburt nachweiſen läßt, 
ein Leichnam. Ebenfo wenig als das Vorhandenfein oder Fehlen von Bildungs. 
febletn, würden wir aber bei einem Kinde, deffen ſtattgehabtes Leben ſich * 
läßt, ben Grad der Entwidelung berüdfichtigen, und würden felbft ein Kind, das 
vor dem 210. (tefp. 180.) Tage geboren ift, wenn es wirklich gelebt bat, für lebens— 
fübig erklären. Das ftattgehabte Leben giebt den erften und vorzüglichften Beweis 
der Fähigkeit zu leben. Jedes Kind iſt im Sinne des 6. 186. lebensfähig, das 
wirklich gelebt bat, fein todter Körper ein Leichnam. 

Was num todtgeborene Kinder betrifft und folde, an denen das ftattgehabte 
Leben fich nicht nachweifen läßt, fo werden wir, da daß befte Kriterium der Lebens» 
fäbigkeit, das wirklich ftattgehabte Leben, feblt, ein anderes benugen müſſen, nämlich 
das des Entwidelungsgrades oder, da im Allgemeinen die Entwidelung der Früchte 
in utero in gegebener Zeit bdenfelben Grad erreiht, das Entwidelungsalter. Aus 
Gründen der Zwedmäßigkeit werden wir, wie id) unten genauer ausführen will, den 
210. (reſp. 180.) Tag des Entwidelungslebens als den Termin der Lebensfäbigkeit, 
d. b. bier den Termin anerlennen, in weldem man bei einer Frucht, deren Leben 
fih nicht nachweifen läßt, annehmen kann, daß fie gelebt bat oder hätte leben können. 
Auf die Anmefenbeit oder das Fehlen von Mifbildungen glauben wir, aud bei todt- 


1) Goltd. Materialien II. 383. 
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geborenen Kindern feine NRüdjiht nehmen zu dürfen. Einerſeits werden auch mit 
Organfehlern bebaftete Kinder nicht nur oft genug lebend geboren und leben Stun- 
den und Tage lang, fünnen alfo aud Objekte einer Tödtung zweifello8 werden, an- 
bererfeitd? aber bat das Königlihe Ober - Tribunal felbit aufs Deutlichſte ausge 
ſprochen, daß es mit der Aufitellung des SKriteriumd der Lebensfähigkeit lediglich hat 
einen gewillen Entwidelungsgrad der Krudt fennzeichnen wollen. Schon aus der 
Entſcheidung vom 21. September 1853 (Goltd. 1. ©. 571) gebt diefed hervor, wo 
das lebendfühige Kind der Geburt von 4—5 Monaten gegemübergeftellt wird, noch 
deutlicher aber aus der Entſcheidung vom 3. Mai 1861. Hier heißt ed: Die Grenze 
der Anwendbarkeit des $. 186. ift jedenfalld negativ nur dahin zu ziehen, daß fic) 
die Vorſchrift auf völlig unreife Leibesfrüchte nicht beziehe, weil ſolche niemald als 
»Reihnam eined Kindes« betrachtet werden können. Außerdem aber kann man weder 
dem ſprachlichen Begriffe »Leihnam eined Kinded«, noch auch dem ftreitigen medizi- 
niihen Begriffe von »Vebensfäbigkeite ein enticheidended Gewicht für die Entfchei- 
dung beilegen, vielmehr genügt es in jenem Sinne feftzuftellen, daß die Frucht 
deöhalb feine unreife gewefen, weil fie diejenige Reife erlangt habe, melde fie nad) 
den allgemeinen Bedingungen der Vitalität befäbigt haben würde, außerhalb de? 
Mutterleibed zu leben. Ob fie auch wirklich außerhalb des Mutterleibed, in 
oder nad der Geburt gelebt babe, oder todt geboren worden, ift nad dem Sinne 
des F. 186. gleichgültig (Goltd. Archiv IX, ©. 458). 

Für einen Leihnam, d. b. für den todten Körper einer (zunächft im Sinne 
des F. 186) lebensfähigen Frucht, würden wir aljo erklären: 

1) den todten Körper einer jeden Leibesfrucht, wenn fih das ftattgehabte 

Leben an demfelben nachweifen läßt; 

2) wenn bei der Unmöglichkeit eines ſolchen Nachweiſes der Körper diejenige 
Beſchaffenheit zeigt, aus der fih auf ein Entwidelungdalter von wenig- 
ftend 210 (tefp. 180) Tagen ſchließen läßt. 

In Bezug auf die vorftehenden Deduktionen, die zunächſt den Begriff der 
Lebendfähigkeit nur ind Auge faßten, in fofern derfelbe zur Beltimmung des Be- 
griffed »Leichnam« im Sinne ded $. 186. erforderlich ift, werden wir num folgende 
Fragen zu erledigen haben: 

I) Entipriht es der gewöhnlichen Sufraflung des Begriffe der Lebens⸗ 
fähigkeit, wenn wir denfelben als lediglich beſtimmt durch dad Entwide- 
lungsalter der Frucht (mit Ausſchluß der Beachtung von etwaigen Bil- 
dungsfehlern) erachten ? 

2) Iſt der Begriff der Lebensfähigkeit als Gegenfaß zu dem faktiſchen Leben 
nn wilfenfchaftlih aufrecht zu erhalten; und wenn dad nicht der 

au ul, 

3) ift durch die jebige Cage unferer Gefehgebung troßdem die Aufrechterhal- 
tung dieſes Bearified geboten ? 

Von jeher haben die Entwidelungdzuftände des werdenden Menfchen den 
Geſetzgebern wie den Merzten vielfahe Schwierigkeiten bereitet. Zunächſt war die 
Trage, wann der im Mutterleibe ſich entwidelnde Foetus als ein menſchliches Wefen, 
als mit einer Seele begabt, zu betrachten fei, zweifelhaft. Man unterſchied den Foetus 
animatus und non animatus und nahm auf diefe Unterſcheidung Rüdficht bei Auf- 
fafjung des Verbrechend der Fruchtabtreibung, ſowie auf die Ertheilung der Taufe an 
vorzeitig ausgeſtoßene Früchte. 

Von viel einfchneidenderer Wichtigkeit war bie Frage nach der Lebensfähigkeit 
des Kindes, welche ein wirkliched Kind von einem Abort unterfcheiden follte. Die 
Beobachtung, daß die mehr oder weniger vorzeitig geborenen Kinder meiſtens todt 
zur Melt kommen, oder nad) kurzem und mübfeligem Leben abjtarben, die Auffaflung 
einer folchen vorzeitigen Geburt als einer regelwidrigen, unnatürlichen, führten dazu, 
das vorzeitige Kind al8 ein richtiged nicht anzuerkennen, fein Leben nicht ald ein 
wirkliches, wahres Leben, fondern nur als eine Art Nachklang de3 intrauterinen. 
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Die rg Kontroberſen und Disputationen, ausgehend don einer mangelhaften 
Kenntniß des Zeugungs- und Entwidelungd-Borganged, über die Vitalität der Neu- 
geborenen, die einen Bam Theil der älteren medizinifch - forenfifhen Schriften auß- 
machen, drehten fi daher auch faſt ausſchließlich um die frage, von welhem Zeit. 
punkt ab dad Neugeborene für ein Kind, für lebensfähig zu balten fei, bis zum 
welchem Zeitpunft ed, troßdem e8 lebend — worden (um die todtgeborenen kümmerte 
man fi überhaupt ihn, ald eine abortid audgeftoßene Frucht angefehen werben 
müßte. In die Wirrfale widerftreitender Anfihten, melde noch verwirrter wurden 
dadurd, daß man, den Pſeudo ⸗ Sippofratifhen Unfichten folgend, annahm, die Ge- 
burt des Menſchen habe feinen beftimmten Termin und e8 könnten wegen befonderer 
Kräftigkeit der Eltern und aus anderen Ähnlichen Gründen .fhon vor dem 9. Mo— 
nate reife und audgetragene Kinder geboren werden, und daß man bie Begriffe der 
Vitalität und Pegitimität vielfach vermifchte, und weiter zu vertiefen, baben wir 
feinen Grund. Es genüge zu erwähnen, daß der Hippokratiſche Satz partum septi- 
mestrem esse vitalem faft allgemein anerkannt wurde und auch im Römifchen und 
fanonifhen Geſetz als maßgebend betrachtet wurde. — Da jedod mehr Gewicht 
darauf gelegt wurde, daß dad Kind im 7. Monat geboren wurde (mozu die Bedeut- 
famfeit der Zahl 7 und die Vergleihung des Geburtövorganges mit der Krifiß einer 
Krankheit beitrug), als darauf, wie lange dad Entwidelungsleben ded Kindes ge- 
dauert hatte, fo wurde ein jeded im 7. Monat geborene Kind für lebensfäbig ge- 
balten und fowohl der 180. bis 182, als der 210, Tag, ald der Termin der Leben®- 
fähigkeit anerkannt. 

Jedenfalls fann ein Zweifel darüber gar nicht ftattbaben, daß lediglich 
die Zeit der Geburt e8 war, nad der man die Lebensfäbigkeit beurtbeilte und 
wurde bierbei auf Fehler der Organe niemald Nüdficht genommen. Daf ein äufer- 
li gliedmäßig, ebenmäßig gebautes Kind, das nicht fi) dem Unterſucher ald Mon- 
ſtrum darjtellte, wenn es reif oder doch nach dem für die Lebensfähigkeit einmal feft- 
gefeßten Termin und lebend geboren worden, für nicht lebensfäbig aus irgend einem 
anderen Grunde gehalten, oder daß aud nur Zweifel darüber vorgekommen wären, 
dafür babe ich in der Älteren Literatur nirgend ein Beifpiel gefunden. 

Wenn nun fchon hiernach ſich die eigentliche Bedeutung des Begriffe der 
Lebensfähigkeit deutlich al® die ergiebt, daß Lebensfähigkeit die bon einem gewiſſen 
Grade, einer gewiffen Seit der Entwidelung bedingte Fähigkeit der Frucht ift, aufer- 
balb des Mutterleibed zu leben, fo ift e8 doch noch nothwendig, auf den Begriff der 
Monftrofität zurüdzulommen, der und zugleich der Beſprechung der zweiten frage 
zuführt. 

Wenn das Allg. Landrecht Tb. I. Tit. 1. $. 17. beftimmt: 

»Geburten ohne menfcliche Form und Bildung haben auf familien» 
d.18 und bürgerliche Rechte keinen Anſpruch«, 
und 8. 18.: 
„In fofern dergleichen Mifgtburten leben, müffen fie ernährt und fo viel 
ala möglich, erhalten werden«, 
fo erhellt hieraus zunächft, daß eben unter Mißgeburten »Geburten ohne menfchliche 
Form und Bildungs verftanden werden. 

Mit diefer Erklärung ftebt da8 Allg. Landrecht (ebenfo wie dad Nömifche 
Recht) wiederum auf dem Standpunkt der älteften und unklarften medizinischen VBor- 
ftellungen.. Wenn man urfprünglih annabm, daß aus einer Mermifchung des Men» 
fchen mit dem Teufel, Dämonen (succubus und incubus), mit Tbieren Gefchöpfe 
ihren Urfprung nehmen könnten, die nicht als menfchlice anzufeben feien, fo bat doch 
ſchon Zachias (lib. VII.) den direkten fruchtbaren Beilchlaf eined Dämon mit einem 
Menfchen für unmöglich, eine erfolgreihe Vermifhung von Menfb und Thier für 
höchſt unwahrſcheinlich gehalten und vorzüglich da8 fogenannte » Verfeben« ald die 
Urfache der Monftrumd angenommen. Aber auch bei ibm, wie noch fpäter, finden 
wir deutlich die Anficht ausgeſprochen, daß bei Mifgeburten die mißbilbeten Theile 
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nicht etwa nur eꝛ⸗⸗ Aehnlichkeit mit gewiſſen ent ieri i 

Se u en Pace ie ten, Pate 
Thiere, Schlangen, röla» z.”), eB fönnten Stmäer geboren werben mit dem SKopf 
eines Hundes, den Füßen tie Gans, mit Floffen has a Ye em Kopf 
es feien Kinder mit jo mißgebildeten Theilen, daß der Kopı ul —— gen nicht, 
Hundes x. — Wenn die medizinifche Xriffenfchaft dergleichen HA wie ber eine 
natürlich, daß ſolchen Gefhöpfen, deren menjslide Natur wegen der eh war es 
»menfchlihen Form und Bildung« mindeftend how& zweifelhaft war, bustenheit der 
fege menſchliche umd bürgerliche Mechte mindeſtens Adyiprodhen wurden, wenß Ge⸗ 
Gefeg nicht direkt befahl, fie zu tödten. Auf dieſem Stanbpuntt fteht unzweifelhaft 
feiner Begriffäbeftimmung nah da8 Allg. Landrecht. Mittlerweile find nun längft 
die Monftrumd (in jener alten Bedeutung) ind Reich der Fabeln gewandert, Ge- 
burten ohne menſchliche Form und Bildung giebt e8 nicht, ein noch fo mißgeftaltetes 
Kind ift immer ein Kind, ein Menfh, und der $. 17. hat fomit feinen Inhalt 
völlig verloren. 

Jedenfalls kann ed nun nicht Sache des Gerichtäarzted fein, dem Gefebe 
eine Bedeutung wieder zu verleihen reſp. ge erhalten, dadurch, daß er ihm einen 
neuen Inhalt giebt. Wir haben nicht das Net zu folgern, daß es folhe Mißge- 
burten, wie das Gefeh fie meinte, nicht giebt, fo können wir andere menfcliche Ge- 
burten, denen wir nad) unferer Anſicht menſchliche Mechte nicht zuerfennen, dem Ge- 
fege unterordnen. 

ebenfalls ift e8 aber nad meiner Anficht nicht geftattet, die »Lebendfähig- 
feit« ald Kriterium der Monftrofität hinzuftellen, wie e3 Cadper getdan hat. Seiner 
Auffaſſun nach iſt die Lebensfähigkeit abzuſprechen; 

Kindern, die vor dem 210. Tage geboren find; 
2) ſolchen, welche mit einer Organmißbildung geboren worden, die dad Fort. 
leben unmöglih macht. 
Die leteren wären die Monftrumd, welde dem $. 17, unterzuftellen wären. 

Daß der Wortlaut, wie der Sinn bed Sir diele bi Kg nit ge 
ftattet, glauben wir erwiefen zu haben. Wir finden daher auch bei den älteren mebdi- 
ziniſch⸗forenſiſchen Schrifttellern überall die Anſicht deutlich —— daß die 
Monſtroſität an ſich die Vitalität nicht ausſchließe. Es werden zahlreiche Fälle von 
Mifgeburten erzählt, die lebten, erhalten wurden und heranwuchſen. Man fragte 
dann nie nad ihrer Vitalität, fondern beurtheilte »nad billigen Grundſätzen« 
(Mebger), ob ihnen Erbfähigkeit, bürgerlihe Rechte zugelprodyen werben dürften. Ob 
ein Monſtrum, dad bald nad der Geburt ftarb, lebensfähig gewefen, wurde nie ge- 
fragt, weil eben ein Monftrum fein Kind war. 

Ebenfo widerſpricht es dem allgemeinen Sprachgebrauch, ein völlig mobl- 
geftaltete8 Kind mit einem inneren DOrganfebler eine Mißgeburt zu nennen. Aber 
auch praktiſch fcheint und die — Caspers unhaltbar. — Wenn wir die regel- 
widrige Bildung von Organen, welde das Fortleben unmöglich macht, als Kriterium 
ber Mißgeburt anfehen wollen, fo dürfen wir uns einerfeitd auf die ganz augen- 
fälligen, groben Mißbildungen nicht befhränfen und dürften mir aud konſequenter 
Weiſe andererfeitd ein Leben von Wochen und Monaten als wirkliches Leben nicht 
anerkennen, fobald nur der Tod eintritt als einzige Folge der ſchon angeborenen 
Migbildung. Ein äußerlich wohlgebildeted, außgetragened Kind, dad wochenlang ge— 
lebt hat, würden wir (mad Eaöper) für eine nicht lebensfähige Mißgeburt konfequen- 
ter Weife erklären müffen, wenn bie Sektion 3. B. irgend welche fehler in dem 
Urfprunge oder der Weite diefer oder jener Arterie oder Vene ergäbe und zugleich 
der Befund und der Verlauf der Krankheit (wenn wir diefen Ausdruck gebrauchen 
mollen) diefe angeborene Abnormität ald die Todedurfahe nachwieſe. — Wenn ſolche 


1) Fortun. Fidel, lib. HJ, sect,. VII. 
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\ in der gerichtsärztlichen Pragi® nie vorfommen terctt,; meil eben es 
— Ar fan Nr i einem jolhen Kinde ‚me Mißgeburt zu ver. 
mutben, fo legen fie doch das Fehfet afte der Begriffgrtimmung far dar. Sicher 
lich werden eine Menge rl Kindern, denen Nimand menſchliche und bürgerliche 
Rechte abgeſproch ONE, nach mehrtägigem rdxt wöchentlichem Leben, als wirkliche 
Kinder beqrab«/ die fi) bei einer Settien ald Mißgeburten im Casperſchen Sinne 


pt würben. 
Keaned todte Körper ſolchet Kinder wäre nad Caspers Definition fein Leich- 
us und könnte trog de8 $. 186. ungeftraft irgendwie bei Seite geſchafft werden. 
— Das Unhaltbare dieſer Auffaſſung liegt auf der Hand. 

Noch eine andere Konfequenz der Casperſchen Auffaſſung bemeift deutlich das 
Unftatthafte derjelben. 


Casper will unter der Bildung der Organe, welde das Fortleben hindert, 
nur die Mißbildungen, die vitia primae formationis verſtanden wiſſen. — Mit 
welhem Rechte künnen wir diefen eine größere Bedeutung beilegen und fie gegen- 
überftellen anderen Veränderungen der Organe, die gleichfalls angeboren find und 
gleichfall8 den Tod des kaum geborenen Kindes (oft noch ſchneller als f. g. Bil- 
dungäfehler) herbeiführen und allein herbeiführen? 

Casper findet e8 bedenklich, Krankheiten, die dad Neugeborene mit zur Welt 
bringt und die meijt tödtlic find, als dritte Bedingung der Lebendfäbigfeit aufzu- 
ftellen. — Allerdings ift e8 bedenklich, aber nicht mehr ald die Aufftellung der zweis 
ten Bedingung. Wer diefe aufftellt, muß notbwendig auch die dritte gelten laſſen. 
Dder wie will man denn einen Unterfchied (in Bezug auf die und vorliegende Frage) 
machen zwifchen einem Zwerchfellbruh und einem angeborenen Erguß in die Pleura- 
ng der nah ein paar mühſamen Refpirationd-Verfuhen dad Kind abfterben 
läßt? — 

Wir können aber und müſſen ſogar noch weiter gehen. Wenn man nun 
Bildungsfehler und angeborene Krankheiten oder die Effekte derſelben, in ſofern fie 
den Tod des Kindes bald nach der Geburt bedingen, als Gründe der Pebendun- 
fübigkeit binftellt, worin unterfcheidet fi denn das furze Leben und der Tod eines 
folhen Kinde8 von dem eines atropbifhen, lebensſchwachen Kindes, welches, obgleich 
reif und ohne gröbere Organveränderungen bei der Sektion aufzuweifen, bald nad 
der Geburt ftirbt? Die Körperbefhaffenbeit war eine folde, und ibm angeborene, 
daß es troß der forgfamften Pflege und Abhaltung jeder Art denkbarer Schädlidy- 
feit, nach wenigen Stunden ftarb. Da war denn dod der Tod die nothwendige 
Folge dieſer Körperbefchaffenbeit, melde das Fortleben (tie dev Erfolg zeigte) un« 
möglih machte. 

Kurz dad zweite Kriterium der Lebendfäbigkeit, das Casper aufftellte, ift 
nicht nur, wie wir gefeben haben, dem eigentlihen Begriffe der Lebensfähigkeit völlig 
fremd, fondern zeigt und zum Theil fhon, wie der ganze Begriff der Lebensfähigkent 
ein unbaltbarer ift, wie wiſſenſchaftlich fi da8 faktiich vorhandene Leben der Kinder 
nicht gut in die beiden Kategorien eined wirklichen und eines — als ſolches nicht 
anzuerfennenden — Scheinlebens theilen läßt. 


Ganz ähnlich nun verhält fih die Sache, wenn wir von der Lebendunfähig” 
keit durch angeborene Organ » Mifbildung abſehen und nur die Lebensunfähigkeit 
wegen zu früb unterbrodyener, nicht vollendeter Entmwidelung in utero berüd. 
ſichtigen. 

Wenngleich zu früh geborene Kinder meiſtens nicht erhalten werden, ſondern 
deſto ſicherer ſchnell nach der Geburt abſterben, je früher dieſelbe vor dem gewöhn- 
lichen Ende der Schwangerſchaft eintrat, ſo können wir doch wiſſenſchaftlich unmöglich 
eine verſchiedene Qualität in dem kurzen Leben eines vorzeitig geborenen und dem 
oft noch fürzeren, eined rechtzeitig und ſchwach geborenen Kindes anerkennen. Ich 
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ſtimme vollſtändig der Auffaſſung Walds) bei, daß es ſich im dieſer ganzen Sache 
um eine Lebensfähigkeit gar nicht handeln könne, die ja überhaupt feine abſolute, 
fondern nur eine bedingte felbjt beim erwachſenen Menfchen ift, fondern um eine 
Lebenswahrjibeinlichkeit. 

Mie die Statiftif längft erwiefen bat, ftirbt von 5 Neugeborenen 1 im erften 
Sabre, und 4 baben die Wahrfcpeinlichkeit da3 erfte Jahr zu vollenden. — Nach 
den Angaben von Quetelet ftirbt vegelmäßig ca. ein Viertel der Neugeborenen wieder 
im erjten Monat, bi zum dritten Monat menigftend ein Siebentel derfelben, — 
Kinder, die vor dem 280. Tage geboren find, baben eine um fo geringere Lebens. 
wahrſcheinlichkeit, je mehr Zeit ihnen an ihrer völligen Entwidelung feblt. Wenn 
Kinder nad der 28. bi8 30. Schwangerſchaftswoche geboren ſchon »nur felten, bei 
befonderer Pflege« und wie fonjt die refervirten Urtheile der meilten Geburtäbelfer 
lauten, erhalten werden können, fo wird die Wahrfcheinlichkeit ded Weiterlebens 
immer geringer, die Hiufigkeit dev Todtgeburten immer größer, je mehr die Ent- 
widelung8dauer verkürzt wird. Eine Grenze ift jedoch nirgends zu ziehen, ein Ter- 
min nicht aufzuftellen, von dem ab man ein Kind als lebendfäbig betrachten 
könnte. it ein Kind lebend geboren, jo werden wir allerding® nach feinem Ent- 
widelungsalter beftimmen können, ob es mebr oder weniger wahrſcheinlich ift, daß 
e8 am Leben erhalten werden kann, wir werden aber nicht im Stande fein, im ſpe⸗ 
ziellen Falle mit Beſtimmtheit zu fagen, ob das vorzeitig geborene Kind, der Regel 
folgend, bald abiterben werde, oder ob es nicht zu den immerhin feltenen Ausnahmen 
gehört. Die Möglichkeit, dak das vorhandene Leben, felbft vor dem 210. Tage ge 
borener Kinder, fi durch feine Dauer, durch das Heranwachſen der Kinder al3 ein 
durchaus wirkliches, als kein »Scheinleben« ermeift, iſt durch zahlreiche, aut beobachtete 
— nachgewieſen. — Daß ein Kind lebt, beweiſt ſeine Lebensfähigkeit für die 

egenwart, ob es eine längere oder kürzere Lebensdauer vor ſich haben werde, läßt 
ſich mit Wahrſcheinlichkeit, aber nicht mit Beſtimmtheit ſagen. Daß es bald nach 
der Geburt ſtirbt, beweiſt noch nicht, daß es unfähig war, fortzuleben, da ja auch 
(bei Abweſenheit aller bemerkbarer Schädlichkeiten) lediglich der Mangel jenes Grades 
von beſonderer Sorge und Pflege, den die vorzeitig Geborenen zum Fortleben nöthig 
baben, den Tod bedingt haben kann. Jedenfalls ijt ein Unterfchied zwijchen dem 
Leben folder Kinder, die vor dem 7. Monate geboren wurden und folder, die im 
7., 8. ober 9. Monat geboren wurden und alle obne andere erfennbare Urſache, 
fondern lediglih aus Lebensſchwäche jtarben, unmöglich feftzubalten, und iſt ein ſolches 
Kind, wenn e8 felbit reif war, nicht mehr und nicht weniger lebensfähig geweſen, 
als ein vorzeitiges. 

Ein Termin, von dem ab das faktiſche Leben eines Kindes erſt als mwirf- 
liches, gültiges, vor dem es als Scheinleben au betrachten wäre, iſt daher wiſſen⸗ 
ſchaftlich unmöglich zu rechtfertigen. — Jedes Leben des geborenen Kindes iſt wirk⸗ 
liches Leben. Bei todtgeborenen Kindern dagegen würde, wenn es das Geſetz ver⸗ 
langt, die Aufſtellung eines ſolchen Termines der Lebensfähigkeit auch wiſſenſchaftlich 
zu ſtatuiren ſein. Es würde dann die Bedeutung haben, daß es ausdrückt, von 
wann ab man zu präfumiren babe, daf ein Kind, deflen eben nicht erwieſen ift, 
möglicherweife oder wahrfcheinlich bätte leben fünnen. Wir balten fogar die Felt 
fegung eines folchen Termined für nothwendig, da fie auf Erfahrung berubend, der 
Unficherbeit des ärztlichen Urtbeild im fpeziellen Falle und dadurch auch oft der 
Milltürlichkeit deffelben entargentritt. — Wenn SHobl?) angiebt, der Gerichtsarzt 
müffe, abgeſehen von dem Alter der Frucht, die Lebensfähigkeit derfelben in jebem 
fpeziellen Falle beftimmen aus der Entwidelung der einzelnen Organe, er müſſe 
prüfen, ob Baud- und Bruftmuäteln die gehörige Entwidelung baben, um In- und 


1) BL. 1.8.7 ff, 6. 171. 
2) Handbuch ©. 176, 
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Eripirationdbetwegung vollführen zu fünnen, ob das Swerchfell die gehörige Stärke 
hat, ob die Luftwege gehörig weit oder noch zu enge, ob die Verdauungsorgane für 
die Nahrung eined neugeborenen Kindes ſchon geeignet find, wie fih Gehirn und 
Rüdenmark verhalten x. — fo ſcheint mir dies zwar theoretiſch ſehr richtig, aber 
praktiſch ſehr ſchwer ausführbar. — Nach welchem Maaßſtab foll in den zweifel«- 
haften Fällen der Gerichtsarzt meſſen? Wie ſoll er aus der anatomiſchen Unter- 
ſuchung, die größeſte erg derfelben voraußgefeßt, auf die Leiftungsfähigteit 
der Muskeln, auf den Grad der Funktionsfähigkeit der anderen Organe fließen? 

Hiernach ſcheint mir die Feſtſetzung eines Termind auf Grund der Beobad)- 
tungen, von dem ab man eine gewiſſe Wahrfceinlichkeit dafür hat, daß das zu früh 
und todtgeborene Kind hätte leben fünnen, durchaus gerechtfertigt. 

68 fragt fih nun, ob der durch die Gejehe feftgeftellte, oder doch (worauf 
wir gleich zurüdtommen werden) von den Gefegen fupponirte Termin, der 180. und 
210. Tag nad der Empfängniß, mit den Erfahrungen der Wiſſenſchaft überein- 
fimmt, oder ob vom medizinifhen Standpunfte aus ein richtigerer Termin gegeben 
und empfohlen werden könnte. Im Allgemeinen nehmen die Geburtöhelfer, an, daß 
wenn der Termin der Lebensfähigkeit den Zeitpunkt angeben fol, nad welchem Kin- 
der in der Regel am Leben bleiben und groß gezogen werden Eönnen, der 180. Tag 
fiher und auch noch der 210, Tag ein zu feob gefegter Termin feien, weil zu diefen 
— geborene Kinder nur unter beſonderer Pflege und bei Anwendung beſonderer 
Sorgfalt mitunter — alſo doch nur ausnahmsweiſe — erhalten werden. Da jedoch 
nach meiner Auffaſſung es ſich hier weniger um die Fähigkeit der Kinder, irgend ein 
beſtimmtes Alter zu erreichen, handeln kann, als um die Fähigkeit, überhaupt zu 
leben, d. h. lebend geboren zu werden, und auch noch ſo kurze Zeit nach der Geburt 
zu leben, fo kann ich von dieſem Standpunkt aus gegen jene Termine nichts anderes 
einwenden, als daß e8 eben zwei find. Uber felbft bei einem Kinde, dad nad dem 
180. Entwidelungdtage todt geboren würde, werden wir nicht in Abrede ftellen 
können, daß eine gewiſſe Wahrfcheinlichkeit vorhanden ift, es hätte können lebend ge- 
boren werden. 

Was nun die gefegliche Feſtſtellung dieſes Termins betrifft, fo egiftirt eine 
ſolche direkt eigentlih nicht. 

Der 8. 2. Tit. 2. Th. U. des Allg. Landrechts handelt direft nur von der 
Daternität. Wenn ed in dbemfelben beißt: 

»Gegen die geſetzliche Vermuthung (daß Kinder, die während einer Ebe 
gezeugt und geboren werden, von dem Manne gezeugt find) foll der 
Mann nur alddann gehört werden, menn er überzeugend nacmeifen 
fann, daß er der frau in dem Zwiſchenraume bom 302, bis 210. Tage 
vor der Geburt ded Kindes nicht ebelich beigewohnt habe.« 
(dev analoge Art. 312. des Code civil * die Friſt vom 300. bis 180. Tage feſt), 
ſo folgt daraus zunächſt nur, daß das Geſetz annimmt, ein Kind könne nur in der 
Zeit zwiſchen dem 302. und 210. (xreſp. 300, und 180.) Tage vor feiner Geburt 
erzeugt worden fein, und daß, wenn es der Ehemann in dieſer Zeit nicht erzeugt 
baben kann, er nicht (fondern ein Anderer) der Vater deffelben fein könne. Laſſen 
wir den eriten Termin bier vorläufig bei Seite, fo folgt weiter, daß das Geſetz an- 
nimmt, es fünne frübeftend 210 ve. 180 Tage nad der Begattung ein Kind ge- 
boren werden. — Hieraus hat man nun gefolgert, da »ein Kind« fi von einem 
Abort — denn auf diefe Unterfcheidung kommt es bier der Sachlage nah an — 
durch die Lebensfähigkeit de eriteren unterjcheide, fo babe ſomit das Gefeh den Ter- 
min der Lebensfäbigkeit mit der Angabe ded 210. und 180. Tages bejtimmt. Wenn 
wir auch den ftrittigen Begriff der Lebensfähigkeit als feftftebended Unteriheidungs- 
Merkmal zwiſchen »Kind« und »Abort«, als der früheren Anſchauungsweiſe durchaus 
entiprechend, und in diefer Deduftion wohl gefallen laffen fünnen, fo it doch im 
Uebrigen jener Schluß ein feinedweged fiherer und nothwendiger. Das Allg. Land- 
recht nimmt an, zwifchen dem 210. und dem 302, Tage nad) der Begattung fünne 
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ein Kind geboren werden. Wie dad Kind befchaffen ift oder fein muß, dabon er 
wähnt ed nichtd. Es folgt fomit, daß das Gefeg annimmt, es fünne aud nad) 210 
Tagen ein reifed Kind, nad 302 Tagen ein unreifed (— wenn ed nur ein Kind 
it —) geboren werben, Es unterfcheidet eben weiter gar nicht die Beſchaffenheit 
und den Grad der Entwidelung ded Kinded. Hieraus gebt aber ganz deutlich ber 
vor, daß auch bier wiederum die alten medizinifchen Vorftellungen für den Gefep- 
geber mafgebend waren. Erſt Paulus Zachias und feine Zeitgenoflen befämpften 
und widerlegten die früher wie es ſcheint allgemeine Annahme, daß der terminus 
nascendi für den Menſchen nicht wie für die Thiere ein beftimmter fei, daß das 
Meib im 7., (8.) 9., 10. Monate nah der Empfängnig gebären könnte. Noch in 
fpäterer Seit legte man auf die Beichaffenheit ded Kindes bei Entſcheidungen über 
Daternität, Legitimität, Vitalität nicht dad gebührende Gewicht und wenn man gleich 
die Zeichen eined zu früb geborenen Kindes vielfach angeführt findet, fo werden doch 
unter denjelben die Merkmale der verichiedenften Entwidelungdgrade zufammengewor- 
fen und aus der Bildung des Kinded einen aud nur ns fiheren Schluß 
auf fein Entwidelungdalter und damit auf den Zeitpunkt der Konzeption zu maden, 
war man nicht im Stande. Aus diefer mangelhaften naturwiſſenſchaftlichen Er- 
kenntniß der Entwidelungd- und Zeugungdverhältniffe erklärt fi denn bie Faſſung bed 
§. 2. ganz —— und wie mir ſcheint, hat das Allg. Landrecht eben unter 
Kind und Kind gar nicht unterſchieden, andererſeits aber die frage, was ein Kind 
fei, von wann ab eine Geburt ein Kind (im Gegenfag zum Abort) zu nennen fei, 
gar nicht berührt. — Trotzdem jedoch, daß diefe Auffafjung der medizinifhen Grund» 
lagen des $. 2, viel für fib bat, müſſen wir zugeben, daß mit der Lehre von der 
Unbeftimmtheit ded terminus nascendi ftet8 die von der Lebensfähigkeit des partus 
septimestris Hand in Hand ging und daß diefe letztere nicht ohne Einfluß auf Die 
Feſtſezung de8 210, reſp. 180. Tages gewefen fein wird, fo daß alfo jene Geſetzes⸗ 
ftelle, ohne direkt von Lebensfähigkeit zu fprechen, doch den Schluß immerhin geftattet, 
dad Allg. Landrecht betrachte jenen Tag ald den frübeften Termin der Lebenzfäbig- 
feit, derjelbe ſei ſomit geſetzlich feitaeftellt. 

Mas die gerichtsärztlihe Praxis betrifft, fo dürfte jener Paragraph wohl 
taum dem Gerichtdarzte jemald Gelegenbeit geben, die Lebensfähigkeit eined Kindes 
zu erörtern. Um diefe handelt es ſich bier gar nicht und die Frage, die ibm dem 
Geſetze nad unter Berüdfichtigung des jetzigen Standed der medizinischen Wiflen- 
ſchaft nur vorgelegt werden würde, dürfte feine andere als die fein, ob daß in Mede 
ftehende Kind zwifchen dem 210. und 302. Tage vor feiner Geburt erzeugt fei, ob 
es ein Entwidelungsalter von mindeftend 210 Tagen babe. 

Es liegt dabei auf der Hand, daß nah dem Wortlaut ded Geſetzes einem 
Manne, welcher feine Beiſchlafsunfähigkeit nicht für die ganze Zeit vom 302. bie 
210. Tage, fondern etwa z. B. für die erfte Hälfte jener Friſt, nicht aber für Die 
legte nachweiſen kann, ein Kind als dad feinige oftropirt werden fann, welches aus 
naturwiſſenſchaftlichen Gründen unmöglich das feinige fein kann, weil es alle Zeichen 
pölliger Reife an fib trägt. — Wenn er auch wirklich etwa zmwifchen dem 230. und 
210. Tage den Beiſchlaf mit feiner frau vollzogen bat, fo kann dieſes Kind doch 
nicht fein Kind fein. 

Sache des Richters ift es, ſolche Fälle zu enticheiden, Sache des Gerichts. 
arztes aber, darauf aufmerkſam zu machen, daß die Medizin, deren mangelhafte 
Erkenntniß die unkorrekte Faſſung bed Geſetzes damald bedingte, jet bereit® im 
Stande ift, auf die Frage, wann ein beftimmted Kind erzeugt fein müffe, oder ob 
es zu einer beftimmten Zeit nicht erzeugt fein könne, eine viel beftimmtere Antwort 
zu geben, ald es früher möglich war. 

Ich glaube num nachgewieſen zu haben, daf 

1) die Abwefenheit von Bildungsfehlern, melde das Fortleben unmöglich 
machen, weder ald ein durch die eigentliche Bedeutung des Begriffes »Lebensfähigkeit« 
nothwendiged Kriterium derfelben angefehben werden darf, noch ald ein Kriterium, 
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dad vom theoretiichen, wie praftifchen gerichtsärztlichen Standpunfte aus zuläffig 
erſcheinen dürfte; daß 

2) der ganze Begriff der Lebensfähigkeit, ſelbſt als einer nur von dem Ent- 
widelungdalter der Frucht abhängigen Qualität derfelben, vom wiſſenſchaftlichen 
Standpunft aus unbaltbar ift, und daß ein beftimmter Termin, von dem ab das 
faktiſch lebende Kind erft ald lebensfähig betrachtet werden dürfe, weder von der 
Wiſſenſchaft gegeben, noch durch das Geſetz direkt feitgeftellt ift. E83 fragt fib nun, 
fteht der von uns im Beginn diefer Erörterungen vorgenommenen Umwandlung des 
Begriffes der Lebensfähigkeit, der ihn in feiner jegigen Bedeutung eigentlich eliminirt, 
von Seiten des Geſetzes etwas entgegen, dad und zwänge, ibn troß feiner vom 
medizinifhen Standpunft aus nachgewieſenen Unhaltbarkeit beizubehalten. 

Daß dad Wort »Lebensfühigkeite in Preußiſchen Geſetzbüchern nirgend vor— 
fommt, haben wir bereit3 erwähnt. Das Strafgefegbuch bat, wie wir gefeben haben, 
den Begriff derfelben abfichtlih ausgeſchloſſen und der einzige $. 186. defjeiben, in 
defien Deklaration da8 Ober-Tribunal der Lebendfähigkeit erwähnt, darf, wie wir 
ebenfalls befprohen haben, zu einer Kontroverfe über Lebendfähigkeit feine Veran— 
lafjung geben, fondern erfordert nach unferer Auffaffung nur event. die Beftimmung 
des Fruchtalters einer Geburt. 

Ganz diefelbe Aufgabe hat ausfchließlih der Gerichtdarzt dem $. 2. Tit. 2, 
Tb. 1. des Allg. Landrechts gegenüber, deffen Beziehung zur Frage der Yebens- 
fübigkeit, wie oben erörtert, nur eine höchſt mittelbare und entfernte ift. Ganz 
ebenfo verhält «8 fi mit dem Gefe dom 24. April 1864 $. 15. Als Erzeuger 
eines unebelichen Kindes ift derjenige anzufehen, der mit der Mutter innerhalb des 
— vom 285. bis 210. Tage vor der Entbindung den Beiſchlaf voll- 
zogen bat. 

Auch der $. 17. Tit. 1. Th. 1. des Allg. Landrechts wird den Richter nie 
beranlaflen, nad der Lebensfähigkeit einer Geburt zu fragen, da diefe, wie wir ge- 
zeigt haben, mit dem Begriffe der Mißgeburt gar nicht? zu thun bat, und würde 
nach unferer Anſicht derjenige Gerichtdarzt, der den Begriff der Mißgeburt durch 
den der Lebensfähigkeit ergänzt, feine Befugniß ohne Zweifel überfhreiten. Es wird 
dem Gerichtsarzt natürlich unbenommen bleiben, im fpeziellen Halle den Einfluß der- 
jenigen Ktörperfehler der Geburt, welche Zweifel über die Menfchbeit derfelben bei 
dem Richter erregt haben, auf den bereitd erfolgten oder mit mehr oder weniger 
Sicherheit über pe oder lang zu erwartenden Tod der qu. Geburt nach allgemei- 
nen Regeln der mediziniiben Wiffenfchaft zu würdigen, aber »menſchliche Form und 
Bildung« im Einne ded Geſetzes (wonach ja der Richter zu fragen pflegt) bat jede 
menschliche Geburt. 

Die erwähnten Gefepeäftellen find bie einzigen, melde überhaupt mit der 
Frage der Lebensfäbigkeit in Verbindung gebradt worden find. Da aber aud) dieſes 
theild geradezu mit Unrecht, theild obme genügenden Grund, wie wir aezeigt baben, 
geicheben ift, fo feben wir in der Lage der Dreufifchen Gefeggebung feinen Grund, 
bon der Auffaflung der Beariffe »Leichnam, Lebenfähigkeit, Monftrume, melde wir 
aus medizinischen Gründen für nothwendig halten, abzugeben. Eine Kollifion zwi— 
hen der Auffaſſung des Richters und des Gerichtäarzted dürfte hierdurd nicht ent» 
fteben, da die Erbfäbigkeit und der Genuß bürgerlicher Rechte jedem lebend geborenen 
Kinde zugefprochen werden (Allg. Landrecht Th. I. Tit. 1. $. 12.), mag es auch 
augenfcheinlich zu früh (event. vor dem 210. Tage), geboren fein und noch fo bald 
nad der Geburt wieder jterben. Ebenſo wenig erwedt dem Richter dad unmotibirte 
Abfterben eines äußerlich mwoblgebildeten Kindes aleih nah deu Gerburt den Ber- 
dacht, es könne ein innerer Bildungsfehler die Urfache dieſes Todes, dad Kind fomit 
eine Mißgeburt fein, der menſchliche Nechte nicht zuzuſchreiben feien, während dieſes 
doc bei Anerkennung der Casperſchen Auffaſſung geſchehen und in ſolchen Fällen 
jedesmal eine Legal-Seftion nothwendig erſcheinen laſſen müßte, 
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Wenn wir biöher nur die Preußiſchen Geſetze berüdfihtigt baben, fo iſt jept 
noch eine Erwägung der Stellung erforderlich, weiche das Rheiniſche Geſehbuch diefen 
Fragen gegenüber einnimmt. 

Der Code penal kennt die Pebensfäbigkeit ebenfo wenig als das Dreußifche 
Strafgefegbudy, im Code civil beweift der Art. 725.: 

Pour sueceder il faut necessairement exister à linstant de l’ouver- 
ture de la succession, — Ainsi sont incapables de suceeder: — 

1) Celui, qui n’est pas encore concu, 

2) -l’enfant qui n’est pas ne viable, 


3) — ——, 
daß allerdings das Franzöſiſche Geſetz ein Leben, welches fein wirkliches iſt, ſtatuirt, 
daß ein Kind zwar lebend, aber nicht lebensfähig geboren werden kann. — Hier 


würde nun der Serichtdarzt, was, wie wir gezeigt haben, dem Allg. Landrecht gegen- 
über nicht der Fall ift, in der Lage fein, direkt über Lebensfähigkeit zu entjcheiden 
und den Kontroverfen über Diefen Begriff wäre Thür und Thor geöffnet. Dad 
Gefep ſelbſt äufert fi über den Begriff der Lebensfähigkeit nicht, jedoch gebt feine 
Auffaſſung deffelben indireft aus den folgenden Artikeln hervor. 
* Die Art. 312. und 314. des Code civil, welche über die Paternität handeln, 
auten;: 
L’enfant congu pendant le mariage, a pour pere le mari. — Nean- 
moins celui-ci pourra desavouer Fam, s’il prouve que, pendant le 
temps qui a couru depuis le trois centieme jusqu’au cent quatre- 
vingtieme jour avant la naissance de cet enfant, il etait, soit par cause 
d’eloignement, soit par l’eflet de quelque accident, dans limpossibilite 
physique de cohabiter avec sa femme, 


und der Art. 314.: 


L’enfant ne avant le cent quatre-vingtieme jour du mariage, ne pourra 
etre desavoue par le mari, dans les cas suivans: 


’ 


RER, 
3) Si l'enfant n’est pas deelare viable, 


. In wiefern der eritere Artikel zur Beſtimmung ded VBeariffed der Lebens 
fäbigfeit berbeigezogen werden kann, baben wir oben bei Beſprechung ded analegen 
Paragraphen ded Allg. Landrechts erörtert, Der Artikel 314. aber beweift aufs 
deutlichfte, daß bier die Lebensfähigkeit als lediglich abhängig von dem Alter der 
Frucht aufgefaßt it. — Der Ehemann muf das vor dem 180. Tage nad der 
Hochzeit geborene Kind als ſeines anerkennen, wenn es nicht lebensfähig it, daß heißt 
Zeichen eines fo frühen Fruchtalters an ſich trägt, daß es von einem nad der Hoch⸗ 
zeit (alfo praesumtive mit ibm felbft) ftattgebabten Coitus berrübren kann. “jede 
andere Auffaflung ded Begriffed der Vitalität würde dad Gefeg widerſinnig erichei- 
nen laflen. Wollte man beifpieläweife die Casperſche Definition gelten laffen, fo 
würde dem Ehemanne ein Kind ald das feine zugefprocen werden müflen, das vor 
dem 180. Tage nach der Hochzeit geboren wäre, lebte, völlig reif und ausgetragen 
wäre — aber 4. B. einen Maſtdarm⸗Verſchluß bätte. 

Da nun aus bdiefem Artikel eine beftimmte Definition des Wortes viable 
F lebend und über 180 Tage alt) hervorgeht, ſo werden wir in unſerem Rechte 
ein, wenn wir als Gerichtsärzte (die wir alles Intereſſe haben, den Begriff ſo ſehr 
als möglich einzuſchränken), auch in dem Artitel 725. des Code civil, dieſe Defini— 
tion gelten laſſen. Wir würden daber, da das Franzöſiſche Gejep und nun einmal 
zwingt, den Gegenſatz zwifchen Leben und Lebenstäbigkeit anzuerkennen, nicht nur, 
wie ed gegenüber den Preußiſchen Gefegen der Fall ift, bei todtgeborenen, ſondern 
auch bei lebend geborenen Früchten, das Fruchtalter zu beftimmen haben. Die Ab- 
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wefenheit von folhen Bildungsfehlern, die das Fortleben unmöglih machen, fünnen 
wir auch bier als Erforbernik der Lebensfähigkeit nicht anerkennen, 

Andere, als die erwähnten Gefepftellen, nehmen auf »Lebensfähigkeit« nirgend 
Bezug und veranlaffen auch mittelbar nicht eine Unterfuhung derjelben. Wenn 
fomit da8 Franzöſiſche Geſetz und auch nöthigt, in Bezug auf daffelbe den der medi- 
zinifchen Wienipaft mwiderftreitenden Begriff der Lebensfäbigkeit fefizubalten, und ihn 
zu beftimmen durch das Fruchtalter der lebend geborenen Frucht, fo fehen wir doch, 
daß das Preußifhe Geſetß es und geitattet, diejenige Auffallung des Begriffed der 
Lebensfähigkeit, welche wir dem $. 186. gegenüber für die richtige hielten, auch im 
Allgemeinen aufrecht zu erhalten. 


Meber die Zeit der alljährlichen Bilanzziehung. 





San ber $. 1468. Tit. 20. Th. II, des Allg. Landrechts firafte denjenigen als 
fabrläffigen Bankeruttirer, welcher e8 unterlaffen, die Bilanz feined Vermögens all- 
jährlich zu ziehen, und fi dadurd in Unwiſſenheit über die Lage feiner Umſtände 
erhalten bat. j 

Dem folgend haben ſämmtliche Entwürfe und ſchließlich das Strafgeſetzbuch 
felbft im $. 261. Nr. 3, die Vorſchrift, daf bei erfolgter Be Berka die 
ee der jährlichen Bilanzziehung die Strafe des einfahen Bankerutts zur 

olge bat. 

Es handelt fih um die frage, wann der Zeitpunkt ber bier von dem Straf- 
geſetz vorausgeſetzten Verpflichtung zur Aufftellung der Bilanz als eingetreten anzu- 
nehmen ift, um daran die ftrafrechtlihen Folgen der Verſäumniß fmüpfen zu können? 
Denn e8 fcheint, ald ob das Geſetz bier nicht dem Strafrichter eine willkürliche 
Beurteilung babe einräumen wollen. Die in den Nummern 2. und 3, des 8. 261. 
(vergl. Nr. 3. des G. 259.) enthaltene Faſſung, wonach in Ermangelung einer gefeh- 
lichen Vorſchrift die Verpflihtung zur hang von Handlungsbüchern und zur 
Bilanzziehung dur den Strafrihter nad der Beſchaffenheit des Geſchäftes über- 
baupt feftzuftellen war, bat ihre Bedeutung in foweit verloren, ald durch dad Han— 
delögefepbuh nunmehr für alle Kaufleute — mit Audnahme der im Art. 10. er- 
wäbhnten geringeren Gewerbtreibenden — die Berpflihtung zur Buchführung und 
zur Bilanzziehung auögefproden ift (Axt. 23. 29.), was bis dahin nur im Bereich 
des Rheiniſchen Handelsgeſetzbuchs geſchehen, im Uebrigen aber in unferem Handels- 
recht nicht als pofitive Verpflichtung ausgeſprochen, vielmehr — wie die 88. 623. 653. 
768. Tit. 18. Th. U, des Allg. Landrechts im Vormundſchaftsrechte zeigen — nur 
ſtillſchweigend voraußgefegt war. Es war daher auch, was den Seitraum betrifft, 
für welchen die Bilanz zu ziehen, völlig fonfequent, daß, wenn die Beichaffenbeit des 
Geſchäftes nach fachverftändigem Urtheil nur die zweijährige Bilanz erforderte, 
der Thatbeitand ded Bankerutts in den —— vom 30. Juni 1859 und 
7. Mai 1864 (Archiv Bb. VII. ©. 85l, XU. ©, 561) deöhalb verneint worden 
war, weil dad Strafgefeß im $. 261. die Nothiwendigkeit der alljährlichen Bilanz 
vorausſetze. 

Es fragt ſich nun, welcher Zeitpunkt als der geſetzlich vorausgeſetzte für die 
alljährliche Bilanzziehung anzunehmen fei, ob nämlich der Ablauf des Kalenderjahres 
oder der Ablauf des “Jahres ſeit der Eröffnung des Handelsgeſchäftes. Der Lnter- 
ſchied ift von erheblichen Folgen. 


526 Ueber die Zeit der aljährlichen Bilanzziehung. 


Nimmt man den überall feften Termin bed Ablauf des Kalenderjahred an, 
fo entſteht die Streitfrage, ob die Verpflichtung zur Bilanzziehung mit dem Eintritt 
dieſes Termind abfolut eintrete, gleichgültig wie früh oder wie fpät die Eröffnung 
des Geſchäftes in demfelben Jahre erft erfolgt war. Es würde ſich alſo fragen, ob 
für die Gefchäfte, welche beiſpielsweife am 1. März refp. am 1. Oftober 1863 er- 
öffnet wurden, und welde am 15, Februar refp. 15. September 1364 ihre Zablun- 
gen eingeftellt haben, gleibmäßig mit dem Scluffe des Jahres 1863 die Verpflich- 
tung zur Bilanzziehung eingetreten war. Denn beide waren im Jahre 1863 eröffnet, 
batten den Schluß dies Jahres überdauert und erft im folgenden Jahre ihre En 
lungen eingeftellt, gleihgültig, ob ihr Handelöbetrieb das ganze Jag 1863 umfaßt, 
oder nur daß erftiere 9 Monate, das leptere aber fogar nur 3 Monate bis zum 
Jahresſchluß gedauert hatten. Das »jährlid« im F. 261. Nr. 3. des GStrafgefep- 
buch3 bezieht fi alddann nur auf den Endtermin (den Schluß des Kalenderjahres), 
nicht aber auf den Zeitraum, welden die Verpflichtung umfaßt. Es leuchtet aber 
fofort ein, daß man in diefem falle zu jener oben erwähnten richterlihen Beurtbei- 
lung, wie fie vor Einführung des Handelsgeſetzbuchs in Beziehung auf die Verpflid- 
tung überhaupt beftand (»nad der Befchaffenbeit des Gefchähtede), in gewillem Sinne 
wieder zurüdfehren müßte. Da nämlich die Annahme des feſten Termins des Jahres- 
ſchluſſes nothwendig den Erfolg bat, daß die Zeit der Fortführung des Geſchäftes 
über diefen Termin hinaus bis zur Zahlungseinſtellung im Laufe de3 nädhftfolgen- 
den Jahres nicht mit zur Berechnung gezogen werden kann, fo müßte man fordern, 
daß der Richter zu beurtbeilen hätte, ob der Zeitraum der Dauer des Gefchäftes 
im verfloffenen Jahre bis zum Schluſſe deffelben und der Umfang des Gelchäfts- 
betriebed in diefem Zeitraum ein folder geweſen fei, welcher nad den vorliegenden 
Umftäinden eine Bilanzziehung erforderlich gemacht habe, obgleich das Geſchäft nicht 
ein volles Jahr bindurd) geführt worden war. Man könnte alfo in dem einen Falle 
finden, daß da8 oben erwähnte Gefchäft vom 1. Oktober bi8 1. Januar 1863 ſchon 
einen folhen Umfang gehabt, in dem anderen alle aber, daß es im diefer Zeit 
eigentlich gar nicht betrieben, vielmehr, obwohl formell am 1. Oktober eröffnet, doch 
nur erft in der Vorbereitung begriffen geweſen fei, mitbin zwar im erfteren, nicht aber 
im zweiten Falle die Verpflihtung zur Bilanzziebung am 1. Januar 1864 vorban- 
den geweſen fei. Will man dagegen, um dieſe richterlihe Beurtheilung jedes einzel. 
nen Falles zu vermeiden, auc bier das Erforderniß aufftellen, daß nicht allein der 
Endtermin der feite Schluß des Stalenderjahres fei, fondern daß auch der Zeitraum 
felbft da8 volle Jahr umfaßt haben müfje, fo gelangt man zu dem Mefultat, daß 
für daß 3. B. am 1. Februar 1863 eröffnete Geſchäft erft am Schluſſe ded Jahres 
1864 die Werpflibtung zur Bilanzziebung eingetreten fei. 

Frühere Entſcheidungen ded Ober-Tribunals feinen in der That den Schluß 
des Kalenderjahres ald den enticeidenden Termin anzunehmen, 

Died ergiebt fih auß folgendem Falle. Der Ungeklagte, welcher am 24, 
März 1858 feine Zablungen eingeftellt, war aus F. 261. Nr. 3. verurtbeilt, weil 
er für dad Jahr 1357 keine Bilanz gezogen. 

In Appellatorio behauptete er, daß die von ihm im März 1858 gezogene 
Bilanz für dad Jahr 1857 genügend, wenn auch verfpätet fei. Dem Geſetze fei 
dadurch genügt, indem die Bilanz nicht gerade innerhalb der 12 Monate des Ka— 
lenderjahres gezogen werden müfle. 

Der Appellationsrichter beftätigte aber. Die Bilanz fei bisher von dem An- 
geflagten 1854 — 1856 und dulcht im Dezember 1856 gezogen. Die nun erft im 
März 1858 gezogene fünne für da8 Jahr 1857 nicht gerechnet werden, meil diefelbe 
nad dem Gutachten der Sadyverftändigen und nad der Natur der Sache, aleidy der 
früheren Bilanz Ende Dezember 1857 bätte gezogen werden müffen, wenn die Verpflich- 
tung der jährlichen Bilanzziebung hätte erfullt fein follen. Zwar hätten die Sadver- 
ſtändigen zugegeben, daß die Aufftellung der Bilanz durch die Aufnahme der Inventur 
bedingt werde, und daß diefe ſich nicht an einem Tage beendigen laſſe. Indeß 
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hätte doch der Angeklagte damit in 8 bis 10 Tagen fertig werden fünnen, und 
feinenfalld dadurch die Bilanz bid zum März 1858 verzögern dürfen. 

Die Nichtigkeitöbefchwerde rügte: es werde unrichtig gefordert, daß die Bilanz 
immer am Jahrestage der früheren gefertigt werde, Dies fei eine Unmöglichkeit; 
die Inventur laffe allein dies nicht immer zu. 

Die Beſchwerde wurde durch Urtel dv. 18. Mai 1860 wider Härter (Nr. 213. 1.) 
urüdgewiefen. Denn die Bilanz bilde den Sclufftein der Buchführung deö Ge 
äftslabred. Ihre geſetzlich nothwendige jährliche Ziehung mülle daher am 
Jahresſchluß gejheben, indem fie dad Ergebniß des Geſchäftsſahres darlegen und 
gleibfam den Maafftab für die ortführung des Geſchäſtes abgeben folle. Zur 
Fertigung derjelben möge eine angemefjene Friſt geftattet fein. Tiefe babe dann aber 
der Nichter nach den Umſtänden zu bemeilen. Er könne daber aud annehmen, daf 
eine Bilanz, welche erjt mehrere Monate nad Ablauf des Gejhäftsjahres und nad 
inzwifden erfolgter Fortführung des Gefchäftes gezogen wurde, als die erforderliche 
jährliche Bilanz nicht gelten könne. 

Die zweite von und erwähnte Alternative it der Ablauf des Jahres feit der 
Eröffnung des Geſchäftes. Während die erjte Alternative des Tahresfchluffes den 
Zeitraum unbeftimmt läßt, und nur ein- für allemal den Endpuntt figirt, läßt die 
zweite diefen Endpunkt in ſoweit unbeftimmt, als er durch alle beſtehenden Geſchäfte 
ein verſchiedener ijt, während fie allerdings den Zeitraum beftimmt, das volle Jabr 
von 12 Monaten umfalfend fixirt. Hier it es alfo von vornherein unjtatthaft, jene 
richterliche Beurtheilung über die Nothwendigfeit einer Bilanz aud fon vor Mb- 
lauf eined vollen jahres eintreten zu laffen; vielmebr it dev Thatbeſtand des Ban- 
feruttd immer nur erſt vorhanden, wenn nach Ablauf voller 12 Monate die Bilanz 
nicht gezogen und fodann die Zublungseinftellung erfolgt war. Allein diefe Alter- 
native bat dad gegen fib, daß der Anfangspunkt, nämlich die Gröffnung des 
Geſchäftes, wiederum ein fehr unbejtimmter it, und daß, wie erwähnt, der Nor 
zug einer übereinftimmenden Negel für alle Handelsgeſchäfte überbaupt ein Zufam- 
mentreffen der Operation des Abſchluſſes aller beſtehenden Gefchäfte in einem und 
demjelben Zeitpunft feblt. 

Dad Handeldgefegbuch verordnet im Art. 29., daß beim Beginn des Ge 
ſchäftes ein Status aufgeftellt, und in jedem Jahre die Bilanz gezogen werde, Die 
bierzu aebörige gleichfalld vorgefchriebene Inventur braudt jedod, wenn fie nad 
Beſchaffenheit des Gefchäftes alljährlich nicht erfolgen kann, nur alle zwei Jahre auf- 
genommen zu werden. Man wird nicht annehmen können, daß dieſe letztere Aus— 
nabme ſich zugleihb auf die Bilanz felbit erfirede; ihre alljährlibe Aufnahme ifl 
fowobl im Art. 29. dennoch beftimmt vorgefchrieben, und außerdem würde dem 
F. 261. Nr. 3. durch jene Ausnahme nicht derogirt werden fünnen. Der Bilanz 
in dem Jahre, wo eine nventur nicht ausführbar ift, wird daher die Inventur des 
Vorjahres dennoch im Allgemeinen zum Grunde zu legen fein. 

Diefe Beltimmungen beziehen fihb nad dem Schlußſaß des Art. 29. aud) 
auf die Handelsgeſellſchaften, für welde außerdem befondere Vorſchriften, insbeſon⸗ 
dere im rt. 107, gegeben find, Hier wird ald Seitpunft der Bilanzziehung der 
Schluß des »Gefhäftsjabred« genannt, und diefe Benennung wiederbolt ſich 
für verfchiedene Verhältniffe im Handeldgefepbuche. 

Man dürfte berechtigt fein, unter diefem Gefchäfttjabr das oben gedachte, 
von Eröffnung des Geſchäfts beginnende zu denken. Denn bier ift der SZeitpunft 
der Eröffnung ausdrüdlid anzumelden, und er iſt enticheidend für dad Rechts— 
verbältniß zu dritten Derfonen nr 110,), und für die Gewinn. und Sinäbered- 
nungen der Gejellichafter (Art. 106.). 

Allein abgefeben davon, daß es bedenklich fein würde, die Folgerungen hieraus 
auch auf den Alleinbandel im Unterſchied des Sozietätshandels zu übertragen, fo 
ſcheinen jene Vorſchriften doc aud nicht in dem Maafe obligatorifch zu fein, daß 
e8 unzuläffig wäre, durch Lebereinkunft im Laufe des Geſchäftsbetriebes jenem Ge- 
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ihäftsjahr, fomeit es die Abfchlüffe, die Inventur und die Bilanz betrifft, das 
Kalenderjahr zu fubftituiren. Nur für den GStrafrichter würde dann immer Die 
Frage wiederfehren, welcher Zeitpunkt refp. Zeitraum in dem oben erörterten Sinne 
der vom Strafgefeß gemeinte und deshalb einer willfürlichen Aenderung nit unter- 
morfene wäre, wenn er den Fall 8 entſcheiden hätte, daß bei —— Dahlungs⸗ 
einſtellung das Geſchäftsjahr ohne Bilanz abgelaufen, aber das demſelben ſubſtituirte 
Kalenderjahr noch nicht vollendet war. 

Die bier angeregten Bedenken werden dur einen übereinftimmenden Ge- 
brauch in der Handeläwelt nicht gelöft. In der Mehrzahl der Banquier » Gefchäfte 
wird die Bilanz am Schluſſe ded SKalenderjahred gefertigt. Bei den Waarenge- 
ſchäften entichpeidet die für die nventur paffendere Zeit; F iſt am Schluſſe des 
Jahres in der Regel unbequem, bequemer da, wo ein offenes Ladengeſchäft verbun- 
den ift, im der fogenannten ftillen Zeit, d. b. in der Mitte ded Sommerd. Die 
Aufftellung der Konto » Kurrenten ijt überall nad dem Umfange des grgenfeitigen 
Verkehrs u. f. w. ſehr verſchieden. Ueblich iſt es zwar, am Schluffe des feit der 
Geihäftseröffnung abgelaufenen Jahres das erftemal eine kurze Ueberfiht der Ne 
fultate im Allgemeinen aufzuftellen, fobald man aber aus anderen Gründen das 
Kalenderjahr für die Bilanz wählt, hält man jenen Schluß des Geſchäftsjahres nicht 
für obligatorifh. Damit würde fi auch praktiſch die Frage —— ob, weil das 
Gefeh bei der Eröffnung des Geſchäftes die Aufitellung eined Status vorſchreibt, Die 
damit verbundene Vorſchrift im Art. 29. »in jedem Jahre ein ſolches Inventar und 
eine folche Bilanz anzufertigen«, die Bedeutung der Innehaltung gerade des feit der 
Aufftellung jened erften Status abgelaufenen Jahres baben müſſe. Daß übrigend 
jener Statuß bei Eröffnung de8 Gefchäfted auch im ftrafrechtlihen Sinne die volle 
Bedeutung einer Bilanz babe, ift bei der Anwendung des $. 261. Nr. 4. des Straf. 
geſetzbuchs in dem Urtel ded Ober + Tribunal® vom 13. April 1866 wider Tepper 
ausgeſprochen. Hier handelte es fib um die frage, ob der bei feiner Etablirung 
nach dem damald aufgeftellten Status bereit8 über die Hälfte verfchuldete Kridar, 
welcher noch im erften Jahre nad Stontrabirung neuer Schulden feine Zablungen 
eingeftellt hatte, der Strafe jenes $. 261. Nr. 4. verfallen fei, obwohl diefer von 
einer »letzten Bilanz « fprict. 

Dad Ober- Tribunal bat diefe Frage bejabt, indem jener Status in diefem 
Sinne allerdings die Bedeutung einer foldhen Bilanz babe. 

Mir fügen nun dem bisher Erörterten folgenden Fall hinzu, in welchem das 
een da8 Gefchäftsjahr und nicht das Kalenderjahr für obligatorifh er- 
Märt bat. 

Das Handelägefhäft des Hirſchfeld war am 1. September 1862 eröffnet, 
und faktisch bi® zum 16. Januar 1864 fortgeführt. -Am 23, April 1863 war der 
Engel als Soziud eingetreten, aber am 18. Dezember 1863 wieder ausgeſchieden. 
Die fpäter im Januar 1864 faktifch erfolgte Zablungseinftellung ift vom Konfurs- 
und vom Strafrichter auf den 29. Oktober 1863 zurüddatirt, und es ijt die An- 
ale gegen Hirfchfeld erhoben, daß er für da8 Jahr 1863 feine Bilanz aufge- 

ellt babe 


Der Einwand ded Angeklagten, daß die Bilanz nicht erforderlih geweſen fei, 
weil weder die gel wo er dad Gefchäft allein betrieben babe — 1. m... 1862 
bis 23. April 1863 — noch die Seit der Sozietät mit Engel — 23. April big 
18. Dezember 1863 — noch endlich die Zeit vom 18. Dezember 1863 bis zur Auf- 
löfung des Gefchäftes im Januar 1864 jedesmal ein volled Jahr betragen babe, ift 
vom Appellationsrichter durch die Erwägung befeitigt, daß jedenfalld der Angeklagte 
Hirschfeld felbft da8 Gefhäft länger ald 1 Jahr betrieben babe, der Eintritt des 
Sozius Engel aber eine Veränderung deffelben nicht, fondern nur eine Veränderung 
der Firma bewirkt habe, gerade durch den Eintritt de8 Sozius vielmehr die Bilanz 
erſt recht erforderlich merde (Art. 29, Abſatz 3. des Handelsgeſetzbuchs). Es ift des. 
balb die Verurtheilung aus $. 261. Nr, 3. des Strafgeſetzbuchs erfolgt. 
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Die Nichtigkeitsbeſchwerde hiergegen führt aus. Seit dem 1. Januar bi8 
29. Oftober 1863 (dem richterlich —— Tage der Er nr er fei daB 
voraudgefegte volle “Jahr der Gefchäftsführung nicht verfloffen. Aus diefem Grunde 
fei der Engel nicht mit angellagt, weil derfelbe, mie die Anklage bemerkte, nicht ein 
volled Jahr Gefhäftsinhaber geweſen fei. Sodann fei der Grundfag unrichtig, daß 
der neue Eintritt eined® Soziud nur eine MAenderung der firma, nidyt aber des Ge- 
ſchäftes bewirke. Sie bewirke die Bildung einer (neuen) Handelsgeſellſchaft durch 
Schaffung einer neuen Derfönlicpkeit. Nach Art. 29, Abſatz 3. folle bei der Grün- 
dung einer Handelsgeſellſchaft und dann jührlih, alfo nad Ablauf eined Geſell⸗ 
(haftsjahreß , Inventur und Bilanz erfolgen. Nah Art. 107. fei aber dad Ge- 
ſchäftsjahr die Zeitdauer für die Bilanz. Die ep | der Bilanz bei Be- 
aründung der Sozietät falle aber nicht unter den $. 261. Nr. 3. des Strafgefeh- 
buchs. Mit der Annahme bed Appellationdrichter8 würde der Kaufmann, melder 
demnächft einen ehe Die eine doppelte Bilanz aufzuftellen baben, 
einmal am Schluß des von der Begründung ded erften Geſchaͤftes laufenden Ge- 
ſchäftsjahres und fodann am Schluß de3 Gefhäftsjahres der Handelsgeſellſchaft. 


Das Ober - Tribunal hat durch Urtel vom 16. Mai 1866 wider Sirfchfeld 
(Nr. 82, 1.) die Nichtigkeitsbeſchwerde zurüdgemiefen. 


Gründe. 


Der Angriff, daß das Handeldgefhäft des Angellagten vom 1. Januar bis 
29. Oktober 1863 nicht ein volle Jahr gewährt, daß ferner durd den Eintritt des 
Sozius Engel am 23. April 1863 ein neued, durdy die ra rer ſchon 
am 29. Oktober 1863 wieder aufgelöſtes Handelsgeſchäft, für welches ſomit allein 
bie Verpflichtung zur Bilanzziehung eingetreten, gegründet worden fei, iſt binfällig. 
Denn der Appellationdrichter ftellt feſt, daß es Gin daſſelbe Handelsgeſchäft ge- 
weſen ſei, in welches der Engel als Sozius eingetreten ſei, und welches der Ange⸗ 
klagte ohne Unterbrechung, ſomit länger als 1 Jahr (ſeit dem 1. September 1862) 
betrieben babe. Rechtlich kann die Gründung der Handlungs - Sozietät durch den 
Eintritt eined Sozius in ein bereits beſtehendes Kr chäft, foweit es die bier 
in Rede ftehenden gefeplihen Vorſchriften des 6. 261. des Strafgeſetzbuchs betrifft, 
nur dann als eine Aenderung des Geſchäftes felbft betrachtet werden, wenn dadurch 
zugleih das Rectöverbältniß zu den Gläubigern alterirt wird. ine ſolche Aende⸗ 
tung bat aber der Angeklagte weder behauptet, noch ift diefelbe fefigeftellt ; mit Necht 
bat daber der Appellationsrichter angenommen, daß nur eine Menderung ber Firma 
des im Uebrigen unverändert gebliebenen Geſchäfts ftattgefunden babe. dies 
aber der Fall, fo bat der Angeklagte in der That vom 1. September 1862 ab 
länger ald 1 Jahr das Geſchäft betrieben, und er mußte demnab die Bilanz für 
diefed Jahr zieben, weil dad Gefhäftsjahr (Art. 29. 107. des Sandelögefegbudhs) 
nicht das Kalenderjahr, fondern das mit der Eröffnung des Gefchäfteß beginnende 
Betriebsjahr des Geſchaͤftes ift. 


Wir fügen der vorſtehenden Abhandlung folgende, uns durch die Güte des 
Herrn Rehtdanwalt Makower zugehende Bemerkungen binzu. 
Der legte prinzipielle Sag des vorſtehenden Erkenntniſſes erſcheint durchaus 
gerechtfertigt. 
Der 8. 261. Ziffer 3. ded Strafgefepbuches lautet: 
Handelsleute, Schiffdrheder und Fabrikbeſizer — (unter welchen Bezeich- 
nungen nad Urt. 18. Einf. Gef. zum A. D. 5. ©. alle diejenigen Der- 
fonen zu verftehen find, melde nad der Beftimmung ded Urt. 4. des 
Ardiv, 1866. Wuguft. 35 
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Handeldgefepbuhß ald Kaufleute anzufeben find) — melde ihre Zab- 
lungen eingejtellt haben, werden wegen einfachen Banferutt mit Ge- 
fängniß bis zu zwei Jahren beftraft: 
3) wenn de unterlaffen haben, die Bilanz ihred Vermögens jährlich zu 
iehen, obgleich dies geſetzlich vorgejchrieben oder nad) der Befchaffen- 
ei ihres Geſchäfts erforderlih war. 

Es ift in der vorjtehenden Abhandlung bereit? hervorgehoben, daß die legten 
Worte der angeführten Siffer 3.: »obgleich dies geſetzlich vorgejchrieben, oder nad 
der Beihaffenheit ihres Geſchäfts erforderlid war« gegenwärtig ihre Bedeutung ver- 
loren haben, da die Pflicht, jährliche Bilanzen zu ziehen, nunmehr im Art. 29. des 
H. ©. B. allen Voll-Kaufleuten (im Gegenfag zu den im Art. 10, ibid, gedachten 
Gewerbtreibenden) zur Dflibt gemadt iſt. 

Der $. 261. Siffer 3. des Strafgeſetzbuchs würde daher jet, unter Berüd- 
fihtigung der deränderten Terminologie und gefeglihen Beltimmungen, etwa 
o lauten: 
Kaufleute, welde ihre Zahlungen eingeftellt haben, werden wegen ein- 
fahen Banferutt3 mit Gefängnig bis zu zwei Jahren beftraft: 

3) menn he unterlaffen haben, bie Bilanz ihres Vermögens jährlich 
u ziehen. 

Menn ed nn fraglich erfcheint, ob unter dem Ausdrude: »jährlih« da8 Ge- 
fhäftsjahr oder dad Kalenderjahr zu verftehen ift, fo wird man die Entiheidung 
aus dem Urt. 29. de H. ©. B. entnehmen müſſen. 

Derfelbe lautet: 

Jeder Kaufmann bat bei dem Beginne feined Gewerbeö feine 
Grundjtüde, feine Forderungen und Schulden, den Betrag feined baaren 
Gelded und feine anderen Vermögensftüde genau zu verzeichnen, dabei 
den Werth der Vermögensſtücke anzugeben und einen dad Verhältniß 
ded Vermögens und der Schulden darjtellenden Abſchluß zu maden; er 
bat demnächſt in jedem Jahre ein foldeß Inventar und eine folde 
Bilanz anzufertigen. 

Hat der Kaufmann ein Waarenlager, deffen Jubentur nad der 
Beſchaffenheit des Gefchäftd nicht füglihd in jedem Jahre geſchehen 
fann, jo genügt ed, wenn dad Inventar des Waarenlagerd alle zwei 
Jahre aufgenommen wird. 

Für Handelögefellichaften fommen diejelben Beltimmungen in 
Bezug auf dad Gejfellihaftövermögen zur Anwendung. 

Hält man fi zuvörderſt an dem wörtlichen Inhalt diefer Beftimmung , fo 
findet man in dem letzten Sage des Alinea 1. da8 Wort »demnächſt«, weldes 
ganz überflüffig wäre, wenn es nicht den terminus a quo bezeichnen follte, welcher 
in dem vorbergehenden Satze dabin angegeben it, daß bei Beginn des Gewerbes 
die erjte Bilanz aufzunehmen ift. Hätte dad Wort »demnächſt« nichtd weiter als 
die bronologifhe Aufzählung der Pflichten eined Kaufmanns vermitteln follen, 
fo hätte in dem erften Sape ded Artikels dad Wort »zunäct« fteben, alfo der Ar- 
tifel etwa fo lauten müſſen: 

Jeder Kaufmann bat zunäcjt bei dem Beginne feined Gewerbeß ac. ; 
er bat demnähft in jedem Jahre ....... eine Bilanz ....... anzu⸗ 
ertigen. 

Da aber dad Wort -zunächſt« fehlt, ſo wird man dem Worte »demnächſt« 
die mweitergebende Bedeutung, daß dadurch der Anfangspunft dev weiteren VBerpflich- 
tungen bezeichnet werden foll, beilegen müflen. Sierbei dürfte zu beachten fein, daß 
fhon im Preußifhen Entwurf (Art. 30,), wie in den Entwürfen der I, und II, 
Leſung (Art. 30. reſp. 28.), jenes Wörtchen fich wiederfindet. 

Die Abſicht der Gefeßgebung bei der Vorfchrift alljährlicher Bilanzen ift die 
Erhaltung der Vermögend-Lieberficht. 
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* In den Motiven zu dem Preußiſchen Entwurfe (Seite 21) heißt es unter 
uderem: 

»Jeder von den Geſellſchaftern bat ein ſolches Intereſſe an der Lage der 
gemeiaiche tliben Gejchäfte und eine ſolche Verpflichtung gegen die Geſellſchaftsgläubiger, 
daß bon ihm derlangt werden muß, daß er fich — * alljährlich von dem 
Stande der Dinge uͤberzeuge. Wer dies unterläßt, giebt dadurch den Beweis einer 

roben Fahrläſſigkeit und fegt ſich unter Umſtänden im Falle der * Beinjtellung 
ogar der Strafe ded einfachen Bankerutts aus (Strafgeſetzbuch Bl) 

Diefen Motiven gegenüber läßt es fih kaum denken, daß man — 
welche ihren Geſchäftsbetrieb etwa im “Januar eines Jahres begonnen haben, mit 
der eriten ai Prüfung ihrer Vermögenslage bis Ende Dezember des näd- 
ften Jahres (alfo auf beinahe zwei Jahre) hätte Zeit laſſen wollen. Es läßt fid 
noch weniger rd daß man die ganz —— Ziehung von Bilanzen, z. B. 
am 1. Januar 1863, dann 1. Februar 1864, dann 1. März 1865, dann 1. April 
1866 und fofort, hätte zulaflen wollen. Died würde allem faufmännifhen Gebrauche 
widerſprechen. 

Zu dem Reſultate, daß nicht dad Kalenderjahr, nee da8 ee 
entfcheidet, gelangt man auch durch eine Vergleihung ded Urt. 29. de8 9. ©. B., 
welcher nach feinem Alinea 3. auch für Handelsgeſellſchaften —5* mit den anderen 
fpeziellen auf die Bilanz don Handeldgefelliaften Bezug babenden Beftimmungen 
deffelben Geſetzes. 

Jene Beſtimmungen ſind folgende: 

Art. 107. 
Am Schluſſe eines jeden Geſchäftsjahres wird, auf Grund 
bed Inventars und der Bilanz, der Gewinn oder Verluſt dieſes 
Jahres ermittelt und für jeden Gefellfchafter fein Antheil daran berechnet. 


Art. 160, 
Geber Kommanbditift ift berechtigt, die abjchriftlihe Mittheilung 
der jährlichen Bilanz zu verlangen ıc. 
Art. 185, 
Die perfönlid haftenden Geſellſchafter find verpflichtet, dem Auf- 
chtsrath und den Kommanbditiften fpäteftend in den erjten ſechs Monaten 
jedes Geſchäftsjahres eine Bilanz ded verfloffenen Geſchäftsjah— 
res borzulegen. 
Art. 197. und 217. 

Es darf nur dasjenige unter fie (die Kommanbditiften reſp. Aftio- 
naire) bvertheilt werden, was fi nad) der jährlihen Bilanz..... ala 
reiner Ueberſchuß ergiebt. 

Art. 239, 

Der Borftand..... muß den Aktionaiven fpäteftend in den erften 
ſechs Monaten jede8 Gefhäftsjahred eine Bilanz des verfloffenen 
Geſchäftsjahres vorlegen. 

Einf. Gef. Art. 12. 8. 7. 

en der im Art. 239. des 95.6.8. a dh ae Friſt 
bat der Vorſtand die jährliche Bilanz auch der im F. 2, bezeichneten 
Behörde einzureichen. 

Art. 253. 

Der ftille Geſellſchafter ift berechtigt, die abſchriftliche Mitteilung 

der jährlichen Bilanz zu verlangen..... 


35* 


532 Ueber die Zeit der alljährlichen Bilanzziehung. 


Hiernach fcheint ſowohl die Wortfafjung des Art. 29. I, e., als die ratio 
legis, als endlich aud die Analogie der übrigen Beftimmungen des Handelsgeſetz- 
buchs dafür zu fprechen, daß jeder Kaufmann verpflichtet iſt, fpäteften® bei Ablauf 
des Geſchäftbjahres eine Bilanz feined Vermögen? anzufertigen, und daß er bei ein- 
tretender Zablungseinftellung der Strafe des F. 261. Ziffer 3. des Strafgeſetzbuchs 
unterliegt, wenn er die Anfertigung der Bilanz über jene Seit hinaus verzögert. 

Mürbe daher ein Kaufmann, der im Laufe ded Kalenderjahre® (4.8. 1. Juli 
1863) fein Gefchäft beginnt, es für zwedmäßig erachten, jedesmal mit Beginn des 
Kalenderjahres feine Bilanzen zu machen, fo fönnte er damit nicht über den Ablauf des 
Geſchäftsjahres * 1. Januar 1865) warten, ſondern müßte ſchon am nächſten 
Januar (1864) feine Bilanz machen, da es jelbftverftändlid unverboten ift, mehr als 
einmal im Laufe eined Geſchäftsjahres Bilanz aufzumaden. 


Sahrläffige Tödtung. Tödten oder Deranlaffung 
des Todes. Ein Redtsfall. 


Um 2. Juli 1865 Abends ift der Ulan Gutowsky zu Potddam in den Laden bed 
Angeklagten getreten, hat dort raſch hintereinander zwei ihm auf Nerlangen verab- 
reihte Duantitäten Brantwein —— ſich darauf entfernt, iſt vor dem Laden 
re ‚ im bemußtlofen Zuitande nah dem in der Näbe befindlihen Stall 
feiner Edfadron getragen, dort unter der Hülftleiftung feiner Kameraden bi8 7 Ubr 
verblieben, fodann nad dem Lazareth geſchafft, und dort nad vergeblich angemwenbde- 
ter ärztlicher Hülfe, obne auf längere Zeit aus dem bewußtlofen Zuftande zu er 
wachen, am folgenden Tage Abends 7 Uhr veritorben. 

Die Antlage behauptet, daß dieſer Tod auf fahrläffige Weife durch die Schulb 
des Angeflagten mittelit Verabreichung bed Branntweind verurſacht worden fei. 

Der Ungellagte ift aud in beiden Inſtanzen wegen fabrläffiger Töbtung aus 
F. 184. des Strafgeſetzbuchs zu 2 Monaten Gefängniß berurtbeilt. 

Der erfte Richter ftellt nämlich ald Refultat der Bemeißaufnahme feit: daß 
der Ulan Gutowskh fid in dem Laden gerühmt bat, er fünne auf einen Zug ein 
Duart Branntwein audtrinken und Ungellagter hierauf erwidert hat, wenn derſelbe 
died thue, fo wolle er ihm den Branntmwein ſchenken, im entgegengefegten Falle müſſe 
er den Branntwein bezahlen; daß Angellagter bierauf 1 Duart Branntwein einge» 
fhentt und dem Gutowäfi zum fofortigen Audtrinten übergeben, daß Gutowskyh dad 
Quart nun vor den Augen ded Angeklagten auf einen Zug audgetrunfen; daß An- 
geklagter unmittelbar darauf den Gutomdty aufgefordert hat, noch % Duart Brannt- 
wein zu trinten und ihm daflelbe zu diefem Zwecke bingereiht und Sutonäty daffelbe 
gleihfalld vor den Augen ded Angeklagten auf einen Sun ausgetrunfen bat. 

ferner ftellt der erfte Richter nach dem Refultat der Leichenfeltion und bem 
ärztlihen Gutachten des Dber-Stabdarzted Dr. S., welcher bie Sektion borgenom- 
men bat, feft, dafi der Tod des Gutowsky, eine Alkoholvergiftung, nämlich die Folge 
lediglich ded Trinkend der erwähnten Duantitäten von Spirituofen und des unmittel- 
bar hintereinander fattgefundenen Trinkens derfelben gemwefen fei, und — in Bezug 
auf den diesfälligen Einwand ded Angeklagten — daß die angeblich ſchädlichen Hülfs- 
verfuche der Kameraden im Stall bis zum Eintreffen des Arztes auf den Tod ohne 
Einfluß geweſen, mit demfelben nicht in urſächlichem Zufammenhange geweſen feien. 

Der Tod endlich, fo führt der Richter aus, fei durd die Fahrläſſigkeit des 
Angeklagten herbeigeführt; benn ber äußere Erfolg der Handlungsweiſe des Ange⸗ 
flagten war der Tod, indem er eben in Folge der von ihm verabreichten Spirituofa 
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eingetreten fei. Daß Gutowskh diefelben freiwillig zu fih genommen babe, fünne 
bierin nicht? ändern. Sobald Angellagter die von Gutowsky zum fofortigen Aus- 
trinken geforderten Ouantitäten zu diefem Zweck verabfolgte, habe er ſeinerſeits alles 
getban, um den Gutomdfyp zur Ausführung feine® Vorhabens in den Stand zu 
fepen. Trank der legtere deshalb den Branntwein, fo babe Angeklagter lediglich durch 
feine Ihätigkeit dem Gutowsky bierzu die Möglichkeit gewährt. Angeklagter habe 
mithin, ganz abgejeben davon, daß er den Gutowsky zum Trinken angereizt, e8 durch 
feine Handlungsweiſe veranlaßt, daß Gutomwäfy die übermäßigen Duantitäten Brannt- 
wein trank. Die Handlungsweiſe ded Angeklagten war aber aud eine fabrläffige. 
Denn wie dad Ärztlihe Gutachten und auch der gewöhnliche Lauf der Dinge ergebe, 
konnte c8 dem Angeklagten nicht verborgen fein, daß, falls Gutowsky eine ſolche 
Quantität Branntwein auf einmal trank, der Tod eintreten, alfo dur die Thätig- 
keit ded Angeklagten herbeigeführt werden könne Er handelte alfo fabrläffig, wenn 
er obne Rüdfiht auf die, mie ihm befannt, möglichen folgen des Genuſſes ſolcher 
Duantitäten Spirituofa diefelben dem Gutomdty zum Trinken verabreichte. Der 
äußere Erfolg ftand aber mit diefer Fahrläſſigkeit in urſächlichem Zufammenbange. 


Der Appellationdrichter bat beftätigend erkannt. Er führt auß: 


sun. geftebt zu, gewußt zu haben, daß der Verftorbene ein dem 
Schnapstrinken ergebener Menſch gemefen fei. 

Gerade diefer Umftand mußte ihn aber belehren, daß der Gutomäfp, wenn 
er ihm, was der erfte Richter feftftellt, ein Duart Branntwein ſchenken zu wollen 
verſprach, fall8 er den Branniwein auf einen Zug audtrinten wolle, um feiner 
Begierde zu fröhnen, bereitwillioft auf den Vorſchlag eingehen werde. Obmohl er 
nun gefehen, daß der Gutowskyh dad erfte Duart Branntwein wirklich außgetrun- 
fen hatte, hat der Angeklagte ihm nod ein weitered % Duart eingefchenft, und auch 
zum Trinken diefer Quantität aufgefordert, weil Etwaß bon dem Branntwein 
vorbeigelaufen wäre. Der Angeklagte hat zwar fein polizeiliche Verbot übertreten, 
dagegen liegt in feiner Handlungsweiſe die Verlegung der allgemeinen Pflicht, melde 
verbietet, Perfonen, die von einer Leidenſchaft beherrſcht werden, die Mittel, fich felbft 
oder Andere zu befhädigen, zu verabreiben. Der Angeklagte bat, indem er dem 
ihm als trunkfüchtigen Menſchen bekannten Gutowäfy die verlodende Außficht 
bot, feiner Neigung ohne Koften zu fröhmen, die unmittelbare Veranlaffung gege- 
ben, daß diefer die 1% Quart Spirituofa audtranf. 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde ded Ungellagten rügt Geſetzesverlezung. Die 
thatſächliche Feititellung über die durch Fahrläſſigkeit verurſachte Tödtung berube auf 
rechtöirrtbümlicher Auffaffung. Die vom Appellationdrichter angenommene allgemeine 
Pflicht, Derfonen, welche von einer Leidenſchaft beherricht werden, die Mittel, fich 
oder Anderen zu ſchaden, nicht zu verabreichen, beftebe gefeglich nicht, und darauf 
fomme es allein an. 

Die re ber Ethik, welche der Appellationsrichter vor Augen babe, 
gingen noch weiter, fie verbieten, nicht nur folden von Leidenfchaften beberrichten 
Derfonen jene Mittel zu berabreihen, fie gebieten fogar, daß man den nit in 
Veidenfhaft befangenen Perfonen jene Mitttel, fib oder Anderen zu fchaden, 
borenthalte. Aber die Strafgeſetzgebung könne fib auf einen folden, dem 
Gebiete der Moral angebörigen Standpunkt nicht ftellen und babe fih darauf 
auch nicht geftellt. In dem Falle, daß die von der Leidenſchaft beherrſchte Perſon 
da8 ihr verabreichte Mittel angewendet habe, um Andere zu befhädigen — alfo ein 
Fall, den der Appellationdrichter dem der Selbftbeihädinung aleichftelle — würde 
der Verabreicher des Mitteld ald Theilnehmer im Sinne des $. 34. Nr. 1. 2, des 
Strafgeſetzbuchs ftrafbar fein, jedoch nur dann, wenn ihm ein Dolus zur Lait falle, 
da es eine kulpoſe Theilnahme nicht gebe. Der Grund liege darin, dak Niemand 
für die Verbrechen oder Vergeben eined nad freier Selbftbeitimmung banbdeinden 
Menſchen verantwortlich fei, er habe denn abfichtlid fi an der Handlung deſſelben 
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als intellektuellen Urheber oder Gehülfe betbeiligt. Ob der Thäter, ald er das Mittel 
der Beihädigung empfing, bon einer Leidenfchaft beherrſcht mar oder nicht, fei an 
ſich volltommen gleichgültig; auch der von Leidenfhaften Beberrfchte werde geſezlich 
als frei bandelnded zurechnungsfähiged ndividuum betrachtet. Unmöglich könne fich 
aber nun die Dofition des Verabreichens des Mitteld der Beichädigung ändern, 
wenn der Empfänger fib ſelbſt beſchädige. War derjelbe beim — des 
Mittels zurechnungkfähig (mad in Betreff des Gutowskyh nicht beſtritten worden ſei), 
fo babe es von feinem freien Entſchluſſe abgehangen, ob er das Mittel anwenden 
wollte oder nit. Für diejenige Handlung, melde Jemand mit Bemwuhtfein und 
freiwillig an fi felbit und gegen fich felbft vornehme, könne ein Anderer nit ex 
eulpa in Anfpruch genommen werden. Hiernach fei e8 rechtlich vollkommen uner- 
beblih, od Gutowskh ein trunkfüctiger, von ber Leidenfhaft zum Branntweingenuf 
beherrſchter Menfb war, und es fei rechtlich gleichgültig, ob der Angellagte ihn durd) 
die angebotenen Mittel gereizt babe. Wer auf dergleichen oder andere aeführliche 
Mittel fi) einlaffe, thue es auf feine Gefahr. Der Proponent fei nicht in culpa, 
wenn ein Unglüd eintrete, 


Das Ober-Tribunal hat durch Urtel vom 10. Juni 1866 wider Stadfleth 
(Nr. 591. I) die Nichtigkeitsbeſchwerde zurückgewieſen. 


Gründe 


Die Nichtigkeitsbeſchwerde ded Angeklagten ift unbegründet. Diefelbe berubt 
bauptfählih auf dem Satze, daß dasjenige, waß ber m. in freier Selbftbeftim- 
mung an fi felbft getban, alfo die Selbſtbeſchädigung deffelben, einem Dritten, 
welcher die Mittel dazu verabreicht bat, nicht zugerechnet werden fünne, meil es bier 
an dem ftrafbaren Haupttbhäter feble. Allein diefer = bat eben bie Freititellung 
sur Vorausfegung, daß es der Wille des Anderen geweſen fei, fich felbft zu beichä- 
digen, oder ſich befchädigen zu laffen. An diefer Feſtſtellung fehlt es aber bier nicht 
allein, fondern man muß vielmehr nach der thatjächlihen Motivirung des Appella- 
tionsrichterd Ddiefe Vorausſetzung durchaus als außgefcloffen erachten. Denn nad) 
diefer Motivirung ging die Abficht ded Gutomäly nur auf Befriedigung feiner Be- 
gierde, feiner Trunkſucht. Er wollte in feiner Leidenſchaft einem Genuffe fröbnen, 
und zwar in einer Meife, die, tie der ihm die Mittel dazu darbietende Angeklagte 
in rubiger Ueberlegung twiffen mußte, feinen Tod berbeiführten konnte, während eben 
jene Leidenſchaft ihn felbit (den Gutowsky) binderte, biefelbe Ueberlegung feinerfeits 
anzumwenden. 

Damit erledigt ſich alfo dasjenige, was die Beſchwerde über bie Freiwillig. 
feit der Handlung de3 Gutowsky ausführt, fobald man diefe Freiwilligkeit nicht auf 
die Handlung de Branntmeintrinfend beichränft, ſondern fie auch auf die Unter 
werfung unter die voraußgefebenen oder doch als möglich gedachten Folgen ausdehnt. 
In der erftien Berichung mag fie vorhanden gemejen fein, fobald fie aber in der 
legteren Beziehung, wie angenommen, fehlte, ericheint der Gutomäfy als willenlos in 
Bezug auf den Erfolg, und der Angeklagte eben debhalb felbft als der Urheber def 
felben im Sinne des 6. 184. des Strafgefehbuche. 

Die Frage über die Beſchaffenhelt der Handlung des Ungellagten an und 
für ſich und über die dadurch bedingte ftrafrechtliche Beurtheilung bed Reats des 
Angeklagten fcheidet hier, mo es ſich lediglich um den Thatbeftand einer fahrläffigen 
Tödtung handelt, aus. Auch für die folgen an ſich erlaubter Handlungen tritt die 
frrafrechtliche Berantwortlichkeit ein, wenn diefe Folgen unter dad Strafgeſeß fallen, 
— Handelnden dabei eine Fahrläſſigkeit zur Laſt fällt — Materialien Bd. II. 


S. 
Dadurch erledigen ſich die hierauf gerichteten, die Ausführung des Appella⸗ 
tionbrichters betreffenden Angriffe der Beſchwerde. 
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Soweit der Rectöfall, welcher unbebenklih juridifh von vielem Intereſſe 
fein dürfte. 

Herr Profefior Böhlau bat in der kurzen Abhandlung Bd. All. ©. 472 ff. 
die Unterſchiede ded oecidere und causam mortis praestare erörtert, und er bat 
dabei des Beifpield gedacht, ob derjenige der Tödtung ſchuldig fei, auf deffen Zu- 
reden oder Zutrinken fi ein Underer todt getrunfen bat; er verneint died als un- 
bedenklih. Hier liegt eine entgegengeiehte Entſcheidung in demfelben Falle vor. Ihr 
Aweifel liegt weniger in dem, dem Ober + Tribunald » Urtel zum Grunde liegenden 

rinzip, als vielmehr in der Beurtheilung des dafür allein maßgebenden thatfäd- 
lihen Stoffe der beiden vorangegangenen Inſtanz/Urtheile. 

Der Thäter hat für die Wirkung der von ihm in Bewegung geliebten 
Zwiſchenurſachen mit zu baften. Someit diefe Zwifhenurfahen in Naturfräften 
beftehen, ift Died ganz unbedenklich; fie find die die That felbjt nad dem Laufe der 
Dinge begleitenden Umftände. Aber auch für die von ihm nicht in Bewegung ge- 
ſetzten Zwiſchenurſachen hat er zu haften, wenn er fie als dennod eintretend bor- 
außgejeben und daher in Berechnung gezogen bat. In foweit bat er aljo aud für 
den Zufall zu haften, fofern man jene nad dem natürlihen Laufe dur die That 
an fi nicht bedingten, aber dennoch eingetretenen Zwifchenurfachen als rein zufällige 
betrachten muß. 

Bedenklich wird dagegen bie frage, fobald es fih niht um Naturkräfte, 
fondern um eine Zwiſchenurſache handelt, melde in der Handlung eines Menſchen 
beftebt. Hier konkurrirt die Zurechnung gegen den urfprüngliben Thäter mit der- 
jenigen gegen die dazmwilchentretende andere Perfon. In dem Maaße ald die Ber- 
ſchuldung der letzteren vorhanden ift, mindert ſich diejenige des erfteren und wird 
unter Umftänden ganz aufgehoben, zumal in diefem Falle von einer Voraudbered- 
nung des Zufalls natürlid feine Mede fein kann. 

Diefer Fall ift alfo vorhanden, fomweit eine freie Handlung ded Dritten 
vorliegt. 

Auch der Verletzte felbit ftebt in diefem Verhältniſſe. Wenn U. den ®. 
körperlich verlegt, und diefer in der Verzweiflung über den Schmerz ſich felbit tödtet, 
fo wird der U. niemald des Todtſchlags ſchuldig fein können, felbit wenn die Ver- 
legung auch ohnedies tödtlih war. m diefem leßteren falle würde nur berfuchter 
Todtſchlag, fonft einfache Körperverlegung vorliegen. Das causam mortis praestare 
war bier nit einmal vorhanden. Es iſt allerdings in unferem Falle vorhanden, 
aber feine Zurechnung wird ausgeſchloſſen, joweit die Negel des volenti non fit in- 
Juria und der Straflofigkeit der Beihülfe zum Selbſtmord Plap greift. 

Die Entfheidung de8 Ober + Tribunald enthält die allein denktbare Begrün- 
dung der Zurechnung in foldem ar Der Ungellagte hat dem Gutomdly daß 
Mittel dargereicht, durch welche derfelbe ſich felbft getödtet hat. Nach den Grund» 
ſätzen des %. 34. des Strafgeſetzbuchs würde daraus allein eine Zurechnung niemald 
gefolgert werden können, foweit nämlich diefe Darreihung ded Mitteld allein unter 
den technifchen Begriff der Beihülfe fällt. Anders aber, foweit man in diefer Dar- 
reihung und in den begleitenden Umftänden juglein eine Anſtiftung zu der lebens. 
gefährlihen Handlung finden fonnte. Sie allein bildet die Vermittelung zur recht- 
lihen Annahme einer phyſiſchen Urbeberfhaft gegen ben Anftiftenden, in ſoweit 
nämlich die Vorausſetzung dafür, nämlich die Willendunfreiheit de8 Handelnden, des 
ſich felbft Beihbädigenden, angenommen werben konnte. Es fragt ſich dann aber, ob 
diefe befannte Fiktion der phyſiſchen Urheberſchaft fih nur auf einen dolofen An- 
ftifter, nicht aber auf einen in diefer Beziehung felbit nur kulpos Handelnden bezieht, 
weil ja eine Eulpofe Anjtiftung überhaupt firaflos if. Dad Ober-Tribunal ift aber 
augenfcheinlih von der Annahme aptegeangen daß dieſer letztere Grundſatz nur da 
Anwendung findet, wo es ſich um die Strafbarkeit der Anſtiftung als ſolcher handelt, 
nicht alfo auch da, wo die Einwirkung auf einen Willensunfreien jene Fiktion der 
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phyſiſchen Urbeberfchaft zur Folge bat, fo daß alfo diefe letztere als ſolche auch nad 
den Grundfägen der culpa geftraft werden fünne. 

Der erſte Richter verneint die Millendunfreibeit des Gutowsökh offenbar, 
indem er jagt, derfelbe habe den Branntwein, alſo offenbar auch das bier in Rebe 
ftebende Maaß deflelben, freiwillig zu fi genommen. Seine meitere Ausführung 
über die dennoch eintretende Verantwortung des Angeklagten ift augenſcheinlich un- 
richtig. Der Appellationdrichter zieht dagegen die Begierde des Gutowskh und ihren 
Anreiz durd den Angeklagten in Betracht, und es iſt unbedenklich, daß dadurd die 
volle Verantwortlichkeit begründet werden kann, fobald der Andere in der That durch 
Fröhnung diefer Begierde die Selbftbeftimmung verliert, d. h. fobald die Leidenfcaft 
ihn don vornberein unfähig macht, die Folge ded Genuffed zu überlegen. Hier aber 
it offenbar eine Rüde in dem Appellationd-Urtel. Es gebt mit dem erften Urtel 
davon aus, daß ed dem Angeklagten bekannt gemwefen fei, die Werabreihung des 
Branntweind in ſolcher Menge könne den Tod zur folge haben, daß alfo bierin 
feine rahrläffigkeit liege. Es feblt dagegen in gleicher Weife eine Erwägung in Be- 
treff Gutowskys ſelbſt. Handelte diefer felbft hierbei nur fahrläſſig, fo fonnte von 
einer Schuld ded Angeklagten auf dem Wege jener Fiktion nicht weiter die Rebe 
fein. Dad Ober-Tribunald-LUrtel hat diefe Lücke durd eine Interpretation des Ap⸗ 
pellationd-Urteld ausgefüllt. 

Man bat verfucht, die Zmeifel, melde immerhin in fällen der vorliegenden 
Art obwalten, durd die Unterſcheidung zwifchen vorfägliher und fabrläfliger Töd- 
tung zu befeitigen. Unſer Strafgefepbud fügt in den 89. 175. 176. beim Mord 
und Todtihlag: »Wer vorfäglih u. f. w. einen Menſchen — — — tödtet«; im 
$ 184. aber: »Wer dur Frabrläffigleit den Tod eines Menſchen herbeiführt.« 
In diefem » berbeiführt«e mill man eine abfihtlihe Hindeutung auf einen weiteren 
Umfang der Haftbarkeit im Falle der Kulpa finden. Allein davon kann feine Rede 
fein. Jenes »tödtet« ift in den 66. 175. 176. deshalb gewählt, weil «3 fi um die 
unmittelbare Verbindung der Abſicht ded Handelnden mit dem eingetretenen Erfolge 
bed Todes handelt, während in den Füllen der fahrläffigen Tödtung in der über- 
mwiegenden Mehrzahl der Fälle die folge ded Todes nur eine mittelbare und dur 
die Abſicht nicht verbundene ift. Die Regeln des Kaufalnegus felbft werden dadurd 
in beiden Fällen nicht verfchiedene. ntereffanter würde die Frage fein, ob bier das 
»tödten« vorliegen würde, ob alfo der Angeklagte des Mordes ſchuldig wäre, wenn 
ihm der Worfag zu tödten beigemeffen we konnte. 
= verweifen auf einen ähnlichen, fogar noch ameifelhafteren Hall Bd. VIH. 
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Zur Lehre von der Theilnahme. 


Strafrechtliher Thatbeſtand der $$. 308. 309. der 
Konkurs Ordnung. 


Dar 6. 308. der Konkurs - Ordnung vom 8. Mai 1855 ftraft den Handelßsmann, 
welcher nad erfolgter Zablunaseinftellung einen feiner Gläubiger zum Nachtheil der 
übrigen Gläubiger befriedigt oder begünftiat. 

Der $. 309. ftraft den Gläubiger, welder nad erlangter Kenntniß der 
Zablungseinftellung zu feiner Begünftigung und zum Nachtheil der übrigen Gläubi- 
ger einen befonderen Vertrag mit dem Gemeinſchuldner eingeht, oder welcher fid von 
demfelben oder anderen Perſonen befondere Vortheile dafür gewähren oder verfpredhen 
läßt, daß er bei der Berathung und Beſchlußnahme der Gläubiger in einem gewiffen 
Sinne ftimme. 

Der Angeklagte Hirfchfeld hat am 29. Oktober 1863 feine Zahlungen ein- 
geſtellt. Er bat nady feiner Zablungeeinftellung mehrere Gläubiger, unter anderen 
da8 Handlungshaus ©. und D. zu Zittau in Sachſen theild durch Rückgabe gelie- 
ferter Waaren, tbeild durch den Erlös von Waaren auß feinem Geſchäfte befriedigt 
und er ift de&balb aus F. 308. der Konkurd-Ordnung zur Strafe verurtheilt. 

Mitangellagt und zwar aus F. 309. der Konkurs - Ordnung ift der Kauf- 
mann Bielefeld. Diefer war bier Agent jene Sädfifhen Haufe in Zittau. In 
feiner Abwefenheit war von feinem Komtoirperfonal ohne fein Willen jene Verbin» 
dung ſeines Haufed mit dem Sirfchfeld angefnüpft, von ihm felbft aber fofort ge- 
mipbilligt worden. Durch feine dieferbalb an feine Kommittenten in Sittau gerichte- 
ten diefelben warnenden Briefe erbellt, daß er die mißlichen Umftände des Hirfchfeld, 
aus denen deſſen Zablungsunfäbigkeit zu jener Zeit gefolgert worden ift, fannte. Gleich- 
wohl bat er den Hirfchfeld überredet, feine Kommittenten zu befriedigen, und er bat 
jenen dabei unterjtüßt, indem er am 23. und 24. Dezember 1863 — alfo nad der 
Zablungdeinftellung — von Hirſchfeld einen Theil ſeines Waarenlagerd zum Ber- 
fauf erhalten, diefen Verkauf bewirkt und dur den Erlöß feine Kommittenten be- 
friedigt bat u. f. mw. 

Hierin fab nun die Anklage eine Theilnabme des Bielefeld an dem von beffen 
Kommittenten in Zittau verübten WVergebend des $. 309. Denn diefe legteren bät- 
ten durch jene Briefe ded Angeklagten Bielefeld die Kenntniß von der Sablungs- 
einftellung des Hirfchfeld gehabt, aleihmwohl ſich aber durch dieſen befriedigen laffen. 
Ihre Handlung unterliege nun zwar nicht den biefigen Strafgefegen, da fie im Aus. 
lande wohnten und die Befriedigung dort erhalten, dort alſo aud nur die ftraf- 
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bare Handlung verübt hätten. Gleichwohl falle aber die Handlung bed bier woh- 
nenden Bielefeld als Theilnehmerd unter dad Preußiſche Strafgeiep. 

Der erfte Richter fprab nun zwar den Angeklagten von der Anſchuldigung 
biefer Theilnahme frei, weil es an einer Hauptthat im Sinne des F. 309. näm- 
lich an einem gemnügenden Beweiſe diefer Saupttbat gegen den ©. und D. in 
Sittau fehle, namentli darüber, daß fie die befonderen Verträge mit Hirſchfeld ab- 
geichloffen bätten. 

Dagegen verurtbeilte der Richter den Angeklagten wegen Theilnabme an dem 
Vergeben des SHirfchfeld, alfo aus G. 308. der Konkurs - Ordnung, verübt durch die 
eben gedachten Handlungen der Anftiftung refp. der Vermittelung der Befriedigung 
feiner Gläubiger Seitend des Hirfchfeld. 

Der Wppellationsrichter fpridt ihm jedoch auch bierbon frei. Jede Theil 
nabme feße die Abficht der Unterftügung des Hauptthäterd durch die äußeren Hand» 
lungen, melde der Theilnehmer verübe, voraus. Der Theilnehmer ergreife daber 
Partei für den Thäter. Als Agent der Handlung ©. und D. babe der Bielefeld 
aber in deren Intereſſe die bevorzugte Beiriedigung bderfelben bewirkt reſp. an- 
genommen. Bielefeld babe alſo mit feinen Mandanten ald Gkiubigern des Hirſchfeld 
eine Perfon dargeftellt ; er habe in&befondere für fie Partei gegen den Hirſchfeld 
enommen. Er könne beöbalb um fo weniger Theilnehmer ded Hirſchfeld an deſſen 

afbarer Handlung aus $. 308, der Konkurs - Ordnung fein, weil die legtere eine 
befondere Strafvorjchrift in Betreeff derjenigen Perſon enthalte, welche er vertrat, 
nämlich den $ 309. Nur von diefem legteren Standpunfte auß babe er daber auch 
nur ftrafbar fein können; er fei aber biervon durch den erſten Richter rechtskräftig 
freigefprocen. 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde des Ober » Staatdanwaltd rügt dieſe Auffaſſung 
über den Dolus und die Stellung ded Theilnehmerd in dem Berbältniffe der beiden 
Vergeben der 68. 308. und 309. untereinander. Der Appellationsrichter fordere irr- 
thümli für die Theilnahme eine Gemeinfhaft des Intereſſes, d. b. ded Motivd 
und des Zweckes zmwifchen dem Thäter und dem Theilnehmer. Es werde vielmehr 
nur die Gemeinfamteit der Abſicht, alfo des auf die Hervorbringung ded Delittd 
gerichteten Dolus — bier des Willens, daft Vermögendftüde aud dem Befipe des 
Schuldners in denjenigen des Gläubigerd übergeben follen — gefordert. Der Aps 
pellationdrichter fordere ferner irrthümlich Unterjtügung ded Hauptthäters ftatt der 
Unterftügung der Saupttbat, und deihalb auch irrthümlich Identifizirung des Theil- 
nehmers über die Grenzen der That binauß mit dem Beweggrunde, den Intereſſen 
und dem Zwecke des Hauptthäters, ſchaffe alfo damit den ftrafrechtlich aleichgültigen 
Gegenfag don Darteinahme für den Thäter (bier den Schuldner) und Darteinahme 
für den Dritten (bier den Gläubiger), Der Satz, Bielefeld babe Partei gegen 
den Schuldner Hirfchfeld genommen , drüde daber nur Gegenfäplichleit ded Zweckes 
auß, nicht aber, daß für Bielefeld& Handlungen der Saupttbäter (der Schuldner) nur 
Objekt der Rechtöverlegung geweſen ſei. Solches Objekt fei in beiden Fällen der 
6. 308. und 309. nur das corpus creditorum, 

Wir bemerken über dieſen all, welcher fih in der Handelswelt häufig 
wiederholt, und auc in ſoweit von allgemeinerem Intereſſe ift, Folgendes: 

Man kann darüber ftreiten, ob für die Vorfchrift des 6. 308. ein friminal- 
politiiher Rectögrund vorbanden fei. Unſere frübere Gefehgebung in den S%. 44. ff. 
Tit. 50. der Allg. Geriht8-Ordnung (alfo die damalige Konkurs » Ordnung), batte 
ihn nicht gefunden. Die Befriedigung eines Gläubiger8 vor der formellen Konfurs- 
Eröffnung, mochte auch der materielle Konkurs bereits vorhanden und beiden, dem 
Gläubiger und Schuldner, bereit? befannt fein, mar rechtäbeftändig, und nur die 
Befriedigung zur Seit, wo ſchon über den offnen Arreft verhandelt wurde, war, die 
Kenntniß diefer Verhandlungen vorausgeſetzt, nichtig. Bon einer Strafbarfeit war 
aber feine Rede. Bei der Entwerfung der Konturd-Ordnung vom 8. Mai 1855 ift 
man jedod von der Anſicht auögegangen, daß der Schuldner mit dem Augenblide, 
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wo er zahlungsunfäbig wird, der Wächter der gemeinfamen ntereffen feiner fimmt- 
lihen Gläubiger werde, und daf er die damit überfommene Vertrauend-Berpflibtung 
dur die Befriedigung einzelner Gläubiger zum Nachtheil der anderen verleße, 
dadurch alſo fi firafbar made. In diefem Sinne ift die Vorfhrift dem Code de 
commerce nad) der neueren Faſſung des Gefeged dom 28. Mai 1838 (Urt. 585.) 
entlehnt, jedoch mit dem Unterſchiede, daf bier die Befriedigung dur den Kridar 
nur eined der mebreren Merkmale de einfachen Bankerutts und alfo nur in dieſer 
‚Form, nit aber als befondered Vergeben außerhalb des Banteruttd ſtrafbar ift, 
was offenbar konfequenter und der Natur der Sache entiprechender ift. 

Was fodann den $. 309. betrifft, fo läßt fi dafür in der That ein Erimi- 
nal-politiiher Strafgrund nicht finden. Auch dieje Vorſchrift ift dem Code Art. 597. 
entlehnt, ohne fie bei der Redaktion unferer Konfurd-Ordnung ausreichend zu moti- 
viren. Die Motive, welche fih dafür in den Materialien ded Franzöfifchen m. 
vom 28. Mai 1838 finden, find durdaud unzureihend. Der Anfprud des Gläu- 
biger8 auf feine volle Befriedigung und fein Titel dafür mwird erft durch die formelle 
Konkurd-Eröffnung mit ihren rechtlichen Folgen alterirt. Erft von diefem Augenblid 
an bört nah $. 4. der Konfurd +» Ordnung formell die Dispofitionsbefugnig des 
Schuldners auf und c8 tritt an Stelle derfelben diejenige der Gläubigerfhaft. Erſt 
bon diefem Augenblid an kann man, wie dad Gefek in Betreff ded Art. 308. an« 
nimmt, bon einem gegenfeitigen Bertrauenäverhältnig der Gläubiger untereinander 
und von deſſen Verlegung dur den Einzelnen mittelft Annahme feiner Befriedigun 
fpreben, mährend daß Geſetz ein ſolches, ohnedies künſtlich präfumirte — 
ſchon mit dem Augenblick der Zahlungseinſtellung fingirt, ohne zu berückſichtigen, 
daß der Begriff der letzteren ein fo ſehr unbeſtimmter und zweifelhafter iſt, daß ibn 
in der Regel der Richter erſt hinterher durch eine forgfältige Prüfung aller vor⸗ 
liegenden Umftände, deren Prüfung in diefem Umfange dem einzelnen Gläubiger 
felten möglich fein wird, _feftzuftellen vermag, abgefehen davon, daß bäufig ja felbft 
der Konkurd- und der Straftichter über den Zeitpunkt differiren, und deshalb zu 
ganz verſchiedenen Refultaten gelangen. Die in den fällen des $. 309. feftgeitellte 
»Kenntni der Zablungseinftellung« bat und daher oft genug Bedenken erregt'). 

Der $. 309. bat zwei von einander getrennte —— 

a) die Abſchließung eines beſonderen Vertrages durch den Gläubiger mit 

dem Schuldner zur Begünſtigung des erſteren und zur Benachtheiligung 
der Gläubiger; 

b) die Annabme oder Stipulirung befonderer Vortheile für die Abftimmung 

in gewiffem Sinne bei der Berathung und Beſchlußfaſſung der Gläubiger. 

Es ift nicht klar, weshalb in dem erfteren falle nur des »befonderen Ber- 
traged« gedacht it, da man doch offenbar eine dem $. 308. forrefpondirende Vor- 
ſchrift bat fchaffen, alfo bier die Gewährung der Befriedigung gegen den Schuldner 
und im &. 309. die Annahme derjelben gegen den Gläubiger bat unter Strafe ftellen 
wollen, Fälle, die fich ohne befonderen Vertrag durch einfache Hingabe und Annahme 
denken laffen. Die Faſſung des Franzöſiſchen Geſetzes läßt denfelben Zweifel. Nach 
den Motiven dieſes Geſetzes bat man fi offenbar die Sade fo gedacht, daß der 
erfte Frall dad Ausſcheiden des Gläubigerd, ober doch feine Begünftigung bor dem 
Akkord oder außerhalb defjelben u. f. w., der zweite aber die Beſtechung zum Zweck 
der Stimmabaabe begreifen fol. Der erſtere ift aber, wie gedacht, durd einfache Be» 
friedigung vollklommen vorhanden. Ein Zweifel in diefer Hinſicht könnte fi nur aus dem 
$. 100. der Konkurs⸗Ordnung ergeben. Diefer erklärt alle Zablungen und Rechts— 
gefcbäfte ded Kridard, fobald der andere Theil die Zablungseinftellung fannte, der 


1) Vergl, Kommentar zur Konfur&-Ordnung ©. 458 Note zu $. 309. und die forrefpondiren- 
den Vorfchriften im gemeinen Konkurſe SG. 340. 341. 
2) Bergl. Urtel vom 27. Juni 1862 Archiv X. S. 708, 
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Anfechtung unterworfen. Der $. 309. will diefe mala fides auch in der Perfon 
des Gläubigerd ftrafen; ex nennt bier aber nur die »Rechtsgeſchäfte« unter dem 
Ausdrud »befondere Verträger, ſoweit fie die Begünftigung des Gläubigerd be- 
zweden. Denfbar aber ijt ed, daß man fon den Abfchluß folher, wenn auch der 
Anfehtung unterliegender Verträge, auch ohne deren Erfüllung für firafbar bat 
erklären, unbedenklich aber um fo mehr die einfache Befriedigung auch obne befonde- 
ner Vertrag davon nicht bat ausſchließen wollen. 

Dies ift auch, foviel und bekannt, bisher in der Rehtiprehung angenommen 
worden. 

Wir wenden und nun mit Rüdfiht auf den vorliegenden fall zu der frage 
über die konfurrivende Theilnahme an den beiden Vergeben der F8. 308. und 309. 

Der Angeklagte Bielefeld hat den Schuldner zur Hingabe der Befriedigung 
und den Gläubiger zu deren Annahme überredet, und er bat tbatjächlich die luffig- 
macung der Gelder und deren Uebermittelung an den Gläubiger bewirkt. Er ift 
alſo ſowohl Anftifter ald au Gehülfe Beider geweien. Sondert man bie Hand» 
lungen genau, fo würde au nicht nur ideale, fondern fogar reale Konkurrenz der 
Theilnahme an den beiden Vergeben vorliegen. 

Daß bier die Handlung ded Gläubigerd (dev Kaufleute ©. und D. in Sit 
tau) für ſtraflos erflärt und deshalb der Angeklagte auch von der Anſchuldi— 
gung der Theilnahme an dem Vergeben aus $. 309. freigefproden wurde, 
ändert an der Auffaffung an fi nichtd, weil der Gläubiger ald Ausländer dem 
dieffeitigen Strafgefep nicht unterworfen war, und deshalb auch die bier verübte 
Theilnahbme an dem im Auslande verübten, dort nicht ftrafbaren Vergehen der dief- 
feitigen Verfolgung nicht unterliegen konnte (Urtel vom 9. Oktober 1856, Archiv IV. 
©. 835). Der Bielefeld würde alfo als Theilnehmer ded Gläubigerd geftraft fein, 
wenn diefer bier hätte verfolgt werden können, und diefe Verfolgbarfeit würde dann, 
wie die Entſcheidung des erften Richterd ergab, die gleichzeitige Verurtheilung auch 
aus 6. 308. nicht ausgeſchloſſen haben. 

Daf der Gläubiger felbft nicht Theilnehmer an dem Vergeben des Kridard 
aus G. 308. fein fünne, folgt daraus von felbit, daß das Gefeg ihn felbit als Thäter 
im 6. 309, ftraft, und die Handlungen, melde er im Sinne des $. 34. ded Straf- 
gefegbuh8 in Beziehung auf dad Vergehen ded Kridars verüben würde, daher noth- 
wendig entweder den Thatbeftand feines eigenen Vergehens im $. 309., oder doc 
gewiß den Verfuch deffelben darftellen würden, nur daf diefer nah unferem Strafe 
recht in diefem Falle nicht mit Strafe bedroht ift. Es ſcheint aber einleuchtend, daf 
fih daraus für die Derfon des Theilnehmerd nichts folgern läßt, fobald feine Hand- 
lungen über den Kreiß der Theilnahme an dem Vergeben ded Gläubigerd hinaus. 
geben und in denjenigen der Theilnahme an dem Vergeben de8 Stridard binüber- 
reichen, mie bier der Fall. ft dieß richtig, fo muß man fonfequent einen Schritt 
weiter geben, und, wie erwähnt, den Vermittler zwifchen Gläubiger und Kridar als 
Theilnehmer an, beiden Vergeben für ſtrafbar erklären. Dem würde auch die Regel 
nicht entgegen ſtehen, daß, weil die Strafbarkeit des Gehülfen von der Hand- 
lung des Thäters entlehnt ift, die erftere überall da nicht vorhanden ift, wo die Hand» 
lung des Thäters ftraflo8 ift (Berner Grundfäge ©. 51), fofern nicht befondere 
Ausnahmen ftatuirt find (4. B. $. 228. Abſ. 2. des Strafgeſetzbuchs). Denn die 
Handlung des Gläubigerd würde nad dem Obigen nit an ſich ftrafloß fein, nur 
nit als Theilnahme an dem Vergeben ded Kridard, wohl aber ald dad befondere 
Vergeben des F. 309., mit anderen Worten, diefelbe Handlung würde in der Perſon 
des Gläubigerd das Vergeben des F. 309., in der Derfon eines Dritten aber, der 
nicht ſelbſt Gläubiger ifl, Theilnahme an dem Vergeben de $. 308, fein. 

Nah allgemeinen Rechtsgrundſätzen würde alfo die Annahme einer konkur— 
rirenden Theilnabme an beiden Vergeben denkbar fein. Mir können es indeß nur 
billigen, daß da8 Ober - Tribunal wenigftend durch Anerkennung de8 Prinzips, zu 
einem ſolchen Refultate, welches offenbar nur durch das jtarre Rechtsprinzip, aber 
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mit Verlegung des Rechtsgefühls hätte gewonnen werden können, in biefem Falle 
nicht gelangt ift. Freilich laffen die Gründe der Entfceidung Bedenken offen. Denn 
die Ausführung des WUppellationd-Urteld über den Dolus ded Angeklagten Bielefeld, 
wie wir fie oben mitgetheilt haben, ift allerdings nady den hergebrachten Grundfägen 
eine bedenflihe. Sie verneint, fo ift fie aufzufaffen, die Theilnahme an dem Ver— 
gehen des Kridars Hirfchfeld deöbalb, weil Bielefeld nit denfelben Zwed wie Hirfch- 
teld gehabt, alfo nicht deffen Beweggründe getbeilt habe. Allein abgefehen hiervon, 
daß ja der Zwed und der Beweggrund bed Sirfchfeld nur die Befriedigung der 
Kommittenten ded Bielefeld (S. und D. zu Zittau) war, alfo in foweit vollkommen 
mit dem feinigen übereinjtimmte, fo kommt es doch nad ſtrafrechtlichen Grund- 
fägen, wie die Nichtigkeitsbeſchwerde mit Recht ausführte, nicht hierauf, fondern 
überhaupt nur objektiv auf die Unterftügung der That allein an. Daraus folgt 
nur dad Erforderniß einer Gemeinfamfeit der auf diefe That gerichteten Abſicht des 
Thäters und des Theilnebmerd, alfo in foweit auch der Wille des Gehülfen, die Ab⸗ 
ficht ded Thäters ſelbſt zu unterftügen. 

Nach der Eigenthümlichkeit des Falles hat jedoch das Ober - Tribunal, und 
zwar, wie erwähnt, nad unferer Anſicht mit vollem Recht, die Nichtigkeitsbeſchwerde 
dur Urtel vom 16. Mai 1866 wider Bielefeld (Nr. 82, 1.) zurückgewieſen. 


Gründe. 


Nach der thatfächlichen Feſtſtellung des Appellationsrichters bat e8 dem Biele- 
feld an demjenigen Dolus gefehlt, welcher rechtlich erforderlich gemwefen wäre, um ihn 
ald Theilnehmer an dem Vergehen des $. 308. der Konkurs - Ordnung ftrafen zu 
können. Seine Handlungen haben nur den Zwed der Befriedigung Kae Man 
danten ©. und D. gehabt, und don der Anfchuldigung der ſonach denkbaren Theil- 
nahme an dem Vergeben ded $. 309. der Konkurd-Ordnung ift er rechtskräftig frei- 
efprohen. Mag es auch richtig fein, daß im Allgemeinen nicht der Iwed ber 
Branch Thätigkeit über das Vorhandenſein des ftrafrechtlihen Dolus entſcheidet, 
fo fordert doch die Eigenthümlichkeit des Verhältniſſes, in welchem die $$. 308. und 
309. zu einander fteben, eine befondere Beurtheilung, wenn es fih um den Dolus 
des Theilmehmerd handelt, deffen Thätigkeit zwar den Ihatbeftand beider Vergeben 

betrifft, dennoch aber ausſchließlich dahin gerichtet war, eben nur die Befriedigung 
des Gläubigerd berbeizuführen, aljo einen Erfolg zu erreichen, welcher nur unter den 
$. 309, fallen würde. 


Die Sälfhung von Stempelpapier durd 
Vertilgung des Kaffations -Vermerks. 


Gegen den ern einen gerichtlichen Auftiond-Kommilfariuß, ift die Anklage 
auf Grund des $. 253, des Strafgeſetzbuchs, und zwar wegen wiffentlichen Gebrauchs 
von verfälfchtem Stempelpapier erhoben. Die Anklage umfaßt 7 einzelne Fälle aus 
den Jahren 1862, 1863, 1864, und betrifft den darin zu den Auktiond-Protokollen 
verwendeten Stempel, 

Die Stempelbogen von 15 Sar., 1 refp. 2 Rtblen., welche der Angeklagte 
zu diefen Drotofollen verwendet bat, find nämlib am ſich echte und unverfälfchte 
Stempelbogen; der Angeklagte joll fi aber de3 Vergehens aus dem citirten Dara- 
graphen ſchuldig gemacht haben, weil diefe Stempelbogen ſchon früher zu anderen 
Gefchäften (Auktionen) kaſſirt, alfo benugt geweſen, die alten Kaſſationsvermerke 
aber ausgelöſcht worden fein, und der Angeklagte die Stempel, dies millend 
(aljo wiſſentlich) zu den anderen Auktions-Protokollen verwendet und mit 
neuen Kaffationdvermerfen verfeben babe, indem .. in dem Auslöfchen des Kafla- 
tiondvermerfed auf den zu den früberen Auftiond-Brotofollen verwendeten Stempel. 
bogen die Stempelfälfhung gefunden ift. 

Der Angellagte ift jedoch in beiden Inſtanzen von der Anklage aus $. 253, 
freigefprochen und es ift nur eine anderweite Anklage (ohne Nennung des fpeziellen 
Verbrechens) verbehalten. 

Der Appellationdrichter erwägt: Nach der Faſſung des 6. 253, paffe der- 
felbe nur auf die Anfertigung unechten, Verfälſchung echten und wiffentlihen Ge- 
brauch falſchen oder verfälfchten Stempelpapierd. Im vorliegenden Falle fei aber 
fein unechtes, falfched oder verfäljchted Stempelpapier benußt; die Stempel feien viel- 
mehr in allen 7 Fällen echt, und in dem Wegradiren (oder Außlöfchen) eined Kafla- 
tiondvermerk3 auf dem benupten Stempel liege doch nur ein Verfälichen des Kafla- 
tionsvermerf3 auf ehtem Stempelpapier; nicht aber ein DVerfälfchen bed Stempeld 
felbft, weshalb ed auch nah $. 2. des Strafgeſetzbuchs nit für zuläffig erachtet 
werden könne, auf ſolchen über die Mare Worttaffung des 8. 253. cıt. hinausgehen⸗ 
den Fall, diefed Strafgefeh anzuwenden. Zur Stüße feiner Anficht bezieht ſich der 
Appellationsrichter no auf dad nad den entgegengefehten Entiheidungen des Kö— 
niglichen Ober-Tribunald (bei Oppenhoff Nr. 2. zu 8. 253) ergangene Geſetz vom 
2. ag 1862 über die Verwendung von Stempelmarken. — Gejeg-Sammlung 
Seite 295. — ‚ 

Die Nichtigkeitöbefchwerde des Ober ⸗Staatsanwalts beruft ſich hauptſächlich 
auf die oben bezeichneten, die Anwendung des 6. 253. in ſolchen Fällen zulaſſenden 
Entſcheidungen ded Ober-Tribunalß. 
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Das für die fpäteren bis ins Jahr 1858 gehenden Entſcheidungen leitende 
Erfenntnif ift dasjenige vom 27. Januar 1854 wider Tempfi (Entſcheid. Bd. 26. 
©. 479, Archiv Il. ©. 268) — in diefem Falle hatte der Angeklagte den Stempelbogen 
von 15 Sgr., nachdem er den nad) feiner Berwendung darauf geſetzten Staffationäver- 
merk auf demfelben wegradirt hatte, einer dritten Verfon für 15 Sar. verkauft, um 
folhen einer Vollmacht anzulegen — gebt davon aus, daß in folbem Falle dad Stempel- 
papier durch die Verwendung deffelben zu einem beftimmten, mit der Stempelfteuer be- 
legten Geſchäfte, und durch den diefelbe beurfundenden Kaflationdvermerf dergeftalt wertb- 
108 geworden fei, daß es anderweit nicht mebr verwandt werden dürfe. Es fnüpft 
bieran die Folgerung, daß bei gebrauctem Stempelpapier der darauf gedrudte, und 
der darauf gemachte Kajlationsvermerk ihrem Zwecke nah ein Ganzes bildeten, der 
Stempel von dem Kaſſationsbermerk nicht getrennt, der Leptere auch nicht abgeän- 
dert werden dürfe, und dad Megradiren dieſes Vermerks, meil dadurch für den 
Verkehr entwertbeted Stempelpapier zur Beeinträchtigung ded Staates megen der 
Stempeliteuer Behufs anderweitiger Verwendung nah dem Betrage ded Stempeld 
wieder in den Verkehr gebracht werden follte, für eine Verfälſchung echten bereits 
verwendeten Stempelpapierd zu erachten fei, welche einer Verfälfhung echten Stempel- 
papier auch im Erfolg gleich ftebe. 

Die Entſcheidung ber vorliegenden Sade ift nunmehr an das Plenum des 
Straffenatd gewiejen. 

= bemerken darüber, zuvörderſt aus der Entftehungsgefhichte des F. 253. 

olgendeB. 
* Der Verfälſchung des Stempelpapier wurde ſchon in dem erſten Entwurfe 
von 1829 (1830) gedacht. Es wurde anerkannt, daß eine Lücke in der Geſetzgebung 
beſtehe, in ſofern 
I) die unbefugte Anfertigung oder die Verfälſchung öffentlicher Stempel, 
Siegel u. ſ. w. zu Formularen öffentlicher Urkunden und Papieren in 
den SS. 267. 268. Tit. 20. Th. II. des Allg. Landrechts mit einer un- 
genügenden Strafe, 


2) die Anfertigung falfchen oder die Verfälfhung echten Stempelpapier® gar 

nit mit Strafe bedroht fei'). 

Der Entwurf von 1829 enthielt daher im $. 15. eine Etrafbeftimmung in 
Bezug auf beide Verbrechen, und zwar ald befondere Form der Fälſchung neben der 
Münz- und der Urkundenfälfchung. 

(Motive zum Entrourke bon 1829 IV. ©. 327 — 329.) 

Gene beiden Verbrechen finden fi denn auch in den fpäteren Entwürfen bis 
zu dem von 1845 mit Strafe bedroht. 

(1833 5. 498. 499, — 1836 $$. 622. 623. — 1843 .8 465. Nr. 2., 
\$. 471. 472. — 1845 $. 296. Nr. 2,, $. 301.) 

In der Immebdiat- Kommiffion von 1845 befhloß man aber das Fortfallen 
jener Vorfchrift zu 1., die —— und Stempel betreffend, und zwar mit Rückſicht 
auf die inzwiſchen erſchienene Verordnung vom 6. Juni 1839 — S. 89), 
welche in —* Hinſicht für ausreichend erachtet wurde. 

(Immebiat-Kommiffion von 1845 ©. 167 bi8 169.) 
f * blieb demnach nur die Strafbeſtimmung zu 2., Stempelpapier be— 
treffend. 

Bemerkendwerth ift e8 einmal, daß fie in allen jenen Entwürfen ald ein 
Korrelat jener Strafvorfchrift gegen die Anfertigung falfher Stempel u. f. w. zu 
öffentlihen Urkunden, alfo da8 in Umlauf gefegte Produkt diefer Fälſchung betreffend 


1) Die Praxis frafte damals aus 6. 1384. Tit. 20. Tb. II. dei Allg. Landr. wegen Fälfchung 
Öffentlicher Urkunden. Simon und von Strampff Rechtſprüche Bd. I, ©. 326. 
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behandelt wurde, und fodann, welche Stellung man ihr im Spftem geben zu müſſen 
glaubte. Wie bereits bemerkt, ſtand dieſe Strafvorſchrift in den erſten Entwürfen 
neben der Münz und Urkundenfälſchung als beſondere Form unter dem Titel: 
»Betrug und Frälfhung.e Die mmediat + Kommiffion von 1843 ftellte fie zuerft 
unter die Münzfälfbung allein, »weil von dem Unfertigen falichen oder verfälfchten 
echten Stempelpapiers daſſelbe gelten müffe, was von der Fälſchung unter öffentlicher 
Autorität zum Umlauf beftimmter Schuldurkunden oder deren m de gelte,« 
Epäter entſchloß fi diefe Kommifjion, ohne Anführung von Gründen, die Fälſchung 
des Stempelpapierd unter die Urkundenfälihung öffentlider Urkunden zu fegen, 
während fie jene Fälſchung unter öffentliher Autorität beftimmter Schuldurtunden 
und deren Zinsſcheine unter der Muͤnzfälſchung fteben ließ. 
(Immediat-tommiffion von 1843 Bd. II. ©. 404, 415, 522.) 

So blieb die Stellung in den Entwürfen von 1845 $. 296. Nr. 2. und 
1847 $. 314. Nr. 2. 

In der Revifion von 1845 findet fih dad Monitum erörtert, daß die Fäl- 
(hung von Stempelpapier nicht unter die Urkundenfälſchung geböre, weil ſolches Da- 
pier feine Urkunde fei. Man beſchloß aber jedem Zweifel hierüber durch die Be- 
ee Tor unter der Urkundenfälihung zu begegnen (Revifion von 

. #0). 


Im Ständifhen Ausſchuß erheben ſich Bedenken gegen die Natur und die 
Stellung im Spitem in Betreff diefes Deliktd. Als Beweis» Dokument künnte das 
Stempelpapier für die Entrihtung der Stempelfteuer in dem einzelnen Falle allen- 
falls gelten; indeß fei auch dies bedenklich. Immer aber fei die Strafe der Urkun- 
denfällpung für die gewöhnlich geringfügigen Fälſchungen in der Siffer der Stempel. 
marke zu bob. Der Begriff der Urkunde in feiner neueren Begrenzung ($. 247.) 
paffe aber bier aud nicht. Niemald werde man den bloßen Stempelbogen für eine 
Urkunde balten können. Es liege etwa ein Betrug gegen den Steuer + fFiötuß vor. 
Aber auch als folher fei das Delikt bedenklich. Denn bie firafbare Thatfache liege 
bei dem Betruge außerhalb ded Objektö; fie fei nur dad Mittel, durdy welche? der 
Betrug verübt werde. Hier fei aber das Objekt der Stempel felbit. Es bedürfe 
alſo einer befonderen Strafvorfchrift. 

Der Minifter v. Sabignh bebauptete dagegen die nahe Verwandtſchaft des 
Verbrechens mit der Münzfälſchung (dev Fälſchung von Papiergeld). Auch ber Be- 
trug laffe fib bebaupten; denn durd den nachgemachten Stempelbogen werde ver- 
—* — für einen echten auszugeben, ſo daß er für einen bezahlten Stempel 
gelten ſolle. 

Der Ausſchuß beſchloß jedoch in Anerkennung der obigen Erinnerungen, die 
Vorſchrift auch aus dem Titel der Urkundenfälſchung zu ſtreichen, und eine beſondere 
Vorſchrift aufzunehmen, nach welcher die Fälſchung des Stempelpapiers »wie ge— 
meiner Betrug« geſtraft werden ſolle. Die Strafe des qualifizirten Betruges wurde 
ausdrücklich abgelehnt. 

(Verhandl. des Ständiſchen Ausſchuſſes IV. S. 303 . 

Die Motive zum legten Entwurf (zu $. 229, jeht $. 255.) begnügen ſich 
mit der (nad dem Obigen unzutreffenden) Bemerkung, daß der Ständiihe Ausſchuß 
nur eine mildere Strafe ald diejenige der qualifizivten Urkundenfälfhung bean- 
tragt babe. 

: Nach diefer Darftellung ift e8 nicht wohl einem Zweifel unterworfen, daß 
man im ganzen Laufe der Redaktion als ausſchließliches Objekt, ded Verbrechens bie 
pelhung der Stempelmarte betrachtet hat. Nur fo war es erklärlich, daß man das 

erbrechen unter die Münzfälſchung, oder dod unter die Fälſchung öffentlicher Ur- 
kunden fegen wollte. Wie bei der Münzfälſchung das körperliche Objekt des Werth. 
zeichen? felbft, fo kann auch bei der Fälſchung Öffentlicher Urkunden nur dasjenige, 
was die Staatöbehörde von vornherein beglaubigen will und beglaubigt bat, Gegen⸗ 
ftand der Fäſchung fein. In beiden Fällen ift dies aljo bier die Stempelmarke allein. 


Archiv. 1866, Uuguft, 36 
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Eine materielle Fälſchung derfelben ift undenkbar, wenn fie ſelbſt unverindert und 
unberübrt bleibt. Daffelbe gilt aber bei der Muffaffung des Verbrechens als Betrug. 
Der Minifter v. Savigny fand aud ibn nur in der Fälſchung der Stempelmarke, 
alfo in der ftillfchmweigenden Bebanptung, daß eine Stempeliteuer in der Höbe, wie 
fie die Fälſchung bezeichnet, dem Fiskus bezahlt worden fei. Endlich ifl, wie oben 
bereit? bemerkt, das Verbrechen — alfo die Fälſchung des Stempelpapierd — 
lediglich al® Korrelat der fäljchlichen Anfertigung dev öffentlihen Siegel oder Stempel 
behandelt, alſo als die Herftellung und Benutzung der Produkte mittelft folder 
Stempel. Daneben lag allerdingd auch der Hall einer Fälſchung auch obne den 
Gebrauch zu diefem Zwecke gefertigter Stempel; als etwas fpezifiih Anderes, aljo 
als eine die ———— ſelbſt nicht berührende ſie verändernde Fälſchung hat man 
ihn ſich offenbar nicht gedacht. 

Man muß demnach die Fälſchung, welche ſich lediglich auf den Kaſſations— 
vermerk bezieht, als ein beſonderes für ſich beſtehendes Delikt betrachten. Der Kaſſa- 
tionsvermerk ſoll die Verwendung des Stempels für ein beſtimmtes ſteuerpflichtiges 
Rechtsgeſchäft beſcheinigen. Der Stempelbogen wird dadurch für jeden anderen 
Zweck und Gebrauch werthlos, aber doch immer nur mittelſt dieſer beſonderen felbft- 
ftändigen Urkunde, nämlich durch den Kaſſationsvermerk. Died erhellt deutlich daraus, 
wenn man erwägt, daß der Kaſſationsbermerk nur das Surrogat der im $. 12. 
des Stempelgeſeßes vorangeftellten Megel it, daß nämlich die jtempelpflichtige Ver— 
bandlung auf das erforderlide Stempelpapier ſelbſt qeihrieben werden fol. Wollte 
man nun eine Fälſchung in diefer legteren Original-Urkunde, wenn fie eine Wirkung 
auf die Berechnung des ftempelpflichtigen Objektes baben würde, der Fälſchung des 
Kaffationdvermerks, und mittelft diefer, nad dem Präjudiz vom 27, Januar 1854, 
der Fälſchung des Stempelpapier& felbit gleichftellen, jo würde man die Konkurrenz 
zweier Fälſchungen aus 68. 247. und 253. annehmen müflen. Der Fall würde alfo 
borliegen, wenn ſich ergtebt, daß zu der auf den Stempelbogen geſchriebenen Schult- 
urkunde ein zu geringer Stempel verwendet iſt, und num in dem Objelt der Urkunde 
eine Fälſchung vorgenommen wird, nad mwelder der verwendete Stempel zwar diefem 
veränderten, aber nicht dem urfprünglichen Objeft nad) feiner Werthhöhe entipricht. 
Der Erfolg der Handlung und ihr Swed (oder Nebenzwed) iſt bier nur die Ver- 
defung der Stempelfontravention ; daſſelbe ift dev Fall bei der Fälſchung des Kaſſa- 
tiondvermertd. Daran folge aber nicht, daß fich diefer Erfolg num aud in ein fon- 
furrirended Verbreden der Fälſchung des Stempelbogens felbjt ermeitere. Selbft 
don einer ohnedies unftattbaften Analogie kann bier nicht einmal die Rede fein. 

Hierzu tritt endlich die Nüdfiht auf das Gefeg vom 2. September 1862. 
Nach dem Entwurf der Regierung waren beide hier in Rede fichende Fülle zufan- 
menzgeftellt und zwar dahin: 

Mer unechte Stempelmarfen anfertigt oder echte Stempelmarken ver- 
fälfcht, imgleihhen mer mwifjentli von falfchen oder verfälfchten Stempel- 
marken Gebrauch macht, bat die im $. 253. des Strafgeſetzbuchs ange- 
drohte Strafe verwirkt. Diefelbe Strafe trifft denjenigen, welcher wiflent- 
li eine ſchon einmal verwendete Stempelmarfe veräußert, oder zu 
ftempelpflichtigen Schriftftüden verwendet. 
j Die Motive erklärten: daß es nöthig befunden fei, auch diefen zweiten Fall 
(de8 zweiten Saped) außer dem im $. 253. des Strafgefegbuchs bedrohten unter 
Strafe zu ftellen. Die Kommiffion des Abgeordnetenbaufes fand, daß beide Fälle 
nicht auf eine Linie geftellt werden könnten, alfo abgefondert behandelt werden müß— 
ten. Daraus entjtand die veränderte Faſſung, welche der $. 4, des Geſetzes vom 
2. September 1862 erhalten bat. 
Diefer unterſcheidet ſonach 
1) die Anfertigung falſcher oder die Verfälſchung echter Stempelmarfen reſp. 
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ben Gebrauch derfelben ; hier ift die Strafe bed 6. 253, des Strafgefeh- 
buchs angedrobt ; 

2) den wiffentlihen Gebraud fon einmal verwendeter Stempelmarten zu 

ftempelpflichtigen Schriftftüden. 
Hier ift außer der gewöhnlichen Strafe ber Stempelfontravention 
eine Geldbuße von 10— 200 Rthlrn. angedroht; 

3) die Veräußerung bereit8 verwendeter Stempelmarten. 

Hier ift eine Geldbuße von 1—20 Rthlrn. angedroht. 

Hiernad erkannte aljo die Staatdregierung felbft an, “ an und für fi 
die beiden Fälle zu 1. und 2. nicht in dem Shatbelande bed 6. 253, enthalten feien, 
und der Landtag gab diefer Anficht einen noch verftärkten Ausbrud dadurch, daf er 
die befondere Strafbarfeit des zweiten Do niet einmal derjenigen des erften Falles 
gleichftellen wollte; die Höhe der Strafe differirt daher weſentlich. 

Nach diefer deutlichen Meinung über den Sinn zugleih des F. 253. läßt 
fi offenbar die Ältere Anſicht über dieſen legteren nicht = —— erhalten. Sie 
würde mindeſtens den Erfolg haben, daß auf beide Fälle * & 53. die gleiche 
Strafe anzuwenden wäre, während nah der Parallelvorfchrift ded Geſetzes von 1862 
ber zweite Fall einer weit milderen Strafe —— 

Bei der Verhandlung vor dem Plenum des Strafſenats ſprach ſich der 
General ⸗Staatsanwalt für die Bejahung der zur Entſcheidung geſtellten Plenarfrage, 
alſo auch für die Vernichtung der ergangenen Entſcheidungen aus. 


Das Ober-Tribunal hat jedoch am 11. Juni 1866 wider Troning (Nr. 17, IL) 
unter Feſtſtellung des folgenden Präjudizes: 


Der $. 253. des Strafgeſeßbuchs findet auf denjenigen feine Anwen⸗ 
—* welcher von Stempelpapier, das bereits zu ſteuerpflichtigen Ge- 
ſchäften verwendet und mit dem dieſe Verwendung konſtatirenden Kaſſa⸗ 
tionbbermerk verſehen war, nachdem dieſer Kaſſationsvermerk ausgelöſcht 
worden, wiſſentlich Gebrauch macht, 


die Nichtigkeitsbbeſchwerde des Ober-Staatdanwaltd zurüdgemiefen. 


Gründe, 


Der $. 253. bed Strafgefepbuhß paßt feiner Faſſung nad, wie mit den 
Vorderrichtern anertannt werden muß, nur auf die Anfertigung von unechtem, Ber- 
fälfhung von echtem, und wiſſentlichen Gebraud von umechtem ober verfälſchtem 
Stempelpapier. Er feht vorauß, daß unechtes Stempelpapier angefertigt oder echtes 
Stempelpapier verfälfcht fei und ftellt den miflentlihen Gebraud bed falſchen oder 
verfälfchten Stempelpapierd der Fälſchung in eg doppelten Bedeutung gleich). 

Das echte Stempelpapier befteht in dem freien Papier oder Papierbogen, 
welcher mit dem bem Nennwerth entſprechenden Staatäftempel bedrudt ijt. 

Die Anfertigung unechten oder die Verfälihung echten Stempelpapierd kann 
daher nad der Wortfaſſung des in Rede ftebenden F. 253. des Strafgeſetzbuchs nur 
durch die Fälſchung des Stempelzeihend felbft, den Gebrauch eines falſchen Stempeld 
ober die Verfälihung de in dem echten Stempel enthaltenen Zeichens — ber 
Stempelmarte — begangen merden. 

Der Wortfaſſung entſpricht auch die Entſtehungsgeſchichte ded F. 253. — 
(Folgt ein —* Hinweis auf die oben mitgetheilte ——— 

Nach dieſer Darlegung iſt es alſo einem Zweifel nicht unterworfen, daß man 
im ganzen Laufe der Redaktion und bei den verſchiedenen Anſichten über die Natur 
des Verbrechens und bie ihm in dem Strafſhſtem anzuweiſende Stellung überall albs 
ausſchließliches Objekt de8 Verbrechens die Stempelmarke betrachtet bat, indem 


36° 
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die verfchiedenen Auffaflungen des Verbrechen? als Münzfälſchung, als Fälſchung 
öffentlicher Urkunden, als Betrug (Motivirung v. Savignh) nur die materielle Fäl— 
ſchung des öffentlichen Werthzeichens, welches das damit bedruckte Papier zum 
Stempelpapier macht, zu ihrer Grundlage haben. 

Erſcheint hiernach aber die Strafvorſchrift des N. 253. ſowohl ihrem Wort- 
(aut nad, als auch nach dem ihr zu Grunde liegenden Gedanken auf die fäljchliche 
Anfertigung oder Verfälſchung des Stempelpapierd, der Stempelmarfe, begrenzt, ſo 
muß allerdings die Anmendung auf einen Fall für ausgeſchloſſen erachtet werden, 
wo e8 fi blo8 um die Befeitigung ded Kaſſationsvermerks zum Wiedergebraud des 
bereit3 verwendeten Stempelpapiers banbdelt. 

Es fonnte dedbalb auch die in dem Urtheil ded Ober» Tribunald vom 27. 
Januar 1854 wider Tempki ausgeſprochene Rechtsanſicht, welde fi auf die An— 
nahme ftüßt, daß bei gebraudtem Stempelpapier der Stempel und der darauf ge 
machte Kaſſationsvermerk ein Ganzes bilde, Wegradiren ded lepteren daher ein Ber- 
fülfhen des echten Stempel3 fei, nit aufrecht erhalten werden. 

Zwar ift zuzugeben, daf das Stempelpapier — und fo wird jene Annahme 
näher motivirt — durch feine Verwendung zu einem bejtimmten, mit dev Stempel- 
feuer belegten Gefchäfte und durch den diefelbe beurfundenden Kaffationsvermerf 
dergeftalt wertblo8 geworden ift, daß ed zu einem anderen Rn nicht mehr ver- 
wendet werden darf, und daß durch das Wegradiren des Kaſſationsvermerks für den 
Verkehr entwerthetes Stempelpapiev zur Beeinträchtigung ded Staated wegen der 
Stempeljteuer behufs anderweiter Verwendung wieder in den Verkehr gebracht wer- 
den foll, fo aber auch ein der Verfälſchung echten Stempelpapierd gleichjtehender Er- 
folg zu Tage trete. Allein wenn durch den Kaſſationsvermerk der gebrauchte Stempel 
zu jedem anderen Zwed und Gebraud werthlos gemadht wird, iA gefchieht ſolches 
doc eben nur durch die in jenem Vermerk enthaltene felbftjtändige befondere Ur- 
funde , deren Befeitigung oder Alteration die Echtheit de8 Stempelpapiers, worauf 
fie gefchrieben ift, ganz unberührt läßt. Das Stempelpapier und der darauf gejehte 
Kaſſationsvermerk find nicht zu identifiziren, und wenn dad Befeitigen des Kaſſa— 
tionsvermerks dem fißkalifchen nterefle gegenüber im Erfolge der Verfälſchung des 
Stempelpapier3 gleihlommt, fo fann dadurd an der Natur der Dinge nichts ge- 
ändert werden. ft audy bei der Strafvorfhrift de8 6. 253. des Strafgeſetzbuchs 
das fisfalifche Intereſſe nicht unberüdfihtigt aeblieben, fo berubt fie doch nit aus- 
ſchließlich auf dem Schutze dieſes Intereſſes, fie ift vielmehr, wie ihre Stellung und 
die angedrohte Strafe beweift, aud und weſentlich gegen die Verlegung eined Gegen- 
ſtandes des Öffentlichen Glaubens gerichtet. ebenfalls fommt man bei der biöber 
bejprochenen älteren Unficht über eine auf die Gleichheit des Effektes geftügte Ana- 
logie mit dem im $. 253, des all borgefebenen falle nicht hinaus, die 
aber, wie die Inftangrichter mit Recht jagen, im Strafrecht nicht ftatthaft ift. (Archiv 
$. 2. des Strafgejegbuche.) 

Ein Gleihed gilt von der bei der Verhandlung der gegenwärtigen Sache 
Seitend der Königlichen General- Staatdanwaltihaft geltend gemachten Anſicht, 
wonad in dem Befeitigen des Kaffationdvermert3 auf dem verwandten Stempel» 
papier die Anfertigung unechten Stempelpapierd im Sinne ded $. 253. des Straf. 
geſetzbuchs liegen fol. 

Sie deduzirt: Zweck des Stempelpapierd fei, dem Staate die Stempel. 
abgabe zu fihern. Dies gefchebe durch die vorgefchriebene Verwendung ded Stempel- 
papiers zu dem ftempelpflichtigen Verbandlungen. Durd die Kaſſation des Stempel- 
papiers zu einem beftimmten fteuerpflichtigen Gefchäfte werde dad Stempelpapier in 
feiner vechtlihen Exiſtenz dernichtet. Wer aljo den die bereitö erfolgte Verwendung 
des Stempelpapierd konjtatirenden Kaſſationsvermerk befeitige, ſchaffe neues unechtes 
Stempelpapier , fo gut wie derjenige, welcher mit einer falſchen Stempelmarfe un- 
echtes Stempelpapier anfertige. 
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Diefer Verduftion ftehen weſentlich dieſelben Gründe entgegen, melde für 
das Aufgeben der biäherigen Anficht des Königlihen Ober - Tribunald bezüglich der 
unterliegenden Frage beftimmend gewefen find. Ä 

Auc fie identifizirt in nicht zuläffiger Weife das urfprünglihe vom Staate 
auögegebene Stempelpapier mit dem [päter darauf gefekten Kaffationdvermerfe, nur 
daß es in anderer Form gejchiebt. 

Die durch den Kaſſationsvermerk bewirkte Vernichtung des Stempelpapierd 
it weiter nicht ald die Entwertbung deffelben für-den Merfehr, eine - Entwertbung, 
die eben nur durch den Kaſſationsvermerk geſchieht. Durch die Befeitigung des 
Kaflationdvermert3 ſoll zwar dem fteuerlihen Intereſſe zuwider dad Stempelpapier 
wieder für den Verkehr tauglich gemacht werden. Allein hierbei hat man es doch 
immerhin nur mit einer Alteration der fpäter auf dad Stempelpapier gefegten Ur- 
funde zu tbun. 

Wie eine ſolche Alteration zu beftrafen fei, ift bier beſonders nicht zu cerör- 
tern. Jedenfalls ftellt fie eine Fälfhung des Stempelpapierd mit Rüdfiht auf die 
Form, mie ſolches vom Staate von Haufe aus audgegeben wird, nicht dar, und 
eben nur dieſe materielle Filſchung ift es, melde der T 253. des Strafgeſetzbuchs 
mit Strafe bedroht. 

Die Sache verhält ſich etwa fo, wie wenn unter eine echte Quittung ein 
fpäterev Vermerk gefegt wird, daß diefelbe feine Geltung haben folle. Der Schuld— 
ner, mwelder diefen Vermerk befeitigt, begebt zwar eine ftrafbare Sandluna, aber eine 
Fälſchung der urfprünglid echten und unberührt gebliebenen Quittung wird man 
ihm nicht zur Paft legen können. 

Nah dem bisher Audgeführten konnte alfo die oben aufgeftellte, für den 
gegenwärtigen Beſchwerdepunkt der Nichtigkeitäbefhmerde entſcheidende Rechtsfrage 
nur berneinend beantwortet werden. 

Für die Beantwortung in diefem Sinne fpridt in der That auch noch be- 
fonderd das feitber ergangene Gejeh vom 2. September 1862 über die Verwendung 
bon Stempelmarfen. 

Nah dem Entwurfe der Regierung waren beide bier in Rede ſtehende Fälle 
zufammengeftellt und zwar dahin: , 

Mer unechte Stempelmarfen anfertigt oder echte Stempelmarten ber- 
fälfcht, imgleichen wer wiffentlib von falfchen oder verfälſchten Stempel- 
marken Gebrauch macht, bat die im $. 253. des Strafgeſetzbuchs ange» 
drohte Strafe verwirkt. Diefelbe Strafe trifft denjenigen, welcher willent- 
lich eine ſchon einmal verwendete Stempelmarte veräußert oder zu fteuer- 
pflihtigen Schriftftüden verwendet. 

Die Motive erklären, daß es nötbig befunden fei, auch diefen zweiten Fall 
(ded zweiten Satzes) außer dem im $. 253. bedrohten unter Strafe zu ftellen. Die 
KRommiffion des Abgeordnetenhaufes fand, daß beide Fälle nit auf eine Pinie ge— 
ftellt werden fünnten, alfo abarfondert behandelt werden müßten. Daraus entitand 
die veränderte Faffung, melde der $. 4. des Gefehed vom 2. September 1862 er- 
balten bat. 

Diefer unterfceidet fonad: 

1) die Anfertigung falfcher, oder die Verfälfhung echter Stempelmarfen refp. 

den wiſſentlichen Gebrauch derfelben, und bier ift die Strafe des $. 253. 
des Strafgeſetzbuchs angedrobt; 

2) den wiſſenflichen Gebrauch ſchon einmal verwendeter Stempelmarken zu 

ftempelpflichtigen Scriftftüden; bier ift außer der gewöhnlichen Strafe 
* — eine Geldbuße von 10 bis 200 Rthlr. be 
mmi; 

3) Die Veräußerung bereitd verwendeter Stempelmarten, wofür eine Geld- 

buße von 1 bis 20 Rthlr. angebroht if. 
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Die Staatdregierung erkannte hiernach felbft an, daß an und für fich die 
in dem zweiten Saß des Entwurfes begriffenen beiden 2 (vorftehend Nr. 2. 
und 3.) nicht in dem Thatbeftand des G. 253. enthalten ſeien, und der Landtag 
gab diefer Anſicht nod einen verftärkten Ausdruck dadurch, daß er die befondere 
— des zweiten Falles nicht derjenigen des erſten Falles gleichſtellen 
wollte. 

Dieſes Parallelgefep erläutert mithin den Sinn des $. 253. de8 Strafgefeg- 
buchs in einer der bisher entwidelten neueren Anſicht entfbrechenden Weife, indem 
es unzweideutig die Verſchiedenheit an die Sand giebt, welche zwifchen der gällhung 
ded Stempelpapierd und dem durch die Befeitigung des Kaflationdvermert3 ermög- 
lichten Wiedergebraud eine bereit? verwendeten Stempel® beftebt. 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde konnte daher nur für unbegründet erachtet werben. 


Mittbeilungen 


aus den 


Schwurgeridts - Verhandlungen. 


Urt. 27. des Gefeged vom 3. Mai 1852. Nothwendigkeit ber 
Verdolmetſchung der Fragen für den Angeklagten. Nid- 
tigleit, fobald die Unterlaffung erbellt. 


Ertennmiß des Ober-Tribunals vom 20. Juni 1866 mibder dv. Oſſowski 
(Nr. 563. L) durch welches das Erkenntniß ded Schwurgerichtähufed vernichtet ült. 


Gründe 


Nach dem Inhalt der Alten ift anzunehmen, daß mit dem Angeklagten in 
Polniſcher Sprade zu verhandeln war, weil nad ber Verfügung vom 15. Februar 
1566 die Ueberjegung der Anklagefhriit in dad Polniſche verfügt, und zu den 
Schmwurgerihtsterminen am 12. und 15. März 1866 ein Dolmetfcher zugezogen 
worden ifl, welcher dem Angeklagten die Anklage Polniſch borgelefen hat. Ebenfo 
— das Haupt-Audienz-Protofoll an mehreren Stellen, daß eine Verdolmetſchung 
des Geſchehenen ftattgefunden bat. Da jedod, wo die Beurkundung der Borlefung 
der an die Gefchworenen zu richtenden Kragen ftcht, ift nicht vermerkt, daß eine 
Verdolmetfbung der fragen erfolat ift. Dazu fommt, daß die Staatdanwaltidaft 
in ihrer Entgegnung auf die Nichtigkeitöbefchwerde felbft einräumt, daß dem Ange— 
flagten die an die Geſchworenen gerichteten Fragen nicht verdolmetfcht find, und. Die 
bierüber vorgeichlagenen Gerichtsperſonen haben eine gleiche Erklärung abgegeben. 
Hierin liegt aber jedenfalls die ae einer wefentlihen Vorſchrift des Verfah— 
rend, mag man nun den Urt. 27, de a vom 3. Mai 1852 in Betracht 
ziehen, oder eine unzuläffige Beſchränkung der Vertheidigung nah Art, 108. Nr. 5. 
a. a. D. erbliden wollen. Denn die Frageſtellung ift jedenfalld ein wichtiger Ab- 
ſchnitt im Verlaufe der vor den Gefchworenen ftattfindenden Verhandlung und dem 
Angellagten muß nah Art. 87. a. a. D. Gelegenbeit gegeben werden, ſich darüber 
zu erklären, qleichviel, ob es nad) Lage der konkreten Sade an und für fid möglid 
fein mag, Einwendungen dagegen zu erheben oder niht. Damit aber der Ange— 
klagte in den Stand gefegt wird, ſich auszulaſſen, ift es felbitredend erforderlich, daß 
er der Sprache mächtig ift, in welcher die Fragen verlefen werden. Verſteht er diefe 
nicht, dann tritt die Beſtimmung ded Art. 27. a. a. D. ein, nad welder unter 
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Zuziehung des Dolmetſchers verfahren werden muß. Diefe Nothwendigkeit wird auch 
nicht dadurch befeitigt, daß der Vertheidiger ded Angeklagten anweſend iſt, welcher 
ber Sprade, in der die Frageſtellung befannt gemacht wird, fundig ift. Denn der 
Angeklagte bat ein Recht darauf, in der Lage zu fein, feine Gerechtfame neben feinem 
Vertbeidiger felbft wahrnehmen zu fünnen. Daß in dem vorliegenden falle weder 
der Angeklagte noch fein Defenfor auf Berdolmetihung der vorzulegenden fragen 
angetragen haben, fällt nicht ind Gewicht, weil dad Geriht nah Vorſchrift der 
Geſetze von Amtswegen verpflichtet war, die in Rede ſtehende Förmlichkeit zu 
beobadıten '). 


Frageftellungen. 


1. Die Ehefrau des Angeklagten Jakob Szlachetka ift im Walde unter 
Umftänden, melde auf deren Ermordung fließen ließen, gefunden worden. 

Die Anklage führte auß, daß der Angeklagte mit feiner Ehefrau in feind- 
feligem Verbältniß gelebt, zum Theil auch deöhalb, weil er mit der Mitangeklagten 
Hedwig Diubalka vertrauten Umgang gepflogen, daß er diefe, fomie feinen Knecht 
Nowaczyhck mehrmals bei verſchiedenen Gelegenheiten aufgefordert babe, feine Ebe- 
he eg Leben zu bringen, und daß endlid die That auch von diefen Beiden aud- 
geführt fei. 

Auf den bdiedfälligen Antrag ded Staatdanwaltd? wurden denn aud die 
Dyiubalfa und der Nowaczhck wegen Mordeß und der Szlachetka wegen Anftiftung 
A —— Beider zu dieſem Morde von der Rathskammer in Anklage 

and gejeht. 

s Der UAnklagefenat erkannte darauf zwar die Anklage wegen Morbed gegen 
die erfteren Beiden, gegen Szlachetfa aber nur wegen Anftiftung de Nowaczyck — 
alfo nicht aucd wegen Anftiftung der Dziubalka. 

Nah Nerbandlung der Sache vor dem Schwurgeriht beantragte jedoch ber 
Staatdanwalt, die Frage in Betreff des Szlachetka miederum auf Anftiftung jener 
beiden SHauptangellagten auszudehnen. Bon der Vertheidigung wurde hiergegen 
nicht8 erinnert. 

Hierauf wurden die beiden SHauptfragen 1. und 2. gleichlautend dabin 


geftellt : 
ob der Nowaczhck (refp. die Dziubalka) ſchuldig: 
in der Naht vom 11. zum 12. September 1865 zu Rokoſſowo, 
in Gemeinfchaft mit einer anderen Derfon, die MWirtböfrau Katha- 
rina Szlachetka, Ehefrau des Wirths Jakob Szlachetka zu Ro- 
koſſowo, vorfäglih und mit Leberlegung getödtet zu haben? 
— re Gefhmworenen bejahten diefe Frage gegen den Nowaczhck, jedoch mit 
em Zuſatz: 
—— iſt nicht erwieſen, daß derſelbe mit Ueberlegung geban- 
elt hat. 
Gegen die Dziubalka bejahten ſie dieſelbe unbedingt. 


1) Vergl. die Zuſammenſtellung Bd. 9. ©. 763. 
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Sodann bejahten fie die dritte Frage gegen den Szlachetka, fo lautend: 
ob derſelbe ſchuldig: 
den Dienſtknecht Nowaczhck und die Hedwig Dziubalka durch 
Ueberredung zur Begehung der von dieſen verübten ad 1. reſp. 2. 
gedachten That angereizt, verleitet und beſtimmt zu baben? 

Es find hierauf berurtbeilt: 

1) die Dziubalka, wegen Mordes zur Todesſtrafe, 

2) der Nowaczhck, unter Freiſprechung von der Anklage des Mordes, 
wegen Todtſchlags zu lebenslängliher Zuchthausſtrafe, 

3) der Szlachetfa, wegen Theilnahme am Morde refp. Todtſchlag zur 
odeöftrafe und zum Berluft der bürgerlichen Ehre. 

In den Gründen bed Urteld ift bemerft, daß auf ihn zwar die GG. 175. 
176. 34. Nr. 1. und 35. des Strafgefepbuhd Anwendung fänden, nad $. 55. 
rn eh die ſchwerſte Strafe, die Todesitrafe, aus $. 175. des Strafgefepbuchd zu 
erkennen jei. 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde des Szlachetka rügt Folgendes: 

1) Da die Anklage nur wegen Anftiftung des Nowaczhck erhoben worden, 

fo fei deren Ausdehnung und die Frageftellung auch auf die Anftiftung der Dziu— 
balka unflattbaft geweſen, zumal diefe Anfchuldigung ſtillſchweigend durch den An- 
klagebeſchluß im Verhältniß au dem Rathskammerbeſchluß zurückgewieſen fei. Die 
Thatſache der Ueberredung der Dziubalka fei fein die Anftiftung des Nowaczhch be- 
gleitender Umftand im Einne ded Art. 86., die folge fei, daß Angellagter ala in 
tellektueller Urheber eines Mordes verurtbeilt worden, während er nur al® Urheber 
eined Todtſchlags hätte verurtheilt werden können. 
2) Der Ausdruf »Ueberredung« bezeichne feine Thatjache, er enthalte nur 
ein Urtbeil. Ueberredung fei eine Mebrbeit von Meden mit der Abſicht, einen An- 
deren zu einer Anerkennung, zu einem Wollen, einer That, zu bewegen. Zu dem 
Ausfprud, ob Reden eine Ueberredung fei, könne man daher nur durch ein Urtheil 
gelangen. Wenn von den Gefchworenen alfo dieſes Urtheil verlangt werde, fo müßte 
ihnen in der frage der Inhalt der Reden unterbreitet werden, ſonſt würden nicht 
Thatſachen für wahr oder unwahr erflärt. 

3) Mord und Todtſchlag feien weſentlich verjchiedene Verbrechen, wenn auch 
mit einzelnen gemeinfamen Merkmalen. An dem Maafe, mie jene Verbrechen felbft, 
fei daber auch die Anftiftung zu beiden verſchieden. Dennoch jei der Angeklagte diefer 
Anftiftung und zwar in Bezug auf eine und diefelbe That fehuldig erklärt. eden- 
falls, auch wenn die ftattbaft, bätte doch in Beziehung auf eine jede diefer ber- 
f&hiedenartigen Anftiftungen eine befondere frage geftellt werden müffen. Es müffe 
notbwendig eine Mebrbeit von Handlungen mit verſchiedenem Charakter in Bezug 
auf Beide ftattgefunden haben. Daraus folge aud, daß eine einfade Antwort der 
Geſchworenen, wie bier, ungenügend fei; fie laſſe nicht erkennen, ob die Gefchworenen 
die derfchiedenen getrennten Handlungen vor Augen gehabt hätten, die einen, um den 
Nomarzyd zur Ausübung ded Mordes mit Ueberlegung, die anderen, um die Dziu— 
balfa zur Ausübung ohne Ueberlegung zu beitimmen. 


Die Nichtigkeitsbeſchwerde ift durch Urtel vom 15. Juni 1866 (Nr. 667. 1.) 
zurüdgemicfen. 


Gründe, 


Es ift richtig, daß der Anklagebeſchluß und die Anklageformel den Angellag- 
ten nur der Anſtiftung des Nowaczhck bezüchtigt. Allein nad dem näheren Inhalt 
der Anklageſchrift felbft ift dort aud die Behauptung aufgeitellt, daß der Angeklagte, 
ebenfo mie den Nowaczhck, fo auch bie Dziubalka durch Ueberredung zu dem DVer- 
brechen angeftiftet habe. Die Thatſache war daher für die Unterfuhung überhaupt 
feine neue, ja die Rathskammer hatte die Anklage gegen den Angeklagten Szlachetka 
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auch auf die Anftiftung der Dyiuballa ausgedehnt, und nur erſt dev Beihluß des 
Anklagefenats hat jene Beichränfung der Anftiftung auf den Nowagzpd, und zwar 
ohne diefelbe zu motiviren, ausgefprochen. Abgeſehen nun aljo davon, daf die Aue- 
debnung der Verhandlung und Entjheidung nad Urt. 84. 85. des Geſetzes vom 
3. Mai 1852 auch auf folde in der Vorunterfuhung zur Sprade gebraten Um— 
ftände geftattet ift, welche der Anklagebefhluß aus thatjächlihen oder rechtlichen 
Gründen befeitigt bat, fo würde auch der Art. 86. daf. allein ſchon eine ſolche Aus- 
Dehnung gejtatten, felbjt wenn der bier in Rede ſtehende Umftand erft in der Haupt- 
verbandlung neu bervorgetreten wäre. Denn die Anklage behauptet überhaupt eine 
Anftiitung zum Morde, alfo eine Theilnahne an diefem Verbrechen im Sinne des 
$. 34. Nr. 1. des Strafgeſetzbuchs. Dies ift alfo die der Anklage gegen den Szla- 
chetla zum Grunde liegende Thatjache; fie wird aber in der Hauptſache dadurch feine 
andere, daß die Hauptthat nicht von demjenigen allein, welcher nad) der Anklage 
von dem Angeklagten dazu angeftiftet fein foll, fondern von demfelben in Gemein— 
Ihaft mit einer anderen Derfon ausgeführt ift, und ſich binterher ergiebt, daß der 
Angeklagte auch diefe leptere Perſon neben der anderen zu demjelben Verbrechen 
angeftiftet haben foll, daß alfo dad Verbrechen nicht nur von dem einen angeftifteten 
und bon dem anderen nicht angeftifteten Thäter, fondern daß ed von beiden ange- 
ftifteten Mitthätern verübt ift. Aus denfelben Gründen, aus denen es unftatthaft 
geweſen wäre, nach einer Freiſprechung des angeblich allein angeftifteten Nowaczhck 
eine neue Anklage gegen den Angeklagten mit der Bebauptung zu erheben, daß der- 
felbe die als alleinige Thäterin etwa für fchuldig erklärte Diiuballa zu dem Ver— 
brechen angeftiftet babe, war «3 daber zuläflig vefp. geboten, in demfelben Verfahren 
diefe Behauptung zur Entſcheidung zu bringen. Daß ſchließlich der Vertheidiger 
refp. der Angeklagte felbft über diefe Ausdehnung nicht gebört feien, erweift fi nach 
dem Protokolle als unridtig. Nach Stellung der Frage 3. in der von dem Staats 
anmalt beantragten biev in Rede ftehenden Ausdehnung ift vegiftrirt, daß weder die 
Vertheidigung noch die Angeklagten Erinnerungen dagegen erhoben hätten. Es ift 
ihnen daher Gelegenbeit zu folchen Erinnerungen gegeben. 

Gleih unbegründet ift fodann der weitere Angriff gegen die Faſſung der 
frage 3, Der $. 34. Nr. 1. des Strafgeſetzbuchs beſchränkt die Strafbarkeit der 
Anftiftung nicht auf beftimmte befonder8 qualifizirte Mittel derfelben; er dehnt die— 
felbe vielmehr auf jeded Mittel überhaupt aus, weldes in dem gegebenen falle als 
wirkſam erkannt ift, um dadurch deu Entichluß ded Thäterd zur Verübung der That 
zu beftimmen. Das entjcheidende Moment ift alfo immer die Frage, ob diefe Wir- 
fung vorliege und ob fie die alleinige Urfache jenes Entſchluſſes des Thäters geweſen 
ſei. Das Urtheil hierüber gebührt daher ausdrücklich dem Thatrichter, im Schwur— 
gericht aljo den Gefchworenen. In diefem Sinne ift daber aud die »Ueberredung« 
ald Mittel der Anftiftung zu beurtbeilen, und fie ift biev don den Gefchworenen als 
dad im obigen Sinne zureichend gewefene erfannt worden. Die Erinnerung der 
Nichtigkeitsbeſchwerde gegen die Faſſung der Frage gebt ihrem inne nad Lediglich 
darauf hinaus, daf die Frage bätte fpezialifirt werden follen, denn nur jo läßt fich 
die Forderung veriteben, daß diejenigen Worte und Reden, mitteljt diren die Ueber- 
redung ftattgefunden haben fol, in die Frage hätten aufgenommen werden follen. 
Allein fobald «3 ſich nicht um eine Auflöfung eined Begriffes im Sinne des Art. 82, 
des Geſetzes von 1852 handelt, bängt die Spezialiſirung in der Negel lediglich von 
dem Ermeſſen des Schwurgerichtähofed, alfo von der Beurtbeilung des vorliegenden 
Falles ab, und diefe kann in der Regel durch die Nichtigfeitsbefchwerde nicht ange» 
griffen werden. Die »Ueberredung« iſt aber fein Rechtsbegriff im Sinne jenes 
Art. 82,, fondern fie ift eine tbatfächlicbe Charakteriſirung don Handlungen und ' 
Aeußerungen in Verbindung mit der Abficht des Handelnden und al& folde dem 
tbatfächlichen Urtheil der Geſchworenen überlaffen, melden dabei das Reſultat der 
Beweidaufnahme überhaupt zur Grundlage dient. 
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Schließlich iſt auch der weitere Angriff gegen die Frage 3. und gegen das 
daraus von dem Schwurgerichtshofe gewonnene Reſultat verfehlt. Die Regel über 
die Stellung verſchiedener Fragen in Bezug auf verſchiedene ſtrafbare Handlungen 
deſſelben Angeklagten findet bier keine Anwendung. Die Anſtiftung zu einem Ver— 
brechen iſt in biefem Sinne eine einheitliche ftrafbare ——— das Verbrechen möge 
nun durch einen oder durch mehrere angeſtiftete Thäter verübt fein; den Geſchwo— 
renen liegt es daher ob, zu beurtheilen, ob der Beweis folder Anftiftung in Bezu 
auf jeden der Mitthäter für geführt zu erachten ift, und wenn fie ihn in Bezug au 
den einen oder den anderen nicht für geführt erachten, fo haben fie dies in der im 
Art. 80. des Gefeged vom 3. Mai 1852 vorgefchriebenen form einer theilmeifen 
Bejabung refp. Verneinung der frage audzudrüden. Nur dann würde fich die 
Stellung verfchiedener Fragen empfehlen, wenn die Mittel der Anftiftung in Bezug 
auf jeden der verfchiedenen Mitthäter verſchiedene wären; bier aber bandelt es ſich 
um ein und daffelbe Mittel der Ueberredung. Daß nun aber dies Alles dadurd 
feiner anderen Beurtheilung unterliegen kann, daß die gegen bie beiden Hauptthäter 
geftellten fragen der Anklage gemäß zwar ein und dafelbe Verbrechen, alfo ſowohl 
objektiv als jubjektiv diefelbe That, betroffen baben, die Gefhworenen aber durch ibre 
Antwort auf die gegen den einen Mitthäter, den Nowaczhck, geftellte Stage dad Ne- 
fultat herbeigeführt haben, daß die objektiv einbeitlihe That nunmehr durd die Ver- 
neinung der Ueberlegung deß Nowaczyck — alfo lediglid dur eine Mobdififation 
des fubjeltiven Momente? in Sean auf ihn allein — einer verſchiedenen ftrafredht- 
lihen Beurtheilung gegen beide Mitthäter unterliegt, Fann einem Zweiſel nicht wohl 
unterworfen fein. Die form der fFrageftellung wurde alfo durch dieſen erft durch 
die Antwort der Geihmorenen eingetretenen Umſtand felbjtverftändlih wicht berührt. 
Eine andere Frage ift vielmehr die nach der vechtliden re, felbft, alfo die 
— ob, wie der Schwurgerichtshof unter Anwendung des Grundſatzes der idealen 

onturren; nach $. 55. des Strafgefegbuhd angenommen bat, die Anftiftung redht- 
lich ihren Charakter ändere und daher auch anders zu beurtbeilen fei, wenn fid er— 
giebt, daf die gemeinfchaftlih derübte That von dem einen Thäter al® Mord, von 
em anderen aber nür ald Todtſchlag verübt iſt. Mllein die Anſtiftung als folce 
wird dadurd nicht berührt. In jedem Falle aber bat der Schwurgerichtshof in dem 
Refultate feiner Entfheidung nit geirrt. Die feitgeftellte Anftiftung zur That folgt 
nad 8. 35. bed eg der rechtlichen Beurtbeilung der Thäterſchaft; unter 
liegt diefe bei ey itthätern einer verſchiedenen Beurtheilung, fo ift 52 
ber Srundfag des F. 55. anzuwenden, der Angeklagte alfo mit Recht nach 88. 175. 
und 176. be EEE verurtbeilt, die Strafe felbft aber nad dem ſchwerſten 
Verbrechen des 8. 175. abgemeffen, weil der eine der angeftifteten Mitthäter, die 
Dziubalka, des Mordes ſchuldig erflärt und deshalb verurtheilt worden ift. 


II. Der Hillmann ift auf die don den Geſchworenen bejahte frage: 
ob derfelbe fhuldig, als Kaufmann, welcher feine Zahlungen einge 
ftellt hat, im September und Oktober 1865 zu B. fein Vermögen 
theilweife bei Seite geisaft zu haben, 
—* betrüglichen Bankerutts aus $. 259. Nr. 1. des Strafgeſeßbuchs ver- 
urtheilt. 
Gegen den wegen Theilnahme angeklagten Lierke iſt von den Geſchworenen die 
Frage bejaht: 
ob derſelbe ſchuldig ſei, dem Kaufmann Hillmann, welcher als Kauf— 
mann, der feine rien eingeftellt, im Herbſt 1865 fein Ver- 
mögen theilweife bei Seite geichafft bat, in Handlungen, welche bie 
That vorbereitet, erleichtert und vollendet haben, wiſſentlich Hülfe 
geleiftet zu haben? 
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Er ift darauf wegen Theilnahme verurtbeilt. 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde des Lierke führt auß: Die frage gegen ibn ent- 
balte weder den Dolus noch auch die Handlungen, in denen das Beifeitefchaffen des 
Vermögen? liegen folle und es fehle im diefer Beziehung jede Gewähr, ob die Ge- 
[hmworenen die beftimmte infriminirte Handlung vor Augen gebabt. Es ſtehe nicht 
einmal feft, daß die Gefchworenen in beiden Fragen die Identität derfelben Hand- 
lungen vor Augen gebabt bätten. 


Der $. 259. fege ferner voraus, daß die infriminirten Handlungen nad 
der Zablungseinftellung verübt feien (»welhe ihre Zahlungen eingeftellt haben«). 
Died ergeben die Verditte nicht. 


Die Beſchwerde ift dur Urtel dom 22. Juni 1866 (Nr. 800. 1.) zu- 
rüdgemiefen. 


Gründe 


Mad zuvörderſt die vermißte fpezielle Bezeihnung derjenigen Handlungen 
in der frage betrifft, durch welche der Hillmann fein Vermögen tbeilmeife bei Seite 
geſchafft haben foll, fo enthält der Art. 81. bed Gefeged vom 3. Mai 1852 nur 
die Negel, daß die Frage alle diejenigen Thatſachen enthalten foll, welche die wefent- 
liben Merkmale der dem Angeklagten zur Laſt gelegten ftrafbaren Handlung bilden. 
Die dem Hillmann zur Laſt gelegte ftrafbare Handlung war aber nad dem Mort- 
laut des 6. 259. Nr. 1. lediglich die Thatſache, daß derfelbe feine Zahlungen ala 
Kaufmann eingeftellt, und daß er fein Vermögen theilmeife bei Seite geſchafft babe. 
Nun ift es allerdingd dem Gerichtäbofe geftattet, die Thatfache näher in der frage 
zu fpezialifiren ; allein dies ift lediglich feinem durch die Umſtände des Falles aelei- 
teten Ermeſſen überlaffen, und der Angeklagte felbft bat einen bierauf bezüglichen 
Antrag nicht geftellt. 

Die Frage, ob die Gefhworenen bei ihrem Verdikte andere als bie in der 
Anklage genannten Sandlungen zum Grunde gelegt haben können, kommt bierbei 
nicht in Betracht, fobald die frage regelmäkig nach der im Art. 81. vorgefchriebe- 
nen Form geftellt ift. 

Ein Zweifel darüber, ob die gegen den Angeklagten geftellte frage 5. die 
dentität der Handlungen mit den in der frage 1. enthaltenen ausdrüde, ob fich 
alfo die Theilnahme des Angellagten nah der Frage 5. ſpeziell auf die Saupt- 
frage 1. beziehe, kann nad dem Mortlaut beider Fragen gar nicht entfichen. Auch 
ift in der frage 5. der Dolus des Ungellagten durch den im F. 34. Nr. 2. vor- 
geichriebenen Ausdruck »wiſſentlich« feitgeftellt; er enthält den Vorſatz und die 
Kenntniß der ftrafbaren Handlung des Hauptthäters. 

Der 8. 259. Mr. 1. fordert feinedweged, daß die Handlung der Beifeite- 
ſchaffung des Vermögens nad der Zablungdeinftellung erfolgt fein müſſe. Es ift 
vielmehr nur erforderlich, daß fie mit diefer Zahlungseinftellung in Verbindung ge- 
ftanden babe; in foweit fann fie derfelben auch vorangegangen fein. Jene Berbin- 
dung drüdt aber bier dad Verdikt aud, In diefer Weife bat daß Ober - Tribunal 
bereits mebrmald erkannt (3. B. Urtel vom 22, Oktober 1862, Goltdammer Archiv 
Br. XI. ©. 35). 


II. Auf die Anklage wegen Amtdunterfhlagung lautet die Frage: 


ob Angellagter fhuldig, in der Zeit vom — — zu ©., während 
feiner Anftellung bei der Königlichen Dolizei-Direftion dafelbft, fort- 
gefegt Gelder, welche er in amtliher Eigenfhaft empfangen hatte, 
unterfchlagen zu haben? 
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Das verurtheilende Erkenntniß ift am 15. Juni 1866 wider Fiſcher 
(Nr. 701, 1.) vernichtet. Denn die frage entbalte nicht alle Thatſachen, weldye die 
weſentlichen Merkmale der dem Angekla ten zur Laſt gelegten jirafbaren Handlung 
bilden. Sie verlege vielmehr den Aıt. 31. des Gefeged vom 3. Mai 1852, weil 
der Begriff der Unterfhlagung ald ein nicht allgemein befannter und bier ausdrüd- 
lich beftrittener Rechtsbegriff nad feinen mwefentlihen im $. 225. des Strafgefep- 
buchs angegebenen wefentliben Merkmalen hätte aufgelöft werden müflen. 


(Erfenntnik vom 31. Oktober 1863 wider Nerlich, vom 4. Oftober 1866 
wider Wablſcheid) 


Mittbeilungen 


auß ber 


Praris der Geridtshöfe und der Staats- 
Anwaltfcaften. 


$. 11. der Verordnung vom 3. Januar 1849. Art. 30. de Gefehes 
vom 3. Mai 1852. Verhältniß ded erfennenden Richters zu 
dem Eröffnungsbefhluß. Befugnif deifelben zur Entſchei— 
duna und VBerurtbeilung aud über daß in derangefhuldig- 
ten That ideell fonkurrirende Vergeben außer dem in dem 
Eröffnungdbefhluß allein benannten. 


Die Vorunterfuhung war wegen Wucerd und wegen unerlaubten gewerbmäßigen 
Leihens auf Dfänder aus diefen wucheriſchen Gefchäften geführt. Die demnächſt er- 
bobene Anklage bezog fi auf diefe beiden Anſchuldigungen, lautete jedoch in ihrem 
Schlufantrage dabin: 
gegen den PVlngeflagten wegen aewohnbeitämäfigen und verftedten 
Wuchers die Unterfudung zu eröffnen. 

Durch Gerichtäbefhluß wurde 
eröffnet. 

Der erfie Richter erkannte gegen dem nicht erfchienenen Angeklagten aus 
68. 263. 264. auf Verurtbeilung wegen beider Vergeben, des Wuchers und des 
gewerbmäßigen Dfandleibend. Denn die Beſchränkung des Eröffnungsbeſchluſſes auf 
den Wucher allein bindere nicht, weil der Angeklagte aus dem Inhalt der Anklage 
—* — müſſen, daß ſich dieſelbe materiell auch auf das Pfandgewerbe er- 

reckt habe. 

Der Appellationsrichter hob dieſes Urtel auf und wies die Sache in die 
Inſtanz zurück. Die Unterſuchung fei nur wegen Wuchers eröffnet. Nah $. 11. 
der Verordnung bilde dev Eröffnungsbefhluß allein die Grundlage für da8 Haupt. 
verfabren und die Entſcheidung. Cine Ausdehnung auf Vergehen, deren der Be- 
ſchluß nicht gedenfe, fei unftatthaft. Es ändere bier nichts, daß die Anklage auch 
materiell wegen des anderen Vergehens erboben und dallelbe anfcheinend nur aus 
Verfeben in dem Untrage und in dem Cröffnungäbefchluffe nicht mit aufgenommen 
fei, denn felbft die Einwilligung ded Ungellaaten, daß aud dad andere Vergeben, 


emgemäß die Unterfuchung wegen Wuchers 


| I A— 
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unabhängig von jenem Befchluffe, mit zur Erörterung gezogen werde, würde bei dem 
allein maafgebenden Befchluffe eine Abweihung von diefem nicht geftatten. Der 
Art. 30. des Geſetzes vom 2. Mai 1852 geftatte nur, die zur Unterfuchung geftellte 
That unter einem in Folge der durch das Verfahren berborgetretenen bejonderen 
Umjtände veränderten Geſichtspunkt aufzufaflen, und der Verhandlung und Entjcei- 
dung zum Grunde zu legen, nicht aber fei es zuläffig, neben der in dem Eröffnungd- 
befchluß bezeichneten unverändert gebliebenen That noch ein zweites Vergeben zum 
Gegenjtand der Verhandlung und Entfheidung zu machen. Davon made felbft der 
Fall der idealen Konkurrenz, wie bier vorliegend, feine Ausnahme. Bielmehr müfle 
nad Oppenboff zu $. 55. Nr. 21. ded Strafgeſetzbuchs die Anklage und der Eröff- 
nungsbeſchluß auf alle Straftbaten ausdrücklich erfiredt werden, wenn fie in der 
mündlihen Verhandlung und Entſcheidung follten berüdfichtigt werden dürfen. 


Auf die Beſchwerde des Ober + Staatdanwalts hat dad Ober - Tribunal am 
l. Juni 1866 wider Yehmann (Nr. 519, 1.) vernichtet. 


Gründe 


Die Nichtigkeitsbeſchwerde des Ober-Staat3anwalts ijt begründet. Der Ap- 
pellationgrihter legt dem Eröffnungsbeichlufe eine Kraft bei, welde mit der Stel- 
lung des erfennenden Richters zur Anklage unvereinbar ift. Die rechtliche Dualifi- 
zirung der That in diefem Beſchluſſe ift für ihn weder an und für fich, noch auch in 
ihrem AUmfange bindend; eine Mechtöfraft deſſelben beftebt ibm gegenüber nicht. Die 
Hauptgrundlage feiner Entſcheidung bildet die Anklage felbft, fowie die darüber ftatt- 
gefundene Hauptverhandlung, alfo die in jener behauptete That und die durch die 
legtere ermittelte Geftaltung derfelben, foweit die Art. 30. und 86. des Geſetzes von 
18552 ibm die Berüdjichtigung folder veränderten Geftaltung geftatten. Die Grenze 
für ibn bildet alfo die Hauptthat felbft im ihrer wefentliden Unterfcheidung von einer 
anderen ſelbſtſtändigen That, melde entweder an die Stelle der zur Anklage geftell- 
ten treten oder realiter mit ihr fonkurriven würde, Die ideale Konkurrenz fann 
daber don feiner Berüdfichtigung grundfäglihd niemals ausgefcloffen fein. br 
Weſen bejtebt nad 8. 55. des Strafgeſetzbuchs in der Vereinigung der Merkmale 
mehrerer Verbrechen oder Vergeben durch eine und Diefelbe Handlung. Die zur 
Anklage geitellte That bleibt alfo bier im Sinne der Art. 30. 86. immer völlig un- 
verindert; nur ihre Begriffdmerfmale werden ftrafrechtlih erweitert. So wenig alfo 
der Eröffnungsbefhluß für den erfennenden Richter in Bezug auf die rechtliche Dua- 
lifizirung der einen darin genannten ftrafbaren Handlung bindend iſt, fo wenig ift 
er es für ibn in Bezug auf die Beſchränkung der Begriffämerfmale, alfo für die 
Befugniß, in der Handlung außerdem noch andere ideell verbundene zu finden und 
darüber zu erkennen. 

Wenn es daher auch nach den in der Entiheidung vom 14. Januar 1859 
wider Wendt (Archiv Bd. VII. ©. 233) bervorgebobenen und durd den erfennenden 
Richter zu berücdfihtigenden Wirkungen der idealen Konkurrenz ratbfam und unter 
Umftänden geboten ift, ſchon in dem Eröffnungsbeſchluſſe ausdrüdlidy die berfchiede- 
nen Verbrechen oder Vergeben, deren Merkmale in der zur Anklage geftellten That 
— enthalten ſind, anzugeben, ſo hat die Unterlaſſung dennoch, wie gezeigt, für 
ie Befugniß des erkennenden Richters keine beſchränkende Wirkung, ſelbſt wenn man 
in einem Falle, wie der vorliegende, in der ausdrücklichen Nennung nur des einen 
Nergebend die Verneinung ded anderen, in foweit alfo etwa eine Zurüdweilung des 
Strafantrages in Bezua auf das Ichtere finden wollte. Denn aud eine folde Zu- 
rüdweifung bindet den erfennenden Nichter, wie erwähnt, nicht, wenn er dennoch in 
der Anklage die Merkmale des verneinten Vergehens findet (Art, 85. des Geſetzes 
vom 3. Mai 1852). 

Abgeſehen nun davon, daß im vorliegenden Falle die nicht in Betracht fom- 
menden Beſchlüſſe über die Eröffnung der Borunterfubung vom 15. Januar und 
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7. Oftober 1864 die Eröffnung der Vorunterfubung über die beiden Vergeben des 
unbefugten Pfandgewerbes und des Wuchers — haben, und demgemäß 
die Vorunterſuchung auf beide auch wirklich ausgedehnt worden iſt, ſo hat ſodann 
auch die Anklageſchrift die auf beide Vergehen bezüglichen Thatſachen angeführt, und 
die Anſchuldigung in Bezug auf beide ausdrücklich ausgeſprochen. Wenn daber der 
Schlußantrag der Anklageichrift nur auf Eröffnung der Unterfuhung wegen Wuchers 
lautet, und dem entiprechend der Eröffnungdbefhluß vom 4. Mai 1865 fih nur auf 
diefed Vergeben bezieht, jo war der erſte Richter volllommen in feiner Berugniß, nach 
den obigen Grundfäßen beide Vergeben feiner Entſcheidung zu unterziehen; er bat 
auc rechtlich nicht geirrt, wenn er beide als ideell fonkurrivend erklärt, 

Der Appellationsrichter hat demnach den $. 11. der Verordnung vom 3. Ja- 
nur 1849 und den Urt. 30. des Gefeged vom 3. Mai 1852 verlegt. 


Urt, 9. ded Gefehed vom 3. Mai 1852, Wirkung eined vorange- 
gangenen rehtöfräftigen Inkompetenz-Urtheils des Ein- 
zelrihterd, welches den Thatbeſtand der Uebertretung ver— 
neint, und denjenigen des ſchweren Diebſtahls behauptet. 


Gegen den bereitd mehrmald wegen Diebſtahls beftraften Angeſchuldigten 
behauptet die Anklage ſchweren Diebitabl ($. 218. Nr. 2,, $. 219. Nr. 2.). 

Die Rathskammer ſprach die Anklage aus unter der Belaftung, daß der 
Angefhuldigte aus einem rings umfchlofienen Garten $ Sceffel Kartoffeln mittelft 
Einfteigend eutmwendet habe. 

Durch Beſchluß vom 2. März 1866 eröffnete jedoch der Anklagefenat Die 
Unterfuhung nur wegen Uebertretung und verwicd die Sache vor den Einzelrichter, 
weil die entwendete Quantität Rartofrin nur eine geringe fei, gewinnfüchtige Abficht 
nicht vorliege und demnah %. 42. Nr. 2, der Freldpolizei - Ordnung Unwen- 
dung finde. 

Darauf erkannte der Einzelrihter am 26. April 1866 feine Inkompetenz, 
indem er zwar der fo eben gedachten Erwägung beitrat, dagegen die Anwendung 
ber FFeldpolizei- Ordnung verneinte, weil ſchwerer Diebitahl vorliege. 

Der Volizei-Anwalt legte hiergegen Rekurs ein, derfelbe wurde indeß durch 
den Beſchluß der Rekurdabtheilung des Appellationsgeriht8 vom 25. Mai 1866 zu- 
rückgewieſen, hauptfählid aus dem fo eben angeführten Grunde. 

Sonah wurde das Inkompetenz » Erkenntniß des Kingelrichter8 vecht3- 
kräftig. 

1“. Die Rathötammer, an welde nunmebr die Sade wiederum gedich ſprach 
wiederum die Anklage wegen ſchweren Diebſtahls im wiederholten Rüdffalle aus. 

Der Anklageſenat erkannte jedoch auch jetzt wieder am 12. Juni 1866, daß 
nur eine Uebertretung im Sinne der Feldpolizei -Ordnung $. 42. Nr. 2. vorliege, 
fand ſich aber durch daß rechtöfräftig gewordene Inkompetenz ⸗Erkenntniß des Einzel- 
rihterd vom 26, April behindert, wiederum die Unterfuhung wegen Uebertretung 
zu eröffnen, und begnügte fi demnach damit, den Angeſchuldigten wegen des Ver— 
brechend des ſchweren Diebſtahls außer Verfolgung zu ſehzen. 

Hiergegen legt der Ober Staatdanwalt die Beſchwerde ein, indem er be 
bauptet, dab die Feldpolizei Ordnung feine Anwendung finde, weil es fih um 
geerndtete Früchte handle, bei dem Angeſchuldigten gewinnfüchtige Abſicht anzuneh- 
men fei, und endlich auch der $. 349. Nr. 3. des Strafgefepbuch bier außer An- 
wendung bleibe, ſomit ſchwerer Diebftahl vorliege. 


Daß Ober +» Tribunal bat jedoch durch Beſchluß vom 4. Juli 1866 wider 
Kahl (Nr. 185. B. 1.) den Beſchluß des Appellationsgerichts vom 12. Juni, foweit 
er den Angeſchuldigten außer Verfolgung feht, fowie das rechtäfräftig gewordene Er- 
kenntniß des Einzelrichter8 vom 26. April aufgehoben, und in der Sache jelbft die 
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Unterfubung wegen FFelbpolizei-Kontravention eröffnet, diefelbe auch vor den Einzel- 
richter vermiefen. 


Gründe 


Der Angejbuldigte ift, wie in dem Tenor ausgeſprochen, in Lebereinjtim- 
mung mit den bisher in dieſer Sache ergangenen Beichlüffen und Erfenntniffen ge- 
nügend belaftet, aus einer in dem Garten de Wüſthube belegenen Kartoffelgrube 
% Scheffel Kartoffeln zum Werthe von 4 Ser. entwendet zu haben. Es ift in dem 
vorangegangenen Beſchluſſe des WUppellationsgerihtd vom 2. März d. J., in dem 
Erfenntniffe ded Einzelrichters vom 26. April d. J. und endlih in dem Beſchluſſe 
ded gedachten Appellationdgeriht3 vom 12, Juni d. J. angenommen, daß im Sinne 
der bier zur Anwendung zu bringenden Gejege die gedachte Duantität Kartoffeln 
von geringem Werthe fei, und ferner, dab der Ungefchuldigte eine gewinnfüchtige 
Abſicht nicht gehabt habe. EB liegt fein Grund vor, nad Lage der Akten bon 
diefer SFeitftellung abzumeihen. Denn die gegen die Annahme des Mangeld der ge- 
winnfüchtigen Abſicht gerichtete Ausführung des Ober-Staatdanwaltd in feiner bor- 
liegenden Beſchwerde it micht für zutreffend zu erachten, weil die Zeit der Entwen- 
dung, nämlich die Nachtzeit, der Zweck der Entwendung, nämlid die Fütterung deö 
Schweins mittelft der Kartoffeln, und endlih die Urt der Entwendung feine Um- 
—7 hr melde für ſich allein die gewinnfüchtige Abfiht mit Nothwendigkeit in 

ch ſchließen. 

Es handelt ſich ſonach um die Entwendung bon Feldfrüchten. Daß dieſelben 
bereits geerndtet waren, iſt, was die Anwendbarkeit des $. 42. Nr. 2. der Feld⸗ 
polizei-Ordnung nad der Redaktion des Geſetzes vom 13. April 1856 betrifft, nad 
der Plenar ⸗Entſcheidung des Ober-Tribunal® vom 30. November 1857 (Archib V. 
©. 762 ff.) gleihgültig; daflelbe gilt von der in anderen fällen den Thatbeftand 
eined ſchweren Diebftahld darftellenden Art der Entwendung (Urt. Il. des Geſetzes 
vom 22, Mai 1852). 

Liegt hiernach eine lediglih nad der fFelbpolizei - Ordnung zu verfolgende 
Uebertretung vor, fo ift damit aud) -die Kompetenz des Einzelrichters begründet. 
Der Beihluß ded Königlichen Appellationdgericht? vom 12. Juni d. J. fchließt die- 
felbe aber deöhalb aus, meil das Inkompelenz + Urtheil des Einzelrihterd vom 26. 
April d. I. inzwiſchen redhtäfräftig geworden fei. Hierauf gründet fih die Ent- 
fheidung, daß ber Angefchuldigte wegen des ſchweren Diebftahl8 außer Verfolgung 
zu fepen, obne damit eine anderweite Verfolgung zu beſchließen, weil ed dafür nad 
jener Entſcheidung an einem für die Sade kompetenten Richter fehle. Es ift fomit 
fahlih die gänzliche Unftatthaftigkeit einer andermweiten Verfolgung ausgeſprochen. 
Died ift jedoch unftatthaft. In Kar falle würde e8 dem Appellationdgericht auch 
unter Feſthaltung feiner Anficht und zur Vermeidung des fo eben gedachten Neful- 
tated obgelegen baben, die Verhandlung der Sache vor die Gerichtsabtheilung zu 
verweiſen (Art. 6. des Gefeped vom 3. Mai 1852). Nunmehr aber, nachdem bie 
Sade auf die, wenn aud in einer anderen Richtung erhobene Beſchwerde des Ober- 
Staatdanmwaltd zur Entſcheidung des Ober. Tribunal® gediehen ift, bat das legtere 
denjenigen Standpunkt, melden ihm der Art. V. Nr. 1. des Gefeged vom 26. April 
1851 und ber Art. 9. des Gefehed vom 3. Mai 1852 anweiſen, auch unter den 
vorliegenden Umftäinden einzunebmen. 

Es ift richtig, daß dad Erfenntnif des —— vom 26. April d. J. 
dadurch, daß der dagegen erhobene Rekurs des Pollzei-Anwalts durch den Beſchluß 
des Appellationägerichts vom 25. Mai d. J. zurüdgewiefen wurde, formell recht3- 
beftändig wurde. Eine definitive Mechtäfraft in dem Sinne aber, daß nunmehr für 
die einmal nach der thatſächlichen Fyeitftellung feftftebende und demnach nothwendig 
zu verfolgende ftrafbare Handlung die Kompetenz irgend eined anderen Richters, 
außer dem Einzelrichter, außfchlieglih eintreten müßte, konnte im vorliegenden Falle 
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dadurch nicht herbeigeführt werden. Denn nur für den all, daß durch die nfom- 
petenz.Erflärung des Einzelrihterd die Gerichtöabtheilung mit der Sade befaßt wird, 
fann von der legteren die Eröffnung der Unterfuhung aus dem Grunde, weil die 
That eine Uebertretung enthalte, nicht verweigert werden (Urt. 9. Abſ. 1. des Ge- 
feßes vom 3. Mai 1852). Im Verbältniffe des Einzelrichters zur ſchwurgerichtlichen 
Kompetenz tritt dagegen, wie ſich aus Art. 9. Abf. 2. und 3, ergiebt, nicht derfelbe 
Grundfag ein, vielmehr unterliegt die Prüfung diefer Kompetenz außfcließlich der 
Rathskammer vefp. dem Ynflagetenat. Daraus folgt, daß daß Ober-Tribunal beru- 
fen fein muß, diefelbe Befugniß, welche ihm für den Fall der rechtékräftigen Inkom— 
petenz.Erklärung der Gerichtdabtheilung durch den vorhandenen negativen — — 
Konflikt beigelegt iſt, auch dann auszuüben, wenn durch ein früher ergangenes rechts⸗ 
kraͤftiges — — des Einzelrichters die ſchwurgerichtliche Kompetenz 
in Frage ſteht und dieſelbe von dem Anklageſenat, wie im vorliegenden Falle, deshalb 
verneint wird, meil fein Verbrechen, fondern in der That nur eine Uebertretung 
vorliege. Der Beſchluß des Anklageſenats tritt alddann jenem Erfenntniffe des Ein- 
zelrichter8 gegenüber in daffelbe Verhältniß, mie dem rechtäfräftigen den Anklage— 
befchluß vertretenden Erfenntniffe der GerichtSabtheilung gegenüber, und die Löfun 
des Miderfpruchd muß daber in jenem Falle, wie in dem lepteren, nad Abſ. 3. de 
Art. 9. durch dad Ober-Tribunal erfolgen. 


S}: 18, 22. der Verordnung vom 3, Januar 1849. $$. 285 — 288, 
312. 370. der Kreiminal-Ordnung. Verbältniß des erfennenden 
Richters zu einem Geftändniffe der Thäterfhaft, welches 
unter den zum Zwede des Zeugniſſes verhängten Zwangs— 
maaßregeln gegen den Angeklagten in feiner damaligen 
Eigenfhaft als Zeuge abgelegt ift. 


Der Redakteur der Zeitung, welcher über den Urfprung und den Verfafler 
eined jtrafbaren Artikels vernommen wurde, bezeichnete den Angeklagten als denjeni- 
gen, welcher nach den vorliegenden Umftänden Stenntniß davon babe. 

Der dedhalb ald Zeuge geladene Angeklagte verneinte die Generalfragen bi 
auf die zweite (ob ex ein Intereſſe bei der Sache habe) und erklärte darauf, dab er 
den Verfafier Fenne, ihn aber nicht nennen wolle und dazu nicht verpflichtet fei, be⸗ 
vor ibm nicht die Perſon desjenigen genannt ſei, gegen melden die Anſchuldigung 
der Thäterfcaft gerichtet werde, damit er im Stande ſei, auch auf jene Generalfrage 
gu antworten. Ueber fein Intereſſe bei der Sache verweigerte er jede Er- 

rung. 

Nunmehr wurde, bei wiederholter Weigerung, mit den Strafverfügungen 
nad $. 312. der Striminal » Ordnung gegen ihn vorgegangen. Hierauf erklärte er, 
daß er jelbjt der Verfaſſer fei, und fd zu diefer Erklärung in folge der ergangenen 
Zwangsmaaßregeln entſchloſſen habe. 

In der in Folge deſſen gegen ihn als Verfaſſer des ſtrafbaren Artikels ein- 
geleiteten Unterſuchung widerrief er jene Erklärung als eine erzwungene; er wurde 
indeß aus F. 101. des Strafgeſetßbuchs zur —8 verurtheilt. Der Widerruf des 
Geſtändniſſes iſt für nicht motivirt erklärt. Der Angeklagte hatte in dieſer Hinſicht 
erklärt: er babe ſich lediglich deshalb als Verfaſſer genannt, um die re zur 
Entiheidung zu bringen, ob er, zum Zeugniß über die Perfon des Verfaſſers auf- 
aefordert, folde8 aber bid zur Anwendung von Zwangsmaaßregeln verweigert, dann 
aber erft fi genannt babe, nunmehr felbjt kriminalrechtlich als Verfaſſer verfolgt 
werden könne. 

Die Nihtigkeitäbefjhwerde behauptet , «8 fei ein Mangel des Verfahrens in 
der Vorunterſuchung geweſen, den Angeklagten durch Strafe zu zwingen, daß er fidy 
ſelbſt als Verfafler nennen müſſe. Unter diefen Umftänden bätte dem Wibderraf 
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eines ſolchen Geftändniffed unter allen Umftänden Kraft beigelegt werben müſſen, 
nicht aber von ihm der Beweis des Gegentheild zur Motivirung gefordert werden 
dürfen. 


Die Beſchwerde ift durch Urtel vom 20. Juni 1866 wider Held (Nr. 424. 1.) 
zurüdgemiefen. 


Gründe, 


Die Frage, melde zur Entiheidung vorliegt, ift allein die, ob der nftanz- 
richter der Thatfrage aud den dom Angeklagten in der Bor- und Hauptunterfuhung 
abgegebenen Erklärungen den Beweid der Urheberſchaft nad prozefjualiihen Grund- 
fügen und Vorſchriften entnehmen durfte. 

Der mplorant beftreitet died wegen angeblich erlittenen Zwanges, ſowie 
wegen Nichtberückſichtigung feined motivierten Widerrufs. 

In erfterer Hinficht fehlt ed num ſchon an einer pofitiven Beitimmung, daß 
ein Bekenntniß, wobei irgend ein Zwang vorgelommen, ſchlechthin und ſchon formell 
für nichtig erachtet werden folle, obwohl fi) der Inquirent jeded derartigen Mitteld 
zufolge $. 18. der Verordnung vom 3. Januar 1849, wie ſchon nad SS. 285, bie 
288. der Kriminal-Ordnung zu enthalten bat. Dem erfennenden Richter bleibt nad 
$. 370. der Kriminal-Drdnung immer nod die Würdigung der Beweiskraft der vom 
Angeklagten abgegebenen Aeußerung, jedenfalld aber nad dem F. 22, der Verordn. 
vom 3. Januar 1849, welcher die früheren pofitiven Regeln über die Wirkungen dev 
Beweife außer Anwendung gefeht bat. 

8 kann außerdem im vorliegenden Falle von einem erzwungenen Belennt- 
niffe überhaupt feine Rede fein. Denn nad dem Sachverhalte, der aud von den 
biäberigen Richtern in Erwägung gezogen ift, bat der Ungellagte ald Zeuge behufs 
Ermittelung des Verfaflerd des infriminirten Artikels vernommen merden ſollen, und 
es ift auf feine Weigerung, ſich definitiv zu erklären, mit den geſetzlichen Stafbeftim- 
mungen nad $. 312, der Kriminal»- Ordnung verfahren worden. Dadurch war er 
aber keineswegs genötbigt, fich felbit als ee su nennen. Hat er ed dennod 
getban, fo fiel feine Erklärung in den Bereich der Beweismomente, deren Würdi- 
gung und ng den Richtern der Thatfrage anbeimfällt. 

Daffelbe ift der fall mit dem nachherigen Widerruf der Selbftangabe, ob 
berfelbe gehörig motivirt und die dafür angegebenen Thatſachen und Beweismittel 
von Erbeblichkeit feien oder nit. Der Wppellationdrichter hat diefe verneint und 
ein Nichtigkeitögrund ift hierbei aus Urt, 107. ded Gefeped vom 3. Mai 1852 nicht 
erſichtlich. 


86. 22. 52. dev Verordnung dom 3. Januar 1849. Zuläſſigkeit 
eined Beſchluſſes in den vor den Gerichtäabtbeilungen ver- 
bandelten Saden, einen in der Audienz vernommenen oder 
bereidigten Beust, oder defjen verlejene Audfage aus: 
fheiden zu laſſen 


Die —— W. war ſowohl in der Vorunterſuchung, als auch 
kurz vor dem Audienztermin auf ihre Anzeige, daß fie wegen Krankheit nicht werde 
erſcheinen fünnen, fommiffarifh vernommen und vereidigt. Ihre Ausſage wurde in 
ber Audienz verlejen. 

Demnächſt wurden aber im Laufe der Bemweißaufnabme Erinnerungen und 
andermweite Anträge in Bezug auf diefed Zeugniß erhoben, und — anſcheinend zur 
Vermeidung einer Bertagung und nocmaligen Vernehmung refp. Konfrontation 
diefer Zeugin — nun vom Gerichte beſchloſſen, daß die Zeugin W. aus der Zahl 
der Zeugen gänzlich außfceiden ſolle. 
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Der Appellationdrichter bemerkt bierüber: der Richter fei befugt, bon der 
Vereidigung eines bereitd vernommenen Zeugen abzuftehen und ihn bierdurh nad- 
träglich zu befeitigen, reſp. die Befeitigung eined kommiſſariſch vernommenen Zeugen 
durch Beſchluß auszufprehen. Daß ein ſolches Verfahren in ſchwurgerichtlichen 
Sachen aus inneren Gründen erbeblihen Bedenken unterliege, könne zugegeben 
werden; denn der Geſchworene fei nicht verpflichtet, die Gründe anzugeben, melde 
ihn bei Gewinnung feiner Ueberzeugung geleitet haben; es laffe fih daher der Ein- 
drud gar nicht ermeffen, welchen die vor ihm erfolgte oder verlefene Ausſage eines 
Zeugen auf ibn gemacht babe. Eine Kontrole der Nichtberückſichtigung einer durch 
Gerichtsbeſchluß befeitigten Ausſage fei nicht möglid. Die Ueberzeugung ded Ge- 
fchworenen fei eine folge des Totaleindrudd, deſſen Entjtebung fih nicht immer auf 
diefe oder jene beftimmten Momente zurüdführen laffe, und es werde überdied nicht 
felten dem nur ausnahmsweiſe zum Rechtſprechen berufenen Nichtjuriften dad Ge- 
fhid abgeben, bei der Gewinnung der Ueberzeugung von einer Zeugenaudfage abzu- 
jehen, die vor ihm abgegeben oder verlefen worden und oft ihm unbewußt auf feine 
Ueberzeugung mitgewirkt babe. Anders verbalte e& fi aber in Saden, weldye vor 
den Gerichtäabtheilungen verhandelt würden, wo alfo der am eine logiſche Dent- 
thätigkeit gemöhnte Richter nicht allein befähigt fei, bei Prüfung der Beweiſe ein- 
zeine Beweisſtücke auszuſcheiden, fondern aud verpflichtet fei, biervon in der Be- 
gründung jeined Urtheild Rechenſchaft abzulegen. Ihm gegenüber babe daber die 
Befeitigung eine? bereit? vernommenen Zeugen feine Bedenten. 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde des Angeklagten, welche die Konfequenz diefer Ent- 
ſcheidung angreift, ift durd Urtel vom 6. Juni 1866 wider Timm (Mr. 345. 1.) 
zurüdgemiefen. 

Nah $. 22. der Verordnung vom 3. Januar 1849 babe in Abtheilungs- 
ſachen der erfennende Richter nicht nur unter Prüfung aller Beweife für die An- 
lage und Bertheidigung nad feiner freien Ueberzeugung zu entſcheiden, ob der An- 
geklagte ſchuldig oder nichtihuldig fei, fondern es feien’von ibm zufolge Art. 31. des 
Gefeged vom 3. Mai 1852 zugleich die Bemweißmittel, auf deren Grund der Beweis 
als geführt oder als nicht geführt angenommen worden fei, in den Entideidungs- 
— anzugeben. Wenn alſo der Richter ſich über die einzelnen Beweißmittel, 
auf denen fein Erfenntniß berubt, Rechenſchaft geben müfle, fo befinde er fib auch 
in der Lage, don einem derſelben gänzlich abzuſehen. Die Fähigkeit, einem folchen 
Beweismittel jeden Eindrud zu —— könne bei dem Richter nicht in Zweifel 
gezogen werden. Im vorliegenden Falle ſeien aber in dem Urtel die einzelnen Zeu- 
gen, auf deren Ausſage die thatjüchliche Feftftellung gegründet worden, benannt, von 
der Zeugin W. aber Mei feine Erwähnung geſchehen. 

Mir verweilen auf den Bd. XIII. S. 354 mitgetheilten Fall des Urteld vom 
15. März 1865, in weldem in einer vor dem Schwurge richt verhandelten Sache 
der Verzicht des Wertheidigerd auf die Vereidung eines von dem Angeklagten felbft 
vorgefchlagenen und in der Audienz vernommenen Entlaftungdzeugen fir unftattbaft 
erklärt ift, und zwar aus den obigen in Beziehung auf dad Verfahren vor den Ge- 
fhworenen und die Begründung ihre Urtbeild angegebenen Gründen. 


F. 131. der Verordnung vom 3. Januar 1849. Form 'der Zurüd. 
weifung der unftattbaften Appellation. 


Der erfte Richter weift die Appellation durch Dekret deöhalb zurüd, weil der 
Uppellant zwar bei der Sache interefjirt, aber nicht gefeglih ald Partei zu betrach— 
ten je. Es bandelte fih darum, ob er im Sinne des $. 50. Abſ. 4. des Drep- 
gefeped Beſchlagnahme⸗Intereſſent fei. 

Die Beſchwerde hierüber ift vom Appellationdrichter gleichfalls durch Dekret 
zurückgewieſen. 
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Die Beihmerde beim Ober - Tribunal rügt die form diefer Zurüdmweifung. 
Dad Geſetz kenne nur einen Fall, in welchem der erfte Richter die Appellation zu- 
rüdweifen dürfe, nämlib den der Friftverfäumniß ß 131. der Verordnung). Mit 
der inneren, der materiellen Zuläffigkeit babe fich aljo der erjte Richter nicht zu be- 
faffen, ihre Beurtheilung falle lediglihd dem Mppellationsrichter anbeim, und eben 
deshalb auch nur in der Form des Erkenntniſſes, gegen welches die Nihtigkeitö- 
beſchwerde zuläffig fei. 


Die Beſchwerde ift durch Beſchluß vom 20. Juni 1866 wider Berardi 
(Nr. 163. B. 1.) zurüdgewiefen, weil der Appellationdrichter nur dann, wenn das 
Rechtsmittel zu Unreht von dem erften Richter zugelaffen worden, über die Nicht- 
zulaffung deffelben durch Erkenntniß zu entſcheiden 


$. 131. der Verordnung vom 3. Januar 1849. Befugnif des Ap- 
pellationdgerihtd, die von ihm im Befhmwerdemege zuge- 
laffene Appellation demnächſt ald ertennender Richter al? 
verfpätet zurüdgumeifen. 


Der Angeklagte erklärte zum Aubdienz + Protokolle, daß er appelliven molle. 
Er legte darauf den Rekurs ein, welcher jedoch zurüdgemiefen wurde, meil die obige 
Erklärung, daß er appelliren wolle, feine wirkliche Appellationdanmeldung enthalte, 
die jegige Rekursſchrift aber verfpätet fei. 

Auf die diesfüllige Beſchwerde ded Angeklagten ordnete das Appellations- 
gericht durch Dekret die Zulaſſung der Appellation an, meil jene Erklärung allerdings 
ald Anmeldung zu gelten babe. 

Gleichwohl erkannte jodann das Wppellationdgeriht, daß dad Rechtsmittel 
für nicht angebracht zu erachten fe. Denn die oben gedachte zurüdmweifende Ber- 
fügung des Kreisgerichts fei dem Angeklagten am 31. Oktober bebändigt, feine Be- 
fhmerde dagegen aber erft am 11. November — alfo nad $. 131. der Verordnung 
um 1 Tag verfpätet — eingelegt. 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde ded Angeklagten behauptet, daß der Appellations- 
rihter Die einmal im Beſchwerdewege von ihm zugelaffene Appellation nicht wiederum 
durch Erkenntniß als verfpätet zurüdmweifen dürfe. 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde ift jedoch dur Urtel vom 15. Juni 1866 wider 
Abramczhck (Nr. 520. 1.) zurüdgemiefen. Denn der Appellationsrichter fei ald er- 
fennender Ricter nicht nur befugt, fondern auch verpflichtet geweſen, die formelle 
Stattbaftigfeit ded eingelegten Rechtsmittels felbititändig zu prüfen, ohne bierbei an 
feinen früberen daffelbe zulaſſenden Beihluß meiter gebunden zu fein (Erkenntniß 
vom 19. Dezember 1856 wider Schmidt. Dppenboff Strafverfahren zu 8. 131. der 
Merordnung Note 3.). 


Art. 101. 102. des Gefeged dom 3. Januar 1849. Beftätigendes 
Urtbeil des Appellationdrihterd8 — ohne Aufbebung des 
eriten Urtels — nach nohmaliger Vernebmung und Ver— 
eidung des im erfter Inſtanz unpdereidbet bernommenen 
Zeugen. 


‚. Der Hauptbelaftungäzeuge P. ift in erſter Inftanz aus Verſehen unbeeidet 
geblieben, dennoch auf Grund feines Zeugniffed der Angeklagte verurtheilt. 
Der Appellationsrichter läßt den Zeugen nochmaäls eidlih vernehmen und be— 
fätigt dann in der Hauptſache die Thatfrage. 
Die Nichtigkeitsbeſchwerde führt auf, daß ed dem erften Urtel megen jenes 
Mangeld an jeder rechtlihen Grundlage gefehlt, diefer Mangel aber in zweiter 
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Inſtanz nicht habe fanktionirt, vielmehr das erſte Urtel nad Art. 102. hätte aufgehoben 
werden müflen. 


Die Beſchwerde ift durch Urtel vom 1. Juni 1866 wider Lüdtke (Nr. 508. 1.) 
zurüdgemiefen. 


Gründe 


Der Appellationsrichter bat allerdingd in foweit gefehlt, ald er auf Grund 
des die Nichtigkeit de erftrichterlihen Urtels begründenden a der Bereidung 
ded Zeugen 9 dieſes Urtel gemäß Art. 102. des —* vom 3. Mai 1852 nicht 
aufgehoben hat. Dieſer Mangel iſt aber aus dem Grunde kein weſentlicher im 
Sinne des Schlußſatzes des Art. 108. daf., weil der Appellationsrichter nach veran- 
laßter Vereidung jenes Zeugen unter Feſthaltung der erſtrichterlichen Feſtſtellung in 
der Hauptſache beſtätigend erkannt und nur aus Rechtsgründen zu Gunſten des 
Angeklagten den erſten Diebſtahl nur als eine Feldpolizei⸗Uebertretung qualifizirt hat. 
Nur dann nämlich, wenn der Appellationsrichter nach —— des gedachten 
Mangels eine anderweite abweichende thatſächliche Feſtſtellung bätte treffen wollen, 
würde die im Art. 102. gebotene Aufhebung des erſten Urtels zugleich die noth— 
wendige Folge gebabt haben, daß der Appellationdrichter nun eine vollitändige Be- 
weißreproduftion hätte treffen, fih alfo nicht nah Art, 101. daf. nur mit einer tbeil« 
mweifen Reproduktion, wie bier mit der nochmaligen Vernebmung des PD. hätte be» 
anügen dürfen. Nachdem diefer Zeuge dagegen die ihm vorgelejene — erſter 
Inſtanz ausdrücklich genehmigt und dieſelbe beeidigt hatte — was unter den bor- 
hegenden Umftänden genügt — durfte er erklären, daß er nunmehr bei der erfirich- 
terlichen Feſtſtellung thatfächlich feine Bedenken babe '). 


Urt. 101. des Gefeßed dom 3. Mai 1852. Faſſung bed Proto— 
kolls, um erkennen zu lafjen, daß die Verlefung zum Zweck 
des Beweiſes erfolgt fei. 


Erkenntniß des Ober - Tribunal® bom 20. Juni 1866 mider Radziviol 
(Nr. 649. 1.), durch welches dad Appellationd-Urtel vernichtet ift. 


Gründe, 


Der Vermerk in dem Audienz- Protokolle zweiter Inſtanz vom 5. März 1866 

beſagt meiter nichts, als 
daß der Referent eine Darftellung der bisher ftattgchabten Verbandlun- 
gen gegeben, wobei die inkriminirten Artikel verliefen werden. 

Hiermit allein ift jedoch noch keineswegs konftatirt, dak dadurch ein Alt der 
Bemeidaufnahme bat ftattfinden follen refp. bezwedt war. Died erhellt ganz klar 
aus dem, in demfelben Protokolle enthaltenen, bei Publikation des Erfenntnifjes 
eröffneten Beſchluſſe des Gerichtshofes, 

daß durch die erfolgte Verleſung der inkriminirten Artikel die Bemweiß- 
aufnahme für reproduzirt zu erachten fei. 

Diefer Vermerk läßt deutlich erkennen, daß das Appellationdgericht felbft erft 
bei Beratbung über die zu fällende Entſcheidung zu der Anficht gekommen ift, daß 
die Abficht, eine Beweiserhebung ftattfinden zu laffen, bätte erfichtlih gemacht wer- 
den follen, und daß dieß nicht geſchehen fei. Allein diefe erft bei Eröffnung des 
Urtheild erfolgte Kennzeichnung heilte das ftattgehabte Verſehen nicht, weil nach 
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bem Scluffe der ganzen Verhandlung feine der Parteien in der Möglichkeit fich 
befand, in irgend einer Weiſe ihre diebfälligen Gerechtſame wahrzunehmen. 

An ähnliche Weife bat dad Königliche Ober + Tribunal bereit? früber und 
namentlid in den Erfenntniffen vom 23. —— 1862 wider Bethge (Goltdammer 
Archiv X. ©. 274) und 20. November 1861 wider Lag entfchieden. 


65. 21. 22. des Stempelgefeged vom 7. März 1822. Stempelpflid- 
tigfeit des pactum claudicans. 


Der Angeklagte ift von der Anklage der Stempelfontravention wegen nicht 
rechtzeitigen Gebrauchs eine® Stempeld zu einem auf 3 Jahre gefchloffenen Bact- 
kontraft freigefproden. Denn da nad $. 12. des Nertraged dom 31. März 1865 
ber —5 zu dem Vertrage Seitens des Verpächters bis zum 3. April 1863 
vorbehalten fei, fo ſei derſelbe bis dahin noch nicht perfekt geworden, ſondern nur 
eine Vertragkofferte Seitens des Verpächters geweſen, ſoweit der Verpächter feine 
ſchriftliche Zuſtimmung am 31. März noch nicht ertheilt gehabt habe. Es müſſe alſo 
angenommen werden, daß dieſe Zuſtimmung frübeften® 1 Tag ſpäter, nämlich am 
1. April ertheilt worden fei, indem anderenfalld jene Bertragäbeitimmung gar feinen 
Sinn gehabt haben würde. Die am 15. April erfolgte Löfung des Stempelä jei 
alfo rechtzeitig innerhalb der gefeglihen 14 Tage erfolgt. 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde de8 Ober-Staatdanwalts behauptet die Verlegung 
der 86. 1. 79. Tit. 5. 114. Tit. 4. ded Allg. Landrechts. Es merde in der Ent- 
[heidung der Begriff der Derfeftion eined Vertrages mit dem Begriff ber Wieder- 
‚ aufbebung deffelben verwechſelt. Perfekt werde derfelbe durch die wechſelſeitige Ein- 
willinung der Kontrabenten zur Erwerbung oder Veräußerung eined Rechtes. Die 
Derfektion eines fchriftlihen Vertrages werde daber durch die (bier vorbandene) 
Unterfchrift fonftatirt. Nach der Faſſung laffe ſich die im 8. 12. enthaltene Stipu- 
lation nur dahin audlegen, daß der Verpächter bi8 zum 8. April vom Verträge 
wieder zurüdtreten dürfe. Dadurch erhalte der Vertrag die Eigenfchaft eines bedingt 
abgejchlofjenen. 

Auch bedingt abgefchlofene Verträge feien aber ftempelpflichtig. Die dem 
Angeklagten günſtigſte Auffaffung könnte daher eventuell nur bie fein, daß der Ber: 
trag nit al& erfüllbarer Pachtvertrag, fondern ald Bereinbarung über einen abzu— 
fhließenden Pachtvertrag angufeben fei, welcher jedenfall® de8 Stempels von 15 Sgr. 
bedurft habe. Indeß auc diefe Auklegung könne bier nicht zutreffen. Der Vertrag 
fei ohne alle befondere Erklärung bed Werpächterd in MWirkfamfeit getreten, und bei. 
balb die Klaufel des $. 12. nur ald eine Bedingung anzufehen, durd deren Nicht 
eintreten der Vertrag in der geſchloſſenen Art wirkſam geblieben fei. 


Die Beſchwerde ift durch Urtel vom 15. Juni 1866 mider Flöß 
(Nr. 626. 1.) zurückgewieſen. 


Gründe 


Die borigen Richter legen den F. 12. des in Mede ftehbenden Vertrages, 
welder lautet: 
ben Zuflag zu dieſem SKontraft ertheilt der Verpäcter bid zum 
3. April; es bleibt Pächter feinerfeitd auch bid zu diefem Tage jedoch 
an diefen Kontrakt gebunden, fowie nach ertheiltem Zuſchlage, 
dabin aus, daß der Verpächter feine — — zu dem Vertrage noch nicht gege- 
ben habe. Gegen diefe Audlegung ded Vertrages läßt ih aber dur die Nichtig- 
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keitsbeſchwerde nicht ankämpfen, ba die Frage, wie ein Schriftftüd auszulegen, that- 
färhliher Natur ift. Der Vertrag vom 31. März 1865 war biernad nur für den 
Pächter verbindlih, alfo ein pactum claudicans, welder erft durd eine anderweite 
rechtögültige Erklärung des Verpäcterd, um auch feinerfeit3 daran gebunden fein zu 
wollen, ftempelpflihtig wurde. (Erkenntniß des Ober-Tribunald vom 19. Oftober 1855 
wider Warm und Preuß, Archiv Bd. IV. ©. 230.) Hiernah war zu dem Ber- 
trage überhaupt noch fein Stempel, weder der tarifmäßige Stempel eined Pachtver- 
traged, noch der allgemeine Bertragäftempel von 15 Sur. zu verwenden, oder binnen 
einer bierzehntägigen vom 31. März 1865 ab laufenden Friſt nachzubringen. 


$. 22, des Stempelgefeßed vom 7. März 1822, Stempelftontra- 
dention durch eine nit mebr egiftirtende Urkunde Anber- 
weite Feſtſtellung des Richterd über daß darin enthaltene 
Objekt und deffen Stempelpflidtigkeit. 


Der erfte Richter ftellt thatfächlich feft: dak im Anfange des Jahres 1865 
der Angeklagte und deffen Ehefrau einen fchriftlihen Kauffontraft oder Dunttation 
über ihr zu St. belegened Grundftüd mit dem Tabaddfabritanten Schramm abge- 
Ihloflen, darin dad Kaufgeld auf 3750 Rthlr. beftimmt, die Kontrahenten auch da8 
Schriftſtück unterfchrieben haben, und daß zu diefem in 2 Exemplaren außgefertigten 
Schriftſtücke Stempelpapier weder verwendet, noch fpäterhin nachgebracht ift. 

Das Kreiögericht fpricht jedoch den Angeklagten von der ibm zur Laft ge- 
legten Stempeltontravention frei, meil das Schriftftüd felbft nicht babe beigebracht 
werden fünnen, und die Uebereinftimmung der von dem Denunzianten Schuhmacher 
Kolf — angeblichen Abſchrift deſſelben mit dem Original nicht vollſtändig 
erwieſen ſei. 

Auf die Nichtigkeitsbeſchwerde ded Ober - Staatdanmwaltd iſt das dieſe Ent- 
Icheidung beftätigende Wppellationd » Urtel vom 13. Juni 1866 wider Michaelis 
(Nr. 600. 1.) vernichtet und die Sade in die Inſtanz zurüdgemiefen. 


Gründe 


Die von dem Ober »- Staatdanwalt wegen unrichtiger Anwendung des Ge- 
ſetzes eingelegte Nichtigkeitäbefchwerde ift begründet. _ 

Der Appellationdrichter giebt zwar zu, dab auch ohne Beihaffung des 
Schriftitüded der Mangel des Stempeld und der Inhalt des Schriftſtücks auf an- 
dere Weiſe dargethan werden fünne, er nimmt aber an, daf wenn die über ein 
Kaufgefhäft errichtete Urkunde vor Verwendung ded Stempeld wieder vernichtet 
worden, zur Feſtſtellung ihrer Stempelpflichtigkeit der bloße Nachweis, daß in derfel- 
ben die weſentlichen Beitimmungen des Kaufvertrages enthalten find, nicht genüge, 
vielmehr deren ganzer Inhalt dargethan werden müffe, weil der Gefammtinbalt bei 
Beurtheilung der Stempelpflichtigkeit in frage fomme. In diefer Allgemeinheit ift 
died jedoch unrichtig. Es ift vielmehr ausreichend, wenn der Inhalt des nicht mehr 
vorhandenen Schriftſtücks in foweit anderweitig feftgeftellt ift, ald zur Beurtheilung 
der Stempelpfiichtigfeit überhaupt und des Betrages des tarifmäßigen Stempels er- 
forderlich iftz daß es dazu nothwendig und unter allen Umftänden der Feſtſtellung 
des ganzen Inhalts des Schriftſtücks bedarf, fann nicht behauptet werden. 

Daß übrigens der $. 21. des Stempelgeſetzes aub dann Anwendung findet, 
wenn die fraglihe Urkunde innerhalb der vierzehntägigen Nachfriſt zur Beibringung 
* Stempels wieder vernichtet iſt, bat das DOber- Tribunal bereits wiederholt aus» 
geſprochen. 

Erkenntniß vom 1. Oktober 1858 wider Kretſchmar, Goltdammer Archiv 
Bd. VI. S. 833. 
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Anlangend den Einwand des Appellationdrichterd, daß bier auch Mobilien 
mit verfauft worden, der Stempeljag alfo gar nicht beftimmt werden fünne, jo ift 
der Stempel bei Veräußerungen von Grunditüden nad dem ganzen Stempel zu 
berehnen — $. 5. des gr beffen litt, a. und b. durd bie Allerhöchſte 
Kabinets ⸗Ordre vom 14. Dftober 1832 (Gef.-Sammt. S. 137) mobdifizirt find. — 

Es fchreibt aber $. 5. litt. f. — auf die fih die Kabinets »- Ordre vom 14. 
Oktober 1832 nicht bezieht — ausdrücklich vor, daß, wenn Gegenftinde anderer Art 
obne bejondere Angabe ihred Werthed mit Grundftüden zufammen in einer Summe 
veräußert werden, der —— von der gedachten Summe dergeſtalt berechnet 
werden ſoll, als ob fie ganz für dad Grundſtück bezahlt wäre. 

Blos daraus, daß nicht erbellet, wieviel von dem Kaufgeld auf die mitver- 
kauften Mobilien trifft, kann daher die Stempelfreiheit des Kaufgeſchäfts, oder auch 
nur Straflofigkeit der Kontrahenten nicht gefolgert werden, fondern es ift Sache der 
Kontrahenten, wenn der Betrag des ganzen Kaufgeldes feititeht, nachzuweiſen, daß, 
und welcher befondere Preis für die mitverkauften Mobilien in dem ſchriftlichen Kon« 
traft verabredet gemefen ift. 


$. 17. des Sollftraf-Gefeßed vom 23. Januar 1838. $. 33. des Zoll. 
gefeged dom 23. Januar 1838. Strafrechtliche Haftung des 
Frächtführers für die Verlegung ded Waarenverſchluſſes, 
aud wenn er den Transport unterwegd durch Andere auß- 
führen läßt. 


Der Angellagte hat als Frachtfuhrmann den Trandport zweier Kiften mit 
Waaren von Pofen nah Peifern im Königreih Polen übernommen. Durd feine 
Leute ift Die Fracht bis Wrefchen gefabren und dort dem von ihm gedungenen an- 
deren Fuhrwerk ded M. übergeben. Bei der fodann am Grenzzollamt erfolgten Re 
vifion fand ſich eine Verlegung ded in Pofen angelegten zollamtlihen Waarenver- 
ſchluſſes jener Kiften. 

Die diesfällige Unterfuhung ift nicht gegen ben M., melder die Waaren 
zum Grenzzollamt geführt hatte, fondern gegen den Angeklagten als MWaarenführer 
eröffnet, und ift derjelbe auch verurtbeilt. Sein Einwand, daf nit er, fondern ber 
M.; welcher die Kiſten zur Reviſion geftellt, und damald die Waaren trandportirt 
babe, für die Verlegungen des Verſchluſſes verantwortlidy fei, ift verworfen. Denn 
nur der Angeklagte fei unter ben vorliegenden Umftänden als MWaarenführer im Sinne 
des 6. 33. des Sollftrafgefeped anzufehben, dba er in dem Begleitfchein als Frachter 
bis Deifern aufgeführt fei, und die Fracht bis dahin auch übernommen gehabt babe. 
Seine Berpflibtung, den Waarenverfhluß unverlegt bis zur Grenze zu erhalten, 
babe daber audy nach der Uebergabe der Fracht an den M. fortgedauert. Nach 
Art. 390. des Handelsgeſetzbuchs ſei derjenige Frachtführer, welcher gewerbsmäßig 
den Transport übernehme, und nad Art. 400. und 401. Abfag 1. bafte derſelbe 
für feine Leute und andere Perfonen, deren er fich bei der Ausführung ded Trans 
— bediene, auch wenn er die Waaren an einen anderen Frachtführer über— 
gebe. — 


Die Nichtigkeitsbeſchwerde des Angeklagten iſt durch Urtel vom 1. uni 
1866 wider Abramczyck (Mr. 433. 1.) zurückgewieſen. 


Gründe, 


Die vom Angeklagten wegen unrichtiger ar. bed Geſetzes 5* 
Nichti —— iſt unbegründet. Der 17. des Zollſtrafgeſetzes vom 23. Ja⸗ 
nuar autet: 
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»Die Verlegung des amtlihen MWaarenverfhlufied obne Beabfibtigung 
einer Gefälle + Entziehung wird, wenn nicht machgewiefen werden kann, 
daß diefelbe durch einen unverſchuldeten Zufall entftanden, und fofort 
nad) der Entdefung dem nächſten Steueramt bierüber Anzeige gemacht 
ift, mit einer Geldbuße geahndet, welche bei verbotenen Gegenjtänden 
dem jechfien Theil des Werthes derfelben und bei anderen Gegenftänden 
dem fechiten Theil der Cingangdabgabe gleihlommt.« 

Wer diefe Ordnungsſtrafe, bei welcher es auf Dolus oder Kulpa gar nicht 
antommt, verwirkt bat, faat der $. 17. a. a. D. gar nicht, ed ergiebt fih aber aus 
$. 33. des Zollgeſetzes, daß der Waarenführer für die Unverlegtheit des amt- 
lichen Waarenverfchluffed baften muß, da ed im $. 33. a. a. D. dem MWaaren- 
führer ausdrüdlich zur Pflicht gemacht ift, den etwa angelegten amtlichen Verſchluß 
unverlegt zu erhalten. 

Maarenführer ift aber derjenige, welder die Waaren bei fi führt, oder fie 

transportirt, und es iſt eine wefentlich thatſächliche Frage, wer in einem gegebenen 
alle als MWaarenführer anqufeben ift. Im vorliegenden falle it der Angeklagte 
vom erjten und zweiten Richter für den Waarenführer im Sinne des ©. 33. des 
Sollgefepes erachtet, und ed kann ein Rechtsirrthum darin nicht gefunden werden, 
wenn fie diefe thatſächliche Feſtſtellung darauf gründen, daß der Angeklagte den 
Trandport der in Rede ftchenden amtlich verjchloffenen Kiften von Poſen nab Pei- 
fern in Polen übernommen, und im Begleitſchein ausdrüdlih als Frachter (d. b. als 
Frachtführer) aufgeführt fei. Dazu kommt, daß der Angellagte feftgeftelltermaßen 
das Fuhrgewerbe treibt, und fon deshalb im Sinne der Zollgefege bei diefem Ge- 
werbebetrieb als rachtfübrer angefehen werden muß. Der — aber kann 
im Sinne des $. 33. des Zollgeſezes auch für den Waarenführer erachtet werden, 
wenngleich umgekehrt nicht jeder Waarenführer als ein Frachtführer anzufeben ift. 
— Erkenntniß de8 Ober - Tribunal® vom 1. November 1854 wider Pagels, Goltd. 
Archiv Bd. 3. ©. 127. — Dedgleihen vom 8. Mai 1863 wider Arndt, Oppenboff 
Rechtſpr. Br. 3. S. 434, — 
Der Appellationdrichter führt auch rechtlich vollkommen zutreffend aus, daf 
ein Frachtführer für feine Leute und für andere Perſonen, deren er fi bei Aud- 
führung de3 übernommenen Transports bedient, auch in Betreff der Unverletztheit 
des amtlihen Waarenverſchluſſes baften muß, und der Appellationsridhter nimmt auch 
ferner mit Recht an, daß es auf den Umftand nicht anfomme, ob der amtliche Ver- 
fhluß noch unverlegt war, al® die Kiften in Wrefchen von den Knechten des Ange- 
flagten dem von ihm felbft angenommenen und bedungenen Wirth Macejewäli zum 
Meiterfabren übergeben wurden, da er obne erfichtlihen Rechtsirrthum thatlächlich 
— daß der Macejewski fein Frachtführer im Sinne des Sollgefeged ge- 
weſen jei. 


. 17. de8 Preßgeſetzes vom 12. Mai 1851. Kautionspflidtig- 
eit. Politifbe Erörterungen; ſtaatsrechtliche als folde. 


In einer fautiondfreien wiſſenſchaftlichen Zeitſchrift findet fih ein von einem 
Rechtsanwalt unterzeichnete Inſerat, in welchem gejagt ift, daß nach den Berichten 
der politifhen Zeitungen in einzelnen Städten Rechtbanwalte aufgefordert fein, Die 
Genehmigung zur Annahme reip. Beibehaltung de8 Stadtverordneten-Amte® bei ber 
vorgefegten Dienftbebörde nachzuſuchen, daß ferner folde Genehmigung verfagt wor- 
ben fei. »Es giebt faum, beikt e8 ferner, eine brennendere frage für unfere Ber: 
eintzeitung ald Abwehr gegen eine Beſchränkung, die feit der Steinfhen Städte. 
Ordnung meines Wiſſens nicht vorgefommen. Was feit 2 Generationen geübt ift, 
wird it in frage geftellt. Es bandelt fi bierbei durchaus nicht allein um Drivat- 
rechte der Rechtdanwalte; es berührt vielmehr unmittelbar das ganze öffentliche 
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Rechtbleben unſeres Staated.« Schließlich wird bemerkt, daß die Sache zur Beur- 
theilung noch nicht reif fei, weil dad Material feble, und es werden diejenigen Rechts—⸗ 
anmalte, die fidh in der bezeichneten Lage befinden, über den Sachverhalt in diejer 
Be zu berichten ; erft dann werde eine fahgemäße Erwägung weiterer Schritte 
möglich fein. ; 

Die Staatsanwaltſchaft erblidte hierin nicht die Erörterung einer rein mwillen- 
fhaftlihen, fondern einer politiihen frage, und erbob daber die Anklage auf Her 
audgabe der ſonach den politiihen Charakter angenommenen Zeitichrift ohne Kau- 
tionebeftellung. 

Es ift in beiden Inſtanzen anf Frreifprehung erkannt. Es fei dem Ber- 
fafler ded Artifel® nur darum zu thun geweſen, die aufgemorfene frage nicht im 
Drivatintereffe der Rechtsanwalte, fondern des ganzen öffentlichen Rechtslebens ded 
Staated einer Beurtbeilung zu unterwerfen , aljo Diejenigen Beſtimmungen, welche 
fi) auf das Verhältniß der Staatdgewalt zu den Rechtsanwalten und zu den Unter 
thanen beziehe, zu prüfen und feitzuitellen, was in diefer Beziehung rüdfichtlich der 
Uebernabme de? Stadtverordneten » Amtes Seitend des Recdtdanmaltd Rechtens fei, 
und fomit eine frage nicht der Politik, fondern des Staatsrechtes vom wiſſen 
ſchaftlichen Standpunft aus zu beleuchten und zu erörtern. Damit feien die im 
} 17. des Vreßgeieged gezogenen Grenzen um fo weniger überfcritten, als die Er» 

rterung überhaupt noch gar nicht ftattgefunden babe, alſo aud aus der Form der 
Behandlung fein Grund für die Kautiondpflidt entnommen werden fünne. 


Auf die Beſchwerde des DOber-Staatdanwalt® bat das Ober» Tribunal am 
13. Juni 1866 wider Hinſchius (Nr. 619. 1.) vernichtet. 


Gründe 


— Im $. 11. des Preßgeſetzes vom 12, Mai 1851 iſt als Regel auge 
prochen: 
daß für alle, in monatlichen oder kürzeren, wenn auch unregelmäßigen 
Friſten erfcheinenden Zeitungen refp. Zeitjchriften, vor deren Heraußgabe 
eine Kaution beftellt werden muß. 

Hierdon find im 8. 17.a. a. ©. fpezielle Außnahmen enthalten, die als foldye 
felbftredend nicht ansdehnend aufgelegt werden dürfen. 

Es beißt dort aber: 

Bon der Kautiondftellung befreit find: 
periodifhe Druckſchriften, welche 
6 RE unter Ausſchluß aller politifhen und fozialen fragen, 
für vein wiſſenſchaftliche, tedhnifche oder gewerbliche Gegenftände 
beftimmt find ..... 
und es ijt bierbei wohl au beachten, daß ber Sap: 
unter Ausſchluß aller politifhen und ſozialen Fragen«, 
dem nachfolgenden voranfteht, und fo zwar nicht ausſchließt, daß dergleichen Fragen 
nicht auch rein wiflenidaftlich behandelt werden fünnen, wohl aber al8 Folge davon 
die Beftimmung trifft, daß, fo wie politifche oder foziale Fragen, wenngleich rein 
wiſſenſchaftlich befproden werden, Die betreffende periodifche Zeitichrift kautions- 
pflichtig wird. 

Bereits in diefer Beziehung ift dad angefochtene Erfenntnif nicht unbedingt 
von dem richtigen Standpunkte ausgegangen, indem e3 auf die, aus dem in Rede 
ftehenden Artikel bervorgebende wiflenfchaftliche Tendenz Gewicht legt. 

sfüh ra der Appellationdrichter hat auch fernermweitig rechtlich geirrt, wenn er 
audführt: 

daß der Artikel eine frage der Politik nicht betreffe, der Verfafler auch 

nit die Abſicht gebabt babe, den Gegenftand im Drivatintereffe der 

Rechtsanwalte zu behandeln, fondern die, die Frage vom Standpunft 
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des ganzen öffentlichen Rechtslebens des Staates aus zu beurtbeilen, 
d. b. diejenigen Beftimmungen, melde fih auf das Verhältniß der 
Staatögewalt und der Rechtsanwalte ald Unterthanen beziehen, zu prü- 
fen und feftzuftellen. 

Gerade eine derartige Unterfuhung aber fchließt dag, von dem $.17.a.a. D. 
bezeichnete Gebiet ded »Politiſchen⸗«, nicht aus. Eine gefeplihe Definition bierfür ift 
zwar nicht vorhanden, und auch die Entitebungsgeihichte des allegirten Geſetzes 
bietet feinen genügenden Anhalt dar. Indeß die Rechtſprechung ded Königlichen 
Ober-Tribunald bat in fällen, in welchen die Bedeutung diefed Begriffed zur Sprache 
fam, namentlib in den Erfenntniffen vom 19. Februar 1864 mider Falkſon und 
rn fomie vom 7. April 1853 wider Rofentreter (Goltd. Archiv I. ©. 380) 
anerkannt: 

daß unter politiihen Gegenftänden auch ſolche zu verftehen, welche die 
rechtlichen Verbältniffe der Staatögewalt gegen die Unterthanen, und um-+ 
gekehrt, begreifen. 

Es wäre demgemäß Sache des AUppellationdrichterd geweſen, fernerweit feft- 
zuſtellen, ob, dies vorausgeſetzt, nach den ſonſtigen obwaltenden Umſtänden der in- 
kriminirte Artikel einen politiſchen Gegenſtand umfaßt. Nicht minder iſt anzuerfen- 
nen, daß die Schlußerwägung des angefochtenen Urtheils, nach welcher eine Erörte- 
rung der zur Sprade gebrachten frage noch gar nicht ftattgefunden babe, alſo aus 
der Form der Behandlung fein Grund für die Kautionspflicht entnommen werden 
fünne, mit der vorangegangenen Mifbilligung einer ähnlichen Anſicht des erften 
Richters fih nicht im vollftändigen Einklange befindet. 


$$. 1. 54. des Preßgefeped vom 12. Mai 1851. KRonzeffiondent- 
ziehung als Zeitungspverfäufer aub in den fällen, wenn 
die Heraudgabe und der Debit auf einem älteren König- 
lichen Privilegium berubt, überhaupt auch eine Konzeſ— 
fion im Sinne des |. 1. gar nicht ertbeilt ift. 


Die bier in Rede ftebende kautionspflichtige Zeitung gründet fib auf ein am 
11. Februar 1722 dem Buchdruder R. und feinen Erben ertheilte® Königliche Pri- 
bilegium zur Heraußgabe und zum Debit derfelben. Sie bat feitdem auf Grund 
diefe8 Privilegd ununterbrocden beftanden. 

Die fo beftebende Seitung bat nunmehr 10 Miteigenthümer. Der Angellagte 
iſt zu Einzehntel Miteigentbümer; er ift zugleih Redakteur und beforgt auf Grund 
feined Miteigenthums, fowie in Vollmacht der Miteigenthümer des Drivilegd den 
Verkauf derfelben. Er bat, wie die diedfälligen Verhandlungen mit den Behörden 
ergeben, eine befondere Konzeffion als Zeitungsverkäufer nicht erhalten, theild wegen 
des Privilegd, theils aber aud unter der Annahme, daß Selbftverleger einer Kon- 
zeifion aus 8. 1. des Preßgeſetzes nicht bedürfen. 

Der Angeklagte ift innerhalb der legten 5 Jahre mebrmald wegen Preßver- 
geben berurtbeilt. est ift er wiederum aus ©. 37. des Tireßgefeged wegen Auf— 
nabme eined ftrafbaren Artikels verurtbeilt. 

Der erfte Richter weiſt den Antrag der Staatdanmaltihaft, den Angeklagten 
auch der Befugniß zum Gewerbebetrieb ala Zeitungdverkäufer verluftig zu erklären, 
deshalb zurüd, weil die ni ein Privilegium für die Herausgabe befige, der An- 
geflagte auch eine Konzeffion ald Verkäufer nicht erhalten babe. 

— — Appellationsrichter erkennt dagegen auf den Verluſt dieſes Gemerbe- 
etriebes. 

Es wird Folgendes ausgeführt: 

»Wenn der — 54. deb Dreßgeiehed, welcher nad der Deklaration vom 21. 
April 1860 — Gef. Samml. ©. 185 — an die Stelle der 88. 71. bis 74. ber 
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Allg. Gewerbe-Ordnung getreten ift, vorſchreibt, daß aegen die im 6. 1. des Ge- 
feged genannten Gemerbetreibenden von dem zuftändigen Richter auf den Verluſt der 
Befugnif zum Gewerbebetriebe erfannt werben kann, beziehungsweiſe erfannt werden 
muß, fo unterliegt es zumächft feinem Bedenken, daß der zuftändige Michter der ift, 
welcher über das Prefvergeben oder Preßverbrechen abzuurtbeilen bat. 

Da ferner ganz allgemein von dem im $. 1. erwähnten Gewerbebetriebe ge- 
{proben wird, fo kann fein Unterfhied gemacht werden, auf was ſich die Befugnik 
u demfelben ftüßt, und es bat nicht in der Abficht ge gelegen, dieſe 
Befugnif lediglid dann aufzubeben, wenn eine fpezielle Konzeſſion der Bezirköregie- 
rung vorliegt. Namentlich entfpricht ed weder der Faſſung des Geſetzes noch der 
Tendenz deifelben, daß eine auf ein landesherrliches Privilegium bafirte Befugniß 
eine Straffreibeit für Prefvergehen oder Preßverbrechen in nod fo zahlreicher Weiſe 
gewähren follte, und noch weniger fann der Umftand, daß ein zu Verurtbeilender 
einen beliebigen Antheil an einem folden Privilegium befigt, die fonft begründete 
Anwendung ded $. 54. ausfchließen. In diefem ift namentlich aud don Perfonen 
die Rede, gegen die der ganze Verluft der bürgerlichen Ehrenrechte ausgeſprochen 
wird, und es leuchtet ein, daß die Preſſe nicht in den Händen folder Derfonen 
bleiben darf, mögen fie ein Zeitungd-Privilegium allein, oder mit Anderen zugleich 
erhalten baben. 

Die Entſtehungsgeſchichte des Preßgejeged und indbefondere der 88. 1. und 
54. deffelben liefert den Beweis dafür, daß man die dort allegirten Gewerbe nur 
unbefholtenen Perfonen anvertrauen wollte, und die im Abſatz 2. des $. 54. Ge- 
nannten find nicht zu den Unbeſcholtenen im Sinne ded Preßgeſetzes zu zählen. 

Darum AR ihnen die Befugnik zum Gemerbebetriebe entzogen werden, 

Die frage, ob diefelbe auszuſprechen, fobald der zu Verurtbeilende den Ge- 
werbebetrieb nur faktiih ausübt, obme überhaupt eine rechtlihe Befugniß dazu zu 
baben, liegt im vorliegenden Falle zur Entſcheidung nicht vor. 

Denn der Angeklagte bat zufolge des landesherrlichen Privilegiums ald Mit. 
eigenthümer und Bevollmäcdtigter der übrigen Eigenthümer die Befugnig zum Ber- 
fauf der B.-Zeitung. 

Diefe wurde ihm von dem Königlichen Bolizei-Bräfidium, wenn daffelbe auch 
feine Anſichten geändert zu baben fdeint, niemals fonteftirt, fondern der Angeklagte 
bat fogar wegen einer an Konzeffionirung Geſuche an diefe Behörde geftellt, 
die zu einem weiteren Refultate nicht geführt haben. 

Mag die anfcheinend frühere Anſicht diefer Bebörde, daß Angeklagter ald 
Selbftverleger der Zeitung feiner Konzeffion nach $. 1. des Preßgeſetzes bedurft 
babe, nun zutreffen oder nicht, fo ift body der Gewerbebetrieb des Angeklagten kein 
blos thatſächlicher und er entbebrt feiner rechtlichen Bafiß, fondern er bat diefe in 
dem Drivilegium, welches das Polizei - Bräfidium zur Ausübung der Befugniß zu 
dem qu. Gewerbebetriebe für genügend eradtet. 

Dad gedadhte Privilegium gewährt aber feinen Schub gegen die Anwen- 
dung deö 6. 54., fondern e8 war gegen den Angeklagten auf Verluſt der Befugniß 
Pr Betriebe de8 Gewerbed ald Verkäufer don Zeitungen, wie geſchehen, zu 
erfennen. 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde ded Angeklagten führt aus: Der $. 54. beziehe 
fih nur auf folde Gewerbtreibende, welche nah $. 1. der Genehmigung ber Bezirks⸗ 
Regierung bedürfen. Einer ſolchen bedürfe der Angeklagte wegen ſeines Privilegiums 
nicht. Die Ertheilung eines ſolchen Privilegs ſei nicht der Ertheilung der Genehmi- 
gung zum Verkauf durch die Behörde nach jenem $. 1. gleichzuſtellen. Denn das 
Drivileg ftelle ih ala Alt der Ausübung ded Hobeitörechted der Krone dar. Der 
Dridilegirte werde dadurch von den allgemeinen Geſetzen und den allgemeinen Bolizei- 
Verordnungen egimirt (65. 6. 7. Tit. 13. Th. I. des Allg. Landrechts), und aud 
fpätere allgemeinere Geſeße oder Polizei-Verordnungen berübrten das einmal ertheilte 
und beftehende Privilegium nicht. Nur aus überwiegenden Gründen des Gemein- 
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wohl? und nur gegen Entibädigung (wegen der Gegenleiftungen) könne feine Auf- 
bebung erfolgen, oder wegen groben Mißbrauchs deijelben für vermirkt erklärt werden 
($$. 70. bis 72. der Einleitung zum Allg. Landrecht); die erftere Aufhebung müſſe 
aber dur den König ausgeſprochen, die Verwirkung wegen Mißbrauchs aber im 
Civilprozeß feftgeftellt werden, 


Die Nichtigkeit3befchwerde ift durch Urtel ded Ober-Tribunald vom 16. Mai 
1866 wider Müller (Nr. 259. I.) zurüdgemwiefen. 


Gründe. 


Der Uppellationdrichter ftellt thatſächlich feit: 
daß der Angeklagte innerbalb eined Zeitraumd bon fünf Jahren jegt 
werigitend zum drittenmale wegen eiues Preßvergehens zur Verurtheilung 
gelangt, und daß er das Gewerbe ald Zeitungsverkäufer betreibt. 

Nah SS. 1. und 54. des Preßgefeped mußte daher auch wider ihn auf den 
Verluft der Berugniß zu diefem Gemerbebetrieb erkannt werden. 

Hierin ändert ed aud nicht, daß dev Ungellagte feſtgeſtelltermaßen zu Ein- 
zehntel Miteigentbümer ded dem Johann Andreas Müdiger für fih und feine Erben 
am 11. Februar 1722 vom König Friedrich Wilhelm I. ertheilten Zeitungs + Drivi- 
legiums iſt, welches vom König Friedrich Wilhelm Il. unterm 28. April 1802, jedoch 
mit Ausnahme deö bereitä früher erlofchenen alleinigen Rechts auf den Drud und 
Debit folder Zeitung auf die Veſchen Erben übertragen if. Denn ber $. 54. 
beftimmt ganz allgemein: 

daß in den vorausgefegten fällen von dem zuftändigen Richter, d. b. 
alfo von dem Strafrichter, welcher über das vorliegende Preßberbrechen 
oder Prefvergeben zu erkennen bat, gegen die im $. 1. deö Geſetzes ge- 
nannten Gemerbetreibenden, wohin aud Zeitungsverkäufer geböten, auf 
den Berluft der Befugniß zum Gewerbebetriebe erfannt werden kann, 
reſp. erkannt werden muß. 

Der $. 54. unterfcheidet hierbei nicht, worauf fich diefe Befugniß zum Ge- 
werbebetrieb gründet, alfo namentlich nicht, ob fie auf einer befonderen Konzefjion 
der Megierung oder auf einem landeöberrlihen Drivilegium berubt. Wenn der — 54. 
ſich nach ſeinen Eingangsworten nur auf die im $. 1. des Geſehes genanuten Ge- 
werbetreibenden bezieht, fo ift died nur der Kürze wegen geſchehen, um auch nicht 
im 6. 54. dieſe Gemwerbetreibenden abermald jümmtlib fpeziel nennen zu dürfen. 
Daß fih der $. 54. nur auf ſolche Gemerbetreibenden bezieht, weldye mit einer be- 
fonderen Konzeffion der Regierung verſehen find, läßt fih aus diefer Faflung des 
* 54. keineswegs folgern, und jedenfalls würde doch dieſe mangelnde Konzeſſion der 
Regierung durch ein landesherrliches Privilegium, alſo durch eine landesherrliche 
Konzeſſion mehr als erſetzt werden. 

Der Uppellationdrichter bemerkt dann endlich auch mit Recht, daß es weder 
ber Faſſung des Geſetzes vom 12. Mai 1851 noch deſſen Tendenz entſpreche, daß 
eine auf einem landesherrlichen Privilegium baſirte Befugniß eine Befreiung von der 
vollen gefeglihen Strafe für Preßvergehen und fogar für Preßverbrechen in noch 
fo zahlveiher Menge gewähren follte. 

Auch der Berluft der bürgerlichen Ehrenrechte bat nah $. 54. den Berluft 
der Befugniß zum Gewerbebetrieb zur er , und «8 kann nicht die Abficht des 
Vreßgefeped geweien fein, einem dev im 8. 1. deilelben benannten Gewerbetreibenden, 
obwohl er der bürgerlihen Ehrenrechte verluftig geworden , diefen Gemerbebetrieb 
blos deshalb aucd ferner zu geftatten, weil er auf einem landeöherrlihen Privilegium 
berubt, während doch die Entſtehungsgeſchichte der 99. 1. und 54. des Deefgeieped 
— Hartmann Drefgefeg S. 9 ff. und 299 ff. — unzweifelhaft eraiebt, daß der 
Betrieb der im $. I, genannten Gewerbe nur unbejcholtenen Perſonen anvertraut 
und geftattet werden foll, 
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$. 50. Abſ. 3. 4. des Preßgefeged vom 12. Mai 1851. Verleger 
oder Heraudgeber einer im Audlande erihienenen, bier 
aus $. 50. verfolgten Zeitjhrift ald Beihlagnahme- In» 
terefjent. 


Eine Nummer der Independance Belge ift wegen eined ſtrafbaren Artikels 
in Berlin mit Beſchlag belegt, und ed ift demnächſt aus $. 50. des Preßgeſetzes auf 
Vernihtung derjelben erkannt. 

Gegen diefed Erkenntniß ift Namens ded Verleger? und Herausgebers jener 
Zeitung, des ıc. Berardi zu Brüffel, die Appellation eingelegt. Diefelbe ift als un« 
ftatthaft zurüdgewiefen. Denn, obwohl der Berardi in feiner obigen Eigenſchaft 
allerdingd erheblich bei der Sade interelfirt ſei, fo wohne ihm doch die Eigenfchaft 
eined Beſchlagnahme » nterefienten im technifh gewordenen Sinne nicht bei. Als 
ſolche ſeien nah $. 50. ausſchließlich nur diejenigen Perſonen au betrachten, bei 
denen die Beſchlagnahme der Schrift erfolgt ſei, voraudgefeßt, daß es an einer zur 
Verantwortung zu ziebenden, im Bereiche der richterlihen Gewalt befindlihen Derjon 
fehle. Gerade ald Sole Perſon ericheine bier der Berardi, Weder eine Zuziehung 
in erfter Inſtanz, noch auch ein Rechtsmittel könne demfelben daber zufteben. 

Die Beſchwerde biergegen ift durch Beſchluß ded Ober » Tribunal® vom 20. 
uni 1866 (Mr. 163. B. I.) zurüdgewiefen. 

Das im $. 50. Abſ. 3. des Prefgeieged angeordnete Verfahren gegen bie 
infriminirte Schrift allein berube auf der Voraudfegung, daß eine für den Juhalt 
der Schrift verantwortlihe Perſon fib nicht im Bereiche der Preußiſchen richter- 
lihen Gewalt befinde. Daraus folge allein jhon, daß unter dem im legten Abjap 
des &. 50. genannten, bei der Beſchlagnahme intereflirten Perſonen eben folde zu 
verftehen feien, melde nicht perfönlih für den Inbalt der Schrift verantwortlich 
fein. Auch der Wortlaut der Vorſchrift laſſe bierüber keine Zweifel. Hieraus folge 
aber, daß der Verleger oder Herausgeber bei feiner nah Preußiſchen Gefegen unter 
Umftänden perfönlihen Berantwortlichkeit bei einem Verfahren nicht fonkurriren könne, 
welches eben die Abweſenheit einer jo betbeiligten Perfon vorausſetze, und fid im 
diefer Vorausſetzung objektiv gegen die Schrift allein richte. 


$. 1. des Gefeped dom 31. März 1837 wegen der Widerfeplichkeit gegen 
Forſtbeamte. Erforderniß ded Bemußtfeind, daß dem Ange- 
Ihuldigten das Jagdrecht nicht zuftehe, und Wirkungs— 
tofigfeit demnad des guten Glaubens. 


Die Be a So find Pächter der Gemeindejagd auf der Feldmark der Ge- 
meinde Sergefeld. Sie haben bei der Ausübuug dieſes ihred Jagdrechts einen 
Streifen Landes betreten, auf weldem ihnen der Privatförfter der dortigen Guts- 
berrfcbaft mit der Erklärung entgegen getreten ift, daß diefer Streifen ande der 
Gutsherrſchaft gehöre, alfo au nur dem Jagdrecht derfelben unterworfen fei. Sie 
baben dies beftritten, fi) der von dem Bere unternommenen Pfändung widerjept 
und find deshalb aus 8. 1. des Gefeped vom 31. März 1837 angeklagt, aber vom 
Appellationsrichter freigefprocen. 

Der Appellationsrichter nimmt zwar nach dedfalld erbobenem Beweiſe für 
erwiefen an, daß der ftreitige Fleck allerdingd von der Gutsherrſchaft erworben, aljo 
dem Jagdrecht derfelben, und nicht demjenigen der Gemeinde unterworfen fei, wohl 
aber, daß die Angeklagten in diefer Beziebung in gutem Glauben geweſen feien, 
indem ihnen der Ortsſchulze bei der Verpachtung ber opt an fie ausdrüdlid er- 
öffnet babe, ihr Tagdrecht erftrede fi biß zu einer näber bezechneten, den Streit. 
fleck mit umfaffenden Grenze, auch nichts ermittelt fei, woraus die inzwijchen erlangte 
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andermweite Kenntnif des Sachverhältniſſes zu folgern wäre. Hiernach fei ihre Wider- 
ſetzlichleit nicht ſtrafbar, indem ſie einer Perſon, welche daſſelbe Recht behauptete, 
nicht weichen wollten. Der Förſter habe nur als von der Gutsherrſchaft beauf- 
tragter Diener in Betracht fommen fünnen, und jelbft wenn er mit Nüdficht hierauf 
als Privat - Forjtbeamter anzujehen wäre, würden doc die Angeklagten, die ein 
aleiched Recht, mie feine Auftragsgeberin zu baben vermeinten, ihm nicht mie jede 
dritte Privatperſon, fondern wie Berechtigte dem Beamten eined Berechtigten gegen- 
über geftanden haben. 


Auf die Nichtigkeitäbefhwerde ded Ober - Staatdanmwaltd hat dad Ober-Tri- 
bunal am 13. Juni 1866 wider Jäntſch (Mr. 488. 1.) vernichtet und die Sade in 
die Inſtanz zurüdgemwiefen. 


Gründe. 


Es bandelt fih für den Beitand der Nichtigkeitsbeſchwerde ded Königlichen 
Ober-Staatdanwaltd unmittelbar davon, ob zur Anwendung des forft- und Tagd- 
ſchutzgeſetzes vom 31. März 1837 8. 1., wonach die gegen einen Waldeigenthuͤmer, 
—8 und Jagdberechtigten und die von denſelben beſtellten Aufſeher in Ausübung 
ihres Amtes oder ihres Rechtes, namentlich bei Pfändungen, ohne Gewalt an der 
Perſon verübte thätliche Widerſetzlichkeit, außer der durch den Eingriff in dad Eigen- 
thum, oder durch Uebertretung der ForſtpolizeiGeſetze verwirkten Strafe, mit Ge- 
fängniß von acht —* bis zu 3 Monaten belegt werden ſoll — neben dem objet- 
tiven Mangel einer Berechtigung der Kontravenienten auch noch das Bemwußtjein 
diefer Nichtberehtigung gegenüber dem Berechtigten oder feinem Aufſeher erforderlich 
fei; ob demnad die Strafe —— wenn dieſes Bewußtſein nicht vorhanden, viel⸗ 
mehr ſogar die Meinung der eigenen Berechtigung vorhanden geweſen iſt, welches 
Beides der Appellationsrichter —6 hat. 

Abgeſehen nun davon, daß die Worte des Geſetzes einen beſtimmten Dolus 
nicht weiter erfordern, als in ſofern ein ſolcher überhaupt in dem Begriffe einer 
thätlichen Widerſetzlichkeit gegen denjenigen liegt, der ſich als berechtigt zur Aus—- 
übung des Forſt- oder Jagdſchutzes kund giebt, und als folder ſich auszuweiſen im 
Stande ift, jo folgt auch aus dem Zweck des Gefeged, einen wirlfamen Schuß dem 
Forſteigenthum und dem Jagdrecht zu geben, daß dem wirklich Berechtigten nicht 
angefonnen werden fann, dem in fein Recht Eingreifenden vorerft die Ueberzeugung 
eines ihm nicht — Rechts zum Eingriff beizubringen, bevor er die Schuß 
und Siherungd-Befugniß außüben darf, für deren Rechtmäßigkeit er übrigens ver- 
antwortlich if. 

» In diefem Sinne ift bereitd im Ähnlichen Falle am 4. Februar 1863 wider 
MWildgrube und Genoſſen — Oppenhoff Rechtſpr. IV. ©. 241 — erfannt und dabei 
dem Erforderniß einer bei dem Kontravenienten vorhandenen Ueberzeugung von dem 
Recht des ibm als berechtigt Entgegentretenden fein Raum gelaflen worden. Es 
muß vielmehr genügen, wenn fich der Entgegentretende auch demnächſt erft zu legiti- 
miren vermag. 


68. 14. 16. des Jagbdpolizei-Gejeged vom 11. März 1850. Unwen- 
dung der Vorfhriften auf denjenigen, welder einen Jagd- 
ſchein zwar bei fi führt, denfelben aber dem Forftbeamten 
borzuzeigen bermweigert. 


Erkenntniß des Ober-Tribunald vom 15. Juni 1866 wider Hinz (Nr. 242. 1.), 
durch welches die Inſtanz » Urtheile vernichtet find, und der Angeklagte aus $. 16. 
des Jagdpolizei-Gefeged zur Strafe verurtheilt ift. 
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Gründe 


Der Mitangellagte Ferdinand H., war durd daB Erkenntnif des Einzelrich- 
ter8 bed Königlichen Kreidgerihtd unter Anderm von der Anfchuldigung der MAus- 
übung der Jagd ohne Führung des Jagdſcheines freigefprohen worden. Es wurde 
in diefer Beziebung für erwiefen angenommen, daß er von dem betreffenden Förſter 
nah dem ——“ gefragt worden, die Vorzeigung deſſelben aber verweigert habe. 
Dabei wurde indeß erwogen, daß dieſes Benehmen zwar vermuthen laſſe, daß der 
Angeklagte ohne Jagdſchein geweſen, es ſei ihm indeß gelungen, den Beweis zu 
führen, daß er denſelben während der Jagd bei ſich gehabt habe. 

Auf die Appellation des een beftätigte daß Königliche Appella- 
tionsgericht it nfterburg am 23, September 1865 daß erfte Urtheil. 

Es erwog: 


rwog: 

daß zwar nicht der Anſicht der Königlichen Staatsanwaltſchaft, daß ſchon 
bie Verweigerung der Vorzeigung des Jagdſcheines, der nad $. 14. des Jagdpolizei- 
Geſezes vom 7. März 1850 zur Legitimation dienen ſoll, unter dad Strafgeſeß 
. 16. a. a. O. falle, beigetreten werden könne, weil jener Zwed nicht unbedingt die 
orzeigung auf der Stelle erfordere, und den nachträglichen Nachweis der Löfung 
des Jagdſcheines nicht ausſchließe, endlih mit Etrafe nur bebrobt fei, wer feinen 
Jagdſchein nicht bei fich führe, jene Weigerung jedoch bis zum Nachweiſe des Ge- 
gentbeild die Annahme rechtfertige, daß der Weigernde ben — nicht bei ſich 
geführt ed wie denn auc gegenwärtig diefer Gegenbeweid ‚angetreten fei; 

aß den Königlichen Forftbeamten bie Berechtigung zuftebe, fi von dem 
Jagenden den Tagdihein vorzeigen zu laffen — Kirkular-BVerfügung ded Minifte 
rium8 vom 14. Mär; 1850 —, 

fodann —— den Angeklagten Ferdinand H., fo — die Annahme 
des eriten Richterd, daß derfelbe von dem Förſter zur Vorzeigung ded Jagdſcheines 
aufgefordert worden, als die Annabme, daß derfelbe den Jagbſchein wirklich bei ſich 
eführt babe, von der einen oder der anderen Seite angefochten fei, zu Bedenken 
eine Veranlaffung gebe, und aufrecht zu erhalten fei. 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde der Staatdanwaltihaft rügt die Verlehung der 
68. 14., 16. des Gefeged vom 7. März 1850 und fucht auszuführen, daß es nicht 
darauf antomme, ob der Ungellagte Ferdinand H. bei feiner Weigerung, den gt. 
ſchein vorzuzeigen, denfelben thatfächlich bei fi geführt habe oder niht. Der $. 14. 
a. a. D. beitimme ausdrüdlic, daß “jeder bei Ausübung der Jagd feinen Jagdicdein 
zu feiner Legitimation bei fi führen müſſe. Darin liege unzweifelhaft, daß ber 
Thatbeftand der Uebertretung ſchon dann fonfumirt fei, wenn der Jagende jene 
Legitimation dem berufenen Beamten nicht darthue. Ob er died nicht fünne, oder 
nicht wolle, fei —3 Ein heimliches Mitſichführen des Scheines erfülle 
ebenſo wenig den Sinn des Geſetzes, wie ein Belaſſen deſſelben an einem dritten 
Orte, und es ergebe ſich hieraus, daß ein Gegenbeweis durch Zeugen ganz unjtatt- 


aft fei. 
Dort | Es mußte die Nichtigkeitbbeſchwerde als begründet erachtet werben. 

Der Appellationdrichter hat ausdrücklich ausgeſprochen, daß die Königlichen 
Forſtbeamten berechtigt find, fi don dem Jagenden den Jagdſchein vorzeigen zu 
laflen, und ebenfo ift feftgeftellt, daß der Angeklagte reg 9. von dem betref- 
fenden Förſter zur Vorzeigung des Jagdſcheines aufgefordert worden ift. 

Sodann beftimmt der erſte Abſ. des $. 14. des Geſetzes vom 7. März 1850: 

»Ein “Jeder, welcher die Jagd ausüben will, muß fid) einen, für 
den ganzen Staat gültigen, zu feiner Legitimation dienenden, auf 
ein Jahr und auf die Perfon lautenden Jagdſchein von dem Landratbe 
des Kreiſes feined Wohnfiged ertheilen laſſen, und felbigen bei der Aud- 
übung der Jagd ftet3 mit ſich führen«, 
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und ferner beißt e8 im Abſatze 3. des 8. 16, a. a. O.: 
»Wer feinen Jagdſchein bei Ausübung der Jagd nicht bei ſich 
führt, den trifft eine Gelditrafe biß zu 5 Thalern.« 


Diefe Beftimmungen find rein polizeiliher Natur, verlangen alfo nicht das 
Vorhandenfein eined befonderen dolus bei dem Kontravenienten. — Sie befagen 
demnächft zweierlei: 

1) daß Niemand die Jagd ausüben darf, dev nicht zuvor eingn Jagdſchein für 

das laufende Jahr gelöft hat; 

2) daß Jeder, der die Jagd ausübt, den Tagdfchein zu feiner Legitima- 

tion mit fi führen muß. 

Die legtere Anforderung kann aber nad) dem Sinne und dem Wortlaute 
des Geſetzes doch nur die Bedeutung haben: 

daß derjenige, der bei der Ausübung der Jagd betroffen wird, fih über 
feine Berechtigung bierzu dem fompetenten Beamten gegenüber durch 
Vorzeigung feineß Sagdicheines ausweiſen muß. 


Diefer Ausweid befteht nun nicht allein darin, daß irgend ein beliebiger 
Schein von dem Jagenden bei ſich geführt wird, jondern ed kommt darauf an, vb 
derfelbe von der berechtigten Behörde ausgeſtellt ift, ob er auf die Derfon ded Be- 
troffenen lautet, und ob er für dad laufende Jahr gilt. Alle diefe Erforderniffe 
bat der betreffende Beamte, der den Ausweis einzufeben berechtigt ift, feinerfeit zu 
prüfen, um beurtbeilen zu fünnen, ob eine Kontravention vorliegt. Daraus ergiebt 
ſich von felbft, daß er auch die fofortige nDorgeigung des Jagdſcheins verlangen 
kann und muß. Kann der die Jagd Ausübende den Jagdſchein nicht produziren, 
dann iſt er im Sinne des Geſetzes als ein Kontravenient anzuſehen und verfällt der 
angedrohten Strafe. Daſſelbe muß auch in dem Falle gelten, wenn der Betroffene 
ſich weigert, den Schein vorzulegen. Denn er entzieht ſich dadurch gleichergeſtalt 
nicht allein der Konſtatirung durch den hierzu befugten Beamten, ob er überhaupt 
einen Jagdſchein bei fi führt, fondern aud der darauf zu ridhtenden, ob derfelbe 
ein ordnungdmäßiger, zur Ausübung der Jagd legitimirender ift. Damit aber ift 
der Thatbeitand der im $. 16. a. a. O. enthaltenen Kontravention erfüllt, und der 
Betreffende muß die Folgen feiner freiwilligen Handlungsweiſe tragen, die er durch 
einen nachträglichen Beweis nicht befeitigen kann. 

Demgemäß bat daB angefochtene Erfenntniß die $6. 14. 16.a. a. D. rechts⸗ 
irrthümlich ausgelegt und unterliegt nad Art. 107, Nr. 1. de Gefeped vom 3, Mai 
1852 der Vernichtung. 


Ss 274. 275. bed Se Ditpreußifche er, bom 
3. Dezember 1775 Tit. X. 6.2, 8. 33. Tit. 16. Th. II. ded Allg. 
Landrechts. Jagdvergehen durch Tagen von Raubtbieren 
auf fremdem Jagdrevier. 


Die Angeklagten find von der Anſchuldigung de3 Jagdvergehens duch fFan- 
gen eined Steinmarderd auf fremdem Jagdrevier freigefprohen. Der Marder ift 
von ihren ‚Hunden zufällig gefangen und von ihnen getödtet worden. Die Oft- 
preußifche FForft- Ordnung iſt, weil es fih um ein Raubtbier handle, nit für an- 
wendbar erachtet. Dad Betreten ded fremden Jagdreviers mit Hunden allein führe 
nicht dahin, das “Jagen auf ein nicht jagdbares Thier mit Hunden nad S 274. 
des Strafgeſetzbuchs zu abnden, weil der legtere ein jagdbared Thier vorausſetze. 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde des Ober-Staatdanwaltd it durch Urtel vom 
6. Juni 1866 wider Schulz (Nr. 40. 1.) zurüdgewiefen. 
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Gründe 


Die Anklage ſtützt fih auf die 65. 274. 275. des Strafgeſetzbuchs. Da 
aber ber $. 2. Titel XI. ber Forſt - Ordnung für Oftpreußen und Litthauen vom 


3. 1775 die Marder ausdrücklich zu den Raubthieren rechnet, dieſe jedoch 


nach $. 33. II. 16. des Allg. Landrechts ein Gegenftand des freien Thierfanges 
— as allegirte Provinzialgeſetz hierbei auch keine Ausnahme macht, vielmehr 
beſtimmt: 


»daß Jedermann Raubthiere zu tödten berechtigt iſt«, 
fo bat der Appellationsrichter rechtlich nicht geirrt, wenn er die Anwendbarkeit der 
$; 274. 275. de — ——— negirt bat, indem bereits durch das Dlenar- 
rkenntniß des Königlichen Ober - Tribunal® vom 31. März 1856 wider Fiſcher 
(Goltd. Arhiv IV. ©. 510) des Näberen ausgeführt ift: 
daß dad Aufſuchen und fangen, oder Schießen nicht jagdbarer wilder 
Thiere auf fremdem Jagdrevier fein nach den 68. 274. 275. a. a. O. zu 
beitrafended Vergeben bildet. 
Ebenfo fann nad den $$. 10. 12. der Forſt - Ordnung vom 3. Dezember 
1775 in dem voliegenden falle wegen Nichtbeauffichtigung der Hunde der Angeklag- 
ten eine Strafe nicht eintreten, da dort eine folhe nur in der Zahlung des etwaigen 
Schußgeldes befteht, welches bier nicht zur Exiſtenz gefommen ift, weil ein Erſchießen 
von Hunden nicht ftattgefunden bat. Ebenfo wenig kann, mie der Uppellationsrichter 
zutreffend erwogen, bon einer Strafe wegen vermweigerter Ablieferung des Balges 
des erlegten Marderd die Rede fein, da die Anklage nit darauf gerichtet geweſen 
und dafjelbe gilt vom der etwaigen Heranziehung ded $. 347. Nr. 11. des Straf. 
geſetzbuchs, weil auch in dieſer Beziehung die erforderlihen thatfächlihen Momente 
nicht unterbreitet worden find. 


Holzer, Maft- und Jagb-Ordnung für dad Herzogthum Magdeburg und 
dad Fürſtenthum SHalberftadt vom 3. Oftober 1743 ZTit. 30. 8. 1, 
it. 33. 6. 1. — Verordnung vom 9. Dezember 1842 8.1. Nr. 7. — 
G. 51. Th. I. Tit. 16, des Mllg. Landrechts. Schonzeit für die 
Rehböcke im HSerzogtbum Magdeburg und im fFürftentbum 
Halberftadt. 


Erkenntniß des Dienumd ded Senat? für Straffahen beim Ober. Tribunal 
vom 11. Juni 1866 wider v. Jahn (Nr. 192. 11.), durch welches der Rekursbeſcheid 
ded rg a vernichtet und das freiſprechende Erfenntniß erfter Inſtanz 
beftätigt ift. 


Gründe, 


Durch dad auf den Rekurs ded Polizei - Unwaltd gegen daB freifprechende 
Erkenntniß erjter Inſtanz ergangene abändernde Rekurs-Erkenntniß ded Königlicen 
Appellationsgerihtd zu M. dom 23. Februar 1866, ift der Angefchuldigte wegen 
”- Jagdpolizei » Uebertretung zu einer Geldbuße von 18 Rthlrn. verurtheilt 
worden. 

Der Refurdrichter erachtet für thatfächlich Feftgeftellt: 

daß der Angefchuldigte in der Zeit vom 20. bis zum 31. Juli 1865, 
aljo innerhalb der gefeglihen Schonzeit, auf der Farnslebenſchen freld- - 
mark, auf welcher er die Jagd gepachtet gehabt, einen Rehbock ohne be- 
fondere landeäherrlihe Erlaubniß gefchoflen habe. 

Auf diefen Thatbeitand wendet er den $. 1. Tit. XXXIIl. der Holz., Maft- 
und Jagd ⸗Ordnung für dad Herzogthum Magdeburg und das Fürſtenthum Halber- 
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ſtadt vom 3. Oftober 1743, in Verbindung mit 6. 1. Nr. 7. der Verordnung vom 
9. Dezember 1842 (Gefeg-Samml. 1843 ©. 2) an, obwohl er anerkennt, daß Farns- 
leben zu dem lint8 der Elbe gelegenen Theile des Herzogthums Magdeburg gebört, 
wo zeitweife die Napoleoniihe Geſetzgebun gegolten bat. 

Gegen das Refkurd- Erfenntnif hat der Königliche Ober »- Staatdanwalt mit 

Genehmigung ded Herrn Juftiz + Minifterd die Nichtigkeitsbeſchwerde eingelegt, weil 
nah Aufhebung der Papoleonifchen Gefepgebung in den mwiederdereinigten Provinzen 
durd dad Patent vom 9. September 1814 da8 Allg. Landredt, mithin aud der 
F. 51. Th. I. Tit. 16. deffelben als Prinzipalgefeg eingeführt worden fei, auf die 
demfelben entgegenfiehenden älteren Drovinzialgeiepe mithin nicht mehr zurüdgegangen 
werden fünne. 
\ Auf den mit Genehmigung des Herrn Juftiz-Minifterd geftellten Antrag des 
Königlihen General-Staatdanwalts ift fodann die Entfheidung bierüber vor die ver- 
einigten Abtheilungen des Senats für Straffadhen verwiefen und bon biefen die Be- 
ſchwerde des Ober-Staatdanwaltd für begründet erachtet worden. 

Nah den Kurmärkiſchen Verordnungen vom 15. Juni 1693, vom 13. Mai 
1713 und vom 30, Juli 1749, 

Rabe, Bd. I, Abth. 1. ©. 309, 

— Bb. 1. Abth. 2. ©. 234 und 

Corpus Const. March. Cont. IV. ©. 178, 
welche durd die Verordnung vom 13, Juli 1754, 

Novum Corp. Const. ©. 6/8, 
auf dad Herzogtbum Magdeburg, die Grafibaft Mandfeld, durd ein Publifandum 
vom 27. DOftober 1784, 

Nabe, Bd. I. Abth. 7. ©. 419 
aber, wie es fcheint, auf die — damalige Monarchie ausgedehnt worden ſind, in 
Verbindung mit $. 1. Tit. XXX. und $. 1. Tit. XXXIIl. der Pragdeburg-SHalber- 
ftädter x. Jagd-Ordnung vom 3. Oftober 1743 durften allerdingd Rebböde während 
der Schonzeit bei Vermeidung einer Strafe von 100 Rthlrn. nur nad zuvor ein- 
gebolter befonderer Königlicher Erlaubniß geihoflen werden. 

In diefen Beftimmungen wurde dur das Erſcheinen ded Allg. Landrechts 
vom 5. Februar 1794, welches im $. 61. Th. U. Tit. 16. das Schießen von Reb- 
böden da8 ganze Jahr hindurch geftattete, nichts geändert, meil befanntlid das Allg. 
Landrecht zur ae ſeines Erſcheinens den Provinzial» Gefegen gegenüber durchweg 
nur fubfidiäre Gültigkeit hatte. 

Auch nachdem in Folge des Tilfiter Friedens der links der Elbe gelegene 
Theil des Herzogthbumd Magdeburg zu dem neuen Königreih Weſtphalen gefchlagen 
und in diefem nad Art, 45. der Konftitution vom 13. November zum 7. Dezember 
1807, vom 1. Januar 1808 der Code civil eingeführt worden war, trat eine Aen- 
derung hierin nicht fofort ein, weil der Code civil eigene Jagdgefege nicht enthält und 
im Art. 715. deshalb auf befondere Gefege verweilt. Dergleihen wurden für das 
Königreih Weſtphalen erft fpäter in den Defreten vom 6. Februar 1808 und dom 
14. Februar 1809 —— (Geſetz -Bülletin für daß Königreich Weſtphalen Th. J. 
©. 339 und für 1809 Th. 1. ©. 239.) 

Diefe Dekrete ftatuirten eine Schonzelt im ntereffe der Erhaltung des Mild- 
ſtandes, wie fie die Preußifchen Gefepe vorfhreiben, nicht, fondern nur eine f. a. 
geichloffene Zeit zur Sicherung der FFeldfrüchte, die vom Aufgange der Saat biß zur 
vollendeten Erndte dauern follte, und fi daber weder auf umfcloffene Grunditüde, 
noch auf Seen und Teiche bezog fo daß bier die Jagdberechtigten das ganze Jahr 
bindurch jede Art von Jagd ausüben durften. 

Meben diefen Gefehen konnten allerdings die Älteren Preußiſchen Gefege über 
die Schonzeit nicht beftehen, und es leidet daber feinen Zweifel, daß die lepteren 
durch die erfteren aufgehoben worden waren. 

Nah Auflöfung des Königreichs Weſtphalen ift nun in den an die Krone 
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Preußen zurüdgefallenen Theilen deſſelben dur das Patent vom 9. September 1814 
(Sef-Samml. S. 89) die frembländifhe Gefepgebung wieder aufgehoben und an 
ihre Stelle dad Allg. Landrecht al® prinzipaled Geſetzbuch eingeführt worden, derge- 
ftalt, daß neben demfelben die älteren Provinzial» Gefege nur ſoweit beſtehen geblie- 
ben find, als fie fih auf Gegenftände beziehen, über welche das Allg. Landrecht nicht? 
beftimmt. 

. Bon diefem Gefihtöpunft aus können daher in den »miederbereinigten«e Pro- 
binzen bie älteren Provinzinl+» Jagd- Ordnungen nur foweit für wiederhergeftellt er- 
achtet werben , als dad Randredt auf die Beftimmungen bderfelben vermweift, obne 
felbftftändig über den Gegenftand etwa zu tr Diefed ift beifpieldweife der 
Fall bei den Arten ber jagdbaren Thiere 66. 31. 36, Th. Il. Tit. 16., bei der Unter- 
fbeidbung bon mittlerer und niederer Jagd $. 38. a. a. D., nicht minder bei ber 
a je nad Verfchiedenheit der einzelnen Klaſſen des Wildprets F. 46. 
a. a. O. 

Dagegen kann ber F. 51. a. a. O nicht dahin gezählt werben, weil derſelbe 
ganz felbftftändig beftimmt: 
Hirſche, Rehböcke, hauende Schweine oder Steiler, Erpel oder Entriche zu 
ſchießen, iſt das ganze Jahr hindurch erlaubt. 

Wenn biefer Paragraph daun aber in dem zum Königreih Weſtphalen ge- 
börig gemefenen Theile des Herzogthums Magdeburg ald prinzipales Geſeß gilt, fo 
folgt von felbft, daß die gegen den Angefchuldigten Nefigefellte That für feine ftraf- 
bare zu erachten ift. ; 

Ein Zweifel biergegen fann aud aus den Verordnungen vom 18. Mai 1839 
(Gef.-Samml. ©. 216) und vom 9. Dezember 1842 (Gef.-Samml. 1843 ©. 2), auf 
melde die 11. Abth. des Senat für Straffahen in dem Beſchluſſe vom 28. Januar 
1858 wider Herbft und Hartmann, Nr. 60./57. B. Cr. II, eine entgegengefegte Ent- 
fcheidung gegründet batte, nicht entnommen werden. Die erfte diefer beiden Ber- 
ordnungen beginnt mit den Worten: 


Da bie in der ..... Jagd⸗Ordnung für dad Herzontbum Magdeburg 
und dad Fürſtenthum Halberjtadt vom 3. Oktober 1743 im Tit. XXX. 
F. 1. und im Tit. XXXIIIl. auf die Verlegung der Schonzeit ded Wil. 
ded GSeitend ber zur Jagd fonit berechtigten Perfonen gefegten hoben 
Strafen den veränderten Berbältniffen nicht mehr entiprechen, fo fußpen- 
diren Wir..... jene Strafbeftimmungen und fegen an deren Stelle 
über die Strafen für das Tödten oder Einfangen ded Wildprets mäh- 
rend der vorgejchriebenen Schonzeit Nachſtehendes feit: Nr. 6. für ein 
Stüd Rehwild 10 Rthlr. 


Die zweite bebt dann die erfte zwar auf, aber nur um ähnliche Beftimmun- 
gen für die ganze Monarchie zu erlaffen und nimmt ebenjo mie die erfte auf die ... 
Tagd-Orbnung für da8 Herzogtum Magdeburg und da8 Fürſtenthum Halberftadt 
vom 3. Dftober 1743 Bezug. E83 liegt zu Tage, daß mit der Erwähnung des 
Herzogtbumd Magdeburg und bed Fürftenthums Halberftadt in beiden Verordnungen 
nichts meiter bezwedt ift, als ben Titel der für diefe Landestheile erlaffenen alten 
Verordnung vom 3. Oktober 1743 zu bezeichnen , keinesweges aber auszuſprechen, 
daß diefe Verordnung in allen ihren Theilen mit alleinigem Ausſchluſſe der für zu 
hoch eradteten Strafen für ben ganzen Umfang ibred urfprünglihen Geltungs- 
bereich®, alfo auch da, mo fie theilweife ſchon aufgeboben geweſen ift, wieder herge- 
Reflt fein folle, da e8 bierau einer außbrüdlihen Erklärung des Gefeßgeberd bedurft 
hätte, die man in beiden Verordnungen bermißt. 

‚Hiernad mußte dad Rekurs-Erkenntniß vernichtet und in der Sache felbft 
bad freifprechende Erkenntniß erfter Inſtanz auf den Rekurs des Polizei + Anwalts 

beftätigt werden. 
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$. 19. des Strafgeſetzbuchs. Fiſcherei Ordnung für die Binnengewäffer 
der Provinz Preußen vom 7. März 1845. Konfidfation der bei 
dem unberechtigten Fiſchen gebraudten Kähne. 


Die Angefhuldigten find aus der Fiſcherei Ordnung für die Binnengewäffer 
der Provinz Preußen vom 7. März 1845 (Gefeg-Sammlung ©. 114) wegen un- 
berechtigten Fiſchens auf einem dortigen Binnen + See angeklagt, und dedhalb zur 
Strafe nebft Konfiskation der dabei gebrauchten Kähne verurtheilt. 

Diefe legtere Konfidtation ift von dem Wppellationsrichter ald gefeglih un- 
ftatthaft aufgehoben. 

Auf die Nichtigkeitäbefhmwerde des Ober-Staatdanwaltd bat das DOber-Tri- 
bunal am 1. Juni 1866 wider Lendfi (Nr. 428. 1.) vernichtet und in die Inſtanz 
zurüdgetiefen. 


Gründe. 


Der zmeite.Richter hebt die vom erjten Richter erkannte Konfiäfation ber 
— mie der Appellationdrichter felbit fagt — von dem Angeklagten beim Fiſchen be- 
nußten beiden Kähne auf, weil die Fiiherei- Ordnungen für das kurifhe und für das 
friihe Haff vom 7. März 1845 die Konfiskation der Kähne und Schiffägefäße aus- 
drüdlich ausſchließe. Die Fiſcherei - Ordnung für die Dreußifhen Binnengemwäffer 
enthalte zwar eine folhe Beftimmung nicht, es fei jedoch nicht anzunehmen, daß der 
Sefeggeber in den drei Fiſcherei Ordnungen von demfelben Tage in Beziehung auf 
die Konfiskation habe verſchiedene Grundfäge aufftellen wollen. Auch dienten die 
Kähne der Fiſcher nicht bloß zum Fiſchen, ſondern würden auch auferdem zum 
Fahren auf dem Waſſer benugt. Bei diefen befonderen Vorfchriften feien die Kähne 
al8 Trandportmittel zu betrachten, und daber nicht zu konfisziren. 

Was jedoch die Fiſcherei Ordnungen für da8 kuriſche und für daß frifche 
Saff betrifft, fo können bdiefelben bier, weil es fih um ein Preußiſches Binnen- 
gewäſſer handelt, überhaupt nicht Anwendung finden, und wenn jene beiden ffifcherei- 
Ordnungen die Konfidfation der Kähne und Schiffsgefäße ausdrücklich ausſchließen, 
während ſolches in der Fiſcherei Ordnung für die Bin nengewäſſer von demfelben 
Tage nit geſchehen ift, fo läßt fib daraus nur folgern, daß ed aud in Betreff 
der Konfiskation der Kühne in den Binnengewäflern bei den allgemeinen Borfchrif- 
ten der Gejepe verbleiben foll, auf melde die Fiſcherei Ordnung für die Binnen- 
gewäſſer im F. 30. außdrüdich verweiſt. Daraus ergiebt fi, daß es im borliegen- 
den Falle nur darauf ankommt, ob die Voraudfegungen des F. 19. des Strafgeſetz- 
buchs zutreffen. 

Ebenfo unrichtig ift ed, wenn der Appellationdrichter die Kähne der Fiſcher, 
weil fie nicht blos zum Fiſchen dienen, fondern au zum Fahren auf dem Waſſer 
benugt werden, ſchlechthin nur ald Transportmittel angefehen und fie ſchon deshalb 
von der Konfiskation ganz allgemein außgefchloffen wilfen will. Es kommt in diefer 
Beziehung vielmehr lediglich auf den fonfreten Fall an, ob nämlid nad) den obwal«- 
tenden näheren Umständen thatſächlich für erwiefen anzufeben ift, daß das fraglidye 
Fahrzeug nur als Trandportmittel gedient, nicht aber zur Begehung des firafbaren 
Fiſchens gebraucht worden, oder beftimmt geweſen ift, wie die Anwendung des $. 19. 
des Strafgeſetzbuchs vorausjept. 

Hiernach unterliegt dad angefochtene Erfenntniß wegen unrichtiger Anwen 
dung des Geſetzes nach Art. 107. Nr. 1. des Geſetzes vom 3. Mai 1852 der Ver— 
nichtung, in —* ed nicht auf Konfislation der beiden fraglichen Kähne erkannt 
—* und war die Sache in dieſer Beziehung zur anderweitigen Drüfung und FFeft- 

ellung: 
ob die beiden Kähne zur Begehung der den bier Angeklagten zur Laſt 
gelegten ftrafbaren Handlung gebraucht oder beftimmt gemefen And: 
in die zweite Inſtanz zurüdzumeifen. 
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F. 150. des Strafgeſetzbuchs. Erforderniß der Beziehung auf 
geſchlechtliche Verhältniſſe. 


Die Handlung, in welcher der Thatbeſtand einer Verlegung der Schambaf- 
tigkeit im Zinne des F. 150. ded Strafgeſetzbuchs gefunden worden, bat in der Ent: 
blöfung des Hintern in der Krugftube in Gegenwart Anderer beftanden. 

Die Beſchwerde, welde die Verlegung des $. 150. deöhalb behauptet, weil 
diefer die Beziehung auf gefcblechtliche Verhältniffe vorausfege, davon aber hier feine 
Rede fei, weil die Geſchlechtstheile nicht fihtbar geworden feien, ift dur Urtel vom 
15. Juni 1866 wider Pfeil (Nr. 625. 1.) zurüdgewiefen. Denn bereits in dem Er- 
fenntniffe ded Ober- Tribunald vom 19. Miürz 1863 fei ausgeführt, dag der $. 150, 
des Strafgeſetzbuchs lediglih ein durch Verletzung der Schambaftigkeit erregtes 
Aergerniß erfordere, ohne zu unterjceiden, ob die Schamhaftigkeit in geſchlechtlicher 
oder in anderer Beziehung verlegt worden jei. 


$. 199. des Strafgeſetzbuchs. Ueberfhreitung der befhräntt er- 
theilten Approbation ald Medizinalpfufherei. Zahnaus— 
zieben als hirurgifche Operation. 


J. Der Angeklagte, ein Barbier, hat von der Königlichen Regierung durch 
die ihm ertbeilte Konzeffion die Befugniß zu Eleinen chirurgiſchen Verrichtungen, unter 
anderen auch namentlid zum Zahnausziehen und Schröpfen erhalten, jedoch mit dem 
Vorbehalt, daß died nur auf jedeömalige Anordnung eined approbirten Arztes ge- 
ſchehen dürfe, 

Der Angeklagte bat nun folde dirurgiihe Verrichtungen ohne die jeded- 
malige Ärztlihe Anordnung vorgenommen und er ift deöhalb aus $. 199. des Straf. 
geſetzbuchs verurtheilt. 

Die Nichtigkeitöbefchwerde behauptet, daß ber $. 199. auf einen fall der 
vorliegenden Art nicht Anwendung finde. Es handle fidy nicht um den bier voraus— 
geſetzten Fall ded Mangeld einer vorſchriftsmäßigen Approbation überhaupt, fondern 
um den Fall einer Ueberfchreitung der Grenzen der ertbeilten Approbation. 

Die Befchwerde ift durch Urtel vom 9. Mai 1866 wider Lehmann (Nr. 385. 1.) 
zurüdgemwiefen. Da der Angeklagte nur befugt erklärt fei, die hirurgifchen Verrich- 
tungen nur auf jedesmalige Anordnung eined approbirten Arztes vorzunehmen, fo 
fei er nicht vorfchriftämäßig approbirt, diefelben jelbftitändig vorzunehmen. Mit 
Recht fei daber der $. 199. ded Strafgefegbuhß angewendet, und vom Appellationd- 
tichter bemerkt, daß ed nicht darauf anfomme, ob in den vorliegenden fällen der 
Beiftand eine approbirten Arztes nöthig geweſen und ob ein folder Arzt ſchwer zu 
baben geweſen jei. 


II. In einem anderen ganz gleichen Falle heißt es in dem Urtel des Ober- 
Tribunal® vom 20. Juni 1866 wider Huth (Mr. 504. 1). Es bedarf zunädjit 
feiner Ausführung, daß das — im Sinne des $. 199. des Strafgeſetzbuchs 
zu den Krankheiten gehört, deſſen Heilung durch Zahnausziehen nur vorſchriftsmäßig 
approbirte Perjonen zu unternehmen befugt find. Wenn fodann die Derwaltungd- 
bebörbe überhaupt zur Ertheilung der Approbation berufen ift, jo muß es ihr zu⸗ 
ſtehen, dieſelbe nah Maaßgabe der Befähigung zu beſchränken und an eine Bedin- 
gung zu knüpfen, namentlich die Vornahme einer Heilung von der Anordnung und 
Aufſicht einer höheren Mebdizinalperfon abhängig zu machen. Hier ift in der Ber 
fügung der Königlihen Regierung nicht von einer Auffiht im Allgemeinen, fondern 
von einer jedeömaligen Anordnung (eined approbirten Arztes) die Rede, und den 
Yerzten in D. würde ed nicht zugeftanden baben, eine generelle Genehmigung, wie 
fie der Ungellagte behauptet, demfelben im Voraus zu ertbeilen. 


584 Aus der Praxis. $$. 347. Nr. 11. deB Strafgeſehbucht. 


$. 259. Nr. 1. des Strafgeſetzbuchs. 


Ueber das Erforberniß, daß Die Beiſeiteſchaffung bed Vermögens der Zab- 
lungeinftellung vorangegangen fein müffe, I. die Entfheidung vom 22. Juni 1866 
wider Lierke oben unter den frageftellungen. 


$. 347, Nr. 11. de Eye Betreten fremden Jagb- 
reviers mit verbundenem Gewehr. 


Der Ungellagte iſt aus $. 347. Nr. 11. des Strafgeſetzbuchs wegen Be- 
tretend fremden “agdrevierd mit Schiefgewehr ohne Erlaubniß des Jagdberechtigten 
verurtbeilt. Es ift dabei feftgeftellt, daß der Angeklagte fein Gewehr verbunden 
(eingebunden) getragen babe. 

Aud diefem Grunde behauptet die Nichtigkeitäbefchwerde die LUInanwendbarfeit 
bed $. 347. Nr. 11. Denn bderjelbe finde nur da Anwendung, mo der Betroffene 
zwar die Abſicht zu jagen gehabt, die wirkliche Ausübung der Jagd ihm aber nicht 
nachgemwiefen werden könne. jene Abficht fei aber dadurd, daß da8 Gewehr ver- 
bunden geweſen, widerlegt. 

In dem zurüdweifenden Urtel vom 2. Mai 1866 wider Karkutſch (Nr. 362. 1.) 
heißt ed: Der $. 347. Nr. 11, finde da feinen Platz, mo nicht aejagt worden. 
Er fei im Wefentlihen eine Wiederholung des $. 318. II. 20. des Allg. Landrechts, 
nad welchem Niemand auf fremdem Grund und Boden außerhalb der ordentlichen 
Landſtraße in Jagdrevieren, wo ibm die Tagdgerechtigkeit nicht zuftebt, mit Gewehr 
oder anderen Werkzeugen zur Jagd fit) finden laffe. Es fomme deöhalb nicht darauf 
an, ob dad Schießgewehr, die übrigen Erforderniffe voraudgefegt, bebunden war ober 
nicht, da auch der $. 347, Nr. 11. des Strafgefegbuhß lediglich von dem Beifich- 
führen des Schießgewehrs ſpreche, ohne ſonſt auf eine Vorrichtung an bemfelben 
Rüdfiht zu nehmen. Eine folhe würde auch dahin führen, um die ganze Vorfchrift 
illuforifsh zu machen, die doch dahin gebt, die Möglichkeit eined unberechtigten Jagens 
auf fremdem agdrevier von bornberein zu verhindern. 





Berlin, gedrudt in der Königlichen Geheimen Ober -Hofbuhdruderei 
(R. v. Deder). 


Beiträge zur richtigen Würdigung des fogenann- 
ten circumftantiellen Beweifes in Straffacden. 


Von Herrn Gebeimeratb Dr. Mittermaier in Heidelberg. 


Echluß.) 


Hinderniſſe, welche der richtigen Auffaſſung und Beurtheilung der 

Fälle entgegenſtehen, in welchen auch auf Grund von Nebenumſtän— 

den, aus welchen Schlußfolgerungen abgeleitet werden, über die 
Schuld eined Angeklagten geurtbeilt werden foll. 


Di Aeußerungen bedeutender Englifher Juriften, die von der für Prüfung der 
Frage über Todedjtrafe 1865 niedergefegten Kommilfion in Bezug auf ihre Erfah- 
tungen über Rectiprehung vernommen wurden, liefern wichtige Bemeife, daß die 
Geſchworenen in Fällen, in denen ein circumftantieller Beweiß vorliegt, ſehr geneigt 
find, wenn nur jelbit ſchwache Zweifel obwalten, das Nichtſchuldig auszufprechen '), 
weil fie durd die auch unter Nichtjuriften verbreitete Anfiht von der Trüglichkeit 
diefer Beweisart geleitet, beforgen, zur Verurtheilung eines Unfchuldigen beizutragen. 
Diefe Aengitlichkeit zeigt ſich im gefteigerten Maaße da, wo über einen Angeklagten 
zu urtheilen iſt, welder wegen eined mit Todeäftrafe bedrohten Verbrechens vor Ge- 
richt ſteht. Aehnliche Erſcheinungen werden in allen Rändern bemerkbar. 


Es dürfte zur Sicherung gerechte Vertrauen erwedender Strafurtbeile 
wefentlich beitragen, wenn man die Erfahrungen über die Sinderniffe fammelte, welche 
in Fällen, in welden nur circumftantieller Beweis vorliegt, in dem Strafverfahren 
bemerkbar find, und Urfahen werden, daß oft auf den Grund von Indicien Un- 
ſchuldige verurtheilt und Geſchworene in eine peinliche Lage verfept werden, 

I. Eine Haupturfade, melde die Erfcheinung erklärt, daß fo häufig die 
Beurtbeilung der Fälle, in welchen cireumftantiellee Beweis vorliegt, trüglich wird, 
liegt in der Gleihgültigkeit, mit welcher nicht felten von den Gerichten ald Grund» 
lage für die Benupung de Indicienbeweiſes, die Herftellung de Thatbeſtandes, 


l) 2 Parıy3 Ausſagen (report of the capital punishment commission p. 335 
zur Antwort 2499, Zeugniß von Lawſon und Antwort 3018. 
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daher der Art der Verübung ded Verbrechens, worauf die Anklage gerichtet ift, be- 
bandelt wird’). Wie häufig liefern die Annaken der Strafjuftiz in allen Ländern 
Beifpiele, daß wegen Morded Derfonen verurtheilt wurden, weil ein Mann auf eine 
unerklärliche Weiſe plötzlich verſchwunden war, und daber der Tod deſſelben ange- 
nommen wurde, während ſich fpäter ergab, daß der angeblid Werftorbene lebte und 
in der Zwiſchenzeit feine Nachricht über fein Leben gegeben werden fonnte, weil er 
in ein fremded, weit entferntes Land geſchleppt oder gefangen gebalten wurde ?). 
Man bört nicht felten in Frankreich, aber au zumeilen in Deutihland feit Einfüb- 
rung der Schwurgerichte von Seiten der Staatdanmwälte und Präfidenten, wenn 
Vertheidiger davor warnen, zu leicht, obne Herftellung des Thatbeſtandes, Schuldig 
augzufprechen, die Neußerung, daß jept, nachdem die gefeglihe Beweittheorie be- 
feitigt iſt, und nur mebr die innere Ueberzeugung der Urtheilenden entſcheidet, Die 
einjt unter der Herrſchaft der Beweistheorie erflärbare Aengftlichkeit bei der Forde- 
rung der Heritellung des Thatbeftandes unpaffend fei. Solche Weußerungen find 
fehr zu beflagen, da fie die Gefhworenen leicht irre leiten. Mit Recht halten dagegen 
Engliſche, Schottifche, Amerikaniſche Turiften?) daran feft, daß bei Anklagen wegen 
Tödtung dad corpus delicti vor allem bewielen fein muß, und zwar, daß der an- 
eblich Getödtete todt ift, daß wenn eine Leiche gefunden wird, die Identität derfelben 
Fefigeftelt werde, daher, daf die die Leiche der Perfon ift, wegen deren Tödtung Jemand 
angeklagt ift und die Art wie die Tödtung verübt wurde. Der praktiſche Sinn ber 
Engländer und Amerikaner verfteht aber diefe Forderung verſtändig anzuwenden, 
und wenn auch diefe Juriften zur gefteigerten Vorficht in Fällen des circumftantiellen 
Beweiſes auffordern, erkennen fie doch, daß die Verurtheilung auch möglich ift, wenn 
die Leiche nicht aufgefunden worden (fie heben in&befondere den Fall hervor, wenn 
ber Mord auf dem Meere verübt und die Leiche in dad Meer verfenkt wird). 

Man darf zwar nicht verfennen, daß da, mo direkter Beweis vorliegt, in 
vielen Faͤllen eine größere Sicherheit der Rechtſprechung gegeben werden kann, als 
da, mo die Anklage nur ge ndicienbeweid gebaut werden foll. Bei dem Erften 
erhalten die Richter und Gefhmworenen durh die Neußerungen der Zeugen oder 
durch Geftändniffe der Angeklagten Angaben über die Urt der Verübung des 
Verbrechend, über alle Umftände, die fih auf Zeit, Ort, Mittel, Umfang und Aus» 
fübrung der Handlung beziehen, wodurch der Vortheil erreicht mird, daß die Richter 
prüfen fönnen, ob die Angabe möglich, ob jeder bezeugte oder eingeftandene Umftand 
ald wahr nadaumeifen ift. 

Nah den Audfagen fol U. dem B. am 27, Juni Morgen® 7 Ubr am 
Orte E. mit einem Hammer von hinten auf den Kopf Schläge gegeben und dadurch 
vier DVerlegungen zugefügt haben. Der Gefhmorene wird dadurch in die Lage geſetzt, 
die Außfagen über jeden einzelnen Umftand mit andern vorliegenden Beweifen zu ber- 
gleihen, und indem er ein Mares Bild von allen Einzelheiten der Verübung des 
Verbrechens erhält, fih von dem Thatbeftande des Verbrechens zu überzeugen. Wo 
jedoh nur Beweis durch Nebenumftände vorliegt, entbehren Richter und Beihworene 
dad Mittel, für ihre Schlußfolgerungen, daf der Angeklagte fhuldig fei, eine Grund- 
lage zu erhalten ; fie baben weder eine Gewißheit, daß dad Verbrechen wirklich ver⸗ 
übt wurde, nod über die Urt dev Verübung. Wenn z. B. bei der Untlage wegen 
Mordes einer Perfon die Leiche des angeblich Getödteten nicht aufgefunden ift, oder 
wenn eine Leiche gefunden wurde, aber über die Identität derfelben mit der Perſon, 


1) Unfere Erörterungen knüpfen fih an die in dieſem Archive Bd. VI. ©. 154, enthaltene 
Aukführung an. 
2) Bäle dieſer Art führt an Wills on circumstantial evidence p. 207, Wharton 
criminal law of the united states 4. Ausgabe p. 745. 
3) Außer dem Werke von Wills, f. nob Alison prineiples of the criminal law of 
Scotland p. 74 (mit Unführung wichtiger Fälle) Greenleaf treatise of the law of evidence vol. 
III. p. 32. Whartou treatise on the law of homicide. Philadelph: 1855 p. 312, 


tircumftantiellen Bemweifeß in Strafſachen. 587 


auf beren Ermordung die Anklage gebaut ift, fein Beweis vorliegt, oder der MAn- 
kläger in Vergiftungéfällen nicht nachweifen kann, ob die Perſon dur Gift um dad 
Leben kam und wie das Gift ihr beigebracht fein foll, fo muß die Phantafie der 
Nichter fich ein Bild Eonftruiren, wie dad Verbrechen verübt fein kann; die Möglich. 
feit wird dann leicht als Wirklicfeit angenommen. Jedes angebliche Indicium, 
woraus die Schuld des Angeklagten abgeleitet wird, berubt auf einer unerwiefenen 
Voraudfegung, und die Vertbeidigung hat feinen Haltpunft. 

Mir erinnern an den Sy wo in Preußen eine Leiche aufgefunden wurde, 
meldhe man als die eine gewiſſen Ebermann annahm, wo ein Zweifel deswegen ent- 
ftand, weil bei Ebermann Tätowirungen fi hätten seinen follen, während an der 
aufgefundenen Leiche keine Spuren davon fih fanden. Mit welcher Sorgfalt fuchte 
man damald in Preußen den Zweifel dur gemaue Erhebungen zu befeitigen, 
und wagte dann erſt die Verurtheilung des dringend verdächtigen Schall, als durd 
die Erhebungen nachgewieſen war, daß Tätowirungdmarten völlig verfhwinden kön. 
9 og daher aus dem Nichtauffinden von Tätomwirungdzeichen fein Zweifel abzu- 
eiten ift. 

In Frankreich ſucht der Staatdanwalt in der Anklage in Fällen, in melden 
der TIhatbeftand nicht bergeftellt ift, und kein Geftändnif vorliegt, ein Bild dar- 
erg wie dad Verbrechen verübt fein kann, feine Phantaſie konftruirt ſich die 

tt; wie die Einzelheiten der Verübung in einander greifen ; die Möglichkeit, mie 
alles fit zugetragen baben kann, wird als der wirklide Hergang angenommen und 
in der Anklageſchrift werden alle Einzelheiten der Verübung ſo erzäblt, als wenn der 
Staatdanwalt bei dem ganzen Vorgang gegenwärtig geweſen wäre. Der Verband» 
lung wird nun diefe willkürlich konftruirte en zum Grunde gelegt, der 
Staatsanwalt zeigt in feinem Erpofe die Wahrfcheinlichkeit ded behaupteten Hergangb, 
alle Zeugenvernebmungen werden darauf berechnet, die Gefhworenen zu überzeugen, 
daß die Thatfahen, fowie die Anklagefhrift fie behauptet, vorfamen, und ber 
Schlufvortrag des Staatdanmwalt3 fucht in diefer Richtung zu wirken, Wie nad. 
teilig biefe Bebandlungsweile ift, fol dur Betrachtung einiger merkwürdiger Fran— 
zoͤſiſcher Rechtsfälle nachgemiefen werden. Wir verweilen vorerſt bei dem Prozeſſe 
gegen Reotade?), welcher 1848 in Touloufe wegen Ermordung der von ihm angeblich 
vorher genotbzüchtigten Cecil Gombette vor dad Schwurgericht geftellt wurde. Die 
Leiche ded Mädchens wurde außerhalb eined Klofterd, nahe an den Umfaffungdmauern 
deſſelben gefunden. E8 war nacgewiefen, daß Cecil ihren Dienftheren in das Klojter 
begleitete und an der Klofterpforte innerhalb der gefchloffenen Thür auf den Seren 
zu warten angewiefen war, daß ihr Herr fie bei feiner Rüdkunft aus dem Kloſter 
nicht mebr an dem Orte fand, daß aber auch die Mförtnerin fie nicht durch die 
Klofterpforte entlaffen hatte. Daran fnüpfte fib die Vermutbung, daß das an ihr 
verübte Merbredhen innerhalb des Klofterraumeß verübt wurde, Die Leiche wurde 
außerhalb des Kloſters gefunden, an jener Stelle fanden fi aber feine Fußtritte, 
in den Haaren und an den Stleidern bed Mädchens aber Spuren von Pflanzen; 
ähnliche wurden au auf der Mauer, melde den Kloftergarten von dem Dlape 
fhied, auf welchem die Leiche lag, gefunden und an dem oberen Theile der Mauer 
zeigten ſich friſche Abfbürfungen. Daran knüpft nun der Staatdanwalt die Ber 
muthung, daß die Perfon, welche an dem Mädchen im Klofter die Verbrechen ver- 
übte und fuchen mußte, der Entdeckung ded Verbrechens vorzubeugen, in der Nacht 
die Leiche über die Mauer warf, fo daß fie außerhalb ded Klofterd gefunden wurde. 
Die Antlage-Akte (S. 31) ſpricht von temoignages irrecusables, daß die Leiche 


I) Wir erinnern an die Darftellung dieſes alles in Caſpers Vierteljahrsjhrift für gerichtliche 
Medigin Bd. I. ©. 274. 

2) Wir benügen die auf ftenographiidhe Wufjeihmungen gebaute Darftellung des Progeffeß: 
Proces du frere Leotade accuse du double crime de viol et assassinat. Leipzig. 1851. 
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der Cecil aud dem Stloftergarten über die Mauer geworfen, und dadurch die auf 
der Mauer befindlihen Pflanzen gefnidt wurden. Um die Vermuthung zu begrün- 
den, daß dad Verbrechen im Stlofter verübt und die Feihe von dem Mörder über 
die Mauer geworfen war, bedurfte es einer Kette von Vorausjepungen, nämlich, 
dak eine Leiter nöthig war, um die Leiche auf die Mauer zu bringen, daß AFuß- 
tritte um die Leiter herum, und vorzüglid Spuren tiefer Eindrüde am Boden 
waren, der, weil ed damals ſtark geregnet hatte, ſehr weich fein mußte, daß der 
Mörder die ſchwere Laft die Leiter hinauf fchleppte, und dann oben angelangt, die 
Leiche über die Mauer auf die andere Seite warf. Um dieſe Vorausſehzungen, 
welde der Staatdanwalt in ber Anklagefchrift, in den Verhandlungen und in feinem 
Schlußvortrag als unbezweifelt bergeftellt betrachtete, zu begründen, mußten eine 
Maffe von Zeugen und Sahverjtindigen vernommen werden, allein überall zeigt ſich 
bier, daß man 3. B. über die Fußſtapfen, über die Eindrüde der Leiter im Boden, 
mit Zeugen fi begnügte, die felbit erſt fpäter beobadtend, nur oberflählid prüften, 
daß uber die wichtigften Punkte, h B. über die Eindrüde, ald Sahperftändige Der- 
fonen vernommen wurden (p. 331), welde nach ihrem Berufe nicht geeignet waren, 
darüber aus Erfahrung auszufagen, während man unterlich, geeignete Sadverftän- 
dige en (3. B. Handwerker, die mit Bauten befhäftigt find und Straßen- 
arbeiter). 

In Bezug auf die angeblihen Beweiſe für jede thatjächlihe Behauptung, 
auf welde der Staatdanwalt jeine Echilderung, wie dad Verbrechen verübt fein 
fonnte, baute, ergeben ſich die gegründeten Zweifel, 3. B. ob es möylib war, daß 
eine Derjon die ſchwere Lajt einer Leiche auf der Yeiter Bid zur Höhe der Mauer 
fchleppen konnte (wir berweifen auf die Mittheilungen p. 331), ob die Leiter, auf 
der eine fo große Laft ruhte, nicht tiefere Eindrüde im Boden, als man fand, zu- 
rüdlaffen mußte'). 

Neue Zweifel erheben fih im Bezug auf die frage, ob der Mörder, wenn 
er auf der Höhe ber Leiter anlam, die Leiche fo über die Mauer werfen fonnte, 
dab dazu die Lage, im welcher die Leiche gefunden wurde, paßte“). Wer kann in 
folder Lage der Verhandlungen behaupten, daß ald die nothwendige Grundlage der 
Thatbeftand in Bezug auf die Urt der Verübung ded Verbrechens ald bergeftellt 
betrachtet werden bat ? Brüft man aber aud den im Prozeſſe Feotade vorliegen- 
den Indicienbeweis in — auf die Anklage, daß Leotade dad Verbrechen verübte, 
fo überzeugt man fich leicht davon, daß dieſer Beweid weit entfernt davon ift, die 
zur Sculdigerklirung des Angeklagten nöthige Ueberzeugung zu begründen, an 
weſentlichen Mängeln?) leidet, wenn man auch nicht verkennen fann, daß bedeutende 
Verdadtögründe für die Schuld des Ungellagten fpreben. Die Anklage mußte, um 
den Beweiß der Schuld zu führen, zu folgendem Spfteme fommen, indem fie an- 
nahm, daß das Verbrechen im SKtlofter von einem Mitgliede deffelben verübt wurde, 
daß Cecil das Ktlofter nicht verlieh '), daß Leotade dad Mädchen an der Klofterpforte 
fab, daß er fie in das Stlofter durch den Vorwand lodte, ihr Kaninchen und Tauben 


1) Selbſt der Brigadier der Genädarmerie, auf deſſen Zeugniß der Staatsanwalt fo viel baute, 
mußte in der Situng (p. 124) zugeben, daß wenn auf die Leiter eine Perfon mit einer Leiche flieg, bie 
Eindrüde im Boden hätten tiefer fein müſſen. 

2) Die Mauer hatte oben einen Vorfprung von 25 Eentimeter, die Leiche lag auf der anderen 
Seite nur 2 Gentimeter von der Mauer entfernt (p. 351). 

3) Leotade wurde von der Mehrheit der Geſchworenen (mebr ald 8 Stimmen) als nicht ſchuldig 
der vollendeten Nothzucht, dagegen aber ſchuldig verſuchter Nothzucht und der Tödtung erfanıt, Die 
Mehrheit nahm aber das Dafein von Milderungdgründen an. Die Gefhworenen kamen zu dem letzten 
Ausspruch wohl aus einem gewiffen dunflen Gefühle vorhandener Zweifel, wobei die Gefhworenen Die 
Todesjtrafe befeitigen mollten. 

4) Der Staatsanwalt behauptete, daf es der Vertheidigung obliene, zu beweifen, daß Cecil aus 
dem Klofter fich entfernte. Man frägt billig, ob nicht vielmehr von der Anklage die Thatſache bewiefen 
werden mußte, daß Cecil das Stlofter nicht verlieh. 


cireumftantielen Beweiſes in Straffadhen. 389 


zu zeigen, daß es ihm gelang, in dem Klojter, an einem Orte, mo Getreide lay, 
von welhem Spuren aud an der Leiche der Cecil fih fanden, die Verbrechen zu 
berüben, und in der Nacht die Leiche über die Mauer zu werfen. Man bemerkt bei 
der Vergleihung der Ausſagen, daß bier eine Kette von Möglichkeiten vorlag, von 
denen jede thatfächlih fo ftreng nadhgemiefen fein mußte, daß wenn aud nur ein 
pe in der Kette mangelte, das ganze kunſtreich aufgebaute Spftem zufam- 
menfiel. 

Die Verhandlungen zeigen nun, daß feine der Thatſachen, die als Grund. 
lage der Sclußfolgerungen dienen foll, genügend bewieſen iſt Vorausgeſetzt, daß 
die oben angeführte Nacdmeifung, daß dad Verbrechen im Klofter verübt murde, 
vechtlich geliefert ift, fprechen allerdings befondere Verdachtägründe dafür, daß der 
angellagte Klofterbruder das Verbrechen verübte. Diefelben konnten daraus abgeleitet 
werden, dak an Leotades Wäſche und Stleidern fib Spuren fanden, die auf die 
Berübung ded Verbrechen? deuten fonnten, daß er in der Nacht nad der That eine 
andere Sclafjtätte zu erlangen mußte, von welcher aus es ibm leichter möglich 
wurde, in der Nacht bie Peide bon dem Orte, wo fie nach dem Verbrechen lag, au 
entfernen und über die Mauer zu werfen, und daß es möglich war, die Wäfche, die 
er zur zei trug und deren Flecken ihn verrathen fonnten, heimlich ‚zu entfernen. 
Allein jeded diefer Indicien giebt nur eine Möglichkeit, bei feinem ift der nöthige 
Beweis genügend bergeitellt. 

Der Gefammteindrud ber Verhandlungen war offenbar der, daß über ben 
Thatbeftand in Bezug auf die Art, wie dad Verbrechen verübt wurde, ein Dunfel 
ſchwebt, daß erhebliche Zweifel gegen die Annahme der Anklage, wie dad Verbrechen 
verübt fein künnte, vorliegen, daß aber au in Bezug auf den Punkt, daß Leotade 
das Verbrechen verüben fonnte, bedeutende Zweifel nicht genügend befeitigt find, 
indbefondere Zweifel fi erheben, ob es dem Angeklagten gelingen konnte, das überall 
als fittlib und intelligent geichilderte Mädchen zu bewegen, daß fie ihm in dad 
Klofter folgte, ob der Angeklagte es wagen konnte, am bellen Tage, in der Nähe 
vieler Leute, MWerbrechen zu verüben, bei melden die mißhandelte Eecil ein durd- 
dringendes Gefchrei erheben und dadurch nothwendig Leute berbeiziehen mußte '). 

Es ift begreiflic, daß erfahrene Engliſche Juriften, indem fie gemiffenbaft die 
Verhandlungen im Prozefle gegen Leotade prüfen, einen fchweren Tadel des Fran— 
öfifchen Verfahrens ausſprechen, mit der Ueberzeugung, daß ſchwerlich in England 
kie Gefhmworenen dad Schuldig erfannt baben würden?). 

Als ein andered Beiſpiel der Gefährlichkeit des — * Verfahrens, 
wenn grundlos die Staatsanwaltſchaft eine gewiſſe Art, wie das Verbrechen verübt 
fein kann, der Anklage zu Grunde legt und einſeitig leidenſchaftlich in der Berhand- 
lung al® die einzig wahre durchzuführen fucht, liefert der Prozeß Armand’). Die 
Einfeitigkeit, mit welcher der Staatdanmwalt die offenbar lügenhafte Anſchuldigung 
des Roug gegen Armand in der Anklagefchrift, in dem leidenſchaftlichen Erpoie, in 
allen Aeuferungen während der Verbandlung und im Schlußvortrage als die richtige 
darzuftellen fit) bemühte, wäre wohl geeignet gewefen, die Geſchworenen, melde jedoch 


1) Es läßt fi, wenn man in den Verhandlungen fo viele zurüdhaltende Antworten und falfche 
Zeugenausſagen findet, die Beſorgniß nicht unterdrüden, dafı die Rüdficht, die Religion und die Ehre des 
Klofter® zu fügen, einflußreihe Perfonen bemogen haben mag, auf die Zeugen bedenklich einzuwirken; 
allein man muß beklagen, daß der General-Profurator (p. 315) geradezu die Vorftände bed Kloſters be 
fihuldigt , daß fie den Beiftlichen mie anderen Zeugen ein Pügenfoflem zur Rettung dei Angeklagten vor 
fprieben und daß drömwegen eine Art von Romplott beftand. Auf äbnlihe Art ſprach aud der Präfident 
p. 360 in feinem Refume,. Wir können eine folde Sprade nicht ala eine würdige betrachten. 

2) Die Darftellung des Prozeſſes mit feinen Bemerkungen findet fib in Stephen general 
view of the criminal law of England pag. 40 — 452. 

— 3) Meine Zergliederung des Falles in Holgendorfs Strafrechts-Zeitung 1864 Seite 316 
iB 330. 
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in dem falle durch einen richtigen Takt vor Mißgriffen bewahrt murbden, irre zu 
leiten. WBergleiht man mit den angeführten Franzöſiſchen NRechtäfällen dad Engliſche 
und Scottiihe Strafverfahren, fo muß ſchon auf den wichtigen Umftand aufmerf- 
fam gemacht werden, daß in England, Schottland, Irland und Amerika die Anklage» 
Alte (indietment) einen anderen Charakter ald die Franzöſiſche acte d’aecusation am 
fid trägt‘). Wenn auch gegen die formelle Abfaffung des Engliſchen indictment 
- und Scottifhen libel erheblihe Einwendungen erhoben werden fünnen und durch 
neue Gefehe im Intereſſe ber Bermeidung der früber oft vorgekommenen Vernich- 
tungen eine Vereinfachung jener Schriften angeordnet ift, fo ift als enticheidend doch 
hervorzuheben, daß der Ankläger?) zwar bei der Darftellung der u des Ver- 
brechens forgfältig die mefentlihen Umftände, in fofern e8 in dem Falle darauf am- 
fommt, 3. B. Zeit, Ort, Namen ded BVerlepten, Mittel der Veruͤbung bezeichnet, 
aber feine Einzelnbeiten ded Vorganges anführt, und bei Anführung der Mittel zwar 
einige derjelben angiebt, aber ohne eine Begränzung derfelben, vielmehr durch da 
Wort: oder (or) und dur den Zuſatz: oder in anderer Weife to the prosecutor 
unkoown (dem Ankläger unbelannt) die volle Freiheit, in ber Verhandlung alle 
Umſtände der Begehung deö Verbrechen? geltend zu machen, wahrt, ohne die Gefhworenen 
in ihrer umfihtigen Auffaflung des Falled und ihrer Entjcheidung zu beſchränken. Da 
in Schottland der Staatsanwalt feinen einleitenden Vortrag bält und in England 
nur anzeigt, worauf er feine Bemweidführung zur Begründung der Anklage richten 
will, fo ift auc der durch dad Franzöſiſche Expoſe des Staatdanwaltd leiht mög- 
lihe Einfluß, welder die Gefhworenen an unbefangener Auffaffung der Verhand⸗ 
lungen bindert, vermindert; befonderd lehrreich ift bier der 1865 verhandelte Fall 
von Prithard®), Der Angeklagte, welcher große Reifen gemacht hatte, in Glaßgom, 
wo er ald Arzt praftizirte, bobe Achtung genof, mar berbeirathet mit der Tochter 
des Kaufmannd Taylor, wohnhaft bei Edinburgh, Vater von 5 Kindern, Da bie 
Frau Anfangs viel frank war, lieh man die (70 Jahre alte) Schwiegermutter Taplor 
fommen, welche am 11. Februar 1865 in Gladgow anfam, bei ihren Kindern wohnte, 
am 25. Februar ftarb. Die Ehefrau Pritbard ftarb am 18. März angebli am 
Schlagfluß. Die Umftände des aufeinander raſch erfolgten Todes der zwei Frauen 
veranlaßten Gerüchte, welche die Polizei bewogen, Prithard fetzunebmen. Die 
— re Leichen der zwei frauen ergab, daß in den Körpertheilen Antimonium 
id) befand. 

Die Anklagefhrift klagt den Prithard an: 1) daß er bei einer oder mehre- 
ven Gelegenheiten, obne daß der Unktäger die fpezielle Gelegenheit bezeichnen fann, 
zwifchen dem 10, und 25. frebruar 1865 der Frau Taplor in Tapioca oder in Porter 
oder Bier und in eine gewöhnlich Bately’s sedative solution genannten Trant, oder in 
Speilen oder Getränken, die der Ankläger nicht angeben fann, oder auf andere dem 
Ankläger nicht befannte Weife tartarifirted Antimonium (Bredmeinftein), Aconitum und 
Dpium oder ein andered Gift beigebracht, und dadurch ihren Tod am 25. Februar 
verurfact babe. 2) Daß Pritchard bei mehreren Gelegenheiten zwiſchen dem 22. De» 
zember 1864, dem 18. März 1865 und .... am 8, 9., 21. Februar und 13. 
bis 13. März 1865, ohne daß Unkläger die befondere Gelegenheit angeben kann, 
feiner jegt verftorbenen Ehefrau in Käfe, in Ei — in Porter, Bier, Wein oder 
in Arznei, oder Speiſe oder Getränk, ohne daß der Ankläger dies und die Art der 


1) Eine gute Erörterung über die —1*8 der Engliſchen gen bei Glafer in bem 
Werke: Anklage, Wahtſpruch und Rehtömittel. Erlangen 1866 S. 49. 60, vergligen mit den Nach- 
mweifungen in meinem Werke: das Englifhe Strafverfahren S. 244 |. 14 


2) Daf in Schottland, wo der jwriftifh tüchtig gebildete Staatdanwalt die Anklagefhrift allein 
entwirft, eine beffere Abfaffung vorkommt ald in England, ift mit Recht von Glafer S. 67 bemerkt. 

3) Wir benupen die treuen Aufzeichnungen in dem complete Report of the trial of 
Dr. Pritchard for the alleged poisoning of his wife etc. Edinburgh 1865. 
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Beibringung angeben kann, Antimonium, Wconit, oder ein andered, dem Kläger 
unbefannted Gift beigebradt und den Tod der frau am 18. März verurfadyt habe. 
Man bemerkt leicht, daß durch diefe Art der Faſſung für die Beweisführung der 
Untlage’) ein weiter Raum gegeben war, dur melde befondere Art dad Ber- 
brechen verübt war. 

Die richtige Beurtbeilung des circumftantiellen Beweiſes hatte in dem Falle 
mande Schwierigkeiten. Die Prüfung der gegen die Ungellagten zeugenden Indicien 
bängt eng zufammen mit der Herftellung des Ihatbeftanded, Daß beide Frauen an 
den Folgen des ihnen beigebrachten Giftes geitorben find, ift ald unbeftreitbar nad- 
zuweiſen, allein die Urt der Verübung des Verbrechen? mit allen Einzelnbeiten iſt 
nicht nachgewieſen, die Stellung der Anklage, welche folche Einzeluheiten zwar an- 
führt, aber überall in Bezug auf Zeit, gebrauchte Mittel und Art der Beibringung 
durch Beifügung: oder in anderer dem Ankläger unbekannten Weife, freiheit der 
Benupung aller Beweiſe in der Verhandlung geftattet, rechtfertigt ih. Auch die 
Veurtheilung der einzelnen Indicien iſt bier Vaioierig, Als folhe Indicien fünnen 
befonderd die dem Angeklagten vorzugsweiſe zuftehenden Gelegenbeiten zur Ver— 
giftung, das Indicium des Beſitzes aller Mittel, und die bei dem Angeklagten 
vorhandenen Motive zum Verbrechen hervorgehoben werden. Allein bei jedem dieſer 
Motive ergiebt fi ein die Kraft des Indiciums ſchwächendes Verhältniß. Der An- 
ellagte ift felbft Arzt, könnte als folder die giftigen Stoffe befigen, deren Unfchaf- 
ung und Befig bei einem Anderen ein gewichtiges Indicium fein würde, und die 
Bedeutung der Gelegenheit verliert einen großen Theil ihrer Kraft durch die Ermwiü- 
gung, daß ber Ungellagte ald Urzt die Frauen behandelte. Darüber, welches Motiv 
den Angetlagten zum Verbrechen getrieben haben kann, war felbft der Stantdanmwalt 
in Berlegenheit?), indem er die Annahme aller anderen Motive zurüdwied, außer 
dem duch das ehebrecheriſche Verbältniß zu dem Dienftmädchen nachgewiefenen 
Mangel der Liebe feiner Ehefrau. Alle zwar urſprünglich als weniger entſcheidend 
betrachteten Nebenumftände erhalten aber eine große Bedeutung, wenn man fie mit 
ben Hauptthatſachen: 1) daß die Ehefrau feit Dezember erkrankte, in der Zeit, als 
fie in Edinburg entfernt von dem Angeklagten lebte, gefund war, und fogleid wieder 
erkrankte, ald fie zurüdtam. 2) Daß die Zeichen der Erkrankung beider Frauen 
nicht folde don anderen Krankheiten berrübrende, fondern aus beigebradtem Gift 
erlärbar waren. 3) Daß zwei Mägde, nachdem fie von dem Käſe und Eiergetränf, 
welches ermweißlic der Ebeirau des Angeklagten gebracht, und von dem fie einen Theil 
genofien hatte, auf die Weife erkrankten, wie die Frau Pritchard. 4) Entſcheidend 
ift, daß dad Ergebniß aller Verhandlungen auf den Angeklagten ald Thäter hinweiſt, 
indem nad allen Umitänden die Vergiftung nur allmälig in Eleinen Dofen verübt 
wurde und die Ausführung auf einen Arzt deutet, welcher die Wirkung feiner Tbä- 
tigkeit berechnen konnte und, wie dies nur bei dem Angeklagten der Fall war, ala 
Ehemann und Herr de Haufed und ald Arzt der beiden frauen die befte Gelegen- 
beit zur Ausführung feiner verbre&erifhen Pläne hatte. 5) Ein ſchweres Indicium 
gegen den Angeklagten ift, daß er nah Ausſage des Apothekers mehrere giftige 
Stoffe in ungewöhnli großer Doſis kaufte, und 6) daß der Angeklagte die beige 
zogenen Merzte über die Krankbeit der frauen täufchte, und einen der Aerzte zur 
Austellung eined unwahren Zeugniſſes über die Todedurfuche der Taplor zu be 
ftimmen fuchte, und felbit gegen feine Ueberzeugung eine unwahre Angabe über ben 
Tod der Frauen machte. 7) Die Urt, mie der Angeklagte das junge unfchuldige 
Mädchen verführt, mweift auf feinen fchledhten Charakter und darauf hin, wie in feiner 
Seele verbrecherifche Entfchlüffe Wurzel faffen konnten. Es kann auch nicht in Ub- 


1) Der Vertheidiger erhob Einſprache dagegen, daß die Verhandlung der zwei Anklagen (Mor- 
des der Ehefrau und der Schwiegermutter) zufammengefaßt wurde, allem dee Gerichtähof verwarf bie 


Einwendung. 
Di Report p. 89. 90. 
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rede geftellt werden, daß in Bezug auf die Kraft mander Indicien Zweifel gegen 
die Schuld des Angeklagten erhoben werden fonnten'), 3. B. daß es nicht wohl be» 
greiflich ift, wie der Käſe vergiftet werden konnte, da er offen am Mittagdtifche ftand, 
und wie Gift in das Eiergetränt (eggflip) fommen konnte, da die Ködin das Ge- 
tränk bereitete ; daß man auch nicht erklären fann, wie der ſchlaue Arzt, dem alle 
Biftftoffe zu Gebote ftanden , zu dem Verbrechen Giftarten wählte, von denen er 
wilfen mußte, daß ihre Anwendung leicht entdeckt werden konnte, da fie Spuren im 
Körper zurüdlaffen. Allein diefe Zweifel verlieren ihr Gewicht, wenn man die oben 
angeführten Thatfachen erwägt, aus denen die der Ausführung ded Verbrechens 
günftige Tage faft ausfchließend die Anklage auf den Angeklagten als Thäter lenkt, 
und jo eine ineinander greifende Kette don Indicien die Gefhmorenen zu ihrem 
Ausſpruch der Schuld beftimmen konnte”). 

Die biöherigen Ausführungen zeigen, wie eine genügende Erforſchung 
ber befonderen Art, mie da8 Verbrechen verübt murde, mit allen Einzeln» 
vn erforderlih ift, um über die Kraft der einzelnen Indicien entſcheiden zu 
Önnen. 

I, Als ein bedeutended Hinderniß der richtigen Benupung des circumftan- 
tiellen Beweiſes muß da8 häufig vorfommende Durceinanderwerfen der einzelnen 
Nebenumftände eined Verbrechens unter dem gemeinfchaftlihen Ausdrud: ndicien 
oder Verdachtögründe erklärt werden, während bei genauerer Betrachtung fidy ergiebt, 
daß die dabin gerechneten — einen ſehr verſchiedenen Charakter an ſich tragen ?). 

Auf diefe Art wird freilich eine große Zahl von fogenannten Indicien ge- 
wonnen, melde, um die Unklage zu begründen, angeführt werden. Es war daber 
bei der früheren gefehlihen Beweistheorie nicht ungewönlih, daß die Richter, wenn 
fie auf den Grund von Indicien verurtheilten, eine aroße Zabl von Nebenumftänden, 
die man als Verdachtsgründe anführte, in den Entiheidungdgründen angaben, um 
damit der Verurtheilung Kraft zu geben. Noch jept bemerkt man, daß Staats- 
anmälte in ihren Schlußvorträgen zur Begründung der Anklage eine Mafle von In- 
dicien anführen, die bei genauerer Betrachtung feinen Anfprud baben, daß darauf 
die richterliche Ueberzeugung von der Schuld gebaut werden darf. Daß dadurch 
Geſchworene leicht irre geführt werden fünnen, ift Har. Prüft man genauer die 
verschiedenen Nebenumftände, fo findet man bald, daß einige borfommen, melde 
eigentlih nur am Anfang des Verfahrens nad der erften Anzeige eined verübten 
Verbrechens den Staatdanwalt oder die mit Auffuhung der Spuren befhäftigte 
Polizeibehörde auf eine gewiffe Derfon aufmerkſam machen und Veranlaffung mer» 
den, die Derfon näher zu beobadten. Dahin gehören einige, welche im Allgemeinen 
die Vermuthung begründen, daf eine beftimmte Derfon wegen ibres ſchlechten Lebens. 
wandels, megen ihre Herumſchweifens geneigt ift, an Verbrechen Theil zu nehmen. 
Oder die Nebenumftände find folhe, daß fie die Vermuthung begründen, daß bie 
Derfon daB beftimmte Verbrechen, welches erforfcht werden foll, verübt babe, 3. B. 
Vorbereitungen zu dem Verbrechen, oder Drohungen damit, oder auffallende Aeuße⸗- 


I) Der Vertbeidiger hat diefe Zweifel geltend gemacht, aber vorzüglich die Vertheibigung darauf 
gebaut, daß dringende Verdachtägründe gegen die Magd Leod ald Mörderin zeugen; er hat eben dadurch 
dem Anklagten gefchadet, indem «8 auf die Gefchworenen, melde aus den Verhandlungen erfanmten, daf 
dad arme verführte Mädchen keines mörderifhen Entfchluffes fähig war, einem ſchlimmen Eindrud machen 
mußte, wenn der Vertheidiger zu folchen frivolen Mitteln feine Zuflucht nahm. 

, 2) Wir werden unten auf den Schlufvortrag ded DVorfigenden zurüdfommen. Ueber die Art 
wie Pritbard den Mord feiner Ehefrau verübte, fhwebt ungeachtet feined vor der Hinrichtung abgelegten 
Geftändniffe® ein Dunkel. Gegen feine Angabe, wie auch gegen feine Erklärung, wie feine Schmwieger- 
—— * Leben gekommen fein ſoll (daß er fie gemordet, leugnete er fortwährend) erheben ſich 
große Zweiſel. 


Seit se Gute Bemerkungen von Schaper in dem Archiv für Preußiſches Strafrecht Band 14. 
eite R 
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rungen, welche darauf deuten, daß die Verfon etwas Nähere? über das Verbrechen 
weiß. Solche Nebenumftände werden wichtig, um eine Grundlage zu gewinnen, 
auf melde der die Spuren ded Verbrechen? verfolgende Beamte fortbauen fann, um 
ih durd genauere Beobachtung der Derfon die Kenntniß anderer Umftände zu 
verſchaffen, melde für da8 Beginnen der Unterfuhung bedeutend werden können, 
3. B. wenn man erforfcht, wo die beobachtete Derfon zur mwabrfheinlihen Zeit der 
Verübung ded Verbrechens fih aufgebalten bat, mit melden Perfonen fie im näbe- 
ren Umgang ftebt. Andere Nebenumftände werden wichtiger, indem fie unmittelbare 
Grundlagen für die Einleitung einer VBorunterfuhung liefern und den für die Unter- 
ſuchung thätigen Beamten Stoff zur Richtung der Unterfubung gegen eine ge 
wiffe Perſon bieten. Dabin gehören Nebenumftände, melde entweder auf äußere 
Vorausſetzungen hinweiſen, indem fie zeigen, daß vorzugsweiſe eine gewiſſe Der- 
fon in der Lage war, das beftimmte Verbrechen zu verüben. Dabin gebören ferner 
Nachweiſungen, daß bei einer Perfon vorzüglic eine körperliche Eigenthümlichleit vor- 
banden ift, melde es erklärt, wie nach der Art des verübten Verbrechens, 3. B. 
nah der Richtung und dem Gange der dem Ermorbdeten zugefügten Verlegungen 
der beftimmten Perſon die Verübung des Verbrechens möglich wurde, 3. B. duß die 
Derfon lintdhändig war'). 

Dahin gehört ferner die befondere Gelegenheit, welche vorzugsmeife cine 
gewiffe Derfon in den Stand fehte, das Verbrechen zu verüben, 3. B. wenn nad) 
allen Umftänden ein Diebftabl von einer Perfon, die im Haufe wohnte, melde bie 
Gelegenheit, zur Sache zu gelangen, kannte, und in der Lage war, die Sache mwey- 
zunehmen, berübt worden if. Die Drüfung, in wiefern die befondere Gelegenheit, 
die Jemand zur Berübung eined Verbrechend bat, als ein Indicium angefehen 
werden fann, fordert jedod große Vorſicht?). 

Es würde fehr bedenklich fein, den Sap aufjuftellen, daß die befondere Gele- 
genbeit immer ein Indicium ift?); wenn aber, mie in dem oben erzäblten falle 
von Pritchard die Verübung des Verbrechend voraußfept, daß ed nur von einer 
Derfon begangen merden konnte, melche in der Lage war, als Ehemann und ald 
Arzt der kranken Ehefrau beliebig Speifen und Getränke beizubringen, Arzneien ihre 
zu berordnen und darzureichen, daher auch Gift in die dargereihten Gegenſtände zu 
mifchen, fo wird die befondere Gelegenheit ein wichtiges Indicium gegen den Ebe- 
mann. Dagegen wurde in dem in Schottland verbandelten Falle gegen Mabdeleine 
Smith bei der frage, ob die Ungeklagte Gelegenheit hatte, ihrem Geliebten, der oft 
in der Nacht an ihr Fenſter kam, Gift beizubringen, der Umſtand von höchſter Michtig- 
feit, daß in der ganzen Kette der Indicien ein Glied fehlte, nämlich, daß nicht ge- 
nügend nachzuweiſen war, daß in jener Nacht, in welcher das Gift beigebracht werden 
fonnte, der Beliebte wirklih an das Fenſter der Angeklagten kam. Dies begründet 
felbft nach der Erklärung des vorfigenden Richters einen erheblichen Seite und 
wurde der Grund, daß die Geſchworenen die Angeklagte nihtihuldig fanden. In 
die Klafle der Indicien, melde für die Einleitung einer Unterfuhung befonder® 
wichtig werden, gebört auch der Umftand, daß die Art der Verübung ded Ber- 
brechend befondere Kenntniffe vorausfegt, die nur bei Derjonen eined gemwiflen Stan- 
ded oder Berufed vorkommen, und die Erfundigung darauf führt, daß eine bejtimmte 
Perſon diefe nöthige Kenntniß“) beſaß. Wir dürfen nicht unermwähnt laffen, daß oft 


— 


I) In einem im dieſem Archive Bd. X. S. 754 berichteten falle wurde die Nachweiſung, daß 
der Ihäter, als er ſchoß, ein Linksſchühe mar, ein wichtiges Indicium gegen den Angeklagten. 

2) Wills circumstantial evidence p. 53. Burill circumstantial evidence p. 354. 

3) Mit Recht warnt dad Westminster review 1. c. p. 356 vor der voreiligen Annahme 
der Gelegenheit ald Indicium, wenn nicht andere Umftände ald „Verdacht begründend“ binzutommen. 

4) In dem berüchtigten Falle, in welchem eine Unterfuhung gegen einen Magifter wegen Mor- 
bed eingeleitet war, und fih aus dem Mugenicein eraab, daß der Ermordete durch einen fogenannten 
Henferfnoten erdroffelt wurde, lenkte diefer Umftand den fpäter wohl geredhtfertigten Verdacht auf einen 
Scharfrichterknecht, welcher ſolche Knoten zu machen geübt ift. 
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ein Nebenumftand eine foihe Bedeutung erhält, daß er ausſchließend auf eine be- 
ftimmte Derfon ald den Thäter hinweilt, 3. B. wenn bei der Verübung des Ber« 
brechend der Thäter auf eine Weife felbit verlegt wurde, daß eine Perſon, die genau 
Diefe Verlegung am fi trug, ald der Verbrecher betrachtet werden mußte‘). 

In bie Klaſſe folder Indieien rechnen wir auch Umftände, welde beweifen, 
daf —— — einer beſtimmten Perſon es möglich war, das Verbrechen ſo 
zu verüben?). 

Andere Nebenumſtände werden in ſofern Indicien, als fie darauf führen, daß 
eine beftimmte Perfon an dem Orte, wo dad Verbrechen verübt wurde, fi befand, 
und zwar wieder in einer verſchiedenen Richtung, entweder im fofern das Indicium 
darauf führt, daß die Derfon mit dem verübten Verbrechen in irgend einem Zu- 
ſammenhange fand, entweder felbit Theil nahm, oder meitere Umftände angeben 
fann, welche Spuren gegen eine andere Perſon liefern’), oder in fofern fi ergiebt, 
daß eine Derfon am Orte der That gegenwärtig war und felbft thätig an dem Ber- 
brecben Theil genommen baben muß‘). Verſchieden von den bisher erwähnten In- 
dicien find diejenigen, weldye fih auf Thatſachen gründen, aus welden felbjt unmill- 
kürlihe Meußerungen des Schulbbewußtfeind, oder Bemübungen, die Entdedung des 
Verbrechen? zu bindern, abgeleitet werden können’). Indicien der zuleht bezeichne- 
ten Art werden nicht al® ſolche benugt werden können, daß auf fie ald wahre Ber- 
dachtsgründe, dad Urtheil der Schuld gebaut werben dürfte, aber fie können wichtig 
werden, in fofern fie bei der Beurtheilung der Schuldfrage zur Erklärung des Zu⸗ 
fammenbange® und neinandergreifend der ndicien beitragen. 

11. Eine große Gefahr, melde die gerechte Beurtheilung des Indicienbeweiſes 
bedroht, liegt in dem häufig vorfommenden ungenügenden Verfahren, den Beweis der 
Grundlagen der abzuleitenden Schluffolgerungen, daher den Beweis der Thatſachen 
berzuftellen®). Unfeblbar kaun nur dann auf Indicien zur — der Schuld 
des Angeklagten mit Sicherheit gebaut werden, wenn bie zum Grunde liegende That- 
fabe durch unmittelbaren Beweid ald gewiß bergeftellt if”); 3. B. daß das am 
Orte der That gefundene Werkzeug dem Ungeklagten gebörte, daß diefer Gift ge- 
kauft, daß cr gewille drohende Aeußeruugen getban habe. Nur zu bäufig begnügt 
man fi aber bier mit irgend einer Wabrfceinlichkeit, 3. B. mit der Ausfage eines 
Zeugen, ober felbft wieder mit Schlußfolgerungen, z. B. der Neigung zur Begehun 
eined Berbrechend, befonderem Intereſſe. Es fann zwar nicht verfannt werden, | 


I) Dahin aehört ber Fall, in welchem der Beraubte und Mifbandelte dem Räuber einem tiefen 
Bih in die Hand zufügte und fih ergab, bafı das Gebiß des Beraubten eine bedeutende Zahnlücke hatte. 
Bei der Unterfuhung mehrerer Perfonen fand fib, daß einer derſelben an ter Hand die Spur des 
friſchen Biſſes, genau entſprechend dem Gebiſſe ded Beroubten, an fid trug. 

2) Eine Frau wurde ermordet gefunden, und zwar zeigte fi, daß fie an einer tiefen, im 
Innern ihrer Geſchlechtstheile augefügten Wunde farb. Diefe Wunde fonnte mwehl nur von dem Ehe- 
manne biefer frau zugefügt werden, und es zeigte ſich auch fpäter, daß der Ehemann den Beiflaf vor- 
foiegelte und bei diefer Gelegenheit die Frau morbete. 

3) 9. B. eine Perfon befindet ſich im Befige ber geſtohlenen Sachen. 

4) Bon befonderer Bedeutung merden bier die Fußſtapfen, melde an den Ort der That Bin« 
fübren und geuau zu den Füßen einer beitimmten Perfon paſſen. Dahin gehört auch, wenn im Falle 
einer verübten Tödtung eine Perfon an ihren Kleidern frifhe Spuren von Blut trägt. 

5) Eine gute Nahmeifung folder Indicien liefert Schaper im Archiv für Preuf. Strafrecht 
Bd. 16. ©. 361. Wir erinnern an dem Fall, in welchem in Paris ein Banquier ermordet wurde und 
im der Nacht nad dem Tode der Sohn des Ermordeten (der auch der Mörder ded Vaters mar, wie fidh 
fpäter zeigte) in mahrer Verzweiflung fih befand, indem er immer vor ſich feinen mit Wunden bededten 
Bater zu fehen glaubte. 

6) Wir nüpfen an die in dieſem Archide Bd. VI. S. 151, 152 mitgetheilten Bemerkum- 
gen an. 


7) Dies fordert auch Schaper in diefem Urhiv Bd. XIV, ©. 257. 
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bei manden Indicien der Bemweiß der Grundlagen in Bermutbungen liegt , ss 
auch oft nah den Verhältniſſen nur ein Zeuge darüber audfagen kann”). Die 
führt jedoch darauf, daß mit der größten Vorficht ſolche Beweife geprüft werben müffen, 
und wo irgend ein Zweifel ſich deswegen erbebt, das Indicium nicht in Ausſchlag ge 
bracht werden darf. Am meilten kommen erfahrungsgemäß in diefer SHinfiht rr- 
thümer, welche zu ungerechten Berurtbeilungen führen, vor, bei Drohungen, bei 
Anerkennung einer Sache, und in Bezug auf die Fußftapfen. Drohungen?) 
fönnen allerding® Anzeigen der feindlichen Gefinnung einer Derfon gegen eine andere 
fein; allein die Gefahr liegt darin, daß der Zeuge, der darüber außfagt, nur unvoll- 
ftändig beobachtete (maß bei Audfage über Worte eined Anderen leicht geſchieht), 
einen enticheidenden Ausdrud irrig auffaßt und fpäter fich nicht mehr genau erinnert 
und leicht die Audfage durch feine Pbantafie oder durd dad von anderen Perſonen 
Gehörte ergänzt, oder daß er den Zuſammenhang der Meußerungen mit dem was 
vorausging, nicht kennt, oder nicht beurtheilen fann, ob nah der Seelenftimmung 
und den Umftänden der Drobende ed ernftlic meint. Die Unerfennung einer 
Sade, 3. B. ob dad am Drt gefundene Werkzeug dem Angeklagten nebörte, oder 
ber bei dem Angeklagten gefundene Gegenjtand der geſtohlene war, wird leicht trüg- 
ih, wenn die Veranftaltung*) nicht mit höchſter Vorſicht gemacht und der Gelbit- 
täufhung des Befragten vorgebeugt’), indem er genötbigt wird, feine richtine Beob- 
achtungsgabe dadurd zu bemühren, daß er don mehreren ihm vorgeftellten ähnlichen 
Gegenftänden den richtigen anerkennt und die Gründe für feine Anerkennung anzu- 
aeben verſteht. Höchſt trüglih fann daB auf aufgefundene Fußſpuren“) gebaute 
Indicium fein, weil die häufig don den Beamten untergeordneten Dienern überlaffene 
Beobachtung?) leicht unzuverläſſig ift, die im Schnee oder Koth zurüdbleibenden Ein- 
drüde nur dur forgfältige Erforſchung fo bergeftellt werden fünnen, daß eine ſichere 
Beraleihung mit den Füßen oder Fußbekleidung einer PDerfon, die angefchulbigt wer- 
ben foll, möglich iſt, wobei e8 auch darauf anfommt, daß das Ergebnif der Beob- 
achtung zu den Alten gebracht wird*). 


IV. Die Gefahr, eine trüglibe Grundlage für den Beweis der Thatfachen 
u erhalten, aus melden Indicien abgeleitet werden follen, wächft vorzüglich in den 
Gäten, in denen die plane mit techniſchen Vorfragen zufammenhängt und 
ie Entfheidung darüber nur von Sahverftändigen abhängt. Wir haben in diefem 
Archive nachgewieſen, daß der Beweis durh Sadverftändige felbit größtentheild ein 
auf Vermuthungen aufgebauter Beweis ift’). Richter und Geihworene bauen ibre 
Ueberzeugung von der Richtigkeit einer Thatſache, melde die Grundlage der widhtig« 
fien Schlußfolgerungen wird, auf die Vermuthung, daß die Männer, melde als 





= B. die Unnahme des Motids ber Made wird auf Thatfachen gebaut, melde zeigen, wie 
ſchwer der YUngellagte von B. beleidigt wurde, wie er feit diefer Zeit dem B. Rache geihmoren und 
Verſuche gemacht, fi zu räden. 

2) 8: B. im Falle von Prithard die Ausſage der M. Leod über ihr ehebrecheriſches Bere 
hältniß, oder die Audjage der Maad, daß fie nah dem Genuffe des Käſes erfraufte, 

3) Gut baräber Burill on circumstantial evidence p. 340. Wills circumstantiel 
evidence p. 47. 

4) Darüber mit Unführung von Fällen Burill p. 652, 661. 
5) Nahmeifungen in meinem Aufjage im Neuen Archiv des Kriminalrechts I. Bd. Nr. 21. 
und mein Strafverfahren 1. $. 69. 

6) Schaper macht im Archiv S. 260 auf Fälle aufmerkſam, bie im diefem Archive angeführt 
worden, um die Bedeutung ber ‚ußftopfen zu zeigen. 

7) Mertwürbige Fälle in Willd p. 64, 126 uud Burill p. 237, 264, 269, 535. 

8) Zeichnungen find bier —8 Am beſten iſt es, wenn duch den in bie Fußſtapfen ne 
brachten fhnell trodnenden Stoff, 3. B. Gelatin, der Eindruck nachgebildet wird, Darüber annales 
d’Hygiene legale 1850 p. 429, 1854 p. 175. 

9) Dies ift auch in neuerer Zeit in England immer mehr anerkannt, wenn von dem — 
ten scientific testimony geſprochen wird. Wills essay on circumstantial evidence p. 9. 


996 Beiträge zur richtigen Würdigung des fogenannten 


Sachverſtändige beigezogen merben, die befte Kenntniß von den Fortſchritten der 
Wiſſenſchaft, die reichjte Erfahrung und die größte Gewandtheit befigen, um die tech» 
niſche Frage richtig entfcheiden zu fünnen. Es muß ber Berfiherung diefer Sach- 
verftändigen geglaubt werden, daß die willenfhaftliben Säge, auf melde fie ihr 
Gutachten bauen, die richtigen find. Die wichtigften Indicien, auf die der Schuld- 
ausſpruch gebaut wird, find häufig nur durch eine techniſche Vorfrage beftimmt. 

Wenn an den Kleidern des Angeklagten Spuren von — 2* Blute ſich 
finden, ſo kommt es auf die Frage an, ob dies Blut aus dem Körper eines lebenden 
Menſchen floß; wenn der Angeklagte dann behauptet, daß das an ihm gefundene 
Blut davon ſtammt, daß er ein Thier geſchlachtet habe, fo hängt die Entſcheidung 
über Leben und Tod oft nur davon ab, ob jened Blut Menfhen« oder Tbierblut 
war, Man weiß aber, daß die früheren alö zuverläffig angenommenen Erfennungs- 
zeichen darüber jegt als trüglic erfannt find und nur durch die forgfältigften chemi⸗ 
Br gr — Unterſuchungen eine gründliche Entſcheidung der Frage 
möglich ift'). 

Bekannt ſind ebenſo die Fälle, wo falſche Ausſagen darauf gebaut waren, 
daß ein Zeuge behauptete, daß er in der Nacht bei dem Lichte, welches durch das 
Entladen einer Piſtole entſtand, die Perſon erkannt habe, welche die Piſtole losſchoß. 
Durch beſſere phyſikaliſche Forſchung ergab ſich, daß ein ſolches Erkennen der Geſichts- 
züge einer Perſon nicht möglich fei’). 

Bon hoher Bedeutung kann ald Indicium der Umftand in fällen der Töd— 
tung werden, daß im Haufe einer Perfon ein frifch losgeſchoſſenes Gewebr fi findet. 
Hier ergiebt fih aber, dak dad Zeugniß von Jägern, die über den Umſtand aus» 
fagen, trüglic ift, und daß nur durd die von Boutignh vorgefhlagene demifche 
Unterfubung des Schußkanals darüber entſchieden werden kann’). 

Einer der wichtigſten Punkte in Bezug auf den circumftantiellen Beweis 
ift die Herftellung der Jdentität und zwar im mebrfaher Beziehung, nämlich, 
wenn e8 darauf anfommt, ob eine aufgefundene Leiche die Leiche einer bejtimmten 
Perſon if, wegen deren Tödtung ein Anderer angefchuldigt wird, oder ob derjenige, 
welcher einem Seugen zur Anerkennung vorgeftellt wird, die Yerfon ift, auf welche 
die Ausſage des Zeugen ſich bezieht, z. B. daß der BVorgeftellte die Verlegung an 
ihm verübt babe. Die Annalen der Strafjuftiz Ichren‘), daß in fo viclen füllen, 
in melden entdeckt war, daß ein Unfhuldiger verurtheilt wurde, der Grund des 
Irthums darin lag, daß fälſchlich die dentität der Perfon angenommen wurde, 
Die Erfahrung lehrt auch, daf der Irrthum bier fehr leicht möglich iſt. Die oft 
vorfommende Achnlichkeit mehrerer Perfonen, der Umftand, daß zwei Perfonen das 
nämlice aufallende Kennzeihen am fi tragen”), die leidenſchaftlich aufgeregte 
Stimmung, in welder ein Zeuge, 3. B. der durch dad Verbrechen Verletzte, plößlich 
verfeßt wird, wenn er denjenigen ſich vorgeftellt ficbt, der die Verlegung an ibm 
verübte, bewirken leicht die Selbfttäufhung eines auch fonft forgfältig prüfenden 
Zeugen. Bei der Ausmittelung, ob eine aufgefundene Leiche die einer gewiſſen gemor- 
deten Perfon ift, bat oft große Schwierigfeiten, vorzüglich, wenn die Leiche lingere 
Zeit im Waffer lag. Die Veränderungen, die oft in ſolchen Fällen an den Geſichts- 
zügen vorgeben , fann fo groß fein, daß eine Täuſchung leicht möglich ift, und 
ſchwierige technifche fragen *) fünnen dabei vorkommen?). 


1) fälle, in welchen Alles auf diefe fjrage anfam, bat gefammelt Willd in der angef. Schrift 
p. 104 und Burill p. 600, 642, 699. 

2) frälle, mo dieſe frage entſcheidend nr an Wild p. 116, 316. 

3) Schauenftein gerichtliche Medizin ©. 348. 

4) Burill cieumst. evid. p. 352, 635. Wills p. 113 bis 127. 

939.8. in Bezug auf die Art, den Bart zu tragen. 

6) Einen merkwürdigen all diefer Urt enthält da8 Westminster review 1865, TJanuar- 
beft p. 170, 

r 7) Einer der merfmürbdigften Fälle war der in Umerifa vorgelommene, wo nur Reſte einer 

Teiche gefunden wurden, und wo nur dadurch, daß im aufgefundenen Kopfe ein auffallended Gebiß ſich 
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VI. Die rihtige Würdigung des circumftantiellen Beweiſes wird beſonders 
oft in den Füllen ſchwierig, in welchen von Anfang der Unterfuhung an die Auf- 
merkſamkeit der Polizei oder des Anklägers einfeitig auf eine gewille Derfon als den 
wahrſcheinlichen Thäter eines Verbrechens gerichtet ift, die unterfuchende Behörde 
in ihrer Einfeitigkeit, fefthaltend an der einmal vorgefaßten Meinung, eine Maſſe 
fcheinbarer Verdachtsgründe aufſucht, und dabei die weit wichtigeren ndicien, weldye 
bei genauerer Prüfung auf eine andere Perſon ald den wahren Thäter geführt 
hätten, unverfolgt läßt. 

Der in England vorgefommene Fall des Pelizzioni ijt in diefer Beziehung 
lebrreidh '). 

VI, Die größte Gefahr, daß auf den Grund bed circumftantiellen Be- 
weifed ein Unfchuldiger verurtheilt werden kann, tritt in den Fällen ein, in welchen 
der wirkliche Verbrecher fo ſchlau Alles veranftaltet, daß der Verdacht auf einen 
Dritten führen muß. 

In einem in Frankreich vorgelommenen Falle“) hatte der Mörder ſich Haare 
einer dritten Perſon, auf die er den Verdacht lenken wollte, verſchafft und bradte 
fie in die Hand des Ermordeten, fo daß der Verdacht auf demjenigen fiel, deſſen 
Haare man bei der Leiche fand. Im einem ähnlihen Falle ftahl der Verbrecher die 
auffallende Müge eined Anderen und beging damit das Verbrechen, fo daß der Ber- 
dacht auf denjenigen fiel, dem die Müge gehörte”). In einem falle, in welchem ein 
alter Mann und mehrere Kinder duch das vergiftete Frühſtück gemordet wurden, 
fiel der Verdacht auf die Köchin im Haufe, bei der man in ihrer Kiſte felbft Gift fand, 
und zwar von derfelben Art, wie es in den Leichen gefunden wurde. Es war leicht, 
nod einige andere fheinbare jndicien zu fammeln, auf deren Grund hin die Magd 
verurteilt wurde. Es ergab ſich, dan die Schwiegertodhter des Ermordeten das 
Verbrechen verübt hatte, um den alten Mann und die Kinder aud dem Wege zu 
räumen und dadurd dad Vermögen zu erlangen. Sie war ed, die den Verdadt 
auf die unglüdlihe Magd lenkte und dad Gift in die Kite der Magd legte. In 
einem in Deiterreih vorgefommenen Falle wurde ein Mann wegen Ermordung eines 
Anderen in Unterfuhung gezogen. Suifgen dem Angeklagten U. und dem Ermor- 
beten B. war Feindſchaft, weil Beide das nämliche Mädchen liebten. Der Unge- 
flagte, nicht wohlhabend, war der Begünftigte, der Undere war reicher. Der Mord 
wurde verübt in der Nübe ded abgelegenen Häuschens des ald Mörder Angeklagten 
A., da8 Verbrechen wurde durch die Hade des U. verübt. Sie war blutig, im 
Hofraume fand man blutige Kleider im Düngerhaufen verftedt; andere — 
wurden gegen A. — und er verurtheilt. Erſt ſpäter ergab ſich, daß E., 
der an dem A. ſich rächen wollte, weil U. ihm eine Bitte abgeſchlagen hatte, den 
Mord verübte und in der Abweſenheit des A., den B., welder den Meg kommen 
mußte, auflauerte, mit der Hade ded U. die That verübte und die blutigen Kleider 
im — verſteckte. 

J. Das Haſchen nach einer großen Zahl von Indicien, welche gegen den 
Angeklagten ind Feld geführt werden, veranlaßt oft die bedenkliche Sitte, aus einer 


fand, während der Zahnarzt bezeugen konnte, daß kürzlich er eim foldes künſtliches Gebiß für Profeſſor 
Parkmann verfertigte, der Beweiß geliefert wurde, g' die gefundenen Reſte zur Beihe von Parkınann ge- 
börten. Hierher gehört auch ber all, wo an ber Materloo- Brüde in London 1856 23 Gtüde einer 
Leiche gefunden wurden, und ed darauf anfam, darch Zufammenfegung biefer Stüde eine Grundlage zur 
Herftellung der Identität zu erhalten, ſ. darüber Aufſah in der Deutfchen Klinik 1857 ©. 47, 

1) Hätte die Polizei nicht fo einfeitig die ganze Unterfuhbung darauf gerichtet, daß Pelinioni 
ber Ihäter fei, fo würde fie bald enttedt haben, daß weit mehr Indicien auf Gregerio Mogni führten. 
Nur diefe Einfeitigkeit erklärt e8, daß Pelizgioni, deſſen Unfhuld nur dur die Grofmuth von Negretti 
entdedt wurde, zum Tode verurtheilt werden konnte. 

2) Westminster review 1865, p. 188. = 

3) Bälle dieſer Urt, wo Unfhuldige verurtheilt murben, führt an Dymond in feinee Schrift 
The law on its Trial. London 1865, 
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gewiffen Thatſache mehrere Schlußfolgerungen abzuleiten und daraus ein Indicium 
aufzuftellen, oder mehrere Thatſachen, melde in ihrem Zuſammenhange unter einan« 
ber einen Berbachtögrund bilden, ald mehrere Indicien aufzuftellen '), 3. B. Fußſtapfen, 
bie zu dem frühen ded U. paffen, und auf den Ort der That führen, Vorfinden einer 
dem U. gehörigen Sade an diefem Ort, nicht gerechtfertigte Abmefenbeit des U. in 
jener Naht von Hanfe. Eine ſolche Anficht — den Grundſatz, der bei der 
Beurtheilung des Indicienbeweiſes entſcheiden muß, daß zur Annahme eines Indie 
ciums gehört, daß es auf einer befonderen Thatſache berubt?), fo daß ber 
einge‘ abgeleitete Schluß auf ein befondered Gefep des Kaufalzufammenbanged ge» 
baut ift?). 

Man darf zwar nicht in Abrede ftellen, daß oft in einem einzelnen Falle es 
zweifelhaft wird, ob und melde Mehrheit von Indicien vorliegt‘). 

IX. Eine große Gefahr für die richtige Beurtheilung des circumftantiellen 
Beweifed liegt in der Mbleitung der Scluffolgerungen aus den Thatfahen zum 
Zwecke der Bildung von Verdachtsgründen. Man verfennt dabei zu oft, daß der 
Dberfag des Schluſſes, woraus ein Indicium abgeleitet werden foll, in einem Gefeße 
der phofifchen oder moralifhen Natur liegen und, welches durch Miffenfchaft oder 
Erfahrung ala zuverläffig nachgemiefen ift, und einen Kauſalzuſammenhang zwiſchen 
der erwieſenen Thatſache und dem verübten Merbrechen mit der Schuld des Ange 
tlagten begründen’). Hier lehrt die Vergleihung der Rechtſprechung, daß die meiften 
Irrthümer in Bezug auf Indicien borfommen, bei welchen der Schluß auf Geſetze 
der moraliihen Natur gebaut wird; beſonders ift died der Fall bei den aus Motiven 
zu dem Verbrechen abgeleiteten ndicien, weil die hieher gehörigen Gefehe noch am 
meniaften als aupertäffig nachgewieſen find, aber auch die frage: ob ein gewiſſes 
Motiv die Kraft bat, zu dem Verbrechen zu beftimmen, von ber häufig micht leicht 
nachzuweiſenden Individualität des Angeklagten aus den befonderen Umftänden, unter 
denen er handelt, abhängt”). Daß ehebrecheriſche Verbältniß, in welchem ein Ebe- 
gatte ftebt, kann im Allgemeinen im falle der Ermordung de anderen Gatten als 
Motiv betrachtet werden, ſich ded anderen Gatten zu entledigen; allein im einzelnen 
Falle hängt die frage: ob es ald Motiv zum Morde angenommen werden darf, 
davon ab, ob jened Verbältnik fo mächtig war, daß jeded Pfllichtgefühl unterdrüdt 
wurde, ob der untreue Gatte befondere Gründe hatte, durch den Tod ded anderen 
Gatten erheblich zu gewinnen, 3. B. die Derfon zu beiratben, mit welcher er im 


3 Der Verfaſſer befigt ein Urtheil, in welchem ein Augeklagtet wegen Theilnahme an einem 
politifhen Vereine verurtheilt wurde, obgleich er beharrlich feine Theilmahme leugnete, In den Entfchei- 
bung@gründen murden als Inditien angeführt: 
i a, daß der Ungellagte mit Perfonen, melde Mitglieber des Vereins waren, vielen Ums 
ang hatte; 
; b. daß er ald eim politifher Flüchtling feierlih begleitet wurde, auch bei ber Begleitung 
Anderer Theil nahm; 
c. auch bei einer Berrbigung eined dem Derein Ungebörigen unter den Theilnehmern war; 

= m daß er, ald zur Unterftügung eines politifhen Flüchtlings Geld gefammelt wurde, aud einen 

eitrag gab. 


2) Mein Strafverfahren in den Deutfhen Gerichten II. ©. 450. 
3) In einem falle wurde bei A, eine Piftole, mit welcher die Tödtung des B. veräbt fein 
fonnte, gefunden; die Piftole war friſch abgefhoffen und die in der Leiche gefundene Kugel paßte zur 


Piſtole. 

4) 3. B. wenn erwieſen iſt, daß der Angeklagte den Degen beſah, mit welchem der Mord 
verübt wurde, daß der Degen am Orte der That lag und blutig war, Kitka (Beweislehre S. 376) nimmt 
nur ein Indicium an (au Archiv des Krim. R. 1844 ©. 381), Rulf im Kommentar zur Oeſterteich. 
Strafprey. O. IL ©. 129 nimmt zwei Indicien an. 

5) Oute Bemerkungen im Westminster review p. 176. 

6) Darüßer Wills circumstantial evidence p. 39-44. Burill p. 126, 282, 290. 
Westminster review p. 176. In frankreich wurde im Progefie Pomeraiß die Frage michtig. 
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Ehebruch lebte, ob in®befondere der andere Gatte vielleicht fehr duldſam und gut- 
mütbig, oder dagegen fehr beftig war, fo daß die Aneinigkeit ber Gatten auf daß 
Höchfte flieg. Auf ähnliche Art hängt aud bei dem — welches aus Schuld» 
bewußtſein, ober aus Intereſſe, das Verbrechen zu berüben, abgeleitet wird, die Kraft 
nur bon Umftänden des einzelnen Falles ab ). Daher fann auch oft ein hügen- 
haftes, z. B. fälfchlih ein Mlibi geltend macendes Benehmen des Angeklagten 
leicht trüglich werden ?). 

X. Wit haben ſchon im früheren Auffage*) darauf aufmerkſam gemacht, 
daß eine gerechte Würdigung des Beweiſes dur Indicien nur möglich ift, menn 
mit ber hoͤchſten Sorgfalt au alle der zur Bertheidigung des Angeklagten dienenden 
Umftände erforfcht und geprüft werden. Man muf davon andgeben, daß e3 keinen 
Indicienbeweis giebt, bei dem nicht die Kraft der fogenannten Verdachtsgründe im 

(gemeinen, oder in der Richtung gegen ein einziged Indicium angenriflen, zerftört 
oder geſchwaͤcht werden fann. je mehr dafür art wird, daß dem Ungeflagten 
jeder Nebenumjtand, den man gegen ihn als einen Verdachtsgrund benugen will, fo 
vorgehalten wird, daß er im Stande it, fi darüber zu erfliren und feine Ver- 
tbeidigung borzubringen, deſto beffer wird die Beurtbeilung der Kraft der Indicien 

efichert fein. Zu den Nebenumftänden, welche ohne Eingehen auf die einzelnen an- 

Ahuldigenden ndicien die Annahme eines Beweifed der Schuld überhaupt aus⸗ 
Schließen, gehört vorzüglich ber fogenannte Beweis des Alibi, nämlich die Nachwei— 
fung, daß der Angeklagte zur Zeit, in welcher dad Verbrechen verübt fein foll, von 
dem Orte der Verübung fo mweit entfernt war, daß es ihm unmöylih war, die That 
zu verüben. Die Erfahrung 1 freilich, daß dieſer Beweis nicht ſelten mißbraucht 
wird, und durch Mittel, die au | berechnet waren, eim ſcheinbarer Beweib 
durch Zeugen geführt werden kann, z. B. durch Aufſtellung falfher Sengen. Ob ber 
Beweis des Nlibi ald überzeugend angenommen werden kann, hängt wieder von 
Mebenumftänden ab und zwar von der Größe der Entfernung, don der Möglichkeit, 
auf einem anderen Wege ald dem gewöhnlichen, von dem entfernten Ort an den Ort 
der That zu kommen, und bon ber größeren oder geringeren Gewandtheit bed Yn- 
gellagten, fhnell von einem Orte zum anderen zu gelangen‘). 

Bei der Drüfung diefer Art des Vertheidigungsbeweiſes muß auch darauf 
gefehen werden, ob nicht von dem Angeklagten, um den Verdacht von fi abzu- 
lenken, ſchlau täufchende Veranftaltungen gemacht wurden '). 

Ein wichtiger Vertheibigungsbeweiß, um ben ganzen Anſchuldigungsbeweis 
zu zerftören, liegt in der Nachweiſung folder körperlihen Beſchaffenheit des Ange 
Magten, wonach er dad Verbrechen gar nicht verüben fonnte*). 


1) 3. 8. in einem in Wien vorgefommenen Falle, wo der ded Mordes Ungefchuldigte, ala im 
Keller Durchſuchung vom Gerichte gehalten wurde, mit dem Beichen des Schuldbemußtfeind die Durd- 
ſuchung zu bindern ſuchte. Es ergab fih, daß der Mann ein Schmuggler war und im Seller gefhmug- 
gelte Saten verſteckt hatte. 

2) In Benf wurbe ein Unſchuldiger verurtheilt. Es fam daranf an, wo er in ber Nacht vom 
13. Juni war (daf er nicht im feiner Wohnung war, wurde erwiefen). Er gab einen Ort an, wo er 
gewefen fein wollte. Die Lüge wurde nachgewieſen / dennoch war er unfehuldig. Er war in jener Nacht 
bei einer Ehefrau, mit der er im ebebrederifchen Verhältniß lebte, wollte aber, um bie Ehre der rau zu 
ſchonen, die Wahrheit nicht angeben, 

3) In diefem Archiv Bd. VI. ©. 152, 

4) Ueber diefen Beweis des Wlibi ſiehe Wills circumst, evid. p. 92, 169, 174. Ein belch⸗ 
tender Fall p. 178, . 

5) Eine belehrende Yufammenftellung verſchiedener fälle, im melden folde ſchlaut Mittel ange 
wendet wurden, um Zeugen zu täufcen, enthält Burill eircumstant. evid. p. 516, 517. Vorzüglich 
aebören dahin die Fälle, In welchen der Verbrecher, oder mit ihm einverftandene Genoſſen abfihtlih Zeugen 
zw täufhen ſuchen über die Zeit, z. B. durch Qurüdricdten der Uhr, 

6) 3. B. bei der Anklage wegen Nothzucht, wenn nachgewieſen wird, daß ber Ungellagte nad 
feinen Geſchlechtütheilen nit im Stande war, Beiſchlaf auszuüben. 
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xl. Vorzüglid wichtig ift die frage, unter welden Bedingungen ein zur 
Herftellung der Gewißheit dev Schuld eined Angeklagten genügender Indicienbeweis 
angenommen merden ann. 

Belehrend find im diefer Beziehung vorzüglih die in England von den 
Praktikern aufgeftellten Säge darüber, wie der Indicienbeweis beſchaffen fein 
muß, um die Ueberzeugung der Geidhworenen von der Schuld begründen zu 
fönnen. Belanntlih ift e8 in England der vorſitzende Richter, der in feinem 
Schluß » Vortrage den Geſchworenen außeinanderfegt, morauf ihre Wufmerkfamteit 
gerichtet fein und mie der Indicienbeweis befchaffen fein muß, menn er den 
Wahrſpruch der Schuld rechtfertigen darf. ine der häufigften Belehrungen, weldye 
in diefer Beziehung den Engliſchen Geſchworenen gegeben wird, ift die, daß der 
Sculdbeweiß fo befhaffen fein muß, daß die nachgewieſenen anſchuldigenden That- 
ſachen gänzlich (absolutely) unvereinbar find mit der Annahme der Unfhuld des 
Angeklagten und unfähig, auf eine andere vernünftige Art erklärt zu werden, als 
durd die Annahme der Schuld '). 

Eine andere Anficht ift die, daß nur darauf gefehen werden foll, ob die Ge- 
ſchworenen einen vernünftiger Weife anzunehmenden Zweifel (reasonable doubt) 
—x während andere Richter verlangen, daß moralifhe Gewißheit begründet 
wird’). 

In Schottland weifen die Richter an, daß der geſetzliche Beweis ald be- 
gründet anzunehmen ift durch eine Kette von Umftänden, die unvereinbar mit der 
Unfhuld ded Angeklagten erſcheint und feinen vernünftigen Zweifel bei einem ver 
ftändigen Manne zurüdläßt, daß der Angeklagte ſchuldig des Verbrechens fei*). Am 
richtigiten darf man ald Erforderniß der Begründung eined auf Indicien gebauten 
Beweifeß der Schuld annehmen, daß durdy die einzelnen erwiefenen Nebenumftände, 
die fi auf die verübte That, auf den Angeklagten und feinen Antheil an dem be- 
ftinnmten Verbrechen beziehen, folder innerer Zufammenbang vorliegt, daß weder in Be- 
zug auf den Thatbeftand, noch auf die Schuld des Angeklagten ein vernünftiger Weife 
anzunehmender Zweifel vorliegt. Ein folder Zweifel aber kann nicht bloß angenommen 
werden, weil eine Möglichkeit anderer Erklärung gedacht werden kann’), oder, weil der 
biherige Lebendwandel de Angeklagten nicht annchmen läßt, daß er dad Verbrechen ver- 
übt habe, oder, weil kein Motiv, das ihn zum Verbrechen getrieben haben fann, anzu- 
nebmen iſt“). Dagegen fann ein Zweifel, der die Annahme des Schuldbeweiles 
bindert, angenommen werden, wenn aus den Verhandlungen ſich Thatfadhen ergeben, 
die entweder die ganze Beweißführung der Schuld —— indem ſie den Verdacht 
begründen, daß ein Anderer dad Verbrechen verübt habe, oder welche auf die Un— 
möglichkeit, daß der Angeklagte dad Verbrechen verübt babe, führen, oder, wenn in 
Bezug auf die einzelnen Indicien fo viel nachgewieſen ift, daß entweder die That- 
ſache, worauf ein ndicium gebaut wird, nit genügend erwiefen ift, oder die zum 
Grunde gelegte Schlußfolgerung ungenügend if. 


1) Died ift die Anſicht von dem meiften Richtern. Siehe Wills circumstantial evidence 


2) Stephen criminal law p. 272, 
3) Burill (S. 198) der audgezeihnete Richter, der in dem Progeffe gegen Webfter präfidicte, 
erklärte den Gefhworenen, daß die moraliſche Gewißheit, die fie haben müßten, eine Gewißbeit fei, welche 
den Verſtaud überzeugt und leitet und Vernunft und Urtheilskraft derjenigen befriedigt, die verpflichtet 
find, auf den Grund derfelben gewiſſenhaft ihre Entſcheidung zu bauen. 

4) Alison, Principles of ıhe criminal law of Scotland p. 73, 89, 

5) Eine geiltreihe Ausführung über dad Verhältnig von Wahrfceinlichkeit und Möglichkeit 
findet fib in Westminster review p. 193. 

6) Darüber, wie wenig auf ſcheinbaren Mangel eines Motivd zum Verbrechen gebaut werden 
fann: Wills circumstantial evidence p. 43, 


pag. 189 
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IV, 


Mittel, durch welche die Sicherheit der VBerurtbeilung auf Indicien 
bewirkt werden fann. 


Indem wir —— daß durch die Beſeitigung der in der vorigen Ab- 
teilung nachgewieſenen SHinderniffe der richtigen Würdigung des Indicienbeweiſes 
weſentliche Vortheile erlangt würden, dürfte e8 amedmäßig fein, noch auf einige Mittel 
aufmerkfam zu machen, durd welche dem Indicienbeweis eine folde Stärke gegeben 
werden kann, daß darauf mit Sicherheit Urtheile der Schuld gebaut werden können. 
Vorerft begründet eine forgfältige Prüfung die Ueberzeugung, daß durd eine noch 
fo trefflih ausgedachte geiepliche Aufftellung der Erforderniffe und Bedingungen, 
unter denen auf den Grund von Indicien berurtbeilt werden darf, nicht? gewonnen 
würde’), weil durch jede ſolche Anleitung entweder, wenn fie, um feine unnöthigen 
Beihränfungen aufzuerlegen, zu weit gefaßt wird, eigentlich nicht? gefagt ift, oder, 
wenn im Streben, die Gefahr ded Mißbrauchs zu befeitigen viele Beichränfungen 
gm: werden, die Gefahr begründet ift, daß dann die Richter häufig den Schulb- 
eweiß nicht annehmen dürfen. Auch durch Inſtruktionen würde nicht biel gewonnen 
werden. Wir werben aber unten nachweiſen, daf, wenn Staatdanwalte, Bertheidi- 
er und Dräfidenten auf eine gewiſſe Weiſe ihre Thätigkeit entwideln, eine größere 
Sicherheit der Erlangung gerechter Urtheile begründet werden fann. 

Vorzüglid muß aber fhon in Bezug auf die Regelung ded Verfahrens 
manche ** vorgeſchlagen werden. 


A. Schon in Bezug auf die Abfaſſung der Anklageſchrift müſſen 
Uebelſtände befeitigt werden, melde in dem Franzöſiſchen und dem nachgebildeten 
Deutichen Verfahren vorfommen. Je mehr in der Anklageſchrift eine Mafle von 
Material aufgehäuft wird, je mehr Einzelnheiten ala genib aufgeführt werden, 
defto mehr iſt zu beforgen, daß unmillfürlih da8 Leſen oder der Vortrag 
folder Behauptungen die Gefchworenen irre leiten kann und eine borgefaßte 
Meinung bei ihnen begründet, welche der unbefangenen Auffaffung ber Ber. 
bandlungen nadtheilig wird. Erwägt man, daß nad der Natur bed Indicien- 
beweiſes darüber, mie die That in allen Einzelheiten verübt ift, und melden befon- 
deren Antheil der Angeklagte an der Verübung nahm, feine beftimmten Audfagen 
vorliegen, fo begreift man leicht, daß mehr oder minder ſchon in ber Vorunterfuhung 
die darin thätigen Beamten fi eine gewiſſe Vorftellung bilden, wie die That verübt 
fein fann, und der Staatdanwalt bei der Abfaſſung der Anklageſchrift, dem Zuge 
feiner Dhantafie folgend, den Sergang bei der Verübung feiner Darftellung zum 
Grunde legt, und verfucht, durch eine Maffe von kunſtreich zufammengeftellten Neben- 
umftänden die von ibm behauptete Darftellung als die richtige nachzuweiſen. Die 
oben angeführten Fälle von Leotade und Armand find geeignet, die Gefahren folder 
Anklageſchriften zu zeigen, durch melde nothiwendig bie Verhandlung einen einfeiti- 

en Charakter erhält, indem der Staatdanwalt fi bemüht, feine Behauptungen als 
ie richtigen nachzuweiſen und die Zeugen durch fehlau geftellte Fragen gequält wer- 
ben, fo auszuſagen, wie es der in der Anklageſchrift aufgeftelten Darftellung gemäß 
ift, während die Geſchworenen durch den Eindrud, melden bie funftreih abgefaßte 


1) Wir mahen bier aufmerkfam auf ben Entwurf ber Ruffifchen re Darin 
war aud im der Anlage der Entwurf von Beweißregeln und insbefondere in 66. 37. bis 46, Beweis ⸗ 
zegeln zur Beurtbeilung des Indicienbeweiſes —— Der Verfaſſer des gegenwärtigen Aufſahes bat 
in der Strafrecht —— 1 ©. 46066 dieſen Entwurf veröffentlicht, aber S. 467 die Zweifel gegen 
den Werth folder Megeln angegeben. 


rhiv. 1866, September. 40 
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Anklagefchrift bervorbringt, leicht verleitet werden, mit der unwillfürlih al® wahr- 
— von ihnen angenommenen Auffaſſung der Sache den Verhandlungen zu 
folgen’). 

B. Auf ähnliche Weife droht audy der richtigen Auffaffung des circumftan- 
tiellen Beweiſes das nach der Franzöſiſchen und den meiften Deutjchen Gefepgebungen 
am Anfang der Sikung vom Staatdanmalt entwidelte fjogenannte Erpofe, in welchem 
nad dem Zeugniffe der Erfahrung durch das Hereinziehen bon Auslagen, die in der 
Vorunterfuhung vorfommen, durd pofitive Behauptung einer beftimmten Art Der 
Verübung des Verbrechens, durch gewandte Schilderung des Eharatterd des Ange» 
Elagten, wobei er ald ein Mann erfcheint, dem dad Verbrechen leicht zugetraut wer⸗ 
den fann, bei den Gefchworenen leiht ein dem Angeklagten nadtheiliger Eindrud 
berborgebradht werden fann?), fo daß fie nicht mehr unbefangen der Berbhandlung 
folgen, und zulegt bei der Beurtheilung durch einen Totaleindrud beftimmt werden ?). 
Die Gefahr ded einfeitigen Eindruds ift um fo größer, ald dem VBertheidiger nicht 
dad Recht zufteht, das Expoje, wenn ed noch fo leidenſchaftlich ift, zu berichtigen *). 

€. Nah der Erfahrung gehört zu den für richtige Auffaffung des Indicien- 
beweiſes nachtheiligen Einrichtungen die in dem Franzöſiſchen und Deutſchen Straf- 
berfahren vorfommende Sitte dur die Nachweiſung des ſchlechten Charafterd des 
Ungeltagten durch Sammlung von Zeugniſſen, nad welchen der Angeklagte als ein 
Mensch erſcheint, der zu jedem Verbrechen fäbig if, auf die Geſchworenen au wirken, 
vorzüglid auc, da man feinen Anftand nimmt, dabei Zeugen vorzuführen, die nur 
vom Hörenfagen, oder über ihr »Glauben« ausfagen können, daß Gemüth der Ge- 
ſchworenen zu erfchüttern, bei denen fait immer ſolche Ausfagen einen Eindrud zu⸗ 
rüdlaffen, der zuleßt bei ihrer Beurtheilung des Indicienbeweiſes zum Nachtheile des 
Angeklagten wirkt”) 

D. Wenn wir oben ausſprachen, daß durch eine geſetzliche Beweiſtheorie der 
Gefahr unrichtiger Beurtheilung des Indicienbeweiſes nicht vorgebeugt werden kann, 
fo find wir doch überzeugt, daß weſentlich ein großer Vortheil erreicht werden könnte, 
wenn die Strafverhandlung einen mehr logiſchen Charakter erhalten würde, wenn die 
bei der Verhandlung thätigen Perjonen darauf verzichteten, duch eine Strafver- 
banblung eine (audy für die Damen) interefjante dramatifde Darftelung berbeizu- 
führen, wenn fie durd alle Aeußerungen und — 5 mit Beſeitigung von 
bloßen Deklamationen und auf Erregung des Gefühls der Geſchworenen be— 
rechneten Anführungen dazu beitrügen, daß eine verſtändige Operation ein— 

eleitet werde, durch welche den Geſchworenen ihre Prüfung erleichtert und 
e bewogen werden, auch verſtändig der Beweisführung der Schuld zu folgen. 
Im Geiſte einer ſolchen eek, wird es mohlthätig wirken, wenn ind 
befondere da, wo Indicienbeweis vorliegt, der Staatsanwalt fi) felbft klar macht, 
welde Erforderniffe und Bedingungen zu voller Beweiskraft des Indicienbeweiſeb 


1) Es ift daher eine weife Vorfchrift der Züricher Skrafprozeß - Ordnung 6. 206,, welde der 
bietet, in der Anklageſchrift — — anzuführen und Geſchichtserzählungen einzuflechten, ſ. Rütti- 
mann die Zürcheriſchen Geſetze ©. 171, 179. 

) Wir erinnern an den Ausſpruch rined der größten Franzöſiſchen Juriſten Berenger, wenn ex 
fogte: Parmi les hommes, qui sont appeles à former le Jury, il s’en trouve souvent 
dont l’esprit est susceptible de se laisser"entrainer aux premieres impressions: un dis- 
cours @eloquent, le earactere de Phomme qui le prononce, donnera un grand poids aux 
faits, qu’ on s’eflorce de faire envisager d'avance comme constans, 

— Nachweiſungen in meinem Werke: Erfahrungen über Wirkſamkeit der Schwur- 
erihte ©. 173, 
. 4) In der Badiſchen Prozeh-DOrdnung von 1864 wurde dad Erpofe aufgehoben, und die Er- 
fahrung lehrt, daß fein Bebürfnig für ein ſolches vorliegt und dad Wegfallen deſſelben ald ſehr zweck⸗ 
mäßig ſich bewährt. 

5) Wir erinnern an bie Verhandlungen im Prozeſſe Armand, f. meine Darftellung in ber 
Strafrehtözeitung 1864 ©. 333. 


Bei 
arumfantieften eg, Straffaden. 603 
wirkt 
gehören, wenn er daber vorerſt dahin m, 7 bdaß der Thatbeftand genügend nachge- 
wiefen wird, und in Bezug auf bie 8 Dagtögründe gegen den eg 
jebem einzelnen Indicium zu zeigen fu J daß bie Thatſache, welche die Grundlage 
bildet, vollſtändig bewieſen iſt und MENT er freng logiſch die daraus abzuleitenden 
Schlußfolgerungen zieht und dabei ſich bor fühnen auf willfürlihen Vorausfegungen 
gebauten Schlußfolgerungen hütet ‚und beim Ende fih bemüht, nadzumeifen, tie 
durch die Inditien eine Kette geliefert wird, in der fein mangelbafte® Glied fich 
findet und durch daß neinandergreifen aller Nebenumftände mit Befeitigung jedes 
anzunehmenden Zmeifeld die Schuld des Angeklagten dargethan ift. 


E. Die Gefhworenen werden bor ber Gefahr, durch die gewandte Dar- 
ftellung ded8 Staatdanmwalted irre geleitet zu werden, am beften bewahrt, wenn der 
Vertbeidiger auf gleihe Art in ſtreng logifher Weife der Beweisführung der 
Schuld folgt und darauf wirkt, vorerft die Behauptungen zu zerftören, die auf bie 
Annahme des Thatbeftandes fich beziehen, wenn die Erklärungen des Vertheidigerb 
dahin gerichtet find, jedes angeführte Indicium mit Rüdfiht auf die Erforderniffe, 
melde es haben müßte, um zu bemeifen, zu widerlegen, wenn er fi bemüht, durch 
Nachweiſung von Umftänden, melde gegen die Annahme der Schuld fpreden, den 
Geſchworenen zu zeigen, daß erhebliche, nicht befeitigte Zweifel an der Schuld übrig 
bleiben und der Geſammtbeweis zerftört wird, weil das nothwendige Sneinandergreifen 
und Sichergänzen ber Indicien mangelt. 


F. Wenn wir in vielen Beziehungen dem Engliſchen und nocd mehr bem 
Schottiſchen Strafverfahren den Vorzug zuerfennen, jo darf nicht unerwähnt bleiben, 
daß in einigen wichtigen Punkten das Franzöſiſche und Deutihe Verfahren mehr 
geeignet ift, eben bei dem Indicienbeweiſe die Geſchworenen vor Irrthümern zu be 
wahren. Während in England das Verfahren in zwei Theile zerfällt, nämlich in das 
Verfahren zur Beweisführung ber Auflage und nad Beendigung deſſelben da8 Ver- 
theidigungäverfahren; während auch bis zum —* von 1865’) nad) dem geführten 
Beweiſe ded Vertheidigerd der Ankläger noch zur ee rn fonnte und der 
Vertheidiger nicht mehr zur Widerlegung des Vortrages ded Anklägers ſprechen durfte, 
tritt in —— und Deutfchland?) erſt, nachdem die Zeugen und Sadverftändi- 

en der Anklage und der Vertheidigung vernommen worden find, dad Verfahren der 
hlufvorträge ded Staatsanwalt? und des Vertheidigers ein, wobei fireng an dem 
Grundfage fertgehalten wird, daß der Vertheidiger dad legte Wort haben muf, maß 
die mohlthätige Wirkung bat, daß die Gefchworenen nit unter dem Eindrude bed 
Vortraged des StaatdanwaltE, oder des Anklägers ihre Berathung beginnen, 

G, Einer der wichtigſten Punkte ift unfehlbar der Schlußvortrag des bor- 
fipenden Richters. Wir wollen bier nicht auf die Frage eingehen, ob überhaupt ein 
folder Schlußvortrag nothwendig ift”), ob das Sranzönf e Rejume empfohlen wer- 
den kann, ob nicht wenigftend ein Schlufportrag nur in der Weiſe vorfommen foll, 
wie er in Bapern borgeichrichen it. Wir wollen bier und nur daran halten, ob 
und in welcher Weife die Schlußvorträge, wie fie in England, Schottland, Amerika 
die Richter halten, eine mohlthätige, ober eine geführlige Wirkung auf die Geihmwo- 
renen außüben und fie zu gerechterer Beurtheilung des Indicienbeweiſes beftimmen, 
Die Grundanfiht in England ift, daß die Gefhmworenen von dem Richter über den 
Rechtspunkt belehrt werden follen und der Schlußvortrag die umjichtige Berathung 
ihnen erleichtert. Wir haben feit einer langen Reihe von Jahren die Schlufvorträge 


1) Ueber den Machtheil diefed Syſtems meine Schrift: daB Englifhe Strafverfahren S. 428, 
meine Schrift: Erfahrungen über Schwurgerichte S. 615, und befonderd Unffap in law Magazine 
1865 November ©. 51, 


2) Ebenfo auch in Schottland. 
3) In Belgien biligen ale Stimmen bie feit 1831 beftchende Vorfchrift, daß fein Refume de 
halten wird. Nacdmeifungen in der Schrift: Erfahrungen über Wirkſamkeit der Schwurgerigte S. 213. 
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Englifher, Schottifher und Amerikaniſcher Richter, insbefondere auch, in fofern fie 
fi auf den cireumjtantiellen Beweis beziehen, gefammelt. Hier liegt nun die größte 
Merfchiedenbeit in den Vorträgen vor. Man fann vorerft ſchon zwei Grundanſichten 
unterjcheiden , indem nad der einen die Richter, obne in Bezug auf den einzelnen 
vorliegenden Fall eine Meinung zu äußern, fih nur darauf beſchränken, die Ge- 
ſchworenen zu belehren, was überhaupt das Geſetz, oder der, wie ein Gefeh geordnete 
Gerichtögebrauh über die in dem Falle zur Sprade kommenden Rechtspunkte be» 
ftimmt, 3. B. was Mord oder Todtſchlag ift, unter welchen Bedingungen Unzurech- 
nungsfäbigfeit wegen Seelenftörung angenommen werden darf, und in Bezug auf 
den cireumftantiellen Beweis, unter welben Bedingungen die Gefbworenen auf den 
Grund diefed Beweiſes die Schuld de8 Angeklagten annehmen dürfen '), wogegen 
nad) einer zweiten Anficht die Richter ihre Belehrung fon in Anwendung au u 
einzelnen Fall außfpreben. Hier zeigt fid wieder große Berfchiedenheit in dem 
Schlufvorträgen über Fälle des civeumftantiellen Beweifes: 1) einige Richter jer+ 
gliedern den ganzen Fall nad allen einzelnen Indicien und ſprechen ſich darüber 
aus, in wiefern ein vorgekommenes Indicium als beweifend in dem Falle anzufeben 
ift, 3. B. in wiefern die Gelegenheit zum Verbrehen, oder dad Motiv zum Ver- 
brechen als ein Verdachtsgrund angenommen werden kann, mit Anwendung auf den 
einzelnen Fall; 2) andere Richter geben eine Anweiſung, wie den Gefhworenen ihre 
Auffaflung ded vorliegenden Materiald erleichtert wird; 3) andere geben auf Einzel- 
beiten ein und widerlegen geraderu die Angaben eines Sadhverftändigen ’), oder er» 
klären ſich, wie die — bei der Verſchiedenheit der Ausſagen von Sachver⸗ 
ſtändigen ſich benehmen follen ; 4) andere bezwecken, die Geſchworenen vor Mißgriffen 
zu warnen, indem fie entweder eine gewiſſe Behauptung des Vertheidigers als grund— 
108 bervorheben ’), oder die Geſchworenen warnen, fid nicht durch vorgekommene 
Umftände, die ald Beweiſe der Schuld hervorgehoben wurden, täufchen zu laſſen *); 
5) andere Richter beſchränken fih vorzüglih darauf, die Geſchworenen auf Smeifel, 
die gegen die Annahme der Schuld fi erheben, aufmerkſam zu machen, namentlich 
wegen gewiffer Cüden, oder mangelnder Glieder in der ganzen Kette der ndicien. 


Eine befondere Beachtung verdient der Schlußvortrag de3 Lord Juſtice Elerf 
in dem oben mitgetheilten Prozeß gegen Pritchard'). Der Richter, nachdem er bie 
würdige Art geruͤhmt bat, in welcher die Verhandlung geführt wurde, hebt als Iwed 
feiner charge hervor, die Gefhworenen über die Rechtsfragen zu belehren und ihnen 
ihre Berathung zu erleichtern. Der Richter zeigt, daß die Geſchworenen die Auf- 
merkfamteit darauf zu richten haben: 1) ob die verftorbenen frauen durch Gift um 
= Feben kamen, 2) ob Gift abfichtlih beigebracht war; 3) ob der Angeklagte ber 

häter war. 

Nachdem in Bezug auf den erften Punkt die Gutachten ber Merzte, nad 
welchen Gift in dem Leichnam gefunden wurde, mitgetheilt worden und gezeigt 
war, daß der Wertheidiger feine Einwendung gegen den Thatbeftand gemacht 
hatte, ie dev Richter Die Ueberzeugung aus, daß darüber kein —* obwalte. 
In Anſehung ded zweiten Punktes macht er geltend, daß gegen Annahme des Selbft- 
mordes bei der Ehefrau der Umftand deute, daß nur in Folge lange fortgefeht bei- 
gebrachter Quantitäten der Tod herbeigeführt wurde, womit die Annahme des Gelbft- 
mordes unverträglich fei, während bei der Taylor allerdings der Tod durch ſchnell 
in großer Dofiß beigebrachted Gift erfolgt wäre. Dafür, daß der Angeklagte das 


— J — charges dieſer Art finden ſich bei Wills circumstantial evidence p. 76, 80, 
1} ” 
9) Beifpiel diefer Urt bei Wis ©. 110. 
3) 3. B. in dem falle bei Wild ©. 233. 
4) 3.8. bei Wild S. 80; der Richter warnt, auß dem auffallenden Betragen ober der Flucht 
zu viel — 
) Wir folgen der ſtenographiſchen Aufzeichnung. 
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Verbrechen verübte, führt der Richter u daß der Angellagte entſchieden gegen die 
Mahrheit ausſprach, dap die Frau : geit em gaftrifchen Fieber geftorben fei. In 
Anfehung der Vergiftung der Tapioc hi eht der Richter, daß nicht bewieſen Ri, 
daß der Angeklagte zu Haufe war, _A \e Tapioca getauft wurde, oder daf er I 
in feiner Hand hatte, in Bezug auf Dergiftung des Käfes miderlegt er die Einwen- 
dung des Vertheidigerd, daß es für den Angeklagten fhwer war, Antimonium in 
den Käſe zu bringen, da man da Dafein des Gifted hätte bemerken müffen, durch 
die Erflärung, daß ja Brechweinſtein ſich leicht auflöft und der Käfe in eine Auflöfung 
getaucht werden konnte. Was dad Motiv betrifft, fo nimmt der Richter zwar fein 
pefuniäred an, wobl aber daß ebebrecherifche Verhältniß und warnt vor der Anficht, 
daß man für den Angeklagten etwad daraus ableiten will, daß fein Motiv zum Ber- 
brechen vorliege; er behauptet, daß dad wahre Motiv nur nicht erforfcht fei, was oft 
der Fall wäre; es genügt nad der Anſicht des Richters, wenn man eine niedrige 
Reidenfhaft oder eine gewaltige Aufregung annehmen kann. Gegen die Behauptung 
des MDertheidigerd, melde auf die Magd Leod den Verdacht lenken will, erklärt 
ber Richter ſich entfchieden, findet aber in der eigentlih nur für den Angeklagten 
vorhandenen Gelegenheit, das Verbrechen zu verüben, einen Hauptverdachtsgrund. 
Am Schluffe bemerkt der Richter, daß wenn in Bezug auf den Tod ber Taplor 
die Jury die leifefte Vermuthung babe, daß diefe Frau ſich felbft vergiften wollte, 
der Angeklagte auf die Losſprechung wegen des Zweifels Anſpruch haben würde, 
worauß aber nicht? für die Nichtannahme der Schuld aud in Bezug auf den Tod 
der Ehefrau folgen würde, 
Sammelt man bie Erfahrungen ') über die Wirkungen folder Schlußvorträge 
ber Vorfigenden in fällen, in welchen e8 auf Beurtbeilung des circumftantiellen 
Beweifed ankam, fo kann man nicht verfennen, daß fie unter gewiſſen Boraudfegun. 
gen werthvoll fein können, um die Geſchworenen über einfhlägige NRechtöfragen zu 
belehren, ihre Berathung zu erleichtern, ihre Aufmerkfamteit auf die für gerechte 
Beurtheilung wichtigen Punkte zu lenken, insbefondere auch fie zu warnen, und auf 
ewiſſe Zweifel aufmerffam zu machen, allein es ift Pflicht, die auf forgfältig ge- 
——— Erfahrungen gebauten Bedenklichkeiten herborzuheben. 1) Unverkennbar 
wird die im Schlußvortrage ausgeſprochene Anſicht auf die Berathung der Gefhwo- 
renen um fo mehr Einfluß üben, je mehr der Vorfipende wegen feiner Rechtskenniniß, 
feiner Gemwandtheit und Erfahrung, vorzüglich wegen feined ehrenwerthen Charakters 
großed Anfeben genießt und feine Meinung unwilllürlid auf die Gefhworenen ein- 
wirkt. 2) Dadurd aber wird ftatt des Wahrſpruchs der Gefchworenen eigentlich) 
nur die Meinung eines Juriften begründet. Alle Engliſchen Richter erkennen 
dies felbft an und mohl beachtungswürdig ift die Meußerung des Richterd Lord 
Abbot?) in einem Sclufportrage, wenn er ald einen Borzug der Englifchen Recht. 
fprehung bervorhebt, daß da, wo Schlußfolgerungen aus Thatfahen entſcheiden 
follen, über das Dafein derfelben und die Schuld das einftimmige Urtheil und da8 
Rechtsbewußtſein von 12 Männern enticheiden, welche mit ben Lebendverbält- 
niffen und Bedürfnjffen vertraut find und miflen, daß wenn ein erheblicher 
Zweifel obmwaltet, e8 ihre Dflicht ift, dad Nichtfhuldig auszuſprechen, und daß dieſe 
Entfheidung nicht einem oder mehreren Juriften anvertraut ift, deren Angewoͤhnun⸗ 
gen fie leicht einfeitig machen. 3) Wenn in England der Ausſpruch in der charge 
nur einem Richter, der nad dem Wahrſpruch das Endurtheil auszuſprechen bat, 
obliegt, fo tritt in Ländern, in melden der Aſſiſenhof aus 3, oder wie noch mehr- 
fach in Deutſchen Staaten, au8 5 Richtern befteht, ein andered ftörended Verhältniß 
ein. Die Rechtöbelehrung follte von dem Gerichtshofe audgehen. Da aber mo 


I) Wichtig find hier befonderd die Mittheilungen vom verfländigen Männern, melde ald Ge 
ſchworene thätig waren. 
2) Wills circumstantial evidence p. 183, 
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ber Vorfigende durch die in feinem Vortrag offen oder verdedter Weife ausger 
ſprochene Unficht über die Kraft des Indicienbeweiſes die Schuld ded Angeklagten, 
und nur die Anfiht der übrigen Richter darüber, ob der Indicienbeweis boll- 
ftändig ift, von der des Morfigenden abweicht'), audfpricht”), liegt nur bie 
Meinung eines Richters vor, was ftörend ift, wenn der MVorfißende durch 
feine alleinftebende Anfiht die Geſchworenen irre leitet. 4) Noch bedenklicher 
wird der Sclufvortrag, der fib auf Würdigung des circumftantiellen Beweifes 
einläßt in den Staaten, deren Gefepgebung bei Stimmenmehrheit der Gejhworenen 
bon 7 zu 5 anordnet, daß dann die Richter zu emticeiden baben, 4. B. in 
Preußen, oder in Belgien. Hier wird es dem Vertrauen zur Nectiprehung 
leiht nactbeilig fein, wenn der Borfißende feine Ueberzeugung von ber vollen 
Kraft des Indicienbeweiſes, wenn auch nur durch VUndeutungen bervortreten 
ließ, 7 Gefhworene durch den Richter beftimmt, für die Schuld ftimmten und 
nun die übrigen Michter das Nichtſchuldig ausſprechen. 5) Will die Gefeggebung Die 
Schlußborträge beibehalten, jo muß dringend gefordert werden, daß der Vorfigende 
fi darauf beſchränkt, den Gefhworenen im Allgemeinen die nötbige Rechtsbeleh— 
rung’) zu ertheilen, fie auf Qweifel aufmerkſam zu machen, ibnen, wie dies der Richter 
in dem falle von Pritchard that, die ragen zu bezeichnen, auf welde fie ihre Bera- 
thung richten follen, und bei dem circumftantiellen Beweis fie zur Vorficht aufjufordern, 
fie im Allgemeinen zu belebren, wie diefer Beweis befhaffen fein muß, damit darauf ein 
Wahrſpruch der Schuld gebaut werden fann. 6) Weſentlich iſt aber, daf der Richter 
in feinem Vortrage da8 Eingehen in die Prüfung des vorliegenden Falles und jede 
Daritellung und Aeußerung vermeidet, durch welche die Gefhworenen die Meinung 
des Richters, daß der Angeklagte fchuldig fei, anzunehmen bewogen werden fünnten. 
7) Als ſchädlich erklären wir danach, a) wenn der Vorfipende die verſchiedenen In— 
dicien unter gewiffen Gefichtöpunften (die häufig unwillkürlich die Anfiht von ber Schuld 
verratben) erörtert, oder bei der Urt der Zufammenftellung die Aeußerungen des 
Staatsanwalts und des Vertheidigerd über die einzelnen Indicien durchbliden läßt, 
daf er auf den Vortrag des Vertheidigerd keinen Werth legt‘). Died wird dadurch 
befonder8 gefährlich, daß der Vertbeidiger, wenn der Vorfigende ſelbſt mit unrichti- 
gen Anführungen oder mit willtürlihen Bemerkungen die Anſicht des Vertheidigers 
erwähnt, nady den meiften Gefegen fein Recht bat, eine Widerlegung oder Berichti- 
gung vorzutragen ’); b) ebenfo gefährlich ift ed, wenn der Vorfigende in feinem Vor» 
trage eine gemwiffe Urt der Verübung ded Verbrechens als die wirklich vorhandene 
lan fi! bemüht“). c) Nicht weniger muß die Sitte mander Vorfigenden 
erügt werden, melde die von Sadperftändigen aufgeftellte Anficht au widerlegen 
nn ohne zu erwägen, daß fie ſelbſt mit den Fortſchritten der MWiffenfchaft nicht 


1) Herrmann macht im Gerihtsfaal 1866 S. 205— 8 auf ben Nachtheil aufmerkfam, ber 
buch dies Verhältniß entitanden. 

2) Belanntlid darf ber Gerichtöhof, wenn einftimmig die WUffienrichter überzeugt find, daß 
bie Gefhworenen, menn fie fhuldig fpraden, irrten (in Deutſchland feit 1853), den tfprucd befeiti« 
gen und die Sache an eine andere Jury weilen, während in frankreich hierzu bie bloße Mehrheit der 

timmen genügt. 

3) Daß ber Richter dabei die Gefhworenen irreleiten fann, zeigte fi tar in dem Prozeffe 
gegen Smethurft, wo offenbar ber Richter durch feine charge die Gefworenen zu dem grundlofen Wahr» 
ſpruch verleitete, indem er bei dem eircumftantiellen Beweile die Analogie des Gewichts durch Häufung 
mechanischer Kräfte zum Grunde legte, f. darüber Gerichtsſaal 1860 ©. 346, 355. 

4) Gefährlich ift es, wenn ber Borfigende ald Indicien Umftände anführt, die feine wahren 

ndicien find und höchſtens auf Schuldbewußtſein deuten. Trefflich ift eine charge des Michterd Abbot 
(Wild S. 80), worin er die Gefhmworenen warnt, auf die Flucht des Ungellagten zu viel zu bauen, 

5) Oft zeigt eine fheinbar unbedeutende Wendung‘, daß der Richter auf die Angabe ber Ver ⸗ 
theibiger feinen Werth y“ 3. B. wenn der Richter, nachdem er bie Wichtigkeit der Entwidelung bes 
Staatsanwalts gerühmt hat, ben Uebergang mit den Worten macht: zwar fagt der BVertheidiger. 

6) Dieß zeigt fi befonder8 in dem oben mitgetheilten Prozeſſe gegen Leotade. 
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vdurch ihlen 
vertraut find") und daher leicht du die Ger Irrthum, den die Sachberſtändigen nicht 
mehr zu widerlegen im Stande ſind / ende fi bmworenen irre führen, oder wenn im Falle 
widerfprechender Gutachten der Vorſiv ei ch anmaßt, Partei für eine Anficht mit ge- 
vingihägenden Bemerkungen über Die 9 IN eitige Anficht zu ergreifen, ohne zu erwägen, 
daß er dabei nicht als Juri, ſondern als Techniker zu belehren fucht. Bedenklich it 
auch die Sitte, da, wo ber Beweis durch Sadverftändige Zweifel an der Schuld 
begründet, die Geſchworenen aufzufordern, durh Beachtung der moralifhen Indicien, 

3. B. de Betragend des Angeflagten die Lücke zu ergänzen?). 


1) In diefer Beziehung it aud im Prozeß Pritchard bedenklich, baf der Michter den Vertbeitiger 
wegen der Anführung widerlegt, daß durch den Häfe die Vergiftung nicht geſchehen konnte. Eine bedenkliche 
charge in Wils ©. 237. 

2) Charge in Wille. ©. 237, 


Meber Kaufalzufammenhang und deffen 
Zurechnung. 


Bon Herrn Staatdanwalt dv. Buri zu Gießen. 


Mur die Erörterungen Geperd im Bd. XI, April- und Mai-Heft diefed Archivs 
über meine in Bd. XL November und Dezember, ſowie Bd. XII. Januar » Heft 
bafelbft enthaltene Abhandlung, habe id Nachſtehendes zu erwidern. 

Geyer giebt zu, daß das Beſtehen eined jeden ftrafrechtlihen Erfolged von 
jeder einzelnen in demjelben enthaltenen mitwirkfenden Kraft abhänge, und er ſcheint 
auch nicht beftreiten zu wollen, daß aus diefem Grunde — objektiv betradtet — 
jede einzelne in dem Erfolge enthaltene Kraft den ganzen Erfolg verurſacht bat 
(f. aud Gerichtsſaal 1866 1. Heft ©. 49). Daraus ergiebt ſich aber mit Noth- 
wendigkeit, daß, wenn ein Erfolg aus dem Zuſammenwirken einer menfhlihen Kraft 
mit Naturkräften oder mehrerer menfchlicher Kräfte, e8 mögen diefe Kräfte eine aus 
der anderen entitanden, oder auch nur rein zufällig zufammengetroffen fein, herbor- 
gegangen ift, jeder einzelnen menſchlichen Kraft der Erfolg wegen feiner Untheilbarfeit 
objektiv in feinem vollen Umfang zugemeffen werden muß. Es kann ſich darum nur 
allein nod fragen, unter welchen Vorausſetzungen diefelbe den Erfolg auch fubjektiv 
zu verantworten bat, d. b. fie wegen des vollen Erfolge® auch beftraft werben fann. 
Diefe Voraudfegungen fünnen aber nur fubjettive — mithin vom Willen abaeleitete 
fein, weil fämmtlihe für den Erfolg wirkſam gewordenen Kräfte für die a 
deffelben vollkommen gleihmwertbig erſcheinen, mithin der Erfolg in objektiver Bezie- 
bung —* Verſchiedenheit darbietet, welche zur Entſcheidung der Frage zu be— 
nutzen wäre. 

Geyer bat hingegen die Frage, ob die eigene Thätigleit den im Zufammen- 
wirken mit anderen Kräften berbeigeführten und mit objeftiv in feinem vollen Um⸗ 
fange von ihr verurfachten Erfolg auch fubjeltiv verantworten müfle, oder ob ibr 
derielbe nur zum Verſuch aufgerechnet werden fünne, bom objektiven Standpunkt 
auß zu entſcheiden verfucht, indem er (S. 314) die Berantwortlichkeit für die Vollen- 
dung annimmt, wenn der Erfolg durh das Zuſammenwirken der eigenen verbrece- 
riſchen Thätigkeit mit Naturkräften entitanden, und diefe Verantwortlickeit leugnet, 
wenn er durch dad Zuſammenwirken der eigenen berbrecherifchen Thätigkeit mit an- 
deren menfchlichen verbrecheriſchen Kräften zur Exiſtenz gefommen if. Er ftellt mit- 
bin die Art und Weife des Entitehend des Kaufalzufammenhange® und beziehungs- 
weife die Verſchiedenheit des Urſprungs der mitwirkenden Kräfte ald dad Kriterium 
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— richtis Prin 
hin. Hiermit hat er abet ein un ob Rau Tinzip feiner Unterfceibung zu Grunde 
gelegt, denn wenn für die Frage, ch de Talzufammenpang borliege oder nicht, ber 
Urfprung der Kräfte, aus melden om U Erfolg — — hat, gleichgültig 
erſcheint, und es lediglich darauf an ? ob die einzelnen Kräfte, gleicyviel woher 
fie fammen, twirklic mitgewirkt haben / fo fann aud aus der an fic irrelevanten 
Entftehungdweife bed Raufal ufammenbanges feine relevante Berfchiedenbeit für die ' 
fubjettive Verantwortung beijelben hergeleitet werden. Und fo führt denn auch bie 
Unterfheidung Geyer? nad beiden Richtungen hin zu falſchen Refultaten. Hat 
3. B. ber Räuber den Reifenden in feine Höhle gefäleppt, und es ift der dort 
Niedergeworfene, noch ehe der tödtlihe Streih auf ihn geführt werden konnte, von 
einem berunterfallenden Steine zerjhmettert worden, fo wird ſchwerlich Haftbarkeit 
für vollendeten Mord angenommen werden fünnen, obgleidy der Erfolg lediglich aus 
der eigenen verbrecherifhen Thätigkeit — dem in mörderifcher Abficht Rattge ndenen 
Hineinfhleppen in die Höhle — und der Mitwirkung einer Naturkraft entftanden 
if. Umgekehrt würde die Haftbarkeit für vollendeten Mord nicht geleugnet werden 
fönnen, im fall Jemand feinen Feind in der (dur Zufall ermittelten) Vorausſicht, 
daß er in feiner Webrlofigleit von einem ibm nacheilenden Dritten getödtet werden 
würde, an einen Baum gebunden, wenn aud der dann eingetretene Erfolg aus dem 
Zuſammenwirken verfdiedener menſchlicher verbrecherifcher Kräfte ſich —* hat. 

Die Begründung der Anſicht Gehers im Näheren zu verfolgen, iſt nicht ganz 
leicht, weil feinen Ausführungen und Beifpielen ein fefter Plan nicht zu Grunde zu 
liegen ſcheint. Doch möchte ſich foviel hieraus entnehmen laflen: 

. Der aus der eigenen berbrecheriihen Thätigkeit und dem Hinzutritt von 
Naturkräften entitandene Erfolg fol ald vollendeted Verbrechen aufgerechnet werden, 
weil bier der Thäter einen Suftand in der Außenwelt hervorgerufen babe, in welchem 
fein Wille ald das ihn beherrſchende Element erfcheine (S. 316). Sei hingegen ber 
Erfolg aus verfchiedenen verbrecherifhen Kräften entftanden, fo erfcheine der in’ der 
eigenen verbrecheriſchen Thätigkeit enthaltene Wille nicht als das beftimmende und 
bederrfchende Drinzip aller für den Erfolg wirkfam gewordener Kräfte, weähalb 
auch nur Haftbarkeit für Verſuch vorliege (S. 317). Allein beberricht denn etwa 
in dem Beifpiele Geyerd der in dem dem Erlöfhen nahen Brandftoff enthaltene 
Wille die binzutretende Zugluft, die den Ausbruch des Feuers erſt ermöglicht; oder 
fcheint nicht weit eher ge agt werden zu müllen, der Wille werde bier beherrſcht? 
Auf der anderen Seite wird der in dem Erfolg enthaltene eigene verbrecheriſche Wille 
nicht beherrfcht, wenn auch außer ihm nnd anderweite verbrecheriſche Willen in dem 
Erfolge enthalten find. Denn da diefe verfciedenen Willen in dem Erfolge fümmt- 
lich ihre volle Befriedigung finden, fo machen fie fih bie Herrſchaft nicht ſtreitig; 
fie fchließen ſich nicht gegenfeitig aud, fondern leben in dem Erfolge in gleichbered- 
tigter Koegiftenz. — Wenn aber darauf Gewicht gelegt werden foll, daß nur im 

alle deö — der eigenen Thätigkeit mit Naturkräften, alle für den 

rfolg mwirkffam gewordenen Kräfte auf den Dolus des Thäters zurüdführen, fo iſt 
nicht zu erfehen, welche Verſchiedenheit im diefer Beziehung beitehen fol zwifchen dem 
Fall der Tödtung deö von dem Räuber Niedergemorfenen dur ben berunterfallen- 
den Stein und dem, wenn der Niebergeworfene den tödtlichen Etreid von einem zu- 
fällig berbeigefommenen Dritten erhalten bat. 

2. Geyer meint ferner, der Verbrecher bafte für vollendete Brandftiftun 
wenn der dem Erlöfhhen nahe Brandftoff dadurd wieder zum Leben gekommen fei, 
daß ein Underer ohne Bemwußtfein der ftattgefundenen Brandiegung das Fenſter 
— und hierdurch Zugluft herbeigeführt habe. Denn jeder Riſe, nicht bloß 
erjenige, von welchem gerade daß Fenſter geöffnet worden, würde bier nothwendiger 
Weiſe denfelben Effekt durch dad Deffnen des Fenſters hervorgerufen haben. Wenn 
jedoch bemußte verbrederifhe Thätigkeit in den von dem Thäter berborgerufenen 
Ben eingreife, dann könne von der Individualität diefer binzutretenden dritten 

erjon nicht mehr abgefehen werden; man könne bier nicht fagen, jeder beliebig Hin- 
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per würde gerade fo ‚gehandelt haben. Allein dieſe Verſchiedenheit, welche 
ie Haftbarkeit für Vollendung und bez. bloßen Verfuh nach fid zieben  joll, die 
aber überhaupt nicht recht klar ift, beftebt in Wirklichkeit nicht. Denn auch im eriten 
Fall kann von der Individualität der Menfchen nicht abgejeben werden; es iſt biel- 
leicht daS sFenfter nur darum geöffnet worden, weil der Deffnende ganz beſonders 
empfindlich gegen den durch den Branditoff erzeugten NRaud war, Mit derſelben 
Berechtigung, mit welder ©. in diefem Falle, von der Verfon abjehend, lediglich die 
Thatfache des ftattgefundenen Oeffnens des Fenſters für die Zurechnung der Bollen- 
dung in Betracht ziebt, kann daher aud, im falle der bülflos daliegende Verletzte 
von einem Dritten vollends getödtet wird, nur die bierin enthaltene Thatſache bei 
Prüfung der frage, ob der erfte Angreifer für Vollendung oder bloßen Verſuch 
bafte, in dad Auge gefaht werden. — Jeder Menſch, wenn er das Fenſter geöffnet 
haben würde, würde allerdings ‚au den Ausbruc des Feuers verurſacht haben; 
allein ebenſo gewiß führt auch Jeder, wenn er einem Anderen (abſichtlich) durch daß 
Herz ſchießt, defjen Tod herbei. 

‚ Wenn Jemand einen Zuftand vorfände, welcher das Refultat eines der 
brecheriſchen Verſuchs fei, und denfelben zur Vollendung führe, fo fünne diefe Ueber- 
' führung zur Vollendung lediglich nur auf feine Rechnung gefegt werden (S, 318). Denn 
in feiner Thätigkeit lebe fein anderer Wille als fein eigener. Hierbei ift aber von G. über- 
jehen werden, daß durch die Ueberführung des Verfuch® zur Vollendung aud) der in dem 
Verſuch enthaltene Wille in den von ibm beabfichtigten Erfolg übertragen wird und nun 
mebr denjelben auch belebt, Anders ift es auch nicht, wenn durch eine bloße — durch 
die eigene berbrecherifhe Thätigkeit wicht in Wilfamkeit verfegte — Naturkraft der 
Verfuh zur Vollendung geführt wird, denn an und für fi braucht dieſelbe als 
bloßer Zufall nicht verantwortet zu werden. 

4, So ganz ausnahmslos fließt aber G. die fubjektive Zurechnung des 
Kaufalzufammenbanges im Falle einer Vermittelung des Erfolged durch den Hinzu- 
tritt anderer menſchlicher Kräfte zu der eigenen verbrecheriſchen Thätigkeit: nicht auß. 
Er erkennt vielmehr die Nothwendigkeit der Zurechnung des vollendeten Erfolges. an, 
wenn die mitwirfenden menfchlichen Kräfte von Naturfräften nicht zu unterjcheiden 
feien, vielmehr wie diefe als blind waltende bewußtlofe Kräfte eriheinen (©, 316). 
Sp liege denn auch Haftbarkeit für vollendete Brandftiftung vor, wenn Jemand 
dem angelegten, dem Erlöfchen nahen feuer durch Oeffnung eines Fenſters die zu 
feiner Entwidelung nöthige Zugluft verſchaffe, im fofern das ohne Willen von der 
ftattgefundenen Brandlegung geſchehen fei. Ganz ohne feinen Willen fei bier der- 
jenige, welcher das Fenſter geöffnet babe, dem Verbrecher dienftbar geworden. Diefe 
Entjcheidung mag nun auch für das Verbrechen der Brandftiftung richtig fein. 
Wendet man aber diefelbe z. B. auf das Verbrechen der Tödtung an, unterjtellt 
man etwa, «8 babe der Jäger dem fon längere Zeit hülflos im Walde liegenden 
Berwundeten in entfhuldbarem Jrrtbum für ein jagdbared Thier gebalten, und dem- 
felben eine Schußwunde beigebraht, die im Zuſammenwirken mit der ‚voraudgegan- 
genen. animo necandi verurſachten — vielleicht an und für ſich ungefäbrlihen Der- 
legung — den Tod herbeiführt, fo, find die Verhältniſſe ganz die namlichen, mie in 
dem vorigen Fall, allein es fcheint nad den übrigen Ausführungen G'8. nicht, daß er 
bier Vollendung annehmen Eönnte. 

Mebrigen® ift auch das Deffnen des Fenſters in dem ** Gs. jedenfalls 
feine bewußtlofe Thätigkeit, denn der Oeffnende wollte es öffnen und war dieſes Willens 
ſich bewußt, Die Behauptung G's. heißt darum m, a; W.: wenn der Erfolg durch den 
‚Hinzutritt einer zwar bewußten, jedoch nit auf die Herbeifübrung des Erfolges 
(dolo8 oder kulpos) gerichteten menſchlichen Thätigleit zu der eigenen herbeigeführt 
worden fei, fo bafte lehtere für das, vollendete Verbrechen. Und natürlih muß dies 
noch vielmehr geicheben , wenn die binzutretende menſchliche Thätigkeit nicht einmal 
eine bewußte, alfo etwa das Fenſter durch Zufall eingeftoßen worden war. 
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Iſt dem aber fo, dann [, wenn Abhandlung 3. vielfach fich wider. 
fprehende Entiheidungen. So joll, rdutch derjenige, er deffen Leben es bei dem 
Todtbeten abgejehen iſt, am dem Dies) erregten Schreden ftirbt, irgend melde 
Haftbarkeit nicht begründet fein (S- TI. Die Eutftehung ded Schredend beruht 
—52 — gewiß * blind wirtenden Kräften, welche zu der verbrecheriſchen TIhätig- 
eit binzutreten. s 

Wie bier die eigene Ihätigkeit, da fie zudem den Schreden und fomit jeden- 
falls mittelbar den Tod verurfaht hat, ein todtes und unfruchtbares Thun genannt 

werden mag, ift nicht einzufehen. Eine Hajtbarkeit für den Erfolg fol bier nur 
dann begründet fein, wenn gerade die Erregung des Schreckens ald das den Tob 
berbeiführende Mittel beabfichtigt geweſen fei Ge 319). Allein diefe Meinung wider 
ſpricht vollftändig der ganz richtigen, an verichiedenen Stellen feiner Abhandlung 
von ©. aufgejprocdenen Behauptung, daß ed zur Haftbarkeit für Vollendung nicht 
erforderlich fei, daß dasjenige Mittel, durch welches der Tod herbeigeführt werden 
folte, denfelben unmittelbar berbeigeführt haben müſſe. Hätten umgekehrt Die zur 
Behexung eines abergläubiihen Menſchen in Anwendung gebrachten Mittel dad Ent- 
ſetzen/ welches den Tod herbeiführen follte, nicht hervorgerufen, wohl aber durd eine 
nicht beabfichtigte mechanifche Einwirkung getödtet, jo würde gleihfall® an doloſer 
vollendeter Tödtung nicht gezweifelt werden können. Ebenfo wenn Jemand den 
Gegner mit dem Kolben feines vermeintlih ungeladenen Gewehrs erfhlagen wollte, 
durd den (wirkungslos gebliebenen) Schlag aber der Schuß lodging und durd das 
Serfpringen des Gemwehrlaufd tödtete. — Es läft fi weiter aber nad den Aus— 
führungen G's. nicht einfehen, warum er Haftbarkeit für daß vollendete Verbrechen 
ausſchließen will, wenn der mit dem Gewehr Bebrohte ausweicht und ſich hierbei 
todt fällt, oder wenn derjenige, deſſen ſcheu gemachte Pferde einem Abgrund zu 
jagen, au8 dem Wagen fpringt und fich bierbei den Kopf an einem Stein zer 
fchmettert. Dad Ausweichen und Heraudfpringen geſchah gewiß nicht in der Abficht, 
den Erfolg herbeiführen zu beifen, mit dem Bewußtfein, ſich biermit dem Berbrecden 
dienftbar zu maden; ed liegt aud hierbei eine Kulpa wicht vor, fondern es geſchah 
in einem unzurechnungsfähigen Zuftand. — Das Nämliche müßte gelten, wenn die 
gu der kein Thätigleit binzugetretene eigene Handlung des Ungegriffenen aud 
fogar aus Ueberlegung entiprungen fein follte, in fofern fie nur feine Äbſichtlichteit 
oder Fahrläſſigkeit in Hinſicht des fpäter eingetretenen Erfolge enthält, So würde, 
wenn ſich der hülflos im Walde liegen gelafiene Berwunbdete, um ſich vor dem auf 
ihn eindringenden falten Negen zu jbügen, nad einem Baum febleppt, bierbei aber 
durch einen unglüdliben Sturz den Eintritt des Todes befchleunigt, zwiſchen diejer 
Thätigkeit und dem Deffnen des de ar welches dem feuer die nöthige Zugluft 
verfchafft, eine relevante Werfchiedenheit nicht zu finden fein. Gewiß macht es fi 
höchſt ſonderbar, daß SHaftbarkeit für da8 vollendete Verbrechen begründet fein foll, 
wenn der Verwundete rubig (abfichtlich 2 in dem Regen liegen bleibt und in Folge 
hiervon ftirbt, diefelbe aber geleugnet wird, wenn er durd die Bemübhung, fein Leben 
— und fomit den Thäter vor der Vollendung — zu retten, zu dem Eintritt ſeines 
Teded mitwirkt (S. 317). — Unbegreiflich bleibt e8 aud, wie G. (©. 244) zur 
Widerlegung m. U. behaupten fann, eß müſſe nach derfelben vollendeter Mord an+ 
genommen werden, wenn der bingeftellte Giftbecher mit dem Bewußtſein, daß er Gift 
enthalte, geleert worden fei. Die beabfichtigte rechtswidrige Tödtung fonnte in 
diefer Eigenſchaft, nachdem die Einwilligung ded Angegriffenen ertheilt war, nicht 
— Vollendung gelangen, webhalb auch nur für Verſuch geſtraft wer— 
en darf. 

War ſeither lediglich von dem Falle die Rede, wenn die Thätigkeit des An- 
gegriffenen im Verein mit der verbrecheriſchen Thätigkeit den Erfolg herbeiführt, fo 
unterligt dev nämlichen erg. auch natürlich die hinzutretende Thätigkeit eines 
Dritten, in fofern nur auch bier diefelbe feinen Dolus oder Kulpa in Hinſicht des 
eingetretenen Erfolges enthält, Hat darum ein Dritter den Schmwerbermundeten, 
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um ihn vor dem Megen in Sicherheit zu — nach dem Baume getragen, iſt 
aber unterwegs mit demſelben in einen Abgrund geſtürzt, ſo liegt auch hier keine 
Verſchiedenheit von dem Falle vor, wenn Jemand das Fenſter in dem entſchuldbaren 
Irrthum, daß der hereinſtreichende Wind das Feuer ausblaſen werde, öffnet, bier- 
durd aber gerade das Feuer anfaht. G. follte mithin auch hier die Haftbarfeit für 
' Vollendung nicht in Abrede ftellen, da er doch ſchwerlich dem bloßen Wiffen oder 
Nichtwiſſen des Geſchehenen einen entjcheidenden Einfluß geftatten wird (S. 319). 

Es bleiben biernad diejenigen Fälle — im Sinne G's. — zu betrachten 
übrig, in welchen die zu der eigenen verbrecerifchen Thätigkeit binzutretende und im 
Verein mit ihr den beabfihtigten Erfolg berbeiführende fremde menſchliche Thätigkeit 
einen Dolus oder Kulpa in Sinficht de3 eingetretenen Erfolge enthält. G. nimmt 
bier ausnahmslos an, daß die eigene Thätigkeit für bloßen Verſuch zu baften babe. 
Allein fo viel möchte denn doch bier von vornherein zweifellos fein, daß der Thäter, 
wenn er dad Eingreifen der fremden verbrecheriichen Kräfte in feine eigene Thätig- 
keit vorausgeſehen bat, fei es auch nur duch Vermittelung eine® Zufalld, für das 
vollendete Verbrechen haften muß. Denn er wollte ja bier mit aller Bejtimmtbeit, 
daß fi die von ihm ausgehende Thätigfeit ald abfolut nothwendiges Glied in die 
Kette ded bis zum Eintritt ded Erfolges reihenden Kauſalzuſammenhangs einreihen 
und. fomit den Eintritt de3 Erfolges uberhaupt ermöglichen folle. Er hat die frem— 
ben menſchlichen Kräfte als Mittel für feine Zwecke benußt, nicht anders, ald wenn 
— don ihm nit in Wirkſamkeit geſetzte — Naturfräfte in Frage aeitanden hätten. 
Hat hiernach Jemand einen Anderen verlegt in der Vorausſicht, daß er bon einem 
ungeſchickten Arzte bebandelt, oder in ein mit einer Epidemie bebafteted Spital ge- 
bradyt werden und hierdurch fein Leben verlieren würde, fo baftet er auch für vollen» 
dete Tödtung. Oder man betrachte unter diefer Vorausſetzung den verwickeltſten 
Kaufalgufammenbang in den Beifpielen G's, und man wird zu demſelben Re— 
fultate fommen. — Run ift e8 aber meiter offenfichtlich, daß die Befchaffenheit des 
eingetretenen Erfolges ganz die nämliche bleibt, e8 mag das jpätere Eingreifen frem— 
dee verbrecberifcher Kräfte vorausgeſehen geweſen fein oder nicht, und wird darum 
bom objektiven Standpunft aus geſagt werden müffen, daß wenn im falle des 
Voraußwifiens der jpäter mitwirffam gewordenen berbreceriihen Kräfte Haftbarkeit 
für Vollendung begründet ift, diefe HSaftbarkeit auch ohne ein ſolches Vorauswiſſen 
anzunehmen fi. 

Auf diefen Gefihtäpunft ift ©. in feiner Abhandlung nicht aufmerkfam ge- 
worden. Er gebt bielmebr fofort davon aus, daß das Eingreifen der fremden ver- 
brecheriſchen Thätigkeit nicht voraudgefehen worden fei und rechnet in diefem Falle 
nur allein ber nacgefolgten Thätigfeit die Vollendung zu. Und zwar darum, weil 

‚ man für andere berbrecherifhe Kräfte nur dann einftehe, wenn man fie zu ihrer 
Wirkſamkeit angeftiftet babe (S. 317). Doch fcheint ſich a. a. D. (S. 317 und 
ı 319) für die Zurechnung der Vollendung auch wieder damit begnügt werben zu 
ſollen, wenn nur die fremden verbrecheriſchen Kräfte fattifh veranlaßt und gemwollte 
| waren, worin felbftverftändlih eine Verſchiedenheit von der Anftiftung zu finden iſt. 
Daß nun im Fall der Anftiftung Haftbarteit für Vollendung vorliegt, ift richtig, 
‚allein dad kommt (f. u.) nicht von der abfichtlicben oder auch nur faktiſchen Veran- 
lafjung ber fremden verbrecheriſchen Thätigkeit ber, fondern biefe Haftbarfeit wird 
fhon allein dadurch begründet, daß bier die fremden Kräfte mit dem Willen des 
Thäterd zu dem Erfolge mitgewirkt haben. en 

Es wurde in meiner von ©. angegriffenen Abhandlung gejagt , die mitwirf- 
fam geweſene TIhätigkeit für den der Abſicht gemäß eingetretenen Erfolg begründe 
Haftbarkeit für Vollendung. Dieſer Sap unterfcheidet nicht zwiſchen objektiver Haft- 
barkeit — Verurſachung — die allerdings jedeömal vorliegt, und fubjeltiver Haft« 
barkeit — Zurebnung zur Strafe. Er führt darum zu weit. Man nehme an, es 
hätte Jemand die Möglichkeit der Mitwirktung einer fremden — bemußtlofen oder 
auch verbrecheriſchen — Kraft poraußgefeben und aus irgend welchem Grunde be 
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fchloffen, diefelbe nicht zu dem von —* AO füchigten Erfolge zu verwenden, ja fogar 
Vorkehrungen getroffen, die Vereinig ber “efer Kraft mit feiner Thätigkeit zu ber- 
binden. Diefe Bereinigung fomme noch zu Stande und aus ihr ergebe 
fi der beabfichtigt gewejene Erfolg. € iß iſt hier, daß ohne die Mitwirkung dieſer 
fremden Kraft von dem vollendeten folge feine Rede fein könnte. Denn ſcheidet 
man fie aus dem Erfolge aus, ſo wird derſelbe hierdurch nach den früheren Aus 
führungen überhaupt in feinem Befteben aufgehoben. Eolite darum der Handelnde 
nicht mit der Entihuldigung gehört werden müffen, es fei der von ihm beabfichtigte 
Erfolg zwar eingetreten, aber nur in Folge der Mitwirfung einer von feinem Willen 
ausgejchloffen gewefenen fremden Kraft. Es müſſe mithin diefe Kraft, ald von ihm 
nicht gewollt und fogar feinem Willen widerfprechend, aus dem Erfolge audgefchieden 
werden. Und da fodann nur ein Verſuch des beabſichtigten Erfolges übrig bleibe, 
feine eigene Thätigfeit mithin in Wirklichkeit nur einen Berfuh zu Wege gebracht 
babe, fo könne er au nur für Verſuch beftraft werben. 

Man fieht daraus, daß zu dem Sapß, die mitwirkende Urfache begründet 
Haftbarfeit für den ganzen Erfolg, nod ein mweitered Moment fommen muf, um ihn 
richtig zu ftellen. Hierauf wurde ſchon in meiner erwähnten Abhandlung dadurd 
bingewiefen, daß ich dafelbft die Zurehnung des vollen Erfolge aud der voraus. 
gegangenen Billigung des Kaufalzufammenbanges bez. des Hinzutrittö fremder Kräfte 
zu der eigenen berleitete. Ein Erforderniß für den Kaufalzufammenbang war bier- 
mit nicht audgefproden, wie G. (S. 319) irrig annimmt. Allerding8 aber war, da 
es vorzugsweiſe darum galt, vorerſt einmal die objektive Einheit des Erfolges nad. 
zumeifen, zu leicht über dieſes fubjektive Erfordernig für die Zurechnung des Erfol- 
gs binweggegangen worden, denn es ijt offenfichtlih, daß nicht unter allen Umitän- 

en eine borausgegangene Billigung der fpäter wirklich ftattgefundenen Entwidelung 
des Kaufalzufammenhanged angenommen werden fann. Das früher Verfäumte mag 
nunmehr durch eine Yrüfung der Frage nachgeholt werden, ob der durd bie 
eigene mitwirkende Kraft objektiv in feinem vollen Umfang verurfachte Erfolg unter 
der Vorausſetzung, daß die Mitwirkung der fremden Rräfte mit dem eigenen Willen! 
ftattgefunden bat, auch fubjektiv zur Vollendung aufgerechnet werden darf, und unter! 
melden Bedingungen die fremden mitwirkenden Kräfte als gewollte erſcheinen. Na-| 
türli fol aber bier feine entſchiedene Wahrheit ausgeſprochen werden; es wird viel- 
mehr noch gar Manches bis zur definitiven feftitellung der Lehre vom Kaufalzufam- 
menbang und deffen Zurechnung geſchehen müflen. 

Gebt man, wie dies feither tet? mit mehr oder weniger klarem Bewußtſein 
namentlid in der Lehre von der Theilnahme an dem Berbreden und vom Berfuche 
geſchehen iſt, von der objektiven Theilbarfeit ded Erfolges aus, fo muß der Thäter, 
um für Vollendung beftraft werden zu können, felbiiverftändlich alle einzelnen Theile 
bed Erfolges dergejtalt verurſacht haben, daß alle in demfelben enthaltenen Kräfte 
von ihm, fei e8 phhſiſch oder intelleftuell außgegangen find. Die formen des Kom- 
plott8 und der Anſtiftung find bier durch die Norhwendigkeit gebotene Mittel, um 
diejenigen Theile des Erfolges, welche anderenfalld nicht zu verantworten wären, auf 
Rechnung des Thäters fegen zu können. Nimmt man aber die objektive Einheit deb 
Erfolged und biermit an, daß ſchon die eigene blo8 mitwirkende Thätigkeit den gan- 
zen Erfolg objektiv verurfache, fo verlieren Komplott und Anftiftung ihre Bedeutung 
und es bleibt beziehungsweiſe diefelbe legterer nur in fofern, als in derſelben eine 
intelleftuelle Mitmwirkjamkeit enthalten ift, welche gleichfall® den Erfolg in feinem 

anzen Umfang verurfaht. Daß auch bei Annahme der objektiven Einheit des Er- 
—* im Falle des Komplotts oder der Anſtiftung der übrigen mitwirkſam gewefe- 
nen Kräfte Haftbarkeit für Vollendung begründet ift, verfteht fi) von felbft. Allein 
dad Moment der abfichtlihen Verurſachung biefer mitwirkenden Kräfte, welches im 
Halle der Theilbarkeit des Erfolges von vorzugsweiler Bedeutung ift, fällt bier weg, 
eben weil man ſchon durch die eigene mitwirtende Thätigkeit den ganzen Erfolg ver- 
urfacht hat. Darum bleibt aber nur das weitere in Komplott und Anftiftung ent- 
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baltene Moment; nämlich ber Wille, daß die fremden Kräfte mitwirken follen, übrig: 
Dieſes bloße Wollen der fremden Kräfte, welches ſonach im falle der objektiven 
‚Einheit des Erfolges neben der eigenen Wirkfamteit für den Erfolg die Zurechnung 
:deffelben zur Vollendung bedingt, ift nun aber von einer Anftiftung oder Komplott 
’ganz unabhängig, weil man auch ohne diefe Schuldformen wollen kann, daß fremde 
; Kräfte mitwirken follen. Daraus ergiebt fich, daß bei objektiver Einheit des Erfolges 
die Frage, ob derjelbe zur Vollendung oder nur zum Verſuche zuzurechnen Bi, 
durchaus nicht davon abhängig gemacht werden fann, ob die übrigen neben den 
eigenen mitwirkſam gewefenen Kräfte Naturkräfte oder verbrecherifche Kräfte find, 
diefe Frage vielmehr bejabt oder verneint werden muß, je nachdem die mitwirkſam 
geweſenen Kräfte gewollt waren oder nicht. Es geht ferner hieraus hervor, daß es 
lediglich von dem eigenen Willen abhängt, ob der Erfolg als vollendeter oder blos 
derfuchter in Aufrechnung gebracht werden darf, und dak darum diefelbe mitwirkſam 
gewefene Kraft in den nämlichen Fällen je nach der verſchiedenen Beichaffenheit des 
Willens bald verantwortet werden muß, bald nicht, mithin eine Spezialifirung der 
mitwirtenden Kräfte na Ihrer objektiven Beſchaffenheit für die Entſcheidung der in 
Mede ftebenden Frage unmöglich erſcheint. — Wäre dad bloße Wollen oder Nicht- 
wollen der Mitwirkung der fremden Kräfte nicht enticheidend für diefe (frage, jo könnte 
aud don einer kulpofen Urheberſchaft, im Falle fremde verbrecheriſche Kräfte in den 
Verlauf de3 Kaufalzufammenbanged einaeariffen baben, feine Rede fein, felbft bei der 
größten Leichtigkeit, die bevorftebende Mitwirkfamkeit diefer Kräfte vorauszuſehen. 

im Grunde genommen ift ed aber gar nicht einmal das Mollen der frem- 
den mitwirfenden Kräfte, welches die Haftbarfeit für den vollendeten Erfolg bedingt, 
fondern diefed vorausgegangene Wollen entbält nur die Urfache, aus melder der 
eingetretene Erfolg, wie er objektiv durd die eigene Thätigfeit in vollem Umfange 
verurfacht worden ift, fo auch in allen feinen Theilen von dem Willen ded Thäters 
durchdrungen erfheint. Hierauf allein fann es anfommen. Da fragt es fib denn 
weiter, ob nicht der in der eigenen mitwirkenden Thätigkeit enthaltene derbrecherifche 
Wille ſich wie diefe und durch fie über alle Theile des Erfolged von felbft verbreitet, 
ohne daf ein befonderes Wollen der übrigen mitwirffam gewefenen Kräfte voraus. 
gegangen iſt. Und diefe Verbreitung ded Willens über den ganzen Erfolg möchte 
— weil eben der Wille von vornherein diefe Beſtimmung batte — nicht zu be+ 
zweifeln fein, in jofern fih nur diefer Verbreitung kein Hinderniß entgegenftellt. 
Dieſes Hinderniß befteht aber nur alddann, wenn eben die mitwirfenden Kräfte oder 
auch nur eine von ihnen ihre Wirkſamkeit gegen den Willen des Thäters geäußert 
haben. Die jeht noch zu prüfende Frage reduzirt fi alfo dahin, unter welchen 
Verbältniffen anzunehmen fei, daß die mitwirfenden Kräfte gegen den Willen des 
Thäterd in den Verlauf der eigenen TIhätigkeit eingegriffen baben. 

Indem die Entfcheidung, ob der aus eigenen und fremden Kräften berbor- 
aegangene Erfolg zum Verfuc oder zur Vollendung aufzunehmen fei, lediglih von 
dem eigenen Willen des Thäterd abhängig gemacht wird, ift natürlih ein anderer 
Standpuntt als der feitherige eingenommen worden. Es mußte ſich felbftverftändlich 
fofort fühlbar maden, daß mit der Theilbarkeit ded Erfolges nicht außzufommen fei. 
Man brauchte nur dad Verbrechen der Brandftiftung ind Auge zu faffen, und e® 
wurde Jedem eintenchtend, daß der zu diefem Verbrechen erforderlihe Yuftzug von 
dem Thaͤter weder angeftiftet noch phofifch berurfacht worden fei, und daß mithin im 
Grunde ein vollendete Verbrechen der Brandftiftung zw den Dingen der Unnrög- 
lichkeit gehöre. Allein ftatt fich bierdurh zur Befeitigung des fehlerhaften Prinzips 
bewegen zu laffen (mad allerding® zugleich zu anderen Anſichten gerade in den wich 
tigften Lehren bed allgemeinen Theils des Strafrechts geführt haben würde, indem 
dann 3. B. auch die Enticheidung, ob der Erfolg zur Urbeberfhaft oder nur zur 
Beibülfe aufzurechnen ſei, lediglihb von dem Willen des Ihäterd abbängt, |. m, 
Tpeiln. u. Abh.), fo gab man eben in diefen in die Augen foringenden Fällen das 
Prinzip zwar ſtillſchweigend auf, reibte diefen Fällen vielleiht noch einige weitere, 
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die aber doch fofort zweifelhaft ee en, an, wie das Aufftefien des im Walde 
hülflos liegen gebliebenen Nermunde it ha? wilde Thiere, bielt aber im Uebrigen 
am dem früheren Prinzip fett. Dam Fü te man zwei verfchiedene Prinzipien zur 
Entſcheidung gleichgenrteter fälle eingeſuhrt, und es mußte bierdurch eine große Un- 
fidyerheit in den Entſcheidungen entjteben. Auf diefem Standpunkt befindet fi im 
Wefentliben auch G., der, obwohl er die objektive Einheit des Erfolge proflamirt, 
—* die volle Bedeutung und Tragweite dieſes Prinzips nicht erkannt zu haben 
deint. 

Hat fi der Erfolg lediglih aus ber eigenen Wirkſamkeit de8 Thäters erge- 
ben, fo macht ſich freilich diefe Mipftändigkeit des früheren Prinzips nicht fühlbar. 
Es wird nicht beftritten, daß Haftbarkeit * Vollendung vorliege, wenn der Erfolg 
als dad unmittelbare Reſultat der eigenen Thätigkeit erſcheint, ſollte derſelbe etwa 
auch ſpäter eingetreten fein, als erwartet wurde. — Nicht jo einfach iſt der Fall, 
wenn fich der Erfolg früher aus der eigenen Thätigkeit ergeben bat, ald er erwartet 
wurde, der Thäter nämlich der von ihm bereits geäußerten Thätigkeit, aus welcher 
der Erfolg hervorging, noch eine weitere folgen laffen wollte. Ein Beifpiel hierfür 
würde es fein, wenn Jemand durch wiederholte Verabreihung von Gift tödten wollte, 
der Tod aber jhon durch die erfte Doſis herbeigeführt wurde. Hier ſteht es zwar 
feit, daß die bereits geäußerte Thätigkeit die volle untbeilbare Abſicht zu tödten 
enthält, und mit Ausſchluß fremder mitwirfender Kräfte den beabfichtigt gemwefenen 
Erfolg herbeigeführt hat. Allein hiermit würde die Aufrechnung des ganzen Erfolges 
noch nicht gerechtfertigt fein, wenn man eben nit an der objektiven Einheit deflel- 
ben fefthält. Statuirt man die Theilbarfeit des Erfolges, jo muß man in dem vorlie- 
genden Falle zugleich annehmen, daß der Thäter mit der wirklich verabreidhten Doſis 
Gift auch nur einen Theil des Erfolged babe herbeiführen wollen. Man darf ihm 
darum aber audy nicht alle Theile des Erfolges und ſomit nicht die Vollendung zur 
Laſt ſetzen. Hierauf iſt Geyer (S. 240. 241) nicht aufmerkſam geworden, und 
darum bleibt es auch ſowohl in ſubſektiver wie objektiver Beziehung unklar, wie er 
zur Annahme der Vollendung kommt. Wenn hiernach auch die rechtliche Entſchei⸗ 
dung folder Fälle keinen Zweifel darbietet, fo können fie doch in der Praxis Schwie- 
rigfeiten veranlaffen. Es muß nämlich die Handlung, aus welcher, früher ald ge- 
dacht, der Erfolg fih ergeben bat, den Charakter der bloßen Vorbereitung vollftändig 
abgelegt, der Thäter darf fi weder direft noch indirekt vorbehalten gehabt haben, 
nad Vornahme diefer Handlung erft noch weiter mit fi zu Rathe zu gehen, ob er 
berjelben noch andere auf den Erfolg gerichtete Handlungen wolle folgen lafjen oder 
nicht, was namentlich bei größeren Unternebmungen, wenn die projektirten Thätig- 
keiten, bie zum Endergebniß führen follen, der Seit nad weit außeinander liegen, 
erfichtlich leicht durch inzwiſchen eintretende Umftände (wie im legten Polenprozeß) 

ebindert werden fünnen, oft nur fchwer zu ermeflen fein wird. So würde obiger Gift- 
all ſchon bedenkliher werden, wenn man unterftellen wollte, e8 habe durdy die Wirkung 
der erften Doſis Gift nur eine Krankheit herbeigeführt werden follen, um dann den 
durch die noch weiter zu verabreichenden Giftquantitäten verurſachten Tod auf Red. 
nung berfelben fdieben zu fünnen. — Kommt es ferner vor, daß ber eingetretene 
Erfolg nur unter einer Vorausſetzung dergeftalt gewollt war, daß, wenn bad Fehl. 
ſchlagen der Vorausſetzung vorbergefeben geweſen märe, die verbrecheriſche Thätigkeit 
überhaupt unterlaſſen worden fein würde, fo wird auch bier an der Aufrechnung des 
Erfolged zur Vollendung nicht au zweifeln fein. Denn er ift lediglich da8 Refultat 
der eigenen Thätigfeit und war zur Zeit der Vornahme derfelben jedenfall3 kein 
nicht gewollter. Der innere Vorbehalt ift nicht zu einem Beftandtheil ded Erfolges 
geworden und fonnte ed auch nicht werden. Endlich zweifelt Niemand an der Auf- 
rechnung des Erfolge zur Vollendung, wenn aus der eigenen Thätigkeit andere 
Kräfte fi entwideln und in ihrem Verlaufe den Erfolg hervorgerufen haben — e8 
führt z. B. ein Stüd des beim Abfeuern zerfprungenen Gewehrlaufes den Tod 
herbei. Der Grund hiervon liegt aber darin, daß alle diefe Kräfte auf den Willen 
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bed Thäters ald ihren Urfprung, ihr beftimmendes Prinzip zurüdzuführen und darum 
gewollte find, wenn aud der Thäter vielleiht an eine derartige Entwidelung be 
Kauſalzuſammenhanges gar nicht gedacht haben follte. Die durch die eigene Thätig- 
feit hervorgerufenen Kräfte find nicht fremde Kräfte, deren Berantwortung, wenn 
fie gegen den Willen in die eigene Thätigkeit fördernd eingreifen, abgelehnt werben 
könnte, fondern fie erfcheinen lediglich ald die ftattgefundene Umwandlung ber ur- 
fprünglihen Form des Willend in eine neue. Ob durch die Entwidelung folder 
Kräfte aus der eigenen Thätigkeit der beabfichtigte Erfolg früher oder fpäter als 
erwartet eingetreten ift, ift fonad auch bier gleichgültig, ſowie aud bier befondere 
Vorbehalte bezüglid der Urt und Weife, in welcher fih der Kaufalzufammenhang 
entwideln fol, nicht zugelaflen werben können. 


(Schluß folgt.) 


Der Thatbeſtand der Entführung 
nad) $. 206. des Strafgeſetzbuchs. 


Unter dem Titel 17. Th. I. des Strafgeſetzbuchs »Verbrechen oder Vergeben wider 
die perſönliche Freiheit- find verſchiedene in der Doktrin wefentlich verſchiedene 
Fälle zufammengeftellt, nämlich: 

1) der Menſchenraub —8 204. 205.); 

2) der Kindesraub ($. 206.); 
2 die Entführung (YI. 207. 208, N 
4) die einfache FFreibeitöberaubung ($$. 210. 211.); 

5) die Nötbhigung ($. 212.); 

6) die gefährliche Bedrohung ($. 214.); 

7) der Haus⸗Friedensbruch ($. 214.). 

Der gemeinfhaftlibe Charakter diefer verfchiedenen Delikte liegt in dem 

weiten Begriffe des gemeinrechtlihen erimen vis. Je nah dem Mittel oder dem 

wede der Handlung tritt dafjelbe in den Spftemen in mannigfach verſchiedenen 
Richtungen hervor, deren gemeinichaftlicher Charakter ſich jedoch in der Beſchränkung 
der perjünlichen Freiheit ausdrüdt. 

Mir heben einen die 65. 204 — 208. (oben 1. 2. 3.) berübrenden Fall ber- 
por, in welchem durd die offenbar mangelhafte Redaktion des F. 206. eine auf- 
fallende Härte und ein innerer MWiderfprud ſich ergeben bat, ein Mangel, dem wir 
durch die entiprechende Redaktion anderer Geſetzbücher vorgebeugt finden. 

Die Zljährige unverehelihte N. meldete fi bei den angeflagten Eheleuten, 
welche — ber — Ehemann iſt Arzt — Obdach für Frauensperſonen behufs 
ihrer Entbindung, insbeſondere eine Zuflucht für ſolche halten, melde heimlich ent- 
bunden zu werden wünfhen. Die N. war fhwanger, bat um Aufnahme und zwar 
um beimlihe Aufnahme, meil ihren am Orte lebenden Eltern ihre Schwangerſchaft 
unbekannt fei, fie aber durch die Kenntnif derfelben Seitens der Eltern die ſchwer— 
ften gie für fie befürdte. Die on wurde ihr gewährt. Der Verabredung 
gemäß begab ſich die angeflagte Ehefrau zu den Eltern, gab fi fälſchlich unter fal- 
chem Namen, ald von Eisleben kommend, an, um die Tochter dorthin in Dienft zu 
nehmen und erhielt unter diefem Worgeben die Einwilligung der Eltern zur Mit- 
nahme der Tochter nah Eidleben in den Dienft. So bat die underebelichte N. ihren 
Zweck erfüllt, und ift in dem Haufe der Angeklagten ohne Vorwiſſen der Eltern bis 
zu ihrer Entbindung geblieben. Daß im Uebrigen ihre perfönliche Freiheit in dem 
Haufe der Angeklagten befchränkt geweſen fei, erhellt in keiner Weiſe. Sie ift mit 
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ihrem freien Willen dorthin gefommen, dad Mittel der Täuſchung ber Eltern ift von 
ihr felbft mit den Angeklagten verabredet, und fie ift während ihres Aufenthalts in 
jenem Haufe niemald behindert geweſen, zu ihren Eltern zurüdgufehren, wenn fie 
dies felbft gewollt hätte Nach Entdekung der Sache hat der Vater denunzirt, alfo 
zu erfennen gegeben, daß er in der Handlungsweiſe der Angeklagten einen Eingriff 
in feine Rechte über die Perfon feiner minderjübrigen Tochter rügen wolle. 

Die Angeklagten find beide aus F. 206. des Strafgeſetzbuchs wegen Entfüh- 
rung zu 1 Jahr Gerängnif berurtheilt , unter der Feſtſtellung, daß die angellagte 
Ehefrau die minderjährige unverehelichte N. durch Lift ihren Eltern entführt, und der 
angeklagte Ehemann an diefem Vergeben dur Anleitung und fonftige Hülfsleiftung 
theilgenommen bat. Denn die N. fei ihren Eltern enthährt, indem fie auß dem 
Bade der Obhut und Gewahrſam der Eltern durch die angeflagte Ehefrau mwegge- 
führt und zwar in derfelben Stadt geblieben, aber der elterlichen Aufſicht dadurd, 
daf ihr Aufenthalt in Eißleben voraudgefegt fei, entzogen worden, obwohl die W. 
verfleidet Abend8 in der Stadt, ja am elterlihen Haufe vorüber, umbergegangen fei. 
Dadurch fei die Geltendmachung der elterlihen Rechte erheblich erſchwert, wenn nicht 
gänzlich abgeſchnitten. Daß Einverftindniß der unverchelichten N., alfo der Mangel 
der Liſt oder Gewalt gegen fie felbft, ja ihre Macht und Befugniß fofortiger Rüd- 
kehr zu ihren Eltern fei gleichgültig. Denn die im $. 206. gedachte Liſt oder Ge- 
malt fei objektiv zu verftehen , fie könne fogar gegen dritte — — ſtattgefunden 
baben. Dad Motiv des Geſetzes ſei der Schuß des Erziehungs und Aufſichtsrechts 
der Eltern. Das Einverſtändniß der letzteren in die Entſernung nach Eisleben unter 
die Obhut der angellagten Ehefrau, alſo in ſoweit die freiwillige Suspenfion des 
Aufſichtsrechts, fei gleibgultig, weil dabei eine Täufbung über die Perfon der unter 
fremdem Namen auftretenden Angeklagten jtattgefunden babe, jenes Einverftändniß 
alfo nicht für jeden beliebigen Uufentbalt, jede beliebige Beſchäftigung nad der Wahl 
der Tochter erklärt fei, der Water vielmehr verfichere, daß er in den Aufenthalt bei 
den Angellagten nicht gemwilligt baben würde, In jedem Falle babe der Nater nicht 
gewollt, daß feine Tochter fi bei den Angeklagten aufpalte. Das Gefeh feße aber 
auch den Fall folder Einwilligung mit dem Requiſit »durch Lifte voraus; denn Pift 
jei die bier vorliegende Herbeiführung auch einer Einwilligung durch falfche Angaben, 
wobei der Getäuſchte, wie jeder Berrogene einveritanden geweſen ifi, feine Willen®- 
erklärung aber * des dabei in ihm erregten Irrthums ungültig ſei, der Täu— 
ſchende aljo daraus feine Rechte herleiten könne. Bei jeder Entführung ſeien zwei 
Momente, die Bemädtigung und die Wegführung zu unterfcheiden,. Nur zu der 
erfteren würde jene, wenngleich unwirkſame Einwilligung dev Eltern ertbeilt fein; die 
legtere fei dagegen ohne deren Willen erfolgt, wenn fie unter, wie gezeigt, dauern- 
der Beeinträhtigung des Obhutsrechts der Eltern nad einem anderen Orte und zu 
anderen Sweden gejchebe, ald die Eltern wiſſen refp. wollen. 


Auf die Nichtigkeitöbeihwerde der Angeklagten bat dad Ober, Tribunal am 
4. Juli 1866 wider Storb (Nr. 699.1.) vernichtet und in die Inftanz zurüdgewiefen. 


Gründe, 


Die Anfibt, daß zufolge $. 206. des —— die Liſt oder Gewalt 
gegen die Entführte ſelbſt geübt ſein müſſe, widerſpricht den Worten und dem Sinne 
dieſes Strafgeſetzes. Die ſtrafbare That charakteriſirt ſich vielmehr als eine gegen 
Eltern oder Vormünder gerichtete Handlung, wozu es keinenfalls einer gegen die 
Entführte angewendeten Liſt oder Gewalt weſentlich bedarf. Die in den 88. 205. 
und 207. bezeichneten Miſſethaten beruben auf anderen Rüdfihten. Der befondere 
Zweck endlich, den die Angeklagten bei ihrer Handlung verfolgt haben mögen, fommt 
an und für fib um fo weniger in Betracht, ald der von ihnen angegebene nur zur 
Paralpfirung der elterlihen Rechte über die Tochter und ohne den Willen der Eltern 
erreicht fein würde, 
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Jedoch macht ſich dad Bebenlt 2 Kens, ob der zur Anwendung des $. 206. 
erforderliche en d. h. wenn au Eltern die Ab icht, jo doc dad Bewußtfein der 
Angeklagten, eine Haustochter ihren $, 34 entführen, welches fie durch die Hin- 
— auf die Eigenthümlichteiten des Falles und die Swede ihrer Handlung ab- 
lehnen, genügend feitgeftellt ſei. Died iſt aber in der That nicht der Hall, vielmehr 
— — un nur ber objektibe Thatbeſtand ebident gemacht, nicht auch jene 
ubjektive Seite. 

Soweit der Rechtsfall. Die letztere Wendung der Entſcheidung ſcheint gewiß 
zugleich durch den Hinblick auf die Härte des Geſetzes in ſeiner Anwendung auf 
einen Fall der vorliegenden Art mit herbeigeführt zu fein. Denn es iſt gewiß 
weniger dad Bewußtſein bed Handelnden, daß er die in feinem Haufe verborgene 
Tochter der Obhut und Aufſicht der in ihre Entfernung zwar willigenden, aber über 
den Smed und den Ort des Aufenthalts getäufchten Eltern thätſächlich entziche, 
zweifelhaft, als vielmehr die frage, ob der Zweck der Handlung bei der Anwendung 
des Geſetzes überhaupt gleichgültig, alfo in keinem Falle mitbeftimmend fei, ob aljo 
auch derjenige dem $. 206, verfalle, welcer in guter Ubfiht und unter fo bedent- 
lichen Ampftinden einer minderjährigen Perfon Zuflucht in feinem Haufe gewährt, 
um fie vor der Offenbarung ihrer Schande, dadurch alfo auch die Eltern felbft vor 
der Kenntniß diefer fie ſelbſt mit treffenden Schande zu bewahren. 

Die 88. 204. 205. 207. fegen voraus, daß die Handlung wider den Willen 
des Eutführten geicheben fei, fobald es ſich nicht um ein Kind handelt, welches ver- 
möge feines Alterd zu einer freien Selbſtbeſtimmung unfähig if. SHierüber kann 
nad der Sefung jener Vorſchriſten und nad der Entſtehungsgeſchichte fein Zweifel 
obwalten, da es fich bier durchaus nur um Verbrechen gegen die Perſon des Ent- 
führten allein handelt; da ferner »Lift oder Gewalt« et werden, fo werden 
beide Momente durch die Einwilligung, alfo dur das volenti non fit injuria auß- 
geſchloſſen. EB iſt die frage, im wiemweit bier dad Recht der Eltern oder Vormün- 
der mitbeitimmend fe. Davon kann aber offenbar feine Rede fein, obwohl es be- 
bauptet ift. Fehlt nämlich die Einwilligung des Entführten, ift alfo in foweit der 
Thatbeftand der Verbrechen vorhanden, fo ift die Einwilligung der Eltern nicht allein 
gleichgültig, jondern diefelben machen fi vielmehr unter Umfänden der Theilnahme 
an dem Verbrechen felbft ſchuldig. I" dagegen die Einwilligung des Entführten 
vorbanden , fo fließt der in den Vorſchriften angegebene Zwed der Handlungen, 
welcher jich borzugsweiſe gegen die Merfönlichkeit, gegen die Wohlfahrt des Entführ- 
ten richtet, dad erſchwerende Moment diefer Verbredyen aud, und die zugleich gegen 
die elterlichen oder bormundfcaftliden Rechte verübte Handlung fällt dann allein 
unter den $. 206,, vorausgefept, daß bei diefem die Einwilligung des Entführten 
gleichgültig iſt. 

Diefer $. 206. verdankt feine Eutftehung dem Hinblid auf beftimmte Vor- 
aänge, der Betrachtung von Fällen, in denen ber $. 138. des Strafgeſetzbuchs 
(Unterfhiebung der Geburt) nicht ausreichend ift. 

Die Vorſchrift lautete zuerft: 

Wer fi unbefugterweife eined Menſchen unter 16 Jahren durch Lift 
oder Gewalt bemächtigt, um ihn mit Kränkung der Erziehungsrechte der 
Eltern oder Vormünder, oder mit Gefährdung feine? Familienftandes zu 
eigennüßgigen, wenn auch an ſich nicht unfittliden Zweden zu verwenden, 
oder — Perſon einem fremden Einfluffe in Betreff der Erziehung, 
des religiöfen Bekeuntniſſes oder der Lebensbeſtimmung zu 
unterwerfen, foll xc. — von 1845 6. 240.) 

Später wurde das Unbeitimmte in ber Fa ung hinfihtlid der Zwecke der 
Handlung erkannt, und der Entwurf von 1847 $. 258. ließ daher den obigen 
Zwiſchenſatz »zu eigennügigen, wenn auch an fi) nicht umfittlihen Zwecken zu ver» 
wenden, oder« fort, fo daß nun die Vorfchrift genau auf jene die Orziehung, dad 
teligiöfe Bekenntniß oder die Lebensbeſtimmung betreffenden Zwecke beſchränkt blieb, 
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Der Entwurf von 1850 bat jedoch die jehige Vorfchrift aufgenommen. “jene 
früberen Vorfchriften feien zu befchränft gemefen; die Erziehungdrechte der Eltern 
beftänden nicht allein bi8 zum 16. Lebensjahr, fondern während der ganzen Minder- 
jährigfeit, und außer den angegebenen Zweden der Handlung feien deren aud andere 
denkbar. Gleihmohl wurde hervorgehoben, daß es ſich um die Wereitelung des Er- 
ziehungd- und Beauffihtigungsrechte der Eltern handle. 

Daß nun aber in diefer Beziehung die Aufhebung jener Altersgrenze von 
16 Jahren in den früheren Entwürfen, alfo die Ausdehnung auf die ganze Minder- 
jäbrigkeit eine unpaffende fei, fheint einleuchtend. Es ift richtig, daß das in diefem 
Falle nicht außfhliehlid gegen die Perfönlichkeit de8 Entführten, fondern vorzugs- 
weife gegen die Erziehungsrechte der Eltern oder Bormünder gerichtete Vergehen aus 
diefem Grunde nicht durch die Einwilligung ded erfteren ausgeſchloſſen if. Allein 
eben deshalb mußte eine Alterögrenze gezogen werden, in melder in den meiften 
Fällen von einer Selbftbeftimmung des Hauskindes über Religion oder Lebensberuf 
noh nicht die Rede fein kann. Das Gefeh gewährt aber den Kindern über 14 
Jahren in Beziehung auf Religion und Lebensberuf eine Selbftbeftimmung, melde 
theild (in Abſicht auf die Meligion) eine abfolute, theild (in Abſicht auf den Lebens. 
beruf) wenigſtens eine durch die amzurufende Interceſſion und edentuelle Entfcei- 
dung des Vormundſchaftsgerichts geibügte ift (98. 84. 111. ff. Th. I. Tit. 2, des 
Allg. Landrechtd). Es bat alfo feinen Sinn, wenn Jemand einer fo ſchweren Strafe 
unterworfen werden jo, welcher einer Perſon von nabe an 24 “Jahren mit ihrem 
‚Willen bebülflich ift, fi der Aufficht der. Eltern zu entziehen, um fie einem unge- 
rechtfertigten Zwange derſelben in Abſicht auf die Religion oder den Lebensberuf zu 
entziehen. Im erjteren Falle hat er die Perfon dem unberechtigten Zwange entzo- 
gen, im leßteren Falle aber nur der Interceſſion des Staated vorgegriffen. 

Noch bedenkliher aber ift ed, überhaupt jeden Zweck der Handlung dadurd, 
daß dad Gefeg deflelben gar nicht gedenft, überhaupt für gleichgültig zu erklären. 
Der ganz allgemeine Charakter, den das Geſeß dadurch erhält, nämlich überhaupt 
nur der Eingriff in die elterlihen Mechte über die Perſon de? bis zum 24. Qebend- 
jahr unter dem väterlichen oder vormundſchaftlichen Rechte ſtehenden Kindes oder 
Mündeld erhebt diefe Rechte zu einer fo abfoluten Kraft und zu ſolchem Umfange, 
welche ihnen das Cibilgeſetz nicht beilegt. Der Mißbrauch diefer Rechte, 3. B. des 
Züctigun Brechted, wird auch gegen die Eltern durd das Strafgefep geahndet, und 
es follte ftrafbar fein, wenn eine Entfernung des Kindes geſchieht, um es foldem 
Mißbrauch zu entziehen? 

Unfer Strafgefegbuh und das ihm lediglich nachgebildete Dlbenburgifche find 
die einzigen, welche durch eine fo allgemein gefaßte Vorſchrift die elterlihen Rechte 
in folder Ausdehnung, alfo in ihrer Allgemeinheit überhaupt, und bi8 zur Majoren- 
netät des Kindes bin durch eine Strafvorfchrift ſchützen, alſo duch dad Schweigen 
über den Zweck der Handlung und durh die Hinausrückung der Wlterdgrenze bie 
ur Volljährigkeit zu der bärteften Gefeßedanwendung führen müffen. Die ent- 
— a der Strafgefegbücer von Sadfen (196), Bahern (252), 
Heflen (300), Naffau (289), Baden (270), Altenburg (147), Thüringen A haben 
zubörbderft überall nur die Altersgrenze von 14 refp. 16 Jahren. WUuferdem be- 
grenzen fie den Thatbeftand durch die Angabe des Zweckes. So Sachſen, Wlten- 
burg und Thüringen: 

sum fie einer anderen Religion oder Konfeffion, al® in der fie ſich be- 
* finden, zuzuführen, oder die beabſichtigte Aenderung derſelben zu verbindern«, 
apern: 
»um auf die Erziehung oder Lebendbeftimmung Einfluß audzuüben.« 
Baden: 
sum es ald fein eigenes Kind zu behandeln, oder darüber mit Gefähr- 
dung des Familienſtandes zu verfügen.« 
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pet —emiſche Entwurf, welcher ſich vielfah unferem Strafgeſetzbuche 
wo pofelk> == aber in vieler Hinſicht verbeflert bat, fordert: . 
garoht ‚zum F die Erziehung oder erg Einfluß zu üben.« 
in & ve Am meiteften gehenden diefer Beltimmungen enthalten doch immer 
er N) Nam tieferen und dauernden Eingriffs in die elterlichen Rechte, ver- 
nero eine, Dom S Lebensglüd und die ganze Zukunft des Entführten beftimmen- 
bunden mi und Ver- denfelben, und in Verbindung mit jener Alterögrenze die Ge- 
x die Delbſtbeſtimmung eine? reiferen Alterd nicht vermittelten Abwehr 
Kate rt dy Secho Qurng Seitens ded Entführten ſelbſt, auch wenn er urſprünglich 
gegen DS are Ver Entführung und feinem Zwecke einverflanden war. Nur allein 
mt DEM ne Sttafgefegbuh (300) macht hiervon eine Ausnahme; «8 ftraft ohne 
ESS) weees der Handlung denjenigen, weldyer einem Kinde unter 16 Jahren 
Angabe SR ah Telbft der Gewalt der Eltern. oder Vormünder zu entziehen. Aber 
—BX& 2% geihfalls jene frühe Alterögrenze und dad Minimum der Strafe ift hier 
ont Gefängnif. An fi entiehul bare Handlungen , bloß weil fie einen 
wu : 


den vollen Widerſpruch zuläßt, daß nach %. 208. die Entführung einer minderjähri- 

en auenöperfon mit ihrem Willen, aber ohne Einwilligung der Eltern oder 
32 Pormunded, um fie zur Unzucht zu bringen, nur mit einem Minimum von 
3 monaten Gefängniß bedroht iſt, während bei dem bier in Rede ftehenden 6. 206. 


Säle, wie ber vorliegende, bei denen eine eigentlich fo ftrafbare Mbficht nicht, vielmehr 
der 3 


wed der Gewährung einer Hülfe obmaltet, nicht unter 1 Jahr Gefängniß geahndet 
werden müflen. 
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Anterfuchung wider den Seldgärtnerfohn Franz; Winkler 
wegen Vatermordes. 


Am Montag den 9. Februar 1863 ftarb zu Roms ber Feldgärtner Franz Winkler 
im Alter von 60 Jahren, nachdem er nur einige Tage bettlägrig frank geweſen war. 
Einige Zeit nah feiner am 13. Februar 1863 erfolgten Beerdigung verbreitete ſich 
dad Gerücht, daf Winkler von feinem Sobne franz, welcher bei ihm im Saufe lebte, 
vergiftet worden fei. Um 27. Februar 1863 wurde in Folge deffen die Leiche mie 
der auögegraben, demnächſt gerichtsärztlich obduzirt umd fezirt, zugleich aber der In» 
balt der Eingemweibetheile einer chemifhen AUnterfuhung unterworfen. Es fanden jich 
hierbei in dem Magen der Leiche, fowie in der oberen Hälfte de8 Dünndarmes zu- 
fammen ungefähr 56 Gran weißen Arſeniks, theils in Eleinen Körnchen, tbeild in 
aufgelöftem Zuftande, außerdem aber 26 Gran Schwefel und eine Kleinere Quantität 
Thonerte vor. Das Refultat des ärztlichen Befunde ging hiernach dahin, daß 
der Winkler, wie die Sadverftindigen mit Beltimmtheit erklärten, an einer 
dur Arfenit- Vergiftung bewirkten brandigen Entzündung de8 Magen feinen Tod 
gefunden bat. 

Die gegen den Sohn des PVerftorbenen eingeleitete Unterfuhung bat aud) 
nicht allein den Verdacht, daß derfelbe feinen Vater vergiftet habe, beftätigt, fondern 
zugleich ergeben, daß er auch feine Stiefmutter, Magdalene geborne Straub, zu 
bergiften verfucht bat. Der Feldgärtnerſohn Winkler, welcher aläbald gefinglih ein» 
arzogen war, murde nah Beendigung der Vorunterfuhung durch Beſchluß des 
Anklageſenats des Appellationdgericht? zu Bredlau vom 1. September 1863 als bin- 
reichend belaftet: 

1) Anfangs Februar 1863 zu Roms den Verfuch, feine Stiefmutter, Mag- 
dalene geborne Straud, vorfäplid und mit Ueberlegung zu tödten, 
durch Handlungen, melde einen Anfang der Ausführung enthielten und 
nur durch äußere, von feinem Willen unabhängige Umftände ohne, Erfolg 
geblieben find, an den Tag gelegt zu haben, 


2) Anfangs Februar 1863 zu Roms feinen Vater, den Feldgärtner Franz 
Winkler, vorfäglih und mit Ueberlegung getödtet zu haben, 
alfo wegen verfuchten und wegen vollendeten Morded, zur Aburtbeilung dor das 
Schwurgericht zu Glap verwieſen. 

Nachdem die Sache am 30. und 31. Oktober 1863 verbandelt worden war, 
erklärten die Gefchworenen mit mehr als fieben Stimmen den Angeklagten der That 
für fhuldig, und der Gerichtähof jprach demgemäß und auf Grund der Beftimmung 
im 6. 175. des Strafgeſetzbuchs gegen denfelben wegen der ihm zur Lajt fallenden 


und 
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pie — — D ſfrafe, und da der Mord an einem Verwandten der aufſteigen⸗ 
qnieedt — — wtar, zugleich den Verluſt der bürgerlichen Ehre aus. 
pr m — gebniß der Beweisaufnahme betrifft, fo war der Feldgärtner 
Dt * V oeiner zweiten Ehefrau, Magdalene gebornen Strauch, bereits feit 
Bir gie pet. Diefelbe hatte ihm aus einer früheren Ehe eine jept vier- 
ER) 3 — Namens Karoline Schwertner, zugebracht, während cr felbft 
— ad < zwei Kinder batte, nämlich eine an den Häusler Exner ver- 
aud NE v 


N A DGEN wir Brei häuslichen und ländlichen Arbeiten Hulfe leiftete. Der Sohn, 
\ 


& Saule zurüdgefehrt war, körperlich zu aüchtigen. 
m Freitag, den 6. Februar 1863, frub Morgens gegen 6 Uhr, ging der 
\dgärtnet Minkler volllommen gefund von Noms nad dem benachbarten Orte 
ws in Die Kirche, während Die verehelichte Winkler und deren Tochter Karoline 
(ip im Haufe zu thun machten, der Sohn franz aber in der zur ebenen Erde im 
Haufe gelegenen Wohnſtube das Frühftüd, beftchend aus gelochter Milh mit Brot 
und Semmel; bereitete. Franz Winkler goß zu Diefem Zwede von der Milch, welche 
in einem eifernen Topfe in dem Dfenlode jtand, eine Quantität in eine Schüſſel, 
und verzebrte die Milch, nachdem er Semmel bineingebrodt hatte, gemeinschaftlich 
mit feiner Stiefmutter und Schweiter. In gleicher Weife bereitete er auch, jedoch 
in einem befonderen irdenen Topfe, das Frühſtück für den abweſenden Vater und 
fegte daſſelbe demnächſt in die erwärmte Ofenröhre, nachdem er der Tochter feiner 
S tieſmutter, Karoline, welde fih noch in dem Zimmer befand, mit den Worten: 
»Geh nur hinaus und füttere!« 
gebeifen batte, dad Zimmer zu verlaſſen. 

Er felbjt entfernte fi hierauf aud dem Haufe und kam erft gegen Mittag 
dorthin zurüd, 

Um 10 Uhr Vormittags febrte der Feldgärtner Winkler von feinem Aus» 

ange beim, nahm das für ihn bereitete Frühſtück aus der Dfenröbre, und fing an 

Kaffelbe zu verzehren. Nac einer Weile klagte er darüber, daß die Milch fo fonder- 
bar jhmede, als wenn Pfeffer bineingethan fei, ging darauf mit dem Topfe, in 
welchem fid die Milch befand, binaus und theilte nah feinem Wicdereintritt feiner 
Ehefrau mit, daß er fi babe erbrechen müflen, und daß auch eine Habe, welder er 
von der Milch zu reifen gegeben, diefelbe ebenfalld wieder von fich geipieen babe. 
Den Topf brachte Winkler leer zurüd und wuſch bdenfelben aus, nachdem die ber 
ebelihte Winkler noch gewahr geworden war, daß fih in dem Topfe ein kalkähnlicher 
Niederſchlag gebildet hatte. Winkler, welcher ſich wiederholt und unter beitigen Leib 
fchmerzen erbrach, nahm, als ſich diefe Krankheitserſcheinungen bei ihm zeigten, von 
einem in dem Wohnzimmer befindlichen Topfichranfe, auf weldem er Gift aufbe- 
wahrte, ein kleines Padet in Papier und äußerte in Gegenwart feiner Ehefrau und 
feiner Stieftochter: 

rZugebunden ift ed noch jo; follte mir dev Franz etwas davon in die 

Mid gethan haben ?« 
worauf die verebelichte Winkler erwiderte: 

»Das ijt wohl nit möglich!« 

Auch am Nahmittage ded gedachten Tages ſprach der Feldgärtner Winkler 
gegen den ibm beireumdeten Häusler Elsner, welchen er batte zu ſich rufen laflen, 
den Verdacht aus, daß er befürchte, Gift genoflen zu haben. Cläner holte im Auf- 
trage dei Kranken den Dr. Gottwald aus Reinerz berbei, welcher indeflen weder 
von dem Patienten, noch von deſſen Angehörigen eine gemügende Auskunft über die 


624 Ein Rapitalfall. 


verbächtigen Krankheitserſcheinungen und deren muthmaßliche Urſache erhielt unb 
daher nur eine beruhigende Arznei, für den a bed wiederkehrenden Erbrechens 
aber ein Braufepulver verordnete. Auf Anmwei ung des Arzted fand fih am folgen- 
den Morgen, Sonnabend den 7. Februar 1863, der Sohn Franz Winkler bei ihm 
ein und machte ihm die Mittheilung, daß fein Vater ſich etwaß beffer befinde, ob- 
wohl er in der verfloffenen Nacht fih noch einmal habe erbrechen müflen und fich 
noch ſchwach fühle. Dr. Gottwald bedeutete den Boten, daß er vor Abend weitere 
Nachricht über dad Ergehen ded Patienten erwarte, da er bdenfelben, falld feine 
Beflerung eintrete, noch beſuchen müſſe. Indeſſen erhielt der Arzt die gewünſchte 
Auskunft nicht und der Feldgärtner Winkler ftarb, ohne nod einmal Ärztlihe Hülfe 
gebraucht zu haben, zwei Tage fpäter, am Montag den 9, Februar 1863, unter 
beftigen Krämpfen. | 

MWährend der drei Tage, von dem Befuche ded Dr. Gottwald biß zur Todes⸗ 
ftunde, hatte fih der Patient zwar ab und zu wohler gefühlt; jedoch ftellten fich die 
urfprünglichen Krankheitderfheinungen, Erbrechen verbunden mit Leibfehmerzen, immer 
von Neuem ein, fo daß er Alles, was er an leichter Speife und an Arznei zu fich 
nahm, al8bald wieder von ſich en mußte. Was er in diefer Zeit genofien, bat 
er fich theils felbjt gereicht, theild durch feine Ehefrau erbalten; namentlich bat diefe 
ihrem Ehemanne die ihm von dem Arzte verſchriebene Medizin eingegeben. Dagegen 
zeigte der Sohn Franz, während fein Vater unter ſchmerzhaften Leiden krank dar- 
nieder lag, die größte Theilnahmlofigkeit, und noch kurz vor dem Tode äußerte der 
Vater zu dem Sohne: 

franz, nimm Dir ein Beifpiel an meinen Reiden!« 
MWorte, welche den Anweſenden unverftändlib erfhienen, und melde der Angeredete, 
wie er fagt, fo auffaßte, daß er ſtets der Schmerzen feined Vaters gedenten folle. 

Am Tage vor der Beerdigung der Leiche, melde am 13. Februar 1863 
ftattfand, machte ein früher bei dem Feldgärtner Winkler befchäftigt gewefener Ar- 
beiter Namen? Krabſch die Wittme Winkler und den Sohn Franz darauf aufmerf- 
fam, daß ſich an der Leiche auffallend viel blaue und grüne Flecke zeigten. 

Er erfuhr bei diefer Gelegenbeit von der Wittwe, daß die Kape, melde eben- 
falld von der Mil genofjen batte, feitdem abhanden gefommen, und einige Tage 
darauf, daß die Habe in dem zu dem Winklerſchen Geböft gehörigen Stalle todt 
aufgefunden fei. Krabſch bemerkte aud, daß Franz Winkler die todte Katze auf den 
Düngerbaufen trug, wofelbft er fie vergraben haben wil. Aller danach angeftellten 
pt due ungeachtet it e3 jedoch nicht gelungen, ben Verbleib der Kape zu 
ermitteln. 

Als fpäter dad Gerücht entftand, daß der Feldgärtner Winkler vergiftet wor- 
den fei, fuchte derfelbe Arbeiter Krabfb auf Veranlaffung der Wittwe nab dem 
Gifte, welches, wie Beide mußten, der Verftorbene in feinem Befig gehabt hatte. Er 
fand aud in der MWobnftube auf dem Topfſchranke ein in Papier eingewickeltes 
Dädhen, welches er für Gift bielt und, um ed aufzubewahren, auf dem Bobden- 
raume ded Haufe unter einem Dachſparren verbarg. Bald darauf war dad Dadet 
von dort verfchwunden und Krabſch vermutbete, daß Franz Winkler, welcher fich 
furz zuvor an dem Dadfparren etwas zu ſchaffen gemacht batte, das Paäckchen bei 
Seite gefchafft babe. franz Winkler ftellte diefe Zumuthung zwar in Abrede, balf 
aber aus eigenem Antriebe nad dem Dadet fuhen, und alsbald fand Krabſch an 
der bezeichneten Stelle ded Hausbodens neben einem zur Fußbekleidung dienenden 
paar Lappen, welde Franz Winkler beim Suchen aufgenommen und wieder von fich 
gelegt hatte, das vermißte Dädchen. Nachdem daffelbe dur Vermittelung der Do» 
Ineibehörbe zur gerichtlichen Verwahrung gelangt war, ftellte fi bei der chemiſchen 
Unterfubung der Inhalt des Packets ald eine Quantität weißen Arſeniks berauß,. 

Bei einer demnächſt in dem Winklerſchen Haufe vorgenommenen Durchſuchung 
wurden der Topf, in welchem Franz Winkler für feinen Vater da8 Frühſtück be» 
reitet, dev Löffel, mit welchem der Leptere daffelbe genoflen, fowie dad Näpfchen, in 
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ar Das (ten hatte, in Beſchl M 
F pie gete a8 Freſſen erhalten hatte, in Belhlag genommen. In allen 


ih AR ift jedoh eine Spur giftiger Subftanzen nicht mehr zu ent- 

* Br N wm Merdem fand fich bei der Hausſuchung aud die Flaſche vor, in 

rt ge on TE Dr. Gottwald dem Kranken verordnete Arznei aufbewahrt wor- 
t pie gr b — 


ten mIt- Aret 8 Kine, noch eine kleine Quantität von ber Medizin enthalten; zur 
vn TO —BR eng war die Flaſche aber bereits fo rein ausgewaſchen, daß der 
zit MT at bei der chemiſchen Unterfuchung ſich nur ald ein wenig klares Waſſer 
3 de gr Mt ST Slafche audgemafchen bat, ift nicht zu ermitteln gemwefen ; indefien 
zemied- gritdter des PVerftorbenen es für möglich, daß entweder fie oder franz 
Sie Andwoafhung der Flaſche beforgt habe; der Werftorbene habe, fagt fie, 
Rat — apldige Meinigung folder Gefäße ſtets gehalten. 
auf dit on beionderer Wichtigkeit ift dagegen der Inhalt einer anderen Flaſche ge- 
welde bei der Hausſuchung gleichfalls in Beſchlag genommen wurde. Die 
— Minkler hatte ſich nämlich kurze Zeit vor der Erkrankung ihres Ehe- 
vereht 5 wegen eined Flechtenausſchlages, an welchem fie litt, an einen gemiflen 
—— gewendet, welcher Medizinalpfufcherei trieb. Derfelbe gab ihr Mezepte zu 
en Meditamenten, nämlich zu einer Latwerge, welche innerlich und zu einem Waſch 
—* welches äußerlich angewendet werben ſollte. Die verehelichte Winkler, welche 
dieſe Medikamente in der Apotheke zu Reinerz anfertigen ließ, gebrauchte indeſſen 
vertebrter Weiſe die — äußerlich und das Waſchwaſſer innerlich. Bon dem 
Waſchwaſſer war zur Zeit der Hausſuchung noch eine Quantität in der erwähnten 
zweiten Flaſche vorhanden, und die chemiſche Unterſuchung hat ergeben, daß dieſelbe 
ein Theil Schwefelmilch und ein Theil (4 Skrupel) weißen Arſenik enthielt. 
Diefer Inhalt wurde deöhalb von fo großer Bedeutung, weil fih in dem Magen 
des veritorbenen Feldgärtners Winkler, außer Arſenik, auch 26 Gran Schwefel vor- 
fanden, ein Umftand, welcher fib weder au dem Genuß der von dem Dr. Gottwald 
dem Verftorbenen verordneten Arznei, nocd der jonft dem Kranken berabreichten 
Speifen erklärt und nur dann feine richtige Bedeutung erhält, wenn man, wie bie 
Gerichtsärzte thun, annimmt, daß Winkler aud etwas von dem Waſchwaſſer genoffen 
bat, welches, menn ed nad der Verordnung umgejhüttelt wurde, von einer ganz 
leihen mildhweißen farbe war, mie jene dem Kranten von dem Dr. Gottwald ver- 
fchriebenen Medizin. Es ift jedoch unerwiefen geblieben, auf welche Weife dem Ber- 
ftorbenen etwas von diefem Waſchwaſſer beigebracht ift, indem namentlid die Wittwe 
Winkler, welche die Krankenpflege ibre8 Ebemanned beforgte, ed, menn auch für 
möglih, fo dod nicht für wahrſcheinlich hält, daß fie dem Kranken aus Berfehen 
ftatt der Gottwaldfhen Medizin, melde an einem an ber er befeftigten Etifett 
kenntlich war, das für fie felbft beftimmte Treutlerfhe Waſchwaſſer — habe. 
Objektiv aber ſteht nah dem Gutachten der Gerichtkärzte feſt, daß Winkler wäh— 
rend ale etwa viertägigen Krankheit zu wiederholten Malen Arſenik genoflen 
aben muß. 
b Die verebelihte Winkler hatte von dem Waſchwaſſer, welches nad der An- 
gabe deB Apothefergebülfen Gude don ibm Ende Januar oder Anfang Februar 1863 
angefertigt ift, zuerft 2 bi8 3 Mal täglih eingenommen, obne üble Folgen zu ver- 
fpüren. Später murde ihr nah dem Mebdiziniren, mie fie ſich ausdrückt, 9 ſchlecht/ 
ihr war in der Gegend der Herzgrube fo weich, als wenn fie ſich erbrechen müſſe; 
ed ftieß ibr fortwährend auf und ed trat auch, menngleih unbedeutend, Erbrechen 
ein. In folge defien und da die verehelichte Winkler ſich außerdem ſchwach fühlte 
und appetitlod war, nabm fie bon der Arznei täglih nur einmal, ſetzte aub an 
manden Tagen das Mebdiziniren ganz aus, fubr aber mit dem Gebraub bed Wafcı- 
waſſers bis nad dem Tode ihre Ehemanned fort. Als fie nad dem Ableben dei. 
felben daß Ieptemal von dem Waſchwaſſer, und zwar nur eine kleine Quantität genoß 
und gleih darauf bdaffelbe Uebelbefinden eintrat, gab ihr Stiefſohn Franz ihr den 
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Rath, fie möge doch gleich einen ganzen Eflöffel voll einnehmen, was fie indeſſen 
nicht gethan zu haben fceint. 

Menngleih die Beftandtheile des Waſchwaſſers mit dem Treutlerihen Re- 
zepte nicht gang übereinftimmen und wenngleich der Apotbefergebülfe Gude einge» 
räumt bat, daß er bei der Anfertigung des Mezepted ſich Abweichungen vun den 
Vorſchriften defjelben erlaubt babe, fo ift durch feine Ausfage doch jedenfalld die An- 
nabme befeitigt, daß bei der Zubereitung des Medikaments Arfenif oder andere gif- 
tige Stoffe demjelben beigemülcht find. Nah dem ürztliben Gutachten ift es nicht 
zu bezweifeln, daß die Wittwe Winkler, wenn fie von dem Waſchwaſſer noch mehr 
eingenommen bätte, durd den in demfelben befindlichen Arſenik ebenfo, wie ihr Ehe⸗ 
mann, vergiftet worden wäre. 

Gegenüber diefen thatſächlichen Ermittelungen bat, was den fubjettiven That- 
beftand betrifft, der Angeklagte Franz Winkler nab anfänglihem Leugnen die ihm 
zur Laſt gelegten Verbrechen eingeftanden, dieſes Geſtändniß jedoch ſpäter wider- 
rufen und defielbe endlich, indem er ſich für fchuldig erklärte, wiederholt. 

Bei feiner am 24. und 26. Februar 1863 erfolgten polizeiliben und gericht» 
lihen Vernebmung gab Franz Winkler zwar zu, daß fein Vater ungefähr 8 Taae 
vor feiner Erfranfung ibn wegen nächtlichen Ausbleibens körperlich gezüchtigt, be» 
bauptete aber, daf noch vor dein Eintritt der Krankheit eine Verſöhnung zwifchen 
ihnen ftattgefunden babe. Dagegen ftellte er in Abrede, in den Topf, in welchem 
er die Milch zum Frühſtück für den Water zubereitet, Gift getban zu baben. 

Am 5. März 1863 geftand der Angeklagte jedoch dem Unterfuhungsrichter, 
in Gegenwart des Gefangen-Auffeherd Schramm, ein, daß er bon dem Gifte, welches 
in dem Wohnzimmer auf dem Topfſchranke aelegen, und welches ibm fein Water 
früber felbft als ſolches bezeichnet, eine Quantität in die für den lekteren bereitete 
—— wiſſentlich und mit Abſicht gemiſcht habe. Noch an demſelben Tage, 
owie bei einer ſpäteren Vernehmung am 10. März 1863 wiederholte Franz Winkler 
jenes Geſtändniß vor beſetztem Kriminalgericht, indem er angab, daß ſein Vater ihm 
längere Zeit vor dem in Rede ſtehenden Vorfalle eines Tages zwei kreide- ähnliche 
Stuͤcke gezeigt und dabei geäußert habe: 

»Hätte ih gewußt, daß ich dieſes Gift noch beſitze, ſo würde ich mir fein 
neues gekauft baben.« 

Un dem Tage vor der Erkrankung de Vaterd babe er, der Angeklagte, das 
Gift von dem Topfichrante, mo ed, in Dapier gehüllt, von dem Bater aufbewahrt 
fei, berabgenommen, angeblich, um dad Gilt ned einmal anzuſehen. Bei dirfer Ge— 
legenbeit habe er mittelft eined Sammerd von dem Gifte ein Stüdcen, fo groß wie 
eine Hafelnuß , abgeſchlagen, und nachdem cr den Reſt wieder auf den Schranf 
gelegt, den abgefchlagenen Theil in die Taſche geitelt, um gelegentlih an einem 
Thiere zu verfuchen, ob das Gift tödtlic wirkte, Am folgenden Tage, Freitag den 
6. Februar 1863, habe er bei der Zubereitung des Frübftüds plöglic den Entſchluß 
gefaßt, das Gift, welches er noch bei fi in der Taſche getragen habe, dem Vater 
in die Milch zu mifhen, da er gegen denfelben darüber erbittert geweien fei, daß 
diefer ihm einige Tage vorher gezüctigt babe. Seine Abficht fei indeffen nur dahin 
gegangen, zu bewirken, daß fein Vater fi durch den Genuß des Giftes eine Kranf- 
beit zuzöge; dagegen babe er nicht benbfichtigt, denfelben zu tödten, wie ev denn auch 
nicht gewußt babe, daß felbft eine fo geringe Quantität Gift nothwendigerweiſe den 
Tod babe berbeiführen müflen. Er habe aljo, außer den Zuibaten zu dem Früh— 
ftüde, dad Stückchen Gift in den Topf geworfen, warme Mil darauf gegoffen und 
die fo bereitete Speife in die Ofenröhre geftellt, damit dev Vater diefelbe, wie dies 
demnächſt auch gefcheben fei, genöffe. Uebrigens babe er mehr, als diefed eine Mal, 
dem Vater fein Gift gegeben und ſolches auch nicht in die Flaſche, welche die für 
feine Stiefmutter beftimmt geweſene Medizin enthalten habe, gethan. 
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nor Rio =a\ı März 1863 widerrief Franz Winkler jeboch dieſes Geftändniß, 
Om \8 ſpruch biermit die Behauptung auf, daß feine Stiefmutter ſich 
are det he => ie Thäterin befannt und ihn —** habe, die Schuld auf ſich 
An do fir r ſeines noch jugendlichen Miterd wegen, bald wieder freigelajlen 
m met an! NR felbft, wenn fie das Verbrechen eingeftebe, um ihren Kopf fom- 
: tr > iefer Behauptung bebarrte der Angeklagte auch, obwohl feine 
— x eihe ihm egenübergefelt wurde, die gegen fie gerichtete Bezüchtigung 
ERROR LAN nat Entichiedenbeit zurückwies, und obwohl der Unterfuhungsricter 
ve AT, te un miederholten Malen eindringlich ermahnte, mit der Wahrheit 
den —— - 
\ 5. ApPril 1863 endlich ließ fi Franz Winkler aus freiem Antriebe vor 
uannaSricter führen und wiederbolte nunmehr fein frühere Geftändnif, 
den Untett gelbe zugleich dahin vervollfländigte: Schon mehrere Wochen dor dem 
Water babe er von dem in der Wohnſtube auf dem Topfſchrank liegen 
— Sitte müittelft eined Hammers ein Stück in der Größe von etwa zmei SHafel- 
den @\ abgelhlagen und dafjelbe auf dem Bodenraume des Hauſes hinter einem Dad 
“rn. verborgen, da er den Entihluß gefaßt, feiner Stiefmutter, welche ihm bei 
seo Mater häufig verklatjept habe, das Gift bei paffender Gelegenheit in Speifen 
oder Getränfen beizubringen. Zu diefem Zwecke habe er zwei oder drei Tage vor 
der Erfranfung ded Vatets, alfo am 3. oder 4. Februar 1863, ald er fi Mittags 
allein in dem Wohnzimmer befunden, da8 Stüd Gift von dem Boden gebolt, baffelbe 
demnäcft, damit ed nicht zu ſtark wirke, mit dem Hammer in zwei Theile zerfchla« 
gen den einen Theil zu Dulver geklopft und dieſes in die feiner Stiefmutter ver- 
ordnete weißliche Medizin, welche fich diefelbe Tag® zuvor babe bolen laffen, ge 
fchüttet , während er den Reft des Giftes planlos in die Weſtentaſche geſteckt babe. 
Um folgenden Freitag, den 6. Februar 1863, fei ibm bei Gelegenbeit der Zuberei- 
tung des Frühſtücks der Gedanke gefommen, das übrige Gift dem Vater beizubrin- 
gen, auf welden er wegen der erlittenen Züchtigung böfe gemefen fei. Er habe 
daber daB Stüd Gift mit dem Kammer zu Pulver zerfhlagen und nachdem er 
Semmel in den Topf aefchnitten, dad Gift dazu gethan umd über daſſelbe Milch 
aegofen. Bon diefer Semmelmilch babe fein Vater fpäter genoffen, während bie 
Stiefmutter von der vergifteten Medizin einige Male eingenommen babe. Seine 
Abſicht fei dabei aber nur die gewefen, feine Eltern durch die Beibringung des Gifte® 
frant zu machen, nicht aber fie zu tödten, obwohl er, mie er nicht leugnen könne, 
Der Stiefmntter, jedoch abſichtslos, den Rath gegeben habe, von der Medizin doc 
bald einen großen Löffel voll zu nehmen. 

Mit diefen Angaben, welche Franz Winkler auch bei einer nochmaligen Ver- 
nehmung am 15. Juli 1863 witderholt gemacht bat, ftimmt das von demfelben in 
der mündliben Verhandlung vom 30. und 31. Oktober 1863 abgelegte Geftändnif 
der That durchaus überein. Insbeſondere ift der Angellagte bei der Behauptung 
fteben geblieben, daß er, indem er feinen Eltern bad Gift gegeben babe, diefelben 
nur babe frant maden, ticht aber babe tödten wollen. Tiefe Behauptung it in 
deffen durch das von den Geihmworenen dabin abargebene Verdikt, daß der Ange 
klagte die ihm zur Laſt gelegten Verbrechen nicht blo8 mit Vorſatz, fondern aucd mit 
Ueberlegung begangen babe, thatſächlich widerlegt, und fie erſcheint auch nad dem 
Verlauf der Sache fo unglaubwürdig, daß fi bieraud im Gegentheil die auf den 
töBtliben Erfolg gerichtete Abſicht des Werurtbeilten mit Sicherheit erkennen läft. 
Hierfür fpricht zunähft, daß der Werurtbeilte ſchon mehrere Wochen vor der Ver» 
übung der That einen Theil des Giftes, welches ibm ſchon früber von feinem Vater 
als ſolches bezeichnet und dem Sohne daber, wie er au nicht leugnet, als folde® 
befannt war, auf dem Boden des Haufed in fihere Verwahrung gebracht bat, um 
daſſelbe demnachſt bei einer fich bietenden Gelegenheit zur Ausführung feines ver- 
brecherifchen Entſchluſſes zu benugen. Nachdem er aber ungefähr die Hälfte der von 
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ibm bei Seite gefhafften Quantität Gift in die für feine Stiefmutter beftimmte 
Medizin gethan, hat er, wie er einräumen muß, derfelben gerathen, body bald einen 
großen Löffel voll von derfelben einzunehmen, und wenn der Verurtheilte glauben 
maden will, daß er fich bei diefem Rathe nichts Böſes gedacht habe, fo ftellt fich 
diefe Ungabe offenbar nur ald eine leere Außfluht dar. Denn feine Abſicht konnte 
bierbei nur darauf gerichtet fein, die Stiefmutter zum vollftändigen Genuß aud bes 
in der Medizin noch befindlichen Gifte® zu veranlaffen, und es ift, auch nad dem 
Gutachten der Gerichtäärzte, nur dem zufälligen Umftande, daß diefelbe den weiteren 
Gebraud der Medizin auögefept bat, zuzuſchreiben, daß nicht auch bei ihr der tödt- 
liche Erfolg bei der Vergiftung eingetreten it. Was aber feinen Vater betrifft, fo 
bat der Berurtheilte zwar angegeben, daß er zunädft an einem Thiere den Verfuch 
babe maden wollen, ob das Gift tödtlich wirfe. znbeiien bar er einen ſolchen Ver⸗ 
fuc nicht gemacht, fondern vielmehr den Reſt des Giftes aldbald in das für den 
Vater bereitete Frühſtück gemifht, und da er mußte, daß derfelbe die Speife dem- 
nächſt genießen würde, deffen Tod mwohlüberlegt herbeigeführt. Es leuchtet auch ein; 
daß der Berurtheilte, indem er feinem Vater den giftigen Stoff beibrachte, ſich fagen 
mußte und ameifellod fih auch gefagt hat, daß der Genuß einer fo bedeutenden 
Quantität Gift, welde etwa dem Inhalt und dem Umfang einer Hafelnuß gleichkam, 
unaudbleiblih den Tod zur Folge haben mußte, da ihm die tödtlihe Wirkung des 
feinem Bater eingegebenen Gifted, von welchem fich noch ungefähr 56 Gran in den 
re des Verftorbenen vorgefunden haben, nit wohl unbefannt fein 
onnte. 

Er hatte troß feines jugendlichen Alters die Verbrechen nicht nur mit boll- 
fter Ueberlegung, fondern aud nad einem Plane außgeführt, welchen er unverfenn- 
bar bereit8 Tage lang mit fi in Gedanken berumgetragen hatte. Schon dad aus 
dem Gefühl der Rache entftandene Motiv zur That ift derartig, daß es den hoben 
Grad der fittlihen Verworfenheit ded Berurtheilten nicht zweifelhaft läßt. Der Ber- 
urtheilte hat zwar ſchon im Laufe der Unterfubung zu feiner Entſchuldigung ange- 
führt, daß die Stiefmutter fein Berbältniß zum Vater getrübt habe, indem fie al8 
———— zwiſchen ſeinem Vater und ihm aufgetreten ſei. Dagegen hat die 

etztere glaubhaft verſichert, daß, während ſie, wie auch mehrere andere Perſonen 
aus ihren Wahrnehmungen beftätigt haben, mit ihrem Ehemanne in Friede und Ein- 
trat gelebt habe, ihr Stieffohn, in offenbarer Verkennung feiner Stellung im elter- 
lihen Haufe, gegen fie vielmehr herriſch aufgetreten und deöhalb gegen fie erzürnt 
geweſen fei, meil fie in der beften Abficht auf ihren Ehemann eingewirft habe, um 
durch deffen väterlichen Einfluß den Sohn von feinem leichtfertigen Lebenswandel 
auf den Weg der Ordnung und Sitte zurüdzuführen. Der Bater aber, welder 
dem Sohne mit befonderer — zugethan war, ließ ſich ſelbſt durch den 
Kummer, den ihm der Sohn durch ſeine tadelnswerthe Führung bereitete, nicht be» 
— ihm feine Liebe zu entziehen und es bedarf feiner Ausführung, daß der- 
elbe, wenn er fi zu dem äußerſten Mittel einer körperlichen — bed übel- 
gerathenen Sohnes entſchloß, bei der Erfüllung diefer Pflicht fi 

übung feined väterlihen Rechtes befand. 

Trogdbem und obwohl bie Eltern nur das Befte des Sobned im Auge 
hatten, bat der WVerurtbeilte durch den mit der That in keinem Verhältniß ftebenden 
Beweggrund des Gefühld der Erbitterung über häusliche Mißhelligkeiten ſich verlei- 
ten laſſen, feinen verbrecheriſchen Angriff gegen das Leben feiner Stiefmutter und 
felbft genen dasjenige feined eigenen Vater zu richten. Be 

Wie groß feine Herzlofigkeit und wie gering der Grab feiner kindlichen Liebe 
ift, ergiebt fih aud auß dem Mangel von Theilnahbme, melden er während ber 
Krankheit jeined Vaters beim Unblid der dur ihm felbft verurfachten Leiden deffel- 
ben an den Tag gelegt bat. na dieſer Zeit fheint der Verurtheilte nur bei zwei 
Gelegenheiten, jedbod nur vorübergehend, zu dem Bemußtfein von der Schwere ber 


dh nur in der Auß« 
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ven re i 
aße —F erbrechen elangt zu ſein. Denn nach der Ausſage ſei 
ya — als —* ihm an dem erſten Tage der ——— * 
Sim die ‚vo kein Beilung gemacht hatte, geweint, und wie er felbit verfichert, bat 
Abe w am —“ bei den Fortſchritten der Krankheit den Zuſpruch eines 
* * * u und erhalten batte, feine Gedanken zum Gebet gefammelt. 
—— (alt rt =  vereingelten Gefühlderregungen bei der fonjtigen Robbeit des 
8— * — er der Verurtheilte durch ſein Auftreten vor, bei und ſelbſt nach 
ne ie XX Beweiſe gegeben hat, auf eine reuebolle Erkenntniß der Größe 
it * Ma * 5. ee ee —* —* dieſer Verurtheilte, troß 
/ rucke der Gewi ü i i 
Ya gehen nicht hat entziehen können. de 


Mittbeilungen 


aus den 


Schwurgeridts - Verhandlungen. 


Art. 39. des eig vom 3. Mui 1852. Entfheidung dei Ge- 
richtshofes im ſchwurgerichtlichen Kontumazial-VBerfabren. 
Umfang feine Brüfungsrehtes und Bedeutung des Aus: 
drucks »nad Lage der Akten.« 


De Angeklagte bat im Konkurſe des I. eine Forderung von 200 Rthlrn. aus 
einem ihm von dem Kridar ausgeftellten Wechſel-Accept geltend gemadt. Diefe 
Forderung ift nah Behauptung der Antlage eine fingirte gemwefen, da nad ber 
eigenen Angabe ded Angeklagten der Kridar ibm jenes Accept aus Gefälligkeit und 
ohne Gegenleiftung ausgeftellt haben foll und nad der Natur eineß ſolchen Geſchäfts 
eine Forderung überhaupt nicht babe fonftituirt werden follen, vielmehr der Ange- 
klagte den Kredit des Kridard nur babe benugen wollen, um fi auf diefem Wege 
Geld zu verſchaffen, für deffen wechſelmäßige Auszahlung der Kridar fi verbindlich 
gemadt. Indem alfe der Angeklagte gegen die Natur des Geſchäfts den Wechſel 
als folhen im Konkurſe angemeldet, habe er cine erdichtete Forderung geltend 
gemacht, geftügt darauf, daß der Wechfel in feiner äußeren form die Natur diefeß 
Gefchäftes nicht erkennen ließ. 

Soweit die Anklage, deren formel demnach den Thatbeitand des $. 260. 
Nr. 2. des Strafgeſetzbuchs enthielt. 

Gegen den latitirenden Angeklagten wurde das fchwurgerichtlibde Kontuma- 
zial-Berfahren eingeleitet. Der Angeklagte erfhien in der Audienz nicht, der Ge- 
richtshof befchloß, ohne Zuziehung der Gefhmworenen in contumaciam zu erkennen, 
und fprad demnächſt den Ungellagten frei, und zwar aus folgenden Gründen: der 
Gerichtshof hat der Annahme der Anklageformel, daß der Angeklagte im Konkurſe 
des ., um ſich Vortheil zu verſchaffen, eine erdichtete Forderung im eigenen Namen 
geltend gemacht babe, nicht beitreten, alfo diefe thatfächliche Feſtſtellung nicht gewin- 
nen fünnen. Es mag dabingeftellt bleiben, ob in einem formell gültigen und klag— 
baren MWechfel » Accepte überhaupt eine erdichtete fforderung gefunden werden kann, 
jedenfall3 ift au8 den in der Anklage enthaltenen Thatſachen nicht mit Sicherheit zu 
jchließen, daß der Angeklagte die Forderung für eine erdichtete erkannte und fie den. 
no im Konfurfe des J. anmeldete. Dieſer Dolus mußte entweder zu der Zeit, 
ald Angellagter dad Accept erhielt, oder zu der Zeit der Anmeldung der Forderung 
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gewüst Fein. Für da8 Erftere liegt in den in der Anklage enthaltenen 
ande fein Em ilt, gegen das zweite ſprechen mehrere Umftinde, die dem Ge, 
ad Me mug erfhienen, um dad Vorhandenſein der dolofen Abficht reip. 
anlefe gie! Dex rebtäwidrigen Handlungsweiſe micht für feftgeftellt zu er- 
J —RBR— 
miele [unbe find folgende: 
* Di derd x ung ift eine an und für fi formell gültige und durch eine Klage 
et MN Anm der Hand des Angeklagten, fie durch ein Giro auf einen Drit- 
inunte 1 —8 und wenn er hieraus folgerte, daß fie eine wirklich exiſtente, keine 
m w ein d wamag er fib möglicherweife in einem Rechtsixrthume, braucht ſich 
wit un dolle befunden zu haben. Daß er eine folde dolofe Äbſicht in der 
ger wicht gbabt bat, dafür fpricht, daß er felbft bei feiner Vernebmung als Zeuge 
em I geführten Vorunterfudung offen erklärt bat, die Forderung berube 
in det FI em Gefälligkeits-Accepte; hätte er in der That dad Bewußtſein gebabt, 
wur N rum (ei eine erdichtete, fo würde er fi nicht felbit angefchuldigt haben. 
die ie nah Lage der Alten zu erlaffenden Entfheidung war ſchließlich nicht 
Ba “Act zu laflen, daß der qu. Wechſel von dem Angeklagten vor dem Fällig- 
RE bei dem Konkurſe ded J. angemeldet if. Wie die Fol. 66. Akt befindliche 
re (aubigte Abichrift aus den Konkurs - Akten ded ? ergiebt, war der Wechſel am 
e Hftober 1864 füllig, aber bereit? am 13. deil. M. angemeldet, Angeklagter 
3 ich hernach noch in der Lage, den Wechiel zu begeben und die aus dem 
befand ſich det 
Accepte — Forderung auch der Konkursmaſſe gegenüber zur Geltung brin⸗ 
gen zu laſſen. 


Aus diefen Gründen ift die oben gedachte Freftitellung nicht gemonnen mwor- 
den und mußte Angellagter daber freigefprochen werden. 

Der Staatsanwalt rügt die Verlegung der 68. 39. 41 — 45. 64. 65. des 
Geſetzes vom 3. Mai 1852. Der geftellten Warnung gemäß, daß angenommen mer- 
den würde, der Angeklagte geitehe die in der Anklage behaupteten Thatſachen zu, 
babe ſich der Gerichtshof darauf befhränten müffen, nad Verleſung der Anklage die 
in dieſer bebaupteten Thatſachen, alfo auch die, daf der Angeklagte im Konkurſe de8 
5. eine erdichtete Forderung geltend gemacht babe, für zugeftanden zu erachten. 

n dem Begriff »erdichtet« Ängirte liege nicht allein bie batfächlice Unrichtigkeit, 
* auch die Kenntniß derſelben Seitens des Angeklagten. Hier aber habe ſich 


der Gerichtshof auf den Standpunft der Geſchworenen nad gepflogener Berhand- 
kung geftellt. 


Das Ober-Tribuna! bat am 4. Auli 1866 wider Cohn (Nr. 705. 1.) ver- 
richtet, und die Sache an den Schwurgerichtähof zurüdgemiefen. 


Gründe. 


Der geftellten Warnung gemäß muß in dem ſchwurgerichtlichen Kontumazial- 
Merfahren gegen den Angeklagten angenommen werden, daß derſelbe — mie der 
Art, 37. Nr. 2. des Gefeped vom 3. Mai 1852 fagt, — »die ibm zur Laſt gelegte 
That«, oder daß er — mie der Art. 64. ebend. fagt — »die in der Anklage behaup- 
teten Thatſachen« zugeftehe. Auf Grund deffen bat der Gerichtähof fein Urtheil 
»lediglih nach Lage der Altene zu fällen. 


mag nun dabingejtellt bleiben, in mie weit der Schwurgerichtähof den 


inhalt der Aften in Verbindung mit dem Inhalt der für zugeitanden zu eradhten- 
den Anklage bei der Füllung | 


eines Urtheild benupen dürfe; in jedem Falle ift ibm 
bierbei die Grenze geftedt, dab er felbjt anderweit Thatſachen oder tbatfädliche Er- 
wägungen nicht zum Grunde legen darf, welde für den Fall des Zugeftändniffed des 
anmeienden Angeklagten nad Art. 75. und 76. ebend. Behufs ihrer Feſtſtellung der 
Zuziehung der Geſchworenen bedürfen würden. Denn bei der in der Natur der 


Sade liegenden und von dem Gejege augenſcheinlich gewollten Gleichitellung des 
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präfumirten Zugeftändniffed in dem ſchwurgerichtlichen Kontumazial» Verfahren mit 

dem ausdrüdlichen Zugeltändniffe in dem ordentlihen ſchwurgerichtlichen Verfahren 
t daflelbe offenbar dem Gerichtshofe in dem erfteren Verfahren feine größere Be- 
gniffe ald in dem letzteren beilegen wollen. 

m vorliegenden Falle bat nun der Gerichtähof den Angeklagten freige- 
fprochen, weil er durch thatlächliche Erwägungen, welche über den Umfang der in der 
Anklage enthaltenen, alfo für zugeftanden zu eradhtenden Thatfachen hinausgehen, den 
Dolud des Ungellagten, das Bemußtfein der Geltendmadhung einer erdichteten 
erh derneinen zu müffen glaubt. Died ift, mie gedacht, unftattbaft. Der 

erichtöhof hatte vielmehr nur zu prüfen, ob nicht in jenen für zugeftanden zu er- 
—— Thatſachen zugleich auch jener Dolus des Angeklagten Mi erwiefen anzu- 
nebmen fei. 

Die zugleich angeregte frage über die Eigenfhaft der geltend gemachten For⸗ 
derung, als einer erbichteten, hat ber Gerichtäbof unentſchieden Bere Die Be- 
bauptung der Nichtigkeitöbefchwerde , daß auch fie für zugeftanden zu erachten fei, 
kann in ihrer Allgemeinheit nicht für zutreffend erachtet werden. 

Die gedachte Eigenfhaft ift eine aus der rechtlichen Natur in Verbindung mit 
den zum Grunde liegenden Thatſachen zu folgernde, in erfterer Beziehung alfo eine der 
rechtlichen Beurtheilung bed Gerichtäbofed unterworfene. — 


Mir bemerken zu ber vorfichenden Entiheidung, daß biefelbe eine erhebliche 
Kontroverfe entfchieden bat. Der Sag »nach Lage der Alten das Urtbeil zu fällen«, 
wie der Art. 39, des Gefepeß vom 3. Mai 1852 fagt, bat eine veridiedene Deu« 
tung gefunden. Die Kommiffion der Kammer, melde die bier einſchlagenden Vor- 
fhriften des Gefeged von 1852 entworfen bat, ift der Anſicht geweſen, daß »die 
Lage der Akten- auch die darin enthaltenen Urkunden und Zeugenausſagen umfafle, 
daß alfo daß Urtheil auf Grund derfelben in Verbindung mit dem aus der geftell- 
ten Warnung fi ergebenden fingirten Zugeftindniffe zu füllen fei. Es Eünne bier- 
nad auc eine Freiſprechung erfolgen, wenn der Gerichtshof die Anklage mit ibrer 
tbatfählihen Begründung im Widerſpruch ftebend finde, und in dieſer Sinfict babe 
dann die contumaecia nicht die Wirkung einer Musgleigung des Widerſpruchs oder 
eines Zugeſtändniſſes in ihrem Reſultate (Materialien S. 93. 94. 766. 821). 

Die entgegengeſetzte Anſicht findet hierin einen inneren Widerſpruch zwiſchen 
dem präfumirten — und der durch Verleſung der Beweisverhandlungen 
erfolgenden Beweiſsaufnahme, denn das Reſultat der letzteren könne nad dem Weſen 
des Schwurgerichts nur durch die Geſchworenen gefunden werden, während doch 
ohne deren Zuziehung erkannt werden ſolle. Dies ergebe deutlich der Fall des 
Art. 75. Wenn nach dieſem der Gerichtshof dad Zugeſtändniß des anweſenden An» 
geklagten prüfen ſolle, und dabei auf den Inhalt der Akten zurückgehen dürfe, fo 
dürfe dad darauf etwa gegründete Bedenken ben Gerichtähor nicht zur fofortigen 
Freiſprechung berechtigen, —— ed müßten dann die Geſchworenen zugezogen wer- 
den (Abhandlung im Archiv Bd. Xl. ©. 456. —— zu Art. 39. Rr. 1—3.). 
Hier war der Gerichtöhof zur Prüfung feiner Bedenken über den Dolus auf die 
Alten zurüdgegangen. 


Art. 56. des Geſetzes vom 3. Mai 1852. $. 6. de8 Gefehed vom 
31. Dezember 1842, Mitwirkung eined Nichtpreußen ald Ge- 
fhworener. Erlangung der Eigenfhaft als Preuße durch 
die Uebertragung des Amtes ald Schiedbömann. 


Erkenntniß des Dber - Tribunal® vom 28. Juni 1866 wider Mafeberg 
(Nr. 199, 11.), durch welches dad ſchwurgerichtliche Verfahren vernichtet ift. 
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Gründe 


de — Gtönefhwerde, welche auf Verlegung des $. 62. der Verordnung 
a „ar — 1) und rt. 56. des Gefeped vom 3. Mai 1852 geftügt ift, 


n * 
—8 = * MM — ben citirten Art. 56. des Geſetzes dom 3. Mai 1852 iſt dab 


ce WBerefahren nichtig, wenn ein Geſchworener mitgewirkt bat, welcher 
—xB me Nreufen nicht befipt. ’ 
de SEM ner Uermärtigen Sade hat der Umtmann Gremfe aus er; bei ben 
"on UND Dem Verdikte ald Geſchworener mitgewirkt, ohne die Eigenfcaft 
SR EN u befigen. Nah der in dem amtlihen Schreiben des Königlichen 
INCL ee geöfdiums zu Magdeburg vom 24. April I. 5. enthaltenen amtlichen 
Wegerund? "per Amtmann Gremfe ein geborener Braunfhweiger, und obſchon feit 
Austun * g von Jahren in Preußen anfäifg dennoch biöher in Preußen nicht 
einer DE dem erwähnten Schreiben und den 


Wahl duch die Königliche Regierung dafelbft, dad Amt eined Schiedsmannes für 
daß platte Land de8 Jerihomer Kreifeß für die dreijährige Periode von Ende Mai 
1857 verfehen. Durd die Uebertragung bdiefed Amtes hat er indeffen die Eigen 
ſchaft eines Preußen nicht erlangt, namentlich iſt der Erwerb dieſer Eigenſchaft aus 
dem $. 6. bed Geſetes dom 31. Dezember 1842 über den Erwerb und den Verluſt 
der Eigenihaft ald Preußiſcher Untertban nicht zu folgern, da diefer Paragraph die 
Aufnahme eined Ausländers in den Preußiſchen Staatädienft voraußfept, die Ueber- 
tragung des Schiedsmannsamtes aber eine Mufnabme in den Dreußiihen Staatö- 
dienft nicht enthält. Die Schiedsmänner find nämlich ald Staatödiener nicht anzu- 
fehen. An fi ift mit ihrem Amte — das freilid ein munus publicum im weite. 
ren Sinne darftellt — die Ausübung irgend eined Zweiges der Staatöverwaltung 
(oder bie Theilnahme an der Ausübung eined ſolchen Zweiges) überall nicht ver- 
bunden. Sie find vielmehr Vertrauendmänner der Mitbewohner ihres Kreifed refp. 
Bezirtd zur Schlihtung don Streitigkeiten im Mege des Vergleihed. hr Amt und 
ihr Beruf gründet fih nur auf die Wahl ihrer Mitbürger, woraus ihre Befugnif 
zur vergleihöweifen Vermittelung ftreitiger Angelegenheiten hervorgeht. Sie find 
gemiffermaßen ein für alle Mal beftellte Schiedsrichter ($. 167. 1. 2. der Allg. Ge 
richt3-Drdnung), nur mit dem Unterfcied, daß ihnen felbft ein Entſcheidungsrecht 
über bie ftreitigen Angelegenheiten nicht zufteht. 

Nom Staate find daher aud die Schiedsmänner nicht angeftellt; zwar er- 
folgt die ren ihrer Wahl durch die betreffende Regierung und die Beitätigung 
derielben, fowie die Verpflihtung der Gemählten dur da8 Appellationdgericht. Allein 
die Mahlprüfung und die Beftätigung haben blos einen protofollirenden Charakter 
mit Rüdfiht auf die vorfchriftämäßigen Eigenfchaften des Gemäblten und bie 
rite volljogene Wahl und in diefer gleihfam nur negativen Einwirkung der Bebör- 
den des Staated auf bie —— der Schiedsmänner liegt feine Anſtellung der 
legteren durch den Staat. Die Vereidigung der Schiedömänner geſchieht denn auch 
nicht in der für die Staatöbiener Gurgefhriebenen Form, fondern lediglih nad ber 
für die Schiedsmänner in den betreffenden Verordnungen ($. 9. der Verordnung 
für die Schiedsmänner der Provinz Sachſen) beſonders beftimmten Weile, in äbn- 
licher Form, welde aud für die Vormünder befteht, Ebenſo menig unterliegen fie 
den Dißziplinargefegen in Betreff der richterlihen und nicht richterlihen Beamten, 
was gleihwohl der Fall fein müßte, wenn fie ald Staatödiener zu betradyten wären. 
Ihre Amtöführung ſteht vielmehr nur unter der Aufſicht der Mppellationsgerichte, 
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aber fo, daß fie lediglich auf Antrag der Kreisverſammlung vom Amte entfernt, 
bom Appellationdgerichte den Gerichten wegen gemeiner Vergeben oder Berbredyen 
überwiejen, digziplinarifh aber weiter nicht beftraft werden fünnen. 


Sicht man endlih auf die materiellen Befugniſſe der Schiebömänner , fo 
haben zwar die vor ihnen abgefchloffenen Vergleiche dieſelbe Wirkung wie die gericht- 
liben ($. 27, der Werordnung), d. h. fie find vollzugsfäbig; der Vollzug felbit kann 
jedoch nur durch die ordentlichen Gerichte felbft geſchehen und es reicht daber Die 
Wirkung dieſer Vergleihe nicht weiter, als dies bei dem Ausſpruch gewählter Schieds— 
richter der Fall ift (8. 167. 173. 176. 1. 2. der Allg. Geridt?- Ordnung), denen 
gleichwohl die Eigenſchaft von Staatädienern bisher noch nicht vindicirt worden it. 


Steht biernab aber dem Amtmann Gremie auch die Verleihung der Eigen- 
haft eined Preußen durch Aufnahme in den Preußiſchen Staatödienft nit zur 
Eeite, fo konnte auf die Nichtigfeitäbeihwerde ded Imploranten, melde die bebaup- 
tete Verlegung von Vorſchriften des Verfahrens gerade darin findet, daß der Umt- 
mann Gremfe bei feiner Mitwirkung ald Gefhworener die Eigenſchaft eined Preußen 
nicht beſeſſen bat, das ſchwurgerichtliche Verfahren und das darauf gegründete Urtheil 
der Vernichtung nicht entgehen. 


FSraogeftellunugen. 


Erfenntniß des Ober-Tribunald vom 5. Juli 1866 wider Burg (Mr. 243. 11), 
durch welches dad Erlkenntniß des Aſſiſenhofes vernichtet it, und zwar: 


in Ermägung, daß die ben Geſchworenen binfichtlid def Angeklagten Heim- 
fatb vorgelegten fragen die Schriftftüde, deren Faͤlſchung demfelben zur Laſt gelegt 
wird, nicht blos thatfächlih bezeichnet und den Ausſpruch der Gefhworenen darüber 
verlangt baben, ob der genannte Angeklagte ſchuldig fei, diefelben Fälfhlich angefertigt 
und davon bei der Verwaltung der Sterbe-Auflage zum Zwecke der Täufbung Ge— 
brauch gemacht zu haben, fondern auch zur Aufgabe der Geſchworenen die Beurtbei- 
lung und Entſcheidung darüber madten, ob dieſe Echriftftüde für den Nachweis von 
Anthrücen auf Sterbegelder gegen die Sterbe-Auflage von Erbeblichkeit feien ; 


daß bie Erbeblichkeit eines Schriftſtück zum Bemeife von Redten oder 
Rechtsberhaͤltniſſen, melde daffelbe nad dem zweiten Sage des $. 247. des Straf. 
geſetzbuchs haben muß, damit ed ald Urkunde gelten und deſſen Fälſchung als Ur- 
fundenfälfhung nah den 6%. 250. und 251, daf. beftraft werden können, nidt rein 
thatſächlicher Natur ift, vielmehr die rechtliche Beweiskraft einer gewiſſen, thatſächlich 
feftftehenden Schrift für ein Rechtsverhältniß nad Form und Inhalt in ſich begreift 
und nicht blos aus der thatſächlichen, fondern zugleich aus der rechtlichen Bezie- 
bung zwifchen der Schrift und einem mit deren Hülfe dem Richteramte darzulegen- 
den Rechtsanſpruche x. im Einne des $. 247, Alin. gefolgert werden muß; 


daß demnach die Beurtbeilung, ob die fragliben Schriften für den Nachweis 
von Anſprüchen gegen die genannte Sterbe» Auflage von Erbeblicheit, oder ob fie 
überhaupt Urkunden im ftrafrechtliben Sinne feien, von dem Königlihen Aſſiſenhofe 
nicht zur Aufgabe der Geſchworenen ald Richter der That gemacht werden konnte, 
fondern dem Aſſiſenhofe felbft anbeimfiel, nachdem die Geſchworenen zuvor auf die 
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geeignete Frageſtellung ſowohl bie Befchaffenbeit der in Rebe einge Schriften 
ald ihr etwaiges rein thatſächliches Verhältniß zu fonftigen, für deren rechtliche Er- 
beblichkeit angufübrenden Umftänden feitgeftellt hatten; 

baf der Königliche Affifenbof daber, indem er den Gefhmorenen bie frage 
über die rechtliche Erbeblichkeit der bezeichneten Schriften zum Beweiſe von An« 
fprüden an die Sterbefaffe zur Entiheidung vorlegte, die Art. 337 — 339. und 
344. der Mbeinifhen Strafprozek- Ordnung verlegt, und indem er obne irgend eine 
Beurtbeilung diefer Erbeblichkeit von feiner Seite auf Grund der Ausſprüche der 
Gefhmworenen den Angeklagten H. aus den 88. 247. bis 251. des Strafgefegbuchs 
zu Strafen verurtbeilt, dieſe Paragraphen unrichtig angewendet bat. 


42° 








Mittbeilungen 
aud ber 


Praxis der Geridtshöfe und der Staats- 
Anwaltfdaften. 


* 153. Abſ. 2. der Verordnung vom 3. Januar 1849. Selbſtſtän— 
iges Prüfungsrecht des Gerichts über die Zulaffung ber 
Reftitution im Falle des Abfap 2. 


Der $. 153. der Verordnung unterfcheidet in beiden Abſätzen die Fälle der Re— 
ftitution, wenn derjenige, meldyer der Fälſchung oder ded Meineided befhuldigt ift, 
noch belangt werden fann, und wenn er nicht mehr belangt werden kann. 

m erfteren Falle foll dem Reftitutionägefuche erft nad rechtskräftig feft- 
geftellter Fälſchung u. f. w. ftattgegeben werben. 

m zweiten Falle fol dem Staatdanwalt dad Reftitutiondgefuh zunächit 
ugeftellt werden, um, wenn es ibm erforderlich erſcheint, eine gerichtliche Worunter- 
ae über die zur Begründung der Reftitution angeführten Thatſachen zu ber- 
anlaffen und alsdann daß Geſuch mit feiner Erklärung darüber wieder vorzulegen. 

Daß nun in dem erfteren Falle das Einfhreiten des Staatdanwalt® gegen 
den Faͤlſcher 2c. refp. feine Ablebnung eined ſolchen Einfchreitend durchaus präjudigiell 
für da8 Reftitutiondverfahren ift, liegt in der Natur der Sache, in dem Funda- 
mentalfag jeder gerichtlihen Verfolgung nur auf Antrag des Staatdanwalte. 

An dem zweiten Falle dagegen kommt bdiefer Fundamentalfag gar nicht in 
Frage. Hier foll der Dritte (dev Fälſcher ze.) nicht verfolgt werden, meil died über- 
baupt nicht mebr möglich if. Es ift alfo die frage, ob aud bier dad Ermeflen des 
Staatsanwalts ebenfo präjudiziell gedacht fei, wie im eriten Falle. 

Die Klagen über unfer mangelbafte8 und zu beſchränktes Reftitutiondper- 
fahren find befannt; man tadelt, außer der Beſchränkung ber Reftitutiondgründe, 
die zu große Gewalt, welche dem Ermeffen des Staatdanmaltd beigelegt ift. Natür— 
li kann in diefer Beziehung bei den Fällen des erften Abfaged, fo lange die Bor- 
ſchrift in dieſer Faſſung fortbeftebt, feine Memedur eintreten. Ein Anderes ift es 
aber bei den Fällen ded zweiten Abfaped. Man kann der Auffaffung folgen, daß 
es fi ja bier nur um ein außerordentliches Mechtämittel handle, bei welchem bon 
einer »Vorunterfuhungs, wie dag Geſetz fagt, nur in uneigentlihem Sinne die Rede 
fein könne, alfo blos ein Vorverfabren zur Begründung des Rechtsmittels und der 
Entſcheidung gemeint fei, bei welchem zwar der Staatdanwalt, nit aber mit ent- 
—— a zu konkurriren, vielmehr auch der Gerichtähof feinerfeitd zu 
efinden babe. 
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Diefer Anfiht ift auch die Kommiffion der zweiten Kammer bei der Be 
rathung der Verordnung von 1849 geweſen. Bei dem Mbjap 2. des F. 153. wurde 
nämlid erinnert, daß e3 nicht in das alleinige Ermeflen der Staatdanwaltihaft zu 
ftellen fei, ob behuſs der Beſchlußnahme über Zulaffung bes Reftitutionsgefuches 
Ermittelungen über die zur Begründung der Reftitution angeführten Thatfachen zu 
veranlaffen feien, dba das Reftitutiondgefud ein Nechtömittel und von einer Anklage 
babei feineswegd die Rede fei. Diefer Anficht trat die Kommiffion bei, lehnte jedoch 
den Antrag auf einen zul babin: 

Auch obne Antrag der Staatdanmwaltfhaft kann das Gericht über die zur 
Begründung ded Reftitutiondgefuhed angeführten Thatſachen behufs Be- 
ſchlußfaſſung darüber, ob dem Reftitutionägefuche ftattzugeben fei, Er- 
mittelungen beranlaffen, 
aus dem Grunde ab, meil fhon nad allgemeinen Grundfägen über das Verhältniß 
der Staatdanwaltihaft zu den Gerichten auch ohne und gegen ben Antrag bed 
Staatdanwaltd das Gericht die erforderliben Ermittelungen veranlaflen könne. 

Oppenboff führt dagegen zu $. 153. unter Nr. 12, feine Kommentar? die 
entgegengejegte firengere Anfiht aus, fordert alfo auch in dieſem Falle die präju- 
bizielle Kraft für die Entfhliefung des Staatdanwalts, 

Diefer Anfiht ift neuerlih dad Ober-Tribunal auf Grund des MWortlauted 
der Vorfchrift beigetreten. Der Ungelhuldigte bat megen des behaupteten Meineided 
mebrerer in feiner Unterfuchung vernommener Zeugen die Reſtitution beantragt. 
Unter diefen Zeugen war einer bereits verftorben. Auf ihm fand daher der Abi. 2. 
bed ©. 153. Anwendung. Der Staatdanmwalt lehnte das Einfchreiten wegen Mein- 
eided in Bezug auf alle diefe Zeugen, alfo auch in Bezug auf den Verftorbenen ab, 
und dad Reſtilutionsgeſuch ift desbalb lediglich wegen —* Weigerung des Staats⸗ 
anwalts zurückgewieſen. Die hiergegen beim Ober-Tribunal erhobene Beſchwerde 
iſt unter Billigung jenes Zurüdmweilungdgrundes, alſo auch in Bezug auf den verſtor⸗ 
benen Zeugen, verworfen GBeſchluß dv. 8. Sept. 1866 wider Callles Nr. 198. B. 1.). 


65. 22. 30. des Stempelgefeged dom 7. 4 1822. Kabinets ⸗Ordres 
vom 15. Dezember 1829, 4. Februar 1830, 28. Oktober 1836. 66. 11. 
12. 14. des Gefeged vom 24. Mai 1861. Begriff des Droduzen- 
ten fiempelpflidtiger Urkunden. Mittelbare und unmittel« 
bare Staatöbeamte innerhalb ihres Reffortd als folde 
Eivilrehtämeg. 

Die drei Angellagten find als magiftratualifhe Mitglieder Verwalter der 
ſtädtiſchen Spartaffe zu C. 

Gegen einen Schuldfhein vom 27. Auguft 1860 und Berpfindung einer 
Hypothek iſt ein Darlehn aus diefer Sparkaffe außgeliehen. Der dazu erforderliche 
Stempel ift dazu zwar adhibirt, ber Kaſſationsvermerk darauf aber unvollftändig 
und deshalb unmwirkfam (ed fehlt Datum und Firma). 

Später am 17. November 1862 ift die Erpromiffiond-Erklärung eined Drit- 
ten bierzu aufgenommen, und dazu gar fein Stempel verwendet. 

Beide Dokumente find von den Ungellagten ald Kuratoren der Sparkaſſe 
—— — mit einem die Beitreibung der Schuld betreffenden Antrage 
überreicht. 

Es banbelt ſich bei ber gegen die Angeklagten wegen Stempelfontravention 
eingeleiteten Unterfuhung darum, ob fie im gefeplihen Sinne ald Produzenten zu 
betrachten feien, Beide Richter derneinen biefe Qualität. 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde des Ober-Staatdanwalt3 führt aus: Der $. 12, 
des Stempelgefeped geftatte eine Ausnahme von der fonft nöthigen Kaſſirung des 
Stempelö durch bie Steuerbehörde oder den Stempelvertheiler nur für Verhandlun— 
gen der Behörden, welche den Stempel von Amtswegen beizubringen verpflichtet 
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feien. Dazu gebörten beide Dokumente nit. Die Kabinetd + Orbred vom 28. Df- 
tober 1836 und 23. Dezember 1832 feien bier nicht anwendbar, da fie ih nur auf 
amtliche Verhandlungen bezögen, bie bier in Mede ſtehenden Urkunden feien aber 
rein privatrechtlier Natur. 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde ift durch Urtel vom 20. Juni 1866 wider Zunter 
und Genoffen (Nr. 248. 1.) zurüdgemiefen. 


Gründe. 


Anlangend.die Strederfhe Sculdverfchreibung vom 27. Auguft 1860, fo 
greifen bier die GG. 11. 12, und 14. des Gefeped über die Erweiterung des Recht- 
weges vom 24. Mai 1861 nicht Dlap, da der tarifmäßige Stempelbetrag von 
5 Rthlr. 20 Sgr. unbeftritten, auch der Stempel bereitö bezablt ift, fo daß es fich 
jegt nur nod um die Stempelftrafe handelt, derem Feſtſegung gegen die drei Unge- 
flagten — Kuratoren der ſtädtiſchen Sparfaffe zu Colberg — ald Produzenten von 
der Steuerbebörde beantragt iſt. 

In diefer Beziehung fann jedoch die Nichtigfeitöbefhwerde nicht für begründet 
erachtet werden, da ein unmittelbarer ober mittelbarer Staatsbeamter ald foldber 
nicht für einen Produzenten im Sinne des $. 22. des Stempelgefeped vom 7. März 
1822 angefehen werden fann. Schon der $. 30. des Stempelgefeped beftimmt: 

»Stempelftrafen gegen Staatd- und stommunal-Bebörden, wie aud) gegen 
Beamte, fofern denfelben eine Nichtbeachtung der Stempelgefege bei ihrer 
Dienftverwaltung zur Laft fällt, können jedoch nur von der ihnen bor- 
gefegten Behörde audgehen.« 

Rad der Allerh. Kabinets - DOrdre vom 15. Degember 1829 — vd. Kamphtz 
Annalen Bd. 14. ©. 40 — iſt dieſe vorgefepte Behörde die Dienft- und Didzi- 
plinar-Bebörde des ftraffälligen Beamten; daß auch Behörden und einzelne Beamte 
= bloße —— in Anſpruch genommen werden können, beſtiumt dad Stempel» 
gefeb nirgend. 

Nach der Allerhöchften Kabinetd Ordre vom 28. Oktober 1836 werden aber 
Beamte außer den Notarien überhaupt nicht mehr von der Stempelfirafe betroffen, 
fondern fie werden, wenn fie bei ihren amtlichen Verhandlungen den tarifmäßigen 
Stempel nit verwenden, von ihrer Dienftbebörde nur mit einer Orbnungäftrafe 
belegt. Davon, wie es mit der Verhaftung der Beamten als Produzenten fir den 
tarifmäßigen Stempel und die Stempeljtrafe gehalten werden foll, fagt die Allerh. 
Kabinets » Ordre vom 28. DOftober 1836 nichis, was ganz fonfequent ift, weil fich 
dad erfte Mlinea bed 6 22. des Gtempelgefehed überhaupt auf Behörden und 
Beamte nit begiebt. Eventuell würde doch jept nad Emanation der Allerd. Ka- 
binetö-Ordre vom 28. Oftober 1836 immer von einer Verhaftung ded Beamten als 
Produzenten für die Stempelftrafe feine Rede mebr fein können. Denn wenn er 
jest fogar dann von der Stempelitrafe befreit fein foll, wenn er ſelbſt der eigentliche 
Kontradenient ift, jo muß dies gewiß noch um fo mehr der fall fein, wenn er bloß 
Produzent ift. 

Aber au von biefem Allen ganz abaefehen, kann eine Behörde oder ein 
einzelner Beamter (von Notarien gilt died nicht) für einen Vorzeiger (Produzenten) 
im Sinne des Alinea 1. bed $. 22, des Stempelgeſehzes nicht erachtet werden. Denn 
in der Allerb. Kabinet3-Ordre vom 4. Februar 1830 (v. Kamph Tahrb. Bd. 35, 
S. 296 und Gräf Bb. 7. ©. 369) ift bereitä außgefproden, daß das Stempelgefeg 
unter dem Borzeiger eined Dokuments nichtd Anderes verftche, als mad die Prozep- 
Ordnung den Produzenten einer Urkunde nennt, unter welcher Bezeihnung fie 
wei ie * Partei begreife, deren Intereſſe der Gegenſtand der betreffenden Ver- 
andlung fei. 

Der Beamte ald folder hat aber niemald ein perfönliched Intereſſe, wenn 
er eine Urkunde einer Behörde in Ausübung feined Amtes vorzeigt, oder vielleicht 
gar vermöge feined Amtes vorzuzeigen verpflichtet ift. 
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Hieraus folgert dann bie gedachte Allerh. Kabinets - Ordre vom 30, April 
1830 auch, dab Mandatarien, welde von ungeftempelten Schriften im ntereffe ihrer 
Mandanten Gebraud machen, als Droduzenten in Stempelitrafe nicht genommen 
werden können. Gilt Died aber von Mamdatariem, deren perlönliches ntereffe doch 
wenigitend einigermaßen mit dem Intereſſe ihrer Mandanten in Verbindung ftebt, 
fo muß es um fo mehr von Beamten gelten, die ohne alled perfönlihe nterefle von 
einer umgeitempelten oder nicht mit dem erforberlihen Stempel verfehenen Schrift 
amtliben Gebrauh machen. 

Hiernach war die Nichtigleitäbefchwerde des Drovinzial-Steuer-Direktord, in 
foweit fie den Schuldſchein dom 27, Auguſt 1860 betrifft, zurüdzumeifen. Was 
aber die Expromiliond-Urfunde vom 17. November 1562 betrifft, fo finden bier die 
9 II. 12. und 14. des Geſehes vom 24, Mai 1861 Anwendung, weil die Ange⸗ 
lagten behaupten, daß zu diefer Egpromiffiond-Urkunde nur ein Stempel von 15 Sar., 
nicht aber von 5 Rthlr. 20 Sar. erforderlidy fei. Zwar find aud in Diefer Bezie- 
bung die Angeklagten nur als Produzenten in Anfpruch genommen, aber wenn fie 
auch vom Dber-Tribunal als höchſten Strafrihter von der Stempelftrafe ala Dro- 
duzenten freigefproben wurden, fo würde dies die Verwaltungäbebörbe nicht ver- 
bindern, den nach ihrer Anficht erforderlichen höheren Stempel al8 15 Sgr. von den 
Angeflaaten einzuziehen. 

Dagegen jbüpt fie nur die Beichreitung des Cibilweges in Gemäßbeit der 
F8. 11. und 14. des Gefeged vom 24. Mai 1862, weil dad ergangene Eivil » Er- 
tenntnif in Betreff der Verpflibtung zur Eutrihtung der geforderten Stempelfteuer 
aud den Steuerbehörden gegenüber maßgebend iſt. 


8. 35, Nr. 4. des Poſtgeſetes vom 5. Juni 1852. 66. 2. 15. Nr. IX, 
des Poft-Reglementd vom 21. Dezember 1860. Berbotene Zufäpe 
er ra ber Kreugband » Sendungen. Begriff ber 
Adreife. 


In ber Danziger Zeitung war eine Stelle geſucht, und Nachricht erbeten 
unter der Adrefle »x. y. 4657. Erpebition der Danziger Zeitung.« 

Der Angeklagte bat darauf eine gedrudte Stellenliſte unter Streifband mit 
der bezeichneten Adreſſe abgefendet, und er ift aus F. 15. Wr. IX. des Doft- 
Reglements vom 21. Dezember 1860 wegen Dojitontravention gegen die Beftimmun- 
gen über die Streuaband » Sendungen angeklagt, weil Die obige Bezeichnung »x. y. 
4657.« feine Adreſſe, fondern ein unerlaubter Zufah zu derſelben jei. 


Die gegen die freifpredhenden Erfenntnifle eingelegte Nichtigleitsbeſchwerde des 
Ober - Staatdanmwalt® ift durch Urtel vom 13. Juni 1866 wider Retemeyer 
(Nr. 412. 1.) zurückgewieſen. 


Gründe 


Rah $. 15. Nr. IX. de? Voft-Reglementd vom 21. Dezember 1860 dürfen 
bei Kreuzband Sendungen weder auf der äußeren nocd inneren Seite des Bande? 
ſich Zufäge irgend einer Art befinden, welche keinen Beitandtheil der Adreſſe bilden. 

m vorliegenden Falle ftellen die Inſtanzrichter feit, daß Die fraglichen Zeichen 
»x. y 4657.« zur Adreife gehören, alfo einen Beftandtheil der Adreſſe bilden. Diefer 
Annahme liegt auch fein Rechtsirrthum zum Grunde Nach 8. 2. des gedachten 
Reglements muß die Adreſſe den Beitimmungsort, fowie die Perſon desjenigen, an 
welche die Zuftellung geicheben fol, fo beftimmt bezeichnen, daß jeder Unge- 
wißheit Darüber vorgebeugt wird. Der eigentlibe Empfänger der Sendung 
war bier derjenige, welder in der Danziger Zeitung eine Stelle als Haudlehrer, 
und zwar unter der Adreſſe: »x. y. 4657.« fuchte. Diefe letztgedachte Adrefle mußte 
alfo auch auf der Kreuzband-Gendung bemerkt fein, weil fie fonft gar nicht an den 
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Empfänger hätte gelangen können. Allerdings ſteht auf dem Kreugband unter jenen 
Zeichen auch »Egpedition der Danziger Zeitung. Danzig.e Uber aud die Expe⸗ 
dition der Danziger Zeitung mußte auf dem Kreuzband ald Mdrefie bezeichnet wer- 
ben, mweil, wenn dies fehle, die Sendung ebenfo wenig an denjenigen gelangen konnte, 
für welchen fie befiimmt war, Mit Recht bemerkt daher der MWppellationsrichter, 
daf die Adreffe, mie fie laute, nicht weiter befage, ald daß ber Brief, für x. y. 
4657. beftimmt, in der Expedition der Danziger Zeitung zu Danzig abzuliefern fei, 
und daf die Angabe des Ortes, mo der Brief abzugeben, fein überflüffiger Zufag 
fei, fondern daß dieſe Angabe im Intereſſe einer geregelten Briefbeförderung ſogar 
nothwendig fei. Endlid kann die Vorſchrift des Älinea 2. des $. 2. des Dofl-Re- 
glements hier nicht in Betracht fommen, weil fie ſich nur auf Briefe »poste restante« 
bezieht, wovon bier feine Rede ift. 


65. 1. 54. des Preßgeſetzes vom 12, Mai 1851. VBerurtbeilung 
zum Gemwerbeverluft ohne Rüdfiht auf die verſchiedene 
Qualität, in welher bie frühere und die jegige VBerurtbei- 
lung erfolgt ift. 


Die früheren Verurtbeilungen find gegen den Angeklagten theild als Druder, 
oder Verleger u. f. w. ergangen, während die jegige DVerurtdeilung gegen ihn aus 
$. 37. des Preßgeſetzes ald Redakteur ergangen 4 Aus diefem Grunde bebt der 
Uppellationdrichter den erfannten Gemwerbeverluft ald Druder und Zeitungkverkäufer 
auf, indem er die Identität in allen Fällen fordert. 


Auf die Beſchwerde ded Ober - Staatdanwaltd hat das Ober »- Tribunal am 
18. Juli 1866 wider Sagen (Mr. 793, 1.) vernichtet und das erfte Urtel beftätigt. 


Gründe. 


gu ber von dem WUppellationsrichter aufgeftellten Unterfcheidung liegt weder 
in ben Worten bed $. 54. des Preßgefeged, noch in dem Einne deſſelben, den er 
nad der Abſicht des Geſetzgebers bat, ein Anlaß vor. 
Er beftimmt ganz allgemein und obne jede Einſchränkung: 
»Gegen die im $. 1. dieſes Gefeged genannten Gewerbtreibenden kann 
bon dem zuftändigen Richter auf den Verluft der Befugniß zum Gewerbe» 
betrieb ertannt werden, wenn x. 
sub 2, wegen eineß mittelft der Preſſe begangenen Verbrechens 
zum erften Male, oder wegen eines ſolchen Vergehens innerhalb 
eined Zeitraumd don 5 Jahren zum zweiten Male eine Berurtbei- 
lung erfolat,« 
ed muß dagegen aus ben Verluft der Befugniß zum Gewerbebetriebe erfannt werden, 
wenn 


a der Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte außgefproden mird, 
2) innerhalb eine® Zeitraums von 5 Jahren, megen eined mittelft der 
Dreffe begangenen Verbrebend zum zweiten Male, — oder wegen eines 
folden Vergehens oder Verbrechens zum dritten Male eine Berurthei- 
lung erfolgt. 
Dad Gefep verlangt hiernach zu feiner Anwendung nur 
1) eine Berurtdeilung wegen eines mittelft der Prefle begangenen 
Verbredend oder Bergedens, 
d. b. fie muß, wie auch bereitö in dem Erfenntniffe des Königlichen Ober-Tribunals 
vom 2, November 1864 wider Breitbor — Oppenhoff, Rechtſprechung ꝛc. Bb. 5. 
©. 227 — außgeführt ift, in einem Zufammenbange mit einem Preßverbrechen oder 
einem Preßvergehen fteben. 
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Ein zweites Erforderniß ift dann 
2) daß der Verurtheilte einer der im $. 1. bed Preßgeſetzes bezeichneten 
Gewerbtreibenden ift, 

ohne daß das Gefep befagt, daß er das Prefiverbreden oder Vergeben, megen deſſen 
er beftraft wird, gerade in dieſer feiner Eigenſchaft ald ein folder Gewerbtreibender 
begangen haben muß. Der Grund, den der Geſetzgeber hierzu gebabt hat, liegt auch 
Har vor. Bon den Gemwerbtreibenden, mie fie der $. 1 des Preßgeſetzes aufzäblt, 
wird eine befondere Zuverläffigkeit vorausgefept, und ihnen deöhalb ein größeres 
Vertrauen geihentt. Sie erfüllen diefe Anſprüche nicht, menn fie fib Strafthaten 
zu Schulden kommen laffen,. die mit ihrem Gemerbe, fei e8 direkt oder indirekt, im 
Aufammenbange leben, und es bleibt dabei gleichgültig, ob fie für ihre Perfon 
außer ihrem Bewerbebetriebe noch andere Eigenfhaften befigen, und in diefen ihren 
anderen Qualitäten die vom Gefege näher bezeichneten jtrafbaren Handlungen begeben. 
In ihrer befonderen Eigenfhaft ald vom Gefepe fpeziell hervorgehobene Gemerb- 
treibende haben fie eben größere Pflichten ald andere, und müffen in ihren Handlun- 
gen, fei «8 in welcher Art es wolle, darauf Bedacht nehmen, daß fie gegen dieſe 
nicht beritoßen. 

Daß diefe Auslegung die richtige ift, ergiebt ſich unwiderleglich aus der in 
dem 8. 54. a. a. D. enthaltenen Beftimmung, daß allemal auf den Verluft des Ge- 
merbebetricbeö erfannt werden muf, wenn der Berluft der bürgerlichen Ehrenrechte auß- 
geſprochen wird, Wollte man ber Anſicht des Appellationdrichter® folgen, fo würde 
man bierbei ebenfall® unterfheiden müſſen, ob diefer Verluſt eine folge derjenigen 
Strafthat ift, melde der Verurtheilte in feiner Eigenfhaft als Gemerbtreibender 
begangen bat, oder nicht. Im lepteren falle würde auf die Entziehung des Ge- 
werbebetriebed nicht erfannt werden dürfen, und daß dies mit der Haren Beftimmung 
bed F. 54 a. a. D. nicht zu vereinigen ift, fällt in die Mugen. 

In gleicher Weife bat das Königlihe Ober-Tribunal ftet3 erkannt, nament- 
li in dem oben allegirten Urtheile wider Breithor. 


F. 53, des Preßgeſetzes vom 12. Mai 1851. En des Strafgeſehz⸗ 
buchßs. Reale Konkurrenz ber Fälle des Verkaufs einer ver— 
botenen periodiſchen Druckſchrift, je nach der Zahl der ein— 
zelnen nach und nach erſchienenen Nummern. 


Erkenntniß des Ober. Tribunal® vom 28. Juni 1866 wider Rüdiger 
(Rt. 189, I1.), dur melched die Nichtigkeitsbeſchwerde des Ober» Staatdunwaltd 
zurüdgemiefen ift. 


Gründe 


Die auf Verlegung eined wefentlihen Grundſatzes ded Verfahrens im Sinne 
bed Schlußſatzes des Art. 108, des Gefeped vom 3. Mai 1852 und des 6. 56. de8 
Strafgefegbuhß mie des $. 53, des Gefeged über die Preffe vom 12. Mai 1851 
geftügte Nichtigkeitöbefchwerde erfcheint nicht begründet. 


Der Appellationdrichter bat zwar ald thatſächlich feftftehend angenommen: 
daß der Angeklagte im Inlande in den Monaten April bis Auguſt 1864 
dem öffentlich befannt — und ihm bekannten Verbote des König. 
lihen Minifteriumd des Innern vom 24. Dezember 1863 entgegen, die 
bei Ernft Keil in Leipzig im Verlag erfheinende Seitihrift »die Garten» 
laube«, und zwar deren vom März bis Tuli 1864 berauägegebene 
———— verkauft, und dieſe Drudichrift gewerbsmäßig verbreitet 
abe. 


642 Aus der Pragis. F. 89. der GteuersOrtnung vom 8. Februat 1819. 


Er hat auch in den Gründen feines Erkenntwiffed, bei Beurtheilung der zu 
erfenuenden Strafe erwogen, daß der Mnaellagte die verbotene Drudicriit vielfach 
während der 5 Monate April bid Auguſt 1864 verkauft und verbreitet babe. 

Er hat indeffen den von der Staatdanwaltichaft, in Uebereinftimmung mit 
der Unklage angerufenen $. 56, des Strafgeſetzbuchs nicht für anwendbar erachtet, 
da es fid nur um die Verbreitung einer verbotenen Druckſchrift — der Garten- 
laube — bandle, und der Umftand, daf viele Egemplare diefer Zeitfhrift, namentlich 
verſchiedene Monatshefte derfelben vom Angeklagten verbreitet worden feien, lediglich 
einen Strafjumellungsgrund abgeben fünne, 

Damit bat der Appellationdrichter die Behauptung ber Nichtigkeitöbeichwerbe, 
daß jede der fünf Monatölieferungen ein Ganzes bilde, und alfo fünf felbftitändige 
BVerbreitungen der verbotenen Drudihrift »Gartenlaubes vorlägen, feiner Prüfung 
unterworfen, und «3 füllt alfo der formale mie der materielle Grund der Nihtig- 
feitöbeichwerde, welche eine reale Konkurrenz fünf verfchiedener Zuwiderhandlungen 
gegen $. 53. des Preßgeſetzes feitbält, mit der frage zufammen, ob dad Motiv, auß 
welchem der Appellationdrichter den $. 56. dei Strafgefegbuds nicht für anwendbar 
erachtete, geieplich gerechtfertigt fei oder nicht. Und. dies Erſtere ift unbedenklich als 
richtig anzuerkennen. 

Die Strafe des G. 53, eit, trifft nur den gewerbömäßigen Verbreiter der 
verbotenen Zeitung; aus den Worten oder fonjt« gebt überhaupt hervor, daß 
die Gewerbmäßigteit auch beim Verkauf und bei der Ansftellung vorhanden gewefen 
fein müffe. Denn beide Arten der Verbreitung find gleichgeftellt, und es erhellt auch 
aus dem $. 43. des Prefigefeged und den Materialien zu dem 8. 53. daf., daß es 
nicht in der Abſicht des Geſeßgebers gelegen, den Verkauf oder die Auäftellung einer 
berbotenen Drudjchrift von den im Bet ($. 1.) bezeichneten Gewerbretreibenden, 
eben weil fie Gewerbetreibende feien, beſonders zu beſtrafen. 

Da, wo bei einer firafbaren Handlung der Begriff der Gewerbmäßigfeit vor- 
herrſcht, bilden alle Handlungen, welche vor einer Strafverfolgung refp. einem Urtheil 
darüber liegen, eben nur das gewerbmäßige Vergeben refp. WVerbreden. Die Kon- 
fequeng der Anſicht der Nichtigkeitäbefhmwerde würde dahin führen, daf der fuccefive 
Verkauf einer jeden einzelnen Nummer einer verbotenen Zeitung Seiten? eines Buc- 
bändlerd als ſelbſtſtändiges Vergeben aufgefaft, und mit der gefegliben Strafe, 
fofern es fib um eine Geldftrafe handelte, belegt werben müßte, mährend diefelbe 
wiederholte NWerbreitung der nämlichen Seitungänummern bon einem Nictgewerbe- 
treibenden — immerbin in der Abficht, damit einen Gewinn zu erzielen — nur Ein 
Vergeben baritellen würde. ine folde Unterfheidung kann dem Willen dei Gefep- 
gebers nicht entſprechen, und entjpricht ibm auch nicht, da, wie der Appellations- 
richter mit Recht annimmt, zulegt nur die Verbreitung der Einen Drudfchrift unter 
das gefegliche Verbot geſtellt ift. 


&. 89. ber Steuer-Drdnung vom 8, Februar 1819. Widerſehßlichkeit 
gegen Steuerbeamte. 


Urtel des Ober-Tribunal® vom 30. Juni 1866 wider Habeck (Mr. 601. 1.), 
dur welches die Inftanz-Urtel vernichtet refp. abgeändert find, und der Angeklagte 
aus $. 89. der Steuer-Ordnung verurtheilt iſt. 


Gründe, 


Beide Richter fiellen feft, daß der Angeklagte am — mit feinem Fuhrwerk 
bei der Steuer + Expedition am Thor zu ©. in ſcharfem Trabe vorbeigefahren ift, 
und daf er, obwohl er von dem Steuerbeamten aufgefordert wurde, anzubalten, 
dies auch hörte, nicht angehalten bat. 

Hierin liegt nicht, wie die vorigen Michter annehmen, eine bloße Zumibder- 
bandlung gegen den $. 81. des dortigen Ortö-Regulativs, fondern eine nad $. 89. 
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der Steuer-Ordnung vom 8. Februar 1819 firafbare Widerfeglichfeit gegen einen in 
Ausübung feined Berufes befindlihen Stenerbeamten, da der $. 89, jede Wider 
feglichfeit mit Strafe bedroht, der Angeklagte aber feſtgeſtelltermaßen eine Thätigfeit 
ausgeübt hat, wodurch der beabfihtigten Amtshandlung, nämlich der vom Steuer- 
beamten beabfichtigten Rebiſion des Wagens des Ungellagten entgegengetreten, fie ver- 
bindert wurde. 


N 1. des Gefeped dom 26. März 1856. $. 12. des Mequlativd dom 
9. Oktober / 13. November 1843. Begriff der Mineralien, 
Braunfoblen ald ſolche. Strafbarkfeit dedjenigen, welcher 
in den ehemals Sächſiſchen Landestheilen auf feinem Grund 
und Boden bergbaulide Anlagen zur Gewinnung von 
Braunfoblen obne bergpolizeilihe Erlaubniß madt. 


Der Angellante iſt befhuldigt, auf feinem Grund und Boden zur Gewin- 
nung bon Braunfoblen ohne Grlaubniß der Bergbehörde bergbaulibe Arbeiten 
gemacht und dadurd gegen den $. 1. des Gefepes dom 26. März 1856 und den 
F. 12. des Regulativs vom 19. Oktober 1843 gefehlt au haben. 

Der Ort dei Delikts gehört zu den ehemals Sächſiſchen Landestheilen, in 
denen Stein. und Brauntoblen ein acceſſoriſches Eigentbum des Grund und Bobend 
bilden. Die Gewinnung derfelben ift jedoch nad jenem Requlativ der Aufficht der 
landeöberrlichen Behörden unterworfen. Der Gefichtöpunft bei dieſer Aufſicht berubte 
in ber — des beſonderen Intereſſes des Beſitzers mit dem allgemeinen In; 
tereſſe des Staates am Bergbau, ſowie des augenblicklichen Gewinnes mit der kunft- 
mäßigen und wirthſchaftlichen Benugung der ſich nicht wieder erzeugenden Mine» 
ralien u. ſ. w. Die näheren Modalitäten der Anzeige und des Verhaältens der 
Bergbehörde darüber, ſowie der demnächſtigen Ertheilung des Erlaubnißſcheins ent 
hält das Regulativ (Gef. Samml. 1861 ©. 356). Cine Strafandrohung für die 
Unterlaffung der Anzeige findet ſich nicht; und es handelt ſich alfo um die frage, 
in wiefern die im $. 1. de Gefched vom 26. März 1856 enthaltene Strafandro- 
bung bievauf anzumenden fei. 


Die Inſtanzrichter haben fie für anwendbar erachtet und die biergegen ein 
gelegte Nichtigkeitsbeſchwerde ift durch Urtel vom 28. Juni 1866 wider Rodftrob 
(Rr. 127. 11.) zurückgewieſen. 


Gründe. 


Nach der thatfüchlichen Feſtſtellung der Vorderrichter hat der Angeklagte 
im März 1865 auf dem ihm eigenthümdich gebörigen Gutäfelde, nach⸗ 
dem ihm die Erlaubniß zur Anlegung von Verſuchsſchachten ertheilt mar, 
darüber hinaus bergbauliche Anlagen bebufs Gewinnung ven Braun 
fohle, namentlih den Verhau eined Bruce ohne bergpoligeilihe Er- 
laubniß vornehmen laffen, 
und der Angeklagte ift deshalb auf Grund des $. 12, des Meyulativd vom 19. Ot- 
tober — 13, November 1843 und des $. 1. des Gefeped vom 26. März 1856 zu 
einer Geldbuße von 20 Rtihlrn. refp, der entiprechenden Gefängnißftrafe verurtbeilt. 
In dem Landeötheile, mo bie That gefchehen ift, find Stein und Braun- 
foblen ein acceſſoriſches Eigentbum des Grund und Bodend. Die Gewinnung ber- 
felben kann jedoch nach dem Eingang des eben bezogenen Regulativd vom 1. Ob 
tober — 13. November 1843 nur unter den darin enthaltenen näheren Beftimmun- 
gen ftattfinden. 
Der $. 12. diefer Beſtimmungen befagt: daf, nachdem dad Grubenfelb durch 
dad Bergamt beſtimmt worden, dem Stoblenbauer von dem Ober-Bergamt der Er- 
laubnißſchein zum Betriebe der Grube ertheilt werde, 
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Dad Regulativ, mwelded im Wllgemeinen den Bergbau ber Etein- und 
Braunfoblen in technifher Beziehung unter die Aufſicht der landeäherrlihen Berg- 
bebörde ftellt, bei diefer Aufſicht davon audgebt, die befonderen ntereffen des Be- 
fiperd mit dem allgemeinen Intereſſe des Staates am Bergbau zu vereinigen und 
den Grubenbau auf die zweckmäßigſte Weile nah den Grundfäpen der Bergkunſt 
unter Beobabtung der Vorſchriften der Bergpolizei geführt a will — 68. 1. 
und 2, — enthält feine Strafbeftimmungen gegen die Nichtbefolgung der darin ent- 
baltenen Vorſchriften. 

Die Inſtanzrichter haben den $. 1. Alinea 1. des Gefeped vom 26. März 
1856 über die Beitrafung unbefugter Gewinnung oder Aneignung von Mineralien 
für anwendbar erachtet, welcher lautet: 

Wer ohne Befugniß bergbaulibe Anlagen zur Gewinnung von Mine- 
ralien macht, melde der Staat fi vorbehalten hat, oder zu deren Ge- 
winnung e8 einer Verleihung, einer Konzeffion, oder einer Erlaubniß der 
Behörde bedarf, wird mit Geldbuße bid zu 200 Mtblrn., Gefängniß bis 
zu drei Monaten beftraft. 

Die Nichtigkeitöbefchwerde ded Angeklagten behauptet: 

1) Der Appellationdrichter verftoße gegen den Spradgebraud, wenn er die 
Braunkohle zu ben Mineralien rechne — und über ſolche dißponire dad Gefep von 
1856 — weshalb eine unrichtige thatſächliche Feſtſtellung vorliege. 

2) Dad Gefep vom 26. März 1856 fei überhaupt auf einen Fall ange- 
wendet, wofür es nicht gegeben fei, da Inhalt und Faſſung des ganzen Geſetzes 


ergebe: 
daß ber Diebftahl an Mineralien mit Strafe bedroht fei, wenn 
a) derfelbe mitteljt bergbaulicher Anlagen, 
b) ohne diefelben begangen werde. 
s Die Nichtigkeitöbefhwerde fonnte indeffen nicht für begründet erachtet 
werden. 


Anlangend ben erften Angriff, fo unterliegt es feinem Zweifel, wie aud) 
vom Appellationdrichter bereitd ausgeführt ift, daß die Braunkohle ſchon nad allge- 
meinem Sprachgebrauche zu den Mineralien gerechnet werde. Denn wenn aud im 
firengen Sinne unter den Mineralien die homogenen unorganifhen Naturprodukte, 
welde ohne Mitwirkung der organiſchen Prozeſſe entftanden find, und die urfprüng- 
lichen weſentlichen Beftandtbeile der Erdrinde ausmachen, veritanden werden, fo zählt 
man doch nad altem Herkommen, auch gewiſſe durch Seriepung und Umbildung 
bormweltliher organifher Körper im Scoofe der Erbe entitandene Malfen, nament- 
li die Stein- und Braunkohlen dazu. 

In Uebereinftimmung damit wird denn aud in der Rheiniſchen Bergmerfö- 
Gefehgebung, in dem Landrechte, in dem Regulativ vom 19. Oktober 1843 $. 2, 
und in dem neueften Bergagefege für die Preußifhen Staaten vom 24. Juni 1865 
$. 1. bie Stein- und Braunkohle zu den Mineralien gerechnet. 

Der erfte Angriff iſt alfo hinfällig. 

Was fodann den Angriff 

ad 2. betrifft, fo ift zwar nach den dem Gefepe vom 26. März 1856 bei- 
gefügten Motiven und den fpäteren legislativen Crörterungen nicht au verfennen, 
daß daffelbe feiner weſentlichen und nmächiten Tendenz nad auf den Schup gegen 
Eingriffe auf dad im Regale des Staates liegende, oder durch Konzeſſion verlichene 
Bergwerkdeigentbum, Sir da8 darin enthaltene ausſchließliche Okkupationsrecht des 
Staated oder des Berechtigten berechnet ift. 

Gleihmwohl läßt ſich mit der Nichtigkeitsbeſchwerde nicht behaupten, daß daß 
Gefep lediglih den mit oder ohne bergbauliche Anlagen begangenen Diebftahl an 
Mineralien mit feiner Strafe bedrobe, und daher auf denjenigen feine — — 
leide, welcher geſetzlich ** des ibm zuſtehenden Eigenthums an Grund un 
Boden auch Eigenthümer der Mineralien fei. 
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Denn von dem Zwede des Geſetzes ift auch die Sicherung der auß ber 
Berghoheit fließenden Ober + Huffiht des Staated über den Bergbau nicht audge- 
fchloffen. Died ergiebt ſich aus feinen Dipofitionen und aud mit aus ben legiäla- 
tiven Mineralien. 

Bergbaulihe Anlagen jur Gewinnung von Mineralien, nicht nur folder, 
welche der Staat ſich vorbehalten hat, oder zu deren Gewinnung es einer Berlei- 
bung oder Konzefjion, jondern auc folder, zu deren Gewinnung «3 einer Erlaubniß 
der Behörde bedarf, find, fofern fie ohne Befugniß, alfo obne die erforderliche Ver- 
leihung, Konzeffion oder Erlaubniß der Behörde geſchehen, im Alinea 1. des ©. 1. 
bed Gefeges für ſich fhon unter Strafe geftellt. Ebenfo ift denn im 6. 2. die un- 
befugte Aneignung zu Tage kommender Mineralien, zu deren Gewinnung es einer 
Verleihung, Konzeffion oder Erlaubnig der Behörde bedarf, mit Strafe bedroht. 

Unter dem vom Gefege gebrauchten Ausdruck „Berleibunge ift offenbar bie 
im Deutjchen Rechte bergebrachte {Form der Uebertragung des Bergwertd-Eigentbumd 
durch den Staat, mie fie auf erfolgte Mutbung zu gefceben pflegt, verftanden, 
während durch die »SKonzeffione die Jorm bezeichnet wird, melde auf dem linten 
Rheinufer nah dem Bergwerkägefepe vom 21. April 1810 für die Uebertragung 
jened Eigentums die bergebrachte ik Wenn dad Gefeg nun neben diefen die eigent 
lie Uebertragung des Berawerfö - Eigentbumd bezeichnenden Ausdrücken nocd ber 
»Erlaubniße der Behörde gedenkt, jo bat «8 dabei ſonder Zweifel noch einen dritten 
dal vor Augen gehabt, nämlich einen Fall, wo ed nad dem beſtehenden Gefepen zur 

ewwinnung der Mineralien zwar nicht einer Verleihung oder Konzeſſion Seiten? 
= — fondern einer einfachen Erlaubniß deſſelben, reſp. feiner Behörden 
bedarf. 

Dieſer Fall bot ſich zunächſt unter dem ſchon citirten früheren Rheiniſchen 
Bergwerfögefege vom 20. April 1810 bei den Erzen dar. Danab blieb aud der 
Eigenthümer ded Grund und Bodens Eigenthümer der darin befindlichen Erze. Zur 
Gewinnung derfelben bedurfte er regelmäßig nur einer Erlaubnik (Bermiffion — im 
Gegenfap zu der dad Bergwerk + Eigenthum erft verleibenden Konzelfion) des Prä- 
fetten. Wenn der Bobeneigenthümer ſich der Erploitation der Erze nicht unter- 
ziehen wollte, konnte diejelbe indefjen von der letztgedachten Behörde unter beftimm- 
ten Bedingungen den intereflirten Hüttenbefipern überlaflen werden. Nur beim Tief 
bau war im Intereſſe der öffentlihen Sicherheit die Erlangung einer Konzeffion 
erforderlich — Urt. 57. 58. 59. 68. des Geſetzes. — 

Auf gleicher Linie mit dem bier bezeichneten Falle fteht dann aber auch ber 
gegenwärtige. Ungeachtet im gegenwärtigen falle die Braun» und Steinkohlen 
gleihfalld ein acceſſoriſches Eigenthum des Grund und Bodens find, gebört doch 
auch bier, wie dort bei den Erzen, die Erlaubniß der Bebörde zu den Bedingungen, 
von welchen die Gewinnung derfelben, der Betrieb ded Bergbaues, abhängig gemacht 
it (Eingang der Verordnung vom 19. Oftober 1843 und $. 12. daf.), während bie 
Analogie beider Fälle auch darin herbortritt, daß nad dem Regulativ vom 19, Ok— 
tober 1843 der Grubenbau nit nur nach den Vorichriften der Bergpolizei geführt 
werden muß, fondern aud der Bergbehörde unter Umftänden die Befugniß zuftebt, 
im öffentlichen Intereſſe einem Dritten die Konzeffion zum Betriebe bed Bergbaues 
auf die Braun- und Steinloblen zu ertheilen, wenn ber Grundeigenthümer den Bau 
nicht übernehmen, refp. nicht fortfegen will ($. 11. des Regulativs). 

Hieraus ergiebt fih alfo, daß das Gefeg vom 26. März 1856 da, wo e8 
bon der »Erlaubnig der Behörde« zur Gewinnung der Mineralien fpricht, gerade 
aud den Fall vor Augen hat, wo der Grundeigenthümer, dem an fich das Eigen. 
thbum an dem Mineral zuftebt, ohne die erforderliche Erlaubniß der Behörde, die 
bergbaulihen Anlagen gemacht bat. 

Died wird aud durd die legidlativen Materialien zu der Beftimmung be8 
Wlinea 1. $. 1. ded erwähnten Gefeped in fofern betätigt, ald zur Motivirung der- 
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jelben auf die Gefahr für die Arbeiter bingewiefen ift, welche bei eimem ohne Er» 
laubniß, alfo heimlich betriebenen Bergbau befhbäftigt werden, und demnach der berg- 
polizeilihe Gefihtöpunft ausdrücklich dabei in Beträcht gelommen ift. 


65. 89. 94. ded Strafgefepbuhd. Anwendung auf Wiberftand, 
tefp. Befreiungdverfuhe gegen bloße Trandporteurs. 


Urtel ded Ober - Tribunald’vom 30. Juni 1866 wider Awege (Nr. 670. 1.), 
durch welches die Anwendung der obigen Vorſchriften auf bie von den Gemeinden 
u. f. w. zum Gefangenen + Transport geftellten Trandporteurd behauptende Nichtig- 
feitöbefchwerbe des Ober-Staatdanwalts zurüdgewielen if. Denn in dem Plenar- 
Erfenntniffe des Ober + Tribunald vom 24. April 1854 wider Oldendorf fei bereit® 
ausgeſprochen, daß auf den Angriff oder Miberftand gegen Traneporteurd, welche 
nicht auf Grund eined Amtes, —— in Folge eineß ihnen im Gemeindedienſt er⸗ 
theilten Auftrages Gefangene transportirt haben, weder der erſte noch der zweite 
Abſatz des $. 89. des Strafgeſetzbuchs Anwendung findet (Archiv Bd. Il. ©. 828, 
Entſcheid. Bd. 28. S. 264). Dedgleiden ſei in dem Erkeuntniſſe vom 9. Juni 1854 
wider Sellner und Morgenftern audgefprocen, daß ber $. 94. des Strafgeſeßbuchs 
auf Tranäporteure, auch wenn fie vom einem Beamten oder einer Behörde mit bem 
Transport eined Gefangenen beauftragt find, feine Anwendung finde. 


* 119, Nr. 2. des Strafgeſetzbuchs. Verweigerung oder Ver— 
äumniß der aufgetragenen Arbeiten wegen freiwillig 
ſelbſt übernommener anderweiter Arbeiten. 


Die Angeklagte, welche aus öffentlichen Fonds Armenunterſtützung und zwar 
auf Anordnung des Landraths von dem Gutsbeſißer K., welcher zugleih Poligei- 
verwalter ift, empfängt, bat der ihr zugegangenen Aufforderung zur Urbeitsleiftung 
an befiimmten Tagen nicht Folge geleifte. Sie ift indeh bon der auß $. 119 
Nr. 2. des Strafgefegbuh® erhobenen Anklage freigefproden, weil fie zu der in 
Rede ftehenden Zeit andermeit von ihr übernommene Ürbeitöverpflihtungen zu er 
füllen gebabt und erfüllt babe. 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde des Ober-Staatdanwaltd behauptet, daß die aus 
$. 119. Nr. 2, auferlegte beftimmte te ohne Auitimmung der Be- 
börde durch Uebernahme andermweiter Arbeiten für längere Zeit nicht umgangen 
werben bürfe. 

Die Beihwerde ift dur AUrtel vom 29. Juni 1866 wider Ernft 
(Mr. 704. 1.) zurückgewieſen. 

Der Appellationsrichter — fo heißt ed — nimmt an, daß die im $. 119. 
Nr. 2, erwähnte Arbeitöverweigerung nur dann ftrafbar fei, wenn fie ihren Grund 
in bloßer Arbeitsſcheu babe, und er folgert auß der bei anderen Perfonen übernom- 
menen Verpflichtung zur Arbeit, daß die Angeklagte nicht aus Arbeitsſcheu, ſondern wegen 
gerechtfertigter Verhinderung die Arbeit bei dem K. verweigert habe. Als rechtsirr- 
tbümlih fann diefer Entſcheidungsgrund nicht angefeben werden, und wenn bie Nidh« 
tigkeitsbeſchwerde in Smeifel zieht, ob der auß Öffentlichen Fond8 unterftügte Arme 
obne — der Behörde berechtigt ſei, ſich zu Arbeiten bei dritten Perſonen 
auf längere Zeitbauer zu verpflichten, h iſt dieſer Erf ein völlig unbegründeter ; 
denn der Arme erhält nur inſoweit, als fein Bedürfniß reicht, auß öffentlichen Fonds 
Unterftügung; hieraus folgt, daß er für feinen Lebensunterhalt, ſoweit feine Kräfte 
reichen, felbit forgen muß; er muß alfo auch zu Arbeiten für feinen Lebendunterbalt 
fi verpflichten fünnen, gleichbiel, auf melde innere dies geſchieht, und es verſteht 
I bon ſelbſt, daß er dir die ihm don der Armenpflege geleiftete Unterftügung nur 
ann und in fomeit mit Arbeiten beauftragt werden kann, als er unbeſchäftigt ift 
und einen anderweiten Werdienft nicht bat. 


Aus der Praxis. F. 199. des Strafgeſehbuchs. 647 


§. 199. des Strafgeſezbuchs. Medizinalpfuſcherei. Begriff 
der zum Zweck der Heilung unternommenen Handlungen. 
Beſtreichen von Körpertheilen mit der Hand. 


Die Inſtanzrichter verurtheilen aus $. 199. des Strafgeſeßbuchs, da ſich bie 
Thätigkeit des Angtklagten nach Außen bin und den leidenden Perſonen gegenüber 
als eine ſolche darſtelle, welche auf die Herbeiführung der Heilung der Ichteren ab- 
zielte, indem der Angeklagte die leidenden Körpertheile der Patienten mit der Hand 
beftrihen babe, in ſolchem körperliben Einwirken auf die kranthaften Körpertheile 
aber das Unternehmen der Heilung liege. 


Die Nichtigkeitsbeſchwerde ded Ungellagten ift durch Urtel vom 28. uni 
1866 wider Albert? (Nr. 232, II) zurüdgemiefen. 


Gründe 


Die Nichtigkeitäbefchwerde glaubt in den Anfangsworten des $. 199. des 

Strafgeſetzbuchs: 

»Wer, ohne vorſchriftsmäßig approbirt zu feine, 

zugleich die Schranke für die don diefem Paragraphen betroffenen firafbaren Hei— 
lungen zu finden, fo zwar, baß der $. 199,, Dina Gegenjtande nad, über ben 
Kreid derjenigen Heilungen oder Heilmethoden oder Kurarten, wofür überhaupt vor- 
ſchriftsmäßige Approbationen ertheilt würden, ober doc, der Natur der Sade nad 
möglicherweife ertbeilt werben fünnten, nicht binausgebe, fondern ſich auf dieſen Kreis 
befchränte, und, daß in Folge deſſen ſolche Heilungen oder Heilverfuche, melde amt- 
licher Upprobation an fi unfähig feien, der Strafe des $. 199. nicht unterzogen 
werden dürften. Da nun darin, daß frankhafte Körpertheile mit der Sand beſtrichen 
würden, — das Einzige was gegen den Beſchuldigten thatfäclid feſtgeſtellt ſei — 
nur ein Hellung&verfuh der lepteren Urt vorliege, d. h. ein folder, der im Punkte 
feiner amtliden Mpprobationdfäbigfeit verwandten anderen SHeilungäverfuchen, wie 
etwa durch Verrichtung gemiffer Gebete, Anſtellung einer Wallfahrt, Berübrung 
eine® für beilig erachteten Grgenftandes und dergleichen, gleichitebe, indem der vom 
Appellationsrichter noch befonders bervorgebobene Umſtand, daß mittelft des dem 
Angellagten zur Laſt gelegten Handſtreichens der krankhaften Körpertbeile des Hülfe- 
fucyenden eine körperliche Einwirkung auf diefe Theile ftattgefunden, die bierdurd) 
von dem Angeklagten angewandte Kurart von jenen eben angeführten durch Gebete 
u. f. mw. ihrem eigentliben Weſen nach nicht umterfchieden werde, fo fei die gegen 
ben Angeklagten Peftgeftelite Thathandlung dem $. 199, des Strafgeſetzbuchs, der e8 
eben nur mit approbationdfäbigen Heilungen zu thun babe, mit Unrecht unterftellt, 
und der Angeklagte felbft in dem angegriffenen Erkenntniß, beziehungdweile dem 
dadurch beftätigten. Erkenntniß erfter Inſtanz unter Verlegung des $. 199, bes 
Strafgeſeßbuchs beitraft worden. 

Diefe Auffaflung der Nichtigkeitsbeſchwerde über den gegenftandlichen Umfang 
des F. 199. des Strafgeſetzbuchs ih unrihtig. Die Verhandlungen deö vereinigten 
ſtändiſchen Ausſchuſſes in der 23. Sitzung vom 19. Februar 1848 erweiſen als die 
Quelle deſſelben den F. 250. des damaligen Strafgeſeh - Entwurfd. Dieſer $. 260. 
bed Entwurfs lautete: 

„Mer, obne vorfhriftämäßig approbirt zu fein, gegen Belohnung, ober 
wer, einem befonderen obrigfeitliben Verbote zumider, die Heilung einer 
äußeren oder inneren Krankheit, oder eine geburtshülfliche Handlung 
unternimmt, ſoll mit Geldbuße bis zu 300 Rthlen. oder mit Gefängniß 
bis zu 6 Monaten beftraft werden.« 

Die damaligen Didkuffionen fonftatiren nun im beftimmtefter Weiſe, dafı 
bierin und alfo auch in dem bezüglichen Theile der jept als $. 199. geltenden Straf: 
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beftimmung bie fälle »der fogenannten MWunbderfuren«, »der MWunberärzte«, ⸗der 
Wunderdoktoren« mit eingefchloffen fein follten. Mo immer alfo eine Heilung diefer 
Art gegen Belohnung, oder, einem befonderen, an die betreffende Perfon erlaffenen 
polizeilichen Werbote zuwider, unternommen worden ift, da greift der $. 199. des 
jepigen Strafgeſetzbuchs ganz ebenfo ein, als wo mehr oder minder rationelle Hei- 
lungen vder Heilverfuche, fei ed überhaupt von einem nicht approbirten Arzte oder 
auch von einem Arzte über die Grenzen feiner Befugniſſe hinaus, z. B. einem 
MWundarzt zweiter Stlaffe in Heilung innerer Krankheiten, unter denfelben Bedingun- 
gen ia ig baben. 

ie dem Ungellagten zur Laft gelegten SHeilungdverfuhe durch Beftreichen 
leidender Körpertheile der Patienten mit der Hand würden daber felbft dann, wenn 
fie nach der Meinung der Nichtigkeitöbeihwerde den fogenannten Wunderfuren bei» 
zuzäblen wären, der Strafbeftimmung des $. 199. unterliegen, da außer dem Mangel 
vorjhriftsmäßiger Approbation nicht blo8 Eine der ferneren Alternativen: gegen Be- 
lohnung oder gegen ein vorbergegangenes polizeiliches Verbot, fondern beide Alter- 
nativen zugleich, thatfächlic gegen den Angeklagten feitgeftellt worden find. 


§8. 215. 241. des Strafgeſetzbuchs. Diebftahl refp. Betrug durch 
beimlide Entfernung mit der erfauften Sade ohne Ent- 
rihtung bed Kaufgeldes. 


Die Angeklagten find auf öffentlihem Markt an ben Wagen einer Ber- 
fäuferin, welche fie perfünlich nicht kannte, herangetreten, haben dort mit ihr gemein« 
fhaftlih einen Sceffel Korn für einen beftimmten Preis erbandelt, demnächſt den 
Scheffel mit Bewilligung der Verkäuferin aus den auf dem Wagen liegenden Säden 
in einen von ihnen mitgebradten Sad geihüttet, und fi fodann damit unter der 
Menge entfernt, ohne dad Kaufgeld, über deſſen Zahlung eine befondere Berab- 
redung nicht getroffen war, entrichtet zu baben. 

Der erſte Richter nimmt an, daß dieſe Entfernung gefcheben fei, um die 
Verkäuferin um da Kaufgeld zu bringen. Er fprict fie aber von der Anſchuldi- 
gung des Diebftahld deshalb, weil die Uebergabe erfolgt war, und eventuell des Be- 
Be weil ein Entftellen oder Unterdrücken von Thatſachen nicht vor« 
liege, ei, 

e Der Appellationdrichter beftätigt aus folgenden 


Gründen. 


Bon einem Betruge kann bier nicht die Rede fein, da keine Thatſachen er- 
mittelt worben find, aus denen man entnehmen könnte, daß bei den Kaufdunter- 
bandlungen, oder bei der Umfhüttung ded Korned Seitens der Angeklagten die Er- 
regung eined Irrthums dur Entſtellen oder Unterdrüden wahrer ha achen ftatt- 
efunden babe; es erhellt nicht einmal, ob die Ungeklagten früher, ald bei ihrem 
SFortgeben mit dem Roggen, die Abſicht gehabt haben, die M. um dad Kaufgeld 
zu bringen. 

Ebenfo wenig ergiebt ſich aus ber erftrichterlichen Feſtſtellung der That- 
beftand einer Unterfhlagung, da weder die im F. 225,, nod bie im $. 226. deB 
Strafgefegbuch8 aufgeftellten Erforderniffe im vorliegenden Falle zutreffen. 

Es fann nur Die Senge fein, ob die WUngellagten fi eined Diebftahl® 
ſchuldig gemacht haben. Indeß auch dieſe iſt mit dem erſten Richter zu verneinen. 
Schon die Thatſache, daß zwiſchen der M. und den — ein Kaufbertrag zu 
Stande kam, der, wenngleich nur mündlich, doch nad $. 131. 1. b. des Allg. Land- 
rechts rechtsberbindlich war, und das Eigenthumsrecht der Verkäuferin zu Gunſten 
der Käufer in ſehr weſentlichen Attributen, namentlich in Beziehung auf das Recht, 
über die verkaufte Sache zu verfügen, einſchränkte, dem Käufer aber einen Eigen- 
gbumßtitel an ber verkauften Sade — jus ad rem — gab, madt es — wie in 
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der Abhandlung in Goltd. Archiv Bb. 13. ©. 336 näher ausgeführt ift — fehr 
bedenklich, felbft im Falle noch nicht ftattgefundener Uebergabe der verkauften Sade 
diefe ald eine fremde im Sinne des $. 215. des Strafgeſetzbuchs aufiufaffen. Zu 
biefem Bebenfen tritt nun aber im vorliegenden falle der gewichtige Umftand, daß 
die Uebergabe des gefauften Roggens an die Käufer Seiten? der Verkäuferin wirk⸗ 
li flattgefunden hatte. Es kann der Königlichen Staatsanwaltſchaft keinesweges 
darin beigepflichtet werden, wenn biefelbe in der mit Zulaffung und — mie ber erfte 
Richter außerdem feftitellt — mit Genehmigung der Verkäuferin geſchehenen Ein- 
ihüttung des Roggens in den in den Händen eineß ber Stäufer befindlich gemefenen, 
bon den Käufern mitgebradten Sad bloß einen die Uebergabe vorbereitenden Akt 
erbliden will; diefe Handlung ftellt unbedenklich eine körperliche Uebergabe — $. Gl. 
I. 7. ded Allg. Landrechts — aus Hand in Hand — meldye den Käufern das phh— 
fiihe Vermögen gab, über die Sache mit Ausſchließung Anderer zu verfügen — ein 
Vermögen, welches auch Seitens der Angeklagten demnächſt wirklich benupt wurde — 
dar; dabei erfcheint es auch rechtlich ganz einflußlod, daß die Verkäuferin nicht mit 
eigener Hand, fondern durd einen von ihr zugelaffenen Dritten — einen der An- 
getlagten — die Umfchüttung vornahm. 

Der hiernach als eine wirflihe Uebergabe anzufehende Trabditiondaft über- 
trug nun in Verbindung mit dem boraußgegangenen Staufvertrage des Eigentbumd- 
rechts auf die Angeklagten ald Käufer, ohne daß es, mie in der Doftrin des Römi- 
ſchen Rechts — vergl. Koch dad Recht ber Forderungen Bd. Ill, ©. 638 6. 322. — 
darauf antommt, ob das nicht kreditirte Kaufgeld gezahlt wurde oder nicht. 

Die in der Ausführung der SKöniglihen Staatdanmwaltfhaft ferner auf 
geftellte Annahme einer nur bedingten, unter der ſtillſchweigend vorausgefegten Vor- 
audfehung der Zahlung des Kaufgelded geſchehenen Tradition verfennt, indem fie den 
von der Uebergabe dur bloße Willenserklärung bandelnden ©. 59. I, 7, des Alla. 
Landrechts an die Spitze der Ausführung fest, die Natur ded im vorliegenden Falle 
reg Uebergabe-Alted, als einer körperlichen Uebergabe, weldyer nur dann 

ie von dem Geſetze der Uebergabe beigelegte rechtliche Wirkung — ber Eigenthums- 

Uebertragung — hätte entzogen werden können, wenn die Merkäuferin bei dem 
Uebergabe-Afte nicht geichwiegen, fondern, wozu fie fehr wohl in der Cage war, bie 
von der appellantifhen Behörde befprodene Bedingung deutlich und zuverläffig zu 
ertennen gegeben hätte — 68. 57. ff. 1. 4. des Allg. Landrechts. — 

Hiernach kann der erlaufte und bereit? in das Eigenthum de8 Angeklagten 
übergegangene Roggen nit ald nad $. 215. bed Strafgefepbuchs geeigneter Gegen- 
ftand eines Diebftahld der Angeklagten angefehen werden. 

Die Nichtigleitsbeſchwerde des Ober ⸗Staatsanwalts ift am 15. Juni 1866 


wider Sceil (Mr. 353. 1.) wegen der rein thatſächlichen Natur der Feſtſtellung zu- 
rüdgemwiefen. 


. 226. des Strafgefegbuhs. SG. 74. f. Th. I. Tit. 9. des Allg. 
andrechts. Unterfhlagung durd Aneignung und Verbraud 
eined auf eigenem Grund und Boden gefundenen Schatzes. 


Der Angeklagte bat in feinem Garten einen Ring außgegraben und verkauft 
und ift deshalb wegen Unterfchlagung aus $. 226, bes Strafgefeßbuchs verurtbeilt. 
Denn, wenn aud, wie Angeklagter behauptet, der Ring nach den Umftänden al& ein 
Schap zu betrachten wäre, fo fei doch ber re verpflichtet geweſen, der 
Obrigkeit fofort den Fund anzuzeigen (SS. 75. 103. Tb. I. Tit. 9. deß Allg. Land⸗ 
rechts) und dad Mufgebot ($$. 79. 80.) abzuwarten. Biß dabin fei ihm gegenüber 
ber — eine fremde Sache geweſen. 

uf die Beſchwerde de Ungellagten ift am 30. Juni 1866 wider Guß 


(Rr. 347. 1.) vernichtet und die Sache in die Inſtanz zurüdgemiefen. 
Urdie, 1806, September, 43 
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Gründe. 


Der erfte Richter erachtet die Unterfuhung, ob es fi bier von einem ge- 
fundenen Schape bandle, für unerheblich, weil der Angeklagte Guß, wenn er auch 
den Ring auf feinem eigenen Grund und Boden gefunden, der Obrigkeit die Unzeige 
bätte machen und das Mufgebotöverfahren abwarten müffen, bis dabin aber ihm ein 
Recht an dem Ning nicht zugeftanden, und diefer für ihn eine fremde Sache geweſen. 
Diefe Anficht, weldyer der Appellationsrichter beitritt, ift eine rechtsirrthümliche und 
läßt den mwefentlichen Unterfhied außer Betracht, ob der Schag auf fremdem oder 
auf eigenem Boden gefunden worden. Nach $. 75. Tit. 9. Tb. I, de Allg. Land- 
rechts bat ber Finder zwar in beiden fällen die Obliegenbeit, Die Anzeige zu machen, 
die Sr der Unterlaffung find aber verfhieden. Für den erften Fall beftimmt 
der 8. 102. gewiſſe Nachtdeile, felbft bei dem Leugnen de& Hundes auf Befragen deß 
Michterd die Strafe ded Diebftabld. Der gefundene Schag wird hier ald eine fremde, 
wenigftend im Gewahrfam des Eigenthümerd de8 Grund und Bodens befindliche 
Sade betrachtet ($. 1. Tit. 7. Tb. 1. des Allg. Landrechts) und von diefer Unter- 
ftellung gebt das angezogene Präjudiz vom 14, —** 1855 (Urtheil gegen 
Behrend) aud. In Anfebung eined auf eigenem Boden gefundenen Schatzes wird 
dagegen die Vernadläffigung der gefeplihen Vorfcriften nur mit einer Geldbuße 
beftraft ($. 103.), die Sache wird, menn ber er des En nit aus⸗ 
zumitteln ift, nicht als eine fremde angeſehen ($. 51.) und da8 Vergeben des Dicb- 
ſtahls oder der Unterfhlagung kann nicht an denfelben verübt werden. Dedhalb ift 
aud die Strafbeftimmung des 6. 103. nicht aufgeboben und bat noch neben dem 
Strafgefegbud Geltung. Hiernach ift, da unbeftritten der Ming von dem Mitange- 
flagten Guß auf feinem Grund und Boden gefunden worden, die unterbliebene An- 
zeige für die Frage, ob eine Unterfhlagung anzunehmen, ohne rechtlichen Einfluß, 
vielmehr ift zu unterſuchen, ob ber gefundene Ring als ein Schoß nah Vorſchrift 
des F. 74. anzufehen, wohin von Anfang de8 Verfahrens bie Vertheidigung gerichtet 
war, Unter diefem Gefichtöpunft ift die Sache noch nit geprüft worden. Zwar 
führt der Appellationdrichter an, daß durch die Depofition der vernommenen Zeugen 
nicht erwiefen fei, daß der Ning ſchon feit einem oder mehreren Jahrhunderten ver- 
borgen geweſen, — indeffen ift hierdurd nur eine fpezielle Art don aufgefundenen 
Schätzen berübrt ($. 79.); die allgemeinen Morauffegungen des $. 74., auf welche 
fih dad Bemweiderbieten in der Uppellations + Aecdhtfertigung ebenfalls bezieht, find 
noch nicht zur Erörterung gezogen. 


$. 243. Nr. 7. und 8. des Strafgeſehbuchs. Begriff ded »Nach- 
tbeild« im Unterſchiede von »Schaden.« 


a ded Dber- Tribunald® vom 7. Juni 1866 wider Meyer, durch 
melden der Beſchluß des Appellationsgerichts aufgehoben ift. 


Gründe. 


Der Angefhulbigte, welder den Meierbof B. 1. zu B. befigt, iſt zugleich 

eg einer daſelbſt errichteten, an dem Flüßchen Windifhe belegenen Waſſermühle. 
u Gunften der oberhalb gelegenen Grundbefiper, insbeſondere des Nittergutäbefigers 

. db. B. war der zuläffige böchfte Waflerftand auf der Mühle ded Angeſchuldigten 
gerichtlich vequlirt und unter Anderem durch einen in der Schwelle unter dem 12, 
Ständer des dem Angeſchuldigten zugehörigen Haufed eingefchlagenen eifernen Nagel 
figivt worden. Diefen Nagel bat der Ungefchuldigte geitändlihb um 5 Fuß 6 Zoll 
böber einſchlagen lafien, in der Abſicht, dadurd bad Waſſer bei feiner Mühle um fo 
viel höher ftauen und auf diefe Weile eine ibm zugehörige Wiefe bewällern zu können. 
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68. 306. 307. des Strafgeſetzbuchss. Verhältniß diefer Bor- 
ſchriften zuben von den Randespoligei-Bebörden erlaffenen 
Abfperrungd- oder Auffihtd-PVerordbnungen. 


Der Angeklagte hat ein rotzkrankes Pferd, melded ihm ber Thierarzt auf 
dem Pferdemarkt ald an folder Krankheit leidend bezeichnet hat, nad feinem Wohn- 
ort zurüdgeführt, ohne der Ortäbebörde dort von dieſer Krankheit Anzeige zu machen. 

Der erfte Richter verurtbeilt ihn aus $. 307. des Strafgefegbudß, der Ap- 
pellationdrichter aber nur auß einer für folde Fälle erlaffenen Regierungs - Berord- 
nung vom 14. Februar 1857 zu einer Polizeiftrafe, indem er den $. 307. für un- 
anwendbar eradtet. 

Die dedfallfige eingeleate Nichtigkeitöbefhmwerde des Ober. Staatdanwaltd ift 
durch Urtel vom 18. Juli 1866 wider Hirſch (Mr. 776, 1.) zurüdgemiefen. 


Gründe. 


Es ift bereit® in dem Erfenntniffe vom 13, Januar 1864 wider Müller 
(Oppenboff Rectiprehung IV. ©. 284) ausgeſprochen und näber außgeführt, daß 
unter den in den $$. 306. 307. des Strafgefepbuch® bezeichneten Abfperrungd- oder 
Auffiht3-Maafregeln nicht Dolizeiftraf- Verordnungen der Regierungen zu verfteben 
find, welde fie auf Grund des eig vom 11, März 1850 erlaflen haben, daß 
die 66. 306. 307, vielmehr nur auf die zur Vereitelung allgemeiner adminiftrativer 
zur Abwehr beftimmter anftedender Krankheiten getroffener Maafrgeln zu beziehen | 
find, welche den Zwed haben, die Verbreitung diefer beftimmmten Krankheiten zu 
verhüten, wie 3. B. die Durchbrechung von Sanitätd-Kordond, Verlegung der Kon- 
tumaz>-Anftalten, oder die Uebertretung gemiffer zu ſolchen Zwecken erlaffener Ein- 
fuhr- Verbote. Einen ſolchen allgemeinen Charakter hat aber die Rrgierungs-Verord- 
nung vom 14. Februar 1857 nicht, meil fie nur Vorſichts + Maafregeln gegen bie 
Rog- und Wurmkrankheit der Dferde betrifft und für die Uebertretung der bier 
gegebenen Vorſchriften befondere Polizeiftrafen androbt. 


Sur fiteratur des Ariminalrechts. 
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bie ſ. g. Öffentlichen Verbrechen verwieſen, bie Bälfhung bon Privaturkunden dagegen 
lediglich als qualifizierter Betrug angefehen wird; die verbefferten Beftimmungen über 
Unterfchlagung, Untreue u. f. w., vorbehaltlich mancher vielleicht noch zu wünfcen- 
ber Faſſungsänderungen, nur willtommen beißen. 

Bedenklicher fünnen vielleiht mande Beftimmungen de3 Entwurf? zur Straf- 
prozeß » Ordnung gefunden werden, fo der gänzlice Fortfall der gerichtlichen Vor- 
unterfuhung und des fonftigen zur Begründung der Anklage erforderlihen Vorver- 
fahrend, welches, foweit es nicht gemifle richterliche Akte, wie Verbaftungen, Orts- 
befichtigungen, Obduftionen u. f. w. nötbig macht, ebenfo wie die Beftimmung über 
die Erhebung der Anklage, lediglich in die Hände ded Staatsanwalts gelegt werden 
fol. Denn wenn daneben als Korrektiv gegen mögliche Mißbräuche vorgefhlagen 
wird, die lepte Beſchwerde » Inftanz über die Staatdanwaltihaft in den oberſten 
Gerichtäbof zu verlegen, fo könnte fich dieſes für einen felbftftindigen Staat 
Schledwig-Holftein zwar möglicher Weife empfehlen, würde fi aber in einem Staate 
von dem Umfange ded Dreußifchen, zumal nach feinen neueſten —— ſchwer · 
lich durchführen laſſen. Daſſelbe gilt von dem an ſich wohlwollenden und darum ſehr 
anerkennensſswerthen * die Nothwendigkeit eines Vertheidigers nicht auf Ver⸗ 
brechen zu beſchränken, ſondern auf alle Vergeben auszudehnen ($. 137). — Das 
projeftirte Schwurgerichtäverfabren entſpricht im Wefentlihen dem biöherigen, doc 
verdient die Beſtimmung, die Fragen an die Geihworenen zuerſt vom Staatdanwalt 
und vom Vertheidiger in Vorſchlag bringen, dann aber dom Gerichtähofe darüber 
beſchließen zu laflen ($$. 236. 245.), vor dem biöberigen, welches dem Norfigenden 
die Initiative zumeift und ihn den Erinnerungen ded Staatsanwalts und des Ver. 
theidiger® außfegt, entfchieben den Vorzug. 

Gegen die gänzlihe MWeglaffung der Appellation (nur bei kriminellen Ueber- 
tretungen ht ein die Mppellation und die Nichtigkeitsbeſchwerde zugleich in ſich 
faflender Rekurb ftattfinden — 68. 308. ff. —) bätten mir ebenfalld mande Be- 
denten, enthalten und jedoch, biefelben bier außeinanderzufegen, ba bie Alten über dieſe 
Streitfrage, wie es fcheint, noch nicht geichloffen find. 


I, Dr. Guſtav Keller, Kaiferl. Königl. Ober-Randedgerihtd-Ratb und 
Profeffor der Rechte an der Kaiferl. Königl. Orientalifchen Alademie 
zu Wien. Die Staatdanwaltfhaft in Deutfchland. Ihre Geſchichte, 
Gegenwart und Zukunft. Wien 1866. Braumüller. 


Dad Merk enthält im erften Theile eine ſehr überfichtlihe Geſchichte des 

N) ei der Staatdanmwaltfchaft überhaupt, während der er Theil die ſpezielle 

ntwidelungsgef&ichte und die heutige Stellung der Staatdanmwaltfdaft, die leßtere 
durch ————— der normativen Vorſchriften über die Organiſation und 
Befugniffe nad den hauptfächlichften neueren Progeh-Ordnungen (Defterreih, Baden, 
Bapern, Hannover, Preußen, Sachen und Württemberg) zum © enftande bat. 
Der dritte Theil befchäftigt fich mit der Kritit der heutigen Deutihen Staat. 
anwaltſchaft und mit Vorfchlägen über ihre künftige Fortbildung. Schließlich findet 
fi im Anhange ein Hinblid auf die Inftitutionen Frankreichs, Englands, Schott- 
lands, Irlands und Nordamerifas. 

Der Merfaffer bat lange Jahre im rühmlichſter Weife dad Amt eine® 
Staatdanmwalt®, zulept unter bekannten ſehr ſchwierigen Verbältniflen dasjenige des 
Dber - Staatdanwaltd bei dem Oberlandesgericht zu Wien bekleidet. Ihn begleitet 
baber eine reiche prattifhe Erfahrung auf diefem Gebiete. Seine in dem dritten 
Theile niedergelegten Worfchläge über die Fortbildung des Inftitut® und derjenigen 
Theile der Rechtäpflege überhaupt, welche damit in engem Zufammenbange fleben, 
fo unter anderen über die Notbiwendigkeit der Privatanklage u. ſ. w., verdienen 
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Zur Literatur des Kriminalrechtk. 


Dr. Friedr. Osſst. Schwarze, General-Staatdanwalt: die Straf- 
prozeß - Ordnung für das Königreich Sachſen, mit Erläuterungen. 
3. Aufl. Nachtraͤge. Leipzig, Günther. 


ad. dv. Wild: Abhandlungen auß dem Gebiete des Strafrechts. Erſtes 
Heft. Ueber Vorfag und Abfiht. Roftod, Stiller. 


Drofeffor Dr, Rich. Ebd. John, Kritiken firafrechtliher Entfheidun- 
gen des Preußiſchen Ober-Tribunald, Berlin, Guttentag. 


Dr. Job. Heinr. Lenpen, Die: daB kanoniſche Gerichtäver- 
fahren und Strafrecht, dv. Nic. Münden, beurtbeilt und gerechtfertigt 
gegen die Angriffe des Deofeffor Dr. Job. Friedr. Schulte in dem 
Bonner theolog. Literaturblatt. Köln und Neuß, Schwann, 


Dr. @ion sen.: Affekte und Leidenfhaften nad dem neueften Stanb- 
punfte der Wiffenfhaft und Gefepgebung. Für Werzte und Rechts. 
gelehrte bearbeitet. Neuwied, Heuſers Berl.-Eomt. 


Karl Wild. Haenell, Pic. Paft.: Spitem der Gefängnißfunde, 
Nebſt einem kurzen Anhang: Bon der Verwaltung des Predigtamtes 
am Gefängnif. Göttingen, Vandenhoeck und Ruprehtd Verlag. 


I. Ch. Kühne: Rüdblid auf die Wirkſamkeit und Erfahrungen der 
Strafanftalt St. Jakob bei St. Gallen in den erften 25 Jahren ibre® 
Beftanded, zugleid ein Votum über Be Entwidelung des Pöni- 
tentiarweiend im Kanton St. Gallen und weiterhin. Neue durch» 
gefebene Auflage, St. Gallen, Sceitlin u. Zollikofer. 


Der Arzt ald Giftmifher , oder dad Rechtsgefühl bed Nichtjuriſten. 
Eine Kriminalgefhichte. Bafel (Bern, Huber u. Comp.). 





Berlin, gebrudt in der Königlichen Geheimen Ober -Hofbuhdruderei 
(R. v. Deder). 


Darſtellung der Strafrechts - Derhältu # gt 
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wit Preußen neu vereinigte 


Gebieten. 
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fange eine Gleichheit der N Allgemeine Geſetze nu ai gelungen, wo in weitem Un _ 
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Bereiche des Strafrecht3 ift diefer MWiderfprud aber allerdings vorhanden, und 
zwar fowobl in dem materiellen als in dem formellen Rechte. Der Staat fann ſich 
innerhalb feines Gebieted nicht bier gewiffen Handlungen gegenüber indifferent ver— 
halten, welde er dort als Nechtöverlegungen oder als Gefährdungen der öffentlichen 
Ordnung abndet; er kann in den Fundamentallehren nicht verſchiedenen Theorien 
zugleich folgen; und er fann unter den formen, melde die Gewißheit der 
Ermittelung und die Sicherheit der Strafperbängung gemäbrleiften follen, nur 
derjenigen folgen, welche nad feiner Auffaffung die befte Gewähr für dieſen 
Zweck bietet. Hier tritt alfo dad Gebot der Reform fofort an ibn beran, 
jobald wie bier, fein Machtgebiet fib erweitert. Mber cr bat vor diefer 
Reform die bebeutfame Frage zu löfen, welches Recht da& beffere, welche form die 
zuverläſſigere ſei. Bei der Beſitznahme der Rbeinprovinz fprach der König Friedrich 
Wilhelm IH, aus, das wabrbaft Gute in der Gefeggebung folle gewahrt werden, wo 
es ſich finde, und er fprad in der Ordre vom 3. Oktober 1817 unter IV. (Gef. 
Samml. 1817 ©. 290) wiederbolt die Notbwendigkeit einer Revifion unfered Allg. 
Landrechts und der Vrozefgefepgebung vor deren Einführung in der Rheinprovinz 
aus. Sie it auch bis beute nicht vollendet, und die Nbeinprovinz bat aus diefem 
Grunde, neben ibrem eigenen Wunſch um Beibebaltung ibrer Nectsverfaffung, Die 
felbe auch im Strafrecht bis zur neueren Zeit bebalten. Anders iſt es freilich in 
VBeziebung auf das Strafrecht beute. Damals jtand nur die Rbeinprovinz allein 
der Gefammtbeit des übrigen Staates gegenüber. Sie hatte ein Strafrecht, welches 
feinen Wertb binterber mwenigftend dadurd bethätigt hat, daß die fpätere Reform in 
Preußen felbft in vielen Beziebungen ibm gefolat iſt. Heute ficht der Etaat einer 
großen Zahl neuer Gebiete gegenüber, welche alle ihre eigenthümliche Rechtsverfaſſung 
baben, und er bat inzwiſchen wenigſtens in dem materiellen Strafredt endlich die 
Neform vollzogen, welche 1815 ihrer Erfüllung noch erft entgegenfab. Jene Vielbeit 
der Rechtäverfaffungen auf dem Gebiete des Strafrecht3 innerhalb deffelben Staates 
ift num unbaltbar, Aber die Neform ift dennod eine große und bedeutfame Auf- 
gabe. Unfer Etrafgefegbub bat durd die Wiſſenſchaft, durch fpätere legislatoriſche 
Arbeiten fremder Linder, welche gerade diefes Strafgefepgbud zur Grundlage nabmen, 
endlich dur eine 15fährige praktiſche Uebung eine fo umfaflende Kritik erfahren, 
daf wir darüber, welchen Wertb und welde Mängel es in feinen einzelnen Theilen 
bat, micht wohl mehr im Zweifel fein können. Unfere Strafprozeh- Gefepgebung ift 
aber durchaus unvollendet; wir felbft find leider feit Jahren erjt mit der Reform 
beſchäftigt. Wir baben daber auf beiden Gebieten unfer Auge zugleih auf jene 
Recbtsverfaflungen der neuen Landestheile zu richten, um bei der beginnenden nun 
umfaffender gewordenen Reform auch dort dad Gute und Beffere zu ſuchen und zu 
erlennen, das Erfannte aufzunehmen und nur in Gemeinfchaft mit den Vertretern 
diefer Yandestbeile das gemeinfcaftliche Werk zu vollenden. 
Das bobe Intereſſe für das juriftifhe Publitum Preußens und für die 
Zwecke der Staatsregierung, unter den biev angedeuteten Geſichtspunkten die Straf» 
veiots-Verbältniffe der neuen Gebietätbeile fennen zu lernen, bat und zu der nach— 
folgenden ZJufammenftellung veranlaft. Es war die Abficbt, eine allgemeine Ucber- 
fibt jener Werhältniffe zu gewinnen; ein tiefered Eingehen war felbftverftändlih nicht 
beabfichtigt ; mo es dennoch flattgefunden bat, können wir es nur dankbar an- 
erkennen. Zur Erreichung unferes Zweckes baben wir und mit den bafür 
durch ihre Stellung und Erfahrung bewährtetſten Männern in folgenden Landes. 
theilen: Hannover, Sturbefien, Schleswig + Solftein, Frankfurt, Nafau und 
Homburg in Verbindung gefegt und überall das bereitwilligfte Entgegenfommen er- 
fahren. Der Geſichtspunkt für die zu erfüllende Aufgabe war von uns in folgende 
Fragen zufammengefaßt: 
Melde Gefete find für das materielle Strafrecht in Gültigkeit? 
Beiteben außer den das gemeine Strafrecht betrefienden 
Geſetzen oder gemeinrechtliben Normen noch befondere Gefege mit 


mit Dr ini, > 
den P eußen Neu dere i Nigten Gebieten, 


ugen für icht berührte 
Stunt in Sr Wegielfe, Durch jenes Fecht nicht berübtkt 
Dream, ; 8, % Stener., Gewerbe, Fort, Voftfadhen, MT 6 
freveln. ſ. w. ud fü . 42 
I. Weihe Gejege ſiud Tür dag Strafverfahren in Gültigfeit ? welht 
I. Melde Gerichtsverfaſſung gilt im Mraftehtlicer Beneb auaugn 
Kompetenz, welcher Juſtauzenug Beſtehen Schwurgerich te ER 
IV. Beſteht eine adminiftrative Etrafgemalt, d. b. find er woattungs 
Behörden als ſolche, welche mit zugleich eine eigentlich? zichterlihe 
Gewalt in fih vereinigen — aljo and olizeibebörden — beſugt, 
auf Strafen ohne Relurs an den Rächter, a io definitiv, ZER erkennen, 
oder dod) ſolche zu verhängen, natürlid abgefehen vor reinen Die: 
Seite yanpilähtiten Iüerarig 
Welche hauptjählihften literariſchenn Hu . 3 Botti 
DE Satan —— ellen find für DES ge 
In Bezug auf die unter I. geda ten Se gi algeſetze war e8 dabef FeAbſtber⸗ 
ändlich nicht die Abſicht, einen vollſtändigen Katalo . hi 
men die Kenntniß derjenigen Gebiete beifpie felben, bielmepzr zwar bie, 


fi die ältere und, nad Erlaf aud der neueren Strafgefenb zu erhalten, Jua F Denn 
Gefeggebung bewegt bat. 


üder, auch Die nmceuee 
— EDEN Man nadflgenb bie maß N Bangenen dankenswerthen Mrbeite, 
und bitten, bei der Ueberfiht überall die oben in den 5 Fragen rn Frau. 
briten im Uuge au bebalten, * er Ihnen die Darftellungen nicht überalf frolsen. 
Daß mir bei unferer Darſtellung die von apern und Seffen- 

(aufer Homburg) nur abgetretenen Gebietät 


Kr etstheile außer Wet > ürd 
einer befonderen Rechtfertigung nicht bedürfen, Betracht gelafien haben ⸗ 


V. 





A. Sannoper‘), 


1. 


en unter dem 8. Augu 
Whuch, welches dem bis dabin gültigen Ge - 
bat daſſelbe erfapren durch eiy 
ie Gefep bom 31. Desmber 1859, per RR 
tigen Verbrechen des Diebſtahls, der Untey ® 


. aber die Vollzie 

/ borfhreibt und 3ugleich die freilich at a 
Vraris fon früber nicht ar ER - n rung gelangende ausgezeichnete UST 
ftrafe aufbebt. end vn no Fri Immungen da8 Gefa,- 
vom 8. Auguft 1846, be 8 Geſetz vom 24, © . 1 grgen die Sigerd 3 
Des Cifenbabnbetriebe® 17 bie —2 —— Kot betreffend die Bert ar 

fung Fri ler 1849 über die Bildung der Schw er 


Beſtechung, Sch 
I» 








R tkıfuna Do Her Profefior ed. Bar zu Roſtock, bisher Hannoper * 
— der gemeintechtlichen Faälſchung find nah dem Haunob. —â— 

et 
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digung der Amtsehre der Geſchworenen, gewaltfame Widerfegung gegen die Gefhmwo- 
renen), das Gefeh, betreffend die Aufhebung der Dienftentlaffung als Kriminalſtrafe 
egen Richter vom 8. Mai 1852, das Sollgefeg vom 12. Dezember 1853 (Be- 
Hebung der Zollbeamten), dad Gejep über die Verhältniffe dev Stönigliden Diener 
vom 24. Juni 1858 (Uufhebung der im Kriminal-Gefegbuche enthaltenen Vorſchrif- 
ten über Dißziplinarftrafen gegen Beamte), endlih ein Gefeg vom 29, November 
1853, in welchem Verbrechen oder Vergeben in Bezug auf Münzen, Vapiergeld und 
Kreditpapiere der mit dem Königreih Hannover dur ein Münztartell verbundenen 
Staaten den Verbrechen beziehungäweife Vergeben an inländifhen Münzen u. f. w. 
gleichgeftelt find. 

Das Kriminal- Gefepbuch betrifft nur das eigentliche Kriminalunrecht. Für 
das Volizei-Strafrecht befteht ein befondered Polizei-Strafgefep vom 25. Mai 1847. 
Das Polizei» Strafgefeh ift jedoch fein vollftändiged Geſetzbuch, wie ſolches für das 
Kriminalreht in dem Kriminal-Gefegbude vorliegt. Es enthält vielmehr nur einen 
allgemeinen Theil, der 3. B. in Bezug auf Theilnabme und Verſuch, auf alle 
Volizeivergehen Anwendung findet, in fomeit nicht etwa in dem einzelnen Geſetze 
oder der einzelnen Verordnung befondere Ausnahmen gemacht find, und jodann Bor- 
fhriften über die hauptfächlichften nicht durch befondere lokale Nerhältniffe bedingten 
Dolizeivergeben. 

Neben dem Molizei « Strafgefeße find ald wichtig noch hervorzuheben 
die Gefege vom 8. September 1840 und vom 25. Auguſt 1848 über die Be- 
firafung des MWilddiebftabld, vom 8. September 1840 über Beltrafung des Fiſch- 
und Krebsdiebſtahls, das Forft-Strafgefeg vom 25. Mai 1847, das Sollitrafgefe 
bom 12. Dezember 1853, das Stempeljteuer » Gefeg vom 30. Januar 1859, ba 
Geſetz über die perfönlichen direkten Steuern vom 20. März 1859, die Jagd Ord- 
nung vom 11. März 1859, die Gewerbe-Ordnung vom 1. Auguft 1847, die Ber- 
ordnung, die feier der Sonn- und Feſttage betreffend, vom 25. Januar 1822 u. f. w. 
Endlich ift von befonderer Wichtigkeit auch für das Gebiet des poligeilihen Straf. 
recht3 das citirte Gefeg vom 20, April 1857, betreffend Abänderungen des Striminal- 
Geſetzbuchs, da geringere Diebftähle, Betrügereien und Unterfhlagungen der polizei- 
lihen Ahndung unterliegen, in fofern nicht die Rüdfälligkeit de8 Schuldigen ein 
Underes begründet. FFeldfrevel werden im Allgemeinen nad den Beflimmungen über 
Diebftahl (theilweife fogar ald außgezeichnete Diebftähle) und Beihädigung bebandelt, 
abgejeben von den befonderen Beftimmungen des Polizeiftraf-, des Forſt · Strafgeſetzes 
und ded Geſetzes über die MWegegeld- Erhebung und die Wegepolizei vom 4. Dezem- 
ber 1834 u. |. w. Ein einbeitlihe8 Prinzip für die Scheidung von Kriminal- und 
Dolizei-Unrecht exiſtirt nicht. Oft entſcheidet über die Kriminalität der Handlung 
die Größe des durch diefelbe verurfachten Schadens (vergl. 3. B. Geſetz, betr. Be- 
ri: von Verbrechen gegen die Sicherheit des Eifenbahnbetriebed, vom 8. Auguft 
1846, die Vorſchriften de — ——— . 230. und des Striminal+Gejeß- 
buchs Art. 336. über böswillige und muthwillige Sahbefhädigung), oft die Qualität 
der Schuld (Dolus oder Kulpa), z. B. bei Störung bed öffentlichen Gottesdienſtes, 
bei gewiffen Arten der Störperverlegung, zuweilen (namentlich bei kleineren einfachen 
und felbjt bei einigen ausgezeichneten Diebftäblen leichterer Art) die Nüdfälligkeit des 
Thäterd, in ben meiften Fällen aber die Befhaffenheit der Handlung an ſich und 
niemals die Höhe der zu erfennenden Strafe, obſchon felbfiverftändlid die ſchwereren 
Strafen ausfhließlih für dad Eriminelle Unrecht befteben. 


1. 


Für daS gerichtlihe Strafverfahren und die Zuitändigkeit der Gerichte gelten 
dad Gerichtsberfaſſungs « Gefe vom 8. November 1850 (im Wirkfamfeit feit dem 
1. Oktober 1852) nebit dem Abänderungd-Gefege vom 31. März 1859, die revidirte 
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Ordnung vom 5. April 1859, nebſt Anhängen und . = . 
—— a und Pelanntmabung des Juftiz - Minifteriums ie unge ae 
{ann rg S ta atsanwaltſchaft vom 16. Mai 1859, bie Verordnung vom 12. Wrai 
1a über Befichtigung und Eröffnung von Leihen, Verordnung über die Bilbuma 
j Berichte vom = März 1859, das Gefeg dom 24. Dezember 1849 über Die 
hihung dee —Zhmutgerichte, dad Gefeh über das gerihtlie Verfahren in Steuer. 
Bi ionstah dom 8. November 1850 nmebft Abänderungs . Gele vom 5 
A 1859, ba®s zu die Aufhebung der Waflerzoll - Gerichte und dad gerri —8 
Berfaheent bei Safferzoll-stontraventionen betreffend, bom 4. Mai 1852 — 
egete⸗ wert 25. April 1859), das Geſetz, betreffend das Verfahren — al. 
Niitriihtis® ! >. © fich dem Dienfte zu entziehen fuhen, vom 4. Mai I gun 
De über bie ao fihrentage in Strafſachen vom 13. April 1859 und und? 
ne Geeg über Eidedleiftungen vom 25. April 1850. Lid 


II. 


richtsberfaſſung iſt nach Maaßgabe dieſer Geſetze und 
— betreffenden Geſetze die folgende. eieh der das ran cate 
rielle DB oberfte Gericht ift da8 Dber-Appellationdgericht zu Celle, welche S 
BR hen nur durd einen befonderen Straffenat (beftehend aus 7 Mitgli aber 
in Strafe ind eftend 5, zumeilen mindeftens 7 Mitgliedern urtheilend) und aus dern 
und nn # den mit I Mitgliedern urtbeilenden Kaflationd-Cenat thätig wird, 8 
weile in Der Rangordnung die follegialen Obergerihte und endlich die mit — 
—— befeptent, den Obergerichten untergeordnete Amtögerihte'). Nur die Sud 
* find ausſchließlich Gerichte erfter Inſtanz, die Obergerichte und das miß- 
A pelationägeriht Gerichte erſter eig a a gnfanz. Sämmtliche —— pa 
Straffaben gehören zunächft — Amtögericte‘), Die Berufungen gehenn Free, 
einen (mit drei Mitgliedern UT heilenben) Senate der Obergerihte (mit U ra apme 
der Steuer- und Solltontrapentionet * welche in zweiter yon die großen > gnatt 
der Obergerichte entf&eiden)r =. igkeitsbeſchwerden gegen Urtheile der Amt Qeridte 

ehören vor die auß 5 Mitgliedern heſtehenden großen GSenate der Ober a eridtt. 
* N Kriminalfahen gehören; fo viel die Aburtbeilung betrifft, ſämmtlich a>or die 
Hbergerichte, mit Ausnahme gemiffer politiiher Verbrechen (Staatöverraty, ande 
verrath, Gefährdung der Staatsficerheit, Majeftätöbeleidigung, Beleidigung > er Yer- 
fonen der Königlihen Familie , Herabwürbigung ber Staatöverfaflung, SM aufruhr, 
Störung der Öffentlichen Ruhe durch — der Religion). Unter dern > on den 
Spergerihten abzuurtheilenden Kriminalfä en find aber leichte und fhmex — Straf. 
fälle zu unterfeiden; erftere gebören (in eriter Inftanz) vor die kleinem Senate 
(Straffammern), leptere vor Die — — und zwar entſcheidte Mn bei die 
Höhe der für den einzelnen Fall zu erfennenden Strafe, nicht etwa da® D e ſehʒliche 
Strafmarimum oder die Natur des einzelnen Verbrechens in abstract _ fo daf 
3. B. die fhwerfien Verbrechen beim Vorhandenſein von Mildberungdarik we Den von 
den tleinen Senaten der Obergerihte abauurtheilen find. Die Grenze DIDe Hier bie 
Zuchthausſtraſe und bei öffentlichen Dienern die Dienftentfepung (zu um arfcheiden 
don der Dienftentlaffung); beide Strafen, von denen die erfiere mindeftern = für den 
geitraum von zwei Jahren zu erfennen iſt können von ben feinen Sn ten nicht 
erfannt werden, deren Kompetenz auf DIE Zuerkennung einer breijährigern Dfrbeitö- 


1) Die Amtsgerichte find ab (mäßig mit mehreren Einzelcihtern befeht, mich — 
ENTE Pr FE in die 





2) Die Landgemeind om. untergeordnete Gtrafbefugniffe, gegen deren lam  — 
ben Amtẽgerichten ———  imaltungöbepörden Befhwerde erhoben werben Fed bei 
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baudftrafe im Maximum ſich befchräntt'). Die Berufung von den Urtheilen ber 
Kleinen Senate gebt an die großen Senate (Berufungdtammern) der Obergerichte, 
die Nichtigkeitäbefhmerde aber an den Straffenat de3 Ober-Appellationdgericht®, und 
da nicht fämmtliche der 12 Obergerichte des Landes die erforderliche Mitgliederzahl 
befigen, um mittelft eines großen Senats über Berufungen gegen Urtbeile des Kleinen 
Senats zu ertennen?), fo geben die Berufungen von den kleinen Senaten diefer 
fleinen Obergerihte (Hameln und Nienburg) an den großen Senat eine® anderen 
Obergerichts (Hannover). Die ſchweren Straffälle, foweit foldhe überhaupt vor die 
Dbergerichte gehören, müffen mit Geſchworenen abgeurtbeilt werden; indeß find nur 
7 der 10 großen Obergerichte zugleich Schwurgerichtshöfe und die Bezirke von drei 
arofen Obergerichten , fowie diejenigen der bei den kleinen Obergericten, fodiel die 
Aburtbeilung der Schwurgerichtsſachen anlangt; den Bezirken jener 7 Obergerichte an- 
aeichloffen. Außer den Geſchworenen nehmen an den jhmurgerictlihen Saden Theil, 
1 Dräfident und 4 beifigende Richter, ſämmtlich regelmäßig Mitglieder der Obergerichte. 
Die Dräfidenten für die einzelnen Schwurgerichtäperioden werden von dem Präſidium 
des Ober-Appellationdgericht8 befonder8 ernannt aus den Mitgliedern der Obergerichte 
oder auch des Ober-Appellationdgerichtd. Nichtigfeitäbefhwerden von den Urtbeilen 
der Schmurgerichtähöfe gehen an den Etraffenat des Ober-Mppellationsgerichtd. Diefer 
legtere urtheilt über die oben erwähnten ſ. g. politifhen Verbrechen, obne daß eine 
Berufung gen feine Urtbeile ftattfindet, welche vielmehr nur mit der vor den Kaffa- 
tiondfenat ded Ober⸗Appellationsgerichts gehörenden Nichtigkeitsbeſchwerde angefochten 
werden fünnen. Der Steaffenat kann auf Antrag der Stron«» Oberonwaltihaft in 
fällen, wo nur eine leichte Strafe verwirkt it, auch Sachen diefer Art vor bie 
Straftammer dedjenigen Obergerichts vermeifen, welches, abgefeben von ber durch bie 
Beſchaffenheit des Vergehens begründeten Zuſtändigkeit des Strafſenats, zuſtändig ſein 
würde). 

Im Falle der Konnexität kann ein Gericht, welches an ſich über Straffälle 
ſchwererer Art zu entſcheiden hat, auch über Straffälle geringerer Art (auch über 
Polizei · Uebertretungen) erfennen; ebenſo wenn eine als ſchwererer Straffall vor das 
erkennende Gericht gebrachte Sache ſpäter als Straffall geringerer Art ſich 
derausſtellt. 

Zu bemerken iſt dabei, daß vermöge beſonderer geſetzlicher Vorſchriſft das 
Verfahren gegen Perſonen, welche der Militairpflicht ſich entziehen, vor die Straf- 
fammern der Obergerichte gehört, und daß die AUmtögerichte regelmäßig — nur nicht 
in Steuer- und Zollkontraventionsſachen — unter Zuziebung von zwei Schöffen 
urtbeilen, welde aus den Gerichtöeingefellenen von den Gemeindevertretungen und 
bezw. Bürnerborftehern gewählt und bezw. außgelooft werden, und zwar nicht an der 
Feitung der Verhandlung Tbeil nehmen, aber bei Mburtheilung der Sache ſowohl 
hinſichtlich der Strafe, ald binfichtlih der Schuldfrage mit dem Amtsrichter weient- 
lich gleiches Stimmrecht haben ‘). 


1) Wegen realer Konkurrenz verſchiedener am ſich nicht ſchwerer Kriminalfäle können abır auch 
die kleinen Genate auf höhere Strafe erkennen. 


2) Un ber Entfheidung über ein Rechtsmittel gegen eim Urtheil einer anderen Gerichtäabthei- 
lung darf nur Ein Mitglied Theil nebmen, welches in erfter Inſtanj thätig geweſen if. Die übrigen 
Urtheiler müffen von denen der erften Inftanz verfchieden fein. 

3) Nach der Strafprogef » Ordnung vom 8. November 1850 gehörten dieſe Striminalvergeben, 
ſowie olle durch die Preſſe verübten Atrafbaren Handlungen — abgefehen von einigen Uebertretungen ber 
Prefpoligei — in foweit ein Verfahren von Amtswegen ftattfand, ohne Rückſicht auf die Höhe der zu 
erfennenden Etrafe, vor die Schwurgerichte. 

4) Bei dem fogenannten Mandattverfabren fällt die Mitwirkung ber Schöffen weg, menn der 


Schuldige es unterläßt, gegen den fhriftlihen Strafbefehl des Amtärichter® rechtzeitig Miderfpruch zu 
erheben, 
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2 chten gefübrf "), bon 
nggiehert Borunterſuchung aber ein ſ. g. Verfahren des erften x gen! , 

Me YeraeDt/, — De Yeah — Angrine Are ee 

on 2 gen eingeleitet und eingeftellt, fobald entweder ei F 
a kgutpigten g —— eine beſtimmte Perſon genügender 
F anzuennen it, daß weitere Nachforfhungen zur Ermitteluna 7 Oder 
felhen Lerbachtr * Erfolg ſein werden. Die Entſcheidung darüber J——— 
nanvaltſch3 Srigen wotgekgten Dbergeriht3 zu?) (bei den zur Kombeten; en 
Straffenat® aeb Dieiem Verbrechen der Kron-Dberanmwaltihaft zu Celle), und b x es 
ı Zwecke die Alten an letztere einzufenden, woel at Der 


ichter 3 \ | I 
a aheen des eriten Angriffs dauert, den Amtsrichter mit —— Das 


= dlun 3 R £ 
aunagsbanmdingen beauftragen fann*), aber auch befugt iſt, dag gef, Von 
ee —— Eingriffe felbjtftändig vorzunehmen. Iſt die ——E— Der 
juhung r —— re tann die Eröffnung auf Antram Sr ter. 
Kronanmaltfcb AT, rheiten ,> Kndern ——— F — Kronanwaltihaft — d ei 

uftrat . USE = ag en nterfu h E i 
—S elle a jedem rg MeinungBverfchiedengi SE chhter 
jur Enheidund on m I te Befchulbi Senats) des vorgefegten be 
gerichts bringen / weit x — HER DEE Beſchuldigte mit etwaigen Selhnerde 
wendet. Ei einge 00 ef nuB uf, og eine Sache bor das erfennende A ſich 
zu bringen; unbe traff ge per. et ei dem fhmwurgerichtlichen und den Arm. acht 
ftändigfeit des ten 34 pas -Appellationdgeriht3 gehörigen Sachen, Ian = Que 
bei den leichten Tr Mile 4 —— anwaltſchaft ohne ſolchen Befhluß die Ayay a, Drend 
eined Termin® dUE mänbNchen nnapnerbanblung beantragen, aber audy, Vesgung 
mamentlih im zweifelhaften or: —5 Gebrauch gemacht wird, einen Def ovon 
Beſchluß der Rathskammer allen el Zulaſſigkeit der Verweiſung erwirfery Taderen 
In den ſchwurgerichtlichen er D6 den zur Kompetenz des Strafienats — tann. 
Zachen tritt der Strafſenat ——————— als Anklageka ra rigen 
die Stelle der Rathafammer i — eren Sachen nach Schluß der Vorunte —— an 
in leßteren fogleib; die betrefft 18 Anträge geben dann auch nicht mebr- Bea hung, 
Kronanmalticaft des Obergerich * x ſondern von ber Kron · Oberanwaitſchaft D — — 
Appellationsgerichts aus. Eine Vorunterſuchung iſt bei den nicht ſchwurge a u ar 
feichten Straffällen , fomeit ſolche vor die Straffammern der Obergerihte —* 
ſofern keine Verhaftung des Beſchuldigten erforderlich wird, (nach dem Era <yehörn, 
Kronanwalts) nicht nothwendig / der Kronanmalt kann hier vielmehr den DI, 
ten auch obne Vorunterfuhung Pdireft vor das erfennende Gericht laden Im raue 
Polizeiſtrafſachen findet eine Vorunterſuchung regelmäfig nicht ſtatt, doch iyx- A nas 
dem Ermeflen ded Amtsrichters zuläffig und fungirt Iehterer dann au em 
fuchungsrichter j die Regel bildet, der der Vertreter der Kronanwaiſch Fr pie vor 
der Hauptverhandlung erforderlichen Ermittelungen felbft vornimmt. 


Um die Wirkjamfeit diefer Gerichts.Organiſation und die Stelluin t 
ſchiedenen Gerichte zu einander zu erkennen, it es erforderlich, die Vorſ ar N —* 
Prozeß⸗Ordnung über die Rechtsmit te ins Auge faſſen. Die Du —— 
Strafprozeß + Ordnung giebt nun jeder Partei regelmäßig das Recht dex- Zen 


1) Ausnahmsweiſe fann aud von bem Vorſitzenden de3 Obergerichts, beziehungsw eä 


ſenats des Ober » Appellationsgerichts ein anberer Unterfuchungsciäter für eine einzelne 


des Straf ⸗ 
werden. 


— 

— 4 «be beſtellt 

2) Eine kigentliche Vorunterſuchung kann nur durch Rathẽ- bezw. Anklagekam 23. — 

roteder eingeftellt werden. F 
3) Eingelne Unterfuhungsbandlungert, melde befonder# ftarf in die Rechtsſphäre 

den Perfonen eingreifen, find biervon ausgenommen (Porldufige Verwahrung des Bertähtigen, U betreffen. 

von befonderen Hausfuhungen und Befhbtagmabmerv eibliche Vernehmung von Zeugen). — ornahme 


Die Alten des erſten Angriffs werden Theil der Vorunterfuhungsaften. 


Beſchluß 
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an ein höhere? Gericht, bezw. an eine andere flärkere Abtheilung deffelben Gericht, 
mit Ausnahme der bei dem Strafſenate des Ober + Appellationdgericht8 verbandelten 
Sachen, der Dolizei-Straffahen in gewiffen Ausnahmefällen ') und felbftverftändlich 
der ſchwurgerichtlichen Sachen. Es befteht aber nur eine Berufungs- Inftanz, wie 
died nach den neuen Strafprozeß-Drdnungen aud in anderen Ländern der fall ift, 
und feine |. g. Ober + Üppellation. Aber auch der Nichtigkeitöbefchwerde ift in der 
Hannoverſchen Strafprozef - Ordnung nur ein befhränfter Raum gelaffen, Erften® 
findet eine Nictigkeitöbefchwerde wegen Verlezung bon Vorſchriften des Prozeß- 
rechtes nur aus einzelnen beftimmten Gründen ftatt, nidt etwa allgemein wegen 
Verlegung mefentliher Prozeßvorſchriften. Zweiten? muß jede Nichtigkeit mittelft 
der Berufung geltend gemacht werden, wenn ber Partei das letztere Rechtömittel 
zufteht, und kann, falld fie fhon in erfter Inftanz vorhanden war, gegen das in 
zweiter Inſtanz ergebende Urtheil regelmäßig ’) nicht benugt werden, fo daß alfo 
J. B.,; wenn das Gericht erfter und zweiter Inftanz in derfelben Weife eine Redhtd- 
frage entichieben haben, eine Nachprüfung ber legteren durch den oberften Gericht3- 
bof außgefchloflen ift. Bedenkt man nun drittens, daß die Sannoverfhe Praxis nur 
fehr allgemein gehaltene Entfheidungsgründe zu geben pflegt, und unfere® Wiffen® 
Urtheile noch nie, wie 3. B. nad der Praxis des Preuß. Ober-Tribunald vielfach ge» 
ſchieht, deßhalb vernichtet find, weil die thatfächliche Sefftelung des Unterrichters 
eine mangelhafte war, ſo ergiebt 66 daß der Einfluß des OberAppellationsgerichts 
auf die Strafjuftiz nur ein verhältnißmäßig ſehr geringer genannt werden kann, 
und, abgejeben von den zur Zuftändigkeit ded Strafſenats des Ober + Appellations- 
gerichts gehörigen frällen, ſich bauptfählid nur geltend macht bei der Abfaſſung der 
Khmpurgerichtlicpen erweifungd - Urteile. Die Nichtigkeitäbefhmerbde zur Wahrung 
des Geſetzes, melde auf die Rechte der Parteien feinen Einfluß aukuͤbt, hat dieſen 
Mangel nicht erfegen können. 

Die Organifation der Staatdanwaltihaft, welche in folge einer Königlichen 
Verordnung vom 25. Mai 1859 Kronanwaltfcaft beißt, betreffend, fo fteht an der 
Spiße derfelben ein Kron-Oberanwalt mit mehreren Subftituten bei dem Dber-Appel- 
lationdgerichte zu Celle und ift jedem Obergeridhte ein Kronanwalt mit einem oder 
mehreren Subftituten zugeordnet, während die ftaatdanmaltlicen Geſchäfte bei den 
Amtögerichten von einem Vertreter der Kronanmalticaft beforgt werden. Nur der 
Kron-Oberanmwalt, welcher übrigens, wie fämmtlihe Beamte der Kronanwaltſchaft, 
den Anordnungen des Juſtiz « Minifteriumd Folge zu leiften bat, hat geſeßlich) 
eine feſte amtliche Stellung, für welche ein beſtimmter Gehalt ausgeworfen iſt, die 
Kronanmälte, ihre Subftituten, wie Diejenigen des Kron-Oberanmalted üben ihr Amt 
nur fraft eines jeder Zeit wiberruflihen Auftrages der Regierung aus, werden 
jedoch aus den Mitgliedern der Obergerichte genommen, erhalten während der Dauer 
des Auftrages eine Funktionszulage zu ihrem fonftigen richterlichen Gebalte, und 
treten in die Obergerichte nah Zurüdnahme des Auftrageß wieder zurüd. Die Vertreter 
der Kronanwalticaft bei den Amtdgerichten werden von den vorgefegten Kronanwäl- 
ten ber Obergerichte mit Wahrnehmung der Geſchäfte beauftragt und aus Auditoren, 
Gerichtdaffefforen, Amtörichtern oder zumeilen auch Verwaltungsbeamten oder ftädti- 
fhen Beamten genommen und empfangen Remunerationen. Sämmtlihe Beamte der 
Kronanwaltfhaft find — auch abgefehen von den bedeutenden Verwaltungsgeſchäften 


1) PolizeirStrafurtheile, welhe nur auf Geldbuße von 1 Rthlt. oder weniger louten, lönnen von 
dem DVerurtheilten mittelft der Berufung nicht angefochten werden, — Die Faſſung diefer Beftimmung dürfte 
nicht gerade zwedmaͤßig fein. 

2) Ausnahmsweiſe ift die Benuhung geftattet, wenn ber Befhmwerbeführer nadzumeifen vermag, 
daß ihm der Nichtigkeitögrund nicht zeitig genug befannt war, um ihn in der Berufunge-nftany geltend 
zu machen. 


3) Jaktiſch ftellt fih die Sache freilich meiften® anders, indem die Kronanwälte oft fehr lange 
in ihrem Amte verbleiben, 
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anmaltichaft — den Anordnungen des Kron-Oberanwaltg « 
— nammentlih aud was die Erhebung der öffentlichen Klagunk en 
J na von MR echtönittein betrifft, jedoch nicht verhindert, wo es ſich um Beurtbei- 
ſolzu br BemweiSftagt im einzelnen falle handelt; ibre eigenen abweichenden Mrnıfich- 
EN arzulegert- ine befonderen Auftrage® bedürfen die Beamten ber Konanwoalt 
Kauft yur Erhebung fiter Öffentliben Klage nicht, welche letztere vo i 


n ihnen ausſchlie ß Lich 

—— on einer Privatperſon erboben werden kann 

—X tiegt auch Die Beforgung der Vouſtreccung der Strafurtie 0. ze. 
IV. 


ine abminiftative Straf-Juſtiz in Beziehung auf Poli 

ante buch ein Geſetz vom 28. April 1859 wieder eingefüh 
—— berieniatꝭ Dolizeivergehen, welche den Verwaltungs 
Ad berienigett/ me * er Kompetenz ber Gerichte verblieben find + berubt up teten 
—2* ſchie pen Zwegmäßigteits und anderen Rückfichten zwifchen Siel⸗ 
fa u... Ständen abgeſchloſſenen Kompromiffen, indem Die erftere den Verwal a © gie: 
—* en eine weitere Kompetenz zu verſchaffen bemüht war. tun 


zeiſtrafſachen z 
rt worden) i 
behörden zuge 


n Die Grundzü ar 
Berwaltungsbehörden find nur einzelne, freilich J 
n ing gr Te Zum > 
—— giaffen von Volizeivergehen zugewiefen ; diejenigen Vergeh F br aus. 


h . en, für wel h 
h Retimming, Mcht getroffen ift, gehören alfo zur Stompetenz der (eri = eine 
N ante in denen eine ideale Konfurrenz eines Vergehens ll tee und 
an fi) zut Kompelenz der Verwaltungsbehörde gehören würde, mit einem > elceö 
welded von dem Gerichten zu en it. Etwaige Zweifel darüber, ob die VSichen 
tretung einer beſtimmten poligenn hin „borfhrift nad den Beſtimmungen des  „Aeber- 
Geſehes von den Verwaltung Sur en oder bon den “Berichten au befte x Zitirten 
werden von den Minifterien der on und des nnern gemeinfchaftlic enty em ih 
Diejenigen Vergeben, welche bee böberen Graden zu Striminalvergehen — BE: 
find fämmtlich der Kompetenz _D° —— verblieben, aber auch vieie —2 
Sandlungen, welche lediglich al® * ‘gelübertretungen aufgefaßt werden inne un gg, 
Kontraventionen gegen die Feier & Sonn- und Sefttage, Störung der öfy — — 
Rabe u. ſJ.w.wogegen 3. D- eil nahme an verbotenen Vereinen, Bex- E>reitung 
verbotener Zeitfchriften, Bücher U- f. w., Landftreicherei, Vergehen gegen VE 5. und 
epremdenpoligei, biele gewerbepoligellide Vergehen von den Verwaltungsbe h > ae Den ab- 
geurtheilt werden. 08 , j 
Das angeführte Geſetz dom 28. April 1859 enthält zugleid ine Drojef- 
ordnung für die Verwaltungsbebörden (Königlihe Memter, Dolizei- Da 

Magiftrate der felbftftändigen Städte, In zweiter Inftanz die Landdrofteie 
britter da8 Pinifterium des Innern). Das Verfahren ift in erſier Inft 


u und in 
und öffentlich. 


ME mündlich 


V. 


Die Literatut ded Hannoverſchen Strafrechts und Strafprozeſſes 
fo iſt beſonders zu bemerken: — — h ardt SKommentar über das Krimira une then, 
für dad Konigreich Hannover, 2 Bde. Dannover 1846 und 1851. te m a 
bie Juftiggefepgebung des Königreich Hannover, 3. Aufl. (1859) Bd. 1. <Serihtö. 
1) Nur in Polizeiſtrafſachen finder ein Adbäfonsverfahren zu Gunſten des Deich a. 


2) Die Gerihti pr am 1. Oftober 1852 in Witkſamkeit getcetern 
* —————— a hen, melde z.> 





Sten fait. 
= 7, fannte 
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verfaffunggefeße, Strafprozeß Ordnung und Nebengefepe enthaltend) Bb. 3. 1860 
(Kriminalgefegbud und Nebengefege entbaltend)'). v. Bothmer Erörterungen und 
Abhandlungen aus dem Gebiete des Hannoverfhen Striminalrebt3 und Kriminal- 
prozefied 3 Bde. Hannover 1845— 1847. Deterfjen, Volizeiftrafgefeß für dad König— 
reih Hannover und Gefeh über die Unterfuhung und Aburtheilung von Polizei- 
vergeben u. ſ. w. 2. Aufl., Hannover 1865, endlih daS Magazin (jegt neues Mas 
gazın) für Hannoverſches Recht, eine feit 1851 in Göttingen und fpäter in Sannover 
in jährlich drei Heften erſcheinende Zeitſchrift, jetzt herausgegeben vom Ober- Appel- 
lationdgericht3- Bräfidenten v. Düring’). 

Das Hannoverfhe Kriminalgeſetzbuch genügt den Anſprüchen der heutigen 
Wiſſenſchaft nicht mehr. Die Vorarbeiten dazu wurden fchon in den zwanziger 
Jahren begonnen und rubten eine längere Zwiſchenzeit bindurd, Co ift es er- 
flärlih, daß daffelbe, obwohl oft durch gefunden praftiichen Talt fi auszeichnend, 
an einer den Feuerbachſchen Theorien ſich anfcliefenden Kafuiftit und an ſchädlichen 
allgemeinen Definitionen, und namentlih in Anfebung der fchwereren Verbrechen an 
einer großen, den Anfchauungen unferer Zeit widerfprechenden Härte leidet’), Die 
frühere Hannoverſche Regierung bat daber in einer unter dem 18. April 1866 der 
allgemeinen Ständeverfammlung zugefandten Motivirung eined Gefepentwurfd über 
theilweiſe Einführung der Einzelbaft in den Strafanftalten die Abficht ausgeſprochen, 
den Ständen bei ihrem Zuſammentritt in der nächſten Diät den Entwurf eines 
neuen Geſetzbuchs vorzulegen, und feit einigen Jahren aub die Reform des Ge- 
fängnifiwefend durch Einrichtung von Einzelzellen und den begonnenen Neubau und 
Umbau von Strafanftalten in Angriff genommen. 

Auch die Juftizorganifation ift, foviel die Strafjuftiz anlangt, nidt ohne 
Mängel. Abgeſehen von mehr untergeordneten Punkten dürften gegen die wieder 
eingeführte Adminiftrativjuftiz, die Stellung deö Ktronanwaltes gegenüber den Amts. 
aerichten während des Verfabrens des erften Angriff3*), gegen die mit der materiellen 
Etrafgefepgebung zufammenhängende Begrenzung der Kompetenz der Obergerichte 
und der Yimtögerichte, gegen die Prinzipien der Scheidung der ſchwurgerichtlichen 
und der nicht fehmwurgerichtlichen Frälle, und endlich gegen die mit den Vorſchriften 
über die Nichtigkeitäbefhwerde zufammenbängende Stellung”) des oberften Gerichts. 
hofes, welche die übrigen Gerichte au in Anfehung der Rechtsfrage in den aller- 
meiften fällen endgültig entſcheiden läßt und die Einbeit der Rechtsſprechung beein. 
trächtigt, erbebliche Bedenken fi erbeben laffen. Auf der anderen Seite entbalten 
die Strafprozeß -Organiſation und Strafprozeß- Ordnung aber viele Beitimmungen, 
welche fi praftifh bewährt haben und diele Gejege vortheilbaft auszeichnen. Dabin 
gehören 3. B. die jept auch in Bremen und Baden eingeführten Schöffengerichte, 
deren Bedeutung, freilib von Vielen überfbägt, von Anderen unterfbägt wird, 
und die freie Stellung der Parteien in der Berufungs-nitanz, welche diefen unbe» 
dingt die nochmalige Ladung der in erjter Inſtanz vernommenen Zeugen geitattet. 

Wenn biernad eine Reform de3 materiellen Strafrechtd geboten, eine Re- 
pifion des Strafprozefrecht3 und der Strafgerichtöverfaffung empfehlenswerth erfcheint, 
fo kann gleichwohl einer Einführung de Preußiſchen Strafgefepbubs und der Preu— 
Fifchen Strafgerichtöverfafung — abgefeben auch davon, daß die Sannoverfche 





1) Died Merk entbält den Tert der Geſetze mit einzelnen Anmerkungen (tbeilmeife auch den 
Regierungd- und ftändifhen Motiven) und reichhaltige Regiſter. 

2) Vergl. aud die feit einer Reihe von Jahren vom Königl. Tufiz + Minifterium herausgege- 
benen ſtatiſtiſchen Mittheilungen über die Haunoberſche Strafrehtäpflege. 

3) Die Todeäftrafe ift 3. B. verbältnißmähig ſeht oft angedroht, aber durd Musübung des 
landeöherrliben Begnadigunggrebts in der Pratis beihränft worden. 

4) Nah der Etrafprozef-Ordrung von 1850 aalten bier andere Vorſchriften. 

5) Auch hinſichtlich der ſchwurgerichtlichen Verweiſungsurtheile. Die Prüfung eines Bor 
beſcheides in erfter Inſtanz dürfte der Stellung eines oberften Gerichtshofes wenig entſprechen. 
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„iptav er Faith wicht wohl ohne Aenderung der Civilgerichtänerfafung 


und 
Gtealgtt eg, Drdnung in die Preußiſche umgemandelt werden könnte — nicht Das 
Ne Ehe woerdben, da wie befannt aud das Dreufifhe Strafgeſetzbuch und Die 
ori! 


Srrafpreeg- Ordnung an nit unerhebliden praftiich und tbeoreti at 
Mreufihht emiefenen Mängeln leiden, und —— 


eine Reviſion der Strafprozeß Orbrnun 


fee MOB der Königlichen Regierung entworfen if, Dagegen würde qe 

\ es v Pt : S wi 
jagt NN Des Landes wie der Mehrzabl der Juriften entfproden werden 3 
vinſch sy zreußiſche Regierung ſich entf y wen 


chließen möchte, ein rebidirtes SS 
ſehbudd / fomie eine neue Strafprogei-Ordnung dem Fandtage dann vorzulegen, a 
aule 


tenet Wirtſamteit der Preußiſchen Nerfaffung auch in den n r 

ad ein tet aanbeöteiten die Wertreter der lepteren in den Landtag Ahr un 

— * Ind am meiſten Befriedigung würde e8 unſerer Anficht nad in Saura zuen 

jein met — * neben einer gemeinſamen Givilprozeß - Ordnung auch ein indeitn Dover 

EN buch und eine gemeinfame Strafprozek. Ordnung — ı 
‚2 


1 unter gewi U che 
Straigt desgeſetzen vorzubebaltenden Modifitationen — für —— den 
—V Suͤnd ermöglicht würde. ⁊ amıten 
Rorddeut Tder Beilage 


waltenet Aufſat von Drofeffor Berner in Berlin veranlaßt zu folgender 
entho 


— als denjenigen, welche wir zieben zu müſſen geglaubt haben. zu A Deren 
Br Mecßanden daß in Hannover das Preußiſche Strafgeſetzbuch in der 
Geftalt micbt N. abweich 
—BRB— wohl daraus, daß Werner es unbelannt geblieben ſein ar ‚An 
fit erflät Won feit längerer Zeit ein neues Geſehbuch, als Beduͤrfniß en —— 
—ã Regierung fogar bon in mabe Ausfiht geftellt war. Daß au Tune 
mn ver nicht einfach das IeBige Preußiihe Strafgefegbub auf für; — 
in re werden kann — zumal bei den von dem Hannoͤverſchen Kriminala x — 
Eich abweichenden Ssrundfägen defielben — um dann bald einenn sr 
—— Geſebuche Plaß zu re welches von Berner in nicht allzu fe aa er Zeit 
- < € 1 
doch ur — zu Werden brauchen. Diefe Betrachtung Ibeint aber 
bäche © fofortigen von Berner empfohlenen Einführung des jegigen Yo e ufiiden 
auch buch Inka umfangreichen neu binzugefommenen Gebieten entegq_eum Auiteen, 
—— gegenwärtig noch dag gemeine Kriminaurecht gilt. Freilich I DE  Einfüh- 
En ia eines vollftändigen Geſe bucb8 bier jhon feit langer Seit Burf a. Aber 
Tun ligteit dürfte diefen Gandestbeir, taum die Entgegennahme eind · — fephudt 
zugemutbet werden, welches in —— Duntten (don jegt alö nicht DIES 
i iger SE 
er  enbarmftädtiicen (Sebietätbeile betrifft, in diene wm 
bei n neueren Gefehbücher it, fo wünſcht Berner diefen das leßtere U > Hy Lüngere 
Seit binburc erbalten zu fehen. Allein wenn einerfeitd die Einführung ? 
Dreufiihen Strafgefepbuds bier iM vielen Beziehungen ais ein Rüdihrit € 
werden müßte, jo ift andererfeit® zu bebenfen, da dieſe Gebietätbeile au 
u Sun Sega a 
Strafgefepbuh behalten zu fünnen. : A f <E fit auf 
Diefe anderen dem Preußifchen Staate tinderleibten Gebiete für unete mm oben ge⸗ 
machten Vorſchlag zu fpreden, und wenn entgegnet werden möcht, daß wm dem bie 
berigen Geltungägebitte deö —* en Breußiſchen Strafgefepbuchs dieſes > efier ob 
einige Zeit unverändert befteben würde, fo fan diefe frage an ſich Die Ueich ra 
werden, obmobl aud in anderen ändern neue Gefepbücher nad nicht Die z bejaht 
Seit de Veftebend durch andere mit MEN, erfept find, und eine IT any ayion dr8 
materiellen Strafrecht vielleicht wenige? Säpwierigteiten bereitet, — ne — 
des Strafprozeßrechtes, es folgt daraus aber teinesiwegd, dag nit mit Pr ız CEficht auf 


Be trachtet 
enig ums 
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bie gegenwärtigen außerordentlihen Berhältniffe ein andered Verfahren empfehlens- 
werth erfcheinen könnte. 

‚ Der vorftehende Aufſaß bezieht fih, mie auch die Ueberfhrift anzeigt, nur 
auf die Sannoverfhen Verhältniffe; ındeh eine Beantwortung der bier einfchlagenden 
Fragen läßt fi nicht ohne einige Berüdfihtigung der Verbältniffe ſowohl des bis- 
berigen Preußifhen Staatsgebiets, ald der übrigen neuen Gebietätheile der Preußi- 
ſchen Monardie geben. 


B. Surbeifien‘). 


I. 


Die oberften Grundfäge unabhängiger und parteilofer Juſtiz haben in Kur- 
beflen auch für das Strafrecht ſtaatsgrundgeſetzliche Sanktion durch die Berfaffunge- 
Urkunde vom 5, — 1831 erlangt. Sie beſtimmt, daß Niemand anders als in 
den durch die Geſetze beſtimmten Fällen geſtraft werden darf, erklärt die Gerichte 
für die Strafrechtäpflege innerhalb der Grenzen ihres richterlichen Berufes in allen 
Juſtanzen für unabdängig und verordnet, daß fie ohne irgend eine fremde Einwir- 
u. nad dem beftehenden Recht und den verfallungsmäßigen Gefegen entfchei- 

en follen. 

Beftehended Recht und verfaffunggmäßiges ei find demnah die aus. 
ſchließlichen Quellen des Strafrechts und es foll nun verſucht werden, die Summe 
ber unter dieſe Begriffe fallenden, noch zur Zeit gültigen Normen in mehr über- 
ſichtlicher als in den Einzelnheiten vollftändigen Meile feftzuftellen '). 


1. Heſſen gebörte zu den Deutſchen Rändern, in melden das gemeine Recht 
bis auf die gegenwärtige Zeit Grundlage des gefammten Rechtszuſtandes und alfo 
auch vornehmfte Duelle der ftrafrichterlihen Entſcheidungen geblieben if. Das mehr- 
fach und namentlib ſchon in dem Landtagsabſchied vom 9. März 1831 anerkannte 
Bedürfnig einer Kobdifitation des Strafrechts ift bis jetzt unbefriedigt geblieben. Ein 
im Jahr 1849 mit vorzugsmeifem Anſchluß an die Badiſche Gefepgebung vollſtändig 
audgearbeiteter Entwurf eine? Strafgeſetzbuchs gelangte nicht einmal bis zur Vorlage 
an die Ständepnerfammlung. Somit find fortwährend die überhaupt noch anmwend- 
baren ftrafrechtlihen Beitimmungen des Römifhen und SKanonifben Redted, ber 
Deutſchen Reichdgefege und der dur Die Landesgeſetzgebung veröffentlichten Be- 
ſchlüſſe des Deutihen Bunde in vollfändiger, nur durch mancherlei partifular- 
rechtliche Modifitationen und fehr mwefentlih dur den Gerihtögebraud beſchränkter 
Geltung. Das einzige für dad Strafrecht bedeutende und von tieferem Sinne für 
Herftellung einer umfaflenden Gemeinfamteit des Deutſchen Strafrechts durddrun- 
gene Reichögefeg, die Karolina von 1532, wurde zwar zunächſt in Heſſen niht pro- 


) Mittheilung des Herrn General-Staatd-Profuratord Schüler zu Kaflel. 
1) Bergl, Kerfting Ste ° Mbhanblung 2, 


— — = 
y 


Dartelung der Strafrechts · Verhältuiſſe x. (Kucheflet.) 669 
ie oPpoftionelle Haltung des Landgrafen Philipp des tbi 
mitt. Dotitif des Kaiſers in Staat und Kirche verhinderten es — er 
BR ben Dee Stmaltaldiide Bund unter herborragender Betheiligung des Yanb- 
nf dibet bei Es war indefjen nicht Abſicht Seflen dem ſachtichen Ein fluf 
* SefeB* au entziehen, denn ſchon im Jahr 1535 publizierte Philipp die 
— er namen er hilippina bekannte Heſſiſche Halsgerichts Ordnung in Pein 
unter melde bis auf wenige, nicht ſehr mefentlihe Austaffungen und PDib 
en mörtlid mit der Karolina übereinftimmt. Spätere Gelege, namentii \ 
—— Gericht? Ordnung von 1748, verweiſen neben der Philippina ausdrir ce id 
—* bie ar br be en J — und fo wird es erkil äctie 
auh U "scher © e feit langer Zeit faft nur noch auf die i - ! 
dab — RNückſicht genommen. haben. J Ieptere in ren 
Die pattifularregtlihen Modifitationen der Geltung des gemeinen R 
A naht au * großen Anzahl von landesherrlichen PVerordnunger © ht 
** (dien folder ebörden, welche nad den früheren Staatseinrichtunge ig und 
von ei erriichen pa Ttrag u normativen Anordnungen befugt waren. e Dder 
8 gzoliobänden beftehenden Sammlung Fürftlih HSeffifher Landes _ nd 
v rn of 
nungen von Na zuſammengeſtellt. Bon 1 * 
pe ** eftphalen und dem Großhetzogthum Frantfurt einverleibt “= cande 
Ye egnebun piefer *Dhemeren Staaten überdauerte ihren Beftand nicht. Die 3 


dem 
A Hlende 
* a * 
igun na aller gefezlichen Exlaſſe durch Verordnung vom 8. Se un für 
8 —— iſt. den erit Tpäter mit ben Sehen — ——— —— Je 
fpegiell am i f mwenigen unerheblichen Ausnahmen der vorber be “> erbun 
lihen beibehalten. Die Geltung der allgemeinen = sindele 
Gefeße beginnt alſo hier erft mit * Zeit der definitiven PVereinigung, alfı> er 
Grarmatt Schaumburg mit en Aral 1647; in dem Eärkentpum Dancna „ uubhmehl 
DaB and (don 1736 an das Hellie Fürſtenbaus gefallen war, mit dewum Jahre 
1785, im Großberzogthum Fu —— dem Fürſtenthum Ienburg in Jab 1816. 
Das ältere Sonderrecht diefer Gebietstheile bietet für da8 Strafredt nur eine über 
aus fpärliche Ausbeute und bedarf daher keiner befonderen Erwähnung. 
Nach der Verfafung DON, 1831 kann ohne Beiftimmung der Land u ande fein 
Geſeß mebr gegeben werben und if —— jeden Geſetzes dieſer ſtän D NAEHen Zu · 
flimmung ausdrüdlid zu erwähnt — A Gefolge der damalieg rr politi- 
ſchen Ereigniffe in Deutfeland m —2** er 1850 der Kriegszuſtand Kir Ener Kur 
beifen verhängt und jebe Thätigfeit — Gr fände eingeftellt war, ift glei > am>ohl eine 
Anzahl proviforifcher Gefehe ohne jene tforderniß erlaffen morden, re wm Gültig. 
feit dedhalb von den fpäteren Ständeverfammlungen beftritten, von der S 2 ati Re- 
ierung aber aufrecht erhalten worden if Mit der Verordnung bom ME 23, April 
1852 wurde auf Veranlaffung eined geringen die Berfaflung “> on 1831 
aufer Wirkfamteit gefept und an deren Stelle eine andere it der > Köjirt, bie 
gleichwie auch die fpäter an deren Stelle getretene, vom 30. Mai 1860, > as Gebiet 
der einer fändifhen Mitwirtung nicht ‚bedürfenden Verordnungen zwar > xr yeiterte, 
bezüglich der eigentlichen Befehe aber — — hier allein in Betracd> — 
den Anordnungen der Verfaſſung von 1 h aufredt erhielt. Durh ları >  Ssperrlice 
Verkündigung vom 21. Juni 1862 wurde endlich die leptere wieder jur <a leiniarr 
— — N Inhalt der Veränderungen und W ; 
enden wir und nun zu beim n - er N 
digungen des materiellen Strafrecht durch die partifulare Gelee fo ri 
fi ohne Weitered, daß eine auf allgemeinere Gefihtäpuntte zurüdgulibe Sa De inite- 
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matifche Srortbildung deifelben nad den Bebürfnifen der veränderten Zeiten und den 
Fortſchritten der Wiſſenſchaft niemals ftattgefunden bat. 

Das Strafrecht gebört zu den Gegenftänden, mit denen die Landesgeſetz- 
gebung fich verhältnißmäßig am allerwenigften beſchäftigt bat; nur fehr wenige Theile 
deijelben find umfaſſend geordnet und die Mehrzahl der vorhandenen Strafbeftim« 
mungen greift nur in Einzelnes ein. Als noch gültige Geſetze, welde wenigſtens 
einzelne Kehren des gemeinen Strafrechts in etwas umfaffenderer Weiſe berühren, 
fönnen nicht viele Andere bezeichnet werden, als etwa: die Reformationd + Ordnung 
in Kirhen- und Volizeifaben von 1656 in ihren Bellimmungen über Gottesläfte- 
rung, Ehebruch, Blutſchande und Völlerei; das Edift vom 6, Februar 1684 über 
den Zweikampf; die Verordnung vom 16. Mai 1747, die Bankerotte betreffend; Die 
Verordnung vom 14. Februar 1795 wegen Beltrafung ded Hochverraths und der 
Staatöverbrechen; die Gefinde-Drönungen vom 15. Mai 1797 und 18. Mai 1801 
rückſichtlich der Veracbungen des Gefindes gegen die Dienftherrfchaft; die Verordnung 
vom 14. Auguſt 1799, dad unanjtändige Betragen der Kinder gegen die Eltern be- 
treffend; die Verordnung dom 20. Auguft 1800, die Verhütung und Beitrafung des 
Wuchers betreffend; die Verordnung vom 10, Februar 1801, die Verbütung und 
Beitrafung der Beruntreuungen an Baumaterialien und Fabrikwaaren, fowie der 
Frebel und Diebftäble an Gebäuden, Brüden und dergleichen betreffend; die Ver- 
ordnung dom 29. November 1523, enthaltend Maafregeln der Sicherheitspolizei, 
wegen der erwerb3- oder beimatblofen und dergleichen verdäctigen Perſonen, die das 
Vergeben des Bettelns und der Landjtreicerei abbandelt; die Verordnung vom 
22. Dftober 1830 zur Sicherſtellung der öffentlihen Rube, melde eine Reihe fort- 
während gültiger Beltimmungen über Vergeben gegen die Obrigkeit, Beleidigung 
öffentlicher Diener, Ungeborfam und Widerfegung gegen die Organe der Staat3- 
gewalt, Aufruhr, Haus und Yandfriedensbruc entbält; das Staatödienft-Gefeg vom 
8. März 1831 und das Gefep vom 4. November 1863, die Handhabung der Dienit- 
Ordnung im Staatödienfte betreffend, rüdjichtlib der darin entbaltenen Grundſätze 
über Amts- und Dißziplinarvergeben der Staatödiener und endlih dad Gefeg vom 
26, Auguſt 1848 wider Prefvergeben in Verbindung mit den fpäteren auf den 
Bundesbefhluß vom 6. Juli 1854 geftügten Verordnungen vom 25. Juli und 19, 
Dezember 1854. 

Einen ziemlich vollſtändigen Straffoder, aud rüdfichtlih der gemeinen Ver- 
geben der Militairperfonen entbalten dagegen die Kriegdartifel vom 24. Oktober 1795 
und 1. Dezember 1820 für die Offiziere, fowie vom 30. November 1818 unb 
20. September 1529 für die Mannichaften des Heeres. 

Diel lebendiger als bezüglib der Gegenftände ded gemeinen Strafrecht ift 
die Thätigkeit der Yandesgefepaebung auf dem Gebiete ſpezieller Materien geweien, 
welche die finanziellen, adminiftrativen und polizeilihen Sntereflen der Staatöver- 
waltung berühren. . 

Zu den bierher einfchlagenden, umfaffenden und ibren Gegenftand vollitändig 
erſchöpfenden Gefegen gebört insbefondere die Strafordnung vom 30. Dezember 1822 
für die Forſt-, Jagd; umd Frifchereivergeben, die biöher nur binfichtli der Jagd— 
vergeben durch Geſetz vom 7. September 1865 bedeutende Abänderungen erlitten 
bat; die Verordnung vom 30. Dezember 1826, betreffend die Feld-, Garten- und 
Hufefrevel, auch andere Vergehungen an fremden, im fFreien befindliben Gegenftän- 
den, mit ihren Nachträgen vom 18. Dftober 1828 und vom 26. Auguſt 1841; dag 
Gefch vom 28. Dezember 1837 über die Beftrafung der Uebertretungen der die 
Eingangs, Durchgangs ⸗ und Ausgangsabgabe betreffenden Anordnungen, fowie der 
Einfubr- und Ausfubrverbote und endlih das Gejep vom 19. Dftober 1848, die 
Beftrafung der Beſchädigungen an Eijenbahnanlagen betreffend. Auch die Doit- 
Ordnung vom 9. Mai 1788, die Zunft-Drdnung dom 5. März 1816 und die vor- 
treffliche Medizinal-Ordung vom 10. Juli 1830 fünnen rüdjichtlich des ibre Objekte 
betreffenden ftrafrechtlichen Theils hierher gerechnet werden. Außerdem ift die Zahl 
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freuten —— Beſtimmungen ſehr groß, welche die Verbrechen gegen 
—54 ir» ıi ı ; 
Ye Netter SLbgaben, die Sicherheits und Ordnungd- Doligei, die Armen- 
un : i 


—“ ———— ınd 
in er ie Surge für die gemeinen gebenshedürfniffe, den Hochſtraß 

Si - Shefundheitspoligei, Handel und Gewerbe, Fandmoirtbfguft steh, 
Waſetdaug e wmnd andere Dienſte betreffen. 


zuct, u — 


ins internat ion 
heteefen DOT 3 


3 Zoll. und Muͤnzweſen, fowie den Umfang, in dem ie 
jenen Stao 
4 


gegenüber Rechtshülſe gewährt wird. ein- 
Der auf landesberrlide MWillenserllärung zurückzuführenden ei 
aha bat das Heſſiſche Recht noch ein agenthumliches Erganzunge 
— — 
Grlafe aus ben —5e $21 und 1522 ind YVeben gerufen, bat es feine be c& 


a peigelent ift, allgemeine und bleibende , mit Strafandropung 
wo 


a nd dreitägigem Gefängnik verbundene polizeiliche Ano bis zu 
5 Rubin. find ‚Dabei an die Zuftimmung des durch Volkswahl gebildeten Den e 
erlaſen. AIden⸗ Im Falle dieſe verſagt wird, entſcheidet die Provinzial-Regi Sitxrfe 
raths gebu en die angedrobten Strafen zu realijiven. 


Si — — 
a j Sie ent ng. 
ob die Verfügung innerbalb der Grenzen der Dienftbefugnigy I rRıE 

es 


Dr edt 


Gegenſtande bet zn 
; i er h ; en B „> = 
—2— . ie Grtbeilung allgemeiner Vorſchriften ald unnöthig oder beien ek r => 


ſcheinen täßt- em ift nach der Gemeinde-Ordnung vom 23, Oftober 1534 bi 
en ad zur Verbütung von Unterſchleifen hinſichtlich — A — 
licher Nerbrauhsauflagen auf Den Ds der Gemeindebebörden die erfor D re 
Maaßregeln anzuordnen; deren 2 ertretung dann von dem Gerihte mn ıt dem 
5. Ofachen Betrage der un erſchlagenen Abgabe geahndet werden ſo 1 Bon 
diefer Befugniß ift befonder® päufig zu Öunften der in bielen Gemeinden ek am zyeführ 
ten Auflagen auf Branntwein Gebrauh gemacht. 
a Bild der Zuftände bed materiellen Strafrechtö, welches bi Hierher 

u ffiggiren verfucht wurde, ut PET erjveuliches. CS üft eine unter den Fin E ach Vien der 
perjbiedenften Zeiten mit ihren wiberfpredhenden ‚politifchen und boftrinelan DiTichtun · 
gen planlos zufammengefepte Mmofaif, nn. —— Feiſche der die einheit ¶ <kye Für 
bung felbft des unvollfommenen Gemaͤl R abgeht. Die Zerjtreutbeit um D Süden 
haftigfeit der Quellen des geſchriebenen echtes verſchloß dem Molte die — enntnifi 
d3 Strafrehtö, nad den es gerichtet wurde. Sie erſchwerte dem Ray ter Die 
Mectäanwendung, fie verlieh ſeinen zufälligen Individualität eine den Rechp = „medien 
wenig entfpredhende überwiegende edeufung und mußte nothwendig Unick) — x- Heit deö 
Mecid und erheblie Schwantungen in der Rechtſprehung verurfahenn _ 


— Wenn 
deshalb die Standeberſammlung ſchou im Jahre 1831 erflärte, es fiel De - — 
wärtige Rechtszuſtand, deſſen Grundlagen ohne inneren Zufammenbangg Fremden 
Nölfern von den verſchiedenſten Bildung jtufen und Rechtsanſichten entlehn € 


fi als fo ungureihend dar, daß eine umfichtige Revifion als ein dang z m — 
dürfnig erſcheine, fo war dieſes Urtbeil bartı aber nicht umgeret. 2 IE © gierun 
erklärte in dem Landtagsabſchied von I daß zur Vorbereitung u Se Fesbude 
eine Kommiſſion miedergefept fei; aber erg niffe ihrer Arbeiten iind nich € Bi t 
geworden. Auch fpäter, als in ber rebrzabl der Deutſchen Stall gern * 
en hier bejprodenen Zweig der Sefepgebung fi ein beſonderes rg Ve Ben 
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faltete, wurde feine irgend nennendwerthe Thätigkeit auf diefem Gebiete in Heſſen 
ſichtbar. 

Es wäre nicht zu erklären, wie unter ſolchen Verhältniſſen gleichwohl eine 
tüchtige Rechtspflege hätte geübt werden können, wenn nicht die legte Rechtöquelle, 
deren bier Erwähnung gefhehen muß, dad Gewohnheitsrecht hülfreih binzugetreten 
wäre. Es liegt in der’ Natur der Sache, baf die demielben entfpringenden Normen 
ſich im Strafrecht vorherrſchend ald Gerichtsgebrauch darftellen müffen, und dieſer 
erlangte bald unter günftigen Verhältniſſen eine ſich fortwährend fteigernde, das 
materielle Strafrecht in weitem Umfange beherrihende Bedeutung, Das Organifa- 
tiond-Edift vom 29. Juni 182] übertrug die bis dahin unter unmittelbarem landes- 
berrlihem Einfluß ftehende oberite Inſtanz in der Strafrechtäpflege ausfchließlib dem 
DOber-Appellationdgeriht und bald nachher wurden die Gerichte zur Mittheilung ber 
Entſcheidungsgründe in den Urtheilen verpflichtet. Bon dieſem Seitpunfte an ent- 
widelten die höheren Gerichte eine umfaffende Thätigkeit auf dem ſtrafrechtlichen Ge- 
biete; ed gelang der wiffenfchaftlihen Kultur und dem praftiihen Talente der Hef- 
ſiſchen Richter, die Berfäumniffe der Gefeggebung in den Hintergrund treten zu 
laſſen und einen Rechtszuſtand zu begründen und zu erhalten, der durchaus kein 
fhlechter genannt werden fann und ſelbſt die Einfügung der populairen Elemente 
des Gefhworenen- und Schöffengerichtd vertragen hat, ohne einer weſentlichen Um— 
bildung zu bedürfen. 

Es ift nicht Werbienft der Gefeßgebung, fondern des Richteramted, daß die 
Bedeutung der gemeinrechtlihen und der älteren partitulargefeplihen Quellen in 
Heflen auf ein befcheidened und unſchädliches Maaß zurüdgerührt wurde, daß die 
Rechtſprechung den berechtigten ———— der Zeit und den Bedürfniſſen ihrer 
veränderten Verhältniſſe nach Möglichkeit zu entſprechen wußte, daß die Fortſchritte 
der Wiſſenſchaft für die Strafrechtspflege willlommene Geltung erhielten, wo nur 
irgend dad Rechtsleben den unmittelbaren Einfluß ihrer Ergebniffe vertrug. Der 
Gerichtsgebrauch Eonnte, um folde Aufgabe zu löfen, nicht umbin, vielfah auch die 
derogatorifhe Macht des Gewohnheitsrechtes zu üben; er ftellte zwar auf der Grund- 
lage de8 gemeinen Rechts, aber im fortwäbhrenden Stontaft mit Bedürfniß, Leben 
und Wiſſenſchaft den Thatbeftand der einzelnen Verbrechen feft, entwidelte die allge- 
meinen Lehren des Strafreht3 an der Hand der Doftrin, und bildete ein ganz 
felbftitändiged Spftem des Strafmaaßes aus, welches fih von der Strenge ber 
Karolina und der Älteren Rechtäquellen foweit entfernt bat, daß ed im Ganzen nur 
ald ein milded bezeichnet werden fann ; er befchränkte die Todeöftrafe * Morb, 
verließ die gefchärften Todeßjtrafen gänzlich, ging von angedrobten Eijen- und Zucht» 
bausftrafen auf Jwangsarbeit und einfaches Gefängniß herab, und fubftituirte den 

reibeitäftrafen vielfältig die Geldbuße. Es ift ihm auf diefem Wege gelungen, ein 

bftem des Strafrehtd und des Strafmaafies zu bilden und einzuführen, welches 
nur der Sammlung und Ordnung bedürfte, um in der Geftalt eined Geſetzbuches 
in vieler SHinfiht wohlbegründete Anfprühe auf Anerkennung machen zu fönnen, 
So nur und durd den viel erfreuliceren Zuſtand der Vrozefgefeßgebung iſt es 
möglich gemwefen, daß die großen Mängel und Füden der materiellen Strafgefeg- 
gebung nicht nachtbeiliger gewirkt haben, und daß die Strafjuftiz, neben vollftändiger 
Aufreterhaltung ihrer Autorität, in großer Achtung bei der Bevölkerung fteht. Es 
ift zum großen Theile Verdienft des Richteramted, aber auch der in dem Volksſtamm 
überwiegende lebendige Sinn für Recht und Gefeglichkeit hat dazu beigetragen. 
Gleihmwohl muß fhon zur Minderung der Zerfplitterung auf dem Gebiete des 
Deutſchen Rechtslebens die Kodifitation des Strafrechts für die Zukunft gewünfcht 
werden, und nachdem Heflen zum Beftandtbeil der Preußiſchen Monardie geworden 
ift, kann nicht mehr von der Abfaffung eines befonderen oder von ber bvergleihenden 
Abwägung der Vorzüge des einen oder anderen Geſetzbuchs die Rede fein, fondern 
e8 kann fib nur noch um die Einführung des Preußiſchen Strafrechts bandeln, 
welches aud umfichtigen Vorarbeiten allmälig erwachſen, fi bereit? praftiih und 
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ich entwitelt hat’). Defien Geltung würde ald ei 

nifafhaftlich 7 werten müflen, wenn dabei der eigenthümliche 

—— en — und in Einzelnem, 

ber partitula e zur So vollfkändig entgegengefegten Reſultaten gef 

mo die ee at eberanges die Richter und die Gerichteten 
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Sir amweihen De die @ 

Beifpiel bett epmier, Auf die Höhe mander Strafandrobun 

und * aan uf pie — der geminderten Zu rechnun 

nimalſaͤtzen / bei 

Sreipeitäfteafe nt sg ürforge gebe ft eine gründlide X 

wohlwollende tt Sa Form der Strafanftalten , bie biäher durch. => 

durchgreifende æwidrigkleit der Lokale und durch den vollftändig Mangel eine® De 

theilmeife SICH Gegenwart entipredenden Plane? und Syſtems ber Organifatk a 

Bedürfniffen fer verdienſtvollen Bemühungen ihrer Vorftände und Beamten, Dr, 

ungeachtet N aren ‚ U leiften, was im Dienfte der Autorität 

im Stande 
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II. 


det Darſtellung des materiellen Strafrechts böllig abwei 

——— —— Ergebniß liefert die Gefchichte der — 
und in jeder Sehen Strafprozeled. Für diefe Disziplin bat die Candeögefegg & m. — 
tung des Heſſi leiſtet und Heſſen Acht auf dieſem Gebiete hinter feinem a . 
Bedeutended ge urüd, Schon die peinlide Gerihtd-Ordnung dom 23, Aprit 278 
Deutihen Lande —* eß in umfaſſender Meife. Sie kann unbedenklich ala ei Hür 
regelte den ur ie Pr zit ausgezeichnetes Geſeh bezeichnet werden, D ejfen 
die Derpättmifle 5 forfhung der Wahrbeit, auf raſche Juftiz, auf Verbefferun ag a be 
auf forgfältige A ung des materiellen Rechtes aud) zu Gunften der Änge@L ugten 
Gefängniffe und und heikte Anerkennung verdienen. Es it in Beziehu au a auf 
gerichteten Tendenzen —* hun gsführung und auf materielleg Prozefreht u > — jett 
die Vorfhriften für — — obwohl es noch die Grundformen des HB ep 
nicht ganz unbrauchbar edt zu erdalten verfucht. Man konnte fd nich € Lange 
lichen Antlagebrozeſſes aufrech ern, daß das Weſen de lehleren fich in einer ITS om. 
mehr der Erkenntniß —— — und es erfolgte nun durch Verordnung > > m 28. 
iismus ohne Indan aufgelöft des peinlicen Unflageprozefies, an defin St — Lie daß 
Februar 1775 die Abſchaffung Dur Regierungs-Reftripte vom 29. Novem b = x 1785 
Unterfegungbve Taten trat. die gänzlide Abfaffung der Folter und de — phyſi · 
und 23. Maͤrz 1786 erfolgte IB abrbeitderforfchung. Epätere Geſetze ra — Wen die 
ſchen Zwanges, als Mittel = erichte und die Rechtsmitiel · Inſtanz in ‚seh ze mäfer 
Srompetenzverhältnife der Strafg eftaltung und vollftändige Normirung de 
Weiſe. Eine ganz umfafende Umg Anftoß der damaligen Seitereigniffe Daxero bie 
prozeſſes erfolgte endlih unter un die Einrichtung der Gerichte und der — 3. 
— *— 8 a a ee materiellen Progeßrehtß, brechen —— te © voll. 
geleden DO : fie dad Strafverfahren im weiteſten zrıfange 
findig mit der Vergangenpeit, indem ü it fügen, fie befeitz an 
auf die Prinzipien der Oeffentlichkeit > — m. . A Much Ara: rı al 
—— a ee le Die Thaͤtigkeit des Strafrichters ar <a er am 
vor dem erfennende r ii i N eidi x 
flage einer Staatsbehörde eintreten, ermeitern die Rechte ber Verth sumg 
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1) Der Minifterial-Erlog vom 26. Juli 1866 ſpricht fi gleihmägig aus. 
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führen für ſchwerere Verbrechen das Tuftitut der Geſchwoörenen ein. Im Einzelnen 
ruhen Die Gefege vorzugsweife auf dem Mufter ded Franzöſiſchen Prozeſſes, wie er 
ich in den Preußiſchen Rheinprovinzen erbalten und entwidelt hatte Richterſtand 
und Bevölkerung lebten fi rafch und fchnell in die neuen Zuſtände ein, und es 
galt mehr einer Beihränfung der Zuftändigkeit der Geſchworenengerichte auß über- 
wiegend politifchen Gründen, als einer ſachlichen Verbeſſerung ded Prozeßrechts, daß 
jben in dem proviforifchen Gefege vom 22. Juli 1851 viele abändernde Beftimmumn- 
gen dom nicht unbedeutender Tragweite über Organifation der Rechtöpflege und DaB 
Merfahren in Straffahen ergingen. Indeſſen enthielt e8 auch mande, dem im- 
zwifchen gleichfall3 auf andere Grumdlagen geftügten Preußiſchen Strafprozeß ent- 
lehnte Verbeſſerungen. Hieran ſchließen ih nun die neueiten und noch jept in Kraft 
befiebeuden organiſchen Gejepe vom 23. Oftober 1863 , die Gerictöverfaffung und 
das Strafverfahren betreffend, an, welche die formelle Gültigkeit der Gefepgebungen 
bon 1848 und 1851 vellitändig befeitigen. Sie kehren im Weſentlichen zu ben 
Srundlagen der Geſeze von 1848 zurüd, behalten aber auch viele durch die Exrfab 
zung bewährte Abänderungen aus dem bon 1851 bei und bemüben fi nicht obme 
Erfolg bis dabin empfundenen einzelnen Mängeln ded Strafverfabrens abzubelfen 
und die inzwilchen erfolgten Leiltungen der Doftrin und der Gefeggebung anderer 
Deutſcher Linder praftifch zu verwerthen. Der Heſſiſche Strafprozeß befindet fich 
in Folge diefer ihm zugewendeten regen Thätigleit der Gefepgebung in einem durchaus 
gefunden umd weſentlicher Abänderungen zur Zeit nicht bedürftigen Zuſtande. Er 
enthält Beſonderheiten, die Die Probe der Erfahrung beftanden haben und dem 
Nichterftande ſowohl wie der Bevölkerung lieb find. Die rafhe und leichte Beme- 
gung der untergerichtlichen Juſtiz, die duch Einzelgerichte mit räumlich kleinen Ber 
zirfen von durchſchnittlich 7 bi8 8000 Einwohnern ermöglibt wird; das populaice 
Inſtitut der Schöffen, ald Mitrichter über die Thatfrage bei den Untergerichten ; ‚die 
jelbititändige und parteilofe Stellung der Staatäbehörde; die Ausdehnung der. An: 
tragövergeben; bie Bildung der Gefchworenenlifte; die umfaflende Durcharbeitun 

der Nechtömittellebre, und der meite objeltive Umfang der Rechtsmittel im — 
des materiellen Rechtes laſſen ſich beiſpielsweiſe als Lichtſeiten des Heſſiſchen Straf» 
verfahrens bezeichnen, deren Aufgeben nur bedauert werden könnte. Wenn daher 
aud die Vereinigung ded Landes mit der Preußiſchen Krone nicht ohne modifigiren 
ben Einfluß, mamentlih auf die Organifation der Gerichte und das Verfahren der 
oberften Inſtanz bleiben kann, fo iſt doch der Wunſch ein berechtigter, daß es der 
Regierung gefallen möge, die Eigenthümlichleiten der einheimiſchen Rectsentwidelun 

die auf diefem Felde Geitalt gewonnen und gute Frucht getragen bat, nicht in wei« 
terem Umfange zu zeritören, ald es die nothwendige Einheit ded Staatd- und Rechts- 
organismus gebietet. Die Ihonende Dilege ähnlich entwidelter befonderer Inftitu- 
tionen in den Preußiſchen Rheinlanden läßt boffen, daß diefer Wunſch erfüllt wird. 


Il. 


Die Strafredtäpflege wird in Heſſen außfhließlib nah Maaßgabe ber 
Drozefgefege von 1863, von Untergeridten, Obergerichten, Schmwurgerihten und 
dem Ober-Appellationögeriht verwaltet. Nur die befonderen Gerichtseinrichtungen 
für den Militairftand, für die Etudirenden der Canded-Univerfität und für Zunft» 
ſachen, ſowie die Aufträgal- Inftanz für Standeöherren und der Staatögerichtähof 
für Anklagen gegen die Minijter, find von der neuen Geſetzgebung unberührt und in 
der früheren Weife beſtehen geblieben. Fe 

Als Untergerichte beffeben 87 Auftizämter und dad Stadtgeriht in Staffel, 
dad Richteramt wird dabei durch Einzelrichter unter Mitwirtung von Schöffen ver- 
waltet. Die Lifte der Legteren wird alljäbrlih dur den Bezirksrath gebildet und 
nehmen an jeder Gerichtäverhandlung in einer durd dad Loos beſtimmten Reihen- 
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die abfolute Trennung der Thatfrage bon der Rechtöfrage mit gleiher Schärfe 
durch“). Daraus ergiebt fih die Nötbigung, alle nach dem Urtbeil des Gericht® 
für die Entſcheidung möglicherweiſe erheblichen Ibatumftände in da8 Fragengebäude 
aufzunehmen und died fuhrt nicht felten bei verwidelteren thatſächlichen Verhältniffen 
und möglichen Eventualitäten der Verfhuldung eine Serfplitterung und eine An- 
fhwellung der Fragen berbei, die den Geſchworenen wie den Richtern ihr Amt fehr 
erfchmert. Der Mangel einer einfachen —*— machte bisher vielleicht 
feine Aenderung räthlich. Die Einführung eine trafgelepbuchs aber wird ed er- 
möglichen, jenes Extrem des Heſſiſchen Strafprogefied aufzugeben und mindeftend zu 
dem in faft allen anderen Deutihen Staaten adoptirten —5 — überzugehen, wonach 
die Geſchworenen auch zu beantworten haben, ob die erwieſenen Thatſachen den vom 
Gericht bezeichneten gefegliben Merkmalen des Verbrechens entſprechen. 


Das Ober-Mppellationdaeriht und zwar deſſen aus 5 Mitgliedern befteben- 
der Kriminalſenat, bildet die zweite und legte Inſtanz für alle obergerichtlichen Straf 
ſachen und die dritte für Nichtigkeitsbeſchwerden in untergerichtlichen Straffadyen. 
Die Gefhäfte der Staatäbehörde werden brim Ober » Appellätionsgericht von einem 
General» Staats + Drofurator verfeben, unter deſſen unmittelbarer oder mittelbarer 
Auffiht alle übrigen Beamten der Staatsbehörde jteben; bei den Obergeridten von 
Staatd-Profuratoren und bei den Untergeribten von Mitgliedern der Kreid-Abmini- 
ftrativ-Bebörden. Die Staatsbebörde erhebt Anklage von Amtöwegen und bat Die 
Frage, ob Anklage erhoben werden foll, abgefeben von den ſchwurgerichtlichen Sachen, 
in denen Anklage + Erfenntnig vom Obergericht zu ertbeilen ift, ſelbſiſtändig zu ent- 
fheiden. Nur bezüglih einfacber Beleidigung iſt dad Offizial-Prinzip durchbrochen, 
indem bier der Beleidigte ald Privatankläger auftreten muß. Wegen Ehebruchs, 
Nothzucht, Familiendiebſtahls, geringer Veruntreuung des Gefindes, Unterfchlagung 
dertretbarer Sachen, geringfügiger Körperverlegung und einer Mehrzahl anderer 
Vergeben kann die Anklage nur auf Beſtrafungsantrag dei Verleßten von der 
Staatöbebörde erhoben werden. Die Nechtömittellehre ift im Heſſiſchen Strafprozeß 
ſehr ausführlich bebandelt. Berufung, melde zualeih das Rechtsmittel wegen pro- 
zeſſualiſcher Nichtigfeiten umfaßt, it gegen alle Entfcbeidungen zuläſſig, Die fFrei- 
iprehung oder Verurtheilung enthalten, die eine Anklage als ungegründet zurüd- 
meifen oder Einjtellung des Verfahrens auäfprecben; in beſchränktem Maafe audy 
gegen Anklage-Erfenntniffe und, mit Ausnahme der ſchwurgerichtlichen Urtheile, gegen 
die Beurtheilung der Bemweisergebniffe, kann in diefem fall aud auf neue Tbat- 
ſachen oder Beweiſe geftügt werden, aber nur auf Grund in ber böberen Inftanz 
miederbolter Beweißverbandlung zu einer abändernden Entſcheidung führen. Nichtig- 
feitöbefchwerde ift gegen Erkenntniffe zweiter Inſtanz in untergerictliden Sachen 
wegen Verlegung bon Normen des materiellen Strafrecht? und von mefentlichen 
Vorſchriften im Verfahren zweiter Inſtanz zuläſſig. Einſprache fteht dem Angeklag- 
ten gegen Kontumazial-Erfenntniffe erſter Inſtanz und Strafmandate zu. Reftitu- 
tion findet gegen VBerfiumung von Verbandlungsterminen und Friſten ſtätt. Wieder. 
aufnahme des Verfahrens kann auf den Grund neu entbedter Thatſachen oder Be- 
meißmittel nachgefucht werden und einfache Beſchwerde ift gegen alle Verfügungen, 
Handlungen, Entfheidungen und Unterlaffungen zuläſſig, die nicht mit anderen Rechts— 
mitteln anfebtbar find, fie kann nur im fall der vermeigerten oder vergögerten Juſtiz 
bis zur dritten Inſtanz fortgefeht werden. Die Stantöbebörde ift berechtigt, und in 
den geeigneten Fällen verpflichtet, auch zu Gunjten der Bingellagten die alddann don 
aller Friſtenwahrung befreiten Rechtsmittel zu ergreifen. 


1) S. Pland Strafverfahren $. 140, 
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Sammlung der nod gültigen feit 1813 ergangenen Geſetze ift von Möller und Fuchs 
begonnen. Pfeiffers praktifhe Ausführungen > ff.) enthalten nur wenig auf 
Strafreht und Strafverfahren Bezüglihed. Von 1845 an erjheinen Heuſers be- 
merfendwerthe Entſcheidungen des Kriminalſenats des Dber » Appellationdgerichtd zu 
Kaffel in 6 Bänden. Dem Berfaffer gebührt das Verdienſt, durch dieſes Wert 
zuerit in weiterem Umfange die bis dabin in den Kollegialaften vergrabene Rechtö- 
auelle ded Gerichtsgebrauchs für die Richter der unteren Inſtanzen und dad größere 
Dublitum zugänglich gemacht zu haben. Er bat dadurch eine überaus werthvolle 
Grundlage für die feitdem im rafhen Fortſchritt begriffene Fixirung des Heſſiſchen 
Strafrechts gelegt. Ein recht braudbares ſyſtematiſches Handbuch des Kurbeffifchen 
Straf- und Polizeirechts erfhien 1853 von demfelben Verfaffer. daft gleichzeitig 
begann Rene die Heraudgabe feined außgezeihneten Werkes: das Strafrecht in 
Kurheſſen (1853 ff.). Es behandelt mit kritiſcher Schärfe und in Areng willenichaft- 
licher Geftalt in 52 in 2 Bände zufammengedrängten Abhandlungen das gefammte 
partifulare Strafrecht, mit vollftändiger Quellenangabe und fortwährender Benugun 
aller veröffentlichten und vieler anderen Entſcheidungen der höheren Gerichte. EB i 
das mertbbollfte Hülfsmittel für partitulare Gejepesfunde und Recdtdanmwendun 
welches mir befigen, bat bei fortwährend allgemeiner Benutzung auch auf bie Redt- 
ſprechung umfaſſenden Einfluß geübt und ift in den Händen jedes Heſſiſchen Krimina- 
litten, der darin täglih Belehrung ſucht und findet. Kerfting ift leider inmitten 
feiner literarifhen Thätigkeit verſtorben, ohne überall die Anerkennung gefunden zu 
baben, zu der ibn fein umermüdlicher Eifer für die Wiſſenſchaft, feine vorzügliche 
praftifhe und tbeoretiiche Begabung, und fein großed Verdienft um Rectiprehun 
und Gefepgebung berechtigt hätte. Der Heſſiſche Teen? wird fein — 
ehren. Außer jenem Hauptwerke erſchien von ibm 1857 eine Sammlung der Sonber- 
rechte in Kurheſſen. Die fortiegung der Veröffentlibung der bauptfäclichften Ent 
fheidungen des Ober » Uppellationdgeriht3 in Strafſachen erfolgte in den feit 1854 
von Heuſer beraudgegebenen und bis auf die neuefte Zeit fortgefegten, jetzt 13 Bände 
umfalfenden Unnalen der Juftizpflege und Verwaltung in SKurbefien. Der Werth 
diefer Arbeit wird dadurch erböbt, daß den mwichtigeren Ertenntniffen die Entichei- 
dung&gründe und bäufig aud die zum Grunde liegenden Ubftimmungen binzugefügt 
find, Außerdem ift damit ein offizieller Theil verbunden, welcher allgemeine Erlafle, 
Verfügungen und Belanntmahungen der oberften Juſtiz- und Adminiftrativ-Bebör- 
ben enthält und ald amtliches Organ der Negierung gilt. Auh dad Prozeßrecht 
wird in den Annalen vielfach berührt, entbehrt indefien bis jept einer umfaflenderen 
wiſſenſchaftlichen Behandlung noch gänzlich. Aus jüngfter Zeit find ald recht ge 
diegene eine Arbeiten: Kochs Strafmaaß + Praxis 1855 und Seligs Staatöbebörde 
bei den Strafgerichten, 1864, zu erwähnen. Eine auögezeihnete Monographie aus 
dem Kurbeffiiben Strafrecht enthält der in der Zeitſchrift für Recht und Gefep- 
gebung in Kurheſſen (1836 ff.) abgedrudte Auffag Müller über den Aufrubr. 

Sollte die Einführung der Preußiſchen Gefepgebung in der nunmebrigen 
Provinz Heſſen bevorftehen, jo ift das partitulare Recht abgeſchloſſen und feine Lite 
ratur verftummt. Möge bad, was an feine Stelle tritt, Segen bringen. 


Darftellung ber Strafrehtd · Derhältniffe x. (Säleswig-Holfktein.> 


©. Schleswig: SHolftein’)- 


Eine Schilderung der ſtrafrechtlichen Verhältnifſe in den Elb herzogthũ 
kann im Wefentlihen nur eine Darſtellung des dortigen Gerihtögebraugs fein — 
ift fowodhl für dad materielle wie für das formele Strafrecht die wichtigſte — 
tenntnißquelle 

Die für die Bearbeitung dieraus ſich ergebenden Schwierigkeiten werden auch 
durch Literarifhe Hülfdmittel wenig erleichtert. Die Literatur ded Schleöwig- Hol. 
fteinfchen Kriminalrechts und Kriminal- Prozeſſes ift nur eine dürftige und durchweg 
unvolljtändige, jedoch werben in dieſer Beziehung folgende Schriften zu nennen fein: 

Eagerk, peinliches Recht und Gerichtsberfaſſung in Holftein, Altona 


’ 
Kramer, Darftellung des peinlihen Kechts mit Rüdfiht auf bi 
—— de Gefehgebun , Selehmig za auf Die 
d. irach, Handbu e ebwig · einſchen Krimi 
Altona 1828. ch g ſch nalrechts, 
Falk, Sandbuch des Schleswig - Holſteinſchen Privatrechts, Theil IIL, 
Altona 1835, 
v. Wimpfen, über den Kriminal» Prozeß in Schleswig, 
Esmarch, Strafverfahren im Herzogthum Schledwig, Loleswig 1840, 
en Kriminalreht in Dänifher Sprache, Kopen- 
agen 
— —— des Schleswigſchen Kriminalrechts, Kopen- 
gen f} j 5 
Schlebwig · Holſteinſche Anzeigen, in denen Aufſähe über einzelne Ma- 
terien enthalten find. j 
Diele in obigen Schriften Enthaltene ift jept bereit? antiquirt. Unter Be- 
nußung des darin Brauchbaren wollen wir verfuchen, ein Gefammtbilb des geltenden 
echt im furzen Zügen zu entwerfen. Wir werden in drei Abſchnitten das Straf- 
recht, bie Gerihtöverfaffung und da8 Strafverfahren behandeln, wobei wir die Be- 
merfung vorausfdiden, daß daß gemeine Deutfhe Kriminalrecht und der gemeine 
Deutfhe Kriminal· Prozeß die Grundlagen unſeres Rechts bilden, daß wir beides als 
befannt poraußfepen dürfen und unter Hinweiſung auf daß Bekannte nur auf die 
partifularrectliden Eigenthümlichkeiten etwas näher eingehen wollen. 


Erfter Abfchnitt. 
Daß Strafredt. 


Die beiden Hauptbeſtandtheile des Schlebwig · Solfteinfchen Strafrechts dar 
geme inrechtlich und das einheimiſche Strafrecht, bat —8* HYraxis mit einander * 
Derfchmelzen aefuht. Die peinliche Gerihtd-Orbmung Kart V. fommt gegenwärtig 
noch für bie Ogthümer ald Grundlage de gemeinen Kriminalrechts in Betrach 
ihre einzelnen Beftimmungen haben jedoch im Paufe ber verfloffenen drei Jahrhundert 


; Bi Eng Bon Herrn Regierungsrat a. D, von Gtemanm zu Kiel, früher Staata 
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unter dem Einfluſſe veränderter Sitten und Kulturzuſtände zum größeren Theil ihre 
praftifche Bedeutung verloren. Die Entwidelung der gefellibaftlihen Zuſtände mit 
ihren Fortſchritten und Bedürfniffen bat die folge gehabt, daß unfer Strafrecht faft 
nur noch auf der durch die Wiſſenſchaft geläuterten Dragid berubt. Was die Wiſſen- 
haft Deutſcher Gelehrter feit dem Unfange dieſes Jahrhundert? aus der Dbhilo- 
fopbie und dem pofitiven Rechte geſchaffen bat, ift das eigentlich geltende Recht. 
In der durch die Fortſchritte der Wiſſenſchaft vertretenen — die Härte ange» 
drobter Strafen zu mildern, dem richterlihen Ermeſſen ein freiered Feld zu eröffnen, 
und die Strafe nad dem Grade der Verſchuldung abzumägen, baben unfere Ge- 
richte immer mehr von ben Gefegen ſich entfernt, und foldergeftalt, um zu zeit- 
gemäßen Refultaten zu gelangen, nicht bloß die Beftimmungen der CCC., fondern 
aud die einbeimifchen Nechtäquellen vielfah außer Anwendung gelegt. Unter den 
Älteren ftatutarifhen Rechten find der Sacjfenfpiegel und das Lübfhe Recht in 
ftrafrechtlicher Sinficht niemald recipirt gewefen, die praftifhe Bedeutung des Jütiſchen 
Low, des Eiderftedter Landrechts, des Ditbmarfchen Landrechts ift in diefet Beziebung 
nur noch eine fehr geringe, und felbft in den landeöherrlihen Verordnungen, weldye 
feit der Mitte ded vorigen Jahrhundert? ergangen find, finden ſich mande Beftim- 
mungen, melde ftillfiepweigend außer Gebrauch gelommen, oder durch Interpretation 
der Gerichte in ihrer urfprünglihen Bedeutung verändert find. Wo «3 im Einzelnen 
den Richtern bebenklih erfchienen, die Anfichten Deutſcher Kriminaliften an die 
Stelle pofitiver Straffanktionen treten zu laffen, bat daB landesherrliche Begna- 
digungẽrecht gegen underhältnigßmäßige Strenge ſchützen müffen, im Allgemeinen wird 
man aber behaupten ee! daß nad den, infonterheit von unferem höchſten Ge- 
richtshofe in Holftein befolgten Prinzipien, die älteren Gefepe nur fomweit in praf- 
tifher Geltung find, ala fie mit dem neueren Stande der Wiflenfbaft und den 
— a milberen Anſichten über die Beftrafung der Verbrechen in 
nlang ftehen. 

m allgemeinen Theil des Strafrechts ift es vor allen bad Strafenfpftem, 
welches einer befonderen Darlegung bedarf. 

Die abfolut beftimmten Strafen ber CCC. find faft fämmtlih im Wege des 
Gewohnheitsrechts in mwilltübrlihe verwandelt worden. In denjenigen Fällen, welche 
die CCC. mit qualifizirter Todesſtrafe bedroht, wird, wenn überall, fo doc nur noch 
auf einfache Todesſtrafe, ohne vorhergehende oder nachfolgende Schärfung erfannt, 
wenn glei derartige Schärfungen wie dad Schleifen zur Richtftätte auf einer Kub- 
baut, das Flechten des Leichnams auf ein Rad und dad Aufiteden des Kopfes auf 
einen Dfahl gefeglih nicht abgefhafft find. Die Enthauptung wird öffentlid mit 
einem Beile volljogen. 

Die verftümmelnden Strafen der CCC., für den Meineid ag abgeſchafft, 
fommen auch ſonſt nicht mehr zur Anwendung. Auch auf Staupbeſen und Brand- 
mark wird nicht mebr erkannt. Dagegen ift förperlibe Züchtigung nod in Gebrauch, 
fowohl als Strafe für ſich mie in Verbindung mit Freibeitd an Di für folde Der. 
fonen, denen fein reges Gefühl für Ehre zuzutrauen, oder deren That aus einer 
rohen zügellofen Sinnlichkeit entfprungen ift. n j 

Die Pandedverweifung ift für Inländer ausdrücklich aufgehoben, die Freiheits 
ftrafen haben eine der CCC. unbelannte Bebeutung erlangt. Unter biefen ift die 
früher übliche infamirende Karrenftrafe zunächft auf Forſt- und Jagdvergehen be: 
ſchränkt und fpäter auch bier aufgehoben worden. Die Zuchthausſtrafe, eine an 
fi nicht infamirende Strafe, melde biß zur lebenälängliden Freiheitsberaubung 
aeiteigert wird, ift mit Arbeitszwang verbunden und in ihrem Minimum durd die 
Praxis dahin beſchränkt, daf man nicht leidht unter 3 Monaten Zuchthaus erkennt 

Der Feſtungsarreſt, welcher ebenfalld nit infamirt, ift eine lebenslänglich 
oder zeitige Freiheitsſtrafe. Sie verpflichtet nicht zur Arbeit, bat aber 3 Gradı 
nad) der mehr oder minder freien Bewegung, melde dem Gefangenen geftattet ift 
Nah dem erjten Grade darf er überall in der Feſtung frei umbergehen, nad) dem 
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weiten Grube iſt er darauf beſchränkt, täglich 2 Stunden unter rau! lgj,, 

ht auf den Veſtungkwerten umberzugeben, der dritte Grad be fer ei der urf- 
Einſchüehung unter Gewährung nur der für die Gefundheit durcdhen m Nöfpigen rergge 
wegung. Diefe Strafe pflegt nur gegen Perjonen auß den gebilde fen Stände e- 
tannt zu werden, wenn die That derſelben don feiner ehrlofen Skfinnung * —— 
Die Gefängnißftrafe unterſcheidet ſich in einfache und in Gefängniß fErafe bei ua — 
und Brod. Gemeinfam it beiden Strafarten, daß ein Arbeitszruo ang nicht fc I 
findet. Bei einfahem Gefängnif erhält der Gefangene gewöhnliche Gefan ne — 
er kann ſich auf ſeine Koſten Es felbit befpeifen laflen, ſoweit dies mit aa we 
ordnung verträglid ift. Ueber den Wollzug der Hrsg hin Gefängnißfirafe , weld> — 
für vierfach fo ſchwer gilt als die einfade, und deren längſte Dauer auf 40 Ta 
Teftgefegt ift, gelten folgende Regeln: 5 Tage oder _ weniger bei Waffer und Bro 2> 
werden obne Unterbrechung vollftredt, bei einer Etrafzeit von mehr al? 5 um> 
mweniger ald 10 Tagen wird ſolche nad 4 Tagen einen Tag unterbrochen, fr 
aber bie Strafzeit zu Zmal 5 Tagen ober länger beitimmt, fo wird nad jeder 
Dauer von 5 Tagen ein Zwiſchenraum von 5 Sage zugeftanden. Nab Beern- 
Digung von 30 Tagen folgt ein Zwiſchenraum von 14 Tagen und für jede folgende 
Woche find 5 Tage ald Etrafzeit beftimmt. In ders Zwiſchenräumen wird drr Ge- 
fangene auf freien Fuß geſetzt, wenn er die nöthige Sicherheit für fein Zurfielle- 
bleiben gemährt, font bringt er auch die Zwiſchenzeit im Gefängniß bei gewöhnlider 
Gefargenkoft zu. junge Leute unter 18 Tahren und Perfonen über 60 Jahre 
werden nidt mit Öefänanikitrafe bei Waſſer und Brod belegt. Gegen die Aus- 
debnung der geſchärften Gefängnißftrafe auf 40 Tage find aus Gefundbeitärüdfihten 
manche Bedenken erboben worden und viele Gerichte erfennen daber nicht über 6 mal 
5 Zage. Auf Ebrlofigkeit, welche eine Schmälerung der bürgerlichen Ehre befaßt, 
fol zwar nad geiegliher Vorſchrift bei einzelnen Verbrechen erfannt werden, nämlich 
beim WMeineid, bei falfcher Verſicherung, bei Verluft der Ehre und des quten Keu- 
mund®, und bei Berfuppelung der Ehefrau oder ber eigenen Finder. Die neuere 
Yragiß fieht indefien hierbon ab, dagegen tommt die Strafe der Kaffation für Beamte 

noch vor, welhe eine Schmälrrung der befonderen Standeöchre enthält, endlich ge- 
bören der geritlihe Wermeid, jo mie Mbbitte, Widerruf und Ehrenertlärung bei 
Injurien infofern zu den Ehrenftrafen, als fie das Ehrgefühl kraͤnlen. 

Die Vermoögensſtrafen anlangend, jo iſt die Einziehung des ganzen Ber. 
mögqend vber einer Quote deſſelben außer Gebraub, Geltbußen fommen dagegen 
meijtend unter dem Namen » Brüdene, fomobl ald beftimmte, wie als arbiträre in 
Den einheimiſchen Seſegen vielfach vor. Nähere gefeplie Beftimmungen find darübe 
ergangen, in mwelhen Umfange und nad welchem Berbältnifie ertannte, aber Under _ 
mögen&balber nit beizuireibende Geldbufen durch Gefängniß bei Waffer und Bro 
abzubüßen find. m Uebrigen giebt es nur wenige geſetzliche Anhaitspunkte übe 
Das Verbältniß der Etrafen zn einander. Gewöhnlich wird eine halbjährige Zuch — 
bausſtrafe einer 40 tägigen Gefängnifftvafe bei Waſſer und Brod gleichgeachtet, un» 
eine förperlide Süctigung von 25 Etodiclägen einer Gefängnißſtrafe von 2 m Ko 
5 Zagen_bei Waffer und Brod, Grundfäge die bei der durch die Verhältniffe ası 
potenen Strafummandlung in Betracht kommen. m. 

Bei Zumeffung der Strafen hat der Richter den freieften Spielraum. 
die überwiegende Mehrzahl aller Etrafen arbiträre Etrafen find, fo ift ihm le, Q 
päufig ſowohl die Mahl zwifchen verfdichenen Etrafarten anbeimgegeben, wie * 
auch bon feinem Ermeſſen abhängt, da8 Strafmaaß ohne alle —— iS 
Magimum und Minimum feſtzuſeen. Auch ift er in Kombinirung verfdiedey, ar 
Strafübel ziemlich unbefhränft und nicht felten findet noch eine wenig humane Pe x 

einigung bon loͤrpe richet üchtigung und Gefängnißſtrafe bei Waſſer und Brod fr Fe - 
Daß bei einem folchen Umfange Titerlihen Ermeffens die gefeplihen Strafibärfun as- 
und Miilderungdgründe nur ald Etrafzumeflungägründe eripeinen können, legt X aur 


ber Hanb. 
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den Vorſch über einzelne Strafart b Str iebt es nur 
—5* 248 ee weile * —— Shell — 
ren 


Die verbindende Kraft der Strafgeſetze reiht im Allgemeinen über die Terri- 
torialgrengen nicht binaus, menigftend enthalten die Landesgeſetze nicht® über im 
Außlande verübte Verbrechen. Nur einzelne völkerrechtliche Verträge zwiſchen Hol · 
ftein und Hamburg maden biervon eine Audnahme, 

Ueber uch und Theilmabme, auch über das Zufammentreffen mehrerer 
Verbrechen, wie über Strafausſchließungs und Milderungdgründe gelten faft nur 
die gemeinrechtlichen Grundfäge. Wenn biernad z. B. jugendlihe Verbrecher vom 
7. bis zum vollendeten 14. Jahre die volle gefeglihe Strafe in der Regel nit 
treffen fol, fo liegt unferer Gefepgebung doch die Anficht zum Grunde, daß auch 
Kinder unter 10 Jahren zu einer bärteren Strafe ald Rutbenftreichen berurtheilt 
werden können. In ber Lehre von der Verjährung ift zu bemerten, daß bei un® 
Zolldefrauden in 9 Jahren verjähren, njurienktagen aber ſchon mit dem Ablauf 
eined Jahres von ber Zeit der vorgefallenen Beleidigung an. Der Rüdfall wird 
unferer Gerichtspraxis zufolge ald allgemeiner Straffchkrfungagrund *8 jedoch 
wird ein Rückfall nur dann angenommen, wenn das frühere gleiche Verbrechen im 
Inlande verübt und dort beftraft ift, auch muß das frühere Urtel in formeller und 
materieller Sinfiht fi al8 redtmäßig darftellen. 

In dem befonderen Theil des Strafrechts, welcher bon ben pen Ber- 
brechen und deren Beftrafung handelt, entſcheidet über den fpejiellen Thatbeſtand 
meiftend da8 Recht der Wiſſenſchaft, da die CCC. wie bie einbeimifchen Geſetze nur 
felten die einzelnen Merkmale des Thatbeftanded vollftändig figiren. In dieſer Ber 
iebung haben wir bdaber nur wenige partikularrechtliche Eigenthümlichfeiten anzu- 
Führen, Die landesherrlichen —— feit der Mitte des vorigen Jahrhunderts 
bezieben fi entweder auf einzelne Qualifitationen gemeinrechtliher Verbrechen, ober 
auf eine dom gemeinen Recht abweichende Beftrafung. Indem mir das in diefer 
Hinfiht Wiflendwertde in Nachitebendem kurz berborbeben wollen, werden wir zu⸗ 

leich bei den gangbariten Verbrechen anzuführen nicht unterlaffen, wie die einheimif.de 

raxis biefelben zu beftrafen pflegt. Für gewiſſe Srälle der Tödtung befteht noch beut- 
zutage ein Gefeg, welches, wenn überall, wenigften® im gegenwärtigen Jahrhundert 
nicht mehr zur Unmendung gelommen if. Dies Geſetz dom 21. Dezember 1767 
beftimmt , daß diejenigen, melde auß Lebendüberdruß einen Anderen tödten, nicht mit 
der gewünfchten und geſuchten Tobeäftrafe belegt, fondern auf die allergraufamfte 
Weite gepeinigt werden follen. 

Beim Morde ſowohl wie beim Todtſchlag pflegt auf Tobeäftrafe ertannt zu 
werden. Bei fulpofer Tödtung tritt meiftend Gefängnißftrafe bei Wafler und Brod 
ein, doch wird auch auf ung Zuchthausſtrafe erfannt, wenn die kulpoſe Töbtung 
mit der Abficht zu berle onkurrirt, 

Der Kindeömord, gegen melden früher in Holftein ſehr barte er 
beftanden, wird nach einem neueren Gefege auf dem “Jahre 1863 mit 5 f tiger 
bis lebendlängliher Zuchthausſtrafe beftraft. Außerdem foll die Frauensperſon, 
welche außer der Ehe abſichtlich beimlid und hülflos geboren hat, hierfür mit Brüche, 
Gefängniß bei Wafler und Brod ober mit Sucthaus biß auf 1 Jahr belegt werben. 
a Herzogthum nagir; Aare dagegen nod die Älteren Strafgefege. Nah dem 

difte vom 24. März 1755 wird dort, wenn feine befonderen Milderungsgrünbe 
vorliegen, auf Todesſtrafe ertannt, welche meiften® im Gnabenwege in leben®- 
länglihe oder zeitige Yuchtbaußftrafe umgewandelt wird. Wenn ferner ein Frauen- 
zimmer außer der Ehe nach Verheimlichung der Schwangerſchaft heimlich niederfommt, 
und dad Kind fpäter todt vorgefunden wird, fo joll die Mutter, ſalls fie deö Kindes 
mordes nicht überführt werden kann, nach einem Edikt vom 17. Mai 1754 dennoch 
mit lebenslänglihem Zuchthaus beftraft werden. Es könnte zmeilelhaft erfcheinen, 
ob dad legte Strafgefeg nad Abſchaffung der auferordentlihen Strafe noch anzu- 
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wenden ift, weil es feinem Sinne nach ben nur unbollſtändig 15*— ſen 
mord 4* wiſſen will, Wuß diefem Grunde hatte das Selftemnfd> € — e- 
gericht dies Verbrechen ſchon früher befeitigt, während das Dber- PL Fkllatign F —— 
diefe Aufcht mißbilligte. Welcher Anſicht dad Schleswigſche SU Pie lationgaerer > : 
betreffen De 
virdererz 


ein eigenes Strafgefeg handelt, welches durh Wegfallen des Motins, „ 
erlaffen , nämlid der Schwirrigkeit der Bemeißführung beim Kinded mors ne 


meffen binfichtlid) der Beftrafung ein fehr freie® if. Als qualifizirte Körpervert 
— DaB Giftgeben beftaft, bei re 
Perlebung Beltrafung ein. : 
Der Münzfälfhung ftellt bie einheimifhe Seſeßgebung binfihtlih der Be- 
ftrafung die Fälſchung von Papiergeld, nicht aber die der Staatkobligationen gleich. 
In Schledwig wird regelmäßig auf Todeäftrafe erkannt, und biefe Strafe im Gnaben- 
wege auf lebenälänglidye oder zeitige Zuchthausſtrafe berabgefegt; in Holſtein nimmt 
bas Dpber-Kriminalgericyt ebenfalld die Anwendbarkeit der Todeöftrafe an, während 
Daß Dber-Appellationsgeriht die Strafe nur für eine arbiträre hält, und einer 
fonftanten Praxis zufolge auf temporaire Zuchthausſtrafe zu erkennen pflegt. . 
Die Urkundenfälfhung wird nad richterlihem Ermeffen geftraft, nur über 
Daß- und Wanderbuchfälfhung beftehen befondere Strafgeſetze, melde die älteren 
bärteren Strafbefimmungen miübern, für SHolftein vom 6. Mai 1859 und für 
Schles wig dom 15. Mai 1866, wonach derartige Ben mit 2 mal 5 Tagen 
Gefängniß bei Vaſer und Brod biß zu 1 Jahr Zudcthaus geahndet werben follen, 
Beim Meineid ift nach der CCC, in Verbindung mit der Verordnung dom 
11. Dezember 1758 auf Ebrloſigkeit und Iebenslänglihe Zuchthausſtrafe zu erfennen, \ 
Die mämlihe Strafe ift dem nächften Derfuce ge während der entferntere mit \ 
zeitigem Zuchthaus bejtraft werden fol, Wird jemand durd einen meineidigen \ 
Zeugen unfduldigerweife mit heinliber Strafe belegt, fo fol er die dem Unſchuls 
Digen zuerkannte Strafe verwirft haben. Diejenigen, melde vorſätzlich cine faliche 
Herficherung bei Verluft der Ehre und des guten Leumunds abgeben, trifft Ebrlofig 
zeit oder zeitige Zuchthaus oder Feſtungsſtrafe. 
Die rigoröfen Strafen dei Meineids werden jebod in neuerer zeit nich 
mebr in Anwendung gebragt. Daß man auf Ehrlofigkeit nicht mehr erkennt, x 
fchon oben bemerkt worden, und wenn aud im Uebrigen auf die gefeplihen Strafe 
in einzelnen füllen ertannt worden ift, fo bat die landeäherrliche Gnade fofort, XE 
nad —— Zeit die Strafe auf eine Zuchthausſtrafe von laͤngerer Dauer deu 
eſetzt. — 
abseſes Unter den Fleiſchesverbrechen hat der Ehebruch eine beſondere geſttzli 
Fregelung gefunden. Bon Amtswegen wird der Ehebruch geftraft, wenn er öffeny —n © 
liche8 Mergernif erregt, fonft wird nur auf Antrag eingeſchritten. Die Stafar- 
find aber mamentlic im Rüdfalle fehr hart. Auf den einfachen Chebruc ficht SS Fr 
fängniß von 5mal 6 Tagen bei Maffer und Brod, im erften Rüdfalle eine bag an — 
jäbrige? im zweiten Rüdfalle eine 5 jährige Yuchtbauäftrafe, in den leichteren Jarı —X 
Geidbußen. Der doppelte Ebebruch wenn beide Theile verheirathet find, wird 5 
erfte Mal mit 40 Jagen Gefängniß bei Wafler und Brod, bad zweite Mal — 
einjäbriger und das pritte Mal mit 10 jähriger Zuhthausftrafe, in ben leichte x- — 
gzällen mit ſchwer en @elbbußen belegt. ”r 
Meber mjurien handelt die Verordnung vom 11. Mai 1798, melde jet» 
größtentheild Progefjuatiigen Inhalts ift. Sie unterfheidet zwiſchen Derbal- —*8 
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Reglinjurien und während beide regelmäßig auf erhobene Klage im Wege des Eivil- 
prozefied erledigt werden, wobei auf Privatfatisfaktion, Abbitte, Widerruf und 
Ehrenerklärung und auf Geld- oder Gefängnißitrafe erfannt wird, tritt ein frimi- 
nelled Verfahren von Amtswegen ein, wenn die Injurien von ber Erbeblichkeit find, 
daß fie der öffentlichen Sicherheit wegen eine fbärfere Ahndung ald willkürliche 
Brühe und Gefingnißftrafe verdienen, 3. B. bei verlegter Amtbehre, beim Pasquill 
und der eigentlihen Schmaͤhſchrift. 

Ein ungemein hartes Strafgefeh befteht auch ne Entweihung und Kom- 
plotte der Zuchthaußgefangenen vom 30. November 1819. Danady follen diejenigen 
Süctlinge, welche fih an ihren Vorgefegten thätlich vergreifen, mit dem Tode be» 
jtraft werden, und eine gleihe Strafe foll bei Verabredungen zu Thätlichkeiten ein- 
treten, während einfache Entweihungen, Werabredungen zum Entflieben ohne Ge- 
malt, fowie mörtlide Beleidigungen gelinder mit Ruthenbieben oder Dunkelarreft 
beftraft werden. 

Nah den Verordnungen vom 13. März 1805 und vom 25. Mai 1819 
follen Werbungen für fremde Kriegsdienfte mit Zuchthausſtrafe oder Feſtungsarreſt 
des jtrengften Graded don 3 biß — belegt werden. Diejenigen, welche ſich 
anmwerben laffen, follen nah Beicaffenbeit der Umftände mit Gefängnifftrafe bei 
Waſſer und Brod, Zuchthausſtrafe oder Feitungdarreft bi zu 3 Jahren beftraft 
werden. In Kriegdzeiten tritt eine 8 jährige bis lebendwierige Zuchthausſtrafe ein, 
und wenn die Werbung für den Feind gefchiebt, ift auf Tobeäftrafe zu erkennen. 

In Bezug auf den Diebftahl ift die nad der CCC. für gewiſſe Fälle noch 
vorkommende Tobdeöftrafe bei und gefeglih abgefhafft. Dem Unterſchied zwiſchen 
großem und kleinem Diebftahl bat unfere Gefegaebung feitgebalten. Beträgt ber 
Werth ded geftoblenen Objekts 20 Bantthaler oder darüber, fo liegt ein großer Diebftabl 
vor. Der Beine einfache Diebftahl wird der Praxis zufolge mit Gefängniß bei 
Waſſer und Brod geftraft, bei großem Diebftahl fteigert fib die Strafe bis zu mehr- 
jährigem Zuchthaus, gewöhnlich wird aber bier au noch auf Gefängniß erfannt. In 
Betreff des gefährlichen Diebftabld, welcher mittelit Einbruchs, Einfteigend oder mit 
Maffen verübt war, ging die Verordnung vom 23. März 1814 nody davon aus, 
daß ein folder ſtets mit mehrjähriger Zuchthausſtrafe zu belegen fei, und beftimmte, 
daß derfelbe, wenn er von 2 oder mehreren erwachſenen Manndperfonen begangen 
fei, mit 1- bis 4 jähriger Zuchthausſtrafe mehr belegt werden folle, alß wenn er von 
Einem verübt fei. Die Praxis ftraft jedoch milder und gebt beim gefährlichen Dieb- 
ftahl fogar bi8 auf 2mal 5 Tage Gefängnif bei MWafler und Brod berab. Beim 
zweiten Diebftahl tritt eine Strafibärfung nah richterlidem Ermeſſen ein, beim 
dritten Diebftahl wird nah einem Gefege vom 27. März 1843 auf 2jäbrige bie 
lebenöwierige Zuchthausſtrafe ertannt. Der Kircbendiebftabl wird der Praxis zu«- 
folge mit Zuchthaus von 5 Jahren bi8 auf Pebendzeit beftraft. Ein befondere® 
noch geltended Geſetz vom 4. Dezember 1741 will den Diebftabl an Pferdebaaren 
durch Abſchneiden vom Schweife oder der Mähne de Pferdes allemal mit 3 jährigen 
Zuchthaus beitraft wiffen. Der Diebftahl an Sachen, melde zu den Werten und 
Seräthen des Schleswig. Holfteinfchen Kanal gehören, wird mit Zuchthaus von 
6 Monaten biß zu 2 jahren beitraft, im erften Müdfalle tritt 2» bie 5 jährige 
Zuchthausſtrafe, im zweiten Rüdfalle lebenslängliche Zuchthausſtrafe ein (Gefeg dom 
15. Oftober 1822). Nah der Strandordnung vom 30. Dezember 1803 wird ferner 
da8 unerlaubte Bergen und Wegſchaffen von Strandgütern, fo wie die Verheim- 
lihung folder Gegenftände mit den Strafen des Diebftahld belegt. Auch ift zum 
Schupge der Aufternbänte da8 unbefugte Befiſchen berfelben mit einer Brüde von 
100 Thaler, im Rüdfalle mit arbiträrer Sjreibeitäftrafe bedroht. (Patent dom 
1. November 1786.) Diebftähle an efbaren Feld- und Gartenfrücten im freien 
werden in der Praxis mit Geldbuße oder kurzer Gefängnißftrafe geahndet. Forſt⸗ 
und Jagdvergehen werden nah den Vorfchriften der Forſt und Jagd- Ordnung vom 
2. Juli 1784 und der Verordnung vom 12. Juli 1844 behandelt, wenn fie in 
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Landesherriibere _Diftrikten vorgefommen; im adligen und EöfterlicieN. ni... 
man in dielee Sinfiht auf die dürftigen Worfchriften de gemeinen Diechts Written ift 
Jene Spepalgeſehe bandeln von dem Diebftabl an ftehendem Hole, Dom — ft. 
Weiden, von Beihädigung der Einfriedigung und der Bäume, Bom unb us ter 
Jagen, vom Betreten der Wildbahn mit Schiefgewebr und arı deren Pe ger 
Kontrapentionen. Regelmäßig tritt eine Geldbuße ein, Holzdiebfäble im re ar geru 
NRüdfalle find jedoh mit Gefüngniß_ bei Wafler und Brod und Höchfteng ni: boite re 
jäbrigem Zuäthaus zu belegen. Für die gemerbömäßige Milddiebewei, ung y; bab— 
einer ———— verbundene WMWiderfeglichleit gegen einen Ja göbebdienten . ma 
ebenfalis auf Zuchthausſtrafe erfannt werden. j are am 
Die Unterfhlagung wird im Allgemeinen geringer wie ber Diebſtahl, ab 

nach PVinalogie deſſelben, beftraft. Ueber Veruntrenung der den frabtfahrend —*— 
Schiffern und den Frachtfuhrleuten andertrauten Güter beſtehen befondere Grfeg = 
au® Dem Jahre 1804, deren Strafbeftimmungen nicht nur unter Umftinden Eu 
ſtrenge, fondern auch infofern mangelhaft find, als Tediglih nach dem Werthbetrag e 

des veruntreuten Öegenjtandes fi das Strafmaaf richten foll, alle übrigen Momente 

aber , welche ebenfalld auf die fubjeltive und objektive Gefährlichkeit und Strafbar- 

feit der Handlung bon Einfluß fein fönnen, außer Alcht gelaffen werden. Daneberz 

wird Dem Rüdfall eine zu fategorifhe Bedeutung beigelegt. Den Schiffer trifft 

2 jährige Zuchthausſtrafe, wenn der Werth 100 Thaler und darunter beträgt, ſe 

der Werth zmwilden 100 und 200 Thaler, dreijährige, ift er zwiſchen 200 und 

300, vierjäbrige, it er über 300 Thaler, fünfjährige Zuchtpaußitrafe. Im Rüdfalle 

wird die Strafe verdoppelt oder berlängert bis zur 10 jährigen oder lebenöwierigen 

Zuch thausſtrafe Die Schiffsmannſchaft, welche dieſes Verbrechens ſich ſchuldig macht 

oder daran Theil nimmt, desgleichen dritte Perſonen als Theilnehmer und Sehler 

follen zur Zudthauäitrafe auf die Hälfte der Seit verurteilt werden, welde den 
Schiffer unter fonft gleichen Umftänden treffen würde. m MWefentlichen gleiche 
Strafen treffen ben Fuhrmann, deſſen Knechte und dritte Theilnehmer und Hebler 

bei Weruntreuungen von fradtqütern. , 

Der Raub; den die CCC. in jedem falle mit dem Tode beitraft wiffen 
will, wird fomobl nach der Praxis des Schleswigſchen Appellationsgerichts, wie nady 
der bes SHoliteinihen Ober-Appellationsgerichts, wenn nicht befonder& erſchwerende 
Umftänbde vorliegen, regelmäßig nur mit zeitiger Zuchtbaußftrafe belegt. Das Hol. 
fteinfche Dber-Kriminalgericht erfennt dagegen noch auf Todeäftrafe und mill die 
Strafe nur im Gmabenmwege gemildert, willen. 

Die Strafe der Erpreffung iſt nicht genau fixirt, fie fteigert fich bis zu mehr. 
jähriger Zudtdauäfttafe. Der Betrug wird nad den etwas ſchwankenden Grund. 
jägen des gemeinen Rechts beftraft, über betrügliden Banferutt ift für das Herzog⸗ 
tbum Schledwig im Jahre 1863 ein Gefep ergangen, welches Gefängniß bei Waſſe & 
und Brod bis 6 jährige Zuchthausſtrafe vorſchreibt. 

Borfäglibe Beſch digungen fremder Sachen, wenn fie von einiger Bedeutun 
find, merben nach der Pragiß arbiträr geftraft, für Beſchäbigungen einzelner Artey 
von Gegenftänden giebt ed außerdem befondere Strafgefege. So wird bie Beyer = 
digung an den Werten und Geräthen des Schieswig · Holfteinfben Kanals mit mar 
5 bi® 6 mal Stägigem Gefängniß bei Waſſer und Brod geftraft. Im erften Rue 
fall fteigert fib die Strafe biß zu 8 mal 5 Tagen Gefingnig bei Waffer und Io 
im zmeiten Rückfall tritt eine 6 monatlide bi8 2 jährige Zuchthausſtrafe ein. nen 
FBegeverordnung dom 1. März 1842 bebrobt die Beſchädigung bon öffentliche, — 
Regen, und deren Zubehör, ald Brüden, Sielen, Geländer, Baumpflanzun er 
JWegmweifern, Warn ungstafeln, Schlagbaͤumen u. f. w. mit Brüden, im Wehen — 
bolungsfalle mit Gefangnißſtrafen. Desgieichen find über Befhädigung von Eifeyy _ 

bahnen und Telegrappen befondere Gefepe ergangen, weiche jebob, da fie nur Geld — 
und Gefängnißftafen androben, den gemeingefährlihen Charakter diefer Sandungey, 
nicht gemügend In® Auge faflen. (Matent vom 16. Mai 1845, Verordnung vorn 
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12. Januar 1854 für SHolftein, vom 15. —— 1857, vom 2. Mär; 1860 für 
Schledwig.) Außerdem giebt ed noch mandye lotale Strafvorſchriften * Sachbeſchã · 
digung, 3. B. in den Deichordnungen. Zu den gemeingefährlichen Beſchädigungen 
nebört auch dad Verbrechen der Brandftiftung, welches nad den Verordnungen vom 
28. Februar 1763, vom 16. Mai 1769 $. 16,,.und vom 30. Mai 1776, wenn es 
borfäpli verübt wird, mit dem Tode, im Falle der Fahrläſſigkeit mit Freiheits 
aut oder Geldbuße beſtraft werben foll. ie Praxis erfennt aber nur in den 
chwerſten Fällen auf Todeöftrafe und varüirt im Allgemeinen zwifhen 3 und 10 
geben Zuchthaus. Verhaͤltnißmäßig harte Strafbeitimmungen find auch gegen das 
Hazardipiel ergangen, welches nit nur in öffentlichen, fondern auch in Privat- 
bäufern bei Strafe verboten ift. Die beiden erften Male follen zwar nur Geld» 
ftrafen eintreten, bei der britten Kontradention fann aber auf 1. bid 3 jährige 
Zuchthausſtraſe und gegen Beamte auf Dienftentfegung erkannt werben. (Verordnung 
vom 22, Oktober 1753 und vom 15. fyebruar 1788.) Daß Ausſpielen von Saden, 
bad Spielen in auswärtigen Lotterien und das Colligiren für folde it ebenfalld bei 
Gelbftrafe verboten. 

Unter den Umtöverbrehen wird ber vorfäglide Mikbraub der Amts- 
gewalt zumal durch Beſtechung oder Erpreffung mit Geldftrafe, Amtsentſetzung und 
Freiheitsſtrafe belegt (Verordnung vom 20, März 1676 und vom 31. Auguft 1708), 
die Veruntreuung öffentlicher Gelder von Seiten der Kafienbeamten wird mit Kaj- 
fation und —— Zuchthausſtrafe geftraft (Verordnung vom 17. Dezember 
1781 und vom 26. Februar 1739). 

Außer den biöher erwähnten, dad gemeine Strafrecht entweber berührenden, 
oder demfelben ſich näber anſchließenden Strafgefegen giebt ed noch eine große Un- 
zahl ftrafgefeplier Beftimmungen, in verſchiedenen Geſeßen zerftreut, welche einzelne 
befondere Gegenitände betreffen. Diefelben find meiftend rein polizeiliher Natur, 
Vergeben gegen die Armen-, Gewerbe, Geſundheitspolizei, Uebertretungen lofalpeli- 
eiliber Anordnungen, Störung der öffentlihen Nube, Betten, Bagabondiren, 
J————— der Sabbathordnung u. ſ. w., oder fie betreffen dad Landmilitair und 
See- Enrollirungdmwefen oder dad Zoll- und Poſtweſen. 

Neben den einfachen Solltontraventionen, melde mit Gelbbußen belegt wer- 
den; bezeichnet die Sollverorduung vom 1. Mai 1838 als friminell zu beitrafende 
een, falſche Berfiberung in Anſehung ausgeführter Kreditauflagemaaren, 

inlieferung falſcher Berfiherungen bei Berluft der Ehre und des guten Yeumunds, 
Verfälfhung von am Zolle eingelieferten Dokumenten, Thätlichleiten oder Mißhand- 
ungen an SZollbeamten, Austührung von Zolldefraudationen mit Waffen, Ber- 
bindung Mebrerer zum Ein- oder Ausſchleichen zollpflichtiger Waaren. 

Die Preffe und dad Vereinsweſen find durch bejondere Strafbeftimmungen 
nur in wenig geeigneter, tbeilweife auch völlig ungenügender Weiſe geregelt, und daber 
vielfach der polizeilihen Willkühr anbeimgegeben. 

Aeltere Vorfchriften über dad Vereinsweſen find im Jahre 1848 aufgehoben 
und es ift ungemein zweifelhaft, ob dieſelben fpäter wieder in Kraft getreten find. Kür 
Holſtein legte freilich der Bundesbeſchluß vom 13, Juli 1854 der Regierung die 
—— auf, nach Maßgabe deſſelben Beſtimmungen über das Vereinsweſen zu 
treffen, maß bisher aber, abgeſehen von der Vorſchrift des $. 7. des Verfaſſungs . 

ne für SHolftein vom 11. Juni 1854 nicht geicheben if. Diefer $. 7. und der 
N des Verfaffungsgefeged für —— vom 15. Februar 1854 beſtimmen aber 
nur, daß Vereinigungen zu gemeinſamen Adreſſen und Petitionen, welche öffentliche 
Angelegenheiten Ken, nach richterlichem Ermeffen ftrafbar find. m Uebrigen ift 
ed den Polizeibehörden überlaffen, das in ihrer allgemeinen poligeilihen Amtspflicht 
begründete Auffichtsrecht über öffentlide Zufammenkünfte und Verſammlungen nach 
ihrem verantwortlihen Ermeffen auszuüben. Die Preffe anlangend, fo ward im 
Herzogtbum Schleswig die Cenſur bereitö 1770 aufgebobeu, in Holftein geſchah dies 
erft 1848, und durch die Gefege vom 10. März defielben Jahre wurde für beide 
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Herzoathümer, Um Preßmißbraͤuchen vorzubeugen, beftimmt, daß tift 
rg — Umfang ald 6 Drudbogen haben, auch Zeitunges® 4 —8 w AMe 
Zageblätter vor dem Verkaufe oder der Verteilung der Polieibe börde * ——— d 
wo fie exigeinen, bei Wermeidung einer Geldbuße von 100 bis SOC) Thaler ),,, a 
Buchbdruder, VON welchem felbige gebrudt werben, vorzwiegen kin. In Schles ee 
fol ferner nad einer Verordnung vom 22. Februar 1820 auf ede= Drug Örift n. R 
Name des Berjaferd oder Druders angegeben fein, widrigenfalls der Bucdruck, er 
und wer eine folde Schrift feilbietet, mit einer Geldbuße von 50 Pis 200 Beh * u. 
legt wird. Auch baftet der Druder, welcher den Berfafier nicht Nambaft mn rn 
für ben ftrafbaren Inhalt der Schrift. In Holſtein follen nad Ber — 
vom_9. November 1519 alle Drudicpriften mit dem Ramen bed Berlegers und mern zen 
eB Deitfchriften oder Zeitungen find, aud mit Dem des Redatteurs derfeben feirz— 
bei Wermeidung einer nad ricterliem Ermeſſen zus beftimmenden Geld. göer Ge— 
fängnißftrafe für die Berbreiter der Drudigrift. Endlich iſt jept nach manchen bar— 
über angeregten Zweifeln regierungßfeitig angenommen worden, daf die Heraußgeber- 
von Zeitungen, Boden. und Tageblättern Konzeffionen einjulöfen baben, weldb 
nur auf Widerruf ertbeilt werden. Drudihriften, durch welche ein formelles Dreg- 
vergeben begangen, oder melde firafbaren nbalt3 find, werden von der Dolizei- 
bebörbe in Belhlag genommen, und der Regierung Zur Beftätigung oder Auf ebung 
der Beſchlagnahme vorgelegt. Wenn die Betheitigtem auf ein jtratgerichtlihes Ein- 
ſchreiten proboziren, oder die Regierung dazu Veranlaflung findet, fo geſchieht folde® 
im Liege des fiblaliſchen Prozeffe. i 
Aus dem Borftebenden ergiebt fidh, daß der Einfluß der Vanbeögefeg- 
gebung auf dad einheimiſche Kriminalrecht weder ein meitgreifender noch ein tief- 
reifender geweſen if, daß manche der erlaflenen Gefepe, welche mebrerentheild auf 
pezielle Veranlaflung ergangen find, den Anforderungen der Gegenwart nit mehr 
a prechen, daß die darin angebrohten Strafen mit den fonjt vom den Gerichten zur 
YAnmwenbdung gebrahten Strafen nicht im Einklang fteben, und daß überhaupt der Zu» 
famı menbang der ein n Straffanttion mit dem ganzen Straffpftem nicht genügend be- 
rücfichtigt worden ift. So fürberlid nun aud die Praxis in mander Beziehungfür die 
ortbildung dei Rehts fich erwiefen hat, fo liegt doch unvertennbar eine große Gefahr 
or die Mectöfiherbeit darin, wenn der Praxis einer beralteten Gefeggebung gegen- 
über, unter Hinweiſung auf die Fortſchritte der Wilenfhaft, ein jo weite Herr. 
fchaft3gebiet eingeriumt wird, wie bei und, und dieſe Gefabr muß fich noch fteigern, 
wenn «8 an einem Organ für bie Geftaltung einer einbeitlihen Praxis fehlt. Von 
jeher iſt bie Dragid der beiden Obergerichte in Schledwig und Solftein in mehr. 
facher Hinſicht eine verſchiedene geweſen, und das Ober - Appellationsgericht, am 
wwelche3 nur eine verhältnigmäßig geringe Anzahl von Straffaden gelangte, bat darin 
feinen Wandel ſchaffen fünnen. In neuerer Zeit, wo in Schleswig die Untergeriht. 
irn allen Sachen felbftftindig erfennen, und daß Appellationsgericht als Die einzig 
böbere Inſtanz nur im Wege bed Rekurſes mit Strafſachen befaßt wird, mo im 
Sotſtein bie Untergerite wenigſtens bis zu einjähriger Zuchthausſtrafe zu ertenne 
baben und demgemäß aud nur etwa ber vierte Theil aller Straffaden vor an 
ebung des Erkenntniſſes am eim höheres Gericht gelangt, bat die Pragiß der Se 
richte fi noch derfgiedenartiger geſtalten müflen, und unter ben dadurch einget — 
tenen rg leidet die Rechtspflege in bedenklicher Weife, b daß bad San 
Dürfniß einer Beſſerung dieſer Zuftände ein allgemein und tief empfundene® ift. — 


Zweiter Abſchnitt. 
Die Gerihtöverfaffung in Strafſachen. 


Strafſachen jeglicher Arten gehören, wenn die Geſehe nicht ſpezielle Aun 
nahmen machen, zur Dericptfichen Entfcpeidung. Solder Ausnahmen giebt es —— 
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wenige. So fünnen z. B. einfadhe Zoll- und Vofttontraventionen im Verwaltung- 
wege erledigt werden, auch ift in einigen fällen die Erkennung bon Strafen und 
der Rekurs gegen Strafertenntniffe der Regierung überwiefen. Am Allgemeinen aber 
find in der unteren Inſtanz, fomweit Juſtiz und Verwaltung dort noch nicht von 
einander gejondert find, die Gerichtäbehörden zugleih Verwaltungsbehörden. 

Die Strafgerihtsbarfeit wird von landeöherrlicen, —8B und Patri⸗ 
monial · Gerichten ausgeübt, und zerfällt in die eigentliche Kriminalgerichtsbarkeit 
und die Polizeigerichtsbarkeit. Der Umfang der letzkeren iſt durch die Praxis nor» 
mirt, im Wefentliben gehören dabin geringe Vergeben, diefelben mögen nun ihrer 
Natur nad Polizeivergeben, d. b. Rechtsgefährdungen bdaritellen, oder unbedeutende 
— ———— yet welche mit keiner höheren Geldbuße als 10 Thaler und mit keiner 
längeren als 2 mal 5 tägigen Gefängnißſtrafe bei Waſſer und Brod zu belegen find. 
Die Kriminal- und Polizeijuftiz werden meiftend von bemfelben Behörden gehand- 
babt, nur in den Städten befinden ſich befondere Dolizeigerichte und in einzelnen 
Holſteinſchen Aemtern, in denen eine Trennung der Juſtiz von der Adminiftration 
vorgenommen, fteht den Oberbeamten in Konkurrenz mit den Richtern die Befug- 
7 zu, Handlungen, welde der polizeilichen Abndung unterliegen, mit einer Strafe 
bis zu 2 mal Stägigem Gefängniß bei Wafler und Brod oder entiprechender Geld- 
buße zu belegen. 

Die Verfaſſung der Untergerichte bietet ein bunte Bild dar und ift in bei- 
den Herzogthümern ganz verſchieden. Die alten Vollsgerichte (Dinggerichte) fommen, 
feitdem die Spezialinquifition nicht mehr gebräuchlich, als Kriminalgericte gar nicht 
mebr vor. Im Herzogtbum Schledwig iſt feit der Verordnung vom 6. februar 1854 
die Strafgerichtäbarkeit den adligen Gütern, den oftropirten Kögen und dem St. “Jo 
banniskiofter entzogen, aud find die befreiten Gerichtäftände dort ſämmtlich aufge 
hoben. Nachdem die abligen Güter und fonftige privilegirte Diftrikte den angrenzen- 
den Harden einverleibt worden, fungiren als Untergerichte auf dem Lande, menn 
gleich immer noch unter Oberaufficht der Amthäuſer, die Hardesbögte, in den Städten 
die Magiftrate und neben Ichteren befteben eigene Polizeigerichte. 

Die zweite und legte Inſtanz bildet das MAppellationsgeriht zu Flensburg 
als Berufungd, Beſchwerde ⸗ und — 

m Herzogthum Holſtein fungiren als Untergerichte in den Aemtern und 
Landſchaften die Oberbeamten, mit Ausſchluß der Herrſchaft Pinneberg, der Aemter 
Steinbeck, Trittau und Tremsbüttel, des Amts Steinburg und der Aemter Kiel, 
Erondbagen und Bordesholm. Während in den letzteren 3 Aemtern die Straf. 
rechtäpflege dem Amtsſchreiber für dad Amt Kiel, dem Amtdinfpeltor für Erons« 
bagen, und dem Aktuar für Bordeäholm übertragen ift, fo wird in dem übrigen 
bier namentlid aufgeführten Diftritten die Strafrechtspflege von einem Landrichter 
verwaltet. Vollftindig durchgeführt ift aber auch in diefen Diftrikten die Trennung 
der Juſtiz von der Wdminiftration nit, da au dort den Amthäufern eine Ober- 
aufficht über die Verwaltung der Rechtspflege zufteht. In den Holſteinſchen Städten 
finden wir wie in Schleswig die Etrafjuftig in den Händen der Magiftrate und 
Dolizeigerichte. Auf den adligen Gütern verwaltet der Juſtitiar die Strafrechts- 
pflege unter Zuziehung zweier qutduntergehöriger Hofbefiger ald Solennitätszeugen, 
in den klöfterliben Diftrikten der Oberbeamte, in den oftropirten Kögen der Ge- 
richtshalter oder Inſpektor. 

Die Oberdikaſterien in Glückſtadt bilden in Strafſachen bald die erſte, bald 
die zweite Inſtanz. Das dortige Ober -Kriminalgericht normirt in allen ſchwereren 
Fällen das Straferkenntniß und führt bei gemeinen Verbrechen der Beamten und 
anderer bitinguirten Verfonen auch die ganze Unterfubung, bald durd Unter. 
fuhungd- Kommiffionen aus feiner Mitte, bald durd kommittirte Lokalbehörden, 
fowie ihm aud die Oberaufficht über die Kriminaljuftiz im ganzen Herzogtbum zu- 
ſteht. In fiötalifh behandelten Sachen ertennt das Obergeridt in eriter nftanz 
und das adlige Yandgericht ift daB kompetente Kriminalgeriht für Derfonen, weldye 
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der Schleswig - Holſteinſchen Ritterſchaft angehören. So weit die ıK nie... 
fändig ertennen, bildet das Ober-Rriminalgericht die zweite Ijnftazı 8. Ierigte feIpfi- 

Das Helfteinfde Ober-Appellationsgericht zu Kiel fungiet Meder als 
fucbungs- nodp als Muffichtöbehörde, normirt jedoch endgültig in E#Nligen Fr ter- 
fchwerften Art dad dom Ober- Kriminalgericht befchlofjene Ertennt reif, im u en Dex 
ift es legte Berulungsinftanz. ebrige re 
Endlich iſt in jedem Herzogthum ein Advofat / der Oberſach walter mit 

nehmung gewiſſer ſtaatiicher Intereſſen bei den Gerichten beauftragt, deſſen Mi aD — — 
kreis ſich in Holſtein auf die Behandlung fiskaliſcher Sachen bei Den höhe tung — 
richten befcpräntt, während ihm in Schleswig obliegt , in größerem Umfan ag Se— 
fadhyen zur Kognition des Appellationsgerichts zu bringen. Kine — tra — 
fegung der Gerichte findet nur ausnahmsweiſe ſtatt bei den Magiftraten Des —— 
gerichten und Obergerichten, von welchen beſondere Deputationen zur Paar ehe 
einzelner Gefdäfte beftellt zu werden pflegen. Simmatliche Richter müffen — 
Juriſten fein, nur bei den Magiſtraten finden ſich noch verſchiedene Mitglieder, welch 
nicht juriſtiſch gebildet find. Landesherrliche Ernennung der Richter bildet die Regel, ire 

den Städten werden jedoch die gewählten Mitglieder bed Mugiftrafd nur lande8perrli ch> 
beftätigt, und eine gleiche Bejtätigung findet binfihtlih der von den adligen Gut8- 
befigern beftellten Gerichtshalter ftatt, in den adligen Marfhgütern erfcheint der Ge- 
richtshalter fogar ald reiner Privatbeamter des Gutsherrn. Die Vorſchrift der CCC. 
wegen Zuziehung eined unabhängig geftellten Aktuars zu allen richterlichen Gefchäften 
wird bei und nicht durdygängig befolgt. In manden Aemtern fönnen die Richter 
felbft Die Unterfuhung&prototolle führen, ihre _Privatjefretaire find zwar auf die 
Brotofollführung beeidet , ed bängt jedoch die Zuziehung derfelben zu den Geſchäften 

anz pom Oberbeamten ab. m ben fleineren Städten verwaltet wohl aud der 
Bürgermeifer die Aktugriatsgeſchäfte, und auf den abdligen Gütern befindet der 
Brotofoliführer fh in einer vom Gerihtöhalter völlig abhängigen Stellung. 
Die Kompetenzverhältniffe anlangend, fo haben die nur für die Strafpolijei- 
juftiz zuſtändigen Behörden in den dahin gehörigen Fällen die Unterfuhung, wie die 
Abgebung und — ———— Erkenntniſſe. Bei den mit der Krimingl- und Polizei- 
—— verſehenen Behörden finden die drei Beftandtheile des Strafverfabren® 
Mr Strafpoligeifaben fich regelmäßig vereinigt, für die eigentlichen Striminalfahen 
fiebt zwar die Vollziehung edenfalld den Untergeribten zu; das unterfucdende und 
erfennende Geriht iſt aber ſehr haͤufig ein verſchiedenes. Im Herzogthum Schleswi g 
ilich jept die Unter ⸗Kriminalgerichte durchweg ohne Rückſicht auf den Grad 


eben fre 
Br zu ertennenden Strafe auch das Urtel ab, in Holſtein verhält es ſich dagege 
anders Dort dürfen die Untergerihte nur bie ji einjäbriger Zuchthausſtrafe ev 
Gerichts eine fhwerere Straf 


fennen. Wenn nah dem rechtlichen Eracıten be 
Dermirft ijt, oder wenn dad Gericht dafür hält, daß Feſtungsarreſt zu erkennen, 

ind die Alten zur Normirung des Erfenntnifles an das Ober-Striminalgeriht ein 
zufenden. Diefe Einfendung ift aud dann erforderlich, wenn ein Verbreden im 
Frase ſteht, durch welches eine ſchwerere alb einjährige Zuchthausſtrafe verwirkt i 
und das Gericht dafür bält, dab auf Entbindung dom der Inftanz oder au Ares; 7 
fprebung. zu erkennen ſei. Das Ober-Kriminalgeriht hat wiederum mit ben Alten — 
die von ibm beſchloſſenen Straferkenntniſſe, infofern fie auf lebenslängliche Sun * 
bausftrafe oder Todesitrafe lauten, dem Ober Appellationsgeriht zur näheren X — 
ſtimmung und Verfügung einzuſenden. Die auf Todesſtrafe lautenden Erkenntn a — 
bedürfen außerdem der landesherrlichen Betätigung. Unter den auf der ti. 
Begrenzung der Gerichtsbezirke berubenden Gerichtoſtänden üt der Gerihtäftand =. 
begangenen That imferer Gefehgebung zufolge in der Regel ber außihließlich, Kun 
Konfurriren mehrere Gerichtöftände der begangenen That, fo ſoll dasjenige Geri z 
fompetent fein, in Deſſen Bezirk das Verbrechen begangen, welches zur Inhaftiraa zu x 
ve3 Thaäters Anlag gegeben bat. In diefem Falle wie überhaupt, wenn eine ST An 
minalfache mit einer anderen in einem untvennbaren Zufammenhange fteht, wien 
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auch bei ung ein Gerichtäftand der Konnexität anerkannt. Der Wohnort de Be- 
ſchuldigten ift nur maahgebend in Brüchſachen, wenn die angedrohte Brüche in den 
Gefegen unbeftimmt gelafjen ift, oder wenn ed zweifelhaft ift, unter welcher Juris- 
diftion die Brüche verwirkt ift, auch in beiden Fällen noch nicht die Anhaltung des 
Beſchuldigten erfolgt if. Der Ort der Ergreifung fommt hiernach nur in Betracht 
ald Ausſchließungsgrund des fonft begründeten Gerichtäftanded des Wohnort? und 
als — bei der Konkurrenz mehrerer Gerichtsſtände der begange- 
nen at, 

* pribilegirten Gerichtsſtände gewiſſer Perſonen und Sachen in Holſtein 
haben wir ſchon fruͤher, wo von dem Wirkungskreiſe der Holſteinſchen Oberdikaſterien 
die Rede war, Erwähnung gethan. 


Dritter Abſchnitt. 
Das Strafverfahren. 


Der Schleswig - Holſteinſche et ze berubt wie das materielle Strafrecht 
auf der peinlien Gerichtdordnung Karl V. und den nad und nad ergangenen 
Iandeöberrlihen Berordnungen, welche im der Anwendung durch . die allgemeinen 
Grundfäge der Wiſſenſchaſt und der unter ihrem Einfluffe ftehenden Praxis ergänzt 
und modifizivt worden find. 

Die Unterfubungdmarime beherrſcht dad aefammte Strafverfahren, der 
Richter vereinigt in feiner Perſon die Stellung des Anklägers, des Vertheidigers 
und ded Nichterd. Er verführt meiftentheild nur nach Rüdfihten der Iwedmähig- 
feit und ibm gegemüber it die Stellung des Angeſchuldigten eine wenig geficherte. 
Der formellen Bertbeidigung ift nur eine untergeordnete Stellung zugewieſen, das 
Verfahren ift durchweg fchriftlih und heimlich. Die vorwiegende Richtung des Ver- 
fahrens gebt auch jetzt noch auf Erlangung eines Geſtändniſſes, Tortur und Reini» 
gungseid ſind ſeit lange abgeſchafft, die ſeitdem übliche außerordentliche Strafe iſt 
in neuerer Zeit ebenfalls geſetzlich aufgehoben, und die frühere Beweistheorie iſt 
durch Gleichſtellung des Indicienbeweiſes als eines indireklten mit dem direlten Be- 
weiſe in ihrer Alleinherrſchaft beſeitigt worden. 

Den ſogenannten Adhäſionsprozeß kennt man bei uns nicht, was ſedoch die 
Rückgabe der geftohlenen Saden, wenn foldye ohne prozeſſualiſche Erörterung erfolgen 
fann, nicht ausſchließt. 

Die Unterfubung bat die Aufgabe, diejenigen Thatſachen aktenmäßig zu fon» 
ftativen, welche der Urtelöfprebung zum Grunde zu legen find, Wiewohl hiernach 
die Unterlubungsprotofolle von der aröften Wichtigkeit find, fo iſt es doch noch in 
neuerer Zeit vorgefommen, dak fie von dem Protofollführer allein obne Anwefen- 
beit der Gerichtöperfon aufgenommen werden. Die Ausſagen des zu Vernebmenden 
werden regelmäßig im indirefter Mede niedergeichrieben. Jede Ausſage muß dem 
Deponenten vorgelefen und von ibm genebmigt werden. Die richterliben Beſchlüſſe 
und Verfügungen, jo wie die geeigneten Notizen über die richterlide Thätigkeit find 
im Drotofolle zu vermerken. Die Protokolle werden bald dem Protokollführer diktirt, 
bald von ibm nac eigener Auffaffung frei geführt. Die Beihleunigung der Unter- 
fubungsführung iſt wiederholt von der Geſetzgebung angeordnet und eingefchärft 
worden, ohne daß der Jwed in genügender Weife erreicht worden wäre. Die dem 
Nichter ſich darbietenden Kenntnißquellen find jo lange zu —* als noch irgend 
eine Ausſicht vorhanden iſt, daß fortgefehte Nachforſchungen fernere Aufklärungen 
geben werden, wobei in gleicher Weiſe die Anſchuldigungs- und Bertheidigungd- 
Momente zu berüdjichtigen find. 

Bei dem Geſtändniß wird befonderes Gewicht darauf gelegt, daß daflelbe 
mit den ſonſt ermittelten Umſtänden übereinftimmt, über den Zeugenbeweis gelten 


Darftellung der Strajechtd-Derbäftwife x. (Shleawig-Helftei rt - > 
bucdweg die gemeinrechtlihen Grundfäge, nur werden Die Zeugent 7 Um az — 
Eide zu vermeiden, erft am Schluſſe der ganzen Unterfuhung vexelde,, ᷣberſt V 
in Gegenwart des Inkulpaten. Wo ber Zeugenbeweis andere Be rweife⸗ möbel 
Gejtändnig nur Unterftügt, wird dom der Vereidung Abitand gen mm 4.8. Das 
zelnen Zzüllen wie In Inſurienſachen tritt an die Stelle ber gereitun In eir- 
pflichtung wittelft Sandſchlags und Verſicherung bei Berluſt der Ehre u 9 eine Mer- 
Veumunds. Für den Bewels durh Sad und Aunfnrrkinbige it Fre des guter= 
Stande der Wiſſenſchaft entſprechende Geich, betreffend_ die Vornabm dem newere rm 
licher Geſchaäfte für das Herzogthum Soljtein, dom 11. Februar 1854  geihtsirz t— 
Wichtigkeit, während die für Schleswig ergangenen älteren Verfügu von befonder e =— 
Hinſicht meit —— ſind. Dit Ermittelung und Feſtſtellung der Infen in diefe — 
auf die mämlihe Weife, mie die feftitellung folder Thatſachen mel, Ndicien erfolg 
———— — —— berühren. Die Erörterun der Ne Tbat— 
inliche Geriht8-Ordnung giebt, bi i gen, wel 
wichtigen Binaltp min 3 giebt; bildet nah heutzutage für dem Bichter einer 
m dem Richter aus den vorhandenen SRenntni i 
Kunde zu verihaffen, bedarf es zunächſt einer er gg Br «forberlih.e 
FEbätigfeit, fodann muß er auch die nöthigen Mittel befigen, u ung kiner 
zugänglid, zu machen. Sein Einfdreiten erfolgt von Amtöne * oe Dnelier 
tenen Ausnahmefaͤllen iſt daſſelbe durch den Antrag des — tea pr —— 
hör de bebingt. Wo der Richter nicht zu feih Volizeibeamter i eh —— 
erſt mit der Sache befaßt, nachdem die olizeibehörden, denen —* ET 
Angriffs zuſteht, ihre NMacforibungen beendet haben. Hausſuchungen ſ ed erfien 
Berbaftungen werden fehr häufig von den Volizeibehörden vor sc un. 
die Michter von dem Verbrechen Kunde erbalten. Da ein —8 — —— 
perſön lichen Freiheit nicht beſteht, ſo fehlt es an den erforderlichen Bedin sn = 
Formen für die duch den Unterfuhungsjwed — Maafregeln En ——— 
Verhbaftung häufig mit einer gewiffen Rüdfichtelofigkeit und ohne nähere E —— 
der — ob diefelbe im fonfreren Falle wirllic nothwendig ſei, verfah rwagung 
iſt ein oft gerügter Uebelſtand, den die ſchlechte Be chaffenheit unferer Unterfud er 
gefängnifle noch empfindlicher erſcheinen läßt. In Anſehung der Verhaftun —— 
jähriger Vexbrecher find beſondere gejegliche Vorſchriften ergangen, welche —* —E 
in Der Weile vollzogen werden, daß Kinder unter 15 Jahren, deren in —* a 
erforderlid if, in der Wohnung des Gefangenwärterd detinirt werden erg we 
diefem für ihre Pflege und angemeflene Beihäftigung geforgt wird. j ab vom 
, Zeugen tfünnen duch Brüche und Gefängnipftrafe, welche ihrem Maxim 
nach nicht bejtimmt find, zur Ablegung ihres Zeugniſſes angehalten werde ann 
mittel, eine wabrbafte Audfage vom Angeichuldigten zu erlangen, ift Die Beil — 
ermiefener Lügen geftattet, und zwar mit 24 jtündiger bie 3 tügiger Gefä bu 
bei — ; — — Zũchtigung ſoll wegen Fügen nicht —*—z en 
erde er wegen ungebübrli 8 des In . * 
were Br euere. N) gebübrliden Betragens des nfulpaten vor Gric a 
Ft die Umterfuhung nah dem Erachten des Inqui i 
da Lingergeridt in allen Zällen, in — nicht ee Be le ba 
Arten an dad Ober -striminalgeriht einzufenden. Dieje Einfendung bor Ablaff Din 
des ———— und behuſs dev Normirung deſſelben erfolgt dem Obigen 0 ie RE ca 
nur im SHolftein. In Schleswig geben bie Unterrichter allemal das Urtel ab Fe 
nur Da —* ler! an jährige Zuchthausſtrafe und darüber erfannt ift, bat dad Gert IR 
Ami — afür Sorge zu tragen, daß das Urtel vor deſſen Vollziebung Du. «x 
—— —* zur Prüfung borgelegt werde. In Holftein bezwedt die E\ “u. 
a nie Berel die Sache durch inftruftorifhe Verfügungen zu leiten; infond“ *— 
heit 3* nächft dag vung der Zeugen, die Beftellung eincd Mertbeidigerd anıuorday en. 
u — abzufaffen. In früberer Zeit pflegte bei (bwewex a Rz 
Verbrech ber. Kriminalgericht noch eine Spegialinquifition angeordnet ar 
46* — 
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werden, weldye vor dem ordentlichen Seriminalgericht des Diſtrikts, meiſtens eine 
Dinggerichte vorgenommen wurde. Dabei wurden nad) Beftellung eines peinlich 
Ankligerd und Defenford Inkulpaten und Zeugen unter —— der vo 
Ankläger entworfenen Artikel vernommen, demnächſt die Sade vor volltändig b 
ſehtem Gerichte verhandelt und nad Entwerfung des Erfenntniffe® wurden die Alt 
wieder an dad Ober -Kriminalgericht eingefandt. Die dem lepteren eingeräum 
Befugniß, die Spezialinquifition zu umgeben, bat diefe Einrichtung, melde nad w 
nad zu einer nichtsſagenden —— herabgeſunken war, jegt fo gut wie ga 
befeitigt. Die Beſtellung eined Vertheidigerd am Sclufle der Unterfuhung ge 
allemal vom ertennenden Gerichte aus. Auf Verlangen des Angeſchuldigten wi 
ibm micht leicht die Zuordnung eined Defenford verweigert. Wo auf Zuchthau 
ſtrafe zu erfennen, unterbleibt diefelbe nur beim außdrüdlicen Verzicht des nt 
paten, und auc hierauf wird feine Rüdfiht genommen, wenn da8 Erkenntniß a 
eine fFreiheitäftrafe von 10 Jahren und darüber zu richten iſt. Das find bie 
Holftein befolgten Grundfäge. In Schleswig ijt geſetzlich vorgefchrieben, daß, weı 
eine Zuchthausſtrafe von I bis 5 Jahren oder eine dem gleichjtehende Strafe vi 
wirft ift, der Angeſchuldigte zu befragen ift, ob er einen Defenfor wünfde, u 
feinem Wunfche zu willfabren ift, daß aber bei Verwirkung einer 5 jährigen Zud 
bausftrafe oder einer ſchwereren Strafe unbedingt ein Defenfor zu bejtellen it. D 
Vertheidiger wird aus der Zahl der beim Gericht praktiſirenden Advolaten gewäh 
die Alten werden ihm mitgetbeilt, auch find ihm Unterredungen mit dem Angeſchi 
digten ohne Beifein von Gerichtsperfonen nicht zu verfagen. Während einer it 
nachgelafjenen Friſt hat er die Defenfionsjhrift einzureichen. 

Die Beurtbeilung der durch die Unterfuhung gewonnenen Refultate bän 
vor allen Dingen von der Drüfung der beigebrachten Beweiſe ab. SHiefür find z 
nächft die Grundſätze des gemeinen Kriminalprozejied maaßgebend, daneben beſte 
ein — Geſetz über die Bedingungen und Wirkungen des Anzeigenbeweiſ— 
welches unter Aufhebung der bisher zugelaſſenen außerordentlichen Strafe, den & 
weis aud bei mangelndem Geftändnilfe für vollftändig geführt erachtet, wenn mı 
rere erwiefene Anzeigen vorliegen, von denen jede einzelne eg fließen läßt, d 
der Angejhuldigte das Verbrechen, welches zur Unterfuhung jtebt, begangen bi 
und wenn die Anzeigen zugleih dur ihr Zuſammentreffen und ihre gegenfeiti 
Verbindung mit einander den Angeſchuldigten jo beftimmt des ibm zur Laft gelegt 
Verbrechens ſchuldig bezeichnen, daß die Regeln, welche Verſtand und Erfahrung ı 
die Hand geben, keinen genügenden Zweifelsgrund dagegen zulaffen. Nur ftatt d 
Todeöitrafe kann der Richter beim Anzeigenbeweiß auf lebenslängliche Freiheitsſtra 
erkennen. Daß der Richter auch nach diefem Gefehe nicht lediglich auf feine Lebe 
zeugung verwieſen, liegt auf der Hand, er bat vielmehr zu prüfen, ob nad di 
angegebenen Regeln über dad Zufammentreffen mebrerer naber Indizien der Bewe 
fo weit geführt it, um ihm die Schuldüberzeugung zu gewähren. Deffenungeacht 
bat das freiere richterliche Ermeſſen feine gropen Bedenken, fo lange nicht für d 
Gerichtsberfaſſung und dad Strafverfahren neue und beffere Grundlagen geihaffı 
find. Bei und wird nicht nur auf Verurtheilung und fFreifprebung, jondern au 
noch auf Entbindung don der Inſtanz erfannt, wenn gemictige Berdactsgrüni 
vorliegen, der Schuldbeweiß aber nicht geführt werden fann. Ein foldes Erfenntn 
verpflichtet auch gewöhnlich den Angefhuldigten, die Koften des Verfahrens zu trageı 
Außerdem bewirkt es die Fortdauer des Anklagezuitandes, und erft nach zwei Jahre 
fann der Betreffende völlige Freiſprechung verlangen. Daf aber jümmtliche Erfenn 
niffe in Kriminalfachen keiner eigentlichen Rechtskraft fähig find, liegt in der Natu 
des Inquifitionsprozefie® und wird auch von unferer Praxis anerkannt. Was d 
Form der Urtbeile betrifft, fo müſſen fie durchweg mit Entfheidungsgründen veı 
feben fein. Das Holſteinſche Ober-triminalgericht ertbeilt in Straffachen, in denen da 
Untergericht nach geführter Unterfuhung die Akten eingefandt bat, die Strafrefi 
Iution in form eines motivirten Reſkripts an die betreffende Behörde mit dem Au 
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trage, danach das Urtel zu fallen, zu verkünden und zu vollichere- M,, __ 
kenntniffe ausnahmsweiſe in erſter Iuſtanz dom Ober Appellatiore Serie, u bie &r- 
normirt werden / fo ergebt die deöfüllige Nefolution in Form eine® Nefte; t befinitivo 
Dber- Krimmalgericht, mit dem Auftrage, die Verkündung und B > jiepuhrs an Da 
anftalten. i "au ver- 
Die Urtbeile find, wenn feine befonderen Hinderniſſe obwca Iten fo 
der Publitation bollziehbar. Außer den Beſchwerden, welde die — ————— 
Intulpaten oder einzelne Unterfuhungsmaaßregeln zum Gegenſtand e haben un de = 
Deren Abhülfe die Obergerichte angegangen werden Können, haben neuerdin — ——— 
Dem die Untergerichte in größerem oder geringerem, Umfange ſelbſt ftän * ven, 
auch Die Nectömittel zur Anfechtung abgegebener Erke nntniſſe eine größere arane 2— 
bekommen. Unter ihnen iſt das wichtigſte die dem Angeklagten zuſtehende Sup * —— 
In Solſtein geht dieſelbe an das Ober-Kriminalgericht, und wider deffen r Ir — 
Dung an bad Ober-Appellationsgericht. Letzteres Darf jedoch nur angegangen 1 
den, wenn die Erfenntmiffe auf eine ſchwerere Strafe als auf eine Geldbuße — 
40 Mbtb., oder als auf eine Gefängnifftrafe von 2 mal 5 Tagen bei MWaffer ur > 
Brod, ober ald auf eine Gefängnißftrafe von 40 Tagen bei gewöhnlicer Gefange n — 
koſt lauten. Forſt, und Jagdvergehen, fo wie der Ehebruch find von dem Wirtungs- 
Ereife des Ober- Appellationsgerichts gänzlich ausgeſchloſſen 2 
Das Rebtömittel der Supplifation wird innerhalb einer präflufivifchen Rrife 
von 10 Tagen bei dem Gerichte eingelegt, welded das Urtel verkündet bat. Dieſe s 
bat die Vollziebung auszuſeßen, es fei denn, daß nur um Abkürzung der Etrafe 
fupptligzirt wird und der Supplifant mit dem vorläufigen Strafantritt zufrieden iſt. 
Zugleich hat das Gericht zur Verfolgung des Rechtsmittels eine 3 mödent- 
liche oder geräumigere Friſt zu beftimmen, innerhalb welcher der vom Angefhuldigten 
aemäblte oder ihm zugeordnete Rechtsanwalt die Supplikationsſchrift auf Grund der 
ihm mitgetbeilten Unterfuchungdakten anzufertigen bat. In der oberen Anftanz kann 
das erfannte Strafübel nicht nur berabgefept, fondern auch gefchärft werden. m 
Serzogthum Schlewig, mo es nur Eine Berufungsinftang giebt, foll der Unter- 
richter, menn eine ſchwerere Strafe ald einjährige, jedoch eine geringere als 10 jährige 
Zuchtbaußftrafe, oder eine andere dem gleichſtehende Strafe erkannt ift, den Ver. 
urtbeilten fofort ausdrüdlib befragen, ob er fuppligiven will, und falls ev ſoſches 
verlangt, dad Nötbige zur Ausführung der Supplikation veranlaffen. Bei cinex 
bärteren als der oben angegebenen Strafe bat, wie ſchon früher bemerkt wurde, dex- 
linterrichter das abgegebene Urtel von Amtswegen dem MAppellationsgericht zur Brit _ 
fung vorzulegen, und in diefem falle dem Verurtbeilten vorber Gelegenheit zu geben 
eine Supplilationöfbrift einzureiben. Außerdem fteht in Echledwig, abweichend dont 
Dem Holfteinihen Verfahren, auch dem Oberfachmwalter in allen eigentlichen Krimin ar 
facben, mitbin niht in Strafpoligeifahen, das Rechtsmittel der Supplitation aan 
Zu bem Ende werden ibm die untergerichtlihen Erkenntniſſe zugeftellt, jedoch bday- 
er in den Fällen, wo ſchon der Angeklagte fupplizirt bat, oder wo das Urtel Ben T 
Amtömegen dem oberen Gerichte vorgelegt wird, zur Einlegung des Rehtämitt — 
eines beſonderen Auftrags dev Regierung. ii 
Das NRechtämittel der weiteren Vertheidigung wegen neu entdedter Tb 
fachen ift_gefeplih geftattet, aber wenig gebräuclic. <_ 
Die im fisfaliihen Prozeſſe üblihe Appellation wird noch fpäter erw ã 
t 


Die Richtigkeitsbeſchwerde wird für ſolche Fälle angewendet, in denen nn; 
tige progzeflualiihe Grundfäge und Formen vertent ind R — 
Die Begnadigung ann entweder auf Anrufen des Straffälligen, oder Dun 
amtliche Plnträge des Gericht? auf Milderung der Strafe herbeigeführt werden. IC, 
erfterem Falle wird pig zur Eröffnung der landeöberrlihen Nefolution mit deu W > rr 
refung Anſtand genommen, wenn das Begnabiqungdgefuh innerhalb der vom Fr De 
richt dazu feflgefegten Frift eingereicht wird leichfalls ift die Publikation X, AS 
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Vollſtreckung auszuſehen, wenn das Untergericht den Angeſchuldigten von Amts 
wegen zur Begnadigung empfehlen zu dürfen glaubt. Geht dieſe Maaßregel von 
den höheren Gerichten aus, jo hängt e8 von ihrem Ermeflen ab, inwiefern die Ver 
fügung zur Publitation und PVollzichung des Erfenntnille® auszuſetzen if. Dat 
polizeigerichtlihe Verfahren richtet fih im Ganzen nad denfelben Regeln wie dei 
ei * che Kriminalprozeß, nur daß die Prozedur ſummariſcher und weniger förm 
lich iſt. 

Schließlich haben wir aber noch einige beſondere Prozeßarten zu erwähnen 
welche dem einheimiſchen Rechte eigenthümlich find. 

Der ſogenannte fiskaliſche Prozeß, welcher in älteren Zeiten ſehr häufig dor 
fam, jeht aber nur noch für wenige Sachen fi) erhalten bat, enthält eine Mifchunc 
des Inquiſitions- und Anklage-Verfahrens, ded Kriminal- und Eivilprozeffed. Eir 
vom Staate beftellter Antläger tritt gi wider den Angeſchuldigten auf und beam 
tragt in den formen des Eivilprozeffed die von ibm berwirkte Strafe. Anmwendbaı 
ift heutzutage diefe Prozefart nur noch bei Amtöverbreden, oder wenn abaefeber 
biervon dad Verbrechen dad Staatdinterefie berührt und die höheren ger er 
follegien den Oberfahmwalter mit der fiätalifhen Verfolgung beauftragen, wie be 
politiſchen Verbrechen und bei gemiffen Zollvergehen, endlih wenn das Obergerichi 
mit Nüdficht auf die Natur des Vergebend oder die Stellung des Angefhuldigter 
den Fall auf den Weg des fiskaliſchen Prozeſſes verweiſt. Auch Preßſachen werder 
im Wege des fiskaliſchen Prozeſſes behandelt, wenn es ſich dabri um Beftätiaung 
der Beſchlagnahme des Preferzeugniffed handelt. Während in Schleswig der fis. 
kalifche Prozeß beim Untergericht anbängig gemacht wird, fo ift in Holftein der Ge 
richtsſtand nur beim Obergericht begründet. 

Die Behandlung der Amtöverbreden anlangend, fo ift diefelbe verſchieden, 
je nachdem eine Verlegung der Amtspflichten im gerichtlichen oder nicht gerichtlichen 
Funktionen vorliegt. Im erfteren Falle kann zwar die Regierung von vorn berein 
den Oberſachwalter mit Anftellung der fißfalifchen Klage beauftragen, es kann aber 
auch das Gericht von Amtswegen einfchreiten, wo dann nah Abſchluß einer jum- 
marifhen Unterfuhung die Alten am die rm eingefandt werden, und von 
diefer verfügt wird, ob der Angeichuldigte fiäfalifh in Anſprache — oder 
ibm borläu N die Frage borgelent werden foll, ob er ſich einem Erfenntniffe nad 
Lage der Akten unterwerfen wolle. Geſchieht das leptere, und der Angefchuldigt: 
verneint die Frage, fo wird das fiäfalifhe Verfahren eingeleitet. 

Liegt eine Verlegung der Amtspflichten in nicht gerichtliben Funktionen vor 
jo find die Gerichte nur auf Antrag der höheren Regiminalbehörde zum Einfcreiter 
befugt, welche entweder die ſummäriſche Unterfuhung veranlaft, oder durch der 
—* ne Oberfahwalter geradezu auf Eröffnung des fiskaliſchen Prozeffe® an 
tagen laßt. 

Der fiskaliſche Prozeß entlehnt feine Äußeren Formen dem Civilprozeß, ei 
wird daber auf Grund der Anklage und Exceptionsſchrift in einem Termine münd 
li vor offenen Gerichtöthüren verhandelt, beim Außbleiben des Klägers dieſer ir 
die Koſten de8 verfiumten Termind verurtbeilt, und beim Auöbleiben des Bellagteı 
auf die Akten, wie fie vorliegen, ertannt. Iſt ein weiterer Beweis erforderlich, ft 
famı der Oberfachwalter zu dem Ende eine offizielle Unterfubung requitiren. Sr 
einem neuen Termine erfolgt dann die Deduftion der Beweife, worauf dad End 
erkenntniß abgegeben wird. Da die Beurtbeilung der Strafbarkeit mit zu der 
Normen des Verfahren? gebört, fo ift der Richter binfichtlic der frage, ob und min 
die in Rede ftchende Handlung zu betrafen, an die Anträge des fisfaliihen An: 
klägers nicht gebunden. 

Von dem abgegebenen Erkenntniffe it der Rekurs an das Holſteinſche Ober- 
Appellationdgericht, beziehungsmeife an das Mppellationsgericht zu Flensburg im 
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Wege der Appellation ſowohl fü dä ie fü 

h ſowohl für den Anfläger wie für den Angeflagt = 
ne em auf — an 8 y, Amt3entfegung, Suspenfion a 1 Tg 
tells * ermögensſtrafe bon 200 ebth. und darüber angetragen iſt —— Ate 
er * ed 2 — — feinem Mntragt erkannt worden, jededmal dad IT 1 18. 
- Me *F ⸗ = . 
gefegt werden ſoll ober ri ie Befkimmung zu Mberaffen, ob bafkibe Fear 
In) 
Zolltontraventionen werden, wenn Die gefeglihe Strafe 16 ° i 
Strafe 16 Rbth. — 

fteigt, nur im Bermwaltungswege erledigt , anderenfale hebt [23 —— * Ber⸗ 
innerhalb einer beſtimmten Friſt zu, fich Darüber zu erklären, ob er die Entſch ü = <yten 
der Sadıe auf gerictlihem oder adminiftrativem Wege wähle Verſaäumt © Daung 
eift, fo Hänge EB von ber Vermwaltungdbebörde ab, ob fie die Sache zur em bie 
lichen Entiheibung bringen oder felbft erledigen will. In beiden Fällen ie: aa. 
fiätalifhe Prozeß ein, nur bei denjenigen Vergeben, welche die Sollverortnurx =. me 
krimmell zu ſtrafende Zollvergeben bezeichnet, wird allemal das gewöhnliche > : als 
Tip 


verfahren ei eleitet. 
— unterliegen zwar mei 
wallneh ge — —— Idoch giebt gr a — — = ur 
in denen die gerichtlide oder adminiſtrative Geb: in Ma 1 z > Fülle 
Banken geftellt wird. Banking In: die Kay des Angie: SE Eichen 
Auch geringere Uebertretungen gegen Die Vorferiften der Yandmilitaä 
Ser-Emrollivung3-Drdnung, das Aushebungs andmilitañ m — a 
wege a * ch f hebungswejen betreffend, werden im Derwa I mung: 
Daß endljid in Preßſachen die Beſchlagnahme eines ß iſſe — 
von der höheren Vermaltungsbebörde —æB —— —— — ãbſt 
dabei berubigent, es lediglich dom Ermeſſen jener Behörde abhängt ob die & + == ji 
Kognition der Gerichte gebracht werden foll, ift ſchon früher aut ee >e jur 
Die Noſten des Verfahrens werden in Strafſachen, wenn der Verurt — 
unbermögend iſt, ſoweit fie in diefem Falle nicht außer Anſat bleiben, rege Deilte 
bon dem urisdiltiond. Diftrift abgebalten, in weldem die —— rar da hig 
worden. ie Staatskaſſe tritt nur in einigen frällen und in wenigen gere bri 
binzu. Sp bat in Schleswig feit 1854 die Staatskaſſe die mit der früberen 13 iften 
monialjurispiftton mn den Gutd- und fonftigen privilegixten Difttiften verbund atri. 
Koften überno mm. Abgefeben von ſolchen Ausnahmen bilden die sriminalfoften 
meiltend eine Stommunallaft der Memter, Städte, Güter oder fonftiger Diftx A ER 
und werden mac der in jedem Diftrifte herlömmlichen Berfaffung aufgebracht. En — 
dieſe ungleiche Belaſtung der Kommunen die größten Nachtheile für die Audüibz auf 
der Strafrechtäpflege zur dolge bat, liegt auf der Hand, in geordneten Verb ur 
niffen wird Det Staat diefe Verpflichtung allgemein zu übernehmen haben. Inme %- 
wir biermit Die überfichtlibe Darftellung der firafretlien Verhältniffe (die e zn 
wollen wir must noch die Hoſſnung ausſprechen, daß die offen au Tage liegenden —— 
brechen der peftebenden Zuftände an maafgebender Stelle bie Ueberzeugung gewäb x — 
werden, wie  febt wir einer durchgreifenden Reform auf dieſem Gebiete bedür Pre 
den übrigen Gliedern des Deutfhen Gemeinweſens ebenbürtig an 52 


find, um um 
Seite fielen zu können. 
” bevorfehet, Aufnahme der Serzogtbümer in den Preußiſchen Sta + 


— die Einführung der © i 
verband dürfte zumäcdft auf 9, der Preufifchen Gejegebung in una» 
Inverter Geftatt binwelen, einge glauben mir eine foldye —2 ee 
pfehlen zu follen, da ——n* Per auf große Schreierigfeiten ftoßen, fond ——— 
auch bie Gelegenheit zurüdhoeifen a *; manches Mangelbafte und Unwelmäg # < be 
in der Dreußifchen Gefehgebung — ergänzen und zu verbeſſern. Wir wo 11 ar 
nur daran erinnern, daß «8 — an einer geſchloſſenen Geſehgebung für Da = 
Strafverfahren fehlt, daß die alte Krimtmal-Drdnung bon 1805 nur noch teilw ei ge 
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gilt, daß die geſehliche Ausbildung ded neuen Strafverfahrend nur in unvolllommenen 
formen erfolgt ift und daß bei der Inkohärenz der gefehlihen Quellen die gerichtliche 
Praxis erft die didparaten Elemente des Strafprozeßrechts mit einander in Einklang 
gebracht hat. Dad praktiſch geltende Necht auf diefem Gebiete wird fi daher nicht 
wohl unmittelbar übertragen laffen. Wird man aud den Rechtsſtoff zum größten 
Theil den Dreußifchen Rechtsquellen entnehmen können, fo wird die felbitftändige Bear- 
beitung defjelben zu einer Strafprozeß- Ordnung doc nicht zu umgeben fein. Wie 
dabei en die verfaffungdmäßigen Grundfäge eine Identität der Grundlage fihern, 
fo wird man fih aud in der Ausführung um fo mehr dem Preußifhen Strafber- 
fahren anſchließen fünnen, als von dem bier Beitehenden wenig zu erhalten ift, und 
dies —— dem gemeinen Recht Entnommene auch in Preußen praftifhe Geltung 
hat. Died fchließt aber unſeres Erachtend eine Fortbildung des Preußiſchen Rechts, 
eine folgerichtigere Entwidelung der Grundgedanken defelben und dadurd bedingte 
Aenderungen im Einzelnen nicht aus, voraudgefegt, daß man nicht die Gleihförmig- 
feit zum berrfhenden Prinzip erheben will. Stellt man diefe Anforderung nicht, 
fo dürfte nicht? dagegen zu erinnern fein, für rathſam erachtete Ergänzungen und 
Abänderungen zunächit auf einem engeren Gebiete einzuführen um über ihre praf- 
tiſche Bewährung Erfahrungen zu ſammeln. 

Was bier in Bezug auf dad Strafverfahren bemerkt worden, gilt im Wefent- 
lichen aud von der Gerichtäverfaffung und dem materiellen Strafrecht. In An— 
fehung des lepteren ift zwar die unveränderte Einführung des Preußiſchen Straf. 
gefegbuched bei und mit geringeren Schwierigkeiten verfnüpft, allein einzelne Be— 
jtimmungen deffelben, deren Werth au in Preußen zmeifelbaft erfcheint, wider⸗ 
ftreben den biefigen Rechtsanſchauungen, und würden zu einer eingehenden Erwägung 
auffordern, ob man deffenungeachtet das Herrſchaftsgebitt diefer u Yes auf den 
neuerworbenen Landestheil ausdehnen mill. 

Die Ordnung der Gerichtäverfaffung verlangt indbefondere die Berüd- 
fihtigung lofaler Verbältniffe, und es dürfte ſich daher wohl empfehlen, bei Umge- 
ftaltung der veralteten Gerichtdorganifation diejenigen Borfchläge nit unbeachtet zu 
laffen, weldye zu dieſem Behufe ſchon feit Jahrzehnten im Yande gemacht worden 
find. Bor allen Dingen wird man die erforderlihe Diftriktseintheilung des Landes 
vorerſt nur auf das Juſtizweſen zu befchränten haben, weil eine neue abminiftrative 
Eintheilung ded Lande fo .mannigfaltige Intereffen berührt, daß ihre gleichzeitige 
Durdführung die dringend erforderlihe Reform des Gerichtsweſens über Gebühr 
verzögern würde. Died fchließt freilich nicht aud, daß man die künftige Berwaltungd- 
organifation fchon jept ind Auge faht, und von biefem Gefichtäpunfte find denn auch 
frühere Vorſchläge außgegangen, melde das SKtirchfpiel, cine ſchon beftehende Kom- 
mune, die in böberem Maaße ald die Aemter und Landſchaften eine gefchloffene Ein- 
beit darftellt, der Bildung der Gerichtäbiftrifte dergeftalt zum Grunde legen, daß 
aus der Vereinigung mebrerer Kirchfpiele der unterſte Gerichtöbdiftrift fib zufammen- 
fept. Wenn jene Vorſchläge ferner den Richter der unterften Stufe als felbjt- 
ftandige Inſtanz dem Kreißgerichte unterordnen, eine möglichft geringe Zabl von 
Streißgerihten und deren ftarfe Beſetzung empfehlen, au die Kompetenz des Mppel- 
lationsgeriht3d in Strafſachen fehr befhränfen, fo find died alles Fragen, welche 
einer näheren Erörterung unter Berüdfihtigung der lofalen Verhältniſſe und An- 
ſchauungen nicht entzogen werden follten. 

Die Verbindung unferer Strafgerichte mit dem Ober- Tribunal in Berlin als 
Kaflationsinftang würden wir fhon um deswillen für einen großen Gewinn balten, 
weil dadurd die Handhabung der neuen Gefeßgebung bei und weſentlich erleichtert 
werden würde. Auch möchten wir für die Zukunft die Fortbildung des neuen Ber- 
fahrens durch die Rechtſprechung des Königlihen Ober-Tribunal® nit entbebren. 
Dazu kommt, daß die Bildung eine eigenen Kaſſationshofes den Größenverhält- 
niffen der Herzogthümer nicht entfpriht und daß man daher genöthigt wäre, zu dem 


Darſtellung der StrafreptiVerhältniffe 2. (Granffurt a. M.) 697 


Auslunftsmittel zu greifen, die Kaffation gegen Urtheile des Appellationsgerichtæ U 
eine —— ————— —2 *7 zu laſſen, cine Cinvigtung, no Lehe 
mit manchen rızuträgli in berbunden ift und die Bürafchaft i zre Cl 
unbefangenen Enſcheidung niht gewährt. ü BR Ve Akon 


HD. Frankfurt am Main 9 


1. 


Seit Dem 1. Januar 1857 haben, das materielle Straftecht betreffen D+ 
Geſetzeskraft: 


J. Daß Strafgeegbuh für dad Großherzogthum Heſſen vom 17. Septemb e ⸗ 
1841 mit Ausgabe enger auf die hiefigen Verhaͤltniſſe —* paſſender — 

Art. 400.7, vom Wucher, iſt inzwiſchen durch das Gefeg vom 2. Februct 
1864, die Aufhebung E gefeplihen Bejchränfung des vertragsmäßigen Snsfufee 
betreffend, gegemftand#los geworden.) 

2. Daß Großberzoglic Heſſiſche Grfeh 
rung einiger Beftimumungen des Strafgefepbuch® 1 

3. Daß für Frankfurt erlaſſene Doligei» Strafgefep von 10. Onkwmlex= 
1856, im Wefenmtlichen den Artifeln 464. bis 483. des Code penal entfpredend um De 
theilweife eine mörtliche Ueberfegung diefer Artikel. 

4. Zur Ergänzung Biefes Dolizei-Strafgefehes das Gefeg über die Beftn — 
fung der Auägemoiefenen vom nimliden Tage. 


Neben Diefen Dad sgemeine Strafrecht- betreffenden Gefegen find noch irn 


bom 23, Februar 1849 bänd e — 
betreffend, ö ac 


Kraft: 


a) alle älteren Dolizeigefege und Nerordnungen, in ſoweit nicht bie dari 
—— rafbarel Dandlungen im Strafgefegbub oder Polizei - Strafgeſch be 
fonderd mit Strafen bedroht find. Dazu gehören infonderheit nad bronologifdy —_ 
Ordnung: X 


Hanauer Vergleich, nämli pi 785 mi 
A. der fogenannte U Dergleich, nämlich der im Jahre 1785 ymif 
der Graffbaft Hanau und der Reichsſtabt Frankfurt über die gleichförmige Beity Tr 
funa der Forft-, AR eg bgeiclofiene *** iept non - 
oh fei um age su Fiſch 
u I fogenannte Bauftatut vom 11, uni BO N > 


C. die Bexordnung dom 23, Dezember 1817 über die Anzeige unchen; 


aften?; — 
TR, 6 Bexordnung dom 30. Dezember 1819 über das Verbot der Sa * 
fpiele, dei gortofollektivend ni Ada, 
— E. die Gefinde-Drdnung vom 5. März 1822; 


.) Mittheilung von Herrn Ober ·Staattanwali Heder zu Frankfurt am Main. — 
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F. das Gefeh vom 9. Januar 1838, die Erleichterung des Verkehrs betref- 
fend, in&befondere die Strafbeftimmungen dieſeß Geſehes gegen den Haufirhandel; 
G. das Gefep vom 12. Januar 1835, das Strafregulativ wider EChauffee- 
frevel betreffend ; 
H. die Medizinal-Ordnung vom 29. Juli 1841; 
J. die Strafbeftimmungen des Gefeged vom 20. Auguſt 1850, die Ausübung 
der Jagd betreffend ; 
K. die Forſtrüge Ordnung vom 18. Februar 1851; 
L. das Mainjhifffahrtd-Neglement vom 5. Februar 1853; 
M. da8 Gefeg vom 13, Dezember 1853, die polizeiliche Ueberwahung der 
Beförderung von Auswanderern betreffend, 
b) Die älteren Steuer- und Hccifegefege bezw. die Strafbeftimmungen der» 
felben, inäbefondere nad chronologiſcher Ordnung: 
A. daB Gefeg vom 16. März 1820 über Steuern und Abgaben, inäbefon- 
dere Nr. 7. den Spielfartenftempel betreffend; 
B. da8 SHumdefteuergefep vom 9. Juli 1839; 
. daß Candarcifegek vom 16, “Juli 1839; 
. dad a bom 23. April 1840, Wohn- und Miethäfteuer betreffend; 
. da8 Gefeg vom 12, November 1844 über den MWechfelitempel; 
‘, das Stempelgefeg vom 26. Oftober 1852; 
3. das Gefeg vom 3. Mai 1853 über den Zeitungäftempel; 
H. das Pfer nt vom 29, felimm 1853, 


= 9m 


ec) Andere ältere Geſetze refp. Strafbeitimmungen, melde im Art. 11. des 
Gefeged über die Einführung der neuen Strafgefeßgrbung vom 16. September 1856 
ald nicht aufgehoben bezeichnet find, nämlich: 

A. die Bundesbefhlüffe vom 9. November 1837 und 19. Juni 1845, den 
Nachdruck betreffend; 

B. das Sollftrafgefepg vom 8. und 15. Mai 1838; 

C, das Gefep vom 19. November 1850 über die Standeöbuhführung und 
Givilebe; 

D. das Gefeg vom 31. Auguft 1852, den Schuß des Eifenbahn- und Tele 
graphenbetriebes betreffend; 

E. dad Gefeg dom 30. Januar 1855, das Mg a betreffend; 

F. da8 Gefch vom 22. Mai 1855, den Schup des Handelsverkehrs gegen 
fälfchlihe Waarenbezeihnung betreffend; 

G, die Strafgefege für das Pinienmilitair, für die Stabtwehr und Landwehr, 
die aber unter den gegenwärtigen Verbältniffen faum nod ein Intereſſe haben. 

d) Die feit dem 1, Januar 1857 erlaffenen neueren Gefege, nämlich: 

A. dad Seldftrafgefep vom 24. Mai 1861; e 

B. dad Gefep zur Ergänzung des Bauftatut? vom 3. Januar 1862; 

©. dad Einfuhrungdgeieh zum allgemeinen Deutſchen Händelsgeſetz vom 17, 
Dftober 1862 reſp. die Strafbeftimmungen deffelben ; 

D. das Gefep vom 19, Mai 1863 über die Bereitung und Verarbeitung 
von Schiefpulver ıc. 

E. da8 Gewerbegefep vom 12. Januar 1864 und dad Geſetz vom nämlichen 
Tage, die Ausführung deilelben betreffend; 

F. das Acciſegeſetz vom 11. April 1864; 

G. dad Geſetz vom 12. Mai 1866, die Militair-Quartierlaſten in Kriegs- 
zeiten betreffend. 

e) Die inzwifchen erlaffenen, die Straßen; Eifenbabn-, Fremden, Marft-, 
Baur, Geſundheits⸗-, Sitten- ıc. Polizei betreffenden Verordnungen, deren Aufzäb- 
lung kaum thunlich ift und außerhalb der Grenzen diefer fummarifhen Ueberſicht 
liegen würde, 
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ll, 


— dem 1. Januar 1857 find, das Unterfuchungäperfahren beteefT e zıd, 
eingeführt : 
= l. Da Geſetz vom 16, September 1356 über das Verfahren in Stwaf 
achen. 

2. Daß Geſetz vom nämlichen Tage über die Tagen und Gebühren Des 
—— — hoben wurde durch das Geſeh üb 

icht aquifgehoben wurde durch das Gefep über die Einfü 

Strafgefepgebung und gilt alfo noch. ’ Benin Bea 

3. Da® Gef vom 20. Februar 1849 über den Shup der perfnficDHen 
—— ins beſondere bie Beſtimmungen deſſelben über Verhaftungen urıd Saze@- 
udungen. — 
Wiaſſen ee —— a 

4 Daß ejeg vom 5. März 1861 die Gebübren und äbi er 
Zeugen in Straffacen betreffend. ' ua a 


ie Gerrich tsverfaſſung in firafrechtliher Beziehung ift folgende: 
ne Die Strafgerihtsbarfeit wird außgeübt von 0.8 Tee 
a) bem Rügegericht, 
b) dem Gtadtgerict, 
29 Dem Appellationsgericht, 
4) dem Aififenhofe, 
e) dem Kaflationshofe. 
2 Das Mügegeriht befteht auß einem Einzelrichter. 
Eine MAbtbeilung des Stadtgerichts von 3 Mitgliedern bildet bad Zuch — 
polizeigeriht. Der Vorſihende wird von dem Stadtgericht jedes Jahr für die Daun e — 
ded näditen Fahr? gewählt. Die beiden Beifiper wechſein nach einem gewiſſe —— 


Zurnuß, 5 ; 
8 Muppellationdgeriht aus wenigſtens 3 Richtern befichend , bildet Di 
uötpoligliche 2Lppellationstammer. 4 Rebent , vw 
Eine Zubtbeilung des Appellationsgerichtd, aus 3 Mitglicdern beftchend, bil D 
die Anklagefammer. gs jedem Jahre werden der Vorfigende und die beiden nun. = 
ven Mitgliedeg von dem Appellationsgericht für die Dauer des näcften Jahre — 


gewählt = 
"Der Mffifenbof beftebt aus wenigſtens 3 Mitgliedern des Mppellationsgeri 
ober Sindigericht8- Der Präfident und defien Stellvertreter werden von dm DE 
pellationägericht, FÜR bie iedeömalige Eipungaperiode ded Affifenhofeß ernannt. ID - 
übrigen Mitglie Det. —— = Dräfident des Appellationdgerihtd. Der Aſſiſer ie 
urtbeilt unter Zugiebung von Gefätvorenen, m Monat Ottober eines jrden Janp2or 
wird die fogemannte große er Jabreslifte von 200 Geſchworenen durch eine xeg 
behörde von 24 erfonen, beſtehend aus dem jüngeren Vürgermeifter als Bor Ar. 
den und Senat Mitgliedern der ftändigen Bürgerrepräfentation und 7 Den. 
glichern dub Ten die "Dienfiite ve en en ug Er fü tit. 
ei ifenpe ‚von 36 Gefhmorenen durch dad v 
ide Eipund bes Aſſiſenhofes wenigſtens 14 Tage vor Eröffnung Det SiS in 


periode geaogel- Geſeh follte das Ober. 
jah Dem (t ; Appellationdgericht der 4 freien St 
Kübel — Kaffationdbof für Frankfurt fein. BiB Iept befteht aber noch daD, = 
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viforium, daß die Alten zum Sprud in der Kaffationdinftanz an eine der 3 Uni: 
berfititen Bonn, Seipaig und Tübingen verfandt werden, von denen je eine von dei 
— und dem Beſchuldigten im Inrotulationstermin excipirt wer 
en kann. 

3. Bei den Frankfurter Strafgerihten fungirt eine einzige Staatsanwalt: 
haft, beftebend aus dem Ober-Staatdanwalt und feinem Subftituten mit dem Tite 
Staatianwalt. 

Bei dem Nügegeriht werden die Geſchäfte der Staatdanmwaltihaft durck 
einen Dolizeitommiffar verfehen, der von dem Ober-Staatdanmwalt unter den Polizei: 
fommiflarien, die der Staatsanwaltſchaft als Hülfsbeamte der gerichtlihen Polize 
überwiefen werden, bdefignirt wird, Dod fünnen auch ald Vertreter der Staats: 
et ad hoc Beamte der Verwaltungsämter fungiren, wenn leßtere Diet 
wünfchen. 

Die Staatdanmwaltichaft fteht unmittelbar unter dem Senat. 

4. Die gerichtlihe Polizei wird ausgeübt von der Staatdanwaltfhaft und 
ihren Hülfsbeamten, nämlich den Volizeitommiffarien und Ortöfchultbeißen für alle 
Sachen und den fort» und Feldſchüßen für die Uebertretungen der Forft-, Feld», 
Jagd und Waflerpolizei-Gefepe. 

Dem Volizjei-Amt ftehen, fo lange die Staatdanmwaltihaft nicht eingeichritten 
ift, die dringenditen Sandlungen des erften Angriffe zur Erforfhung der ftrafbaren 
Handlungen, Feſtſtellung des Thatbeftanded und Ermittelung der Thäter zu. 

5. Die gerichtlibe Vorunterfubung in Straffaden wird von den Unter- 
ſuchungsrichtern geführt, die zunächſt dem Appellationsgericht untergeordnet find. 

In allen zur Zuſtändigkeit des Affifenbofed gehörigen Sachen und allemal 
wenn der Beihuldigte vorläufig ergriffen und feitgenommen ift, muß der Unter- 
ſuchungsrichter, in allen anderen Saden mit Ausnahme der Polizei-Uebertretungen, 
wegen deren eine Unterſuchung durb den Unterfuhungsrichter nicht ftattfindet, 
fann derielbe von der Staatdanwaltfchaft befaßt werden. 

;. Die Strafgerichte werden in der Regel im Wege der öffentlichen Klage 
dur die Staatdanmwaltieaaft mit der Kognition befaßt, fünnen aber audy im Wege 
der Privatklage befaht werden wegen aller zur Zuftändigkeit des Zuchtpolizeigerichts 
aebörigen Bergeben, deren Verfolgung das Gefep von dem Untrage des Berlepten 
abbängig macht. Sie fünnen nur im Wege der Vrivatklage befaßt werden wegen 
der Angriffe auf die Ehre von Privatperfonen, Ehebruchs, der Verlegung fremder 
Geheimniſſe, ſowie wegen aller Uebertretungen, die nur auf Klage des Verlepten 
verfolgt werden. 

7. a) Das Rügenericht ift kompetent binfichtlic aller in dem Dolizei-Straf- 
aefeh vorgejebenen Uebertretungen, ſowie der in fonftigen Gefepen und Verordnungen 
mit Strafe bedrohten und feinem anderen Strafgerict zugemwiefenen Handlungen 
oder Unterlaffungen obne Nüdfiht auf das Etrafmaaf, nur mit der Maaßgabe, 
dafi, wenn in ſolchen Geſetzen oder Verordnungen eine unbeftimmte, dem richterlichen 
Ermefien überlafene Strafe angedrobt ift, keine Geldftrafe über 15 Gulden und feine 
Gefängnißſtrafe über 8 Tage erkannt werden kann. 

b) Das Zuchtpolizeigericht erkennt 

A, über alle in dem Strafgefeg vorgeſehenen ftrafbaren Handlungen , die 
nicht zur Kompetenz des Affifenbofes gebören, mit Ausnahme des Diebftahld aus 
Hunger oder Yüjternbeit (Art. 359.) und der widerrechtlichen Beſchädigung fremden 
Mobiliar-Eigentbumd (Art. 424.), deilen Werth 10 Gulden nicht überfteigt, welche 
Handlungen zualeib im Polizeiftrafgefeg vorgefehen find und vor dad Nüge- 
gericht nebören. 

3, Ueber verſchiedene in Separatgefegen der Kognition des Zuchtpolizei- 
vn zugewieſene Delikte, deren Bl ang | faum von Intereſſe fein dürfte, ins 

ejondere aber, um died zu erwähnen, über fümmtlihe Prepolizei-Uebertretungen. 
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ec) Das Appellationdgericht entſcheidet in zweiter AInftanz über bie in ex fie 
Inſtanz zur Hompetenz ded Juchtpoligeigericht3 gehörigen Sadyen. 

d) Die Antlagefammer entfceidet 

A. über Beichwerden der Staatsanwaltſchaft oder des Beſchuldigten a Aen 
die im Laufe Der Unterſuchung erlaſſenen Verfügungen des Unterfuhungsrihter & - 

B. Mach beendigter Unterſuchung auf den Vortrag des Unterſuchungẽri + cı? 
über die Wermeifung ded Beichuldigten an das zuftändige Gericht oder Einftelt a= ng 
des a he 


. Weber den Einfprud der Staatdanmwaltfchaft gegen einen Beſchlu z>e® 
Zucbtpoligeigericht®, modurd ein unmittelbar obne vorgängige ——— a uch 
die UnterfuchausegSrichter an daffelbe gebrachter Klage - Antrag abgewielen, reſp. Die 
Sache an dera PAffifendof oder das Rügegericht berwiejen wird. 
e) Der Wififenhof ift fompetent binfichtlich 
A. aller firafbaren Handlungen, melde 
=. mit Todeäjtrafe, 
B- mit lebenslänglicher oder mit zeitlicher Zuchth 
alternatio angebrohter Korrektionäpausftrafe, 
27. wmit einer zeitlichen Zuchtbausftrafe und gleichzeitig alternativ res # # 
st orreftionshausftrafe oder mit Ktorteftion&hanöftrafe allein, iz. 
fofern bie*eine oder and 


ere diefer Strafen im i d * 
von 5 Jahren überfteigt, RUE 


5. mit Dienftentfepung allein oder alternativ mit Dienftentoffurr ce 
ober Suäpenfion vom Dienft und Gehalt oder mit den diefe eu ff” 
arten nab Art. 441, des Strafgeſeßbuchs vertretenden EStrafenz 


ausftrafe allen ob ra € 


bedroht find ; , — 

B, Verfcbiedener qualitativ audgezeihneten, nach der quantitativen Straf— 
androbung zuce_ SZuftändigkeit des Zuctpoligeigerihts gebörigen ftrafbaren Sandlurı — 
gen, deren Aufzablung faum erforderli fein wird. 

f) Der STaflationshof entfceidet über die Nichtigkeitsllagen gegen dad Ver 
fahren und die Erfenntnife der Gerichte: j 

A. Wegen Derlefung der gefepliben Beftimmung über die Zuftändigfeit. 

B. Wegen, formeler Mängel, d. b. wegen Verlegung oder unrictiger Yrr — 
wendung wefentlicher Prozeßborſchriften oder Grundfäge, ohne daß die Mängel, 
welche eine Nichtigkeit begründen, Ipezialifirt find, jo daß es im jedem fonfreten Fall 
von dem Ermeffen des Kaffationshofes abhängt, ob ein Formfehler für twefentlich um 
balten ift oder michf. ’ 

C. Wegen Berlegung oder falfher Anwendung de8 materiellen Strafgeſetze S 

8. a) Daß Rügegericht entſcheidet in letzter Inſtanz, wenn die angedrob + 
Strafe den Betrag don 5 Gulden nicht überfteigt. In allen anderen Fällen, in _ 
befondere auch mem eine unbeftinmte Strafe angedroht ift, find die Urtheile appeL_ 
label. Die Berufung gebt an das Zuctpoligeigericht. 

 )) Das Zuchtpolizeigericht entiheidet in erfter und legter Inſtanz nur 5; 

dem einen all z_ wenn die am Lafibe gebrachte Arafbare Handlung, welhe de Tr 
Gegenftand der Seſchuldi ung bildet, als eine zur Suftändigfeit des Mügegerichts —— 
börige Uebertret ung fib arl ellt und meder von der Staatdanwaltfhaft noch Se - 
dem Belhuldigten auf Verweifung der Sache an das Rügegericht angetragen ng. Eu 
den ift Abgefeben von diefem Halle find alle Urtbeile de Zuchtpolizeigerichtg 

label, Die Berufung gebt an das Appellationdgerict, BD. 
pellabel. die Alrtbeile des Appellationdgerichtg, ſowie 

Sntlagelammer/ 

ineee itstiage augeß 
s rch Die gteistiage augefochten werden, 
können N Die sea ffationsinitanz bildet überaft der Kaſſationshof, jo daß der 5 
Hond-Relurd gegen Urtheile lepter Inſtanz deg Nügegerihts fomohl, als Fer fie. 


Tr 


>. 
a 
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theile der letzten Inſtanz des Zuchtpolizeigerichts und alle Urtbeile ded Appellations- 
gerichtd, der Anklagefammer und des Aſſiſenhofes an den Kaſſationshof geben. 


IV. 


1. Nach Urt. 38. der Strafprogef-Ordnung können die Verwaltungdämter, 
bevor fie firafbare Handlungen, die lediglih mit Geldbuße bedroht find, am dad 
Nügegericht bringen, eine Art von Mandatöverfahren einleiten, und wenn der Be- 
fhuldigte fib der ibm auferlegten Geldbuße untermwirft, biefe obne 
Meitered einziehen reſp. beitreiben laffen. ft die Geldftrafe nicht exigibel, fo kann 
nur dad Nügegericht die entiprehende Gefängnifiitrafe erkennen. 

Das PolizeirAmt ift befugt, fremde Bettler und Landftreicher längſtens 
8 Tage von ihrer Ergreifung an feftzuhalten und ohne gerichtliche Verfahren aud- 
zuweiſen. 


V. 


Als eigentlich lite rariſche Quellen für dad hieſige Strafrecht können nur 

bezeichnet werden: 
I) Breidenbadb, Kommentar über dad Großberzoglib Heſſiſche Straf 
gelepbuc) nad authentifhen Quellen (nur den allgemeinen Theil um- 


affend). 
2) Su , Handbud der Kriminal -Geſetzgebung für das Grofiberzogtbum 
eſſen. 
3) Heſſe, Bericht der zur Begutachtung des Entwurfs eines —* 
—— für das Großherzogthum Heſſen gewählten Ausſchüſſe 1. und 2, 
ammer. 
4) Emmerling, Sammlung der Entſcheidungen des Großherzoglich Heſſi- 
ſchen Kaſſationshofes zu Darmftadt. 
Da aber dad Württembergiſche Strafgeſetzbuch vom 1. März 
1839 weſentlich bei der Berathung des Großherzoglich Heſſiſchen Straf- 
geſetzbuchs benupt worden it, fo können ferner als literariihe Quellen 
deB hiefigen Strafrecht3 angefeben werben 
5) Hufnagel, Kommentar über dad Etrafgefepbuh für das Königreich 
Mürttemberg. 
2 Hufnagel, Präjudizien der MWürttembergifhen böheren Gerichte. 
7) Hepp, Stommentar über dad Mürttembergifhe Strafgeſetzbuch. 

Was die Strafprozef- Ordnung betrifft, fo fünnen als Quellen (nicht litera- 
rifhe) nur der code dinstruction eriminelle und die derfchiedenen Entwürfe dei 
Senats refp. der Kommiffion der gefepgebenden Verfammlung und des Ober-Staat?- 
anmalts Seder fammt den dazu gehörigen Motiven namhaft gemacht werden, 
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E. Naila’). 


Bevor zu einer überfichtlihen Darftellung der in dem au 
geltenden ftrafrechtliben Beſtimmungen und Einrichtungen —— Nafyauı 


eye a . h ixd, i es 
— einige Worte über die Entwidelung der beſtehenden Trhlltaife Doz 12 
iden. 


Bi8 zum 1. Juli 1849 herrfchte in dem Herzogt i 
Strafred ® und war der Deutice — Deut gch« 

Man Hatte jedoch fhon vor dem Jahre 1848 die Nothivendigfeit — urchb- 
greifenden Meform des Strafprozeſſes anerfaunt und e8 war eine darauf fih begie- 
bende neue Strafprozef-Ordnung ın Arbeit genommen worden, welcher NRindicgfe ## 
de8 Verfaprend, jedob ohne Schwurgerigte, zur Grundlage dienen follte 

„ &be jedoch der Entwurf geprüft werden fonnte, braben die Bewegungen De E 
Jahres 1848 amd, und dem bierbei auftaucenden Verlangen nah Schwurgribte = 
fonnte die Regierung fi niht entziehen. Cine mit diefem Injtitute in — — 
bang ſtehende Darrchstreifende neue Organifation der Gerichte, fowie ein alle Theil 
des Prozeſſes am faflendes Geſetz konnien aber nicht fo fhnell, ald die Einführusz 
der Schwurgerichte gefordert wurde, gefchaffen werden, «8 fehlte dazu an der gei — 
und den nöthiger Worarbeiten. 

Man fügte fi daber der Rothmwendigleit, ih mit einem Stüdwert, eine = 
proviforiiben Einmrichfung zu bebeifen und befolgte dabei das Beifpiel der Grofher— 
zoglid Heſſifch e n Beglerung indem man mit Zugrundelegung des von diefer Re— 
ierung für bie SPEONEN Starkenburg und Oberbeifen erlaffenen proviforiiden Ge — 

(tes über öfiemtlichen und mündlihes Strafverfahren eine gleihe Einrihtung für 
ad Herzogthu m — 

In Wiete zu ermöglichen, wurde gleichzeitig daB Heſſiſche Strafgefepbuh mi 
den durch den befcbloflenen Wegfall der Todesftrafe nöthig gewordenen Moda — 
fitationen in ben Strafbeftimmungen für die einzelnen PVerbreden und Vergehe 
ingeführt. 
eingef ss neue Strafgefeg und Strafverfahren traten am 1. Juli 189 in Wire __ 
amfeit. j z RE 2 
Es war iedoch * Öffentlich- mündliche Strafverfahren mit Schwurgericht S 
nur für die [chwereren Verbrechen eingeführt worden, für die minder fhweren Star 
facen follte e& einftweilen, biß eine neue Gerichtöorganifation auch für das io; 
verfahren in das eben treten fünne, bei dem alten Verfahren fein erleiden 
bebalten. R bald zei , RE 
Obgleich ſich mun bald zeigte, daß diefe Einrichtung eine nicht zwecmä 
war, und oqleich re — Verfud gemacht wurde, den Strafprogeh ionſa a . 
nach einem Yrrinzip J * fen jr Ieiterten diefe Verſuche doch jedesmal an ER K 
Schwierigteit, eime burhgreifende Beränderung in der Organifation der Gern Ex 

men, weit dieſe wieder die Umgeftaltung des Civilprozefies voraußfeßten DD * 
borzunebmeny daher die Herzogliche Regi defl ** = 

68 batte . A q Regierung Tbeil an den Werbandlungen 
in Sannovexw zufammenge ih sommifjion zur Ausarbeitung eined neuen (<., Der 
proſehgeſches genommen, und bei der in Ausſicht geſtandenen Annabme_de8 im Svi 


Stande gnefommenen Entwurfs war die Ausbildung ded Stra Dan. 
ana au erwarte, m 2 Beben am 


— 


— 


) Mittheilung von Hertn Ober-Appelationsgerits. Kath Reich mann zu Wirkbaden, 
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Das im Jahre 1849 in das Leben getretene Verfahren lieferte bald den 
Beweis, daß ed nothwendig fei, einige Abänderungen eintreten zu laffen. 

Zuerſt ftellte ſich eine Beſchränkung der Gompetens der Schwurgeridte bin- 
—* ar Mburtheilung der politifhen und Preßverbrechen ald noth- 
wendig dar. 

Durd ein Gefeh vom 23. Dezember 1851 wurde die Aburtheilung der er- 
wähnten Verbrechen, welche weiter unten fpeziell angeführt werden, den Schwur- 
— entzogen und dem Plenum der Hof- und Appellationsgerichte binge- 
mwiefen. 
Es zeigte fih aber auch febr bald, daß im Uebrigen die Kompetenz ber 
— zu ausgedehnt war und zu einer ſehr großen Beläſtigung derſelben 
ührte. 

Die Beſtimmung der Kompetenz der Schwurgerichte hatte ihre eignen Schwie- 
rigkeiten gehabt. 

Dad neu eingeführte Strafgeſetzbuch droht nämlich feine abfolut beitimmten 
Strafen für die einzelnen Verbrechen an, fondern nur relativ unbeftimmte Strafen, 
mit Feſtſetzung des Maximums und Minimums für die einzelnen Verbrechen. Der 
Richter bat im einzelnen Fall die Strafe zu ermeffen. 

Auf diefem Wege kommt e8 vor, daß an und für fi ſchwere Verbrechen, 
wie 3. B. Müngverbrechen, Meineid, audgezeichneter Diebftabl, nur mit einer Kor- 
retktionshausſtrafe geahndet werden, während minder ſchwere Vergeben, wie 
3. B. der einfache Diebftabl, die Unterfchlagung, der Betrug, Zudtbaußftrafe 
zur folge baben. 

Es fonnten daber die den Schwurgerichten binzumeifenden Verbrechen nicht 
wohl nad der Größe der für die einzelnen Verbreben audzufprebenden Strafen 
bezeichnet werden; es wurde aber auch Anſtand genommen, die Beltimmung ber 
Kompetenz im konkreten Fall der Anklagekammer zu überlaffen. 

Man entfcieb fib babin, daß eine Rlafle von Verbrechen ald an und für 
fi befonders gefährliche auszuſcheiden und zur Mburtbeilung den Schwurge- 
richten zu überlaffen fei, wenn aud dad Verbrechen oft nur mit einer nicht hoben 
Strafe zu belegen fei. 

Außer den f. g. politifhen und von Amtswegen zu berfolgenden Prefper- 
breden, wurden den Schmwurgerichten fo viele Verbrechen übermiefen, daf die Eigun- 
gen in jedem Quartal 3—4 Moden Zeit, oft nod mehr wegnabmen, obaleib in 
vielen Fällen nur eine fehr geringe Strafe erfannt werden fonnte, und die Ver— 
bandlung einzelner Fälle fo einfah war, daß die mit dem Amt eined Gefhmworenen 
verbundenen Laſten in feinem Verhältniß ftanden. - 

Diefer Uebelftand führte zu einer meiteren — —— Die den Shmwur- 

gerihten nad Erlaffung des Gefegeß vom 23. Dezember 1851 zur Aburtbeilung 
verbliebenen Verbrechen follten zwar nicht dem öffentlid-mündlidben Verfah— 
ten; — aber den Schwurgerichten zur Erleichterung der Geſchworenen ent- 
ogen werden. 
7 Durb ein Gefeh vom 16. Juli 1853 wurde daher beftimmt, daß mit Aus. 
nahme der Verbrechen des Meineides und Eidesbruches die den Affifen zur Abur- 
tbeilung überwiefenen Verbrechen nur alödann vor dem Affifenbof unter Zuziehung 
bon Gefhmorenen abgeurtbeilt werden follten, wenn diefelben mit einer in ihrem 
Marimum dad Maaf von fünf Jahren überfteinenden Zuctbaus- oder SKtorref- 
tionshaußftrafe und bezüglich der Dienftvergeben der Staatd- und öffentliben Diener, 
wenn diefelben mit einer folden Freiheitsſtrafe allein, oder mit einer ſolchen neben 
der Dienftentfeßung bedroht find. 

Auch die Fälle follten nur den Schwurgerichten im Allgemeinen verbleiben, 
wo der Angeklagte zur Zeit der That das 17. Lebensjahr zurüdgelegt hatte, fofern 
nicht wegen deſſelben Vergehens über weiter in Anklageftand gefegte Derfonen, weldye 
dad 17. Lebensjahr überſchritten haben, zu erkennen und deshalb die Mburtbeilung 
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der ganzen Sade dem Schwurgerichte au überlaffen fei ' zuge 
Hagten noch Feine 17 Jahre alt fein folte fen fei, aud wenn Einer der PL rEI 


nn den biernab den Schmurgerichten entaoae Straffä die 
——— nn rg — —* zogenen Straffällen ſollen 

egen ſolche Urtheile der Aſſiſenhöfe wurde ſodann neb ib # Sao 
teitöbefch werde auch Appellation an daß Ober  Mppellatinnägetene au 


gelaffen. 
Auf Diefe Weife bat fi eine fehr komplizirte Einrichtung i a>er- 
fahren gebildet, welche mit bei einer durchgreifenden Reform det FH RS zznı 


einer Vereinfachung a atenfah. 

Zu er verſchiedenen unten aufgezäblt werdenden Strafgeridten omıszıen 
noch die Militairgerihte, deren Kompetenz jedoch bier wohl ’ seätter e. u 
ftellt — foll. — — h bI nicht weiter dam C 

m} . N 

Zu bemerfen ift nur, daß die Aburtbeilung der von in —* 
findlichen oder uuef Wartegeld gefepten Militairperfonen Fe — 
brechen und Vergehen den Eivilgerichten bingemiefen  ift. 

Ein Peilitair-Strafgefegbud) wurde unter dem 12, Mai 1852 erlaffen. 

in Bezug auf die einzelnen geſtellten Fragen ift folgendes anzuführen: 


1. 
Materielled Strafrecht. 


Wie febon oben erwähnt, fo wurde im Jahre 1849 und zwar unter dee = 
14. April ein Daß f- ne Strafrecht umfaflendes Geſeß — welch e· —ñ—t 
den 1, Juli 1849 an irffamfeit trat. Mit diefem Gefep erlofchen alle gemeine — 
tehtlihen oder partifu —— ⁊& Strafgeſetze, ſoweit fie die im Strafgeſehbuche be — 
handelten Gegen ftänd al 

In Kraft blieben außer den Militair - Strafgefegen die Volizeigefepe um 
Verordnungen inbefonbere die Fort, Jagd⸗, Bildereis, —— di —⸗ 
Finanz inbefo n dere Die Zollgeſeze und Verordnungen, die Strafbeftimmungen in — 
ſichtlich der K onjfription, die Verordnungen über Hazardfpiele und Lotterien, Di — 
Verordnungen zum Schutze des Poſtregals, die Medizinalpoligei- Verordnungen, Di — 
Feuer- und Baupolizei-Berordnungen. 

Hinfichtlich der Forft-, Jagd» Fifhereiftevel erfhien am 6. Januar 18€ 
und binficptlich der Feldfrevbel am 19, Februar 1863 ein meurß ausgiebig & Fe 
Strafgefep. 


1 
Strafprozeß. 
ezüglich der von den Schwurgerichten abzuurtheilenden Sachen 
— r nung vom 14. April 1849, das Rompeten, - Gefeh bom ler Die 
; © 
wor 2) in Betreff der Zufammenfegung der Hof · und Appellationdgrricht & * 
Gefep vom 28. D ezember 1850; Bag 
3 


i i den Mflifenböfen N 
nfichtlid ber den ohne Zuziehung von Geſchworenen A 
miefenen Steaffachen das erwähnte Gefeg vom 14. Ypril "1849 und Dad SefeQ Inge. 


; i 18537 - * XR 
16. Sul, Degen der um Hofe und Appellationägerichte Überags m 
Sachen dus Gefetz vom 23. Dezember 1851; — ASVenen 


Urchie 106. ofteter- 47 
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5) binfichtlich der zur Kompetenz der Juftizämter und der Hof- und Appel» 
lationdgerichte gehörigen Straffahen fommen außer einigen Beftimmungen in dem 
ie bom 14. April 1849 über die Kompetenz der Gerichte und demjenigen dom 
23. Dezember 1851 die Vorfchriften und Grundfäge des gemeinen Deutſchen 
Strafprozefied in Anmendung. 


IL 
Gerichtöverfaffung. 


Es beftehen folgende Gerichte: 
1) für da8 Unterfuhungsberfabren: 

a) bie 2 babe 

b) die Kriminalgerichte, am Sig der Hof- und Mppellationsgerichte ; 
2) ald Strafgeridte: 

a) die Juſtizämter, 

b) die Hof- und Appellationdgerichte, melde aus zwei Genaten 
zufammengefegt find, einen Eivilfenat und einen Kriminalfenat, und melde 
in einzelnen 9* in Pleno (im Zuſammentritt beider Senate) erkennen müſſen; 

e) die Aſſiſenhöfe, gebildet aus Mitgliedern der Hof- und Mppella- 
tiondgerichte; 

d) das Ober-Appellationdgericht, welches zugleich binfichtlich des 
öffentlich-mündlien Verfahrens den Kaſſationshof bildet. 

Bei den Hof- und Appellationdgerichten fungirt bezüglib der dem öffentlich- 
mündlichen Strafverfahren überwiefenen Fälle ein Staatsanwalt (Staatdprofu- 
rator), bei dem DOber-Appellationdgerichte ein General-Staatöprofurator. 


ad l. Unterfuhungdgeridte. 
a) die Juftizämter. 

Bon diefen find nach erfolgter Anzeige über ein borgefallene® Verbrechen 
oder Vergeben bie ———— in allen Strafſachen aufzunehmen. 

Sobald es ſich hierbei nach Feſtſtellung des objektiven Thatbeſtandes um ein 
im öfſentlich /mündlichen Verfahren abzuurtheilendes Verbrechen handelt, haben die 
Aemter die Informativ + Verhandlungen ohne Verzug an den Staatsanwalt abzu- 
geben, welcher die Akten mit den erforderliben Anträgen an das Kriminalgericht zur 
Fortſetzung und Beendigung der Vorunterſuchung befördert. 

Bezüglih der dem Plenum des Hof- und Uppellationdgerichtö bingewiefenen 
Straffadhen giebt das Juſtizamt die nformativ » Alten unmittelbar an das Kri— 
minalgericht zur Fortfegung der Unterfuhung ab; ebenfo aud, wenn es fib um ein 
aus Fahrläffigkeit begangened Vergeben bandelt, welches, wenn «3 abfihtlih verübt 
worden wäre, zur Stompetenz des Affifenbofes gebört haben würde. 

Hinſichtlich aller übrigen Unterfuhungen führt da8 Juſtizamt die Unter- 
fuhung zum Schluß. 

b) die Kriminalgericdte. 

Diefe führen bie rar he welche zur FFortfegung an fie abgegeben 
werden, wenn fein Sweifel über die Kompetenz befteht, zum Schluß. Entitebt ein 
folder Zweifel, fo find die Akten zur Entſcheidung hierüber dem SKtriminalfenat des 
Hof- und Appellationsgerichts vorzulegen. 

Nach erfolgtem Schluß der Unterfuhung giebt daß Kriminalgericht die Alten 
an das Gericht ab, welches in der Sade zu entiiheiben, bezw. im öffentlih-münd- 
lihen Verfahren die Anklage zu beſchließen bat. 
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ad 2. Strafgerichte. 
a) die Juſtizämter. 

In allen nicht zur Kompetenz der Aſſiſenhöfe, des Plenums der sof- zimd 
Appellationsgerichte gehörigen Straffahen und mit erh aus arg feit 
verübten Berbreden, foweit diefe dem Kriminalfenat zur Aburtheilung auf & x zınd 
der don Dem STriminalgeriht geführten Unterfubung bingewiefen find, erkenne = Die 
Juſtizaͤnter, wenn die geſetzlich beftimmte, ober die nach dem Ermeflen Des U rmmtei 
Sn eeigt Strafe vier Wochen Amtögefängniß oder dreißig Gulden an Held 
night uberffeigE. 

Diefe Wergeben werden im Allgemeinen als Polizei-Mebertretu z> elt 

n diefer NBeziebung ficht den Bürgermeiftern der Gemeinden ae Der 
Feid · Horft-,  TFagd, Hilhereivergehen, fowie der Kontraventionen gegen die DurtS- 
polizei eine — bis zu drei Gulden an Geld, oder fehatäg iger >Ir- 
beitäftrafe zu; woenn dad Vergeben eingeftanden ift, anderenfall® mi A6 
Amt die Umterfarchung führen und dad Urtheil erlaffen. 

a * een iaänter findet Appellation und Nich tigke i # — 

eſchwerde € an den SKriminalfenat des Hof- und A ati 5 
a) nun nicht meiter fatt. of ” ppeſatio v 

b) der Kriminalfenat der Hof- und Appellationsgerichte. 

Diefer bildet aub die Anklagekammer hinſichtlich der dem öffentlidh-mür: &>_” 
lien Verfahrens birıgewicenen Saden. Es erkennt derfelbe in allen der Kompete sw 3 
der Memter entzogenen forreftionellen Strafſachen, fowie in den von dem Krit — 
minalgeriht Über aus Fahrläffigkeit begangene Verbrechen geführten Untem — 
uchungen. — 

— Gegen St cafertenntniffe ded Kriminalfenats findet Appellation um #—> 
Nihtigteit®be fchmerde des Angefhuldigten, bei dem Ober -Appellationsgerich Er = 
bezüglid der Erfenntniffe, welde die Anklagekammer erläft, findet Nichti — 
feitöbefhmerDe der Staatäbehörde und des Angeklagten bei dem Kaflation Se — 


hofe ſtatt. 
ce) Das un ber Hof- und Wppellationdgerichte, 

Demfelben find zur Aburtbeilung hingewieſen: die Verbrechen ded Hoch · unn R— 
Sub, der Gefährdung der Rechte und Verhältniſſe bed Serzogtbum® zu me 
anderen Staaten, Det Beleidigung der Majeftät und der Mitglieder der Herzoglich e 
Familie, des Mufrubrd, der Verlegung der Amts. und Dienftehre in den nicht ul 
korreftionefle ergeben bezeihneten Fällen und ber von Amtöwegen zu verfolgend @ — 


Drefivergeben- ie Urtbei , 
ern die Urtbeile des Sof. und Mppellationdgerichts fteht dem Angeich a 
Digten he Rechtömittel der Appellation und Aryım enger an Sache — 
S eutionsseriot zu. = 
4) Die Alfifenböfe 
ee 1 ah Bud De 
iung der Serangeni efährlichften Falles der Gemwalttpätigfeit, wenn nä >. 
Fe nr vereinigte Derfonen in Wohnungen einfallen Und Gewaltthätige an CR x) 
verüben, des gafbumn y der Münzfälfchung, der Verausgabung fallher Mur, x 
der Füllung ber er und de8 Stempelpapiers, bes Meineided und Eigen, 
bruceß, der EÖDEREN er aörperveriehung mit tödtlihem Erſolge odt bleibe 
Ractheil für Die ©e rs — —— ſtattgefundener weſentlicher Verunſtavd — 
der Abtreibung ber In Koma b 7 Ausſehung hülfloſer Kinder; des Uta, ang, 
der Entführung, D* ar er es ber widertechtlichen Gefangenhaltung, Da Dfes, 
Rothaucht der Verführung don Kindern zur Unzuct, ded Raube El 


iey d let . 
—— des ausgezeichneten Diebſtahls, der Schriftfaiſchung, desb waun? 8* 
Kürten 
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Betruged, des betrügerifhen Banferuttö, der Brandftiftung, der Ueberihwemmung 
und gefährliher Beihädigung der Eifenbahnen, der Beihädigung der Thiere durch 
Vergiftung oder Verbreitung von Viehſeuchen, die Verbrechen der . Staatöbeamten 
und öffentliben Diener, ſowie zu öffentlichen Verrichtungen angeftellten Derfonen, 
melde mit Dienftentfegung oder Zuchthausſtrafe, fei es allein, oder aud alternativ 
neben diefen Strafarten mit geringeren Dienft- und fFreiheitäftrafen bedroht find, 
endlich da8 Verbrechen der Amtserſchleichung. 

Oben ift erwähnt, in melden Fällen der bezeichneten Verbrechen nach dem 
Geſetz vom 16. Juli 1853 die Verhandlung vor einem Schwurgeridht oder nur vor 
dem Affifenhofe allein ftattzufinden habe. 

Bezüglich des Verbrechens des Meineided und Eideöbrucded find jedoch nur 
die Fälle dem Affifenhofe allein hingewiefen, wenn Jemand im Strafverfahren als 
Zeuge vernommen wurde, mo er nur ald Beſchuldigter hätte vernommen werden 
fünnen und den Zeugeneid bericht bat, ferner der Mblage eined falfhen Zeugniſſes 
auf Handgelöbniß an Eidesſtatt, des Bruches eines an Eidesſtatt abgelegten Hand» 
gelöbniffed. Alle übrigen Fülle ded Meineided verbleiben ohne Rüdfiht auf die an- 
gedrohte Strafe bei den Schwurgerichten zur Aburtheilung. 

Gegen die auf ben Wahrſpruch der Gefhmorenen gegründeten Urtheile findet 
Nichtigkeitsbeſchwerde bei dem Kaffationähofe und gegen die übrigen Urtbeile 
des Aſſiſenhofes Uppellation und Nichtigkeitsbeſchwerde bei dem Ober-Ap- 
pellationdgericht, fowohl von Seiten des Angeklagten als der Staatsbehörde ftatt. 

In diefen Fällen ift dad Verfahren vor dem Ober- Appellationdgericht eben⸗ 
fall ein öffentlih-münbdliches. 


IV. 
Adminiftrative Strafjuftiz. 


Eine eigentlih abminiftrative Strafgewalt beftebt nicht. 

Die Dolizeibehörden können nur, wie sub Ill. oben bereitä erwähnt ift, in 
beſchränktem Maaße Strafen erfennen,, wenn der Beichuldigte dad Vergeben einge- 
fteht. In diefen Fällen findet ein Rekurs an die Juftizbebörden nicht ftatt. Sowie 
aber der Beihuldigte nur irgend einen Einwand gegen die Anzeige vorbringt, fo 
muß die Sade an dad Amt abgegeben werben. 

(Ein gleiches Verhältniß beftebt auch bei der in der Stadt Wiesbaden er- 
richteten Dolizei-Direftion, welche ebenfalld nur dann Strafen anfegen fann, 
wenn dad Vergeben eingeftanden wird.) 

Ebenfo verhält ed fich bei den Kontrabentionen gegen die Zoll- und Steuer- 
geiehe, wo unter gleiher Borausfegung die Steurrämter die Strafen anfegen 
önnen. 


V. 
Literariſche Quellen, 


Die feit dem Jahre 1816 erſchienenen Verordnungsblätter für das Herzog- 
tbum Naffau enthalten alle landesherrlichen Gefege und Verordnungen bezüglich des 
Strafrechts. 

Es beſteht außerdem eine offizielle Sammlung der in den verſchiedenen Jahr- 
gängen ded Verordnungsblatted erfhienenen, und auch ſolcher —* welche ſchon vor 
dem Jahre 1816 Geltung hatten und behielten. Dieſe Sammlung in 4 Bänden 
geht aber nur bis zum Jahre 1845. 
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54 erfchien ij gm; : 
TERN EEE ANEK URN 
® — 3 — Literatur für d . ug uere 
Strafrecht, wenn man dazu nicht ein feit 1859 * das — Are für 
MB BE I Se nr le ea Een U 
a 

Fimbartp im Wiesbaden. rchid (bis hierhet 6 Bände), bei dem Buchh«a am Diet 


in 
feit 


#. Seifen: Somburg‘). 


I, 


as Strafgeſehe für das materielle Strafreht haben im Landgraftermr me 
Gültigkeit und zwar; 


A. im Amte Homburg 


R i Strafrecht das vermöge landeöberrli 2 

für dad gemeine h dge rrlihen Gefeped dom 22. Min — 
1859 eingefübrte und feit dem 1. Juli des nämlihen Jahres in Kraft gettet en 72 
Groiderjoglieb _Deffiibe Strafgefepbud dom 17, September 1841 nebft dem mb a” 
zirenden Großberaoglid Seffihen Gefepe vom 23, Februar 1849. =, 

Außer dieſem re fommen für fpezielle Materien zur Annendum _ 

1) das unter dem 12, April 1859 publigirte Großherzoglich Heſſiſchhe Miiit = _ 
Strafgefepbuch palten —— 1858, welches ebenfalis Hit dem 1. Juli IS Im. 
t erba j e — x) 
Geſehes bie u vom 16. Juli 1830 und ein einfhlägiged G - 
vom 13. Mai — bI wi . 2 Vez 
eigenmächtig Borgenommene Zueignung fremder, nicht im Forſtſchuß ſtehenden G ht 
noch im Feide be findlichen Gewaͤchſe, oder der Frucht, oder einer beweglichn = R 
die zur Kerporbringung ober Belhüpung jener Gewächſe oder Früchte beftim 
wie 4. B. Diepftäble an Bäumen in Gärten oder Feldern, an bingendem oten € if 
gefallenem Honft, an Körnerfrüdten und dergl. ME ftrafbare Feidbeſchädi > x 
erfheint dagenten jede ——— Grundſtüce oder einer Saͤche, deren E — 
duna Feibdiebitabl .- — zugefügte Beſchaͤdigung, wodarch nicht Ver Kamen. 
de Vermögen® des Thiterd bezwedt wird (j. B. das Schälen oder Merci SQ Tung 


*) Mitthe il ung von Hertn Jußigamts-Affeffgr Stumpff zu Hemburg- 
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Bäumen, derjenige Schaden, der durch Geben, Fahren oder Reiten über fremde 
Grundftüde gefhicht, das Weidenlaffen von Vieh auf fremden Grundftüden). Unter 
Reldpolizei-B br har werden endlich die Uebertretungen der polizeilichen zur 
Verhütung von reldfreveln und zur Beförderung der Kultur getroffenen Beltim- 
mungen verfianden. Die für die erften fFelddiebftähle angedrohte Strafe beiteht in 
der Erlegung des doppelten Merthed der geftohlenen Sade , die Straffumme fann 
aber nie weniger ala 1 Hl. betragen. Bei den erften Müdfällen treten gefhärfte 
Gefängnißftrafen bis zu 3 Monaten ein, der vierte und jeder meitere Felddiebſtahl 
fol jedod als peinliches Verbrechen behandelt und mit einer Zuchthausſtrafe von 
wenigftend 2 Jahren geahndet werden. Die Strafen für feldbefbädigungen find 
die nämlichen wie die der Felddiebſtähle, wenn der Frevel mit Vorſah (Doluß) be» 
gangen worden ift; anderenfalld wird nur die Hälfte der Strafe des Felddiebſtahls 
angefeht. Feldpoltzeivergehen find mit einer Geldtrafe von 30 Kreuzern bedrobt. 
Nr allen Fällen it der Sontravenient überdicd zur Zahlung der Denunziationd- 
ebühren, der Koften und de3 tagirten Schaden? zu verurtbeilen. 

3) Das Forſtſtrafgeſeß vom 31. Oktober 1837 und ein einfhlägiged Geſetz 
vom 18. Februar 1851: 

welche fib auf die widerrechtlichen Handlungen und Unterlaffungen bezie- 
ben, die an den unter Forſtſchuß ftehenden Orten und Gegenftänden verübt werden. 
Dem Forſtſchuß ift aber nicht nur der gefammte Waldboden nebft allen rohen und 
bearbeiteten Erzeugniffen deſſelben, in folange fie fi darauf befinden, fondern auch 
der Holzwuchs an fämmtlichen Bächen überwiefen. Für die einzelnen Forſtfrevel 
und forftpolizeilihen Vergeben find je nad ihrer Schwere und Bedeutung verjcie- 
dene Strafen angefegt, welde im Minimum nicht unter 10 Kreuzer betragen und 
im Maximum bis zu ſechſsmonatlicher Korrektionshausſtrafe (beim fünften und jedem 
weiteren Wiederbolungsfalle) gehen. Als accefforifhe Strafen find dem Schuldigen 
jedeömal auch der Wertbd- und Schadenserſatz, die Pfandgebühren und die Kroßen 
aufzuerlegen. m Betreff der Veranzeigung und Behandlung der Forſtfrevel vor 
deren gerichtlicher Entiheidung ift ein befondereß Verfahren — 

4) Das Jagdſtrafgeſeß vom 3. September 1841 nebſt Additional ⸗Verordnung 
bom 9, Dezember 1864. 

Es behandelt die Jagbvergeben, fowie die Jagbp olizei-Uebertre- 
tungen. Das Jagdvergehen beftebt darin, dak Jemand da, wo ihm die Jagd auszu- 
üben nicht erlaubt ift, nad Wild ſchießt, oder in der Abſicht, Wild zu ficken, Gewehr 
bei ficb führt. Als Jagdpoligei-tontraventionen find beftimmte Vergeben bezeichnet, wie 
namentlich das Erlegen von alten Thieren, Rebgeißen, Birkhennen, dad Schießen 
nad Hirſchwild mit anderen Gejhoffen ald einer Kugel u. a. m. Für die lept- 
geraten Uebertretungen werden Geldbußen im Betrage von 1 fl. 30 Kreuzer biß 
20 Fl. angebrobt, die eo ehen dagegen und zwar das erſte mit 30 Fl. Gelb» 
buße oder viermöcentlibem Gefängniß , dad zweite mit dreimonatlicher Korrektions 
baudftrafe, das dritte mit einjährigem Korrektionshaus und das vierte und meitere 
ald peinliches Verbrechen mit wenigſtens zweijährigem Zuchthauſe beftraft. 

5) Das unterm 16, März 1838 publizierte Zollſtrafgeſeh des Großherzog. 
tbums Heffen d. d. 9, Mär; 1838 und dad Gefeh vom 11. April 1854 über die 
Beltrafung der Sollvergeben gegen fremde Etaaten. 

Nah dem erftgedachten Gefepe find die Ein-, Aus - und Durchfuhr von ver- 
botenen Gegenftänden Rontrebande), die Entziebung der Ein-, Aud- und Durd- 
gangsabgaben (Zolldefraudationen), fowie die Uebertretungen der weiteren Vorſchrif—- 
ten der Sollgefege neben Konfiskation der Gegenftände, in Bezug auf melde das 
Vergeben verübt worden ift, mit Geldbußen bedroht, welche dem doppelten Wertbe 
jener Gegenftände refp, dem vierfachen Betrage der vorenthaltenen Abgabe Kir 
ommen und mindeftens in einer Ordnungsjtrafe von 1—15 Bl. beftehen. Im Rüd- 
falle fann im Maximum bis zu einer Gelängnißftrafe von 4 Jahren, fomwie auf den 
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Verluſt des Gewerbes, bei welchem die Kontreb rübi 
rg erfannt — * 4 ande ober Zolldefraudation #> 
Durch die Vorjäriften des zweitallegirten Geſetzes i zo nt 
Uebertretungen der Zollgefege des N F ee —— 
ben in Erfüllung eines die Gegenfeitigkeit bedingenden Handelävertrages 97 Der 
geben wider Die Zollgefepe des Yandgraftbumd unter Strafe geftellt find, mit FTor 
föfation der Gegenftände, in Bezug auf welhe daB Vergeben begangen werde ww il 
—— — —— — die * doppelten Werthe jener Gegen fiande eſp. 
em bierfacher entzogenen Abgabe entfpricht i i 

— — = I 15 z — 9 ſpricht, und wenigftens in eine 
ie Verordnungen vom 15. Auguft 1832 und : ls i in« 

trähtigung une betreffend, guſt nd 31. Juli 1841, die FB ein 

Siernach | ribatperſonen die Vornabme regelmäßiger i De· 
wechſel (Selais) zwiſchen ſolchen Orten, für welche ee —— — nd 
den Privatboten, d. b. Derfonen, welche um Lobn Briefe und Vadtte befor > e win, 
obne von der poftbebörde hierzu autorifirt zu fein, unterfagt, verfiegelte Briefe zz nd 
Dadete, jorfern folde Sendungen zum Transporte durd die Staatöpoft geeä zıet 
find, zur Beforgung anzunehmen. SKuntradentionen gegen diefe Beflimmungen ar eu’ 
den mit einer Geldbuße von 15 Fl., vefp. mit einer Strafe gleich dem fünffer — € =! 
Betrage des en —— Poſtgeldes belegt, welche Strafen in Wiederbolungdfällere is 
— —— nt braih — 

7 ie andgraſthum publizirten verfchiedenen bunde&zefehlichen i — 
mungen über Die Bereine, die Preffe, den Nahdrud, ſowie den eu der 3 zu 
{hen und dpramatifchen Werte gegen deren unbefugte Aufführung. 

8) Das Geſehz über die den Eifenbabn- und Telegraphenbetrieb gefährden > a 
Verbrechen ober ergeben vom ‚14. Auguſt 1860. 

Daffelbe bildet eine Ergänzung des allgemeinen Strafgefepbuchd und verpie — — t 
alle rehtäwidrigen —— oder Fahrlaͤſſigkeit an den &ifenbahnen und Ze KK — ⸗ 
arapbenanftalten , aM Ihe in Zubehör, oder an deren VBetrieb8mitteln begangerme — — 
Handlungen, durch dr F für Menſchen oder Sachen bei ihrer Beförderung Ge fm —- 
ren entftehen, oder ie Senupung der fraglichen Verfehrsanftalten zu ihren Zwe c — — 
verhindert oder gebemmt wird, Je nad der Schwere des Wergebend kann CE — 
füngniß, Kowreftiondbaus, Zuchthaus auf unbeſtimmte und auf Eebenszeit und Tod — — 
* ere Dann Fintreten, wenn Tödtung — 95— worden iſt. 

8 Die PolizeiOrdnung vom 10.- Juli 1816 behandelt die mit Poli m — 
firafen (Seldbußen und Sefängnif) ‚zu abndenden Uebertretungen der darin rei = . 
aufgeführten polizeivorfhriften. Sie wird durd eine größere Anzahl bon nuex— U 
nit befonder® gefammelten Gefegen und Verordnungen theil® modifizirt, be X87 
NE ter denfelben find hauptſächlich zu nennen: : 
a) das Geſetß vom 27. Auguſt 1852 über den Vert 


i ichti auf V f 
Fabrilation v acciſebflichtigen Getränfen; auf, Verzapf und — 
p) das Geſeßz über das Privat-Bäuweſen im Candgrafthum d. d. 17, > 
vember 1842 5 rn Tu 
e) die Geieh SO, Mare 1 of der (nicht durch befondere Konzeſſion I 
teten) Sazardfpiele —* Albril 1841, 16, April 1842 und 16. Februar IST Wong, 
d) Die Berordnung vom 12. November 1845 über Maaß und Grwig >, 
Somburgj 
Ber SE pie Berordnung bom 11. April 1854, den Verkehr, die Anfertigun, * 


nd das Tragen von gefährlihen Waffen betreffend; r 
oo bar, — en Fin 2 u Erätung und * x = 
ö erfe A ! ) en Beſchädigun zerunreini J 
a Amte ae e — Sun de 

- a. m. 
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B. im Oberamte Meifenbeim, 


woſelbſt die Franzöſiſchen Gefege und Einrichtungen während der Fremdherrſchaft 
allgemein eingeführt worden, find zur Zeit maßgebend: 

1) dad sub A. erwäbnte Strafgefepbuh für da8 gemeine Strafrecht. 
Durch das bierzu erlaffene Einführungdgefeg vom 22. März 1859 wurden bie drei 
eriten Bücher des früber in Geltung gewefenen Code penal aufgehoben. 

Daneben befteben ald Spezialgefepge: 

2) da8 sub A. 1, gedachte Militair-Strafgefegbud; 

3) dad vierte Buch ded Code penal für Poligei-Uebertretungen; 
ei 2 bad Ruralgefeb vom 28. September / 6. Oktober 1791 hinſichtlich der 
Feldfrebel; 

5) die Verordnung der Kaiſerlich Königlich Oeſterreichiſchen und Königlich 
Baperifhen gemeinſchaftlichen Landesadminiftrationd-Kommiffion vom 30, Juli 1814 
über die Verfolgung und Beftrafung der Frorftfrevel nebſt ergänzenden landeöberr- 
lihen Verordnungen vom 14. März 1840, 5. Mai 1841 und 22, Februar 1853, 

In diefen Verordnungen find die einzelnen Holz- und Forſtfrevel nad) ihrer 
Bedeutung Haflifizirt- und danach die verfciedenen Strafen beftimmt. Die Forft- 
gerichte können jedody neben den acceflorifhen Strafen auf Werthd- und Scadens- 
erſatz, Pfandgeld und Gerictäfoften nur auf Geldbußen bis zu einem mehrfachen 
Merthe ded Schadens und auf Gefängniß bis höchſtens 15 Tagen erkennen. Bei 
einem vierten Wiederbolungäfalle iſt der Frebler ald Gemwohnbeitäfrenler vor daß 
ordentlibe Strafgeriht (das Zuchtpolizeigericht) zu verweilen, welches Gefängnif 
nicht unter 10 Tagen und nidt über 6 Wochen auszufpreden bat. Für die Ver— 
anzeigung und Behandlung der Frorfifrevel- Anzeigen find befondere Vorſchriften 
ertbeilt. 

6) Das unterm 12, Juli 1838 publizirte Gefeg über die Unterfuhung und 
Beltrafung der Zollverachen, melde mit dem im Amte Homburg geltenden Zoll 
firafgefege vom 16. März 1838 übereinftimmt, und das Gefep vom 11. April 1854 
über die Beftrafung der Sollvergeben gegen fremde Staaten (conf, A. 5.). 

7) Das Gefep vom 25. September 1855 über die Beftrafung der Jagd- 
bergeben. 

e Auch die Vorfhriften dieſes Gefeges find im Mefentlichen die nämlichen, wie 
diejenigen des agditrafgefeped vom 3. September 1841 für dad Amt Homburg 
und weichen nur in Anſchung der Strafen ab, indem Jagdfrevel mit Geldbußen von 
15 bis 30 Fl. oder mit Gefängniß von 14 Tagen bis 4 Wochen beftraft, bei dem 
erften Rüdfalle diefe Strafen verdoppelt werden und in weiteren Wicberholung®- 
fällen Gefängnißftrafen von 3 Monaten bis zu 1 Jahre, für die TJagdpolizei-Ver- 
geben dagegen nur Molizeiftrafen eintreten follen. 

m MWeiteren find die sub A, 6. 7. 8. 9. h. 9. e. oben aufgeführten Gefeße, 
fowie die Franzöſiſch rechtlichen Strafbeftimmungen über die Vergeben gegen die 
Steuer; Stempel- und Einregiftrirungd + Gefepe und eine größere Anzahl neuerer 
nicht befonderd gefammelter Geſetzesvorſchriften über einzelne unmefentlihere Materien 
maßgebend. 


ll. 
Geſetze über da8 Strafverfahren. 


A, im Amte Somburg: 
1) die Heffen - Darmftädtifhe Kriminalprozeß »- Ordnung dom 13. Septem- 
ber 1726; 
2) das DOrganifationd-Edift vom 12. Oltober 1803; 
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3) die Berordnung vom 21. SepteMber 1810 über die Berufangen ii 
— woelche Älteren Gelege jedoch nach Einführung 

4) be Wifitengefeped vom 15. Oftober 1850; 

5) der über dad Sqhwurgerichtsverfahren handelnden fpäte 
21. Märg 1851 und 1, April 1853, und 

6) des Kompetenzgeſehes dom 22. März 1859 
größteniheilg ihre — —— — 

Das WBerlabren in Strafſachen iſt das des reinen Inquiſition — 
vor den Sch wurgerichten zur Anwendung kommende Derfahten ee 
Meientlichert auf der Grundlage ded framgöfifchen Strafprogeffes. Hierbei ri 
iebod die Eigentbümlidfeit ein, daß fi der Angefhuldigte nad Zuftellung de Wem — 
weifungguartbeiled, Sowie deö Anflage-Aktes fhuldig bekennen und auf Aburtheilure < 
durch Gefchroorene Verzicht leiften Tann, in welche m falle mur über die Sufnwenutn 
dung dor Dem —— erg en - 

Die abi de Hmorenen findet in der MWeife ftatt, daß die 
der eigelnen Gemeinden je 3 Geſchworene auf je 100 Seelen aus ———— 
befteuerten Drittel der qualifizirten Gemeinde-Angebörigen in Vorfhlag zu bringe — 
die (in jedem Amte, zum Zwege der Berathung von zu erlaffenden Gefegen, fon» =, 
al® eine Höhere Inftanz für Gemein deſachen beitehenden) Bezirlsrathe aber aus — 
eingehenden Standidatenliften für jedes ‚Amt die jährlichen Gefhmworenenliften x u. 
60 Berfonen zu bilden haben. Aus dieſen Ieptgedahten Fiften wählt der Affen “= 
Präfident im den zur Verhandlung kommenden Schwurgerichtäfällen 24 Haupt 1% “u— 
9 Erginzumgägefhworene. um 

nn Bezug auf Volizei- und Feldfrevelſachen ift 
7) burdy das Gefep vom 18, — 1851 beftimmt, daß zugleih mit 2 
Borladtung des Belhuldigten für den Fall feines Nichterfcheinen® in dem anderer u 
ten Termine das Straferfenntniß nebft ————— verbunden und von D — 
Feldgerichten in den ihnen eg ing ig überwieſenen Sachen beim Ausblei BD. "u 
des gehörig geladenen Beſchuldigten in der angefegten Tagfahrt in contumaciam — 


ten Geſeze v 


fannt werpen fan. 
En Behep vom 29. Mätz 1861 daB befondere V 
eın ee . a ondere adren ge 
— the Rezeffe machen, und erfahren gegen Kaffe nn. 
9) Daß Gefeh vom 19. Februar 1861 daß Adminiftrativverfahren in I 
fraudation8sfachen, bezüglich deffen weiter unten (sub IV.) näher Erwähnung gef = — 
hen wird. ———— —— 
Daß Vexfahren in Militairſtrafſachen endlich i 
10) dur dad rezipirte Großherzogiſch Seffifche Deich vom 13. Juli La. 
(2. Theil Des früheren Diitait · Steafgefepbuch) regulirt und wird dabei im I — 
quifitionsprogeffe verhandelt. nn. 


B, Im DOberamte Meifenbeim find in B 
die VBorjpriften: 


des Code d'instruetion eriminelle, welcher in feinen einfchlägigen T_ = 
durch bie sub H. A. 4. 5. unb 6. verzeichneten neueren — —63 ae 
mit einzelnen weiteren ‚nicht * erdebliden Abmeichumgen maghge end. Fechten — U, 
zum Theil dadurch be N a - Straf richt don einem Einzelrichter efegg . Vind 
theild durch Die —— rhaͤltniſſe, ſowie die verfchiedenartige Geftaltuny Äft, 
jubiziellen —— r wefentlihften Modiflationen | Ver 

2) buch das Geſe —— Oftober 1850 binfichtlich der Nnliagz 

gegen poligeilicher forftgerichtlie un zuchtpolizeiche Erkenntniſſe des ea Or 


Urin. 1806. Okttobet- 48 “arte 


ezug auf dad Stuferfap. < 
nn 
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Meifenheim eingeführt. Es beftimmt daffelbe nämlich, daß alle Berufungen von Er- 
fenntniffen des Juſtiz Oberamted zu Meifenheim nad den durch dad dort geltende 
Geſetzbuch über dad Verfahren in Straffahen vorgefhriebenen Formen und Friſten 
ftetö an die Landgräflihe Landesregierung 1. Deputation zu Homburg ald das obere 
Geriht gebracht und vor derfelben erledigt werben müflen, fo daß dad Appellations- 
gericht demnach auch die Entiheidung zu übernehmen bat, wenn auf Strafurtheile 
des einfachen Polizeigerichte® Berufung eingelegt worden ift. 


III. 
Gerichtsberfaſſung und Kompetenz der Landgräflichen Gerichte. 


A. Ein oberfter Gerichtshof, als britte® Inftanggericht, ift für das 
Landgrafthum nicht konſtituirt, fondern wird derfelbe dur den Landgräflichen 
Geheimen Rath (die oberfte Landesbehörde) erfegt. 

In Fällen, in denen nah Maafigabe ded Affifengefehed vom 15. Oktober 
1850 eine Nichtigleitsbeſchwerde gegen ein Erkenntniß des Aſſiſenhofes erboben wird, 
ift durch den Landgräflihen Geheimen Rath ein Michterfolleg von drei Votanten, 
weldye bei dem — Akte nicht mitgewirkt haben, zu delegiren, welches je 
nach Befund der Umftände entweder dad Rechtsmittel verwirft oder über daffelbe 
jelbft ertennend die Nichtigkeit außfpriht oder aber die Altenverfendung an ein 
Spruchkolleg verfügt. 


B. Daß obere Gericht für die beiden Memter bildet die Landgräfliche 

Landesregierung 1. Deputation zu Homburg. 
Sie ift theild 

a) erfennended Gericht in Appellationen von Urtheilen der LUntergerichte, 
tbeild fungirt fie 

b) ald Unklagefammer zur Entſcheidung der frage, ob eine Strafſache vor 
* ——— ſpeziellen Fall beſonders zu formirenden Aſſiſen zu verweiſen ſei, 
theils wir 

e) aus den Mitgliedern der Landesregierung 1. Deputation der Aſſiſenhof 
gebildet, der unter Zuziehung von Geſchworenen über die den Affifen überwiefenen 
Straffachen erkennt; theils ift die Candedregierung 1. Deputation endlich 

d) das zufländige Gericht in einzelnen ihr befonderd überwiefenen Straf. 
fällen, nämlih für Fälle des (vollendeten oder verfuchten) Hoc» oder Landeöver- 
rathes, der Majeftätöbeleidigung und für Dienftvergehen, fofern es fih nur um 
Dienftentlaffung oder Suäpenfion handelt. 

Rekurfe gegen Entiheidungen der Sandedregierung 1. Deputation in Straf- 
ſachen finden ftatt, wenn auf mebr ald Gefängniß erfannt worden ift und der Be— 
ſchuldigte feine völlige Schuldlofigfeit darthun will. 

Dad obere Gericht ift kollegialifh befegt und erfolgt die Beihlußfaflung in 
Anmefenheit ded Direktor? und zweier Richter. In allen Fällen, in welden das 
Obergericht als Affifenhof refp. unter Beiziebung von Geſchworenen erfennt, und in 
Berufungen von Erfenntniffen des Juſtiz » Oberamted zu Meifenheim fungirt ein 
Ober-Staatdanmwalt, welcher die der Staatsbehörde übertwiefenen Verrichtungen wahr- 
zunehmen bat. 5 

Zur Kompetenz der Schwurgerichte gehören alle ftrafbaren Handlungen, 
welche mit Todedftrafe, mit Zuchthaus allein oder mit Zuchthausſtrafe alternativ 
mit Korreftiondhaudftrafe, fofern die eine oder die andere diefer Strafen im Maxi— 
mum dad Maah von 5 Jahren überfteigt, oder mit Dienftentfegung bedroht find; 
ferner verfchiedene mit geringeren Strafen bedrohte Fälle des Münzverbrechens, der 
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ä der Staatspapiere, ded Meineibed;, der Doppelebe, der Er > 
— — in den Stäbdten Homburg und Meifenheim gehalten. Preflun x Dee 


C. Untergeridte find: 


1) daß Tuftizamt zu Somburg. 
NT ieh N ee 
a) Anterfuhungsgeriht in den zur Kompetenz des oberen Geri 
Aſſiſen S— Straffaden; / De j richtes und Dee m 
%) urtbeilmbes ne ” — a ur Leni 
dem” Mechtömittel der Appellation fann Gebrauch gemacht werde =. 
mehr al 3 25t. Gelbbuße, ode 3 Tage Gefängniß, votannt arden it; von —— 
ber, wenn ba rtheil mehr ald achttägige Gefängni i 
Far mitere Verideid gung beſſeres Recht geſucht wird, —— ausſpricht zn > 
ern sn „ufigamt A f 
ce) $rorfl- und Polizeigeriht erfter Initanz. In Forſtſtrafſachen erke 
bis zu —— Strafſumme von 5 fl. und dis zu be Tagen Gefängnif in fen 
nftanz. 


2) Die Beldgerihte im Amte Homburg, welche in jeder einzelnen Gemei 
— ‚ burd 3 reſp. 5 Mitglieder beſeht und von dem Bürgermeifter —— — Seen 
meinde präfibirt find. Sie baben über biejenigen feldfrevel abzuurtheilen , Velem nn — 
nur mit &etdbußen bedroht find. aD 
Mekurfe gegen Entiheidungen der Felbgerichte werden bei dem Jufgamen 
zu Homburg angebradt. x 
Alle Entiheidungen bei dem Juſtizamte zu Homburg merben durh Ein 
richter erlaffen, von weichen einer das Gefdäftd-Direltorium führt. seu_ 
3) Daß Juftiz-Oberamt 3 u Meifenheim, welches 
a) in der Eigenfhaft ald Polizeigeriht über einfahe Polizeivergehen, Fer 
frevel »c. — * * Pe ine Berpeben ab >_ 
b) a uchtpolizeigeri er diejenigen gemeinen Vergehen aburtheilt 
nicht dor 2 en oder die Candeöregierung 1. Deputation gehören; seit, velck, — 
c) das Unterfuhungdgeriht in den vor die Affifen und den dor bie lan 
gräfihe Par Desregierung 1. Deputation gehörigen Straffahen und “>. 
d) Das Forſtgericht eriter Inſtanz bildet und als ſolches bis zur Straffung 
von 15 Beantd, wenn aud Gefängniß bis zu 5 Tagen damit verbunden ift, in Bee 
nitann eefenni. 
Inſtanz In ben Fällen sub a. b. und c, iſt dem Juftig-Oberamt ein Staatdanny 
beigegeben „ wolchet aud in Dolizeifahen das öffentliche Minifterium vertritt. AU 
Koritftraffancher nimmt der Forſtinſpeltor die Funktionen deffelben wahr. In 
Daß Juſtiz · Oberamt ift durch einen Einzelrichter befegt. Der Gefte) = 
tihtöfhreiber, wmelder —— Examina wie der Juſtizbeamte beſtanden hab. 
— it in Berhinderungsfällen deſſen regelmäßiger Vertreter. en 
Ais ein beſonderes Strafgericht fommt noch 
das Kriegsgericht in Betracht. 
Die Viili tait · Jurisdiktion (im engeren Sinn) wird von beſonderen M 
gerichten — SFWrilitair-Untergerichten und einem Militair-Obergeriht — auöge 
u nern - Strafſach d ll 
aß zur taflache berufene, für jeden fall be 
fa Zu auß einem Aubiteur als ftändigem —e— OR Der 
einem refp. bei mit Todeöftrafe bedrohten Verbrechen aus zwei Offizieren al aus 
— Beifigern zuſammengeſehte Militair- Ynterfuhungdgerictj > ed 
2) daß ie eu Danfgobe —— —— > 
3— vernement DEI Sdertraged vom 13. Dezember IS zZ» id 
—A he Nilitait bi zum Grade eineg Stabsoffigierd ausſchließlich = I“ - 


Rp 


— 
te 


Ur 2 
ü Balir. 
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tent ift, zugleich auch die nad dem Militairfirafgefegbuce dem Eriegägericht- 
liden Ausſchufſe überwiefenen Saden jelbft abhandelt umd (tegelmäßig) aus 
einem Hauptmanne, zwei Lieutenant? und dem Wubditeure beftebt. Daß Ktriegs- 
gericht ift da8 erfennende Gericht erfter Inſtanz im denjenigen Strafſachen, welche 
eine militairgerichtlie Entſcheidung nad vorheriger Unterfuhung erfordern. Würde 
ein Stab8offizier vor dad Kriegsgericht zu ftellen fein, fo ift dad Verfahren durch 
das Großherzoglich Heſſiſche — zu übernehmen. 

Appellationen gegen kriegbgerichtliche Erkenntniſſe finden ſtatt, wenn die auß- 
geſprochene Strafe das Maximum der Disziplinarſtrafen der Vorgeſetzten über- 
chreitet. Sonſt ift nur Kaſſation und Reftitution zuläffig. 

Die Funktionen eined Dber-Kriegsgerichteß für die Landgräflich Seffi- 
ſchen Militairperfonen find bermöge des oben allegirten Staatsvertrages dem Grof- 
berzoglich ſigen Dber-Kriegdgeriht zu Darmftadt übertragen. 


IV, 


m Landgraftdum find Verwaltungsbehörden nicht befugt) auf Strafen obne 
Returd an dad Gericht zu erkennen. Doc kann im Amte Somburg nah dem Soll. 
ſtrafgeſeze vom 16. März 1838 und einem Geſetze vom 19. Februar 1861 die Er- 
ledigung von Kontraventionen gegen die Zollgefege und die Gefege über die indirek- 
ten Wuflagen auf Berlangen der Kontravenienten im abmmiftrativen Wege, aber 
immer nur dann ftattfinden, wenn bie anzufegenden Strafen im firen Geldbußen 
oder in Strafen, melde ein Bielfahed der Abgabe ausmachen, oder in Fonfiäta- 
tionäftrafen beftehen. In diefen Fällen iſt zur Erledigung der Kontrabentionsſachen 
die Landgräflihe Mentei zu Homburg, melde im Wllgemeinen die funktionen des 
Hauptzollamtd verfieht, beauftragt und ftebt den Kontravenienten immer der Re 
kurs an daß Gericht zu, falls fie fi) bei den Entiheidungen ber Aöminiftrativ-Be- 
börde nicht beruhigen wollen oder können. 


V. 


Beſondere literariſche Quellen für das Strafrecht des Landgrafthums ſind 
nicht vorhanden. 





Berlin, gedruckt in der Königllchen Geheimen Ober -Hofbuchdruckerei 
(R. v. Deder). 


We ber Baufalzufammenhang und deffen 
Zurechnung. 





Von Herrn Staatdanwalt vd. Buri zu Gießen. 





(Säluf.) 


MWird nunmehr zur Prüfung der Frage übergegangen, unter mel 


egungen Die fremden mittwirkenden Kräfte gewollt waren, be3. dem Willen ae 
Kauns nicht widerſprechen, fo ift zunächſt nach den früheren Ausführungen —— 
lich, daß es ſich bier nicht um eine Rechtsfrage, ſondern lediglich um eine Thatfrg cz 
= 

handelt. Es können aber bie fremden Kräfte: 

1) — — Thatigkeitsãußerung bereits in ihrer Wirkſam fe; 
ande ein ithin die ei i i 

—— 9 / mithin Die eigenen Sträfte zu diefen inza, € 


ben Vora 


ed fann ferner : : 
die Wirkfamfeit der fremden Kräfte in die Ausführung der tigen 
verbrederifhen Thätigkeit und während derfelben einstellen ; Sera 
eG Im —— mgukitt der Wirkſamt f 
tritt 'ttlamfeit der fremden Kräfte erſt ſta 
nachdem die eigene Thätigteit bereit3 abgebrochen * Rn Minden » 
Ad 1. Wenn Ne ccm Thätigkeit zu der Wirffamkeit anderer Kräfte 
fihtlih oder auch nur auf ig Dinzutritt und biefelben yu dem Erfolg hinführt u 
waren diefe FEräfte nk in Sinzufritt der eigenen Thätigfeit für den fodann ° _.T 
getretenen Erfolg voltändig bedeufungsios. Die eigene Tpätigfeit hat mithin TÜR. 
bereitd vorpamdenen frem * Kräfte für den Erfolg erft in Wirtfamfeit der i 
Darum läge fich auch hier der Erfolg ald das alleinige Refultat der eigenen X 
eit in voller Umfang auf den eigenen Will 
feine Berfhiebenbeit der Beurtheilung zwiſch 
eigene Tätigkeit binzuteiit, * den Fraften, weiche erft aus der eigenen Thärg ‚di 
entfpringen, DOE derſelben alfo nod nicht egiftent w 
fid aud, wenn die fremden Kräfte, die aus felb 
ber ei a n Ebätigfeit — ſchon vor Diefem Hinzutritt zur Nitwirkug, u 
fonder8 außerfeben Din Rräfte, Me Fbätigteit ijt hier abfidtlic fo inge 
worden, dag Die frem ‚ die an und für fi bebeutungälos geblie A iet 
urdid. 1096. Mevemb 2 
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würden, in die Stette des Kaufalzufammenbanges aufgenommen werden follten und 
konnten, und darum laffen fid) auch diefe fremden Kräfte auf den Willen des Thäters 
zurüdfübren. 

Auch in diefem Falle können darum befondere Vorbehalte, in welcher näbe- 
ren Art und Weiſe die Fremden Kräfte ihre Mitwirkfamteit entfalten follen, feine 
Berechtigung baben. — So verhält es ſich hingegen nit, wenn die binzutretenden 
Kräfte nicht gewollt waren, Es bat aud bier zwar allerdings die eigene Thätigkeit 
die Möglichkeit dargeboten, unter welder allein die Mitwirkfamteit der fremden 
Kräfte für den Erfolg ftattfinden konnte; aber da8 Darbieten diefer Möglichkeit war 
doch nicht abfichtlich, fondern vielmehr gegen den Willen des Thäters gefchehen, und 
diefer Umftand ftebt der Zurüdführung der fremden Kräfte und fomit der Zurüd- 
führung aller in dem Erfolge enthaltenen Kräfte auf den eigenen Willen im Wege. 
Es ergiebt ſich aber hiermit zugleib auch eine Verfchiedenheit zwiſchen den Kräften, 
u welden die eigene Thätigkeit binzutritt und den Kräften, melde zu der eigenen 
F hätigteit binzutreten, indem erjtere, da fie, wie geſagt, erft durch die eigene Thätig- 

teit in MWirkfamkeit verfept werden, den eigenen Sräften gleichſtehen. Bezüglich des 
Hinzutritts der lepteren Kräfte hingegen verhält ſich die eigene Thätigkeit ganz paſſiv 
und wird vielmehr von denſelben beeinflußt, ſtatt fie in Wirkſamkeit zu fegen, Für 
die objeflive Werurfabung des Erfolges ift diefe Erwägung felbfiverftändlid bedeu- 
tungslos es genügt, bier die bloße Thatſache der jtattgefundenen Mitwirkung. 

Ob die bereitd vorhandenen, durch den Sinzutritt der eigenen Thätigkeit in 
Mirtfamteit verfegten anderen Kräfte, Natur oder verbrecerifhe Kräfte find, ob 
etwa der Damm, welcher durchbrochen werden follte, bereitä vorher von den Flüthen 
‚unterhöhlt war und darum einen geringeren ald den erwarteten Widerftand darbot, 
oder ob der Gegner bereit? don einem Anderen verlegt war, als er den Schla 
erbielt, welcher im Verein mit der erften Verlegung den Tod berbeiführte, muß al 
gleichgültig erachtet werden. Much in dem lepteren Falle war bie vorausgegangene 
Tätigkeit vor dem Hinzutritt der eigenen Thätigkeit bedeutungdloß. Obne fie würde 
ſich vielleicht gleichfalls ein Erfolg ergeben haben, bderfelbe aber jedenfalld nicht der 

j gerade zur gan vorliegende geworden fein. In dem erwähnten Beifpiel 
rechnet G. (S. 316— 318) der zweiten Verwundung den Erfolg zur Vollendung 
zu, weil fie die legte gemefen ſei. Er gebt mithin bierbei vom objektiven Stand- 
punft aus. Mit Unrecht; denn für die objektive Beſchaffenheit der erften Thätigkeit 
ift ed offenbar gleichgültig , ob fie durch eine menfhliche oder eine Naturkraft zur 
Vollendung geführt wird; objektiv betrachtet find auch beide Verlegungen volltom- 
men gleihwertbig, denn meder ohne die eine noch ohne die andere würde fi der 
Erfolg ergeben haben. Und wenn man unterjtellt, die erfte Wunde fei eine abfolut 
tödtliche geweſen, die zweite bingegen eine an und für fid unbedeutende, fo möchte 
man berfucht fein, ber eriteren * ein gröfiered Gewicht beizulegen als der letzte⸗ 

‚ren. Wie G. eigentlich dazu kommt, der zweiten Verlegung dad Reſultat der vor— 

ausgegangenen verbrederiihen Thätigkeit aufzurechnen, ft nicht far. Denn fo wenig 
| der dorausgegangene Dolus von dem nachfolgenden durchdrungen ift und darum 
auch nad G. die nachfolgende Thätigkeit nicht zu derantworten braudt, fo wenig 
braucht der nachfolgende Dolus, namentlih wenn er dom dem boraudgegangenen 
nichts weiß, bon diefem durddrungen zu fein. Wenn aber ©. die Haftbarteit der 

" zweiten Verlegung für Vollendung davon abhängig macht, daß für fie in der That 
der Erfolg ein untbeilbarer fei, fo kann doc gewiß nicht angenommen werden, daß 
diefer untbeilbare Erfolg die Eigenſchaft der Theilbarfeit empfange, wenn es ſich um 
die Beftrafung der erften Verlegung handelt, 

Ad 2, Wer mit einer verbrecheriihen Unternehmung beginnt, der wünfcht 
natürlich jo wenig wie möglid Hinderniſſen zu begegnen, und jede Förderung feine® 
Vorhabens durch die vorliegenden Verhältniſſe ift ihm willlommen. Wäre es anders, 
fo würde von dem Vorbandenfein eined derbrecheriſchen Willend gar nicht geredet 
werden Tonnen, Alle fremden Natur» oder menfclichen Kräfte, welche während der 





NT re ne 
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| ——2— demnca <b 
Dad wäre Der Fall, wenn ein ungetreuer Dienjtbote, während de, De a 
gene lö farant gefte — 
Änd jedoch dieſe Hille darum von geringerer Bedeutung, weil bier ee. — 
feine der geleiſteten Hülfe nachfoigende Thätigkeit — die Plünde 


= | rbrecheri — 
bens aus dem Stadium bed Verſuchs zur Vollendung für feine ——— 
vorbehalten, was ſtets mit dem mehr oder minder klaren Bewußifein der Mögihfeu + 
biß dabin moch von dem Erfolge abjtehen zu fnnen, verbunden fein wird, fo trete =. 
diejenigen fremden Sträfte, melde, dem Thäter Borgreifend, die Vollendung brbe & — 
führen, gegen ben Willen defjelben hinzu. Denn fie entreißen ibm die vorbefalteum Pr 
Herribaft tiber die Ausführung des Verbrehen® und legen mithin feinm Wil =. 
nen gwang an. Da3 würde der Fall ‚fin, wenn der in mörderifchem Angra 
Niedergeworrteme ohne Vorwiſſen des Thäter8 don einem Dritten den tödliche 
Streid erbält, oder der von dem Räuber in die Höhle geſchleppte Reifende da ſe IX * 
von einem berunterfalenden Stein zerfchmettert wurde, nod) che er von dem Riup —ı E 
felbft getödtet werden fonnte. Sier liegt daher auch nur Haftbarkeit für Verf u 
vor, und damit befeitigt ſich zugleich die Einwendung G's., daß nah m. A. der be — 
jagte Dieb, wenn ber von ihm begonnene Diebitabl von einem Anderen zu nm 
eführt, oder das gewaltfam zu Boden gemorfene Mädchen von einem Dritten a = 
Ihändet mwerbe, für Vollendung geftraft werden müffe. War jedod die fremde Sea — — 
zur Mitmirfueng border beſonders auserſeden, fo muß nad der Ausführung sub 7 x 
dem Thäter Die Vollendung aufgerechnet werden, follte fie felbft gegen Erwarten — > - 
Vollendung berbeigeführt haben. “. 
ZBern Jemand feine berbrecherifche Tpätigteit ftiet bat, mit dem beftimmm 4 
Vorſatz, fie Demnädft wieder aufzunehmen, fo liegen die naͤmlichen Berhältniffe Rh 
züglih deffern dor, was in der Smifchenzeit dur den Hinzutritt fremder tre = 
fördernd für das Unternehmen geſchehen ift. — 
d 3. Treten die fremden Seräfte zu der eigenen Thätigkeit hinzu, nachd 
diefelbe reitE abeımegen — kann — ng geſchehen fein: ... 
a) mi em Willen, Daß nunmehr ohne ciaene ered Qutbun d 
f fichtigte Erfolg eintreten ſolle u - — AR — 


vollendet r VB { ch er ſubj tive 
) m Te d ß d bea n * | . 
it c tien, ba er be bfichti t geme ene Erfol icht ei tr 
) u j ge g f f gen et < un 


co) in — Ueberzeugung, daß das verbrecherifhe Unternehmen rfepie 
d) in der Ueberzeugung, r 


* daß der beabſichtigte Erfolg bereits einge t 
ten ſei. —* 


War bei dem Abbrechen der eigenen Thätigkeit der Sinautri 
ua. | igfeit der Hinzutrit 
— Sträfte ee nothwendig oder aud nur ala möglich erwartet — ©. 
N gelten hieriiber Die sub .. aufgeftellten Grundfüge, ber auch im falle der 


ä en 

; R inden Kräfte nicht zum Voraus hei 3 in ® SL?) 

zutritt ſolcher Fre oh 4 befonderd in Berehnung gez —im- 
muß, gerade fo wie sub 2, beha dab im All > 

——* Feder fremden Mitvictfamteit, wertunct werben, bah wma; üen 


; elche dem verbrecheriſchen Untern XR Aen 

Ile Siele verbilft, DM befimmnte Tgemefien ift. Es befteht nur die ya 
son e ftim t i nung gezo 
—— — Thaãter für jede Entwidelung Sorauß in Bereönung gejogen, —* 


eng j irtfamfeit einteht, im or 
fie nur zu dem bei ——a ufiprt —Si ang bie Entwidelung VD Fan 
feinem Willen widerſtreiten, während ohne Biepegporausficht auch nur bie Wir, 


49* Sun 
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feit der fremden Kraft in das Auge gefaßt werden kann, fo daß ber Thäter nicht 
baftet, wenn fie feinem Willen nicht entjpricht. Auch bier muß ed nad den frübe- 
ren Ausführungen für gleichgültig erachtet werden, ob die nah dem Abbruch ber 
eigenen Thätigfeit binzutretende fremde Kraft eine Natur- ober eig Kraft ift. 
& kann mithin feinen Unterſchied begründen, ob derjenige, welder im Durchbrechen 
eined Dammes begriffen ift, feine eigene Thätigkeit — felbft ermüdet — abbridyt, 
weil er in dem beranfommenden Dritten die Abſicht erfennt, fein Unternehmen zu 
Ende führen zu wollen, oder ob er bei dem Abbrechen feiner Thätigkeit erwartet, 
daß nunmehr die Fluthen die mod vorhandene ſchwache Scheidewand durchbrechen 
würden, während dies in Wirklichkeit von einem zufällig vorüberlommenden Dritten 
65 Auch dieſes letztere Ereigniß entſpricht dem Willen des Thäters, es müßte 
enn inzwiſchen eine Aenderung —* Willens ſtattgefunden haben (ſ. b.). Derfel- 
ben Beurtheilung unterliegt der Fall, wenn Jemand feinen Gegner geknebelt unter 
einen lofen frelöblod gelegt hat, in der Erwartung, daß derfelbe durch das Herab- 
fallende Geftein zerfhmettert werden würde, während in Wirklichkeit der Tod durch 
wilde Thiere, oder plöplich eintretende Ktälte herbeigeführt, oder in rg feiner Sülf- 
lofigkeit der Daliegende von einem Anderen ermordet wird. - Hat ſich Jemand von 
dem von ihm zu Boden Gefdlagenen entfernt, in der gg daß ſich derfelbe 
nunmebr verbluten werde, es fucht fidh aber der Verletzte nah Haufe zu fchleppen 
und fällt hierbei fo unglüdlih, daß hierdurch die Verblutung befördert und der Tod 
beſchleunigt wird, fo gilt die nämliche Entfheibung. wenn Jemand dad Pferd 
fheu gemacht hat, damit es mit dem Reiter in einen Abgrund ſtürze, der Reiter 
aber ſchon vor demfelben durch feine Ungefchidlichkeit vom Pferde fält, oder auch 
dad zügellod gewordene Pferd zu noch rafenderem Laufe anfpornt in der vergeb- 
licyen Sofmung, daß ed ihm bierdurch gelingen werde, auf die andere Seite des Ub- 
grundes überzufegen. Bon gleihem Gefichtäpunft aus ift ed zu beurtheilen, menn 
U. dem B. 500 Fr. für die Ermordung ded C. bietet, B. ſich aber wegen ber Gr 
ringfügigteit der Summe nicht entfchließt, nunmehr jedoh D. die nämlide Summe 
verſpricht und das Verbrechen jept in folge der Gefammtfumme des Angebotenen 
m Ausführung kommt. Sieber gehört denn auch der ſchon erwähnte Fall de8 
odtbetens. it der Thäter bier überhaupt nur zurechnungsfähig, jo weiß er, daß 
er dur das bloße Ausfprechen gebetsähnlicher Worte feinen Zwed unmittelbar nicyt 
erreihen wird. Er bofft vielmehr, da in folge feine® Verlangens irgend eine ibm 
unbekannte Macht fi veranlaft finden könnte, ihm zu willfahren. Und wenn nun 
biefe unbelannte Macht gerade in dem Mberglauben feines Gegners befteht, der ibn 
durch den erregten Schreden um das eben bringt, fo wir ee behauptet 
werden können, daß diefe mitwirkende Kraft gegen den Willen des Thäters binzu- 
etreten ſei. Selbitverftändlih it es in allen diefen fällen für die Zurechnung des 
folged zur Vollendung Vorausfegung, daß der Thäter durch feine eigene Thätig- 
feit mitwirkſam für den Eintritt des Erfolged geworden it und darum denfelben in 
feinem ganzen Umfang objektiv verurfadt bat. 

Gegen den Willen ded Thäterd würde bingegen bie fremde Kraft zu der 
eigenen Thätigkeit binzutreten, wenn fie von dem Willen beftimmt außgefhloflen war; 
in foweit ferner etwa durch diefelbe der Erfolg unter einer ſchwereren Qualififation 
zur Exiſtenz fommt, ald er beabfihtigt war, — es bat z. B. der ungetreue Dienft- 
bote ohne Vorwiſſen des Diebes die Geldtrube erbroden, um fie demfelben zu- 
ginglid zu machen. Gegen den Willen de Thäters tritt aber aud diejenige Kraft 
in die Kette ded Kaufalzufammenhanged, welche dem verbrecherifhen Unternehmen 
entgegenmwirft. Hiermit wird die Einwendung G's. befeitigt, wenn er bebauptet, 
merde der Vermundete, welcher in folge der erlittenen Mifhandlung ein nad Amerika 
abgebended Schiff babe verfiumen müffen, er und finde nunmehr durb irgend 
eine Zufälligkeit in Europa feinen Tod, oder gewöhne ſich der Vermundete durch 
den ibm während feiner Refonvaledcenz verabreihten Portwein an ftarfe Getränke 
und fterbe dann am Delirium, fo müffe der Thäter nah m. A. für Vollendung 
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ern bie Wieberberftellung des VWerlWwundeten, melde als og; 62 
ale ufammenbug angefehen werben mußz widerftreitet offenbar — — 
ie, und ed wird darum durch dieſes Ereigniß eine Lüde Üwifchen ber einene an 
Thitigteit amd dem Erfolge bergeitellt , welche der Wille nict überfpringen han ww. 
Der Erfolg wird mithin von dem Se Willen nit volitändig durdirungemnz 
weshalb auch nur, wenn ſchon berjelbe objektiv in feinem vollen Umfang dur d Die 
eigene <hätigkeit verurſacht worden ift, Saftbarkeit für Verſuch begründet vorlieg #_ 
Gegen den Willen des Thäterd erfolgt endlich die Mitwirkfamteit der Fremden Krartz 
menn hierdurch, der beabfichtigte olg zwar in feiner gefeßlichen Definition, ab = 
unter jolcherr näheren Umftänden und Berhältniffen — aud ort. und eitverbäl  — 
niffen — berbeigefühbrt wird, unter melden derfeibe nah dem Willen de Iiter =, 
wie er zur Seit des Abbruchs der eigenen Thätigkeit vorlag, überhaupt nidt eimm — 
treten follte, in deren Vorausſicht der Thäter Dielmehr feine berbreberifche Thäti = 
keit unterlaffen baben, oder doch für Ausſchluß der fremden Mirkfamteit — — 
dewefen fein mürde — eine Erwägung, welche, wie ſchon erwähnt, in den len 
sub 1. feine Bercchtigung bat. Es liegt biernach nur Verſuch dor, wenn im Dr — 
ment des abgefeuerten Schuſſes ein Dritter, welcher nicht getroffen werden follte, 
die Shußlinie geftoßen wurde, während, wenn Diefeß mit demjenigen gefhieht, De — 
die Kugel zugedagt war, Saftbarkeit für Vollendung begründet ilt. zu. 
u b. Sier muß ih vorerft unter Sinweifung auf die in m. Abh. aus 
führten Anfichten über Verſuch, welche durch die neueren im Gerichtsſaal enthalten = 
Arbeiten von Häberlin, Rubo, Berner und Geyer nicht widerlegt worden zu feg_ = 
einen, wieberbolen, daß der Verſuch weiter nichts ift, als der in äußerer Geſt an 
em Steafgefeh entgegenitebende Wille. Nicht der bloße Wille oder aub eine bis S = 
MWillndäußerung it ſonach das Strafbare im Verſuch, fondern der Wille, wel & = 
bereit? Durch Handlung ein Theil der Außenwelt geworben ift, und wegen de& Ser. © 
bend nach einem verbrecherifhen Ziele — ganz abgefehen von der Tauglichkeit PB, — 
Untauglichfeit ber bierzu eo mie Mittel — fi) ald gefährlich erwiefen bat. Die „> no 
jeftive Seite des Verſuchs erfcheint, wenn fie auch bieleiht für die demnächfzz u], 
Vollendung bie verurfadenden Kräfte enthält, doc für jept nur in fofern von At = 
beutung, al® fie eben dem Willen feine äußere Geftalt verleiht. Da nun überba ua 2 — 
erſt dann geſtraft werden kann, wenn der Wille aus dem Innern des Menſc m + | 
beraußgetretern ift, fo ergiebt fich, bafı im falle der Erfolg auß der jufammenmire 4 —— 
den Thätigfeit Mebrerer feine Entſtehung gefunden bat, die Thätigkeit jedes Ein —— —7 
nen für fich den Verſuch bed beabſichtigten Verbrechens darfiellen, wie auch x —— 
Mille im Falle der Erfolg aus der Thätigkeit eined Menſchen unter dem Siyutez — 
wißlenlofer STräfte entſtanden fein follte, in der eigenen Thaͤligkeit feine äußere + 
ftalt erlangt Haben muß, ehe das Gebiet der Strafbarkeit von dem Einzelnen ne 
fchritten iſt Eine Derbindung fremder Kräfte mit einer Thätigkeit, nach deren Aus 
führung er ſt definitiver Entſchluß gefaßt werden ſoll — Vorbereitungshandlung — 
begründet fonac feine Haftbarkeit für die Vollendung des Erfolges. Hierauf — 
on in m. Abb. S. 760 b. U. hingewiefen worden, und wird hierdurch gieiichfag 
en von Geper weit gesogenen angeblichen Konſequenzen meiner Abhandlung 
engetnten- 
gegeng Ba 
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nunmehr wieder die in Rede ftehende frage über die Wirkungen et 

des Thiterd anlangt, fo ift zunächft far, daß diejenigen fer, N Fler 
———— en Mitwirtſamkeit ohne bi Rattoefunhene Sinnedänderung nich EN Den 
haftet werdern muß, natürlib aug nach Rattgefundener Sinnedänderung nich + Qe 
antwortet zur werben brauden. Die dem Willen widerftreitenden fremden K 
wie diefelben sub 2. und 3.a. erörtert worden find, ſheiden demnad aus der —zü, 
auß, fo dag biefelbe nur für bieösälle sub 3.a., in melden dem Thäter ohne — 
— Saftbarfeit für daB vollendete Wexhrrhen yur_Caft fallen würde - ne. 
u 9 it und fi jomit auf den beendigten Perfuch befbränft. Bor einex non 
ein Esrterung im biefer Richtung wird 8 jedde zwedmäßig fein, den Ein gi 
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—— zu unterſuchen, in ſofern hierbei lediglich eigne Kräfte zur Sprache 

ommen. 

Wenn dad Individuum feinen Willen, einen verbrecheriſchen Erfolg berbei- 
zuführen, äußerlich in einer form dargeftellt bat, melche zugleich, wie es glaubt, Die 
Keime für die Vollendung enthält, fo bat e8 das Bewußtſein, daß es denjelben als 
einen von feinem Allgemeinwillen losgelöften und felbititändig gewordenen anertennen 
und darum aud die etwaige demnächſtige Vollendung verantworten müffe. So lange 
diefed Bewußtſein ded Gebundenfeind dauert, kann von einer Willendänderung nicht 
geredet werden, denn e& ift unmöglich etwas nicht zu wollen, von dem man weiß, 
daß e3 notbwendig ift. Ein ſolches Wollen würde weiter nichts fein ald ein Wün- 
hen, früber nicht gewollt zu haben. Es muß mithin da8 Individuum, bevor es 
feinen Willen ändern kann, ſich des Bewußtſeins des Gebundenfeind durch den von 
ihm loßgelöften felbftitändig und lebensfähig gewordenen Willen vorerſt entledigen. 
Dies ift aber geicheben, fobald daffelbe zur — gelangt, daß die Lebens⸗ 
fähigkeit des von ihm geäußerten Willens — die Möglichkeit der Vollendung — 
wieder beſeitigt ſei. Denn mit der Ueberzeugung, daß das früher Gewollte wieder 
von dem freien Wollen und Nichtwollen abhänge, bört dad Bewußtſein bed Gebun- 
benfeind durch den früher geäußerten Willen auf, und ed fommt nunmehr zugleich 
mit diefem Freiwerden des Willend der früher geäußerte Wille vollftändig zum Weg- 
fall, da er weiter nicht? als das Gebundenfein des Allgemeinmwillend des Indivi- 
duums darftellte. Es ift demnach von dem früher geäußerten Willen lediglich die 

| Serm übrig geblieben, welche, mie erwähnt, feine kriminaliftiihe Bedeutung in ob» 

rer Beziehung bat. In diefer zurüdgebliebenen form ded Willend können aller- 
ings in Wirklichkeit dennod auch die Keime zur ragt zurüdgeblieben fein, 
allein die freiheit ded Willens des ndivibuumd wird hierdurch nicht gehindert. 

Sollte e8 auch nur irrtbümlich die Möglichkeit der Vollendung für befeitigt erachtet 

baben, fo iſt nichtödeftoweniger fein Wille frei geworden, denn einen freien Willen 

befigt derjenige, welcher ihm zu baben glaubt, gerade fo mie derjenige einen freien 

Willen nicht hat welcher ihn für gebunden hält, obgleich er es in Wirklichkeit nicht 

if. Wenn biernadh felbft die zurüdgebliebene Möglichleit der —— in Wirk. 

lichkeit übergeben follte, fo haftet dad Individuum dennoch nicht, meil fein Wille 
nicht mehr in die Vollendung übertragen werden konnte, nachdem er bereitö zu einer 

Zeit äge Aa e worden war, zu welder eben die bloße Möglichkeit der Vollen- 

dung — ein objektiv nicht berechtigter — im Strafrecht — vorlag. Und das 

muß ſogar auch dann angenommen werden, wenn das Individuum in leichtſinniger 

— an und für ſich nicht berechtigter — Weiſe zu der Ueberzeugung, wieder in den 

Befip feines freien Willend gelangt zu fein, gelommen wäre. Allein e8 würde dem · 

felben dann in Anbetracht, daß Jeder, welcher für einen verbrecheriſchen Zweck wirt- 

fam geworden ift, die Pflicht übernimmt, das Geſchehene rückwärts zu vernichten, 

— anderenfalld könnte von einer verbrecheriſchen Handlungsweiſe überhaupt nicht 

die Rede fein — die Vollendung unter Umftänden wegen kulpofer Unterlafjung auf- 

zurechnen fein. Sollte diefe Vernichtung des bereits Gefchebenen abſichtlich unter- 
laffen worden fein, fo wäre biermit eine Sinnedänderung nit vereinbar. 

Es ergiebt fi aber hieraus, daf in allen Stadien ded Verſuchs, jo lange 
überhaupt nur no das Bewußtſein, daß ber beabfidhtigte Erfolg wieder don dem 
freien Wollen und Nihtwollen abbänge, erworben werden fann, eine Sinnedände- 
rung mit der Wirkung der Straflofigkeit möglich ift, den vollendeten Verſuch nicht 
außgenommen. Nur iſt in diefem lepteren Falle darauf zu achten, daß es gerade 
der urfprünglich gemwollte Erfolg iſt, um den eB ſich handelt. Wenn hiernad Jemand 
eine bergiftete Speife feinem Gegner bingeftellt hat, in der Erwartung, daß fie der« 
felbe nunmehr obne fein meitered Zuthun verzehren werde, fo kann dieſer vollendete 
Verſuch noch dadurch rüdgängig gemacht werden, daß der SHandelnde die Speife 
wieder ausſchüttet. Hätte er aber, zu diefem Ende zurüdgefehrt, die Speife inzwi- 
{hen von einem Anderen außgefchüttet gefunden, fo war eine Willendänderung nicht 


| 
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ti da in feinem Yugenblid das Bewußtſein vorlag, dag be 
freien Mollen und Richtwollers abpänge. Das Übftepen & vn — 
folge war bier vielmehr ein gezwungened, ES haͤtte zwar vielleicht no & ber Berfas ch 
der Bergiftung erneuert werden können, aber der jebt beabjidtigte Erfolg wäre na 
mehr der urfprünglich gewollte, da ber Handelnbe mit ſeinem Willen it Des EL- 
ftändig abgeichlofien hatte, che er fi der Unmöglichkeit einer Menderung befell> Fr 
bewußt wurde. — 5 gebt ferner hieraus hervor, daß aud zur Strofofigtet > ce = 
untauglicherr Verſuchs ein freimilliges Nihtwollen dev Vollendung erforderih EPs 
meil der Sandelnde, von der Tauglichkeit feiner Mittel überzeugte und tug bee, 
wenn auch irrige Ueberzeugung, fein freier Wille gebunden war, In demfelben DE > - 
mente jedoch ‚ tm welgem in dem Stadium des unvollendeten Verſuchs die Unten nm — 
uchiet der Mrittel zum Bewußtſein kommt, und die Weiterführung de3 Unterm >» 
mens freiwillig — aljo mit dem Bemuftfein Der Möglichkeit der Fortführung 
unterfafen woird, wird aud der Verſuch ſtraflos. — Doaffelbe ift der Fall, wenn & F 
Zeit des Au fgebens des Derjuchd der Handelnde noch nicht zu der Anficht geko — 
men fein follte, dab in dem bereits Geſchehenen Die Möglichkeit der Vollendung ern + 
halten fei. War aber endlich dieſe Unfiht zur Fraglicen ge bei dem Handeln m. 
vorliegend gewelen, fo muß er ſolche Gegenmaaßregein treffen und fo lange Da ar 
fortfahren bis lid die Ueberzeugung bei ihm begründet, daß nunmehr der —— Bi 
nicht eintreten werde. Es ijt in biefem Stadium des undollendeten Verſuss —; 9 
feeiwilige8 Wufgeben deffelben auch dann nod möglich, wenn bad berbrederäg “2. 

Unternehmen eine Unterbrechung erlitten hatte, jedod dad Bewußtſein der Mögia > « 
keit der Bollendung bierdurk nicht befeitigt worden war — ber Dieb alfo etym > - 
welcher ſich vergeblich bemüht hatte, Die verſchloſſene Schrankthüre mit der 5 — —X 
aufzureigen, ſich zugleich zur Zeit der That in dem Befip eines Meißels befand. un 

Daß Nämlihe muß nun aber auch gelten, wenn es fih um die Mitwire 

fremder Kräfte, für melde ohne Sinnesänderung gebaftet werden müßte, bandelt. Sy — Ey 
bier wirb Die an und für fib begründete Haftbarfeit für die Mitwirkung die F —X 
Kräfte durch bloße Sinnedänderung des Individuums nicht ausgeſchloſſen, es m.’ er 
fi daffelbe vielmehr aud bier zunädhft die Freiheit ſeines Willens, d. b. die Ueg, hen © 

eugung verfcbaffen, baß die Möglichkeit des Erfolged durch das Zuſammenwi ge a. 

«8 bereit® Gefcehenen mit ſpäter hinzutretenden fremden Kräften wieder befeigz  ®ı 
fei. Denn Dem urfprünglib gedußerten Willen war das Verlangen nad dem IS; tt 
auteitt der Mritwirkfamfeit fremder Kräfte beigelegt worden; er atte in biefer — E 
ftalt eine Feibftitändige Exiſtenz gewonnen, fo daß er durch die bloße Aenderung & = - 
in dem In dividuum zurüdgebliedenen Allgemeinwillens auch in feinem Verla — 
nach dem SDimzutritt fremder Kräfte nicht mehr beſeitigt werden fonnte. Es iſt en 
bierbei auch bier, mie oben ſchon angedeutet, der Unterſchied jwiſchen unvollend ex ne X 
und vollerndetesm Bertſuch hervorzuheben. Steht der Thäter, weicher ſich die = 
nahme der S>auptbandlung vorbehalten hatte, im Stadium des unvollendeten =, 
fuch® von feinem Beginnen ab, und es wird, bebor er noch zur Ueberzeugung 8XX 
wieder befeitigten Möglichkeit des Erfolgeß gelangen konnte, derfelbe nun den er 
fei ed durch Dem Singutritt fremder Sträfte oder auch durd eigene zur Befeiti f 
ded bereits Befchebenen beitimmte Ihätigteit (melde in Ermangelung des x Be 
fremden Kräften gleichftebt) herbeigeführt, jo kann, da die zu dem bereitd Gef nu 
nen binutretende Kraft dem urfprüngligen Willen widerſpricht, höcitens von rebe. 
barkeit —— tulpoſer Unterlaſſung (in Konkurrenz mit VBerfuh) die Rede af. 
Anderd, wenn bie Sinnedänderung in dem Stadium ded vollendeten Verfuck, Nein. 
fcheben fol —  Gefept; U. bätte einen injwriöfen Brief an B. dur die Yin, x we 

efendet, jenoch aus Derfeben dem Adreſſaten einen falihen Vornamen beigel@ X 
—* bi AR ch der Brief unbejtellbar wurde. Gr ändert feinen Willen und —t, io 
—* —5 aphiren zu lahen, daß der (auf der Außenfeit ſignirte) Brief a Bub 
un J geben werben folle. E wird aber, fei «8 veranlaht durch feine T 8. 
Sandicri Sn per bem Telegrappenbramten dorgelegten Skriptur oder ein Du * 

ont 
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Verfeben ded Beamten, in Wirklichkeit telegraphirt, daß der fraglihe Brief an ben 
— jegt mit richtigem Vornamen bezeihneten — B. abgegeben werden folle. In 
Seine biervon wird der Brief beftellbar und gelangt an feine Adreſſe. Ober e8 bat 
emand Brandftoff angelegt und will denfelben wieder auslöſchen, gießt aber ftatt 
einer Flaſche voll Wafter eine Flaſche voll Spiritu auf bdenfelben aus. Oder es 
bat endlid Jemand einen Anderen in mörderifher Abſicht verlegt, und verbindet ihn 
fodann fo ungefhikt, daß der Brand an die Wunde kommt. Ich glaube, daß in 
diefen Fällen Haftbarkeit für dolofe Vollendung vorliegt, denn wenn fon bie fpätere 
Wirkſamkeit gegen den jegigen Willen des Handelnden binzugetreten ift, fo war doch 
dieſer Hinzutritt dem urfprünglic geäußerten Willen vollftändig angemefien. Diefer 
Mille befaß zur Zeit ded Hinzutrittö der fpäteren Wirkfamkeit noch feine felbftftän- 
dige von dem Individuum loßgelöfte Eriftenz, da daffelbe zur Zeit diefed Hinzutritts 
nod in feinem Augenblid feinen freien Willen wieder —* atte und darum auch 
bis dahin zu einem wirklichen Nichtwollen überhaupt noch nicht befähigt rer war. 
Es hatte nur den geſcheiterten Verſuch gemacht, fich die frreibeit ſeines Willens, die 
Möglichkeit des Nichtwollend zu erwerben. War aber jonab im Wugenblid ber 
Vollendung der verbrecherifche Wille noch vorhanden, fo muß biefelbe auch verant- 
wortet werden. 
ch hatte ald hierher gehöriges Beifpiel in meiner von Geber gen 
Abhandlung erwähnt, wenn jemand einem Andern vermeintlib Gift, in Wirklichkeit 
aber eine unſchäbdliche Subftang beigebracht habe, und nunmehr ftatt Gegengift Gift 
verabreiche, fo bafte er für dolofe Vollendung. Die Wahl war nur in fofern un- 
geſchickt getroffen, als fich vielleicht darüber ftreiten läßt, ob in der voraußgegange- 
nen Thätigkeit — auß welcher ber Irrthum, vergiftet zu haben, entftand — eine 
Mitwirkfamteit für den Erfolg enthalten if. Dieles Beifpiel bat nun das bödhfie 
Mißfallen Gehers erregt, indem er einmal behauptet, daß, was ich, wie agefaat, bier 
dabingeftellt fein laſſen will, die vorausgegangene Thätigfeit nicht von Mitwirtfam- 
keit für den Erfolg geworben fei; dann aber unter Berufung auf die Ethik, momit 
natürlih an und Tue fi) gar nichts bezwedt wird, dafür hält, daß derjenige, welcher 
in der Bethätigung feiner Reue für den urfprünglic beabfihtigten Erfolg wirkſam 
werde, denſelben unmöglid ald einen gewollten zu verantworten haben könne. Das 
wäre aber nad dem Vorausgeſagten nur dann richtig, wenn man annehmen wollte, 
dak in der urfprünglid — Thätigkeit ein ſelbſtſtaͤndiger bon dem Allgemein · 
willen des Individuums unabhängig —— Wille nicht enthalten ſei, dieſer in 
der urſprünglich geäußerten Thätigkeit enthaltene Wille vielmehr noch fortwährend 
unter der unbedingten Herrſchaft des in dem Indibiduum zurückgebliebenen Allge- 
meinwillens ſtehe. Allein dieſe Anſicht würde zugleid dahin führen, daß fi der 
Thäter in allen Fällen, und hätte er auch mit der größten Beſtimmtheit voraus. 
efeben, daß nunmehr verurfacht durch feine voraußgegangene Wirkſamkeit ber Erfolg 
ch mit Notbmwendigkeit ergeben müffe, dur bloße Sinnedänderung Straflofigkeit — 
oder doc ei die Strafe für Verſuch fihern könnte. Wäre aud nur noch 
im Moment des abgefeuerten Schuſſes diefe Sinnedänderung eingetreten, fo würde 
für dad Treffen der Kugel keine Haftbarteit begründet fein, denn war ein felbft- 
ftändig gewordener Wille in dem bereitd Geſchehenen nicht enthalten, fo würde in 
gone der Sinnedänderung überhaupt auc kein Wille in den Erfolg übertragen. — 
ie große Müdfiht, melde Geher bier der Meue, die übrigens, nebenbei gefagt, 
gar nicht einmal als nothwendige Bedingung einer wirkſamen Sinnedänderung an- 
gefeben werden kann, ſchenkt, ift um fo unbegreiflicher, als er ihr in feiner neueften 
Abhandlung über Verſuch die Straflofigkeit fogar dann verfagt, wenn ed gelungen 
ift, die Lebensfähigkeit des Gefchehenen wirklich zu vernichten. Nur eine Strafmil 
rung will er derfelben zubilligen, mie es ſcheint, lediglich aus Gründen der Kriminal- 
politit, denn an ſich lient fein Rechtsgrund vor, warum die pflitmäßige Unter 
laffung der Vollendung dur eine Strafmilderung für das Geſchehene belohnt wer- 
den fol. Es märe intereffant gewefen, von Geber zu vernehmen, wie es bon feinem 
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untt qus gehalten werden müffe, wemn nun ungeachtet deg „, z 
—— der Fortführung deb Verſuchs zu vw Vollendung aus den — —— 
n Gefehebenen der Erfolg ſich entwidelt. Fonſequent muß et, da er — ⸗ 
bereitö Geſchebenen ſelbſtſtändig gemorbenen Willen nicht anerkennt, die Hofttarfe a # 
für dolofe olUlendung leugnen, und bezw, wenn in folge deö Sinzutritts ner fu K- 
pofen, zum —wmed des aus Reue entiprungenen Beftreben® der Vernichtung de berait 
Beihehenen wanternommenen Thätigteit die Vollendung ſich ergiebt, Konturen; po mr 
bolojem Werfusch und fulpofer Vollendung annehmen. Damit würde er aber darm wu 
erade der mir zum Beweis der Unrictigteit m. A. vorgehaltenen elgerung ve — 
ru daß es für den Thäter befer fei, das Gefchebene eben ruhig — zu afemm 
ftatt eine Wernichtung ber Lebensfähigteit deſſelben ju verſuchen. A. ndabem 
darum von dieſer Einwendung nicht getroffen, weil fie dem Thaͤter Strafofigfe dr 
verheift, im Falle e8 ihm gelingt, fi feine Willensfreibeit wieder zu berfchaffen, are > 
fi derfelbe mithin hierdurch zur — des Geſchehenen aufgefordert üble mu 
wird. Denn ber Gedanke, daß er bierbei mögl icher Meife durch Ungfhidihte a 
gerade zur Serbeiführung des Erfolges beitragen werde, wird durch die Uecerzenm —_ 
gung depfeibene patalnfirt, Daß der Erfolg möglicher Weife fih icon allein aus De am 
Keimen des bereitö Gefchebenen ergeben könne. Es mürbde fogar eine Beloinuure 
der Kabrläffigkeit und eine Aufforderung u derfelben enthalten, wenn man ben bur — 
die — des urfprünglichen Willens und der fahrläffigen, aus Reue entfpra mm > 
genen Thätigfeit berbeigeführten erfola nur zur Kulpa aufrechnen wollte. Es ma 
fi das im Den oben aufgeführten Beifpielen recht fihtbar. Und wenn man et * 
unterſiellt, es ſei der mit dem Tode ringende Gegner in Foige ungeſchicher — — 
tungäverfuche fünf Minuten früber geſtorben, als es ohnedies geſchehen fein wür 2* 
fo wird die AUnrigtigteit dieſer Anſicht in die Augen fpringend. Auch bier weg. 7 
der Erfolg aus an und für ſich dolofen und tulpofen Momenten jufammengefept fei = 
Die Belehrung, in welder ih Geyer (S. 321) — feiner Erörterun — 
Wirkungen ber Reue über bie Bedeutung des Köſtlinſchen Eies ergeht, hätte a 
efpart werben fönnen, weil «8 aus m. 9* aus dem Strafrecht Har erfichtlich ü > X 
da ein S. 6 Bd. XI. diefed Archibs lediglich um dem prägnanten Ausdruc Ar 
thun war. e i j ur 
Zu cc. MI. fenbet dem vor ihm fliehenden B. eine Kugel nad und glaubt, in 
gefehlt zu Haben. In Wirfliceit aber finkt der getroffene B. im Gebüfce uf, 
men ı ftirbt unter dem verderlichen Einfluß, welche die in der Nacht plöglid er = 
etretene FFälte auf feine Wunde ausübt; oder wird auch in feinem bülflofen —S — 
—8* von wilden Thieren zerriſſen. Zur Beurtheilung folder Fälle wird zuerſt ne - 
Vorfrage entſchieden werden wen, ob der Thäter don dem Augenblid an , —— 
welchem er fich überzeugt hält, daß bie Kugel vorbeigeflogen fei, ben beabficy rn u 
ten Erfolg noch fernerbin wollen kann, a 
Diefe FFrage muß berneint werden, weil nach feiner Meinung ber Eintez 
des beabfichtigt geweſenen Erfolges unmöglich geworden ift, dad Unmöglicye ab “te 
nicht gewollt moerden fann, wenn ſchon ber fehlgefchlagene Schuß fehr unerwürng ex 
war, und vielleicht am anderen Tage die Nachricht von dem Tode ded Gegner Kt 
Mohlgefallen emtgegen genommen mirb. Chenfo muf aber auch auf der and Mrit 
Seite die Frage verneint werben, ob e8 dem Thäter bei diefem Irrthum en 
möglid) fei "den urfprünglih von ihm außgegangenen Willen gu ändern. Denn 2 
bierzu eforberlichen Pen daf der Erfolg wieder von dem freien Du, de 
und Nigtwollen abhänge, wird ftetö bie Ueberzeugung, bdenfelben verfehlt nn len 
bindernd im Wege eben, da biermit zugleich das Bemutfein, dab da Nihtus = Den, 
ein Rothiwenbigeß, ein Müfen fei, verbunden üft. Nimmt man nun an, dag x, DUlen 
dem bereitß Gefchebenen enthaltene Wille noch fortwährend von dem in dem “= in 
wurüdgebliedemen QAllgemeinmillen beherrfät merde, fo wird man ben nah den " D& ter 
tritt deB 9) ertbumd unter Mitwirkung der aisdann erft wirtfam gewordenen Ein 
* aſt 
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zur Eriftenz gelommenen Erfolg höchſtens nur zur Kulpa aufrechnen dürfen, eben 
weil alsdann der Hinzutritt der fremden Kraft nicht mehr gewollt war. Anderen ⸗ 
fal8 muß man annehmen, daß die Mitwirkfamkeit der fremden Kraft dem urfprüng- 
lien Willen angemeffen gewefen fei, und ber Thäter darum auch boloje Vollendung 
zu verantworten babe. 

Ju d. Hiermit gelangt man denn zu der vielfach beftrittenen frage, wie 
e8 ſich verbalte, wenn ber Thäter in der Lebergeugung, ben beabfichtigten Erfolg 
bereitd herbeigeführt zu haben, eine weitere Thätigkeit unternimmt, welde im Zu⸗ 
fammenwirfen mit dem bereitö Geſchehenen den Erfolg erſt berbeifübrt. Die Bollen- 
dung muß bier als eine dolofe aufgerechnet werden, meil mit der Ueberzeugung, fie 
bereitß herbeigeführt zu baben, ein freie Nichtwollen derfelben nicht vereinbar if, 
der urfprünglice Mille mitbin nicht mehr geändert werden fonnte, und die zu dem 
Geſchehenen binzugetretene Wirkſamkeit demfelben angemefien war. Wird bimgegen 
bavon audgegangen , daß im dem bereitö Geſchehenen ein unabhängig gemordener 
Mille nicht enthalten fei, fo kann der Erfolg bödftend nur zur Kulpa aufgerechnet 
werden, weil mit der Ueberzeugung, denfelben bereitd herbeigeführt zu baben, der 
Thäter ihn nicht ferner mit freiem Willen wollen fann, Muß nad den feitherigen 
Ausführungen die Haftbarkeit für dolofe Vollendung angenommen werden, fo ift es 
do, und wenn man felbft den animus occultandi zu Hülfe nimmt, nicht einzu- 
fehen, wie man aus derartigen Fällen eine befondere Schuldform — ben fogenann- 
ten dolus generalis — fonftruiren, oder wie man ſich auch lediglich an foldhe Fälle 
bei dem Nachweiſe der Nichtegiftenz dieſes Dolus halten konnte. Zunächſt enthält 
doc die ponirte Ueberzeugung de Thäterd, den Erfolg bereitb berbeigeführt zu 
haben, nur die Begründung dafür, daß die nachfolgende Thätigfeit nicht bon einem 
Dolu3 belebt if. zi aber die nachfolgende Thätigteit an und für fi” keine ver- 
brecerifche , fo ift es meiter auch ganz gleihgültig, ob fie gerade von demjenigen 
ausgegangen ift, der auch bereitö die vorausgegangene Handlung dolojer Weife unter- 
nommen batte. Der fogenannte dolus — reduzirt ſich ſonach auf die Frage 
von der Beurtheilung derjenigen Straffälle, in welchen ſich aus dem QZufammen- 
wirken einer verbrecheriſchen Thätigkeit mit einer nicht verbrecheriſchen Kraft der 
Erfolg ergeben bat, melde Frage ſeither in ihren verſchiedenen Richtungen erörtert 
worden ift. Inſonderheit bieten die Fälle des dolus generalis feine Berferieden. 
beit von denjenigen dar, in welchen der Erfolg ber Mitwirkſamkeit der aud Reue 
entiprungenen Thätigfeit (3 b.) oder irgend einer nach Eintritt der irrigen Ueber- 
zeugung, den Erfolg verfehlt zu haben (3 c.), zu dem bereitd Geſchehenen binzu- 
getommenen Kraft feine Exiſtenz verdankt. Der Fall ift ferner — objektiv — der 
nämlihe (wenn au die Entſcheidung eine andere, fiebe oben 2.), wenn “Jemand 
einen Anderen niedergemorfen bat, um ihn zu erdroffeln, ihm aber, noch ebe er bier- 
w — fonnte, aus Unvorſichtigkeit eine Piſtole losgeht, die den Tod her—⸗ 

ifübrt. 


Ganz die nämlide frage, wie beim dolus generalis, ift ed dann aud, 
welche bei den fogenannten act. lib. in causa wiederkehrt, und Geher bemübt ſich 
vergeblib (S. 242), bier einen Unterſchied nachzuweiſen. Wenn die Mutter ihr 
Kind zu fi in dad Bett nimmt in der Hoffnung, daß fie fib im Schlafe auf 
daflelbe wälgen und ed erdrüden werde, fo liegt in dem Sereinnehmen des Kindes 
in bad Bett die mitwirtende Thätigkeit für den fpäter eingetretenen Erfolg, welcher 
denfelben objektiv in feinem vollen Umfange verurſacht bat. Und da dad Erdrüden 
des Kindes zum Voraus in Berehnung gezogen worden, mithin dem urfprünglidyen 
Willen angemeflen war, jo muß daflelbe aud, obwohl in unzurehnungäfäbigem Zu- 
ftand und nicht gegenwärtigem verbreceriibem Willen — berantwortet 
werben, fo daf Haftbarkeit für bolofe Vollendung vorliegt. n Gever bie Haft- 
barkeit für dolofe Vollendung bier darin begründet findet, daß der Schlaf und be- 
ziehungsweiſe dad Aufwälzen auf dad Kind ala Mittel zur Verwirklichung ber That 
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e woeſen fei, fo ift diefe Begründw779 eben nur im ſoweit urn; 
Kal Die 3egiehung der aewählten Mittel Au dem urf Pring lieh cr m 
dad Auge Faßt , denn bie Anmendung ber Mittel war eine willentg e. In — 
man etwa wnterfielt , die unmillfürlide Bermegung de& Aufwälzeng fei ins bemt 
Stof eine® Pinbderen veranlaft worden, oder unter dem quälenden Einfuf gewi nes 
Snfetten erfolgt fo märe das don Geyer aufgeſtellte Wrinzip zu Ende, da Biefet A 
hnerlih al® mitwirtende Kräfte zum Voraus auderfehen worden twaren, 68 © - 
überhaupt eine bebenflihe Sache, die Haftbarfeit für Den bollendeten Erfolg vb 
iaden oder zu verneinen, je nachdem die Mittel, Durch melde derfelbe berbeigefüp m r 
wurde, zum WVoraus auderfehen waren oder nicht, denn es läßt ſich bier feine fee 
Grenze ziehen. erlangt man, da fih der Thäter die Mittel ganz befonders fra = 
Haliiet haben müffe, fo mürde B. die Mutter, ‚welche ihr Kind in das Bett — — 
nommen bat, um es im Schlafe zu erdrüden, mit für dolofe Vollendung bfteezm 
wenn das Find unter der Bettdede erſtickt; ſowie man auf der anderen Seit — 
wenn auf eine ſolche Spezialiſirung kein Gewicht gelegt werden ſoll, gerade u De — 
Ergebniſſen gelangt, mit welchen Geher in feinen Beifpielen m. A. zu widerle g · — 
fuht, indem bie eigene Thätigkeit ſtets als daß Mittel erſcheint, ohne welches fi 
der Erfolg nicht ergeben haben würde. j — 
Was inſonderheit die Anficht Gebet über den dolus generalis anlangt, 

leugnet er natürlich — obgleich er felbit einmal (S. 316) von einem in dem 1. 
fehehenen fortlebenden und daffelbe beberrihenden verbrederifchen Willen ſpricht — — 
daß durch Die nachfolgende Handlung, da fie nicht von Dolus durhdrungen = 
Haftbarfeit für dolofe Vollendung begründet werde. Die Mutter, welde in mör e “> 
rifher Mbficht, verlegt und fodann den vermeintliben Leichnam verfbarrt ——— 


—* 
fönne darum bezüglich der Vollendung höchſtens nur für Kulpa in Anfpruch e =, 
men werden. Da ift ed denn aber unbegreiflih , wie Gever Saftbarfeit für dor Fr = 


3 ng amnnebmen fann, wenn der hülflos für tobt im Walde liegen aelaftu— 7 = 
— ——— von wilden Thieren zerriſſen wird, denn dieſe Wirkſamkeit un NE _ 
fbarren der bermeintlichen Kindesleiche ſind beide gleich wenig von Dolus —E — 
Be beide Fälle der nämlichen Beurtheilung zu unterzieben find, wird a 
fo einleuchte n der, wenn man unterftellt, daf der von den Thieren zerriffene Ren 
gerade das mon der Mutter für todt liegen gelaſſene Kind it. milden diepe > 
Liegenlaffen (oder aud Sinlegen) und dem Verſcharren der vermeintlichen Kinde 
teihe möchte ein relevanter Unterſchied ſchwerlich erfindlich fein, — Die Saftbarfer 
ded Thäter8 für bie Wirkſamkeit der wilden Thiere foll darin ihren Grund habey, Ey 
daß derfeibe feinen Gegner in einen Zuftand verfept hatte, in weichem er den Ihiar 
ren ded Waldes preiögegeben war. Das Nämliche liegt aber auch bei dem do, he 
generalis vor; Denn aud bier datte die Mutter das Kind in einen Yuftand verfe ne 
in welhem es ibrem Irrtdum über die Fortdauer feines Peben® unterworfen ware 
Uebrigend fübrf diefe Begründung Gehers auch zur Aufrechnung des vollendex n_ 
Erfolges, im SGalle der Derwundete, welcher in Folge feiner Verlegung eine MReictt 
gelegenheit mach Amerika derfiumen mußte, in Europa von einem berunterfallen AN S- 
Ziegel erfichlagen — auch bier iſt ein Zuſtand geſchaffen worden, welchen ven 
z i um 0 x — m 
Bm als ift «8 nad den feitherigen Ausführungen lediglich die ei 
Thätigteit und das eigene Mollen, welches die Strafbarteit bedingt, und eg Senne 
diefelbe nicht aus dem Willen und dem Thun Anderer abgeleitet. Darin vi „Tb 
vielleiht eine probe auf die Richtigkeit derfelben enthalten fein. Gewiß tanıy — Ste 
tage, ob Die eigene Tbätigfeit eine Nitwirkfamteit für den Erfolg enthalten, > 


© 


en mitwirtſam gewordenen Kräfte dem Millen ded Thäterd ange 
u Amon vereinzelten Falle große Schmierigteiten barbieten. Stehen rt N 


i n 
einmal diefe beiden Erforderniffe feft, dann fa t 
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dung nicht bezweifelt werden. Und bierin liegt zugleich der Unterſchied von ber biß- 
berigen Theorie. Denn wenn man, von der Theilbarkeit des —— ausgehend, 
annimmt, daß der Thäter nicht ſchon vermöge feiner eigenen Mitwirkſamkeit objektiv 
den ganzen Erfolg verurſacht habe, fo kann berfelbe auch durch dad bloße Wollen 
der übrigen Kräfte nicht für die Vollendung baftbar gemacht werden, weil es eben 
objettiv unmöglich ift, durch bloßes Wollen ein Verbrechen zu vollenden. — Zum 
Schluſſe glaube ih hiernach wiederholen zu können: die mitwirfende Urſache be- 
tündet Haftbarfeit für dolofe Vollendung (mit dem — felbftverftändliben — Zu⸗ 
h * — die übrigen mitwirkenden Kräfte dem Willen des Thäters nicht 
widerſprechen. 


— — = sBigiized py Google 





3u dem Rechtsfall: Sahrläffige Tödtung, Tödte — 
oder Deranlaffung Des Todes, 


Bon Herrn Profefjin Dr. Hugo Böhlau. 





Wie erbalten von Herrn Profeſſor Böhlau bins Bemerkung zu d 
©. 533 ff. Diefed Bandes ug rag Rechtsfall. Herr Böhlau —— 
Bei meiner in dieſem Archiv XIV. S. 536 erwähnten Aeußerung hatte “ 
zunädft nur an ben fall gedacht, wenn der Zutrinter den animus occidendi bare > 
Allerding8 aber möchte ich, gegenüber den Entſcheidungen in dem überſchriftlich > - 
zeichneten Falle, die Meinung für die richtige halten, daf der Kaufmann, mel =. 


em von u 


den GutomSfpy zum trinken animirte, aud von der Strafe des $. 184. bes See 
gefepbuh8 freigufpreen gemefen wäre. = r- 
E3 dürfte nicht richtig fein, hier den Sap volenti non fit injuria und 2 
Lehre von ber Beihülfe zum Selbftmord in die Debatte zu ziehen. Mer den Wi = 
eines Anderen, ſich felbft zu tödten, kennt, und zur Ausführung diefe Willens a 
gleider oder wngleiher Teilnehmer Hilft, muß ſich den erzielten Tob unbedingt y ı = 
eine Folge, feines Sandelnd, ald ein occidere zurechnen lafen. Wer bier — 


Ann 
——— 


. wollte, würde zu einer Straflofigteit oder etwa nur polizeilichen Stafpa 


i Theilmahme überhaupt gelangen. 

anders der, der weiß, dah ſich der Andere — hier ber Ulan 
tomäty — nicht tödten laſſen will, oder der doch nicht weiß, daf der Andere Seipri- 
morbeabfichter bat. In Beziehung auf folden fall beginnen erft die Zweifel „ Tr. 
der eingetreterte Tod ald kauſale Folge des Zuredend zum trinten angefehen wo 


— Urtel der Richtigkeits . Inſtanz vermißte Feſtſtellun = 
i m : x e ; 
Die Bd ed ber Wille des Anderen geweſen fei, ſich feibh au kihär 
oder befhädigen zu laffene, x 
würde mir eben deöhalb für die materielle Vertheidigung nichtd weniger als — 
DT 


derlich ——— des Kauſalnexus beſtehenden Zweifel ſucht daſſelbe 


auf bie Ceidenfhaft des Gutomäty zu befeitigen, welhe de DBertel 

u. Ay 5 der Unfreiheit verjept habe, — — an fh) Werten 
macht; wind Die Surehnungdlere nie zugeben. Die im fette fontret Gegner 
Beidenfhaft freilich „ann, unter Umfänden bie Surehnungstäbigtit aufdebem FRA Liste 
if die Gier ein eB Srinkerd, melde bei dem nbtit der verführeriſchen Sun ⁊ 
Loge 
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erwacht, ein folder Affekt? Phyſiologiſch mag der Begriff des Affekts eine crux fein. 
Juriftiib wird man doch faum a daß jener Trinfer, wenn er in eben jener 
Gier das begehrte Getränt ftieblt, aus G.215. des Strafgeſeßbuchs reiponfabel wird. 
Einen, etwa im talmudiihen Stadium des Lammes wirklich Trunfenen, erklärt die 
Straftehtätheorie und Praxis einmüthig für — — und doch ſoll ſchon 
die Luft eines Trunkenboldes, ſich zu betrinken, unzurechnungsfähig machen? 
Gutowsky aber auch nur »theilweis⸗ zurechnungsfähig geweſen, — und 

daß er nach Genuß des erſten Quarts ſofort ſinnlos trunfen geweſen, iſt eben fo 
wenig feſtgeſtellt, als daß der Tod zufolge des lezten % Quart3 eingetreten ſei — 
fo bleibt aud vom Standpunkte der Dber-Tribunald-Entiheidung der Kaufalnerus 
zwiſchen dem Tode deffelben und dem Zureden des Angeklagten durchbrochen eben 
durch daB freie Handeln des Trunfenboldeß. 

ch vermag fein Mittiered zwijchen diefem logifhen aut — aut aufzufinden. 

oweit die Bedenken bed Herren Drofeifor Böhlau gegen die ergangene Ent- 
ſcheidung in diefem juriftiid allerdings ſehr intereflanten Falle. Wir gejtatten uns 
dazu folgende Bemerkungen. Auch uns bat der Fall, wie die von und der Ent- 
ſcheidung beigefügten Betrachtungen darthun, in der Art, wie er feine Löſung ge- 
funden bat, Bedenken erregt. Wllein die oben angeregten vermögen wir nicht zu 
theilen. Wir haben der frage über die Beihülfe an einer Verlegung, die fi ein 
Anderer felbjt freiwillig zugefügt, alfo aud der Beihülfe am Selbitmord nur gedacht, 
weil es fich in der That bier um den Fall der Darreibung von Mitteln, durch 
welche ſich der Andere ſelbſt getödtet hat, handelt, die Beurtbeilung alfo im Prinzip 
von der frage über die Strafbarkeit dieſer Hauptthat — der Selbitbeihädigung 
oder des Selbſtmordes — auszugehen bat, um zu der Beurtbeilung der Strafbar- 
feit ded Gebülfen zu gelangen. Denn rechtlidy iſt diefe Strafbarkeit immer von der- 
jenigen der Hauptthat abhängig, fie fteht oder fällt mit diefer, und Saupttbäter im 
Verhaͤltniß zum bloßen Gebülfen bleibt immer derjenige, durch deffen Thätigkeit daß 
angebliche Verbrechen ſelbſt ausgeführt ift. Handelt es fih alfo aud um einen zu- 
vehnungöfähl en, ber folgen feiner Handlung fi bemuften Menfhen, fo kann 
darüber , daß feine Selbftbefhädigung und fein vollendeter oder verjuchter Selbit- 
mord — alfo Handlungen, die er mit eigener Hand an ſich felbit vollführt — ftraf- 
(08 find, ein Zweifel nicht wohl obwalten. Die vielfachen Erörterungen über die 
Theilmahme in foldem Falle durd Anftiftung oder Beihülfe gelangen denn auch 
auf diefem Wege konfequent zur Straflofigteit. 

Under aber war e8 — und biele frage mufite nad den Umſtänden des 
Falles nothwendig angeregt werden — wenn der Denatus, der Gutowskh, nicht zu- 
technungsfäbig, oder doch nur der folgen feiner Handlung fi nicht bemuft war, 
wenn er fi alfo nicht felbft befhädigen oder fogar tödten mollte, oder nicht einfab 
oder einfehen konnte, daß die Menge des raſch genoflenen Branntwein® feinen Tod 
herbeiführen könne. 

Es iſt nun vollkommen richtig, daß der Regel nach die bloße Leidenſchaft, 
die heftige ſinnliche Begierde, die Zurechnung vor dem —— nicht aufbebt. 
Allein dieſer Satz würde bier nur zur Geltung fommen, wenn es ſich eben nur um 
eine von dem Gutowsky verübte jtrafbare That, alfo um deren Zurehnung gegen 
ibm felbft, handelte. Dies ift aber nicht der Fall, vielmehr bat das Ober- Tribunal 
die davon ganz unabhängige Rechtsregel ind Auge aefaht, daß derjenige als der 
pbofifche Urheber haftet, melder fi eines willenlofen — — zur Verübung 
einer ſtraſbaren Handlung bedient, und als ein folder Urheber iſt der Angeklagte, 
der Kaufmann Stadfletb, betrachtet. Ob der Gutowäly in diefem Sinne ein willen- 
loſes Werkzeug einer gegen ihn felbft verübten That geweſen fei, ob alfo auch die Feiden- 
haft, die Begierde des Trintens, die zureichende Urfache geweſen fei, um ibn in ſolchen 
Zuftand einer Willenlofigkeit, gegenüber dem Anreiz des —— zu verſetzen, kommt, 
ais eine lediglich thatſächliche Frage bier, wo es ſich nur um die Rechtäfrage handelt, nicht 
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in Betracht. Das Ober » Tribunal, welches als Nichtigkeitsrichter feine Thatfce HH en 
fib fefiftellenn Tann, bat Die Grundlagen dafür in den Eitenntniffen ber beiden => ut. 
rihter gefunden ; die Zweifel bierüber mögen auf ſich beruben bleiben. Erhe b CA Er 
it ugegen Die von uns in unferen Bemerkungen über den Rechtsfall hervorgeb> E> e ru 
firage, ob jen ex Grundſaß über die Urheberſchaft durd die Vermittelung eins Bel en- 
ofen ald Werkzeuges der That auch, wie bier, auf fulpofe Verbreden Anwen > mzarıg 
finden önne, da doch die Megel überhaupt formell von der Anftittung, die ira aıımer 
nur ald eine doloſe gedacht werden kann, ausgeht, und nur durch eine Fiktiora zur 
phpfißcenn Urbeberidnit gelangt, bei welcher aber unter allen Umftänden wenig Fternö 
And Brmußtfein, daß der phyſiſch Handelnde willenlos fei, in foweit alfo dod» Der 

der Dann anfbeinend wiederum von der That felbft nicht getrennt wen Den 


Dolus . 
fann, bei dem Anſtifter vorhanden geweſen fein muß. 
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Mnterfucung wider den Tagearbeiter Queche und den 
Schmied Glaubitz. 


J. der Nacht ‚vom Dienſtag den 20. zum Mittwoch den 21. Oktober 1863, 
zwifhen 12 und 1 Uhr, paffirte der Müllermeifter Strempel die von Dierdborf, im 
Kreife Nimptſch, über Kunsdorf nah Münfterberg führende Chauſſee, und bemerkte 
unweit Dierödorf auf der linken Seite der Chauffer dit an dem Graben berfelben 
einen balbverdedten, mit einem Pferde befpannten Wagen ftehen, an deffen rechter, 
nad dem Chauſſeegraben zu gewendeten Seite ein ibm unbefannter Mann in fauern- 
der Stellung an einem, an dem fogenannten Sturmbügel des Wagens befeftigten 
Stride bing. Strempel befaßte den Hinterkopf de8 Mannes und fand, daß derfelbe 
fi ganz kalt anfühlte. Auch mehrere andere Derfonen, welche Strempel eiligft auß 
Dierödorf zu Hülfe geholt hatte, überzeugten fi, daß der Mann, an deſſen Vorder- 
kopfe ſich bei näherer Befichtigung eine, ungefübe 1 Zoll lange Wunde mit fharfen 
Rindern und in deren Umgebung etwas geronnenes Blut zeigte, bereit® tobt war, 
da derjelbe, ald man den Strid, am welchem er hing, durdichnitt, wie leblo8 an 
den Rand des Chauffeegrabens fiel. Es blieben auch die von einem fofort berbei- 
gerufenen Arzte angeftellten Wiederbelebungsberſuche fruchtlos. 

Die von der Polizeibehörde alsbald veranlaßten Ermittelungen ergaben, daß 
jener Mann der Lohnkutſcher Karl Tſcheche aus der benachbarten — Reichen · 
bad war. Schon beim Auffinden der Leiche hatte man wahrgenommen, daß der 
Strick, an welchem dieſelbe hing, nicht die Form einer Schlinge hatte, ſondern viel 
mehr mehrere Male um den Hals de Mannes und zum Theil fogae über feine 
Kleider gewunden war. Auch zeigte fi, daß die rings um den Hal befindliche 
Strangulationsrinne nur flah und wenig mit Blut unterlaufen, überhaupt nicht fo 
ausgebildet war, wie ed bei Verfonen, die fich felbft erhängt haben, der Hall zu 
fein pflegt. 

— es hiernach ſchon feinem Zweifel unterliegen, daß Tſcheche nicht etwa 
durch Selbſtmord ums Leben gefommen, ſondern vielmehr durch Andere getöbtet 
worden war, fo wurde died aud durch die an dem Tage nach dem Vorfalle, den 
22. Oftober 1863, bewirkte Obduktion und Sektion der Leibe durchaus beitätigt. 
Die Gerihtsärzte, Kreisphyſikus Dr, Hoffmann und Kreiswundarzt Vortiſch, welche 
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die auf dem Stop bet Leiche befindlihe Wunde für nicht tödtlic erkii pri 

im Uebrigen er Sraund des Befundes ihr Gutachten dahin ab: item, gabe 
daß Tiyede im folge von Erdroſſelung am Gebirnſchlag und an C&=-- 
ftickung geforben, und daß derfelbe demnäcft, und zwar nıddem feäre 
ZoD bereitö eingetreten, an dem Wagen, an welchem er gefunden vur— © r 


aufgebängt fei. 
Der Berdagt, den Tſcheche ermordet zu haben, fiel fofort, ald dt Ber-— 
breden befannt wurde, auf den übel berüchtigten Tagearbeiter Quede aus Reihe zu — 
bad, fowie auf den Schmied Glaubig aus dem unweit davon entfernten Orte Er = — 
dorf. Eepterer geſtand auch fogleich bei feiner erften polizeilichen Vernehmung feize = 
Betbeiligung an dem Verbreden ein, indem er den Duede, feines Leugnens 1 mm — 
geachtet, zugleich als den Hauptthäter bezüchtigte. Beide wurden aläbald gefängl# — 
eingezogen, Und nad Beendigung der Vorunterfuhung, in welcher Glaubik dad > — — 
ſtändniß der That wiederholt und in umfallender Wale ergänzt hatte, durd — — 
ſchluß des Anklageſenats des Appellationsgerichts zu Breslau am 15, Mir 86 Er 
und zwar Jeder von ihnen ald hinreichend belaftet: 

in der Nacht vom 20, zum 21. Oftober 1863 auf der Strafe zwifbe— rm 

Reichenbad und Diersdorf gemeinſchaftlich mit einem Anderen den be — 

futfcher These vorfäpli und mit Ueberlegung getödtet zu haben, 
alfo wegen Morde3, zur Aburtheilung vor dad Schmwurgericht zu Schweidnik de u — 


wieſen. 

‚0 ‚der öffentlichen Sißzung vom 13. und 14. April 1864 erachtete Dee 
Gerichtsdof das von Glaubiß abgelegte Geſtändniß, abweichend von der Anſicht d > 
Beamten der Staatsanwaltſchaft und des Mertheidigerß, melde daflelbe für vo — 
ftändig und unbedentlic bielten, zur Feſtſtellung der Thatfrage nicht für ausreihbere — 
und befhlog Daher, auch gegen diefen Angellaaten unter Mitwirkung der Gedm > — 
tenen zu verhan Deln / und zwar um deähalb, weil «ä nit unzweifelhaft war, > Em 
Blaubig mit als SHaupttbäter oder nur als Theilnebmer an dem Verbreden de 
Hauptthiter8 Qu ecke anzuſehen fei. 

Die Geſch worenen erklaͤrten demnächſt auf die ihnen vorgelegten Fragen m ĩ — 
mehr ald 7 Stimmen den Quede ſowohl, wie den Glaubik nad Maafgabe der Ur — 
Hage der That Für fhuldig, fo da eine weitere, den Gefchworenen darüber vo — 


gelegte frage: 
ob Glaubitz an dem von Quede mit Borfag und Ueberlegung verübte — 


Berbrechen der Tödtung nur Theil genommen habe, und ob jeine Thea l— 
nabme an dem Verbrechen eine melentliche oder eine nicht weſentlich — 


gewefen je? 


unbeantwortet blieb. 

Der Gerichtähof ſprach hiernach, gemäß $. 175. des Strafgeſetzbuchs, gegen 
beide Angellagten wegen Morded dad Todesurtheil aus, und es it au die va» 
Quede dagegen angebrachte Nichtigkeitsbeſchwerde don dem Ober + Tribunal ald un _ 


indet zu rückgewieſen worden.‘ 

begrün Far nun Das Refultat der Unterſuchungs · Verhandlungen betrifft, fo up 
der gegen die Werurtbeilten geführte Beweis ihrer Thäterjhaft bauptfählih auf de mn, 
von Glaubig abgelegten Geftändniffe. Nach Inhalt diefeg Geftändnified ift dad Bex- _ 
breden in folgender Weife verübt worden : ee 
Glaubig, welcher jeit dem 23, Juni 1863 in der zu Ernädorf bei Reiben _ 
bab befindlichen Gasanſtalt als Schmied befchäftigt war, lernte bier zu Anfarı 
Auguft 1863 ben Tagearbeiter Quede, der ihm als Handlanger zugetbeilt wurde, 
fennen. Etwa 14 Tage fpäter that Quecke zu, Glaubig zu riederbolten Malen UT 
Aeußerung / da ß fie ſich bei der Arbeit nicht No zu quälen brauchten, da ev wohl wie, 
mie fie fich auf andere Meife leichter Geld Dexiwaften könnten. Er fuhte nun bey. 
Glaubig zur gemeinſchaftlichen Verübung vom Selddiebftählen zu überreden, indem a] 


Urhiv. 1806. Hrovenmber. — 


734 Günf Kapitalfäle. 


jugleich zu berftehen gab, daß nicht? darauf anfomme, wenn babei Jemand ums 
Veben füme. 

Insbeſondere ſprach Ducde davon, daß fie den Buchhalter in der bei Reichen- 
bach gelegenen Dampfmühle, Namens Bielfbowäty, oder auch den Müblenbefiger 
Feder in dem benadbarten Orte Grädis ermorden und ihred Geldes berauben künn- 
ten, fowie, daß er ed mamentlih auf den Lohnkutſcher Tſcheche in Reichenbach, 
welcher immer viel Geld bei fi trage, abgejeben habe. Auf QDueded fortgefeptes 
Qureden und da Glaubig ſich ald Schmiedemeifter niederlaffen, und feine Geliebte, 
die unverehelichte Notber zu Deilau beirathen wollte, zu diefem Zwecke aber Geld 
gebrauchte, fagte er endli feine Beihülfe zu dem von Quecke beabfichtigten Ver- 
brechen zu. Schon damald, gegen Ende Augufi 1863, machte Quecke Vorbereitungen 
zu dem Verbrechen, indem er eine fogenannte Zuderfchnur doppelt zufammendrebte 
und diefelbe demnächſt, um fie glatter und geichmeidiger zu machen, durch Talg zog, 
wobei er äußerte, daß er damit fehr leicht einen Menſchen erwürgen könne. Auch 
batte Quede einen, ungefähr 1 Finger ftarten und 12 Zoll langen eifernen Stachel, 
welcher in der Gasanjtalt zur Unterhaltung des Koblenfeuerd diente, beimlich bei 
Seite gebracht, um denfelben bei der Verübung des Verbrechens zu verwenden. 

Nachdem Quecke felbft ſchon mwiederbolt unweit der Reichenbacher Dampf- 
müble auf eine paflende Gelegenheit gelauert batte, den Buchhalter Bielfhomäfn zu 
überfallen und die unter deſſen Aufſicht fiebende Kaffe fortzuſchaffen, bat aud 
Slaubig ihn zu diefem Zwecke drei verfhiedene Male im September 1563 bis in 
die Nähe der Müble begleitet. Beide ftellten ſich des Abends von 7 bi8 9 Uhr 
dicht bei der Müble in der Abſicht auf, dad Verbrechen, zu welchem Quecke ſich mit 
der Zuderfchnur und dem Eifenftachel verjeben batte, auszuführen, fobald der Bud- 
balter in dem zur ebenen Erde gelegenen Gefhäftälofale allein anweſend fein würde. 
Indeſſen ftanden fie von diefem Vorhaben ab, weil der Verkehr des Publikums in 
der Nähe der Müble zu lebhaft war und fie daber befürchten mußten, entdedt zu 


werden. 

Zu Anfang Oktober 1863 wurden Beide, Duede und Glaubig, aus der 
Arbeit in der Gadanftalt zu Ernsdorf entlaffen und verkehrten auch feitdem täglich 
mit einander, indem Quecke ſtets den Glaubig aufſuchte und ibm nad dem bei 
Reichenbach befindlichen Egercierplape zu beftellen pflegte. Ihre Abſicht ging jeht 
dabin, den Lohnkutſcher Tſcheche in Reichenbach räuberiſch zu überfallen, und follte 
Glaubitz denfelben zu diefem Zwecke eines Abends zu einer Fubre nah Gnabdenfrei 
Dingen. Duede mollte diefed nicht felbft thun, weil die nicht unbenründete Beforgnif 
obwaltete, daß Tſcheche der Mufforderung des übel berüctigten Quecke feine olge 
leiften und Verdacht fhöpfen mödte Als Glaubik deöhalb am 18. Oktober 1863 
eined Sonntags bei Tſcheche anfragte, erhielt er von ibm eine abſchlägliche Antwort, 
weil, wie derfelbe erklärte, fein Dferd krank war. Dienftag, den 20. Oktober 1863, 
aegen Abend, nabdem Glaubig wahrgenommen, daß Tſcheche fein Pferd wieder an- 
Ipanne, und er died dem Quecke mitgetheilt hatte, verabredeten Beide, daß Glaubig 
abermals verfuchen folle, den Tſcheche zu einer Fuhre nah Gnadenfrei zu Dingen, 
mwäbrend Duede den Wagen unterwegd erwarten und auf Glaubig’8 Aufforderung 
in demfelben Dlap nehmen wollte. 

Diefer Plan jheiterte jedoch, da Glaubip auf feine erneuerte Anfrage von 
Tſcheche abermald einen ablehnenden Beſcheid erhielt, da derjelbe, wie er angab, noch 
an dem nämlichen Abend eine Fuhre nach Langenbielau zu machen batte.. Quecke, 
welcher inzwiſchen auf Glaubig gewartet batte, kam mit demfelben nun dabin über- 
ein, daß fie dem Tſcheche auf der Rüdfahrt von Langenbielau auflauern und fi 
von ibm in feinem Wagen mitnebmen laffen wollten, um bei diefer Gelegenbeit daß 
aeaen denfelben beabfichtigte Verbredben zur Ausführung zu bringen. Nachdem Beide 
daber durch Reichenbach gebend, an der Rotherſchen Brauerei, fowie meiterbin an 
dem Scornfteinfeger Pachmannſchen Haufe vorübergelommen waren und dabei zu- 
aleih beobachtet hatten, daß Tſcheche mit feinem Wagen bereitd nad Langenbiclau 
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abgefahren war, El rigen auch fie, ihren Weg über Ernsdorf nem ' 
dorthin eim, imdem Suede auf kürze Zeit in dem auf ihrem Wege it 2 u Fa 
mannihen Kretſtam tinkebrte, während Glaubiß aus feiner; une an 7 — 
ten — —— > wei — Shawl berbeibolte, Ep 
uede, mt en Shaml zur Ausführung der That do ; x 
langt, fi inz wiſchen auch aus feiner Wohnung einen fonft nicht ee —— 
en niedrigen Sut, offenbar um fib unfenntlih zu machen, berbeigeboft hatte, 1 ur 
—— auch jetzt mit der erwähnten Zuckerſchnur und dem eifernen Stadel »>ece = 
— und erwartete den Glaubitz, ald dieſer mit dem Shawl von Haufe zur — 
ns tr — — ——— Kretſchams hinter einer hohen Gartenmaım = “ı 
r i n : 
— — a ort bei der ſchon beginnenden Dunkelheit niht pe Et 
‚ Inzmwifchen war ed 9 Uhr Abends geworden, und bald, nachdem = d 
—— eine an der Chauſſee nach Langenbielau gelegene —X ——— 
ehrte Tſcheche von dort mit dem halbverdedten leeren Wagen zurüd. Auf Quec# — 8 
Droge ertlärte fich Tſcheche bereit, dieſelben für 2% Sgr.welche er alsbald > — n 
er ausgezablt erbielt, in feinem Wagen bi nah Reihenbab mitzunehm — mr. 
eide beftiegen daber das Fubrwerk, indem fie in dem Innern bdeffelben Dlap ne DD- 
en und zwar Duede unmittelbar binter dem auf dem Bod fipenden ine ME = 
f don auf dem Waege nach Reichenbach hatte Ducde, mie er dem Glaubik zu = — 
eben gab, die Abſicht, dad Verbrechen zu berüben; es begegneten ihnen indeſſen — u 
biel Derfonen zu Fuß und zu Wagen, und Glaubig wußte daber, auf Quede Ei — —— 
anlafjung, dern Tſcheche zu beftimmen, fie für 15 Sgr., weiche er ihm verfprem — 
noch weiter bis zu dem fogenannten Herren Vorwerk zu fahren. Ad man du — = 
Reichenbach bis auf die von dort nah Güttmannsdorf führende Ehauffer, und zu> —— 
bis auf eine Mnböbe bderfelben, gelangt war, machte Quede den Glaubitz darauf we = 
merffam; daß er munmebr auf das Pferd dor dem Magen aufpaffen folle, und u a u. 
in demfelben Augenblicke dem Tſcheche die aus der Zuckerſchnur gemachte Shlire r 
von hinten über den Kopf, indem er zugleich die Schlinge feſt zuſammenzog. Tſchect ——— 
weicher nur einige Worte, wie Ach jefus!e murmelte, neigte ſich mit dem R — 
rüdlingd in den eier ir und fiel demnächſt mit emporgehobenen Beinen nad De ae 
rechten Seite bin aus dem Wagen auf die Strafe, mobei er jedoch nur mit be 
Untertörper auf den Erdboden zu liegen kam, da Quede dad eine Ende der Shlirr mg m 
noch in der Sanb hatte und dadurch Tſcheches Oberkörper in fchwebender Lage — 
— re * ie Pferd, ner Tſcheche bei dem Fall au em Wagen > T => 
eine unwilltürtt ‘ gezogen batte, eine We ach Mi 
Quede hieß Daber den Glaubitz mit den Worten: a De ea —— 
Sie Heupferd verfluchtes, halten fie doch das Pferd! 
aus dem Wagen fteigen und dad Pferd zum Stehen bringen. Wä ubi 2 
auf der linten Seite den Wagen verlafend, Ye — ——— gi er 
merkte er, Daß Ducde den Tſcheche mit der einen Sand an der Schlinge, mit D “em 
anderen aber an dem Rode gefaßt hatte und denfelben, indem er ihn auf Dies * 
Weife in dem Wagen bineinzog, quer unter das Spripleder legte. Auf Que ‘= 
Gebeif gab Glaubitz diefem die Leine in die Hand und este fih fodann wieder — 
den Wagen ‚ WO ibn Duede dad Ende der Schlinge mit dem Auftrage über a ui 
dur fharfeS_ WUnzieben berjelben den Kopf des Tſcheche in die Höbe zu bringe 
damit defjen Beine niht aus dem Wagen berausbingen, fondern vielmehr von & - 
dam deckt würden, Gl ge ' ; = 
Spripleder Derbec | en. Glaubitz befolgte auch dieie Anmeilung, während Due 
jedes Beine in ben Wagen bineinbog, die feinigen davorftellte und demnä ck, x 
— de dr Jubel id im Benstun Kal Bit u SS 
Ü » * — N 
—* hm und desbalb Quede äuferte: aubig deutlich die Dewwegung kiner Mean = 


abrnab 
* Sich Jeſus, er rührt ſich ja! 


— 
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Quede griff in Folge deffen, um fich zu überzeugen, ob Tſcheche auch nicht 
ettva mit feinen Händen unter die Schlinge gefaßt babe, an den Hal bdeffelben und 
entgegnete hierauf in berubigtem Tone: 

Die Schlinge ift qut zugezogen, die finger bat er nicht darunter und 
es find nur noch die Lebensgeifter, welche den Körper bewegen. 

In diefer Weife paffirten fie, den Weg verfolgend, zunächſt Guttmannddorf 
und gelangten nad LO Uhr Abends bis in die Nähe von Girlachsdorf. Bor diefem 
Dorfe ftieg Quecke aus dem Wagen und fnüpfte, um die Beine des Tſcheche mög- 
licht zu verbergen, dad Spripleder, unter welchem die Leiche deffelben auch jegt noch 
lag, Fehr zu. Demnächſt nahm Duede auf dem Bock Platz und fuhr fo ſchnell als 
das Pferd nur laufen konnte, durd Girlachsdorf über Nimptſch nah Neudorf und 
bon dort bis hinter Dierädorf. In Girlachsdorf ftieß der Wagen im Vorbeifahren 
an ein dort haltendes Fuhrwerk an, auf deſſen Bod der Gendarm Zimmermann 
faß. Als diefer deshalb dem Quecke, welchen er indeffen, der ſchon eingetretenen 
Duntelbeit wegen, nicht mit Sicherheit erkannte, Borbaltungen machte, ſuchte fich 
der Geptere, indem er das Gefiht auf die Bruft neigte, vor dem Gendarmen zu 
berbergen und äußerte, fobald fie vorüber gefahren waren, zu Glaubip: 

Sehen Sie einmal an, da wären wir dem bverflucten Hunde bald in 
die Hände gefahren! 

Nicht weit von Dierädorf auf der von dort über Kunddorf nah Müniter- 
berg führenden Ehauflee hielt Tuede da8 Pferd an, wendete mit demfelben den 
Magen um, fo daß er auf der einen, und zwar von Dierddorf aus gefehen, auf der 
linfen Seite der Chauſſee dit neben dem Graben derfelben zu fteben fam, und 
fagte nunmehr zu Glaubig: 

Di ift es Zeit, jept fteigen Sie ab und paffen Sie auf; ich werde 
eben, was er bei fi hat. 

Mäbrend Glaubip fi demzufolge in der Richtung nah Diersdorf zu in 
einiger Entfernung als Wade aufftellte, riß Quede, mie Glaubik beobachtete, die 
Leiche ded Tſcheche vom Wagen herunter, ariff in deflen Kleidertafhen herum und 
bing denfelben endlich vermittelft eines Stridet, melden er zu diefem Swede von 
ber Halter bed Pferdes gelöft hatte, an der nach dem Shauffeegraben zu gewende- 
ten rechten Seite ded Magend, und zwar an dem eifernen Sturmbügel beflelben 
auf, nachdem er den Strid um den Hald der Leibe gewunden hatte. Glaubig war 
bierbei in fofern thätig, ald er auf Queckes Unordnung den Strid an dem oberen 
Theile des Sturmbügeld um denfelben berumzieben und das durchgezogene Ende des 
Strided dem Durde zureiche mußte. Erft jegt, als Quede die Aeußerung tbat: 

Wenn ich mid an dem verfluchten Luder nur nicht beblutet hätte! 
nabm Glaubig wahr, daß der Kopf der Leiche an feinem vorderen Theile blutig war 
und er erklärt ed für wahrfceinlic, daß Duede in dem WUugenblide, ald er dem auf 
dem Bod des Magen? ſitzenden Tſcheche die Zuderfchnur von binten über den Kopf 
warf und denfelben rüdlingd in den Wagen bineingog, ibm zugleich mit dem eifernen 
Stachel, welder neben Duede auf dem Wagenfipe arlegen, die Verlegung auf dem 
Kopfe beigebracht habe, wie dies auch nad dem Gutachten der Gerichtäärzte bei der 
u der auf dem Kopfe der Leiche vorgefundenen Wunde fehr wohl möglich 
erſcheint. 

Nachdem Quecke und Glaubig den Wagen mit der daran hängenden Leiche 
des Tſcheche in dem Zuftande, in welchem diefelbe einige Stunden fpiter von dem 
Müllermeifter Strempel und mehreren anderen Bewohnern von Dierödorf an Ort 
und Stelle aufgefunden wurde, eiliaft verlaffen batten, begaben fie fi zu Fuß über 
Gnabenfrei und Peilau nah Reichenbach zurüd. Unterwegs theilte Quecke dem 
Blaubig mit, daß er bei Ticheche zwei Portemonnaied gefunden, auch deſſen Uhr 
und aus einer feiner Taſchen einen Schlüffel mit fih genommen babe. In einer 
ber BVorftädte von Reichenbach, dicht bei dem fogenannten Moifelteiche, zündete 
Glaubig ein oder mehrere Streihbölzer an und empfing bei dem Scheine derjelden 
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bon Quecke, wihen Ned der Dotemonnaied geöffnet hatte, don den Aori nd 
lien 5 einthaluigert Kaffenanweilungen 3 Stud, während Quecke Pa Den 
anderen für fib bebielt. Letzterer warf hierauf den dem Tſcheche abgenmmze waen 
Shlüfel, fonie daß entleerte Dortemonnaie in den Teich, jedoch er , nadberre er 
in dad Portemonnaie tinen Stein gelegt und die Zuckerſchnur, mit welcher ex De eN 
Tihebe erbroffelt, um daffelbe gewidelt hatte. Alsdann gelangten Beide, inderm Fit 
um Reihenbach berum gingen, in der Nähe bon Ernädorf abermal& auf die Chr am FT et 
nah Langenbielau, und bier öffnete Ouede, nachdem Glaubig wiederum vermitee E ſt 
Streihbölger Licht gemacht batte, das zweite Dortemonnaie. In demfelben befarı > en 
fid 4 Banfnoten zu je 25 Thaler, don denen Glaubig 2 Stüd, fowie 9 D,ps> — ! 
Friedrichs dor, von denen er 4 Stüd erhielt. Ouede warf fodann in den D> > mt 
fließenden Peilebach die Taſchenuhr, welche er dem Tſcheche abgenommen hatte, fo wu ie 
dad noh übrige Portemonnaie, nachdem er aud in diefed einen Stein gelegt zer werd 
einen Faden, welcher fih an dem Portemonnaie befand, um baffelbe gebunden ya ME ME €. 
Demnaͤch ſt trennten ſich Beide unweit des ſogenannten Klinkenhöfes, während m => «h 
nachtliches Dunkel berrihte und in dem Augenblide, ald e8 von dem Stabtthurm u 
Reichenbach 4 Ubr flug. In der fiebenten Morgenftunde fam Quede indeffen =n 
Glaubig'3 Wohnung, erzäblte demfelben, daß er feine Goldftüde vergraben ba — Me e, 
rieth ibm, ein Gleiches zu tbun, und verbarg auferdem in der Wohnung de Glau ME m 
auf dem Fenſterbrette unter der dort befindlichen Blechrinne die beiden Bantno = an, 
melde dieſer bei der Theilung de Raubes erhalten hatte. Schon vor Verübmm mc 
der That batte Duede den un, dahin inftruirt, daß biefer bei etwaigen Nom —s>- 
fragen über ibren nädtliben Verbleib außfagen folle, er, Glaubig, habe den Du = —#fe 
während der Macht mit nah dem Haufe feiner zu Peilau wohnbaften Geliebten, — = 
unverehelihtern Motber, genommen, um in der Näbe deffelben Wade zu balten ae ur er > 
fih davon zu überzeugen, ob feine Geliebte ihm, bem Glaubig, auch treu fi am ee > 
nicht etwa mit anderen Männern Umgang babe, und Quecke übergab daber, al& — — 
ſich an em Morgen nad der That bei Glaubig einfand, bemfelben 1 Thaler ur r 
dem Erſuchen, ibm, was jedoch unterblieb, dieſen Thaler als eg Belohnuz ee oe 
für de Begleitung und die Nachtwache in Gegenwart feiner, bed Duede Ehefrn — 
zurüdjuerftattenn, Damit dieſe fein Ausbleiben während der Nacht für underdäch — 
balte. Außerdem tbeilte Quecke dem Glaubig bei ihrem Zuſammentteffen an be — 
Morgen nah dem Verdrechen mit, daß er den Filzhut, weichen er bei der Ausfık — _ 
aung der Tbat getragen, inzwilben ind Waſſer geworfen habe, weil berielbe fein — 

Kindern — ge! und wenn er ihn nicht befeitigt, einen Verdachtsgrund va 
ihn hätte abgeben Tonnen, 

— Im iderheus mit dieſem von Glaubip auch bei der mündlichen Berha em. _ 
lung der Sache wiederholten Geftändniffe der That hat Quede feine Betheiligung G — 
der Ermordung und Beraubung des Lohnkutſchers Tfcheche hartnädig geleugnet un mm = 
behauptet, Daß Glaubig das Verbrechen vielmehr allein verübt und nur zu ſei m — 
Entlaftung daß Sauptgewicht der Schuld auf ihn geworfen babe. Quecke hat ü = 
deffen nit im Abrede ftellen fönnen, daß er mit Glaubig, und zwar, wie er ange km .- 
nur in folge ihrer gemeinſchaftlichen Belhäftigung in der Gasanſtalt zu Ernsd m — 
bieifach derkehrt hat. Am 20. Oltober 1863, dem Tage ber That; will Duede, m a 

er bei feiner erſten polizeilihen Vernehmung erflärte, des Abends etwa um 8 XIE >. 
auf Glaubig’8 Aufforderung mit demfelben don Reichenbach nad Peilau gegan F Men 
fein, um bort das Haus der unverebelichten Mother, der Geliebten des Glaubig, 1 

deren Treue derſelbe Zweifel geiept babe, zu bewachen und fich davon zu überzeu ag De = 
ob etwa andere Männer bei ihr ein- und ausgingen. Nachdem fie, in Ausfühbrag ⸗ 
dieſes Planes/ daſelbſt bis gegen 2 Uhr Morgen Woche gehalten hätten, feier — 
Beide auch wemeinihaftlih nach Reichendach“ urtchelehrt und bier ungefähr — 
3 Ubr morgend wieder angelangt. Er, Duede, babe jedoch in fein Hau, bey. 
Thür er verfchloffen gefunden, feinen Einlag erhalten fönnen und babe deshalb, R amt 
der Schwelle des Hauſes fipend, fo lange oarten müffen, bis ed Tag geworden a 
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dad Haus geöffnet fei. Bei feiner Nüdtehr habe er feiner Ehefrau zur Beltreitung 
von Wirthſchafts ⸗Bedürfniſſen 22 Sgr., die er noch von feinem Lohne übrig gehabt 
babe, ſowie 25 Sgr. eingehändigt, welche ihm Glaubig ſchuldig geweſen fei und zu⸗ 
rüdgezablt babe, 

Abgefehen nun davon, daß Glaubitz, auch nad ber Ausſage der underehe- 
lihten Rother, diefelbe niemald in dem Verdachte ber Untreue gehabt, und wie die 
- Zeugin binzufügt, aud durchaus feine Veranlaſſung zu diefem Verdachte für ihn 
vorgelegen bat, fo erfcheinen die Ungaben des Duede, welche Glaubig mit Entſchie⸗ 
denbeit in Abrede ftellt, fhon nad der Urt und Weiſe, wie Quecke diefelben gemacht 
bat, ald durchaus unglaubwürdig. Als nämlich Quede an dem Morgen nad dem 
Verbrechen, nachdem der Verdacht der Thäterfchaft ſich bereitö auf ihm gelenkt hatte, 
in feiner Bebaufung durch den Polizei» Wachtmeifter Röfer verhaftet werben follte 
und er diefem gegemüber auerft jene Angaben machte, wurde er auffallend blaß und 
war dabei nur im Stande, mit fo leifer und ftodender Stimme zu fpreden, daß 
* Benehmen ſelbſt ſeiner Ehefrau und ſeiner Schwiegermutter verdächtig 
vortam. 

Uebrigens iſt ſich Quecke in den Angaben über ſeinen Verbleib während der 
Mordnacht im Laufe der Unterſuchung keinsweges gleich geblieben. Denn nachdem 
derſelbe die Erklärungen, mie er fie dem Polizei-Wachtmeiſter Röſer gegenüber ab⸗ 

egeben, auch bei feiner protokollariſchen Vernehmung vor der Dolizeibehörde wieder» 
Bolt ‚; dabei aber auffallendermeife feine Unterfchrift zu der Verhandlung verweigert 
batte, gab er, und zwar fobald er davon Kenntniß erhalten, daß Glaubig inzwiſchen 
das Verbrechen eingeftanden hatte, vor Gericht, und namentlich aud in der öffent- 
lihen Sigung, an, daß Glaubitz, welcher ſich vielfach in Geldverlegenheit befunden, 
am 20. Dftober 1863 des Abends zu ibm davon geſprochen babe, daß er nah 
Nimptih fahren müfle, und daß er deöhalb auch fhon bei dem Lohnfuhrmann 
Breuer in Reichenbach, ſowie bei dem Lohnkutſcher Tſcheche dafelbft angefragt habe. 
Fepterer habe jedoch nach Glaubit's Mittbeilung an demfelben Abend noch eine 
Fuhre nab Langenbielau zu machen gehabt, und Glaubip babe daher erft nach deffen 
Rückkehr von dort mit bdemjelben nad Nimptſch fabren wollen. Inzwiſchen fei 
Glaubig dem Tſcheche auf ber Ehauffee nach Kangenbielau entgegen gegangen, wäh ⸗ 
rend er, Duede, fi von demfelben ungefähr um 8 Ubr Abends getrennt und ſich 
in entgegengefegter Richtung auf der von Reichenbach nach Frankenſtein führenden 
Chaufſee auf den Weg nah Deilau gemacht babe, um bafelbit auf die Aufforderun 
bed Glaubig dad Haus feiner Geliebten zu bewaden. Erſt gegen 2 Uhr Morgen 
babe ihn Glaubik von dort abgeholt, ohne daß er, Quecke, jedoch wilfe, was derjeibe 
in der Zwiſchenzeit gemadt und ob er etwa mährend diefer Zeit daB Verbrechen 
verübt babe. Indeſſen babe Glaubitz feine Frage, ob er in Nimptſch Gelb befom- 
men babe, bejaht, ibm auch eine Schuld von 25 Sar. zurüderftattet, ohne daß er 
ihm jedod, wie er verfprocden, eine Belohnung für die Nachtwache gegeben babe, 

Bei einer fpäteren gerichtlihen Vernehmung bat Duede diefen Angaben noch 
die Behauptung binzugefügt, daf er auf dem Wege nah Deilau, und zwar an der 
Stelle, wo die dorthin führende Strafe von der Eifenbahn durchſchnitten wird, den 
bafelbft ftationirten Bahnmärter Hinte getroffen, den Letzteren auch angeredet, und 
in Deilau, wo er des Abends gegen 10 Uhr angelangt fein wollte, den Tiſchler 
Seliger im Vorbeigeben bei deifen MWobnung gegrüßt, fib auch in dem Laden des 
dortigen Krämers Liebich von deſſen Tochter Kaffee und Zuder gekauft babe. Dagegen 
baben der Babnwärter Hinke fowohl, ald der Tiſchler Seliger, fowie die Tochter 
des Krämers Liebich bekundet, daß fie mit Duede an jenem Abend nicht zufammen- 
getroffen feien, und auch mehrere andere Bewohner des Seligerfhen Haufed haben 
beftätigt, daß Quede damals nicht von ihnen in Peilau gefeben worden fei, was, 
male er in der That an dem Haufe vorübergegangen wäre, hätte gefchehen fein 
müffen. 
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Auch anne Angaben, melde Duede vor Gericht gemacht 5, ch 
durch die —— als unmahr berausgeftelt. Denn während Per — Arc 
erften Zufamamenterten mit Glaubip in defien Wohnung an dem Meoryen mh Det 
That, den 21. Otwwber 1863, erzählt hatte, daß er, um einen Verpantsgrund _I U 
befeitigen, den Fyilihwt, welchen er bei der Verübung ded Verbrechens getragen, zur: 
zwiſchen ins Waſſer geworfen habe, ftellte derfelbe, als der Hut einige Tage pa ter 
in dem Peilebach aufgefunden wurde, die Behauptung auf, daß er den Hut Cu 
jenem Morgen erft nah feinem Zuiammentreffen mit Glaubi und zwar uf num = 
drückliches Werlangen defielben bei der Rüdkehr aus deſſen Wobnung, wie der Tu Eu 
Arbeiter Engel geſehen babe, in den Peilebach geworfen, nachdem er den Hut zur m I 
in der Nacht morber getragen und an dem darauf folgenden Morgen von dem Mau E_Mt 
zu Reichen bach in bem Hute eine Quantität Nüffe nad feiner Behaufung gefch u Til 
babe. Indeſſen bat Dueded cigene Ehefrau bekundet, daß ihr Ehemann an dem =. 
Rede fichenden Morgen bei feiner Rüdtehr in ihre Wohnung den Hut nicht ee it 
Pegteacht babe, während die verebelichte Tagearbeiter Gurke, welde mit Qu = —# 
aſſelbe Zimmer bemobnte, auögefagt bat, daß Lehterer die von ihm bezeichnete Qu Ce we ı- 
tität Nüffe nicht im dem Hute, fondern in ein Schnupftuh gepadt, mit nah Harz um je 
gebracht babe. Auch verſchiedene andere Verfonen, melde dem Quecke an jere = am 
Morgen auf den Strafen von Reichenbach begegnet find, baben nicht bemertt, > — 5 
derfelbe feinen Sut auf dem Stopfe, oder, wie er auch angiebt, unter dem Arme Mn 
der Tafhe feiner Tade mit ſich getragen babe. Ebenfo wenig bat der Tagearbe er 

. Engel die von Duede in feine Wiſſenſchaft geftellte Behauptung, daß dieſer Sem <ıe 
gefeben, wie Duecde an jenem Morgen den Hut in den Peilebady geworfen babe, zu 
beftätigen vermocht. j 

Gegenüber biefen einander widerſprechenden und durch die Ausſagen > > ıx 
Zeugen miderleaten Angaben Dueded hat das von Glaubig abgelegte Geftindnig > er 
That in jeder Begiehung einen durchaus glaubwürdigen Eindrud gemacht. — xy 
an bem Sorgen nach dem Verbrechen, bei feiner Verbaftung durh den Doli 2 — pe 
Wachtmeiſter Möfer, zeigte fih Glaubig, ald er die That rüdhaltälod befannte, = — Pr 
erariffen und auıch, als derfelbe fpäter zu der Leiche des Ermordeten gefübrtt mu m 
erichien er heftig bewegt, indem er Thränen der Reue vergoß während Quecke u un I 
bei dem Anblick ber Leiche hart und ungebeugt blieb. Hierzu kommt, daß Glaub: 
gleichfall® im Gegenſahe zu Quecke, bei ſeinen wiederholten, theils polizeilichen tem = — 
gerichtlichen Werne bmungen dem von ibm abgelegten Geſtändniſſe durchaus ttreuu ——— 
blieben it, und Daß dieſes Geſtändniß auch durch die ſonſtigen Ermittelungen — ar 
Unterfubung, namentlich in den folgenden Punkten beftätige wird: 

1. Anlangend zunähft die Angabe des Glaubig, daß Quecke don = — 
Auguſt 1863, nachdem fie ſich bei ihrer gemeinſchaftlichen Belhäftinung in dr Ge >" 
anftalt zu Ernödorf tennen gelernt hatten, ihn zum Zwede ber Verbeſſerung ih „— = 
Vermögenttage zu der Verübung eines Verbrechens zu überreden gefuht, und > $ 
derfelbe ſich in dieſer Abfiht ſchon damald mit der durch Talg gerogenen Zuck — — 
ſchuur, ſowie mit dem aus der Gasanſtalt entwendeten eiſernen Stahel verſe — = 
babe, fo fheint es, als ob Duede auch anderweitig zu dem von ihm beabjidtin ee — 
Nerbrehen Worbereitungen getroffen hat. Er lieh nämlich im September 1863 u mE 
einer Bleiftanıge, melde er gleihfalld aus der Ernsdorfer Gabanſtalt an fih gerra> — 
men hatte, bei dem Zinngießer Dietrich in Reichenbach mehrere Kugeln, und 
diefen bei Dem Sattlermeiſter Hartwig daſelbſt zwei ſogenannte Boter anſerti — 
indem er auf beren frage vorgab, daß er die Beftellung ber Boger nicht für Ja — 

ielmebr im Auftrage von Glaubitz mache. Cehierer hat dieſe Beauptan Sy 


fondern v F 
od für unwabr erklärt, und aub andere Yerionen, auf deren Zeugniß ſich Dun a 
* A &bweife jener Angabe berufen hatte Fans ee nit zu befunden nun 


3 der Verdacht entiteht, O ; iden B u fe; 

mod, fo_daß, Dt - /Zuecke habe aud die beiden Borer zu tea 
Smede in Bereitibaft fegen woll breden, mit deflen = an 

rung er damals umging. en, ald zu dem Verbrechen, Urn. 
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2. Daß Duede, wie Glaubig ferner angiebt, um diefelbe Zeit, im Septem- 
ber 1863, zuerft einen Raubanfall gegen den Buchhalter Bielſchowsth in der Dampf- 
müble bei Reichenbach beabfichtigt hat, findet darin feine Beftätigung, daß derfelbe 
damald, und zwar in den Abendftunden nab 7 Ubr, von dem Haushalter Falten» 
bain und dem Mafhinenwärter Hefle in der Nähe der Mühle zu wiederbolten Malen 
gefehen worden ift. Duede, welder einige Monate vorber in der Mühle in Arbeit 
geftanden hatte, war in Folge deſſen mit den Cofalitäten derfelben genau befannt 
und mußte namentlid, daß fi die unter Bielihomätyd Aufſicht ftchende Kaffe in 
dem zur ebenen Erde gelegenen Komtoir befand, in welches er auch leiht und un. 
bemerkt hätte eindringen können, wenn nicht gerade damald, wie Bielſchowskh be- 
fundet, der Gefchäftäbetrieb in dem Stomtoir fehr lebhaft geweien wäre, und daber, 
De ae! nicht noch andere Derfonen, melde ab- und zugingen, bdafelbft ver- 
ehrt bätten. 

3. Wenn nun Quede, nachdem das Unternehmen gegen Bielſchowsky mif- 
lückt war, fich mit feinen verbrecheriſchen Plänen gegen den Lohnkutſcher Tſcheche 
h Reichenbach wandte und den Glaubig, wie diefer ſagt, für diefelben zu acwinnen 
fuchte, fo hatte dies offenbar darin feinen Grund, daß Quecke, melder felbit früber 
Lohnkutſcher geweſen ift, erweislich ſchon feit längerer Zeit mit den Verhältniffen des 
Tſcheche vertraut und inäbefondere damit befannt war, daß bderfelbe ſich im Wefige 

rößerer Summen Gelded befand, welche er in der Regel bei ſich zu tragen pflegte. 
i & bat aud den Anſchein, ald ob Duede dem Tſcheche feindlich gefinnt war; menig- 
ſtens bat er fi gegen den Tifchlermeifter Raſchke, mit mweldhem er dom Dezember . 
1861 bis zum jfebruar 1862 zulammen in dem Gefängniffe zu Reichenbach ſaß, 
* Gelegenheit aus Veranlaſſung eines Geſprächs über hehe wörtlich dabin 
eäußert: 
⸗ a, wenn man nur dem Aasb etwas anthun könnte! 

Auch Aeuferungen Tſcheches laffen darauf fliehen, daß diefer gegen Quede, 
welcher fi unabläffig an ibn zu drängen fuchte, einen entfhiedenen Widermillen 
begte. Insbeſondere hat derfelbe noch in den legten Wochen vor feiner Ermordung 
feine Abneigung wider Quecke gegen die ibm, dem Tſcheche, befreundeten Lobnfubr- 
leute Strauß und Knauerhaſe zu Neibenbab zu miederbolten Malen zu erfennen 
gegeben, und bei einer folden Gelegenheit fid) namentlihd zu dem Legteren dabin 
ausgeſprochen: 

ch weiß gar nicht, weshalb der Kerl, der Quecke, immer zu mir kommt, 
man ift gezwungen, mit ibm zu fpreden, denn man weiß nicht, ob er 
Einem nicht einmal etwas anbaben kann. 

Auch noch an dem Tage ded Verbrechens felbft, den 20. Dftober 1863, 
früb Morgens zwifhen 9 und 10 Ubr, baben die Ehefrau ded Korbmadermeifter® 
Starke, fowie die unverehelichte Geißler auf dem Marfte in Reichenbach mwahrgenom- 
men, daß Beide, Duede und Tſcheche, einen heftigen Wortwechfel miteinander hatten, 
mobei diefer feinen Gegner mit den Worten abfertigte: 

Du bift mir jene zwar nod ſchuldig, ich will aber nichts von Dir 


willen! 
4. Richtig ift es ferner, wenn —— angiebt, daß, nachdem er auf 
Queckes Veranlaffung ſchon einmal, jedoch vergebens, bei Tichece wegen einer Fahrt 
nad Gnadenfrei angefragt batte, diefer ihm bei einer wiederholten Anfrage am 
Abend des 20. Dftober 1863 abermals einen ablehnenden Beſcheid ertheilt babe, 
mit dem Bemerken, daß er nod an demfelben Abend eine Fuhre nad Langenbielau 
u machen babe; wenigſtens baben die Mufiter Tannbhäufer und Dttinger bezeugt, 
aß fie mit Tſcheche auf deilen Wagen, melden fie zu diefem Zwecke gemiethet 
bätten, am jenem Abend gegen 8 Uhr von Reichenbach nach Langenbielau gefahren 
feien, und daß Letzterer nad ihrer Ankunft dafelbit, etwa um 9 Ubr von dort bie 
Nüdfabrt angetreten habe. Ebenfo ift erwiefen, daß Duede, und in feiner Beglei- 
tung Glaubig, als fie um dieſelbe Stunde, nämlich des Abends zwifhen 8 und 9 
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Uhr, im Begrifi wart dem Iſcheche auf dem Rückwege bon kangenp;, en 
zu gehen, Det * Gange durch Reichenbach an der Rotherſchen —— — Fr 
din an dem Schornſt einfeger Pachmannſchen Haufe vorübergefommen find, da fe an 
diefen Punkten zu bet angegebenen Stunde bon dem Knechte Müller, wie DBiefer 
befundet bat, geieben wurden. Auch bat Duede ſelbſt im Widerfpruh mit feize er 
eigenen Behauptung, dab er um die nämliche Zeit nit nad Yangenbielau, onbe=mın 
bielmebr in erigegengelchter Richtung nad Peilau gegangen fei, um dafelbft 3 cu mu 
Glaubig Uufforderung daB Haus feiner Geliebten zu bewaden, im Laufe dr Unte — 
ſuchung zugeben müſſen, daß er zu derfelben Stunde, uud zwar während er derz -n 
feiner Begleitung, befindlihen Glaubip nac defen mabe gelegener Wohnung geſa mm Ei 
batte, um einen demielben gehörigen Spawi berbeizuholen, allerdings in dem oe mn 
Wege nach Vangenbielau gelegenen Mochmannſchen Kretſcham eingekehrt fi; je d ⸗ 

bat Quecke Dies erft dann eingeräumt, ais ihm diejenigen Zeugen, melde mit 2E> en 
bei diefer Gelegenbeit in jenem Kreifcham zufammengettoffen waren, vor Ger: — t 
gegenüber geftellt wurden. 

, 5. Machdem nun Duede und Glaubig, wie biefer zugeftebt, dem The oe 
bei deffen Rückkehr don angenbielau aufgelauert und nachdem diefelben, indem a =; 
Uhebes Fuhrwerk beftiegen, hinter Reibenbac auf der Chauflee von dort n — «h 
Güttmannsdorf das Verbrechen in der von Glaubig geihilderten Art verübt hatt — erı, 
begeaneten fie, während fie den Iſcheche als Leiche, unter dem Sprigl:der verfie HE, 
mit fih führten, nad 10 Uhr Abends in Girlachsdorf dem Gendarmen Simme = zr- 
mann, welcher von dem Bod des Wagens, auf welchem derſelbe fib befand, m z_ıf 
dem ibm entgegen fommenden Fuhrwerk, als diefed an daS feinine anfubr, eirm — n 
Mann mit einem Hut auf dem Kopfe und von dem Ausfeben des Quede, = mn 
— des Wagens aber einen zweiten Mann bon der Statur des Giau > zu; 
gen fah. Beide febienen fi vor dem Gendarmen, als derfelbe ihnen darüber, D— f3 
fie mit iprem Wagen an den feinigen angefahren feien, Vorhaltungen madte, Do ur _ 
bergen zu wollen ‚, und aud eine Strede Weges weiterhin, als ihnen der Nackt> — — 
wächter von Girlachsdorf begegnete und fie ihres ſchnellen Fahrens wegen anbak Te za. 
wollte, ahtetern fie auf den Zuruf deffelben nicht, fondern gaben nur, wie es fbie — 
in furdtfamem “Zone eine zögernde Antwort, indem fie ihren Weg eilig verfolgte Mr er 
Diefe Ermittelungen über dad alsbald nach vollbrahtem Verbrechen erfolgte Zufcn mg — 
mentreffen der Thäter mit anderen Perſonen ſtimmen, namentlich auch was D— — 
Ort und die Seit der Begegnung betrifft, ebenfal® mit dem von Glaubig abgelegt — — 
Geftindniffe üü Berein, und wenn der Gendarm ſowohl, als auch ein anderer, in fin — — 
Begleitung befindlicer Seuge außdrüdlich befundet haben, daß fie auf dem an ibn — — 
voruͤberfah ren den Wagen zwei Perſonen hätten ſitzen ſeben, fo werden dieſe War > — 
nehmungen auch durch die Erwägung unterſtützt, daß das Verbrechen nad ter DL — * 
und Weife, note es den Angaben des Glaubitz zufolge verübt worden ift, nicht m = | 
von einer MPerſon allein hätte ausgeführt werden fünnen. Denn es mar offen B. 
eine größere SKcraft, ald fie ein Menſch befipt, und daber jedenfall die Beibülfe a m — 
eines anderen exforderlich, um den auf dem Bock det Wagens ſihenden Tſcheche as 
erbroffein umb feine Leibe demnäcft an dem Fuhrwert felbft aufzubängen, währen = 
zu gleider SZeit_auf dad feines Führers beraubte Pferd vor dem Wagen Act ea 


den mußte. 
ben * Endlid find auch die dem Ermordeten aeraubten Wertbftüde, ne & x — 
jenigen Sachen , melde die Thäter, nad dem Seftändniffe ded Glaubip bei ih 
Rüdtehr nach Meibendad in den unmeit dapon gelegenen Maoitelteih und in F — 
Deilebach vexſxott hatten, bei ben beöbalb aiapatd mach der Enttedung dei IR Er 
breben? von ber Potizeibehörde angeftellten Nahfuchungen zum größten Theile Ann - 
efunden worden. In dem Meoifelteihe, in deſſen Näbe auch nody die Uberregg 
en von Glaubiß dafelbft angezündeten Streichhölger lagen, fand man bad mit ei. < 
Steine beſch werte Potemonnaie, ummidelt mit der zu der Erbdrofielung dd Tide as. 
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benugten Zuderfchnur, welche, wie bie Gerichtsärzte erflärt haben, ibrer Beſchaffen- 
beit nach und bei der zwifchen derfelben und der Strangulationdrinne an dem Halfe 
des Ermordeten beftehenden Uebereinftiimmung zur Veruͤbung des Verbrechens fehr 
wohl hat verwendet werden können. 


In dem Peilebach und zwar nit weit von der Stelle, mo aud der von 
Quecke bei der Ausführung der That getragene und von ihm aeftändlih in das 
Wafler geworfene Frilzbut lag, murde die dem Tſcheche geraubte Taſchenuhr, ſowie 
eine Anzabl ermeislih demfelben geböriger Papiere’ aufgefunden, melche gleichfalls 
durd einen Stein beſchwert und vermittelt eined Bindfadend zufammengebunden 
waren. In der Wohnung des Glaubig dagegen entdedte man den fhon erwähnten 
eifernen Stadel, und unter der Blechrinne des Fenſterbrettes die dafelbft von Quecke 
berfiedten beiden Banknoten zu je 25 Rthlr., während dem Glaubitz felbft bei feiner 
Verhaftung von dem bei der Vertbeilung des Raubed auf ibn gelommenen Gelbe 
nod zwei Kaffenanweifungen zu je 1 Rthlr., ſowie die 4 Doppel » friedrihädor ab- 
genommen wurden. 


11. 
Mnterfuhung wider den Bähermeifter Bloc, 


Der Bädermeilter Blod bewohnte zu Steegerd, einem Dorfe unmeit 
Schlochau, in einem ihm gehörigen Haufe zur ebenen Erde ein rechts von der Haud«- 
thür gelegened Zimmer, neben welchem fich, durd eine Durhgangäthür mit demfel- 
ben verbunden, eine einfenftrige Sinterftube befand. Unter dem Fenſter diefer Stube, 
welde nad dem Hofe zu lag, fiand ein längliher Tifh, und neben diefem, faft in 
ber Mitte der Stube, eine Tonne, welche früber in einer Ede der Stube ihren Platz 
gebabt hatte. Die Tonne, welche aus eihenem Holze beitand und durch eijerne 
Reifen zufammengebalten wurde, war 2 Fuß 3 Soll tief, hatte im Durchmeiler 
1 Fuß 4 Zoll und diente zur Aufbewahrung des Waſſervorraths. Am 8. März 
1863 , des Abend8 gegen 10 Uhr, als der Büdermeifter Blod mit feiner Ehefrau 
von einem Außgange nab Haufe zurüdtehrte, wurde in jener Tonne, welde damals 
9 bis 10 Zoll bob mit Waſſer angefüllt war, der fiebenjäbrige, 3 Fuß 9 Zou 
große Hermann Ganfen, ein Sohn der berebelihten Blod aus deren erfter Ebe 
mit dem verftorbenen Töpfermeifter Ganfen, todt gefunden. 

Bei der auf die Anzeige des Gerichtäfhulzen Arndt zu Steegers am fol- 
enden Tage, den 9. März 1863, durch den Gericht. Kommiflarius aus Hammer- 
Hein an Ort und Stelle vorgenommenen Befichtigung der Leiche des Knaben ſprachen 
die Blockſchen Eheleute die Vermutbung aus, daß der Knabe, welcher übrigens mit 
Jade und Hofe bekleidet gewefen war, bon dem neben der Tonne aufgeftellten Tifche, 
auf welchem er feine Schlafitelle gebabt babe, entweder während des Schlafed, oder 
indem er ſich Wafler aus der Tonne babe ſchöpfen wollen, kopfüber in diefelbe ge- 
ftürzt und in dem darin befindlichen Waſſer ertrunten fein müfle. Da ber Richter, . 
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welher die Beicyericner ld abbielt, Merfmale an dem Körper des Sermann er; 
bie auf eine gewontismt Tödtung defielben hätten ſchließen laffen fönnen, —— —— 
—* ſo erthelite ı Dit Erlaubnif zur Beerdigung der Leiche, welche demnicft rum Hr 
erfolgte. 

Am 10. April 1863 ging jebod bei der Staatsanwaltſchaft zu Con ei 
aus Steeger& vom 27. März 1863 datirte, anonpme, und wie fich pitr rgabr 
auf Veranlaffung mebrerer der dortigen Cinwobner von dem Oberjäger Depnid mer ET — 
faßte Denunziatıon ein, in melder der Tod ded Hermann Ganfen den Biodicp = wm 
Eheleuten zur Vaſt gelegt, und unter Anfübrung don Beweismitteln behauptet wu r & + 
daß der Knabe von feinem Stiefvater und deſſen Ehefrau, feiner leiblichen Mutt = 4 
bergiftet oder im der Tonne ertränft worden fei. 

‚, In Solge deſſen wurde am 25. April 1863 die Wicberaudgrabung der leicH> = 
bewirkt, und machdem noch an demfelben Tage die Obduktion und Seltion derfibe we 4 
fowie demnächft auch eine emifche Unterfuhung ihrer Eingemeide durch dad Met E - 
zinal-Kollegium zu SKönigäberg i. Dr. ftattgefunden hatte, gaben die Gerihtäirz — 4 
— — Dr. Adler und Kreiswundarzt Riemer, ihr Gutachten übereinftimneme me =D 
abin ab: 


daß der Knabe den Erftidungdtod geftorben, indem er mit dem Koge F- 
in Die zum Theil mit Waffer angefüllte Tonne geftedt, bierauf aber am — 
fein übriger Körper in die Tonne bineingedrängt und in biefelbe vo IE - 
ftändig eingegwängt worden fei. 

Auguſt Blod wurde nunmehr, nacbem feine Ehefrau inzwilhen am Le _ 
Mai 1863 geftorben war, al® der Ermordung feines Etieffohne® verdächtig, gefärm — ⸗ 
lid eingezogen und nad Beendigung der Vorunterſuchung, obwobl er die Te me € 
leugnete, dur Die übereinftimmenden Beſchlüſſe der Rathökammer dei Streidgeride — — 
zu Schlochau und des Anklage. Senat? ded Appellationsgerichts zu Marienwer>  e- 
bom 15. Februar und 19. Mir; 1864 als außreihend belaftet: 


am 8. Mär 1863 zu Steegerd den Knaben Hermann Ganfen bDOox— —_ 
fäglich und mit Ueberlegung getödtet zu haben, 
alfo wegen Mordes, 
in Antlageftanb verſetzt und demgemäß zur Aburtheilung vor dad Schwurgeridt Zu 
Eonip verwiefernt. 
Die Gefchmorenen haben ihn, feine® Leugnend uneractet, mit mehr al 
7 Stimmen der That nah Maaßgabe der Anklage für ſchuldig erklärt, und Do — 
Gerihtähof bat demzufolge gegen den Angeklagten gemäß $. 175. des Strafgeſe . _ 
bub3 wegen Mordes dad Tobesurtheil auögeiproden, melde die Rechtstraft be _ 
itten bat. j R 

ſchrit * Verurtheilte, Bäckermeiſter Auguſt Block, welcher 31 Jahre alt; Vre 
geliſcher Religiom, und bisher noch nicht beſtraft ift, hatte vor etwa 4 Jabren DE — 

Mittme des Töpfermeiſters Ganjen, Elifabetb geborne Hein, gebeirathet, melde i h 
im erfien Jahre mad ibrer Derheiratbung einen Sohn gebar und ihm außerdem ca = 
ihrer erften Ehe brei Kinder zugebracht hatte. Mon diefen lebten bie beiben jüna zur 
ften, der 21 Jahr alte Albert, und der am 6..Oftober 1855 geborne Sctmamman 

Ganfen, feit dex Wicderverheirathung ihrer Mutter in dem Haufe de& Stiefrater 
welcher ib au Steegers ein Fleined Grundftüd aekauft hatte. Die Erziebung tief — 
beiden Kinder murbe von der Mutter ſowohl, ala von dem Etiefvater aufallnd De ee 
nacläffigt. Westerer, weiber, wie er auch nicht feugnet, feine Brofeffion, das Bäcte „— _ 
ewerbe, mr felten betrieb, führte fbon feit lingerer Zeit einen durbaus any. _ 
Ardentliben Zebendwandel, verfehrte vielfach in Gafthäufern und ergab ib, Mie — 
Steegerd allgemein befannt war, dem Trunte, und zwar in dem Maaft; baf er gu <a, 
felbft bei feiner Einlieferung in dad gerichtliche Gefängniß in dem Zuftande vollft au Br 
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diger Trunkenheit befand. Block gerieth in folge beffen, obmohl er felbft nicht 
ohne Geldmittel war und aud durch feine Verbeiratbung mit der Wittwe Ganfen 
ben Beſitz eined Beinen Vermögens erlangt hatte, nad und nad fo tief in Schul. 
ben, daß er häufig bon feinen Gläubigern gedrängt wurde, und namentlih aufer 
Stande war, die von ibm ausgeitellten Wechſel rechtzeitig einzulöfen. In diefer 
Lage befand ſich Blod auch zu Anfıng des Jahres 1863, ald unter anderen eine 
MWechlelforderung de3 Kaufmannd Natbanfohn zu Hammerftein im Betrage von 
100 Thalern gegen ibn fällig war, ausdgeflagt wurde und im Wege der Exekution 
eingezogen werden ſollte. Außerdem ergiebt fih aus einem auf Grund ber Alten 
der Kreisgerichts Kommiſſion zu Hammerftein amtlich angefertigten Auszuge, daß zu 
der angegebenen Zeit, außer jener Wechſelſchuld, in 26 Bagatell » Drozefien die 
Summe von zufammen über 270 Thaler gegen Blod unter Exekution jtand. 

Unter ſolchen Verbältniffen ſcheint in Block ſowohl ald in feiner Ehefrau der 
Wunſch rege geworden zu fein, in den Befig des väterliben Erbtheild der Brüder 
Ganfen zu gelangen, welded auf dem ihrem veritorbenen Water gebörig "gewefenen, 
inzwilhen in andere Hände übergegangenen Grundftüde zu Hammerftein für jedes 
der Kinder in Höhe von 205 Thalern bupotbetarifch eingetragen und bei der Wieder- 
berbeiratbung ibrer Mutter zum Depofitum des dortigen Gericht? gezablt worden 
war, In diefer Beriebung that einmal die verchelichte Blod zu der Ehefrau des 
ee, Heife in Steegerd die Aeuferung, daß wenn eins ihrer Kinder 

ürbe, es fo eingerichtet fei, dab da8 Vermögen deffelben fogleihb obne Kündigung 
bei Gericht erhoben werden könne. Block felbit dagegen beklagte ſich gegen eine 
Nahbarin, die verebelichte Böttchermeifter Specht, darüber, daß er dad Erbtbeil 
feiner Stieffinder nicht in Händen babe, da er es fonft für diefelben würde verwen- 
den umd auch fich in feiner bedrängten Lage würde belfen können. In dem Wunſch 
nad dem Befip des Geldes haben die Blodichen Eheleute offenbar den Plan gefaßt, 
fid der Kinder felbjt oder doc des einen oder anderen derfeiben bei pallender Ge- 
legenbeit zu entledinen. Hierauf deutet, daß, obwohl der Albert und der Hermann 
Ganjen nah dem Zeugniffe mebrerer, der Familie näher bekannter Perſonen durd- 
aus gefund waren und aud ein blühendes Ausſehen hatten, die Blockſchen Eheleute 
nichtsdeſtoweniger zu wiederholten Malen behaupteten, daß dieſelben kränklich feien 
und vermutblich fein hohes Alter erreichen würden. In diefem Sinne ſprach ſich 
Block namentlih gegen den in feinem Haufe zur Miethe wobnenden Holzbändler und 
Müblenmeifter Egaebredt und deffen Ehefrau auß, indem er bei einer folden Ge- 
legenheit wörtlich äußerte: 
er Jungen werben wohl beide nit alt werden, fie ſehen beide blaf 
aus«⸗·/ — 
und bei einer anderen Gelegenheit zugleich die Bemerkung binzufügte, daß bei Ge- 
richt dafür geforgt fei, daß dad Mermögen der Kinder, wenn eind oder dad andere 
von ihnen fterben follte, an die Eltern zurüdfalle. 

Noch auffallender erfceint es, daß Blod kurze Zeit vor der That mehrfach 
bemübt geweſen ift, im den Befip von Gift zu nelangen. Im Februar 1863 wen- 
bete er fib an den Gerichtäfchulzen Arndt zu Steeger® mit dem Verlangen nad 
einem Gifticheine, und gab dabei an, daß er Ratten in feinem Haufe babe, melde 
er durd Anwendung von Gift zu vertreiben beabfichtige. ME Arndt dad Berlan- 
gen mit dem Bemerken, daß ein Giftfchein leicht gemifbraudt werden könne, ab« 
lehnte, ſchlug Blod einen anderen Weg ein. Einige Tage fpäter fam nämlid der 
baufirende Galanteriewaarenhändler Dahlſtröm nab Steegers in die Wohnung des 
Blod; welcher ibm aud einige Eſſenzen abfaufte und demjelben, als diefer dad Haus 
wieder verlaffen wollte, nacfolgte, indem er den Händler, welcher, wie Gewerbe- 
treibende der Art pflegen, zugleich mit gewiſſen Meditamenten bandelte, bat, ibm 
doch Arſenik oder ein ähnliches Gift zu verſchaffen. Er, Blod, babe auf feinem Ge- 
böfte einige oder ein paar Ratten, welche er durch Gift unſchädlich machen wolle, 
— iii And in dem Stalle befindliche Futter feiner Merde durchwühlten 
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und zum Theil wemichitten. Dabei that Bloc fehr geheimnifvel und — 
Dabiitröm, ae wbrgens das an ibn geftellte Verlangen ebenfalfs ee 1 = E 
ausdrücklich, Miemandem etwas davon zu ſagen. , 

Diefes Murten des Block eriheint um fo verdächtiger, wenn man tmwÄäcse tr 
daß derfelbe ſich vorher weder gegen feine Hausgenoſſen, noch zu feinen Nachb 
über die Beläſtigung durch Ratten beflagt batte. Auch bat der DVüblenmeifter Eye — 
breit, deffen Stall mit demjenigen des Biock unter einem Dache liegt, weder Hm 
feinem, noch im dem Blodihen Stallraume jemald Ratten bemerft, obwohl er ei F € 
ein Schwein, welches er bält, mit Schrot zu füttern pflegt, und die Erfahrung le h Es 
daß wo dieſes Futter verabreicht wird, Ratten, wenn ſolche etwa in der Nähe bo = — 
banden find, ſich alsbald daſelbſt einfinden, 

Nach ſolchen Vorgängen und da Dahlſtröm troß des ihm von Block ef — 
erlegten Stillfchweigend fi nit hatte enthalten können, von deffen in fo aufalle we — 
der Weije zus erfennen gegebenen Wunſche nach dem Befiß don Gift gegen ande u == 
Derfonen Mittbeilung zu maden, war man in Stergers, wo Blodd freunde um > 
Bekannte ſich feiner Trunkliebe wegen nad und nad von ihm zurüdgezogen bitte ee + 
auf irgend ein werbängnißvolles Ereignik in feiner Familie {bon lange gefaßt, vera SD 
dad allgemeine Gerücht bezeichnete auch aläbald den Blod jelbft ald den Mört» — ur 
feined Stiefſohnes Hermann Ganien, als lepterer am Abend des 8, Mir; BETZ I 
in der Behaufung feines Stiefvaterd in der dort aufgeftellten Waflertonne todtt ug — - 
funden wurde. In den Nachmittagsſtunden dieſes Tages, eined Sonntage, war — em 
bei dem Mühlen meiſter Eggebrecht, welcher in dem Erdgeſchoß des Blodiben Sauf ee — 
lint3 von dem Eingange diefelben Räumlichkeiten bemobnte, wie fie Blod jelbft rech ¶ — 
von der Hausthür inne batte, verfchiedene bei ihm in Arbeit ftebende Perſonen ve — —_ 
fammelt, welche von Eggebrecht abgelohnt wurden und bei dieier Gelegenbeit mehr — — 
Flaſchen Liqueue tranfen Blod, weiber fih unter die Geſellſchaft miſchte, na nem 
auch an dem Trinkgelage Theil, und trug bon den Getraͤnken einiged in feine m um Fr 
der anderen Seite des Hausflurs gelegene Wohnung hinüber, wofelbit fi feine bb _ 
frau mit den beiden Kindern aus erfter Ebe, Ganfen, und dem etwa 3 Jahr alte 
Blodihen Kinde befand. Ungefähr gegen 9 Uhr Abends begab ſich die verebelidty & — 
Blod, unter Zurüſcklaſſung ihres Kindes zweiter Ehe und des fiebenjährigen Herman ur me. 
Ganfen, mit Deſſen älterem Bruder Albert zu den ihr bekannten Briefträgr ac — 
colafhen Ebeleuten in Gtergerd. Aus deren Bebaufung kehrte diefelbe in Begle = __ 
tung ihres Ehemannes, melder nach Beendigung de Trinfgelage und nachden — 
wäbrend deſſelben nod eine Seit lang in feiner Wohnung verweilt hatte, feine CH —_ 
frau nahgegangen mar, gegen 10 Uhr Abends nad) ihrer Wohnung zurüd, u 
Beide erhielten mit dem gleichfalls heimkehrenden Albert Ganfen duch die dereh — 
lite Eggebrecht , melde ihnen die ſchon gefchloffene Thür öffnete, Einlaß in du 
Haus. Etwa % Stunde nad dem Eintritt derfelben in ihre Wohnung podte DE — 
verebelihte Bloc an das Schlafzimmer der Eggebrechtſchen Eheleute, indem fie ur 
die Stubentbür die Mittbeilung machte: 

daß fie ein großes Unglüd betroffen habe, da ihr Sobn Hermann Ganfe — 
in der in ihrer Wohnung befindlichen Waſſertonne ertrunten fei. 

In Steegerö felbit war man dagegen der Meinung, dab der Knabe en __ 
weder in der Tonne eriränft, oder, mas man nach den von Blod wieberbolt x 
machten Berfuchen, ſich Gift zu verſchaffen, für noch wahrfcheinucher hielt, vergift — 
und erft al® Leiche in die Tonne geftedt worden fei. Die Annahme einer Vergn F_ 
fung de Senaben bat jedoch bei der Obduktion und Seftion der Feihe und nudde — 
aud deren Eingeweide bemifc unterfucht Waren, eine Beltätigung nicht gefunde 
Wenngleich 2310 bei Gelegenheit des Obduftiunätermind, indem er, mie ed bein .- 
uch bei Diefer Gelegenheit trunfen war, ſich des Beſihes von Vitriol rühmte, mel 3 
er zur Herjtellung bon Stiefelmichfe angeſchafft haben wollte, und wenngleid in u 

Beiche des Knaben ein geringer Beitandtbeil, etwa Drachme fonzentrirter Siweray 
fäure vorgefunden murde, fo hat doch nach dem Ergebniß der ärztlichen Ermittelay u 
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gen eine Vergiftung ded Knaben nicht ftattgefunden. Insbeſondere bat ſich bei der 
Unterfubung der Junge und ded Schlundes keinerlei Entzündung oder Abfdilferung 
oder jonjt eine Nachwirkung von dem Genuſſe der Schwefelfäure gezeigt, und es ift 
auch die Quantität des in der Leiche vorgefundenen Gifted nicht fo bedeutend geme- 
fen, daß ein ſchädlicher Einfluß deſſelben auf die Gefundheit oder dad Leben des 
Knaben hätte angenommen werden können. 
Das Gutadhten der Gerichtsärzte ging dahin: 

daß der Knabe den Erftidungdtod geftorben fei und denfelben in ber bis 

zur Höhe von ungefähr 9 oder 10 Zoll mit Waſſer gefüllten Tonne 

gefunden babe. 

Hiernady konnte es fi nur fragen, ob Hermann Ganjen entweder durch 
einen unglüdlihen Zufall oder durch ein Verbrechen fein «eben verloren batte? Die 
Blodihen Eheleute maren bemüht, den Tod bed Stnaben einem Unglücksfalle zugu- 
fchreiben. Block feibft konnte nicht in Abrede ftellen, daß er noch während des bei 
feinem Haudgenoffen, dem Mübhlenmeifter Eggebrecht, ſtattgehabten Trinfgelage® und 
nachdem feine Ehefrau mit ihrem älteren Sohne Albert bereit3, und zwar gegen 
9 Uhr Abends, zu den Briefträger Mgricolafhen Eheleuten gegangen war, eine Zeit 
lang fi in feiner Wohnung, angeblih zur Befriedigung eined Bedürfniffed, aufge» 
balten hatte; er mollte indeffen bei der ſchon eingetretenen nächtlichen Dunkelheit 
feinen Stieffopn Hermann Ganfen weder in dem Vorderzimmer feiner Wohnung, 
noch aud in der daran ftoßenden Hinterftube bemerkt haben, und erit um 10 Uhr 
Abends nach feiner und jeiner Ehefrau Räckkehr bei dem Scheine eines von ihnen 
angezündeten Lichtes und durc einen Ungitruf feiner Ehefrau aufmerffam gemacht, 
gewahr geworden ‘fein, daß fein genannter Stiefſohn, mit dem Kopfe nad unten 
gekehrt, in der Waſſertonne gelegen babe. Block fowohl ald feine Ehefrau baben 
nun, wie geſagt, bebarrlic behauptet, dah der Stnabe von dem neben der Tonne 
aufgeitellten Tiſche, auf welchem er frin Nachtlager gehabt babe, entweder im Sclafe 
oder als er fih Waller aus der Tonne babe ſchöpfen wollen, fopfüber in dieſelbe 
gefallen und in dem darin befindlichen Wafler ertrunfen fein müffe. Gegen diefe An- 
nahme fprechen jedoch die gewichtigften Umſtände. 

Es ſpricht dagegen 

A. die Unwahrſcheinlichkeit, daß ein fiebenjähriger Knabe von der Größe des 
Hermann Ganfen obne Zutbun eined Anderen in einer Tonne von der Belhaffen- 
beit und dem inhalt, wie die in Mede ftehende war, feinen Tod follte gefunden 
baben. Die Gerichtsärzte, Kreisphyſilus Dr. Adler und Kreiswundarzt Riemer, 
ſprachen fi hierüber in ihrem Gutachten folgendermaßen aus: 

»Menn Hermann Ganjen in einer Tonne ertrunfen gefunden worden ift, 
welche nur 9 bis 10 Zoll bod mit Maffer gefüllt, überhaupt bei einem Durchmeſſer 
von I Fuß 4 Zoll nur 2 Fuß 3 Soll tief, während der Knabe felbft 3 Fuß 9 Zoll 
groß, alſo 1% Fuß größer ald die Tonne war, fo läßt es fib durdaus nicht be- 
gründen, daß der bi dabin gefunde Knabe dur einen unglüdlihen Sturzfall in 
die Tonne umgetommen fein follte, Das Beftreben, dad Gleichgewicht des Körpers 
zu erhalten, liegt fo tief in der Natur des thieriſchen Organidmus, wie des Men- 
hen, daß es fich zu allen Zeiten, ſelbſt bewußtlos und im Schlafe geltend macht. 
Iſt Jemand im Begriff zu fallen, fo ſtredt er unmillfürlid die Arme auf, wodurch, 
wenn fi dad Gleichgewicht nicht berftellt, der Fall doch aufgehalten oder gemildert 
wird. Der Sclafende kann auch wohl von feinem Lager berabfallen, jedoch nur, 
indem er ſich wälzt, aber er kann nicht fopfüber in eine Tonne ftürzen, obne dabei 
die Arme auözubreiten und fo dem FFall zu begegnen. Gefept aber aud, Hermann 
Ganfen wäre wirklich ichlafend in die Tonne gefallen, fo bätte er doch, durch die 
Berührung mit dem Waffer in der Tonne erwaht, zum Bewußtſein kommen und 
bei feiner Körperbefhaffenbeit im Stande fein mülfen, fib aus der Tonne ohne den 
Beiftand eined Anderen zu erheben und demgemäß ſich felbit zu retten.« 
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n Abnliger Delle Haben ſich auch die auf den Antrag deg 5, REN 
—X —8*8 Bertheidigers vernommenen Sachverſtändigen, der Fee 
und Regiments -Argt Dr. Burdardt, ſowie der Stabd- und Bataiffong, Aue I>-- 
Walbraht, außgiproden, und es findet die qutachtliche Aruferung der Gricchbt@- 
Ärzte um fo mebr daun Anmendung, wenn man annehmen Wollte, daß Herma we ne 
Ganfen, um zu frinten, Dder um vermittelit eined Trinkgefäßes Waffer aus der Tore ve = 
zu ſhöpfen, füch über diefelbe gebeugt und das Gleichgewicht verloren hätte, = 
würde als danm durd die Gewalt des Falles oder dur die frampfhaften Benegız ze — 
gen feinee Mrme und Beine die nur mit wenig Wafler gefüllte Tonne unzweifibcm Ef 
umgeſtürzt und fo fi durch eigene Kraft aus derfelben befreit haben. 
In WUrnbetracht diejer Umftände erſcheint ed als durchaus zutreffend, mer wi 
die Sadverftänndigen annehmen: 2 
Daß ber Knabe den Erſtickungstod dadurch gefunden babe, daf er nee Ei # 
bem Stopfe zuerft in den mit Waller angefüllten Theil der Tonne ga 
fte ct und dbemnädft mit feinem übrigen.örper in diefelbe bineingedräre ee 
und bollftändig darin eingezwängt worben fei. 
Diefer Annabme entfpredend war auch 
B. Die Art und Weife, mie die Leiche ded Knaben in der Tonne gefund ee u. 


wurde. 
Die Ehefrau des Mühlenmeiſters Eggebrecht, welche zuerſt hinzutam, hat — 


dieſer Beziehun g Folgendes ausgeſagt: 

»Als Die verehelichte Bloͤt an meine Stubenthür pochte mit der Mittheilum — , 
daß ihr Sopbn Hermann in der MWaffertonne ertrunten fei, erhob ih mih auß de mer 
Bette, Heidete mich oberflihlih an, fand auf dem Hausflur die Blodihen Ebelee 
mit ihrem Sohne Wibert vor, begab mich mit ihnen in ihre gegenüber gelegene StuE> — — 
und nahm nun, Der dort am Fenſter itebenden Waifertonne näher tretend, wak> — — 
daß der Knabe Sermann Ganſen ſich in derſelben befand. Er lag, ohne daß be m— 7 
balb der Tonne von feinem Körper etwas zu fehen war, vielmehr auf dem Bodo ge 
derfelben ganz gekrümmt, den Kopf feitwärts gebogen, die Füße nad unten ge —_. 
firedt, die vom Waſſer nicht bededte rechte Hüfte nach oben gelehrt, gerade ſo, m 
wenn man Fleiſch eindrüdt, um es einzupöfeln.« F 

Diefelbern Wahrnehmungen wurden demnächſt auch ſowohl von der 16jäh — 
gen Tochter des Mühlenmeiſters Eggebrecht als auch von der Ehefrau des in De — 
NRachbarfchaft wobnmenden Böttchermeiſters Specht gemacht. Insbeſondere hat Di — 
Letztere, welche, noch ehe die Lage des Knaben in der Tonne verandert worden waa — 
herbeigerufen warrde, Nachſtehendes bekundet: 

‚Sobald ich mit der verebelichten Eagebreht in die Stube der Blockſch e 
Eheleute eintrat, wurde ih zu meinem Entſehen gewahr, daß in der am Fenſtet be _ 
findliben Waſſertonne der Knabe Hermann Ganfen fiedte. Derſelbe ung — 
trümmter Stellung und wie zufammengedrüdt am Boden der Tonne, den KO 2 
nad der Seite gefebrt, die Füße nad unten gebogen und die redte Hüfte nıx 
oben gewendet. Id fahte dad Kind um den Leib, zog ed aus der Tonne heran 
und legte e8 der Länge nad auf den Fußboden, um es auszuſtrecken und wieder & m. 
eine menfchliche Form zu bringen. « 

jm Widerſpruch biermit hat zwar der I1 Jahr alte Albert Ganfen ertläx- -, 
daß er bei der Müdkehr in die Wohnung gejehen,” mie eine Zehe von dem Aug 

der aud der Tonne über den oberen Rand derfelben dervorgeragt ha — 


.ined Bru : * — 
— tkann dieſe Behauptung gegenüber den hiervon abweichenden und unfereiay _ 
inder durchaus übereinftimmenden Ausfagen Der genannten drei Zeuginnen, dere "m 


ürdigfeit eimem Bedenken in feiner ife unterliegt , um fo weniger DS em 
— — — * — ſein, als — die Gerichtsärzte, wie bemerkt, IS. 
n babin abgegeben baben: j 
Gutachte daß ber Knabe gewaltfam in die Sonne bineingezwängt worden, nach _ 
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* * und zwar noch lebend, mit dem Kopfe zuerſt, in dieſelbe ge- 
eckt fei. 

Unter diefen Umftänden kann man aud nur annehmen, daß Hermann Gan- 
fen fein Leben nit etwa in Folge eined Unglüdsfalled eingebüßt bat, fondern viel- 
mebr durch die Hund eined Dritten, und zwar, mie ebenfalld wohl nit zu be- 
weifeln ift, durch diejenige feined Stiefvaters, bed Bädermeifterd Blod, welder Die 

bat, wenn auch vielleicht nicht unter Beihülfe, jo doch, wie ed fcheint, unter Mit- 
wiſſenſchaft feiner Ehefrau, der leiblihen Mutter des Knaben verübt bat. In Bezu 
auf die Art der Ausführung des Verbrechens jelbft und die Thäterſchaft des Biod 
liegen folgende Verdachtämomente vor: 

. Un dem Tage der That, den 8. Mürz 1863, ald Blod fi, und zwar 
ſchon von Nachmittags 5 Uhr ab, in der bei feinem Hausgenoſſen, dem Müblen- 
meifter Eggebrecht, verfammelten Trinkgeſellſchaft befand, entfernte er fi, wie ſchon 
erwähnt, aus derfelben zwar zu wiederholten Malen, fehrte jedoch jede8 Mal nad 
Verlauf einer kleinen Weile in die Eggebrechtihe Wohnung zurüd. Nachdem aber 
etwa gegen 9 Uhr Abends feine Ehefrau fi mit ihrem alteren Sohne Albert zu 
den Briefträger Agricolafhen Eheleuten begeben batte, denen übrigend die fpäte 
Stunde des Beſuches, fowie die, wie ed fchien, gedrüdte Gemüthsſtimmung der ver- 
ehelichten Block auffiel, ift deren Ehemann bis zu dem Augenblide, wo fein Stief- 
ſohn Hermann Ganfen todt in der MWaffertonne gefunden murde, mit demfelben 
längere Seit allein in feiner Wohnung, in welcher jid außerdem nur noch das drei 

abr alte Blockſche Kind befand, las geweien und MWahricheinlichkeitägründe 
prechen dafür, daß Blod diefe Gelegenheit benugt bat, um das Verbrechen unbe- 
merft,. wie er war, auszuführen. 

I. Es mochte nämlich zwifhen 8 und 9 Uhr Abends fein, ald Blod, um 
fi in fein gegenüber gelegene® Zimmer zu begeben, die Eggebrehtihe Wohnung 
abermald verlief, und diesmal vor Ablauf einer guten balben Stunde nicht zurüd- 
kehrte. Während er vorher feinen Rod an gebabt, vielmehr nur mit einer Unter 
jade bekleidet gewejen war, trug er bei feiner Rückkehr einen Ueberrod, und gab auf 
die Frage der verebelichten Eggebrecht, wo er denn fo lange geweſen fei, die Ant- 
wort, daß er fi nur feinen Rod angezogen babe. Wie die legtere indeflen fofort 
bemerkte, ſah Blod, während er noch kurz vorher eine friſche Gefichtäfarbe gehabt 
batte, jept bei feinem Wiedereintritt in die Stube auffallend blaß aus, und zeigte 
aud jonjt ein eigenthümlich unruhiges Wefen, indem er zugleich von da ab, wie es 
den Anſchein batte, abfichtlib die Nüdtehr in feine Wohnung zu vermeiden fuchte. 
Denn da ibm kurze Zeit fpäter, ald er zum Zwecke eines Ausgange dad Haus 
verlaffen wollte, eine Kopfbedeckung fehlte, lich er ſich eine folhe von dem Müblen- 
meifter Eggebrecht und gab dabei an, daf er die ihm gehörige Müpe in feiner Woh- 
nung nicht babe finden können. 

Il, Nachdem Block fih nad der Rückkehr aus feiner Wohnung bei den in 
ber Eggebrechtſchen Stube noch verfammelten Zechgenoſſen wieder eingefunden hatte, 
wurde er vom denjelben zu dem Gaftwirtb Oppel in Steegerd geſchickt, um noch 
einige Flaſchen Liqueur zu bolen, und ald er bei feiner Zurüdkunft in dad Zimmer 
wieder eintrat, nahm man wahr, daß der linfe Mermel feined Node nah war, 
Blod, welcher fjelbjt darauf aufmerkffam machte, bebauptete, daß er fi mit dem Pi- 
aueur benegt babe, indem er; was indellen der Gaftwirth Oppel, der ihm den Piqueur 
verabfolgte, nicht bemerkt bat, nad dem Einkauf bdeffelben vor dem Gafthaufe von 
der Treppe gefallen fei und dabei eine der Flaſchen, in melden ſich das Getränf befand, 
zerbrochen habe. E3 ift nun zwar nicht Feftgeftelt, ob die Nälle an dem linfen Rod 
ärmel in der That von Piqueur oder vielmehr von Waſſer herrührte, wenngleich die 
Wittwe Braun, eine übrigens bereits wiederholt beftrafte Derfon und auch fonft 
ihrer unfiheren und ſchwankenden Ausfagen wegen nicht durchaus glaubwürdige 
Zeugin, melde am Morgen nad der That die Kleider des Blod zu reinigen batte 
und demjelben auch beim Ankleiden bebülflih war, erklärt bat, die Näſſe an dem 
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Rodärmel habe fi fo angefühlt, als ob fie durh Wa ffer bewirlt morDere fei. 
Block ſelbſt aber bat ſich in dieſer Beziehung dadurch verdächtig gemadt, Daß _ CF 218 
Widerjprud mit feiner erften Angabe fpäterhin bebauptet bat, daß er fib erft, Ai f 
er feine Ehefrau am demfelben Abend von dem Briefträger Agricola abgebolt , _ mi 
Waſſer befprigt babe, indem er angetrunten, wie er in folge deö Genuſſes geil ffiget 
Getränte gemeien, auf dem Wege dorthin in eine WMWaflerpfüge gefallen fe, 1 
jedoch ebenfalls nidyt erwieſen ift. 

Als Block mit feiner Ehefrau etwa um 10 Uhr Abends in ihrer Wobhrr ax zug 
wieder angelangt war, virging wohl 4 Stunde, ehe die verehelihte Blod ihre H9azz = 
genofien von dem inzwiſchen erfolgten Tode ihres Sohned Hermann Ganfen berzce Ho- 
richtigte, und es ſcheint diefe Smifchenzeit benußt zu fein, um Vorfebrungerz zu 
treffen, zur Erwedung ded Scheined, ald ob der Knabe von feinem Nachtlager ce um 
dem Tiihe fhlafend in die daneben aufgeitellte Waſſertonne geitürzt fei, we dbdezmn 
überhaupt dad Auftreten des Blod und feiner Ehefrau nad Entdefung der —E E> at 
—* a Art gemwefen it, daß es auf den Erfteren den Berdbadt der Th OEBVLEL- 

aft wirft. 

Mit Bezug bierauf it Folgendes zu erwähnen: 

1. Sowohl die verehelihte Eggebrecht, als aud die verebelihte Spech t KE>  e- 
merkten, nahtem fie am Abend des 8. März 1863 in die Blodide Wohnung zu 
Hülfe gerufen waren, neben der Wafjertonne, im welcher der Knabe todt gun > en 
wurde, einen länglichen Tiſch ftehen und auf dieſem einen Bettrahmen mit einig en 
Bettzeug liegen. Dieſes gerüftartige Geflell wurde von der verehelichten BlodE „<a 3 
daB Nactlager ihres verftorbenen Sohnes Hermann Ganjen bezeihnet, un Tie 
mollte ibn, wie auch ibr älterer Sohn Albert beftätigte und wie fie felbf der eg, 
frau des Briefträgerd Agricola bei dem ihr an demjelden Abend abgefatieten * 
ua mitgetheilt hatte, auf der bezeichneten Sclafitätte noch vor ihrem Auganae zu 

ett gebraht haben. Diefe Behauptung verdient indefien feinen Glauben. D en 
abgefehen davon, daß ber Knabe, welcher übrigend, als er todt im det Tonne 
funden wurde, noch mit Jade und Hofe bekleidet war, fonft auf dem Bettra h en 
nicht zu ſchiafen pflegte, und daß der leptere bei feiner [dwantenden Lage auf 
nur fhmalen Tiſche auch zu einer Sclafftelle ſehr wenig geeignet geweſen wãre = m 
baben die verebelichte Specht nicht nur, jondern auch die verebelichte Eggebrecy, . I 


in mit deren 16 Jabr alten Tochter aus eigener Wahrnehmun in 
Pr reg Senabe deshalb in dem Bette nit gelegen haben fönne, weil, &e- 
der Mugenfhein ergeben babe, die einzelnen Bettjtüde durchaus unberührt Auroie 
; 2377 

fen — 8 bie — Be fe 1 r- — — ge N 
Dabin ausfpraden, daß bierna er na n dem angeksy — ie 
Blockſchen erg fhlafend in die daneben befindlihe Tonne geftürzt fein — Shen 


Nactlager nicht w ! 2 ’ . 0 I 
; wenn dies nicht der Fall fei, der Stnabe vermuthlich in die Tune 
— Pe A 4 z indem er fih aus derjelben Waſſer babe ſchöpfen ———— Dune 
deffen war dama is ein Trinkgeſchirt in ber Tonne nicht aufzufinden, obwohl ıı 
lich die gleichfalls Berbeigetommene Wittwe Grönte mit ihren Sand auf de — 
Wafer bededten Soden der Tonne umberfühlte. Um fo auffallender erfcher Se mit 
daf Blod am nächften Morgen die verehelichte Specht, melde er in feine II a “0, 
gerufen hatte, am Die ZWafertonne führte und munmebr — einer Sch, SID nung 
ein feines bleherne® Maaß fowie einen irdenen Topf Y —— —** Bftelle 
indem er zu diefer eughn — * er derchelichten Taeebrecht zuale ĩ holte, 
; eb Re ie Meußerung that: . mie 
in feiner ar de wir «8, der Junge bat aus der Tonne Waſſer ® 
, u. rad ift dabei ertrunien.« Xinfen 
3 8 en 68 ferner ſchon auffallen mußte, daß die Blochchen Eheleu _ 

dem fie ihre Sauögenoflen * Fr zum m IE — wi mnig Mab- 
5 & + Ganjen mit in ihrer Wohnung a 2.0 ihrem 
älteren Sopne Alber 51 i —28 
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Sohnes, fondern vielmehr in dem davor gelegenen Haußflur aufbielten, fo eriheint 
dad weitere Benehmen derfelben noch verdächtiger. Beide lehnten «8 nämlich ent» 
ſchieden ab, den Knaben aus der Tonne zu heben, obwohl fie von den binzugelom- 
menen Derfonen wiederholt darauf aufmertfam gemadt wurden, daß dad Kind ja 
noch leben und vielleicht noch gerettet werden fünne Block felbft war auch nit 
etwa, wie er glauben maden will, von dem Vorfall befonderd überrafht oder et» 
ichredtz vielmehr bat hierüber die verchelichte Specht, melde fi endlih der Mübe 
unterzog, den Knaben aus der Tonne beraudzubolen, Nachſtehendes außgefagt: 
»Beide, Blod und feine Ehefrau, gingen dabei im Zimmer rubig auf 
und ab; bie Letztere, welche nur äußerte, daß ihr verftorbener Sohn 
doch ein guter Junge geweſen fei, tlagte zugleich darüber, daß ſie beim 
Mangel an Geld nicht wiſſe, wovon fie die Leiche beftatten folle; wäh⸗ 
rend Blod feine Ehefrau zu berubigen fuchte, indem er fagte: 
Tröfte Did, es ift ja nur ein Kind, unb ſchon daß neunte, 
Bun. Du zur Erde gebracht haft, Du wirſt ja aud dieß über- 
ommen.« 
4. Unverfennbar it ed auch, daß die Blockſchen Eheleute vor der Leiche 
bes Hermann Ganjen einen, wie es fcheint, durch die Eingebungen ibred böfen Ge- 
wiſſens verurfahten Scauder empfanden. In der Naht nad dem Vorfalle er- 
ſuchten fie nämlich ihre Hausgenoſſen, die Eggebrechtidhen Eheleute, fie doch bei ſich 
in ihrer Wohnung fchlafen zu laffen, da fie ſich fürchteten, mit der Leiche de Kna— 
ben in demfelben Zimmer ihre Nachtruhe zu halten. Obwohl ihnen Eggebrecht feine 
Merwunderung darüber ausſprach und «8 im Gegentheil für durchaus naturgemäß 
erklärte, wenn fie fid von der Leiche ihres Kinded nicht entfernten, und obgleich 
ſich die verehelichte Eggebrecht erbot, mit ihnen zuſammen bei ber Leiche zu ver 
mweilen, fo waren die Blockſſchen Eheleute doch nicht zu bewegen, in dem Zimmer, in 
welchem fi bie Leiche befand, außzubarren, und ed mußte ihnen, ba fie mwieberbolt 
darauf drangen, endlich geftattet werden, bie beiden folgenden Nächte mit ihrem jüng- 
ften Kinde in der Eggebrechtſchen Stube zuzubringen. 
. Nicht minder ftimmen diejenigen Perfonen, welche Gelegenheit hatten, bie 
Blodihen Eheleute aldbald nad dem Tode ded Hermann Ganfen zu beobachten; 
barin überein, daß diefelben fi, gegenüber der Leiche ihres Kinded, durchaus kalt 
und gefüblloß gezeigt haben. Der Gerihtd-Kommiffarius aus Hammerftein, welcher 
am 9. März 1863 auf die bei ihm durh den Ortöfhulzen Arndt aus Steegers 
gemachte Anzeige von dem Tobeöfalle zuerit die Leiche ded Knaben befichtigte, bat 
erlärt, daß, fo oft er auch in feiner Eigenfhaft ald Richter, und er ift lange Jahre 
im Umte, eine Leichenſchau abgehalten, er doc in feinem falle ein fo gleihgültiged 
Benehmen der durch den Todesfall betroffenen Angebörigen gefunden babe, wie bei 
den Blockſchen Ebeleuten, melde beim Anblick der Leiche ihres Kindes auch nicht eine 
Thräne des Schmerzed oder des Mitleids vergoffen hätten. Am 25. April 1863, 
ald die wieder audgegrabene Leiche obduzirt und fecirt wurde, erſchien Blod auf 
fallend unrubig, und fprad zu den anweſenden Perfonen febr viel, fo daß feine 
Ehefrau fi veranlaßt fab, ihn davon abzumahnen, mit den Worten: 
»Auguft, Auguſt, verrede Di nicht und bringe Dich nicht allein ins 
Unglüd« ; 

worauf berfelbe erwiderte: 
»Ich werde nicht, ic bin Plug gemug.« 

Auch die verehelichte Block zeigte bei diefer Gelegenheit ein verändertes 
Mefen, indem fie darüber Hagte, daß ibr fo änaftlıh zu Muthe fei, und den Schub» 
machermeiſter Rieck, welcher fi unter den Anweſenden befand, erfuchte, doch einmal 
nachzufehen, ob die Gerichtäärgte ſchon etwas Verdäctiged an der Leiche gefunden 
bätten? Als ihr derfelbe darauf keinen Beſcheid zu geben vermochte, lief fie fi von 
ihm eine Quantität Branntwein bolen, um ſich, wie es den Anſchein hat, dur den 
Genuß dieſes Getränkes zu ermutbigen. 


— 
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6. Obwohl die Blodihen Eheleute von dem ToDesfalle der Polige r Ebörde 
feine Anzeige erftattet hatten, fo — fie doch ſchon Tags darauf nach er 
Rein, um fid, wie fie dem Schneidermeifter Nim mittbeilten, bei dem dortige rt = 
richte wegen der Erhebung des dem berftorbenen Hermann Ganfen gehörig gemt 
fenen Erbtheils, welches ſich im gerichtlichen Depofitorium dafelbft befand, alsbaiD wu 
melden. Sie haben dieſes Geld fpäter au mwirklih erhoben, und e8 fheint, DaB hie 
in dem ak deſſelben ſehr bald Ruhe und Troft über den Todesfall und übe Di 
daraus für fie entftandenen Weiterungen gefunden haben. Denn fhon wenige — cat 
nachher hörten owohL die verehelichte Eggebrecht, gis auch die fhon genannte, in be gi 
nicht gan glaubwürdige Zeugin Braun, wie Blod bei Gelegenheit eins Gefpr CE E53, 
weldes fih nad der Angabe der Braun darum drehte, daß Blod trop bes ib “> an 
dem Gerichtsſchulzen Arndt verweigerten Giftſcheins ſich dennoch Gift, und 3 ar 
Vitriol, zu verichaffen gewußt babe, zu feiner Ehefrau äußerte: j 

‚Mutter, ärgere Dich nicht mehr, nun ift es vorbei, ein Junge meb m in 
der Welt oder weniger, jept haben wir doch aud Geld!« 


7, Als Blod davon Kenntniß erhalten hatte, daß der Oberjigr Pes> zwuid 
auf Veranlaffung mehrerer anderer Bewohner von Stergerd damit uminn, gegen 
ibn wegen de8 auf ihm rubenden Verdachts der Ermordung feines StiefobpneS Bei 
der Staatdanwaltfchaft zu Coniß eine Denunziation anzubringen, rief er dene LE> en 
eines Taged in eim Gaſihaus zu Steegers, woͤſelbſt ſich Blod gerabe befand, Hirz en, 
und lenkte jofort das Geſpräch auf den Tod des Hermann Ganfen, indem e zu 
Pepnid mit leifer Stimme die Worte fagte: 

‚Du biſt ein rechter Schweinigel, laß doch daB fein, mad Du %>or 


ajt«j 2, _ 
unb — F mit dem Zeugen auf einer in dem Flur des Gaftpaufed befinde <H> en 
Bant Dlag genommen batte, in bertraulibem Tone fortfuhr: ’ 
daß er, Depnid, ihm dod nicht ind Unglüt bringen fol, da nich — = 
Blod, an dem Tobe feines Stiefjohnes ſchuld fei, fondern feine &er,- T, 
mit Diefer fünne und wolle er auch nicht zufammen bleiben, und wen t au, 
bei fich zu Haufe keine Rube babe, treibe er ſich in den Bun Tee er 
umber, aber audy bier finde er feine engen * PIE ®rn 
i 3ebauptung, daß nicht er, fondern eine Ehefrau die Schuldi 
wie fie a erigens auch bei einer anderen Gelegenheit gegen den Mübdlen — Sei, 
Eggebredt außgefproden bat, wiederholte er fpäter dem Oberjäger Pepnid gern & fier 
nod einmal, wäbrend, die Dabei gegenwärtige verehelichte Block, indem fie di. ber 
zur Laft gelegte Schuld in Abrede jtellte, zu ihrem Ehemanne gewendet fügte = ihr 
er folle fidy nur nicht weiß brennen! 
ie verehelichte Bloch melde ſchon einige Zeit dor dem Vorfalle 
— Derfonen geäußert hatte, daß ihr fo bange zu Mutde fei, indem fie, eg 
daß fie fhon jegt etwas Näheres darüber fügen könne, befürchte, es werde im, _ ohne 
Haufe ein Unatuck gefceben, ſcheint duch den demnächſt erfolgten Tod ihres — Uhren 
Hermann Banfen, und da fie um das verbrecherifche Unternehmen ihres Ehe = 
gegen daß Leben Deffelben offenbar gewußt bat, körperlich und geitig tief er 
worden zu fein. Sie verfiel zu Anfang Mai 1863, alfo etwa 2 Monate mr Nittert 
Tode ibreg Sohn e8, in eine Strantheit, welche fie ſelbſt, niedergeſchlagen u DD dem 
nungslos, wie je mar von Anfang an für tödtlich erllärte, obwohl der ie boff- 
ee De 
: Die verehelichte Block in ber at n Se i 
a — — Krantheit war ihr Ehemann ſichtlich ——— Agen T Aunten- 
Patientin set Hein zu laflen, und es madte auf den Lepteren a —— i 
ob die dere lichte 2310, außer von der Krankheit aud bon — NEN <E, ıl3 
a ee en Yabe R, SODEQUNG 
ü je ibr berordnnete Mebizin mi J 
Ihr darüber, dag fie Di * vgl 
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gen machte, troß feiner ermuthigenden Worte, mit gegen ben Simmel gerichteten 
Augen und gefalteten Händen erwiderte: 

»Laffen Sie nur fein, Herr Doktor, es ift doch Alles zu fpät!« 

Diefelben Anzeichen einer inneren Verzagtbeit bat aud die Wittwe Schmibt 

an ber berehelichten Riot wahrgenommen, mäbrend fie biefelbe in ihrer Krankbeit 
pflegte und auf ihr Anſuchen aud wiederholt mit ihr zufammen betete. Die der- 
ebelihte Blod bat bei diefer Gelegenheit zu zwei verfhiedenen Malen, das lepte Mal 
nod an dem Tage vor ibrem Tode, gegen die Wittwe Schmidt den Wunſch zu er- 
kennen gegeben, daß fie F wohl Etwas, maß fie indeſſen nicht naher bezeichnete, 
entdeden möchte, und ald die Wittwe Schmidt ihr darauf bvorbielt, wie man in 
Steegerd allgemein annehme, daß fie felbft oder ihr Ehemann ibren Sohn Hermann 
umd Leben gebracht babe, und daß fie, falld ihr Ehemann der Thäter gemwefen fei, 
bemfelben darin nicht feinen Willen hätte thun follen, entgegnete die verebelichte Blod 
unter Seufzen: 

»Ja, was muß man wohl nit thun!« 
indem fie mit diefen Worten ein verhülltes Geſtändniß ded von ihrem Ehemann ver- 
übten Verbrechens und ihrer Mitwiffenfchaft, wenn nicht gar Theilnahme an demfel- 
ben ablegte. Die Wittwe Braun bat fogar behauptet und dies auch bei der münd- 
liben Verhandlung dem Blod, als diefer ihr den Vorwurf einer wahrheitäwidrigen 
Ausſage machte, ind Gefiht gefagt, daß feine Ehefrau noch auf ihrem Sterbebette 
ihr, der Zeugin, ausdrücklich eingeftanden habe: 

ihr Ebemann babe dem Hermann Ganfen zuerft Gift gegeben, darauf 

aber den Knaben zufammengedrüdt und in die Waſſertonne geftedt. 


III. 
Unterſuchung wider die Ehefrau Hpieweg. 


Am 13. Auguſt 1863 wurde nicht weit von dem Dorfe Kuſſer, im Kreiſe 
reiftadt, Regierungsbezirk Yiegnip, in einer dort befindlichen, mit Waffer angefüllten 
F — Leichnam eines etwa zwei Monat alten Kindes weiblichen Geſchlechts 

aufgefunden. 

Nah dem Gutachten der Gerichtsärzte, denen der Leichnam alsbald zur Ob- 
duftion und Seltion übergeben wurde, bat derfelbe Lingere Zeit im Waffer gelegen 
und der Befund war derartig, daß er, wie die Gerichtäärzte erklärten, der An- 
nahme, dad Kind fei im Maler geftorben, nicht widerfprad. 

ALS die Mutter des Kindes wurde die verehelichte Fabrikarbeiter Spieweg 
aus dem benadbarten Orte Zauche ermittelt, melde auch fogleich bei ihrer polizei» 
lien Vernebmung eingeftand, daß fie aud Nabrungsforgen und weil ihr die Unter 
bringung des Kindes bei anderen Leuten mißglüdt fei, ſich entſchloſſen habe, daffelbe 
ums Leben zu bringen, und daß fie in Ausführung diefed Entichluffed daB Kind am 
10. Auguft 1863 in die Waflergrube unweit Kuffer geworfen babe, um es zu tr 
tränfen. Die verehelihte Spieweg wurde am 14. Auguſt 1863 gefänglich eingezogen 
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und nab Beendigung ber Vorunterfuhung durch Beſchluß des Anflageferrt 8 des 
Appellationsgerichts zu Glogau dom 2, Oftober 1863 als ausreichend belafte 57 ber- 

am 10. Auguft 1863 bei Kuſſer ihre Tochter dorfäglich und mit Zleber 
legung getödtet zu baben, 
' alfo wegen Mordes, 
zur Mburtdeilung dor das Schwurgeriht zu Grünberg verwieſen. i 
Nahdem die Sache am 7. November 1863 verhandelt worden, erflärterz _ Bit 
Gefhmworenen mit mehr ald fieben Stimmen die Angeklagte der That für fehaz E ig 
und der Geribtöbof ſprach demgemäß und auf Grund der Beflimmung im $. 1 =. 
ded Strafgeſezbuchs gegen diefelbe, wegen Mordes, dad Todedurtheil aus. 2 
Was das Ergebniß der Beweidaufnahme betrifft, fo bat die verebel # Hot 
Spieweg, in Uebereinftimmung mit ihrer Auslaſſung vor der Dolizeibehörde, az AH in 
ber Borunterfuchung ein umfaſſendes Geſtändniß ihrer That abgelegt, indere fie 
felbft den Verlauf des Verbrechens im folgender Urt befchreibt: 

⸗Ich hatte ſchon früher verfucht, meine Tochter bei fremden Leuten zu <>: 
aiebung unterzubringen und mich deshalb an die Schiffersfrau Werner in KÖL E ch/ 
ſowie an den Bauer Gollniſch in Neu-Tſchau gewendet, jedoch vergeblich. DE << an 
bürftigen Beımögendverhältniffe und der geringe Verdinft machten e8 mir unmöcg E # «bh, 
bad Kind fernerbin zu ernähren. Es ftieg daber am 10, Auguft 1863 in mi Der 
Gedanke auf, das Kind fortzuihaffen. An dieſem Tage verließ id un ID MM pr 
Morgen? meine Arbeit in der Grufhmwißiben Fabrik, begab mid in 
fung bei dem Schuhmacher Zömifh und holte mir daß Kind, Mit demielben Jan 
ich auf Kuffee zu z micht weit von dem Dorfe fand ich eine Grube und in diefe zu» ar 
ich mein Kind, nachdem ic ihm zuvor nod einmal die Bruft gegeben bütte, Denn 
ed fah mid febr barmberzig an. Die Grube war mit hohem Grafe und Schi 
wachſen / fie ſchien in der Mitte tief zu fein. Ich trat daher einige Shritte ir Di: 
Grube, füßte Das Kind und warf ed dann in das Waffe, Das Kind tam zu. 
einmal auf Die Dberflide des Wafferd, zappelte mit den Füßen und fanf dann ax mr 
Ich entfernte mich darauf, drehte mib am Rande der Grube noh inmal u 
fonnte dad Kind aber des hoben Grafed wegen nicht mehr fehen. Ad ich .. m, 
Haufe zurüßfebrte, mar ed beinahe 1 Ubr; ih aß bei dem Schuhmader Sörn ac 
fohleunigft zu Meittag und ging bann wieder in die Arbeit.« ach 

Bei der mündlichen Verhandlung bat die verehelichte Spiemweg ben Ser- 

der Sache zwar in derſelben Weile geihildert; jedoch ftellt fie, indem fie ng 
nicht fhuldig erflärt, in Mbrede, daß fie ihr Sind mit WUeberlegung ge a; „für 
babe. Vielmehr babe fie, fagt die Angeklagte, am 10. Auguft 1863 Anfan zz Diet 
die Abfiht gepabt, nah dem Orte Eucave zu geben, um bort auf den Rat Nur 
Mitarbei rinnen einen ernewerten Verſuch zur Unterbringung ibte® Kindes zu 
da der Saubna cher Zömifch daflelbe nicht länger habe bei ſich behalten wollen. TA hen, 
als fie auf dem Wege nad Cucave bei dem Dorfe Kuffer an dem dafelbft I. Erf 

gegangen fei und das Kind gerade an Diefer Stelle = find- 


: 2 vorüber : 
lien ee eien, fei ihr ber Gedanke gekommen, fih des Kindes, | __ unge 


fangen babe, zu 18 
in Ende zu machen, zu entledigen, und al&bald habe A dem 
rg hm die Bruft gereicht und es getügt babe, ergriffen und = daß 
— = bad 
Waferlob geworfen mt das Geftindniß der Angeflagten, wie fie daſſelbe = 


Indeffen ftim ittel üb 

eleat bat, mit den fonftigen Ermittelungen über den An ber 

a ung, OS ulfindung der Geice Bed indes Durcauß überein aaa > xt der 

au, was den pbjeftiven Thatbeftand anlangt, noch ————— — 

Scubmader Jumifch bekundet hat, wie er gejeben, daß bie Pie I NE ber 

10. Huguft 1863 sDrorgend um 10 Uhr mit bem sind: Ir Micbung SS 
m r Mittags ohne dad Kind I , 

tar da macfähe "Sirngeflagte aber fhon fit längerer Zeit RC mit dem Aa rüager 

beihäftigt Habe, abe Feind umd Leben zu bringen, hat fie in der Borung 
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außdrüdlich befannt, und fie bat aud zu einer ihr befannten frau, ber Wittwe 
Schneider, wie diefe bezeugt bat, zu wiederholten Malen die Aeußerung gethan, daß 
fie in der Sorge um ihr fernered Fortlommen dad Kind am liebiten in ein Waffer- 
loc werfen möchte. Hiernach fann ed, wie aud der Vorfipende des Schwurgerichts 
in feinem gutachtlichen Bericht bevorbebt, nicht wohl zweifelhaft fein, daß die Ber» 
urtbeilte ihr Kind in der wohlüberlegten Abficht, daffelbe zu tödten, in das Waſſer 
geworfen, die That aljo nicht bloß mit Worfag, fondern aud mit Ueberlegung 
berübt bat. 

Indeß fpricht Folgendes für eine mildere Auffaſſung der Strafbarkeit ber 
Verurtheilten. 

Wie fi aus dem Verlauf der Sache und aus den die That begleitenden 
Umftänden ergiebt, bat fi die Verurtbeilte nur durch die drüdenditen Nahrungs- 
forgen und da fie daran verzweifelte, ſich und ihr Kind fernerhin erhalten zu können, 
zu dem Merbrechen verleiten laſſen. Die Verurtbeilte it feit 9 Jahren mit dem 
Tagearbeiter Karl Spieweg berbeiratbet, welcher fich indeffen ſchon feit mehreren 
Jahren zur Verbüßung einer ihm auferlegten Strafe im Zuchthauſe befindet. Wäh⸗ 
vend der Zeit ihrer Verheirathung bat die verebelihte Spieweg, wie fie angiebt, auß 
dem geſchlechtlichen Umgange mit anderen Männern zwei Kinder geboren, nämlidy 
bor etwa 5 TJabren einen Knaben, Johann Friedrich Wilhelm mit Vornamen, und 
am 23. Juni 1863 die von ihr fpäter ermordete Tochter, melde in ber Taufe die 
Vornamen Anna Maria erbalten hatte. Für diefe beiden Kinder batte die Verur- 
theilte, wie fie mabrheitägetreu angiebt, an den Schubmader Zömiſch und 
deflen Ehefrau, bei denen diefelben Aufnabme gefunden batten, von ihrem nur 
I Rthlr. 10 Sgr. betragenden Wochenlohn an Wohnungsmietbe und Koftgeld 
mebr ald 25 Sgr. zu entrichten, fo daß ibr felbit faum 15 Sgr. wöchentlicy 
übrig blieben, von denen fie ſich, wie fie ſagt, meift nur trodene Kartoffeln zu ihrer 
Verpflegung babe beſchaffen können. Troß der bitteren Armutb, in welcher fidh die 
Verurtheilte hiernach mit ibren beiden Kindern befand, iſt ibr, mie fie verfihert, bie 
Sorge um die Lepteren durchaus nicht als eine Laft erfchienen; vielmehr war fie 
ihren Kindern, insbefondere aber der jüngeren Tochter, wie dur die Wabrnehmun- 
gen mebrerer Derjonen, namentlid der Zömiſch'ſchen Ebeleute, auch feftgeftellt ift, mit 
mütterlicher Zärtlichkeit zugetban, und bat es aud, als Zömiſch felbft für den ge» 
zablten Dreis ſich nicht länger bereit finden ließ, die Verpflegung des Heinen Kindes 
» beforgen, an Verſuchen nicht fehlen laſſen, daſſelbe bei anderen Leuten unterzu- 
ringen. Erſt als biefe wiederbolten Verſuche fehlſchlugen, entftand in ihre der Ent- 
ſchluß, das Kind, um es nad ihrer Anſicht vor fernerem Jammer und Elend zu 
fbügen, ums eben zu bringen, und es ift für die Liebe der Werurtbeilten zu ihrem 
Kinde bezeichnend, daß fie den verbrecheriſchen Entſchluß erjt ausführte, nachdem fie 
er bor der That dem Kinde die Mutterbruft gereicht und baffelbe ge- 
üßt hatte. 

Bei diefer Lage der Sache läßt fidh febr wohl annehmen, daß die Ber- 
urtbeilte, melde außerdem fait bis zur Taubbeit ſchwerhörig und daher verbindert 
geweſen iſt, im Austaufc ihrer Gedanken über die fie drüdenden Eorgen von An⸗ 
deren tröftliben Zuſpruch zu empfangen, in dem Zuſtande förperliher und geiftiger 
Verkommenheit fid der Schwere dei von ihr verübten Verbredend unb der Straf. 
barfeit ihrer Handlung in deren ganzem Umfange nicht bewußt gemorbden ift. 


om Dic 
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IV. 
Unterfuhung wider den Tagearbeiter Auguſt Shweigler. 


Am 7. Februar 1862 ftarb zu Rothfeſt die verehelihte Tagearbeiter Io ſe > Bu 
Schweigler, geborene Nave, nahdem 14 Tage früber, den 24. Januar 1862, wE>t 
etwa 3 Monate alte Tochter, Vornamend Anna, mit dem Tode vorangegangen ru> ar. 
Einige Zeit Darauf entftand der Verdacht, daf Beide durd ihren Ehemann == m) 
Vater, den Tagenrbeiter Auguft Schweigler, mittelft Arfenik vergiftet worden Jemen, 
und nadhdem auf Die von den Eltern ber berebelichten Schweigler ausgegangen IX n- 
zeige der Verdachtsmomente bie Leiben am 3. Tuli 1862 auögegraben und? > = mu. 
nächſt obduzirt und fecitt waren, fand der Apotheker Dr. Doled, weldem Die iwm wur- 
ren Theile der Leichen zur chemiſchen Unterlubung übergeben wurden, in benfel2> en, 


und namentlich in dem Magen und dem Dünndarm, fowie in der Leber und => er 
Milz, Arfenit Bor, welder, nah der Anfiht des Sachverftändigen, ſebr mabrfci> = in- 
li in der jorm des weißen Arfenit und zwar in fein pulverifirtem Sultan D in 


den Körper der WBerftorbenen gelangt ift- Auf Grund diefed Befunded und nefk ua st 
auf dad Refuttat der Obbultion und Sektion, gaben die Gerichtäärgter Krisph Ti eu 8 
Dr, Kasber und SKtreid-Wundarzt Stabieräfe, ihr Gutacte in ab, dad der — 
h n dab , ob 

ber Verftorbenen durch den Genuß von Arſenit herbeigeführt worden ſei. 

Der Tagearbeiter Schweigler, welcher am 25. Juni 1862 gefänglid finger u 
war, wurde nach Beendigung ber Dorunterfuhung Arnd Beichluß dB Aneg sen 
Senat? des Pippellationdgericht? zu Ratibor vom 9, September 1862 als binlä je ae 
belaftet, u Motbfeft im Januar und im Februar 1862 feine Tochter Anna Sch SL Ich 
ler und feine Ehefrau Tofepba Schmeigler vorfiglid und mit Ueberlegung ger as 8 ig. 
zu baden, vor das Schwurgericht zu Neiffe verwiefen. Nachdem bie Eade arm > 
Dftober 1862 werbandelt worden war, erachteten die Gefbworenen; und oa 22. 
mebr ald 7 Stimmen, den Angeklagten der That für ſchuldig und ber Gerich, + „rnit 
ſprach demgemäß und auf Grand der $$. 56. und 175. des Strafgefegbuhß Spof 
megen zweifahen Morded 
gegen denfelben Daß Tobedurtbeil, und da ber eine Morb an ber Chegattin be 
war, zugleich den Verluſt der buͤrgerlichen Ehre aus. Ur gen 

In Bezug auf die Thäterfhaft ded Angeklagten, welcher fih fü 
ſchuldig ertlärt Hat, find dur die Unterfuhung folgende Verdachtsmomente ex- Tricht 


worden: 
i i bei feinem Brud 
1. Auguſt Schweigler, welcher im Jabre 1861. h er 
Schmeigler zu Heiderädorf, zugleich mit feiner fpäteren Ehefen „ dem 
Yamalß Fa ebelichten Tofepha Rave, in Dienften ftand, knüpfte mit x be 
während diefee Zeit ein Piebeäverhältniß an, welches zur Folge hatte, daß Fe nn felben 
liebte von ifm fehmanı! : ; . 2 ß 
i z heirathen, jedoch, wie nicht zu bezweifeln ift, mit großen, =r 
ee Seirato zu entgehen, machte Schweigler zunähft zu Bien, fd 
die Leibebfrücht der Jolerha Nave abzutreiben. Diefegg, T Ic holten 
fid um Oftern 1861, wie fi bei ihrer Unterfuhung dur eine Sebamnma | befand 
erten Monate ihrer Schmwangerjbaft und als fie dices S Tgeben 
chmängerer mittheilte, tröftete fie biefer mit den Worten, betrüb- 
Daß n 


wirds abgeben« Und ba 
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Zur — dieſes Planes übergab Auguſt —* ſeiner Geliebten, 
wie dieſe ihren Eltern, den Häusler Navefhen Eheleuten p othfeſt, ſowie ihrer 
Mitmagd Maria Schwarzer, mitgetheilt bat, eines Abends in einem Töpfchen ein 
Getränt, welches fie jedoch nur koſtete und da es fehr fchlecht fchmedte, ausgoß. 
Einige Zeit fpäter fand die Dienftberrin der Gefhmwängerten, die Bauerfrau Katba- 
rina Schweigler zu Heiderädorf, auf ihrem Heerde einen Topf mit fochenden Kräutern, 
welche ihr verdächtig vorfamen, und als fie, mit der Schwangerſchaft der Joſepha 
Nave bekannt, diefelbe zur Mede ftellte, erfubr fie von ihr, daß fie die Kräuter von 
dem Schweigler, wie diefer felbft der Dienftmagd Anna Weißbrich erzäblt bat, er- 
balten babe, um daraus einen Trank zu bereiten, welcher zur Wbtreibung ihrer 
Leibesfrucht dienen follte. 

2. Sodann fheint Auguft Schweigler fhon bald, nachdem bie unverebelidhte 
Nave zu Johanni 1861 ihren damaligen Dienft verlaffen hatte, den Entſchluß gefaßt 
zu baben, ſich bderfelben zu entledigen, mwenigftend bat er um jene Zeit Aeußerungen 
getban, melde e8 nicht zweifelhaft laſſen, daß er aus Unluft an der Heirath, welder 
er nicht entgehen zu können meinte, bereit damals mit der Abfiht umging, feine 
zukünftige Ehefrau aus dem Wege zu Ichaffen. 

In diefem Sinne hat Schmweigler im Herbft 1861 zu der Dienftmagd Maria 
Schwarzer, ald er mit ihr auf fein und feiner Geliebten gegenſeitiges Verhältniß, 
fowie auf ihre bevorftehende Verheirathung zu reden fam, gejagt: 

Nun, wenn ich fie nehmen muß, fo werde ich fie wohl nehmen, ich 
werde fie aber nicht lange baben« ; 
während er fi noch beftimmter zu der Dienftmagb Anna Weißbrih dahin audge- 
fprochen bat, daß er die Joſebha Nave entweder aufhängen oder erfänfen werde, 
indem er bei einer anderen Gelegenheit außdrüdlid binzufügre: 
»Menn ich fie auch beiratbe, fo werde ich fie doch micht lange baben, ich 
ergebe fie in der erften beften Waflerfuppe, damit fie nur wegfommt.« 

3. Nachdem nun bie yorenhn Nave am 29. Dftober 1861 außerchelich eine 
Tochter, welche in der Taufe den Namen »Annas erbielt, geboren, und am 8. Ja- 
nuar 1862 die Trauung der Eltern ded Kindes ftattgefunden hatte, zog Auguſt 
Scmeigler mit feiner familie zu feinen Schwiegereltern, den Häusler Naveſchen 
Eheleuten in Rothfeſt. Kurze Zeit nad der Hochzeit wurde dad bis dabin gefunde 
Kind, nachdem es eined Taged von feinem Vater aus einer Flaſche Branntwein zu 
trinken erhalten hatte, plöglic krank, indem es, fo oft es die Bruſt befam, ſich er- 
brechen mußte, und m nad der Meinung ber verebelihten Häusler Nave auf 
andere Weiſe, ald da8 Erbrechen bei Kindern in diefem Alter fonft wohl vorzufom- 
men pflegt. Obgleich fie und ibr Ehemann, welcher durch ein auf Anrathen eined 
Apothekers in Ziegenhals dem Kinde beigebrachten Säftchen das Erbrechen deſſelben 
vergebens zu ſtillen ſuchte, wiederholt auf Zuziehung eines Arztes gedrungen batten, 
fo mwiderfeßte ſich Schweigler dieſer Anforderung doch beharrüch, unter dem Vor— 
geben, daß dadurch nur * Koſten entſtänden. 

Um 24. Januar 1862 ſtarb das Kind an Krämpfen; der Leib deſſelben, 
fowie die unteren Störpertbeile waren fchon dor dem Tode bläulih angelaufen, wäb- 
rend der Leichnam, namentlih im Gefichte, eine gelbe farbe annahm. WIE der 
Hiudler Nave beim Anblid des fonft fo kräftigen Kindes ſich aegen feinen Schwieger- 
fobn, welcher in Opperäborf no ein mit der unverebelihten Therefia Kretſchmer er- 
zeugteß, jedoch fehr ſchwächliches Kind batte, darüber beklagte, daß ihm das gefunde 
en as bad elende Kind durch den Tod genommen fei, entgegnete diefer in bar« 

em Tone: 
»Da bat’8 Mittel bafür.« 

4. Nicht minder auffallend bat fih Auguft Schweigler benommen, al8 einige 
Tage nah dem Tode bed Kinded auch feine Ehefrau unerwartet erkrankte. Seine 
Schwiegereltern hatten ſchon bald nad der Trauung die Bemerkung gemacht, daß 
derfelbe mit ihrer Tochter in Unfrieden lebte, und fie fanden dies namentlih am 
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2. Februar 1862, eines Sonntags, beftätigt, indem Schweiggler an diefem EA f daß 
einer geringfügigen Beranlaflung willen feine Ehefrau mit ſo großer Gewalt usz fid 
Bett warf, daß fie eine Weile unbemweglich liegen blieb, Umd als fie wider 348 8 

efommen war, weinend über Ceitenftecen fagte. In der folgenden Nacht erg 4 
fie bei ihr dad Geblüt auf fo heftige Weiſe, daß die Haufbewopner, welche 3 
Hülfe gerufen wurden, ſich keinen Rath mehr mußten, da Schweigler ih weigerte, 
ärztliche Hülfe berbeizubolen, und die aud am nädften Tage, am Montag ber 
3. Februar 1862, micht that; obwohl er in dieſer Abſicht fhon Morgens früb fein 
Wobnung deriaffen hatte. . Dagegen brachte er Abends fpät, ald er zurükkebrte, uw 
Flaſchchen voll Tropfen mit, melde er in ber Apotheke zu Ziegenhals gekauft byab e ur 
wollte. Als feine Schwiegermutter der Kranken von den Tropfen eingeben wo [Ere, 
buldete Schweigler, welcher dad Fläſchchen am fich behielt, bied nicht, fondern reĩ “= 
felbft feiner Ehefrau von den Tropfen, melde diefelben aber außfpie und fpäter mi > t 
mebr einnehmen wollte. 

, Dienftag den 4. und Mittwoch den 5. Februar 1862 ftellte fd ii Sm 
Kranken wiederholt heftiges Erbrechen ein; die ſchleimartige Maffe, melde fie von TE HH 
gab, ſah grünlidy aus, ihr Gefiht wurde gelb und die Augen waren did unte u-- 
laufen. Auch jegt noch wies Schweigler bie dringende Aufforderung feiner Shwieg mu. 
eltern, nunmehr doch einen Arzt a N zurüd, indefien brachte er zmeii wen ce 
Dulver zum Borfchein, von denen er fälfchlicher Weiſe vorgab, dag er ie dom ben 
MWundarzt Heßler im Meiffe befommen babe. Eins diefer Pulver gab m... 1er 
wiederum felbft feiner Ehefrau ein und da fie daſſelbe ausbrach, fo weigerte fie uch, 
auch dad andere zu fich zu nehmen. Bald darauf empfand die Krante einer "VTüe 
beftig quälenden Burft; ihr Ehemann mollte e8 jedoch nicht leiden, daß ihr zu Tuch a. 


age um 


{ i i ten 6 

fen gegeben würde. Als aber in feiner Abweſendeit am folgenden Tage, — — 
bruar 1862, die Krante durch ibre Mutter einen Trunk dargereicht erhielt, Aber #e 
fie, daf wenn das Waſſer in den Magen käme, «8 ihr fo wäre, al® * —— Feen 
beißen Stein fiele, während fie nod am ihrem Todedtage, ben 7. Fe —* ——— 
ſagte, daß fie Etiwas im Leibe babe, und fo lange das nicht herauskaͤme / urDe = f4 
nicht beifer mit ihr merden. Da die Krankbeit ihrer Tochter ſich auenfheiug g; 

verfchlimmerte, fo erboten ſich bie Naveſchen Eheleute, bei derfelben bie egal a» ch 
zu waden; Schmeigler lehnte indeffen auch dieſes Unerbieten ab, und ald er -i er 
Schwiegereltern gegen 10 Uhr Abends berbeirief, fanden fie ihre Toter bex- „Te 


als Leiche. , } 
5, Endlich wird Auguſt Schweigler badurd fehr erheblich grabirt, daß, Se = = 


i * “ 
en ee ß erlaſſen batte, auf dem zu der Wohnung gehörigen Bar enrnıe 
er audfehended Pulver vorgefunden wurde, welches ix > fen 
erjuhung als weißer Arfenit herauäftellte, der 97,00 P bei 
reine mwaflerfreie arfenige Säure enthielt, Schweigler, — den Beſitz — 
Giftes nicht hat in Abrede —— — —— — Brit re Ss 
i benußpt baben; diefer Behauptung wi 
mins, der Leichen feiner Ehefrau und feined — deren innere — 
noch ** Monaten eben ſolchen Arſenit erkennen tiefen, To daß - die Sch beile 
fländigen mit großer Beftimmtheit begutachtet haben, Der Genuß deſſelben un ver» 
Ürſache ihres Todes anzuſehen iſt. bie 
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V. 
Unterſuchung wider die Ehefrau Elter. 


Der Tagearbeiter Wilhelm Elter und ſeine Ehefrau waren ſeit 8 Jahren 
in kinderloſer Ehe mit einander verheirathet, und bewohnten ſeit Johanni 1863 in 
dem Haufe des Schmiedemeiſters Hielſcher zu Neudorf eine zur ebenen Erde gelegene 
Stube. Beide Eheleute lebten in Unfrieden, und es kam häufig zwiſchen ihnen zu 

wiftigkeiten, weiche nicht felten zu gegenfeitigen Thätlicpeiten ausarteten, fo daß 
adurd ſogar die Rube der übrigen Haußbemohner geftört wurde. Wilhelm Elter, 
melcher fih und feine Ehefrau durb Sand» und Tagearbeit ernährte und i biefem 
wecke auch auswärts feinem Verdienſte nachging, war feit etwa Anfang 1864, zu- 
ammen mit feinen Brüdern, den Tagearbeitern Hermann und Benjamin Elter, 
eine Zeit lang bei dem Bau der Schleſiſchen Gebirge - Eifenbahn in der Nähe von 
Hirſchberg beibäftigt, und kehrte von dort gegen Ende fjebruar 1864 in feine Woh- 
nung na Reudort zurück. 


Am 1. März 1864, des Abends, war Wilhelm Elter, welcher ſich ſchon feit 
längerer Zeit dem Trunke J hatte, im berauſchtem Zuſtande nad Hauſe ge- 
fommen, und es entſtand aus dieſer Veranlaſſung zwiſchen ihm und feiner Ehefrau 
abermals ein fo vi Streit, daß der Hauswirth, Schmiedemeifter Hielfcher, ſich 
ur Aufrechthaltung der Ruhe im Haufe genötbigt fab, dagegen einzuſchreiten. Der- 
elbe machte bei diefer Gelegenheit der derehelichten Elter, mad diefelbe auch rubig 
binnabm, darüber Vorwürfe, daß fie, wenn ibr Ehemann im Wirthöhaufe gewefen 
fei und ſich etwas angetrunfen habe, mit demfelben zu zanfen anfange und dadurch 
ben ehelichen Frieden ſtöre. Am folgenden Tage, ben 2, März 1864, will die ver- 
ebelichte Elter, was jedod von feinem der übrigen Hausbewohner bemerkt ift, von 
ihrem Ehemanne gemißbanbelt worben fein, fo daß fie fich, wie fie angiebt, zu ihrem 
Bruder, dem Todtengräber MWeibrih, nach Bunzelwitz begeben babe, während ihr 
Ehemann des Abends wiederum in ein Wirthähaud gegangen fei und dort bid nach 
9 Uhr verweilt habe. 


Donnerftag, den 3, März 1864, Morgen® etwa um 8 Ubr, erſchien bie ver- 
ebelichte Elter bei ihrem Hauswirth Hielfcher, und befiagte ſich bei bemfelben über 
ibren Ehemann, meil diefer nicht dulden wolle, daß fie dad Frühſtück bereite und au diefem 
Awede im Ofen ihrer Wohnung feuer anzünde. Hielſcher, welcher fi aldbald in 
die Wohnung ber Elterſchen Eheleute verfügte und durch feine Bermittelung dafür 
forgte, daß, wie die verebelichte Elter wünichte, da8 feuer in dem Dfen angezündet 
wurde, börte bierbei, mie zwifchen den beiden Eheleuten davon die Rede war, daß fie 
fi ſcheiden laffen wollten. Eiter felbft, welder durchaus gefund ausſah, ftand an 
einem Tiſche und aß von einem Hering, während feine Ehefrau, um Staffee zu fochen, 
auf einer Handmüble Kaffeebobnen mablte. Un demfelben Tage, des Vormittag 
gegen 11 Ubr, nahm ber Kreiögerichtd + Egefutor Herrmann, welcher ſich in Beglei- 
tung des Cohngärtnerd Göllner aus Klettendorf in der Elterſchen Wobnung einfand, 
um dafelbft die Mobiliar-Egekution zu vollitreden, wahr, daß Elter, aufceinend krank, 
auf einer Bank hinter dem Ofen lag, indem er auf Göllnerd Befragen äußerte, daß 
ihm zu Muthe fei, ald ob er fich breden müffe, obwohl er an dem Morgen doch nur 
eine Taſſe Kaffee zu fih genommen babe. 

Bereitö zwiſchen 9 und 10 Uhr an bemfelben Vormittage hatte die verebe- 
lichte Elter einer Hausgenoſſin, ber Ehefrau des Tagearbeiterd Jenſch, mitgetheilt, 
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daß ihr Ehemann an einem fortwährenden Reiz zum Breden keide, Die verebe Tächte 
Jenſch, welde fpäter im ihrer Wohnung bon ber Eiterfchen tube der ein StöP —— 
und Jammern bernommen hatte, erfuhr ungefäht um 12 Uhr Mittagg wort ec 
berebelihten Elter, daß deren Ehemann fib zu wiederholten Malen habe erbrechen 
Pr da er, wie Diefelbe auf Befragen hinzufügte, an einem Krampf zu feiberz 

eine. 

‚Gegen 3 Uhr Nachmittags endlih wurde bie verehelichte Jenſch von Dem 
berebelihten Elter, unter der Mittheilung, daf ihr Ehemann wohl gar fierben wirbez 
berbeigerufen, und fand, nachdem fie ſich, in Begleitung der Ehefrau des in emfet- 
ben Haufe wohnenden Tagearbeiters Zimpel, in die Stube ded Elter begeben hpatterz 
ben lepteren in feinen $tleidern und offenbar ſchwer erfranft im Bette liegen. Eltem _ 
welcher fid font rubig verhielt, bewegte nur noch einige Male feine Sünde, um E> 
ftarb fhon nah wenigen Piinuten. 

Am nähften “Tage, den 4. März 1864, zeigte der Daftor Hartmann u me 
Deterwig, zu deſſen Parochie Neudorf gebört, der Staatdanwaltigaft zu Shweidb ra € > 
an, daß ſich aldbaldb nah dem Tode bed Eiter allgemein dad Geruͤcht perbreie = = 
babe, derfelbe ſei wergiftet worden. Da mun auch durch die fofort veranlaften POLE — 
zeiliden Ermittelungen jeftgeftellt wurde, daß Elter vor feinem Tode nur ini 
Stunden frant geweſen war und fih während Diefer Zeit wiederholt hatte erbrech — um 
müflen, fo wurde bebufß eftitellung der Todedart des Verftorbenen am 8. mau 
1864 durh den Kereisphyſiius Dr, Schlegel und den SKreid. Mundart Miller Die 
Obduttivn und? Seftion der Leiche bewirkt, bei welcher fid ergab, daß Elter in FFOL u e 
einer akuten Dragen- und Darm-Entzündung, verbunden mit einer entzündlick, e yy 
Hirnreizung, geftorben if. Nachdem bierauf aud die Eingeweidetheile vr Teiche 
dur den Apotbefer Sommerbrodt Gemiſch unterfuht und hierbei namentlid in Do 
Magen derfeiben 10 Gran weißen Arfenitd — eine Quantität, welce ingerei ag, + 
baben würde, Die tödtliche Vergiftung _fogar mehrerer Derfonen herbeizuführene en 
borgefunden worden maren, gaben die Gerichtäärzte ihr Gutachten babin ab: 

dag Elter einer Vergiftung dur weißen Arfenit erfegen fei, welhe ya — 
den — — Umftänden nothwendiger Weiſe den Tod deſſelben h a ae 
wirfen müſſen. : 

ER idee rer Elter, melde, als ber Dergifüung ihres Ehe manneß drin 
verdächtig, als bald gefänglich eingezogen wurde, iſt demnähft, nach Beendigung nm. D 


orunt ihres Leugnens ungeachtet, als ausreichend belaſtet: er 
ai — — 1564 zu Neudorf ihren Ebemann, den Tagearbeiter — 
beim Slter, durch Beibringung von Arfenit, vorſätzlich und mit Uen it. 


etödtet zu baben, er. 
kgung fo —— ee a Se se = 

dur r MRatbölammer des Kreisgerichts zu Schwei bom 26, 
1884 * de Beſchluß ded Anklagefenatd des Appellationfgerichtä zu Ren Zur 
bom 6. September 1864 aber definitiv in den Anklageſtand verſetzt, und zur „au 
theilung vor dag Schmurgeridt zu Schmeidnig verwieſen ‚worden. Nadbeny, ur 
Sache am 8. Oftober 1864 öffentlid verhandelt war, und die verwittwete EtezZ die 
iht zur Laſt gelegte Terbreben auch jept noch in Mbrede geftellt batte, tllärte Das 
Geſchworenen diefelbe nah Maafigabe der Anklage mit mebr ald 7 Stimme It die 
That für fhuldig, und ber Gerichtshof ſprach demgemäß gegen die Augetlage der 
Grund ded $ 175 deB Strafgefegbuhd megen Morded das Todedurtbeil ua auf 
dad Verbrechen am Dem begatten begangen ift, gugleich den Berluft ber ba, da 


lien € ger- 
r 2 —— auf die Thäterfhaft ber Verurtheilten hat die Unterſuchu 


d te ergeben: L 
* — —— fein Grund vor, anzunehmen, daß Elter, wie bie fo 


8 : (te. Die Annab 
theilt ill, fih felbft vergiftet haben follte. ad *rur 
one alu epon deshalb außgefhloflen, weil Eiter, nah den übern Sinne 
im- 
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menden Audfagen feiner Hausgenoſſen ſowohl, als berjenigen Perfonen, melde in 
genauerer Beziehung zu ibm ftanden und alfo Gelegenheit batten, feine Gemüthsart 
fennen zu lernen, in&befondere nad den Wahrnehmungen feiner nächſten Berwand- 
ten, ein durchaus beiterer und forglofer Menfh war, der nur im QZuftande der 
Trunkenheit fih zu Ausſchreitungen binreißen lieh, fonft aber viel Gutmütbigkeit an 
ben Tag legte, am allerwenigften aber zur Schwermuth neigte, melde ibn zum 
Selbftmorde hätte verleiten fünnen. Noch an dem Tage vor feinem Tode, ben 
2. März 1864, erſchien Elter, ald er gegen Abend mit mehreren anderen Derfonen 
im Wirthähaufe zufammentraf, befonderd gut gelaunt, indem er geiftige Getränfe zu 
ſich nahm, Karten fpielte und während eined Gefprächd zu einem der anweſenden 
Gäfte äußerte, daf er, Elter, ſich fchon längft über feine Ehefrau, mit welder er 
—** lebe, hätte zu Tode ärgern müſſen, wenn ihm nicht ein fo heiterer Sinn 
eigen wäre. 

s Daß Elter nicht daran gedacht hat, fi felbft dad Leben zu nehmen, gebt 
aud daraus hervor, daß er vor feinem Todedtage, den 3. März 1864, weder zu 
bem Exekutor Herrmann und dem Lobngärtner Göllner, als diele des Vormittags 
in ſeiner Wohnung erſchienen, noch auch zu den Ehefrauen der Tagearbeiter Jenſch 
und Zimpel, welche fi noch kurz vor feinem Tode bei ihm einfanden, irgend eine 
Aeußerung getban bat, melde eine Andeutung feined nahe bevorftehenden Todes ent- 
halten hätte. Eiter würde, arglod und gutmüthig wie er war, in dem falle, daß 
er, um feinem Leben ein Ende zu maden, Gift genommen hätte, denjenigen Perfo- 
nen, welche damals in feine Nähe kamen, unzweifelhaft eine — — e⸗ 
macht haben, um fo mehr, als er bei der ſchon eingetretenen Wirkung des genoile« 
nen Arſenils beftige Schmerzen zu erleiden hatte. Uebrigens ift weder in den von 
Elter bis zu feinem Tode getragenen Kleidungditüden, noch auch bei einer in feiner 
Wohnung aldbald vorgenommenen Hausfubung eine Spur von Arſenik vorgefunden 
worden, fo daß aud nicht anzunchmen ift, daß Elter fih etwa aus Fahrläſſigkeit 
vergiftet haben follte. 

I, Ebenfo wenig liegt die Möglichkeit vor, daß dem Elter von einer dritten 
fremden Perfon Arſenik beigebradbt worden fein fann, da nad ber eigenen Angabe 
feiner Ehefrau am 3, März 1864, aufer ihrem Hauswirth, dem Schmiedemeifter 
Hielfher , im Laufe ded Vormittag nur der Exekutor Herrmann und der Fobhn- 
gärtner Göllner, einige Stunden jpäter aber die derehelichte Jenſch, fowie die ver- 
ebelichte Zimpel zu ihrem damald ſchon erkrankten Ehemanne gefommen find. für 
feine dieſer Derfonen war indelfen irgend ein Grund vorhanden, den Elter, welder, 
abgefeben von feiner Ehefrau, mit Niemandem in Feindſchaft lebte, durch Beibrin- 

ung von Gift aus dem Wege zu ſchaffen. Ueberdicd waren jene Derfonen an dem 

n Rede ſtehenden Tage niemald allein mit Elter zufammen, fondern vielmehr nur 
in gleichzeitigem Beifein der Ebefrau deflelben, welcher es daher nicht hätte entgeben 
fönnen, wenn eine jener Perſonen ibrem Ebemanne Gift eingegeben hätte. Als 
Hielfher auf Erſuchen der verehelichten Elter ſich bei deren Ehemann einfand, waren 
an demfelben keinerlei Symptome irgend einer Krankheit au bemerken, und erft bei 
der einige Stunden fpäter erfolgten Ankunft des Exekutors Herrmann und des Pohn- 
gärtners Göllner erfhien Elter krank, indem er über Reiz zum Brechen Magte und 
ſich auch bald darauf wirklich erbredien mußte. Er mußte daber dad Gift, welcheb 
diefe Wirkung hervorgebracht hatte, nothmwendiger Weife in der Zwiſchenzeit zu fi 
genommen baben, 

Gerade in dieſer Zwiſchenzeit, nämlid Vormittag um 10 Uhr, bat nun 
aber, mie die Wittwe Elter zugeftebt, ihr Ehemann von demjenigen Kaffee getrun- 
ten, welden fie an bemfelben Morgen zubereitet hatte. Sie behauptet nun zwar, 
daß ihr Ehemann auferdem fhon am Morgen, gleib nad dem Auffteben, Brod, 
Branntwein und einen Hering genoflen habe, den er fib Abends zuvor aus dem 
Wirthshauſe mit nah Haufe gebrabt; und dieſe Angabe wird, was den Hering an« 
langt, durch die ſchon erwähnte Ausſage ded Hauswirths Hielſcher unterftügt. Mit 


— 


—— 
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dem Hering kann aber das Gi i agli 
beigebrabt worden fein, Br ge engeren nich E — 
es hätte wahrnehmen, oder doch beim Kauen in Folge wi Ki —* 252e 
erſelbe Try den Zähnen bewirkt haben würde, hätte bemerfen len Se 
dat un liegen überdies nod andere Gründe für die Annahme vor, Daß Eltexz 
em berftorben iſt, erft im Laufe des Vormittags u ib Ser 
zeugung ——— ztlichen Sachverſtändigen haben nämlich ihre gutachttiche Ue 5*7 
ser ußgefproden, daß mit Rüdfiht auf die ftarfe Dofi3 Arfenif, weibe 
8 — gefunden worden, mit bober Wahrſcheinlichteit anzunehmen fei "aß >ie 
fie ptome der Vergiftung (bon nah Berlauf einer Stunde erfeunbar * rbernı 
een daß die Beibringung des Giftes nicht früher als längſtens fünf & ii be 
u ir Tode erfolgt ſei. Da nun dad Ableben des Elter am 3. Mär, —— — 
SB mittag etwa um 3 Uhr eingetreten ift, und durch bad Zeugniß des Lohn — — 
ner feſtſteht, daß der Verſtorbene gegen 11 Uhr Vormittags über ——8 ũ 
sin demnädjit in wirkliches Erbrechen übergegangen, gellagt hat fo eriheint D — 
re gerechtfertigt , daß ihm das Gift erjt furz vor dem Erideinen der Zeuz — 
dliner und Herrmann, und nicht [dom am frühen Morgen ded Tages bei rasen pe 
—— war. Hiernach bleibt nur die Annahme übrig, daß Elt je Arienie en 
Pr von feiner Ehefrau bereiteten Kaffee zu fih genommen bat beit er dem Zeın — 
a = * — er ihm genoffenen Naprungsmitteld ec an 
at. Diefe Annahme erfcheint um M i 2 
Kaffee aufgelöjt, mach dem Gutachten ded —hemi ſo begründeter, al drimik —— 
und — — m. befonderer lern a Bee 
L ür S 1 i 
aufgeföhrten Umpftänbe. chuid der verehelichten Eiter ſprechen augerdem bie hehe a 2 
, . Anlangend zuvörderſt dad Motid zur ni 
zweifelhaft fin, wenn man erwägt, daß, die ——— Ad — u >Sı 
end, welder fchon feit Jahren zwifchen ihr und ihrem Ehemanne herrſchte, von fırie. 
neigung und Haß, gegen denfelben erfüllt War, und unter dem Eindrude diefer .. 
mütböjtimmung leicht auf den Gebanfen fommen fonnte, fi ihres man > e- 
entledigen, um fo wmebr, als fie von den Thätlihkeiten, zu welchen fih derſel 3u 
ber Trunkenheit gegen fie hinreißen lieh, nicht felten zu leiden batte. Daß die je ü 
ehelichte Elter ein en ſolchen Gedanken ſchon längere Zeit vor dem Tode ihres er. 
manned mit fich herum getragen bat, darauf deuten mehrfache Meusferungen, — 
ſie damals gegen verſchiedene Perſonen gethan bat. So äußerte fie bereits im De [8 = 
1863 zu dem Bruder ihres Chemanned, dem Tagearbeiter Herrmann Eiter, T. Sn 
fie ſich gegen den ſelben über ihren Ehemann beklagte: en R 
baf Der Leptere entweder unter ihren Schlägen oder auf andere 
— unter -. — ſterben müffe, eif 
während fie fid moch an dem Tage vor dem Tode ihres Ehemannes s 
des —R Krang dahin ausſprach: en en Bar 
dai, wenn fie nod einmal von ihrem Ehemanne gemißbandelt 
follte, fie denfelben ebenfalld ſchlagen würde, auch wenn er auf der => * 
todt liegen bliel it 
In glei tieblofer Weile hat fid bie verehelichte Elter etwa adt Tu 
dem Tode ihres Ehemanne gegen einen anderen Bruder deflelben, den Tage Ze 
Benjamin Eiter, geäußerf: indem fie dabei zu erfennen gab, daß fie auf den & 2 bor 
Tod ibred Ehemanne boffe, und felbit noch, als derjelbe bereitö ſchwer Era — ne 
nieder lag, bat fie im Gegenwart des Egetutnd Herrmann und dei Con e gen 
Goͤll ner wiederbotten Malen Schimpfreden gegen ihn ausgeſtoßen, — * 
ald der Tod ipreß Ehemanne? eingetreten war, nad den Beobabtungen X Tr Aners 
ehelihten Jenfp über den Trauerfall weder Schmerz neh Betrübniß an B. n ° 
gelegt. en Ton 
ag 


au 
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2. Auffallend ift es auch, daß die verebelichte Elter während der Krankheit 
ihred Ehemanned nirgends ärztliche oder andere Hülfe in Anſpruch genommen bat, 
und es läßt fi diefer Umftand kaum anders erklären, al® daß fie indbefondere 
ſolche Derfonen , melde den Grund der Erkrankung ihre® Ehemanned leicht bätten 
erkennen können, bon demfelben bat fern halten wollen. Erft als biefer fhon im 
Sterben lag, rief fie die verehelichte Jenſch, nachdem diefelbe von ihrer Wohnung ber 
ben Kranken bereitd hatte ftöhnen und jammern hören, herbei, ohne der Lepteren 
indeffen von der Gefahr, in welcher dad Leben ihre Ehemannes fchwebte, eine Mit- 
tbeilung zu machen. Ebenſo wenig bat die verchelichte Elter ibren Seelforger, den 
Daftor Hartmann, obwohl es font in der dortigen Gemeinde gebräuchlich ift, bei 
einer plöglicyen Erfranfung oder einem anderen Unglüdsfalle den Beiftand defjelben 
zu erbitten, zu ibrem ſchwer leidenden Ehemanne gerufen, bat aud von deffen dem» 
näcit erfolgten Tode weder der Polizeibehörde, nod ihrem Haußwirtb, noch auch 
ben Verwandten ihres Ehemannes Anzeige erjtattet, offenbar nur, um bie — 
gerade derjenigen Perſonen abzuwenden, welche an dem Todesfalle ein beſondere 
Intereſſe nehmen mußten. 

An dem Tage nach dem Tode ihres Ehemannes erſchien die verwittwete 
Elter bei dem Paſtor Hartmann, um die Erlaubniß zur Beerdigung des BVerftorbe- 
nen nachzuſuchen, und bat ſich bei diefer Gelegenbeit durch ihr Yufireten ber That 
dringend verdächtig gemadt. Hartmann, meldem das bereit? entftandene Gerücht, 
daß Elter durch feine Ehefrau vergiftet fein follte, inzwiſchen fhon zu Obren gefom- 
men war, gab fich nämlich der Wepteren gegenüber, als diefe fi bei ibm einfand, 
den Anſchein, ald ob er noch nicht3 von jenem Gerüchte wiſſe, und lieh fi von ber- 
felben den Hergang bei der Erkrankung ihred Edemannes näher fhildern. Bei diefer 
Veranlaffung geitand die verwittwete Elter erft auf wicderholted, dringendeß Befra- 
gen ein, daß ihr Ehemann ſich kurz vor feinem Tode mehrere Male babe erbrechen 
müffen, und fügte unaufgefordert die Bemerkung binzu: 

daß derfelbe dielleiht Etwas eingenommen haben könne. 

Al der Dfarrer ihr demnächft eröffnete, daß die Beerdigung bed Verftor- 
benen nur mit Genehmigung der Gerichtöbehörden erfolgen dürfe, erſchrak die ver 
wittwete Elter fibtlih und fuchte ſich dem Geiftlihen gegenüber, obgleib fie von 
demfelben der That in keiner Weife befhuldigt war, zu rechtfertigen, indem fie fagte: 

Ich babe meinem Ehemanne nichts eingegeben, wo hätte ih benn auch 
da8 Zeug (Gift) bernehmen follen? 
und im meiteren Merlaufe ded Geſpräches, auf die Ermabnung des Geiftliden, ihr 
etwa ſchuldbeladenes Gewiſſen durch ein Geſtändniß zu erleichtern, erwiderte: 
wie ihr Niemand werde bemeifen können, daß fie dad Zeug (Gift) an- 
geſchafft habe! 

4. Es ift num zwar nicht gelungen, mit Sicherheit zu ermitteln, wo ſich die 
verebelichte Eiter den ihrem Ehemanne beigebracpten Arſenik zu verſchaffen gewußt 
bat. Es liegt in diefer Beziehung bloß die Vermutbung vor, daß fie denfelben von 
einem f. g. Kammerjäger Namens Walter aus Scweidnig gekauft bat, da diefer 
einige Zeit vor Elterd Tode in Neudorf anmefend war, um auf Erfordern eines der 
dortigen Grundbefiger don deffen Ader die Feldmäuſe dur Anwendung von Gift 
u bertreiben. Zur Begründung diefer Vermuthung läßt ſich insbefondere anführen, 

aß die verwittwete Elter bei ihrer Konfrontation mit dem Zeugen Walter auffal- 
lend erfhroden ift, und der Zeuge felbit, obwohl er befhmoren, daß er den Elterſchen 
Eheleuten niemald Arfenit verkauft habe, durch fein unfideres und ängſtliches Auf- 
treten vor Gericht auf den Unterſuchungsrichter den Eindrud gemacht bat, ald ob er 
einen Meineid geleiftet babe. Daß übrigend die vermittwete Elter von der Urſache 
der Erkrankung ihres Ehemannes fehr wohl Kenntniß gebabt bat, ergiebt fih auch 
baraud, daß diefelbe bei Gelegenbeit der Sektion ded Leichnams, nachdem fie zuerft 
unter beftigem Weinen in einem Gebetbuche gelefen hatte, plöglid an die dabei gegen» 
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wärtige Ehefrau des Todtengraͤbers Uber ſowohl, als auch an einen dr Gewicht®- 
ärzte die Frage richtete: 

‚ob bie Letzteren denn in der Leiche Etwas gefunden bätten? 
und auf die verneinende Antwort eine unverfennbare Feude zur Schau trug- 

Eicht minder muß es Verdacht erregen, daß Die berebelite Elter Der 
Den Grund ber Erfranfung ihres Ehdemannes gegen mehrere Perfonen verfhiederzez 
ſich einander widerfprechende Mittheilungen gemacht hat. Während fie der verebe- 
lichten Jenſch erzählte, daß ihr Ehemann an einem Krampf zu leiden feine, gab gie 
bei dem Paſtor Sartmann an, daß derfelbe wohl Etwas eingenommen haben müfler 
und deutete im Widerſpruch biermit, bei Gele enheit eines Geſprächs itdrEbe— 
frau des Bahnwärters Gicfel, darauf bin, dab ihr Ehemann wahrſcheinlich n Dem: 
Folgen feiner Truntfucht geitorben ſel. Als Die Leptere hierauf entgegnete, m> 
allgemein dad Gerücht ginge, Elter fei vergiftet worden, widerfpradh die verwittwe 1 — 
Elter diefer Behauptung nicht, fondern äußerte vielmehr nur, und zwar fichtlid veriege um 

Was Die Leute nicht noh Alles aufbringen werden! 

6. Endlich bleibt noch zu erwähnen, daf die verehelichte Etr iron Eb  — 
mann ſchon etwa eim Jahr vor dem Tode deffelben im bie zu Dufchten betebern > — 
Sterbetaffe mit einer Verfiherungsfumme bon 50 Rthlrn. eingelauft hat, jedoch ob wm — 
deſſen Wiffen, wie dies nad dem Zeugniſſe des Kolleftanten der Sterbelaſſe, Stelle u — 
befigerö Kod, welcher über diefe Angelegenbeit mit der berehelihten Elter und pätex- 
auch mit deren Ehemann mündlid Rüdjprade genommen bat, nicht zu bezweifeln ũ — 
Es drängt ſich daber der Verdacht aufs daß die derehelichte Eiter zugleich beabfich ta a + 
bat, ſich durh den Tod ibred Ehemannes in den Befig der ihr in diem Gag 
ftatutenmäßig gebübrenden Sterbefaffengelder zu fegen, wie fie ſich denn auch von de 
Paſtor Hartmaun Den inzwiſchen eingetretenen Todesfall deshalb bat atteftiren afern 
wollen, um, wie fie ausdrüdlid erklaͤrte, einen Theil jener Gelder aldvald aus Der 
Sterbelaffe zu erheben. 


Mittbeilungen 


aus den 


Schwurgeridts - Verhandlungen. 


Art. 68. de Gefeped dom 3. Mai 1852. Zuſtimmende Erkläͤ— 
tung der Angeklagten ber folgenden Sade in Betreff bed 
obne ibre Gegenmart gebildeten Schwurgerihtäö der erften 
Sade. Eröffnung ber Namen der außgelooften Geſchwore— 
nen an fie erfi nad diefer Erklärung.: 


&; bat die Verhandlung mehrerer Sachen an einem Tage ftattgefunden, Nachdem 
die Bildung ded Schwurgerichts in der erften durch Auslooſung der Geſchworenen 
——— batte, find auch die Angeklagten in der zweiten Sache vorgeführt, und 
e8 it ibmen in Gegenwart ihrer Vertheidiger die erfolgte —— jenes Ehmur- 
gerichts und die Beibehaltung deſſelben, wenn fie und die Stantsanmwaltihaft ſich 
damit einverftanden erklären würden, eröffnet worden. Sie haben ſich damit einver- 
ftanden erflärt, und e8 bat fodann die Vereidung und die Funktion jener Gefchmwo- 
renen auch für bie zweite Sache ftattgefunden. 

Die Angeklagten dieſer zweiten Sade rügen aleihwohl die Bildung bed 
Schwurgerichts in ihrer Abweſenheit, und daf ihnen dabei die Namen der Geſchwo— 
renen erft nad ihrer zuftimmenden Erklärung befannt gemadt feien. 


Die Beſchwerde ift durch Urtel des Ober-Tribunald vom 7. September 1866 
wider Michalski (Nr. 1082, 1.) zurüdgemiefen. 


Gründe 


Der Art. 68. des Gefehed dom 3. Mai 1852 ſchreibt nicht vor, daß bei der 
Bildung ded Schwurgerichts für die erfte Sade die Angeklagten der zweiten und 
folgenden Unterfuhungen notbwendig gegenwärtig fein müffen. Es genügt vielmehr, 
wenn, wie bier geichehen, glei nad der Audloofung der Geſchworenen die ferner 
fonturrirenden Angeklagten bon dem bereits Geſchehenen in Kenntniß gefegt, und 
über ihre Zuftimmung befragt werden. Ihre Rechte find damit binreihend gewahrt, 
zumal e8 ihnen freifteht, ihren Diffen® zu erklären. 
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Gleihergeftalt erſcheint es auch unerbeblib, wenn, worüber dad betreffende 
Protokoll ſich direft gar nicht auffpricht, den Jmploranten die Namen Der aus- 
—— Geſchworenen erſt nach Abgabe ber —— — mitgetheilt fein 
ollten. Sie fonnten, wenn fie eine vorberige Befanntmabung wünidten, Diefe bexr- 
langen; thaten fie es nicht, und begnügten fie fih mit der fpäteren Benadrichtigiz ra 217 
in Folge deren ed ihnen immer noch freiftand , ibre zuftimmende Erklärung zuriict- 
zunehmen, reſp. zu bermeigern, fo können fie in diefer Inftanz dieferbalb Feine Maä A a 
geltend maden, weil der ganze Umftand nur das Recht der Vertheidigung brübe 2 

defien Wahrung ben WUngellagten anbeimgeftellt ift. 


$. 82. der Verordnung vom 3. Januar 1849, Mittbeilung eine u 
untichtigen Lifte der Gefhworenen an den Angeklagten. 


An der Bildung dei Schwurgerichts haben drei Geſchworene theilgenomm e wu — 
don Denen auch zwei auögelooft worden, deren Namen in der dem Angeklagten mim — 
geteilten Lifte nicht enthalten waren. j 

Die desfallfige Nichtigleitsbeſchwerde des Angeklagten ift indek dd Urt— u 
des Ober-Tribunal® vom 7. September 1866 wider Kammer (Nr. 1012. 1) zuriick — 
gemiefen. Denn das Prototoll über die Bildung des Schwurgerihtd ergeie, Dow 5 
der Ungeflagte mit feinem Vertheidiger bei dieſer Bildung gegenwärtig geweſen 
Es, fei ihre Sache geweſen, wenn fie auf dad vorgetommeche Derjehen Gewicht leg en 
wollten, daffeibe bier fofort zur Sprade zu bringen. Die fei nah Ausweis De 
Drotofolld nicht nur nicht geſchehen, jondern daffelbe weile auch nad, daß die beiden. 
Geſchworenen SF. und G. von dem dazu autorifirten Vertheidiger ausdrüdlidy ee 
genommen fein. _ Dadurd erſcheine bie ftattgehabte Irregularität als nebeilt, urn 
der mplorant könne jetzt aus berfelben feinen Nihtigkeitsgrund für fib berlei ter 
In gleiher Weife fei bereit3 früher vom Ober-Tribunal erfannt (zZ. B. Urtel Te 
4. Bezember 1857 mider Wiersbinska, Archib VI. S. 75), zu 


t. 90. bed Gefeped vom 3. Mai 1852, Betreten des Be 
un gSzimmers der Gefhworenen durch den Vorfien® — — 
des Scchwurgerichts ohne erhellenden Zweck deffelben = n 


ie Nichtigkeitsbeſchwerde des Angeklagten, daß fich der MVorfigende 
ee nad Beendigung der Verhandlungen zu den bereitd in ihre Des 
ratdungszimmer gegangenen Geſchworenen begeben babe, und Daß der Zwed fee. 
Eintretens in jeme® Zimmer mict erbelle, ift dutch Urtel vom 5. Juli 1866 En eg 
Möller (Mr. 255. II.) zurüdgemiefen. . ’ x Wer 

Di iften der rt. 89, und 90. des Gefehed dom 3. Mai 

— fo —— welcher die Berathung der Geſchworenen ungeſtört 59 
in einem feinem Dritten zugängliden Raume vor ſich geben fol, zu banddabey. and 
bie amtlihe Obliegenbeit Bde Vorfipenden des Schwurgerihtd. Er fol day. > ift 
wagen, daß diefen Borſchriften nicht zuwider gehandelt wird, und wo ein Be 
des Beratbunggzimmerd ausnahmsweiſe notbwendig wird, die Ermächtigung, a 
ertheilen. Wäre e8 alfo wahr, daß der Vorfigende in hab Deratbungkiimm 1 
Geihworenen eingetreten, 0 würde zu dermutben fein, daß dies in folge einer d 
mäßigen äußeren Neranlaflung geſchehen, keinesweges aber damit ohne Meite SIR Sep. 


Fe ten ! 
Vorauffegung einer frattgebabten oder beabfihtigten Geſetzwidrigleit zu verbind SS Die 


68 ; die diedfällige ohne näbere Subftanzirung der dax Tein. 

——— eg u geftelite Behauptung deö Angellagten zur Öegründun Ra an. 

Angeif8 auf das ftattgebabte Verfahren nicht geeignet. Cine 
b2 


Urtir. 1866, Movember- 
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Art. 97. des Gefeged dom 3. Mai 1852, Ergänzung bed Sprudä 
dur Angabe ber Stimmenzablin Betreffder erfhwerenden 
Umftände, obne Zurüdfendung der Gefhmworenen, im 
Sipungsfaal, . 


Nah Inhalt des Vrotofolled fand der Gerihtäbof den Spruch ber Ge 
ſchworenen in fofern mangelhaft, als er in Betreff der erichwerenden Umſtände in 
der Frage micht die befondere Angabe der Stimmenzabl enthielt, Der Vorfieher ber 
Geſchworenen ergänzte fofort im Sipungäfaal dieſen Mangel. 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde, welche diefe Form der Ergänzung und die unter- 
bliebene Zurüdiendung der Gefhworenen in ihr Berathungszimmer zu diefem Zwecke 
rügt, iſt durch Urtel vom 14. September 1866 wider Medienburg (Rr. 1018. 1.) 
zurüdyewiefen. Denn ed war der Ausſpruch der Gefchworenen an fi in deren 
Beratbungszimmer vollſtändig beſchloſſen und niedergefhrieben worden, und es ban- 
delte fih nur nod darum, ob die dem Nacfage »mit allen in der frage enthaltenen 
erfchwerenden Umftäindene vorausgefhikte Angabe »mit mehr ald 7 Stimmen« aud 
zu jenem Nachlape oder nur zu dem Borderfage: »ja, der Ungellagte ift ſchuldig⸗ 
neböre. Die Hebung diefed Zweifel® und fomit die deutliche Feititellung der That 
facye, daß der Vorſteher der Geſchworenen bei dem durch ihn erfolgten Nieberjcrei- 
ben des Ausſpruchs im Berathungszimmer die von ihm nad Art. 91, des Gefchrd 
vom 3. Mai 1852 gefundene abfolute Stimmenmehrheit fowohl für die erſchwerenden 
Umftäinde ald für die Hauptſache auddrüden wollen, konnte, wie geideben, durch ihn 
im Sipungdfaal im Beifein aller übrigen Geihmworenen erfolgen, indem feine Bera- 
tbung dazu erforderlich war. Eine weſentliche Verlegung bed Art. 97. läßt ſich 
darin nicht erkennen. 


Srageftellungen 


L Auf die Unklage wegen verfuchten Gattenmorded it den Gefchworenen 

die frage borgelegt: 
ob die Angeklagte fhuldig, am — ihren Ebemann vorfiglih und zwar 
mit Ucberlegung zu tödten verſucht und diefen Verſuch durch Handlun— 
gen, mweldye einen Anfang der Ausführung entbalten, an den Tag gelegt 
zu baben, die nur durd äußere von ihrem Willen unabhängige Umfände 
ohne Erfolg geblieben find? 

Die Geſchworenen haben geantwortet: 

Ja, fie it ſhuldig mit mebr ald 7 Stimmen, aber es ift nicht ermiefen, 
daß fie diefen Verſuch vorfäglid und mit Ueberlegung begangen hat, mit 
7 gegen 5 Stimmen. 

Daran! it die Ungellagte freigefproden. 

Auf die Nichtigkeitäbefhmwerde des Staatsanwalts, melde den auf dem Wege 
des Art. 97. nicht gelöften Widerfpruc in diefem Verdikte rügt, bat das Ober-Tri- 
bunal am 7. September 1866 wider Hamſch (Nr. 1020. 1.) vernichtet, und an dad 
Schmwurgeriht zurüdgemiefen. 
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D ründe. 


Zwar iſt in vielfaden, N: Dppenboff3 Strafberfabren zu Art. 97. = 
feped vom 3. Mai 1852 Note LO. allegirten Entfcheidungen bes Ober -Aribunen Km 
anerfannt, dab es Keinen Widerſprauſch enthält, wenn die Antwort der Gelhworern ur 
»ja, ſchuldige lautet, jodann aber woeſentliche Erforderniffe de Thatbeſtandes Te—m: 
die Vorfäglihleit der Handlung berneint werden. 


Im vorliegenden Falle ift jedoch dad Verdilt der Geſchworenen fo undeut —! 
daß fih aus dbemfelben in feiner Weiſe entnehmen läßt, mas fi die Gefhwore m et 
dabei gebabt haben können, wenn fie den Verſuch der Tödtung bejaben, adr ne —wi 
bloß die Ueberlegung, jondern auch die Worfäglichleit berneinen, während dd je 17x 
Verfub die Vorfüglidtet der Handlung nothwendig vorausfegt. Der Sinn = —— er 
Antwort der Gefchworenen it hiernach nit klar und der Gerichtäbof hätte db WE — cr 
wegen der Unde utlichkeit des Verdiktes die Geſchworenen in Gemäfbeit dei At- — u - 





: . or 7 
zur Verbefierung ibres Ausſpruchs zurüdjenden müſſen, und zwar von Amtiwe < . 
wenn auch die Staatdanmwaltihaft einen hierauf gerichteten Antrag nicht ge — N 


haben follte. 


I, Die Wntlage wirft dem Ungellagten vor, daf er in Beziehung auf j 
ihm zur Laſt gelegte Unterfhlagung amtiiher Gelder das zur Kontrolle der — Die 
nabmen und MussSgaben der Poſtkaſſe zu DO. beftimmte Kopir + Manual unrihtigg nn. 


führt babe. I. 
Die demgemäß aus $. 325. des Strafgeſetzbuchs geftellte Frage it D ' 
allgemeiner gefaßt: = Moin 
ob ber Ungellagte die Bücher und Regifter u. |. w. unridtig gefac— 
babe? Ta Drt 
Die Michtigkeitsbeſchwerde des Angeklagten behauptet, es wäre bie TS 
dabin zu faſſen geweſen: — ge 
ob Angeklagter das zur Kontrolle der Einnabmen und Ausgabern R 
immte Kopirv-Manual durd den (in der Anklage behaupteten) Zug Lie. 


unvrichtig geführt habe? >> x. 
; rage enthalte nit alle Thatſachen, melde die dem Angellagte 2, 
Bat re eafpare Handlung bilden. Zur 


In jedem Falle hätte eventuell die Frage dahin gefaßt werden müſſen — 
ob ber Angellagte dad x. Kopiv-Manual unrihtig geführt habe? 
er Umſtand, ob daflelbe zur Kontrolle ber Einnabmen und Au 
eeignet — einen, nur der Eniſcheidung des Gerichtshofes, nicht abe ss u os 
Ben ungtermorjenen Rechtsbegriff. er 
Die Beſchwerde it durch Urtel vom 14. September 1866 wider Dee <rı 
burg (Mr. 1018. 1.) zurüdgewiefen. en- 


Gründe 


} dem Imploranten vorgefchlagene Frage: 
Die od. berfelbe das Kapit-Nanunl —— * bat — 
ß . 325. des Strafgeſeßbuchs offenbar nicht er ſc 
würde den Tharbefland de a. de © ns 1 Sft 
haben, dielmepr war bierzu erforderlich, und ift daher das in der Antlage bejeick) 2». — 
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Kopir-Manual in der Frage an die Gefhmorenen ald ein Buch oder »Büder und 
Reaiftere umfchrieben worden, welches zur Kontrolle der Einnahmen und Ausgaben 
der Doftkaffe beftimmt geweien und von dem Angellagten in Beziehung auf die ibm 
borgeworfene Unterſchlagung unrictig geführt worden fe. Zu diefer Abweibung 
bon der Antlageformel konnte ſich der Gerichtähof auch mit Rüdfiht auf den Ver— 
lauf der Verhandlungen befugt erachten, und unterliegt in dieſer Hinſicht feiner 
Kritik. Mollte der Angeklagte dagegen behaupten, die geftellte frage entſpreche 
nicht der Sachlage, oder es fei ihr ein Rechtäbegriff beigemifchht, der von den Ge— 
ſchworenen nicht zu löfen fei, fo war es an ihm, vor dem Schmurgericht dies zu 
rügen. Nach Inhalt des Prototolld wurde aber gegen die Frageſtellung nichts 
gerügt. 


Mittcbeilungen 
aus der 


Praris Der Geridtshöfe und der Staats- 
Anwaltſchaften. 


Art. 3. bed Gefeped vom 3. Mai 1852, Art. XXI. XXI. des 

fübrungs- Gefeges vom 14. April 1851. Forum der Konnegi — “ m. 
atS auferordentlided und Verhältniß beffelben zu d& —— t 
ordentlidben Forum dann, wenn die Konnegität durch — am 
Ein ftellung des Verfabrend wegen des Hauptverbreh — e 
aufgeboben wird, Form diefer Löſung der Kompetenz m 
daS Fonnege Verbrechen. “ar 


Staattanmalt zu riebeberg beantragte gegen den zu Stargard mobnenn 
Der Statea bei dem Streiögericht zu Friedeberg die Eröffnung der Dora ̃F = ei Y 
” * 
at wegen intelleftuellee Urkundenfälſchung ($. 252.), 
2) wegen wiſſentlich falſcher, eidesſtattlicher Verfiherung, ⸗/ 
beide Verbrechens TeiP. Vergehen im Bezirk des SKtreißgeriht® Friedeberg ve 


endlich ar , ; 
‘ rund ber Konnegität: wegen eines zu Stargard abgeleifteten j 

ienem — in — ——— ——— falſchen Manifehationdeit — Rit 

jen An diefer Reife wurde die Borunterfubung don dem Kreisgericht zu Sach — 

be x ſches ſonach ad 1. und 2, forum delieti commissi und ad 3. nur . e⸗ 

ni der Ronnezgität fompetent war — durd Beſchluß ausgeſprochen. er. 
Nach gefchtoilener Vorunterfuchung ftellte das Kreiögeriht auf den Am e 

des Staatsanwalt? — wegen der Verbrechen ad 1. und 2, — im : ze 

T der Belaftunggmomente — ein. <=Er, 

. nite ſich alfo nur um das aflerding® durch die Vorunterfuhun g 

nügend ermittelte Zerbreden des Meineided ad 3. ae. 
Der Staatsanwalt beantragt nun beim Staatsanwalt zu Stargard >: 

Uebernabme diefe® durch Auflöfung der Konnegität allein fteben achliebenen — 

brebend, Sie wurde wegen des einmal ergangenen Einleitungsbeſchluſes däe —7 — 

gerichts zu Friedeberg abgelehnt, und dieſes erklaͤrte ſich nun durch Beſchluß —— ai 


wit, 
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infompetent in Bezug auf dieſes Verbrechen, weil Stargard das orbentlihe forum 
domieilii und delicti commissi fei. 

Nachdem biernad die Sache an das Kreißgeriht Stargard abgegeben war, 
erklärte ſich auch diefed durch Beſchluß für inkompetent. 

Nach den Gründen, welche ſich in den verſchiedenen Beſchlüſſen und Erlaſſen 
finden, iſt die Streitfrage die: ob nach eingeleiteter Unterſuchung die Kompetenz für 
das bloß wegen Stonnegität hineingezogene Verbrechen durch Einſtellung des Ber- 
fahrens wegen der übrigen (Hauptverbrechen) von ſelbſt wegfalle, oder nur durch 
einen ausdrücklichen, jedoch unter die Regeln des Art. 4. des Geſetzes vom 3. Mai 
1852 fallenden Beſchiuß aufgehoben werden könne, oder ob endlich dad Kreisgericht 
zu Friedeberg feine Inkompetenz wegen des konnexen Verbrechens überhaupt gar 
nicht mehr ausſprechen konnte? Dieſe letztere am weiteſten gehende Meinung war 
diejenige des Kreisgerichts zu Stargard; denn alle drei Verbrechen ſeien durch die 
ausgeſprochene Konnexität in eine Verbindung gebracht, welche die theilweiſe Einjtel- 
lung des Verfahrens wegen zweier Verbrechen und die nkompetenz-Erflirung megen 
des dritten nicht mehr zugelaffen habe, fo daf nad Abſatz 2. des Art. 4. vor oder 
nah der Beichlußfaffung über den ganzen Verfegungsantrag die Beftimmung, vor 
welches Gericht die weitere Unterfuhung und Entſcheidung zu verweilen, dem böbe- 
ren Gerichte zugeftanden babe. Abgeſehen von diefer Anſicht wird behauptet, daß 
der Art. 4. auch die Fälle des Art. 3. einfchliche. Jener handle alfo aud bon 
Fällen der Drävention folder Gerichte, deren Kompetenz nicht von Haufe aus durch 
Art, 2., fondern erft durch Art. 3, begründet worden fei. Falle nun bei Bereini- 
gung beider fälle der Art. 2. und 3., mie bier der Fall, an fib die Kompetenz 
wegen des fonneren Verbrechens durch Einftellung des Verfahrens wegen ber 
Hauptverbrechen , bei denen die Kompetenz auf Art. 2, fi gründete, binweq, fo 
fei ed zwar nicht zweifelbaft, daf nun das fonnege Verbrechen in feinem ordentlichen 
Forum allein weiter verfolgt werden fönne; keinesweges aber trete dieſer Wegfall 
der Konnegität ipso jure ein, vielmehr fei das Gericht dafür nad wie vor fompetent 
geblieben, bis diefe feine Kompetenz auf dem geordneten Wege aufgehoben merde. 


Das Ober + Tribunal hat zur Entjcheidung ded fonad vorliegenden Kom« 
petena-Stonflift8 durch Beſchluß vom 5. Oftober 1866 wider Mellenthin (Nr. 252. 1.B.) 
den Inlompetenz ⸗Beſchluß des Kreikgerichts zu Stargard aufgeboben und die Unter- 
fuhung und Entiheidung wegen des (fonnegen) Meineided an dad Kreisgericht zu 
Stargard verwieſen. 


Gründe 


Das durch die Konnexität nah ben Vorfariften der Urt. XXI. XXI. des 
Einführungdgefeged vom 14, April 1851 und Art. 3. des Gefepe® vom 3. Mai 1852 
gebildete Forum ift lediglich ein außerordentliched, auf Smwedmäßigkeitögründen zur 
Vereinfabung der Strafverfolgung beruhendes. EB ift alfo in fomeit dem ordent- 
lihen im Art. 2. des Gefeges don 1852 bezeichneten forum untergeordnet und fällt 
binweg, fobald das ordentliche Forum überhaupt nicht in Wirkſamkeit tritt, fobald 
alfo, wie im vorliegenden Falle, eine Anklage wegen der dem ordentlichen forum 
unterworfenen Verbrechen oder Vergeben nicht erhoben, vielmehr die Unterfuchung 
wegen bderfelben dur einen bindenden Beſchluß eingeitellt wird, Durd die auf 
dieſem Wege berbeigefübrte Löſung der Konnegität tritt für das fonnere Verbrechen 
oder Vergeben andererfeitd? das ordentlibe forum deffelben ummittelbar wieder in 
Kraft. Es kann fi daber nur um die form bandeln, unter welcher das Aufhören 
der durch den urjprüngliben Beſchluß berbeigeführten Kompetenz für das fonnege 
Verbrechen uw. f. mw., und damit die Verpflichtung des ordentlichen Richters ber ton- 
negen That zur Uebernabme ber Unterfuhung über die leßtere auszuſprechen ift. 
Diefe Form wird aber dur den Beſchluß erfüllt, dur welchen das urfprünglich 
befaßte Gericht die Einftellung des Verfahrens über die Hauptverbrechen oder Ber- 
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geben und zugleich die dadurch bedingte Aufhebung der Konnezität für das mit jenen 
verbunden gemeine Verbreden u. |. m. auefpriht. Der Art. 4 des Grfepes if 
bierbei nicht enti&eidend, weil er die urfprünglice Eyifteng verſchiedener gleihbered- 
tigter Gerichtsſtände vorausſeht, und lediglich die Wirkung der Prävention unter 
Diefem in Verbindung mit der etwaigen Regelung ber Kompetenz aus Zwecmäßig- 
feit8gründen betrifft. \ 

Hiernoch umd gegenüber dem mit voller Befugniß gemäh Urt. 5. Nr. 3. 
Des Geſſeßes vom 3, Mai 1852 gefaßten Beſchluſſe des Kreisſgerichts zu Friedeberg 
vom 13. fjebruar 1866, durch welchen daſſelbe das Aufbören feiner Kompetenz für 
DaS8 konncze Verbreden durch die Einftellung ded Berfabrend wegen der Hauptver- 
brechen, in foweit alfo nunmehr feine Inkompetenz für das erſtere ausſprach, mar 
DaB Kreisgericht zu Stargard nicht befugt, feine Inkompetenz für dag feinem Forum 
domieilii und delieti commissi unterworfene Verbrechen auszufpreden. 

Demgemäß mußte diefer Beſchluß aufgehoben und die Verweiſung an dag 
KEreidgeridt zu Stargard außgefproden werden, wobei felbfiverftändtich die Unter» 
fucbun in der age, in welder fie ſich zur Zeit des Einſtellungsbeſchluſſes des Kreid. 
gerichtẽ zu Friedeberg vom 16. Mai 1866 befand, von dem zuerft gedachten Gerichte 
zu übernehmen if. 


$. 21. ber Verordnung vom 3, Januar 1849, Einberufung zur 


mobilen Armee ald Hinderungdgrund der perfönliden Ber- 
nebmung. 


Die Befhmerde, daß die Ausſage ded Zeugen aus der Vorunterfubung 
vor dem Schwurgericht verleſen worden, iſt durch Urtel des Ober -Tribunals vom 
7. September 1866 wider Toll (Nr. 1013. 1.) zurüdgemiefen, meil der Zeuge fidy 
nacb der Mittkeilung der Mititairbebörde bei der Armee im Felde befunden, und 
wenn der Gerichtshof unter dieſen Umftänden angenommen babe, daß tbatfidlidy 
auch feine fommifariihe Vernebmung nicht babe ae können, er nad $. 21. ber 
Nerordnung vom 3. Januar 1849 mobl befugt geweſen fei, wie geſchehen, auf An— 
trag des Etaatdanmwalts die in der Borunteriuhung eidlich abaelegte Ausſage dieſes 

euer in der mündlichen Verhandlung verlefen zu laffen, ber N 21. alfo allerding® 
wenigftend analogifhe Anwendung finde. 


$. 22. ber Verordnung vom 3. Januar 1849, Techniſche Gutad- 
ten Sachverſtändiger nur Hülfämittel für die eigene Ueber⸗ 
zeugung des Richters. 


Die Beſchwerde des Angeklagten rügt, daß der Uppellationdrihter feine Ent» 
fbeibung darüber, daß die Folge der Mifbandlung eine ES chwerbörigleit des Verlip- 
ten gemefen fei, lediglich aus dem Gutachten ded Sacverftindigen gefhörft babe. 
Diefer babe jedoch fein Urtbeil lediglich aus den vor ibm in der Audienz abgegebe · 
nen Beugenuuifugn aelböpft, und es gehe lediglich dabin: RT 

die Schwerbörigkeit fei faſt regelmägig das Produkt eines Einriffed in 
das Trommelfell, 
worauf fobann der Richter tbatfäclib für erwieſen erachte, daß der Schlag des 
Angeklagten einen Einriß in das Trommelfell des Verlehten zur Folge gehabt babe. 

Die Beſchwerde if durch Urtel vom 27, Sehtember 1866 wider Striegnitz 
(RE. 246. 11) aurüdgemiefen. Denn auf den Vorwurf, der Appellationsrichter habe 
mit Unrecht rcchtsirrihümlich feine Feſtſtellung auf ein ärztliches Gutachten gearündet, 
weilche® den Charakter eines folden nicht, fondern den eines unbefugten Urtheild® über 
die Ergebnife der Zeugenausſagen an fi trage, iſt zunächt au erwidern, daß der 
zugezogent Sadverjtindige keintsweges bloß dafür da ift, dem Richter abſtralte Dog. 

men feiner Wiſſenſchaft zu fuppeditiven, daß «83 vielmehr fein Beruf iſt, die Gefege 
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feiner Wiſſenſchaft auf den Thatbeſtand ded gegebenen fralled anzuwenden und beö- 
balb au die Umftände des Falles, die Ergebniffe der Bemeidaufnahme, foweit es 
nötbig, in den Kreis feiner Beurtbeilung zu ziehen. Dann aber fheitert die Dieß- 
fällige Ausführung dev Beſchwerde weſentlich an der Betrahtung, daß der Richter 
nicht fein Urtheil auf dad Gutachten ded Sachverſtändigen gründet, daf daſſelbe für 
ibn nicht bindend ift, er fich deflen vielmehr nur als Hülfdmittel zur Gewinnung 
* auch auf dem Gebiete des techniſchen Wiſſens ſelbſtſtändigen Ueberzeugung 
edient. 


Art. 101. 102, des Geſehes vom 3. Mai 1852. Verluſt der Alten 
nah eingelegter Appellation de3 Staatdanwaltd gegen 
das erſte freifprehende Urtel. Anwendung ded Art. 102. 
in foldem alle durh Aufhebung de? erften Urteld und 
Zurüdmweifung der Sade in die erite Inſtanz. 


Die Angeklagten find, darüber ift man einverftanden, auf eine au F. 202, 
bed Strafgeſetzbuchs erhobene Anklage in erfter Inftanz durch ein Erfenntniß der 
Gerichtsabtheilung vom 7. September 1865 freigeſprochen. 

Nah Anmeldung der Appellation durh den Staatdanwalt find die Unter- 
ſuchungsakten verloren gegangen. Nach einer Reftauration derfelben, foweit fie über- 
baupt möglih war, redhtfertigte der Staatdanwalt die Appellation. 

Bei der mündliben Verhandlung zweiter Inftanz ließ der Appellationsrichter 
einzelne Schriftftüde aus den reftaurirten Alten, namentlib den Extraft aus dem 
Mepertorium verlefen und erfannte fodann auf Vernichtung des erjten Urtels und 
Dermeifung der Sade zur nocdhmaligen Verhandlung und Entſcheidung in die erfte 
Inſtanz. Außer den in dem nachfolgenden Urtel des Ober Tribunald referirten 
Gründen für diefe Vernichtung erwägt der Appellationsrichter auch noch: es könne 
auch nicht beurtbeilt werden, ob, was der Mppellationdrichter von Amtswegen prüfen 
müffe, das erſte Urtel nicht an einer Nichtigkeit leide, welde die Aufhebung, alfo 
nicht eine Abänderung deffelben allein, nab Art. 102, zur Folge haben müffe. Denn 
die Quelle diefer Beurtheilung, das erfte Urtel felbft und das vorangegangene Ver 
fabren, liege urkundlich nicht vor, und babe in diefer Geftalt nicht wieder heraeftellt 
werden fünnen. Die von dem Staatdanmwalt zu diefem Zweck beantragte Wieder 
bolung der münbdlihen Verhandlung vor dem erjten Richter könne nicht zur MWieder- 
berjtellung führen. ine folde Verhandlung fünnte nur zu einer Beurkundung über 
diefe Verhandlung führen, welde Beurkundung aber eben deshalb keinen Erjag Für 
diejenige de früher Verhandelten bilde, 


Die Nichtigkeitöbefhmwerde der Angeklagten it dur Urtel vom 28. Stp- 
tember 1866 wider Straßer (Nr. 906. 1.) zurüdgemiefen. 


Gründe. 


Der Appellationsrichter hat das erfte Erkenntniß, weil nad Abfaſſung dei- 
felben die Unterfuhungsakten verloren gegangen find, aufgeboben und die Sache zur 
anderweiten Verhandlung und Entfheidung in die erſte Inſtanz zurückgewieſen. Die 
Behauptung der Angeklagten, daf der Appellationsrichter dadurh die Staatsanwalt 
ſchaft zwinge, zur nochmaligen Erbebung der Anklage zu ſchreiten, iſt nicht zutreffend, 
da es ſich nicht um Erhebung einer neuen Anklage, fondern nur darum banbelt, 
daß über die bereit erhobene Anklage und um die Beendigung der in Folge berfel- 
ben eingeleiteten Unterfuhung durch richterlihe Entſcheidung herbeizuführen, nochmals 
in erfter Juſtanz verbandelt wird. 

Die Behauptungen der Angeklagten, daß der Appellationsrichter durch feine 
Entſcheidung in die der Staatdanwaltibaft vorbehaltenen Amtsbefugniſſe eingegriffen 
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und die Vorſchriften der 6. 1. 2. 6. 11. 22. der Verordnung dom 3, Januar 


1849, reſp. des Art. 30. des Gefeged vom 3. Mai 1852 verlegt habe, erſcheinen 
daher unbegründet, 


Die Angeklagten behaupten ferner, daß der Appellationsrihter bie Vorſchrif- 
ten ber Xrt. 101. und 102, ded Gefehed vom 3. Mai 1852 verlegt babe, weil er 
Daß erite Erkenntniß als nichtig aufgehoben babe, ohne dem Nichtigkeitggrund anzu- 
geben. Der Appellationdrichter bat inzwifhen die Vernichtung des erften Erfennt- 
niffes ausdrüdlih deshalb ausgefproden, weil ein mit den Entſcheidungsgründen 
niedergefhriebened Urteil des erften Nichterd, und ein vom Vorfigenden und Be- 
richtöfhreiber vollzogened Protokoll über den Hergang, im Audienztermine fehle, 
welches die Namen der Richter, des Gerichtsſchreibers, des Beamten der Staat. 
anmaltibaft, der erſchienenen Angellagten, ibrer Vertheidiger, der Zeugen und Sad 
verjtändigen, die wefentliben Erklärungen ber Staats anwaltſchaft %r das Refultat 
Der Bemweidaufnabme, ſowie die mit Gründen erfolgte Verfündung des Urtheils fon- 
ftatiren muß, und zugleid die ausſchließliche Beweisurkunde für Beobachtung aller 
vorgefhriebenen Förmlichkeiten bildet, und daß fomit der zweite Richter fi nicht in 
Der Lage befinde, ſich davon zu überzeugen, daß der erite Nichter Die mefentliben 
Morfchriften des Verfahrens beobachtet habe. Aus demfelben Grunde erklärt fi der 
Appellationsrihter außer Stande, der Vorſchrift des Art. 101. a. a. ©. gemäß, 
fich ber Drüfung zu unterzieben, ob weſentliche, durch die bißherigen Verhandlungen 
nicht zu befeitigende Bedenken gegen die thatfächlibe Feſtſtellung des erften Rihter® 
obmalten, und deshalb oder mit Rüdfiht auf Die vorgebrachten neuen Bemeife eine 
Bew eisaufnahme zu veranlaffen fe. 

Diefe Ausführung kann für rechtsirrthümlich micht erachtet werden; denn 
wenn aud Art. 102, a. a. DO. den gewöhnlichen Fall vorausfept, dak dem Appell — 
tionsrichter die vollitändigen Unterfubungsaften borliegen, und er aus denfelben er— 
fennt, daß das Urtheil erfter Inſtanz oder das demſelben vorbergegangene Verfa h — 
ren an einer Nichtigkeit leidet, fo muß doc diefe Vorſchrift unbedenklih auf der 
vorliegenden außerordentliben Fall Anwendung finden, wo durch den Verluft Dem 
QLften und deren unvollitändige Reftauration ein Zuſtand berbeigeführt ift, welch e 
e8 dem Appellationsrichter abſolut unmöglib macht, zu prüfen, ob das erſte Urthe i # 
Geſetze oder Rechtsgrundſätze verlegt, ob gegen die thatſächliche Feſtſtellung des alter: 
MHichterd Bedenken im Sinne des Art. 101. a, a. O. vorliegen, und ob in en= 
erften Urtbeil oder in dem vorbergegangenen Verfabren mefentlihe Norjcriften = 
Werfabrend verlegt find. Bei diefer Lage der Sache und da der Appellationsribt e 
ficb in ber Notbmwendigkeit befand, auf die Appellation des Staatsanwalts zu den 
nen und da8 diefer Entfceidung entgegenftebende Hinderniß zu befeitigen, bat er mit 
Precht den ibm durd Art. 102, vorgezeichneten Weg eingefhlagen, und «& liegt alfıo 
Die bebauptete Verlegung der Vorſchriften der Urt. 101. und 102, a. a. D. 


nicht vor. 


Art 106. ff. des Gefeged vom 3, Mai 1852, Wabnfinn ded An 
geflagten in der NichtigkeitsInſtanz erft feftaeftellt. Ber 
nihtung des Appellationd-Urteldö deshalb unter der An 
—— des damals fhon vorhanden geweſenen Wahn 
inns. 


Die Angeklagte erhob in erſter Inſtanz den, anſcheinend auf ihren jegigern 
Zuſtand bezüglichen Einwand der Unzurechnungsiäbigteit. Die darüber berfügte 
Beweisaufnabme wurde nicht weiter verfolgt und auf den wiederholten Einwand in 
der Audienz wurde feine Rüdfiht genommen, weil, wie e& ſcheint, der erfte Richter 
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- — gegen die Zurechnungsfähigkeit hatte. Die Ungellagte wurde ber» 
urtheilt. 

Der Einwand ift in zweiter Inſtanz nicht wiederholt, und der Appellationd« 
richter beftütigte in contumaciam gegen die nicht erſchienene Angeklagte. 

Die Angeklagte legte protofollariich die Nichtigkeitsbeſchwerde ein, und erklärte 
unter Anderem, fie alaube bei vollem Verftande zu fein. Der Deputirte regiſtrirte 
aber, daß ibm ihre Zurechnungsfähigkeit zweifelhaft erfcheine, 

Das Ober-Tribunal wurde bierdurch beranlaft, eine Erbloration des Grifteß- 
zuftanded durd das Gericht erfter Inſtanz anzuordnen. Daß Refultat ded gerihtd- 
ärztliben Gutachtend war, daß die Angeklagte an MWabnfinn leide, nicht zurech- 
0 fei, und «8 aud zur Zeit der jept infriminirten That nit ge- 
wefen fei. 

Da8 Ober Tribunal verfügte nun, daß für die Vertretung der Ungeflagten 
De a tragen und auf bie von dem Vertreter zu fiellenden Unträge zu ber 

nden fei. 

Das Gericht beftellte hierauf einen Rectdanwalt ald Kurator, und dieſer 
jeriate eine neue Nichtigleitsbeſchwerde - Schrift in dieſer ſchwebenden Unters 
udung. 

Daß Ober - Tribunal erfannte jedoch nicht über dirfelbe, da die Ungellagte 
bei ihrem feftgeftellten Wahnfinn außer Stande fei, ibre Rechte fetbft wahrzunehmen; 
ibre Vertretung aber durch den ihr zugeordneten Kurator gefeplib und nab ber 
Natur des Unterfuhungdverfabrend unftatthaft fei. E8 verfügte daber, daß Die 
Sache für jegt und bis zur etwaigen Wiederherftellung der Angeklagten auf fi zu 
beruben babe. 

Jetzt, nach mebreren “Jahren, ift die Sache wiederum aufgenommen und zwar 
durch erneute Unterfubung des Geiſteszuſtandes. Nah diefem neuerlihen Gutad- 
ten ift fie nummebr zurebnungd: und vernebmungsfäbig, Demgemäß ift fie zur 
nochmaligen Rechtfertigung ihrer Nichtigkeitsbeſchwerde, in welcher fie ihren MWabn- 
finn zur Seit der That behauptet, verftattet. 


Dad Ober- Tribunal bat nunmehr am 30, Auni 1866 wider Standtfe 
(Nr. 666, 1.) dad Appellationd-Urtel vernichtet und die Sade in die zweite Inſtanz 
zurückgewieſen. 


Gründe 


Es fragt fi, welcher Einfluß dem feit Anbringung der (erften) Richtinkeit®- 
beſchwerde bedenklich gewordenen, nad dem damaligen gerictäärztliben Gutachten 
al® unzurechnungfäbig ertannten Gemütbözuftande der Angeklagten auf die Gültigkeit 
ded Verfahrend und Urtheild zweiter Inſtanz beizumeſſen fei, wobei zu bemerten ift, 
daß jened Gutachten den Wahnfinn der Angeklagten fhon vor Jahren ald manifeft 
geworden erklärt, da fie bereit? als Geiſteskranke in der Charite bebandeit 
worden fei. 

Als zweifellos ift anzufeben, daß mit einer folden Perſon eine gültige Ber» 
bandlung zum Zwecke eined Strafurtbeild nicht flattfinden fann, da bon ihr eine 
Nerantwortung wegen ihrer Handlungen nicht zu erlangen und eine wirkfame Straf 
verhängung nicht möglich ift, Gin Zweifel ift nur dahin zuläflig, ob nad der Sad. 
lage dad Verfahren und Urteil des Uppellationsrichterd aus diefem Grunde be- 
feitigt werden kann. 

(Folgt nun ein Hinblid auf den biöherigen Berlauf der Sade durd bie 

nftanzen ) 
a u nun ein Angeklagter zurechnungäfäbig, reip. handlungsfähig vor Gericht 
fei, ift allerdings eine thatſächliche Frage, die der Richter in feiner Inſtanz au er. 
ledigen hat, und es kann nach den beitebenden Prozeßgeſezen dein Appellationsrichter 
fein Vorwurf treffen, wenn er bei der thatſächlichen Annahme des erjten Richters, 
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Der über ben Geiſteszuſſand ber Angellaaten kein erhebliches Bedenken gebabt hat, 
ftchen geblieben, aud auf die bierauf bezüglien Andeutungen und a die bean- 
tragte Wbbibirung der Charite-Alten bei dem Auöbleiben der Angellagten nicht ein- 
gegangen ift, weldes leptere überdies in der jegigen Inſtanz nicht gerügt iſt. 

Ein Anderes ift es indeſſen, ob nit ein thatjächlicher Grund der Nichtigkeit 
des Woerfabrend, welcher in geſehlich eingeleiteter Nictigkeits-Initanz geltend gemacht 
und £onftatirt wird, zur Vernichtung eines fonft gültigen Verfahrens und Urtbeil® 
fübren fann. Dies ift aber, wenn es fih von der Vorausfrgung einer ſtrafrechtlich 
beran twortlichen Perſoönlichkteit des Angeklagten handelt, in Gemäßheit des Art. 108, 
am Scluſſe des Gefeped vom 3. Mai 1852 ebenfo zu bejahen, als wenn es ſich um 
Die Fräbinfeit des richterliben Derfonals zur Verhandlung und Entſcheidung einer 
Strafjase handelt (Goltd. Ardiv X. S. 43). SER 

Im vorliegenden Falle fann es nun für den Nichtigkeitärichter fein Bedenken 
erleiden, daß die Angeklagte mindeftend zur Zeit, mo fie ihre Mppellation dor dem 
Appcllationsrihter in mündlicher Verbandlung aufrebt au balten Gelegenheit hatte, 
fich in einem folden Geiſteszuſtande befunden bat, wo fie fi zu verantworten und 

1 bertbeidigen außer Stande war, da kurz darauf das Serihtäperfonal, melde® 
bre Nictigkeitäbefhmwerde zu Drotofoll nabm, ibre Zurebnungsfäbigfeit nicht für 
zweifellos erachtete und da& darauf veranlafte Gutachten einen bereit8 feit Jabren 
porbandenen Wabnfinn bei ibr fonftatirt. Ob dieſer Zuſtand zur Seit ber That 
bereit3 vorhanden geweſen fei, kann gegenwärtig allerdings nicht in graue fommen ; 
edenfalld unterliegt da& mündlıde Verfahren und dad Erkenntniß des Appellation®- 
richterd aus dem angeführten Grunde der Vernichtung. 


$. 14. des Gefeped dom 24. Mai 1861. Civilrebtömweg wegen 
der Stempelpflichtigkeit des Neben-Egemplard eined Ber »- 
trage®. 


Die Angeklagte iſt wegen Nictverwendung des Stempeld zu dem Nebera- 
Exemplar eines Miethövertraged angellagt, vom Appellationsrichter aber freigefprodere z 
meil fie Analphabetin, der Vertrag aljo für fie nicht gültig fe. Dad Geſetz vorm 
24. Drai 1861 hält er in diefem Falle nicht fur anwendbar. 

Auf die gegen jene Freiſprechung gerichtete Nichtigkeitsbeſchwerde des Ober» 

Sta atsanwalis hat dad Ober-Tribunal am 10. Dftober 1866 wider Leiſe (Nr. 795. 1.> 
vernichtet, und die Sache in bie erfte Inſtanz zurüdgewiefen und unter Siftirung tes 
Strafverfabrend der Angeklagten eine Gmöcentliche Friſt zur Beſchreitung des Civilxehis· 
Feges gegeben. Denn der Appellationsrichter halte den 6.14. des Gefeped vom 24. Nat 
1861 wmegen Einleitung des Rechtsweges nicht für anwendbar, weil 8 fih nicht um 
einen Werth ; oder Vertragäftempel, fondern nur um den Stempel zu einem Neben- 
Eremplar bandle. Die Stempelpfichtigteit de Neben-Egemplard bänge aber bon der 
&Etempelpflistigteit ded Haupt» Exemplars ab, und wenn die Angellagte auch nur 
meaen des Reben .Exemplars in Anſpruch genommen ſei, fo beftreite fie Doc —— 
auch die Stempelpflichtigkeit des Haupt · Exemplars ſelbſt und des fraglichen Mieths . 
vertrageß überbaupt, alſo eines Werthſtempels, und es finde daher auch bier der 
S. 14. des Geſehes vom 24. Mai 1861 Anwendung. 


68. 8. 17. deb Geſetzes über die Moligeiverwaltung vom 11. März 1850, 

Nichtbefugniß des Richters, bei ortäpolizeilibden VBerord.- 

nungen die Befolaung des 8. 8, zu prüfen und babon die 
Rechtsbeſtändigkeit abhängig zu machen. 

Die Inſtanzrichter baben die Mechtäbeftändigkeit einer von bem Magiftrat 

zu W. auf Örund des $. 5. des Gefegeg vom 11. März 1850 erlaffenen orts. 
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polizeilichen Verordnung wegen Nichtbefolgung des F. 8. verneint und bdeöhalb frei- 
fprechend erkannt, 


Auf die Nichtigkeitäbefhwerde bed Ober» Staatdanmwaltd bat daß Ober-Tri- 
bunal am 19, September 1866 wider Perl vernichtet, und in die Inſtanz zu- 
rüdgewiefen. 


Gründe 


6 Die Beſchwerde des Ober -Staatdanmwalt? muß für begründet erachtet 
werben. 


Der vorige Richter weit den vom Dolizei- Anwalt gegen da8 erite Erfenntnif 
eingelegten Rekurs bloß deshalb zurüd, meil bei Erlaffung der ortöpolizeilihen Ber- 
ordnung vom 28. September 1865 die Vorſchrift des F. 8. des Geſetzes vom 11. 
März 1850 nicht befolgt fei, und der gedachten Werordnung des Magiftratd zu 
= alfo feine geſeßliche Gültigkeit beigelegt werden könne. Der 8. 8. a. a. g 
aufet: 


»Bon jeder ortäpolizeiliben Verordnung ift fofort eine Abſchrift an die 
zunächſt vorgelegte Staatd-Behörde einzureichen.« 


Der vorige Richter nimmt nun felbft, und zwar mit Recht an, daß ber 
Landratb die dem Magiltrat zu MW. zunächft vorgefepte Staatöbehörde ift; er fieht 
auch für erwiefen an, daß der Magiitrat dem Landrath Abjchrift der Verordnung 
eingereicht bat, bält aber der Vorjchrift des 5. 8. dadurch deshalb noch nicht für ge- 
nügt, weil der Magiftrat die Abfchrift dem Landraths-Amte nicht direft und un« 
mittelbar, um die Mechtmäßigkeit der Merordnung zu prüfen, fondern nur mit dem 
Erſuchen eingefandt babe, die Verordnung im polizeilichen Intereſſe in die mächfte 
Nummer dei dortigen amtlichen Kreisblatte® aufzunehmen. 


Der 8.8. a. a. DO. beitimmt aber keinedweged, daß die Einreihung einer Ab- 
ſchrift der erlaffenen ort3polizeiliben Verordnung ausdrücklich zur Vrüfung ihrer 
Rechtsbeſtändigkeit erfolgen foll, fondern F. 8. fhreibt nur ganz allgemein die 
Einreihung der Abichritt vor und zwar nicht etwa dor Erlaß, fondern fofort nad 
dem Erlafle der Verordnung, alfo überhaupt zur Kenntnifnabme der zunächſt vorge 
fegten Staatöbehörde , in&befondere damit erforderlicen Falls von der dem Regie 
rung3-Dräfidenten im 6.9. ertbeilten Befugniß, die erlaflene ort3polizeiliche Vorſchrift 
wieder außer Kraft zu ſetzen, Gebraud gemacht werden kann. Eine folde Ab» 
ſchrift ift nun nad der eigenen Feſtſtellung dei Nekurdrichterö in der That dem 
Pandrath eingereicht, und es ift ganz gleihgültia, wenn der Magiftrat dad Erfuchen 
binzugefügt bat, die Werordnung in die mäcfte Nummer des amtliben Kreiäblatte® 
aufzunehmen. 


Aber die vorigen Richter durften fib überhaupt darauf gar nicht einlaffen, 
die Gültigkeit der Verordnung des Magiftrat? zu W. nah der Richtung bin, ob 
ber Vorſchrift des $. 8. genügt worden, einer Prüfung zu unterwerfen. — Denn 
der 8. 17. a. a. O. beſtimmt ausdrücklich, daß die Volizeirichter die Gültigkeit der 
auf Grund des Gefehed vom 11. März 1850 erlaffenen polizeiliben Vorfhriften nur 
nad den Beſtimmungen der F5. 5., 11. und 15. des Gefeged in Erwägung zu ie 
ben baben. Der 6. 8. a. a. D. gebört nicht bierber, tangırt den Dolizeirichter alfo 
gar nicht. Daß Ober- Tribunal bat auch bereitö wiederholt ausgeſprochen und näber 
ausgeführt, daß der Richter bei Prüfung der gefepliben Gültigkeit einer polizei- 
lichen en nach $. 17. a. a. ©. nur die 88. 5, 11. und 15. zu berüdjid- 
tigen e. 


— Vergl. die in »Hartmann, Strafgeſez« ©. 423 in der Note 2, zu 
$. 17, de8 Gefeped vom 11. März 1850 allegirten Entfheidungen. — 
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(5. 7.8.41. 55. ded Dreßgeleged vom 12. Mai 1851. Photogra- 

pbien als Vreferzeugnifje im Sinne des Preßgeſeges. Ver— 

—— mittelſt der Ausſtellung im Schaufenſter des 
aden. 


Der Angeklagte, ein Bud und Kunſthändler, bat ein photographiſches Bild 
in dem Scaufenfter feines Verkaufslofald ausgeftellt, ohne daß auf demfelben der 
Frame des Herausgebers oder Verlegerd angegeben war. a 

Er ift jedoch von der wegen diefed Mangels auß 65. 7.8, 41, und 55, des 
Yreßgefeped erhobenen Anklage vom Appellationsrihter freigefproden, Denn die in 

5. 8. vorausgefepte »Verbreitunge merde durch die bloße Ausftellung im Schau. 
enſter nit bewirft, und außerdem gehörten Pbotograpbien nad $. 54, nicht zu 
den Erzeugniffen der Drefle im Sinne des Preßgeſetzes. Bedeutungslos ki 
es bierbei, ob fie den Gemerbegefegen unterliegen, welche von dem Hinzutritt an» 
derer Umſtaͤnde ald Anfertigung auf Beftellung, gegen Beitellung, oder Handel 
mit Pbotograpbien abhängig ſeien. Ebenſo wenig enticheide das Nachdrudägefeg 
Denn abgefehen davon, daß «3 ſich hier nit um den Sinn des Nahdruds., fondern 
um den deö Preßgeſetzes handle, würde von jenem nur bei einer unbefugten stopie 
die Mede fein können, während bier die Eriftenz einer folben oder des Originals 
felbſt nicht einmal feſtſtehe. Nehme man aber aub eine Kopie und diefe auf medha- 
nifchem Wege entftanden an, fo laſſe fib doch nicht fagen, daß fie auf äbnlidem 
mechanifhem Wege bewirkt fei, wie andere bildliche Darftellungen, welche unter da® 
Preßgeſetz fielen. Dergleichen bildliche Darſtellungen ſetzten eine Zeichnung durch 
menfchliche Hand voraus, welche dann durch Druck, Stich, Lithographie u. ſ. w_ 
weiter hergeſtellt und berbielfältigt würden. Bei der Photographie fei biervon feine 
FPrede ; Das photographifhe Bild werde der Natur unmittelbar entnommen und ledig- 
lich durch dad Licht gezeichnet. Bei der dabei und zur Herſtellung des pofitiverz 
Wildes erforderlihen Operation fünne zuglei naturgemäß mit dem Bilde auf dem- 
felben Wege der Name des Verfertigerd nicht entiteben, er könnte nur durch Zei — 
nung, Drud u. f. w. binzugefügt werden, und zwar nicht auf die Vbotograpbie 
felbit, fondern nur auf die Unterlage, auf melde jene geklebt fei. Unausführbartei € 
der formellen Preßvorſchrift und Natur des Verfahrens ſchließe daber die Anwen - 
dung be3 Preßgeſetzes auf Photographien aus und laſſe dieſelben nicht als auf ähn- 
lichem mechaniſchem Wege bewirkte Erzeuaniffe erſcheinen. 

Auf die Beſchwerde des Ober - Staatdanmwaltd bat dad Ober» Tribunal am 
12. September 1866 wider Herrmann (Nr. 816. 1.) vernichtet und daß erſte ver- 
urtbeilende Erlenntniß beftätigt. 


Gründe 


In dem Erfenntniffe des Ober + Tribunald dom 18, Oktober 1865 wider 
sgrigmann — Oppenboff Rechtſpr. Bd. 6. ©. 396 — ift bereits ausgeſprochen und 
näber ausgeführt, daf in dem Auäftellen von Drudicriften in einem Scaufenfter 
rechtlich ein Verbreiten derfelben im Sinne det $. 8. des Preßgeſetzes vom 12. Mai 
1851 gefunden werden kann; Photographien aber find den Drudihriften im Sinne 
des Preßgeſehes glei zu eradten. Denn der $. 55. des Preßgeſetzes ver— 
ordnet: 

»Den Erzeugnillen der Preſſe (alfo den Drudihriften) im Sinne diefes 
Geſetzes ftehen gleich alle auf ähnlichem (wie mit der Preſſe) mechaniſchem 
Wege bewirkte und zur Verbreitung beftimmte BVervielfältigungen von 

Shriften, bildlihen Darftellungen mit oder obne Schrift; Mufifalien mit 
st oder fonftigen Erläuterungen.« 
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Phbotographien gehören num unzweifelhaft zu den bildlihen Darftellungen, 
und ihre Heritellung, ſowie Vervielfältigung erfolgt lediglihd auf rein mechaniſchem 
Wege ganz via wie bei Drudicriften mittelft der Preſſe — vergl. dad in Goltd. 
Archiv Bi. 5. ©. 626 abgedrudte Gutachten des Sachverſtändigen + Bereind. — 
Sobald alfo Photographien zur Verbreitung beftimmt find, und wirtlid verbreitet 
werden, unterliegen fie auch den Vorſchriften in $$. 7. und 8. des Preßgeſetzes. 


$. 1. des Gefeged vom 2, März 1857 megen unerlaubten Kreditgebens 
an Minderjäbrige. Ausſtellung don Gefälligfeitö-Mccepten 
bed Minderjährigen, aud obme Verbindung mit einem dem- 
felben gewährten Kredit ald unter daß Gefep fallend. 


Der Angellagte hat mit einem Dritten im Wechfelverkehr aeftanden und bon 
bemfelben eine Anzahl Mechfel- Blanquet? zur Benupung erbalten; er bat ben 
2Vjährigen N. erfuht, fein Accept anf dieſe Blanquet® zu fepen, indem er dem+ 
—* — daß er wegen ſeiner Minderjſährigkeit feinen Nachtheil daraus 
aben könne. 


Auf die gegen die freifprechenden Anftanz-Urtbeile eingelegte Nichtigkeitäbe- 
fhwerde des Ober- Staatdanwaltd bat da8 Ober - Tribunal am 3. Oftober 1866 
wider Lopatka (Nr. 822, 1.) vernichtet und in die Inſtanz zurüdgewiefen. 


Gründe 


Die vorigen Richter haben den Angeklagten von dem in $. 1. des Geſetzes über 
das unerlaubte Kredityeben an Minderjährige vom 2, März 1857 vorgefebenen Ber 
eben freigefprodyen, und zwar daß Kreiägericht dedhalb, weil es meder die geminn- 
—*2* Abſicht des Angeklagten, noch die Benupung des Leichtſinns des minder 
jäbrigen N., als dieſer jenem Gefälligfeitd-Accepte auf Wechſel ⸗Blanquets ertheilte, 
für erwieſen annahm; das Appellationsgericht, ohne auf dieſe Momente einzugeben, 
ſchon deshalb, weil die Ausſtellung von MWechfel-Accepten der vorliegenden Art, wobei 
zwiſchen dem Angeklagten und dem Minderjährigen ausdrüflid verabredet worden, 
daß lepterer nur aus Gefälligkeit die Wechfel acceptiren und daraus niemald in Ans 
ſpruch genommen werden folle, unter den $. 1. des cit. Gefeped überhaupt nicht 
falle, weil daffelbe nah Ueberſchrift, Inhalt und Motiven dazu nur Verpflihtun. 
gen ded Minderjährigen auf Grund eine demfelben gewährten Kredites begründende 
Urkunden betreffe. ö 

Der Ober-Staatdanwalt hält diefe Auslegung ded Gefeped für zu eng, mie 
aus dem Wortlaute und der Aufnahme der Bürgſchäfts-Inſtrümente in $. I. fich 
ergebe, mobei der Minorenne ebenfo wenig, wie bei Gefaͤlligkeits · Accebten, eine Gegen- - 
leitung empfange und fein Intereſſe gerade darum befonderd gefährdet erſcheine, weil 
er nicht einmal einen Vortbeil aus dem Geſchäfte ziehe. Das Gefeg fei daher felbft 
nach den Beratbungen im Abgeordnetenbaufe über feinen urfpränglihen Saupt- und 
nächſten Zwei, die Minderjährigen gegen unredliche Darlehns ˖ und ähnliche Ver⸗ 
träge zu ſchüßen, hinausgegangen. 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde erſcheint begründet. Denn ber $. 1. des Geſetzes 
vom 2. März 1857 zählt die Wechfel ausdruͤcklich zu denjenigen eine Verpflichtung 
enthaltenden Urkunden, welche Niemand von Minderjährigen in gewinnfüchtiger Ab— 
fiht und unter Benugung ihre Yeichtlinnd oder der Unerfabrenbeit fih bei Der- 
meidung der dafelbit angedrobten Strafe audftellen laflen darf. Daß bie fraglichen 
Accepte von dem minderjibrigen N. auf Wechſelformularen ausgeſtellt worden find, 
deren Ausfüllung in der Sand des Angeklagten lag, wodurd diefer alfo die von dem 
N. unbeitimmt gelaffene Höbe feiner Verpflichtung ohne Weitered formell feititellen 
konnte, vermag die Anwendung des Gefehed auf dieſe Urkunden ihrer obiektiven 
Natur nach nicht zu hindern. 
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Auch die Auslegung ded Gefeped nad der urfprüngliben Abſicht der Gefep- 
gebung darf nad einem bekannten Rebtögrundfage En dan fen ” die — 
Dung des erſteren auf Urkunden guszuſchließen, die mit klaren Worten darunter ber 
gen find. Die Nebenabreden der Parteien bei Augitellung der fraglichen Wedhiel- 

ccepte, in melden objektiv die Geführdung des Minderjährigen lag, konnten den 
zweiten Richter nur dazu führen, aus demjelben Momente für die vom erften Richter 
unternommene, im Appellationd-Erfenntniffe aber unterbliebene Prüfung zu entneb- 
men, ob Angellagter in gewinnfüchtiger Ubfiht und unter Benupung des Leichtſinns 
oder ber Unerfahrenheit des N. fi die Accepte habe ausſtellen laſſen, nicht aber 
Dazu, auf diefe Accepte an fi den Begriff der »Wechſel oder anderer eine Ber 


pflichtung enthaltender Urkunden« für unanwendbar zu erklären. 


$. 5. des Landſchul-Reglements vom 12. Auguſt 1763. SS. 8. 18. der 
Regierungs-nitruttion vom 23. Oftober 1817, Befugnip der Bro 
dinzial-Regierungen zur Einführung neuer fehrgegenftände 
in die Landſchulen mit VBermebrung der von dem Land- 
len: ge wödentliden Stundenzabl und 
ufrebtbhaltung de fo erweiterten Schulzwa 
Strafandrohung. Gulzwanges durc 
Erkenntniß des Ober» Tribunal® vom 19. September 1866 wider Ni 
ser. 535.1), durch welches das Appellationd-Urtel vernichtet und die Sache ie 


Inſtanz zurüdgewiefen ift. 
Gründe 


Die Königlibe Regierung zu Dotödam erließ unter dem 8. September 1865 - 
an die Superintendenten und Kreis -Schul- Inſpeltoren ihres Bezirfö eine Veror D— 
nung, nad welcher in allen ländlichen Schulen ein regelmäßiger Unterriht in de 1 
weiblichen Handarbeiten, Nähen, Striden und Stopfen eingerichtet werden follte, z 
deffen Theilnahme alle, die öffentlichen Schulen auf dem Lande befuchenden Mitde re 
vom vollendeten neunten Lebensjahre bis zur Entlaffung aus der Schule verpflicht e E 
mwurden. Der Unterriht foll in zwei Nadmittagftunden am Mittwoh und Eonrı — 
abend jeder Mode in den Pionaten vom 1. Oftober bis zum 1, Mai ftatthaberr z 
von Da ab dagenen bid zum 1. Dftober außfallen. Wegen ungerectfertigter Ver- 
fa um niſſe dieſes Unterrichts ſoll ebenſo, wie bei Verſäumniſſen des Schulunterrich t 
überbaupt, auf Grand der Amtsblatt-Verordnung vom 12. April 1834 eingeihrit- 


ten merden. 

Diefe Verordnung wurde demnächſt unter bem 20. September 1865 in denn 
Pregierungs-Amtäblatt bekannt gemacht, indeh mit der Abweichung, daß bie Bezeich 
nung jener beiden Wohen-Nabmittage zum Unterrichte menbtich. 

In dem Dorfe J., in weldem no außerdem eine fpezielle Befanntmabungg 
der früheren Regierungs + Verordnung vom 8. September 1564, in meldet die ge» 
dachten Nacmittage zu den Unterrihtäftunden bezeichnet find, an die Ginmobneic 
erfolgt fein foll, find der jegige Angeklagte und mit ihm mod 27 andere Einge» 
feffene der gedachten Regierungs-Anordnung nicht nadgefommen; und wurden de8- 
balb durch ein Mandat dei Rentamted I. in Etrafe genommen, weil fie ihre Tödtex- 
wäbrend der Monate Januar und Februar 1865 verfsiedentlih diefen Unterricht 
bätten perfäumen laflen. Eie provozirten indeß auf rechtliches Gebör und wurden 
durch das erſte Exkenntniß freigefproden, weil die erwähnte Megierungd+ Verfügung 

September 1864 ald eine neue Polizei» VBorjbrift anzufeben und 


vom 
in Ermangeung der für eine folde vorgefchriebenen Bedingungen niht ver. 


bindlich fei. 
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Auf den von dem Dolizei-Anmwalt hiergegen eingelegten Nekurd beftätigte das 
Kammergeriht am 1. Februar 1866 das vorige Urtheil. Es nahm zwar an, daß 
die Königlihe Regierung zu Potsdam an ſich befugt geweſen, vorzufchreiben, in 
welchen Gegenftänden der Unterricht ertheilt werden folle, daher auch berechtigt, 
einen neuen Gegenftand für den Unterricht zu beftimmen, alfo auch den, in weib- 
lichen Handarbeiten für die Schulen des platten Landes, und ebenfo wenig bielt es 
der Gerichtäbof für zweifelhaft, daß eine ſolche Vorfchrift, weil fie nicht die Natur 
eined Polizeigeſehes habe, derjenigen Formen nicht bedürfe, welche dad Geſetz über 
die Volizei-Verwaltungen vom 11. März 1850 zur Gültigkeit einer Bezirtd-Polizei- 
Verordnung erfordere. 

Das Kammergericht erachtete enblih auch für nachgewiefen, daß ben Ange» 
Elagten die Regierungs-Verordnung vom 8. September 1864 fpeziell befannt gemacht 
worden. Allein e3 bielt diefelbe für unverbindlich, weil die Unordnung, 

daß der Unterricht in Handarbeiten an den Nachmittagen ded Mittwoch® 

und Sonnabend8 ertbeilt werden folle, 
mit dem $. 5. des General-Landihul-Reglementö vom 12, Muguft 1763 in Mibder- 
ſpruch ftebe, wonach die Winterſchulen, d. i. von Michaelis bis Oftern, auf dem 
Lande mwöcentlih 30 Stunden, nämlich alle Wocentage Vormittags drei Stunden, 
und Nabmittagd, den Mittwoh und Sonnabend ausgenommen, ebenfalld drei 
Stunden baben. Das General-Landfhul-Regtement fei ein aebörig publizirtes Geſetz, 
und die Freigebung der Mittwoch und Sonnabend-Nahmittage keinesweges eine 
reglementarifhe Beltimmung im gewöbnlicen Wortverftande, welcher beliebiger Aen- 
derung fähig wäre, fondern aus landesväterliher Zzürforge um das Wohl der Kinder 
hervorgegangen. Entgegenftehende Gefege egiftirten niet, und die Regierungen feien 
nah $. &. der nftruftion zur Geſchäftsführung derfelben vom 23. Oftober 1817 
— befugt, etwad zu verfügen, was einem ausdrüdlihen Gelege zumider 
laufen jollte. 

Gegen diefe Entſcheidung bat der Ober» Staatdanmalt bei dem Kammer- 
gericht unter Ermächtigung ded Herrn Juſtiz + Minifterd rechtzeitig die Nichtigkeitd- 
befchwerde eingelegt, und Verlegung der Regierungs-Verordnungen bom 8. Septem- 
ber 1864, 12. April 1834 und 14. Mürz 1843, fowie des General-Landihul-Re- 
glement8 vom 12, Auguft 1763 refp. der Regierungd-Inftruftion vom 23. Oltober 
1817 bebauptet. 

Es wird zugegeben, daß das General-Landihul-Reglement vom 12, Auguſt 
1763 Gefegestraft babe, und noch gültig fei. Allein die Vorſchrift deffelben bin- 
ſichtlich der Freilaſſung der Mittwod- und Sonnabend-Nahmittage erſcheine lediglich 
als eine veglementarifhe, melde nad den 99. 8. 18. der Inftruftion vom 23, Of. 
tober 1817 dur die Königlichen Negierungen, die den Elementar » Schulunterricht 
zu überwachen haben, abgeändert werden konnte, indem es im 4. Abſat des ©. 18. 
a. a. D. heiße: 

»Aus der Beftimmung de $. 8. folgt es alfo, daß die Schul. Kom- 
miffion bei Einführung neuer oder Veränderung beftehender Lehr - und 
Schulpläne berichten muß.« 

Der Sinn dieſes Satzes könne nicht zweifelhaft fein; den Regierungen werde 
vielmebr durch denfelben die Handbabung de acfammten äußeren Schulweſens nad 
Ort und Gegenftand de3 Unterrichts unter gewiſſer Konkurrenz de vorgefegten 
Königlihen Minifteriums überwiefen. Die neuere Gefepgebung babe bierin nichts 
geändert, indem es nad Art. 112, der Berfafjungs-Urkunde, bis zum Erlaß bes im 
Art. 26. a. a. O. vorgefehenen Geſetzes, binfichtlih de Schul- und Unterrichtsweſens 
bei den jet geltenden geſetzlichen Beſtimmungen bewenden foll, 

Zur Kategorie der beftebenden Vebr- und Eculpläne geböre auch das Ge- 
neral-Landicul-NReglement vom 12. Auguſt 1763, ſoweit es Anordnungen treffe über 
Zeit und Gegenftand des Unterrichts. Den Verwaltungd-Bebörden babe daber das 
Recht zugeitanden, diefed Reglement in dem Punkte abzuändern, daß die Nadmittage 
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des Mittwochs und Sonnabends vom Unterrichte frei bleiben follten. Di ir 

fifation führe die Verordnung vom 8. September 1864, und a mit ———— 

Erlaubniß ein. Letzteres bezeuge die Verordnung der Königlichen Regierung zu 

Potsdam vom 20. September 1865 (Amtsblatt pro 1865 ©. 412), welde ſich mit 

folgenden — einleite: 

»Der Unterricht der weiblichen Jugend auf dem Lande in den für i 
Beruf nothwendigen Handarbeiten ift ſchon im vorigen che 
meiiten Landſchulen unfered Bezirks, in Folge der mit höherer Zuftim- 

_, mung getroffenen Anordnungen, eingeführt worden.« 

Hiernah falle der einzige Entiheidungegrund des Rekursrichters 
fammen. an 
Die lepteren haben dem wiberfprochen und ausjufübren gefucht, daß der Unt 
richt in weiblihen Handarbeiten bisher gefeglib noch nicht Gegenftand des üff _ 
lichen lementar-Unterrichtd geworden, der gefeplihe Schulzwang daher er 
anzımenden fei. Ferner, daß die Regierungs- Verfügung dom 8. September 1864 
polizeilicer Natur fei, und deshalb den Anforderungen des Geſetzes vom 11 Mär 
1850 nidt entiprede; endlich, daß die in Rede ſtehende Verordnung der Beltimmu - 
de GeneralRandfhul-Reglement3 zumiderlaufe. j ng 

E8 mußte jedoch die Nichtigkeitsbeſchwerde als begründet erachtet werden 

Zuvörderſt ift zu bemerken, daß «8 ſich lediglich um die Gültigkeit der Re- 
gierungd-Berordnung vom 8. September 1864 handelt, meil die Kontradentionsfälle 
Deren die Angeklagten befhuldigt werden, fi in den Monaten Januar und Februar 
1865 ereignet haben, alfo zu einer Zeit, in welder die Amtöblattö-Verordnung dom 
20. September 1865 noch nicht don ber Königlichen Negierung zu Potsdam er» 
laflien mat, 

" Demnächſt erkennt der Rekursrichter zutreffend an, daß, da alle Schuler 
unter der Auffiht der vom Staate ernannten Bebörden ftehen, die Königliche Re— 
gierung zu Dotödam befugt war, vorzuſchreiben, in melden Gegenftänden der Unter 
richt ertbeilt werden fol, daß fie daber aud berechtigt geweſen, einen neuen Gegen- 
ftand für den Unterricht zu beftimmen, alſo aud den in weiblichen Handarbeiten ine 
die Schulen des platten Landes einzuführen. 

Es eraiebt fib dies aus Folgendem: 

Mach Art. 112. der Verfaflungd + Urkunde vom 31. Januar 1850 find alle 
bißberigen gefeglihen Beltimmungen über dad Schul- und Unterrihtämwefen in Gül- 
tinfeit geblieben, weil ein im Art. 26. a. a. O. vorgeſehenes befonderes Unterrichts- 
gefeg zur Zeit noch nicht erichienen if. \ 

Nah $. 9. 11. 12. des Allg. Landrechts refp. dem Art. 23. der Verfaſſungs- 
Urkunde, ftehen alle öffentliben Schul. und Erziehungs-Anftalten unter der Auffiht 
des Staated. Hieraus ergiebt fi bereit, daß derfelbe befugt ift, durch feine Ber 
börben Die erforderliben Einrichtungen zu treffen, um die nothwendigen Schulen zu 
errichten und zu beftimmen, melde Gegenftände, und zu welcher Zeit von ihnen ge- 
[ebrt werden follen. In diefer Beziehung ift aber durch Nr. II. der Allerb. Kabin.» 
Drodre vom 3. November 1817 (Gej-Samml. ©. 289) dem Minifterium ber geilt- 
lichen, Unterridts- und MedizinalsUingelegenbeiten die Aufficht übertragen, und in den 
Yrovinzen gebört die Beauffihtigung der dortigen Unterrichts-Anftalten nad $. 3. 
Mr. 5. der Verordnung vom 30, April 1815 wegen verbefierter Einrichtung der 
Yrovinzial-Behörden, den betreffenden Ober-Bräfidenten, welche zufolge des F. 3. 
der nftruftion vom 31. Dezember 1825 (Gef.-Samml. ©. 1) den Vorſitz in den 
Yrovinzial + Schulkoltegien baben; die fpezielle Leitung der hier in Frage ſtehenden 
Elementarfoulen aber ift nad $. 18. sub e, der Initruftion zur Geſchäflsführung 
der Megierungen bom 23. Oftober 1817 (Geſ.Sammi. ©. 248) dieſen, reſp. den au 
ibnen gebörenden Schul · Kommiſſionen überwieſen. Ihre Befugniſſe regeln ſich nach 
den, für Die Regierungen im Allgemeinen gegebenen Vorſchriften, und es heißt 
namentlich in dem 4, Ubi. des 6. 18. a. a. O, wörtlid: 


Archiv. 1866, Wovenber, 53 
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„In welchen Fällen fie, die Kommiffion, fofern ihr vorftehend nicht eine 
ſeſbſtſtändige Wirkjamteit beigelegt it, die Genehmigung des vorgelegten 
Minijteriumd nöthig hat, ift nach den allgemeinen Grundfägen der gegen- 
wärtigen Inſtruktion zu beurtheilen. Aus der Beltimmung de $. 8. 
folgt alfo, daß fie bei Einführung neuer, oder Veränderung beſtehender 
Lehr und Sculpläne, berichten muß.e 

Hierin ift eine direkte gejeplihe Anerkennung darüber ausgeſprochen, daß es 
zur Mufitellung neuer Lehr und Eculpläne lediglich der Genehmigung des Unter- 
richts · Miniſteriums bedarf; die Ausführung derfeiben aber den Provinzial-Regierun« 
gen überlaflen iſt, wobei dann allerdings die Beftimmung des $. 8. der Inftruftion 
bom 23, Dftober 1817 beachtet werden muß: 

daf die Regierungen niemald etwas verfügen dürfen, was einem außd- 
drüdlichen Gefege entgegen läuft. 

Für den vorliegenden Fall befagt nun die Amtsblatts. Verordnung ber König- 
lihen Regierung zu otsdam vom 20. September 1865 (Mmtöblatt pro 1865 
S. 412), betreffend den Unterricht der weibliben Jugend auf dem Lande in ben 
für ihren künftigen Beruf nothiwendigen Sandarbeiten, fpeziell, daß die Einführung 
deffelben ſchon im vorigen Jahre, aljo 1864, höhere Zuſtimmung erhalten habe, und 
damit ift der Unforderung des $. 18, der Inſtruktion vom 23. Oftober 1817 voll- 
fgmmen entfprocen. 

Demnächſt ift dem Rekursrichter au darin beizupflibten, daß zur Gültig« 
feit ber Regierungs Verordnung vom 8. September 18564 die formen, wie fie das 
Gefeg über die Polizei-Bermaltung vom 11, März 1850 vorfchreibt, nicht erforderlich 
geweien. Denn der vorliegende Gegenſtand gehört nicht zu denjenigen, welde da& 
allegirte Gefeg, und namentlich in 88. 6. 7. bezeichnet. 

Dagegen irrt der Rekursrichter, wenn er die oft erwähnte Regierungd-Ber- 
ordnung vom 8. September 1864 um beöhalb für unmirkfam bält, weil fie gegen 
die ausdrüdliche Vorſchrift des General-Landihul-Reglementö vom 12. Auguſt 1763 
F. 5. verſtoßen foll, wonac die Winterfhulen, d. i. von Michaelis bis Ditern, auf 
dem Lande wöchentlich 30 Stunden, nämlich an allen Wochentagen Vormittags drei 
Stunden, und Nachmittags, den Mittwoch und Sonnabend aufgenommen, ebenfallß 
drei Stunden baben follen. Der Vorderrihter meint deshalb, daß die Regierung 
nicht berechtigt geweien, dieſe gefeplih freizulaſſenden Nabmittage für die Unter- 
richtäſtunden bezuglid der weibliben Handarbeiten zu beflimmen. Er fept fih damit 
in einen unaufloslıhen Widerſpruch mit feiner borbergehenden, und mie gezeigt, rich» 
tigen Ausführung, daß die Regierung zur Einrihtung eines derartigen Unterricht® 
befugt geweſen. Denn zur Verwirklichung deflelben gehört notbwendig sine zu be» 
ftimmende Zeit, in welcher er ftattfinden joll. Dürfen es die Mittwoh und Sonn- 
abend Nachmittage nicht fein, jo läht fi überhaupt feine andere Zeit biezu finden, 
weil das General-BandibulReglement vom 12, Muguft 1763 gerade fo binfichtä der 
übrigen MWocentage diejenige Stundenzabl feifept, während welcher den Kindern 
der Unterricht ertbeilt werden foll. Diefer ebenſo genau eingetbeilte Unterricht dürfte 
nach denfelben Beſtimmungen nicht verkürzt, und dafür die Uuterweifung in weib- 
liben Handarbeiten vorgenommen werden, meil aud bierdurd nad der bon dem 
Rekursrichter entwidelten Anficht dem General-Echul-Reglement entgegen gehandelt 
werden würde. 

Daß dem fo nicht fein kann, fpringt in die Mugen. Das Genrralfandfchul- 
Nenlement vom 12, Auguft 1763 bietet aber auch kein Sinderniß in der bezeichneten 
Art dar. Daß es Gefegesfraft bat, it nicht zu beftreiten, denn es ift von Geiner 
Majeität dem König Friedrich vollzogen, von dem Etaatd-Minilter, Freiherrn von 
Danfelmann gegengezeichnet und im N. C. €. Tom, Il. S. 265 Wr. 53. de 1763 
abgedrudt. Allein ed enthält im $. 5. re fein Verbot, und namentlich keined für 
die Zukunft, dad dahin ginge, daß die Mittwod und Sonnabend Nachmittage nie» 
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snal8 und unter feinen Umftänden für anderiveitige Unterrichtszwecke ald die im 
MNegle ment bezeihneten, benugt werden dürften. 
Der $. 5. lautet nun: 
Um aber wegen der Sommer- und Winterfhulen etwas Gewiſſes zu 
beftimmen, fo wollen Wir, daß Die Winterſchulen an allen Mochentagen 
Vormittagd von 8 bis 11 und Nachmittags, den Mittwoh und Sonn- 
abend ausgenommen, bon ] bi® 4 Uhr gebalten werden follen. Die 
Winterfhule geht don Michaelis bis Dftern unausgefegt fort. Die 
Sommerfbulen aber folen nur des Vormittags oder nad den Umitän- 
den des Ortes Nachmittags in 3 Stunden alle Tage der Woche gehal- 
ten werden ıc. 
In dem $. 19. a. a. D. wird dann fpeziell vorgeſchrieben, was in jeber 
Stunbe elehrt werden foll. 
Segen diefe Anordnungen bat num die Regierungd-Verordnung bom 8. Sep- 
mper 1864 nit verftoßen. Sie bat fie volljtändig unberührt gelafien, und für den 
s.: notbwendig eracbteten neuen Unterrichtäjmeig eine Zeit gewählt, melde das frübere 
a ſeß zwar freigelaſſen, ſpätere Beſtimmungen der berechtigten Behörde aber nicht 
= ogen bat. Härte dad General-Schul-Rrglement dies bezwedt, wie der Rekurd- 
en ter annimmt, dann würde es fi auch befiimmt und kategoriſch darüber audger 
as ochben baben, was nicht gefcheben ift. Weil hiernach Die jepige Regierungs + Ver 
Dnung gegen eim bereitö beitebendes Geſeß in Teiner Weiſe gefeblt bat, jo muß fie 
eh im Bolge des 8. 18. der Inſtruktion vom 23. Oftober 1817 als zu Recht ber 
epend Bine werden. 
„ Demgemäß beruht der Grund, aus welchem der Relursrichter die Ungellag* 
ten freigeiproden hat, auf einem Rechtsirrthume und feine Entſcheidung unterliegt 
mach Art. 107. des Geſetes vom 3. Mai 1852 der Bernichtung. 


tafbaren Halten? don Vorvich. 


Dad Gefep vom }. Juni 1820 für Dofen (Bei. Samml. S. 109), durch 
pas Gefep vom 18. Mai 1822 auf die Provinz Sachſen, Wefipbalen u. f. w. aus 
edebnt, enthält im $. 1. die Beftimmung: 
8 daß dienende Schäfer in der ihrer Wartung und Pflege anvertrauten 
Heerde befondere , von der Stammberrde unterſchiedene Schafe (jo. 
enannted VBorvieh), weder ald befonderes Eigenthum, noch als Gegen- 
Hand ihrer Nugung zu balten befugt fein follen. 

Eine Audnabme tritt nab $- 6. nur bei zufammengebrabten Heerden bon 
Mitgliedern der Gemeinden ein, wo Die Theilnebmer felbft die häusliche Wartung des 
Dieb beforgen und einen Schäfer nur zur —. balten. 

Der $. 11. ſtraft die Uebertretung jenes $- 1. 

Die Üngellagten, 4 bäuerliche Befiper in eimer Dorfgemeinde, find demgemäß 

trafe verurteilt. 

zur * Der erfte Richter hatte fie Freigefprochen, weil er feſtſtellte, daß die Ange- 
tiagten mad $. 6. bie häuslihe Wartung der Schafe beforgten und den Schäfer 
ur zur Süfung bieten. Der Appellationsrichter ſtellt dagegen feſt, daß der Schäfer 
Tax Die vereinigten Heerden der 4 Angellagten gemietbet worden, daß feine Verrich- 
tung nicht bloß in der Hütung, jondern im Winter auch in der Fütterung der 
Schafe im Stall und in der Hülfsleiftung bei eintretenden Krankheiten der Schafe 
bejtanden babe. Vertragämäßig babe er zwar bei jedem der Angeklagten abwechſelnd 
nach beftimmter Reihenfolge Wohnung und Koft erhalten und daber die häusliche 
JGartung regelmäßig immer nur bei demjenigen der Angellagten beforgt, bei welchem 
x fi gerade befunden; wegen feiner Verpflichtung, in Krantheitäfällen der Schafe 
Dei alten 4 Ungellagten einzutreten, jei er dann aber auch für die Schafe ber übri- 
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gen Angeklagten niemald ganz zu entbehren gewefen. Demgemäß hält der Appella- 
tionörichter den $. 6. bier für ausgefchloffen, indem er feititellt: 
daß die Angeklagten dem nicht blos zur Hütung, fonbern zugleich, 
wenn auc unter Einihränfungen zur Wartung ihrer Schafheerden 
beftellten Schäfer geitattet hätten u. |. w, VBorvieh zu balten, derſelbe 
auch von diefer Befugniß Gebrauch gemadt babe. 


Die Nichtigkeitsbeſchwerde der Angeklagten ift dur Urtel vom 17. Septem- 
ber 1866 wider Jahn und Genoffen (Nr. 290, 1.) zurüdgemiefen. 


Gründe 
Dad Gefeg vom 1. Juni 1820 erflärt allerdingd in ber Einleitung bie 


Abſicht: 

N die zum Nachtheil der Schafzucht noch beftebende Gewohnheit, vermöge 
weiber Schäfer und Schäferknechte an Lohnes Statt eigene Schafe 
in den Heerden halten, 

aufheben zu wollen. 

Wenn bieraud aber die Beſchwerde folgert, daß eB in der Feſtſtellung des 
Appellationrichterd auch der ausdrücklichen Erklärung bedurft babe, daf dem Schäfer 
K. die Haltung von Vorbdieh an Lohnes Statt und zwar ale einziger Lohn ge 
ftattet worden fei, und daß in Ermangelung einer folgen Feſtſtellung das Geſet 
nicht hätte angewendet werden dürfen, jo iſt darauf zu erwidern, daß die Einleitungs- 
worte des Gefeped zwar zur Erklärung deflelben dienen können, als eine Dißpofition 
aber nicht he find, und daß, meil die eigentlichen Dißpofitionen des Gefcp- 
geberd, welche in den $%. 1. 6. und 11. enthalten find, dieſe Worte nicht aufge 
nommen haben, diefelben auch als ein mefentliber Theil des ausdrücklich feitzu- 
jtellenden Thatbeſtandes nicht angeſehen werden können. 

Sodann beftimmt der $. 1. des Gefehed u. f. w. wie oben. Wenn nun 
geltend gemacht wird, die von dem Schäfer St. befefienen Schafe fonnten als 
»unterſchiedene« nicht angefeben werden, weil K. fie aus der gemeinſchaftlichen 
Heerde der Angeklagten ſelbſt gefauft babe, ein Umftand, den der Appellationsrichter 
für unerheblich erklärt habe, jo genügt es zur Widerlegung diefe8 Angriffes, auf den 
F. 3. binzumeifen, welder lautet: 

Das Verbot wegen des Vorbiebed der Schäfer und Scäferknedte 
ſchließt nicht aus, daß ibnen an Lohnes Statt ein im Verhältniffe zum 
Ganzen beftimmter Untheil (Duote) an der ihrer Pflege und Wartung 
andertrauten Heerde überlaflen werben fann. 

Denn bieraud ergiebt fi deutlib, daß das im F. 1, gedachte befondere 
Eigentbum an unterfhiedenen Schafen nur den Gegenfag zu dem Eigentbum an 
einer (individuell nicht aefonderten) Quote der ganzen Heerde außdrüden fol, und 
daß es mitbin auch nicht darauf ankommen fann, ob die zum befonderen Eigentbum 
erworbenen, bon der übrigen Heerde unterſchiedenen Stüde aus derfelben oder aus 
einer anderen Heerde erworben worden find. 

Ebenfo wenig fteht der angeblide Grund des Gefeged ben mploranten zur 
Seite. Man kann zugeben, daß diefer Grund, menngleih in den Gefegen bom 
1, Juni 1820 und 12. Mai 1822 nicht bejtimmt ausgeſprochen, doch aus früheren 
für andere Provinzen erlaſſenen Geſetzen gegen das Halten von Vorvieh entnommen 
werden fünne, fo aus dem Edikt vom 16. Auguft 1797 für Schleſien (vb. Kampg 
Samml. Bd. 5. S. 568), aus den Edikten vom 3. Februar 1800 und 16. Januar 
1802 (Rabe Bb. 6. ©. 14, Bb. 7. S. 10) für die Kurmark, Neumark und Pom— 
mern, endlih aus dem Edift vom 26, April 1806 für Oft- und Weſtpreußen (Gef.- 
Samml. 1806 — 1810 ©. 80). In diefen Gefegen, melde ähnliche Verbote entbal- 
ten, wird als Grund derfelben angegeben, daß dad Hinüberbringen des Vorviehes 
der an» und abzichenden Schäfer aus einer Heerde in die andere und dad Ber 
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mifchen mit diefer ber Veredelung der Wolle entgegenftche, die Verbreitung bom 
stranfbeiten unter den Schafheerden befördere, endlih den Schäfern Gelegenbeit 
gebe, ihr eigened Vieh dor dem berrfchaftlihen zu bevorzugen und DVeruntreuungen 
u begeben. Die Jmploranten balten nun dafür, daß dieſer Grund mit der im 
&- 6. des Gefeped vom 1. Juni 1820 gemachten Ausnahme nit zu vereinen fei, 
wo es beißt ac. wie oben. Daß aber diefe Ausnahme mit den obigen Gründen 
menigftens nicht durchweg im Widerſpruch ftebt, eraiebt nicht nur der Umſtand, daß 
die EDifte vom 3. Februar 1800 und 26. April 1806 beide im $. 15. diefelbe gleich. 
fall3 enthalten, fondern auch die Natur der Sache. Denn wenn die Schäfer ihre 
eigenen Scafe, mie e8 der $. 6. des Gefehed vom 1. Juni 1820 und bie ent- 
fprechenten früberen Edikte voraudfegen, in eigenen Ställen halten und nur mit den 
SHeerben ihrer Dienftderrfchaften gemeinfhaftlid auf die Weide treiben, fo find wenig. 
fien Beborzugungen der erfteren und folglid auch Weruntreuungen an jFutter ic. 
von Seiten ber Schäfer gegen bie Herrſchaften nicht zu beforgen und es ift die Ge- 
fabrr daß durd bie Vermiſchung des eigenen Viehs der Schäfer mit dem der Herr— 
haften Krantheiten verbreitet werden, und der Veredelung der Wolle Eintrag ge— 
cheber doch mindeftend in geringerem Maafe vorhanden. Es erſcheint deshalb nicht 
intonteauent, wenn ber Gejeßgeber bei gemeinfbaftliben Heerden zwar das Halten 
von Borvieh Seitend der Schäfer nicht ſchlechthin unterfagt, aber dod auf den Fall 
peipränft, daß bie Heerdenbefiper die häusliche Pflege ihrer Schafe ſelbſt beforgen; 
fol glich, aud, weil fie des Schäfer dazu nicht bedürfen, feine Veranlaſſung baben, 
bas Bieh ded Schäfer? in ihre Ställe mit aufzunehmen. Mag man num aud zu- 
geben; daß bei der ftatuirten Außnabme die Gefahren, melde der Gefepgeber von 
De Halten des Vordiehs beforgt, nicht ganz befeitigt werden, fo ift doch anderer 
eis micht zu überfeben, daf der Gefeggeber auch das Intereſſe der Eleineren, mitbin 
weniger bermögenden ‚Heerdenbefiger, denen es leichter ift, gemeinfchaftlice Schäfer 
Durch Gewährung freier Weide ald dur baaren Fohn zu entfbädigen, nicht außer 
Sicht laſſen durfte. Daß bierin in der That der Grund zu der Ausnabme zu ſuchen 
fei, ergiebt beutlic der $. 4. des Gefeped vom 13. Mai 1822, mwonad es in der 
Provinz Weſtphalen auch einzelnen Heerdenbeſitzern erlaubt ſein ſoll, mit dieſer 
Hraaßgabe ihren Schaͤfern das Halten von Vorbieh zu geſtatten, ſobald die Heerden 
aus weniger als 100 Häuptern Cämmer und Vorvieh nicht mit gerechnet) beſtehen. 
Eben bieraus folgt aber nur noch mehr, daß bie Ausnahme, welche der Gefepgeber 
im $. 6. be Gefeged dom 1. Juni 1820 zu Gunſten gemeinfhaftliber Heerden- 
befiger nadläßt, nicht über ihren Wortlaut binauß ausgedehnt werden darf, daf alfo, 
wenn die nterefienten ihren Schäfer nicht bloß zum SHüten, fondern aud, wenn. 
gleich mit Ginfhränfungen, zur häuslichen Pflege ihrer Schafe gebraucht, vollends 
aber, menn fie demfelben geftattet haben, wie bier, feine Schafe mit in ihre Ställe 
zu treiben: e dem Strafgeſehe des $. 11. verfallen find. 
u 


wird E z h 
Befizer eine? größeren Gutes im Gegenfap zu dem Bauern, ſondern auch ein jeder 
ran A } 
—— liegenden Falle den Ausdrud Serrfhaft nur in dem zuleßt gedachten Einne 
ebrauct babe, gebt ungweideutig daraus berbor, daß daffelbe gleichmäßig für Huts« 


herren, Bürger und | j N \ 
legten Kategorien eine, mie gezeigt wurde, bier nicht vorliegende Ausnahme 


madt. 
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Art. XX, bed Einführungs-Geſetzes vom 14, April 1851. ©. 34. des 
Geſetzes vom 8. Mai 1837, Höhere Kompetenz der Polizei» 
aerihte; Begriff der biefelbe anordnenden früberen Ge— 
68 Kompetenz bed Polizeirichters nah $. 34. des Ge- 
ehes vom 8, Mai 1837. 


Die Anklage ift aus 98. 14. und 31. ded Geſehes vom 8. Mai 1837 über 
das Verſicherungsweſen erhoben, meil ber Angeklagte einem Berficherten bie Police 
por ber polizeilichen Genehmigung ausgeantwortet bat. 

Der gedachte $. 31. droht in diefem Falle eine Geldbuße von 10 bis 500 
— ve Nur im dritten Uebertretungsfalle ift aud der Berluft der Agentſchaft 
angedrobt. 

: Die fonft im $. 31. sub 1. und 2. bezeichneten Erſchwerungsgründe, melche 
auch im erften Uebertragungsfalle ſchon bdiefen Berluft der Agentſchaft androben, 
liegen bier nicht vor. 

Der $. 34. fchreibt vor, daß außer den Fällen ber ss 20. 21. 28. des 
Gefeped, in denen ſogleich die richterliche Unterfuchung eintreten foll, den Regie- 
rungen die Feſtſezung und Einziehung verwirkter Geldbußen zuftehe. Dagegen fo 
ber Rekurs an den Minifter des Innern; bei einer erfannten Strafe von 50 Rthlrn. 
aber der Rechtsweg ftattfinden. Jene 88. 14. und 31. fallen alfo aud unter diefe 
Beltimmung. 

Auf den Rekurs des Polizei» Anwalt® gegen daß erfte freifprechende Urtel 
bed Polizeirichters bat bie Mekurdabtheilung des Appellationsgerichts reformatorie 
rd Verurtheilung des WUngeflagten aus 6. 14, 31. zu 10 Rthlrn. Geldbuße 
erkannt, 

Die Nichtigkeitöbefchmwerbe deß Angeklagten rügt die Verlezung ber Kom: 
peteng. Nah dem Maximum ber angebrobten Geldbuße von 500 MRtbirn, handle 
e3 fi) um ein Vergeben. Es hätte daher von der Gerichtöabtheilung erfannt und 
das ordentlihe Appellationsverfahren ftattfinden müflen Die Uebermweifung bet 
Sache im $.34. am die Regierungen entſcheide nichts, weil diefe nicht mehr Polizei» 
aerichte feien, und bier um fo weniger, als ihnen nur ein vorläufiges adminiftrativeß 
Strafverfahren überlaffen fei. 


Die Beſchwerde ift durch Urtel des Ober» Tribunal dom 14. September 
1866 wider Krumnow (Nr. 773, 1.) zurüdgewiefen. 


Gründe 


In den älteren bi8 zum Erlaß det Verordnungen vom 2, und 3. Januar 
1849, fowie des Einführungsgefeged vom 14. April 1851 beftandenen Gefeßen findet 
fi eine Beftimmung über die Kompetenz der Polizeigerichtsbarkeit gegenüber der« 
jenigen der ordentlihen Gerichte zur Unterfuhung und Beitrafung ftrafbarer in das 
Gebiet der Dolizei fallender Handlungen nur in dem $ 11. Tit 17. Th. IL be 
Allg. Landrechts, welcher berordnet: 
Daß die Unterfuhung und Beftrafung der gegen ſolche (im F. 10. ge 
nannte) Poli age begangene Uebertretungen der Poligeigeridtäbar- 
feit zufteben foll, ſobald damit kein vorſätzliches oder fhuld- 
bartö Verbrechen verbunden ift (conf. $. 13. daf.). 
Mit diefer lepteren Ausnahme beftand daher eine inäbefondere durd bie 
Höhe der angebrobten Strafe normirte Grenze jener Kompetenz nit. Nur für 
niedere Dolizeibehörden (Dorfgerichte) war fie im $. 81. Tit. 7. Tb. I. des Mile. 
Landrechts beftimmt, und außerdem war bei der Ausübung der ftädtifchen Dolizeir 
Gerichtäbarkeit in der Negel die Provokation auf richterlihes Gehör im $. 131. 
Tit. 8. Th. Il. des Allg. Landrechts zugelaffen. 
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Die Verordnung vom 26. Dezember 1808 (Geſ.Samml. S. 464) führte 
auerft die vollitindige Trennung der Juſtiz und der Verwaltung ein ; aleihmwohl gab 
fie Den Regierungen ald Landespolizei-Bebörden eine ausgedehnte Befugniß zur 
Linterfudung von Kontraventionen und zur Verhängung von Strafen. Bei Kon 
traderstionen gegen Finanzgeſehe durften ſe bid zur Höhe von 50 Ribirn. Geldbuße 
oder entiprehender Freiheilsſtrafe erfennen, jedod mit Vorbehalt der Provokation 
auf ricterlided Gehör. In »Polizeir und Landesangelegenbeitene war ihnen nur 
usgterfagt; auf eine böbere ald in den Gefegen angeordnete Strafe zu erkennen, 
S$ 35, 45. der Verordnung vom 26, Dezember 1808, $. 243, des 
nbangs zur Allg. Gericht-Ördnung ) 

Siernächſt befiimmte der $ 247. des Anhangs zur Allg. Gericht8-Ordnung 
in Bezug auf die zulegt gedachten Kontraventionen in »Polizei» Angelcgenbeiten«, 
daß in allen Fällen; in denen die Strafe 14 Tage Gefüngniß oder 5 Riblr. Geld 
buße nicht überftieg, eine Provokation auf rechtliches Gebör nicht ftattfinden fole. 
Meber dieſe Strafhöhe binaus war aljo eine ſolche Drovofation an ſich geftattet, die 
Strufbefugniß an fi alfo im Allgemeinen nicht beſchränkt. 

enn nun, nachdem durch die neuere DVerfaffung die adminiftrative und 
olizeilicbe Strafgewalt auf die ordentlichen Berichte übergegangen und bier die Kom— 
Brenn zdefimmung nad) der Höbe der angebrohten Strafen zwiſchen dem Volizei- oder 
Ginzelriäter und den Gerichtsabtheilungen refp. Schwurgeriten beftimmt ift, der 
SAirt. XX. des Einführungägefehed beftimmt: 
Soweit durch befondere Gefepe oder Materien, binfichtlid welcher dab 
Strafgeſetzbuch nichts beftimmt, eine die Grenzen der Molizeifttafen 
(65. 333. 334. 335, des Strafgeſetzbuchs) Hinaußgebende Strafen an- 
geordnet und den Polizeigerichten eine höhere Kompetenz beigelegt ift, 
bebält es dabei fein Bewenden, 
fo fönnen unter diefen »Poligeigerichtene nicht diejenigen verftanden werden, melde 
erft durch die neue Gerictöverfaffung eingeführt find, und folglidd and unter den 
befonderen Gefegen, melde diefen Polizeigerihten eine höhere Kompetenz beigelegt 
Haben, nicht folbe Geſehe, melde erft heit der Einführung der neuen Gerichtäver- 
faffung und der Einfepung ihrer Polizeigerichte erlafen find, «8 muß vielmehr an- 
enommen werden, daß dad Geſetz überall dem früheren oben geſchilderten Rehtdzu- 
and im Auge gehabt bat. Fragt man nun aber, melde eine höhere Kompetenz 
Deilegenden Gefege innerhalb dieſes Rechtszuſtandes gemeint feien, ſo können darunter, 
maß bie reinen Polizeigefege, im Unterſchiede von den Steuergefehen betrifft, einmal 
nicht die allgemeinen Organifationsqefege verftanden werden, welde damals nah der 
Nrerordnung vom 26. Dezember 1808 eine Kombetenz - Beſchränkung für die Regie. 
rungen gar nidt entbielten, und ferner kann dafür jener $. 247. des Anhangs der 
DLilg. Gerictd + Ordnung nicht zum Anhalt dienen, vielmehr müſſen barunter na 
den Bortlaute ded Art. XX. die materiellen neben dem Strafgeſetzbuch beſtebenden 
rüber erluffenen Gelege verftanden merden. ft alfo in diefen Gefegen einer Dolyein 
nßste, alfo auch den Regierungen »eine das Maaß der Ucbertretungen überfteigen®s 
Etrafbefugnife befonderd beigeleat, fo fol nach dem Sinne bed Art. XX. diefelbe im 
der Art fortbeiteben, daß nunmehr die Strafbefugnik jener Behörden an ſich mare 
cerfirt, dagegen mit derfelben Ausdehnung in Beaug anf dad Maaf anf den Voljei _ 
oder Einzelrichter übernebt. in ſolcher Hall liegt in dem $. 34, bed Geſetzes vong 
. Wrai 1837 dor. Die biet für den fall einer höheren Strafe als 50 Rihlr- 
Geldbuße geſtattete Provokation auf richterlibed Gebör ändert in dieſet Auffafun 
nicht®, weil, wie oben erwähnt, der Fall ber geftatteten Provokation auf fihterlihet 
&ebör in den früheren Gefepen überall als eine Grenzbeſtimmung für bie Polizeilich & 
SEtrafbefugniß überhaupt nicht au gelten hat, 
Eine Beſtätigung der bier außgeführten Anſicht findet fih in der in Br 


auf bie Gewerbe. Ordnung von 1848 ergangenen Kabinets · Otdre vom 24. Ianna 
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1848 (vergl. Reftript vom 2. Dezember 1845, Miniſt.Bl. 1846 ©. 67) und in den 
—— * die richterliche Kompetenz ergangenen Entſcheidungen des Ober- 
ribunals. 


F. 4. Nr. 1. und 3. bed Strafgeſetzbuchs. Kolliſion dieſſeitiger 
und ausländiſcher Strafurtheile über daſſelbe Verbrechen 
in dem Falle, in welchem jeder der beiden Staaten die ab— 
folute, alſo durch das Einſchreiten oder Nichteinſchreiten 
des anderen Staates nicht bedingte Strafgewalt hat. 


Die beiden Angeklagten Petting und Ehrecke ſind wegen Münzfälſchung, der 
erſtere zu 6 Jahren Zuchthaus und 6 Jahren Polizei-Aufſicht, der letztere au 
5 Jahren Zuchthaus und hjähriger Polizei-Aufſicht durch den Schwurgerichtshof zu 
Halberſtadt verurtheilt. 

Ihre Nichtigkeitsbeſchwerde rügt dieſe Verurtheilung als unſtatthaft, weil fie 
wegen deſſelben Verbrechens bereits durch den Schwurgerichtshof zu Braunſchweig 
verurtheilt ſeien. 

Das Sachverhältniß in dieſer Hinſicht iſt folgendes. 

Petting und Ehrecke, beide Preußiſche Unterthanen, faßten im Herbſte 1865 
den Entſchluß, nah Amerika auszuwandern und ſich die dazu erforderlichen Geld— 
mittel durch Anfertigung falſcher Braunſchweigſcher Banknoten zu 10 Riblen., von 
welchen Detting ſchon früber Zeichnungen auf Stein gemacht batte, zu verſchaffen. 
Durch Hergabe eined Lokals und nod auf andere Weife von Ebrede bei diefem 
Vorhaben unterftügt, fertigte Petting um Weihnachten 1865 in MWolmirftebt etwa 
220 Stüd folder falſchen Noten, wonächſt beide und zwar, wie fie behaupten, in 
Geſellſchaft des Quedenfeld am 14. Januar 1866 mit der Eifenbabn von Magde- 
burg nad Dfcherdleben reiften und fib von da weiter über Nordbaufen ind Braun- 
fhweigihe begaben. Nachdem fie tbeild auf Preußiſchem, tbeild auf Braunfhmweig- 
ſchem Gebiete mehrere der gefertigten falfhen Noten umgemwechfelt hatten, wurden 
fie am 17. Januar 1866 in dem Braunfdweigihen Amte Schöppenftedt bei einer 
ferneren Ummechfelung feitgenommen, von dem Herzoglichen Kreisgerichte zu Wolfen» 
büttel wegen Fälſchung von Streditpapieren zur Unterfuhung gezogen und durch Er» 
kenntniß des Herzogliben Schmwurgerichtäbofes zu Braunſchweig vom 11. April 1866 
Petting zu ſechs, Ehrede zu vier Jahren Zuchthaus und demnächftiger Yandeäper- 
weifung verurtbeilt. 

Durb den Sprud der Gefhworenen war Petting ſchuldig erklärt: 

wäbrend der legten Monate des Jahres 1865 in Magdeburg und MWol- 
mirftedt Braunſchweigſche Zehnthaler + Banknoten und zwar fo, daß fie 
ala falſch nicht leicht erkennbar waren, in geminnfüctiger Abficht 
verfertigt / 
Ehrecke: 

ſich zu dieſem Verbrechen mit Petting durch ausdrückliche oder ftill- 
ſchweigende Uebertinkunft verbunden, auch bei, vor oder nad Ausfüh— 
rung jene® Verbrechens mitgewirkt zu baben u. f. w. 

Beide Angeklagten batten fogleih nad ihrer Ergreifung bor den Braun- 
ſchweigſchen Bebörden umfaffende Gejtändniffe abgelegt und darin nit nur die 
jegigen beiden Mitangeklagten Quedenfeld und Sieſe der wilfentliben Theilnahme an 
der Verbreitung der falfhen Banknoten, den Siefe außerdem der Entwendung eines 
Theiled derfelben, bejchuldigt, fondern aud noch andere Angaben gemadt, welche 
die Anſtellung näberer Ermittelungen durch die Preußiſchen Behörden ald wün- 
ſchenswerth erfheinen liefen. Der Braunſchweigſche Staatdanwalt zu Wolfenbüttel 
richtete daher zu dieſem Zwecke ſchon am 17, Januar 1866 eine Requifition an den 
Preußiſchen Ober-Stantöanwalt zu Magdeburg. Die von diefem angeordneten Nach- 
forfhungen führten dahin, daß dieffeit3 die jegigen beiden Mitangellagten Quedenfeid 
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und Siefe zur Haft gebracht und gegen fie zunäcit wegen Theilnahme an ber 
Kira, — rw von ben biefleitigen Behörden die Bent 
g eri de. Da biefelbe jedoch ibred Leugnens wegen ohne Zufammen. 
ftelung mit den beiden Hauptthätern Petting und Ehrede keinen Erfolg zu v 
ſprechen ſchien, fo ftellte der Unterfuchungsrichter zu Halberſtadt, mobin die Sade 
mittlerweile durch Beihluß des Ober - Tribunald vom 22. Februar 1866 derwief ; 
worden war, unterm 10. April 1866 an den Braunfhmweigiden Staatsanwalt = 
Wolfenbüttel unter dem ausdrücklichen Verſprechen, für den Rüdtransport for = 
zu woollen, das Erfuchen, die genannten beiden Haupttbäter am 16. April mit 7 
Eiſenbahn nach Oſcherbleben zu befördern, damit ſie von dort in das Gefängniß zu 
Salberſtadt gebracht werden fünnten. Als dieſe Requiſition am 12. April 1866 8 
Wolfenbuttel einging, waren beide Angellagte, wie ſchon erwähnt, Tages zuvor vor 
dem Schmwurgericte zu Braunſchweig abgeurtheilt worden. Die Braunſchweigſche 
Behörde nahm daher feinen Anitand, dem gejtellten Anfuchen zu entfprechen, wo 
nächft denn Petting und Ebrede wirklich am 16. April 1866 Nachmittag 
über Oſchersleben in Halberftadt anlangten und in das dortige Unterfuhungs- 
Gefängnig abgeliefert wurden, Nah verichiedenen mit ihnen vom Unterfuhungs- 
richter zu Halberftadt gepflogenen Verhandlungen ftellte fodann der dortige Ober 
Staatdanmwalt am 30. April den Antrag, trogdem daß diefelben fhon in Braun- 
ſchweig derurtheilt ſeien, auch dieſſeits gegen ſie die Vorunterſuchung zu eröffne 
Der VÜnter ſuchungsrichter gab dieſem Antrage ſtatt, und durch Beſchluß des Ankla 
Senats des Königlichen Äppellationsgerichts zu Halberſtadt vom 21. Juni 1856 
wurden demnädit nicht blos Quedenfeld und Eiefe, fondern aub Vettin d 
Ehrede mem Münzfälfbung und bezw. Theilnahme daran in den Anklageft Ye 
d vor das dortige Schwurgericht verwieſen, bei welchem dann ori — 
dag im Eingange erwähnte Erkenntniß gefällt worden ift. Dem vom Unterfuchun 5. 
richter ertbeilten Verfpreben gemäß, find ſchließlich Beide nad erfolgter Anmeldung 
und Rechtfertigung ber Nichtigleitsbeſchwerde und Inſinuation des Erfenntniffes 
unterm 23. Juli 1866 wieder nad Wolfenbüttel zurüdgefübrt morden, und haben 
joihergefat die Vollſtreckung der gegen fie in Braunſchweig erkannten Strafe zu 
ewätr ö 
N Das Ober» Tribunal bat am 13. September 1866 (Wr. 233. IL) dad 
bwur ericht8urtel in foweit vernichtet, ald gegen beide Angeklagte unbedingt auf 
ſechs reſp. fünfjährige Zuchthausſtrafe erkannt iſt, in der Sache ſelbſt aber erkannt, 
ß beide Strafen nur auf diejenige Dauer zu vollſtrecken, melde nad Abzug ber 
dad Erfenntniü des Schwurgerichtähofes zu Braunſchweig vom 11. April 1866 
gegen etting erkannten ſechsſährigen und gegen Ehrede erkannten vierjäbrigen Zucht⸗ 
bausftrafen, fomeit diefe Strafen zur Vollftredung fommen follten, nod übrig bleiben 
wird, im Uebrigen aber es bei der durch das angefohtene Erkenntniß auägefproce- 
Stellung unter Volizei-Auffiht und der aus der Zuchthaußftrafe geſetzlich fließen- 


n 
—— Unterfagung der bürgerlichen Ehrenrechte zu belafien. 


Gründe. 


Da beide Angeklagte nicht bloß Preußiſche Untertbanen find, fondern auch 
den weſentlichſten Theil der That, die Anfertigung ber falfben Braunſchweigſchen 
Banfnoten und theilweiſe fogar die Verbreitung derfelben, eine dur bie SS 121. 
122. 124. des Preußiſchen Strafgeſeßzbuchs mit Strafe bebrobte That, auf Preufi- 

chem Gebiete berübt baben, fo lann das Recht der Preußiſchen Gerichtsbehörden, fie 
deshalb zur Unterſuchung und Strafe zu zieben, an und für fi feinem Zweifel 
unterliegen. Ebenfo wenig aber kann unter Zugrundelegung der dieffeitö anerfann- 
ten internationalen Grundfäpe des Strafrebts die Befugniß der Braunſchweigſchen 
Gerihtöbebörden, gegen die Imploranten einzuſchreiten, in Abrede geftellt werden, 
weil das Verbrechen (die Anfertigung falſcher Noten ber Braunfhmeigfhen Bant) 
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gegen eine unter bem Schutze bed Braunſchweigſchen Staates ftebende Korporation 
gerichtet war und durch Verbreiten folder Noten auf Braunſchweigſchem Gebiete 
Braunſchweigſche Unterthanen verlegt worden find. Waren fonad beide Staaten 
an und für fich berechtigt, diejenigen Straferfenntniffe gegen die beiden Imbloranten 
zu füllen, um bie «8 fich gegenwärtig handelt, fo liegt augenfheinlih ein Konflikt 
vor, der einer Löſung bedarf, Diefe würde für den vorliegenden Fall nit darin 
aefunden werden fünnen, bak man die Handlungen der Imploranten theilt und Die 
felben , je nachdem fie auf Preußiſchem oder auf Braunſchweigſchem Gebiet verübt 
find, von jedem der beiden Staaten befonderd beftrafen ließe. Denn wenn auc dad 
Anfibbringen und Verbreiten falſchen Papiergeldes nach $. 122. des Strafgeſetzbuchs 
ein für fi beitebended Verbrechen ift, fo wird dieſes doch von demjenigen nicht be- 
nangen, ber die von ibm felbit oder unter feiner Beibülfe gefertigten falfhen Stücke 
Dapiergeldeß verbreitet, ebenfo wenig, wie der Dieb durch den Verkauf der von ibm 
felbft oder unter feiner Beibülfe geitoblenen Sachen aufer der Diebftahlöftrafe noch 
ber Strafe der Heblerei verfällt; es kann vielmehr auf den Verbreiter der von ibm 
ſelbſt gefertigten Falſifikate ſtets nur der F. 121., d. b. die Strafe der Münzfülihung, 
jur Anwendung fommen, 

In diefer Weife ift die Sache auch von dem Schmurgerichtähofe zu Braun- 
ſchweig aufgefakt worden und ed bat berfelbe deshalb mit Recht die beiden jmpio» 
ranten nicht etwa bloß megen Verbreitend falſcher Braunfhmeinfber Banknoten im 
Braunſchweigſchen Staatögebiete, fondern wenen Anfertigens derfelben in Magdeburg 
und Mollmirftedt verurtbeilt, obgleih beide Orte Preußiſch find. 

Menn dann aber die Imploranten durch dad Erkenntniß des Preugifchen 
Schwurgerichtshofes zu Halberſtadt (auf Grund ibred Geftändniffed ohne Zuziehung 
ber Geſchworenen) gleichfalls ſculdig erklärt worden find, 

»zu Wollmirſtedt eine Anzahl der unter der Auctorität der Herzoglich 
Braunſchweigſchen Regierung von der Braunſchweigſchen Bank ausge 


ftellten ..... Schuldverfhreibungen nahgemadte, 

beziehungsmweife 
zur Begehung biefer That »......... wiſſentlich Hülfe geleiftet zu 
baben«, 


fo liegen in der That zwei Straferfenntniffe verfchiedener Staaten über eine und 
diefelbe That vor. Zur Löſung des hiernach unleugbar vorhandenen Konfliktes muß 
unächft auf ben zwiſchen Preußen und Braunſchweig unter 4./9. Dezember 1841 
bel. Sammi. 1842 ©. 1 ff.) geichloffenen Vertrag zur Beförderung der Redts- 
pflege zurüdgegangen werben. 

m Art. 36. dieſes DVertraged wird dad Prinzip der Nichtauslieferung 
eigener Untertbanen ausgeſprochen, die im Auslande ftrafbare Handlungen berübt 
baben und dann zurüdgetebrt find, ein Prinzip, welches Preußiſcherſeits fon in 
einem Reftript vom 10, Oftober 1803 (Nabe Bd. 7. ©. 500) aufgeftellt war und 
fpäter in dem Bundesbefhluffe vom 26. Januar 1854 Art. 1, Nr. 1. (Geſ.Samml. 
©. 359) von fimmtlihen Deutſchen Bundesſtaaten anerkannt worden it. Sodann 
beftimmt der Art. 37, des angezogenen PreußiſchBraunſchweigſchen Vertrages über- 
einflimmend mit den entſprechenden Artikeln ähnlicher, mit anderen Staaten ge 
ſchloſſener Verträge: 

»MWenn ein Unterthan des einen Staate® in dem Gebiet des 
anderen fi eine® Vergehens oder Verbrechens ſchuldig gemadt bat und 
daſelbſt erariffen und zur Unterfuhung gezogen worden ift, fo wird, 
wenn der Verbrecher gegen juratorifhe Kaution oder Handgelöbnif ent- 
laffen, und ſich in feinem Heimathäftaat zurüdbegeben bat, von dem or- 
bentlihen Richter deffelben dad Erkenntniß des ausländiſchen Gericht® 
nach vorgängiger Requifition ......- vollzogen, vorausgeſetzt, daß die 
Handlung, wegen beren bie Strafe erfannt worden ift, auch nad ben 
Geſetzen des requirirten Staateß al® ein Vergeben oder Verbreden und 


Aus dee Prazis. 6. 4. Mr. 1. und 3. des Strafgeſthbuchs. 79 


nicht als eine bloß polizei- ober finanzgeſetzliche Uebertretumg erſcheint, 
imgleichen unbeſchadet des bein requirirten Staate zuſtändigen Straf. 
ummanblungd- oder Begnadigungsrechtes. Ein Gleiches findet im Kalle 
ber Flucht eined Verbrechers nad ergamgener rechtskräftiger (vollfired- 
barer) Entfheidung oder während der Etrafverbüfung ftatt.« 

»Hat fi aber der Verbrecher vor ber Verurtbeilung der Unter 
fuchung dur die Flucht entzogen, fo fol ed dem wunterfuchenden Ge 
richte nur freifteben , unter Mittheilung der Alten auf Fortſetzung ber 
Unterfuhung und Beftrafung ded Verbrederd ..... anzutragen,« 

Durch Urt. X. des [bon erwähnten Bundeöbeichluffet vom 26. Januar 1854 
finb nun zwar die zwiſchen einzelnen Deutihen Staaten gefhloffenen Auslieferungd- 
Verträge, ſoweit fie demfelben entgegenftchen, aufgeboben worden; daß jedoch die obige 
Beftimmung nicht zu den aufaebobenen gehört, nebt am deutlichſten darauß berdor, 
daß Preußen no im Jahre 1860 — Gef.-Samml. ©. 108. 110 — mit ben briden 
Fürrſtenthümern Schmarzburg ganz ähnliche Werabredungen getroffen bat, 

MWendet man nun die obigen Beltimmungen ded Vertrageß zwiſchen Preußen 
und Braunſchweig auf den vorliegenden Fall an, jo ergiebt ſich zunächſt ſo viel, daß 
wenn etwa die jegigen Amploranten nach erfolgter Verurtheilung in Bra unſchweig 
dort gegen juratoriſche Kaution oder Handgelöbniß entlaſſen worden wären ober ſich 
ihrer Beftrafung durb bie Flucht entzogen bätten, Dreufifcherfeit® daß Braun 
ſchweigſche Erkenntniß keineswegs ignorirt werden dürfe, ſondern im Gegentheil nad 
erlangter Mectöfraft, anf Requifition der Braunfbweigiben Gerichtsbehörden dieſ⸗ 
ſeits hätte vollfttedt werden müffen, Allerdinae wäre damit bie rechtlide Möglich: 
keit noch nicht ausgeſchloſſen geweſen, die Entlaffenen oder Entflobenen, weil argen 
fie, wie oben gezeigt worden, in biefleitigen Canden ebenfalld ein ftrafrechtliches Nor 


allein «& liegt auf der Sand, daß wenn einmal das in Braunfhmeig ergangene Er. 
fenntmiß dieſſeits nit iqnorirt, fondern ald zu Recht beftändig_anerfannt wird, «8 

ch mindeftend die Wirkung bäben muß, die Braunſchweigſche Strafe, fomeit fie zur 
Zouſtreckung gebracht iſt, auf die dieſſeits erkannte in Anwendung bringen zu 


laffen- Nun entfpribt zwar der vorligende Fall nicht genau demjenigen, der in dem 
angezogenen Art. 36. des Preußiſch · Braunſchweigſchen Vertraged vorausgeſeht wird. 
Denn Gie Imploranten find von der Braunſchweigſchen Bebörde weder entlaffen, 
noch find fie entfloben , auch iſt aus. den Braunſchweigſchen Alten einſtweilen noch 
nicht einmal_mit Beftimmtbeit zu erfeben, ob daß ne Erfenntniß vem 
j1. April 1866 redtäträftig aemorden iſt. Allein wenn die Imploranten, ftatt ent 
faffen au werden, bon der Braunſchweigſchen Bebörde ber Dreukifhen auf deren 
Anfuchen ald Gefangene unter dem aufbrüdlihen Verſprechen ber Rüdlieferung zu 
einem vorüberachenden Zwecke (gleichſam precario) zuaefandt und dann von ber 
preußifcen auch mirklib zurüdaeliefert worden find, fo kann dadurch für den Preu- 
Kifen Staat Feine geringere, fondern eine hur um fo größere Merpflichtung ent⸗ 
eben; die Geltung des Braunſchweigſchen Urtheils anquerfennen. Auch was bie 
vage der Rectskraft deffelben betrifft, fo liegt die Sache fo, daß es zur Seit die 
Braunſchweigſchen Behörden in ihrer Gewalt haben, ihrem Urtheile vom 11. April 
J. die Rechtskraft zu verſchaffen, oder ein andere? zu fällen und in einem oder 
dem anderen falle bie erkannte, oder die noch zu erfennende Strafe zu vollſtreden, 
woraug dann weiter folgt, daß wenn in einem, wie in dem anderen falle das 
Sraunſchweigſche Erkenntniß dieſſeits ats zu Met deftehend anerkannt werden muß, 
auch die dort trfannte oder noch zu erfennende Strafe auf die dieffeitige in Antec. 
nung gebracht werben muß. 

Zu demfelben Refultate gelangt man, wenn man die allgemeinen Beflim- 

mungen im $ 4 Nr. 3. und im $. 24. de Strafgefegbuchd in Erwägung zieht. 
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Nah $. 4. Nr. 3. a. a. D. kann 
»ein Preuße, welcher im Auslande eine Sandlung begangen bat, melde 
nab Preußiſchen Gefepen als ein Verbrechen oder ein Vergeben beftraft 
wird, und auch durd die Gefepe ded Ortes, wo fie begangen worden, 
mit Strafe bedroht ifte, 
nad Preußiſchen Strafgefegen verfolgt und beftraft werben, doc bleibt bie Berfol- 
gung und Beltrafung ausgeſchloſſen, 
»wenn bon den Gerichten des Auslandes über die Handlung rechtskräftig 
erfannt und die etwa auögefprodene Strafe vollzogen oder durch Be- 
gnadigung erlaffen ift.« 

Denn wenn auch der in diefer Beitimmung vorausgeſetzte Fall bier nicht 
genau vorliegt, weil dad Verbrechen der Jmploranten nicht bloß im Auslande, 
fondern aucd im Inlande und zwar bier zunächſt begangen, und weil das auslän- 
diſche Erkenntniß nod nicht vollitredt, fogar die Mechtäfraft deffelben noch nidt ein- 
mal dargetban worden ift, fo ift doc jedenfalld ausgefproden, daß dieſſeits dem 
außländiihen Erkenntniſſe rechtliche Wirkung beigelegt wird, dieſe fann aber, wenn 
das außländifche mit dem inländifchen fonfurrirt, wie fhon erwähnt, nur darin be- 
fteben, daß die vom außländifhben Richter erkannte Strafe, ſoweit fie zur Boll» 
ftredung gelangt, auf die dieffeitige angerechnet wird. 

Was fodann aber den $. 24. a. a. O. betrifft, nad meldem gegen einen 
im Auslande rechtäfräftig verurtbeilten Preußen ein weiteres erfahren in Preußen 
noch zu dem Zwecke ber etwa erforderlichen Entziebung der bürgerliben Ebrenrechte 
eintreten kann, fo kommt berfelbe bier nicht weiter in Betracht, weil genenwärtig 
ein Preußifched Erfenntniß, welche diefe Entziebung der Ehrenrechte zur Folge bat, 
fhon vorliegt, fo daß ed nur darauf ankommt, daſſelbe nach dieſer Richtung hin 
aufrecht zu erhalten, 


$. 140. des Strafgeſetzbuchs. F. 673. Th. I. Tit. 1. des Allg. Lanb- 
rechts. Strafe des Ehebruchs, wenn die Ebe nur wegen drin— 
te Verdachts der verlegten ebelihen Treue gefdie- 
en ift. 


Die Ede ift nur wegen dringenden Verdachts der verlehten ehelichen Treue 
aus ©. 673, geſchieden. In der deöhalb wegen ftrafbaren Ehebruchs aus F. 140, 
bed Strafgeſezbuchs gegen die Betbeiligten eröffneten Unterfuhung ift nunmehr durch 
den erhobenen Beweiß der wirkliche Ebebruc bollftändig erwieſen und deshalb feft- 
geftellt. Dennoch fpridt der Appellationdrichter frei, weil der Ehebruch felbft nicht 
auch im Ebefcheidungs + Prozeffe erwiefen und ald Grund der Eheſcheidung erfannt 
fei. Er führt folgendes auß: 

Die Anwendung des $. 140. des Strafgeſetzbuchs bat im vorliegenden Falle 
au Unrecht ftattgefunden. Die Beftrafung wegen Ehebruchs tritt nad dem $. 140. 
des Strafgefepgbuch nur dann ein, wenn ein Ehebruch ftattgefunden hat, und wegen 
dieſes Vergebend die Ebe gefcbieden ift. Ehebruch ift im firafrechtlien Sinne nur 
bie wirkliche Verlegung der ebelihen Treue dur die geſchlechtliche Vermiſchung eines 
Ehegatten mit einer anderen Perſon ald dem anderen Ehegatten. Die Strafe de& 
$. 140. ift daher nur anwendbar, wenn eine ſolche geſchlechtliche Vermiſchung ftatt- 
gefunden bat, und wegen diefer geſchlechtlichen Vermifhung die Ebe geſchieden wor- 
den ift. Es gebt über die im Strafrecht zuläffige interpretation binaud, den $. 140, 
auch auf folde Fälle anzuwenden, in melden die Ehefcheidung nicht wegen der im 
Strafverfahren konftatirten gefchlechtlichen Vermiſchung, fondern auf Grund anderer 
Thatſachen erfolgt ift. Hier ift nun die Ehe dur das Eivilurtel ded Kreisgerichts 
nur wegen eined folhen unerlaubten Umganged der Ungellagten geſchieden worden, 
welcher eine dringende Vermuthung der verlegten ehelihen Treue begründet und zwar 
mit ausdrüdliher Berufung auf den 6. 673. 1. 1. des Allg. Landr. Ein foldheß 
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Erkenntniß fann nidt für genüge i 
tlagten aus $. 140. F ea er — —— Ay Öer Ungt- 
Anficht geltend gemacht worden — inöbefondere auch wiederholt ee mebrfach die 
liche DOber-Tribunal und neuerli in dem Erkenntniß deffelb — te? 
wider Louiſe gefchiedene Treite: es genüge eine auf Grund Niels SD — 1868 
gefprochene Ebefceidung, um eine Strafverfolgung wegen nein aus. 
lafften, wobei es dann allerdings im Strafverfahren noch der Feſtſt —— 
begangenen Ehebruchs bedürfe. eiftellung des wirtiid 
.. er — — werden. 
ie dur en $. . ded Strafgeſetzbuchs beftimmte DB 
Strafverfolgung ift, wie angegeben, di ’ oraußfepung ber 
——— er — gegeben, Die, daß die Ehe, welche gebrochen, wegen dieſes 
Der im 6. 673. U. 1. des Allg. Landr 
febene unerlaubte Umgang, wodurd ed — —— —* 
lichen Freue begründet wird, iſt außbrüdlich nur als dem Ehebruch — —* 
hingeſtellt worden, und damit zugleich auch der vorliegende Unterfchied an — 
Mit Recht wird in den Gründen des bezeichneten Ober-Trib —— 
niſſes ausgeführt, daß ſchon nach dem gemeinrechtlichen, —e—— € —— 
adulterium verum und ein adulterium praesumtum unterfdieden — he vechte en 
daß unter Lepterem ein derartige Verbalten zu verftehen, welcheß die ® ur Mm 
eineg verübten Ehebruchs entjteben laffe; ferner daß im 8. 673. 1. 1 er, 
Landrechts em felbftftändiger Grund zur Eheſcheidung aufgeftellt worden — 5** 
nur im 5 en —— — — die Rede ſei ‚und daß 
er daraus kann nad der Anficht des Appellationdri i 
werden; daß aud, wenn nur die Ehe auß F. 673, ar a ke gefoigert 
erfahren. erwiefen wird, daß die dringende Vermuthung der verlegten ebelichen ar 
eine richtige, daß dieſe Verlehung wirklich ſtattgehabt bat, die Vorausſ —— 
Strafbeſtimmung des $. 140. de Strafgeſehbuchs erfüllt ſei. “dung der 
Gerade aus diefem rechtäbiftoriib begründeten Unterfchiede des E 
und des qu. unerlaubten Umganges fheint dad Gegentbeil zu folgen. Ab — 
m aud annehmen, daß, wenn eine Ehe unter Anwendung de $ 673 ln —* 
Aullg- Landrechts eichieden iſt, dieſelbe wegen Ehebruchs im weiteren Sinne .. 
ben feis und diefe Unnabme bat, wenn man dad Marginale zu $. 670 gen 
Bezeichnung des $. 748. reſp. deifen Allegate betrachtet, unzweifelhaft ihre Beredtie 
gungz jo fann man doch nicht den Sprachgebrauch bed Landrechts auf den be 
Strafgelebbude übertragen, es erfcheint vielmehr unguläffig, einen ſolchen Wechſel 
ber re | re Ri a. $. 140. des Strafgefepbuc” ın 
rgehen des Ehebruchs im jtrafte tlichen Sinne 
De 38 — ——————— und das andere Mal im land« 
Auf die Nichtigkeitsbeſchwerde des Ober - Staat? 
nal am 26. September 1366 wider hebt u —— — — uw 
ationd » Urtel vernichtet und das erfte verurtheilende Erkenntniß betätigt. 


Gründe 


In dem von dem Appellationsrichter ermähnten Urtheil des Tri 

vom 30. Juni 1865 wider Treite ift des Näberen —— daß een 

1. bed Allg. Landrechts einen mit dem 8. 670. in engem Zuſammenhange ſtebenden 

Edeſcheidungsgrund enthält, welcher dem wirklichen Ehebrude, d. b. der gefchlecht- 
lichen Vermiſchung eined Ehegatten mit einer anderen Perſon als feinem Ehegatten 
feichftebt und nur darin differivt, daß ber Eherichter bei Anwendung de $. 673 
dh mit auf die Thatſache einer ftattgebabten außerebelihen Vermiſchung zu fügen 
babe, fondern fhon mit dem Ermeile eined unerlaubten Umganges in der vom Gef 
bezeichneten Meife begnügen könne. ” 


Zribu 
Appell 
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Die dem entgegen bom Appellationdrichter entgegengefehten Gründe find nicht 
erignet, die biöherige konftante Praxis des Ober-Tribunalg, die namentlich im allegirten 
Üorertenntniffe niedergelegt und müber begründet ift, zu eribüttern, zumal von einer 
Unterordnung de3 Sprachgebrauchs des Strafgeſetzbuchs unter dad Allg. Landrecht 
nirgends die Rede gewefen, fondern nur ausgeführt worden ift, dab der $. 140, 
des Strafgeſeßbuchs feine N finde, mag der frühere Eberichter die bis 
dabin beftandene Ehe auf Grund des $. 670. oder ed $. 673. IL. 1. des Allg. 
Landrechts getrennt haben, meil in beiden füllen dad Motiv der Scheidung »Ebe- 
bruch⸗ gewefen ift. 


Sg. 184. 185. des Strafgefepbuch, Bere Tödtung eineß 
Todttranken dur den Kunftfebler des Arztes. Priorität 
ber Todedurfaden. 


Die thatſächliche Scluffeftftellung des erften Richters gebt dahin: 

daß Ungellagter ald Arzt am — — durch Fabrlüffigleit den Tod ber 

verchelihten Stellmadermeifter V. berbeigeführt und bierbei diejenige 

Aufmerkjamfeit und Vorfiht, zu welcher ex vermöge feined Berufes be 

ſonders verpflichtet war, aus den Augen gelept bat, 
und dazu iſt derfelbe dur die Darlegung des melentlihen Sachverhaltes gelangt, 
daß Angellagter unmittelbar nad der mit Hülfe einer Hebamme erfolgten Entbin« 
dung der B. binzugerufen, diefe an einer lebensgefährlichen Ruptur des Scheiden 
gewoͤlbes leidend fand und durch feine binzutretende Operation nod eine BVergröße- 
rung des Scheidenriſſes und Die emdlihe Abtrennung der Gebärmutter bewirkte, 
welche den Tod der V. herbeiführen mußte, wobei inäbefondere feftgeitellt ift, 

daß dad Verfahren des Angeklagten die felbjtftändige Urſache des be« 

f&leunigten Todes der V. fei. 

Der Appellationsrihter bat den Beweid durch Einbolung eines Nachtrages 
u dem erbobenen Gutachten der Königliben wiſſenſchaftlichen Deputation vervoll- 

ändigt und ift demnädjt in dem, mit den Nichtigkeitäbefchwerden ded Ober-Staatd« 
anwaltd und ded Ungrklagten angegriffenen Erkenntniſſe unmittelbar nach Anführung 
der gutachtlihen Meukerungen genannter Deputation: 
daf der Tod der V., obwohl diefelbe ſich ohnehin ſchon in einem Zus 
ftande befand, worin ihr Leben ſchwer bedroht war, durd dad von dem 
Angellagten und in feinem Auftrage von ber Hebamme G. eingefiblagene 
Verfahren befchleunigt worden reſp. in folge defjeiben fo ſchnell 
eingetreten iſt, 
zu den Sclüffen gelangt: 
ed ſei hiernach für erwieſen zu adıten: 
1) daß aller Wahrſcheinlichkeit nad die verehelichte V. auch obne 
dad operative Eingreifen ded Ungeklagten geftorben fein würde, 
2) daß dies jedoch nicht abfolut gewiß ift, 
3) dab dagegen dad Hinzutreten der dem Angeklagten als eine 
fabrläffige und pfictwidrige Handlung zur Laſt zu legenden 
Vergrößerung des Scheidenriffed und der Erflirpation der Gebär- 
mutter fierlib den Tod der ©, herbeiführen mußte. 

Demnach mülle diefe Handlung auch ald die ermittelte Todesurſache ange- 
fehen werden. Der Umftand ad 1. ſei nicht von Bedeutung, da unzweifelhaft auch 
ein im Sterben liegender Menſch mit ftrafrecbtliher Verantwortlickeit des Thäters 
— borfäglid oder fabrläffig — getödtet werden und die unerweislihe Möglichkeit, 
daß er vielleicht in demfelben Augenblicke geftorben fein würde, in welcer ibn in 
Verfolg der tödtlihen Handlung der Tod ereilte, wicht berüdfichtigt werden könne 
— bergl. $. 185. des Strafgeſetbuchs. — 
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Der Sap des erfien wiſſenſchaftlichen Gutahtend: daß der Tod der 9 
durd des Angeklagten Verfahren beſchleunigt worden ift, gewinne nah den Erläu- 
terungen des Schlußgutachtens den unzweideutigen Sinn, daß die Handiungsmweije 
defielben als Die naͤchſte Urſache des unmittelbar darauf erfolgten Todes der V 
weiche ohnedies ſchon in dringender Lebensgefahr jhmebte, erlannt werden —5 — 
und daß feine anderweitigen Umftände vorhanden feien, auß denen auf ein fo fhnell 
eingetretened Lebensende mit Nothwendigkeit und Sicherheit geſchloſſen werden müßte 
— >= — —— 

iernach erſcheine aber auch in iefem Punkte die erftrichterliche : 
gerechtiertigt und habe aufrecht erhalten werben müffen: fie umfaffe alle Pe 
zur Anwendung bes $. 184, Alinea 1. und 2. des Strafgeſeßbuchs. 

Der Ober» Staatdanwalt fucht in feiner Nichtigkeitsbeſchwerde auszuführen, 
daß der in $. 184. des Strafgefeßbuchs vorgeſthene Thatbeſtand einer fahrläffigen 
Födtung don dem Appellatipnörichter nicht feitgeftellt fe. Denn eine Mitwirtung 
zum “ode eimeß bereits tödtlich Verlegten könne nur gedacht werden, wenn durch die 
binzugetretene Verlegung das Leben des Verletzten verfürzt werde, allein dieſes fri 
ing vorliegenden Falle nicht feſtgeſtellt Der Äppellationsrichter babe in dieſer Ber 

iebung feine eigene Gefiellung getroffen, aber, wiewohl nah dem Schluffage feines 
A aone — ” —* er —— Feſtſtellung: 
ab das Verfahren des Angeklagten die ſelbſtſtändige Urſa 
feleunigten — un MR — Aitändige Urſache des be 
ufreebt erbalten. Da dieſe Feſtſtellung ſich gleichfalſs auf die Gutachten Der i 
a aftlichen Deputation gründe, fo ſei zu unterfuhen, in miefern dieſe ie 
L liefexe. BT 
terial Es folgt nun in der Nichtigleitsbeſchwerde eine Erörterung und Auslegun 
der Gutachten, wonach darin ausgeſprochen fein foll, der Tod der V. fei durd bus 
Berfabren des Angeklagten befebleunigt, es könne jedoch nicht bebauptetwerden, daß 
er ohne dieſes Verfahren nicht ebenſo ſchnell eingetreten fein würde Diefe Gründe, 
fagt fobann Impiorant, wiberfpräden fi, und böben fi wechfelfeitig auf, bie 
darauf berubende thatlächlice Feſtſtellung ſei daber nah der Rechtſprechung des 
er» Zribumald für eine Feſtſtellung obne alle Gründe zu erachten und daher die 


Ob - : 
ächliche Feſtſtellung: 
thatſã daß der Tod der V. durch das Verfahren des Angeklagten beſchleunigt ſei, 


nichtis Der Appellationsrichter ſcheine ferner nach feiner Deduktion der Meinung zu 
feiny Daß «8 darauf, ob Angeflagter durch fein Verfabren dad Leben der B. ver- 
fürzt babe, nicht weſentlich ankomme, ſondern die von ibm getroffene Feſtſtellung: 
daß dad SHinzutreten der dem Angellagten zur Laſt fallenden Vergrößerung des 
Eceidenrifld und Epitirpation der Gebärmutter fiherlih den Tod der V. berbei- 
ühren mußte, genüge. Dies fei unmöglih: Tödtung obne Verkürzung des Lebens 
ei undentbar, und wenn die V. daher ohne die Handlung de Angeflagten in dem 
nämlihen Momente oder früher geftorben wäre, als der tödtlihe Erfolg jeiner Hand- 
lung eintreten mußte, fo fei er ftraflos. Die Figentbümlichkeit des Falles — Ange 
Flagter babe die ®. ſchon als moribunda angetroffen und aud feine Operation fei 
feine ſolche geweſen, melde ihr Leben augenblidlih vernichten mußte — gebe zu be» 
ründeten Smeifeln darüber Veranlaffung, ob nicht die V. auch ohne die Verlegung 
Dur den Angeklagten im Augenblicke des eingetretenen Todes geftorben fein würde, 
melde , wenn $. 184. ded Etrafgefepbubä zur Anwendung fommen follte , durch 
thatfächlice Feſiſtellung befeitigt werden müßten. 
Die Nibtigfeitsbefhmwerde ift durch Urtel des Ober-Tribunald vom 3. Of. 
tober 1866 wider Müller (Mr. 647. 1.) zurüdgemwiefen, 


Gründe 
Die Nichtigkeitsbeſchwerde des Ober-Stantdanmwaltd beruht theild auf einer 
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Auslegung des angefochtenen Urtheils, welde dem oben angeführten Infammenbange 
beffelben nicht entipricht, theild auf einer Unterfühung ded Material, aus welchem 
der vorige Richter feine thatlächlichen Feſtſtellungen gefhöpft bat, nimlid des Sinnes 
der Gutachten der millenfchaftliben Deputation, in bdeflen Erörterung der Nichtig- 
feitörichter nah Art. 107. des Gefeped vom 3. Mai 1852 nicht eingeben fann. 
Hier ift nicht zu unterfuhen, ob das Gutachten Widerfprüde in ſich enthält, denn 
die interpretation deffelben und die thatfächlichen Selgerungen darauß ald aus einem 
Beweidmittel fielen den Richtern der That nad) N 22. der Verordnung vom 3. Ja» 
nuar 1849 in Verbindung mit dem cit. Art. 107, endgültig anheim, und von einer 
Nichtigkeit der daraus gezogenen thatſächlichen Feſtſtellung beider Vorderrichter: 

daß ar Tod der ®. durch dad Verfahren des Angeklagten beſchleunigt 

morden, 
fonnte nur dann die Rede fein, wenn der Appellationdrichter in deren Begründung 
feinerfeit8 fich widerſprochen, diefe Feſtſtellung alfo eigentlih gar nicht getroffen oder 
feinen thatſächlichen Folgerungen aus jenem Gutadten und dem Beweißverfabren 
überhaupt einen Rechtsirrthum beigemifcht bätte, obne welchen er zu einem anderen 
Refultate gelangt fein würde, Allein dieſes iſt nicht der Fall. Der Appellations- 
richter hat gleich dem erften Richter die Verkürzung ded Lebend der V. durch den 
Angeklagten deutlih angenommen , er bat die fahrläffige Handlung des Angeklagten 
für die Urſache ded unmittelbar darauf eingetretenen Todes erflärt, feine Schluf- 
feftftellung am fib und ihre Vorderſätze laflen bierüber keinen begründeten Zweifel, 
und er bat außerdem nod erklärt, daß bie bloße Möglichkeit oder Denkbarkeit des 
Todedeintrittö in dem nämlichen Mugenblide, wenn aud die Operation des Ange- 
Hagten nicht vorgefommen wäre, ibn nicht veranlaffen könne, leßtere nicht für die 
Urjache des Todes oder der Lebensverkürzung der V. anzufeben und als ſolche feft- 
zuftellen. Die Behauptung des mploranten, daß der Appellationsrichter die abfo- 
Iute Töbdtlichkeit ded Merfahrend des Angeklagten für fi allein zur Anwendung des 
F. 184. des Strafgefegbuch® genügend erachtet habe, berubt auf der Heraushebung 
eined Saped des angefochtenen Erfenntniffed aud dem ZJufammenbange, inöbefondere 
aus der Yodtrennung der daran und an die übrigen umfaflenden Beweisdeduktionen 
weiter angelnüpften Schlußfeſtſtellungen. Der Vorwurf, ald babe der Vorderrichter 
eine Tödtung obme Lebensverkürzung angenommen, trifft denfelben daher nicht, viel» 
mebr bat er das Gegentbeil audgefübrt und feine Schluffeftftellung erſchöpft alle 
Merkmale der in $. 184. des Strafgefegbudg Alinea mit Strafe bedrohten qualifi- 
zirten fabrläffigen Tödtung. 











Berlin, gebrudt in der Königlichen Geheimen Ober» Hofbuchtruderei 
(R. v. Deder). 


Gerichtsärztliche Betradtungen über $. 197. des 
Strafgeſetzbuchs. 


Bon Herm Dr. Lion sen, zu Berlin. 


So lautet der Auffap des Profeſſor Dr. Strzeczka in der Allg. Deutſchen a 
rechtözeitung, Heft 5, pro 1866, der mic veranlaßt, auf diefen sun ni 
zen Worte n einzugehen. Belanntlich ſpricht der citirte Paragraph von Gift und 
Stoffen melde geeignet find, Leben und one zu zerftören, obne diefelben 
in irgend einer Urt näher zu bezeichnen. Cine folde Unterſcheidung kannte der 
20. Titel des Ally. Landrechts nit, wohl aber waren bort in den 68. 856—872 
alte möglichen fälle vorgeſehen welche bei Vergiftungen denkbar find. Das jepige 
Strafgeleh bat aber neben dem Worte Gift nod Stoffe genannt, melde geeignet in 
geben Velen Ka zu zerftören. Man bat mit Recht gefragt, meld praktifchen 
bi aben fünne? 
Zwect Ueber Stoffe, welche geeignet find, Leben und Geſundheit zu zerſtören, wird 
man nicht oft in Zweifel fein, unt was in foro Gift genannt werden müfle, darüber 
hat man viel gejhrieben, ohne biöher Etwas Pofitived zu erreihen. Ich will auf 
die älteren Definitionen bon Werzten und Rechtsgelehrten bier nicht zurückgehen, 
welche Hente in feinen Abhandlungen Bd. I. Nr. 2. ausführlich zufammengeftellt 
bat, muß jedoch gefteben, daß bis heute Etwas Beſſeres noch nicht gefagt worden ift. 
Beginnen wir mit ber Zeit der neueren Gefeggebung; N bat ein gelehrter Jurifl, Mit- 
termaiet; in diefem Archid Bd. X. Heft 10. ©. 133 fi) dahin geäußert, daß alle 
theoretifchen Definitionen und gefeplihen Beftimmungen nicht zutreffend find, und daf 
der Arzt bier nichtd meiter zu thun habe, ald ben Fpatbe and feitzuftellen, und dem 
Richter bie Feſtſtellung des Vorfaged und der Fahrläſſigkeit zu überlaffen. Noch leichter 
bat Casper ſich diefe Sache gemacht, der bei der betreffenden Gefepgebung mitgewirkt 
bat, ‚denn er fagt Handbuch Theil U. Seite 398 nur: »das neue Preußiſche 
Strafgefepbud hat auf eine fehr einfache und glüdlihe Weife die Schwierigkeiten in 
der Definition des Begriffes ⸗Gift« befeitigte, und fid damit begmügt, »ivenn nur 
feftiteht, daß dieſes x. eine Subftanz fei, welde die menfaliche Gefundbeit zu zer 
Ören geeignet ſei.« Einfad mag dies fein, aber ob auch glücklich, das ift die Frage. 
Dies ſchien mir aud hierfür F genügen, daß ich ſagte in meinem Taſchenbuch der 
gerigptl. Medizin, Jerlopn 1861, ©. 102: Kierzte und Juriſten haben jid vielfach 
bemüht, den Begriff Gift zu befiniven, allein e8 tonnte ihnen für die forenfifche 
Beweiöführung nit gelingen, weil es ein Gift xar' Exoxnw nicht giebt, wohl aber 
fehr viele Subftanzgen, von denen wir wiſſen, daß fie unter arten Bedingungen 
Leben und Geſundheit bedrohen. Bei biefer Noncalence, die ih aufrichtig bedaure, 
fonnte ich mid bald nicht mehr beruhigen, als ich öfters Veranlaffung hatte, über 
cechia. 1866. Depember, 54 
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diefe Frage, bei Gelegenheit —— Fälle, die ſich hier ereigneten, nachzudenken, aber 
ih wollte abwarten, bis id Gelegenheit haben würde, eine zweite Ausgabe meined 
Werkes zu veranftalten, ald mid die oben genannte Arbeit ded Herrn Dr. Skrzeczka, 
die auch in der Zeitfchrift für gerichtl. Medizin und Gefundbeitäpflege von G. Kraus, 
Mien, 1866 Nr. 43. T in extenso vorgetragen ift, veranlafte, [bon jet meine An- 
fihten hierüber zu äußern. Zunächſt muß ich demfelben darin beipflichten, daß er die 
Auffaffung, e8 gebe darum fein Gift, weil man mit jedem Gifte audy Krankheiten beilen, 
und weil man fi an Gift gewöhnen könne, verwirft. Eine ſolche Theorie ift in foro 
om verwerflich, denn k würde den Arzt und Verbrecher identifiziren, und den 
iftmifcher egfulpiren. Died voraudgefhidt, zur Sache. 

Nach einigen eg Einleitungen über die bekannten Entſcheidungen des 
Ober-Tribunald meint derſelbe, »daß eine Definition von Gift in der That nicht 
fo fchwierig fei, wenn man dem Begriff nur eine gewiffe Unbeftimmtbeit (2) 
zu laſſen ſich entfchließt, die ihm als einem relativen nothwendig zuftebt. Nach 
einigen Erörterungen kommt er dann zu folgender Definition: »Gift iſt ein Stoff, 
der in kleiner — durch feine chemiſche Beſchaffenheit (ohne ſich jedoch im Körper 
zu reproduziren) die Geſundheit reſp. das Leben zu zerſtören geeignet üft.« 

Ich muß nun geſtehen, daß ih auch der Meinung bin, daß dad Wort 
»Gift« fi in foro definiren läßt, ich gebe auch, die »kleine Gabe« zu, obſchon 
dad Schwankende dabei nicht zu verfennen ift, aber fie it von dem Begriff »Gift« 
unzertrennlich ; ich concedire aud) die »hemifche Wirkung«, obſchon dies eigentlich 
nur von den metallifhen concedirenden Giften gefagt werden kann, aber dadurch 
unterſcheiden fih Gifte mweientli von mechaniſchen Eingriffen, obgleih ich lieber 
chemiſch ⸗dynamiſch fagen möchte. Jedoch die Schlußworte ald Kriterium von »Gift« 
gebe ich nicht ald entfcheidend zu, »geeignet, die Gefundbeit, reip. das Le- 
ben zu zerftören.e Wenn Died allein die Abficht des Gefepgeberd geweſen wäre, 
fo hätte er dad Wort »Gift« in dem alleg. Daragrapben ja ganz weglaffen fünnen, und 
überhaupt nur von Stoffen zu fpredyen brauchen, welche geeignet find, Leben und 
Gefundheit zu zerftören, unter denen er die Gifte fehr wohl hätte rubriziren können. 
In den Folgen und in der Beltrafung wird von dem Gefep auch fein AUlnter- 
ſchied gemacht. Uber der Gefepgeber muß doch eine befondere Abficht gehabt haben, 
daß er dad Mort »Gifte ausdrudlih nennt, und zwar bie, in bem Worte »Gift« 
ſich etwas Eigenthümliched zu denken, um dies in der Regel mit einer gewiſſen Heimlich- 
feit, Syeigbeit, durchdachter Bosheit, meift aus Race oder gewinnſüchtiger Abfiht aus- 
geführte Verbrechen befonderd zu fennzeihnen und zu beftrafen. Und id glaube, es 
it nicht ſchwierig, den Abſichten des Gefeggeberd fo nahe ald möglich zu treten, wenn 
man eben nur ganz einfach erft dem vollsthümlichen Sprachgebrauch nachorfeht und dann 
dad Gefeh ftudirt, dad progreffiv erft die Darreihung von Gift überhaupt, zweitens die 
daraus entſtehende Körperberlegung, drittens die tödtliche berüdfichtigt und 
ſchließlich noch die Abficht zu tödten anführte. Mit Recht gebt man dann auf die volfd- 
tbümliche Yuflaflung des Wortes »Gifte zurüd, Was denkt ſich da8 Vol bei dem Worte 
Gift? Was will der Verbrecher, wenn er Gift zu feinen teufliihen Zwecken fih zu 
berihaffen weiß und anwendet? Einfach nichts weiter, er will den Gegenftand feines 
Haſſes, feiner Rache, feiner gewinnſüchtigen Abficht befeitigen, auß der Welt ſchaffen 
er will morbden, er begeht einen Giftmord. Alſo ift dad Kriterium bed Gifte 
einfah daß: es tödtet, vernichtet dad Leben. Die Eigenfhaft: Leben und Ge 
fundheit zu zerjtören, bat e8 mit vielen anderen chemiſchen und mechaniſchen Dingen 
gemein. Nach dieſer Prämiſſe dürfte alfo Gift in foro von der Wiſſenſchaft babin 
zu definiren fein: »Gift ift ein Stoff, der in Eleinen Dofen durd feine 
chemiſche Befhaffenbeit tödtet, ohne fih jedoh im Körper zu repro- 
duziren.« Der einzige Angriff; der diefe Definition treffen fünnte, beſtände in den 
Worten »in Eleinen Doſen«, meil fein und groß relative Begriffe find. Aber 
dies gehört in der That zu dem Kriterium eined Gifte, wie Eſchenbach, Plend, 
Metzger, Maſius, Bernt, Orfila, Wendt u. A. dargetban haben, und die Wiſſenſchaft 
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bat annäbernd daſſelbe feftgeftellt, wie es fich 3. B. der berühmte Taplor in feinen 
Werke: die Gifte in gerichtlid-medizinifher Beziehung u. f. w., herausgegeben vor 
Sendeler, Köln 1862, zur Aufgabe gemacht hat, überall die tödtlihe Doſis feit- 
zuftellen.. Ebenfo kennzeichnet die Sanitätöpoligei » Gifte« und bat dafür befondere 
Borfchriften, und bie ——— hat für »Gift« beſtimmte Doſen für einmal und 
für den Zeitraum von 24 Stunden, ultra quas medicus sine addito signo! prae- 
scribere non potest! Natürlid wird ein Kind durd eine bei meitem geringere 
Gabe Opium getödtet, ald ein Erwadjener, aber mir willen 3. B., daf einige 
Fropfen Blaufäure, einige Gran Arfenif und Phosphor, dieſe und jene Gabe von 
Nicotin, Digitalis, Strychnin u. a. notoriſche Gifte u. |. w. mit Sicherheit tödten, 
daber wird der Gerichtsarzt in concreto jedeömal fagen können, welche zum Tödten 
eeignete Doſis erforderlidy fei. Es ift dies um fo wichtiger, als auch notoriihe 
Bifte nit immer gegeben werden, um zu tödten, oder, wo der Tod nicht erfolgt 
ift, der Einwand gemacht wird, daß man micht habe tödten wollen, fondern nur irgend 
eine fleine Bodheit außführen, 3. B. Leibfhmerzen verurfahen u. ſ. w., aber dies } 
find Fragen, bie den Arzt nichts angeben. In Bezug auf Gifte wird er immer 
nur die eine frage zu beantworten haben, ob ber Angellagte »Gifte gegeben habe, 
und event. ob der Tob durch Gift erfolgt fei, nicht, ob Gift geeignet fei, Leben oder 
Gefundheit zu zerftören. Die Sicherheit der Rechtöpflege dürfte vielleicht durch diefe 
Auffaflung weientlih gewinnen. j 

E83 möge alfo genügen, auf den Unterſchied zwiſchen Gift und Stoffen } 
welche ce find, Leben und Gefundheit zu zerſtören, aujmerffam zu machen. 

ch werde bei gelegener Zeit auf bie fpezielle Beurtheilung bes Giftmorbes 
eingeben, und nadmweilen, daß auch faum ein Unterſchied obwalten fann, zwiſchen 
Gift und Stoffen, welde geeignet find, Leben und Geſundheit zu zerftören, Dies 
eignet ſich mehr für eine mediginiſche Zeitfchrift. 
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Die richterliche Beftimmung über die Religion, 
nad; welcher im Zweifel der Zeuge zu 
vereiden if. 


Die bor dem Schwurgericht erſchienene Zeugin erklärt bei ihrer Generalvernebmung, 
daß fie jüdifhen Glaubens fei. Als nach ihrer Vernehmung zur Bereidigung ge 
chritten werden follte, erhoben fih Schwierigkeiten wegen der Beſchaffung des jüdi- 
hen Schwurperfonald. Man ließ fi auf nähere Befragung der Zeugin ein, und 
fie erklärte nun: fie fei in der Ehe chriftliher Eltern geboren und in der evangeli- 
hen Kirche getauft worden. Ihre Mutter fei Ehriftin gemefen, ihr Vater urfprung- 
ih Jude, nad feiner Verheirathung aber zur chriftlihen Religion übergetreten. Als 
fie 4 Jahre alt gemwefen, feien beide Eltern zum Judenthum über- refp. zurüdge- 
treten. Sie felbit fei bei ihren hriftlihen Großeltern mütterlicyer Seite chriſtlich er- 
zogen, babe mit denfelben die evangeliihe Kirche befucht, jedoch das Abendmahl nicht 
genoffen, fei aud nicht fonfirmirt. So viel fie wiffe, bätten ihre Eltern nie eine 
beftimmte Erklärung darüber abgegeben, zu welder Religion fie (die Zeugin) gehören 
folle, fie felbft babe auch eine Erklärung über ihren Austritt auß der riftlichen 
Kirche nicht abgegeben. Sie fei aber auch bereit, den Eid nad Art der evangelifcben 
Glaubendgenofjen — 

Der Gerichtshof hat nad dieſen Erklärungen angenommen, daß die Zeugin 
in Wirklichkeit eine evangelifche Chriſtin ſei, und er bat ihr deshalb den Eid nad 
evangeliihem Ritus abgenommen. 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde des Angeklagten rügt dies, meil die Zeugin nicht 
unbebenklih als Ebriftin zu betrachten, da fie noch nit 14 Jahre alt gemefen, als 
ihre Eltern‘ aus der chriftlihen Kirche außgetreten, fie felbft aber im der chriftlichen 
(evangelifhen) Kirche nicht fonfirmirt worden jei. 

Die Befhwerde ift dur Urtel vom 7. September 1866 wider Sommer 
(Nr. 1065. L) zurüdgemieien; weil bei ber thatfächlihen Annahme des Schwurgerichts 
bofed, daß die Zeugin als evangelifche Ehriftin anzufehen fei, ein Rechtbirrthum nicht 
erſichtlich fei. 

Wir bemerken, daß zwar eine Erledigung der nicht unbedenklihen frage, 
welde nad dem obigen Sachverhältniß vorliegt, anſcheinend durch die Entſcheidung 
und dad Dräjudiz vom 2. Mai 1856 wider Strauß (Archib IV. ©. 325) berbei- 
geführt wird, Nach diefer Entfheidung genügt nimlid die Abnahme des Eides nach 
der Formel derjenigen Konfeffion, zu welcher fi der Schwörende vor dem Richter 
ar bekennt, auch wenn fi) binterher ergiebt, daß er dennoch in Wirklichkeit nicht 

iefer, fondern einer anderen Religion angeböre. Es ift deöhalb damald auf die 
Strafe des Meineided erkannt, weil der Angeklagte nad) feiner eigenen Angabe als 
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evangelifcher Chriſt rite vereibet war, obwohl er in Wirklichkeit Jude war. Allein 
in unferem falle liegt das Sachverhältniß anderd; ber Richter ift hier nicht durch 
bie fälfchlihe Angabe der Zeugin über deren wahres Religionsbekenntniß getäufct, 
fondern er bat nad den Angaben der Zeugin felbft entſchieden, welchem Religions- 
befenntniß bei den obmwaltenden Zweifeln die Zeugin zuguzäblen fei; fie felbft hatte 
fih als Jüdin bekannt, und fib demnädft nur ber Cntfheidung bed Richters, daß 
fie als Griſtin zu erachten ſei, unterworfen, fie würde, auch wenn jenes Präjudiz 
in entgegenſetzter Richtung, nämlib dahin ergangen wäre, daß der Meineib, troß 
jener Täufhung des Richterd, nur durch einen in der wirflihen Religion des Schwö- 
renden abgeleifteten Eid vorhanden fei, niemald wegen Meineideß haben geftraft werden 
können, weil fie fi eben nur der Entſcheidung des Richters über die form des 
Eided nach dem vom Richter angenommenen Belenniniffe unterwarf,. Dagegen batte 
ber Ungellagte felbit, gegen welchen dad Zeugniß a wurde, immer gefeglich 
dad Recht, die Mbleiftung des Zeugeneides nach ber formel derjenigen Religion, 
welchem die Zeugin in Wirklichkeit angebörte, zu fordern, alfo die Entiheidung des 
—— über die Religion, welcher die Zeugin angehöre, ald eine rechtsirrthümliche 
anzufechten. 

i Die Gründe nun, aus denen der Gerihtähof nad den von der Zeugin an- 
A angenommen bat, daß dieſelbe eine evangelifche Ehriftin fei, er- 
ellen nidt. 
, In bdiefer Beziebung fommt bie an ihr dollgogene Taufe in Verbindung mit 
dem elterlihen Verhältniß und dem fpäteren Yeben der A in Betradt. 

Die Taufe ift, auch bei der verſchiedenen Auffaſſung der fatbolifhen, ber 
lutheriſchen und der reformirten Kirche über die Bedeutung und die Wirkung bder- 
felben, dennoch in allen dreien übereinftimmend menigftend ein pofitive8 Zeugniß ber 
Mitgliedſchaft zur allgemeinen chriſtlichen Kirche. Sie bat in diefer ihrer Eigenjhaft 
als Saframent einen character indelebilis. Die Konfirmation (Firmung) ift nad) 
der evangelifhen Kirche nur eine Erneuerung ber Taufe, in der lutheriſchen alfo 
nicht notbwendig, weil die Wirkungen der lepteren als fortdauernd erachtet werden, 
in der reformirten Kirche aber allerdingd — nad der abweichenden Auffaffung über 
die Bedeutung der Taufe — bdeöhalb notbwendig, weil fie erſt der Taufe die volle 
Wirkung verleiht, diefe alfo ergänzt. Indeß wird man auch nach diefer Kirche dem 
Mangel der Konfirmation niemald die Wirkung eined Widerausſcheidens aus der 
hriftlichen Kirche beilegen fünnen; man würde immer von der Erwartung der fünf. 
tigen Konfirmation außgehen, daher auch in dieſem Falle für dad MWiederausfcheiden 
ein poſitides factum contrarium fordern müſſen. 

Allerdingd find nun die elterlichen, in&befondere die väterlihen Rechte in 
Bezug auf die Religion ibrer Kinder mitbeftimmend, 

Zuvörderſt ftebt den Eltern die Beftimmung zu; in welcher Religion bie 
Kinder erzogen werden follen; in gemiſchter Ehe »follen die Kinder in der Religion 
de8 Vaters unterrichtet werden« (Deklaration vom 21. November 1803), und es iſt 
fonfequent, daß in gleibem Sinne aud —— iſt, durch dieſe neuere Beftim- 
mung der Deklaration ſei zugleich der §. 447. Tit. 11. Th. N. des Allg. Landrechts, 
nach welchem in gemiſchten Ehen die Taufe bei Söhnen durch den Geiſtlichen des 
Vaters und bei Töchtern durch den Geiftlihen der Mutter vollzogen werden foll, 
dahin deilarirt worden feir daß im Zweifel die Taufe aller Kinder durch den Geift- 
fichen des Vaters zu vollziehen fei (Refkript vom 27, Oktober 1855 und Stabinets. 
Ordre vom 28. Dezember 1853, Juft.-Min.-Bl. 1855 ©. 354), Diefe Unterwerfung 
ber Kinder unter die Religion ded Vaters dauert biß zum vollendeten 14. Jabre der 
Kinder, welden alsdann bie freie Wahl der Religion zufteht ($$. 76. ff. Tit. 2, 
Th. II. des Allg. Landrechts). 

Es iſt die Frage entſtanden, ob der Taufalkt als eine unabänderliche Beftim. 
mung für die Eltern hinſichtlich der ferneren Wahl, in welder Religion die Kinder 
zu erziehen feien, zu gelten habe. Bornemann verneint fie mit Recht, während ein 
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Reftript vom 25. November 1813 fie in dem Sinne, daß der überlebende Ehegatte 
eine andere Neligionderziehung, als die durch die Taufe bedingte nicht wählen dürfe, 
bejaht hatte (Bornemann Spitem Bb. V. ©. 280, Jahrbücher Bd. II. ©. 18). 

Im vorliegenden Fall waren bei Schliefung der Che die Mutter Chriſtin, 
ber Bater Jude. Die Streitfrage, ob eine ſolche Che nach $. 36. Tb. I. it. 1. 
des Allg. Landrechts für gültig zu achten fei, dürfte unbedenklich im Drinzip zu_be 
jaben fein (Bornemann Spitem Bd. V. ©. 53, Gefeprevifion Denfum XV. ©. 54). 

ft dies aber der dal, fo würben auch die obigen gefeglichen Vorſchriften über die 

eligionderziebung in gemifchten Eben auf die Ehen zwiſchen Juden und Chriften 
zu bezieben fein, obwohl jene Vorſchriften nad den Motiven und nad dem jn- 
balt der Dellarationen dazu bisher nur auf chriſtliche gemifchte Ehen bezogen worden 
Ye auch in Betreff der umebelihen Kinder zwifchen Juden und Chriſten vorge» 
chrieben iſt, daß fie im jebem Falle in der chriftlichen Religion erzogen werben follen. 
(88. 642, 643. Tit. 2. Tb. II, ded Allg. Landrechts und Reſtripte vom 11. April 
1823 und 31. Dezember 1834, Jahrb. Bd. 21. ©. 249, Bb. 44. ©. 353.) v. Rönne 
Staatöverf. Bd. 8. ©. 481 ſcheint übereinftimmend mit der obigen Anſicht anzuneh- 
men, daß die allgemeinen Beltimmungen über die Rechte der elterlihen Gewalt, mit 
Einſchluß derjenigen über die Neligionderziehung, auc auf die gemifhten Eben zmwi- 
hen Juden und Chriften Anwendung finden. 

Unfer Fall wird nun dadurch fomplizixter, daß ber Vater nad der Berbei- 
rathung zur riftlihen Religion, beide Eltern aber fobann zum Judenthum über- 
refp. zurüdgetreten waren; dDie® leptere vor vollendetem 14. Lebensſahr der Zeugin. 
Es wäre aljo unbedenklich gemwefen, daß die Zeugin — 133 in der jüdiſchen Religion 
erzogen werden durfte, obwohl fie die hrütlide Taufe empfangen hatte. Sie ift 
aber fodann von den mütterlichen Großeltern chriftlih erzogen worden. Obwohl fie 
nun weder fonfirmirt worden ift, noch auch das Mbendmabl genoffen, alfo durch einen 
diefer Alte die freie Wahl des künftigen Religionkbekenntniſſes nicht zu erkennen ge- 
aeben bat, ein factum contrarium ber urfprünglih durch die Taufe erfolgten Auf- 
nahme in bie Gemeinfchaft der chriſtlichen Kirche aud nicht erhellt, fo ift fie, ob«+ 
wohl fie ſich offenbar mit Müdfiht auf die Religion ihre Vaters und ſodann 
ihrer beiben Eltern ald Jüdin befannt bat, dennoch mit Recht mit bem chriſtlichen 
Eide belegt worden. 


Selbftftändiges Klagerecht der Ehefrau eines 
Abwefenden wegen Injurien. 


Die Klägerin, melde feit Jahren von ihrem; feinem Aufenthalt nah umbelannten 
Ehemanne / getrennt lebt, klagt im Civilprozeſſe wegen Beleidigung. 

Der erfte Richter verwarf den von dem Verflagten erhobenen Einwand ber 
mangelnden Legitimation ber Klägerin, felbitftändig vor Gericht aufzutreten, und ver- 
urtbeilte den BVerklagten zur Strafe. 

Der Appellationsricter hat jedoch dem gedachten Einwand für burchgreifend 
erachtet und die Klägerin abgewiefen. Er führte unter Sinweifung auf ben $. 162. 
des Strafgeſehbuchs in — mit den 66. 16. 17. 21. Th. J. Tit. 1. der 
Allg. Geribtd-Orbnung und S$. 953. ff. Tit. 15. Th. U. des Allg. Landrechts aus, 
daß ein Fall, mo die Ehefrau ſelbſtſtändig vor Gericht auftreten reſp. vom Richter 
dazu ermächtigt werden Fünne, bier nicht borliege, dem abwefenden Ehemanne biel- 
mebr ein befonderer Kurator u beftellen gemwefen fein würde, und biefer dann der 
Klage beizutreten oder feinen eitritt abzulehnen gehabt hätte, 

Mir bemerken über diefe Rechtäfrage folgendes. Elvers erörtert diefelbe im 
feiner werthvollen Abhandlung über dem Injurienproze in diefem Archiv Bd. VIIL 
©. 609 fi., 615. Er ift der Anfiht, dab bei der Legitimationdfrage zum Prozeffe 
bie a Vorſchriften der Allg. Gericht3-Ordnung auch hier anzumwenben feien, 
(dom, er Koftenverpflihtung wegen; daß allerdings der $. 162, des GStrafgefep- 
bud®: 

Sind Ehefrauen oder unter bäterliber Gewalt ftehende Kinder beleidigt, 
fo baben *8 die Beleidigten als deren Ehemänner oder Väter das 
Recht, auf Beſtrafung anzutragen, 
im Bezug auf dieſe Frage nicht entſcheidend ſei, weil nicht zugleich darüber beftimmt 
fei, und babe beitimmt werden fünnen, tie Ehefrauen und Kinder ihr Recht auszu- 
üben, überhaupt aber bet Swed nur geweſen fei, den alten Rechtsſatz berzuftellen, 
daß eine Beleidigung der Ehefrau ober der Kinder eine indirette Beleidigung des 
Ehemanned ober ed Waterd enthalte. 

Sodann führt er aud, daß bei Anwendung ber Vorſchriften ber Allg. Ge. 
richt8-Ordnung Tit. 1. Th. 1. auf bie —* ber Ehefrau von den dort ex. 
mäbnten beiden Arten der Klagen der Ehefrauen, nämlid: 

1) zur Verfolgung ihres kontraktlich vorbehaltenen und 

2) iheeß gefeglich vorbehaltenen refp. ber Subftanz ihred eingebra 

Dermögend, ſtanz ih gebraten 
die letztere bier als die allein analog anzumendende zu betradhten fei. Für dieſe 
jegtere Klage — verfchteben von der erfleren — ift die Ehefrau durch die Noth. 
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wenbigfeit des Beitrittö ded Ehemannes beſchränkt, und nur, wenn fie beiceinigt, 
daf der Ehemann ben Beitritt verweigert und fie dann ſelbſt eine genügende Kaution 
wegen der Koſten ftellt, oder wenn daß Gericht die Gründe der Weigerung des Ebe- 
manned bermirft und den legteren zur Stellung einer folben Kaution genötbigt bat 
(Koh Preußiſcher Eivilprozeß 1. M 85.), foll die Ehefrau zur Klage zugelaflen werben. 
Der Grund, aus weldem dieſe Grundfäge bei jener zweiten Art der Klagen auch 
auf den Injurienprozeß der Ehefrau anzumenden find, wird in bem im 6. 19. 
Tu. 1, der Allg. ———— angeführten Motive gefunden: »zumal in allen dic» 
fen jröllen der Mann die Prozeßkoſten aus feinem eigenen oder auß dem Nießbrauche 
tes eingebrachten Vermögens zu tragen nah dem Gefege verpflichtet fei«, dieſes 
Metiv aber im Sinblid auf die 66. 187. 189. Tb. II. Tit. 1. des Allg. Laudrechts 
auch auf die Injurienklagen anwendbar fei. Died erkenne daß Urtel des Ober- 
Fribunald vom 16. April 1852 (Striethorft Ardiv Bb. 6. S. 106) an. 

Diefen Gründen ift aber jebenfall® für den fall der (dauernden) Abweſen- 
beit de8 Ehemannes nicht beizutreten. 

Nah $. 16. Tit. 1. der Allg. Gerichts + Ordnung kann eine Ehefrau ohne 
ben Beitritt ihres Ehemannes vor Gericht auftreten, wenn ber Gegenftand ber Ver- 
bandlung entweber 

a) ihr duch Vertrag vorbebalteneß Vermögen betrifft, 
oder wenn fie 

b) wiber den Ehemann jelbft Klagen, 
oder 

e) mit demfelben Verträge ſchließen will. 

Bei Streitigkeiten über andere? ald das zu a. gedachte Vermögen foll zwar 
nad $. 19. ebendaf. die Zuziebung des Ehemanned erlorderlic fein, nah $. 21. 
aber die Ehefrau, wenn der Mann den Beitritt verweigert und diefe Weigerung 
beſcheinigt ift, auf ihre Koften zugelaffen, wenn fie diefe Koften aber niht auf Er- 
fordern aus eigenen Mitteln ſicher ftellen kann, der Mann nötbigenfall® zur Gewäh- 
rung feine® Beitritt8 — werden (vergl. Reſtr. vom 29. September 1838. 
Jahrbücher Bd. 52. ©. 170). 

Ueber Injurienſachen find für einen ſolchen Fall befondere Beflimmungen 
nicht vorhanden. In dem oben gedachten Erfenntniffe des Ober - Tribunald vom 
16. April 1852 (Striethorft Bb. 6. S. 106) wird jedoch unter Sinweifung auf ben 
&. 187, I. 1. bed Allg. Landrechts außgeführt, bat wenn, mie in bem damaligen 
Falle gefcheben, der anmwefende Ehemann feinen Beitritt zu einer von der Ehefrau 
angeftellten Injurienklage verweigere, und die Frau ſolches befcheinige, die leptere, 
vorbehaltlich de8 Rechtes, von ihr eine Kaution für die Prozeßkoſten zu fordern, 
allein zur Anſtellung der er zugelaffen werden könne. Anerkannt wurde jedoch 
bierbei ausbrüdlich, daß, obmohl der 8. 21. I. 1. ber Allg. Gerichts »- Ordnung nur 
von den Vermögensklagen der Ehefrau handle, berfelbe bod im Allgemeinen wegen 
der Gleichheit des Falles auch für Injurienklagen analogifh anzumenden fei. 

Verſchieden biervon ift nun zwar immer nod der fall, wo ber Ehemann 
abmwefend und fein Aufenthalt unbekannt, eine Erklärung von ibm alſo über- 
baupt nicht zu erlangen ift. Der Appellationdrichter meint, daß alsdann ein dem 
Ehemann zu beftellender Abweſenheits ⸗Kuratur zugezogen werben müfle, mogegen aber 
von der Klägerin außgeführt wird, daß aldann die analoge Anwendung des 6. 21. 
Th. J. Tit. 1. der Allg. Geriht8-Ordnung nod weniger einem Bedenken unterliegen 
könne, fie mithin um fo mehr nur zur alleinigen Anftellung der Stlage verftattet 
werben müfle 

Schon nad gemeinem Deutfhen Rechte ging die ausgedehnte Verfügungs- 
gewalt ded Mannes über daß Vermögen beider Eheleute im Falle bauernder Ver- 
binderung des Ehemanned durch Abmefenbeit, Blödfinn oder Prodigalitäts-Erklärung 
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auf die Ehefrau über; dies wird in einem Falle der Daberborner Gütergemeinſchaft 
mit Dem Grunde, daf jene auögedehnte Verfügungdaewalt des Manned über dad 
ungezmweite Gut im Wefentliben nicht in der ehelichen Vormundſchaft, fondern in ber 
Hausherrſchaft wurzle, und daf die aufgeftellte Meinung, der Uebergang der Ber- 
fügungdgemalt in ſolchem Falle auf die Ehefrau des abmefenden ıc. Ehemanned be- 
bürfe der obrigfeitlihen Beftätigung, für Deutſchland nit anzuerkennen fei, in dem 
Erkenntniſſe des Ober-Tribunald vom 30. Oftober 1863 (Entiheib. Bb. 50. ©. a 
ausgeführt, Died bat denn audb in dem Geſetze vom 16. April 1860 über ba 
—* Güterrecht in Weſtphalen 98. 3. 4. (Gef.-Samml. S. 166) feine Beſtätigung 
gefunden. 

Daffelbe Drinzip, wenn aud in ber Anwendung befhräntter, ift in ben 

&. 202. 203. 326, Th. Il. 1. des Allg. Landrechts anbseheoden, nach denen, wenn 
er Ebemann ſich entfernt bat, obne über die Beſorgung feiner Angelegenheiten Ber- 
fügung zu treffen und fein Aufenthalt unbefannt oder fo entfernt ijt, daß feine Mei- 
nung nicht eingebolt werden kann, die Ehefrau berechtigt ift, Alles zu thun, maß au 
einer ordentlichen und gewöhnlichen Vermögendvermwaltung gehört, auch nötbigenfall® 
Schulden mit vechtliber Wirkung aufjunehmen. 

Unter Anwendung dieſes Grundfaged ift Denn aud in mehreren Erkenntniſſen 
be8 Ober. Tribunald, fo vom 28, Januar 1861 (Strietborft Bb. 40. ©. 3 
ferner vom 2. März 1866 in Sachen Swienth wider Gliba (Nr. 900./3028. III.), 
außgefpochen worden, daß die Ehefrau eined Abweſenden fällige Hausmiethen und 
fällige Grunbdftüd3 - Kaufgelder einziehen dürfe, und zwar ohne eine zurüdgelaflene 
Spezialvollmacht des Manned. Daß fie aud zur Durhführung von Streitigkeiten 
aus folden Geſchäften felbfiftändig vor Geriht aufzutreten befugt fei, ift dabei aller- 
ding® nit ausdrüdtic gejagt; die Fälle gaben dazu keine Veranlaffung; in dem 
weiten war fogar ber verflagten Ehefrau ein Abmejenheitd-Rurator des Ehemanneß 
für den Drozeh zugeordnet. Auch läßt fi jeme Befugnif nicht aus der der Ebe- 
frau nad $. 119, Tit. 13. Th. I. des Allg. Landrechts zur Seite ftehenden ver 
mutbeten Vollmacht berleiten, da eine ſolche nah $. 25. 1. 3. der Allg. Gerichts- 
Ordnung zwar in den Fällen, die feinen Aufihub leiden, zu vorläufigen Anträgen 
bei Gericht berechtigt, immer aber die Nabbringung einer Vollmacht bedingt; die 
von einem Verſchollenen niet befhafft werden kann. Allerdings bleibt daher, mas 
die Vrosehfrage allein betrifft, in folben Fällen nichts übrig, ald dem abmefenden 
Ehemanne nad $$. 19 ff. Tit 18. Tb. 11. des Allg. Landr. einen Vormund zu be- 
fiellen, und dur dieſen die vorfommenden auf die Vermögendrechte des Ehemannes 
Sezug babenden Prozeſſe, nöthigenfalls mit Zuziehung der Ehefrau wegen ber obigen 
ihr beigelegten Rechte führen zu laſſen. 

Dagegen ift ed zu beftreiten, daß ein dem Ehemanne beftellter fogenannter 
Abwefenbeitd-Bormund auch legitimirt fei, Injurienprozeſſe ber Ehefrau zu führen 
und in bdiefen Prozeſſen die Stelle bed Ebemanned zu vertreten. Denn wenn gleich 
Vormünder in der Regel nicht bloß bie Vermögendrechte, fondern auch die Derfon 
ibrer Pflegebefohlenen zu vertreten baben ($. 231. II. 18. des Allg. Landrechts), fo 
beziebt fich diefe Megel doch nicht auf Bormünder von Abwefenden, die nad $. 19, 
Bateibft nur zur Erbaltung i 

ibred Torre Vermögen und zur Beforgung ihrer übrigen An- 

elegenheiten 
beftellt werden vergl. auch $. 821. baf.). Sie find daher, obgleich fie im F. 19. fo 
genannt werden, doc nicht eigentlih Vormünder, fondern nur Kuratoren, 
eine Benennung, die ihnen auch im $. 341. 1. 9. und $. 195. II. 18. des Allg, 
Landrechts beigelegt wird. Es fragt ſich aber, maß unter den »übrigen Angelegen- 
heiten« zu verſtehen ſei / daß die Sorge für die Perſon des Vertretenen, weiche 
fonft den Bormünbern obliegt, nicht gemeint fein könne, verfteht ſich von felbft, 
Davon find aber anfdeinend bod bie perfönlichen Gerechtfame, weldhe dem Abwefen. 
den zuftehen, zu trennen, ſowie denn aud nad $$. 257. 263. Th. II. Tit. 2. des 
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Allg. Landrechts der Abwefenbeitd-Kurator zugleich Vormund der minorennen zurüd- 
gelaffenen Kinder bed Abweſenden wird, in fomeit alfo unbedenklich auch die perfön- 
lien Gerechtſame der väterlichen Gewalt bed Abwefenden über deſſen Kinder, foweit 
fie einem Vormunde überhaupt aufteben, übertragen find. Dagegen würde auch in 
diefem Falle natürlich nicht zu folgern fein, daß die Befugnifle bed Abmelenbeits- 
Kuratord ſich auch auf andere rein perfönliche Rechte, insbeſondere auf bie aus feinem 
ehelichen Werbältniffe fih ergebenden, außzubebnen fei. 

Died ift denn aud in dem Erfenntnilfe ded Ober-Tribunald® vom 26. Sep- 
tember 1842 (Entſcheid. Bd. 18. ©. 320 ff.) dargelegt; es ift dort namentlich gezeigt 
worden, daß der Ausdrud »übrige Angelegenbeitene nur gewäblt fei, um die Zweifel 
über den Umfang der Befugnife des Abweſenheits-Kurators bezuglib der Ver- 
mögendverwaltung ſeines Kuranden zu befeitigen, nicht aber aud um den Kurator 
zur Wahrnehmung irgend mwelder bloß perſönlicher Rechte des Kuranden, z. B. 
zur Ausübung des dem Ehemanne nach $. 2. Th. I, Tit. 2. des Allg. Landrechts 
zuſtehenden Rechtes, die Illegitimation eines von der Ehefrau geborenen Kindes vor 
Gericht auszuführen, oder gar zur Anſtellung einer Eheſcheidungsklage gegen die 
zurüdgebliebene Frau zu ermäctigen. Dad Gleiche ift in Betreff der Vormünder 
der zur Zuchthausſtrafe Verurtheilten (8. 11. Abf. 2. des Sträfgeſetzbuchs) in dem 
Erfenntniffe vom 11. September 1865 (Archiv All. ©. 878) ausgeſprochen. 

Daffelbe muß aud von dem gleihfalld nur aus dem Ehebündniffe fließenden 
und von biefem ungertrennliden Rechte des Ehemannes reſp. von ber ibm obliegen- 
ben Pflicht, einerfeitd die Ehre der frau in und außer dem Gerichte zu bertreten, 
anbererfeit3 die frau gegen bie wider fie felbft angeftellten Injurienklagen zu ver- 
theidigen ($$. 188. 190. 1, 1. des Allg. Landrechts) gelten. Denn aud diefe Rechte 
find nur ein Ausfluß aus der bausherrlidhen Gewalt. Nur in fofern, ald bie Ehe— 
frau mit der Anftellung einer Injurienklage auch eine eventuelle Verbindlichkeit zur 
Bezahlung der Prozeßkoſten übernimmt, für welde dad zurüdgebliebene Vermögen 
bed Mannes baftet ($. 187. daf.), könnte daber die Forderung geftellt werden, daf 
zu deren Sicherung der Abweſenheits-Kuratur bei Anjtellung der Klage zugezogen 
werde. Einmal aber würde foldes der Zulaffung der von der Frau allein ange 
ftellten Injurienklage nicht im Wege ftehen, ſodann aber, wenn die Kuratel nicht 
ſchon früher eingeleitet worden wäre, deren Einleitung wenigſtens um der Koften 
willen nicht notbwendig werden, weil, fo lange die Kuratel nicht — iſt, die 
der Frau nah 88. 202. 236. II. J. zuſtehende Dispoſitionsbefugniß über das Ber- 
mögen volltommen ausreicht, die Gerichtäfoften von ihr felbft fordern zu können. 


Dad Ober-Tribunal ift in der nachfolgenden Entſcheidung dieſen Grundfägen 
gefolgt. Es bat nämlich auf die Nichtigkeitsbeſchwerde der Klaͤgerin in dem Ein- 
angs erwähnten Falle, welche die Verlefung det G. 162, des Strafgeſetzbuchs und 
* oben angeführten Vorſchriften der Eivilgefehe rügt, am 27. September 1866 in 
Sachen Mös mider von Bannmwartd (Nr. 177. 11.) dad Uppellation&-Urxtel vernichtet 
und die Sache in die zweite Inſtanz zurüdgemiefen. 


Gründe 


Von den Beſchwerden der Klägerin erjcheint: 

1) die erfte über die Verlegung des F. 162. des Strafgeſetzbuchs unbe» 
gründet. Denn menngleih dieſer $. 162. bei Beleidigungen von Ehefrauen und 
unter bäterlider Gewalt ftebenden Kindern, fowohl den Beleidigten ald audy dem 
Ehemanne refp. Vater auf Beftrafung anzutragen geftattet, fo fegt er doch eine vom 
Staatdanmwalt zu verfolgende Beleidigung voraus und läßt die Frage unberührt, ob 
und in wieweit in bem Falle, wo der Staatsanwalt nicht einfchreitet, nicht einmal 
einfchreiten darf (Art. XVI. be3 —— —— zum Strafgeſetzbuch), der als 
Kläger im Clvilprozeß auftretende Beleidigte dad Recht habe, ſelbſtſtändig vor Bericht 
zu etſcheinen. Es bleibt vielmehr dieje Frage lediglih nad den einfhlagenden Be: 
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flimmungen in den 68. 3. 4. 13. 16. Th. I. Tit. 1. der Allg. Gericht? - Ordnung 
zu entfcheiden. Mit Müdfiht auf dieſe Vorfchriften it denn auch bereit? in dem 
Erfenntniffe de3 Ober - Tribunald vom 19. Juni 1863 in Sachen Gerlab miber 
Neumann (Goltdammer Arhiv Bd. Xl. S. 831) ausgeſprochen worden, daß felbft 
bei aroßjährigen nod unter väterliher Gewalt ftebenden Kindern dur die 66. 54. 
160. 162. des Strafgefepßbuhß in der Notbwenbigkeit, bei Anſtellung der er 
Hagen ihre Väter zuzuzieben, nichts geändert werbe, Ausnahmen von bieler Regel 
vielmehr nur in den durd die beiden Kabinets - Ordre® vom 4. Juli 1832 (Gefep- 
Sammlung &. 175) und dom 5. Dezember 1835 (Gej.-Sammi. S. 294) vorge 
fehenen Faͤllen eintreten könnten. 
Dagegen ericheint 

2) die fernere Beſchwerde begründet, Bon ber allgemeinen Regel, nad 
welcher Ebefrauen ohne Zuziebung ihrer Männer vor Gericht auftreten fünnen, ge 
ftattet ber ©. 16.1.1. der Allg. Gerihtd-Orbnung Audnabmen, wenn der Gegen- 
ftand der Verbandlung das duch Vertrag vorbehaltene Vermögen der Frau betrifft, 
oder die Frau gegen den Mann felbft Hagen, oder mit ibm Verträge {ließen will. 
Mac den 68. 19. 21. daf. foll ferner bei gewiffen anderen Bermögenäftreitigkeiten der 
frau bie Zuziehung des Mannes zwar nothwendig ſein, wenn aber der Mann 
feinen Beitritt verweigert, die Frau nöthigenfalls auf eigene Koſten, falls fie für 
diefe Kaution beftellen kann, zum Prozeſſe augelaffen werden. Diefe Vorſchrift ift, 
wie bereit# in einem Erkenntniſſe des Ober-Tribunald dom 16. April 1852 (Striet- 
borft Archid Bd. VI. ©, 106) außgeführt worden, analogiſch auch auf njurien- 
Hagen einer Ehefrau anzuwenden, zu welchen der Ehemann feinen Beitritt verfagt, 
muß mithin noch vielmehr in dem Falle gelten, wenn ber Ehemann abmwefend und 
feinem Aufenthalte nad unbefannt ift, eine Erklärung von ibm mithin überhaupt 
nidyt eingeholt werden fann. 

Der Appellationdrichter ift zwar der Anfiht, daß in diefem Falle dem ab- 
wefenden Ehemanne nad Vorſchrift der 89. 19. ff. 1. 18. des Allg. Landrechts ein 
Abmefenbeitd-Bormund (richtiger Abmelenbeitd- Kurator, vergl. 6. 341. Th. I. 
Tit. 9. und $. 195. Th. I. Tit. 18. des Allg. Landrechts) beftellt, und diefer an 
Stelle des Ehemanned über feinen Beitritt zur —— der Frau gehört 
werben müſſe. Dem ift aber nicht beizutreten. enn was zunädft die Prozeß- 
foften betrifft, fo ift die Ehefrau dieſe Dermöge der ihr ‚für den Fall der Ab- 
weſenheit de8 Manned vom Gefepe zugefbrocenen Dißpofitiondbefuaniffe über das 
zurüidgelaffene Bermögen bdeffelben ($$. 202. 203. 326. 11. 1. des Allg. Landrechts) 
auß eben diefem Vermögen zu entnehmen für mobl befugt zu achten, jo daß e8 für 
diefen Smwed ber Zuziehung eined_ dem Ehemanne zu beftellenden Abweſenheits 
Kuratord nicht bedürfen würde, Was aber die im $. 188. II. 1. des Allg. Land- 
recht? außgefprodene Befugnif und Berpflibtung des Mannes betrifft: 

die Derfon, die Ehre und das Vermögen feiner Frau in und aufer 
Gericht zu vertheidigen, 
aus melder dad Recht des Ehemanned fließt, bei njurienklagen der frau zugezogen 
zu werben, fo find diefe, foweit es ſich um die Ehre handelt, feine folde, melde buch 
einen dem Ehemanne beftellten Abmwefenbeitd-Rurator ausgeübt werben könnten, 
Denn nach dem ſchon angezogenen $. 19. II. 18. des Allg. Landrechts ſo U 
der Staat: 
Abmefenden , beren Aufenthalt unbefannt ift, nur zur Erhaltun 
ihres zurüdgelaffenen Vermögens und zur Beforgung ihrer 
übrigen ke Ha AL Vormünder beftellen. 

Eine ſolche Abweſenheits - Bormundihaft ober richtiger Kuratel bezieht ſich 
daher nicht, wie eine gewöhnliche Vormundſchaft, zugleich auf die Perſon ergi 

231. daf.), —— ediglich auf das zurückgebliebene Bermögen des Kuranden 
Bas auch insbeſondere der Ausdrud »zur Beforgung ber übrigen Angelegen . 
heiten« nicht etwa die Wahrnehmung rein perfönlier Gerechtſame ded Abweſenden 
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in ſich begreift, folgt ſchon darauf, daß nach ben SS. 232. 303, fi. daf. die Gorge 
für die Perfon des Pflegebefohlenen, »auf deffen körperliche und moraliſches Wohl, 
in8befondere alfo auf Unterhalt und Erziebung« gerichtet fein foll, wovon bei der 
Vertretung eines Verfhollenen felbftverftändlich nicht die Rede fein kann. Meitläuf- 
tiger ift died in dem Erfenntniffe bed Ober - Tribunald vom 26. September 1842 
(Entſcheid. Bd. 8. ©. 320 ff.) ausgeführt und es ift dort namentlich gezeigt morden, 
daß der Ausdrud »übrige Angelegenbeiten«e nur gewählt fei, um bie im gemeinen 
Rechte beftehenden Zweifel über ben Umfang der Befugniſſe des Abmelenbeitd-Kura- 
tors bezüglich der Vermögensverwaltung feined Kturanden zu befeitigen, nit 
aber auch um den Sturator zur Wabrnebmung irgendmelder bloß perfönlihen Rechte 
deffelben, beifpieläweife zur Ausbringung der “llegitimitäts + Erklärung eine® von der 
frau geborenen Kinded nah F. 2. 1. 2. des Allg. Landrechts, oder gar zur An- 
ftellung einer Ebefcheidungdflage Namen? bed abwefenden Ebemanne® zu ermächtigen. 
Daffelbe gilt von dem Rechte und der Dfliht des Manned, die Frau im njurien- 
progefle vor Gericht zu vertreten (GG. 188. 190. II. 1. des Allg. Landrechts), da 
auch diefed, wenn aud nicht aus dem uralten dem Manne gegen bie frau augeftan- 
denen f. g. Munbium, fo bob aus der ihm bis auf den heutigen Tag verbliebenen 
bausberrlihen Gemalt berzuleiten ift, die ihrer Natur nad) eine Ausübung durch 
einen Dritten nicht geftattet. 

(Vergl. Eihborn Deutſches Drivatrebt F. 296; Gerber Deutſches Drivat- 

recht 4. —* F. 245., Dbilipp8 Deutſches Privatrecht d. 52.; Beſeler 
en 63 e- Ya Privatrehtd F. 134.; Kraut Vormundſchaft 
Dem kann auch nicht entaegen gehalten werden, daß, wie vom Ober-Tribunal 
- anderweit ausgeſprochen worden ift, Injurienklagen auf die Erben transmittirt wer- 
den (Woltdammer Archiv I. ©. 395, XI. ©. 766), ungeachtet doch auch die Erben 
niemal® in die perfönliden, fondern nur in bie — des Erb⸗ 
laſſers eintreten 6 102. der Einleitung und F. 360. J. 9. des Allg. Landrechts). 
Denn dieſe Transmiſſion bezieht ſich nicht auf noch anzuſtellende, ſondern nur auf 
ſchon anhängige nern und batte auch nad der landrechtlichen Gefeggebung 
bornebmlih nur den Zweck, die vermögendrechtliche Seite der Sadıe, d. b. die An- 
geiegenbeit wegen der Koften und ber Geldbuße zum Austrag zu bringen (868. 361. ff. 
. 9. ded Alla. re wogegen fie jept (tie in dem angeführten Erfenntnifle 
vom 4. Oktober 1865 außgeführt worden) vornehmlih die Verfolgung des öffent- 
lichen Intereſſes, in fofern die Injurienſtrafen jept durchweg öffentlihe Strafen find, 
im Wege der Drivatflage da fiber zu ftellen bezwedt, mo dafielbe nicht vom Staatd- 
anmwalt wahrgenommen wird, 

Wenn nad allen diefen Gründen die Ebefrau eined Abweſenden unb feinem 
Aufenthalt nah Unbekannten nah Analogie des $. 21. I. 1. der Alla. Ger.» Orbn. 
für befugt erachtet werden muß, die ihr zugefügte Beleidigung felbitftändig vor Ge— 
richt zu verfolgen, fo mußte dad den entgegengefehten Grundſatz ausſprechende Ap- 
pellationd-Erfenntniß vernichtet werden, 
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I. 
Unterfuchung wider den Tagelöhner Nowak, 


Der Tagelöbner “Jofepp Nowak aus Sielinto bei Opalenica im Kreiſe But des 
Negierungäbezirtd Dofen iſt duch Erkenntniß des Schwurgerichis zu ofen vom 
15. Mai 1865, welches nad Zurüdweifung der Nichtigkeitsbeſchwerde durch Urtheil 
des DOber-Tribunald vom 8. September 1865 vechtäfräftig geworben ift, 

wegen Morde 
zur Tobeöftrafe verurtheilt worden. 

Als Mitte Januar 1863 im Königreihe Polen der Aufſtand ausbrach und 
dort zum offenen Kampfe führte, entmwidelte in den bieffeitigen, ehemals zu Polen 
ehörenden Yandeötheilen die revolutionaire Partei eine große Tpätigkeit, um dem 

ufftande Hülfsmittel zu verſchaffen. Insbeſondere ſchien ihr die Provinz ofen, 
in welcer feit dem Jahre 1861 durch mannigfaltige kirchliche und weltliche YUgita- 
tionen die polnifche Bevölterung in fieter Aufregung erhalten war, bon Wichtigkeit, 
und fepte fie nunmehr alle Hebel an, um bier, wo der Ausbruch des Aufitandes 
vielfach mit Sympathien begrüßt wurde, eine kräftige Stüpe deffelben zu organifiren, 
Außer der Sammlung von Geldbeiträgen, welde ald Nationalfteuer eingezogen wur- 
den, Belhaffung von Kriegäbedarf, war man befonderd bemüht, bie warfenfähige 

ugend zum Anſchluß an die njurgentenhaufen zu verleiten. Demzufolge über 
hritten bon Beginn des Aufſtandes an Preußiſche Unterthanen in kleinen, bald 
bewaffneten, bald unbewafineten Trupps die Ruffiihe Grenze. Als dann Ende Fe— 
bruar Ludwig Mierodlawäli auf dem eng erſchienen war, bildeten ſich zuerft 
auß ben verſchiedenſten Theilen ber Preußiſchen Grenztreife große bewaffnete Haufen, 
die planmäßig organifirt; ſich mit den Banden jenſeits der Grenze vereinigten. Solche 
Expeditionen wiederholten fi mun, und befonder® in ben Monaten April bis Juli, 
mährend deren bad Taczanowskiſche Corps in der unmittelbaren Nähe ber Grenze 
mebrere Gefechte beftand, mar eine erhöhte Aufregung und ein erheblicher Zuzug 
auß der Provinz Poſen bemerkbar. 

Die Preußiſchen Grenzkreife wurden hierbei überfluthet, theils von Zuzüglern, 
welche dem Aufftande zueilten, theild von ſolchen, melde in den Gefechten gerfprengt/ 
jenſeits der Grenze ihre Rettung juchten. Died Zufammenftrömen unrubiger, arbeits. 
und erwerblofer Elemente veranlaßte dieſſeits zu emergifher Ueberwachung jener Di. 
frifte, und außer der militairifhen Belegung der Grenze wurden bie verdächtigen 
Gegenden vielfach durch fliegende Kolonnen durchſtreift. 

Im Juni 1863 erſchien auch in dem Dorfe Borowo, Krug auch Vorwer 
genannt, im Kreiſe Schroda, etwa ſechs Meilen von ber RuffiihBolnifcen —* 
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entfernt, auf der Dorfitraße eine Militair-Patrouille, um auf Perſonen, die etwa 
zu den Aufitändifchen übertreten wollten, zu fahnden. 

Smei folber Zuzügler hatten ſich bei Ankunft de8 Militaird in die dem 
Kruge Si Schmiede eingefhloffen. Ein 13jähriger Deutſcher Knabe, 
Dtto Krobn, aud dem benahbarten Borowo Hauland, war auf dem Gange aus der 
Schule ebenfalld auf der Dorfitraße und machte, wie es fcheint durd einen Wink, 
den die Patrouille führenden Offizier auf die Schmiede aufmerffam, in folge deffen 
diefe durchſucht und die beiden darin verftedten Perfonen feitgenommen wurden. Ein 
dritter Zuzügler, ein gewiſſer Joſehh Nowak, hatte diefen Vorgang aus dem Kruge 
mit angejeben. Nah dem Abmarſche der Soldaten — es ift ungewiß, ob gleidy, 
oder erjt an dem folgenden Tage — äußerte er zu dem Schmied und Schänker Lu- 
kowski, wie diefer in der Vorunterfuhung befundet bat, der Knabe hätte die beiden 
Leute den Soldaten verrathen, und man dürfe ibm das nicht fchenten. 

Lukowski hat zwar in der mündlichen Verhandlung, obwohl er jene Drobung 
ald von Nowak ihm gegenüber geäußert, ſchon am Tage nad dem Erſcheinen der 
Datrouille dem Schulzen Guntfch weiter erzäblt hatte, behauptet, daß es ihm fcheine, 
er habe nur von anderen Leuten gehört, daß Nowak folde Aeußerungen gethan, 
gleichzeitig bat aber auch feine Eau, wenn fie ſchon in der mündlichen Verband- 
lung fi deſſen nicht mehr zu entfinnen gewußt bat, in der Vorunterfuhung eidlich 
befundet, daß Nowak felbft zu ihr gefagt, ein Deutjcher Junge bätte jene beiden 
Leute dem Militair verraten und ferner, daß Andere gleihfalld obige Drohung ded 
Nowak ihr hinterbracht hätten, 

Ungefähr 3 Wochen fpäter, am 7. Juli 1863, war der Schulje Guntſch in 
der Schmiede des Lukowski, ald Nowak, der fi noch immer in dem benachbarten 
Kokozynowo aufbielt, mit den Worten zu ihnen trat: 

»die Beitie, die unfere Brüder verratben, ift in dem Kruge!« 

und darauf in ben Krug ging. Hier war nur die Schänferin Lukowska und ber 
Knabe Dito Krohn, Lepterer, um für feinen Ontel, Benjamin Krohn aus Borome 
Hauland, bei dem er fich aufbielt, und in einer zweiten Flaſche für eine dortige 
Nachbarin Branntwein zu holen. Während die Lukowska ihm diefen aus dem Keller 
brachte, fragte ihn Nowak, ob er die Schule beſuche, waß der Knabe bejahte. Als 
Krohn nad Empfang ded Branntweind den Krug verließ, ging Nowak ebenfalld bie 
zur Thürſchwelle und ſah ibm, ald er den Weg nah Botowo Hauland einfchlug, 
nad), fehrte dann nochmal in die Stube zurüd und äußerte zur Lukowska, ber 
unge fige am Roggenfelde und trinke Schnaps, entfernte ſich aber gleih darauf 
wieder, und folgte dem Krohn auf feinem Wege nad. 

Diefer führt zunäcft die Santompäler Strafe entlang, dann faft im rechten 
Winkel abbiegend auf einem Fußpfade durch ein bügeliged mit niedrigem Kiefern 
—— —— Terrain bis Borowo Hauland, im Ganzen ungefähr eine Strecke 
von 4 Meile. 

Dtto Krohn iſt in Boromo Hauland nidt mehr angelommen. 

Sein Onkel, der ihn gegen 4 Uhr Nachmittags vom Felde aus nad Bor 
rowo Krug geſchickt hatte, ließ, ald er nach Verlauf einer Stunde Zeit, die vollauf 
genügend war, ben Weg bin und zurüd zu legen, noch nidt zurückgekehrt war, 
deſſen 16jährige Schwefter ihm entgegen geben. Nah einer halben Stunde kam 
dieſe, ohne ihn getroffen zu baben, mit ber Nachricht zurüd, daß ibe Bruder längft 
den Krug mit dem Branntwein verlaflen hätte. Da fie auch erzählte, daß ihr Bru- 
der nah der Mittbeilung der Lukowska von dem Branntweine getrunten, wurde 
Benjamin Krohn beforgtı daß ihm, den er ald gefunden und Elugen Knaben ſchildert, 
etwas zugeftoßen fein könnte, und ging mit drei Anderen aus, ihn zu ſuchen. Indem 
fie in aufgelöfter Reihe da8 Gehölz in der Richtung nad Borowo Krug durd- 
ſchnitten, entdedten fie au bald unter zwei niedrigen Fichten mit Nadeln bededt, 
jo daß nur ein Arm fihtbar war, eine menſchliche Leiche, in der fie fofort Otto 
Krobn ertannten. Es mar died auf der Hälfte des Weges, ungefähr 8 Schritte 
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lint® vom Fußpfade, im einem durdy zwei Hügel gebildeten Thale, fo daß die Stelle 
weder von Borowo Krug, noch von Boromo Hauland aus fihtbar war. Die Leiche 
lag anf dem Bauche, das Gefiht in das Erdreich eingedrüdt, um den Hals ein 
Riemen zweimal feit wmfchlungen und diefer durch die daran befindliche Schnalle 
jugezogen. 

Nicht meit davon lag ein abgebrochener Hafelnufftod und an der Auhöhe 
die Müpe des Knaben. 

Es konnte fein Zweifel darüber fein, daß der Knabe von Mörderhänden er- 
würgt worben fei. f 

Die 3 Tage darauf erfolgte gerichtlihe Obduktion beftätigte Died, 

Die mediziniſchen Sachverſtändigen konſtatirten aud der Beſchaffenheit ber 
inneren Organe einen Gebirn- und Lungen ⸗Schlagfluß, ferner aus dem violetten und 
gebunfenen Geſichtsausſehen, der zwifchen den vorderen Zahnreihen hervorragenden 
und angefhmwollenen Qunge und aus drei bunfel gefärbten Stellen am Halſe, baf 
der Schlagfluß durd Strangulation veranlaßt worden, und gaben ihr ſchließliches 
Gutachten dabin ab: _ 

daf der Tod in Folge eines durch Harfe Zuſammenſchnürung der Hald- 
gegend erzeugten Gebirn- und Lungenſchlages eingetreten fei. 

Bei der gerichtlihen Beſichtigung des Ortes aeigte fi, 11 Schritte von der 
@eiche entfernt, in dem mit fichtennadeln vermifchten Sande getrodneted Blut und 
Spuren von Fingern, welche den Sand verſcharrt hatten, dann ben Hügel an- 
fieigend über den Fußſteig hinweg, 18 Schritte von der legteren Stelle und mit ihr 
durch eine ausgeprägte, auf ein beftiges Entgegenitemmen deutende Stiefeljpur ber- 
bunden, vielfache Fußſpuren in einem Kreife von 3 Fuß Durchmeſſer. 

Allem Anſcheine nah hat an dem legten Orte der erfte Angriff flattgefun- 
den, ift dann der Knabe lebend in das Thal binuntergefcleift, dort erdroffelt, und 
ſchließlich die Leiche unter die Fichten verborgen worden, 

Auf ein Fortſchleifen des Knaben weilen aud zahlreiche Hautexcoriationen 
bin, Die fein Körper an der Stirn, der rehten Bade, am Kinn, am rechten Ober- 
ſchenkel und ber linfen Knieſcheibe * 

Noch an demſelben Tage wurde der Mord in der Gegend ruchbar, und all- 
gemein bezeichnete man fofort Rowak ald den Thäter. 

Diefer war, nachdem er vom Borowoer Kruge aus dem Knaben gefolgt 
war, erſt wieder in Kolozynowo geichen worden, wo er die Dorfftrafe don Borowo 
Krug aus entlang kommend, mit der Magd Kominek zufammentraf. Die Zeit hat 
diefe auf nah 5 Uhr, aud zwiſchen 4 und 5 Uhr angegeben, doc muß es, wie auß 
Folgendem hervorgehi, bereits nach geſchehenem Morde geweſen fein. 

Nowak hatte ſich nad noch nicht halbſtündigem Aufenthalte von der Kominek 
kurz zuvor entfernt, als zwei Herren zu Djerde, melde den Krohn bei der eben 
aufgefundenen Leiche feineß Neffen getroffen hatten, und nachdem fie erfolglo® 
Mettungdverfuche angeftellt, weiter geritten waren, in Kolozynowo ankamen und nady 
Nowak fragten. ferner bat Nomat die Kominet aus einer fantigen, rotben, 
noch faft ganz gefüllten Flaſche mit Schnaps traftirt. Mit einer folden, der rothem 
Farbe wegen dem Leuten auffälligen Flaſche, hatte Benjamin Krohn feinen Neffen 
nad einem Quart Branntwein geſchickt und auch die Krügerin Lukowska bekundet, 
daß fie an jenem Tage dem Dito Krohn eine kantige rothe Quartflafbe mit fur. 

em Halfe, gefüllt, und daß er in diefer, da fie eine ähnliche mie bei einem Anderen 
bemert, — bemerlenswerth geweſenen Flaſche vorher öfters Branntwein 
ebolt habe. 
geb Nowat war von der Kominek zu dem dortigen Stellmacher Sachweh ge. 
aangen, batte diefen, dem fein verſtörtes Ausſehen auffiel, wie zwei binzulommende 
ferdefnechte auß einer ihnen ebenfalls ihrer Farbe wegen auffällig geweſenen 
rothen Flaſche trinken lafjen und fi dann nad kurzem Verweilen auf das Feld 
begeben. 
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Hier war er zunächft zu dem Vogte Myszkowiak gefommen, er rief dieſen 
(bon aus der ferne zu fih und fagte ibm, er folle längs ded Graben? auf dem 
Duerbeete im Roggen nachfehen, es würde dort etwas fein. Myszkowiak will, als 
er dem Nowak nahe gefommen, über defien ganz veränderte und »ſchreckliches 
—— im Geſichte⸗ erſchrocken ſein. Auf feine Frage nad dem Grunde folder 
Veränderung babe Nowak geantwortet, dad käͤme vom ſchlechten Eſſen, fei dann eine 
Strede borangegangen , babe eine rothe fantige Flaſche vom Acker aufgehoben und 
diefe ungefähr zu drei Achteln gefült dem Myszkowiak zum Trinken angeboten. Auf 
befien Frage, wie er zu dem Schnapfe und dem Gelde dazu komme, full er geant- 
wortet haben: 


»was fragt Ihr danach? es ift mein Schnaps und für mein Geldl« 
und auf eine weitere frage, woher er die ungewöhnliche Flaſche babe, es fei feine 
Flaſche, er werde fie aber gegen eine runde audtaufhen. Der Zeuge will nun in 


dem Gefühle, da Nowak etwas Böſes begangen, haben fortgehen wollen, worauf 
Nowal nod geäußert: 


»Jetzt ift ſchon ein Deutſcher weniger!« 
und auf die Frage, in welcher Urt? 
»Der Deutſche Junge ift erwürgt!« 


Nowak war dann zu drei in der Nähe befhäftigten Arbeitern gegangen, 
batte auch dieſe aus einer rothen Eantigen Flaſche traftirt und war mit einem der» 
jelben gegen Sonnenuntergang nad dem Gehöfte in Kokozynowo zurüdgekehtt. 


Hier war inzwilgen die Ermordung des Dito Krohn bekannt geworden, 
Nowal wurde bei feiner Ankunft wegen derfelben zur Rede geftellt und obgleich er 
jede Schuld beftritt, doch in ein »Ställden« geſperrt. Aus dieſem ift er, wie man 
nad einer halben Stunde entdedte, durch das Feuſter, deſſen Drahtgeflecht er ber- 
außgeriflen hatte, entfloben. Die fofort angeftellte Verfolgung blieb fruchtlos, und 
gelang ed unauögefegter Forſchung ungeachtet erjt faft ein Jahr fpäter feiner wieder 
babhaft zu werden. 

Bei einer Revifion ber Gefängnifle zu Schroda am 21. Juni 1864 fiel 
nämlid dem Unterfuhungsrichter die Mehnlichkeit eined Gefangenen, der fih Stell- 
mucher Valentin Stryzewsli nannte, und mit vielen Anderen wegen Betpeiligung 
am Aufſtande inhaftirt war, mit der Beſchreibung des verfolgten Nomwal auf. Der- 
jelbe gab aud zu, daß er Joſeph Nowak heiße, wollte jedoch niemald in Kotozynowo 
oder Borowo geweſen fein. 


Auch ald er von dem Stellmader Sachweh, dem Vogte Mydzkowiat und 
von Benjamin Krohn auf dad Beſtimmteſte ald jener verfolgte Nowal rekognoszirt 
worden, blieb ex bei feiner Angabe, räumte dann aber ein, während ber Ernte 1863 
fi in Kolkozynowo aufgehalten zu haben, 

Joſeph Nowak, ift jegt 24 Jahr alt. Mit fehr geringen Schulfenntniffen, 
ba er nur während zweier Winter die Dorfihule beſucht bat, erwarb er ſich 
ald Dienſtknecht feinen Unterhalt. Ende März 1863 verließ er feinen Dienft in 
Lubofin bei Samter, ſchloß fidh feiner Angabe nah dem Taczanowskiſchen Corps an 
und machte in diefem die Gefechte bei Ignacewo, Grochowo und Kolo mit. Dann 
fehrte er im Juni 1863 wieder nah Preußen zurüd und bielt fi biß zu der oben 
erwähnten Flucht dort auf. Diefe führte ihn, wie er fagt, nochmals nad Polen, 
doch kam er nad kurzer Zeit wieder zurüd und vermeilte in der Näbe von Samter, 
bi8 er dort megen Diebſtahls verhaftet und durch Erkenntniß des Kreisgerichts zu 
Samter, zu drei Monaten Gefängniß verurtbeilt wurde. Nah Verbüßung 
diefer Freiheitsſtrafe ſchloß er fih einem Zuzüglerhauſen an, ber indeß diel- 
ſeits am Uebertrit verhindert und zerfprengt wurde. Dann wurde Nomal 
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er wegen Landftreihend verhaftet und durch Erfenntnif des Kreisgerichtb zu 
Wreſchen vom 6. Mai 1864 mit einer Woche Gefängniß beftraft und nad deren 
Verbüßung in die Korrektiondanftalt zu Koften auf fernere drei Monate gefchidt. 
Von dort wußte er zu entfpringen und begab ſich in die Schrodaer 5 wo er 
wegen Betheiligung am Aufſtande wieder verhaftet wurde und endlich als der wahr- 
ſcheinliche Mörder des Knaben Krohn erkannt worden iſt. 

Nowak hat jede Schuld an dieſem Morde beharrlich in Abrede geſtellt. An- 
fang8 gab er nur zu, im Kruge zu Borowo gemwefen zu fein, als ein Deutfcer, 
ihm unbelannter Junge dorthin nah Schnaps gefommen ſei, beftritt aber, biefem 
Knaben gefolgt zu fein, ferner au, daß er an jenem Tage den Myszkowiak oder 
Andere aus einer kantigen Flaſche traktict habe. Letzteres hat er fpäter zugeftanden 
und mollte die Flaſche von zwei Infurgenten aus Dofen erhalten haben, mn Einer 
ein Schuhmacher Grohomäti, der Andere ein ibm dem Namen nad unbefannter 
Bäder gi fei. Ebenfo hat er eingeräumt, zu Myßzkowiak gefagt zu haben, er 
babe den Jungen erfhlagen, doch habe er died, angetrunfen, nur im 
Scherze geäußert. 

In der Verhandlung vor dem Schmwurgerichte bat er behauptet, daf er an 
dem Tage, ald zwei Inſurgenten, die er jegt ald Grochowsli und dem ihm bem 
Namen nad nicht befannten Bäder bezeichnet, von der Militair-Patrouille verhaftet 
worden, gar nicht in Borowo gewefen fei. Am Tage des Mordes habe er fi) wohl 
in der Schenke zu Borowo Krug aufgehalten, aud dorthin einen Snaben fommen 
feben, body fei ihm biefer gänzlich unbefannt gemefen, und —* er auch damals nicht 
zu Lukowstki und Guntſch geäußert, daß dies der Knabe ſei, welcher die Inſurgenten 
verratben. Erſt $ Stunde nach deſſen Entfernung ſei er fortgegangen, und zwar 
babe er, während ber Weg nah Borowo Hauland links ab führt, die rechts ab« 
ebende Straße nad Kokczhnowo eingefhlagen und auf diefer micht weit vom Kruge 
die beiden oben bezeichneten ——— ‚getroffen, melde unter der Aeußerung, fie 
würden aleich wiederkommen und eö fei ein Deutfcher weniger, ihm eine rothe acht- 
fantige Flaſche zum Halten gegeben hätten. Da fie aber nit bald zurückgekehrt, 
fei er weiter gegangen. Den ferneren Weg bat er mit den Ermittelungen überein- 
ftimmend — aber beftritten, zu m... felbft nur im Scherze geäußert 
zu vn —* er den Deuiſchen erwürgt; oder dies in der Vorunferſuhung juge- 

eben zu haben. 
s Diefe Behauptungen find, vom Ergebnifle der Unterfuhungen abweichend, 
durch Festere vollftändig widerlegt, und wenn er jeßt den Verdacht auf jene beiden 
arretirten Inſurgenten zu lenten verfucht, fo ift ein folder Verdacht nad) allen Er. 
mittelungen völlig grundlos. 

Die Namen jener beiden Derfonen find nicht feſtzuſtellen geweſen. Es bat 
aber, wiewohl zu jener Zeit fich viele nfurgenten in der Gegend aufgehalten haben, 
unter ihnen fein Zeuge die von Nowak bezeichneten Perfonen gefannt. Der Schenter 
Sutowsti will im Gegentheil damals gehört baben, daß der Fine jener Arretirten 
ein Pehrerfohn aus Dolzig geweſen fei, und bezeugt, daß Beide an bdemfelben Tage 
wieder freigelaffen, von ihm nur noch zwei oder drei Tage bindurd in Boromo 

efehen worden, ohne daß fie aber jemals in feiner Gegenwart über den Merrath 
eg Dtto Krohn gefproden hätten. Der Stellmacher Sachweh bat ſich der Anmefen- 
heit eines Schuhmachers Grohomäfi zwar erinnert, ohne die Zeit derſelben angeben 
u können, doch bat der Vogt Myszkowiak befundet, daß ein Schuhmacher Gro- 

owsti aus Kurnit erft einige Wocen nach dem Morde nah Kokczynowo gekommen 
fei. Diefer Grochowski ift im Kurnik nicht aufzufinden gewefen. 

Nach polizeilichen Ermittelungen hatte fih en Schuhmacher Grodoläfi aus 
ofen am Aufftande betheiligt, doch hat diefer eidlich in Abrede eftellt, überhaupt 
in jener Gegend gemefen zu fein, auch bat Nowak anerkannt, bob er nicht die von 
ihm gemeinte Derfönlichkeit fei, 
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Nah alledem wird die von Nowak vorgebrachte Bekhuldigung jener beiden 
Infurgenten nur ald leere Ausflucht anzuſehen fein, melde ihn zu exlulpiren im 
feiner Weife im Stande ift. 

Denn dad einzige für den Mord erfindliche Motiv — Rade für ben Ber 
rath am den nfurgenten — weiſt auf ihn bin, er ift, nachdem er noch kura borher 
wiederum eine auf dad gemannte Motiv deutende feindlihe Weußerung über Dito 
Krohn gethan, hr auch über die Identität des Krohn noch befonder® durch bie 
frage, ob er in die Schule gehe, dergemiffert hat, diefem nachgefoigt, und während 
der Zeit, in mwelder der Mord verübt worden, nirgends gefehen worden. Dann, 
und zwar entfpricht diefe Zwifchenzeit bem zurüdgelegten Wege und der durch Die 
That gebotenen Verzögerung völlig, ift er der zuerſt bon ihm eingeſchlagenen Rid- 
tung gerade entgegengefept von feinem Aufenthaltsorte angetommen, und bat fih im 
Befhe der dem Ermorbdeten abyenommenen kantigen rothen Flaſche befunden. 

Welch befonderd gefährlihed Gewicht er ſelbſt diefem legten Umftande bei- 
gelegt bat, geht daraus hervor, daf er zur Magd Kominel, mit welcher er zunächſt 
zufammentraf; als diefe ihn um die Flaſche bat, geäußert bat: 

wenn Du mir wer weiß was gäbefi, fo gebe ich fie Dir doch 


nicht!« 

die Flaſche dann, ehe er fie dem Mpäzlowiat anbot, auf dem Felde im Roggen ber- 
ftedt hatte, und fie endlich, als fie geleert war, geitändlic mweggeworfen hat. Auch 
im Laufe der Unterfuhung ift er der Schwere diefed Indiciums ſich wohl bewußt 
gewefen. Nachdem er anfünglid ben Befip der Flaſche ganz abgeleugnet, hat er, 
ald er dieſen einräumen mußte, den Erwerb durch die Ungabe: er babe fie von un- 
bekannten Inſurgenten erhalten, zu erfläcen verfucht, gleichzeitig aber beitritten, den 
Befip je in Abrede geftellt zu haben. 

Der von ibm angegebenen Erwerbbart — die gewöhnlihe Angabe der Ber- 
brecher — fteht entgegen, daß die Derfonen, von melden er bie frlafche erhalten 
haben will, allen Ermittelungen nach zu jener Zeit fib gar nidt in der bortigen 
— *— aufgehalten haben, ſowie ferner, daß er fie zu einer Seit erhalten haben 
will — nachdem er eine kurze Strede vom Wirthöhaufe zurüdgelegt — im welchet 
der Mord noch gar nicht verübt fein konnte. 

Wie fhon diefer Befig bed dem Ermorbeten abgenommenen Guteß ben 
Nowak der That auf bad dringendfte verdächtigt, fo tritt ein fernered Indicium hin 
zu, dad allein ausreichend ift, Dies gweifel darüber: 

wer der Thäter gewelen ! 
zu beben, und ihn in bem Nowak erfennen zu laffen, 

Derfelbe hat nämlih niht nur jene rothe Flaſche des Ermorbeten ‚gehabt, 
fondern ambererfeitö find auch bei der Reiche zwei dem Nomal ‚gehörende Gegenſtände 
gefunden, und mit dem einen derjelben it der Mord felbft außgeübt worden. 

Wie oben erwähnt, war um den Hald der Leiche ein Riemen. umfchlungen 
und diefen Riemen hat biß dahin Nowak getragen. Er hat zwar geleugnet, den · 
felben je beſeſſen, oder auch mur gefeben, überbaupt zu jener Zeit einen Leibgurt 
getragen zu haben, indeß ift nicht nur fefigeftellt, baf Nowak zur Zeit feines ‚Auf 
enthalt? in Kolczynowo gewöhnlich einen Riemen getragen, foubern jener bei ber 
Leiche gefundene Riemen ift mit ber größten Beftimmtheit an feiner Farbe, bem 
ganzen Audfehen, der Breite, der Schleife, der Schnalk, vor Allem aber an 
einem etwa 2 Boll langen Einfhnitte unter der Schleife, von Guntſch 
und Sachweh ald der des Nowak rekognoszirt werben, und bezeugt einer ber Re 
fognodzenten, der Zeuge Guntſch, nod ausdrücklich, dab er dieſen Riemen kurz 
vor der That am ihm gefeben babe. 

Es ift ferner der in ber Nähe der Leiche borgefunbene Hafelnufftod, ben 
Nowak getragen zu baben beftritten bat, von Guntſch an den Knorxren und Hafen 
ald derjenige mit Sicherheit wiedererfannt worden, melden Nowak noch geführt, ald 
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er zu Eufowäli und Guntſch in die Schmiede gekommen war und erzählt hatte, daß 
Dtto Krohn in dem Kruge fei. 

Zu bdiefen Indicien, welche einen Zweifel an der Schuld ded Nowak nicht 

Dale und offenbar auch bei den Gejchworenen die Ueberzeugung: daß Nowak der 
örder ded Knaben Krohn feir herborgerufen haben, kommt noch beffen außergericht- 
liches Geſtändniß dem Vogt Myszkowiak gegenüber. 

Wenn Nowak in der Vorunterſuchung daſſelbe als im Scherze geäußert bin 
ſtellt und es dadurch zu erklären ſucht, daß er etwas betrunken geweſen, und wenn 
er es ferner vor dem Schwurgerichte ganz in Abrede genommen hat, ſo kann nach dem 
eidlichen Zeugniſſe bed Myszkowiak ebenſo wenig Die Thatſache des Geftändniffe® 
ſelbſt bezweifelt werden, ald es glaublich iſt, er babe damit nur und zwar in trun— 
fenem Muthe einen Scherz getrieben. Denn als er ben Krug verlief, war er nad 
dem Seugniffe der Schänterin Lukowska nicht betrunken, oder auch nur angetrun- 
en, er nabm ſich aud feinen Branntwein mit, und wenn er auc, mie allerdingb 
wabrfcheinlih, aus der dem ermordeten Knaben abaenommenen rothen Flaſche dem- 
nächſt getrunken haben wird, fo ift die Quantität bed darauß genoffenen Brannt- 
wein nicht fo groß gemelen, daß er dadurch betrunfen gemorben fein könnte. 
Diefelbe enthielt, wie oben bemerkt, nur überhaupt ein Duart, und von biefem haben 
fo viele Derfonen, denen Nowak fie zum Trinken gereicht, ent daf er felbft 
durch dad auf ihn gefommene Theil ded Branntweind nicht füglih zum Trunfenfein 
ebracht worben fein fann. Der Grund zu feiner Mittheilung an Myszkowiak, er 
abe einen Deutſchen ermordet, wird cher darin zu fuchen fein, daß Nomat geglaubt 
bat, Myẽzkowiak werde ald auter Pole eine ſolche Nachricht nur beifällig aufnehmen. 
Ueberbaupt ift bie ganze Art ber Bertbeidigung des Nowak dazu angetban, bie 
Ueberzeugung von feiner Schuld nur zu —— Nicht nur, daß er alle ibn be- 
taftenden Momente, obwohl fie durch glaubmwürdige Zeugniſſe klar erwiefen find, ber 
barrlich geleugnet, er bat ſchließlich auch durch fünftliche Mittel feine Relognition zu 
bintertreiben verfucht, indem er fein »rothes lodiged Sanpthaar« zur Verhandlung vor 
dem Schwurgerichte forgfältig gefäimmt und ibm durch ftarfe Einfettung eine dunklere 
ärbung zu geben rar bat, fo daß ed ibm hierdurch indefien nur bei wenigen 
— gelungen iſt, dieſe in ihrer Rekognition ſchwanklend und irre zu machen. 

Die Geſchworenen haben denn ſchließlich durch ihr Verdikt auch feſtgeſtellt, 
daß ber Angellagte Nowal der Mörder ded Knaben Krohn ſei. 





IL 
Unterfuchung wider den Kürfcnergefellen Sujkowski. 


Durch Erkenntniß des Schwurgerichts zu Thorn vom 18, März 1865 ift 
I) der Kürfpnergefelle Johann Sujlomsti aus Schönfee im Kreiſe 
Thom, 
2) der — Joſeph Bialeckt aus Podgorz in demſelben 
Kreiſe 


wegen Mordes 
zur Tobeöftrafe, 
und 


816 Drei politifche Morbthaten. 


3) ber Schmiebelehrling Simon Eiehomäti aus Dzwierzno im Kreiſe 
Kulm 
wegen Theilnabme an einem Todtſchlage 
zu lebenslängliher Zuchthausſtrafe 
berurtbeilt worden. 

Im Fräühjahr 1864 — zur Zeit der Volnifhen Inſurrektion — fanden 
Preußiſche Truppen unter dem Kommando des Lieutenant Kudein vom Oftpreufi- 
ſchen Ulanen « Regiment Nr. 8. zur Bewadung der Grenze in Eljanowo, einem 
Dorfe im Kreife Thorn. Gegen Ende des Monat? April — wahrfheinlid am 21. — 
machte der Sergeant Krüger dem genannten Lientenant die Meldung, daß nad) einer 
ihm zugenangenen Mittheilung Polnifhe Infurgenten, unter Leitung bed türfhner- 

efellen Sujtowski, an bem bei dem Dorfe Sablonowo gelegenen See Egerzier- 
ebungen halten follten. Kudein ritt in folge deſſen mit einem Detadyement nach 
Sablonowo hinüber, fand bier zwar feine Infurgenten, umzingelte jedod eine in der 
Nähe def Stes gelegene Fiſcherhütte, in weſcher er Aufſtändiſche vermuthete, fand im 
ihr aber nur den Kürfchnergefellen Sujkowski mit mehreren anderen Perſonen, bie, 
weil fie fi) legitimirten, nicht weiter bebelligt wurden. 

Die erwähnte Mittheilung über die Egerzier-Uebungen der Inſurgenten war 

dem Sergeanten Krüger von dem Stellmader Rafalski aus Sablonowo gemacht 
worden. Kurze Zeit darauf verfhwand Rafaldli, und ed ging dad Gerüdt, daß 
derfelbe von den Polen zur Strafe für feine Verrätherei getödtet und fein Leichnam 
in den Sablonowoer See gemorfen fei. Dies jollten Polen im Rauſche er- 
ählt haben. 
— Am 16. Juli 1864, alſo mehrere Monate ſpäter, ließ der in jener Gegend 
mit feiner Kompagnie ftationirte Hauptmann Hallierſch in Gemeinſchaft mit dem 
Gendarm Helbing in jenem See Nachſuchungen nah dem Leichname des Rafalsti 
anftellen. Nachdem ibre Bemühungen längere Seit obne Erfolg geblieben waren, 
wurde an einer bon dem Müller Mielau aus Sablonowo vorher bezeichneten Stelle, 
unter Schilf veritedt, eim befleideter männlicher Leichnam gefunden. Derſelbe war 
bereits ſoweit in Fäulniß übergegangen, daß ſich aus den Geſichtszügen oder Körper- 
formen die dentität der Leiche mit dem verſchwundenen Rafaldfi nicht mehr feit- 
ftellen ließ. Indeſſen haben mehrere Perfonen die an dem Leichnam borgefundenen 
Kleidungsſtücke, namentlih dad ſchwarze Vorbemde, ſowie die langen Stiefeln, mit 
vößter Beftimmtbeit ald diejenigen wieder erfannt, welche Rafalski unmittelbar vor 
ea Verihmwinden getragen bat. 

Bei der weit vorgefchrittenen Verweſung bat ſich durch die gerichtliche Set- 
tion und Obbduftion eine beftimmte Todesurſache — wenigſtens mit völliger Sicer- 
beit — nicht ermitteln laffen. Indeſſen deutete der Befund an dem Halfe der Leiche 
mit höchſter Wahrſcheinlichkeit darauf bin, daß Rafalski den Tod durd Erdroffelung 
geitorben it. Der Hald war nämlidy zunächſt mit einem wollenen Shawl loſe um- 
widelt, und unter dieſem Shawl, unmittelbar auf den Muskeln, zwiſchen Kehlkopf 
und Zungenbein, befand ſich ein F Zoll breiter lederner Riemen, welcher mittelft einer 
daran befinblichen Schnalle fo feit um den Hald zugefhnürt war, daß man trog der 
bereit3 eingetretenen Vermefung nur mit Mübe einen Finger bindurchfteden konnte. 
Nah Ablöfung ded Riemens zeigte fid an dem Halfe eine deutlih ausgeprägte, 
mebrere Linien tiefe und 4 Soll breite Strangulationsmarle. Zwar ift nah dem 
Gutachten der Gerichtäärgte das Vorbandenfein diefer Strangfurde für fi allein 
zur Konftatirung des Erdroffelungstoded nit ausreichend, da eime folde Furche 
nach dem Tode ſich fo beritellen läßt, daß fie von einer im Peben erzeugten nicht 
zu unterfheiden iſt, die andermeitigen Merkmale des Erdroffelungstoded aber an dem 
ſtark verweſten Leichnam fi nicht haben nachweiſen laffen. Indeſſen fchließen bie 
Aerzte aus der Beſchaffenheit der Strangfurde, fowie aus einigen anderen Umftän- 
den, daß jedenfalld Selbfterdroflelung nicht vorliege, vielmehr Rafaläfi mutbmaß- 
lich durch die Hand eine Dritten erwürgt worden fei. 
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Diefe lediglich auf Grund des objektiven Befundes an ber Leiche ſelbſt von 
den Gerichtsärzten ausgeſprochene Vermüthung wird aber durch die anderweitigen 
Ermittelungen der Unterſuchung der Art unterftügt, daß in objektiver Beziehung die 
Erdroffelung de? Rafalski durd fremde Hand ald völlig erwiefen anzufeben ift. 

Der Verdacht der Thäterihaft lenkte fi auf 

1) den Kürfchnergefellen Johann Sujtowski, 25% Jabre alt, katholiſch, un« 
verbeirathet, in feinen Militairverhältniſſen ftebend und, foviel befannt, 
bißher noch nicht beftraft ; 

2) den Fleiſcherlehrling Joſeph Bialedi, 19 Jahre alt, katholiſch und 
während dieſer Unterſuchung durch rechtskräftiges Erkenntniß des 
Schwurgerichts zu Thorn dom 8. März 1865 wegen Raubes unter 
erſchwerenden Umſtänden zu 13 Jahren Zuchthaus verurtheilt; 

3) den Schmiedelehrling Simon Ciechowsti, 20 Jahre alt, katholiſch, nicht 
Soldat und biöber noch nicht beftraft. 

Diefe drei Derfonen baben während einiger Wochen im Königreihe Polen 
an den Kämpfen der nfurgenten gegen die Ruffifche Regierung Theil genommen. 
Sujfomöfi indbefondere bat nad feiner Rückkehr nad Preußen aud bier eine gewiſſe 
Tätigkeit im Intereſſe des Polniſchen Aufitandeß entwickelt. 

Im Laufe der gerichtlichen Unterſuchung find von ſämmtlichen drei Ange- 
ſchuldigten — zuerſt von Ciechowsti — Geftändniffe ibrer That abgelegt worden. 
Diefe Geftändnife, obwohl fie in Betreff verſchiedener Einzelbeiten von einander ab- 
weichen, ftimmen doc in fofern überein, al® die Angeſchuldigten zugefteben, den Ra— 
falafi erwürgt zu baben, und zwar aus Rache, weil derfelbe Dolen an die Preußi- 
ſchen Sn berratben babe. Der Inhalt ihrer Geftändniffe ift im Wefentliben 
folgender. 
. Sujfowäfi gab an: er habe etwa 14 Tage vor Dftern 1864 durch einen 
unbefannten Boten einen Brief der Dolnifhen Nationalregierung erhalten, in welchem 
er, unter Drobungen für den Fall der Nichtbefolgung, aufgefordert worden, an Ra- 
falski, welder wegen feiner Verrätbereien gegen Polen von der National-Regierung 
zum Tode verurtheilt fei, das Todedurtbeil zu bollftreden. Aus Furcht vor der ibm 
angebrobten Strafe fei er entichloffen gemwefen, den ihm ertheilten Auftrag außzufübren, 

Am Sonntage,nab Ditern, alfo etwa 3 Wochen fpäter, babe er den Ra- 
falati in der Lewinſchen Schänte in Schönfee getroffen und befchloffen, nod an dem» 
felben Tage dad Todesurtbeil zu vollitreden. Demnächſt habe er den in der Schänfe 
ebenfalld anweienden Fleiſcherlebrling Bialecki aufgefordert, ihm bei der That bebülf. 
lich zu fein, und von demfelben fofort eine zufagende Antwort erhalten. Als Rafalski 
kurze Zeit darauf — es war Nachmittags — die Schänfe verlafien babe, feien fie dem- 
feiben auf dem Wege nah Sieratomo gefolgt. Rafaläti habe den Weg in Gefell- 
{haft des Bauer Liedtfe aus Sierafomo gemacht, fi jedoh an diefem Dorfe von 
demfelben getrennt, und fei demnächſt, nah anfänglihem Wiberjtreben, in Gemein- 
fbaft mit Sujfowäfi und Bialedi zu dem Müller Mielau in Sablonowo gegangen. 
Hier babe Rafalski fi geweigert, mit ihnen weiter zu geben; er — Sujlowäti — 
babe ibn jedoch unter dem Vorgeben, daß fie zu dem Inſpektor Stürmer nad Or- 
cebomfo geben wollten, zum Weitergeben veranlaft. Nach furzem Aufenthalt bei 
bem Müller Mielau feien fie — Sujfomäfi, Bialedi und NRafaldti — von bier aufe 

ebrocen und zwar in Begleitung des Schmiedelebrlingd Simon Giebomäli, welder 
fi ibnen in Sablonowo freiwillig angef&lofien babe. Yon Sablonowo aus fein fie 
in der Nichtung nah dem Sablonowoer See zu gegangen. In der Nübe des Sees 
angelangt, bätten fie fi in einem Graben neben dem Wege niedergelaffen. Hier 
babe er — Gujtomäti — dem Rafaläli feine Verrätherei vorgehalten und ihm er. 
öffnet, daß er zur Strafe dafür, auf Befehl der National - Regierung, an diefer 
Stelle den Tod erleiden folle. Rafalsli habe hierauf erwidert: ex müfle zugeſtehen, 
daß er ein Verrätber geweſen fei; er möchte zwar germ noch meiter leben, habe ex 
aber den Tod verdient, fo wolle er ihm auch erleiden, 
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„Nunmehr — führt Sujkowbli in feinem Geftändniffe wörtlih fort — mußte 
Rafalski auf meinen Befehl niederknien. Alsdann fprac er auf meinen weiteren 
Befehl in kniender Stellung: 

»»efud, Maria, beiliger Joſeph, erbarme dich deB armen Sünbers!«« 
und flug ſich dabei einige Male mit der Fauſt genen die Bruft. Als died aefche- 
ben war, gab ich dem Rafaläfi, während er noch fniete, mehrere Schläge mit der 
flahen Hand in das Gefiht. Ciechowsti und Bialedi ftießen ihn mun, % daß er 
auf den Rüden zu —— kam. Ciechowski kniete auf ihm, und er oder Bialecki 
fchnallte, ohne daß dies votber zwiſchen und verabredet war, dem Rafalski den 
ledernen Riemen ab, welchen derſelbe als Gurt über feinen Beinkteidern trug. Sch 
hatte den Hinterkopf des Rafalski ergriffen, und bob bdenfelben ein ur Se die 
Höhe. Ciechowski legte daß untere Ende des Riemend um den Hals ded Rafalski 
und zog daß andere Ende bed Rlemens durch die Schnalle, fo daß der Hals in ber 
Schlinge ftedte. Demnädft zog er die Schlinge feft zu. Bialecki hat, während dies 
geſchah, ben Rafalski auf der Erde feftgehalten. Letzterer leiftete gar feinen Wider- 
ftand, und war nad etwa 2 Minuten, nachdem er einige Mal mit den Armen ge- 
zudt hatte, ohne Gebendzeichen...... & 

Bei der Beifeitefhaffung des Leichnams find Suſtowski und Binledi nicht 
zugegen gemefen. Beide baben fih nad vollbradter That zu dem Wirthſchafter 
Stahomwäti in Sieratowo begeben — derſelbe ift angeblich früher Unteroffizier bei 
den Polniſchen nfurgenten gewefen — und haben denfelben von der Ermordung 
des Rafaldti mit dem Erfuchen in Kenntniß gefept, für die Beerdigung der Leiche 
Sorge zu tragen. Auf Unordnung des Stachowski ift demnächſt die Leiche von 
Ciechowoͤli und dem Käthnerfohn Tarczeınbomäfi von der Mordftelle nah dem Sa- 
blonowoer See gefhaftt und bier derientt worden. Der zur Erdroffelung benußte 
lederne Riemen ift, mie alljeitig anerfannt wird, von dem Halſe der Leiche nicht 
wieder abgenommen morben. 

Der Angefhuldigte Bialedi geſtand ebenfalld zu, daß er am Sonntage nad 
Oftern 1864 mit Sujtowäti und Nafaldti in der Levinſchen Schänke zu Scönfee 
zufammengetroffen fei, daß Sujkowsti ibm von den Verrätbereien des Rafaldfi und 
von feiner Abficht, denfelben zur Strafe bafür au tödten, Mittheilung gemacht babe, 
und daf er — Bialedi — auf Andringen des Sujtomäti ih babe bereit finden 
laffen, legterem bei ber That behülflich zu fein. 

Den weiteren Verlauf der Ereigniffe: dad Verlaſſen der Levinſchen Schänte, 
bie Einkehr bei dem Müller Mielau,; den Aufbruch nad dem Sablonomwoer See, fowie 
das Nieberlaffen in einem Graben in der Nähe dieſes Sees, ftellt Bialedi in der- 
felben Weiſe dar, wie Sujlonsti. — weichen ſeine Angaben in Betreff des 
Akteb der Tödtung von der Ausſage des Sujkowski im Einzelnen ab. Nah Be- 
bauptung bed Bialedi hat nämlib Sujlomsti, — nicht, mie legterer angab, Cie- 
homsti — dem Rafalski den ledernen Riemen vom Leibe gelöſt, benfelben um den 
Hald ded Rafalski gefhnallt und fo lange daran gezogen, bi der Erdroffelungdtod 
eintrat. Er felbft habe, um den Mafaldti mwiderftandsunfäbig zu maden, auf der 
Bruft deffelben gefniet und einen Arm des Rafalski feftgehalten, während Ciechowski 
auf den Beinen beffelben gelniet habe. Die Art und Weiſe, wie Rafaldfi ums 
Leben gebracht werden follte, fei zmifchen ben Thätern vorher nicht verabredet wor- 
den, vielmehr babe ein jeder von ihmen bei Ausführung der That nah augenblid- 
licher Eingebung gehandelt. 

Der dritte Anaefhuldigte, Simon Tiehomßli, hat ben Sachhergang im all- 

emeinen in berfelben ge gelilbert, Rückſichtlich feiner eigenen Betbeiligung bei 
* That gab er an, daß er ſich den beiden anderen Angeſchuldigten, als fie mit 
Rafalsti von der Wohnung ded Müller Mielau nad dem Sablonowoer See gegan- 
en feien, nur deshalb angefchloffen babe, um feine Schwefter in Orcechomfo zu be- 
En Don der Abſicht der beiden Mitangefchuldigten, den Rafaldti unterwegs zu 
tödten, habe er erft in dem Mugenblid Kenntniß erhalten, als Sujkowski dem Ra- 
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falafi eröffnet babe, daß er zur Strafe für feine Berrätherei den Tod erleiden folle. 
Rad Angabe des Ciechowäfi hat Sujtowäfi den Rafalsti durch Zuſchnürung des 
Riemend erwürgt. Er felbjt babe auf ber Brufi bed Rafalski gefniet, während Bia- 
fedi den Kopf deffelben nach unten gedrüdt habe. 

Bei der mündlichen Berbandlung der Sade vor ben Geſchworenen find bie 
Angefhuldigten bei ihren in der Vorunterſuchung abgelegten und mit den anderwei- 
tigen Ermittelungen im Wllgemeinen übereinftimmenden Geftändniffen im Wefent- 
lichen verblieben. Alle drei ec ng te find nunmehr darin einig, daf die Sand- 
lung des Erwürgens durch Zuziehu es Riemen? von Sujlowäti ausgeführt ift. 
Dagegen weichen fie darin von einander ab, mer von ihnen ben Ricmen von dem 
Leibe des Rafalst zetöft umd um den Hals deſſelben geihnallt habe. Nach Angabe 
ed Sufkowsti fallen diefe Handlungen dem Ciehomwäti zur Laft; Ciechowski hat in 
diefer Beziehung zunächft den Sujfowäfi und fpäter, unter Widerruf feiner früheren 
Angabe, den Biatedi bezüchtigt; Bialedi begüchtigte anfänglich ebenfalld den Suj- 
kowoti und geſtand fchließlih ein, die erwähnten Handlungen felbft verübt zu baben. 

Nach diefem Ergebniffe der Unterfuhung ift al völlig erwiefen anzufehen: 
1) daß der bon dem Hauptmann Hallierfh und dem Gendarm Selbing 
in dem Sablonowoer See gefundene und wegen der bereitö weit bor« 
gefbrittenen Verweſung nicht mehr deutlib erkennbare Leihnam ber 
Körper des berfchwundenen Stellmaderd Rafalski geweſen ; i 
3) daß Rafalsti den Erdrofielungstod durch fremde Hand geftorben ift; 
3) daß diefer Erbroffelungdtod dur die gemeinſchaftliche Thätigkeit der 
drei Angeſchuldigten herbeigeführt worden ift. , 
Was nun die Verſchuldung jebeß einzelnen der drei eng ig betrifft, 
fo haben bie Gefchworenen bie ihnen im Betreff eines jeben berfelben geftellte 


Frage: 

»Iſt der Ungellagte ſchuldig, im April 1864 gemeinfchaftlid mit einem 

Andern ober zwei Anderen, den Stellmacher Rafalski vorfäglih und 

mit Ueberlegung getöbiet zu haben? , 
in Anfehung des Sujtomäti mit mehr als fieben Stimmen bejaht, in Anfehung bed 
Bialedi der Hauptſache nad ebenfalld mit mehr als fieben Stimmen und nur rüd- 
ficpttih des erſchwerenden Umſtandes der Ueberlegung mit fieben gegen fünf Stim- 
men bejaht, in Anſehung bed Giehomäfi verneint. Dagegen baben fie ben lept- 
genannten Angeklagten mit mehr als fieben Stimmen für ſchuldig erklärt: 

dem Thäter bei denjenigen — 1 welche die That vorbereitet, er- 

leichtert oder vollendet haben, willend, ah der Thäter ben Rafalski vor- 

fäglich tödten mollte, Hülfe geleiftet zu baben, 
und zwar mit dem Zufage, baß dieſe Theilnahme eine wefentliche geweſen ſei. 
Rücfichtlich ded Angefauldigten Binledi bat der Gerichtshof ben mit fieben gegen 
fünf Stimmen gefaßten Beihluß der Gefchiworenen — wie aud dem Berichte — 
Schwurgerichts · Vorſthenden hervorgeht, einftimmig — dahin ergänzt, daß * 
bei der dorfhlichen Tödtung des Rafaisti auch mit Uberlegung — * or 

Die materielle Richtigkeit diefer Über die drei Angeklagten gefällten Schuld« 
fprüce unterliegt keinem Bedenten. Denn 
1) Sujlomäti genteht felbft zu, bereitö einige Wochen bot Dftern 1864 den 

Entfehluß, den Rafaldti zu töbten, gefafit zu haben. Diefen Entſchluß hat er mehrere 
Mocen mit fib berumgetragen und eimen günftigen Augenblid zur Ausführung 
beffelben abgewartet. An dem Mite der Tödtung bat er feinen eigenen Ungaben 
nad) einen hervorragenden Antheil genommen. n&befondere bat er in Ueberein- 
fKimmung mit dee Ausſage ber beiden Mitangefhuldigten ſchließlich guge ander, daß 
er durch Zuziehung des Riemens ben Rafaldfi erwürgt habe. Ferner hat er nach 
Ausfage der beiden Mitangefepuldigten den Mafaldki, als zu deſſen Tödtung geihrit. 
ten werben follte, zur Erde geftoßen, und nach feiner eigenen Angabe in dem Augen. 
blide, als Bialedi den Riemen um den Hald ded Rafalsti fhnallte, den Kopf des 
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letzteren in die Höhe gehoben, wobei jedoch bemerkt werben mag, daß eß für bie 
rechtliche Beurtheilung der That von geringer Bedeutung iſt, wer von den drei 
Angeſchuldigten dieſe oder jene einzelne Handlung verübt hat, da ſämmtliche zur 
Erreichung der mörderiſchen Abſicht von ihnen borgenommenen Handlungen ſich als 
eine untrennbare That darſtellen, für welche jeder der Betheiligten im vollen Lm- 
fange verantwortlich erſcheint. Jedenfalls bat Sujfomäfi — und died genügt, um 
feine Berurtheilung gerechtfertigt erſcheinen zu laffen — bei der Tödtung des Ra— 
falski thätlich mitgewirkt. Daß diefe Tödtung aber von feiner Seite eine. vorfügliche 
geweſen, folgt ohne Weiteres aus der Art feiner Thätigkeit, fowie aus dem fonjtigen 
Inhalt feiner Geftändniffe, und daß feine That aub dad Refultat einer voraus. 
——— Ueberlegung geweſen, ergiebt ſich mit Sicherheit aus dem Umſtande, 
aß zwiſchen dem —— Entſchluß und der Ausführung deſſelben ein Zeit- 
raum bon mehreren Wochen gelegen bat. 

2) Bialedi bat fich feiner eigenen Angabe nah am Nachmittage des in Rede 
ftebenden Sonntagg — möglicherweiſe jedod fhon früber — mit Sujfowäli verab- 
redet, im Laufe deffelben Taged den Rafaldfi umd Leben: zu bringen. Sin dieſer 
mörderifchen Abfiht it er in Gemeinfhaft mit Sujkowski dem Rafalski von der 
Levinihen Schänke in Schönſee bi8 nad Sablonowo gefolgt und bat denfelben von 
bier bid in die Nähe des Sablonowoer Sees begleitet. Bei der Ausführung der 
That bat er in einer Weiſe mitgewirkt, daß an feinem Vorſatze, zur Tödtung des 
Rafalski beizutragen , nicht gezweifelt werden kann. Inöbejondere bat er, wie er 
felbft zugeftebt, den Riemen von dem Leibe beö Rafalski gelöſt und um den Hals 
deffelben gefchnallt ; ferner. bat er, während Sujkowski den Rafalafi durh Zuſchnü— 
rung des Riemend erbrofielte, die Hände bed Rafalski feitgehalten, um benfelben 
widerftandsunfäbig zu machen. Auch Bialedi bat fein Verbrechen ohne Zweifel mit 
Ueberlegung verübt. Denn nimmt man felbft den für ihn günftigften Fall, daß 
er den Entichluß, den Rafaldfi zu tödten, erſt am Nacmittage deſſelben Tage ger 
faßt babe — die Ausführung ift gegen Abend erfolgt — To liegt auch in diefem 
Falle zwifchen Entſchluß und Ausführung jedenfalls ein Seitraum von mehreren 
Stunden, und eö kann nicht bezweifelt werden, daß Bialedi während diefer Zeit zur 
rubigen Erwägung der von ibm beabfichtigten Handlung gefommen ift. Insbeſondere 
aber fpricht für das Vorhandenſein bed erfchwerenden Momented der Lieber» 
legung in Anſehung des Bialedi der Umstand, daß zwiſchen ihm und Rafalski eine 
perfönliche Feindſchaft nicht beitanden, und daß nicht etwa augenblidliche leidenfchaft- 
liche Aufregung in Folge eined voraudgegangenen Streited, fondern die Leberredung 
von Seiten des Sujfomäti und das eigene Verlangen, den Rafalöfi für feine Ver— 
rätberei zu ftrafen, den berbrecerifhen Entſchluß bei Binledi hervorgerufen bat, 
mitbin anzunehmen ift, daß Bialedi diefen Entſchluß bereit? im Zuſtande leiden- 
ſchaftsloſer Ueberlegung gefaßt und in demfelben Zuftande ausgeführt bat. 

3) Ciechowski behauptet, fi dem Sujtomwäfi, Bialedi und Rafaldfi auf ihrem 
Gange nah dem Sablonowoer See nur zufällig angeihloffen und von der Abficht 
der beiden erjtgenannten Perfonen, den Rafalski unterwegs zu tödten, nichts ge- 
wußt zu haben, Diefe von ben beiden Mitangeichuldigten beftätigte Behauptun 
wird durch die fonftigen Ermittelungen der Unterfubung nicht widerlegt, und i 
daber bei Beurtbeilung feiner Verfhuldung als richtig zu Grunde zu legen. Mit 
Recht haben daher die Gefhworenen in Anſehung des Ciehomäli den erſchwerenden 
Umftand der »Ueberlegunge verneint und denfelben nur der mefentliden Thbeil- 
nahme an einem Todtſchlage für fhuldig erklärt. Denn daf feine ner 
ten den Vorſatz batten, den Rafaldki zu tödten, war dem Ciehomäfi durch bie 
Eröffnungen, welche Sujkowski dem Rafaläti auf der Morbdftelle machte und durch 
die darauf folgenden Handlungen der Mitangefchuldigten unzweifelhaft befannt ge- 
worden. Bei der Tödtung ib aber bat er feiner eigenen Angabe nad den 
Thätern dadurch meientlihe Hülfe geleiftet, daß ex auf ber Bruft des Rafalsfi ge- 
fniet, oder wie er fpäter angiebt, die Hände deſſelben feitgehalten bat. 
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Wie bereits erwähnt, bat Sujfomäli behauptet, daß er etwa zwei Wochen 
dor Dftern 1864 durch einen unbekannten Boten ein Schreiben der Volnifhen Na- 
tional-Regierung erbalten babe, in welchem er beauftragt worden, an Rafaläfi das 
ZTodedurtbeil zu vollfireden, zugleih mit der Drohung, daß er eine firenge Strafe 
in erwarten babe, falld er diefen Auftrag nicht ausführen ſollte. Dieje Drobung 

be er jo aufgefaht, daß er im * des Ungehorſams, 100 oder 150 Stochſchläge 
erhalten würde. Um dieſer Strafe zu entgehen und zugleich auch aus Aerger über 
die Verrätherei des Rafaldfi ſei er dem ihm ertheilten Befehle nachgekommen. Ebenſo 
behauptete Bialecki bei feiner erften gerichtlichen Vernehmung, daß Sujkowski ihm 
kurze Zeit nad Oſtern 1864 den erwähnten Brief der National » ar ya. borge- 
zeigt babe, mit der Wufforderung, ibm bei der Tödtung des Rafalsli behülflid zu 
fein. Er habe bierauf eingeben müffen, meil in dem Briefe ausdrüclich gelagt ge- 
weſen fei, dad derjenige, welcher ſich weigern follte, dem Sujtowäti bei der Audfüh- 
tung ber That beizuſtehen, aufgehängt werden würde. 

Diefe von Sujkowski und Bialedi im Laufe der Unterfuhung mwiderrufenen, 
demnächſt jedoch bei der mündlichen Verhandlung der Sade, unter Jurüdnabme ded 
Widerrufd wiederholt aufgeftellten Behauptungen find obne Zweifel erdichtet und 
don den beiden VBerurtbeilten augenfbeinlih zu dem Swede aufgeftellt worden, um 
ſich felbft als die Opfer eine gegen fie geübten m. barzuftellen und badurd 
ihre Verſchuldung in einem etwad milderen Lichte eriheinen zu laffen. Denn bie 
andermweitigen Ermittelungen der Unterſuchung gewähren nicht den geringften Anbalt 
dafür, daß Sujtkowski in der That einen Brief des erwähnten —8 von der 
Polniſchen National-Regierung erbalten, oder daß leptere überhaupt in irgend einer 
Weife auf den verbrecheriſchen Entſchluß der MWerurtheilten beftimmend eingewirkt 
babe. Im Gegentbeil laflen die manninfachen Widerfprübe und Unwahrſcheinlich- 
feiten, in welde Sujtomdti und Bialedi fi in diefer Beziebung verwickelt haben, 
mit höchſter Wahrſcheinlichkeit darauf ſchließen, daf ihre Angaben über den Empfang 
des erwähnten Briefes völlig aus der Luft geqriien find, und daß alfo nidt bie 
Furcht vor“der angebliben Drobung Seitens der National-Regierung, fondern dad 
eigene Verlangen der Berurtbeilten, fib an Rafalski wegen feiner Verrätberei zu 
rächen, und da8 Beitreben, dadurd dad Intereſſe der von ihnen begünftigten Pol- 
nifchen Inſurrektion zu fördern, dad Motiv ihres Verbrechens gemefen ift. 

In diefer Beziehung fällt zunächſt ind Gewicht, daß Sujtowski behauptete, 
ba8 Schreiben der National» Regierung fofort nad deſſen Empfange vernichtet und 
daſſelbe Niemand, inöbefondere aub nicht dem Bialedi, pearia! zu haben, mogegen 
Bialedi behauptete, dak ibm dad Ecreiben mebrere Wochen fpäter von Sujtomäfi 
felbft zum Durchlefen übergeben worden fei. ferner haben bie beiden genannten 
Verurtheilten über form, Schrift und nbalt bes —— Briefes einander 
widerſprechende Angaben gemacht; beiſpielsweiſe ſoll nach Behauptung des Sujkowsti 
für den fall des Ungehörſams im Allgemeinen eine ſtrenge Strafe, oder wie er 
fpäter behauptet, eine Anzahl Stodprügel, nad Angabe des Bialedi dagegen der 
ob durd Erbängen angedrobt geweien fein. Sodann aber geſtand Bialedi bei 
einer fpäteren gerichtlichen Vernehmung ein: EN 

Seine Angabe in Betreff ded Briefe der National-Regierung fei eine Lüge 
gewefen. Er babe ben Brief weder felbft gelefen, noch überhaupt eine MWiflenihaft 
davon, daß Sujtowski einen ſolchen erhalten habe. Während der Unterfuhungebaft habe 
er bon feinen Mitgefangenen erfabren, daß Sujtowdti bei feinem erſten Verhöre au®- 

efant babe, er. fei durch einen Brief der National-Regierung und durd die in dem. 
Fiben enthaltene Drohung zu der That vevanlaßt worden. Um feine Ungaben mait 
denen feines Mitfehuldigen in Einklang zu bringen, babe er demnächſt in gleidyer 
Weife audgefagt. Erft am Sonntage nad Oftern — dem Todestage bes Rafalsti — 
babe Sujtomäfi ihm in der Lewinſchen Schänte au Schönfee mitgetbeilt, dab Ra 
falsti zur Strafe für feine Verrätherei aufgebängt werden muffe, und baf er 
— Bialedi — ihm dabei helfen folle. Weder damald nod bei einer anderen Ge- 
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fenenbeit habe Sujlomsti ihm geſagt, daf er don einem Anderen überredet eder fonft 
mmt worden fei, den Rafaldfi umd Leben zu —— 

In gleicher Weiſe dat Suftowsli feine Anga in Betreff des in Rede 
ſtehenden Briefes im Laufe ber Unterſuchung mit dem Bemerken widerrufen, daß er 
don der Polniſchen National-Regierung eine Aufforderung, an Rafalski das Todes ; 
urtheil zu vollſtreckken, niemals erhalten habe. Dagegen trat Sujtumsfi nunmehr mit 
der Behauptung auf, daß er von dem Einſaſſen Jankowsli, einem Schwager des 
Rafaldti, überredet worden fei, den Lepteren zu tödten. Nachdem jebody auch dieſe 
Bezüchtigumg des Jankowski durch bie darüber veranlaßfe Beweisaufnahme ſich als 
unrichtig herausgeſtellt hatte, ſind demnächſt beide Verurtheilte, wie bereit? erwähnt, 
in der Schwurgerichtsſitzung auf ihre urſprüngliche Angabe, daß Furcht vor ber in 
dem Briefe der National-Regierung ihnen angebrohten Strafe das Motiv ihrer 
Handlung gewefen fei, wieder zurücgelommen, ohne jedoch diefe Zurücknahme ihres 
Miderrufd näher zu motiviren. 

Bei diefee Sachlage läht fi ein Anhalt für die Annahme, daß die Verur- 
theilten die Opfer bed von der Polniſchen National-Regierung geübten Terroridmud 
geweſen feien, nicht gewinnen, vielmehr ſprechen alle Umjtände dafür, daß ihre That 
ein Akt felbfiftändiger und perfünticher Race geweſen ift, bei welcher — nas 
tiomaler — mitwirkend geweſen ſein mag. Das ihrer That zu Grunde 
fiegendbe Motiv, möge man daffelbe in einem Auftrage der ſ. g. National-Regierung 
fuchen, mag ed in eigener Radyfucht gelegen haben, erſcheint jedenfalld nicht geeignet, 
eine mildbere Beurtheilung ihrer Verfhuldung eintreten zu laffen, in8befondere kann 
die damals unter den Angehörigen der Polnifhen Natiomalität herrſchende politiſche 
Aufregung als ein folder Milderungdgrand um fo weniger angefeben werden, als 
e8 ſich hier um ein Verbrechen handelt, welches von Preußiſchen StaatBangehörigen 
auf Preußiſchem Staatögebiete verübt ifl, und weil dad Verbrechen de? Mordes aus 
politifhen Motiven begangen, dieſes Verbrechen in feiner vielleicht gefährlichſten 
Geſtalt barftellt. 


III. 
Unterſuchung wider den Wirth Stachowski. 


m Herbſte des Jabred 1863, zur Seit der Polniſchen Infurreltion, wohnte 
im Kreife Lipno im Könſgreiche Polen der Fiſcher Chriſtian Köpfe in einer ein. 
famen Hütte in ber Nähe des Stedliner Seed. Köpfe hatte fih der Sache be# 
Polniſchen Aufftandes nicht angeſchloſſen, fondern ſcheint gelegentlich fogar im Sin. 
tereſſe der entgegengefepten Partei thätig geweſen zu fein. Sierburd bat er fidh den 
Haß der Infurgenten zugezogen und ift ein Opfer ihrer Rache geworben. Welche 
einzelne Handlungen ihm von ber anfftänbifhen Partei zur Laſt gelegt worden ſind, 
bat ſich mit Sicherheit nicht ermitteln laffen. Wahrſcheinlich jedoch bat er ſich dadurch 
mißliebig gemacht, daß er Infurgenten an Ruffifhe Truppen verrathen bat; mwenig« 
ftend ift nad Außfage einer Zeugin in ber Lmgegend von Gtedlin allgemein das 
Gerücht verbreitet newefen, daß in Folge feiner Anzeige ——— durch den 
Ruſſiſchen Kapitain Kacalapow in Leibitſch arretirt worden feien. Möglich bleibt «8 
indeſſen auch, daß ein Streit mit dem Gutbbeſitzer v. Linowsti, einem Parteigänger 
ber Inſurgenten, ihm ben Haß ber lehteren zugezogen hat. Nach Ausſage der Ehe⸗ 
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frau des Köpfe hatte diefer nämlih an v. Linowski eine Forderung von 2 Rihlrn. 
und foll gedroht haben, denfelben dieferhalb bei dem genannten Kapitain Kacalapow 
zu verklagen. Ueber diefe Drohung, fowie über daß unhöfliche Benchmen des Köpfe 
ſoll v. Linowsti — einer von ber Waſchfrau Turkowska gelegentlich gemachten, von 
dieſer jedoch in Abrede geſtellten Aeußerun vu: — m beitigen Sorn gerathen 
fein und fofort in diefer Angelegenbeit an hi Infurgenten aefchrieben baben. 
Am Abend ded 11. November 1863 befand ſich Chriftian Stöpke in Gefell- 
ſchaft feiner Ehefrau, feiner zehnjährigen Tochter Juliane, ſeines Knechtes franz 
Brodowicz und der -Ehefrau ded lepteren in feiner Fiſcherhütte. Gegen 8 Uhr 
Abends, während die genannten onen, mit Ausnahme bed Knechtes Brodemwicz, 
welcher bereit fchlief, beim Abendeffen fahen, wurde von draußen an das Fenſter 
der Hütte angellopft. Die verebelihte Köpte ſah zum Fenſter binauß und bemerfte 
draußen brei ihr unbefannte Männer. Einer derfelben äußerte in Polniſcher Sprache 
die Vitte, man möchte ihnen öffnen und fie auf den Weg nad Gr. Stedlin meifen. 
Köpfe fürdtete fich, in jenen unrubigen Zeiten binaußzugeben, und befchrieb deshalb 
bon bem Zimmer aud den drei Unbekannten, welchen ng) fie einzuſchlagen hätten, 
um nad Gr. Stedlin zu gelangen. Hierauf rief diefelbe Stimme: 
»Menn hr gute Leute feid, fo macht und auf, Ihr follt und über den 
See fabrene, 

und ala Köpke immer noch zögerte, diefer Aufforderung nadzufommen: 
=. hr nicht aufmachen merdet, fo werden wir uns felbft auf- 
maden.« 

Die Köptefchen Eheleute berathſchlagten, was unter biefen Umftänben zu 
tbun fei, und kamen endlich zu dem Entfehluß, die Thür der Hütte zu Öffnen. NRad- 
dem dies gefheben mar, traten zwei von den drei Unbefannten in die Stube hinein. 
Der Eine biefer Beiden mar mit einem Polniſchen Rode befleidet und trug um den 
Leib einen Schleppfäbel und in der Brufitafche feined Rockes eine Piſtole. Durch 
diefe Bewaffnung unterfchied er fih in auffallender Weife von feinen beiden Ber 
gleitern, melde anfcheinend unbewaffnet waren. Mn feiner Stimme erfannte ihn die 
Frau Köpte ald denjenigen , welder vorhin von draußen zu ihnen gefproden hatte. 
Diefer Bewaffnete ift, wie ſchon hier der Dentlichkeit wegen bemerkt werden mag, 
der Verurtheilte Stachowöki gemwefen. Der zweite fremde, welcher jenen ind Zim- 
mer begleitet hatte, war mit einer Ni Burfa befleidet und trug in feinen Hän- 
den, weldye er bebarrlic auf dem Rücken bielt, einen Strid. Der Dritte, mit einem 
Mantel bekleidet, war draußen zurüdgeblicben. 

Beim Eintritt in die Hütte ermahnte der Mann mit dem Schleppfäbel ben 
Köpfe zur Eile. Pepterer wedte bierauf feinen Knecht Kranz Brodowicz und for- 
berte ibn auf, ihm beim Ueberfepen der drei Fremden über den See bebülflich zu 
fein. Demnächſt verließen legtere in Begleitun des Köpfe, bed Brodowicz und der 

ebnjährigen Juliane Köpfe da8 Haus. Auf einen Wink ihres Mannes folgte audy 
ie verebelichte Köpfe in einiger Entfernung nad. j 

Der Stedliner See liegt von der Köpkeſchen Hütte etwa 100 Schritte ent. 
fernt. Bon der Hütte führt zum See ein mit niedrigem Geſträuch bewachſener dus- 
weg. Der See felbft ift in einer Vertiefung gelegen und bat ſehr fteile Ufer. Etwa 
4 bi8 6 Schritte von dem Uferrande entfernt, ftebt am dem ermäbnten Fußwege ein 
milder Apfelbaum. Als die Männer auf ihrem Wege dieſen Upfelbaum erreicht 
batten, hörte die frau Köpke einen ber drei fremden, wie fie glaubt, den Marın 
mit dem Säbel, zornige Worte fpreden. Cie erfhraf, verbarg fib in einem Be. 
büſch und kehrte alsdann nach Haufe aurüd, fo daß fie alfo über den weiteren Sach. 
dergang nicht8 zu befunden vermag. Dagegen find ber Knecht Brodomicz und die 
sehn tige Juliane Köpke ununterbrochen Zeugen des nun folgenden Vorfalleg 

eweſen. 
Rüdfichtli der — Kopke hat der Unterfuhungerihter regiftrirt, daß 
biefelde, trop ihres kindlichen Alters doch geiftig ſchon hinlänglich entwidelt fi, um 
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Thatfachen, welche ſich vor ihren Augen zugetragen hätten, richtig aufaufaffen und 
wiederzugeben. Nach den im Wefentlihen übereinftimmenden Ausſagen diefer beiden 
Zeugen ift der Verlauf der Sache folgender geweſen. 


Noch bevor Köpfe und die drei fremden den milden Upfelbaum erreicht 
batten, hörte Brodomicz den Mann mit dem Säbel rufen: 


»Hundeblut, Wusländer, warum bit Du nad Leibitſch klagen ge- 
gangen!a 

worauf Köpfe entgegnete: - 
»Meine Herren, wollen Sie mid denn aufhängen ?« 


Ob Köpfe fhon bier von den fremden angegriffen wurde, fonnte Brodowicz, 
welcher fib in einiger Entfernung von ihnen befand, bei der an jenem Abend berr- 
ſchenden Duntelheit nit wabrnebmen. Brodowicz gerietb, ald er jene Heußerungen 
börte, in Angit und wollte davonlaufen. In diefem Augenblick Eebrte fib jedoch Der 
Mann mit dem Säbel nad ibm um, reichte feinem mit dem Mantel befleideten Be- 
aleiter eine Piftole und forderte legteren auf, den Brodowicz zu erſchießen, fall der- 
felbe Miene mache, ſich zu entfernen. Der Mann im Mantel faßte darauf den 
Brodowicz am Kragen und folgte mit ihm den beiden anderen fremden, welche mit 
dem Sicher Köpfe nah dem See zu meiter gingen. 

Unter dem mebrerwäbhnten Apfelbaume gebot der Mann mit dem Säbel 
Halt. Die drei fremden und Köpfe blieben am Baume ftehen, während Brodomicz 
und die Juliane Köpfe fib auf Befehl des Mannes mit dem Säbel etwa drei 
Schritte davon aufitellten. Köpfe bat nunmehr, daf man ihn dod nicht aufbängen 
möchte, und ald die Juliane Köpfe in Folge deffen anfing zu weinen, zog bderfelbe 
Mann feinen Säbel und drohte, ibr den Kopf abzubauen, wenn fie nicht ruhig fein 
würde, Hierauf legte der mit der Burka bekleidete fremde dem Köpfe einen Strid 
um den Hals und warf dad untere Ende beifelben über einen Aſt des Apfelbaums. 
Sodann zogen auf Befehl ded Mannes mit dem Säbel die beiden anderen fremden 
ben Köpke an dem Strid in die Höbe, fo daf der Körper in ber Luft fchmebte. 
Der Strid riß jedod, Köpfe fiel zur Erde und bat abermald um fein Leben. Der 
Fremde im Mantel fchien auch geneigt, bon weiteren Gewaltthätigkeiten gegen ihn 
abauiteben, wurde jedoh von dem Manne mit dem Sübel dieferbalb zurechtgewieſen. 
Lepterer brachte darauf einen zweiten Strid zum Vorfhein, mit welchem Köpfe 
abermal& in derfelben Weife in die Höbe negogen wurde. Wie Brodomwic; und die 
— Köpfe übereinſtimmend verſichern, hatte der Mann mit dem Säbel, während 
eine beiden Begleiter an dem Stride zogen, den Köpke mit beiden Urmen um den 
Leib gefaßt und bob denjelben in die Höbe, augenfceinlibd um jenen Beiden die Ar- 
beit des Hinaufziehens zu erleichtern. 

Nachdem Köpfe etwa 3 Minuten in der Luft geſchwebt hatte, bicb berfelbe 
Mann mit feinem Eäbel den Strid durd, worauf der Körper zur Erde fi. Die 
Juliane stöpfe hörte ihren Vater, während berfelbe auf der Erde lag, noch einmal 
tief ſtöhnen. Demnächſt befahl der Mann mit dem Säbel feinen Begleitern und dem 
Brodomicz, den Körper aufzuheben und nad dem See zu fchleppen. Nachdeu dies 
peidchen war, mußten Brodowicz und einer der beiden fremden auf weiteren Befehl 

effelben Mannes in den See treten und den Körper des Köpfe, welcher ihnen bon 
dem anderen Fremden zugefcboben wurde, in bad tiefere Maffer fchieben, wo bderfelbe 
verfant, Während Köpfe nah dem See geſchleppt wurde, börte ihn die Juliane 
Köpfe ein zweited Mal tief ftöbnen. Daflelbe wiederholte fih zum dritten Male, 
ala Köpfe bereit im Waſſer lag; auch nabm die Juliane damald wahr, daß ihr 
Vater beide Hände bewegte und mit der Fläche derfelben auf dad Waſſer fchlug. 
Deögleihen will der Zeuge Brodomicz bemerkt haben, daß Köpfe, nachdem er in 
ben See bineingeworfen war, Waſſer geihludt und Bewegungen mit ber Hand ge 
macht babe. Nah Berfiherung des Brodowicz bat der Mann mit dem Säbel, 
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während Köplte auf die oben befchriebene Weiſe ums Leben gebracht wurde, zu der 
Juliane Köpte geäußert: 
—— bat er (Köpfe) Fiſche gefreſſen, jept werden bie Fiſche ihn 
freffen.« 

Nachdem Köpfe im Waffer verfenkt war, forderte der Mann mit dem Säbel 

den Brodowicz auf, über das Vorgefallene zu ſchweigen, widrigenfalls er ebenfalls 
aufgehängt werden würde. Sodann veriichen die drei Unbefannten den Ort ihrer 
That, und aud Brodowicz und die Juliane Köpfe kehrten nad Haufe zurüd, wo 
fie der Ehefrau ded Köpfe von dem Gefcebenen Mittheilung machten. 
Nah dem Leihhnam des Köpke wurden feine Nachforſchungen angeftellt, ob- 
wohl die grau Köpke dieferbalb bei ihrer Gutsherrſchaft vorjtellig wurde; es fcheint, 
ald ob jedermann Furcht gehabt hat, fih in die Sache einzumiſchen. Erft nad 
etwa 7 Wochen wurde die Leiche von felbft am die Oberflähe bed Sees getrieben 
und zwar in der Näbe derjenigen Stelle, an welcher fie verfenkt worden war. An 
dem noch ziemlich gut erhaltenen Geſicht, fowie an ben Kleidern hat die Frau Köpfe 
den Leichnam mit größter Beftimmtheit ald den ihres verftorbenen Ehemannes er- 
kannt. Derjelbe wurde nad der Ruffifh-Volnifhen Kreisſtadt Lipno geſchafft, ſcheint 
jedoch nicht ordentlich fecirt worden zu fein, vielmehr haben fi nah Ausſage ber 
Frau Köpfe die Ruſſiſchen Merzte darauf beſchränkt, den Kopf der Leiche zu öffnen. 
Diefer Mangel in der fFeftftellung des objektiven Thatbeitandeß erfcheint jedoch ohne 
Bedeutung. Denn nad dem vorgetragenen Sadverbalt kann es feinem Zweifel 
unterliegen, daß Köpte dur die gemeinſchaftliche Thätigfeit jener drei Umbefannten 
ums Leben gebracht worden ifl. Ob bereitö das Aufbängen oder erſt daß Verfenten 
im See feinen Tod zur folge gehabt bat, ift für die rechtliche Beurtheilung ber 
Sade an ſich nit von Erbeblichkeit; indeffen laſſen aud in diefer Beziehung die 
oben mitgetheilten Ausſagen des Brodowicz und der uliane Köpke keinen Zweifel 
darüber, daß Köpfe zu derjenigen Zeit, als er ind Waffer geworfen wurde, noch 
gelebt und erft im Waſſer feinen Tod gefunden hat. Diefer Anſicht bat fi aud 
der bierüber mit feinem Gutadten bernommene Preußiſche Kreisphyſikus Dr. Zim- 
mermann zu Tborn angeſchloſſen. 

Die Perfönlichkeiten jener drei Unbekannten, welde den Mord verübt hatten, 
blieben zunächſt unermittelt. Erit im Juni 1864, aljo etwa 6 Monate fpäter, 
wurde bei dem Streißgerichte zu Thorn ein Mann Namend Anton Stachowöki ein. 

eliefert, welcher befhuldigt wurde, ald Anführer einer Bande den I De 
heftor Szezerbinsti in der Nähe von Thorn überfallen und demfelben vor ber 
anzen Einwohnerſchaft eine große Anzahl Kantſchubhiebe als Strafe für fein den 
nfurgenten feindlihe® Verhalten verjegt zu haben. Zugleich ging bei dem genann- 
ten Gerichte die Anzeige ein, daß diefer Anton Stachowsti ein fogenannter Hänge 
Gendarm ber Polnifhen National-Regierung fei und in diefer Eigenfchaft in Dolen 
viele Verbrechen verübt habe. Das Kreiögeriht zu Thorn ſah ſich in Folge deffen 
deranlaßt, über ben Stachowski bei den Polnifhen Behörden nähere Erfundigungen 
einzuziehen, und hierbei wurde es bekannt, daß Stachowsti an der Ermordung des 
Fiſchers Chriſtian Köpke in Stedlin Theil genommen babe. Nachdem die Derneh- 
mung des Stachowsti ergeben hatte, daß derfelbe von Preußiſchen Eltern in Preußen 
geboren fei und feine bierdurch begründete Eigenſchaft als Preuße nicht vorloren 
babe, leitete das Kreibgericht zu Thorn wegen jenes — obwohl in Polen verübten — 
Verbrebend die gerichtliche Vorunterſuchung gegen ihn ein. Die Kompetenz der 
Hreußiſchen Gerichte in diefer Sache wird durch den $. 4. Nr. 3. des Strafgeftg- 
buchs begründet. 

k Durch Vermittelung der Ruſſiſchen Militair-Bebörde haben ſich die in dieſer 
Sache zu vernebmenden Zeugen, inäbefondere die Fiſcherwittwe Anna Köpfe, ihre 
Tochter Juliane und der Knecht Brodowicz vor dem Unterſuchungsrichter des Kreiß. 
gericht8 zu Thorn zu ihrer Vernehmung geftellt und vor demfelben die oben mit. 
getheilten Ausſagen abgegeben und eidli bekräftigt. Den ihnen vorgeftellten 
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Stachowski haben die drei namentlich N Zeugen mit ber größten Beſtimmt - 
beit ald denjenigen jener drei bei der Ermordung des Köpke betheiligten Unbelannten 
erfanut, welcher einen Scleppfäbel und eine Piftole bei fi geführt bat und an— 
fheinend der Anführer der Anderen geweſen iſt. Stachowski —* hat über ſeine 
Betheiligung bei der That folgende Angaben gemacht. 

Im Sommer 1863, während ſeines Aufenthalts im Kloſter Trutowo in 
Polen, ſei er von zwei Polniſchen Herren, deren Namen er nicht angeben könne, 
aufgefordert worden, ſich der Inſurrektion anzuſchließen und für dieſelbe thätig zu 
wirken. Auf Zuxeden des Kloſterpriors habe er ſich entſchloſſen, diefer Aufforderung 
nachzukommen. Demnächſt ſei ihm und etwa 20 anderen Perſonen von einem Kar- 
meliteMönd ein Eid abgengmmen worden, daß fie der Sade bed Polniſchen Aufe 
ſtandeß treu dienen wollten. An bemielben Tage fei er ald Dragoner in ein IJ8 
ſurgentencorps eingeſtellt und babe als folder mehrere Gefechte gegen die Ruſſen 
mitgemacht. Nachdem ihr Corps ſchließlich zerſprengt worden, babe er ſich auf Befehl 
ſeines Führers unter die National-Geudarmie des Lipnoer Kreiſes aufnehmen laſſen. 
ar dieſer Stellung ſei er verpflichtet geweſen, den Befehlen ſeines Vorgeſetzten, des 
Naczelnick Ludwig Szarh, unbedingt nachzukommen. Am 11. November 1863 habe 
Szary ibm; ferner dem Gendarmen + Wachtmeifter Jargembomwsti und dem Schub» 
mader —— befoblen, den Fiſcher aus Stedlin durch Aufhängen ums Leben zu 
bringen. Er babe den Fiſcher nicht gefannt und nicht gewußt, maß derſelbe ver. 
broden babe, auch fpäter hierüber nicht8 erfahren. Den erhaltenen Befehl habe er 
in Gemeinfcbaft mit Jarzembowäti und Gajewäli noh an demfelben Tage ausge» 
führt. Er felbit habe damald einen Schleppfäbel und in der Brufttafche feine? Rodes 
eine Piftole getragen, Gajemöfi fei mit einer grauen Burka und Jarzembowski mit 
einem Mantel bekleidet, beide aber unbemaffnet gemeien, 

Den. Sachhergang bei der Tödtung bes Köpfe bat Stachowéli bei feinen 
gerichtlichen Vernehmungen im Allgemeinen in derfeiben Weile gefchildert, wie er auf 
Grund der Ermittelungen der Unterfuhung oben bangeftellt worden. Dagegen weicht 
er in fofern von den Ausſagen der Belaſtungszeugen weientlih ab, als er in Abrebe 
ftellt, der führer und Sprecher jener drei Umbelannten geweſen zu fein. Ueberhaupt 
will er an ber Ermordung ded Köpfe gar nicht felbitthätig Theil genommen, fondern 
fih darauf befpränkt haben, Ware zu halten und den Knecht Bupdowicz, nachdem 
berfelbe die Abfiht an den Tag gelegt hatte, davonzulaufen, zu beauffichtigen. Diefe 
Angaben werben jedoch dur die Bekundungen der Zeugen Anna Köpfe, ag 
Köpfe und Franz Brodowicz geradezu widerlegt, Denn hiernach ficht es feit, daß 
gerade der Mann mit dem Schleppfäbel den Köbpke aufgefordert hat, feine Hütte zu 
öffnen, und daß derſelbe Mann auch fpäter ausfhlieglid dad Wort geführt und 
überhaupt daß verbrecheriſche AUnternehmen —— hat. Insbeſondere hat jener 
Mann nach der übereinſtimmenden Ausſage Juliane Köpke und bed Knechtes 
Brodowicz ſeinen beiden Begleitern befohlen, den Köpke an dem wilden Apfelbaum 
aufzuhaͤngen, und denſelben bei dem Alte ded Aufhängens dadurch Hülfe geleiſtet, 
daß er den Köpfe um den Leib gefaßt und in die Höhe gehoben bat. Ebenſo ift 
bemnäcft auf feinen Befehl der Körper bed Köpfe in dem See verfenit worden. 
Da nun aber feſtſteht, daß Stahomäti allein hei jener Gelegenheit einen Schlepp- 
fübel getragen bat, und da ferner die Zeugin Unna Köpfe, Juliane Köpfe und Bro . 
dowicz den ihnen vorgeftellten Stabomsfi mit größter Beſtimmtheit ald den Mann 
mit dem Scleppfäbel wiedererkannt haben, jo erſcheint bierdurd die Möglichkeit einer 
Verwechſelung bed Angefhuldigten mit einem feiner beiden Begleiter vollitändig aus⸗ 
geſchloſſen, und ed kann nicht bezweifelt werden, daß Stahowsli in der That in der 
von den Zeugen angegebenen Weife bei der Ermordung des Köpfe mitgewirkt bat. 
Die Geſchworenen haben denn aud bie ihnen geftellte Frage: 

»Iſt der Angeklagte Stachowski fhuldig, zwei anderen Derfonen, melde 
am 11. November 1863 bei Stedlin in Polen den Fiſcher Köpfe vor- 
fäglih und mit Ueberlegung getödtet haben, zur Begehung dieſes Ver- 
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brechens durch Befehle angereigt, verleitet oder beftimmt, und ferner dieſe 
Derfonen in ben Handlungen, weldye die That vorbereitet, erleichtert oder 

, vollendet haben, wiſſentlich Hülfe geleiftet zu haben?« 
mit mehr als fieben Stimmen bejaht und zugleih mit bderfelben Stimmenmehrheit 
für nicht erwiefen erflärt, daß die Theilnahme des Stachowski an der That eine 
unweſentliche geweſen ſei. Auf Grund dieſes Wahrſpruchs und da durch dad von 
dem Striminalgerichte des MWarfhauer Gouvernement8 erforderte amtlide Gutachten 
feftgeftellt worden, daß die That des Stachowski aud nach Polniſchen Gefepen mit 
Strafe bedroht ift, bat der Schwurgerichtshoß zu Thorn gegen Stahomäfi wegen 
Theilnahme an einem Morde auf die Tobesſtrafe ertannt. Gegen die beiden Thäter, 
ben ehemaligen Gendarmerie-Wactmeifter Jarzembomwäli und den Schuhmader Ga- 
jewöfi, bat dieffeit8 ein Strafverfahren nicht ringeleitet werden fünnen, da über ihre 
Derfönlichkeiten nicht? Zuveriäſſiges ermittelt if. Nah Angabe de8 Stachowöli ift 
war — nicht aber — Preußiſcher Staatsangehöriger, fo daß alſo 
inſichts des Letztrren die Preußiſche Strafjuſtiz überhaupt nicht Plap greifen würde. 


Ob Seitend der Polniſch⸗Ruſſiſchen Be etiwaß veranlaßt ift, um die Beſtra⸗ 
fung ber beiden Thäter —— dieſſeits nicht bekannt getworden. 


Mittbeilungen 


aus der 


Praxis der Gerichtshöfe und der Htaats- 
Anwaltfdaften. 


S. I ber Verordnung vom 3. Januar 1849. Begriff bed Be- 
weiſeb. 


In dem Urtel deb Ober ˖Tribunals vom 19. Oktober 1866 wider Braun (Nr. 1000. 1.) 
beißt es gegen den diedfälligen die Beweißführung rügenden Angriff der Staat. 
bebörde: die vorigen Richter jeien fehr wohl befugt geweſen, ihre Ueberzgeugung bon 
der Nichtſchuld des Angeklagten Braun und von dem obwaltenden wahren Sacdy- 
verbältniffe nab F. 22. der Verordnung vom 3. Januar 1849 lediglich aus den 
Audfagen der beiden Angeklagten, wenn fie ihnen Glauben ſchenkten, ber- 
uleiten. 

Mir verweilen auf die ——— über die Beweisfrage und über den 
Sinn ded $. 22. in dem Auffag Bd. XII, ©. 474, Auch bei einer fehr weiten 
Auslegung ded Begriffe des Beweiſes und insbefondere ded »quläffigen«e dürfte 
man mobl ſchwerlich daran gedacht baben, den Angefchuldigten ald einen zuläffigen 
Zeugen für ſich felbft zu laflen. Den Mitangefhuldigten läßt auch die Kri- 
minal-Ordnung nur als bezüchtigenden im Sinne eines Indiciums gegen den Unge- 
ſchuldigten zu. 


> 14. 22. der Verordnung vom 3, Januar 1849. Urt, 32. des Ge- 
eped vom 3. Mai 1852, Mublilation der Gründe mit dem Ur- 
tbeil. Nachträgliche Publikation der Gründe, ohne noch- 
malige Berbandlung der Sade und unter Hinzuziehung 
anderer Richter, 


Das Aubdienz. Protokoll erfter Inftanz dom 28. März enthält den Tenor des 
verurtbeilenden Ertenntnifjes, jedoch keinen Vermerk, daß daffelbe mit Gründen ber- 
fündet worden fei, wenngleich ein in den Akten auf das Drotofoll folgender, aber 
weder ald Theil noch ald Beilage deffelben anzufebended, mit Gründen audgearbei- 
teted, von den drei mitwirkenden Richtern unterzeichnete® Urtheil am Scluffe mit 
dem Vermerk »Publicirt« verfehen ift. 
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2. Der Angeklagte und der Staatdanwalt legten am 4. und 5. April die 
Nichtigkeitsbeſchwerde ein. 

Nachdem die Akten beim Appellation®gericht eingegangen waren, machte ber 
Ober - Stantdanwalt auf den Mangel ber Berfündigung des erften Urteld aufmert- 
ee — Appellationsgericht ließ die Alten zur Ergänzung dieſes Mangels zu- 
rüdgeben. 

Beim Kreiögeriht wurde nun in einer neuen Sigung am 6. Juni und zwar, 
wie es im Drotofoll heißt, »obne neue Verbandlunge, im Gegenwart des Staats. 
anwalts und deö Angeklagten, 

»da8 Erkenntniß dom 28. März mit Gründen durch Berlefung 
publizirt.« 

Darauf legte der Angeklagte nochmals die Appellation ein, während vom 
Staatdanwalt eine weitere Erklärung nicht einging. 

Bei diefem neuen Ute, der der Publikation, hatten aber nicht alle feüberen 
Richter, fondern zum Theil andere Richter mitgewirkt. Deshalb beantragte ber 
DOber-Staatdanwalt die Aufhebung des erjten Erkenntniſſes. 

Dieſen Antrag verwarf aber das Appellationsgericht, weil es bei der Publi⸗ 
kation der Zuziehung derſelben Richter, welche das Urtheil gefällt hatten, nicht be⸗ 
dürfe, und es erkannte in der Sache ſelbſt auf die Appellation des Angeklagten be⸗ 
ſtaͤtigend, ohne alſo auch der Appellation des Staatsanwalts zu gedenken 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde des Staatsanwalts rügt: 

1) daß feinem Antrage auf Aufhebung des erſten Urtels nicht ftatt- 


gegeben ; 
2) daß über feine Uppellation gegen das Erfenntniß vom 28. März nicht 
erkannt fei. 

Das Ober - Tribunal hat am 18. Oftober 1866 wider Ramfel (Nr. 338. 1.) 
dad Wppellationd » Urtel vernichtet und in der Sade felbft dad am 6. Juni ver- 
fündete Urtel erfter Inſtanz vom 28. März aufgehoben, die Sache aud in die erjte 
Inftanz zurüdgemiefen. 


Gründe 


Daß ein in der Audienz gefällted Erkenntniß der Regel nad in bderfelben 
Sisung nicht nur in Bezug . den abgefaßten Tenor publizirt werden müfe, 
fondern daß bei der Publikation auch die Gründe bdeffelben, wenn aud vorläufig 
nur münblich mitzutheilen feien, fowie, daß erft von der Wublitation mit Gründen 
die en zur Einlegung von Redtömitteln beginnen, ift ein unzweifelbafter 
Rechtsſatz. 
gi Vergl. die Erfenntniffe des Ober Tribunald vom 9. Februar 1854 
— Juſt.Min.Bl. ©. 175 — und vom 4. Juni 1862 — Jufl.-Min.- 
Bl. S. 231 — desgl. Juft.-Min.-Bl, 1853 ©. 432, — 

Dagegen unterliegt ein Erkenntniß blo8 deöwegen, meil nur der Tenor 
deſſelben verfündigt,, die gingen Br Grunde aber unterblieben ift, noch nicht 
der Vernichtung, vielmehr fann die Mittheilung der Gründe auch fpäter, fogar blos 
fpriftli erfolgen, nur dab bis dahin, daß ſolches geſchehen, der Friſtenlauf für die 
Rechtsmittel gehemmt iſt. 

Art. 32. des Geſetzes vom 3. Mai 1852 — Beſchluß des Ober⸗-Tri— 
bunals vom 30. April 1860 wider Beigel — Goltd, Archib Bd. VII. 
©. 543. — Erfenntnif de Ober. Tribunald dom 23. Mai 1862 — 
a.a.D. Bb. X. ©. 705. — 

Hieraus folgt, daß wenn es ſich in dem Aubdienztermin erfter Inſtanz, den 
6. Juni 1866, blos darum gehandelt hätte, nachträglich die Gründe des ſchon früher 
verfündigten Urtheild mitzutheilen ‚, auf die theilweife Werfchiedenheit des Nichter- 
perfonald kein Gewicht zu legen fein würde. Mflein in der Wirklichkeit ftellt ſich die 
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Sache fo, daß daß Urtheil erſter Iſtan welches dad Datum des 28. Marz 1866 trägt, 
in der an dieſem Tage ſtattgehabten Audienz überhaupt nicht für publizirt erachtet 
werden kann, weil dad Audienz ⸗Protokoll von diefem Tage gar feinen Publikations - 
Vermerk enthält. Daß ſich diefer Vermerk unter dem mit Gründen abgefaßten Er- 
fenntaiffe befindet, kann nicht emticheiden, weil dieſes Erkeuntniß ſich thatſächlich 
weder als einen Theil noch einmal als eine Beilage des Protokolles darfickt, und 
der Vermerk »publigirt« nicht erfennen läßt, ob diefe Dublitation in der Sitzung 
oder wann fonft ſtattgefunden bat; endlich aber nach Art. 78, des Geſetzes dom 
3. Mai 1852, meldyer, wie vielfach außgeführt worden, nicht bloß auf fdwurgericht- 
liche Verhandlungen, ſondern auch auf Abtheilungsſachen anzuwenden ift (vergl. Goltd. 
Arhiv Bd. VI. ©. 805), die Beobachtung der dvorgefchriebenen Förmtichkeiten nicht 
anders, ald. duch das Protokoll bewiefen werden kann, 

Da nun aber ein nicht publicirted Erfenntniß nah feiner Seite bin, ind« 
befondere auch nicht für die Richter bindend ift, die e8 gefällt haben, fo wären zwar 
diejenigen Richter, die im Termin vom 28. März 1866 ihr Urtheil befchkoflen hatten, 
nicht verhindert 3 al biefen Beſchluß fpäter, alfo auch, wie bier geſchehen, nody 
am 6. uni 1866 zu verfündigen und ihn dadurch zu einem für fie ſeibſt unwider- 
ruflihen zu erheben; allein e8 war dieſes augenfceinlid nicht möglich, wenn das 
Richterperfonal theilweife ein amdereö geworden war, es biieb in Diefem fall viel» 
mehr nichts übrig, als nochmals in der Sache vollftändig zu verhandeln und dadurch 
auch den neu eingetretenen Richter in den Stand zu fegen, ſich ein eigene Urtheil 
in der Sache zu bilden. Ju fofeen dieſes unterblieben ift, verftößt allerdingd der 
im Termin den 6. Juni 1866 vorgenommene Publifationdaft gegen %. 14. der Ber- 
ordnung vom 3. wer 1849 Daraus folgt, daß der Appellationsrichter gemäß 
Urt. 102, des Gejeped vom 3. Mai 1852 da8 Erkenntniß erſter Inſtanz fogar von 
Amtswegen, nod mehr aber auf den ausdrücklich geftellten Antrag dei Ober⸗Staats - 
anwalts hätte aufheben und die Sade in die erſte Juſtanz weg ® müffen, 
und daß, meil er beides unterlaffen hat, fein eigenes Urtheil der ichtung, 


unterliegt. 
— Vergl. Erkenntniß bed Ober- Tribunald vom 25. Dftober 1860 — 
Juſt.Min.Bl. 1861 ©. 45, — 
In der Sade felbft mußte auch das erfte Erkenntniß, weil e8 nicht in legaler 
Weiſe zu Stande gefommen ift, aufgehoben und die Sache in bie erfte Inſtanz zu» 
rüdgewiefen werden. 


Urt. 30. ded Gefeped vom 3. Mai 1852. Neue That in zweiter 
Inſtanz bei der Zumeffung ded erfannten Strafmaages. 


Urtel des Ober-Tribunal® vom 28. September 1866 wider Rahn (Nr. 907. 1.), 
durch welche? daB Appellationd-LUrtel vernichtet ift. 


Gründe 


Die Befchwerde darüber, daß der Appellationdrichter den Angeklagten wegen 
eined am 9, Februar 1861 verübten Diebſtahls zur Strafe verurtheitt, während der erfte 
Richter nur angenommen babe, daß vom Angeklagten bid zum 9 Februar 1861, alfo 
vor dem 9. Februar 1861, Diebftähle verübt worden, ift begründet. 

Denn wenn au der Appellationsrichter eine umfalfende Bemweißaufnabhme 
veranlagt bat, und dadurch zur felbfiftändigen Feſtſtellung des Sachverhältniſſes 
nad Art. 101. des Gefeßed vom 3. Mai 1852 ermädtigt wurde, fo war er doc 
nicht befugt, den Angeklagten, wie gefhehen, wegen einer That zw beftrafen, welche 
weder in der Anklage erwähnt iſt, noch zu den näheren Lmftänden der den Gegen- 
fand der Anklage bildenden Handlungen de Angeklagten gehört. Die Anklage ift 
ausdrüdlic wegen der vom Angeklagten vor dem 9. Februar 1861 verübten Dieb- 
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ftähle erhoben worden, und wenn daher ber erfie Richter den Angeklagten wegen dex- 
bi® zum 9. Februar 1861 verübten Diebftäble verurtheilt, fo kann er damit einena 
vom Angeklagten am 9. Februar 1861 felbit begangenen Diebſtahl nicht im Auge 
gehabt haben. Indem nun der Appellationsrichter erklärt, baf die verhängte Strafe 
von 3. Monaten Gefängniß allein wegen des Diebftahld vom 9. Februar 1863 ge- 
vecbifertigt fei, verlegt er den rechtlichen Grundſaß des Berfabrend, nad welcherns 
der Mäcter mur über die den Gegenitand der Unllage bildenden Handlung de3 An - 
gellagten und deren näheren Umjlände zu erfennen baz, 


$. 135. der Berordnung vom 3, Januar 1849. Erfordernif redt8- 
zeitiger Benahrihbtigung des verhafteten Angeflagten von 
der Beftellung eines Bertbeidiger® für bie Audieng zweiter 
Inſtanz. 
Erkenntniß des Ober -Tribunals vom 27, September 1866. wider Faßbender 
Nr. 344. U.), durch welches das Erkenutniß des Appellationsgerichts vernichtet iſt. 
enn bie Benachrichtigung des (auswärts in Haft befindlichen) Angekllagten, daß 
ibm ein Vertheidiger ex offieis für die —— vor dem Appellationsgericht 
beſtellt worden fei, iſt erſt am Tage vor dem Verhandlungstermin dem Angeklagten 
in dem Acreſthauſe zugeſtellt. Zwar hatte er nur um Vorführung gebeten, jedoch 
mit dem Hinzufügen, daß ihm alle Mittel fehlten, fi vertreten —* laſſen. Das 
gt bat hierin die nicht ausdrücklich or eventuelle Bitte um Be- 
ellung eines Bertheidigerd ex officio gefunden und dieſe angeorbnet. Fand aber 
er Unordnung ftatt, jo mußte dies fo geſchehen, dab Ungeklagter nod Zeit behielt, 
feinen Anmalt zu inſtruiren. Hiernach it in der That die Vertheidigung weſentlich 
beichränft. 


Art, 101. deB Gefeged vom 3. Mai 1852, Abänderung des erftem 
Urteld wegen ber Qualififation ber That im Tenor unter 
Beibehaltung beffelben Thatbeftandeß, 


Der An — wegen Betruges aus — 243. Nr. 6. verurtbeilt „ 
ıter der Üeßftellung, daß er von einem Boltihein, wiliend, daß der Brief dad irg 
u: y in Bermertte nicht enthalten hatte, Gebraud gemacht habe. 
bei Das Mppellationdgericht hat am dieſer Hefiftellung zwar feftgebalten, da gern 
ohne neuen ———— u un —— — I erg * iß 
3 eines tins zur Abwendung einer Exelution ſchuldi s Grund wir 
De daß die Bezeichnung der That ald Betrug ungerignet Ti. > 


e 
— Die dieferhalb eingelegte Nichtigkeitsbeſchwerde des Ober · Staatsauwalts i 
durch Urtel vom 13. tember 1866 wider Kleemann (Nr. 270, 1.) jucüc® _ 


gewieſen. = 
Gründe 


Die —— des Dber- Staatdanmwaltg hält durch diefe Aban - 

ung des erfien kenntniſſes ſowohl den Art. 101. des Gefeped vom 3. Mai 1852 
per ie 68. 243. Nr. 6. und 245. deö Stenfgriepbund verlegt; und zwar den erftemk 
titel deshalb, weil nad Wortlaut und Sinn defjelben eine Abänderung eines Er — 
BE itniffes Seitend bed zweiten Richters in Fällen, wo thatſächliche seftftellung „ 
tzafmaas und Steafporiheift, melde der erfte Richter angewendet , beibehalterz 

gebe, miemals eintreten könne, und Die bezeihmeten Paragraphen des Strafgeleg - 
Buchs. beähalb, weil in $. 245. der Hall des 5. 243. sub 6. ausbrüdlih ald Betrug 
amertannt fei, mithin davon. nicht yepeoden werden könne, daß die Beziehung der 
hat als Betrug eine ungerignete ſei. 


b6* 


832 Aus der Pragid, $. 22, des Stempelgeſehes vom 7. März 1822, 


Der Ober - Staatdanwalt trägt an: das Appellationd - Ertenntniß zu ver- 
nichten und in der Sache felbft da8 Erkenntniß ded Kreißgericht8 zu beftätigen. 

Diefem Antrage bat nicht entfprochen werben können, vielmehr mußte. die 
Nichtigkeitsbeſchwerde, wie geſchehen, lediglich ig ne werden. Denn fo wenig 
e3 bei der, den gefeplihen Requifiten ded $. 243. Nr. 6. genau entſprechenden that- 
ſächlichen Feſtſtellung des erften Richter, überhaupt noch des Zufage® oder der Aus- 
führung bedurfte, daß in diefer Feſtſtellung ein Betrugdfall vorliege, oder daß ber 
Angeklagte dieferhalb des u. ſchuldig fei, da jene Feftftellung für ſich allein 
der erfolgten Strafanmendung durchaus genügt, fo wenig fann die vom zweiten 
Richter einmal audgefprochene Aenderung des eriten Erfenntnified, da fie ſich, gleich- 
viel ob aud einem zureihenden oder unzureidenden Grunde, auf die Ausſcheidung 
eben diefer, jedenfalld nicht nothwendigen Ausführung beihräntt, und in allem Uebri- 
gen dieſes Erfenntniß, feinem materiellen Inhalt und feinen rechtlichen Folgen nady, 
völlig unverändert beftehen läßt, als eine weſentliche, des Angriffs im Nichtigkeits- 
wege empfängliche — anerkannt werden. Den Angriffen gegenüber, die eine 
Bande REN begründen können, ermeift fich die eingelegte daher als gegen- 

anbd&loß. 


J. 22. des Stempelgefeged vom 7. März 1822. Stempelfontraven- 
tion durch eine nicht mebr ei irende Urkunde Ander— 
weite Feſtſtellung des Richters über daß darin enthaltene 
Rehtögefhäft und deſſen Stempelpflidtigtfeit. 


in der Bb. XIV. ©. 568 mitgetheilten Entſcheidung des Ober- Tribunals 
vom 13. Juni 1866 wider Michaeliß handelte ed fi um die Entſcheidung der frage, 
wie die Stempelfontravention in Bezug auf ein Rechtsgeſchäft, über welches die 
darüber errichtete Urkunde nicht mehr egiftirt, deſſen Stempelpflichtigkeit alfo ander- 
weit nachzumweifen ift, duch Beweis dargetban werden könne. 

Der Appellationdrichter hatte die Kontravention in Ermangelung der Original- 
Urkunde der von den Parteien abgeichloffenen, ungeftempelt gebliebenen Kaufpunfta- 
tion, und weil für die Uebereinftimmung der von dem Denunzianten vorgelegten 
angeblichen Abſchrift mit dem Original fein genügender Beweis erbracht fei, nicht 
für feftgeftellt eradhtet, und die Angeklagten deöhalb freigefprochen, während der erfte 
Richter auf Grund der Feſtſtellung, daß die Parteien im Unfange des Jahres 1853 
eine Kaufpunftation über das näher bezeichnete Grundftüd abgefioffen‘ darin ba8 
Kaufgeld auf 3750 Rthlr. abgefhloflen und da8 in 2 Egemplaren audgefertigte In- 
Fit ha En hätten, die Angellagten megen Stempeltontravention verur- 
theilt hatte. 

Daß Ober-Tribunal vernichtete das freifprechende Erkenntniß des Appellations- 
gericht. Denn der Grundfag, daß zum Nachweis der Stempelpflichtigkeit der nicht 
mebr egiftirenden Urkunde der bloße Nachweis, daf in derfelben die weſentlichen Beitim- 
mungen eined Staufvertraged enthalten geweſen, nicht gemüge, 4 vielmehr deren 
ganzer Inhalt dargethan werden müffe, weil. der Gefammtinhalt bei der Beurthei- 
lung der Stempelpflidtigfeit in Frage komme, fei in diefer Allgemeinheit unrichtig. 
Es fei vielmehr ausreichend, wenn der Inhalt in ſoweit andermeitig feftgeftellt werde, 
als zur Beurtheilung ber Stempelpflichtigkeit überhaupt und des Betrages des tarif- 
mäßigen Stempeld erforderlich fei; daß «3 dazu nothwendig und unter allen Um» 
ftänden der Feſtſtellung des ganzen Inhalts des Schriftſtückes bedürfe, könne nicht 
behauptet werden. 

Aehnlich ift neuerlich in folgendem Falle erfannt. Es ift unter Einreihung 
einer Abſchrift eined Wechſels, deſſen Original nicht mehr egiftirt, gegen den Auß- 
fteller Cewin und den ndoffanten Zöllner wegen Wechſelkontrabvention denunzirt ; 
Lewin ift auf Grund feines Zugeftändniffes verurtheilt, Zöllner aber hat fein ntoffa- 
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ment beftwitten, e8 zwar als möglich zugeftanden, zur Anerkennung feiner Unterſchrift 
aber die Vorle ng hei Driginald gefordert. 

‚Der * ichter ſprach den Zöllner frei, weil die Anklage ohne Beſchaffung 
des Originals nicht erweisbar ſei. 

Der Appellationsrichter hat dagegen auch den Zöllner verurtheilt, indem er 
diefen Grundfag des erften Richter reprobirt, da e8 lebdiglih auf die frage an- 
fomme, ob und in mwieweit durd die Verhandlungen bie Ueberzeugung begründet 
werde, dag Jemand einen Wechſel unterfchrieben babe. Im vorliegenden Falle fei 
aber bie Ucberzeugung gewährt worden, daß Zöllner das Giro auf dem feinem n- 
balte nad näher bezeichneten Wechſel mit feiner Namendunterfchrift verfehen habe. 

j Die Nichtigkeitsbeſchwerde rügt bie —— ohne Vorlegung des Ori-⸗ 
pas der Urkunde. Ohne daſſelbe könne eine eigenhändige, von dem Ungellagten 
eftrittene Unterfchrift und zwar aud eine folde, melde für den Unterfchreibenden 
eine wechſelmäßige Verpflichtung und als Folge Die Stempelfontravention begründe, 
nicht feftgeftellt werden. 

Die Beſchwerde ift dur Urtel vom 24. Oktober 1866 wider Zöllner 
(Nr. 806. 1.) zurüdgewiefen. Denn die Feſtſtellung des Uppellationdrichters, 

daß der Angeklagte da8 Giro auf den in beglaubigter Abſchrift bei den 

Alten befindlihen, von Lewin an eigne Ordre auf den db. D. gezogenen, 

don diefem acceptirten Wechfel über 1000 Rthlr. d. d. Berlin, ben 

15. September 1862 geſetzt babe, bevor derfelbe geftempelt worden, 
rechtfertige die Anwendung der 88. 20. 26. des Stempelgeſetzes gegen den Ungellag- 
ten, obne daß es noch der auädrüdlichen Feſtſtellung bedurfte, daß für den Ange⸗ 
klagten aus dieſer Unterfchrift eine wechfelmäßige Verpflichtung begründet werde, weil 
fi dies aus Art. 14, der Deutſchen Wechfel - Ordnung von felbft verſtehe. Nach 
$. 22. der Verordnung vom 3. Januar 1849 fei aber der Appellationgrichter au 
ohne Vorlegung des Driginal-Wecjeld wohl befugt geweſen, thätſächlich feftzuftellen, 
daß das auf dem Wechſel befindlihe Giro von dem Angeklagten darauf gefeht fei, 
fobald er die in diefer Beziehung vorliegenden Beweiſe nad) * Ueberzeugung für 
genügend erachtet habe. 

Die vorſtehenden beiden Entſcheidungen find von dem Strafſenat bed Ober- 
Tribunald erlaffen. Im Widerſpruch damit, indbefondere mit ber erften, ftebt Die 
nachfolgende Entibeidung be erften Givilfenat® ded Ober »- Tribunald, von welchem 
jept Die nah dem Geſehe vom 24. Mai 1861 ergebenden Entſcheidungen in den 
Fällen, in melden bei bebaupteter Stempellontravention die Berpflihtung zur 
Stempellteuer überhaupt befiritten wird, in legter Juſtanz erlaffen werden. 

‚Der Kläger Kröning bat am 30. März 1861 mit dem Wraske eine Kauf. 
punftation über ein Grundftüd errichtet, und es ift au der Urkunde fein Stempel 
gebraudt, dad Driginal der Punktation ift von den Parteien vernichtet. In Folge 
einer Denunziation, mit welder eine unbeglaubigte Abſchrift eingereicht war, ift der 
Kläger don der Steuerbehörde zur Entrihtung ded Kaufftempeld mit 150 Rtbirn. 
aufgefordert, hat die Zahlung mit Vorbehalt geleiftet, nun aber auf Rüdzablung ge- 
klagt. Er beftritt die Stempelpflitigkeit der Punktation und deren Uebereinftim- 
mung mit der Abſchrift, und bob die die Rechtägültigkeit eined Vertrages hindernden 
Mängel in derfelben bervor. _ 

Der erfie Richter verurtbeilte die verflagte Steuerbehörde zur Rückzahlung, 
indem er durd den erhobenen Beweis den vollen Inhalt der Punktation nit für 
dargethan eradhte, fo daß es zur Beurtheilung der Stempelpflictigteit berfelben an 
genügendem Anhalt fehle. 

Der Appellationdrichter erkannte auf einen Ignoranzeid für die Verklagte 
dabin : 

daß in der zwifchen dem Kläger und Wraßte um das Siegelei - Grund- 
ftüd bed eriteren am 30. März 1861 errichteten Kaufpunktation der 
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Kaufpreis auf 15,000 Rthlr. feitgefeht, und daß diefe Punktation 'von 
beiden Kontrabenten unterfdyrieben worden fei. 

Von der Leiſtung dieſes Eides wurde die Entſcheidun — emacht. 

Der Appellationsrichter führt aus: es babe allerdings die Ue ec 
der vorliegenden Abfchrift mit der bernichteten Original + Urkumde nicht 
werden können. Hierdurch werde aber der Kläger bom der Entrichtu tarif- 
mäßigen Stempel® nicht frei, in * der Verklagte nachweiſe, daß wirklich ein am 
ſich gültige® Kaufgeihäft ſchriftlich abaefthloffen fei, mithin eine —— — nt 
tation vorgelegen Take. €8 handle ſich aber bier nicht um eine Klage auf (ung 

egen einen der Kontrahenten; e& fei mithin nicht nothwendig, daß ber Inhalt der 

Dunftation in allen feinen einzelnen Beftimmungen dargethan werde, vielmehr genüge 
der Rachweis, daß die Dunktation alle weientlihen Erforberniffe eines 
Kaufvertrages enthalten habe, und Sache des Stläger® würde «8 daun de- 
weſen fein, darzuthun, daf und aus welchem Grunde die Vunttatich gleichwöhl 
nicht einllagbar geweſen fei. Durd die fpätere Vernichtung babe m dem Rechte der 
Verklagten auf Vewendung de tarifmäßigen Stempel® nichts geändert werden 
fönnen. Der auf Grund de& angetretenen Beweiſes erfannte Eid werde aber feſt · 
ftellen i e und daß eine alle essentiale eine? Kaufs enthaltende Punftation vorge» 
legen babe, 

Auf die Nichtigkeitsbeſchwerde deß Klägers bat der erfte Eiviffenat des Ober- 
Tribunal® in Sachen Kröning wider den Steuer ⸗Fiskus, vertreten dur die Pro- 
vinzial - Steuer + Direktion (Nr. 654./3038. I. von 1864) am 16. Juni 1865 daß 
Anpellation® + Urtel vernichtet und in der Sache felbft auf einen Eid für ben 
Kläger dahin: 

daß die zwifchen ihm und dem Wraske um ein Ziegelei- Grundſtück am 

30, März 1861 errichtete und unterfchriebene Kanfpunftation mit ber 

Bl. 3. der x. Alten befindlichen Wbfchrift nicht übereingefiimmt hat, 
erlannt, und davon bie Enticheidung in der Sache abhängig gemacht. 

j den Gründen des Urtels heißt es in Bezug auf die Hauptfrage über bie 
Nothwendigkeit der Vorlegung def Originald oder doc des Nachweiſes feine boll- 
ftändigen Inhalts der Kaufftempel ift feiner Natur nad feine Bertmitationd-Abgabe, 
fondern eine Urfundenfteuer, Kommt e® ſonach bei dem — —— auch nicht 
darauf an, ob das abgeſchloſſene Kaufgeſchäft zur Ausführung gelangt, ober wieder 
rüdgängig gemacht wird, fo bängt die Verbindlichkeit zur Löſung des Kaufſtembels 
doch jedenfall& davon ab; daf eine Urkunde fchriftlih vollzogen iſt, welche ein Kauf 
geſchaft deflarirt. Ob eine foldhe Urkunde exiſtent geworden it, daß läßt fi aber 
nur auß dem Gefammtinbalt beurteilen, und wenn biefelbe dor Verwendung 
de8 Stempeld wieder vernichtet worden iſt, fo — zur — — ihrer 
Stempelpflitigfeit keinesweges der bloße Nahmeiß, daß darin auch 
die Eifentialien eined Kaufß enthalten gewefen find, vielmehr muß 
deren ganzer AH daraetban werden, weil fid nur danach beurteilen 
läßt, ob ein Kaufgefchäft forme gültig abgeſchloſſen it. Denn wenn bie Kontra- 
benten auch über ihre Verfonen, über den zu verfaufenden Gegenftand und über den 
Hreis dafür, alfo über die Effentialien eined Kaufs einig geweſen fem mögen, fo 
läßt ſich doch daraus allein noch nit abnehmen, ob der Sta damals gültig ab- 
geſchloſſen worden iſt, da die Kontrahenten außerdem Verabredungen g en, ober 
Erklärungen abgegeben baben fünnen, bie dad Zuſtandelommen eines gültigen Kaufe 
direft verhindern. Der Abpellationsrichtet verfennt die auch nicht, er iſt aber der 
Meinung, daß, da es ſich nicht um eine Klage auf Erfüllung geaen einen Kontra · 
benten banbdle, «8 dem Kläger obgelegen hätte, datzuthun, ob und aus welchen Grün- 
den die Dunfktation 8 nicht eintlagbar geweſen ſei. Dies iſt jedoch unrichtig 
Der Kläger hat die Stempelſteuer nur mit Vorbehalt feiner Rechte erlegt, und e& 
ift desalb Sache der Verklagten, bie Stempelpflichtiatelt der Punttation darzuthun, 
wenn fie den Anſpruch auf Rüchzahlung befeitigen will, Died kann fie aber, ba bie 
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Urkunde nicht mehr exiſtirt, nicht durch den Nachweis einzelner Beftamdtbeile ihres 
Inhalts, fondern nur durd den Nachweis ihres Geſammtinhalts darthun, weil 
fih erſt aus biefem beurtheilen läßt, ob eine fiempelpflihtige Punktation abgeſchloſſen 
iſt, und dem Kläger ohne diefen Rachweis nicht die Verpflichtung obliegt, das Gegen- 
theil darzuthun. 

Nach dem Stempeltarif iſt bei —— über inländiſche Grundſtücke 
und Grundgerechtigkeiten 1 Prozent des nach * ‚und 5. des Stempelfteuer-Ge- 
Iepe® berechneten Kaufpreife® zu entrichten, und die Kabinets ⸗-Ordre vom 19. Juni 
1534 beftimmt sub 1.: 

Dunktationen und gerichtliche oder Notariat$ - Drotofolle über einen zu 
errichtenden Vertrag, welche die Kraft eines Dertraged haben und danad) 
eine Klage auf Erfüllung begründen, find dem 3% Ha Vertragdftempel 
auch alddann unterworfen, wenn darin die Ausfertigung einer fürm- 
lichen Bertragd-Urkunde vorbehalten if. 

Die Stempefpflichtigfeit folder Punttationen -r alfo davon ab, ob fie die 
Kraft eined Vertrages haben und danad eine Klage auf Erfüllung begründen. Dies 
läßt fi aber nur aus dem Gefammtinhalt der Punktation beurtheilen und ber 
Appellationdrichter gebt daber jedenfalld in rechtlicher Beziehung fehl, wenn er meint, 
es bandle fi nicht um eime Klage auf Erfüllung gegen einen Kontrahenten, e& fei 
mithin nicht nofhwendig , daß der Inhalt der Punktation in allen feinen einzelnen 
Beftimmungen dargetban werde, ed gemüge vielmehr der Nachweis, daf die Puntta- 
tion alle wefentliben Erforderniffe eine? KRaufvertraged enthalten habe, Denn das 
Geſetz macht die Stempelpflichtigkeit ſolcher Punktation davon abhängig, daß fie eine 
Klage auf Erfüllung begründe, und ob dies der Fall if, läͤßt ſich nicht nach einzel- 
nen in der Punktation enthaltenen Berabredungen, fondern nur nad dem Gefammt- 
inhalt der ganzen Punktation beurtheilen. 

Für die andermeite Entſcheidung der Sache ergiebt ſich aus dem Borange- 
wage zugbeich, daß der Gefammtinhalt der fraglihen Punttation dargethan wer- 

en 


Es wird fodann auf die Prüfung ded Inhalts der beigebrachten einfachen 
Abfchrift eingegangen, darin ein vollftändiger klagbarer Kaufvertrag gefunden, es 
merden bie Serien Einwendungen ded Klägers verworfen und es wird endlich 
die Auferlegung des Eibed begründet. 


8 8. 16. des Holzdiebſtahls⸗Geſetzes dom 2. Juni 1852, N 58, des 

trafgeſetzbuchs. Anwendung der — 7 Verjaͤhrungs— 
friſt des Rückfalls auf die im mehr als dritten Rüdfall 
berübten Holzdiebftäble. 


Seit dem letzten Falle der Verurtbeilung wegen Holzdiebſtahls und dem 
jegigen SHolzdiebftahl liegen mehr als 2 Jahre. Gleihwohl verurtheilt der Appella- 
tionsrichter den Angellagten aus $. 16. des Hotzdiebftahld-Gefeged vom 2. Juni 1852 
und 88. 215. und 58. ded Strafgeſezbuchs, weil der Angeklagte früber bereit 
wegen im dritten und ferneren Rüdfalle verübten Holzdiebſtahls beftraft fei, mithin 
jegt_ein gleicher Rückfall vorliege und biefer niht nah $. 8. des Gefege® vom 
2. Juni 1852, fondern nad $. 58. des Strafgeſetzbuchs zu beurtbeilen ſei. 

Auf die Nichtigkeitöbefchwerde des Angeklagten ift am 11. Oftober 1866 
wider Schneider (Mr. 325. 1.) vernichtet. Denn mie bereitö in bem Erfenntniffe 
des Ober» Tribunald vom 28. Oktober 1859 (Minift. - Bi. S. 34, Goltd. Ardiv 
3b. VII. S. 100) ausgeführt worden, fei daß Geleh vom 2. Juni 1852 über den 
Holgbiebftahl ein Spezialgefeg und müffe ald folches in allen feinen Beftimmungen 
den abweichenden Beitimmungen des allgemeinen Strafgeſeßbuchs vorgehen. Da 
daflelbe num abweichend vom F. 58. deB Ießteren im $. 8. die Verjährung ber Rüd- 
falßftrafe auf 2 Jahre vom Tage der Iepten rechtdkräftigen Verurtheilung normire, 
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fo müffe dieſe Friſt auch bei Holzdiebſtählen im mehr ald dritten Rückf— 
dung finden, da dergleichen Vergeben, auch wenn fie nad $. 16. de H 
Gefeged einer härteren Strafe und felbjt einem abweichenden ftrafgerid 
eve —— doch dadurch dem exceptionellen Charakter von Hi 
nicht derlieren. 


Sg. 42. 54. de8 Ei vom 12. Mai 1851. $. 17 
mwerbe-Ordnung vom 17. Januar 1843. Reale Konkur: 
ben fortlaufenden Buus der einzelnen Numn 
Seitfhrift ohne Kaution —— desgleichen 
werbebetriebes eines Zeitungsverkäufers obne p 
Genehmigung Rückall, Verluſt des Gewerbes. 


Erkenntniß des Ober-Tribunald vom 24. Oftober 1866 m 
(Nr. — Fl durch welches die Nichtigkeitöbefchwerde ded Ober-Staatdanı 
gewieſen ift. 


Gründe. 


Die Nihtigkeitöbefchwerde kann nicht für begründet erachtet me 

Denn die vorigen Richter ftellen beim eriten Punkt der Ankle 
felbftftändige in (. 42. des Prefigefeged vom 12, Mai 1851 mit Str 
Handlungen thatfüchlich feit, fondern nur 

daf Angeklagte in der Zeit vom 1. Juli bis 23. Aug 
fautiondpflichtige VBürgerzeitung zu M. in 23 Nummern 
verlegt bat, bevor die geſetzliche Kaution dafür beftellt geme 

Die vorigen Richter fallen biernad die Thätigkeit des Angekla 
Ganzes, alfo ald nur eine Zumiberhandlung gegen F 42. a.a. D. au 
Rechtsirrthum gefunden werden kann. Muf die größere oder geringe 
einzelnen auögegebenen ——— fonnte ed daher nur bei Art 
bom Angeklagten verwirkten Strafmaafe? antommen. 

Daffelbe gilt in Betreff des zweiten Anklagepunfte®. 

Auch bier ftellen die borigen Richter nicht 23 refp. 24 felbftj 
$. 177. der Gewerbe - Ordnung vom 17. Januar 1845 zu beitrafende 
des — thatſaͤchlich feſt, ſondern nur, 

aß der Ungellagte im Juli und Auguſt 1865 durch den 
23 Nummern der in feinem Verlage erſchienenen Bürgerzeit 
24 Nummern des in feinem Verlage erfbienenen ntelligeı 
felbftftändigen Betrieb ded Gewerbe eined Verkäufers vo 
zu deſſen Beginne eine befondere Genehmigung der Bezirk 
erforderlich geweſen, obne diefe Genehmigung unternommen 

Nah dieſer thatſächlichen Freftitellung konnte die Zabl ber verki 
mern der Bürgerzeitung und des “intelligenblatte® gleichfalls und um 
bei Abmeſſung deö nad $. 177. verwirkten Strafmaafes in Betracht 
für den Begriff eined Gemerbebetriebe® die Zabl der einzelnen aeı 
Handlungen nicht — *— iſt, und letztere nicht nothwendig als e 
ſtändige Handlungen zu betrachten find, vielmehr in Verbindung mit eina 
zen den Gewerbebetrieb darftellen können. 

Die von der Nichtigkeitsbeſchwerde behauptete Verlegung be 
Strafgeſetzbuchs liegt hiernach nicht dor. 

Endlid haben die vorigen Richter aud nicht genen $. 54. dei 
veritoßen, wenn fie annehmen, daß im vorliegenden Falle nicht mit 9 
auf den Verluft der Befugniß zum Gemerbebetrieb zu erkennen geweſe 
die Rüdfälligteit fept nach $. 58. deö Strafgeſeßbuchs, welcher in diel 
durch $. 54. des Preßgeſehes nicht mobdifizirt ift, ftet? voraus, daß db 
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bereit8 früher wegen deſſelben Vergehens ober Verbrechens rechtskräftig durch einen 
Preußifhen Gerichtshof verurtbeilt war, ald er ed von Neuem beging. 
Erf. vom 3. Mai 1865 wider Roßbach, — Goltd. Ardiv Bb. 13. 
©. 510 und Oppenboff Redtipr. Bb. 6. ©. 86. 

Im vorliegenden fall ift der Angellagte nad ber thatſächlichen Feſtſtellung 
der vorigen Richter zwar bereit? ameimal wegen eined Preßvergehens beftraft, er 
war aber zur Zeit der Verübung des zweiten Preßvergebens noch nicht megen des 
erſten rechtskraͤftig verurtbeilt geweien, er befand fich alfo beim ameiten Preßvergehen 
noch nicht im Rüdialle, und gegenwärtig trifft ihn daher nur die Strafe des Preh- 
vergehens im erſten Rüdfalle. 


F. 48. bed Preßgeſetzes vom 12, Mai 1851. Reröffentlihbung 
von Schriftſtücken der Unterfubung nab PVertagung ber 
münblihen Verhandlung, aber vor der Entfheidung in der 
folgenden Audienz. 


Der Angeklagte ift auß $. 48 des Preßgeſetzes berurtheilt, weil er ald Re- 
bafteur einer Zeitung ein Scriftftüd eine? Kriminalprozeſſes wider S., nämlich da8 
Drotofoll vom 11. Januar 1865 der vor dem Unterſuchungsrichter ftattgefundenen 
verantwortlichen Vernebmung de& in der betreffenden Unterfubung Angeſchuldigten 
veröffentlicht, bevor die mündliche Verhandlung ftattgefunden oder der Prozeß auf 
anderem Wege fein Ende aefunden babe. 

Es wird feftgeftellt, daß die münblide Verhandlung in der Unterfuchung 
wider ©., um melde es fi handelte, am 4. September 1865 ftattgefunden bat, daß 
in derfelben jenes Protokoll vom 11. Januar 1865 verlefen worden ift, daß bem- 
nähft aber die mündliche Verhandlung dom 4. September nicht zur Entfheidung 
der Sache aefübrt bat, die Sache vielmehr vertagt if, demnächſt noch zwei Mudienz- 
Termine flattgefunden baben, und zwar am 13. Oftober und 24. November, und 
erſt in’dem letzteren dad Erkenntniß abaefaßt und publigirt worden: ift. N in vor 
diefem 24. November erfolgte Veröffentlibung eines Schriftftüde® des Kriminal. 
prozeſſes falle daber unter K. 48. des Prefigefehed; die Veröffentlihung des Ange- 
klagten im September zwar nad dem erften Aubienztermin am 4. b. Mis., aber 
vor der Entfheidung am 24. November fei demnach firafbar. Denn die Faffung 
des F. 48., indbefondere der Gebrauch des Imperfektums »ftattgefunden hate ergebe, 
daß Die Beendigung der mündlichen Verbandlung Vorauffegung der Zulaffung der 
Veröffentlihung fei. Eine durch Vertagung unterbrodene münblibe Verhandlung 
fei als feine felbftftändige anzufeben, vielmehr fünne der 8. 48., wenn er von »der« 
mündlichen Verhandlung ſpreche, dabei nicht einzelne borbereitende Verhandlungen, 
fondern nur die Schlufverbandlung im Auge baben, mäbrend bei entaegengefegtem 
Sinne des Gefepeß der Gebrauch bed unbeftimmten Artikels »eine mündliche Ver- 
bandlung« paffend gewefen wäre. Auch die zweite Miternative des 6.48. »oder der 
Prozeß auf anderem Wege fein Ende erreicht bat« laſſe ebenfall® ungmweibeutig er- 
kennen, daß überall die Veendiaung des Prozeſſes als der Zeitpuntt der geitatteten 
Publikationen gelten folle. Diefer Auslegung fiebe das Motiv der Verhütung einer 
vorzeitigen Einwirfung auf die Entfbeidung zur Seite. 

Die Nicbtigkeitöbefchwerde rügt Verlegung des F. 48 des Drepgriehed, weil 
diefer dom Mppellationsrichter nur auf die Schlußberhandlung bezogen fei. Er trage 
bad Reauifit der definitiven Entſcheidung in den $. 48. a. a. O. binein, obwohl davon 
in dem Gefege ſelbſt nichts ftebe, der Gefegaeber daran auch nicht gedacht habe, wie 
die Materialien ergeben. 

Die Beſchwerde ift durch Urtel vom 5. Oktober 1866 wider v. Haſenkamp 
(Nr. 894, 1.) awrüdgemwiefen. Denn nachdem die Vertagung der Audienz vom 4. 
September ftattgefunden, habe der Appellationdrihter zutreffend und in Uebereinftim- 
mung mit den Entſcheidungen des Königlichen Ober-Tribunal® vom 8. März 1852 
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wider Thiele gg ©. 203) resp. vom 19. März 1856 wider Genſch 
(I. 101.) ausgeführt, daß jede vor dem 24. November 1865 erfolgte kg 
eine® Schrifttüds aus der Unterſuchung wider ©. als ein Verſtoh zn den $.48. de 
Preßgeſetes angefeben erben muß, meil derfelbe die einzelnen Beftandtbeile der 
mindliben Verhandlung nicht ünterfibeibet, indem die Gleichſtellung der beiten Fälle, 
»iwenh die mündliche Verhandlung ſtattgefunden, oder der Prozeß auf amdere IBeife 
fein Ende erreicht bat«, deli auf die gänzliche Beendiaung der Unterfadung Yin- 
führt, mit welcher die Weröffentlichung erlaubt fein fell, der Jibeck der Vorſchrifi aber 
dahin gerichtet ift, in Straffadsen die Mitwirkung der öffentlichen Meimang auf bie 
Verhandlung und Entſcheidung abzumebren. 


* 1. 2. 5. des Geſehes vom 31. März 1837 wegen ber Wibderfeplich- 
eit. Ausdehnung der Amtäbefugniffe der Forfbedienten 
über die ibnen fpeziell überwiefenen Reviere binaud auf 
andere derfelben Forſt, fowie auf die Wege burd bie Forft. 


Die Angeklagten, welche auß dem Geſeh vom 31. März 1837 wegen thät- 
licher Widerfeglichleit gegen einen Forſtbeamten verurtbeilt find, rügen die Un- 
wendung diefes Geſehzes, weil der Ort der Ergreifung außer bem Revier deB Forſt- 
beamten liege, 

Die Beichwerde ift durch Urtel vom 10, Oftober 1865 wider Friß (Nr. 934. 1.) 
zurückgewieſen. 

Der erſte Richter bat — fo heißt ed — für erwieſen angenommen, und ber 
Appellationsrichter iſt dem beigetreten, daß die Imploranten in der Königlich Klützer 
Forſt von dem Frorjtbülfd-Mufleher H., welchem das Bienower Revier der gedachten 
jan zur Beaufihtigung übergeben ifl, auf der Grenze diefe® Bienower und de& 

lebower Belaufd mit Befenreifern u. ſ. w. betroffen murden, worauf fie u. f ww. 
Ge die — Auf dieſen Thatbeſtand find die FF. 1. 2. 5. 
e8 Gefepes dom 31, März 1837 richtig angewendet. Denn ed if nicht zweifelhaft, 
daß ein beitellter jForftauffeber, menngleib ibm nur ein Theil einer ganzen Forft- 
Häche zur Auffit anvertraut ift, die Berechtigung bat, Waldfrebler, bie er in einem 
anderen, ihm nicht fbeziell überwiefenen Theile derfelben Forſt, wie bier, betrifft, an- 
zubalten. Außerdem ift aber auch feftgeftellt, daf der Vorfall fih auf einem Wege 
in der Forſt, der die Grenze zwiſchen amei Mevieren bildet, von benen für daß eine 
jener Forſtauſſeher H. ausſchließlich beitellt war, ſich ereignet dat und bierauß folgt, 
wie da8 Ober - Tribunal öfter, namentlib in den Erfenntniffen vom 7. Mai 1 
wider Tramig, 1. 429.; vom 10, September 1858 mider Müller, I. 664.5 vom 11. 
Juni 1858 wider Hantfhid 1. 496,, und vom 7. Juni 1863 mwiber Gubrmann; 1. 
364. (Goltd. Archiv VI, ©. 415, 694, 834. Xl. 8. 578) entfhieden, dah die dem 
Forſtaufſeher au Theil gewordene Miderfeplichfeit fogar dann unter die Strafvor- 
ſchriften der 68. 1. 2. 5. des Geſetzes vom 31. März 1837 fällt, felbft menn eine 
Verfolgung der Angeflagten über den Wald hinaus ftattgefunden haben follte. 


Hauſir -Regulativ vom 28. April 1824 66. 2. 5. 14, Hauſiren 
durch Mittelöperfonen, Piterarifbe Werke alB Waaren im 
Sinne de? Reqaulativ® Haufiren mit Paaren, für melde 
überbaupt Saufir-Gemerbefheine gar nicht ertheilt 
werden. 


Ertenntniß des Ober-Tribunald vom 26. September 1866 wiber den Kauf. 
mann und Buchhändler Kroſchel (Nr. 686 1.), dur welchts bie MNichtigkeitöbr- 
ſchwerde des Angeklagten zurüdgemwielen ift. 


Aus der Progis. 8.17. des Mahl: u. Shlotift «Def. d. 30. Mei 1820. 839 


Gründe 


Die Nichtigkeitsbeſchwerde, welde die unrichtige Anwendung des SHaufir-Ge- 
ſetzes behauptet, weil dad Haufir + Requlativ vom 28. April 1824 einen Gewerbe- 
betrieb im Umberzieben dur Mittelöperfonen gar nicht kenne, it unbegründet. 
Denn ber 6. 2. des gedaditen Regulativs fchreibt vor: 

MWaaren ohne Beftellung an einen oder mehrere Orte außer feinem 
Wohnorte bringt oder verſendet, um folche dafelbft außer den Märf- 
ten zu Beiten (micht fortdauernd) felbft zu derkaufen oder dur Andere 
für feine Rechnung verlaufen oder öffentlich verfteigern zu laſſen, 
bedarf dazu eines Gewerbeſcheins. 

Aber and das Suchen von Waarenbeſtellungen im Umherziehen gehört nach 
x 5. des Hauſit⸗Regulativs zum ſteuerpflichtigen Gemerbebetrieb im Umberzieben. 

er vorige Richter ſtelt nun fe, daß der jmpiorant im “Jahre 1868 in feinem 
Verlage Heferungdmeife etfchienene Werke im Arnöwalder Kreife durch Mittelß- 
perfonen im LUmiberzieben bat verkaufen, ſowie Beftellungen darauf hat anffuchen 
faffen , ohne daß der Imploramt felbft, noch auch die genannte Mitteldperfon mit 
einem fie zu diefem Gewerbebetrieb im Umberzieben für daB laufende Jahr legitimi- 
renden Gewerbefchein verfehen geweſen iſt. 

_ Hierdurch rechtfertigt ſich aber die dom vorigen Richter auf Grund bed $. 26. 
des Hauſir-Regulativs wider den Jmploranten verhängte Defraudationdftrafe. Daß 
ſchriftſtelleriſche, ſelbſt noch nicht herausgegebene Werke, melde aum Verlauf beftimmt 
find, als ein —— des Handels zu den Waaren im Sinne des $. 5. des 
Hauſir-Regulative gehören, und daß das Sammeln von Subſtriptionen auf ein 
ſolches Merk zum Zwecke des Abſahes ein Suchen von Waarenbeftellungen bildet, 
it dom Ober-Tribumal bereit3 in dem Erfenntniffe vom 30. November 1855 wider 
Ricter (Goltd. Archiv IV. ©. 234) ausgefproden. Zwar gebört dad Aufſuchen 
von Beitellungen auf Drudihriften und der Verkauf derfelben im Umberziehen nicht 
zu ben im $. 14, des Haufir» Regulativd aufgeführten Gegenſtänden, für welche im 
der Regel nur Gewerbeſcheine zum Haufiren auögefertigt werden dürfen. Aber au 
derjenige, welcher im Umberzieben ein Gewerbe betreibt, für welches ein Gemerbe- 
fein gar nicht ertheilt werden kann, unterliegt der Strafe ded Haufir + Regulative 
nah 6. 26—28. deſſelben. (Ertenntnik vom 23. Februar 1864, Oppenhoff Rect- 
ſprechung Bd. V. ©, 391.) 


F. 17. des Mabl- und Schlachtſteuer ⸗ Geſetzes vom 30. Mai 1820. $. 60. 
der Steuer-Ordnung vom 8. Februar 1819. Schlahten ohne An- 
jeige wegen plöglihen Unglücksfalls. Dolus. 


Erkenntniß de Ober + Tribunal® dom 26. September 1866 wider Ofto 
(Mr. 685. 1.), durch welches das Appellationd» Erkenntnik vernichtet if. Denn der 
borige Richter fpricht den Angeklagten nur deöhalb frei, weil nur ein Unglücksfall 
denfelben pendthint habe, den Sammel abauftechen, obne vorher die Steuer erlegt zu 
baben, «8 alfb nicht feftftehe, daR Angeklagter die Abſicht gebabt babe, bie Steuer 
zu umgeben. Diefe Gründe rechtfertigen aber bie —— des Angeklagten nicht. 
EB iſt bdereits in mehtfachen Entſcheidungen des Ober-Tribunal® ausgeſprochen, daß 
es bei Mabl- und Swlachtſteuer - Defraubatioten auf die Abſicht der Steuerberfür- 
Kung gar nicht ankommt, fondern daß es zur Verwirkung der Defraudationäftrafe 
genügt, fobald die den Thatbeftand einer Defrandation bildende Handlung bom 
Angeflagten mit Bewußtſein begangen ift. 

Etkenntniß vom 14. September 1864 wider Brodjindfi, Oppenhoff Rechtſpr. 
Bb. V, S. 106.) 





840 Aus der Progis. Kabinets · Ordre vom 7. rebruar 1837. ıc. 


Kabinetö + Ordre vom 7. Februar 1837 und 21. Juni 1844. ©. 55. 
der Gewerbe-Ordnung vom 17. frebruar 1845. Cireular-Reffripte vom 
13. —7 1835 und 12, Oktober 1837. Begriff des Klein— 
bandeld mit Getränken. 


Der Angeklagte bat Gefäße mit Branntwein zu je 1 Quart Inhalt ver- 
fauft. Er ift deshalb des unbefugten Kleinhandels mit aeiftigen Getränten obne 
Konzefiion beihuldigt, aber von diefer Anklage —— enn die Kabinets- 
Ordres dom 7. Februar 1835 und 21, Juni 1844, fowie die $$. 55. und 177. der 
Gewerbe + Ordnung vom 14, Januar 1845 ftellten eine beftimmte Grenze für den 
Kleinbandel nicht feft. Die darüber ergangenen Minifterial-Berordnungen des Mini- 
ſteriums deö Junern vom 13, Auguſt 1835 und 12, Oftober 1837 feien für den 
Richter nicht bindend. Der Richter müfle daber in jedem einzelnen falle nad den 
vorliegenden Umjtänden über das Vorhandenfein eines Kleinhändels erfennen. Im 
vorliegenden Falle liege derfelbe nah dem Maafe dei Verkaufd um fo weniger dor, 
ald das für die Hohenzollernſchen Lande (mo der Fall fi ereignet) erlaſſene Gefeß 
vom 17. Mai 1856 $. 1. erkläre, daf der Kleindandel mit Branntwein erft bei 
Mengen unter 1 Maaf beginne. 


Der biergegen —— Kaſſationsrekurs des öffentlichen Miniſteriums iſt 
durch Urtel vom 18. Oftober 1866 wider Schumacher (Nr. 297. 1), jurüdgemwiefen 
und zwar: 

in Erwägung, daf zwar das für die Sobenzollerniden Lande erlaffene Geſetz 
vom 17. Mai 1856 zur Beltimmung ded Beariffd des Kleinhandels im Sinne der 
für die übrigen Landestheile beftebenden Allerb. Kabinets - Ordreß vom 7. Skebruar 
1835 über den Kleinbandel mit geiftigen Getränten reſp. des Gefeped vom 21. Juni 
1844, nicht benupt werden kann, da jene& Gefeg, wenn es im 8. 1. als Kleindandel 
mit Branntwein den Verkauf in Mengen unter einem Maafie angefeben wiflen will, 
wie die Motive zu demfelben ergeben, fi dabei nur den älteren dieferhalb in ben 
Hohenzollernſchen Landen bereit® beftehenden Geſehen anaefchloffen hat und anſchließen 
wollte, um an dem Hergebrachten nichts zu Ändern, mäbrend angenommen würde, 
daß in den übrigen Candeätheilen der Begriff dei Kleinhandels mit geiftigen Geträn- 
fen anderweitig geregelt fei; 

daß indellen die für diefe Landestheile gegebene Allerh. Stabinet®-Orbre vom 
7. Februar 1835 fo wenig, als ein beftchendes früheres oder fpätere® Gefep den 
Begriff des Stleinbandeld mit geiftigen Getränfen beftimmt bat; 

daß auch felbit durch die Wiſſenſchaft und den Spracgebraud eine fefte 
Grenze für jenen Begriff nicht gegeben ift; 

daf endlich auch die Circular+ Verfügungen der Minifterien des Innern für 
Handel und Gewerbe - Ungelegenbeiten und der Polizei vom 13, Muguft 1835 und 
12. Oftober 1837, indem fie beftimmen, daß ald Kleinhandel mit geiſtigen Geträn- 
fen der Handel mit Wein, VBranntwein oder anderen geiftigen Getränken anzu- 
feben, fobald legtere anders als in bölgeren Gebinden, welde nicht unter einem bal- 
ben Unter fein dürften, verfauft werden — ald Dellarationen des Geſetzes — für 
den —— allerdings nicht bindend find (vergl. Allerh. Kabinets⸗ODrdre vom 
4. Juli 1832); 

3 in Erwägung, daß mithin die frage, ob Kleinbandel mit geiftigen Getränken 

borliege, lediglich nach den Umſtänden des Einzelfalled zu löfen bleibt ; 

daß daber der Appellationsrichter, indem er in Uebereinftimmung mit dem 
erften Richter bei feiner Entſcheidung davon audging, daß in Ermangelung einer 
aefeglihen Beltimmung über den Begriff dei Stleinbandeld mit geiftigen Getränken 
in den ber Allerb. Kabinets » Ordre vom 7. Februar 1835 unterworfenen PandeR- 
theilen, und bei der Unverbindlichfeit der bezogenen Circular-Berfügungen ber Mini- 
fterien für den Strafrichter die frage nad dem Dafein des Kleinhandels mit geifti- 





Uns der Praxis. $ 2. c. des Gefeped dom 24. April 1854. 841 


gen Getränken, nad den Umftänden des Einzelfalled, zu bemeflen, in dem feftgeftell- 
ten, fi auf den Verkauf von verfiegelten Srlafchen Branntwein vom nbalte eined 
Quaris beſchraͤnkenden Gewerbebetrieb der Kaffationdverklagten ein folder Stleinhandel 
aber nicht zu finden fei — weder die vom öÖffentliben Minifterium ald verlegt be- 
zeichneten gefeglihen Bellimmungen, noch ein ſonſtiges Gefeg verlegt bat; 

daß demnach der erhobene Kaſſations ⸗Rekurs ſich ald unbegründet darftellt. 


* 2. e. des Geſetzes vom 24. April 1854. Begriff und Verhältniß 
er bier genannten Dienftleute zu dem Grundbefiger. 


Urtel des Ober-Tribunald vom 11. Oktober 1866 wider Meyer (Mr. 273. 11.), 
durch welches die Nichtigkeitöbefchwerde des Ober- Stantdanwalt3 zurüdgemiefen ift. 


Gründe, 


Der Heuerling Herrmann Heinrih Meyer in sr ift angefhuldigt, am 
13. Februar 1866, der Vorſchrift in den SS. 1. 2.c. deö Geſetzes vom 24. April 
1 zumider, der Aufforderung des Aderbürgerd Herrmann Wedeking daſelbſt zur 
Leiſtung vertraggmäßiger Dienfte feine Folge geleiftet zu haben, dürch dad Er- 
tenntniß des Poͤlizeirichters und durch den auf den Rekurd des Polizei + Anwalted 
erlafienen Beſcheid des Königlichen Appellationdgerihtd aber freigeſprochen worden, 
weil er zu dem Aderbürger Wedeking nicht in demjenigen Berhältnifie ftehe, welches 
der $. 2.e. des angezogenen Geſetzes voraußfepe. 

Mit —— des Juſtiz - Minifterd und in Gemäßheit des Urt. 129. 
des Gefeped vom 3. Mai 1852 hat der DOber-Staatdanwalt gegen den Reklurs 
un. eſchwerde erhoben und Berlegung ded in Bezug genommenen Gefepe? 


uptet. 

Die Beſchwerde kann nicht für begründet erachtet werden. 

Nach der thatſächlichen Feftftellung der —— hatte der Ackerbürger 
Wedeling, welcher in der Stadt Enger ein Haus und einen fogenannten Kotten nebft 
Garten, außerdem in der Feldmark etwa 12— 15 Aderparzellen befigt, vom 1. Of. 
tober 1865 ab dem Ungefhuldigten den Kotten nebſt Garten für 7 Rthlr. und von 
feinen Aderparzellen ein Stüd von 14 Scheffel Ausjaat für 5 Rthlr. und ein zweites 
von 1 Scheffel Ausfant für 6 Rthlr. bezw. vermietbet und verpachtet. Außerdem 
batte fi der Angeſchuldigte für ſich und feine Ehefrau verpflichtet, dem Wedeking 
auf jedesmaliges Erfordern landwirthſchaftliche Dienfte zu leiften. Als täglicher Lohn 
waren dafür außer der Verpflegung ihm ſelbſt 25 Pf. nebft 15 Pf. für Branntwein, 
der Frau 20 Pf. zum Voraus zugefagt worden. 

Am 13. Februar 1866 hatte nun MWebeling den Angefhuldigten zum Dre- 
ſchen ‚beftellt, der Angeſchuldigte aber fein Erfheinen verweigert. 

Der erfte Richter, dem in diefer Beziehung der zmeite lediglich beitritt, 
fpricht gleichwohl den Angeſchuldigten frei, weil dem legteren Wohnung, Garten 
und WAderland 

‚nicht als Entfhädigung für zu leiftende Dienjte, fondern gegen einen 
beftimmten Mietb8- refp. Pachtzins überlaffen fei, und er ſich nur dur 
einen befonderen, felb —— wenngleich in —— u jenem 
Mieths. reſp. Pachtvertrage ſtehenden Kontrakt zu Wirthſchaftsdienſten 

gegen einen im Voraus beſtimmten Lohn verpflichtet habe, der Ange ⸗ 
ſchuldigte aber nur dann unter bie Kategorie der im F. 2.c. a. a. D. 
bezeichneten Dienftleute gerechnet werden könnte, wenn die Annahme zur 
Bewirthſchaftung fowohl gegen Gewährung ber Wohnung, ald aud 
gegen einen im Voraus beitimmten Lohn erfolgt wäre, während bon 
beiden Vorausfegungen, welche gleichzeitig vorhanden fein müßten, nur 
die legte vorliege.« 








542 Auß der Pratis. $. 2. e. des Geſches vom 22, Mpril 1854, 


m — Ausführung. beſtreitet der Ober - Stautdanwalt und ſucht ſeinerſeits 
auszuführen, 

> —— feſtgeſtellten Sachverhältniffe die Bedingungen deß Geſetzes 

vorhanden 

—* iſt — * nicht beigutveten. 

ga fein, daß, mie der Dber - Staatdanmwalt ausführt, die Mbficht des 
Geſetzes dom 24. April 1854 dabin gegangen iſt, den Landwirthen, ihren Dienft- 
leuten genenüber, einen äbnlihen Schutz Ay a wie fie die (6. 182, 184. der 
Gewerbe- Ordnung vom 17. Januar 1 Handiwertömeiftern. und Fabrikanten 
egen ihre Er Gebülfen umd Fabribarbeiter gewährt, und daß wo: die 
Befinmung im $ 2,c. bed zuerſt gebachten Geſetzes theilmeife dem G, 174. ber 

tdnung für Neu-Vorpommern und Rügen vom LI. April 1 entnom- 
men ift. Beides würde ber Anficht deb Ober StantBanwalts aber nicht zur Seite 


eben. 
re Denn ebenfo gut ald die Gewerbe-Drdnung vom 17. Januar 1845 bie in 
den 6$. 182, 184, erwähnten Strafen nicht allen amd jeden Derfonen audeoht, Die 
für einen Handwerksmeiſter oder Fabrilanten gewerbliche Arbeiten verrichten, fondern 
nur folchen, Die gegen ihm im Verhältniſſe von Dienfikenten zum: Arbeitöheren ſtehen 
I 138. 139, a. "it gg ale un nie tö dom 24. April 
. 1854 feine Steafbeftimmungen nicht e amd jede kindliche Urbeiter, ſonderu 
en ſolche Perſonen richten w war Grunhbefiger im Verhaͤltniſſe von 
Diemitleuten ftehen. Ein foldyed Berhältniß findet zunaͤchſt ſtatt bei dem. eigentlichen. 
ländlihen Gefinde (Knechten und Mägden), d; b. denjenigen Perſonen, bie fih dem 
Hertn auf eine beſtimmte Zeit und für eimen beſtimmten Lohn berdungen haben, im 
Haufe oder doch auf dem Gutshofe ded Herrn mohnen und, bafelbft st werben. 
Bon folben Perſonen handelt der $ 1. des Gefeped, Zur Kategorie der Dienft- 
leute, wenn auch nicht des Geſindes, werden he die im G. 2.a. a. O. ermähn- 
ten Derfonen geredmet. 
Unter dieſen ge ſich — ‚litt, c. Diejenigen. 
amelche ge —* — in den. dem Herrn gehörigen 
ober auf * — bef Micen Gebäuden und gegen. einen im Voraus 
beftimmten Lohn bebufs dev Bewirthſchaftung —— find. « 

Zur näheren Erläuterung werben dann in Parentheie genannt 

— * herrſchaftliche Tageloͤhner, Einlieger, — und ber- 
ichen.« 

Von dieſen Perſonen A ma das Verbältniß. der in den öſtlichen 
Provinzen vortommenden |. nftleute ſchon früher: Gegenftand legislatoriſcher Be- 
flimmungen * — ——— geworden. Eine in den Oſtpreußiſchen 
Amiöbsättern und auch in den B nn en zur Geſetz - —— 
S. 681 are Rabinetß + Order" vom 8; Auguſt 1837. enflärt fi, damit ein- 


verſtanden: 
»daß das Verhältniß der Inſtleute in Preußen ein anderes ſei, ald das 
Verhaͤltniß des Gefindes ur an! 

ohne jedoch diefed andere Verhaͤltniß nd 

— * —— Entſcheidungen vr Dean ribenaih iſt dieſes Verhaͤltniß dahin 

efapt worden; 

»daß die nftleute von dem Gutäherrn zur Verribtung beftimmter länd- 
licher Arbeiten fonsrattlid; gebungen werden , und dafür in der Megel 
freie Wohnung, Weiderecht für ihr Vieh, eg: für Die geleifieten 
Dienfte und Dreſcherverdienſt, zumeilen ftatt u ned unb bed 
Dreſcherverdienſtes die unentgeltliche Nuzung eined Gutölandes 
(deö f. g. Inftmannd-Morgens) rege Sie wohnen niht im Gut. 
— werden auch dort t beföftigt. Hiernad..... verpflichten jene 
dem Juſtmanne gewährten Vorthei e und Nugungen demfelben, jeine 


Aus ber MWraris. 558. 9. dei Gefehed vom 15. Mosember IBIL. — 2; 


Dienfte ber Herrſchaft gegen ein für diefe Dienfle zu 2 ein. 


aeres Lohn, ald dad gs Dt — au en⸗ 


GSoltb. Archib 
Im $. 46. Wbfonitt 2. des Edine vom 14. September 1811, die rn 

lung der gutSperrlichen und bäuerlichen Verbältnifie betreffend, beikt «8 femex- -— ER wu- 
»Diepenigen Pandleute, melde nur wenige Morgen befipen und SS 
diente leiften, werden ald Dienftleute dee Norwerter betemcbtet, 
i — Dex 


Verbältniffe nur durch wechfelieitiges Einverftändnifi verändert nn 


dem Können, ;. B. in Vreufen die Imitleute.e 
n biernad die Inftleute als gutöberrlibe Dienftleute bezeichnet werd. 


und w ä it 185 
br ferner aud ber 5. 2. Mitt. c. des Gefeped vom 24. Aprit 1854 u Tun 
don folden Dienftleuten fprict, welche gegen Gewährung einer 
nung u. |. m. angenommen find, Won — 
fo iſt «8 unaweifetyaft, baf die Strafbeſtimmungen diefed Geſehes nicht egen at 
und jede Lämbliche Arbeiter, fondern nur egen ſolche gerichtet find, bie, M ae 
eigentlihe®, den mmungen ber verf nen Befinde-Drdnungen unterworfenee 
de oder im anderer Beyiebung zu dem Gutähern in dem Verbältniffe vos 
enftleuten ftehen. Ob nun ein folhe® Werbältnik in einem gäigebenen Falle ob⸗ 
atet, — ——— — — Sobrung und Ader- 
um tz um v ochenen Dienjte willen gegeben fei, ifz 
SUnÄKft Sace der thatfächlicen, auß bem vorliegenden Kontrattöberhältmiffe ju ent- 
ayomenden Veftftellung. Wenn daher die Inftanzrichter auf dem hier vorliegenden 
a bäteniffe entnommen haben, daß ber Angeiuldigte zu dem Aderbürger Wedeking 
B Mädyit im dem Berhältniffe eine Mietherd oder Mächterk ftehe, die daneben ver- 
Bo Dienftteiftungen ibn aber nicht zu einem Dienſtmanne des Webefing im 
in © des —— gemacht haben, fo iſt bierin ein Rechtäirrtbum nicht ertennbat, 
Deg Hatfächliher Beziebung aber die Entfeheidung des Mefursrichter® nach Art. 129, 
Befeges vom 3. Mai 1852 nicht anzufesten, 


8. 9. de Gefepeß dem 15. Nobember 181. Der Ausdrud 
5 N Pac nidt nur den Eigentbümer, fondern aud 


ben Dachtbefiyer umfaffen?. 
ge Exkenntniß des Ober. Tribunal® dom 17. Oftober 1866 wider Broda 
E77 941. RN durch welches das vom ber Antlage der unbefugten Weberftauung des 
fer zadei einer Gtowungsanlage freifpredende Rekurscrtenntwif vernichtet it. 


Gründe 


— 

8 —ãsAA——————— —— 

NV SE ügenthum&befiper und nicht aud der Dactbejiper einer Mir 
tauum gemeint je. Died berwbt auf eimem —— 


N le unvollftänbigen Befiper in den Tit. 7. und . Tb. 1. 
RN = #er it aber ung 56 U 7. Sp. 1. deb Allg, Sandı. ur ——— 
—R m = gepachieten Sache, auf welchen daher auch die B &_ und De: ng 

ang 8 Das Erkenntniß wider Graf Drofte- Biddexing ran, - 










844 Aus der Pragis. Art. XVII, des Einführungsgefefed vom 14. April 1851. 


Arhiv Bd. 3. ©. 824 und Juſt.Miniſt.Bl. ©. 243) jteht dem aud nicht entgegen, 
da ed nur die Verantwortlicteit des Mübhlenbefigerd im Gegenfage des von ihm 
zum Betriebe der Müble beftellten, in jeinem Lohn ftehenden Muͤllerknechts ausfprict. 


8 7. ff. 29. 31. des Geſetzes vom 8. Mai 1837. Art. III. des Ge- 
ehes vom 22. Juni 1861. Aufhebung der Verluſtigkeits-Er— 
tlärung der Agentſchaft in den erſteren Beſtimmungen 
durch daß leptere Gejep. 


Der Angeklagte ift Agent einer Mobiliar-fFeuerverfiberungd-Gefellfchaft, er 
bat als folder der Ortspolizei-Bebörde Verfiherungsverträge eingereicht und ift auf 
Grund des $. 31. Nr. 2. des Gefeged vom 8. Mai 1837 zur Geldſtrafe und zum 
Verluft der Agentſchaft verurtheilt, weil in jenen Verträgen mwabrheitämwidrige An- 
rege waren, melde auf die Beurtheilung der Verträge bon mwejentlichem 

influß waren. 

Auf feine Nichtigkeitsbeſchwerde ift durch Urtel vom 11. Oftober 1866 wider 
Meufer (Nr. 280. 11.) der ausgeſprochene Verluft der Agentſchaft aufgehoben, in 
foweit alſo vernichtet. Denn durch die N 7. ff. des Gefeged vom 8. Mai 1837 
war der Betrieb der Agentichaft für dad Mobiliar-feuerverfiherungdwefen nur auf 
Grund einer Beltätigung der Regierung geftattet und im F. 31. daf. die Strafe 
de8 Verluſtes dieſer Agentſchaft angedroht. Nad Art. I. des Gefeged vom 22. 
Juni 1861 find indefjen die $$. 7. bis 11. und die hierauf bezüglichen des $. 29. 
jened erjteren . wonach derjenige, welder unbefugt ſolche Verfiherungsgeichäfte 
beforgt, mit Strafe bedroht wird, aufgehoben. Der Betrieb diefed Geſchaͤftes ift 
mithin für die Zukunft freigegeben und folgeweife auch die Verlufterflärung deffelben 
ſtillſchweigend als aufgehoben zu betrachten, indem fie einen rechtlichen Effekt nicht 
mebr .__ kann, der Verurtheilte vielmehr das freigegebene Gewerbe fofort wieder 
betreiben kann. 


Urt. XVII. des Einführungd+Gefeged vom 14. April 1851. Sühne 
bei verjhiedenen Gerichtsbezirken, Zeit der Anftellung der 
Klage als entjheidend. Die einzelnen Gerichtskommiſſio— 
nen defjelben Kreisgerichts als verſchiedene Bezirke in die 
fer Sinfidt. 
Erfenntnif des Dber- Tribunal vom 5. Oftober 1866 in Saden Koflad 
wider Heine (Nr. 536. 1.), durch weldyed dad Appellations-Urtel vernichtet ift. 


Gründe 


Die Beſchwerde über Verlegung ded Urt. XVII. des Einführungdgefehed 
vom 14. April 1851 muß für begründet erachtet werben. 

Der Appellationdrichter hat den Stläger wegen mangelnden vorſchriftsmäßigen 
Sühneberſuchs durd den kompetenten Schieddmann mit feiner Klage zur Zeit, und 
zwar von Amtswegen abgewiefen, obwohl Verklagter weder in erfter noch in zweiter 
Inſtanz in diefer Beziehung einen Einwand erhoben hatte. Es fteht aber unbeftrit- 
ten feit, daß Kläger zur Zeit der Anftellung der Stlage feinen Wohnfig in Preuß. 
Stargardt hatte, während der Verklagte zu Felgenau unter der Jurisdiktion der 
SKereißgerichtd-tommiffion zu Dirſchau wohnte. Nah Art. XVIII. a. a. O. foll nun 
die Injurienklage nicht eher zugelaflen werben, bis durd ein vom Schiedsmann ded 
Berklagten außgeftellte Attejt nachgewieſen ift, daf die Vermittelung des Schied# 
mannes ohne Erfolg nachgeſucht ift. Died fol aber nicht gelten, wenn der Kläger 
einen anderen Wohnfip als der Verklagte hat, wobei e8, tie dom Ober-Tribunal 


Aus der Praxis. $. 20. Abſ. 2, des Strafgeſehbuch S. 


‘> 
bereitö in dem Erfenntnif vom 2. März 1860 in Saden Jurock wi 
— Goltd. Arhiv Bd. 8. S. 406 — audgefproden und näher —— 0 
auf die Zeit der Anſtellung der Klage ankommt, gleihgültig wo und warın die Nein 
leidigung ftattgefunden hat, Zwar gehört die Kreisgeriht3 -Kommilfion zu Dir Be. 
zum — —— zu Dr. Stargardt. Died ändert aber nichts, weil unter d Ibau 
Art. XVill. erwähnten Grichtäbezirten die Bezirke der füe die Verfolgung vo Mm im 
jurienſachen im Eivilwege kompetente Eingelrichter reſp. düe der ein 1 opel Gen; In. 
Rommiffionen des Kreisgerichts gemeint find. 3 erichts. 
N Kommentar zum Strafge ſetzbuch, 4. Ausgab 


I. des Einführungägefeged Note 2U. Tußgabe 5, 
ng serie alleg. Entſcheidungen N 
Hiernab bedurfte es im vorliegenden Falle über i 
ſchen Süuͤhneverſuchs. ö haupt keines ſchiebsmaͤnni⸗ 


$. 20. Abſ. 2. des Strafgeſehbbuchs. Unterſuchungsberf 

zur Geltendmachhung der Konfiskation — —— 
A gegen den bverftorbenen Thäter 
ei eine Unter 

felbft eingeleitet war. ſuchung wegen, der. That 


Gegen einen Verftorbenen liegt bie Anſchuldigung eines Jagdvergeher y 
Die Untlage wegen diejed Vergehens bat jedoch wegen befin EHE he 
nicht erhoben werden fünnen. agegen wird die Geltendmahung der Konfiskation 
des bei jenem Jagdvergehen gebraudten Gewehr! auf Grund deB 6. 20. de8 Straf. 
gefetzbuchs im Unterfuhungsmege gegen den Nachlaf geltend gemacht. 

.. Das Appellationdgericht meilt den Antrag auf Eröffnung der Unterfuchun 
—— weil zwar auch nach dem Tode des Thäters das re —* * 
eglihe Weg fei, um die Konfiskation der Werkzeuge u. f. w. berbeizuführen, aber 
als unertäßlice — — der Einleitung eines folden Verfahrens nötbig lei 
Daß der Thäter noch bei feinen Lebzeiten angefhuldigt worden, alfo ein „Ungeloul 
digter« gemefen fei, d. b. daß die Staatdanwaltfhar durch erhobene Anklage Oder 
Antrag auf Vorunterfuhung ipn beſchuidigt haben müffe. Denn der $. 20. Abſ. x 
des Strafgefepbuhd nenne ihn ausdrücklich einen »Angeſchuldigten.« 


Auf die Beſchwerde ded Ober-Staatdanmwaltd hat da8 Ober-Tribunal durch 
Beſchluß vom 17. Otloher 1866 (Nr. 253. B. 1.) den zurückweiſenden Beſchluß des 
Appellationsgerichts aufgehoben und das Unterſuchungs ·Verfahren wegen 
Stonfistation des mit Beſchlag belegten und im Januar 1864 am dem mäher bezeich⸗ 
neten zu unberechtigtem Tagen benutztem Gewehrs, auf Grund der gg. 19. 20. 
274. 277. des Strafgefepbud8 eröffnet, und zwar 


in Erwägung, daß nad Abfag 2. des $. 20. de Strafgefehbuch® die Kon. 
figtation einzelner Gegenftände nach dein Tode ded Anaefhuldigten in beffen Nachlaß 
geltend gemacht werden kann, felbft wenn zu feinen Lebzeiten noch fein Urtheil er- 
gangen if; 
daß ferner die Konfislation folder einzelner Gegenftände, fofern fie geſetzlich 
porgelhneien werben, ald eine Strafe anzueben ift, wie bereits das Königl. Ober- 
Zribunal in dem Beſchluſſe vom 3. Juli 1861 wider Reime Oppenboff Rechtſpr. 
j. ©. 498) bed Nüberen außgeführt bat, und aud aus der Erntnenngögefcichte des 
s, 20. a. a. O. deutlich aan! indem die Immediat + Kommiffion bon 1845 bie 
3 eftimmungen des $. 364. 1. 9. des Allg. Landrechts, ſowie Die bezüglih der Kon- 
fation bei Steuerdefraudationen in den $$. 285. 297. 299, 1, 0, des Allg. 
Landrechts —— als allgemeines Prinzip des Strafrechts aufnahm, und 
deshalb ausſprach// 
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846 Aus der Pragis. $. 34, Nr. 1. und 2, des Strafgefehbuche. 


daß die Konfißtation einzelner Gegenftände ald Folge dei Verbrechens 

von felbft eintrete, und aud nad dem Tode ded Merbrecherd in deſſen 

Nachlaß geltend zu machen fei, 
in dem $. 29. des Entwurf® eines — — von 1847 auch dieſer Grundſatz 
ausdrücklich ausgeſprochen und in den diebfälligen Motiven auf dad Prinzip de3. be- 
ftehenden Rechts unter Hinweis auf den $. 364. I. 9. de8 Allg. Landrechts Bezug 
genommen war, die Motive zu $. 18. deö Entwurf von 1851 endlich dies wieder- 
olen ; 
ei daß daraus. aber, wie ber oben en Beſchluß des Ober-Tribunals 
vom 5. Juli 1861 nachgewieſen bat, nothwendigerweiſe folgt, daß die gegen einen 
Nachlaß geltend zu machende Konfiskation ausſchließlich im Vose des Unterſuchungs · 
Verfahrens zu bewerkftelligen iſt, die bort entwidelten Gründe aber, abgefehen von dem 
damald vorliegenden Falle, ald allgemeine, für alle übrigen, die eine Konfibkation 
gegen einen Nachlaß zum Gegenftande haben, geltend gemadt worden find; 

daß daber auch mit dem Befchluffe des ———— gegen welchen 

der Ober ⸗Staatbanwalt Beſchwerde erhoben, auf den im $.20. des Strafgeſeßzbuchs 
gebrauchten Ausdruck: 

»nach bem Tode des Angelchulbigten in deſſen Nachlaß ıc.« 
fein Gewicht zu legen ift, indem es dem Gefeggeber offenbar nur darauf ankam, 
denjenigen Nachlaß, gegen melden ber zu erhebende Anſpruch geltend gemacht wer— 
den follte, in möglichſter Kürze zu bezeichnen, und deshalb die Benennung »Unge- 
fhuldigtere gewählt, darunter aber. überhaupt derjenige verftanden wurde, wiber den, 
wenn er am Leben geblieben wäre, dad an ſich zuläffige Stenfverfahren hätte eimge- 
leitet. werden müflen; 

dab «8 zufolge auf einer unrichtigen Auffaffung des erwähnten $. 20. 

beruht, wenn der angefochtene Beſchluß die Geltendmahung des Konfiskations - An- 
ſpruchs auf die Doppelflinte des inzwiſchen veritorbenen N. im Wege des Straf- 
verfahren? allein um bedhalb zurückgewieſen bat, meil gegen denfelben bei feinen 
Lebzeiten keine Anklage wegen unberechtigter Ausübung der Jagd nad den $$. 274. 
277. ded Strafgeſetzbuchs erhoben worden. 


$. 34. Nr. 1. und 2. des Strafgeſezbuchs. Unftiftung oder intel- 
leftuelle Beihülfe.e WUnreiz während der ftattfindenden 
Schlägerei. 


Der Angeklagte hat während der Schlägerei gerufen: »Schlagt den Kerl tobt 
und merft ibn u. f. w.« Er ift wegen Theilnabme an der Mifhandiang aus 6.34. 
Nr. 1. und $. 187, verurtheilt. Denn, fo beift es im Mppellationd-Lirtel, e®nche Mar 
bervor, daß er, wenn auch nicht bon Anfang an ais intelleftueller Urheber ber 
Schlägerei, fo dod ald Begünftiger und Schürer derfelben anzufehen fei, und 
auf ihn dev 5, 34. Nr. 1. und $. 187. mit: Recht angewendet, worden, Dad gegen 
ihn angewendete Strafmaaß fei aber herabzufegen, meil, wie bereitd erwähnt, bie 
intellektuelle Urheberſchaft nicht mit zweifellofer Sicherheit nachgewieſen worden fei. 

it * Ober⸗Tribunal hat am 24. Oktober 1866 wider Ilmann (Nr. 1039, 1.) 
vernichtet, 

Wenn au die Richtigkeit der Bemerkung bed Ober-Staatdanwalt® in feiner 
Entgegnung auf die Beichwerde, daß bei einer durch verſchiedene Akte oder burch 
mehrere fucceffive Einzelhandlungen verübten Mißhandlung fehr wohl aud eine 
Anreizung oder Anſtiftung rüdjihtlih einzelner Alte oder Perfonen binzutreten 
fönne, nicht zu verkennen fei, fo könne dod in den obigen Entfheidungsgrimden bie 
präziſe Feſtſtellung einer fogenannten intelleftuellen Urheberſchaft durch Anreizung, 
Verleitung oder Beſtimmung zur Begehung der That nach $. 34. Nr. 1. weder in 
Anfehung ihred, ganzen Verfolge®, noch in Anfehung eine® befonderen Aktes oder 
ines einzelnen Theilnehmers befunden werden. Ehento wenig auch der Thutbeftand 


Aus der Progis, 66. 75. 101. des Strafgeſehbuchs. 847 


einer intellettuellen Beihülfe nach $. 34 Nr. 2. Das Appellations ⸗Urtel bezeihne wit 
Beftimmtpeit den Imploranten nur als Begünftiger und Schürer. Das erite Wort 
enthalte jedoch nah $. 37. des Stuafgefegbuhd einen ganz anderen Rechtsbegriff, 
al3 Anftiftung und intelleftuelle Beihülfe. »Schürere fei zwar ein an fi berftänd- 
licher Ausdrud; jedoch obme beftimmte juritiihe Bedeutung, und fowohl von An— 
ftiftung als von intelleftueller Beihülfe zu gebrauchen. 


68. 75. 101. des Strafgefegbug, Eröffnungd- oder Sclie. 
züngs-Rede ded Minifter-Präfidbenten vor dem Tandtage 
al8 Regierungdaft im Sinne des $. 101, nicht aber als Er. 
flärungen ded König felbft. 


Dex infriminirte Zeitungs-Artitel enthält eine Kritit der bon dem Minifter- 

räfidenter« bei Echliefung des Landtags vor den: beiden Kammern des Landtags 

gehaltenen Dede. Diefe stritit it von ber Antiage als beleibigend umd deöhnlb als 
Nerlegung Der Ehrfurcht gegen den König bezeichnet. 

Der erfte Richter tritt dem bei, und verurteilt deshalb aus F. 75. des 
Strafgelb b uchs. 

Das Appellationsgericht ſprach von dieſer Anſchuldigung frei, erkannte jedoch 
in dem Artikel eine öffentliche Verböhnung einer Anordnung der Obrigkeit — naͤmlich 
enes Süliegungsaftes — mit den Merfmalen des F. 101. des Strafgeſetzbuchs, 
Towie eine. Beleidigung des Minifter-Präfidenten in Bezug auf feinen Beruf. 

Die Richtigteitöbefchwerbe des Dber-Staatdanwaltd rügt Die Verlegung. des 

S ‘75. durch Nihtanmwenbung, fowie ber Art. 51. und 77. den Berfaflungs-Urkunde, 
Zach denen 8 unzuläflin feir die bei Schliefung des Landtags gehaltene Mede des 
pamit beauftragten Minifterd für einen bloßen Regierungsaft dieſes Miniſters im 
Sinne des Art; 94, der Verfaſſungs - Urkunde zu bezeichnen, 


Die Nichtigkeitsbeſchwerde ift durch Urtel vom 26. September 1866 wider 
Klein (Nr. 849. 1.) zurüdgemiefen, 


Gründe 


Es kann nit ald verfafungsmäßiger Grundjag anerfannt werden, daß die 
Erflärungen, welde bei Eröffnung oder Scliehung eines Landtages in Allerhöchſtem 
Muftrage dur einen Minifter abgegeben werden, ſchlechthin al& die eigenen, von 
Seiner Majeftät dem Könige felbft ag a oder gebilligten angejeben werden 
müßten, da fi gar wohl denken lift, daß der Landedherr einem Minifter die Er. 
öffrrung oder Schtiefung des Landtages nur überhaupt anbefiehlt, dabei aud wohl 
eine oder die andere Weußerung auferlegt, im Uebrigen jedoch Gedanken und Aus. 
drucksſweiſe freiläßt. Wenn uun der Äppellationsrichter in der von dem Minifter- 
präfidenten Grafen Bismard am 17. Juni 1865 gehaltenen. Schlußrede, aufer 
zweien. im ausdrũdlichen Auftrage Seiner Majeftit des Königs gemachten Erklirun- 
gen, bie kein Gegenſtand eined ebefurtäperlegenden Angriffe in dem inkriminixten 
Zeitungs Artilel geworden find, nur Erklärungen der Staati-Negierung, d. h. der 
Herantwortlihen Minifter zu erkennen vermocht hat, jo waren aud) bie in dem frag- 
tichem Zeitungs · Artilel angebrachten verletzenden Stritifen nicht mit rechtlicher Noth- 
wenbdigteit als gegen die gebeiligte Perfon Seiner Majeſtät felbjt gerichtet zu 
betrachten. 


$. 87. des Strafgeſezbuchs. Aufforderung zur Verweigerung 
der Steuerzahlung. 


In dem inkriminixten Zeitungb⸗Artilel ift die Aufforderung gefunden, die Ge- 
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348 Aus der Praxis. $. 89, des Strafgeſehbucht. 


bäudefteuer freiwillig nicht zu zahlen und der Angeklagte deshalb aus %. 87. des 
— verurtheilt. 

eine Beſchwerde führt aus: aus dem Wortlaut und der Stellung des 
8. 87. gebe deutlich hervor, daß barin von einem Aufreizen zum Handeln ge 
{prochen werde. Das Nicdtzahlen fei aber keine Handlung. Es fei ja auch in feiner 
Meife zur öffentlihen Erfenntniß zu bringen, ob das Nihtzahlen aus Abſicht, oder 
Bequemlichkeit, oder Armuth geſchehe, habe daher Leine andere Wirkung, als daß die 
Steuer auf geſetzlich geordnetem Wege eingezogen werde. 


Die Beſchwerde ift durch Urtel vom 12, Oktober 1866 wider Sand 
Nr, 852, 1.) zurüdgemwiefen. 


Gründe. 


Die Begründung der Nichtigkeitsbeſchwerde zu 2, ift rechtlich umbaltbar. 
Schon dad Wort »Ungeborfame gegen die Gefege u. f. w. im $. 87, beweiſt, daß 
bier nicht blo8 von politiven Handlungen die Rede iſt, wozu nicht öffentlich auf 
irre werden barf, fondern daß Aufforderungen und Unreizungen zur Nict- 

efolgung der ei oder Anordnungen der Obrigkeit ohne Unterfhicd von dieſem 
Daragrapden getroffen werden. Da die Gefege, Verordnungen und Anordnungen, die der 
F. 37. im Auge hat, auch keinedmeged nur Strafgefege find, zu deren Verleßung 
man nicht öffentlih auffordern darf, ohne der Strafe des F. 36. des Orreigeig 
buchs (bezw. $. 65.) zu verfallen, fondern überhaupt ſolche, welde den Staats. 
bürgern irgend eine Pflicht yo eine Leiftung oder Unterlaſſung von ihnen ber- 
langen, fo leuchtet e8 ein, daß der Ungehorfam dagegen fowohl in einem negativen 
ald pofitiven Verhalten beftehen kann, in&befondere der Ungehorſam gegen Steuer 
gefepe, wozu nicht öffentlih angereist werden darf, in der Nichtzahlung der geforder- 
ten Steuer. Allerdingd muß diefe in der Abſicht des Steuerpflichtigen liegen, denn 
ein unfreiwilliged Verhalten, z. B. die Nichtzahlung wegen Mangeld an ze 
mittel, fchließt den Begriff de Ungehorſams aus, der in der abſichtlichen Verſagung 
des Gehorſams beftebt. 
Vergl. Goltd. Materialien Bd. I. S. 112 und Oppenhoff Nr. 2. 3.4. 
zu $. 87, des Strafgeſetzbuchs. 

In der Feſtſtellung einer Aufforderung oder Anreirung zum Ungeborfam 
gegen die Gefege liegt felbftredend die FFeftitellung, daß der Wille Anderer dazu br 
ftimmt werden follte, die Gefege nicht zu befolgen, im vorliegenden falle die Gr 
bäudefteuer nicht zu zablen. 


$. 89. ded Strafgeſezbuchs. Widerftand bei der Verhaftung 
wegen —— ber Perſon. 


Die Nichtigkeitsbeſchwerde des wegen Widerſtandes gegen die Verhaftung 
verurtheilten Angeklagten rügt, daß der Appellationsrichter den Einwand ded Ange 
flagten, daß in feiner Perſon eine garen pe, in Betreff der Identität des zu 
Verbaftenden ftattgefunden babe, als — und auf einer Verwechfelung des mit 
der Arretirung beauftragten Gendarmen berubend zugegeben babe, in ſolchem falle 
aber der $. 89. nit Anwendung finden könne, 

Die Beſchwerde ift durch Urtel vom 12. September 1866 wider Parnipfe 
(Nr. 820. 1.) zurüdgemwiefen. Denn wenn ſich auc von felbit verftehen würde, daß 
ein Exekutionsbefehl zur Vollſtreckung einer Zwangshaft gleichfalls, wie nad dem 
auf Verhaftungen im Wege der gerichtlichen Epefution ſich nicht beziehenden Geſeh 
zum Schupe der perſönlichen freiheit vom 12. Februar 1850 die zu ergreifende 
Perſönlichteit gehörig zu bezeichnen babe, fo find dod in feinem Falle Verwechſelun⸗ 
gen völlig unmöglich zu machen umd zu bermeiden, und es bleibt dann nichts übrig, 
als daf der untichtig Ergriffene ſich einftweilen der Autorität des öffentlichen Beam 





Aus der Prariß, 66. 187. 199. des Strafgeſehbuchs. 849 


ten unterordne und fofort bei der Behörde den Irrthum auffläre, wie auch im bor- 
liegenden Falle alsbald gefchehen zu fein ſcheint. 


F. 187. des GStrafgefeßbudß. Mißhandlung bei zwar mangeln. 
(ee Zühtigungdredt, aber mit dem Bemwußtfein eine 
olchen. 


Der Angeklagte bat ohne Erlaubniß der Schulbehörde, aber in Folge einer 
Aufforderung des Ortöpfarrerd aushülfsweiſe Unterricht in ber Ortsſchule ertheilt, 
Dabei ein Kind gefhlagen, und er ift de&balb, weil ibm dad Züchtigungsrecht nicht 
zugeftanden babe, aus $. 187. des Strafgeſetzbuchs angellagt, jedoch freigeſprochen. 
Denn obwohl anertannt ift, daß er ohne die Genehmigung der vorgeſetzten Schul⸗ 
bebörde nızr eine private Stellung und damit dad Züchtigungsrecht nit gehabt 

babe, fo ift doc angenommen, daß er in dem Bewußtſein, daß ibm diefed Recht zu- 
ebe, ee habe, dieſes Bewußtſein aber den nad $. 187. erforderlichen Borfng 
sichließe- 
aus! Die Nichtigkeitsbeſchwerde ded Ober - Staatdanmwaltd ift durch Urtel dom 
5, Juli 18566 wider Banneier (Rr. 225. 11.) zurüdgewiefen. Denn der Inbegriff 
der feftgeitellten Thatumftände, nad denen ber Angeklagte, wenn er au nicht als 
yoirklicher Lehrer angeftellt gewejen, doch jedenfall8 allen Grund zu der Ueberzeugung 
batteı da F ihm die Ausübung des Pehreramted zu A. und die mit Ddemfelben ver- 
bundent Schulzucht übertragen fei, reichen bin, bei der Beurtheilung der von dem 
ettaaten verübten Thätlichkeiten den Gefihtäpunft einer einfahen Mißhandlung 
auszufhließen, denfelben vielmehr an fich den Charakter einer mit dem Bewußtſein 
ded Rechtes vorgenommenen gnefeplichen Handlung zu verleihen. Die Schulzucht ift 
eine nad gefepliber Vorſchrift mit dem Behrerberufe verbundene Attribution. Einem 
wermöge derfelben zugefügten körperlichen Uebel fehlt von vornherein der Charakter 
der Rechtswidrigkeit und Strafbarkeit, der fonft jeder vorſätzlich verübten Mißhand- 
jung beiwohnt. Uebte alfo der Angeklagte diefe Schulzucht, fo mögen Bedenken 
paruber fib geltend machen laffen, ob er nach den beftehenden abminiltrativen Vor- 
chriften dazu rite berufen war. Wenn aber bei ihm die Ueberzeugung von der ihm 
ertbeilten Befugniß vorhanden war, und er in biefer Ueberzeugung handelte, jo war 
dadurd der rechtliche Charakter des don ihm ausgeübten Züctigungärechted als einer 
von der gemeinrechtlich ftrafbaren Mißhandlung innerlich verfchiebenen Handlung 


bedingt. 


$. 199. des Strafgeſetbuchs. Rath ertheilen allein, auch wenn 
demfelben nicht Folge gegeben ift, ald Unternehmen der 
Seilung. £ 
Der Angeklagte ift auß $. 19. de Strafgeſegbuchs verurtheilt, weil er ge- 
rathen habe, einem Kinde zur Heilung einer inneren Krankpeit Ricinusöl einzugeben. 
Der Appellationsrichter erklärt es für —— ob dieſe Form der Ratböerthei- 
jung oder Anordnung durch das fürmliche Verſchreiben eine Rezeptes erfolgt fei. 
Die Beſchwerde ded Angellagten, daß das Rath ertbeilen als Unternehmung 
einer Heilung im Sinne des $. 199, erachtet worden, obwohl erwieſen fei, daß das 
Eingeben ded Deld gar nict Ttattgefunden babe, ift durch Urtel vom 17. September 
1866 wider Helbing (Nr. 326. 1.) zurüdgewiefen, weil es feinen Rechtsirrthum ent- 
halte, wenn zur Strafanwendung der ertheilte Rath für genügend erachtet fei, ohne 
Rücklicht darauf, ob berfelbe befolgt worden fei. 


8. 217. Nr. 3. de Strafgefehbuhd. Gefchlagenes Hold; Ab⸗ 
—— durch Dritte, aber im Intereſſe des Maldeigen« 
tbümers, 


Die Angeklagten find wegen Diebftabl8 an gefhlagenem Hola aus dem Walde 
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nach $. 217. de8 Strafgeſetzbuchs verurtheilt. Die in Rebe ftehenden Kiefernftänme 
waren zum Zweck der Siehung einer Grenzlinie von dem Vermeſſungsbeamten nieder- 
— worden. Deshalb halten die Angeklagten den $. 217, Nr. 3. nicht für 
anwendbar, indem biet unter dem »geſchlagenen Hölzer nur ſolches zu verſtehen fei, 
welche der Eigenthümer des Waldes durch feine Arbeit oder durch die Art feiner 
Behandlung oder Aufbewahrung zu einem perzipirten Theile der gewöhhlichen Forſt⸗ 
nugung gemacht babe, oder mit deſſen Zurüftung der Anfang gemacht fei. 

Die Beſchwerde ift durch Urtel vom 12, Dftober 1866 wider Eichhorn 
(Nr. 897. I.) zurüdgemiefen. 


Gründe, 


Es ift fhon nah dem Mortlaut des $. 217. Nr. 3. des Strafgefegbuchs 
und des 6. 1. des Holzdiebftahld-Gefeped vom 2. Juli 1852 für die Anwendbarkeit 
des erfteren entſcheidend, daß die Ka ati Kiefernftimme durch Menſchenhand »ge- 
fchlagen« ; keinesweges »durch Zufall abpebracden, oder umgeworfen⸗ waren, und 
gleichgültig, ob der MWalbeigenthümer felbit, oder deſſen Leute, oder dritte Derfonen, 
namentlid Vermeſſungsbeamte, fie für ihn geichlagen batten, da in den Juſtanzen 
nirgends bejtritten, vielmehr überall als feftitehend angenommen worden iſt, daß die 
Kiefern, obgleih zum nächſten verübergebenden Zwede der Grenzbezeihnung vom 
Stamme getrennt, ald Eigentum des K. in beffen —* und Gewahrſam 
liegen gelaſſen wurden und als fein geſchlagenes Holz für Jedermann erkennbar 
waren, auch von dem genannten Eigenthümer ſelbſt noch am Tage vor dem Dieb- 
ftable am Orte der That befichtigt und folgenden Taged vermißt worden find. Einer 
weiteren Behandlung oder Zurichtung des Holzed im Walbe, ald der abfidtlichen 
Trennung vom Stamme, des »Sclagend«, im pntereffe oder Namen des Eigen- 
thümerd bedarf ed aber nicht, um diefelben unter den Schuß der G$. 215. und 217, 
Nr. 3. des Strafgeſetbuchs zu ftellen. 


$. 239. des Strafgeſezbuchs. Gemohnheitsmäßigkeit bei der 
Hehlerei. 

Erkenntniß ded Ober. Tribunald dom 26, September 1866 wider Stlein 
(Nr. 931. 1), durch welches die Nichtigkeitäbefhmerde des Ober-Staatdanmwattd 
zurückgewieſen ift, . 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde behauptet, daß die Ausführung des Appellations- 
richters nicht erkennen laffe, mad Gewohnheit ſei. Zu einer folden gehöre regel- 
mäßige Wiederholung, innere Neigung dazu und gleihmäßiged Benehmen bei den 
Kaufbandlungen. Daß die Alles nicht vorhanden geweſen fei, fpreche der Appella- 
tiondrichter nicht auß, 

Hiergegen beißt e8 in dem Urtel des Ober-Tribunal®: der Appellationsrich- 
ter hat die Speftftellung des erften Richters, welcher bie Gewohnheitsmäßigkeit ber- 
neint, beibehalten, indem er außfpricht, daß zmar der Grund, aus welchem der erjte 
Richter dieſelbe verneint, daß nämlich die Angefhuldigten von den Dieben und war 
von benfelben Perſonen ftet3 diefelbe Gattung von Sachen gekauft haben und bierin 
ber Begriff nur des fortgefepten Vergehens liege — in diefer Allgemeinheit nicht 
aufrecht zu erhalten fei, vielmehr die 5 ellung der Gewohnheitbmaͤßigkeit in jedem 
einzelnen Falle Gegenftand der thatſächlichen Prüfung fein müſſe. Der Mppellations- 
richter fügt dem aber hinzu, daß die Handlungen der Angeklagten nur als verein. 
elte8 Benupen der ihnen dargebotenen Gelegenbeit erſcheinen, welche in ihrer Wieder- 
olung nod nicht bie Annabme der Gewohnheitsmäßigkeit begründe. Cine rechts— 
irrthümliche Auffaſſung des F. 239. des Strafgeſeßbuchs läßt ſich hierin nicht er- 
kennen, da eine Wiederholung mehrerer gleichartiger Fälle nicht nothwendig den Be— 
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griff der Gewohnheitsmähigleit darftellt, bie pet einer folden vielmehr in 
jedem einzelnen Falle dem thatfälichen Ermefien anheimgegeben ift. 


$. 241. des Strafgeſebuchs. Betrug. Kauſalzuſammenhang. 


Der Ungellagte iſt Kleiderhändletr. Er kaufte von einem Fähnrich des 
18. Regimentd einen Mantel mit der Regimentgnummer 50. für 3 Rthle. und trug 
dieſen Ankauf mit diefer Anfaufsfumme in fein Bud ein. 

Spiter erſchien der Faͤhnrich S. des 50. Regiment? mit feinem Schneider 
in den Laden des Angeklagten um einen Fähnrichs + Diantel zu kaufen. Dex Ange⸗ 
flagte forderte für jenen bon ihm vorgezeigten Mantel_5 Rtbir., und zwar, da Bieter 
reis zu bob befunden wurde, mit der faljhen Verſicherung, daß er felbft fo viel, 
nämtih 5_ Rtbir., dafür gegeben habe. Jener ähnrich ©. und ber meider er- 
fannten aber in dem Mantel denjenigen, der dem ©. entwendet und bon dem 
Schneider für ihn gefertigt worden mar. Der Angeklagte erhielt nun die bon ihm 
geforberiern 5 Rthlr. 

Die Anklage behauptet Betrug, weil der Angeklagte bie falfche Thatſache be- 
>aß er felbft 5 Rihlr. für den Mantel gezahlt, und dadurch einen Jrrthum 
in dem Fr äufer erwedt babe, 

Der erfie Richter fpricht ihn frei. Denn nad $$. 25. 26, Tit. 15. Th. I. 
des Alg⸗ Landrechts fei zwar der Fähnrich ©. ald Vindikant des ibm aeftoblenen 
Mantel befugt gemefen, dem Ungellagten nut fo viel zu erftatten, als biefer ſelbſt 
dafür gegeben, alfo nur 3 Rtbir., fo daf er alfo hier um 2 Rthir. befhädigt wor- 
den ſei / aber ed wurde nicht für erwiefen erklärt, daß ſich der Angeklagte bei feiner 
falſchen Verſicherung über den bon ibm *8* Preis des — einer Ber- 
mögendbejbädigung de8 ©, duch feine andlung bewußt, und daß ihm bewußt 
geweien fei, die bon ihm erzielte Bereicherung fei eine unerlaubte, ober daß er 
wenigftend nad ben Umftänden hätte überzeugt fein müffen, ber Mantel fei dem ©. 


eftohlen. 
get Der Appellationsrichter verurtheilt dagegen wegen Betruged. Er nimmt für 
erwiefen an, daß der Fähnrich und der Schneider fofort dem Angeklagten den ihnen 
porgezeigten Mantel ald einen dem Erfteren geftohlenen bezeichnet hätten, daß alfo 
Angellagter nun die Thatſache ald eine nicht I bezweifelnde erfabren habe. Mit 
dieſer Kenntniß fei er aber nah jenen Vorſchriften verpflichtet gemefen, den Mantel 
gegen Erftattung nur des wirklich gezabiten Einkauföpreifed don 3 Rihlrn. urüdzu- 
geben. Richtig möge es fein, daß die Keäufer wur die Abfiht außgefproden, einen 
Mantel zu kaufen reſp. den geftoblenen zurüdzufaufen, daß der ©. überhaupt zu- 
frieden geweſen fei, feinen Mantel für 5 Mthir. wieder zu erhalten, und daß er l 
gar nit bewußt yarı fei, ihm ſtehe das geſetzliche Met der Ninditation gegen 
GErftattung nur des wirklichen Eintaufdpreifed zu. ER komme aber mit bierauf, 
fondern nur darauf an, da der Ungellagte diefe feine geſetzliche Verpflichtung der 
iüdgabe gegen Empfang von nur 3 Kithirn. wiſſen mußte, und baf er nad ben 
vorliegenden Umftänden auch wußte , der ©. verfolge die MWiedererlangung feines 
igenthumd. Auf den Namen des Geſchaͤftes aber, unter welchem ©. fein geſehliches 
echt verfolgte, fomme ed nidt an. 
Auf die Nichtigkeitsbeſchwerde des Angefagten bat das Ober- Tribunal am 
14. September 1866 wider Löwinfohn (Rr. 510. 1.) vernichtet und im die Inſtanz 


zurüdgemiefen. 
Gründe 


Die Schlußfeſtſtellung des Vorderrichters: 
daß der Angellagte zu P. in gewinnſüchtiger Abſicht das Vermögen des 
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Portepee ·Fähnrichs S. dadurch beſchädigt bat, daß er durch Morbringen 

einer falſchen Thatſache in demfelben einen Irrthum erregte, 
entipricht zwar dem $. 241. des Strafgeſetzbuchs, die Schlußfolgerung, wodurch ber- 
jelbe dazu gelangt; ift, bat indeffen eine unverfennbare Lücke. Richtig it darin auß- 
geführt, dab Angeklagter dad Vermögen de8 ©. um 2 Rthlr. befbädigt bat, da als 
Preid, wofür er den Mantel gekauft batte, 3 Rtbir. tbatfächlih angenommen find, 
die der Angeklagte als redliher Erwerber nah $. 26. I. 15. de8 Alla. Landrechté 
von ©. zu fordern hatte, Es heißt nun allerding® in einem Sape des angefochte- 
nen Erkenntniſſes, Angeklagter babe den ©. »dadurde, daß er fälfhlih den Ankauf 
für 5 Rtblr. ihm vorgebracht, um den Betrag von 2 Rtbirn. befhädigt; allein das 
fofort referirte — des ©. und des Schneider? H. und die entſprechenden that⸗ 
ſächlichen Unterſtellungen, daß fie nur beabſichtigt hätten, den Mantel zurückzu— 
kaufen, und erſterer froh geweſen fei, dieſen Kauf mit 5 Rihlrn zu bewerkſtelligen, 
ſich aber gar nicht bewußt geweſen, den Mantel gegen den Einkaufspreis vindiciren 
zu können, machen es doch wiederum fehr zweifelhaft, ob der Beweggrund, weshalb 
©. 5 Rthlr. zahlte, nicht in jener Vorfpiegelung ded Angeklagten, fondern in der) 
dem ©. immer nod billig erfchienenen und freudig acceptirten Forderung von nur 
5 Rthlen. lag; die angeblich gleihe Höhe des Einkauföpreiſes, der Irrtbum, in 
welden er darüber berjegt wurde, wenn er der Angabe des Angeklagten überbaupt 
Glauben ſchenkte, war danach anfcheinend nicht die Urfache, weshalb er 2 Ribir. 
mebr für den Mantel gab, als er civilvechtlih dafür zu erftatten die Verpflichtung 
batte. Nach der weiteren tbatfächlihen Annahme des Vorderrichters war ibm aud 
nicht einmal fein Binditationsrecht und die demfelben entfprechende befhränfte Erfap- 
forderung des Angeklagten auf nur 3 Rthlr. befannt, er fib alfo ebenfo wenig ber 
Erbeblichkeit der Höhe ded von dem Angeklagten bezabiten Einkaufspreiſes bewußt, 
und die unrichtige Angabe deffelben konnte in keinem höheren Grade beftimmend für 
feine Zablung fein, wie bei jedem Käufer, dem der Verkäufer vorfpiegelt, das Kauf 
objekt kofte ihn fo viel, al8 er dafür fordere. Daf der ©. dem Angeklagten died 
Vorbringen glaubte, alfo dadurch mwirflic in einen Irrthum verfeßt wurde, bat der 
Appellationdrichter gleichfalls nicht, wenigſtens nicht unzweideutig, fejtgeftellt. 

Der ri 9 zwifchen der falfhen Angabe ded Angeklagten und 
der Zahlung der 5 Rthlr. von Seiten des ©. an ibn, oder der Beihädigung des 
Iegteren um 2 Rthlr. ift alfo in der thatfächlihen Ausführung des MWppellationd- 
richters nicht mit Beftimmtbeit zu finden und es bedarf in diefer Beziehung einer 
näheren thatfächlihen Erörterung, bevor die Anwendung der 66. 241. und 242. 
des Strafgefegbuhß für gerechtfertigt angefehen werben kann. 


$. 241. des Strafgeſetzbuchs. Betrug in Bezug auf die die Ge— 
wäbhrleiftung begründenden Mängel. Guter Glaube dabei. 


Der Angeklagte bat dem Happ einen Ochſen vertaufcht, unter der Verſiche⸗ 

Fe daß derfelbe gefund fei, während er mußte, daß er die Qungenfchwindfucht 
atte. 

kr Der Mppellationsrichter fpriht ihn von der Anſchuldigung des Betru- 
ges frei, 

Das Ober-Tribunal hat den dagegen eingelegten Kaſſationsrekurs des öffent- 
lichen Minifteriumd am 27. Oktober 1866 wider Franzen (Nr. 274. 11.) zurüdge 
wiefen und zwar: 

in Erwägung, daf zwar in der fälfchlihen Verfiherung beftimmter angeblich 
vorhandener Eigenſchaften, welche, wenn fie Sachen betreffen, Gegenftand der Gr 
— ſein würden, das Vorbringen einer falſchen Thatſache im Sinne des 
$. 241. des Strafgeſetzbuchs gefunden werden, und ſomit auch die bei einem DVieb- 
bandel von dem Veräuferer gegen beffered Wiſſen gemachte Verficherung, dad Tbier 
fei friſch und gefund, fich rechtlich ald eine ſolche Thatſache darftellen kann, und 
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namentlich die civilrechtliche Haftbarkeit des Veräußerers die ſtrafrechtliche Werfol- 
gung defielben wegen Betruged, beim Vorhandenfein der desfallſigen Vorausſetzun⸗- 
gen, insbeſondere des erforderlichen Dolus, nicht ausſchließt; 
daß daher die Erwägung des Appellationsrichters, welche im Anſchluß an 
feine tbatfählihe Annahme, »daß der Beſchuldigte Franzen bei der taufchweifen 
Ueberlafjung des fragliben Ochſen an den Hubert Happ gewußt babe, derfelbe fei 
nicht gejund, und gleichwohl bem Happ bei dem Abſchluß des Tauſchhandels verfichert 
babe, daß derjelbe friſch und gefund fei, zunächſt aufgeftellt bat; 
die Erwägung endlich, daß in Diefer Verficherung des Beihuldigten nur eine 
die Gemübrleiftung bedingende Erklärung und nicht das Vorbringen einer falfchen 
Thatſache im Sinne des $. 241. des —r* gefunden werden könne — nur 
al® die Folge einer irrigen Auslegung des $. 241. des Strafgeſetzbuchs und nament- 
lich als einer Verkennung bed Begriffe der falſchen Thatſachen im Geifte diefes 
Daragrapkpen zu betrachten wäre, wenn fie als ein von dem Vorderrichter aufge- 
ftellter, die Entiheidung für fih und allein bedingender Rechtsſaß aufgefaßt werden 


üßte; 
müß da 5 gleihwohl die ſich daran anſchließende Erwägung, daß aub der Be- 
ſchuldigte vıah den Aeußerungen des Zeugen Weber mohl babe unterftellen fünnen, 
daß die FBiederberftellung des Ochſen erfolgen werde, den Urtheilsgründen wiederum 
ebr Daß Gepräge einer thatſächlichen, den ſtrafrechtlichen Dolus des Befchuldigten 


Te einenden Eniſcheidung aufdrüdt, demnach aber die leptere dem Rechtsmittel des 
ggaffationßrekurfed entzogen if; 
. daß bei diefer Lage der Dinge diefer Rekurd nur ald unbegründet betrachtet 


werden fann, 


$. 243. Nr. 6. des Strafgefegbubd. Erforderniß der Bezeich— 
nung im Poftfhein von »Geld oder anderen Wertbgegen- 
ffänden.« Bezeihnung anderer Gegenftände mit »Valeur.« 


Der Angeklagte bat dem die Exekution vollfiredenden Exekutor einen Moft- 
ſchein vorgezeigt, inhalts deffen er dem Gläubiger ein Packet von I Pfund 17 Loth 
mit der Deflaration von 62 Rthlr. 6 Egr. Valeur überfendet und dadurch Die Epe- 
fution abgewendet hat, während fib in dem Dadet nur 22 Ser. 6 Pf. baar und 
außerdem mehrere Gold- und Eilberfaden mit der Bitte befunden haben, letztere 
bis ge naͤchſtens abzufendenden Baarzahlung des Reſtes ald Unterpfand zu 
bebalten. 
’ Der erfte Richter fpricht von ber Anklage auß F. 243. Nr. 6. ded Etraf- 
geſetzbuchs frei. Denn der Poſtſchein babe nicht über eine Sendung von Geld oder 
andere Wertbgegenftände gelautet, d. h. nad der Interpretation des Ober-Tribunale 
von dem Gelde gleihen Zablungdmitteln , fondern er meife einfach die Abfendung 
eine Padetd nad, bdeilen Inhalt für den Mbfender den Werth von 63 Rtbirn. 
batte, den bie Sachen auch übrigen® allgemein gehabt bätten. Das Geſeß fordere 
udem, daß der Abjender gewußt babe, dad Dadet enthalte nicht dasſenige, was der 

oſtſchein befage, bier aber habe der Angeflagte genau gewußt, daß dad Padet nur 
das enthalte, was durd den Voftichein als abaefendet deflarirt worden. 

Der Mppellationsrichter hat dagegen aus G 243. Nr. 6. ded Strafgefeh- 
buchs verurtheilt. 

Auf die Beſchwerde des Angeklagten hat das Ober-Tribunal am 10. Ofto- 
ber 1866 wider Kap (Mr. 920. I.) vernichtet und in die Inftanz zurüdgemiefen. 


Gründe 


unächft bat der Mppellationdrichter dem $. 126. der Verordnung vom 3. 
Januar 819 und dem Art. 101, des Gefeped dom 3. Mai 1852 entgegengebanbelt, 
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indem er obne neue Beweißerbebung angenommen bat, der dem Exelutor eingehän- 
digte Boftichein über eine Abfendung von 62 Rthlr. 6 Sur. Valeur babe einen dem 
baaren Gelde gleichſtehenden Wertbaegenfiand bezeichnet, während der erſte Richter 
barin nur wine Bezeichnung eine® Werthes für den Mbfender oder allenfalld auch des 
—— Kauf oder Marktwerthes zu dem angegebenen Betrage gefunden bat. 

ift dies feine rechtägrundfäglihe Differenz der Anfihten, fondern eine Differenz 
über bie thatjächlibe Bedeutung de8 Ausdrucks »Valetıre, ſei ed nach den befonde- 
ren Umjtänden ded Falles, fei ednac dem Spracdgebraude ded gewöhnlichen Lebens 
oder Handelsſsberkehrs. Darüber war eine Bemweiderhebung nit ausgeſchloſſen und 
um fo nöthiger, ald zum objettiven Thatbeſtande der im F. 243, Nr. 6. bezeichneten 
Betrugdart ein die Verfendung von Geld oder anderen geldgleihen Wertbgegenjtän- 
ben deutlich erklärender Poſtſchein erfordert wird, nicht aber ſchon ein möglidyerweife 
dahin zu verftebender Voftfchein genügen kann, weil ſonſt die Beitrafung ded Ere- 
quendus nad $. 243. Nr. 6. von bem jubjektiven Verſtändniß oder Mißberſtänduiß 
des Exekutors mbbängig fein würde, 

Dazu kommt, daß nad der thatfädlihen Annahme ded Kreisgerichts der 
Angellagte genau gewußt bat, es fei in dem abgefandten Dadet gerade nur dad 
enthalten geweſen, waß durch den Poſtſchein deklariert werden ſollte. Es war alfo 
damit dad zum fubjektiven Thatbeitande erforderliche Bewußtſein negirt. Das Er. 
*7 zwriter Inſtanz bat aber ohne eigene Beweiserhebung dad Gegentheil feſt⸗ 
geſtellt. 


$. 243. Nr. 8. des Strafgeſetzbuchs. Unterdrücken einer Urkunde 
dur Behalten eines irrthümlich abgegebenen Beftellbrie- 
fed und Ausführung der Beftellung mit Benadtbeiligung 
des wirflihen Adreffaten. 


Der Angeflagte Amann ift Inhaber der Firma €. W. Bulltich und ver 
treibt als folder daB befannte Bullrichſche Salz. 

Außerdem beiteht eine andere dem Kaufmann Zoll gehörige Firma A. W. 
Bullrich, welche gleifalld dieſes Salz bertreibt. 

ging nun ein an diefe legtere Firma U. MW. Bullrich gerichteter Beſtell⸗ 
brief de8 Kaufmann Potthaft in Oldenburg auf eine bedeutende Quantität de& 
Salzes ein, und wurde durch Bermwechfelung der Fitmen in der zuerſt gedachten 
Firma E W. Bullrich abgegeben. Der Angeklagte erbrad den Brief und führte 
die Beftellung aus, zugleid eine weitere Verbindung mit dem Befteller antnüpfend. 

Der erſte Richter findet übereinffimmend mit der Anklage in dem Zurüd- 
behalten des an feinen Konkurrenten — Briefes eine Unterdrüdung einer 
Urkunde und verurtheilt daher aus $. 243. Nr. 8. des Strafgeſetzbuchs. 

a er bat jedoch aus folgenden Gründen freifpredend ev 
nnt. agt: . 

Wab die Erforbernilfe des dem Angeklagten zur Baft gelegten Betruged am 
betrifft, fo ift den Ausfübrungen vdeflelben bezüglich der frage, od der Dotthaftice 
Beſtellbrief hier al® Urkunde im Sinne des %. 247. anzufeben fei, nicht beizutreten. 
Der Beſtellbrief enthält eme Offerte zum Eingehen eined Rechtsgeſchäftes und die 
auf Grund 25 erfolgende Lieferung ſtellt die beiderſeitige Einwilligung und 
damit einen perfekten Vertrag ber, fo daß der Beſteller nicht die Annahme der be 
ftellten Sache ablehnen darf. | 

Die Meinung de8 Angellagten, daf zwifhen dem Abſender ded Briefes und 
dem eigentlihen Adreſſaten der Brief die gedachte Bedeutung nicht erlangt babe, 
weil er an feine richtige Adreſſe nicht gelangt fei, ift deöhalb unrichtig, weil die That- 
ſache der Beftellung unter allen Umftänden durch ibn bewiefen wurde und dieferhalb 
er auch in ben Händen des Angeklagten für den vigentlihen Adreſſaten immer bon 
Erheblichkeit blieb. Lepterer hätte z. B. zweifellos, meil er dit Beitellung an ihn 
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enthielt, auf feine Herausgabe gegen den Angeklagten Hagen können. Seine Erheb⸗ 
. zum Bereife von Rechtäverhältnifien wäre im dieſem Falle alfo zur Gektung 
men. 
Dagegen bat der Morberrichter zu Unrecht in der Handtungsweife des An. 
geklagten ein Unterdrüden in dem Sinne des $. 243. Nr. 8. gefunden. 

Daß Unterbrüden fol darin liegen, dap der Angeklagte den Brief nady deſſen 
Eröffnung in ferner Gewahtfam behalten, beantwortet ind den Auftrag effeftuirt hat. 
Dem ift nicht beigupflichten. 

Die Unterdrüdung fegt Handlungen voraus, tele befonderd darauf gr- 
richtet find, dem Berechtigten dad Beweisſtück zu entziehen oder vorzuenthalten. Der 
Angeklagte hat aber nur unterlaffen, den bei ihm abgegebenen Brief an dem richti- 

gen Adreffaten abzuliefern, er bat ibn diefem weder fortgenommen, noch abgeleugnet, 
noch verbeimliht. Daß er in feinem Jutereſſe dem Adtender gegenüber davon Ge— 
brauch germadt hat; far kein gegen den eigentlichen Adreſſaten gerichtete? Anter- 


nebmen. 

’ PT it dadurd, daß er ihn benupte, wurde der Berechtigte verhindert, ihn 
u benusen, fondern dadurd, daß er ibn diefem nicht zugeftellt hatte. Diefe bloße 
Unterlaſſzang ift fein Thun, wie es im Begriff des Unterdrüdend voraudfept. 
DLllerdings bat der Angeklagte, als er durch feinen Vertheibiger bei der 
münbliden Verhandlung erfter Inſtanz den fraglichen Brief überreichen ließ, die 
äußere richtige Adreſſe »A. W. Bullrich vormals J. €. Stegemann«, die derſelbe 
nach der Ausſage des Zeugen Eggenking unzweifelhaft getragen bat, zurückbehalten, 
was deshalb anzunehmen iſt, weil durch das Hennigſche Zeugniß erwieſen wird, daß 
der Brief in feiner utſprünglichen Form in des Angeklagten Hände gelangt ift; allein 
einmal fteht bie hierin liegende Unterdrückung eines erheblichen Theild der Urkunde 

nicht unter Anklage, da fie erft nach deren Erhebung borgenommen worden if, und 

fodann wurde auch bierdurch dem Berechtigten ein Nachtheil nicht mehr zugefügt, 
da bderfelbe diefen ſchon dadurch erlitt , daß der Angeklagte ftatt feiner die beftellte 
la —— 
ie Nichtigfeitöbefchwerbe des Ober-Staatdanwalts gegen diefe Entſcheidun 
brt auß: es fei unftatthaft, die Thätigkeit des Unterdrüdens einer Urkunde auf 

ein Megnnehmen, Mbleugnen oder Verbeimlihen zu beihränten, da aud jede mit ihre 
porgenommene Handlung; durd melde der Andere an der Ausübung feiner Rechte 
verbindert werde, ein ſoiches Unterdrüden fei „(urtel vom 14, September 1865 wider 
Voigt. Oppenboff Rechtſpr. VI. S. 309). Sodann irre der Richter, indem er dad 
Verbalten des Angeklagten in feine einzeinen Theile zerlege, und in Erwägung ziehe, 
in tieferen fich jede einzelne Moment als ein Unterdrüden darftelle. Vielmehr 
fei bie Gefammtheit der Momente ind Auge zu fallen; ihre Wechſelwirkung ftelle den 
Thatbeſtand der; es fei alfo das negative zum Nachtheil ded Anderen gereichende 
Merbalten durch die Verbindung mit der fib daran fnüpfenden pofitiven Handlung 
der Benupung ded Briefes felbit zu einem pofitiden Thun geworden. Eine Urkunde 
könne alfo zum Nachtheil 'de& Eigenthümers auch dadurd unterdrädt werden, daß 
fich an ein Äufered negative Verhalten ded Thäterd gegenüber dem Eigenthümer 
eine gegen einen Dritten gerichtete pofitibe Handlung anſchließe, durch weſche ber 
häter von der Urkunde einen ihm rechtlich nicht zuftchenden Gebrauch made. 


Dad Ober- Tribunal bat die Beſchwerde am 19. Oktober wider Amann 
(Mr. 933. 1.) zurüdgemiefen. 


Gründe 


Der Appeflationdrichter hat fi lediglich auf die Beurtheilung der gegen den 
Angeklagten zur Sprache gebrachten Umftände beſchränkt, ohne allgemein geltende 
— anfſtellen zu wollen, und ſeine diesfälligen Ermägungegrimde ſind 
thatfãchlicher Natur, bei denen ein Rechtbirrthum nicht erkennbar ift. Es ift namentlich 


85h Aus ber Praxis. 66. 247. 249, de? Strafgeſehbuchs. 


berborgeboben, daß der Angeflagte an und für ſich reblicher Weiſe in den Beſitz des 
in Rede ſtehenden Beftellbriefed gelommen, und daß er dem eigentlihen Adreſſaten 
gegenüber nicht8 weiter getban, als daß er dad Schreiben demjelben nicht zugeitellt 
babe, in diefer bloßen Unterlaffung aber feine Unterdrüdung im Sinne des $. 243. 
Mr. 8. zu finden fei. Es iſt ferner der Umftand in Betracht gezogen, dab der An- 
geflagte in feinem Intereſſe dem Wbfender des Briefed die darin gemachte Be: 
ftellung überfendet babe, indeß erwogen, daf bierin fein gegen den wahren Adreflaten 
aerichteted Unternehmen liege, weil nicht dadurch, daß er, ber Angeklagte, dad 
Schreiben benugte, der Berechtigte verhindert worden, daffelbe feinerfeitd zu benupen, 
fondern dadurd, daf er es dieſem nicht augeftellt hatte, 

Hierin war der Üppellationdrichter bei der Eonfreten Drüfung de? gegen- 
mwärtigen Falles nicht behindert, die erwähnten einzelnen Umftände ald Aefonderte, 
für fi beftebende zu betradten und danach feine Entfceidung zu treffen, jedenfalls 
kann in diefem Berfahren ein Rechtsirrthum nicht erblidt werden, 


65. 247. 249. des Strafgeſehbbuchs. Poftvorfhuf-Quittungen ald 
Urkunden. Gedrudte Unterfhrift. Drüfung der Erbeb- 
— Beweiſes auch durch Umſtände außerhalb der 
Urkunde. 


Der Angeklagte iſt wegen Urkundenfälſchung aus F8. 247. und 249. ver 
urtbeilt, weil er wiſſentlich Gebrauch gemacht bat von Briefkouverts, auf denen die 
darauf befindlihen Voftvorfhuß-Quittungen durch Cinrüdung der Geldfummen ae 
fälfcht waren, und davon bei dem Poſtamte Gebraud gemacht bat. 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde führt aus, daf der $. 249. zwar in feiner Faſſung 
die 88. 247, und 248. begreife, aber nur dann zur Anwendung komme, wenn nicht 
die 88. 247, und 248. als leges speciales einträten. Unzuläffig fei es daber, die 
88. 247. und 249. zugleib anzuwenden. Wenn ein mit einer Namensunterſchriſt 
verfebened Formular unbefugterweife, mie bier behauptet worden, außgefüllt und 
davon Gebrauch gemacht werde, fo liege der Fall ded 6. 248. vor, auf melden 
daber die frage hätte gerichtet werden fhllen. er $. 248. fei aber deöhalb unan- 
mwendbar, weil ed an einer echten Unterfchrift fehle, indem nur eine gedrudte vor- 
liege. Endlich fei der $ 247. unanwendbar. In dem zurüdmweifenden Urtel des 
Ober-Tribunal wider Mauerhof (Nr. 316. I. von 1866) beift es: 

Die Nichtigleitsbeſchwerde rügt zunächſt mit Unrecht, daß gegen den Ange 
klagten die $$. 247. und 249. de Strafgefepbubß zur Anwendung gekommen feien. 
Denn der Inhalt des angegriffenen Erfenntniffes ergiebt, daß der 6. 247., welder 
überbaupt eine Strafe nicht außfpricht, und wegen der darin enthaltenen Definition 
der Urkundenfälfhung angezogen, dagegen der N 249. angewendet worden iſt. Der 

. 248. daf. ift mit Recht darum nit zur Anwendung gekommen, meil derfelbe dad 
orhandenfein einer echten Unterfchrift im eigentlihen Sinne des Wortes voraud- 
fept, welche auf den bier in Rede ftehenden Schriftftüden nicht zu finden ift. 

Mad fodann die Behauptung der Nichtigkeit8befhwerde anlangt, daß die mit 
der gedrudten Namendunterfehrift verſehenen Brieflouverts als Urkunden im inne 
ber bezeichneten Paragrapben nicht betrachtet werden fünnten, weil eine Berbindlid- 
keit des (angeblichen Empfängerd des Poſtvorſchuſſes) Fromddorf zur Erftattung dr? 
von der Poſt gezablten Vorſchuſſes durch diefelben nicht begründet würde, fo iſt 
bierbei überfehen, daß nach F. 247. unter Urkunde eine jede Schrift zu verſtehen 
ift, welche aum Beweiſe von — Verpflichtungen — von Erbeblidkeit ift. Zur Kon 
ftituirung einer Urkunde ift es biernady nicht erforderlich, daß diefelbe, ſowie fie vor- 
liegt, für fi allein den Beweis einer Rechtsverbindlichkeit liefert; die Erbeblicfeit 
der betreffenden Schriftftüde für einen folhen Beweis ift aber in dem angegriffenen 
Erfenntniffe darin gefunden worden, daß diefelben in einer Geftalt vorliegen, welche 
über die Vollziehung , d. b. die Anfertigung derfelben durch den mittelft gebrudter 


Aus der Pragis. $. 261, Nr. 3. des Strafgeſehbuchs. 857 


Namensunterſchrift bezeichneten en und demgemäß über deſſen Berantwort- 
lichkeit feinen Zweifel befteben laſſe. 
: Bei Beurtheilung des biergegen gerichteten Angriffes dev Nichtigkeitsbeſchwerde 
iſt davon auszugehen, daß die Frage, ob ein Schrüftftüd im ſtrafrechtliden Sinne 
als eine Urkunde anzufeben fei, eine der Entſcheidung des Schwurgerichtshofes, mit- 
bin eventuell des Nichtigkeitsrichters allein zuftehende ift, lepterer mithin, zum Zwecke 
diefer Prüfung auf den Akteninhalt zurüdzugeben bat. Diefer Alteninhalt bezw. der 
Anklagentt ergiebt mun aber, daß Fromsbotf bei der Poftbehörde zu Erfurt eine 
Faution hinterlegt hatte, um fid die Auszahlung von Vorſchüſſen gegen Aushändi— 
gung bon —— ———— zu ſichern, ſowie Daß dieſe Vorſchüſſe ohne Rückficht 
darauf, ob der Abjender durch lithographirte Unterſchrift oder durch Firmenſtempel 
u. f. w. beezeichnet iſt, geleiftet wurden, — endlich, daß der Angeklagte feit längerer 
Zeit die Erhebung diefer Vorſchüſſe in der bezeichneten Weiſe Namens des fjroms- 
dorf mirfläch beforgt hatte. Mit Rüdfit auf diefe Berbältniffe kann nun aber nicht 
bezweifelt woerden, daß die bier in Rede ftebenden gefälfchten Poftvorfchuß-Duittungen, 
wenngleid> diefelben nur mit der gedrudten Namensunterfchrift de Fromsdorf ver- 
ſeben waren, für die Erjagverbindlichkeit des Letzteren von rechtlicher Erbeblichkeit 
en fürnd; der $. 249. daf. mithin durch Anwendung auf den vorliegenden Fall 
nicht verlegt worden ijt, da die gejeplihen Requifite der Theilnahme gegen den Im- 
pioranten feftgeftellt worden find. 


$. 261. Nr. 3. des Stuefgeiegu Begriff bed Handelsmanns 
oder Fabrikbeſißzers. Verarbeitung von Robhproduften zur 
MWeiterveräußerung. Jährliche Bilanz; angemeffene Friſt 
in einzelnen Fällen auch nad Ablauf des Jahres, 


Der Ungellagte ift als Fabrikbeſißer refp. als Kaufmann megen einfachen 
Banterutt3 verurtheilt, weil er unterlaffen bat, die Bilanz feines Geſchaͤfts zu ziehen. 
Die Zahlungseinftellun ift auf den 2. Mai 1864 feftgeftellt und es ift der kauf⸗ 
männide Konturd eröffnet. Die Summe der Einnahmen und Ausgaben der von 
ihm betriebenen Eifenhütte ift feit dem Januar 1863 bis zum April 1864, in welchem 

eitraum er die Eifenhütte betrieben hat, im einem Kontobuche eingetragen. Es i 
Fftgeftelt, daß er, wie ihm ehaet en hätte, die Bilanz für dad nad dem Ablaufe 
des Jahred nad dem auf den 1. Sannar 1863 fallenden Beginn feined Geſchäftes 

ätte ziehen * oder daß er ſie wenigſtens mit Hinzurechnung einer ihm für die 
Anfertigung derſelben zu vergönnenden riſt bald nad) dem Anfange bed Jahres 
1864 hätte ziehen müflen. Das Kontobud) fet allein keine Bilanz, fein »das Ber. 

ältnif des Vermögend und der Schulden barftellender Abeluk- (Art. 29, des 
Zandelsgeſehbuchs). Hierzu gehöre nicht blos die Aufführung irgend welder Ein. 
nahmen und Ausgaben, jondern eine die gefammte Vermögenslage umfaflende Dar- 
fegung, alfo eine überall aus den Büchern zu fhöpfende Angabe des Kaſſenbeſtandes, 
die Summe fämmtlicer Aktiva und Pafliva und eine Jnventur des außer bdiefen 
Gegenftänden vorhandenen beweglichen und unbeweglihen Vermögens. SHieran fehle 


8 aber. 
s Der Angellagte rügt die Unnahme jeder Qualitäten als Fabrilbefitzer vefp. 
Kaufmann. Der Betrieb der von ihm gepachteten Eifenhütte — eigentlich eines 
bloßen Hochofens — habe nur in dem Ausſchmelzen des Eifend aus Eifenfteinen 
oder eiſenhaltiger Erde beftanden, wodurch das Produkt kein Fabrikat werde. Aus 
diefem Grunde ſei auch von ben Reffortbebörden fein Gefhäft nicht als Handeld- 
Etabliffement betrachtet und als ſolches behandelt. 

Ferner fei, die Bilanz betreffend, nicht berüdfictigt, daß bei der Beſchaffen⸗ 
heit des Geſchaͤftes die Bilanz bis zum Ausbruch des Konkurſes unmöglich, und es 
bei ſoichen Geſchäften daher üblich bi, die Bilanz erft fpäter zu ziehen. 


858 Aus der Praxis. $ 261. Nr. 3. des Strafgefehbuche. 


Die Beſchwerde it durch Urtel vom 5b. Dftober 1866 wider Ebler (Nr. 346. 1,) 
zurüdgewiefen. 


Gründe 


Der erfte Richter, welchem der zweite beigetreten iſt, bat thatfächlich feft- 
geftellt, daß der Angeklagte aus erworbenen Robftoffen Eifen in größeren Dunnti- 
- täten zum Zwecke der Weiterveräuferung produzirt bat. Wenn der Angeklagte in 
der Mppellationd-Inftanz biergegen bemerkte, dad ausgefchmolzene Eifen. ſei doch nur 
Robproduft geblieben, kein Fabrikat geworben, fo war died nah Art, 271, Nr. 1. 
des Handelsgeſetzbuchs für den Bequif bed Handelsgeſchäftes rechtlich unerheblich, da 
es hierzu hinreichte, daß Angeklagter — Sachen, nämlich Eiſenerze, zum 
Zwecke des Weiterverkaufs anſchaffie, und es nah der ausdrücklichen Beſtimmung 
des genannten Artikels keinen Unterſchied machen ſoll, ob und welche Bearbeitung 
oder Veränderung mit den Sachen vor ihrer Wiederberäußerung vorgenommen wird. 
Mit der Hinweifung auf Art. 4. ded Handelsgeſezbuchs und Art. 18, des Einfüb- 
rungägefeged dazu war daher die Anwendung des $. 261. deö Strafgeſetzbuchs gegen 
den. Angeklagten binfichtlic feiner perfdnlichen Qualiſikation vollkommen gerechtfertigt 
und dabei: gleichgültig, ob ihm die Bezeichnung. eined Handelsmannes oder eines 
Fabrikbeſitzers beigelegt wurde. Die Vernehmung anderer Behörden darüber, daß fie 
ihrerfeitö den Angeklagten nit als Kaufmann betrachtet, daher indbefondere nicht 
die Eintragung ſeines Gefchäfted in die Handeldregifter verlangt, und feine Eifen- 
ftein-Raufverträge nicht ais im faufmännifchen Verkehr gefchlofien angefeben bätten, 
bat der Mppellationsrichter zur Befeitigung jener ae aus dem tbatfächlicyen 
Gefchäfte ded Angeflagten und den eitirten gejeplihen Beſtimmungen nicht geeignet 
gefunden, und da er felbftitändig und unabhängig von den Anſichten anderer Be. 
börden. die faltiſchen und: rechtlichen. Boraußfepungen, für die Anwendbarkeit des 
Strafgeſetzes zu beurtheilen batte,. jo. kann in der Ablehnung. der Beweißerhebung 
wer olche Anfichten. eine: unzuläffige Beſchränkung der. Vertheidigung nicht erfannt 
werden. 

Die Unterlaffung der jährlichen Siehung einer Bilanz ift nah $. 261. 
Nr. 3. des Steafgefehbuh® immer firafbar, wenn letztere geſetzlich vorgefchrieben if: 
. Unter ber Herrſchaft ded Urt. 29: des Handelsgeſetzbuchs kommt ed daher nicht mehr 
darauf an, ob die Beſchaffenheit des Geſchäftes eine jährliche rg Age ah daß fie 
bei jedem Handelsgeſchäfte faktifch möglich fei, unterftellt der Mrt. 29, und die An- 
wendbarkeit des $. 261. Nr. B. des Strafgeſetzbuchs läßt fi daher ebenfo wenig, 
wie die im Art. 29. unbedingt 'vorgefchriebene Verpflichtung durch dad Erbieten eined 
angeblichen: Beweifeß der faktiſchen Unmöglichkeit auß der Beſchaffenheit des Gr 
fhäfted oder eines der geſehlichen Verpflichtung entgegenſtehenden Gebrauches bei 
ewiſſen Geſchäften umgeben. Es kann däher dem richterlichen Ermeſſen nur über 

ſſen fein, einem Kaufmanne je nach den Umſtänden eine Friſt zur Vollendung bed 
Inventar und der Bilanz in Gemäßheit des Art. 29. zugubilligen, was im erſten 
Ertenntniffe, worauf das zweite hinweiſt, nieht unberädfichtigt geblieben, imdem zu⸗ 
gleich — iſt, daß der eg Are deffenungeachtet bald nad Begim des 
Jahres 1 feine Bilanz für 1863 bätte sieben müſſen und die Zögerung damit 
bis zu feiner Zahlungßeinftellung im April 1864 nicht entfchuldbar fe. Diefe Er 
wägungen find unangreifbar und hatten die angeblich vor dem erſten Nichter ſchon 
befundete Anſicht des Sadverftändigen Richter und bed neuerdingd vorgeſchlagenen 
Schmieber, 
»daf bei Hütten + Unternehmungen die Bilanzen immer erft einige Mo 
nate nad dem Jahresſchluſſe vollendet zu werden pflegen«, 


wie e8 in ber Mppellationgfchrift heißt, als volltommen unerheblich bezeichnet. 


Een 


Uns der Praxis. $ 272. des Strafgeſehbuchs. 859 


. 272. des Strafgeſetzbuchs. SG 75. 128. Tit. 24. Th. I. der Alla. 
er.-Ordn, 8. 172. Des — §. 475. Tit. 20. Th. I. des As, 
andredt3, Entziehung aus der Beſchlagnahme von Perti- 
nenzien eines landjhaftlid fequeftrirten Gutes, melde 
* veräußert find, aber fich noch auf dem Gute be— 
nden. 


Der Angeklagte hat auf einem Gute eine Anzahl Staͤmme⸗Holz im Walde 
getauft nud fie durch Anfchlagen übergeben erhalten, das Kaufgeld auch theilweiſe 
bezahlt. Auf Andriugen der Gläubiger if ſodann die Sequejtration des Gute, 
und zwar, weil Pfandbriefe darauf bafteten, durch dießfälhge Requifition des Ge- 
richts an die Kandfhaft-Direftion eingeleitet und von biefer durch Beltellung eines 
Sequefterd außgeführt. Dabei hat durd den Sequefter auch eine Beſchlagnahme 
jener Hölzer ftattgefunden. Dennod bat der Angellagte diefelben abgefahren, und 
er ift de&halb aus $. 272. des Strafgeſehbuchs berurtbeilt. 

Seine die Rechtöbeftändigkeit jener Beſchlagnahme feiner Hölzer verneinende 
Nichtigkeitsbeſchwerde it duch. Urtel bed Ober + Tribunald vom 26, Oktober 1866 
wider Schmidt (Nr. 904. 1.) zurüdgemiefen. 


G ründe 


Die Sequeftration des Gute, auf welchem Pfandbriefe hafteten, ift in Folge 
Andringens von Gläubigern, alfo im Wege ber Exekution, auf diedfällige Requifition 
des Kreisgerichts in Gemäßheit des F. 128. Tit. 24. Th. 1. der Allg. Gerichtd- 
Ordnung und des $. 172. des Unhangs burd bie zuftändige Landſchafts Direktion 
erfolgt und von berfelben ein Gequefter beftellt. Es hat babei fpegiell au bie Be- 
ſchlagnahme der zwar verkauften, aber noch im Walde liegenden, mithin bom Gute 
noch nicht getrennten Hölzer fattgefunden. Daß aud foldye, bereits dritten Per⸗ 
fonen gehörige, aber noch in der Gewahrfam des Egequenden befindliche Gegenftände 
vorläufig der Beihlagnahme mit unterworfen werden dürfen, ergiebt der $. 75. 
zit. 24. Ib. I. der Allg. Gerichts Ordnung und insbefondere in Betreff der Früchte 
und beweglihen Pertinenzien berpfändeter Grundftüde ber $. 475. in a 
mit 8 443. und 445. Tit. 20. Th. I. des Allg. Landrechts (vergl. Plenar · Beſchlu 
des Ober-Tribunal® vom 10. Juli 1837 (uni Bb.2. ©. 383). Und daß endlic) 
die Mequifition des Gerichtd an die Landicafts-Direktion zur Einleitung der Seque- 
ftration diefer Direltion die generelle —— für alle exetutiviſchen damit in Ver ⸗ 
bindung ftehenden 2 giebt, foigt aus der geſehlich geregelten Stellung der 
Landſchafts· Direktionen überhaupt, fo daß alſo, was jene beſondere Beſchlagnahme 
der hier in Rede ſtehenden Hölzer betrifft, dieſe nicht dem requirirenden Gerichte 
allein vorbehalten blieb, ſondern unbedenklich aud durch die requirirte Landihaftd- 
Direktion ausſchließlich erfolgen durfte und mußte. 

Schließlich wird bemerkt, daß wenn man bei folden bereitö in den Beſiß 
Dritter Übergegangenen, aber no auf dem Gute verbliebenen —— ein 
beſonderes Arreitatorium an den dritten Eigenthümer fordern wolle, dies bier dadurch 
erjegt werde, daß dem Angeklagten im — — der Abfuhr und vor derſelben von 
dem Sequeſter die erfolgte Beſchlagnahme bekannt gemacht fei. 


8 332. 34..de8 Strafgeſetzbuchs. Theilnahme an Uebertre— 
üngen. 

Urtel des Ober⸗Tribunals vom 4. Juli 1866 wider v. Köller (Nr. 544. 1.), 
durch welches dad Appellationd-Urtel vernichtet ift. 


860 Aus der Praxis. 66. 332, 34. des Strafgeſehbuchß. 


Gründe. 


Der Appellationdrichter ftellt feft, daß der Angeklagte feine Knechte durch 
bie ihnen gegebene Anmeifung beftimmt bat, mit den angegebenen Wagen die Hebe- 
elle auf der Chauffee bei B. zu umfabren. Er erachtet — den Angeklagten 
ür den Theilnehmer (intellektuellen Urheber) der in Rede ſtehenden Zuwiderhandlung 
gegen Nr. 5. der zuſätzlichen Beſtimmungen zum Chauffeegeld - Tarif vom 29, Te 
bruar 1540, Der WUppellationdrichter fpriht aber den Angeklagten dennoch frei, 
weil eine Theilnahme nur bei Verbrechen und Vergeben, niemals aber bei Uebertre- 
tungen jtrafbar fei. Diefer Grundjag ift jedod in folder Allgemeinheit ald richtig 
nicht anzuerkennen, und vom Ober + Tribunal auch bereitö durch dad Plenar- Er- 
kenntniß vom 12, — 1864 — Oppenhoff Rechtſpr. Bb. V. ©. 353 — 
ausgeſprochen, daß bei Lebertretungen, welche nicht blos polizeilider Natur find, 
fondern materielle Nechtöverlegungen enthalten, die Theilnabme und inöbefondere 
auch die Anftiftung jtrafbar if. Desgleichen ift namentlich aud in vielfadyen Ent- 
ſcheidungen des Ober-Tribunald außgefprodyen, daß die Theilnahme an foldyen Ueber- 
tretungen, welde in Jumiderhandlungen gegen die Sinanzgeiche befteben, allerdings 


ftrafbar iſt. Oppenboff Strafgefepbudp 4. Ausgabe ©. ote 9. 


Zur Literatur des Ariminalredts. 


1. 4. Jade: Ueber die Befhlußfafjung in Derfammlungen und Kollegien, 
indbefondere über die Abftimmung in Rictertollegien. Leipzig 1867 bei 
Albert Fritfch. 


Das vorliegende Wert — ver Berfafler ift Appellationsgerichts -Rath zu 
Magdeburg — verdient in weiten Streifen Beachtung. Die überaus ſchwierige und 
ftreitige frage über die Beihlußfaffungen in Öffentlihen Verfammlungen und Kor 
porationen iſt, in Verbindung mit Den zablreihen damit im Zufammenbang ftehen- 
den und fie zum Theil bedingenden Verhältniſſen, foviel fie au in ihren Einzel. 
heiten bisher beſprochen ift (mie die weiche voran zufammengeftellte Literatur ergiebt), 
bier zuerſt biftorifh und dogmatiſch mit umfaſſender Kenntniß, überfictli und mit 
großem Scharffinn erörtert worden. Sie berührt unfer öffentliches Leben nach zahl- 
reihen Richtungen bin; dad Merk wird daher auch meithin belehrend wirken; «8 
wird, und daß ift für und die Hauptſache, für Richterkollegien in ihrer Zufammen- 
fegung, Debattenleitung, rageftellung und Abftimmung ald ein trefflicher Weg- 
weifer dienen. 

Der $. 2. giebt vorab eine intereffante, durch treffende geſchichtliche Bei- 
fpiele belegte Darftellung des Geiſtes öffentlicher beſchlußfäſſender Verſammlungen 
und Korporationen, alſo aud der Richterkollegien und ber Geſchworenenbank, ber 
Einflüffe, denen fie, der menfhlihen Natur folgend, unterliegen, der Macht, melde 
fie üben, aber aud der Irrwege, auf melde fie durch eben jenen Geift geleitet 
werden. hr Vorzug und ihr Beruf — bier aber natürlihd mit Ausnahme der 
Kichterkollegien — ift daher im Allgemeinen, nur eine Autorität darzuftellen, um 
fattifche Verhältnifie Hat zu legen, nicht aber um logifhe Schlüffe zu ziehen und fie 
auszuſprechen, indem fie ungeeignet find, die höhere gleichfam konzentrirte Intelligenz 
des Einzelnen fiher zum Auddrud zu bringen. 

Als Normalthpus beſchlußfaſſender Verfammlungen haben bie ———— 

u gelten ($. 3.). Hauptbedingung ihrer Wirkſamkeit iſt aber eine auf richtigen 
Weinzipien berubende organifhe Zujammenfegung ($. 4.). In diefer Hinſicht ift das 
Dualififationd- Prinzip zwar die befte Grundlage, aber zu unfiher und zu ſchwierig 
in feiner ſtrengen Durchführung durch fichere Feſtſtellung der Qualifikation. Das 
Anciennetätd » Prinzip ift berwerflich. Für höhere Kollegien ift dad Kooptations- 
Prinzip zu empfehlen, wie es fi bei dem Ober-Appellationdgeriht zu Dreöden und 
bei den Sannoverfhen Obergerihten bewährt haben fol. Hier am Orte find die 
beachtungswerthen Bemerkungen über den Mißbrauch der Hineinziehung politifcher 
Rückſichten in politiih erregten Zeiten ($. 5.). Es werden die Vorzüge des Einzel- 
richteramtes, aber andererjeitd auch der Kollegien charakteriſirt. Sauptfäglid nur 
politifhe Gründe — die größere Selbftftändigkeit — ſprechen ſchließlich für die leß— 
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teren ($. 6.). Die Zahl der Mitglieder fol höchſtens 7, immer aber eine gleiche, 
feine ungleiche fein ($. 8.). Die Grundfäge über dad Recht der frageftellung (Bor- 
figender oder Kollegium als entfcheidend), ſowie über die Reihenfolge der Frageftellun- 
en werden geregelt ($$. 9. 10.). Verhältniß der Minorität, und Unterwerfung ber- 
ben unter dad Refultat der Vorabftimmung bei der weiteren Abftimmung ($. 12.) 
Schwierig ift dad Problem der Theilung der ragen. Died führt inöbefondere zu 
der frage, ob größere Gefege in der Regel von größeren politifhen VBerfammlungen auch 
in ihren einzelnen Theilen, oder ob fie nur im Ganzen auzunebmen oder abzulehnen 
fein. Die Unfähigkeit folder Verfammlungen, eine größere in fich adäquate legis- 
latorifhe Einheit zu fchaffen, fpridt für das letztere. Nur die Merkitatt eines 
ſelbſtbewußten Geiles fann gute Gefege ſchaffen ($. 13.). 

Die 68. 14— 19. gehen zu dem Kern ded Werkes, angeregt dur die 
neueren Vrozebgefeggebungen, nämlich zu der Frage über die Abftimmung nad 
Gründen, im Gegenfag zur Totalabftimmung, über. Diefe frage ift erft durch 
die neuere Forderung, der Entſcheidung auch ihre Gründe beizufügen, zu einer prin- 
ipiellen geworden. Es wird nachgewieſen, in melden fällen überbaupt eine Ab- 
—— nad Gründen zuläſſig reſp. nothwendig fei: 1) wenn jeder Theil der theil- 
baren Hauptfrage die Wirkung der Verneinung der ganzen Hauptfrage bat, und 
ermittelt werden fol, ob die Hauptfrage verneint wird, 2) über Präjudizialpunfte, 
3) über felbftftändige Theile der Hauptenticheidung, von denen jeder eine Entfchei- 
dung für fi fordert, 3. B. über ftraferhöbende oder mindernde Umjtände, 4) wenn 
über dad Drobandum und deſſen Effeft Einigkeit vorhanden ift, d. h. daß Berur- 
theilung oder Abmeifung erfolgen muß, menn das Fundament der Klage oder der 
Einwand erwiefen oder nicht erwielen, oder der Hauptzeuge glaubwürdig oder nicht 
glaubwürdig ift. — Ausgeführt wird num, daß überall nur eine negative, nicht 
aber eine pofitive Abftimmung nah Gründen zuläffig fei; die mehrentheils ſich 
widerfprehenden Refultate der legteren werben dargelegt, und die Anſichten der Ver- 
theidiger und der Gegner erörtert. 

Die Neibenfolge der Stimmgebung ift oft von mefentlihem Einfluß auf das 
Refultat. Sie erfolgt am paflendften von unten auf; ſchon mit Rüdfiht auf das 
bäufige Uebergewicht des Borfigenden ($. 19.). Auch die Urten der Stimmgebumg, 
vor * bei politiſchen Abſtimmungen, find wichtig (öffentlich, geheim u. f. w.) 


lei intereffant find endlich die 99. 22 — 37., betreffend die Stimmforma- 
tionen, denen die Wirkung, einen Beſchluß darzuftellen, beigelegt wird. Sie find: 
A, die Einftimmigfeit, B. die Stimmengleichheit, C. die Ungleihmäßigkeit. Die 
—— iſt a) die abſolute Majorität und zwar die einfach abſolute, oder die ber- 
ftärfte abfolute, b) die relative Majorität und zwar die eigentliche und die uneigent- 
lie. Wir freuen und, hier vielen von und lange vertretenen Auſichten, meu und 
gründlich motivirt, zu begegnen, fo den Zweifel uber dad Gebot der Einftimmigteit, 
welche felten erfüllbare Vorausfegungen bat, jedenfalls durch dak Mittel ded Zwangeb 
bermwerflich ift, fo groß aud ihre Autorität bei freiwilliger Einigung wirkt; ferner 
den inneren fahlihen Bedingungen , unter denen die Gleichjtimmigfeit Kraft bat, 
ftatt der äußeren Mittel, um eine Majorität künftlich herbeizuführen, wie 5. B. das 
höchſt bedentlihe votum decisivum des Vorſihenden u. f. w. 

Mir haben und mit dem wertbvollen Werke bier faft mehr, als es eigentlich 
der Raum geftattet, befhäftigt, wollen damit aber jedenfalld das hohe ntereffe, 
welches es und erregt hat, bezeugen, und dürfen es daher mit vollem Rechte dringend 


empfehlen. 


1, € v. Stemann, Regierungdrath a. D.: Ueber bie tere der 
Schleswig +» Holfteinfhen Rechtbordnung in die Preußifche. Kiel 1867, 
bei Schwers. 


Der Here Verfaffer hat und bereit die trefflihe Darftellung der Schledwig- 
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Holſteinſchen Strafrechtöverhältniffe im Oktober » Heft dieſes Archivs geliefert. Das 
getreue Bild biefer für bie jegige Zeit in der That wunderbaren Zuftände, hat gewiß 
bei Jedem unwillkürlich die frage der unmittelbaren nothwendigen Reform angeregt. 
Einzelne allgemeine Vorſchläge waren bereitd damald mit jener Darftellung verbun- 
den; fie find in der vorliegenden Schrift ausführlicher , und zwar auf dad ganze 
Rechtsgebiet des Landes ausgedehnt, entwidelt. Niemand ift dazu geeigneter, als ber 
Verfaſſer, der bid 1850 Schledwig-Solfteinfher, darauf 14 Jahre hindurch in meb- 
veren Drovinzen Preußens Juftigdeamter, zulegt Staatdanmwalt in Stettin, und feit 
1864 wieder Beamter in feiner Heimath geweſen iſt, aljo die Rechtszuſtände auf 
beiden Seiten auf dad genauefte kennt. So außgerüftet haben feine Vorſchläge einen 
befonderen Werth. 

Sie find fchlieflid folgende: 

1) Umgeftaltung der Gerichtäverfafjung nah Preußiſchem Vorbilde mit der 
Abänderung, daß die Eingelricter ein ſelbſtſtaͤndiges Glied der Gerihtäorganifation 
bilden, daß die Kollegialgerichte erſter Inſtanz zugleich die vom Einzelrichter ent- 
ſchiedenen Sachen regelmäßig in zweiter und Iepter Inſtanz behandeln, und daß bie 
Staatdanwaltfhaft auch die Gefchäfte der Polizei-Anwaltihaft übernimmt. 


2) Beibehaltung des Privatvecht3 unter Einführung ded Deutſchen Handeld- 
geſeßbuchs. 

3) Einführung des Preußiſchen Strafgeſezbuchß und einer Anzahl Preufi- 
fcher Spezialgefepe. 

4) Erlaf einer —— Ordnung in weſentlicher Uebereinſtimmung mit 
dem Preuͤßiſchen Entwurf von 1865 unter gleichzeitiger Einführung einzelner Iren. 
ßiſcher Zufapgefepe. 

5) Erhaltung des in Holitein geltenden Civilprozeßrechts mit denjenigen Mo- 
dififationen , welche die firengere Durchführung der Deffentlickeit und Mündlichkeit 
— —— Verbindung der dortigen Gerichte mit dem Ober + Tribunal zu Berlin 
erfordern. 


m. Johann Baptift Zugſchwerdt: Der Vollzug der Freiheitsſtrafe. 
Yen 1867, v. —X er Vollzug der Freiheitsſtraf 


Der Verfaſſer, dem wir ſchon frühere Werke über Straffpfteme verdanken, 

ſcheint nicht in amilicher Stellung ſelbſt bei der Verwaltung von Strafanftalten be- 
theiligt zu fein, fondern aus eigener Neigung fi dem Beruf einer den Bebürfniffen 
ber zeit und der Humanität entſprechenden Förderung der Verwaltung der Straf- 
anftalten und ber praftiihen Kritit der Strafipfteme überhaupt, beides, wie er jagt, 
in rechtlicher, moraliſcher, Da und vollswirihſchaftlicher Sinficht, zu widmen, und 
wir ſtehen nicht an, ihn na dem Zeugniffe, welches das vorliegende, ſehr umfang. 
reiche Werk giebt, für vorzugsweiſe dazu befähigt zu erachten, befonderd wenn wir 
der Duelle folgen, aus welcher er; fofern wir die Undeutung in der Vorrede nicht 
mißverſtanden haben, feine Erfahrungen gehöntt bat. Mit Recht nämlich nennt er 
die Gefängnißtunde vor Allem eine Erfahrungswiſſenſchaft. Es find die beiden Sh- 
fteme der gemeinfamen und der Einzelhaft, melde er in feiner Erörterung einander 
gegenüberjtellt und vergleicht. Die einzelnen Abſchnitte des Werkes, denen eine ſehr 
ausführliche, allgemeine Geſichtspunkte entwickelnde Einleitung vorangeht, find fol- 
ende: die bauliche Einrichtung der — die Beleuchtung, die Beſchäftigung 
er Gefangenen, die Verpflegung, die Geſundheitspflege, die Veſſerung, die Dis 
ziplin, die Verwaltung, die Ober - Auffiht der Anftalten und die Wahl des 
Strafſyſtems. 
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IV. Dr. Richard Ed. John, ordentliher Profeſſor ber Rechte an ber 
Univerfität zu Königdberg: Kritiken ftrafrechtliher Entſcheidungen des 
Preußiſchen Ober-Tribunald. Berlin 1866, bei Guttentag. 


Die vorliegende Sammlung von Krititen der ftrafrechtlihen Entſcheidungen 
des Ober- Tribunald enthält in der Mehrzahl die bereitd in v. Holtzendorffs Straf- 
recht3-Zeitung nah und nad erfibienenen Kritifen, von Neuem überarbeitet, fowie 
einzelne neue Arbeiten in gleicher Richtung. Wir haben von Anfang an die Abficht 
des Berfafferd, dom wiſſenſchaftlichen Standpunkte aus jene Entfheidungen einer 
eingehenden Prüfung zu unterziehen, und damit eine Kritik des Geſetzbuches, welches 
die pofitive Grundlage unferer Rechtſprechung ift, zu verbinden, mit Freuden be- 
grüßt. Seitdem der höchſte Gerichtähof durch feine Autorität überhaupt, in einzelnen 
Fallen fogar durch die verpflicytende Saft feiner Entfbeidungen, gleihlam die ftraf: 
rechtliche Jurisprudenz unferer Gerichtäböfe abforbirt und in ſich vereinigt, eine Kor» 
reftur alfo innerhalb der Hierarchie felbit nicht mehr ftattfindet, fobald nit das 
freilich nur zufällig wirffame Mittel einer Differenz zwiſchen den beiden Abteilungen 
des Straffenatd ded Ober + Tribunald dazu führt, ift es die wiſſenſchaftliche Kritik 
außerhalb der in diefem Kreiſe ſich bewegenden Praxis allein, aljo dad unabhängige 
ſelbſtſtändige Forum der Rechtswiſſenſchaft, welchem von felbit die Aufgabe zufällt, 
auf dem indireften Wege der richterlihen Macht gegenüber zu treten, um fie ent- 
weder in ihrer Wirkſamkeit zu rechtfertigen oder fie auf die Grenzen zurüdguführen, 
welche fie niemald überichreiten darf. Denn ihr Beruf beftebt nur in der Anwen- 
dung des beftehenden Rechtes auf den gegebenen Fall und nur in foweit in der 
neuen Fortbildung diefed Nechted, ald daflelbe durch diefe praftiihe Anwendung ſich 
ald dunkel oder unzureichend erweiſt. Jene Aufgabe fällt alfo vorzugsweiſe den 
Trägern der Rechtswiſſenſchaft, alfo den Rechtölehrern an unferen Hochſchulen zu, 
weil fie auferbalb der richterlihen Kreiſe ftehen, obwohl wir freilich, fobald die Vor- 
ausfegungen wiſſenſchaftlicher Befähigung dafür vorhanden find, eine Kritit von der 
Seite des praftifhen Nichterftandes felbft vorziehen würden, weil bier die Beurthei- 
lung zugleich durd die lebendige Kraft der unmittelbaren Anſchauung getragen wird. 


Mir dürfen und dad Zeugniß geben, daß wir vielfady bemübt gewefen find, 
die vorhandenen Kräfte aus den millenfhaftlichen und richterlichen Streifen des Landes 
für diefen Zweck anzuregen; leider nicht immer mit dem gewünſchten Erfolge. Um 
fo mehr begrüßen wir, wie erwähnt, die vorliegenden Arbeiten. Ihnen im Einzelnen 
zu folgen, find wir bier natürlid außer Stande. Nur eine Bemerkung wollen wir 
nicht unterdrüden. Wir erkennen in vollem Maafe den Scharffinn und die fritifche 
Befähigung ded Verfalferd, feine Sorgfalt, mit welcher er in jedem einzelnen Falle 
feine Aufgabe erfüllt und erſchöpft bat, an, find aber der Meinung, daf nicht überall 
das Wort allein es ift, welches den Geift des Geſetzes zur Erſcheinung bringt, und 
daß gerade bier jene Bemerkung fih und aufgedrungen bat, ein mie bober Werth 
derjenigen Kritik beimohnt, welde zugleich innerhalb der lebendigen praktiſchen Un- 
fhauung fi bewegt. Unfere Differenz mit dem Verfaſſer über die Grundlagen 
unferer Kriminal + Entfbeidungen (Ardiv XI. ©. 474 ff. und ©. 181 ff. des bier 
befprochenen Werted) hat und dies lebhaft vor die Augen geführt. 


V. Dr. 4. 5. Elöner: Archiv für dad Verfiherungswefen. Bd. U. Heft 2. 
Berlin bei Grieben. 


Mir zeigen den vorliegenden Band bier deshalb befonderd an, weil er eine 
vollftändige Zufammenftellung der Gefepe und Verordnungen über das Verfiherung3- 
weſen in den Deutihen Bundesjtaaten enthält, diefe Geſetze aber bekanntlich eine 
Menge ftrafrechtliher Vorſchriften und Beziehungen enthalten. 
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VI. W. Ditmar, Ober Regierungsrath: Handbuch über da8 Strafrecht 


v1. 


VIIL 


xl. 


und das Strafverfahren, bie — Steuer- und Kommunifationdabgabe- 
Vergehen betreffend. Poſen, Rebfeld. 


Dr. Heinr. Schnurpfeil: Die Polizei» Verwaltung in Ausübung 

ihrer Befugniß zum Erlaß ort3poligeiliher Verordnungen und vorläufigen 

Strafverfügungen, fowie zur Anwendung exekutiber Maafregeln aus * 

Materialien der Geſetzgebung und der bisherigen Praxis der Verwal. 

—— und Gerichte, ſyſtematiſch zuſammengeſtellt. Ober-Glogau, 
andel. 


E. Döhl, bie ländliche Polizei-Berwaltung ded Preuß. Staated. Nah 
amtlihen Quellen und autbentifhen nterpretationen, fowie den Entſchei— 
dungen der böcyften Gerichtähöfe bearbeitet und in materieller ſowohl als 
in formeller Beziehung dargeftellt. Berlin, Nicolaid Verlag. 


Dr. ©. Puchelt, Kreidgerihtd-Direktor: da8 Strafgeſetzbuch für das 
Grofberzogtbum Baden, nebit WUbänderungen und Ergänzungen, mit 
Einfhluß der Gefege über die Preffe, Vereine und Minifterverantwort- 
lichkeit mit Erläuterungen. (In 2 Abtheilungen) 1. Abth. Mannheim, 
Bendheimer. 


Rud. Benz, Regierungsrath: Entwurf eined Strafgeſetzbuchs für den 
Kanton Zürich, mit begründenden und erläuternden Bemerkungen. Zürich, 
Orell, Fuͤßli und Eomp. 


Dr. W. Roſenkrangtz, Affefior: die Lehre von der Anrechnung unver- 
ſchuldet erlittener Haft als Strafe nab Baperfhem Strafredht. (Abdr. 
aus der Zeitfbrift für Gefeggebung und Rechtspflege des Königreichs 
Bayern.) Erlangen, Dalm und Ente. 
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a. 


Undederei, Betrieb ohne Konzeffion zur Aud- 
nugung für andere Gemerbe 129. 

Aberatio ictus 360, 

Adminiftrative® Strafverfahren, Un 
lälfigfeit der Unterfuhung mit feiner Ueber- 
gehung 209. 

Agenten von fjeuerverfiherung, Unzuläffigfeit der 

erlufterflärung ded Gemwerbed 844 

Ulteneinfiht durch einen Rechtkanwalt ala 
Angeklagten nad feiner Freiſprechung 293. 

Amtäbeleidigung verflorbener Beamten, Er- 
tbeilung der Befugniß des 6. 263. an die Erben 
294, — außgefhiedener Beamten in Bezug auf 
ihren Beruf 357, — Höhe der Gefängnifitrafe 
bei mildernden Umftänden 440. 

Amtöeigenfhaft, fFrageftelung 278. 

Amtdunterfhlaaung, Erfordernig der Ber 
waltung im 6.325. ©. 421. — mit Fälſchung, 
Beantwortung bed erfhwerenden Momented in 
der frage 113. 421. 

Angeklagter, Kontumazial-Berfahren und Ber 
sicht in ameiter Inſtanz gegen den Verhafteten 
47. — tebtzeitige Benachtichtigung des Verbaf- 
teten wegen Beftellung des Vertheidigers in zwei- 
ter Inſtanz 831. — Verzicht des Vertheidigers 
auf Zeugen in feiner Gegenwart 206. — bei- 
—— gegen den Verhafteten durch Schweigen 

eß Vertheidigers über den Beweis 340. — 

Verzicht in Bezug auf die Orffentliheit 37, — 
Nichtbefugnig der Rüge über die Ausfcliehung 
120. — Mahnfinn, Setfteltung deſſelben erft im 
der Nictigkeitäinftang 773. — Gemeinfamfeit 
des Entlaftung&beweife® unter den Mitangellag- 
ten 246. 340, 

Anklage, Anflageformel, Umfang der Spe— 
zialifirung der That darin 159. — polizeilice® 
Strafmandat ald Anklage und Eröffnungsbeſchluß 
bei Provofation auf gerichtliheß Gehör 285. 

Unflagefenat, Anklagebeſchluß, Deffent · 
lichkeit der Verhaudlung und Vertheidigung 
dabei 28. 








Anlagen, öffentlibe Zetſtörung ıc., dolus 310. 
— f. baulide Anlagen, 

Anordnungen der Obrigkeit, Eröffnung oder 
Schlußrede des Minifterd vor dem Landtage al& 
Regierungsatt 847. 

Angreifer im Uuklande verübter Verbreden 136. 

Anfhuldigung, falſche, Erforderniß der fFeft- 
ftellung des geſchlich ſtrafbaren Eharakterd der 
angeihuldigten That 499. 

Anftiftung, Anleitung old Mittel 43. — Haf- 
tung für dem Exzeß bed Thäterd 502. — Unreiz 
während der Schlägerei ald Anſtiftung oder in- 
tellettuelle Beihülfe 846. — Behantlung, wenn 
der eine der angellifteten Thäter des Mordeß, 
der andere nur des Todtſchlags fhuldig erklärt 
it 555. — Urbeberfhaft durch Anftiftung eine® 
willenlofen Thäters auch im fall der fabrläjf- 
figen Tödtung 536. 

Ungeigebemweiß, f. Beweis. 

Uppellation, MWppellationd- Inftanz, 
Kritik derfelben überhaupt 191. — Vorladung 
des Vertheidigerß erfter Inftang 120. — aus- 
drüdliher Beſchluß über die Yulaffung der ver- 
fpäteten Uppellation® »- Beantwortung 342, — 
Form der Qurädweifung unftatthafter Appella - 
tion 564. — Befugniß, die durch Beſchluß des 
Appellationsrihter® zugelaffene Appellation durch 
dad Urtel Ms, 565. — Redtzeitige 
Benachtichtigung des verhafteten Ungellogten von 
der Beftellung dei Vertheidigerd 831. — Verluft 
der Alten in der Uppellations-nitanz, Bernich- 
tung des erften Urteld deshalb auf Urt. 102, 
©. 772, — Wufbebung deß erften Urtels wegen 
nfompetenz ohne Zurüdweifung in die erfte In 
ſtanz 209. — Kontumazialverfahren und Mer- 
zicht genen den Verbafteten 47. — Verzicht gegen 
den Verhafteten in Bezug auf den Beweis durch 
Schweigen des Vertheidiaers 340. — Beweis in 
Appellatorio 191. — Prüfung der Erheblichkeit 
der Nova 191. — erbeblihe und unerhebliche 
Thatfahen 278. — Begründung der Reforma- 
toria fpegiell durch den erhobenen Beweis 341. 
— anderweite Oualifigirung der Hülfsleiftung 
ohme neuen Beweiß 208. — neue Qualifijirung 
im Tenor unter Beibehaltung deſſelben That- 
beftandes B3l. — Verpflihtung der neuen Be- 
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zutfätigung des Rüdfalls 483. — Anwendung 

ded Wirt. 30. überhaupt 483, — neu angeführte 
Hülle des Haufirend als Beweis, nicht als Er- 
weiterung der Anklage 129. — neue That in 
Appellatorio bei der Zumefjung berüdfihtigt SO. 
— Beftätigung nad Bereidung der in eriter In⸗ 
any unvereibet gebliebenen Zeugen 565. — 
f. Injurienprogeß. — 

Arbntederweigerung ($. 119. Nr. 2) Ar 
beitäfhen ald Grund derfelben 224. 646, 

Ürzt, fahrläffige Tödtung durch Kunftfehler 794. 

Aufforderung zum Ungehotſam (F. 87. des 
Strafgefepbuds) dur Aufforderung, die Steuer 
nicht zu zablen 847 

Auffihts-Abfperrungdmaafßregelm nach 

. 306. 307. ©. 652. 


Aufjüge im Einne des Vereindgefeped, auf öffent- 
lihen Straßen, Ströme old leptere 49. 

Ausdehnung der Anklage im Siune ded Urt. 30., 
Stelung des Richters bei diefer obne thatiächliche 
Behauptung geftelt. Untrag dei Staatsanwalté 
bierauf 117. — Anwendung des Urt. 30. in 
weiter Tnflanz neu angeführte Fälle des Hau- 
firend 483. — beigleiben neue That bei der 
Zumefjung 830. — Ausdehnung auf ein fon 
mered Vergeben nah Vernichtung des Verfahren? 
282. — im, Schmwurgerihtöprogeß, Grenzen 164. 
— bei der meuen Verhandlung gemäß Art. M. 


©. 234. 

Ausland, Egiften, ausländifcher Geſehe als That ⸗ 
frage 109. — AÄupreiſen im Ausland verübter 
Verbrehen 135. — ftrafbare Handlungen im 
Auslande, Erfordernig der Uebereinftimmung des 
konfreten Thatbeftanded 353. — Rollifion aus- 
länbifcher und inländifher Utrtbrile in demfelben 
Halle, Cöfung derfelben 788. 

Adißbriefe im Frahtgefwäant ald Urkunden 148. 





B. 


Banterutt, Handelsmann, Fabrikbeſider, Begriff 
Verarbeitung von Rohſtoffen zur Veräußerung 
857. — Unmwendung der Votſchriften auf Min- 
derjäbrige 304. — Banterutt defien, ber bad 
Geihpäft für eigene Rechnung, aber unter dem 
Namen eined Underen, mit defien Eintragung 
ins fFirmentegifter, betreibt 347. — einfacher, der 
Hanbelsjocien; ſtraftechtliche Haftung untereinan« 
der 305. — Begriff der lehten Bilany 508, 
— Unmenrdung des $. 261. Nr. 4. auf da 
fhon von Anfang an überfhuldete Geihäft 508, 
— Einwilligung der Gläubiger in deſſen iFort- 
führung 508. — Aufnahme des Privatvermögend 
in die Bilanz der Sandelägefellihaft 510. — 
Zeitpunkt der Bilanzziehung, Kalender. über Oe · 
fdhäfttjahr 525. — angemefjene Friſt in einzelnen 
fallen, auch nah Wblauf des a 357, — 
dolus 427. — Frageſtellung 427. 

Baulide Anlagen zur Gewinnung von Mine 
ralien auf einenem Boden ohne Erlaubnif, in 
den ehemals Sächfifhen Landedtheilen 643, 


urn ———— unterlaſſene Auf- 

t m aftung für dad Verfehen der 

beiter 300. er u 

Befreiung der Gefangenen durch Beamte, Be- 
griff der Unvertrauung 69, 

Begünftigung, Befriedigung der Gläubiger 
im Konkurſe, Thatbeftand 538. 

Beifeitefhoffen des Leichnams unchelicher Kin 
der, Begriff des Leichnams 513. — Anwendung 
auf Ehefrauen 61. — 

Beleidigung, Kompenſation mit Mißhandlung 
299. — Injurienbprozeß, Amtsbeleidigung, Ver⸗ 
Teumbung, Rügeftift. 

Beihlagnabme verfaufter, aber nod auf dem 
Gute befindliher Pertinenzien mittelt der Se 
queftration zugleih 859, — ſ. Entziehung. 

Beſchluß, Rechtskraſt des Eröffnungsd- refp. Ein- 
Relungäbefchluffes 119. 281. 482, — deögleiben 
de# Einftellungebejgluffes in Bezug auf die bloße 
Qualififetion 281. 

Beihmerde gegen den Eröffnungsöbeſchluß, Un« 
zuläffigteit aud nur gegen die (form beffelben 46. 

Beftehung der Gefhworenen 172. — Herauf- 
gabe des bereitd zurüdgezoblten Geſchenkes 68, 

Betrug, Begriff des Gewinnes, Vergütigung bed 
Verluftes 147. — Kaufalynfammenhang mit ber 
Beihädigung 504. 851. — Begriff von Schaden 
und Narheil 366. 650. — durch Falſchung der 
eigenen Sandeldbüher und Gebrauch 9, — 
duch gleichzeitige mehrfahe Berfiherung und 
Schadens + Piquidation 147. — des Ehemannes 
gegen die Ehefrau durch fingirte Berfbuldung der 
eingebrachten “immobilien derielben in der Güter- 
gemeinfhaft 365. — durd Betrieb von Handels 
gefhäften mit Unterbrüdung der Minderjährig- 
keit 304, — in Bezug auf die die Gemähr- 
leiftung begründenden Mängel, guter Glaube 
dabei 852%, — Verfuh der qualifijirten fälle 
bed 6.03. ©. 366. — Bedienen unricriger 
Werheuge ohne Beſchädigung ald Verſuch 366. 
— Begriff des „zum Nagtbeil“ im $. 23- 

Nr. 1. ©. 366. — Begriff der unricrigen 
Werkjeuge zum Mefien und Wiegen 30. — 
richtige, aber durh Zufall unrictig gewordene 
366. durch geringbaltiges Gold ober Gilber, 
menn blos im Imnern uncchtes Metal 227, 
— durch Gebrauch unrihtigen Poftideind; "Ger 
zeichnung durb „Valeur* 853. — Grenjder- 
rüdung, Begriff des Nahrhiils 505. — Kaine 
ald Grenzmertmale 445. — Unterdrüdung von 
Urkunden 228. 506. 507. 650. — durch Be 
balten eime® irrthämlich abgegebenen Beftellbriefes 
und Uusführung der Beftellung 854. — Ron 
furreny von Betrug und freilhalten verfälfchter 
Eiwaaren oder Getränte 247. 

Beweisaufnahme, Benabrihtigung ded Unger 
klagten, Verzicht durch Nichtrüge und Wirfung 
für die folgenden Inſtanzen 121. 

Beweis, Bemweidtbeorie, Bedeutung des Aus 
drudß „Bemeife* im $. 22. der Verordnung 
von 1849 ©. 483. — befgleihen Begriff ded 
Beweiſes 483, BE. — Grundzüge der heutigen 
Beweistheorie, Verſuch der Ausbildang einer 
folden 180 f. 245 f. — Grundregeln 182, 186. 
188, 190. 245. 46. — Notorietät 
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—- Angenfhein 188. — Urkunden 188. 255. 
— Uppellations » nftana 191. — Beweis im 
engeren Sinne 245 f. — Bemeinfamteit ber 
Beweife 246, — mibefondere dei Entlaftungs- 
beweijed unter den Mitangetlagten 340. — Be 
weislaſt 246. — erhebliche und unerbebliche 
Thatfahen 248. — Zeugen 251. — Informa- 
tion&zeugen I83, — jieftitellung des Thatbeſtan ⸗ 
des 254. — Ueberführungsftüde 256. — Sad 
verftändige 256. — Unzeigebeweiß (eircumjtan- 
tieller) 256, IT3 f. — Begriff deffelben 316. 
— Bendskraft und Werth defielben 320. — 
Rechtsfall 330. — Mebenumftände, auf denen 
Schlußfolgerungen abzuleiten 585. — Sicherung 
der Reſultate des Anzeigebeweiſes 601. 

Bienen, Diebſtahl an einem Schmarm junger 
Bienen 443. 

Bilanz, ſ Bankerutt. 

Bote, expreſſer, im Sinne der Poftgefehe 130. 

Branditiftung, Bedrohung mit Dulvererplofion 
225. — fhragritellung aus $. 287, ©. 420, — 
dergleichen aus |. 244. ©. 276, 

Braunkohlen ald Mineralien 643, 











C. 


Chaufſeen, Uebertretung der Vorſchriſten über 
die Radbreite, ſolidariſche Haftung des Führers 
und Eigentbümers 56. — Unternehmen der De 
fraude des Chauſſeegeldes, Unhalten, aber Weige- 
eung der Bablung, guter Glaube 496. 

Eipileinreden nah dem Gejefe vom 31. an. 
1845 ©. 57. — deögleichen nad dem Geſehe vom 
24. Mai IB61 ©. 127. 637. 775. 

Kontraventionen, Defraubationen, Begriff 
derjelben 458. 


D. 


Defraudation, Contravention, Begriff 458. 
Deibreglement für die Altmark vom I. Sep 
tember 1776, Mortbeitand des $. 71. ©. 218. 
Diebftabl, Beſid und Gemwahrfam, nicht allein 
die civilrecbtlihen Begriffe 141. — am fließen, 
dem Wafler aus deu Leitungen einer Privat- 
efelfhaft, Ueberfchreitung der fontraftliben Be 
— 500, — an einem den Mutterſtock ver- 
laffenden jungen Bienenfhiwarm 443, — durch 
heimliche Entfernung mit der gefauften und über» 
ebenen Sade ohne Zablung des Kaufpreiſes 
das. — des SHandlungsgebülfen im Laden an 
dem eingenommenen, nicht in die Staffe gelegten 
Gelde 64. — aus Theilen eines Fiſchteiches, die 
nicht feine Beſtimmung haben 141. — an ge 
fhlagenem Hole, Vollendung erſt mit der fjort- 
baffung aus dem Walde 143, — an geſchlage⸗ 
nem Holze, auch an anderem, nicht in demfelben 





Walde geſchlagenen 64, — gemeiner Diebitabl 
an von Dieben gefälltem, aber zutüdgelafferrem 
Holze 502, — durch Dritte, aber im Intere ſſe 
des Waldeigenthümers geſchlagenes 849. — Ber 
griff ded Waldes bei erfolgtein Niedecſchlag Des 
Holzes 226. — on Wild, Begriff dei umyäun- 
ten Geheges, Unterfhieb mit geſchloſſenem Raum 
141. — nad der fFeldpoligei « Ordnung, wenn 
entweder geringe Quantität oder geriuger 
Werth 49. — Berfub ſchweren Diebſtahls Durch 
verfuchtes Einfteigen 274. — PolizeirAuffiht bei 
fhwerem Diebſtahl unter mildernden Umftänden 


Dienftleute, Begriff und Verhältniß zum Orund- 
befiger im Sinme dei Gefehed dom 24. April 
1854 8. | 

Doluß bei Uebertretungen 56. — Ipeilnahme 538. 
— dolus generalis 720, — actio libera 
in causa 726, — beim Banferutt 427. — 
Seritörung öffentlicher Anlagen 310, — Ehauffee- 
er 4%. — en Des 

eihlagnahme 511. — Tagdvergeben und Wibder- 
ftand gegen — * — Öteuer- 
Kontravention 

Dolmetfcher, Ausdehnung der Vorſchriften auf 
den Alt der Eidebleiftung 432, 

Drohung ber rg Fra Drohung der 
Zeritörung durd Pulver 225. — bei Widerfeh- 
licfeit gegen Forſtbeamte, Anwendung des ©. 1. 
bed Geſehes megen bed Waffengebrauh8 vom 
31. März 1837 darauf 226, 

Düngerfubren, Begriff der vom Ehauffergelb 
befreiten 219. 


@. 


Ehebrud, Strafbarkeit im falle der Ebetren- 
* aus $. 673, II. 1. des Allg. Landtechts 


Ehefrauen, Beiſeiteſchaffung des Leichnams ihres 
unthelichen Kindes 61. — Führung de Nameus 
des erft verftorbenen Mannes im zweiten Wittwen- 
ftande 296, — felbititändiged Klagerecht wegen 
njurien Der Ebefrauen Abmefender 803, 

Einftellungsbefhluß, Rechtskraft in Bezug 
auf die Qualififation der That 281. 

Eingelrihter, Wirkung der Rehtöfraft feiner 
Entſcheidung —— der ſchwurgtrichtlichen 
Kompetenz b 

Entführung, Tbatbeftand nah $. 206. des 
Strafaejehbuds 617, 

Entziehbung aus der Pfändung, Wegnahme ohne 
Gewalt aus der Hand des Erefutord 67. — 
auß der Privarpfändung 308. — aus der Ber 
ſchlagnahme mit dem Willen des Gläubigers, aber 
vor QAufbebung durch das Geridt. Dolus 511. 
— von verkauften und übergebenen, aber noch zur 
Zeit der Befhlagnahme auf dem Gute befind« 
lien Pertinenzien 859, 

Erfenntniß, erfennender Richter, ungenü- 
gende Beſehung wegen Taubheit eined Richters 47. 


Sach · Regifter. 875 


— Verhältniß zum Ecöffnung? beſchluß, insbeſ bei 
idealer in dieſem verneinter Konkurtenz 558. — 
Reduktion auf Die ſchwerſte Strafart dur den 
legten der mebreren erfennenden Ricter bei realer 
Konkurrenz; 493. — Begriff det Beweiſes, Ju- 
formationgjeugen 483. — Gründung auf Theile 
von Zeugnifien , Die wegen MWiderfprühe under» 
eidet geblieben 206. — Verhältniß zu einem 
duch Zengenzwang berbeineführten Geſtänduiß 
562. — Augjheiden der Berüdjihtigung eined 
vor ihm vernommenen und vereideten Zeugen 
563. — Verpflibtung, auf den Scadenerjag zu 
erkennen 98. — desgleichen auf den Werth des 
Ktonfistatd 96. — Yublifation des Uxteld mit 
Gründen. Nachträgliche Publifation der Gründe 
ohne mochmalige Verhandlung der Sade 828. -- 
f. Beweis. 

Eröffnungdbejhlug, Unzuläffigkit der Be 
ſchwerde aud gegen die Form 46. — Rechtskraft 
119. 482. — Verhältniß des erfennenden Ridy- 
terö zu demfelben 558. 

Erpreffung mit Gewalt und thatfächlichtr, 
ſowie mündlicer, fombolifher Drohungen, ragt 
ftellung 42. — rehtöwidriger BVortbeil, Ber 
bältnig zur gewinnfüdtigen Abfiht 146. 

Efmwaaren, derfälihte, Feilhalten und Konfur- 
ten; mit Betrug 227. — Begriff der verborbe- 
nen 374, 











$- 


Fabritbefiger, Begriff, Verarbeitung von Roh 
ftoffen zur Weiterveräußerung 857, 

Fabritzeichhen u. f. w., fälſchtiches Bedienen, 
Name und Wohnort fopulativ 369, 

Tabrläffigkeit, KRindestöttung, Einfluß ber 
Ungewißheit det objeftiven Tpatbeftanded auf den 
Beweiß 73. — durch Unterlaffung der Aufſicht 
beim Bau 300. — Haftung für bie fehler der 
Ürbeiter dabei 300, — fahrläffiger Meineib 111, 
— fabrläffige Tödtung, Kauſalzuſammenhang; 
freie Handlungen Dritter als Zwiſchenurſachtu 
299. 533. 729. — fahrläffige Tödtung durch 
Kunſiſehlet des Arztes 794. — Vertretung aud 
geringer 299. — als Rechtsbegriff, Auflöfung 
und Speptalifieung bei der Frageſtellung 111. 

Gerien-Ordnung, beſchränkte Anwendung auf 
die Ftiſten in Unterfuhungen 284, 

Fiſchteich, Theile deffelben, die nicht feine Bes 
ftimmung baben 141. 

Fracht briefe, ald Urkunden 148. 

Frachtführer, Begriff der Haftung für den 
Maarenverfhlaß aud bei Uebergabe an andere 

übrer h 

—2 der Staatseiſenbahnen ald Geböh · 

ren im Sinne des $. 327. des Strafgeſehbuchs 


ellung überhaupt, Aufnahme der geſth⸗ 
—— —8B auch zen fie im Anklage 
beſchluß und in der Formel fehlen 337. — Iprie 
lung der Hauptfrage (Tödtung und Widerſtand 


Srageftellung, imäbefondere über Amtse 


gegen Umtögewalt) 112. — Befinden des Ge- 
richthofed über Die Meibenjolge der Fragen bei 
Unwendung ded Art. 86. ©. 116, — Uus deh · 
nung im Sinne des Urt, 86. der Anftiftungs- 
frage auch auf bie Wnflıftung eines zweiten 
Thäterd 555. — Sperialifirung, Natb- 
wendigfeit Derfelben 90. 91. 155. — Gpeyialie 
firung oder Beihränfung auf den gefeplichen 
Tparbeftand 154. 554. 555 — Dedung eines 
Recrdiretbumd Tu der Unflage durch die Auf. 
nahme der gefehlihen Merkmale allein, Löfung 
dur die Spejialifirung MW. 91. — Bedeutung 
derfelben 156. — Umfang T58. 162, — Um- 
fang berjelben in der Mnflageformel 159. — 
Uenderung der in der Anklage behaupteten Um- 
fände durch die Verhandlung 163. 164. — 
Spezialifirung der fahrläfiigkeitäfrage TIT. — 
Auflöfung dei „widerrehtlih* bei der Er 
preffuug 42, — desgleihen bei der Freiheits⸗ 
beraubung 72. — deal. bei der Anftiftung durch 
Ueberredung 554. — desgl. des Begriffes der 
Gemeinjaftligfeit 116. — desgl. dei „Or 
winns® 429, — degl. der Tabrläffigkeit 111. 
— der Werflümmelung 278. — eventuelle 
Gragen auf Untrag des Ungeflagten ſelbſt 337. 
— Fälle eventueller fragen flatt der Menterung 
der Hauptfrage nach dem Ergebniß der Verbands 
lung 163, — eventuelle wegen Theilnahme bei 
einem unbefannten Thäter nad Verneinung der 
frage wegen des benannten 476. — alternar 
tive fragen und Beantwortung bderfelben 378. 
— Alternativen nad dem Inhalt oder nad der 
Form 378. — Grundfäge der Abſtimmung über 
formell alternative fragen; Abſtimmung über 
das Ganze oder über die einzelnen Alternativen 
333, — Kombinirung ded gemeinen und des 
Kindedmorded in einer Jrage 424. — desgl. 
beider Theile deB Manifeftattondeites 425. — 
Derbindung ziweier Verbrechen in idealer Ron- 
kurreng 276. — Anwendung bed Urt. 91. in 
diefem isalle 276, — Nahträgliche fragen, 
wenn fi die Nothwendigkeit erft aus dem Der- 
dikt ergiebt 86. — Verdolmetſchung der 
Fragen 551. — Rbeiniſches Verfahren, rechtliche 
Erxheblichfeit der Urkunde bei der Fälſchung 634, 


_ 





igen« 
fhaft 278. — Umtdunterfhlagung mit Sit. 
fhung II3. 421. 767. — anſtifiung 43. — 
Banferutt 327. 555. — Brandftiftung verlider- 
ter Sadıen 275. — Erpreffung 42. — Freiheits 
beraubung, Tseffitellung der Widerrechtlichteit 42. 
— SKörperverlegung mit tödtlihem Erfolg ITT 
— Meineid (Manifeftationdeid) 425. — Mein 
eid, fahrläffiger 110. — Meineid, verfucdhte Der» 
leitung 111. — Mitthäterfhaft, Sinn des „ar 
meinfhaftlih* und „iu Bemeinfhaft* 115. 203, 
419. 423, — Mord 766. — Mord und Mord- 
derſuch zugleih 477. 553. — Raub 423. — 
femwerer 202, — beögl. auf öffenılihem Wege 
339. — Sälägerei 114. — Teilnahme am 
Meineid 43, — desgl. am Bankerutt 555. — 
Tödtung Fei Wiberfeplichkeit gegen froriikeamte 
112, — Urkundenfälfhung 86. 429. 654. — 
dedgl. durch wiſſentlichen Gebroud I. 88. — 
intellektuelle Urkundenfälfhung 204. — Verſuch 
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der BVerleitung zum Meineid 111, — desgl. des 
fhweren Diebftabla 274. — Berftümmelung 277, 
Frankfurt a. M,, Darftellung der Strafrechts - 
verhältniffe dafelbft 697. 
Freibeitöberaubung, Begriff der Rechtswidrig · 
feit, Auflöfung bei ber Frageftellung 42, — 
dur Einfperrung der Ehefrau 301. — 
Friſten, Prätkluſiofriſt des F. TZ, der Verord 
nung von 1849, im Falle der Zurüdweifung des 
richterlichen Gehör in Molizei- Unterfuhungen 
285. — befchränfte Auwendung der Ferien ⸗Ord⸗ 
nung auf Friſten in Unterfuhungen 284, 
Füdfe als jagdbare Thiere in Paderborn 309. 


G. 


Bebühren, öffentliche, im Einne des $. 327. be# 
Strafgeſehbuchs, Frachtgelder auf Staatebahnen 
als folde 148. 

Geburt, Verheimlichung derſelben, Nothwendigkeit 
beſonderer Sttafvorſchriften dagegen 72. 

Gefänguißſtrafe, Antritt erſt nach Rüdnahme 
der Appellation 58. — Anrxechnung der Haft bei 
verfchiedener Behandlung und in einer anderen 
Unterfuhung 220, 

Gefangene, deren Befreiung durch Beamte, Be 
griff der Unvertrauung 69, 

Genenbüher Gewerbtteibeuder ald Urkunden, 
Erfordernifle 302. 

Geldftrafen, Rumulation bei realer Konkurrenz 
462. — Unterfheidung zwiſchen prinzipaler, ac 
teforifher und eventueller 463. 

Gerihtäftand der KRonnerität, Löſung durch 
Einftelung des Verfahrens wegen der Haupt- 
verbeedhen und form der Aufhebung der Kom⸗ 
petenz im dieſem Falle 769. — beurlaubter Mili- 
tairbeamter mit Offizierrang , in&befondere in 
Duellfahen 437. 

Gefhworene, Beruf 158. — Begriff ded Aus- 
druda im $. 48. des Preßgeſetes 511. — Strafe 
rechtliche WVerantwortlichkeit derfelben 172, 233. 
— Begriff der Geſchworenen im diefer Sinficht 
176. — Mitwirkung eines Nihtpreugen, Exlan- 
gung der Eigenfhaft durch Ernennung zum 
Schledsmann 632. — Eid 233. — Abſchließung 
11, — Betreten des Berathungssimmers dur 
den Vorfipenden ohne erbellenden Zweck 765. — 
desgl. durch Dritte, Subftanzirung des Diesfällie 
gen Angriffs 202, — Belhlußfaffung im Ge- 
rihtäfaal 101. — Weigerung der Abftimmung 
177. 233. — Strafe derfelben und folgen 40. 
236. 247. — Entfhuldigungdgrünte 240, — 
Einfprub gegen das Strafrefolut des Berihtd- 
bofes 40. — Enthalten der Stimme 178, Note. 
— Einftimmigkeit 3. — Vorfhläge 3. — Lei 
tumg der Berathung durch den Richter ohne 
Stimmredt 7. — Speialverdift 10, — Ber- 
tagung der Berathung im Falle der Nichteini- 

ung 10. — Wahrſpruch mit 11 gegen 1 
timme T2, = ” 
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! Getränke, Spiritus alä ſolches im Kleinhaudel 
128. — gefälfchte, Konkurrenz des Feilhaltens 
mit Betrug 227. 

ı Gewerbe kongelfionirter Konzibienten, Schriften 

gegen — * in denen Widerſpruch gegen Straf · 
mandate 353. — Unſtatthaftigkeit der Verluftig- 
feit-Erflärung der Ügentfhaft von Feuet verſiche 
rungen 

Gift 797. 

Gläubiger, Unnahme der Befriedigung im Kon- 
furfe, TIhatbeftand 538. 

Grengverrüdung 5. — Begriff des Nad- 
theild 505. — Konkurrenz, wenn zugleich Landes · 
grenze 505. — Raine ald Grenzmertmale 445. 

Butahten der Behörden, befonder Mebizinal- 
Kollegien, Verlefung ald Beweis 38. 45. 


S 


Halberftadt, Schongeit für Nehböde 579. 

Handelsbücher, Fälſchung der eigenen ald Ur- 
fundenfälfhung oder Betrug 92. 

Handelsfirmen, Socien ald Mitthäter von 
Polizei » Uebertretungen in Bezug auf dad Ge- 
ſchaͤft 60. 305. 

Hanbel#gebülfen, Diebflahl an dem eingenom- 
menen Kaufgelde auch vor der Niederlegung in 
die Kaſſe 62. 

Hanbeldmann, Fabrifbefiger, Begriff, Berarbei- 
tung von Robftoffen zur Weiterveräußerung 857. 

Handelsfocien, einfaher Banferutt, ftrafrecht- 
lie Haftung untereinander 305. Mit 
thäteribaft von Polizei» Uebertretungen in Ber 
zug auf das Geſchäft 60. 

Hauptverbandlung, Beihluf des Ausſcheidens 
eined bereitö vernommenen und vereideten Qeugen 
563. — Faſſung dei Protofolld bei Verlefungen 
jum Bemeife 566, 

Haufiren, dur Betreibung des Gewerbes an 
Drten bed doppelten Wohnſihes 216. — Anwen» 
dung auf Mufikgefellfhaften ZIG, — Haufiren 
durch Mitteläperfonen 838, — Titerarifche Werte 
ald Waaren 838. — mit Waaren, für melde 
überhaupt fein Haufirfcpein gegeben wird 838, — 
Anführung neuer Fälle in Äppellatoris 

Haudfudungen 26. 

Hazardfpiele, Hülfsleiftung durch Yuführung 
don Mitfpielern 208. 

Heilung, Begriff, Zahnausziehen 469, 583, — 
Rath ertheilen, aud wenn demfelben nidt Folge 
gegeben it 849. — f. Medirinalpfufceret, 

Hehlerei, durh Annahme des geftoblenen Kauf. 
gelded 65. — Verurtheilung megen des voraus. 
— oder Vergehens 363 — 

oxausſehung eines Holzdiebſtahls, wenn wirklich 
gemeiner vorlag; Verurtheilung deshalb zur Pri- 
datſtrafe ohne Berechtigten derſelben 363, — 
Gewohnheitsmaͤßigkeit 850, 

Heſſen⸗Homburg, Danſtellung der ftrafrecht- 
lichen Verhältniſſe daſelbſt T00 

HSolſtein -Schleswig, Darſtellung der Strafrehts. 
verhaͤltniſſt daſelbſt 679, 
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DolsdBiebfrapt, ſtraftechtliche Natur deffelben, ie. Sandl Dritter ald Zwi 
Biftorifg. Tutoiceiung 440 — —— 8 538. —“* ee ig 


Todes 533. 729. — beim Betrug 851, 
Kindeösmord, Ungewißheit des objeffiven Thar- 
beftandes und Einfluß der Gefepgebung darauf 


Urtel Degen vierten Holjdiebftahls, Publikation 
Durch Bufertigung be3 Tenors 122. — zjweijäb- 
rige Verjährung auch des dritten Miüdfalle 835. 


Necdt8mittel des Polizi-Anmalts 437. | 78. 326. — Exforderniß der Oebensfähigkeit 513. 
DSutung- und BWeibe-Kontraventionen, Strafe, in — Üben und Athmen al identifc 77. 328. — Be 
"Pofen 69, — in Dorf oder Kämmereiforften geiff des „in der Geburt® 325. — Umterfcyied 


in Oftpreufen 352. 


agdbpergeben, Begriff bed Jagens 68. — 
3 ——— guter —— en 


TBiderftand gegen ben wirklich Berechtigten 595. 
— Befig des Jagdſcheins, aber Weigerung der 
DBorzeigung 576. — Betreten fremden Revierd 
mit verbundenem Gewehr 584. — Mitführen 
—— Sunde bei der Jagd am Rhein 
239. — _Tühfe als jagdbate Thiere im Pader 
born 309. — agb auf Raubthiere in Oft- 
preußen 578. — Schonjeit für Rebböde in 
— Salberſtadt 579. — Verurthei⸗ 
lung aus 17. des Sagbpotiget: Geſehes neben 
Sgreifprehung aus ©. 274. des Strafgeſehbuchs 
370 


ndbicienbemweis 256, 313f. — Rechtsfall 330. 
3 njwurienprogeß, Teldfiiändiges Klagetecht Der 
Edefrauen Abwefender 803, — Begalifirun der 
eigenen Prozeßfhriften Fur Richter aufer Dien- 
fien 1 Eidesdelation in 
Lichen Tandeötheilen 345. — ſtillſchweigender 
Derzicht, Deckung von Dmiffionen dadurh 47. 
—Berleſung ber Klage oder Beantwortung im 
Zippellatorio als Bewelsaufnahme Hl. — An- 
fangepunft er Sriſt zur Belanntmadhung der 
erursheilung ($. 163.) 442. — Einwand dei 
Dergleihd in der Strafonilftretüng, Urtel barüber 
441. — er. bei der Kompenfation 500. 
um, *iweggrunde oder In corpöre bei 
I — 9 Sablung ober “ ng 144. — aberratio 
jetus ober Irthum in der Berfon-bei der Mip- 
handlung Irrthum in der Befugniß bei 
Thebertretungen 370) 


— 
* 


ben gemeintedht- 


8. 


merberihte, wahrheitägetrene 436. 
falzufammenbhang, deiien Zurcchnung, Zu ⸗ 
enmirfung mit menſchlichen Kräften Dritter 
mit Naturkräften 608, — Vorausſicht und 
ze ung der Mitwirfing 613. — Einfluß der 
* Len@öußerung und Bedingungen derfelben 722, 
Wi dolus generalis 726, — actio libera 
re causa 726. — mittelbare Folgen 62. - 


his. 1966, Deſtuber. 


zwifchen Leben nad der Geburt und vor derfel- 
ben 328. — Theilnahme, Erläuterung des $. 183. 
Abſ. 3. ©, 425. — Frageftellung, Kombinirung 
= gemeinem und Kindedmord im berfelben frage 


Kleinhandel mit Getränken, Begriff 840. — 
Spirituß ald Getränk 128, 

Körperverlegung, bei Wiberftand gegen Forſt⸗ 
beamte, Erforderni des Vorſahes im |. 4. des 
Gefeped vom 31. März 1837 ©. 214, — mit 
todtlichem Erfolg, Frageftellung, befondere Beant- 
mortung des Erfolged 116, — fiche Berftüm- 
melung. 

a bon Beleidigung und Mifhand- 
. 239. — Koftenpunft im Injurienprogef 


Kompetenz, höhere, der Poligeigerichte, Ausle- 
gung des Urt. XX des Einführungägefepes 786 
— Konflikt zwiſchen Militaire und Eivilgerichten 
436. — wiſchen Eingelrihter und Schwurgericht 


Konfislation, Verpflichtung des Richters, auf 
den Werth des Konfiskats zu erkennen 96. 133, 
— Natur ded Werihes ald Gelbftrafe 97.9. 
— geitpunft des Ueberganges auf den Fislas 
97, — Konfistation im Jall de Miteigenthums 
99. — Geltendmadhung gegen den Nachlaß in 
Unterfuhungsverfabren, aud wenn beim Leben 
noch feine Unterfuhung wegen der That ſchwebte 
845. — desgl. in Naddrudäfahen 126. — Er» 
Fenntnig auf Konfisfation im fall des Einbrin. 
gend von Wild nah $. 24. der Pommerſchen 
Horftorduung von 1777 ©. T32. — ber Kähne 
bei Fiſcherei · Kontrabentionen auf den Binnenfeen 
in Oflpreußen 582.. 

Konkurrenz, KRumulation der Geldftrafen bei 
realer 462. — ideale von Ber eben und Ueber» 
teetung 281. — von gewohnheitämäßigem und 
verftedtem Wucher bei bemfelben Gefhäft 230, 
— von Betrug und feilhalten verfälfchter Eh. 
waaren 227. — zeale durch Verkauf der einzel- 
nen Lieferungen einer verbotenen periodifcen 
Drudirift 642, — reale durch Verlag der einzel- 
nen Nummern einer Zeitſchrift ohne Sautiond- 
beftellung, desgleichen des Verkaufs ohne Geneh- 
migung 836 - ideale mehrerer Verbrechen, 
Frageſtellung 276. — zeale, Reduktion auf die 
fgwerfte Steafart bei fücceffider Verurtheilum 

durch den lehten erfennenden Richter 498. 

Konnezität, Gerichteſtand derfelben und Ver. 
bältnig zu dem ordentliden, Wegfallen durch 
Einftellen deB Verfahrens wegen des Hauptver- 
beehen®, Form der Aufhebung 769, 

Kontumazialverfahren in Mppellatorio gegen 
den Verhafteten 47. — Entibeidung im Schwur- 
a gl Bedeutung ded „nad Cage der 
Alten“ — Bublifation des Kontumazial. 
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Urtel® wegen vierten Holzdiebſtahls durch Zu- 
fertigung des Tenord 122, 
Kreditgeben an Minderjährige, Ausſtellen von 
bloßen Gefäligfeitö-Mecepten als ſolches 778. 
Be a unerlaubte Zufähe, Br 
griff der Adteſſe i 

Kumulation der Weldftrafen bei reoler Konfur- 
ren; 462, 

Kurheſſen, Darſtellung der Straftechtszuſtände 
daſelbſt 668. 


v. 


Candedverweilung, dauernde, nicht auf be 
ftimmte geit Ale Me 134, 

Landfhafts.» Direltion, Befugniß bei ber 
Sequeftration bepfandbriefter Güter h 

Landtags-Abgeordnete, BVerfolgbartäit wegen 
Verleumdung 210, 

Reben und Mibmen, ibdentifh im mediziniſchen 
Sinne 77. 326. — Unterſchied zwiſchen Leben 
nad und vor der Geburt 328, 

Vebensfäbigfeit 513. 

Cegalifation eigener Prozeßvorſchriften in In⸗ 
jurienfahen durd Richter außer Dienſt 122. — 
deögl. in Unterfudungen 485. — 

Leichnam 513, — 


M. 


Magdeburg und Halberſtadt, Schomgeit für bie 
Rebböde 59. 

Maphl- und Shladtfteuer- Defraudation, Ber- 
bältnif der Ortöregulative zw den Steuergeſehen 
51, — Einbringen nah Ablauf der amtlichen 
Übfertigungäftunde 51. — Sclachten ohne An- 
acge wegen Unglüdöfalles des Thieres. dolus 


Manifeftationseid zur Ermittelung bed Ston- 
fiskats, Norm bdeffelben in Bezug auf die Iden ⸗ 
tität 58. — Meimeid durch denfelben, Rumu- 
lirung beider Theile ded Eides in einer Frage 
425, 


Medizinalpfufherei, Begriff der Krankheit 
und Heilung 469. — Heilung, Beltreiben mit 
der Hand ur Zahnausziehen 569, 583, — 
durch Ueberfäreiten der Approbation 583. 

Meineid, fahrläffiger, Auslegung eines Kontrakts 
137. — Uuslegung ber Eideönorm 441. — 
durch Manifeftationteid, Kumulirung beider 
Teile des Eides in einer Grage 425. — durch 
promiſſotiſchen Eid 427. pr 

Meuterei, Theilnahme durch Hülfsleiftung ohne 
Berübung von Gewalt, Anwendung nur des 
Abſ. 1. $. 96. ©. 242, 
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Militairbeamte, beurlaubte u. f. w. mit Off» 
zierrang, Civilgerichtäftend, beſonders in Duell» 
fadıen 437. 

Minderjährige, Anwendung der Banteruttuor- 
ſchriften auf fie 304. — SKreditgeben an fie, 
Ausftelung von rfälligkeitäaccepten darunter 
fallend 778. 

Mißhandlung, BVorfag, mittelbare Folgen 62. 
— aberratio ietus und Ittihum in der Der- 
fon 360, — Kompenfation mit Beleidigung 299. 
— bei gwar mangelndem Züdhtigunasredt, aber 
mit dem Bewußtſein eines ſolchen 849. 

Mittbäterfhaft, Socien bei Ueberfretungen in 
Bezug auf das Gefchäft 60. — strafrechtliche 
Haftung derfelben beim Bankerutt 305. — Kom» 
plott und zufällige Mitthäterfbaft TI5. — Frage ⸗ 
ftellung 115. 419. 423. — Sinn ded „gemein 
fhaftlih* TI5. 208, 

Mord, Kombinirung der Frage wegen gemeinen 
und Stindeömordes 424. — Redräfälle 392. 622. 
732. — deigl, polithiher Mord 809, 

Monftrum 513. — 

Mübhlenbefiger, Begriff im Sinne der 99. 389. 
= a vom 15, November ISII 


Müller, nur fubfidiäre Seftung für die Kontra» 


ventionen der Gehülfen 289. 
Mufitgefellfbaften im LUmbergiehen, ſirhe 


Haufiren. 





N. 


Nochdruck, Geltendmachung der Konfidkation und 
Entſchaͤdigung gegen den Nachlaß im Strafbet · 
fahren und nach den Beweißtegeln deſſelben 126. 

Nachlaf, Geltendmahung der Konfiskation wegen 
denfelben im Unterfuhungsverfahren 126, 845. 

Nachtheil, Unterſchied mit Schaden GW. — 

Name, unbefugte Nührung bed Namen® des erften 
Ehegatten durch Wittwen im zweiten Wirtmen- 
ſtande 2096. — Unterzeihnung einer Schrift mit 
faolfdem Namen 440, 

Naffau, Doarftellung der Strafrechtsverhältniſſe 
dafelbit 703, 

Nihrigfeit®-Infanz, Beſchwerde, Mnzu- 
länglichteit bei materiellen rrthümern im Aubdienz- 
protofoll der früheren nftangen 207. — Umur 
läffinfeit gegen die blos die Qualififation des 
Tenor® abändernde Reformatoria 831. — auch 
gegen Verurtbeilung wegen Uebertretung, wenn 
die Unterfuhung megen Vergehen eingeleitet 364, 
— Wahnſinn ded Angeklagten, erft in diefer In⸗ 
ftanz feſtgeſtellt, Wirkung auf die früheren n- 
ftangen 778. — f. Pegalifation. 

Non bisin idem, in Bewg auf neu ermit- 
telte erſchwerende Umftände 120, — aus 6.287, 
des Strafgefepbuch® in Bezug auf ein andere 
bedrohted Gebäude 473, — argen den rechtskräf · 
tigen Eröffnungebefälug 482. — f. Vorbehalt. 

Nororietät ald Beweis IBZ, 186, 
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D. 


Deffentligkeit, Mangel der Förmlichkeiten ber 
Alaa S ſchließung, wenn dat Gefeh das lehtere dor- 
ſchreibt 37. — Wermert bei fortgeſehten Sigun 

eu. Werziht 37. — Nichtbefugniß der Rüge des 
ngeflagten IZO. — Güliehung der Thüren 
wegen Ueberfüllung 46. — f. Preſſe. 

DODftpreufen, HutungeStentravmtionen in Käm- 
merei- oder Dorfforften 352. — Je auf Raub- 
tbiere 578. — Fiſcherer anf den Binnengewäflern, 
FHonfisfefion der Kähne 582. 


». 


Paderborn, Füchſe old jagbbare Thiere 309. 

MDfändung, Entziehung aus derfelben, Wegnahme 
ohne Gewalt aus der Hand tes Egefutord 67. 
— Entziehung aus der Pirivatpfändung 308. 

Dbotograpbien als Vreferzeuanifle 777. 

DD oLlizei, Gebiet derfelben in der Borunterfuhung, 
Schaffung einer Gerichtäpolizei 17. 19. — ſiehe 
Borunterfuhung. 

polizeiri Hter, höhere Kompetenz im Sinne bed 
Art. XX. des Einführungegefepeß; Begriff der 
früberen biefelbe anorduenden Geſeht 786. 
olizei-Berordnungen, mit Behränfung der 
Eigentbumänugung ohne norgängige Exprepria- 

tion 39. — Nichtbefugniß des icrerh, die 
Befoſgung des 6.8. dei Geſches dom 11. März 
1850 au prüfen 775. — f. Regierungen. 
sp oftanmeifungen al8 öffentlihe Urkunden 66. 
po eo Ezpeditiondgebälfen, Umtsqualität 


oftzwang, Ausdehnung deifelben, Begriff des 
P > epreffen” Wotene 8 9 deſſelben, Begriff 
gpravatifation durch fuccefiive Annahme des 
Mandate in derfelben Sade 372. 
op reift erste des Ausdrudd „Prefpolizeir 
Weberttetungen* 488. — Kautiondpfliht der ur 
fprunglib fautisnefteien Zeitihriften 488. — 
ftantärehtliche Erörterungen old politifhe in Be⸗ 
a auf bie Kautiomäpfliht 570. — Gewerbe 
gerlut beim Rukfal 836. — TeBgl. ohne Iden · 
eirät der Eigenihaft 715.640. — Unzuläffigkeit 
der Unterfogung der Rekaltion 215. — don- 
eifionden nn. gegen Beliger älterer Privi- 
Vegien 57 — Verbreiten, Ausitellen im Schau⸗ 
fenſter 55.777. — Zeilbieten verbotener Schrif 
en, teate FKonturtenz bei mehreren Nummern 
periodiſcher Schriften 641. — eale Konkurrenz 
des Verlaas der einzelnen Nummern ohne Kau⸗ 
tiondbeitellung, desal. des Zeitungdverfaufd obne 
Genehmigung 836. — Veröffentlibung durch Ver · 
theilung im Abgeorduetenhauſe 124. — mehrere 


tzie 
2. 





ı 


fara dilieti commissi durch PVerfendung an 
dritte Orte, und dort Vertheilung, bei Zeitun- 
aen 346. — Verbreitung verbotener außmwärtiger 
Zeitfäpriften, Vernichtung auch im Fall ber Frei⸗ 
fprebung des Verbreitets. Prävention durch 
Anbängigfeit gleichen Verfahrens bei anderen Ge 
richten 125. — Stammerberihte, Begriff ber 
„wabrbeitänetreuen®“ 436, — Begriff des Aus 
druda „Gefhworene” im $. 48. des Preßgeſetzes 
491. — Beröffentlihung von Scriftftüden der 
Unterfubung nah Vertagung der Audienz und 
vor der Verfündung ded Urteld in der folgenden 
Audienz 837. — Redakteur als Heraudgeber ber 
auf feine Unordnung aus fremden Blättern auf- 
genommenen Artikel 435. — Rebafteur als 
Zeuge 486. — Verleger außländifger Zeitſchrif 
ten al8 Beſchlags- Interefjenten bier 575. — 
Pbotograpbien ale Preferzeugniffe 777. 

Preuße, Erlangung ber Eigenſchaft durch Er- 
nennung zum Schiedämann 632. 


Protokoll, irrthümliche Nieberfhreibung mate- 


riellee Ertlärungen 207, — abfolute Beweisktaft 
in Bezug auf dem materiellen Inhalt 122, — 
Faffung bei der Verlefung zum Zwede des Be- 
weifes 566. — Regiftrirung der Formlichkeiten 
der Auttäliefung der Oeffentlichleit 37. — beB- 
gleichen bei fortgefehten Gipungen 37, — desgl. 
daß die uneidliche Hrugenpernehmung auf Grund 
der bdiäfretionoiren Gewalt ded Borfigenden er 
folgt fei, am Rhein 39. 


N. 


Raine old Grengmertmale, Berrüdung 445. 

Raub auf Öffentliher Strafe, Waflerftraße als 
folge 495. — auf dffentlibem Wege, Frage ⸗ 
Rellung 339, — fepwerer durch Mehrere, Ztage⸗ 
ftellung 

Rebtäanmwalt, Verpflichtung zum u aus 
Veranlaffung eines früheren Civilprozeſſes 343, 
— Einfiht der Atem duch ihm nad feiner ige 
nen ffreifprebung 283, — Prävarifation durd 
fucceifive Unnahme des Mandats in derſelben 
Sach· 372. — Begriff der Pflihtwidrigkeit in 
folhem alle 372. 


Rechttraft bed Eröffnungsbeſchluſſes 119. 482, 


— des Einftellungsbeihlufes 231. — in Bezug 
auf die Jdentirät der Perfon beim Rüdfall 134, 


Referentarien, Gubftituten des Staatdanwaltg 


in einyeluen fällen 118, 


Regierungen, Ausdehnung ihrer Befugniffe beim 


Schulzwang, Einführung neuer Cehrobjefte mit 
VBermebrung der Stundenzabl unter Strafanbro- 
bung 779. 


Betarh, Unmentung bed Urt. 104. in demſelben 
Religion der Zeugen, richterliche Beftimmung über 


diefelbe im Zweifel, bei der Eidesleiſtung M. 


Religionäverbrehen, Begriff der Verivoftung 


und der Gegenftände der Verehtung. Sinnliche 
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u begriffliche Gegenftände. Bibel als folder 
358. 


Rüdfall, feiftellung der Identität der Perfon 
bei verfchieden lautenden Urteln 134, — ber 
GStenerbefraude, Erforbernif der vorangegangenen 
Warnung 51. — zweijährige Verjährung aud 
des dritten Rüdfalle des Holzdiebftahls 835. — 
f. Dreffe. i 

Rügefrift, Wahrung reſp. Verſäumniß des Un- 
trags bei ber Ditziplinarbehörde 221. — Friſten⸗ 
lauf in Bezug auf den Verbreiter und den Er 
finder der Verleumbung 224. — Beginn für die 
aus 6. 162, des Strafgeſehbuchs Hagenden Per- 
fonen erft vom Tage ihrer Kenntniß 290. 

Reftitution, Borfhläge 192, — Prüfungsrecht 
bed —— im Falle des 6. 153. übſ. 2. 
©. ’ 


©. 


Sachverſtändige *5— als Hülfkmittel deB 
Richters 771. 

Schaden, Nachtheil, Unterſchied 650. 

Schadener ſah, Verpflichtung, darauf zu erkennen 
98, — beögl. auf den Werth des Konfiskats 96, 

Schamhaftigkeit, Berlefung, Beziehung auf 
geſchlechtliche Verhältniffe e 

Schiedmann als Staatöbdiener, Schiedsamt als 
Staatdamt 633. 

Schlägerei, Angriff Mehrerer, Thatbeftand 115. 
— Verhältnig zum Schluffah des F. 195. wenn 
Mebrere old Miturheber im Komplott 115. — 
Mirkung mildernder Umftände 140. 

Shlesmwig-Holftein, Darftellung ber Straf. 
rechtäverhältniffe dafelbit 679. 

Schöffeugerihte ſtatt der Schwurgerichte 153. 

Shulsmang, Befugnif der Regierungen, neue 
Lehrobjefte mit Vermehrung der Stundenzabl 
unter Strafandrobung einzuführen 779. 

Schwangerfhaft, Verheimlichung, Nothwendig · 
keit beſonderet Strafvorſchriften 73. 

Schwurgericht, Schöffengerichte ſtatt derſelben 
153. — Beruf der Geſchworenen 158. — That» 
frage theil® durch Verdikt, tbeild durch Geftändnif 
421. — Bildung des erften (Urt. 68.) obne 
Beifein der nachfolgenden aber zuftimmenden An« 
geflagten 765. — Mängel des Protofolld über 
die Bildung; Mblehnung duch Mehrere; Ver 
mutbung aus der unterlaffenen Rüge 38. — Re 
giftrirung der Ablehnungen, ausdrüdliber Ber- 
mer des Schweigens bei der Ziehung 109. — 
zu frühe Mittheilung der Schwurliſte 38. — 
Mittheilung einer ——— Lifte, aber An- 
nabme der nicht genannten 765. — Geftändnif 
mit Beftreiten der mildernden Umftände, Befin- 
den des Gerichtähofed über den Umfang der Ber 
meidanfnahme 109. — Verfahren beim Ger 
ftändnif, Erörterung der Richtigkeit fofort ober 
erft am Schluf der Verhandlung 186. 196. — 
Beweitaufnahme zur Prüfung der Nichtigkeit 
137. 198. — Theilung de8 Seftändnifes 187. 
— Kollifion zwifhen Geftändnig und Verdikt 


Sad · Regiſtet. 


196. — Zeitpunkt, bis zu welchem beim Ger 
ftändnif der Antrag auf milbernde Umftände zu- 
läffig 418. — Kreuzverhör 189, — Regiftri- 
rung, daß die uneidliche Jeugenvernebmung durch 
die Ddiäfretionaire Gewalt des Vorfigenden ver- 
anlaft frei, am Rhein 39. — Bebrutung des 
Refume des Borfitenten 603. — Betreten des 
Berathungsiimmerd durch den Borfigenden obne 
erhellenden Iwed 765. — Beſchlußſaſſung reſp. 
Eraänzung bed DVerbiftö buch die Geſchworenen 
im Situngsfaal 101. 766. — Untergeihnung 
deffelben durch den Vorfteber erft im Situngs- 
faal 273. — Dertagung nab ber Berfündigung 
des Verdiktä behufd Beweiſes von Thatfachen, 
die allein durch den Gerihtähof zu entſcheiden 
(ausländifhe Gefete) 109. — Verweiſung vor 
ein neued Schwurgeriht (Urt. 99.). Verhandlun 
vor bemfelben, wenn bad erfte Verdikt zum Theil 
günftig, zum Theil ungünftig lautete 264. — 
Umfang der neuen Verhandlung und Frageſtel · 
fung in dieſem falle 266. — Komprtenzfrage 
hierbei 266. — Unmendung deß Urt. 86, bei 
der neuen Verhandlung 271. — Nibtanwenbung 
de? Urt. 91. auf den Beſchluß des Gerihtahofer 
nah Art. 98. S. 277, — Entfcheidung dei Ger 
richtöhofes im Rontumazial-Berfahren, Bedeutung 
des „nad Cage ber Alten“ 630, 

Strutinium, Prüfungäreht bed Richters, ob ein 
fall zuläffiger Vereidung vorliegt 430, 

Spezialgefehe, Erforbernifi der Fortdauer ber 
darin enthaltenen Strafporfähriften 

Spiritud als Getränt im Stleinhandel 128, 

Staatdanmalt, Gtellung im Unklageprozeffe 
überhaupt 117. — Wirffamfeit und Stellung in 
der Vorunterfubung und zur Polizei 21. — 
Wirkung der Anträge aus Urt. 30. und 86. 
ohne beftimmte thatlählihe Behauptungen in 
diefer Richtung 117. — Wechſel der Perſon in 
derfelben Audienz 434. — Gubftitution im ein 
zelnen fall eines Referendard durch den Ober 
Staat8anmwalt 118. 

Staatdeifenbabnen, Verbältnii des Staates 
ald Eigenthümer des induftriellen Unternehmen, 
Amtsverbrechen der Beamten 148. — Ffracht ⸗ 
gelder ald Gebühren im Sinne des 6. 327. dei 
Strafgefegbubs 148. 

Stempel, Gtempeldbefraude, Anwendung 
des Gefehed vom 24. Mai 1861 nur beim Be 
ftreiten der Gteurrpflibtigkeit felbt 127, — 
deögl. Unmendung in Bezug auf Nebeneremplare 
von Verträgen 775. — Feſtſtellung ber Stempel: 
pflichtigkeit nicht mehr egiftirender Vertrags + Ur 
funden 568. 832. — Gtempelftrafe genen den 
Mehielbürgen 127, — Vollmachten in Ueber 
tretungbfaden 388. — Ueberaabe der ungeftem- 
pelten Schuldurkunde an den Gläubiger innerhalb 
der viergehntägigen Frift 213. — Stempelpflid- 
tigkeit der Blanfo-Indoffamente 434, — pac- 
tum claudicans 567. — Begriff des Produ 
zenten, mittelbare oder unmittelbare Staatsbeamte 
in ihrem Reffort als folde 637. 

Stempelpapier, Fälſchung durch Vertilgung bed 
Kaflationsvermerlä 543. 

Steuerbefraude, Warnung vor dem Rüdfell, 
Bedingung der Rüdfaftrafe 51. — Widerſeh 
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lichkeit Bei derſelben, ; 
jede entaenengefehte Thaͤrig · 
feit 51. — Berhältnif der Ortöregulative zu * 
Steuergefepen 51. 
= tewerzertelalß öffentlide Urfunden 66, 
trafrichter, Verpflichtung auf Schabenerfag zu 
erfennen 98 — deẽgl. Pr den Werth deB Kon⸗ 
fisfats 96, 
Strafurtpeile, Kolliſion ausländifher und bief- 
fritiger im demfelben falle, Löfung derfelben 788, 
Strafporfäriftenin Spezialgefegen, Erforderniß 
ihrer Foridauer 286. 
&Süb ne, fhiedsmännifhe nah dem Wohnfig zur 
Zeit ber Slageanftellnng 220. 844. — einzelne 
Gerichtstommiffionen befielben Sreißgrrihts ale 
verfchiebene Gerichtähejirte 844. — Ausbleiben 
des Slägers 440. 


z. 


Zbatbeftand, objektiver bed Kindeßmordeß oder 
der fahrläffien Kindeßtödtung, Ungewißheit def 
felben und Einfluß ouf die Geſehgebung 73. 

—Zbatfrage, ausländifhe Geſthe und deren In 
balt als folde 109. — f. Verbitt. 

Zbeilnabme, Haupthantlung reſd. vollendende 
Durch ben Gehülfen 89, 355. — dolus des Theile 
nebmer® 80. 538. — Ifeilnahme oder Mit- 
tbäterfchaft dur Aertigung bet Kontertes der 
falfchen Urkunde 89. — am Kindesmord, Er- 

Täuterung des Abſ. 3. $. 183. ©. 425. — am 
SHazarbiviel durch Yuführung von Spielern Q0B, 
— an der Meuterei durch Hülfdleiftung ohne 
eigene Gewalt. Anwendung nur de Mbfap 1. 
. 96. ©. 242. — an den beiden Vergeben deB 
T. 308. 309. der Konkurt-Ordnung zugleich 538. 
— an ee en 859, 
sprung: Tabrläffige, des Kindes, Einfluß der 
= Lingemißbeit des objektiven Thatbeftanded 73, — 
Fabriäffige durch Kunftfehler bed Arte? 794. — 
riorität der Toredurfaden 79. — Toͤdten 
oder Beranlaffung des Todes 533. 729. 
ra Bu urd, Widerſtand gegen fie ($. 89.) 


646. 
pelverttag, Unterfhlagung darin, Gtipula- 
zum einer Beloßnung 362. . * 


u. 


perbebung öffentlicher Abgaben und Gebühren 

u (S. 327. Bradtgefder auf —2238 ala 

ide i 

u Sertretungen, dolus, culpa 56. — {rt 

ghum der Befugniß bei der Handlung 370. — 

ideale tonturrenz mit Vergehen 291. — Theil, 
mabme daran 859, 
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Unterdrüädung von Urkunden 507. 650. — 
buch blos zeitweife Entziehung 228. — Er- 
forbernif einer der Vernichtung m. ſ. w. analo- 
gen Handlung 506. — dur Behalten irrthüm · 
li abgegebenen Beftelbriefed und Ausführung 
der Beftellung 854 

Unterfommen im Gimme des F. 119. Mr. 3, 
Berbot der Polizei eined fperiellen Unterfommen® 
aus Sittlidfeitägründen 297, 

Unterfdlaaung, an einer aud Irtthum zuviel 
grjablten Summe, Irrthum im Bemwengrunde 
oder in corpore 143. — des auf eigenem 
Grunde gefundenen Shared 649. — im Trödel. 
vertrage, Verſprechen der Belohnung darin 362. 

Unterfuhung, Unzuläffigfeit ohne vorgängiges 
— Strafverfahren, wenn daffelbe jn- 
ä 3 

— ——— Funktionen in der Vor 
unterſuchung 25. 

Ungüdtige Handlungen, Verſuch 136. 

Urfunden-Unterbrädung, ſ. Unterdrückung 
507. 650 


[Ir h 
Urkundenfälſchung, Ergänzung des Begriffä 
durb da Geftändnih 66. — Begriff bei Ge 
braubmabens 508. — Wiſſentlicher Gebrauch 
ala felbftftändiged Verbrechen ($. 249.) bes 
Theilnehmer8 an der frälfbung 89. — Prüfung 
der Erbeblichfeit dur Umjtände außer der Ur- 
kunde 856. — Yurüdgeben auf den Alteninhalt 
bei der Prüfung 357. — Berhältniß deſſen, ber 
den Sontert fertigt, zu dem, melder die Unter» 
ſchrift fertigt, ala Mittbäter oder Theilnehmer 
89. — Gedrudte Unterfbrift; abgekürzte Na- 
mendrüge ala ſolche 66. 856, — Fälſchung der 
eigenen Hanblungsbüher ala Urkundenfälfhung 
aufer dem Fall ded Banterutt 92. — Abis- 
briefe im Frachtgeſchäft und Frachtbriefe ald Urs 
funden 148, — beögleiben Schuldverbältniß ber 
Ehefrau im flehender Ehe 229. — begleichen 
Schuldverpflihtungen ohne causa debendi 507. 
— beögleihen Gegenbüchet, Erforderniſſe 302. 
öffentliche Urkunden, Steuerzettel 66. — 
deögleihen Poftanweifungen 66. — Poftvor- 
ſchuß + Ouittungen 856. — desgleichen im in- 
neren amtlihen Verkeht * Beſcheinigung eige · 
ner Umtshandlungen — dekgleichen in 
eigenen Ungelegenheiten ausgeſtellte Umtöurfun- 
den 446. — Poſteinlieferungsſchein durch ben 
PVoftbeamten über von ibm jelbft abaefendete 
Gelder 446, — Frageftellung 41. 86. 429. 654. 
— bdeögleihen intelleftuelle Fälfhung 204. 


D. 


Verbreiten im Ginme bed Preßgefehet, Aus 
fielen im Schaufenfter 55. 777, — ber Der. 
leumbung 6l. 

Verdikt, Einftimmigkeit und Mittel dazu, fiche 
Gefhmorene.. — That und Mehtäfrage 154 
156, — Redtsirrthümer, gededt durch den 


882 Sach ⸗ Regiſter. 


Mangel der Spezialiſirung 90. 91. — Kontur 
venz des Richters bei der Redtäfrage 16. — 
Konfurreny von Verbift und Beftändnif über 
diefelbe Thatſache 196. — Nichtſchuldig des 
Thaͤters und Schuldig des Theilnebmerd, Un» 
wendung dei Urt. 97, S. 41. — Auslegung 

des Berbifts duch Zurückgehen auf die Unflage 
und die Verhandlung 426. — Vejondere Beant- 
mortung ber erfhmerenden Umſtände bei der Er- 
preffung 42. — teigleiben beim Verſuch 481. 
— beägleihen bei der Unterfhlagung mit fäl- 
ſchung 113 — desgleichen Körberverlehung mit 
tödtlihem Erfolg 116. — Unterzeichnung durd 
den Vorſteher erit im Gigungsfaal 43. — 
f. Geſchworene. 

Verführung 298. 

Vergleich im Injurienprogeh, Einwand im der 
Strafvolftredung, Urtel darüber 441, 

Berlefung, Gutahten der Behörden 38. — ber 
Medizinal, Kollegien 45. — frühere Zeugenaus 
fagen, wenn der Zeuge jeht taub dd, — ber 
Ausfogen von Zeugen, bie zur mobilen Armee 
einberufen find 771. — Konftatirung aus vor 
gelegten Alten in Verbindung mit dem Zeugen ⸗ 
verbör, Matt Verleſung 432, 

Verleumdung, Verbreiten des Gerühtd, wenn 
daſſelbe den Sörern befannt 61. — begründete# 
Bemuftfein der Wahrbeit 139, — Prüfung ber 
Wahrheit nah rechtskräftiger Freiſprechung bed 
Derleumdeten 140. — Friſtenlauf für die Rüge 
in Bezug auf die Derbreiter xejp. Erfinder des 
Gerüdbts 224. — Vertrauliche Geſpraͤche unter 
$. 154. fallend 61. — Verhältniß von 6. 154. 
und 159. zu einander 360, — Verfolgbarfeit 
310 Laudtags + Abgeordneten wegen Berleumbung 


Verfuh unzühtiger Handlungen 138, — bes 
ſchweren Diebftahld durch verſuchtes Einfteigen 
274. — verſuchte Verleitung zum Meineid, 
Frageſtellung in Betreff bed „wiſſeutlich“ 111. 

Bertümmelung, Steifheit des Fingergliedes 62, 
Frageſtelluug, Auflöſung 276. 

Vertheidigert erſtetr Juſtanz, Vorladung durch 
den — 120. — Verzicht anf 
Zeugen in Gegenwart des Ungeflagten 206. 

Verweifungébeſchluß, Redtäfraft 119. 

Verzicht gegen den Verbafteten in gmeiter ins 
tanz 47. 340, — dei Vertheidigerö auf Zeugen 
in Gegenwart des Ungeflagten 206. — auf die 
Mängel bei der Bildung ded Schwurgtrichts 8. 
— bei der Andfhliefung der Oeffentlichkeit 37, 
— megen Nichtbenachrichtigung der fommiffari- 
{hen Vernehmung, Wirkung für die folgenden 
Je 121. — Injutienprozeß, Omiffionen 
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Vollmachten in Uebertretungsfahen, Stempel- 
pflichtigteit 288. 

Vorbehalt weiterer Verfolgung, Ausſprechen und 
Motivirung 473. — Redtskraft 424. 

Vorfigender des Schwurgerichts, Bedeutung 
feined Reſumes 608. — Betreten bed Wera- 
thungägimmers der Gefhmworenen ohne erhellen ⸗ 
den Zweck 765. 

Borfteher ber Gefhmorenen, Wiederholung des 
„Auf meine Ehre u. f. w.“ bei ber Verkündi 


gung der DVerbefferung des Berdilts 107. — 
Unterzgrihnung des Berbiltd erft im Gitung?- 
faal 273, 


Borunterfuhung, Begrenzung und Rompetenz 


15. — Wahrung bed Sinterefir® des Ungeflag- 
ten, Entlaſtungẽbeweis, Vertretung und Vertbei- 
tigung 17. 23. 25. — Deffentlihkeit 17. 27. 
— Ausdehnung refp. Befhränfung mit Nüd- 
fiht auf die Hauprverbandlung 21. — Gebiet 
der Polizei, Biltung einer Gerichtöpoligei 17. 
19, — Häle felbftirandigen Einſchreitens ber- 
felben 20. — Hausſuchungen derſelben 20. — 
Gebiet des Staatdanmalts 21. — Verhaftungen 
und Beſchlagnabmen 23. — Eintreten des Rıid- 
terd mit dem Uugenblid der Berbaftung 23. — 
begleichen bei ſchleunigem Bemeife 24. — bes. 
aleihen in ſchweren fällen 24. — Gebiet bei 
Beribtd 24, — Unterfuhungsribter und Ge- 
richt 25. — Einftellung ded Verfahrens, Wir ⸗ 
Ne Oeffentlichkeit 27. — Anklagebeſchluß 
©. 28. 


Vorpieh, firafbared Halten deflelben 783. 


Wald, Ei gu bei erfolgtem Niederſchlag be# 


Holzed 


Mablhandlung, Begriff, politiihe oder fom- 


munale Wablen, Anmenduna auf fleine Dorf 
gemeinden 356. — Kreuze unter bem Protofol 
ald Mabl» oder Stimmzeichen 356 


Wechſelbürge, Etempelbefraude durd ibn 127. 
mr und Hütungäfrevel in Pofen, Strafe 


Werkzeuge zum Mefien und Wiegen, Begriff 


ber unrichtigen ; mechaniſche Unrichtigteit 30, 
= richtige, aber duch Qufall unrichtig gemordene 
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Widerfepligeit gegen Gteuerbeamte, jebe ent- 


gegentretende Hantlung 51. 642. — gegen Forſt ⸗ 
beamte, mittelbare oder unmittelbare Gemalt 
354. — Ausdehnung der Amtsbefugniß auf 
andere Meviere derfelben Forſt, dekgleichen auf 
die Wege durch die Forſt 838, — mit Körper 
verlegung, Erforbernig des Vorſates bei ©. 4. 
dei Gefehed vom 31. März 1837 ©, 214. — 
deöqleihen Anwendung de F. 1. des Geſehes 
über den Waffengebrauch zur Erläuterung des 
Ausdrucks „Drohung“ 286. — Wufbebung tes 
De bed Gefepes über die Mibderfeplichkeit 


MWiderftand gegen Amtäbandlungen, Einfluß des 


Vergebens bei der Uudübung des lehteren 222, 
— Berwechfelung der Perſon des zu Berhaften- 
den 848, — Begriff der Beamten und der Ber- 
orbnungen zur Vollſtreckung Beweißrefolute im 
Eivilprogeh 223. 


Wiefen, fünftlibe, im Sinne dei Rheiniſchen 


Ruralarfepes 57. 


MWohnfig, mehrfacher beim Haufiren 216. 


Sad) - Regifter. 883 


Wucher, Verkleidung durh Nibtaufnahme unge 
fegliher Sinfen in das Inftrummt 151. — 
reale Konkurrenz von gemohnbeitämäßigem und 
verfleidetem bei demfelben Geſchäft 231. 


3. 


Zahnaudziehen ald Heilung 469. 583. 


Zeugen, unvollfommene, eibedunfähige 251. — 


zum Zeugnifle, Geitändnig Der Thaterſchaft da⸗ 
duch 962. — Bereidung, richterlige Beftimmung 
über Religion, in welcher ie Zweifel der Eid zu 
leiten 00. — VWereidung im GSfrutinium, 
Drüfungsredt des Richter 430. — Bermeifung 
auf den aeleifteten Eid, Belehrung darüber 121. 
— Verfiherung auf den Eid, Wiederholung, fo 
oft in der Verhandlung Meued bekundet wird 
207. — Ausdehnung der Dolmetſcher ⸗Votſchrif · 
ten auf den Eideänt 432. — —— des 
Vereidungsvermerls durch den Zeugen — 
Anfechtung der Glaubwürdigkeit gbweſender Heu. 
gen, deren Ausſage verleſen 431. — Berlefung 
der * Einberufung zur mobilen Armee 


Mitangeklagte 252. — Rechtsanwalte, Zeugni unter 6. 2 
aus früherem Civilprozeß 343. — —* — * 
über die Perſon bed Einſenders 486. — Zwang 

— — — 
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